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Band XXXVII. 
INHALT DES ERSTEN HEFTES. 
(Juli 1913.) 


ABHANDLUNGEN. Seite 
Die Elemente des Wirtschaftslebens. Von WERNER SOMBART, 
Charlottenburg BE I 
Die logische Struktur des histor echen. Materialismus. Von Dr. 
SALOMON EUGEN ALTSCHUL, Libau ; ©.. 46 
Landwirtschaft — Landindustrie — Aktiengesellschaft. Eine 
Untersuchung über die Zukunft des landwirtschaftlichen Grof- 
betriebs. Von Dr. R. LEONHARD, München . . . 85 
Die Kinderarbeit in Oesterreich. Von Prof. WALTER SCHIFF, 
Wien. I. 


` S S E E S 
Die soziale Geschichte der Schultheiß-Brauerci. Eine Studi 


Eine Studie. 
Von Prof. FR. LENZ, Braunschweig ; . 175 


Der »Allgemeine Jüdische Arbeiterbund« zur Zeit der russischen 
Revolution (1904—1907). Von ***. II (Schluß) 


LITERATUR-ANZEIGER. 
(Einzel-Verzeichnis der besprochenen Bücher auf S. 3 und 4 des Umschlags.) 
Inhaltsübersicht: ı. Bibliographien, Sammelwerke, Lehrbücher 5. 25T; 
2. Sozial- und Rechtsphilosophie S. 254; 3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassen- 
frage S. 256.; 4. Sozialismus S. 256; 5. Sozialökonomische Theorie und Dogmen- 
geschichte S. 258; 6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien S. 274; 
7. Bevölkerungswesen S. 276; 8. Statistik S, 276; 9. Soziale Zustandsschilderungen 
S. 287; 10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage S. 290; 
Gewerbepolitik S. 2095; . ı2. Kartellwesen, 


215 


11. Gewerbliche Technik und 
Unternehmerorganisation S. 297; 


14. Arbeiterschutz S. 297; 15. Ver- 
on (bes. Arbeiterversicherung) S. 297; 16. Gewerkvereine und Tarif- 


wesen S. 297; 17. Allg, Sozialpolitik und Mittelstandsfrage S. 298; 


und seinllentrae S. 299; 19. Handel und Verkehr S. 299: 
schaftslehre (Ilandelswissenschaft) S. 302, 


18. Privat- 
20. Privatwirt- 


21. Handels- und Kolonialpolitik S. 302; 
22. Geld-, Bank- und Böürsenwesen S. 305; 23. Genossenschaftswesen S. 308; 


24. Finanz- und Steuerwesen S. 309; 25. Städtewesen und Kommunalpolitik S. 311; 
26. Wohnungsfrage 8.312; 27. Unterrichts- und Bildungswesen S. 313; 28. Jugend- 
fürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege S, 313; 29. Kriminologie, Strafrecht 
S. 313; 30. Soziale Hygiene S. 313; 31. Frauenfrage, Sexualethik S. 313; 32. Staats- 
und Verwaliungsiecht S. 313; 33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht S. 315; 
34. Politik S, 315. 

SOZIALPOLITISCHE CHRONIK. 
—ọ Angestelltenorganisationen und Sozialpolitik E E 


Das zweite Heft des 37. Bandes erscheint im Septembe 
wird voraussichtlich enthalten: 

I. Abhandlungen: 1. Prof. Alfred Weber, Heidelberg: Die »gelben« Gewerk- 
vereine und das Problem der Bürokratisierung der Gewerkschaftsbewerung. 2. Dr. 
Arthur Salz, Heidelberg: Ueber Berufsideologien. 3. Dr. Eugen Heimann, 
Berlin: Methodologisches zu den Problemen des Preises und des wirtschaftlichen 
Prinzips. 4. C. K. Ogden, Cambridge: Die syndikalistische Bewegung in Eng- 
land. 5. Professor Dr. Walter Schiff, Wien: Die Kinderarbeit in Oesterreich 
(Schluß). 6. Eugen Fränkel, München: Die sozialpolitische Bedeutung des 
Staatsbahnbetriebes. 7. Dr. Max Scheler, Berlin: Zur Psychologie der sogen, 
Rentenhysterie. 8. Dr, A. Wetzel, Heidelberg: Ein Beitrag zu den Problemen 
der traumatischen Neurose. 

II. Literatur: 1. Dr. L. v. Mises, Wien: 
der theoretischen Nationalökonomie. 2. 
soziale Funktion der Teuerung. 

III. Literatur-Anzeiger. 


r 1913 und 


Die allsemeine Teaerunz im Lichte 
W. Eggenschwyler, Turin: Die 


„IV. Soziglpaligsche Chronik; Bewegung der öffentlichen Beamten und Beamten- 


* sozialpotik, $ ss 
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Adler, Marxistische Probleme 
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I. Teil: Akten des Jahres 1705 
(R. de Waha) .. 

Avereck, Die Landw irtschaft 
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Balch, Slavische Einwande- 
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Ballod, Grundriß der Stati- 
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Behm, Der Handelsagent. Sei 
ne soziale Stellung und volks- 
wirtschaftliche Bedeutung 
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Borchard, Die Wirkungen 
der Getreidezölle auf die Ge- 
treidepreise (Hoppe) . 

Borgius, Zollpolitisches A- B- 
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Bundsmann, ` Der Wertzu- 
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Carlsson, Der Arbeitgeber- 
Schutzverband für das Holz- 
gewerbe (—ẹ) . 

Cerbeano, Die Fleischfrage 
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Challaye, Revolutionärer 
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Die Elemente des Wirtschaftslebens !). 


Von 


WERNER SOMBART. 


Inhalt: A. Die Unterhaltsfürsorge S. 3. B. Die Technik S. 5. C. Die 
Arbeit S. 7. D. Der Betrieb S. 11. E. Das Vermögen S. 23. F. Die Wirt- 
schaft S. 27. G. Der Wirtschaftserfolg S. 39. H. Die Bedingungen des Wirt- 
schaftsiebens S. 40. 


Vorbemerkung. 


Unter Elementen des Wirtschaftslebens verstehe ich die- 
jenigen Erscheinungen, die in aller menschlichen Wirtschaft, 
wie, wo und wann sie sich abspielen möge, notwendig wieder- 
kehren, ohne die also menschliche Wirtschaft nicht möglich ist. 

Die Begriffe, die bestimmt sind, diese Elemente des Wirt- 
schaftslebens unserm Denken zugänglich zu machen, nenne ich 
die Elementarbegriffe der Wirtschaftswissenschaft. Ihnen stehen 
die historischen Begriffe gegenüber. Diese sollen Erscheinungen 
erfassen, die nur unter besonderen geschichtlich zufälligen Um- 
stinden, also nur in besonders gearteten Wirtschaftssvstemen 
wiederkehren. 

Diese Bezeichnungen: Elementare und historische Er- 
schrinnngen des Wirtschaftslebens, elementare und historische 
Begriffe der Wirtschaftswissenschaft, durch welche Gegenüber- 
stellung sachlich kein neuer Gedanke geprägt wird, setze ich an 
Stelle der von Rodbertus eingeführten, von Adolph 
Wagner übernommenen Unterscheidung von »ökonomischen« 


l) Die folgenden Ausführungen behandeln Probleme, zu denen ich mich 
irher an verschiedenen Stellen schon geäußert habe. Es ließ sich deshalb 
mchat vermeiden, gelegentlich etwas zu wiederholen, was bereits anderswo von 
ir ausgesprochen war. Die meisten Ansichten sind jedoch hier neu geprägt 
cul vorallem ist die Neuordnung der Gedanken von Grund aus gegen früher 
verandert, so daß die Darstellung als Ganzes neu ist. 
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"und »historischėn« Kategorien. (Es sind ja beides »ökonomische« 

Kategorien, also kann man nicht gut den Gegensatz histori- 
scher und ökonomischer Kategorien bilden.) 

In der »Kategorientafel«, die ich im folgenden aufstelle, 
mache ich den Versuch, die ökonomischen Elementarbegriffe 
in ihrer logischen Aufeinanderfolge zu entwickeln, indem ich 
von dem Allgemeinsten ausgehe und zu immer engeren Um- 
schreibungen fortschreite. Die Tafel erhebt den Anspruch voll- 
ständig zu sein: in ihr fehlt keiner der relevanten Elementarbe- 
griffe unserer Wissenschaft. Alle andern Begriffe tragen histo- 
risches Gepräge. Gleichwohl hat in ihr der Wertbegriff 
keinen Platz gefunden. Aus folgenden Gründen nicht: 

Soweit unsere Wissenschaft einen besonderen Wertbegriff 
benötigt, gehört er in die dem kapitalistischen Wirtschaftssystem 
eigentümlichen Begriffe. Er deckt sich hier ungefähr mit dem Be- 
griff, den die Klassiker mit dem Worte Tauschwert bezeichneten 
und dient dort dazu, eine Vorstellung von einem gedachten Preise 
zu vermitteln, das heißt: er bedeutet eine Abstraktion vom Preise 
und ist erst auf Grund des Preisphänomens gebildet. Auch als 
historischer Begriff ist er von nur sekundärer Wichtigkeit. In die 
Kategorientafel der Elementarbegriffe gehört er aber überhaupt 
nicht. Selbstverständlich nicht deshalb, weil die Wertvorstel- 
lung im Wirtschaftsleben keine Rolle spielte. Sie spielt in ihm 
dieselbe entscheidende Rolle wie in allem Leben der Menschen. 
Deshalb-wird in einer Theorie des menschlichen Lebens der Wert- 
begriff ein tragender sein müssen. Die Einzelwissenschaft über- 
nimmt aber diese Grundtatsache der menschlichen Psyche, daß 
sie sich wertend in der Welt orientiert, wie jede andere psychische 
Grundtatsache; ebenso wie sie die Grundtatsachen des mensch- 
lichen Denkens übernimmt. 

In der Nationalökonomie die Kategorie dieses Wertes zu 
erörtern, bedeutet dasselbe als wollten wir damit anfangen, die 
Kategorie der Kausalıtät, des Identitätsgesetzes oder aus der 
Seelenlehre die Kategorie der Vorstellung, des Gefühls, des 
Willens zu entwickeln. 

Nun aber: daB Generationen von Denkern immer von neuem 
den Versuch gemacht haben, aus der Wertvorstellung der wirt- 
schaftenden Personen die Empirie des Wirtschaftslebens aufzu- 
bauen, ist eine der wundersamsten Erscheinungen in der Ge- 
schichte des menschlichen Geistes. Die kommenden Geschlechter 
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werden diese Bestrebungen, zusammen mit dem Suchen nach 
dem Stein der Weisen, nach dem Perpetuum mobile, nach der 
Quadratur des Zirkels jenen grandiosen Verirrungen zurechnen, 
denen der menschliche Geist auf seiner Bahn so oft zum Opfer 
gefallen ist. 2 

(Wohlgemerkt: Das Gesagte gilt nur für eine kausale Be- 
trachtung des Wirtschaftslebens. Wer aus der Wirtschafts- 
wissenschaft eine »ynormative« Wissenschaft macht, braucht na- 
türlich einen spezifisch ökonomischen Wertbegriff und ein Wert- 
system, nach dem er sich orientiert. Aber so etwas kommt 
hier nicht in Frage.) 


A, Die Unterhaltsfürsorge. 


Wie alle lebendige Kreatur muß der Mensch, um sein Le- 
ben zu erhalten, unausgesetzt sein individuelles Dasein durch 
Bestandteile der stofflichen Natur ergänzen, die er zu seinem 
Verzehr von außen hereinnimmt und seinen Bedarfszwecken 
anzupassen trachtet. Daß der Mensch den Kreis seiner Be- 
dürfnisse über die elementaren Unterhaltsmittel hinaus ausgewei- 
tet und eine neue Bedarfswelt in dem »Kulturbedarf« geschaffen 
hat, macht nur einen Gradunterschied aus. Auch die Tierwelt 
hat einen außerordentlich verschiedenen, nach Menge und Güte 
abgestuften Sachgüterbedarf. 

Gemeinsam mit aller lebendigen Kreatur ist der Mensch aber 
auch vor die Notwendigkeit gestellt, einen großen Teil seiner 
Lebenskraft der Beschaffung jenes Sachgütervorrats, an dem 
sein Leben hängt, zu widmen. Er muß sich, weil die ihn umge- 
bende Natur im Verhältnis zu seinem Bedarf spröde ist, um die 
‚Deckung seines Bedarfs« kümmern, er muß »Unterhaltsfürsorge« 
betreiben. | | 

Diese Unterhaltsfürsorge, die ein wie gesagt gemeinsames 
Kennzeichen aller Lebewesen auf dieser Erde ist, stellt sich in 
einem regelmäßigen Kreislauf dar, der in der naturalen Beschaf- 
fenheit der bedürfenden Wesen und der zu ihrem Verzehr not- 
wendigen Sachdinge begründet ist: Gegenstände der äußern Na- 
tur werden hereingenommen und dem Bedarfszweck angepaßt: 
der Vogel holt sich Federn und legt sie zum Nest zurecht: er 
baut“ sein Nest: wir nennen diesen ersten Akt Produktion. 
Die Güter werden, nachdem sie produziert worden sind, ihrer 
b-stimmung (dem Verzehr) zugeführt: der Vogel speist die ein- 
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zelnen Jungen mit den herbeigeschleppten Mücken: das ist wie 
wir sagen der Akt der Verteilung. Dann werden die Gü- 
ter ge- oder verbraucht: Aktder Konsumtion, auf den mit 
elementarer Notwendigkeit wieder ein Produktionsakt folgen 
muß. Produktion (»Erzeugung«) — Verteilung — Konsumtion 
(»Verzehr«) wiederholen sich so immer fort, bis das letzte Leben 
von dieser Erde verschwunden ist. 

Alle Gegenstände der äußeren Natur, die für die Unterhalts- 
fürsorge in Betracht kommen, bezeichnen wir als (Sach-)Güter 
oder materielle Güter (im Gegensatz zu den rein geistigen (im- 
materiellen) Gütern). Siesind entweder schon als solche erkannt 
(effektive Güter) oder nicht, obschon sie eine sachliche Eignung 
besitzen, bei der Unterhaltsfürsorge Verwendung zu finden: 
der Wollfaden konnte dem Vogel von jeher als Baumaterial die- 
nen; erst im Getriebe der Städte aber wurde er als solches »ent- 
deckt«Z Dienen die Sachdinge dem unmittelbaren Verzehr, so 
sprechen wir von Konsumtivgütern, dienen sie zur Herstellung 
anderer Güter, so sind es Produktivgüter. Jene bezeichnen wir 
nach dem Vorgange Mengers als Güter erster Ordnung, diese 
als Güter höherer (zweiter, dritter etc.) Ordnung. 

Alle Produktion oder Gütererzeugung, wie wir etwas 
vollmäulig sagen, beruht darin, daß wir lebendigen Wesen einen 
Aufwand von Energie machen, mittels dessen wir in der Umwelt 
(der »Natur« vorhandene Stoffe oder Kräfte unserm Bedarfs- 
zweck entsprechend formen. In jedem Produktionsakt wirken also 
Arbeit und Natur notwendig zusammen, die wir deshalb als 
Produktionsfaktoren bezeichnen können, jene als 
den persönlichen, diese als den sachlichen Produktionsfaktor. 

Die äußere Natur erscheint in jedem Produktionsvor- 
gange I. als Arbeitsbedingung; 2. als Arbeitsgegenstand. In 
ihrer ersten Funktion schafft sie die sachlichen Bedingungen 
produktiver Arbeit, mögen nun diese Bedingungen von Natur 
gegeben sein, wie die Erde als Standort, die Luft als Atmosphäre, 
die Kräfte; oder erst in der dem Produktionszwecke entspre- 
chenden Form hergestellt werden, wie Arbeitsgebäude, Wege, 
Kanäle, Wachszellen der Bienen. Der Arbeitsgegenstand ist 
dasjenige Ding, an dem sich die Arbeit betätigt. Auch er 
wird entweder in der Natur fertig vorgefunden oder er ist selbst 
schon Produkt. In diesem Falle nennnen wir den Arbeitsgegen- 
stand Rohmaterial. 


Die Elemente des Wirtschaftslebens., 5 


B. Die Technik. 


Die bisherige Darstellung hat die Bestandteile der Unter- 
haltsfürsorge aufgewiesen, wie sie in jeder Unterhaltsfürsorge 
— tierischer wie menschlicher — gleichmäßig wiederkehren. 
Nunmehr sind die der menschlichen Unterhaltsfürsorge besonde- 
ren Erscheinungen zu betrachten, die schließlich in dem Phäno- 
men der Wirtschaft gipfeln. 

Das erste, was die menschliche Unterhaltsfürsorge auszeich- 
net, ist ein dem Menschen eigenes Verfahren bei der Güter- 
erzeugung (die immer für alle Sachbehandlung, also auch nament- 
lich den Gütertransport steht): die Anwendung dessen, was wir 
füglich de instrumentale Technik, oder wenn wir 
den Sinn dieses Wortes beschränken wollen: die Technik über- 
haupt nennen. 

Unter Technik verstehen wir im weitesten Sinne alle Ver- 
fahrungsweisen zur Erreichung eines bestimmten Zweckes, 
unter materieller oder ökonomischer Technik also alle Verfah- 
rungsweisen zur Gütererzeugung. Ist die Herbeiführung des 
technischen Enderfolgs das Ergebnis einer bewußt-vernünftigen 
Zweckmäßigkeitserwägung und ruht diese auf der kausalen Er- 
klärung der Naturerscheinungen, so sprechen wir von einem 
wissenschaftlichen oder ratıionellen Verfahren; beruht 
die technische Fähigkeit dagegen auf einer bloß überkommenen 
und gedankenlos übernommenen Kunstfertigkeit, so nennen wir 
das Verfahren empirisch. 

Im einzelnen besteht die technische Fähigkeit: 

I. in den Kenntnissen von den Eigenschaften der uns um- 
gebenden Natur. Dieses technische Wissen erstreckt sich 
auf die Nutzbarkeit der Stoffe, der Kräfte und der Umbildungs- 
prozesse der Natur selbst; 

2. in dem technischen Können. Dieses äußert sich ent- 
weder bloB in einer bestimmten Methode zur Ausführung von 
Tätigkeiten. Solcher Methoden sind vor allem zwei als besonders 
bedeutsam hervorzuheben: die Zerlegung der Gesamttätigkeit 
n ihre einzelnen Bestandteile, die dann als besondere Verrich- 
tungen erscheinen; und die Vereinigung des Materials, bei der ein 
und dieselbe Verrichtung gleichzeitig statt nacheinander an 
glsichartigen Gegenständen ausgeführt wird. 

Oder aber das technische Können entwickelt sich zu einer 
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instrumentalen Technik. Darunter verstehe ich 
ein solches Verfahren, bei dem zur Herbeiführung des technischen 
Erfolges irgendwelche Sachdinge, Instrumente, zur Verwendung 
gelangen. Bei der Gütererzeugung bezeichnen wir diese Instru- 
mente als Arbeitsmittel, die also als dritte Form der Natur- 
beteiligung (neben Arbeitsgegenstand und Arbeitsbedingung, die 
aller Unterhaltsfürsorge eigentümlich sind) bei der mensch- 
lichen Unterhaltsfürsorge zu betrachten sind. Sämtliche Bestand- 
teile des sachlichen Produktionsfaktors können wir auch Pro- 
duktionsmittel im weiteren Sinne nennen und unter 
ihnen diejenigen als Produktionsmittel im engeren Sinne unter- 
scheiden, die bereits Arbeitsprodukte sind. Wir werden im fol- 
genden, wo nichts besonders gesagt ist, von Produktionsmitteln 
in jenem weiteren Verstande als dem Inbegriff sämtlicher sach- 
licher Produktionsfaktoren sprechen. // 

Genauer angesehen ist das Arbeitsmittel (nach der 
Marxschen Begriffsbestimmung) ein Ding oder ein Komplex von 
Dingen, die der Arbeiter zwischen sich und den Arbeitsgegenstand 
schiebt, um sie als Machtmittel auf andere Dinge seinen Zwecke 
gemäß wirken zu lassen. Genauer können wir dann aktive und 
passive Arbeitsmittel unterscheiden. Marx bezeichnet jene als 
»die mechanischen Arbeitsmittel, deren Gesamtheit man das 
Knochen- und Muskelsystem der Produktion nennen kann«; es 
sind Werkzeuge und Maschinen, die tätig unter der Leitung des 
Menschen in die neuzuformende Materie eingreifen, während die 
andere Kategorie der Arbeitsmittel die mehr passive Rolle in der 
Produktion spielt, als Behälter für Stoffe und Kräfte zu dienen, 
es sind dies die Kessel, Röhren, Bottiche, Fässer, Körbe, Krüge 
etc., jene Arbeitsmittel, »deren Gesamtheit ganz allgemein als 
das Gefäßsystem der Produktion bezeichnet werden kann«. 

Ein Werkzeug ist ein Arbeitsmittel, das zur Unterstützung 
der menschlichen Arbeit dient (Nähnadel), eine Maschine ist ein 
Arbeitsmittel, das menschliche Arbeit ersetzen soll, das also das 
selbst tut, was ohne es der Mensch tun würde (Nähmaschine). 


Die umfangreiche Literatur, die sich an diese meine Unterscheidung von 
Werkzeug und Maschine knüpft, veranlaßt mich nicht zu irgendwelcher Aende- 
rung. Wenn man festhält, daß die Begriffe der beiden Arbeitsmittel im Hinblick 
auf ihre Verwendbarkeit für wirtschafts-wissenschaftliche Erkenntnis gebildet 
worden sind (und gebildet werden müssen), kann man nicht wohl anders unter- 
scheiden als ich es hier tue: denn nur bei dieser Gegenüberstellung wird das 
ökonomisch Wesentliche: die Beziehung zur Arbeitsverrichtung als Hauptmerk- 
mal der Begriffe anerkannt. 
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In der Verwendung von Arbeitsmitteln äußert sich also die 
erste, ganz bedeutsame Eigenart menschlicher Unterhaltsfür- 
sorge. Es bleibt dabei: Der Mensch ist »ein Werkzeug machendes 
Tiere (a tool making animal). 

Nicht nur in dem äußerlichen Sinne, daß (vielleicht rein zu- 
fällig) der Mensch sich des Arbeitsmittels bedient, das Tier nicht. 
sondern in dem tieferen Sinne, daß in der Verwendung von 
Werkzeugen (die hier für alle Arbeitsmittel und alle Waffen 
stehen) das dem Menschen eigentümliche Gebaren: ein bewußtes 
Handeln nach Zweckvorstellungen am deutlichsten zum Aus- 
druck kommt, daß aber auch (was noch bedeutsamer ist) aller 
Vermutung nach sich dieses besondere Menschtum an dem 
Werkzeuge in die Höhe gerankt hat. Da dieses es dem Menschen 
möglich und dann wieder notwendig machte, durch die Entfal- 
tung der rein geistigen Fähigkeiten sich zum Herren der Erde 
aufzuschwingen. 

Um den Begriff der Wirtschaft aufzubauen, genügt nun aber 
die Einfügung dieses Merkmals — daß der Mensch bei der Güter- 
erzeugung eine Instrumentaltechnik entwickelt hat — in den 
Allgemeinbegriff der Unterhaltsfürsorge noch nicht. Wir müssen 
notwendig das Merkmal des Organisatorischen dazu nehmen 


und das gewinnen wir durch die Analyse der menschlichen 
Arbeit. 


C. Die Arbeit. 
I. 


Der Mensch lebt, indem er seine Kräfte betätigt. Die mensch- 
liche Tätigkeit unterscheidet sich dadurch (oder wird von uns 
unterschieden) von der tierischen, daß sie ein vernunftgemäßes 
Handeln, d. h. ein Handeln nach Zwecken ist. Diejenige mensch- 
liche Tätigkeit, die einem außer ihr liegenden Zwecke dient, 
können wir als Arbeit dem Spiel gegenüberstellen, das in sich 
selbst jenen Zweck findet. 


Damit versuche ich, den Begriff der Arbeit nach rein objektiven Merkmalen 
zu bestimmen. Nur so gewinnt er, scheint mir, die erforderliche Eindeutigkeit, 
während ihm jede Einfügu ng subjekti ver Momente notwendig etwas Unbestimmtes 
und Schwankendes gibt. Der meist gegangene Weg, um zu dem Begriffe der Ar- 
beit zu gelangen, führt über die Werturteile der Mühsal einerseits, der Nützlich- 
keit andrerseits. Jeder Versuch, diese beiden Kategorien eindeutig festzustellen, 
mug jedoch, eben wegen ihrer Eigenschaft als Werturteile, scheitern. Nach meiner 
Definition ist also Arbeit ebenso die Tätigkeit, die der Dieb aufwendet, um einen 
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Einbruch auszuüben, obwohl sie (sozial) schädlich ist, wie diejenige Beschäftigung, 
die »keine Mühe« macht, wenn sie nur auf einen außer ihr selbst liegenden Zweck 
gerichtet ist. 


“Produktivität (oder Ergiebigkeit) der Arbeit nennen 
wir ihre Fähigkeit, in einer gegebenen Zeit eine bestimmte 
Menge Güter zu erzeugen; Intensität der Arbeit die Größe 
des Energieaufwands in einer gegebenen Zeit. 


II. 


Alle menschliche Arbeit ist gesellschaftliche Ar- 
beit, das Problem der menschlichen Arbeit ist deshalb immer 
(auch) ein soziologisches. 

Gesellschaftlich ist alle menschliche Arbeit in dem Sinne, daß 
die Arbeit keines Menschen ohne die Arbeit eines andern Men- 
schen möglich ist. Die Menschwerdung hat sich nur im Rahmen 
einer menschlichen Gemeinschaft vollziehen können und auf der 
Arbeit aller früheren Geschlechter ruht die Arbeit heute auch des 
einsamsten Menschen. 

Es ist oft mit Recht betont worden, daß Robinson, als er 
(was nicht einmal in vollem Umfange der Fall war, da er ein Klei- 
dungsstück oder sonst eine Kleinigkeit gerettet hatte) ohne alle 
Habe an den Strand einer unbewohnten Insel gespült wurde, 
doch die Erinnerung an viele Kenntnisse und Fertigkeiten als 
unerläßliche Ausrüstung für seinen Daseinskampf mit auf den Weg 
bekommen hatte, ohne die er nicht imstande gewesen wäre, sein 
Leben aufzubauen. Das heißt: nur als kunstvolles Erzeugnis 
einer Jahrtausende alten Kultur ıst ein Robinson denkbar. 
Diese Verkettung der menschlichen Arbeit in der Zeit besteht 
also immer; die Verkettung ist entweder eine rein ideelle (erinne- 
rungsmäßige) oder eine materielle: durch Arbeitsprodukte ver- 
mittelte. Unsere Arbeit ruht zu jeder Zeit auch auf den Arbeits- 
produkten der Vergangenheit. Ist die rein ideelle Verkettung der 
menschlichen Arbeit in der Zeit kein besonderes menschliches 
Phänomen, sondern allen Lebewesen gemeinsam, so ist die ma- 
terielle Verkettung fast ausschließlich den Menschen eigen. Das 
gilt in noch höherem Grade von der andern Art der Verkettung: 
der Verkettung im Raum: Immer ist der Erfolg der mensch- 
lichen Arbeit an die Arbeit anderer zu seinen Lebzeiten geknüpft. 
In primitiven Zuständen wird die Arbeit des einzelnen ermöglicht 
durch die Mitarbeit oder Aucharbeit seiner Genossen in. der 
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Gemeinschaft, in der er lebt. Heute ist, we Adam Smith 
es schon ausführlich dargelegt hat, die Arbeit des einzelnen 
verknüpft mit der Arbeit Tausender und Abertausender, deren 
Arbeitserzeugnis er sich auf dem Wege des Produktenaustau- 
sches zu eigen macht. Es ist nur ein Gradunterschied in dem 
gesellschaftlichen Charakter der Arbeit, wenn eine bestimmte 
Arbeit in räumlicher Gemeinsamkeit von mehreren zugleich 
ausgeführt wird. 


III. 


Alle menschliche Arbeit, da sie eine gesellschaftliche Tatsache 
ist, steht unter einer bestimmten Ordnung. Denn ordnungs- 
mäßig muß jede planvolle Tätigkeit sich vollziehen, sobald sie 
mehrere Menschen miteinander in Verbindung bringt. In der 
Ordnung wird der Plan objektiviert. Wir sprechen, wenn wir 
die Ordnung der menschlichen Arbeit im Auge haben, von ihrer 
Organisation. Der Organisation der menschlichen Arbeit 
liegen zwei — und nur zwei — Prinzipien zugrunde: die Sp e- 
zialisation und die Kooperation. Alle andern 
Möglichkeiten, die menschliche Arbeit in einer bestimmten 
Weise zu ordnen, sind nur Unterarten dieser beiden Prinzipien. 

Ob man diese verschiedenen Möglichkeiten mit besonderen Ausdrücken be- 
zeichnen will oder nicht, wird der einzelne nach seinen Neigungen entscheiden. 
Neuerdings hat eine sehr weit spezialisierende Nomenklatur wiederum Hell- 
pach vorgeschlagen in seinem Aufsatz, den er im 35. Bande dieses ‚„‚Archivs« 
veröftentlicht hat. Mir sagen die einzelnen Ausdrücke und die einzelnen Unter- 
schadungen wenig; sie verwirren mich eher, als daß sie mir Klarheit geben. Ich 
bieibe deshalb lieber bei den zwei Kategorien der Spezialisation und Kooperation, 
the, wie zesagt, alle denkbaren Möglichkeiten der Arbeitsorganisation einschließen. 
Ganz verichlt erscheint mir das Beginnen, die objektive Unterscheidung der ver- 
schiedenen Organisationsprinzipien in einen irgendwelchen Zusammenhang mit 
“ver ren subjektiven Beziehung der menschlichen Natur oder gar des menschlichen 
Bewußtseins, oder des menschlichen Lust- oder Unlustgefühls zu den Arbeits- 
einrichtungen zu bringen. Wie eine bestimmte Arbeit auf den Menschen wirkt, 
bt en (nebenbei bemerkt psychologisches und nicht soziologisches) Problem 
ranz fur sich. 

Unter Spezialisation verstehe ich diejenige Art der 
Anordnung, welche einem und demselben Arbeiter gleiche, 
wiederkehrende Vorrichtungen dauernd zuweist. Der Grad der 
Spezialisation kann außerordentlich verschieden sein. Es war 
ene Anwendung des Prinzips der Spezialisation, als zuerst die 
Frauen Frauenarbeit, die Männer Männerarbeit verrichteten, 
als zuerst die Schneiderarbeit oder die Töpferei dauernd von 
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demselben Arbeiter ausgeübt wurde, und es ist nur eine gestei- 
gerte Anwendung desselben Prinzips, wenn in der modernen Kon- 
fektion eine Arbeiterin ihr ganzes Leben lang nur Hornknöpfe 
an Männerwesten annäht. Es bleibt sich grundsätzlich ebenso 
gleich, ob die Teilverrichtung, die ein Arbeiter dauernd vor- 
nimmt, durch horizontale oder vertikale Spaltung des vorher 
vereinigt gewesenen oder gedachten Gesamtarbeitsprozesses 
entsteht: ob zwischen Schlosserei und Schmiederei oder zwischen 
Gerberei und Schuhmacherei die Trennung sich vollzieht. Es ist 
aber endlich für den Begriff der Spezialisation gleichgültig, ob 
die Spezialisation zwischen Betrieben (worüber sogleich zu reden 
sein wird) oder innerhalb eines Betriebes erfolgt. In jenem Falle 
entsteht das, was wir Spezialbetriebe nennen, unter denen es 
abermals eine außerordentlich mannigfache Gradabstufung gibt, 
innerhalb deren aber keinerlei irgendwie feste Grenze für eine 
spezifische Unterscheidung zu ziehen ist. 

Die Schmiederei als Ganzes ist ein Spezialbetricb, verglichen mit der ehe- 
mals sie mitumfassenden hausgewerblichen Gesamtpraduktion; die Schmiederei 
ist ein spezialisierter Betrieb, nachdem sich die Schlosserei von ihr geschieden hat; 
die Werkzeugschmiederei ist innerhalb der so spezialisierten Schmiederei wiederum 
ein Spezialbetrieb, die Sensenschmiederei innerhalb der Werkzeugschmiederei 
usw. Statthaft ist es natürlich, bei historischen Betrachtungen einen bestimmten 
Grad der Spezialisation als fest gegeben anzunehmen, diejenigen Betriebe, die 
ihn aufweisen, als »Vollbetriebes und alle nur Teile dieses Vollbetriebes umfassende 
Betriebe als »Spezialbetriebe« zu bezeichnen. So vertahren wir mit vollem Recht, 
wo wir die Zersetzungsprozesse des alten »Handwerks« uns klar zu machen haben. 

Kooperation ist die Mitwirkung mehrerer an einem 
Gesamtwerk, das selbst nur durch die konsumtive Verwendung 
oder gegenständlich bestimmt sein kann. Kooperation kann 
statthaben, wenn die Arbeit nicht spezialisiert ist, sie muB 
statthaben, wenn diese spezialisiert ist. Denn alsdann stellt sie 
die notwendige Vereinigung der Teilarbeiten her. 

Ersichtlich ist, daB Kooperation und Spezialisation alsdann 
in demselben Verhältnis zueinander stehen, wie in der organı- 
schen Welt oder in der mathematischen Vorstellung Inte- 
grierung und Differenzierung. Es steht natürlich nichts im Wege, 
diese Bezeichnungen auch auf die Organisation der menschlichen 
Arbeit anzuwenden, vorausgesetzt, daß man sich der rein bild- 
mäßigen Bedeutung der andern Welten entlehnten Ausdrücke 


jederzeit bewußt bleibt. 
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D. Der Betrieb. 
I. 


. 

Wenn wir das große Phänomen: menschliche Arbeit als 
Ausfluß vernünftigen Tuns denken, so erscheinen uns die tau- 
send verschiedenen Einzelhandlungen zu innerlich zusammen- 
hängenden Komplexen von Tätigkeiten verbunden durch ihre Ab- 
hängigkeit je von einem besonderen Arbeitsplane. Die Welt 
der Arbeit gliedert sich also in unserer Vorstellung in ebensoviele 
einheitlich gestaltete Arbeitsprozesse als Arbeitspläne vorhanden 
sind. Bei einem höheren Grade von Konsistenz, bei dauerndem 
Verbundensein einzelner Handlungen zu einem Ganzen sprechen 
wir von Betrieben. Und wir können genauer als Betriebe bezeich- 
nen: Veranstaltungen zum Zwecke fortge- 
setzter Werkverrichtung. 

Betreibt eine Person allein eine Arbeit, bildet sie mit ihrer 
Werkverrichtung allein den Betrieb, so genügt zur Regelung 
Ihrer Tätigkeit, zur Einrichtung und Aufrechterhaltung des Be- 
triebes ein reinsubjektiver Plan. Dieser muß sich aber notwendig 
in einer Ordnung objektivieren, sobald mehrere Personen ihre 
Arbeit zugemeinsamem Wirken vereinigen ?)., Denn damit alsdann 
die Tätigkeit des einzelnen sich planmäßig einfüge in die Gesamt- 
arbeit, muß sie von vornherein an die richtige Stelle und die 
richtige Zeit und zur richtigen Art disponiert sein. Es ergibt sich 
danach stets eine Betriebsordnung;; sie mag gedacht, gesprochen, 
geschrieben, gedruckt sein; sie mag stillschweigend vereinbart 
oder ausdrücklich erlassen, sie mag autonom oder heteronom 
für die einzelnen Organe des Arbeitsprozesses sein — das bleibt 
sich gleich, genug sie ist da. 

Die Gesamtaufgabe der Betriebsanordnung, können wir 
sagen, ist die zweckentsprechende Zusammenfügung der einzel- 
nen Produktionsfaktoren zu einem Ganzen durch ihre richtige 
Disposition über Raum und Zeit. Im einzelnen bezieht sich die 
Betriebsanordnung auf folgende Punkte, in denen allen die Ein- 
heit der Anordnung nachweisbar sein muß, damit wir von 
einem Betriebe reden dürfen: 

a) de Einleitung des Arbeitsprozesses; dazu gehört 
=  Verfügungsgewalt über Annahme, Anstellung, Entlas- 

*, Im folgenden drucke ich der Vollständigkeit und des Zusammenhangs 
halber einige Sätze aus meinem »Modernen Kapitalismuse ab. 
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sung der Arbeiter in quantitativer wie qualitativer Hin- 
sicht, sowie Verfügungsgewalt über die zur Produktion 
nötige Werkstätte und die erforderlichen Arbeitsmittel; 

b) de Gestaltung des Arbeitsprozesses, d. h. die Be- 
stimmung über den Ort, wo? und die Zeit, wann? ge- 
arbeitet werden soll; 

c) de Ausführung des Arbeitsprozesses, d. h. die 
Fürsorge für die tatsächliche Durchführung des vorge- 
zeichneten Planes, für die vorschriftsmäßige Abwicklüng 
des Arbeitsprozesses; mit anderen Worten: auch die 
Leitung muß eine einheitliche sein, was sich äußerlich 
in der Identität der leitenden, aufsichtsführenden Organe 
kundgibt. “ 

Das mag an einigen Beispielen verdeutlicht werden. Ein 
einheitlich geordneter Betrieb ist in der Regel der Betrieb eines 
Hausindustriellen. Denn alle drei Anforderungen werden von 
ihm erfüllt: ad a) er stellt die Arbeitskräfte nach Belieben an, 
so viel und welcher Art er will; er versieht sie mit den nötigen Ar- 
beitsmitteln, wobei es gleichgültig ist, ob er etwa Werkzeuge 
und Rohstoffe vom Verleger geliefert erhält, was nur eine vermö- 
gensrechtliche Beziehung ausdrückt; er stellt ihnen die Werk- 
stätte zur Verfügung; kurz er ist der Organisator des Arbeits- 
prozesses, der de Ausführung eines Werkes zum Inhalt 
hat; ad b) er bestimmt den Ort der Produktion — beispielsweise . 
ob bei ihm oder in einer anderen Werkstatt gearbeitet werden 
soll —, er bestimmt die Arbeitszeit: Anfang, Ende, Pausen; 
ad c) er führt die Aufsicht, bei ihm ruht, wie man sagen könnte, 
die Betriebspolizei. All diese Momente sind einheitlich geordnet 
in einem hausindustriellen Betriebe, verschieden in den ver- 
schiedenen Betrieben.[ NB. Trotzdem diese den Anstoß zur Pro- 
_ duktion möglicherweise von einer Stelle aus, von Einem 
kapitalistischen Unternehmer erhalten können.: Es genügt also 
die Zuteilung der Arbeit an einzelne Hausindustrielle, auch 
wenn sie nach einem einheitlichen Plane erfolgt, nicht, umdie 
Einheit eines Betriebes zu konstituieren. Diese heischt nicht 
nur, so läßt es sich in einem Wort ausdrücken, einheitliche Pr o- 
duktions leitung, sondern einheitliche W er k leitung ?). Eben- 


3) Daß die Betriebseinheit bei der hausindustriellen Organisation nicht von 
der Gesamtheit der dem Kommando des Verlegers unterstehenden Hausindu- 
striellen, sondern von dem einzelnen Hausindustriellen dargestellt wird, prägt 
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sowenig genügt dazu die einheitliche kaufmännische Spitze eines 
»Geschäfts«, d. h. einer Unternehmung: eine Unternehmung, die 
an ganz verschiedenen Orten je eine Spinnerei, eine Weberei, 
eine Druckerei etc. hat, ıst nicht ein Betrieb, sondern zerfällt 
ın eine Anzahl Betriebe. Das äußert sich beispielsweise in einer 
vielleicht völlig verschiedenen Betriebsordnung bei den einzelnen 
Betrieben: wenn in diesem katholische Feiertage eingehalten 
werden, in jenem nicht; wenn in diesem eine schikanöse Behand- 
lung der Arbeiter stattfindet, in jenem nicht; wenn in diesem ge- 
streikt wird, in jenem nicht; wenn in diesem ein neues Verfahren 
eingeführt wird, in jenem nicht; wenn dieser ganz eingestellt 
wird, jener nicht; wenn in diesem die Arbeitszeit verkürzt oder 
verlängert wird, in jenem nicht usw. usw. 

Genügt danach einheitliche Produktionsorganisation nicht, 
um die Einheitlichkeit eines Betriebes zu begründen, so ist um- 
gekehrt nicht etwa, wie aus den angeführten Beispielen irrtüm- 
lich gefolgert werden könnte, Einheit der Werkstätte immer not- 
wendiges Erfordernis für die Einheitlichkeit eines Betriebes: 
diese kann auch vorliegen, trotzdem sich der Betrieb an verschie- 
denen Punkten abspielt. Geschieht dies nacheinander, so dürfte 
überhaupt kein Zweifel an der Einheit des Betriebes aufkommen; 
so bei der Arbeit des Störers, der russischen Artele u. dergl. 
Aber es gilt auch für die gleichzeitige Arbeit an verschiedenen 
räumlich getrennten Stätten. 

Das ist klar, z. B. bei einer vielleicht über dreißig oder 
vierzig Hektare ausgedehnten Waggonmanufaktur, deren ein- 
zelne Werkstätten doch alle unter einer straffen Zentralleitung 
stehen, trotzdem sie oft halbe Stunden lang auseinander liegen. 
Aber auch die getrennt liegenden Werke eines Hochofen- und 
Eisenhüttenwerks können unter Umständen einen Be- 
trieb formieren. Beispielsweise der Hochofen und die Kokerei, 
oder der Hochofen und das Puddel- oder Schmelzwerk, oder 
das Stahl- und das Walzwerk usw. Ein Bergwerk, das doch sicher 





sch uns besonders deutlich ein, wo die hausindustriellen Betriebe sich zu größeren 
»/wischenmeisterwerkstättens auswachsen. Diese oft recht stattlichen Betriebe 
wird jedermann notwendig als einheitliche, abgeschlossene Individuen ansehen 
mussen, zumal wenn sie bald für diesen, bald für jenen oder sogar zugleich für 
mehrere Verleger arbeiten. Das ist auch bei einzelnen Hausindustriellen häufig 
der Fall: in welchem Betriebe würden sie alsdann arbeiten ? oder würde der Heim- 
arbeiter in einen anderen Betrieb eintreten, wenn er die Hosen des einen Verlegers 
wezlegt und die Weste des anderen in Angriff nimmt?! 
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einen einheitlichen Betrieb bildet, ist seiner Natur nach über 
mehrere räumlich voneinander getrennte Stätten ausgebreitet. 
Wenn auch die verschiedenen Arbeitsstellen, die nach einem 
Förderschacht gravitieren, in diesem auch ihre räumliche Ver- 
einigung finden, so hat doch ein und dasselbe Bergwerk oft meh- 
rere Förderschächte; und außer dem Förderschachte gehören 
zu dem Betriebe beispielsweise eines Eisenerz- oder Zinkberg- 
werks noch die Aufbereitungs- und Waschanstalten, die oft 
stundenweit von der Förderstelle entfernt auf den Halden liegen. 
Die Bleicherei und Färberei einer Weberei können ganz getrennt 
von dem Websaale sein und doch mit der Weberei einen 
Betrieb bilden, ebenso wie die Spulerei, Schererei und Auf- 
bäumerei. 

Dann gibt es auch Fälle, in denen die über ein großes Ge- 
biet ganz getrennt arbeitenden Einzelarbeiter doch als Zugehörige 
zu einem Betriebe angesehen werden müssen, weil sie einer 
ihren Arbeitsprozeß bis in die Details regelnden — d. h. auch die 
Interna der Produktion umfassenden — einheitlichen Leitung 
unterstehen. 0 . | 

Hierhin rechne ich z. B. die von einer Zentrale ausgesandten 
Malergehilfen, die in den einzelnen Wohnungen ihre Arbeit ver- 
richten; sie erhalten nicht nur den Plan der Produktion, sowie 
die Details der Ausführung ganz genau vorgeschrieben, sondern 
sie unterstehen auch der unausgesetzten Kontrolle des reihe- 
umgehenden Malermeisters, haben vorgeschriebene Anfangs- und 
Endtermine, Pausen usw. So kann auch — wenn es auch nicht, 
wie oben schon gesagt wurde, die Regel bildet — doch gelegent- 
lich eine Zusammenfassung mehrerer isoliert arbeitender Haus- 
industriellen zu einem Betriebe erfolgen; sobald nämlich die 
interne Leitung der Arbeitsverrichtung eine einheitliche wird. 
Das würde ich beispielsweise behaupten für eine Organisation, 
wie sie etwa Thun als der älteren Krefelder Seidenindustrie 
eigentümlich uns geschildert hat. Dort »stellte die Firma bei ein- 
tretendem Bedürfnis einen Webstuhl neu in der Wohnung des 
Meisters auf, ihm wurden dann Gesellen zugeteilt, für deren Be- 
aufsichtigung er einen Teil am Weblohn erhielt. . . . bei schlech- 
tem Geschäftsgange wurde der 5., 4., 3. Stuhl bei den größeren 
Meistern stillgesetzt und ihnen die Arbeitszeit bestimmt. Eine 
Kontrolle war in dem Städtchen leicht auszuüben«®). 





3) A. T hun, Industrie am Niederrhein. I (1879), 87f. 
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Umgekehrt wiederum können unter einem und dem- 
selben Dach, ın einer und derselben Stube zwei oder mehrere 
Betriebe sich abspielen. Ich denke an zwei Nähmamsells oder 
zwei Sitzgesellen, die in demselben Zimmer doch möglicherweise 
völlig verschieden geartete und disponierte Arbeitsprozesse ver- 
richten. Aber auch in einem industriellen Etablissement begeg- 
nen wir oft’ abgeschlossenen Arbeitsverrichtungen, die ganz 
deutlich das Merkmal eines selbständigen Betriebes innerhalb 
eines andern an sich tragen. Wenn beispielsweise eine mit einem 
Patent arbeitende Bleicherei in eine Spinnerei eingeschlossen ist, 
an deren ‘Spitze ein eigens engagierter Sachverständiger steht, 
die ihre besonderen Arbeitszeiten hat, die bald das Gespinst der 
einen, bald das der andern‘ Spinnerei bleicht: so müssen wir 
uns dafür entscheiden, hier einen selbständigen Betrieb zu sehen. 
Ebenso, wenn wir auf einem Schlachthofe einer Häutesalzerei 
oder einer Talgschmelze begegnen. 


* * 
* 


Was ich hier über die Merkmale ausgesagt habe, nach denen 
sich die Einheit eines Betriebes oder das Vorhandensein eines 
selbständigen Betriebes feststellen läßt, hat eine eigenartige An- 
wendung in der deutschen Rechtsprechung gefunden, 
die sich mit der Unterscheidung, die das Krankenversicherungs- 
gesetz zwischen »Hausindustriellen« und »Heimarbeitern« traf, 
auseinanderzusetzen hatte. Jene unterliegen bekanntlich der ge- 
setzlichen Versicherungspflicht nicht, können vielmehr nur durch 
Örtsstatut ihr unterworfen werden, diese sind nach den Bestim- 
mungen des Gesetzes versicherungspflichtig. Das Gesetz definiert 
nun in § 2 Nr. 4 »Hausindustrielle« als »selbständige Gewerbe- 
treibende, welche in eigenen Betriebsstätten im Auftrage und für 
Rechnung anderer Gewerbetreibender mit der Herstellung oder 
Bearbeitung gewerblicher Erzeugnisse beschäftigt werden« In- 
dem die Rechtsprechung festzustellen versuchte, was ein »selb- 
ständiger«e und doch abhängiger Gewerbetreibender sei, konnte 
sie füglich nichts anderes tun als die Betriebsselbständigkeit als 
eine besondere Art der Selbständigkeit der ökonomischen Selb- 
standigkeit gegenüberzustellen und den Hausindustriellen vom 
Heimarbeiter dadurch zu unterscheiden, daß sie ihn als den In- 
haber eines eigenen Betriebes, den Heimarbeiter jedoch als im 
Betriebe des Unternehmers (wenn auch in seiner eigenen Woh- 
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nung beschäftigt) auffaßte. Die Kenntnis meiner Theorie hätte 
den Richtern manche unnütze Mühe erspart. Nun freilich, da die 
Rechtsprechung selbständig und zwar aus der Notdurft des 
praktischen Lebens heraus zu denselben Ergebnissen gelangt ist 
wie ich mittels meiner theoretischen Untersuchungen, ist die 
Uebereinstimmung doppelt wertvoll» 

Das reiche judikatorische Material ist vor einiger Zeit von 
Professor Stier-Somlo°) zusammengestellt worden. Da- 
nach ergibt sich folgendes: Ein selbständiger Haus- 
gewerbetreibender im Sinne des KVG. ist: wer mit 
einiger Freiheit bestimmt, ob er überhaupt Arbeit nimmt, wann 
er die Arbeit beginnt oder beendet, in welchem Maße er sie auf- 
nehmen und in welcher Nacheinanderfolge er sie ausführen will. 
Er ist befreit von jeder Disziplin, Leitung und Beaufsichtigung. 
Er kann auch in der Regel Aufträge von verschiedenen Seiten 
annehmen, Familienglieder oder andere Personen als Hilfskräfte 
heranziehen. Dagegen ist der Heimarbeiter nicht selbständiger 
Gewerbetreibender sondern Lohnarbeiter (Außenarbeiter, deta- 
chierter Arbeiter), vom Arbeitgeber persönlich — nicht 
nur wie der Hausgewerbetreibende wirtschaftlich — ab- 
hängig. Er arbeitet zwar in eigener Wohnung oder Betriebs- 
stätte ®), aber in der Regel aus mehr zufälligen Gründen, so 
wegen Raummangels in der Betriebsstätte des Arbeitgebers 
oder wegen besonderen Arbeitsandrangs, wegen unerwarteter Aus- 
dehnung des Betriebes oder persönlicher Behinderung des Ar- 
beiters. Gewöhnlich besteht auch die Befugnis, jederzeit in die 
Arbeitsausführung einzugreifen, Arbeitszeit und ArbeitsmaßB zu 
bestimmen und zu beaufsichtigen. Ein Fabrikarbeiter, der Ar- 
beit mit nach Hause nimmt, hat keine eigene Betriebsstätte, er 
bleibt in derselben persönlichen und wirtschaftlichen 
Abhängigkeit vom Unternehmer und in der Fabrik und ist daher 
Heimarbeiter. 

Man sieht: was Gesetzgeber bzw. Richter und Rechts- 
gelehrter hier begrifflich fixieren wollen, ist nichts anderes als was 
ich Betriebselbständigkeit, Betriebseinheit nenne (im Gegensatz 
zur wirtschaftlichen Selbständigkeit und Wirtschaftseinheit). 
E 5) Stier -Somlo, Deutsche Sozialgesetzgebung. Geschichtliche Grund- 
lagen und Krankenversicherungsrecht. Jena 1906. S. 108 ft. 

6, Das Wort »Betriebsstättes sclite hier keine Anwendung finden. Tat- 


sächlich führt Stier-Somlo im weiteren Verlauf seiner Darstellung selbst aus, 
daß die »Heimarbeite keine eigene »Betriebsstätte« hat. 
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Die Bemühungen der Praxis beweisen aber, daß meine Begriffs- 
systematik keineswegs eine wertlose »scholastische Spitzfindig- 
keite und »Haarspalterei« ist, sondern zum Verständnis des prak- 
tischen Lebens notwendig und fruchtbar sich erweist. 


%* * 
xæ 


Die Feststellung, was Ein Betrieb sei, macht in unserer 
Zeit, in der alle Arbeitsorganisationen einen gründlichen, unaus- 
gesetzten Wandel erfahren, große Schwierigkeiten. Wenn wir 
auch gar nicht einmal an die Vermischung der Betriebs- und Wirt- 
schaftseinheiten (von denen noch die Rede sein wird) denken, 
so ist es doch in vielen Fällen fast unmöglich, namentlich inner- 
halb eines großen Werkes die einzelnen Betriebe zu unterscheiden. 
Jedenfalls habe ich bisher kein besseres Unterscheidungsmerk- 
mal als die Einheitlichkeit der Betriebsordnung entdecken kön- 
nen. Alle Vorschläge, andere Merkmale zu wählen, erscheinen 
mir der Sache noch weniger zu dienen. So wenn man die Ein- 
heitlichkeit des Produkts als Merkmal annehmen will. Da ja die 
Feststellung dieser »Einheitlichkeit« selbst wiederum die größten 
Schwierigkeiten bereitet. In einzelnen Fällen mag es angehen: 
wenn man etwa die Gießerei innerhalb eines Montanwerkes als 
Einen Betrieb anspricht; oder innerhalb eines Elektrizitäts- 
werkes die Anfertigung von Kabeln oder von Motoren oder von 
Glühlampen als den Inhalt je Eines Betriebes bezeichnet. 

Besonders problematisch wird die Feststellung der Betriebs- 
einheit für die moderne Gewerbestatistik. Wir sehen, welche 
unendliche Mühe sich beispielsweise die deutschen statistischen 
Acmter geben, um hier Klarheit zu schaffen. Aber ohne rechten 
Erfolg. Für ganz bedenklich halte ich den Versuch, die Einheit 
eines Betriebes mit Hilfe historischer Merkmale festzustellen, wie 
es ın unserer Statistik hie und da geschieht. Also etwa innerhalb 
Eines Warenhauses so viel einzelne Betriebe zu unterscheiden, 
als Abteilungen vorhanden sind, in denen die Waren nach der 
Gepflogenheit selbständiger Detailhandelsgeschäfte zusammen- 
gestellt sind: also einen Buchhandlungs-, einen Blumen-, einen 
(sulanteriewarenhandelsbetrieb. Dann kommt man dazu, Ein 
Warenhaus in ein paar Dutzend Betriebe aufzulösen, während 
doch offenbar die wichtige Besonderheit dieser neuen Detail- 
handelsorganisation darin besteht, viele Warengattungen in 
Einem Betriebe feilzuhalten. Man erreicht mit diesem Prinzip, 
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daß man die Konstanz oder die Vermehrung der mittleren 
und kleineren Detailhandelsgeschäfte mit den Ziffern beweist, 
die die großen Warenhäuser liefern, da diese ja in der Betriebs- 
statistik alsdann sich als viele Einzelbetriebe darstellen. Unser 
größtes Berliner Warenhaus ist auf diese Weise aus der Gruppe 
der Riesenbetriebe ausgeschieden und erscheint an zahllosen 
Stellen unter den Mittel- und Kleinbetrieben. (Ich glaube, 
es ist in mehrere Dutzend Mittel- und Kleinbetriebe aufgelöst.) 
Das geht natürlich nicht an. Darum komme ich immer wieder auf 
mein gewiß nicht ideales Unterscheidungsmerkmal — Einheit 
der Betriebsordnung — zurück. Aber vielleicht ist das Bestreben, 
ein einwandsfreies Kriterium für die Betriebseinheit ausfindig zu 
machen, fruchtlos, stellt es ein unlösbares Problem, eine sozial- 
wissenschaftliche Quadratur des Zirkels dar. Und wir müssen 
zufrieden sein, wenn wir wenigstens vermeiden in den schon 
angedeuteten Fehler zu verfallen: Betriebsgestaltung und Wirt- 
schaftsorganisation zu verwechseln. Um uns davor zu hüten, 
müssen wir aber wissen, was Wirtschaft ist. Der Erörterung dieses 
Begriffes wenden wir uns daher zu, sobald wir uns über die ver- 
schiedenen Formen der Betriebe Klarheit verschafft haben. 


II. 


Die sehr verschiedenen Formen, die die Betriebe an- 
nehmen können, werden wir uns in ihrer Eigenart am besten 
verständlich machen, wenn wir als das unterscheidende Merk- 
mal je die besondere Anordnung der Produktionsfaktoren heraus- 
greifen und zwar in der Weise, daß wir vor allem das Verhält- 
nis des einzelnen Arbeiters zu dem Gesamtprozeß und dem Ge- 
samtprodukt uns zu vergegenwärtigen suchen. Denn alle Wesen- 
heit der Betriebsgestaltung tritt letzten Endes in der Besonder- 
heit dieses Verhältnisses in die Erscheinung. Das Verhältnis des 
Arbeiters zu seinem Werk kann grundsätzlich ein zweifaches 
sein: entweder Wirken und Werk gehören Einem Individuum 
eigentümlich an, sind der erkennbare Ausfluß seiner und nur 
seiner höchstpersönlichen Tätigkeit, sind somit selbst individuell 
und persönlich (wohlverstanden: soweit es sich um diejenige 
Arbeit handelt, die sich innerhalb des Rahmens Eines Betriebes 
abspielt); oder Wirken und Werk sind das gemeinsame, in sel- 
nen Einzelteilen nicht als individuelle Arbeit unterscheidbare 
Ergebnis der Tätigkeit vieler, bestehen nur als Gesamtwirken 
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und Gesamtwerk, sind also nicht persönlich, nicht individuell, 
sondern kollektiv, gesellschaftlich. Danach lassen sich die Be- 
triebe in die zwei Gruppen der individuellen und der 
gesellschaftlichen Betriebe einteilen, je nachdem in 
Ihnen das Produkt als das Werk Eines Arbeiters oder einer 
Gesamtheit von Arbeitern erscheint. 

Eines Arbeiters: Das ist streng genommen nur der Fall 
im Alleinbetriebe. Man wird aber den Individualbetrie- 
ben auch diejenigen zurechnen dürfen, in denen entweder ein 
paar Arbeiter nebeneinander je ein besonderes Werk verrichten 
oder in denen der Hauptarbeiter von einigen wenigen Hilfs- 
personen unterstützt wird: dassinddie Gehilfenbetriebe. 
Nach der Zahl der beschäftigten Personen (dem einzigen Krite- 
num, das die Statistik kennt) gehören die Individualbetriebe 
der Kategorie der »Klein«- oder »Mittel«betriebe an, während 
die gesellschaftlichen Betriebe meist »Groß«betriebe sind. 

Unter den gesellschaftlichen Großbetrieben unterscheiden 
wir die Manufaktur und die Fabrik. 

Manufaktur nenne ich denjenigen gesellschaftlichen 
Großbetrieb, in dem wesentliche Teile des Produktionsprozesses 
durch Handarbeit ausgeführt werden. 

Das Wesen der Manufaktur ist doppelt bestimmt: als 
Lebergangsform und als selbständige, voll entwickelte Form 
des gesellschaftlichen Großbetriebes. Im ersten Falle besteht ihre 
eigentümliche Funktion vornehmlich darin, die Anwendung des 
maschinellen Verfahrens vorzubereiten. Dieses kann zu frucht- 
barer Entwicklung nur gelangen, wenn der Träger der Maschi- 
nerie sich zu einem in seinen Organen unbegrenzten Gesamt- 
arbeiter ausgewachsen hat und die Arbeitsverrichtungen schon 
dermaßen zerlegt und vereinfacht sind, daß sie vom Ingenieur 
nun der Maschine überwiesen werden können. Beide Vorbedin- 
gungen schafft die Manufaktur, indem sie den Produktions- 
prozeß in einfache Teile zerlegt und die Teilverrichtungen an die 
einzelnen (Personen-)Organe eines Gesamtarbeiters verteilt. 
Was die manufakturmäßige Organisation hier leistet, ist also 
gleichsam die Entgeistigung des Arbeitsprozesses, seine Emanzi- 
pation von der lebendigen Persönlichkeit des Individualarbeiters. 

Nicht nur völlig anders, sondern geradezu entgegengesetzt 
ist nun aber die Funktion, die der Manufaktur als selbständiger, 


voll entwickelter Form des gesellschaftlichen Betriebes zu er- 
2* 
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füllen obliegt. Hier soll sie nämlich nicht die schöpferische In- 
dividualität des einzelnen Arbeiters unterdrücken, sondern sie 
soll ihr gerade erst zur rechten Entfaltung verhelfen. Sie ist in 
diesem Falle diejenige Betriebsform, welche die Vorteile des 
gesellschaftlichen Betriebes vereinigt mit dem für bestimmte 
Leistungen unersetzlichen höchstpersönlichen Schaffen des In- 
dividuums. Sie ist alsdann, wollte man sich in weiterer Aus- 
gestaltung der Betriebssystematik gefallen, geradezu die Synthese 
von gesellschaftlichem und individualem Betriebe, so unverein- 
bar diese beiden auf den ersten Blick zu sein scheinen. 

Ein bekanntes Beispiel für den ersten Typ ist die Steck- 
nadelmanufaktur, die Adam Smith zum Ausgangspunkt seiner 
Betrachtungen nimmt; während den zweiten Typ etwa die Por- 
zellanmanufaktur oder die Luxusmöbelmanufaktur vertreten. 
Diesen zweiten Typ könnte man vielleicht geradezu als Kunst- 
manufaktur bezeichnen. 

Fabrik’) nenne ich diejenige Form des gesellschaftlichen 
Großbetriebes, in welchem die entscheidend wichtigen Teile des 
Produktionsprozesses von der formenden Mitwirkung des Ar- 
beiters unabhängig gemacht, einem selbsttätig wirkenden System 
lebloser Körper übertragen worden sind. Ihre spezifische Funktion 
ist die: die durch die Einführung der Maschinerien und des wis- 
senschaftlich chemischen Verfahrens in die Produktion ermöglichte 
Ueberwindung der qualitativen wie quantitativen Beschränkt- 
heit des individuellen Arbeiters in jeweils höchst vollendeter 


7) Den Begriff der »Fabrik« festzustellen, müht sich seit Jahren die judikato- 
rische und gewerbliche Praxis. Dankenswerte Uebersichten über die ganze Streit- 
frage geben die Schrift des Kgl. Gewerbe-Inspektors Emil Plotke, Fabrik 
und Handwerk 1903; und die Denkschrift für die Beratungen des Deutschen 
Handelstages, herausgegeben von der Handelskammer Leipzig u. d. T. »Ab- 
grenzung der Handels- und der Handwerks(Gewerbe-)kammer Organisation oder 
Fabrik und Handwerk« 1907. Vgl. noch Hugo Riekes, Der Fabrikbegriff in 
den Jahrb. für N.Oe. III, F. Bd. 24; ferner R. Pape, Beiträge zur Lösung der 
Frage Fabrik und Handwerk, 1905, und Fabrik und Handwerk. Denkschrift 
des Deutschen Handwerks- und Gewerbekammertages 1908, zit. von ihrem Ver- 
fasser Jos. Wilden, ın seiner Schrift Handwerk und Industrie, 1912. 

Daß alle bisher unternommenen Versuche, den Begriff »Fabrik« für die Praxis 
zu bestimmen, scheitern mußten, leuchtet auf den ersten Blick ein, wenn 
man sieht, daß man »Fabrik« und »Handwerk« unterscheiden will, also Kriterien 
zur Bestimmung einer Betriebsform und einer Wirtschaftsform durcheinander 
mengt. Die Frage, die man stellt, läuft demnach hinaus auf die Frage: welches 
ist der Unterschied zwischen Gustav und Gasthof oder zwischen konkav und 
konkret. 
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Weise in die Wirklichkeit zu übertragen. Dafür ist in ihr für 
irgendwelche Entfaltung individuell-persönlichen Wirkens kein 
Raum mehr, 


Durch die Abschnitte bei Marx, die von der Manufaktur handeln, ist es üb- 
lich geworden, in dieser Betriebsart eine Uebergangsform zu erblicken, 
die eme Stufe unvollkommener Entwicklung der Individualbetriebe auf dem Wege 
zur vollständigen Vergesellschaftung in der Fabrik darstelle. In diesem Sinne 
sprachen wir dann von einer »Manufakturperiode«, die die Industrie etwa von 1650 
bis 1750 durchlaufen haben soll, als es schon gesellschaftliche Großbetriebe 
aber ohne starke Verwendung von Arbeitsmaschinen und ohne Anwendung des 
Dampfes gab. Noch täglich aber könnten wir wahrnehmen, daß ein Industrie- 
zweig sıch in jenem Stadıum halbvollzogener Entwicklung befände, wie wir jeden 
Tag beobachten könnten, daß Industrien aus der manufakturmäßigen in die 
tabrıkmaßige Organisation übergingen. Beides sind unzweifelhaft richtig beobach- 
tete Tatsachen: sowohl jener vorwiegend manufakturmäßige Charakter einer 
ganzen Geschichtsperiode wie auch die noch heute sich stetig vollziehende Um- 
wandlung von Manufakturen in Fabriken. Beispiele für jene Tatsache sind wich- 
tge große Industrien wie die Weberei mit ihren Hılfsverrichtungen, zahlreiche 
Eisen verarbeitende Industrien, usw.; Beispiele für diese Tatsache sind in unserer 
Zeit etwa die Schuhwarenindustrie einige Zweige der Wäschekonfektion u. a. 

Trotzdem ist es falsch, hier ein allgemein gültiges »Entwicklungsgesetz« auf- 
stellen zu wollen, wonach der Prozeß der Vergesellschaftung individualer Betriebe 
sich stets ın der Weise vollzöge, daB er das Stadium der Manufaktur durchliefe 
und im Zustande der Fabrik endigte. Das wäre eine doppelt falsche Annahme, 
Erstens namlich braucht ein fabrikmäßiger Betrieb keineswegs immer vorher eine 
manufakturmaßige Organisation gehabt zu haben. Schr viele mechanische und 
die meisten chemischen Fabriken sind hierfür als Belege anzuführen. Zweitens 
It es aber nicht richtig, daß die Manufaktur gegenüber der Fabrik stets eine un- 
vollkommene Entwicklungsstufe darstelle. Beide Betriebsformen können viel- 
mehr durchaus gleichwertig nebeneinander bestehen, so daß also die Entwicklung 
zwei Höhepunkte haben kann: Fabrik und Manufaktur. Der Stammbaum 
der gesellschaftlichen Großbetriebe sieht demnach so aus: 


Fabrik 
O 


Manufaktur Fabrik 
O O 


O 
Manu faktur 


O 
Individualbetrieb. 


s, t 

Nicht ohne Geist hat J. German (Die Grenzen fur die Automatisierung des 
Privluktionsprozesses; Neue Zeit XXI, 2, S. 468 ff.) meine Lehre von den Betriebs- 
"rmen zu kritisieren unternommen, ohne daß es ihm, deucht mir, gelungen wäre, 
de Richtigkeit meiner Auffassung zu widerlegen. Die Erläuterung, die ich 
meinen Worten gebe, wird German selbst davon überzeugen. 
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German bestreitet ı. daß die Anforderung an individuelle künstlerische 
Betätigung im Produktionsprozesse grundsätzlich einen Produktionszweig in die 
Sphäre des manufakturmäßigen Betriebes bannen müsse. Ich selbst hätte zu- 
gegeben, daB es bereits Fabriken gebe, die künstlerische Produkte erzeugten. 
»Also es gibt nicht nur Manufakturen, sondern auch Fabriken in den Kunst- 
industrien, deren Produktion ein ‚„unersetzliches, höchst persönliches Schaffen 
des Individuums“ zugrunde liegt. In ihm hat der menschliche Geist bereits die 
Aufgabe gelöst, die Sombart als unlösbar bezeichnet. Will S. zeigen, daß die Be- 
triebsform der Porzellan- und der Kunstmöbelindustrie niemals über die Manu- 
faktur hinausgelangen wird, so muß er beweisen, daß niemals Methoden gefunden 
werden können, die es ermöglichen würden, daß diese Industrien dem Bei- 
spiel der andern schon heute fabrıkmäßig betriebenen Kunstindustrien folgen. 
Diesen Beweis hat Sombart nicht angetreten und damit verbleiben die heutigen 
Kunstmanufakturen in der Reihe jener Manufakturen, die auch er als Uebergangs- 
formen zum Fabrikbetrieb anerkannt. Um die Sache möglichst klar zu stellen, 
möchte ich noch betonen, daß jede Kunstindustrie, sei sie nun als Manufaktur 
oder als Fabrik betrieben, selbstverständlich auf dem individuellen Schaffen 
des Künstlers beruhen muß. Die entscheidende Frage ist nur die, ob dieses Schaf- 
fen innerhalb desindividuellen Betriebes verbleiben muß, oder ob es möglich 
ist, die Arbeit des Künstlers vom Betrieb zu trennen; mit einem Wort, ob alle 
Kunstindustrie reproduzierend gemacht werden kann. Die Frage ist 
für wichtige Kunstindustrien bereits zugunsten des reproduzierenden Verfahrens 
entschieden, es darf daher für andere ohne Beweisführung nicht die Unlösbarkeit 
behauptet werden.« 

German hat den Kernpunkt der Frage ganz vortrefflich herausgeschält. 
Was ich zur Verteidigung meines Standpunktes nur vorbringen kann, ist dieses: 
was heute an Kunstmanufaktur besteht, besteht, weil dem Werke bei der 
Ausführung ein individuelles Gepräge verliehen werden soll. So lange 
der Geschmack derart ist, daß das kaufende Publikum Werken, 
die bei der Ausführung individuelles Gepräge erhalten, vor schabloni- 
sierten den Vorzug gibt, erfüllt die Betriebsform der Manufaktur eine spezifische 
Funktion, ist sie nicht die Vorstufe zur Fabrik, sondern selbst höchste Ent- 
wicklungsstufe der Betriebsorganisation. Sollte sich der Geschmack einmal än- 
dern, so fiele auch meine Konstruktion zweier höchstvollendeten Betriebs- 
formen in sich zusammen. 

Für Menschen heutiger Geschmacksrichtung besteht sie zu Recht und dient 
sie zur Erhellung und Klarstellung der Wirklichkeit. 

German (a. a. O. S. 472 f.) beanstandet 2. meine Systematik der ge- 
sellschaftlichen Großbetriebe, weil sie nur deren zwei — Manufaktur und Fabrik 
— unterscheidet. Es gäbe vielmehr eine »deutlich erkennbare dritte Form des ge- 
sellschaftlichen Großbetriebes, die zwischen Manufaktur und Fabrik liegt. Sie 
ist charakterisiert durch ein Kriterium der Manufaktur, das „handarbeitende 
Verfahren in entscheidenden Partien des Produktionsprozesses‘‘ und durch ein 
Kriterium der Fabrik, den großen Umfang der Arbeitsmittel.« Dieses Kriterium 
meint German nämlich, müsse man dem Begriffe der Fabrik hinzufügen. 

Ich kann auch diese Einwände gegen meine Theorie nicht als berechtigt 
anerkennen. Und mir scheint, als ob sie German selbst entkräftet, wenn er fort- 
fährt: »Nunmehr läge die Aufgabe vor, das Wesen der drei Betriebsformen 
Manufaktur, Zwischenstufe und Fabrik in Definitionen gegen einander scharf 
abzugrenzen. Diese Aufgabe zu lösen, ist jedoch nicht möglich. Denn das Kri- 
terium, durch dessen Berücksichtigung die Sombartschen Definitionen als un- 
genügend erkannt wurden, der Umfang an Arbeitsmitteln ist ein Kriterium der 
Größe. Und die Größe gibt, wie auch Sombart in anderem Zusammenhange 
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bemerkt, nur graduelle Unterschiedee. Es wird also wohl bei meiner (ge- 
wiB unvollkommnen) begrifflichen Zweiteilung sein Bewenden haben müssen, 
womit keineswegs gesagt sein soll, daß die Germanschen Korrekturen unfrucht- 
bar und überflüssig wären. 

Auch die sehr beachtenswerten Ausführungen, die Hugo Riekes (in 
seinem Aufsatz »Der Fabrikbegriff und die Handwerksorganisation« in den Jahr- 
büchern für N.Oe. III. F., Bd. 24, S. 185—214) im Anschluß an meine Syste- 
matik macht, haben mich, trotz der Anerkenntnis, daß seine Kritik in vielen 
Einzelpunkten richtig ist, nicht zu einer Preisgabe meines Systems veranlassen 
können. Eine Auseinandersetzung mit Riekes würde an dieser Stelle zuviel 
Raum in Anspruch nehmen. Vielleicht bietet sich später eine Gelegenheit dazu. 


E. Das Vermögen. 


Gleichsam eine Vereinigung der in der Technik enthaltenen 
Sachbeziehungen und der in der Arbeitsorganisation eingeschlos- 
senen Personenbeziehungen vollzieht sich bei dem Aufbau des 
Wirtschaftsbegriffes in dem Begriffe des Vermögens, dem wir 
deshalb noch, ehe wir den der Wirtschaft selber feststellen, eine 
kurze Betrachtung widmen müssen. 

Vom Vermögen strömt, zum Vermögen führt ja der Strom 
alles Wirtschaftslebens, das wir selbst gar nicht in seiner Eigen- 
art zu fassen vermögen, ohne daß wir zuvor erfahren haben, 
was Vermögen bedeutet. 

In prachtvoller Sinnfälligkeit drückt das deutsche Wort 
Vermögen eine Menge verschiedenartiger Zustände der Macht 
aus: es umfaßt alle Möglichkeiten, in denen jemand etwas ver- 
mag. Es nähert in unserer Vorstellung die mannigfachen Arten 
des Machthabens einander, die in fremden Sprachen von einander 
getrennt sind — pouvoir, power — fortune — und drängt 
uns daher den gemeinsamen Ursprung aller dieser Arten von 
Macht auf und damit den verborgenen inneren Sinn sonst ver- 
äußerlichter Verhältnisse. Es sagt uns, daß wir es mit demselben 
Urphänomen zu tun haben: ob wir sagen: dies steht nicht in 
meinem Vermögen oder dieser Mann hat ein großes Vermögen 
(schlechthin: im Sinne des Reichtums) oder er hat ein großes 
Beherrschungs- oder Vorstellungsvermögen oder er ist unvermö- 
gend, wobei wir im Zweifel lassen, ob wir sagen wollen: er kann 
nichts, oder er hat nichts! 

Was alles mit dem Worte Vermögen zum Ausdruck gebracht 
wird, ersehen wir am besten, wenn wir die einzelnen Bedeutungen 
in ihrer Wesenheit zu erkennen und von einander zu unterschei- 
den trachten. 
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Da ergibt sich dann vor allem, daB zwei ganz verschiedene 
Arten von Vermögen vorerst mal von einander gesondert werden 
müssen, je nach der letzten Quelle, der die eine oder die andere 
Art entspringt. 

Es gibt ein Vermögen, das ganz und gar auf uns selbst 
und unsere höchstpersönliche Kraft gestellt ist und daneben 
ein Vermögen, das uns die Gesellschaft verleiht, dessen Bestand 
daher auf deren Macht aufgebaut ist. Ich nenne jenes Indivi- 
dual-, dieses Sozialvermögen und meine damit das Folgende: 

Das Individualvermögen entspringt der Macht 
der Persönlichkeit und wird begrenzt durch deren Leistungs- 
fähigkeit allein, reicht soweit also wie die durch keine gesell- 
schaftliche (staatliche) Garantie gesicherte oder unterstützte 
Macht des einzelnen Individuums reicht. Es kann beruhen in 
einem persönlichen Können, dann nennen wir es unser 
Leistungsvermögen: einen Berg zu besteigen oder 3 
Flaschen Sekt zu trinken oder eine gute Rede zu halten oder das 
hohe C zu singen usw. Oder es beruht in einer Verfügungsgewalt 
über Menschen oder Dinge: dann könnte man es als Herr- 
schaftsvermögen bezeichnen. 

Eine Verfügungsgewalt über Menschen und Dinge sage ich; 
wohlverstanden: die als einzige Quelle die Macht der Per- 
sönlichkeit hat. 

Also wenn ein Mensch imstande ıst über andere zu herrschen, 
sie zu Leistungen oder Unterlassungen zu zwingen, sie sich dienst- 
bar zu machen allein kraft seiner Schönheit, seiner Größe, seiner 

Güte. Wie der Hypnotiseur ein rein physiologisches Vermögen 
über andere hat. Durch direkte Einwirkung von Mensch zu 
Mensch. Oder auch durch Vermittlung eines Sachvermögens, 
wenn dieses selbst rein individualer Macht sein Dasein verdankt; 
also nicht etwa auf irgend einem Rechtstitel, sei es auch das 

_ dürftigste Besitzrecht, beruht (als womit es zum sozialen Vermögen 
werden würde). Solcherart Sachvermögen sind naturgemäß 
sehr selten: Fafner hat den Nibelungenhort solcherart im Ver- 
mögen. Oder ein Dieb eine gestohlene und verborgene Sache 
(sobald er jedoch etwa einen gestohlenen Schmuck in Geld 
einlöst und dann mit dem Gelde etwas bezahlt, hat er ein so- 
ziales Vermögen gewonnen). Also kann es sich dabei immer nur 
um das handeln, was die Juristen als Detention bezeichnen und 
als a-rechtlich qualıfizieren. 
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Das Sozialvermögen ist dem entgegen immer von 
der Gesellschaft garantiert und schließt stets ein Rechts- 
verhältnis ein. DaB es ein soziales Leistungsvermögen gäbe, 
wird man theoretisch nicht bestreiten dürfen. Praktisch ist es 
bedeutungslos. Praktisch ist vielmehr das Sozialvermögen 
immer ein Herrschaftsvermögen (denn auch z. B. Patentschutz, 
Schutz des geistigen Eigentums, die also ein individuelles Lei- 
stungsvermögen schützen sollen, begründen doch immer ein 
Herrschaftsvermögen, insofern sie andere verhindern, etwas zu 
tun). 

Wiederum kann sich das Herrschaftsvermögen unmittelbar 
auf Personen oder auf Sachen beziehen. 

Sozial beherrscht Personen, wen die Gesellschaft (der 
Staat) dazu ermächtigt. In der Sphäre des öffentlichen Rechtes 
liegt das soziale Herrschaftsvermögen allem Beamtenverhältnis, 
aller militärischen Disziplin, allem Polizeiwesen zugrunde, wäh- 
rend in der Sphäre das Privatrechts heute das rein personale 
Herrschaftsvermögen stark beschränkt ist. Im Zeitalter der 
Sklaverei konnte es sich beliebig auf alle Menschen und alle 
Ihre Lebensfunktionen ausdehnen; heute findet es sich häufiger 
nur noch in familienrechtlichen Beziehungen: alle elterliche 
Autorität (soweit sie nicht einem.Individualvermögen der El- 
tern entspringt) ruht auf dem Sozialvermögen, dem von der Ge- 
sellschaft mit ihren Machtmitteln sanktionierten Herrschafts- 
verhältnis zwischen Eltern und Kindern. Dagegen ist das eigent- 
liche Gebiet des Sozialvermögens die Sachbeherrschung. Hier 
also erscheint es als soziales Sachvermögen und beruht 
in der durch die Gesellschaft (Staat) gewährleisteten Verfügungs- 
gewalt einer Person über Sachgüter. Das soziale Sachvermögen 
stellt sich juristisch dar in den verschiedensten Rechtskategorien, 
nicht etwa nur im Eigentum. Alle Rechtsverhältnisse des Sachen- 
rechtes sowie auch des Obligationenrechtes gehören hierher. 
Denn in allen handelt es sich am letzten Ende immer darum, 
daß eine Person die Verfügungsgewalt über eine bestimmte 
Menge von Sachgütern hat (oder einer andern streitig macht 
oder erst zu erlangen trachtet oder auf eine andere übertragen 
oder gegen einen andern Sachgüterkomplex eintauschen oder 
über sie eine vorübergehende Verfügungsgewalt für sich oder an- 
dere feststellen lassen will usw.). 

Das ist diejenige Spielart des »Vermögens«, an die wir den- 





26 Werner Sombart, 


ken, wenn wir (ohne weiteres) von großen, mittleren und kleinen 
Vermögen reden, die die fremden Nationen mit einem besonderen 
Worte (fortune, riches) bezeichnen, die aber (wie aus meinen Aus- 
führungen wohl hervorgeht) in der Tat nichts Wesensanderes 
darstellt als alle andere Bedeutungen des deutschen Wortes 
Vermögen auch. Dieser Mann hat ein großes Vermögen heißt: 
dieser Mann kann auf Grund irgendwelcher Rechtstitel über 
groBe Mengen von Sachgütern verfügen und wird hierbei vom 
Staate geschützt. 

Er kann von seiner Verfügungsgewalt (innerhalb sehr weit 
gesteckter Grenzen) jeden ihm gut dünkenden Gebrauch machen. 
Sein Vermögen erstreckt sich grundsätzlich auf alle Arten des 
Gebrauchs. Es besteht sowohl in der Macht, andere in der Be- 
nützung eines Gegenstandes zu hindern (z. B. mein Grundstück 
zu betreten): Ausschließungsvermögen; als auch in der Macht, 
das Sachgut nach seinem Gutdünken zu nützen: Dispositions- 
vermögen. Diese Nutzung hinwiederum kann bestehen im un- 
mittelbaren Genuß: die Aepfel, die in einem Garten wachsen, 
zu essen (vom persönlichen Vermögen hängt es ab: ob mein 
Magen sie verträgt; ob ich sie, wenn etwa kein dienender Geist 
zu erreichen ist, selber vom Baume holen kann u. dgl.). Oder 
aber — worin die Nutzung des sozialen Sachvermögens der Regel 
nach besteht — ich verwende es, um die Leistungen oder Sach- 
güter irgend einer anderen Person dafür zu »kaufen« (sagen wir). 
Sei es zum Zwecke, sie selbst zu konsumieren: wenn ich ein Stück 
Wurst, eine Eisenbahnfahrkarte, ein Theaterbillet oder ähnliches 
mit meinem Gelde erstehe. Sei es zum Zwecke, um erst wieder 
neue Güter damit herzustellen: Ankauf von Produktionsmit- 
teln und Arbeitskräften. Wir sprechen in diesem letzten Falle 
von Produktivvermögen; in den beiden ersten Fällen von 
Konsumtivvermögen. 

(Daß letzten Endes auch in der »Sach«beherrschung nur 
eine Personenbeherrschung steckt, weiß jeder Jurist. Auch ein 
»Sachen«recht begründet nicht ein Rechtsverhältnis zwischen 
einer Person und einer Sache, sondern zwischen Personen. Selbst- 
verständlich.) 

Was den Begriff des »Vermögens« von allen Rechtsverhält- 
nissen unterscheidet, ist dieses: daß die im »Vermögen« begrün- 
dete Herrschaftsgewalt dem Berechtigten die endgültige 
Verfügung über die der Herrschaft unterliegenden Gütermengen 
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gewährt. Insofern umfaßt das »Vermögen« die Fähigkeit, zu 
dem Gegenstande in ein Rechtsverhältnis, welches immer es sei, 
aber auch in ein physisches Verhältnis, welches immer es sei, 
beliebig zu treten. Kraft der in meinem »Vermögen« eingeschlos- 
senen Befugnisse kann ich auch dritten Personen so viel mir gut 
dünkt Rechte auf die Sache einräumen: selbst das Eigentum. 
Das geschieht beispielsweise mit Notwendigkeit in der Rechts- 
form des Darlehns. Hier erlangt der Schuldner Eigentum an dem 
Gelde, das zum Vermögen des Gläubigers gehört. Der Umfang 
unseres Vermögens wird also festgestellt durch die Reichweite 
unseres Eigentumsrechts zuzüglich unserer Forderungen, ab- 
züglich unserer Schulden. (Wenn ich hier von Geld und Kredit 
gesprochen habe, so geschah es natürlich nur, um jedermann 
vertraute Beispiele zu wählen. Die mit den Beispielen verdeut- 
lichten Tatbestände können in jeder Gestaltung‘ des Wirtschafts- 
lebens wirklich werden, gehören also zu den Elementarerschei- 
nungen.) 


F. Die Wirtschaft. 
I. 


Auf den ersten Blick erscheint es sehr leicht, den Bereich 
des Wirtschaftlichen als einen bestimmten Umkreis menschli- 
cher Tätigkeiten oder Beziehungen begrifflich abzugrenzen, 
indem man als wirtschaftliche alle diejenigen Tätigkeiten oder 
Beziehungen bezeichnet, die der Unterhaltsfürsorge 
Ihre Entstehung verdanken. Denn es kann keinem Zweifel 
unterliegen, daß diesem Produktions- oder Reproduktionspro- 
zesse ein großer Teil auch der menschlichen Arbeit nicht nach freier 
Wahl sondern zwangsweise gewidmet ist. So wird man diese 
Arbeit als wirtschaftliche Tätigkeit, die sich aus ihr ergebenden 
Beziehungen als wirtschaftliche Beziehungen, den Inbegriff die- 
ser Tätigkeiten und Beziehungen als den Bereich der menschlichen 
Wirtschaft ansprechen dürfen. Ä 

Das tat man denn wohl auch, als man über das Phänomen 
Wirtschaft« nachzudenken begann. Wirtschaften im ursprüng- 
lichen (natürlichen) Verstande heißt: sich seinen Unterhalt 
beschaffen, heißt: für seines Leibes Nahrung und Notdurft 
Sorge tragen. In diesem Sinne umfaßt der Begriff alle Bewußt- 
vinsinhalte ebenso wie alle tatsächlichen Vorgänge in der Außen- 
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welt, alle Zwecksetzung wie alle Mittelwahl, die mit der Bewäl- 
tigung jener Aufgabe in Verbindung stehen. 

Die wirtschaftliche Tätigkeit fand ihren natürlichen Mittel- 
punkt in der Eigenwirtschaft einer Verwandtengruppe: in dem 
oxoç ; ihre natürliche Einheit in dem Willen des Hausvaters, aus 
dem auch die selbstverständliche Ordnung (vopos) floß. So daß 
sich der Begriff der Wirtschaft, als er zum ersten Male gedacht 
wurde, in dem Sinn der comovonıx zwanglos ergeben mußte. 
Die axovcopa umfaßte ebenso die Fürsorge des Hausvaters 
für seinen und der Seinen Unterhalt: die Anordnungen, die er 
traf, um Schafe zu züchten, Wein zu keltern und Wolle zu spin- 
nen, seine Maßregeln zur Kindererziehung und Sklavenbehand- 
lung; seine Einkäufe und Verkäufe wie etwaigen Vertrags- 
schlüsse wie alle ausführende Tätigkeit: das Pflügen und Ernten, 
das Spinnen und Weben, das Aufspeichern und Zuteilen. 

So dachten Xenophon ®) und Aristoteles den Begriff der 
Wirtschaft, so aber auch noch die alten Kameralisten, die alle 
von der Vorstellung eines fürsorgenden Hausvaters ausgehen, 
aus dessen EntschließBungen die ganze Fülle der Maßnahmen 
zur Unterhaltsfürsorge fließt. Der antike oıxos hatte sich nur 
bei ıhnen zur Haushaltung des Landesherrn erweitert, in dem 
Finanz- und Staatswirtschaft noch ungetrennt nebeneinander 
ruhten. 

Mit der fortschreitenden Auflösung der urwüchsigen Wirt- 
schaftsverfassung wurde der ihr entsprechende Begriff selbst- 
verständlich bedeutungslos. Er genügte nicht mehr, als die ehe- 
mals komplexe Tätigkeit der Hausgenossen in ihre einzelnen 
Bestandteile auseinanderfiel, als die leitende Arbeit sich von 
der ausführenden trennte, als die Einzelwirtschaft in regelmäßige 
Beziehungen zu fremden Wirtschaften trat und selbst zu ihren 
Organen wechselnde Beziehungen einging. Aus der ursprünglich 
einheitlich erscheinenden Tätigkeit der Unterhaltsfürsorge treten 
immer deutlicher zwei ganz und gar voneinander verschiedene 
Bestandteile hervor: die Anknüpfung von Rechtsbeziehungen 
einerseits und die Sachbearbeitung andererseits. Beide wurden 





8) „Wir hatten also gefunden, sagte Sokrates, daß Hauswirtschaft der 
Name einer Wissenschaft ist und daß diese den Menschen befähigt, sein Haus- 
wesen zu fördern. Unter Hauswesen aber verstanden wir das Gesamtvermö- 
gen; als solches betrachten wir das, was einem jeden nutzbringend für seine 
Lebensführung ist, nutzbringend endlich erschien uns das, was einer zu ge- 
brauchen versteht.g Oeconomicus. 6. Kapitel deutsch. von M. Hodermann. 
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in dem Maße gesonderter Beachtung wert, als sie verwickelter 
wurden; sie wurden damit zum Gegenstande besonderer Wis- 
senschaften: der Rechtswissenschaften und der Technologie. 
In jeder Erscheinung, die man ehedem als »wirtschaftliche« 
angesprochen hatte, weil sie einen Teil dei Unterhaltsfürsorge 
gebildet hatte, die auch heute noch der naive Mensch als »wirt- 
schaftliche« ansieht, erkannte der tiefer dringendeBlick immer zwei 
scharf voneinander getrennte Bestandteile: ein Rechtsver- 
hältnis und eine technische Betätigung, neben denen zunächst 
gar nichts anderes übrig bleibt, die vielmehr als Form und In- 
halt eines früher einmal Wirtschaft genannten Erscheinungs- 
komplexes vor unsern Augen sich darstellen. Der richtige Titel 
des Stammlerschen Buches müßte lauten: Technik und 
Recht. Denn tatsächlich löst sich alles gesellschaftliche Leben 
(nicht nur das Wirtschaftsleben) in diese beiden elementaren 
Bestandteile auf, die im Verhältnis von Inhalt und Form wohl 
gedacht werden können. 

Aber wo blieb die Wirtschaft? Läßt sich irgendwo in der 
Welt, läßt sich insbesondere innerhalb der Unterhaltsfürsorge 
ein Phänomen aufweisen, das nicht ein Rechtsverhältnis, nicht 
Technik, sondern Wirtschaft (ein anderes Drittes) wäre? Ich 
glaube nicht. Ich bin durch viele Fabriken, durch viele Hä- 
fen und Bahnhöfe, durch viele Banken und Börsen, durch viele 
Schuppen und Kontore gegangen und fand immer nur Technik: 
immer nur Sachbehandlung durch einzelne Menschen, die (wenn 
ich sie fragte) durch irgend ein Rechtsverhältnis miteinander 
verbunden waren. 

Wirtschaftliche »Tätigkeit«? Technik. Wirtschaftliche »Be- 
ziehungene von Menschen ‚untereinander? Rechtsbeziehungen 
(oder andere Bindungen rechtsähnlicher Natur). 

Was heißt »Garn produzieren«? Vertragsabschluß zum An- 
kauf der Baumwolle; Verladung der Baumwolle in ein Schiff, 
in einen Waggon; Herrichtung von Spinnmaschinen, auf denen 
man die Fasern zu Fäden dreht; Vertragsabschluß mit Ange- 
stellten und Arbeitern, diese Spinnmaschinen zu bedienen; Ver- 
tragsabschluß zum Verkauf des fertigen Garns. 

Was heißt »Getreidehandel«? Vertragsabschluß zum Zweck 
des Erwerbs des Eigentums an einer Partie Getreide; Einfüllung 
des Getreides in ein Schiff, in einen Elevator, Transport auf einen 
Schuppen, Umschaufeln, Einpacken in Säcke, Aufladen der 
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Säcke auf einen Wagen, Transport zur Mühle; Vertragsabschluß 
zwecks Verkaufs an den Müller; Ausstellung einiger Urkunden 
mittels Feder und Tinte, Abfassung einiger Briefe mittels der 
Schreibmaschine, Ausfegen, Heizen und Beleuchten des Kontors. 
— Nichts, aber auch rein gar nichts bietet sich dem Beobachter 
dar als Technik und Recht. Und ich habe nie gewußt, welche 
ywirtschaftlichen« Dinge ich meinen Studenten zeigen sollte, 
wenn ich mit ihnen ein Bergwerk oder einen Hafen besichtigte. 

Aber es gibt doch wohl einen selbständigen Begriff des Wirt- 
schaftlichen neben Technik und Recht; heute mehr denn je? 
Gewiß. Nur hat er eine völlig neue Prägung erfahren. Er drückt 
nicht mehr die realen Vorgänge der Sachbehandlung, nicht 
mehr die Beziehungen zwischen den handelnden Personen aus, 
sondern was? Etwas im Bereiche der Unterhaltsfürsorge, was 
nicht Technik und nicht Recht ist. Ich will es bezeichnen 
als einen Bewußtseinsinhalt: nämlich die gedankliche In- 
beziehungsetzung von Technik und Recht, die Ausrichtung 
technischer und rechtlicher Verhältnisse auf einen gedachten 
Zweck (die Unterhaltsfürsorge), also einen Gesichtspunkt der 
Betrachtung. Wirtschaften heißt die in unserem 
Bewußtsein zur Idee der Unterhaltsfürsorge 
sich vollziehende Zusammenfassung von Tech- 
nik und Recht. 

Mit dieser rein spiritualistischen Begriffsbestimmung des 
wirtschaftlichen Tatbestandes als eines rein innerlichen Seelen- 
vorganges werden Technik und Recht in das Verhältnis des Mit- 
. tels zum Zweck versetzt, während als das spezifisch Wirtschaft- 
liche die subjektive Ausrichtung von Denken und Handeln auf den 
Zweck der Unterhaltsfürsorge (Güterbeschaffung oder Güterver- 
zehr) angesehen wird. Diese Begriffsbestimmung ermöglicht aber 
auch allein, Technik und Recht von der Wirtschaft zu trennen. 

Aus dieser Begriffsbestimmung des Wirtschaftlichen er- 
gibt sich also, daß eine und dieselbe Vornahme, eine und dieselbe 
Erscheinung als wirtschaftlich oder nicht wirtschaftlich quali- 
fiziert werden können, je nach dem Zwecke, mit dem sie in Ver- 
bindung gesetzt werden. Eine Bergbesteigung ist für den Sports- 
mann nicht, wohl aber für den Führer; ein Pferderennen für den 
Herrenreiter nicht, wohl aber für den Jokey eine »wirtschaft- 
liche Tätigkeit Wenn im »Fliegenden Holländer« wirklich 
Garn gesponnen würde, so wäre die Vornahme des Garnspinnens 
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ebensowenig eine »wirtschaftliche« wie es die Arbeit der Knaben 
ist, die im »Handfertigkeitsunterricht« Stühle oder Körbe her- 
stellen. Umgekehrt wird eine von aller Güterherstellung fernab 
liegende Handlung — wie eine Theateraufführung, eine kirchliche 
Feier, eine Krankenbehandlung — in dem Augenblick in den 
Nexus des Wirtschaftlichen hineingezogen, in dem sie auf 
den Zweck der Unterhaltsfürsorge ausgerichtet wird: sei es, daB 
sie ihrem Veranstalter zum Erwerbe von Sachgütern dient, 
sel es daß Sachgüter für die Inanspruchnahme der in ihr einge- 
schlossenen Leistung hingegeben werden, mit denen dritte Per- 
sonen unterhalten werden sollen, sei es daß man ihres materiel- 
len Substrats (des bei jeder noch so idealen Handlung erforder- 
lichen Sachgüterbestandes) gedenkt und dessen Beschaffung, 
Ersetzung, Erhaltung zum Gegenstande der Fürsorge macht. 
Unter dem Gesichtspunkt des Güterverzehrs (der natürlich 
auch ein Bestandteil der Güterbeschaffung ist) trägt jede Ver- 
anstaltung einen »wirtschaftlichen« Charakter. 


II. 


Absichtlich habe ich bisher ganz vag von einem Inbeziehung- 
setzen von Technik und Recht zur Unterhaltsfürsorge als dem 
Inhalt des Wirtschaftens gesprochen. Nun müssen wir dieser 
Vorstellung etwas mehr Leben und Inhalt geben, indem wir 
genauer zusehen: wer diese Inbeziehungsetzung vornimmt, 
welcher besonderen Art sie ist. Grundsätzlich bestehen zwei 
Möglichkeiten: die Inbeziehungsetzung kann entweder als 
eine transzendental-teleologische oder als eine immanent-kausale 
gemeint sein. Im ersten Falle wird sie außerhalb des Kreises der 
wirtschaftenden Personen vorgenommen, im andern Falle von 
diesen selbst. 

Sehr verbreitet ist die Gepflogenheit, die Wissenschaft 
der Nationalökonomie selbst mit der Vornahme jener Inbeziehung- 
setzung zu belasten, indem man als die besondere Aufgabe 
dieser Wissenschaft die Ausrichtung aller technisch-rechtlichen 
Bestandteile der menschlichen Unterhaltsfürsorge auf bestimmte 
Gemeinschaftsideale bezeichnet. Alle klassischen und ein gu- 
ter Teil der heutigen Nationalökonomen verfahren so. Man nennt 
das: den volkswirtschaftlichen Gesichtspunkt eines Unterhalts- 
fürsorgephänomens hervorkehren. Logischerweise erschöpft sich 
bei dieser Betrachtungsweise die Wirtschaftswissenschaft in der 
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Aufstellung von Regeln, wie die Unterhaltsfürsorge gestaltet 
werden müsse, damit den volkswirtschaftlichen Bedürfnissen 
Rechnung getragen werde. Mir scheint diese wissenschaftliche 
Behandlung des Wirtschaftsproblems zwar am Platze, wo man 
Richtlinien für eine Wirtschaftspolitik aufstellen will; unge- 
eignet aber zum Zweck einer Erkenntnis der wirtschaftlichen 
Tatsächlichkeit, um die es uns doch zunächst und vor allem zu 
tun ist. 

Wollen wir die empirische Wirtschaft erklären, so müssen 
wir uns angelegen sein lassen, den in dieser wirkenden Kräften 
auf die Spur zu kommen und müssen deshalb unser Augenmerk 
in erster Linie auf das Verhalten der die Gestaltung des Wirt- 
schaftslebens tatsächlich bestimmenden Personen, die wir als 
Wirtschaftssubjekte bezeichnen wollen, richten: in 
dem Bewußtseinsinhalte der Wirtschaftssubjekte liegt das Kon- 
struktionszentrum des Wirtschaftsbaus, dessen Systematik immer 
nur von hier aus wird begriffen werden können. Wir müssen 
also auch Gedanken und Entschließungen wirtschaftlicher 
Natur uns näher ansehen, die diese entscheidenden Personen 
zur Vornahme ihrer Handlungen bestimmen. Da ist denn nun 
zunächst der Versuche zu gedenken, die Wirtschaftsgesinnung 
einheitlich für alle Möglichkeiten wirtschaftlichen Verhaltens 
zu bestimmen, indem man so etwas wie das Walten eines »öko- 
nomischen Prinzips« als den spezifischen Inhalt der wirtschaft- 
lichen Denkweise bezeichnete: Erzielung eines möglichst hohen 
Nutzeffektes mit einem möglichst geringen Aufwande mache 
den Inhalt der wirtschaftlich zu qualifizierenden Vornahmen aus. 

Dieser Ansicht ist entgegenzuhalten: 

I. daß die längste Zeit die menschliche Unterhaltsfürsorge 
ohne Beachtung, ja mit subjektiv wie objektiv deutlicher Nicht- 
achtung dieses Prinzips betrieben worden ist, daß es vielmehr 
erst ein besonderes Kennzeichen kapitalistischer Wirtschaft ıst, 
jenes Prinzip nach Möglichkeit zur Anwendung zu bringen; 

2. daß das ökonomische Prinzip keineswegs auf die Sphäre 
der Unterhaltsfürsorge beschränkt ist, daß vielmehr jede 
menschliche Vornahme nach ihm gestaltet werden kann und ge- 
staltet wird: jeder moderne Ingenieur konstruiert seine Ma- 
schine nach diesem Prinzip, Künstler schaffen ihre Kunstwerke 
danach, Philosophen denken die Welt nach ihm und so fort. 

Will man die Gefahr vermeiden, entweder nichtssagende 
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Gemeinplätze zu formulieren oder aber besondere historische 
Zwecksetzungen für allgemeine auszugeben, so muß man zu der 
Erkenntnis vordringen: daß die Vorstellungen und Wollungen 
der Wirtschaftssubjekte, aus denen ihre auf die Unterhaltsfür- 
sorge gerichteten Handlungen entsprangen, zu verschiedenen 
Zeiten grundverschieden gewesen sind und muß als die erste 
und eine der vornehmsten Aufgaben der Wirtschaftswissenschaft 
diejenige betrachten, diese historisch wandelbaren Gedanken- 
richtungen und Entschließungen in ihrer Eigenart festzustellen. 
Das Problematische ist dieses: daß natürlich zu allen Zeiten 
das Ziel der Unterhaltsfürsorge für die Menschen im ganzen o b- 
jektiv dasselbe war, daß aber dieses Ziel erreicht ist durch 
jeweils ganz verschiedene Vorgänge im Bewußtsein der Wirt- 
schaftssubjekte; daß wir gleichsam Zwischeninstanzen in dem 
Streben, den Unterhalt zu beschaffen, in den Bewußtseins- 
inhalten jener aufzusuchen und festzustellen haben, wie das ob- 
jektive Ziel der Unterhaltsfürsorge auf dem Umwege oft ganz 
anders gearteter s u b j e k ti v er Zwecksetzungen erreicht wor- 
den ist, 

Ich nenne die das Verhalten der Wirtschaftssubjekte bestim- 
menden Vorstellungen und Grundsätze die Wirtschafts- 
prinzipien, deren Eigenart also die besondere Art und 
Weise bestimmen, wie jeweils Technik und Recht mit dem 
Zweck der Unterhaltsfürsorge in Beziehung gesetzt werden. 


IMI. 


Das erste Gebilde, das uns, wenn wir von der Zwecksetzung 
der Wirtschaftssubjekte unsern Ausgangspunkt nehmen, deut- 
lich vor Augen tritt, ist die Wirtschaftseinheit oder »d ie W ir t- 
schafte (als Individualwirtschaft) schlechthin. Darunter kön- 
nen wir verstehen: den Inbegriff der Vornahmen und Einrich- 
tungen, die von einem Wirtschaftssubjekte zur Durchführung 
seines Planes getroffen werden. Um die in den Wirtschafts- 
prinzipien zum Ausdruck kommenden Zwecke zu verwirklichen, 
muß eine zweckentsprechende Betätigung stattfinden, muß eine 
sinngemäße Organisation geschaffen werden, die immer einen 
doppelten Inhalt wird haben müssen: Herstellung von Beziehun- 
gen zwischen Personen und Herstellung von Beziehungen zwi- 
schen Personen und Sachen. Dabei ergeben sich regelmäßig 
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Organe, der von ihrem Willen abhängigen Personen; es ent- 
stehen bestimmte typische Beziehungen von Menschen zuein- 
ander: eine Summe von Rechtsverhältnissen, Sitten und Ge- 
bräuchen ergibt sich, die wiederum eine Summe bestimmter 
Vornahmen einschließen. Die Art und Weise der Sachbehandlung 
erfährt eine bestimmte zweckgemäße Regelung: eigenartig ge- 
staltete Arbeitsprozesse bilden sich aus usw. 

Auf den ersten Blick könnte es scheinen, als ob das, was hier 
als Wirtschaft beschrieben wird, gleichbedeutend sei mit dem 
Begriff des »Betriebes«, wie er im vorigen Abschnitt entwickelt 
wurde. Doch scheint das nur so. In Wirklichkeit sind Wirtschafts- 
einheit und Betrieb zwei durchaus verschiedene Begriffe. Ge- 
meinsam haben beide, daß ihnen keine aufweisbare Realität 
entspricht, daß sie beide aus ordnenden Gedanken gebildet sind. 
Ebensowenig wie ich jemandem einen Betrieb zeigen kann, 
Kann ich ihm eine Wirtschaft zeigen. Beides sind Begriffe, in 
denen eine bestimmte Anzahl von Zwecken, Handlungen, Ein- 
richtungen als Einheit gedacht werden. Aber der Gesichtspunkt, 
unter dem die Inbeziehungsetzung erfolgt, ist verschieden. Dort 
ist es die Werkverrichtung, die Sachbehandlung; hier 
die Werkverwertung. Ich nenne die Wirtschaft darum 
eine Verwertungsgemeinschaft, den Betrieb eine Arbeitsgemein- 
schaft. Beides kann äußerlich zusammenfallen, das heißt: es 
kann äußerlich derselbe Kreis von Veranstaltungen und Vornah- 
men sein, die zu einer Einheit, dort einer Wirtschaft, hier eines 
Betriebes zusammengefaßt werden; dann sind die beiden Be- 
griffe nur durch den verschiedenen Geist unterschieden, aus dem 
sie geboren wurden. So ist ein otxoç alten Stils, eine sich selbst 
genügende Familie ebenso Eine Wirtschaft wie Ein Betrieb, 
je nachdem ich sie als Verwertungs- oder Arbeitsgemeinschaft 
betrachte. Ebenso häufig aber — und in den modernen 
Organisationen des Wirtschaftslebens immer häufiger — fallen 
Wirtschaftseinheit und Betriebseinheit nicht zusammen, wie 
ein Blick auf unsere Umgebung alsobald deutlich macht. 

Eine Bergwerksunternehmung stellt sich dar: erstens als ein 
Bergwerksbetrieb, das heißt eine zweckmäßige Veranstaltung zur 
Gewinnung von Steinkohle. Dieser Betrieb, diese Werkgemein- 
schaft ist eine organische Einheit für sich, die sogar heute die- 
ser, morgen jener Unternehmung gehören kann. Diese Unterneh- 
mung, das heißt die unter wirtschaftlichem Gesichtspunkte 
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gebildete Einheit umschließt neben dem Bergwerksbetrieb: 
zweitens einen Kontorbetrieb, den man vielleicht auch einen 
Wirtschaftsbetrieb nennen könnte, weil er alle der Verwertung 
dienende Arbeiten umfaßt. Es ist eine Organisation zum Zwecke 
des Briefeschreibens, zum Abhalten persönlicher Konferenzen, 
zur Anlage von Geschäftsbüchern, zum Empfang und zur Aus- 
zahlung von Geldbeträgen usw. Die Verbindung zwischen 
Bergwerksbetrieb und Kontorbetrieb, ihre Zusammenfügung zu 
einer höheren Einheit vollzieht die kaufmännisch-technische 
Leitung des Unternehmers, dadurch, daß sie beide Betriebe 
dazu verwendet, um Geld zu erwerben. 

Ein Theater ist ein in sich abgeschlossener künstlerischer 
Betrieb, der an sich überhaupt keinen wirtschaftlichen Charak- 
ter trägt. Er kann aber einen Bestandteil eines Theaterunter- 
nehmens bilden, wenn er dazu dienen soll, einem Konsortium 
von Geldleuten Gewinn zu bringen. In dem Einen Theater- 
unternehmen werden dann außer dem Theaterbetrieb noch zahl- 
reiche andere Betriebe, das heißt Veranstaltungen zur Werk- 
verrichtung eingeschlossen sein: wieder ein Kontorbetrieb, viel- 
leicht noch ein Restaurationsbetrieb, eine Werkstatt zur Her- 
stellung der Kostüme etc. etc. 

Ein modernes Konfektionshaus umschließt folgende Betriebe: 
einen Kontorbetrieb, wo Bestellungen empfangen und ausge- 
geben werden; einen Lagerbetrieb, wo die fertigen Waren aufge- 
stapelt werden; meist einen Detailverkaufsbetrieb, einen Laden 
(der aber gelegentlich auch fehlt); eine größere Reparatur- und 
Anpassungsschneiderei, endlich die lange Reihe der kleinen 
Hausindustriebetriebe, in denen die Kleider angefertigt werden. 
Die »wirtschaftliche« Einheit all dieser technisch selbständigen 
Betriebe wird durch den kapitalistischen Zweck des Geldver- 
dienens hergestellt. 

Ein Konsumverein umspannt einen oder zahlreiche Verkaufs- 
betriebe in den offenen Läden, die er hält; daneben einen kauf- 
männischen Betrieb; einen Lagerbetrieb und je nachdem mehr 
oder weniger Produktionsbetriebe: eine Bäckerei, eine Schuh- 
Macherei etc. Es wäre ebenso falsch, die organische (Betriebs-,) 
Einheit je der Schuhmacherei und der Bäckerei zu leugnen 
oder ihre (Betriebs-) Verschiedenheit gegeneinander wie es 
unrichtig wäre, die (Wirtschafts-) Einheit aller dieser technischen 
Veranstaltungen in der Verwertungsgemeinschaft nicht aner- 
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kennen zu wollen. Sachgemäß sagt der $ 3 der deutschen Gewerbe- 
ordnung: »Der gleichzeitige Betrieb verschiedener Gewerbe, 
sowie desselben Gewerbesin verschiedenen 
Betrieben oder Verkaufsstätten. 

Die Wesensunterschiedlichkeit von Wirtschaft und Betrieb 
tritt in der Tatsache besonders deutlich hervor, daß ein und die- 
selbe Betriebsform ganz verschieden gearteten Wirtschaftsver- 
fassungen angehören kann, umgekehrt aber in einer und der- 
selben Wirtschaftsform ganz verschiedene Betriebsformen zur 
Anwendung gelangen können. 

Die Hauswirtschaft hat Klein- und Großbetrieb umschlossen 
(man erinnere sich der Oikenwirtschaften im Altertum und Mittel- 
alter!); das Handwerk nicht minder (Baugewerbe!); und ebenso 
bedient sich die kapitalistische Unternehmung abwechselnd 
für ihre Zwecke des Kleinbetriebes, wie des Großbetriebes, bald 
als Manufaktur, bald als Fabrik. Umgekehrt kann, wie gesagt, 
eine und dieselbe Betriebsform den verschiedensten Wirtschafts- 
formen angehören: beispielsweise die Fabrik als eine Form des 
Großbetriebes ebenso gut in der erweiterten Eigenwirtschaft, wie 
in der kapitalistischen Unternehmung, wie in der genossen- 
schaftlichen Produktion, wie in der Gemeinwirtschaft ihren 
Platz finden. Mit andern Worten: es können verschiedene 
Zwecke (wie sie den Wirtschaftsformen zugrunde liegen) mit den 
gleichen Mitteln (einer und derselben Betriebsform) verwirklicht 
werden ; und verschiedene Mittel können demselben Zwecke dienen. 

Von wie einschneidender Bedeutung die Unterscheidung 
zwischen Wirtschaft und Betrieb für die Beurteilung wirtschaft- 
licher Zusammenhänge ist, möge die eine Tatsache erweisen, 
daß eine bestimmte Betriebsform — sage die Fabrik — ganz 
verschieden zu werten ist, je nachdem sie beispielsweise kapita- 
listischen oder gemeinwirtschaftlichen Zwecken dient, daß man 
also gar nicht von der Leistungsfähigkeit einer bestimmten Be- 
triebsform spricht, wenn man etwa die Arbeitsresultate einer 
kapitalistisch geleiteten Fabrik ins Auge faßt — z. B. Lieferung 
von Schleuderware — es vielmehr dabei mit den verschiedenen 
Zwecksetzungen verschiedener Wirtschaftsformen zu tun hat. 


IV. 


Es ist nun auf den ersten Blick ersichtlich, daß die Ge- 
staltung der Wirtschaften außerordentliche Man- 
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niglaltigkeiten aufweisen kann; denn Verschiedenheiten der 
Organisation können durch die Sonderheit der folgenden Punkte 
bewirkt werden: 

1. Die Eigenart des Verwertungszweckes. Nicht näm- 
lich der Zweck der Güterherstellung, des Güterabsatzes, der Dienst- 
vermittlung oder was sonst Inhalt einer (Produktions- im Gegen- 
satz zur Konsumtions-)Wirtschaft bilden kann, sondern die hin- 
ter diesen Tätigkeiten liegenden Zwecke, die ich die Verwertungs- 
zwecke nenne, entscheiden über Art und Form der Organisation 
einer Wirtschaft. Daß diese, obwohl letzten Endes alle in dem 
Streben der Unterhaltsfürsorge verankert, doch als Bewußtseins- 
inhalt der Wirtschaftssubjekte sehr verschieden sein können, 
wurde schon gesagt. Je nachdem Stiefel zum eigenen Gebrauch 
oder Stiefel für den Gebrauch eines Kunden oder Stiefel für eine 
Armeeverwaltung oder Stiefel zum Zwecke des Geldverdienens 
angefertigt werden, entstehen verschieden geartete Produktions- 
wirtschaften. Insbesondere macht es einen großen Unterschied 
aus und wird bestimmend für den Gesamtcharakter der wirtschaft- 
lichen Organisation: ob der wie wir sagen können subjektive 
Verwertungszweck die Beschaffung eines bestimmten Quantums 
eigengearteter Gebrauchsgegenstände ist, mit denen ein quan- 
titativ umschriebener, qualitativ gefärbter Bedarf gedeckt wer- 
den soll; oder die Gewinnung einer großen Menge von Tausch- 
werten, d. h. Gütern in ihrer qualitätslosen, rein quantitativ 
bestimmten Form, dem Gelde. Ich nenne alle jenem Zwecke 
dienenden Wirtschaften Bedarfsdeckungswirtschaft- 
ten, dese Erwerbswirtschaften. 

Aber eine bunte Mannigfaltigkeit ergibt sich gar erst, wenn 
wir alle möglichen Anordnungen und Einrichtungen uns vergegen- 
wärtigen, die durch die Organisation der Wirtschaft ins Leben 
gerufen werden. Diese bestimmt: 

2. die Art und Weise, wie die für die Produktion notwendi- 
gen Faktoren — Produktionsmittel und Arbeits- 
kräfte — zu produktiver Tätigkeit herangezogen werden: 
ob beispielsweise die Arbeitskräfte als Familienangehörige dem 
Befehle des Familienoberhauptes folgend zur Arbeit kommen; 
oder ob sie als Fremde zwangsweise herbeigeschleppt werden; 
ob sie von der staatlichen Obrigkeit in einer Gesellschaft freier 
Menschen zu bestimmten Arbeiten designiert werden; ob sie als 
gleichberechtigte Genossen sich zu gemeinsamer Arbeit verab- 
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reden; ob sie als Ware auf dem Markte gekauft; ob als Ge- 
hilfen gegen Entgelt vielleicht nach obrigkeitlich festgestellten 
Taxen angeworben werden usw.; 

3. die Art und Weise, wie die bei der Produktion mitwirken- 
den Personen Einfluß ausüben auf die Gestaltung und den 
Gang jener. Produktionsleiter ist ja das Wirtschaftssubjekt. 
Aber die Stellung der übrigen Produktionsteilnehmer zu diesem 
kann außerordentlich verschieden sein: vom unbeschränktesten 
Despotismus bis zur freiesten demokratischen Verfassung sind 
hier Abstufungen in den Beziehungen des Leiters zu den Ge- 
leiteten denkbar und wirklich; 

4. die Art und Weise, wie das Produkt verwendet 
wird: ob es bestellenden Kunden gegen Entgelt geliefert, ob es 
auf dem Markte verkauft, ob es in der Wirtschaft des Produ- 
zenten verzehrt, ob es auf dem Meierhofe oder in der Abtei 
abgeliefert, ob es in einem staatlichen Magazine deponiert wird 
usw. ; 

5. die Art und Weise, wie die bei der Produktion Mit- 
wirkenden am Produktionsertrage teilnehmen: 
ob gar nicht — man denke an den abgabenpflichtigen Fron- 
bauern —; ob mit einer Quote des Ertrages, ob mit einer un- 
abhängig vom Ertrage festgesetzten Wertsumme — in Natura 
oder in Geld —; ob die Anteilnahme auf dem Wege stillschwei- 
gender Vereinbarung oder freier ausdrücklicher Abmachung oder 
obrigkeitlicher Normierung oder sonstwie stattfindet. 

Endlich bedingt grundlegende Verschiedenheiten in der 
Gesamtstruktur einer Wirtschaft: 

6. die Art und Weise, wie de Sachbehandlung er- 
folgt, das heißt wie der Arbeitsprozeß organisiert ist: ob wenige 
Arbeiter in kleinen Betrieben oder Tausende in mächtigen Eta- 
blissements das Werk verrichten; wie die technischen Verfah- 
rungsweisen beschaffen sind, die zur Anwendung gelangen: ob 
Dampf und Elektrizität genützt werden; ob mit der Hand oder 
mit der Maschine gearbeitet wird usf. 

Eine der nächstliegenden aber auch der reizvollsten Auf- 
gaben wissenschaftlicher Betrachtung nun ist die Ordnung 
dieser tausendfachen Gestaltungsmöglichkeiten in der Weise, 
daß Zusammengehöriges zusammengestellt wird und sich be- 
stimmte typische Wirtschaftsformen ergeben, in 
denen Zwecksetzung, Grundsätze der Wirtschaftsführung, recht- 
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liche und sittliche Beziehungen, Gestaltung des Arbeitsprozesses, 
technisches Verfahren etc. als der Ausfluß der einheitlichen 
Willensäußerung einer leitenden, d. h. aktiv gestaltenden Persön- 
lichkeit und damit selbst als organische Einheit sich vor unsern 
Augen zeigen. Der systematische Aufbau dieser Wirtschafts- 
typen nicht der historische: womit sich die gesamte 
umfängliche Kritik erledigt, die die Historiker an meinen ent- 
sprechenden Ausführungen in der ı. Aufl. der M. K. geübt 
haben) wird naturgemäß wiederum seinen gedanklichen Aus- 
gangspunkt von der zwecksetzenden Motivation des führenden 
Wirtschaftssubjektes nehmen und um die hervorstechenden 
Zwecke und Maximen einen Komplex von zugehörigen Mitteln 
gruppieren müssen. 

Betrachten wir die wirtschaftliche Organisation nicht vom 
Standpunkt der Einzelwirtschaft aus, diese vielmehr selbst als 
ein Glied einer Gesamtorganisation, so kommen wir zu dem Be- 
gnife des Wirtschaftssystems, dem eigentlichen Zen- 
tralbegriff alles wirtschaftswissenschaftlichen Denkens. 

Eine Wirtschaftsepoche können wir dann eine 
historische Zeitspanne nennen, in der ein bestimmtes Wirtschafts- 
system vorgeherrscht hat. 


G. Der Wirtschaftserfolg. 


Der Erfolg der wirtschaftlichen Tätigkeit stellt sich zunächst 

dar in einer Gütermenge: denjenigen Gebrauchsgegenständen, 
die während der Wirtschaftsperiode (Jahr) erzeugt worden sind. 
Diese Gütermenge als solche hat keine irgendwelche soziale Be- 
deutung und geht die Wirtschaftswissenschaft nichts an. Eine 
ökonomische Bedeutung empfängt sie erst wieder dadurch, 
daß sie zu den Bestrebungen des wirtschaftenden Menschen in 
eine irgendwelche Beziehung gesetzt wird. Solcherart Beziehun- 
gen können wir drei unterscheiden, die uns je die Kategorie des 
Ertrages, des Einkommens und des Vermögens vermitteln. Von 
dem Vermögen war schon die Rede. Von einem Ertrage 
sprechen wir, wenn wir die erzeugte Gütermenge als das Ergebnis 
eines gemachten Aufwandes betrachten. In Einer Wirtschaft, 
in vielen Wirtschaften ist während eines Jahres der und der Auf- 
wand gemacht, sind die und die »Kosten« verausgabt worden: 

der und der Güterbetrag ist erwirtschaftet, so ist es der Ertrag. 

Rohertrag in seiner Gänze, Reinertrag nach Abzug der Kosten. 
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Einen Ertrag kann ebensogut die Einzelwirtschaft wie eine 
Gesamtheit von Wirtschaften, wie wir sie etwa in der Volks- 
wirtschaft denken, geben. 

Setzen wir bei der Ertragsvorstellung einen erzeugten Gü- 
terertrag in Beziehung zu einem Phänomen der Vergangenheit: 
so, um zu dem Begriffe ds Einkommens zu gelangen, 
mit einer zukünftigen Erscheinung. Wenn wir nämlich daran 
denken, daß im nächsten Jahre abermals gewirtschaftet werden 
muß und daß hierzu ein bestimmter Betrag von Produktions- 
mitteln nötig ist wie zuvor, so zerlegt sich in unserer Zweck- 
vorstellung der zunächst rein physiologisch gestaltete Güter- 
haufe in die zwei Bestandteile: eine Gütermenge, die so groß 
ist, daß eine Weiterproduktion durch sie in bisherigem Umfange 
gewährleistet ist und den Rest. Diesen Rest, den wir also indi- 
viduell verzehren können, ohne daß das Ausmaß der Produktion 
vermindert wird, als einen Teil des Ertrages gefaßt, nennen wir 
das Einkommen (Eines Wirtschaftssubjektes, Einer Nation). 

Die Inbeziehungsetzung zwischen Aufwand und Ertrag ist 
bei der Einzelwirtschaft eine Vornahme der Wirtschaftssubjekte 
und kann in sehr verschiedener Weise, schätzungsweise oder rech- 
nungsweise, wirksam erst auf der Grundlage einer Geldbewertung 
erfolgen. 

Ist von dem Ertrage oder Einkommen einer nur gedach- 
ten Einheit vieler Einzelwirtschaften (z. B. einer „Volkswirtschaft «) 
die Rede, so erfolgt die Inbeziehungsetzung nicht in der Wirk- 
lichkeit, sondern nur abseiten des betrachtenden Theoretikers. 
In diesem Falle besteht nur eine einzige Möglichkeit, eine sozial 
bedeutsame Beziehung zwischen Aufwand und Ertrag (Einkom- 
men) herzustellen: indem man den Aufwand sichals Arbeits- 
aufwand vorstellt; und die Höhe des Ertrages als das Ergebnis 
einer gewissen Extensität, Intensität und Produktivität der Ar- 
beit betrachtet. »Der »Reichtum der Nationen« stammt aus der 
jährlichen Arbeit eines Volkes«: dieser Satz enthält keine beson- 
dere »Theorie«, sondern stellt das A-priori für eine bestimmte 
Seite des sozialwissenschaftlichen Denkens dar. 


H. Die Bedingungen des Wirtschaftslebens. 


Was ich hier als Bedingungen des Wirtschaftslebens bezeichne, 
ist ungefähr das, was Friedrich List die produktiven 
Kräfte genannt hat: die Gesamtheit aller geistigen und mate- 
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niellen, aller natürlichen und kultürlichen Gegebenheiten, aus 
denen sich das Wirtschaftsleben aufbaut, die also für seine 
Formen ebenso wie für den Erfolg der wirtschaftlichen Tätigkeit 
gleichermaßen bestimmend werden. 

Nun ist es bei einiger Ueberlegung selbstverständlich, daß 
das, was hier gemeint ist, eben alles andere in der Welt ist, als 
das, dessen Gestaltung man gerade verfolgt, und es erscheint 
fast ebenso überflüssig wie unmöglich, alle die ein historisches 
Geschehen wie das Wirtschaftsleben bestimmenden Umstände 
namhaft zu machen. Es kann sich auch nur um einen Ueber- 
blick handeln und ein Ueberblick kann nur den Sinn haben, 
durch die systematische Anordnung der verschiedenen Möglich- 
keiten der Beeinflussung das Auge des Beobachters zu schärfen 
für die Verbindungswege, die jeweils zwischen einem wirtschaft- 
lichen und einem außerwirtschaftlichen Phänomen hergestellt 
werden können. 

Bevor ich die Uebersicht über die Bedingungen des Wirt- 
schaftslebens gebe, will ich noch darauf hinweisen, daß man nach 
Ihrer Bedeutung für die Verwirklichung der in den Wirtschaftssub- 
jekten vorherrschenden Zwecke jede Erscheinung als homogene 
oder heterogene ansprechen kann. 

Homogene Erscheinungen sind solche, die der Verwirklichung 
jener Zweckreihen günstig sind. Beispielsweise in einer kapi- 
talistischen Wirtschaft die Städtebildung oder die Entstehung 
eines Massenbedarfs. 

Heterogene Erscheinungen dagegen nenne ich diejenigen, 
die der Erreichung der von den führenden Wirtschaftssubjekten 
erstrebten Ziele Hindernisse bereiten. Beispielsweise in dem 
gedachten Falle die Absorption des Kapitals durch außerwirt- 
schaftliche Zwecke oder die Stärkung vorkapitalistischer Wirt- 
schaftsformen (des Handwerks) durch außergewöhnliche Um- 
stände, wie etwa die durch die Gesetzgebung geförderte Lehr- 
lingszüchtung. 

Ihrer eigenen Art nach sind unsere Bedingungen entweder 
Natur- oder Kulturbedingungen, je nachdem sie dem Menschen 
von der Natur fertig gegeben oder von ihm selbst erst geschaffen 

werden. 

Land und Volk sind die beiden Kreise, innerhalb deren sich 
die Naturbedingungen bewegen. 

Das Land kann bestimmend für die Gestaltung des Wirt- 
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schaftslebens werden durch das, was der Boden in sich birgt: 
sei es an Pflanzennährstoffen, sei es an Mineralien. Kann be- 
stimmend werden durch das Klima, durch seine geographische 
Lage, durch seine innere Gliederung. 

Das Volk ist gewiß zum guten Teil ein Gebilde von Men- 
schenhand und seine Art muß insoweit als Kulturbedingung des 
Wirtschaftslebens gewürdigt werden. Aber es stellt doch auch 
für alle Kultur ein von Natur Gegebenes dar und ist auch eine 
(mächtig wirksame) Naturbedingung. Die Bevölkerung gewinnt 
Einfluß auf die Gestaltung des Wirtschaftslebens von zwei 
Seiten her: durch ihre Blutsbeschaffenheit, die Weltauffas- 
sung, Leistungsfähigkeit, Temperament bestimmt und durch 
ihre Mengenverhältnisse, die sich in Dichtigkeit, Altersaufbau 
und Zuwachsrate äußern. 

Will man Wirtschaft denken, so kann man es immer nur 
inmitten einer bereits gewordenen, historischen Umwelt: wich- 
tigster Satzaller Wirtschaftswissenschaft! 
Deshalb enthält das System der »Bedingungen des Wirtschafts- 
lebens« ein System von historischen Gegebenheiten, in dem 
keine einzige Aeußerung menschlichen Wesens (wie es in der 
menschlichen Kultur niedergeschlagen ist) fehlen darf: auch 
die Wirtschaftsgestaltung selbst nicht (nur freilich 
die andere: nämlich die geschichtlich überkommene): alle 
wissenschaftliche Betrachtung der Wirtschaft 
gehtvon Wirtschaft aus! 

Die »Kulturbedingungen« der Wirtschaft sind so mannig- 
faltig als es Aeußerungen der Kultur gibt. In systematischer 
Anordnung ergibt sich folgende Uebersicht: Bedingungen 

A. der objektiven Kultur: das heißt alle Kultur, die 
außerhalb des Individuums ihre Existenz hat, deren Bestand 
das Einzelleben überdauert, weil sie in irgend einem Gegen- 
stande, mag dieser auch nur die Bedeutung eines Symbols 
haben: wie etwa eine Fahne oder ein Standbild des Monar- 
chen »objektiviert« ist. 

Die objektive Kultur stellt sich also dar in einem bestimm- 
ten Kulturbesitz, dieser ist 

I. materieller Natur. Der materielle Kulturbesitz 
wird gebildet durch die Gesamtheit der einer Gemeinschaft 
von Menschen zur Verfügung stehenden Sachgüter. 

II. ideeller Natur. Der ideelle Kulturbesitz knüpft 
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zwar auch an irgend ein Sachgut als an sein materielles Substrat 
an, stellt aber über dieses hinaus selbst einen geistigen Besitz dar. 

Solcher ideeller Kulturbesitz ist zwiefacher Art. Er begrün- 
det einerseits das, was ich die institutionelle Kultur nenne, 
andrerseits die sogenannte geistige Kultur. 

1. Die institutionelle Kultur (wie wir der Einfachheit statt 
Kulturbesitz sagen können) besteht in dem Besitz von Ordnungen, 
Einrichtungen, Organisationsformen, deren sich ein Volk be- 
dienen kann. Sie objektivieren sich in Verfassungsurkunden, 
Gesetzbüchern, Religionssystemen, Fabrikordnungen, Zunft- 
statuten, Zolltarifen etc., aus denen die Menschen die Weisungen 
entnehmen, wie sie ihr Verhalten untereinander einzurichten 
haben. Wir können vier große Komplexe innerhalb der ge- 
samten institutionellen Kultur unterscheiden, in denen die Jahr- 
tausende ihre Erfahrungen niedergeschlagen und angehäuft 
haben: a) den Staat, b) die Kirche, c) die Wirtschaft und d) 
die Sitte, 

2. Die geistige Kultur, soweit sie einen Kulturbesitz dar- 
stellt, wird gebildet durch all denjenigen ideellen Kulturbesitz, 
der sich nicht in Ordnungen irgendwelcher Art erschöpft. Hier- 
her gehört also aller Besitz an Idealen, an Wertvorstellungen, 
an Strebungen etc. Es macht einen Bestandteil des Kultur- 
besitzes eines Volkes aus, wenn in ihm ein starkes Staatsgefühl 
oder ein tiefer religiöser Sinn oder eine humanitäre Weltauf- 
fassung oder ein mammonistischer Geist zu Hause sind. 

Daneben kommt alles das in Betracht, an das man in der 
Regel allein denkt, wenn man von dem geistigen Kulturbesitz 
eines Volkes spricht: die Erzeugnisse der Wissenschaft und der 
Kunst, mit deren Segnungen es sich erfüllen kann. 

Hierher gehört auch der für die Gestaltung des Wirtschafts- 
lebens besonders bedeutsame Besitz an technischem Wissen und 
technischem Können. 

Dieser objektiven Kultur steht nun das gegenüber, was man 

B. die persönliche Kultur, die Eigenkultur nennen 
kann. Sie besteht in der Nutzbarmachung der Kulturgüter durch 
einen lebendigen Menschen. Sie ist die »Bildung« dieses Menschen 
selbst; ist sein höchst persönliches Eigen, entsteht mit ihm, 
durch ihn und stirbt mit ihm. Die Eigen-Kultur ist ı. einekör- 
perliche oder 2. eine seelische. Alle Schulung des Kör- 
pers durch Sport etc., aber auch alle Sauberkeit, alle Eleganz 
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der Kleidung u. dgl. gehört jener an. Während diese, die seelische 
Eigenkultur, in der moralischen, intellektuellen oder künstleri- 
schen Vervollkommnung des Individuums ihren Ausdruck fin- 
det. Es ist ersichtlich, daß die objektive Kultur zur subjektiven 
im Verhältnis des Mittels zum Zweck steht; ist aber ebenso 
ersichtlich, daß zwischen den beiden Erscheinungsformen der 
Kultur weite Spalten klaffen können, daß vor allem eine und 
dieselbe objektive Kultur — z. B. ein bestimmter Besitz von 
wissenschaftlichen oder künstlerischen Werken — sich sehr 
verschieden in der Eigenkultur widerspiegeln kann: qualitativ, 
je nach der verschiedenen Art der Wirkung, die die Nutzbarma- 
chung der Kulturgüter auf die Menschen ausübt; quantitativ, je 
nach dem Umkreis von Individuen, die überhaupt an der Aus- 
schöpfung des Inhalts der objektiven Kultur teilnehmen. 

Sprechen wir von der Kultur eines Volkes, so denken wir so- 
wohl an die Gesamtheit seines (objektiven) Kulturbesitzes wie 
an die Ausdehnung und Eigenart der persönlichen Kultur und 
Angehörigen dieses Volkes. Daneben gibt es dann aber noch ein 
Drittes, das uns vorschwebt, insbesondere wenn wir von der 
Kultur einer bestimmten »Zeit« reden, was objektive und sub- 
jektive Kultur gleichsam in Einem, nur in ihnen existent und auf- 
weisbar und doch ein anderes neben ihnen ist. Es ist 

C. der Inbegriff aller Kulturerscheinungen, die wir in unse- 
rem Geiste zu einer Einheit zusammenfassen und mit besonders 
kennzeichnenden Merkmalen ausstatten. Man könnte es etwa 
den Kulturstil (einer Zeit, eines Landes) nennen, den wir 
zweifellos als eine Einheit empfinden, wenn er auch als solcher 
in nichts anderm sich darstellt als in den tausendfachen, dispara- 
ten Aeußerungen der objektiven und subjektiven Kultur dieser 
Zeit oder dieses Landes. Wenn wir von der »Kultur der Renais- 
sance« im Gegensatz etwa zur »modernen Kultur« sprechen, sO 
ist es der eigentümliche »Kulturstil« ‚den wir im Sinne haben. 

Daß auch dieser besondere Kulturstil großen Einfluß auf 
das Wirtschaftsleben ausüben kann, sagt die Ueberlegung und 
lehrt die Geschichte. 

Wie nun jede der angeführten Bedingungen Bedeutung für 
das Wirtschaftsleben gewinnen kann, ließe sich an Beispielen 
ebenfalls systematisch und allgemein dartun. Ein solches Ver- 
fahren, so nützlich es für den Unterricht sein mag, ist im Rahmen 
wissenschaftlicher Arbeiten unzweckmäßig und zwar deshalb, 
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weil seine Anwendung ermüdet. Besser ist es, daß die empirisch- 
historische Darlegung des Verlaufs bestimmter Wirtschaftsleben 
sich der Aufgabe unterzieht, die Einwirkung aller bestimmen- 
den Faktoren auf die Gestaltung der Wirtschaftsleben im ein- 
zelnen nachzuweisen. Das ist in der Tat vielleicht das wichtigste 
und jedenfalls das reizvollste Problem der historischen Sozial- 
wissenschaft: zu erforschen, wie sich die Wirtschaftssubjekte 
mit ihrer Umgebung auseinandersetzen, deren eigentümliche 
Gestaltung jenen Maß und Richtung ihres Handelns vorschreiben 
und ihren Schöpfungen jeweils das besondere Gepräge verleihen. 
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Die logische Struktur des historischen Materialismus. 
Eine methodologische Studie. 


Von 


S. E. ALTSCHUL. 


Einleitung *). 


Der Zweck unserer Untersuchung ist, die logische Struktur, 
d. h. die Art der Begriffsbildung (im Sinne Rickerts) der dem 
historischen Materialismus zugrundeliegenden Gedankengebilde 
aufzudecken: auf diesem Wege glauben wir am ehesten Wesen 
und Bedeutung dieser Theorie zu erkennen. 

. Die Mittel, der Weg einer Untersuchung wird durch ihren 
Zweck bestimmt, und da wir den historischen Materialismus 
von einem wesentlich anderen Gesichtspunkte betrachten, als 
es bis jetzt meist geschehen, so ergibt sich daraus ohne weiteres, 
daß wir auch einen wesentlich anderen Weg bei unserer Analyse 
einzuschlagen uns genötigt sehen. Unsere Aufgabe setzt vor 
allem einen »überhistorischen« Standpunkt voraus. Dadurch 
ist der Charakter unserer Arbeit in einer Hinsicht, einer negativen 
Hinsicht, bereits bestimmt: wir müssen von allem Historischen 
absehen. Aber wir weichen auch noch in einem anderen Punkte 
von der üblichen Behandlungsweise des Geschichtsmaterialis- 
mus ab. Während die meisten bisherigen Untersuchungen sich 
die Aufgabe stellen, den historischen Materialismus in erster 
Linie seinem Inhalte nach zu erforschen, ist es seine Form, 
die uns weiter allein beschäftigen soll. Damit soll nicht gesagt sein, 
daß wir auch zu wesentlich anderen Ergebnissen gelangen; 
vielmehr erfahren die bisherigen nur eine Beleuchtung von einer 


+) Ganz allgemein sei vorausgeschickt, daß der gesperrte Druck in Zita- 
ten, sofern nicht Gegenteiliges bemerkt wird, von uns stammt. 
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anderen Seite. Man könnte daher unsere Betrachtungsweise für 
überflüssig erklären und meinen, daß durch die unbedeutendste 
»positive« Tatsachenforschung der Wissenschaft mehr gedient 
sei. Demgegenüber möchten wir nur an den gegenwärtigen 
Stand der Statistik erinnern, wo es wahrlich an Tatsachen 
oft nicht fehlt, und wir sind weit davon entfernt diese zu unter- 
schätzen, aber gerade hier hat es sich in den letzten Dezennien 
erwiesen, wie die Anhäufung eines immer größeren Tatsachen- 
materials bei gleichzeitigem Mangel einer ausgebildeten Metho- 
dologie den weiteren Fortschritt der Wissenschaft hemmt. Diesen 
Sachverhalt an der Hand eines speziellen statistischen Problems 
näher aufzudecken, haben wir übrigens vor kurzem in einer 
Untersuchung über »die Methode der Stichprobenerhebung « 
versucht; es sei uns daher gestattet in diesem Zusammenhange 
auf diese Arbeit zu verweisen !). 

Und so ist es nicht der historische Materialismus von Marx 
und Engels, als eine konkrete historische Erscheinung, die uns 
hier beschäftigen soll. Es ist vielmehr gerade ein Postulat unserer 
weiteren Ausführungen, die Theorie als abgeschlossen sich zu 
denken, abgeschlossen in dem Sinne, wie etwa eine Untersuchung 
der naturwissenschaftlichen Begriffsbildung z. B. von einem 
»ldealzustande« der Physik auszugehen hat. Sie fragt nicht 
nach den Mitteln der gegenwärtigen Physik, sondern danach, 
welche Mittel sind für sie mit Rücksicht auf ihren Zweck, sofern 
dieser aus den Tendenzen dieser Wissenschaft hervorgeht, als 
notwendig anzusehen. So ist es auch für unsere Aufgabe von 
keiner Bedeutung, daß der historische Materialismus nicht voll- 
ständig ausgebaut ist. Die Wandlungen, die diese Theorie 
inhaltlich in den letzten Dezennien durchgemacht hat und noch 
durchmachen wird, sind in methodologischer Beziehung nicht 
prinzipieller Natur: ihre logische Struktur bleibt unverändert. 
Wenn wir trotzdem von der Klarlegung einiger wichtiger Be- 
giffe des historischen Materialismus, wie Produktivkräfte, 
Produktionsverhältnisse, Klasse ausgehen, so geschieht es nur 
deshalb, um einen Ausgangspunkt für den eigentlich methodologi- 
schen Teil unserer Arbeit zu finden. Keineswegs ist für 
uns diese Analyse Selbstzweck. Wir wollen sie daher 
in unserem ersten Teile (wir könnten ihn als den eigentlich 


I Sie erscheint im 1. Hefte des X. Jahrganges des sArchives für Rassen- 
und Gesellschaftsbiologic«. 
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nationalökonomischen bezeichnen), stets nur bis dahin führen, 
wo uns die methodologischen Probleme sich aufdrängen. Im 
zweiten Teile sollen gerade diese, aber nur diese zu lösen ver- 
sucht werden. 

Auf eine erschöpfende Darstellung erheben wir natürlich 
keinen Anspruch; wir haben uns vielmehr darauf beschränkt, 
nur das allerwichtigste und auch das zum Teil nur andeutungs- 
weise zu behandeln. 


Erster Abschnitt. 


Roscher hat einmal über Marx gesagt: »theoretisch ist 
dieser geistreiche, aber nicht scharfsinnige Mann wenig geeignet, 
komplizierte Erscheinungen auf ihre einfachen Elemente zurück- 
zuführen«....2). Wenn darunter die Nachlässigkeit verstanden 
werden soll, mit der Marx seine Begriffe definiert, die ihnen stets 
anhaftende Vieldeutigkeit und Verschwommenheit, so wird 
man Roscher Recht geben müssen, wenn damit auch herzlich 
wenig über Marxens Denkweise gesagt ist. Denn die große 
Vieldeutigkeit seines Begriffsgerüstes hat, sofern wenigstens 
der historische Materialismus in Betracht kommt, nicht nur 
einen historisch-psychologischen, sondern in gewisser Beziehung 
einen logischen Grund, wie eigenartig es auf den ersten Blick auch 
scheinen mag. Doch greifen wir nicht vor. Tatsache bleibt es, 
daß die Interpretation nicht selten vor einem geradezu »wirren 
Haufen« verschiedenartigster Gedanken steht, aus denen der 
eigentliche Sinn zunächst entziffert und die Theorie einheitlich 
konstruiert werden muß. 

Der historische Materialismus geht, so können wir es ganz 
allgemein sagen, von der Annahme aus, daß die ökonomische 
Struktur und die mit Notwendigkeit aus ihr folgende gesell- 
schaftliche Gliederung den Gang der geschichtlichen Ereignisse 
bestimmt. 

Die erste Frage, die daher an uns herantritt, ist die, welche 
von den verschiedenen gesellschaftlichen Funktionen der Wirt- 
schaft für die soziale Entwicklung als ausschlaggebend zu be- 
trachten sind, denn daß die Wirtschaft überhaupt das soziale 
Leben beherrscht, ist Keine für den historischen Materialismus 
charakteristische Behauptung. Unzweifelhaft beruht Marx’ Be- 


23) Roscher, Geschichte der Nationalökonomik in Deutschland, 1874, 
S. 1021, zit. nach W. Sombart, Das Lebenswerk von Karl Marx, Jena 1909, S. 52. 
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deutung und Originalität gerade darin, auf dasjenige Element 
der Wirtschaft hingewiesen zu haben, welches allein als aus- 
schlaggebend zu betrachten sei, — die Produktivkräfte. Nun 
würden wir aber vergeblich bei Marx oder Engels nach einer 
Definition dieses Grundbegriffes des historischen Materialis- 
mus suchen. Im Laufe der Entwicklung der Theorie änderte 
sich gar mannigfach der Inhalt dieses Begriffes. Im allgemeinen 
kann man von einer Inhaltserweiterung desselben sprechen, 
immer mehr und mehr Elemente saugt er in sich auf, doch trifft 
das im einzelnen nicht ganz zu. Wichtig ist es für unsere Zwecke 
hervorzuheben, daß die Produktivkräfte ihren Inhalt geändert 
haben, denn das hat eben mehr als einen rein »zufälligen« Grund: 
diese Erscheinung ist, wie wir später sehen werden, sympto- 
matisch. 

Ursprünglich treffen wir den Begriff der Produktivkräfte 
bei Marx überhaupt nicht an. So heißt es in der »Heiligen Fami- 
lie‘, wo die Grundgedanken des hist. Materialismus bereits 
ausgesprochen sind: »Oder glaubt die kritische Kritik in der 
Erkenntnis der geschichtlichen Wirklichkeit auch nur zum 
Anfang gekommen zu sein, solange sie das theoretische und 
praktische Verhalten des Menschen zur Natur, die Naturwissen- 
schaft und die Industrie, aus der geschichtlichen Bewegung 
ausschließt«2). Danach wären Naturwissenschaft und Indu- 
strie die treibenden Kräfte der Geschichte. Die Behauptung 
enthält aber, wie Tugan-Baranowsky mit Recht hervorhebt $), 
noch nicht spezifisch Marxistisches und kann mit dem gleichen 
Rechte als ideologische als auch materialistische bezeichnet 
werden; sie ist dualistisch, während der historische Materialis- 
mus eine monistische Theorie sein soll. 

In einer anderen frühen Schrift begegnen wir aber schon 
Begriffsbestimmungen, die nur wenig von denjenigen in den 
späteren Werken sich unterscheiden. »Die Handmühle, lautet die 
bekannte, oft zitierte Stelle im »Elend der Philosophie«, ergibt 
eine Gesellschaft mit Feudalherren, die Dampfmühle eine Gesell- 
schaft mit industriellen Kapitalisten«°). Auch kommt in dieser 
Schrift bereits das Wort »Produktivkräfte« vor. »Frägt man 


) Mehring, Fr, Aus dem literarischen Nachlaß von Karl Marx, Fr. 
Engels und Ferd. Lassalle, Bd. II, 1902, S. 259. 
‘M.Tugan-Baranowsky, Theoretische Grundlagen des Marxismus, 
Leipzig 1905, S. 13. 
` Das Elend der Philosophie, 4. Aufl., Stuttgart 1907, S. gt. 
Aschiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, 37. ı. 4 
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sich endlich, heißt es da, warum dieses Prinzip (die Rede geht 
vom Autoritätsprinzip) sich gerade im ıı. oder im 18. Jahr- 
hundert und nicht in irgend einem anderem offenbart hat, so 
sieht man sich notwendigerweise gezwungen, im einzelnen zu 
untersuchen, welches die Menschen des 11. und die des 18. Jahr- 
hunderts waren, welches ihre jedesmaligen Bedürfnisse, ihre 
Produktivkräfte, ihre Produktionsweise, die Rohstoffe 
ihrer Produktion, welches endlich die Beziehung von Mensch 
zu Mensch waren, die aus allen diesen Existenzbedingungen 
hervorgingen« °). 

Tritt in dem ersten Zitat als die treibende Kraft der Ge- 
schichte die Technik schlechthin auf, so im zweiten die Produk- 
tivkräfte, wenn auch ohne scharfe Abgrenzung des Begriffes. 
Während die erstere Fassung in ihrer Einfachheit an das »Kom- 
munistische Manifest« erinnert, wo übrigens die Produktiv- 
kräfte den Produktions- und Verkehrsmitteln gleichgesetzt 
werden, so tritt die zweite Formulierung mit der scharfen Her- 
vorhebung der Mannigfaltigkeit der Geschichtsereignisse, von 
einigen Bemerkungen abgesehen, erst in den letzten literarischen 
Erzeugnissen Engels wieder auf. 

In »Lohnarbeit und Kapital« kommt bereits die Formu- 
lierung der »Kritik der politischen Oekonomie« zum Durch- 
bruch. »Die gesellschaftlichen Bedingungen der Produktion 
ändern sich mit der Aenderung und Entwicklung der materiellen 
Mittel der Produktion, d. h. der Produktivkräfte.« Hier be- 
begegnen wir einem viel umfassenderen Begriff als dem der 
Technik. Die Produktivkräfte werden als Inbegriff der mate- 
riellen Bedingungen der Produktion aufgefaßt, und was darunter 
nachher zu verstehen ist, erfahren wir aus einer Stelle des Kapi- 
tals. »Im weiteren Sinne zählt der Arbeitsprozeß unter seine 
Mittel außer den Dingen, welche die Wirkung der Arbeit auf 
ihren Gegenstand vermitteln ... . alle gegenständlichen Bedin- 
gungen, die überhaupt erheischt sind, damit der Prozeß statt- 
finde. Sie gehen nicht direkt in ihn ein, aber er kann ohne sie 
gar nicht oder nur unvollkommen vorgehen. Das allgemeine 
Arbeitsmittel dieser Art ist wieder die Erde selbt, denn sie 
gibt dem Arbeiter den locus standi und seinem Prozeß den Wir- 
kungsraum« 7). 


6€) Ibid. S. 97. 
?} Das Kapital, 1. Aufl., Bd. I, S. 143. 
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Wieder anders formuliert Engels diesen Grundbegriff des 
historischen Materialismus. »Unter den ökonomischen Ver- 
hältnissen, die wir als bestimmende Basis der Geschichte der 
Gesellschaft ansehen, verstehen wir, sagt Engels, die Art und 
Weise, worin die Menschen einer bestimmten Gesellschaft ihren 
Lebensunterhalt produzieren und die Produkte untereinander 
austauschen (soweit Teilung der Arbeit besteht). Also die g e- 
sammte Technik der Produktion und des Trans- 
portes ist da einbegriffen . . . Ferner sind einbegriffen unter 
den ökonomischen Verhältnissen die geographische Grund- 
lage, worauf diese sich abspielen, und die tatsächlich 
überlieferten Reste früherer ökonomischer Entwick- 
lungsstufen, die sich forterhalten haben, oft nur durch Tradition 
oder vis inertiae, natürlich auch das diese Gesellschaftsform 
nach außenhin umgebende Milieu«®). Engels identifiziert also, 
wie aus der angeführten Stelle hervorgeht, die Produktivkräfte 
mit den ökonomischen Verhältnissen, und versteht darunter 
im allgemeinen dasselbe, wie auch Marx; er unterstreicht aber 
erstens viel stärker die Bedeutung der geographischen Grund- 
lage als allgemeine Produktionsbedingung und, was noch viel 
wichtiger ist, er hebt die Bedeutung des Austausches hervor. 
Bekannter ist seine andere Formulierung, wo die Bedeutung 
des Austausches noch schärfer hervortritt. »Die materialistische 
Auffassung der Geschichte geht von dem Satze aus, daß die 
Produktion und nächst der Produktion der Austausch 
Ihrer Produkte, die Grundlage aller Gesellschaftsordnung ist; 
daß in jeder geschichtlich auftretenden Gesellschaft die Vertei- 
lung der Produkte und mit ihr die soziale Gliederung in Klassen 
und Stände sich danach richtet, was und wie produziert wird 
und wie das Produziertte ausgetauscht wird«®). 

Wir könnten noch recht viele Stellen anführen, doch kommt 
es für uns einzig darauf an, auf die Vieldeutigkeit des Begriffes 
der Produktivkräfte hinzuweisen und das geht schon genügend 
aus dem Vorangegangenen hervor. Bald ist es die Technik, 
bald die Produktions- und Verkehrsmittel, bald die materiellen 
Bedingungen der Produktion, endlich Produktion und Austausch, 


a 


* Ein Brief Engels aus dem Jahre 1894, zit. nach Woltmann, Der histori- 
sche Materialismus, Düsseldorf 1900, S. 248. 
' Fr. Engels, »Anti-Dühring« (Herrn Eugen Dührings Umwälzung der 
Wissenschaft), 6. Aufl., 1907, S. 286. 
4* 
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die als ausschlaggebender Faktor der sozialen Entwicklung 
hingestellt werden. Wir könnten unsere Skizze über die Pro- 
duktivkräfte hier abbrechen, wenn nicht ein eindeutiger Begriff 
derselben für einige unserer Schlußfolgerungen von entscheiden- 
der Bedeutung wäre. Um nicht den systematischen Teil unserer 
Arbeit historisch zu belasten, wollen wir unseren Faden noch 
einige Schritte weiter führen, wenngleich es sonst zweckmäßiger 
wäre, dies an einer anderen Stelle zu tun. 

Um einen eindeutigen Begriff der Produktivkräfte zu er- 
halten, müssen wir uns zunächst die Gesichtspunkte klar machen, 
die für uns bei dieser Ableitung maßgebend sein sollen. 

Nun ist erstens der Geschichtsmaterialismus eine moni- 
stische Theorie, oder soll es wenigstens sein, zweitens steht 
so viel fest, daß der bestimmende Faktor der gesellschaftlichen 
Entwicklung von sozialen Momenten frei sein muß, denn das 
ist ja der springende Punkt dieser Theorie. Negativ ausgedrückt, 
sind die Produktivkräfte der Inbegriff der nicht sozialen Faktoren 
der Wirtschaft. Welchen Inhalt weisen sie aber auf? Mit der 
Technik können die Produktivkräfte unmöglich identifiziert 
werden. »Die Produktionstechnik hat sich, wie Lexis mit Recht 
hervorhebt, von den Tagen Hammurabis bis zum Ausgang des 
Mittelalters nicht wesentlich geändert«1%). Da aber während 
dieser Zeit sehr wesentliche Umwandlungen in der Wirtschafts- 
ordnung stattfinden, so bleibt uns nur eins übrig, wenn wir 
keine sozialen Momente dafür verantwortlich machen wollen: 
den Begriff der Produktivkräfte zu erweitern. Das tut auch 
Engels, wenn er »die Teilung der Arbeit und Vereinigung vieler 
Teilarbeiter in einer Gesamtmanufaktur als die von der Bourgeoisie 
in Bewegung gesetzten neuen Produktivkräfte« bezeichnet "). 
Viel entschiedener, wenn auch in derselben Richtung äußert 
sich Marx. »Das Wirken einer größeren Arbeiterzahl zur selben 
Zeit, in demselben Raume (oder wenn man will auf demselben 
Arbeitsfelde) zur Produktion derselben Warensorte, unter dem 
Kommando desselben Kapitalisten, bildet historisch und begriff- 
lich den Ausgangspunkt der kapitalistischen Produktion«®°), 
also keine neue Technik! Undeine andere Stelle des Kapitals 








10) W. Lexis, Allgemeine Volkswirtschaftsiehre (Die Kultur der Gegen- 
wart, Teil II, Abt. 10, 1), 1910, S. 12. 

11) Engels, Ludwig Feuerbach, 2. Aufl., 1895, S. 48. 

12) Kapital, Bd. I, 280. 
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enthält die Formulierung dieses Gedankens in wenigen Worten: 
»Auch bei gleichbleibender Arbeitsweise bedingt die gleichzeitige 
Anwendung einer größeren Arbeiteranzahl eine Revolution 
n den gegenständlichen Bedingungen des Arbeitsprozesses« 13). 

Doch gehen wir weiter! Können vielleicht die Verkehrs- 
mittel neben den Produktionsmitteln als selbständiger Ent- 
wicklungsfaktor betrachtet werden? Offenbar nicht, denn 
zwischen diesen beiden Elementen besteht eine überaus rege 
Wechselwirkung: die Entwicklung der Produktion bedingt 
eine Erweiterung der Verkehrsmittel und umgekehrt. Wieder 
zwingt uns der Monismus zu einem umfassenderen Begriff über- 
zugehen, als dessen Elemente die Produktionsmittel und Ver- 
kehrsmittel erscheinen würden. Aehnlich liegt es natürlich auch 
mit dem Austausch. Marx erwähnt bei seinen Formulierungen der 
Grundsätze des historischen Materialismus zwar nie diesen Faktor 
neben der Produktion, er ist doch aber auch weit davon ent- 
fernt, ihm eine geringere Rolle zuzuschreiben als der Produk- 
tion. In einer Rede vor den Kölner Geschworenen, die Marx 
ım Jahre 1849 gehalten hat, heißt es bereits: »Das große Grund- 
eigentum war wirklich die Grundlage der mittelalterlichen, 
der feudalen Gesellschaft, die moderne bürgerliche Gesellschaft, 
unsere Gesellschaft beruht dagegen auf der Industrie und dem 
Handel.« Und im dritten Bande des Kapitals findet sich die 
sehr bezeichnende Stelle: »Es unterliegt keinem Zweifel, daß 
im 16. und 17. Jahrhundert die großen Revolutionen, die mit 
den geographischen Entdeckungen im Handel vorgingen und 
die Entwicklung des Kaufmannskapitals rasch steigerten, ein 
Hauptmoment bilden in der Förderung des Ueberganges der 
feudalen Produktionsweise in die kapitalistische«1%). Wenige 
seiten früher finden wir auch eine allgemeine Formulierung 
dieses Gedankens. »In den Vorstufen der kapitalistischen Gesell- 
schaft beherrscht der Handel die Industrie, in der modernen 
Gesellschaft umgekehrt« 5). 

Wir können noch so weit den Gedanken verfolgen, wir kom- 
men nie zu einem einheitlichen Begriffe der Produktivkräfte, 
es sei denn wir gingen zu immer allgemeineren, aber auch inhalts- 
ärmeren Begriffen über. Ob das nicht gerade vom Standpunkte 





3) Ibid. 288. 
") Das Kapital, Bd. III, I. Teil, S. 317. 
») Ibid., S. 314. 
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des historischen Materialismus sehr unerwünscht ist, davon 
wird weiter unten noch die Rede sein. Der allumfassendste Be- 
griff der Produktivkräfte ist aber offenbar der Inbegriff der 
sachlichen Bedingungen der Wirtschaft, denn in diesem 
sind die Elemente der einzelnen, früher analysierten Faktoren 
vertreten, nur ist dabei von den sozialen Bedingungen der Wirt- 
schaft abstrahiert worden 26). Jetzt haben wir endlich einen 
eindeutigen Begriff der Produktivkräfte erhalten, freilich auf 
Kosten seines »Blutgehaltes«, wenn wir uns so ausdrücken 
dürfen. | 


II. 


»Mit der Erwerbung neuer Produktivkräfte verändern die 
Menschen, so lehrt uns der historische Materialismus, ihre Pro- 
duktionsweise und mit der Aenderung der Produktionsweise, 
der Art ihren Lebensunterhalt zu gewinnen, verändern sie alle 
ihre gesellschaftlichen Verhältnisse« 2”). Wir können den ersten 
Teil dieses Gedankenganges so formulieren: Eine bestimmte 
Stufe der Produktivkräfte bedingt notwendigerweise bestimmte 
Produktionsverhältnisse, d. h. eine bestimmte ökonomische 
Struktur der Gesellschaft. Es folgt daraus unmittelbar, daß 
diese einzelnen »Strukturen«, die einzelnen Wirtschaftsstufen 
je nach bestimmten Produktivkräften eingeteilt werden müßten. 
Allein das trifft bei den Urhebern unserer Theorie nicht zu. 
Bekanntlich verwenden Marx und Engels zur Unterscheidung 
einzelner Wirtschaftsepochen keineswegs wirtschaftliche, son- 
dern in der Hauptsache rechtliche Merkmale. Darauf 
weist schon die stets wiederkehrende Bezeichnung der vorkapi- 
talistischen Produktionsweise als feudale hin. Ferner wird die 
kapitalistische Wirtschaftsordnung durch die Trennung von 
Besitzern der Produktionsmittel und der Arbeitskraft 
charakterisiert. »Vor der kapitalistischen Produktion ..., schreibt 
Engels, bestand allgemeiner Kleinbetrieb auf Grundlage des 
Privateigentums der Arbeiter an ihren Produktionsmitteln«. 
In der kapitalistischen Produktionsweise war die Scheidung 
vollzogen »zwischen den in den Händen der Kapitalisten kon- 


16) Tugan-Baranowsky, a. a. O., S. ro ff. Das Verdienst, einen eindeutigen 
Begriff der Produktivkrätfte aus den vielen sich widersprechenden Definitionen 
der Urheber des historischen Materialismus herausgeschält zu haben, gebührt 
unzweifelhaft Tugan-Baranowsky. 

17) Das Elend der Philosophie, S. gr. 
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zentrierten Produktionsmitteln hier, und den auf den Besitz 
von nichts als ihrer Arbeitskraft reduzierten Produzenten dort« !8). 
Neben der Einteilung der Wirtschaftsweisen nach rechtlichen 
Merkmalen finden wir auch eine solche nach anderen Gesichts- 
punkten, besonders nach dem von der Wirtschaft gestellten 
Zweck. So ist der Zweck der mittelalterlichen Produktions- 
weise nach Engels »die Eigenproduktion, der kapitalistischen 
die Warenproduktion« 19). Auch Marx bedient sich dieses Ge- 
sichtspunktes, sowie rechtlicher Merkmale zur Abgrenzung 
der einzelnen Produktionsweisen. »Es sind zwei Charakterzüge, 
führt Marx im Kapital aus, welche die kapitalistische Produk- 
tionsweise von vorneherein auszeichnen. Erstens produziert 
sie ihre Produkte als Waren. Waren zu produzieren unterscheidet 
sie nicht von anderen Produktionsweisen; wohl aber dies, daß 
Ware zu sein der beherrschende und bestimmende Charakter ihres 
Produktes ist.« Es schließt dies zunächst ein, daß »der Arbeiter 
selbst nur als Warenkäufer und daher als freier Lohnarbeiter, 
die Arbeit also überhaupt als Lohnarbeit auftritt ... Das 
Verhältnis aber von Kapital und Lohnarbeit bestimmt den 
ganzen Charakter der Produktionsweise .«. 

»Das zweite, was die kapitalistische Produktionsweise 
speziell auszeichnet, ist die Produktion des Mehrwertes als 
direkter Zweck und bestimmendes Motiv der Produktion« 2°). 

Es fehlt natürlich nicht an Andeutungen, die Produktiv- 
kräfte als Einteilungsprinzip zu verwenden, so wenn es im 
ersten Band des Kapitels heißt: »nicht was gemacht, sondern 
wie, mit welchen Arbeitsmitteln gemacht wird, 
unterscheidet die ökonomischen Epochen«°). So sollte es 
auch konsequenterweise der Theorie nach sein. Und gibt man 
selbst zu, daß die früher erwähnten Merkmale sich in der Weise 
verbinden lassen, daß man die jeweilige rechtliche Stellung 
des Produzenten als Mittel zur Erreichung des Wirtschafts- 
zweckes betrachtet, so steht es doch andererseits fest, daß eine 
systematische Einteilung der Wirtschaftsepochen nach Produk- 
tivkräften nicht durchgeführt ist, und darauf allein kommt es 





1$) Anti-Dühring, S. 287—291; vgl. auch den Aufsatz von W. Sombart: Die 
gewerbliche Arbeit und ihre Organisation in Brauns Archiv, Bd. XIV, 1899, 
S. 378 ff. 

1) Anti-Dühring, 1. c. 

* Das Kapital, Bd. III, Teil II, S. 416—417- 

3) Ibid. Bd. I, S. 142. 
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uns an. Es mag ja sein, daß ein solcher Versuch möglich wäre; 
daß er aber nicht gemacht worden ist, dürfte doch kaum auf 
Zufall beruhen, und so kommt in uns der Zweifel auf, ob nicht 
doch hier ebenso wie bei der Definition der Produktivkräfte 
der Mangel einer eindeutigen von den Produktivkräften aus- 
gehenden Charakteristik prinzipieller Natur sei. Einstweilen 
kann nur die Frage gestellt werden, und sie wollen wir im Auge 
behalten. 


HI. 


Wir haben bis jetzt, sozusagen, die statische Seite des Pro- 
blems betrachtet. Eine bestimmte Wirtschaftsordnung wird 
durch bestimmte Produktivkräfte bedingt. Wie schreitet aber die 
Entwicklung des Wirtschaftslebens fort ? Durch sich entwickelnde 
Gegensätze zwischen den Produktivkräften und den Produk- 
tionsverhältnissen, der sachlichen und sozialen Seite der Wirt- 
schaft, lautet die Antwort des historischen Materialismus. Die 
bekannte Charakteristik in der Schrift »Zur Kritik der politischen 
Oekonomie« schildert diesen Prozeß folgendermaßen: »Auf 
einer gewissen Stufe ihrer Entwicklung geraten die materiellen 
Produktivkräfte der Gesellschaft in Widerspruch mit den vor- 
handenen Produktionsverhältnissen, oder was nur ein juristi- 
scher Ausdruck dafür ist, mit den Eigentumsverhältnissen, 
innerhalb deren sie sich bisher bewegt hatten. Aus Entwick- 
lungsformen der Produktivkräfte schlagen diese Verhältnisse 
in Fesseln derselben um. Es tritt dann eine Epoche sozialer 
Revolution ein. Mit der Veränderung der ökonomischen Grund- 
sätze wälzt sich der ganze ungeheure Ueberbau langsamer oder 
rascher um 22)« Und diese Charakteristik ergänzt Engels durch 
folgende Schilderung: »In den Krisen kommt der Widerspruch 
zwischen gesellschaftlicher Produktion und kapitalistischer Aneig- 
nung zum gewaltsamen Ausbruch. . . Die ökonomische Kollision 
hat ihren Höhepunkt erreicht: die Produktionsweise 
rebelliert gegen die Austauschweise, die 
Produktivkräfte rebellierengegen die Pro- 
duktionsweise, dersieentwachsen sind«®). 

Dieser objektive Konflikt zwischen Produktivkräften und 


32) Zur Kritik der politischen Oekonomie, 2. Aufl., hrsg. von Kautsky, 
Vorwort. 
233) Anti-Dühring, S. 297, gesperrt von Engels. 
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Produktionsweise ist »nicht ein in den Köpfen der Menschen 
entstandener Konflikt, . . . sondern er besteht in den Tatsachen, 
objektiv, außer uns, unabhängig vom Wollen oder Laufen selbst 
derjenigen Menschen, die ihn herbeigeführt« ?4). Er findet aber 
seine Widerspiegelung im Bewußtsein der die verschiedenen 
Wirtschaftsweisen vertretenden Subjekte: diejenigen Schichten, 
die unter diesem Konflikt leiden, suchen ihm zu entgehen (so 
ist der Sozialismus weiter nichts als die Rückspiegelung der 
Widersprüche der kapitalistischen Wirtschaftsordnung in den 
Köpfen zunächst der von ihnen betroffenen Proletarier), wäh- 
rend die übrigen Schichten der Gesellschaft den alten Zustand 
zu bewahren suchen. Der Widerspruch zwischen gesellschaft- 
licher Produktion und kapitalistischer Aneignung tritt z. B. 
van den Tag als Gegensatz von Proletariat und Bourgeoisie« >). 
So kommen wir auf den Begriff der Klasse und es drängt sich 
uns wiederum die Frage auf, welche Beziehungen zwischen 
Klasse und Produktivkräften bestehen. 

Im »Anti-Dühring« lesen wir: »Mit der Art und Weise der 
Produktion und des Austausches einer bestimmten geschicht- 
lichen Gesellschaft . .. ist auch gleichzeitig gegeben die Art und 
Weise der Verteilung der Produkte«®) und an einer anderen 
Stelle heißt es: »Mit den Unterschieden in der Verteilung aber 
treten die Klassenunterschiede auf. Die Gesellschaft teilt sich 
n bevorzugte und benachteiligte, ausbeutende und ausgebeu- 
tete, herrschende und beherrschte Klassen« ?). Die Klassen- 
bildung steht also in einer indirekten Abhängigkeit von der 
Produktion, in einer direkten von der Verteilung. 

Wird aber die Verteilung tatsächlich durch die Produktion 
allein bestimmt? Nachdem wir gesehen haben, daß dies bei 
der Bedingtheit der ganzen ökonomischen Struktur durch die 
Produktion jedenfalls problematisch ist, werden wir auch hier 
ein wenig skeptisch. Zwar hebt Engels hervor, daß die Pro- 
duktions- und Austauschverhältnisse einer Gesellschaft die Ver- 
teilung derart bedingen, »daß, wenn wir diese kennen, wir 
mit Bestimmtheit auf die in dieser Gesellschaft herrschende 
Verteilungsweise schließen können« 28). Aber auch Engels muß 





H) Ibid., S. 287. 25) Ibid., S. 291. 
1) Ibid., S. 150—151. 

”, Ibid., S, 151. 

1) Ibid., S. 157. 
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gestehen, daß die Verteilung nicht bloß ein passives Erzeugnis 
der Produktion und des Austausches ist, »sie wirkt ebensosehr 
zurück auf beide«. Ferner muß berücksichtigt werden, daß jede 
neue Produktionsweise oder Austauschform im Anfange gehemmt 
wird durch die alte Verteilungsweise.. Sie muB sich die ihr 
entsprechende Verteilung erst im langen Kampfe erringen. 
Wir heben all dies nur hervor, um zu zeigen, wie viele Faktoren 
auf die Klasse gestaltend einwirken, wie es sich nicht einen 
bestimmten einheitlich aufgebauten Erscheinungskomplex als 
Ursache der Klassenbildung feststellen läßt, aber andererseits ist 
auch die Klasse nicht etwas »Einheitliches« »In England, sagt 
Marx im III. Bande des Kapitals, ist unstreitig die moderne 
Gesellschaft, in ihrer ökonomischen Gliederung, am weitesten, 
klassischsten entwickelt. Dennoch tritt diese Klassegliederung 
selbst hier nicht rein hervor. Mittel- und Uebergangsstufen 
vertuschen überall die Grenzbestimmungen«®). Was 
Marx hier direkt zugibt, die Vielgestaltigkeit der Klasse, das 
folgt indirekt aus seinen Einteilungen der modernen Gesellschaft 
in Klassen. So begegnen wir neben der Zweiteilung in die Bour- 
geoisie und Proletariat zuweilen sogar einer Einteilung in nicht 
weniger als acht folgende Klassen: Feudaladel (als Rest der 
vorkapitalistischen Wirtschaft), Bourgeoisie, Kleinbürgertum, 
Groß- und Mittelbauern, kleine Freibauern, feudale Hintersassen, 
Landarbeiter und industrielle Arbeiter 3%). Bei einer solchen 
bunten Mannigfaltigkeit geht aber jedes Einteilungsprinzip 
verloren und der Begriff des Klassenkampfes verliert jeden 
bestimmten Sinn. 

Immerhin wollen wir doch versuchen, ein Einteilungsprin- 
zip bei Marx zu finden, aber auch unser Augenmerk stets auf 
die verschiedenen Wandlungen, welche die Beziehungen zwischen 
der sachlichen und sozialen Seite der Wirtschaftserscheinungen 
dabei durchmachen, richten. 

»Die Eigentümer von bloßer Arbeitskraft, die Eigentümer 
von Kapital und die Grundeigentümer, deren respektive Ein- 
nahmequellen Arbeitslohn, Profit und Grundrente sind, also 
Lohnarbeiter, Kapitalisten und Grundeigentümer bilden die 
drei großen Klassen der modernen, auf der kapitalistischen 


29) Das Kapital, Bd. III, II. Teil, S. 423. 
30) Marx, Revolution und Kontrevolution in Deutschland, deutsch von 
Kautsky, 1896, S. 7 ft. Vgl. Tugan-Baranowsky, a. a. O., S. 22 ff. 
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Produktionsweise beruhenden Gesellschaft«®!) heißt es in dem 
dem Begriffe der Klasse gewidmeten und bekanntlich unvollendet 
gebliebenen Kapitel des III. Bandes des Kapitals. Die Vertei- 
lung bildet also die Grundlage für die Klassenbildung. Das 
ist aber nur die objektive Seite der Sache. Wir müssen noch 
die subjektive, die Wiederspiegelung der objektiven Seite im 
Bewußtsein betrachten, um einen abgeschlossenen Klassen- 
begriff zu erhalten. Die näheren Ausführungen darüber finden 
wir bei Kautsky. Betrachten wir, sagt dieser Autor, die Klasse 
der Lohnarbeiter. »Sie zerfällt in Buchdrucker, Metallarbeiter, 
Textilarbeiter, Landarbeiter usw. Aber diese Unterabteilungen 
bilden keine Klassen. Sie alle haben den gemeinsamen Gegen- 
satz gegen Kapital und Grundeigentum, denn der Arbeitslohn 
kann bei gegebenem Nationaleinkommen nur steigen auf Kosten 
dieser beiden Einkommensquellen ; dagegen steigt nicht innerhalb 
der Arbeiterklasse der Lohn der einen dieser Arbeiterschichten 
auf Kosten der anderen; sondern vielmehr verstärkt jede Lohn- 
erhöhung einer Arbeiterschicht auch die Tendenz zur Lohner- 
höhung der anderen; sie verstärkt das Streben der Arbeiter, 
höhere Löhne zu verlangen und verringert die Widerstandskraft 
der Unternehmer, sie zu gewähren« ?2). 

Dasjenige Moment also, welches bei Kautsky gegenüber 
Marx hinzutritt, ist die aus der Gemeinsamkeit der Einnahme- 
quelle hervorgehende Gemeinsamkeit von Interes- 
sen und Gemeinsamkeit des Gegensatzes gegen 
dieanderen Klassen, von denen jede danach strebt, die Einnahme- 
quellen der übrigen einzuengen, um die ihrigen ertragsreicher zu 
gestalten. Objektiv wird also die Klasse bestimmt durch die 
von ihr bezogene Einnahmequelle, subjektiv durch den Interessen- 
gegensatz. Die Klasse muß also die Entwicklung durchmachen 
von der Klasse infolge ihrer ökonomischen Stellung bis zum 
vollständigen Bewußtsein des dadurch entstandenen Interessen- 
grgensatzes. So kommen wir zwar zu einem eindeutigen Klassen- 
begriff, nur ist sein Verhältnis zur »Wirklichkeit« und noch mehr 
zu den Produktivkräften ein sehr eigenartiges, das noch schwierige 
Probleme in sich birgt. 

Wollen wir nun unsere Ergebnisse kurz zusammenfassen, in 


#) Das Kapital, Bd. III, Teil II, letztes Kap. 
34 Klasseninteresse — Sonderinteresse — Gemeininteresse. Die neue Zeit, 
XXI, Bd. H, S. 24r ff. 
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möglichst nahen Anschluß an Marx, ehe wir uns dem zweiten 
Teile zuwenden. 

Einer bestimmten Entwicklungsstufe der Produktivkräfte, 
d. h. der sachlichen Faktoren der Wirtschaft, entsprechen 
als ihre soziale Seite bestimmte Produktionsverhältnisse. 
Die Gesamtheit dieser Produktionsverhältnisse, in die Menschen 
bei der gesellschaftlichen Produktion ihres Lebens unabhängig 
von ihrem Willen eingehen, bildet die ökonomische Struktur 
der Gesellschaft. Mit der Veränderung dieser Struktur wälzt sich 
das soziale, politische und geistige Leben der Gesellschaft lang- 
samer oder rascher um. Die Entwicklung der Produktivkräfte, 
die in einem Konflikt der alten Produktionsweise mit der neuen 
vor sich geht, bildet die entscheidende Kraft im geschichtlichen 
Leben und im Bewußtsein der Gesellschaft nimmt dieser Wider- 
spruch die Form von Klassengegensätzen, die Form eines Klassen- 
kampfes an. »Die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft ist 
die Geschichte von Klassenkämpfen.« 


Zweiter Abschnitt. 


Welche Aufgabe stellt sich nun der historische Materialis- 
mus? Die Frage scheint eigentlich überflüssig zu sein, doch 
nur scheinbar, denn aus den Sätzen dieser Theorie läßt sich die 
Aufgabe derselben durchaus nicht ohne weiteres ableiten. Von 
Marx, Engels und ihren Anhängern wird die Aufgabe in zwei 
prinzipiell verschiedenen Weisen aufgefaßt. Entweder soll durch 
die Klarlegung der jeweiligen ökonomischen Struktur der »ge- 
setzmäßige« Ablauf des geschichtlichen Lebens aufgedeckt 
werden oder die Theorie wird nur als Leitfaden, als heuristisches 
Mittel der historischen Forschung aufgefaßt. Die erstere Auf- 
fassung finden wir bei Engels einmal in einer nicht mißzuver- 
stehenden Weise formuliert. In einer biographischen Skizze 
über Marx im DBrackeschen Volkskalender für 1878 schreibt 
Engels unter anderem . . .. »Von diesem Gesichtspunkt (des 
historischen Materialismus) aus erklären sich alle geschichtlichen 
Erscheinungen — bei genügender Kenntnis der jedesmaligen 
ökonomischen Gesellschaftslage, die freilich unseren Geschichts- 
schreibern vom Fach total abgeht — aufs einfachste; 
und ebenso erklären sich höchst einfach die Vorstellungen 
und Ideen einer jeden Geschichtsperiode aus den wirtschaftlichen 
Lebensbedingungen und den von diesen wieder bedingten ge- 
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sellschaftlichen und politischen Verhältnissen dieser Periode« 3?). 

Nach dieser Auffassung wäre es die Aufgabe der Geschichts- 
forschung, die hinter »den Wandlungen und Gegensätzen der 
Geschichte steckenden Triebfedern« — die Produktivkräfte auf- 
zudecken. Eine historische Erscheinung erklären, hieße dar- 
nach, ihre Ursachen im Wirtschaftsleben zu finden. 

Setzen wir voraus, diese Interpretation wäre die allein 
zulässige. Wir haben bereits bei der vorangegangenen Analyse 
gesehen, durch welch weitgehenden Abstraktionsprozeß der 
Begriff der Produktivkräfte gewonnen wird. Der Weg von der 
gegebenen Mannigfaltigkeit des Objektes in das Reich der ziem- 
lich inhaltsarmen Produktivkräfte ist leicht, nicht aber der 
umgekehrte Weg, was ja nur eine Konsequenz aus unserem 
Vordersatze ist. Nur macht man sich das nicht immer klar. 
Doch sehen wir auch von dieser Argumentation zunächst ab. 
Können wirklich die Produktivkräfte die »letzten« Ursachen der 
ökonomischen Struktur und des von ihr getragenen Ueber- 
baues sein ? 

Jede kausale Erklärung hat die unabhängige »Existenz« 
der zu verbindenden Erscheinungskomplexe zu ihrer logischen 
Voraussetzung, jedenfalls sofern es sich nicht um primäre Kau- 
salität in dem Sinne handelt, daß jede Wirkung eine Ursache 
haben müsse, sondern um Aufstellung von Gesetzen. Wir wer- 
den den Gesetzesbegriff noch eingehender zu behandeln haben, 
doch läßt sich die Richtigkeit des aufgestellten Satzes ohne 
weiteres einsehen. Ist nämlich die Bedingung der unabhängigen 
Existenz der Kausalreihen nicht erfüllt, so besteht kein zwingen- 
den Kausalzusammenhang; das »Band« kann durchbrochen 
werden; die Aufstellung eines Gesetzes ist mit anderen Worten 
unmöglich. Nun ist die ökonomische Struktur einer Gesellschaft 
eine konkrete Erscheinung, die Produktivkräfte fristen aber 
keine selbständige Existenz: sie stellen nur ein Abstraktions- 
produkt dar. Freilich stellt auch die ökonomische Struktur nur 
eine vereinfachte, umgeformte »Wirklichkeit« dar. Trotzdem be- 
steht ein gewaltiger Unterschied im logischen Charakter zwischen 
den Produktivkräften und der ökonomischen Struktur. Die 
Produktivkräfte, die sachliche Seite der Wirtschaft existiert 
nicht unabhängig von der sozialen, sondern bildet mit ihr ein 
Ganzes; außerhalb einer bestimmten ökonomischen Struktur 
 ®) Abgedruckt bei Liebknecht, Karl Marx zum Gedächtnis, S. 21. 
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gibt es gar keine Produktivkräfte. Nun wird man uns aber 
einwenden, daß der Einfluß der Produktivkräfte auf die ökono- 
mische Struktur unbestreitbar sei. Das stellen wir aber auch 
gar nicht in Abrede. Nur eins folgt aus unserer Behauptung, 
daß die Produktivkräfte als Ganzes die Produktionsverhältnisse 
als Ganzes nicht verursachen, vielmehr bestehen nur zwischen 
den einzelnen Elementen dieser beiden Erscheinungsreihen 
Kausalzusammenhänge. Es ist daher durchaus verständlich, 
warum Marx und Engels bald vom Einflusse des Austausches, 
bald der Produktionsmittel usw. auf die Wirtschaftsverfassung 
sprechen; denn das sind doch eben diese einzelnen Elemente 
der Produktivkräfte. Weshalb in einem bestimmten Zusammen- 
hange bald die, bald die anderen Elemente von unseren Autoren 
hervorgehoben werden, hat seinen besonderen Grund, worauf 
wir in einem anderen Zusammenhange zurückkommen werden. 
Zu welchen Schwierigkeiten man gelangt, wenn diese Verhält- 
nisse übersehen werden, läßt sich sehr anschaulich an dem 
hypothetischen Uebergange der kapitalistischen in die soziali- 
stische Wirtschaftsordnung zeigen. Würden den Produktions- 
verhältnissen die Produktivkräfte als Ganzes gegenüberstehen, 
dann wäre die Konsequenz daraus die, daß z. B. in der modernen 
Wirtschaftsordnung die Produktivkräfte sozialistischer werden 
müßten, die Produktionsverhältnisse aber stets kapitalistischer; 
ein Uebergang der einen Wirtschaftsordnung in die andere 
könnte nur durch einen »Sprung aus dem Reiche der Notwendig- 
keit in das Reich der Freiheit« stattfinden; eine kausale Erklä- 
rung dieses Ueberganges wäre aber dadurch völlig ausgeschlossen, 
die Theorie würde also ihre Aufgabe unerfüllt lassen 3$). 

Aber trotzdem wollen wir noch immer annehmen, die Pro- 
duktivkräfte seien die letzten bewegenden Ursachen; dann 
könnten aber nur durch sie allein Aenderungen in der ökonomi- 
schen Struktur veranlaßt werden; letztere müßten aber auf Aende- 
rungen der Produktivkräfte zurückgehen. Es könnte die Ent- 
wicklung dieser daher durch nichts anderes bestimmt werden, als 
durch sich selbst. DaB Engels eine relative Wechselwirkung 
zuläßt, die ökonomischen Ursachen nur in letzter Instanz als 
entscheidend ansieht, mag die Theorie sachlich verfeinern, in 
erkenntnistheoretischer Beziehung wird dadurch nichts geändert. 





3) Vgl. P. v. Struve, Die Theorie der sozialen Entwicklung bei Karl 
Marx, Archiv für Sozialwissenschaft, Bd. XIV, S. 99. 
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Das Problem wird verschoben, nicht gelöst. Eine Selbstent- 
wicklung der Produktivkräfte bleibt bestehen. Diese Annahme 
zieht aber noch eine weitere Konsequenz nach sich. Man muß 
en fortwährendes Wachstum der Produktivkräfte annehmen, 
denn wodurch sollten die Produktivkräfte geschwächt oder 
zugrunde gerichtet werden. So kommen wir zu einer sehr 
optimistisch gefärbten metaphysischen Teleologie. Anderer- 
seits vermögen die Produktivkräfte sich tatsächlich unter Um- 
ständen an eine bestimmte ökonomische Struktur nicht anzu- 
passen und gehen zugrunde, das beweist z. B. der Untergang 
der antiken Wirtschaften; es können somit also die Produktiv- 
kräfte doch durch andere Faktoren vernichtet werden. So 
gelangen wir zu einer scheinbar unlösbaren Antinomie: die Pro- 
duktivkräfte sind die alleinigen Ursachen der geschichtlichen 
Entwicklung, zugleich können sie aber unmöglich die einzigen 
sein, 


I. 


Neben dieser metaphysisch gefärbten Deutung des histori- 
schen Materialismus kann die Theorie, wie es auch Marx mehr- 
mals hervorhebt, als Leitfaden, als heuristisches Mittel der 
Geschichtsforschung betrachtet werden. Nach dieser Auffassung 
stellt die ökonomische Geschichtsdeutung nicht letztes Ziel, 
sondern nur Mittel der historischen Forschung dar. Dieses ist 
die einmalige, nicht wiederkehrende Wirtschafts- und Kultur- 
entwicklung der Menschheit« 35). So sagt auch Kautsky einmal: 
‚Objekt der materialistischen Geschichtsauffassung ist nicht 
das allgemein Menschliche, sondern das historisch Besondere, 
was die Menschen verschiedener Zeiten voneinander unter- 
scheidet« 3), »Die materialistische Geschichtsauffassung, heißt 
es in einer anderen Untersuchung desselben Verfassers, will die 
einzelnen Tatsachen nicht erklären, und auf ökonomische Be- 
dingungen ohne Rest zurückführen, daß z. B. Cäsar kinderlos 
gewesen und Oktavius adoptierte, daß sich Antonius in Cleo- 
patra verliebte u. dergl.; dagegen glaubt sie erklären zu können, 
warum die römische Republik untergegangen und der Cäsarismus 
entstanden « 37). Dieser Satz ist nicht nur deshalb charakteri- 


i G. v. Schulze-Gävernitz, Marx oder Kant, Freiburg i. B. 
1408, S. 55. 

% Neue Zeit, Bd. 15, I, S. 228. 

”) Ethik und materialistische Geschichtsauffassung, 1905, S. 140. 
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stisch, weil er den Geschichtsmaterialismus als Mittel der 
Forschung bezeichnet, sondern und vielleicht noch in höherem 
Grade deshalb, weil er auf die Notwendigkeit einer Auswahl 
aus der unübersehbaren Mannigfaltigkeit der gegebenen Er- 
scheinungen hinweist. Solange das Ziel des historischen Materialis- 
mus die Zurückführung der Erscheinungen auf letzte wirtschaft- 
liche Ursachen war, stand das Objekt fest; schließlich konnte 
alles, was sich auf wirtschaftliche Ursachen nicht zurückführen 
ließ, als »unwesentlich« beiseite gelassen werden. Nunmehr 
gestaltet sich aber die Sache viel schwieriger. Gibt man einmal 
zu, daß eine Auswahl des Stoffes, eine Vereinfachung der gegebe- 
nen »Wirklichkeit« vorgenommen werden muß, so erkennt man 
damit auch die Notwendigkeit eines Kriteriums zur Unterschei- 
dung des Wesentlichen vom Unwesentlichen an. Dieses Kriterium 
kann uns aber der historische Materialismus nicht geben; wollte 
man ihm dies zumuten, so würde man damit zugleich ihn zum 
Zwecke der Forschung proklamieren. An sich ist es aber durch- 
aus nicht ohne weiteres verständlich, warum die »Liebesge- 
schichte« Cleopatras nicht zur »Geschichte« gehören soll, wie- 
wohl wir auch im gegebenen Falle durchaus einer Meinung 
mit Kautsky sind. In dieser scheinbaren Selbstverständlich- 
keit steckt ein Problem! Von der Anwendung des histori- 
schen Materialismus kann überhaupt erst dort die Rede sein, 
wo die ökonomischen Faktoren mit einer für uns wesent- 
lichen Kulturerscheinung im Zusammenhange auftreten; 
die Vereinfachung der historischen Wirklichkeit durch Auswahl 
der in bezug auf allgemeingültige Kulturwerte wesentlichen 
Elemente erscheint also als das Primäre. Wir müssen aber 
in dieser Richtung noch einen Schritt weitergehen. Ohne Wert- 
gesichtspunkt können selbst die einzelnen Wirtschaftsepochen 
nicht bestimmt werden. Die Wirtschaft ist ein viel zu weiter 
Begriff, als daß wir, ohne einige wesentliche Elemente heraus- 
zuschälen, in der Erforschung der geschichtlichen Ereignisse 
auch nur einen Schritt vorwärts kommen könnten. Dieser 
Umstand ist denn auch dafür verantwortlich zu machen, daß die 
Charakteristik der einzelnen Wirtschaftsepochen mit so großen 
Schwierigkeiten verbunden ist, wie wir es im ersten Kapitel 
gesehen haben. Es findet sozusagen ein Kampf um die Vertre- 
tung der einzelnen relevanten Elemente der Wirtschaftsordnung 
in dem sie erfassenden Begriff statt und diejenigen Elemente, 
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die ausgeschieden werden, »rebellieren« gegen diese Vergewalti- 
gung und sprengen zuweilen den Begriff. Haben wir bereits den 
Begriff einer Wirtschaftsordnung gebildet, so werden diesem 
bestimmte Produktivkräfte als Ursache zugeordnet, und um die 
einzelnen relevanten Elemente der verschiedenen Wirtschafts- 
epochen kausal zu erfassen, werden wiederum bald die, bald 
jene Elemente der Produktivkräfte herangezogen werden. Nicht 
die Produktivkräfte entscheiden die Einteilung der 
Wirtschaftsepochen, vielmehr hängt von der logischen 
Struktur dieser der Inhalt der Produktiv- 
kräfte ab. Es ist daher kein Zufall, daß Marx bald den 
Austausch (am Anfange der kapitalistischen Entwicklung), bald 
die Produktionsmittel (in den späteren Perioden) mehr in den 
Vordergrund stellt. Es liegt dies an der »Flüssigkeit« des Begriffes 
»Kapitalismus«. Er bildet keinen starren Begriff, sondern spie- 
gelt die wesentlichen Elemente einer langen Entwicklungsreihe 
wider. Und wollte man die Produktivkräfte den Produktions- 
mitteln gleichsetzen, so würde die Entstehung des Kapitalis- 
mus eben nicht durch die Produktivkräfte allein bedingt er- 
scheinen. 

Wie lassen sich nun derart aufgebaute Begriffe näher charak- 
terısieren und welcher Art Kausalbeziehungen können zwischen 
diesen aufgestellt werden ? Um diese Frage zu beantworten, wol- 
len wir zwei Wege beschreiten: zunächst wollen wir die tatsäch- 
liche Forschungsweise von Marx betrachten und dann versuchen 
die vom historischen Materialismus aufgestellten Kausalreihen 
durch Abgrenzung gegen andersartige zu charakterisieren. 

Marx’ Aufgabe war, die kapitalistischen Produktions- und 
Verkehrsverhältnisse zu erforschen, und um ihre Gesetze aufzu- 
stellen ist er von der ausgebildeten und prägnantesten 
Form des wirtschaftlichen Lebens ausgegangen, von dem klassi- 
schen Beispiele Englands ®), richtiger gesagt »von der Geschichte 
der britischen Baumwollindustrie« 3) und von hier aus hat er 
»inen Lichtstrahl aufklärenden Lichtes auf niedere Gesell- 
schaftsformen « 49) geworfen. Wir sehen somit, daB Marx ab- 
sichtlich nicht alle Länder mit kapitalistischer Produktions- 
weise für seine Untersuchung heranzieht, um die ihnen allen 


”) Das Kapital, Vorwort zur ersten Auflage, S. 4. 
™ G.v.Schulze-Gävernitz, a.a. O., S. 59. 
“) L Woltmann, a. a. O., S. 180. 
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gemeinsamen Merkmale in einem Begriffe zusammenzu- 
fassen, sondern seinen Begriff des Kapitalismus einem einzi- 
gen in prägnantester Form vorhandenen Beispiele entnimmt. 
Dieser Begriff weist also zunächst nur die charakte- 
ristischen Züge der konkreten Gestaltung einer bestimm- 
ten Wirtschaftsordnung auf. 


II. 


Diese Eigentümlichkeit der Begriffsbildung kommt bei 
dem Begriffe der Klasse noch deutlicher zum Ausdruck. Hier 
sieht man es noch klarer, wie der Begriff durch Zusammenfassung 
in einem Gedankengebilde solcher Merkmale gebildet wird, 
die den einzelnen Vertretern einer Klasse keineswegs gemein- 
sam sind, vielmehr sind diese in der Mehrzahl der Fälle überhaupt 
nicht vertreten oder nur in verschiedener »Häufigkeit« und 
verschiedenem Grade. Nur um anschaulicher zu zeigen, wie 
weit der theoretische Klassenbegriff von dem Durch- 
schnittsrepräsentanten abweicht, welche Gegensätze und 
Verschiedenheit durch den Begriff »überwunden« werden müssen, 


‚sei es uns gestattet, zu den bereits im ersten Kapitel geschilderten 


Beispielen noch einige andere sehr charakteristische Fälle hinzu- 
zufügen. »Die mächtig aufblühenden Gewerkschaften«, sagt 
einmal Kautsky bei der Schilderung der englischen Arbeiter- 
bewegung (es handelt sich um die 70er Jahre), »waren die Brut- 
stätten eines engherzigen Kastengeistes und zünftiger Exklusivı- 
tät geworden und hatten darauf hingewirkt, das allgemeine 
Klassenbewußtsein bei den Arbeiteraristokratenzuschwä- 
chen. Deren politische Loslösung von der Masse der Arbeiter- 
bevölkerung, ihre Aufnahme unter die politisch priviligierten 
Klassen ertötete vollends bei ihnen das Klassen- 
bewußtsein. Aus Vorkämpfern der tiefer stehenden Ar- 
beiterschichten wurden sie zu ihren Unterdrückern.« 

»Ohne Klassenbewußtsein«, fährt Kautsky fort, ohne Zusam- 
menfassung zu einer selbständigen, geschlossenen politischen 
Organisation, zu einer Arbeiterpartei, bildeten diese ökonomisch 
so straff und umfassend organisierten Arbeiterschichten politisch 
ebenso eine zusammenhanglose Masse wie die bürgerlichen 
Mittelschichten. Ihr Eintreten in das Gebiet des Parlamentaris- 
mus änderte nichts an dessen Charakter. Er blieb eine Klassen- 
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vertretung der Bourgeoisie« ^). In derselben Schrift finden 
wir noch eine andere nicht weniger charakteristische Stelle. 
„Wohin die Gewerkschaftsbewegung führen kann, wenn sie nicht 
Hand in Hand geht mit einer kraftvollen, selbständigen politi- 
schen Arbeiterbewegung, zeigt uns Amerika, wo einzelne 
Arbeiterorganisationen einander mitunter erbit- 
tert bekriegen und dabei unter Umständen keine Bedenken 
tragen, den Kapitalisten Liebesdienste zu erweisen, wenn sie 
dadurch der gegnerischen Arbeiterorganisation einen Schlag ver- 
setzen können« *?). Demgegenüber scheint doch die Schilderung 
des Proletariats durch Engels in der Vorrede zu Marx’ »Klassen- 
kämpfen in Frankreich 1848 bis 1850« mehr eine dem Begriff 
notwendigerweise anhaftende »lIdealisierung«e zum Ausdruck 
zu bringen, als das Allgemeine in den verschiedenen, zum Teil 
entgegengesetzten Interessen der einzelnen Vertreter dieser 
Klasse wiederzugeben. »Damals«, schreibt Engels (es handelt 
sich um das Jahr 1848 und die neunziger Jahre), »die vielen un- 
klaren Sektenevangelien mit ihren Panaceen, heute die eine 
allgemein anerkannte, durchsichtig klare, die letzten Zwecke 
des Kampfes scharf formulierende Theorie von Marx: damals 
die nach Lokalität und Nationalität geschiedenen und verschie- 
denen, nur durch das Gefühl gemeinsamer Leiden verknüpften, 
unentwickelten, zwischen Begeisterung und Verzweiflung ratlos 
hin- und hergeworfenen Massen, heute die eine große inter- 
nationale Armee von Sozialisten, unaufhaltsam vorschreitend, 
täglich wachsend an Zahl, Organisation, Disziplin, Einsicht 
und Siegesgewißheit« 43). 

Und so überzeugen wir uns, daß der Kapitalismus und 
das Proletariat ganz und gar nicht allgemeine Gattungs- 
begriffe sind; nicht das den einzelnen Exemplaren Gemeinsame 
wird durch sie erfaßt, sind doch viele Elemente des Begriffes 
in der »Wirklichkeit« überhaupt nicht vertreten. Es handelt 
sich vielmehr um Begriffe, welche die Eigenart, das vom 
Allgemeinen zu Unterscheidende einer Kulturerscheinung (als 
“iner durch Beziehung auf allgemeingültige Werte gewonnenen 
Wirklichkeitsumformung) zum Ausdruck bringen. Die analy- 
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1) Parlamentarismus und Demokratie, 2. Aufl., ıgıı, S. 104. 

“) Ibid., S. 137, Anmerkung. 

“, K. Marx, Die Klassenkämpfe in Frankreich 1848—1850. Abdruck 
sus der »Neuen Rheinischen Zeitunge, 1895, Einleitung von Engels, S. g. 
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sierten Begriffe stellen Gedankengebilde dar, »welche bestimmte 
Beziehungen und Vorgänge des historischen Lebens durch ge- 
dankliche einseitige Steigerung bestimmter Elemente der »Wirk- 
lichkeit« und durch Zusammenschlüsse einer Fülle hier mehr, 
dort weniger, stellenweise gar nicht vorhandener Erscheinungen 
in einem in sich einheitlichen Begriffe zusammenfassen«. Diese 
Gedankengebilde sind Produkte der historischen Begriffsbildung. 
Wir wollen sie im Anschluß an Max Weber, dessen an Schärfe 
der Formulierung nicht zu überbietende Charakteristik derselben 
wir soeben angeführt haben, als »Idealtypen« bezeichnen *). 


IM. 

Diese Eigentümlichkeit der Begriffe bedingt ihrerseits ganz 
eigenartige Kausalbeziehungen zwischen denselben. Ein rein 
negatives Moment ist uns bereits aufgefallen: nirgends reichen 
die Begriffe zur Aufstellung eines allgemeinen Gesetzes aus. 
Die Produktivkräfte bedingen zwar eine bestimmte Produktions- 
weise, aber sie bedingen sie nicht »ohne Rest« Und ähnlich 
liegt es mit dem Klassenbegriff. Eine bestimmte ökonomische 
Struktur führt zur Bildung bestimmter Klassen; diese weisen 
aber bei ein und derselben Struktur unter Umständen die größte 
Verschiedenheit auf. Und der Klassenkampf läßt sich, wenn 
man ihn in seiner ganzen theoretischen Strenge erfaßt, nur 
durch eine »Dramatisierung« der Geschichte aufrecht erhalten. 
Doch wollen wir damit noch gar nichts darüber aussagen, ob 
nicht eine solche Dramatisierung für die Erkenntnisziele der Ge- 
schichte von großem Wert ist. Greifen wir jedoch nicht vor 
und sehen zunächst zu, wie Marx die mit Hilfe des historischen 
Materialismus gestifteten Kausalzusammenhänge deutet. 

Bekanntlich spricht Marx häufig »vom Naturgesetze der 
ökonomischen Bewegung der Gesellschaft“ Er meint dabei 
aber nicht »zeitlos geltende Naturgesetze«, denn die Postulierung 
der Voraussetzung der kapitalistischen Produktionsweise zu 
solchen wirft er ja mit Recht den Klassikern vor. »Gerade das 
(zeitlos geltende Gesetze) leugnet Marx«, schreibt der Peters- 
burger Rezensent des Kapitals, der nach Marx seine Methode 
so »treffend« schildert. »Nach ihm existieren solche abstrakte 
Gesetze nicht .. . Nach seiner Meinung besitzt im Gegenteil 


$34) Die »Objektivität« sozialwissenschaftlicher und sozialpolitischer Er- 
kenntnis, Archiv für Sozialw., Bd. XIX. 
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jede historische Periode ihre eigenen Gesetze .. . Sobald das 
Leben eine gegebene Entwicklungsperiode überlebt hat, aus 
einem gegebenen Stadium in ein anderes übertritt, beginnt es 
auch durch andere Gesetze gelenkt zu werden. Mit einem Worte 
das ökonomische Leben bietet uns eine der Entwicklungsge- 
schichte auf anderen Gebieten der Biologie analoge Erschei- 
nung.. . . Die alten Oekonomen verkannten die Natur ökonomi- 
scher Gesetze, als sie dieselben mit den Gesetzen der Physik 
und Chemie verglichen. . . . Eine tiefere Analyse der Erschei- 
nungen bewies, daß soziale Organismen sich voneinander ebenso 
gründlich unterscheiden als Pflanzen- und Tierorganismen. Ja 
eine und dieselbe Erscheinung unterliegt ganz und gar verschie- 
denen Gesetzen infolge des verschiedenen Gesamtbaues jener 
Organismen, der Abweichung ihrer einzelnen Organe, des Unter- 
schiedes der Bedingungen, worin sie funktionieren usw. .... 
Der wissenschaftliche Wert solcher Forschung liegt in der Auf- 
klärung der besonderen Gesetze, welche Entstehung, Existenz, 
Entwicklung, Tod eines gegebenen gesellschaftlichen Organis- 
mus und seinen Ersatz durch einen anderen, höheren regeln. 
Und diesen Wert hat in der Tat das Buch von Marx« *). 

Marx stellt sich somit zwar die Aufgabe, Gesetze aufzustellen, 
aber nur solche, die für eine bestimmte Epoche Geltung haben. 
Es versteht sich aber von selbst, fügt Engels im »Anti-Dühring« 
hinzu, »daß die für bestimmte Produktionsweisen und Austausch- 
formen gültigen Gesetze auch Gültigkeit haben für alle Ge- 
schichtsperioden, denen jene Produktionsweisen und Autausch- 
formen gemeinsam sind« 46). 

Wie glaubt nun Marx zu solchen Gesetzen zu gelangen: wir 
haben das schon früher angedeutet: durch Erforschung eines 
in prägnanter Form vorhandenen Beispieles. Und Marx glaubt 
m dieser Beziehung analog dem Naturforscher zu verfahren, 
denn »der Physiker beobachtet Naturprozesse entweder dort, 
wo sie in der prägnantesten Form und von störenden Einflüssen 
mindest getrübt erscheinen, oder, wo möglich, macht er Experi- 
mente unter Bedingungen, welche den reinen Vorgang des 
Prozesses sichern« 4). So erforscht Marx zwar nur die Ent- 
wicklung des Kapitalismus in England, er hebt aber auf das 


mm 
t) Das Kapital, Bd. I, 2. Aufl., Nachwort, S. 820 f. 
*) Anti-Dühring, S. 150. 
“, Das Kapital, Vorwort zur ersten Auflage, S. 4. 
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schärfste hervor: »Sollte jedoch der deutsche Leser pharisäisch 
die Achseln zucken über die Zustände der englischen Industrie- 
und Ackerbauarbeiter, oder sich optimistisch dabei beruhigen, 
daß in Deutschland die Sachen noch lange nicht so schlimm 
stehen, so muß ich ihm zurufen: De te fabula narratur! 

An und für sich handelt es sich nicht um den höheren oder 
niedrigeren Entwicklungsgrad der gesellschaftlichen Antagonis- 
men, welche aus den Naturgesetzen der kapitalistischen Produk- 
tion entspringen. Es handelt sich um die Gesetze 
selbst, um diese mit eherner Notwendigkeit wirkenden 
und sich durchsetzenden Tendenzen. Das industriell entwickel- 
tere Land zeigt dem minder entwickelten nur das Bild der eigenen 
Zukunft « 48). 

Wir wollen nun zunächst untersuchen, ob die Isolation, 
die der Naturforscher vornimmt, tatsächlich mit der von Marx 
angewendeten zusammenfällt und ob bei der Aufstellung von 
Gesetzen in beiden Fällen der gleiche Weg verfolgt wird. 

In welchem Sinne nimmt der Naturforscher eine Isolation 
der Erscheinungen vor? Er untersucht die verschiedenen Seiten 
eines Erscheinungskomplexes und sucht alle diejenigen Elemente 
aus dem Kausalzusammenhange der so erhaltenen Reihen aus- 
zuschalten, die zu diesem in keinem notwendigen Zusammen- 
hange stehen. Er sucht die unbedingte Allgemeinheit der die 
Ursache und Wirkung erfassenden Begriffe zu erlangen. Nur 
dies bezweckt die Isolation! Es ist aber offenbar, wie leicht 
man sich hierin auch täuscht, daß der Naturforscher nur durch 
»Massenbeobachtungen« zu seinem Ziele gelangt, es sei denn 
daß er auf Grund einer empirisch bereits begründeten Theorie 
die Gewißheit gewonnen hat, daß er alle »störenden« Momente 
ausgeschaltet hat. Dann kann er an einem einzigen Falle, 
der aber keineswegs »prägnant«, sondern das Exemplar eines 
vorausgesetzten Gattungsbegriffes ist, ein Gesetz ableiten, 
richtiger gesagt es demonstrieren. Hat z. B. der Physiker auf 
Grund einer Reihe von methodisch durch- 
geführten Experimenten die Gewißheit er- 
halten, daß die Fortpflanzung des Schalles einzig und allein 
durch die Elastizität des ihn vermittelnden Körpers bedingt 
ist, dann kann er an der Hand des Schulbeispiels mit dem Wecker 
im luftleeren Raume der Glasglocke das Gesetz der Fortpflan- 

46) Ibid., S. 5. 


Die logische Struktur des historischen Materialismus. 71 


zung des Schalles ableiten. Daß die Nichtbeachtung dieser 
Forderungen zu großen Irrtümern führt, dafür findet man in 
der Geschichte der Physik lehrreiche Beispiele genug. 

In wenigen Worten können wir den vom Naturforscher zu 
befolgenden logischen Weg folgendermaßen skizzieren. Lehrt 
die Beobachtung, daß ein Erscheinungskomplex ABC zur Wir- 
kung A’B’C’, daß ABD zur Wirkung A’B’D’ usw. hat, so wird 
durch aufeinanderfolgende Isolation geschlossen, daB A die 
Ursache von A’ und B die Ursache von B’ sei usw. Der so fest- 
gestellte notwendige Zusammenhang zwischen den Elementen 
zweier Erscheinungskomplexe bildet ein Gesetz. 

Diesen Schlußfolgerungen liegen aber gewisse stillschwei- 
gende Voraussetzungen zugrunde. Zunächst wird die erschöpfende 
Aufzählung der Bestandteile der durch die Beobachtung ge- 
gebenen Erscheinungskomplexe vorausgesetzt. Denn A’ konnte 
nur dann als die Wirkung von A nachgewiesen werden, wenn A 
entweder A’ oder B’ oder C’ zur Wirkung haben könnte. Weist 
dagegen die Disjunktion ein unbestimmtes Glied auf, so führt 
die Elimination von B und C zu keinem sicheren Ergebnis. 
Andererseits erlangt man diese Gewißheit nicht ohne weiteres; 
die Tatsache, daß das Gesetz bis jetzt sich bestätigt hat, genügt 
natürlich nicht. Sehr fein ist die ganze Tragweite dieses Mangels 
der induktiven Methode von Poincare erfaßt. 

»So fest auch eine Voraussage begründet erscheinen mag«, 
führt er in seinem bekannten Werke »Wissenschaft und Hypo- 
these# 49) aus, »so sind wir doch niemals absolut sicher, daß 
das Experiment sich auch bestätigen wird, wenn wir eine Prü- 
fung vornehmen.«.... An dem Problem wird dadurch nichts 
geändert, »daß die Wahrscheinlichkeit oft so groß ist, daß wir 
uns in der Praxis mit ihr zufrieden geben können«. Die Schluß- 
lolgerung ist dabei die, »wir haben ein einfaches Gesetz in einer 
ziemlich großen Anzahl von besonderen Fällen verifiziert: wir 
können unmöglich zulassen, daß diese so oft wiederholte Be- 
stätigung ein bloßer Glücksfall sei. Und an einer anderen 
Stelle desselben Werkes veranschaulicht Poincaré diesen Ge- 
dankengang in der vortrefflichsten Weise; wir wollen sie hier 
noch anführen, weil wir dadurch einige sehr wertvolle Finger- 
zeige für unsere weitere Betrachtung erhalten. »Haben wir z. B. 





®) Deutsche Ausgabe von F. und L. Lindemann, 2. Aufl., 1896, S. 145 und 
151. 
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das Recht, fragt Poincare, das Newtonsche Gesetz auszuspre- 
chen? Zweifellos, zahlreiche Beobachtungen stimmen damit 
überein; aber ist dieses Gesetz nicht ein einfacher Glücksfall ? 
Wie wollen wir überhaupt wissen, ob dieses seit Jahrhunderten 
richtige Gesetz im nächsten Jahre noch richtig sein wird? Auf 
diese Einwendung kann man nichts antworten als »Das ist sehr 
wahrscheinlich «. 

»Lassen wir nun das Gesetz gelten; auf Grund desselben 
glaube ich die Stellung des Jupiters während eines Jahres be- 
rechnen zu können. Habe ich ein Recht dazu? Wer sagt mir, 
ob nicht eine gigantische, mit riesiger Geschwindigkeit begabte 
Masse im Laufe dieses Jahres unserem Sonnensystem so nahe 
kommt, daß sie unerwartete Störungen verursacht ? Auch hier 
kann man nichts antworten als »Das ist sehr wahrscheinlich«®°®). 

Der letzte Satz zeigt uns den springenden Punkt des ganzen 
Problems. Der Forscher weiß es nie, ob er nicht mit einem 
unbekannten Gliede der Disjunktion zu rechnen hat, er muß 
stets mit einer Störung seitens unbekannter Faktoren rechnen. 
Die Beziehung ABC zu A’B’C’ kann sich in ABCX und A’B’C’X’ 
verwandeln. Die Schwierigkeit erhöht sich sehr wesentlich, 
wenn die einzelnen Bestandteile des Ursachenkomplexes ABC 
und des Wirkungskomplexes A’B’C’ sich noch in weitere »Ele- 
mentarursachen«, resp. »Elementarwirkungen« zerlegen. Entspre- 
chen die A zusammensetzenden Elementarursachen nicht genau 
den A’ zusammensetzenden Elementarwirkungen, besteht 
z.B. A ausa, b, c, B dagegen aus a’b’c’d’e’, so geht das Gesetz 
in Brüche, denn entweder wird eine Ursache verschiedene Wir- 
kungen aufweisen oder eine Wirkung wird durch verschiedene 
Ursachen bedingt sein; wir erhalten also entweder eine Pluralität 
der Wirkung oder der Ursache. Der erstere Fall tritt dann eın, 
wenn die Ursache komplizierter ist, der zweite bei entgegen- 
gesetzten Bedingungen. So lange wir keine Gewißheit über das 
genaue Entsprechen der Elementarursachen und Elementar- 
wirkungen haben, kann die kausale Verknüpfung »in noch so 
vielen Punkten mit einer früher festgestellten übereinstimmen, 
so genügt doch die kleinste Abweichung, um jede Bestimmung 
ihrer Wirkung illusorisch zu machen, weil wir mangels der Auf- 
lösung in Teilursachen und Teilwirkungen nicht wissen können, 


50) Ibid., S. 184. 
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welchen Teil der früher beobachteten Wirkung die Abände- 
rung in der Ursache alterieren wird« 1). 

Es sei uns gestattet, dies an einigen Beispielen zu erläutern. 
Nehmen wir an, wir hätten eine Urne mit, sagen wir, IO Kugeln, 
die sich durch nichts als ihre Farbe unterscheiden würden. 
Ziehen wir aufs Geratewohl eine Kugel, so kann das eine weiße, 
eine schwarze usw. sein. Eine Ursache kann hier Io verschiedene 
Wirkungen haben. Aehnlich, wenn wir eine Münze werfen. 
Es hat hier eine Ursache (das Werfen der Münze) zwei verschie- 
dene Wirkungen: es erscheint entweder Wappen oder Schrift. 
Wir haben also in beiden Fällen eine Pluralität der Wirkung 
vor uns. Diese Pluralität läßt sich aber sofort beseitigen, wenn 
wir den Ursachenkomplex genauer erfassen. Verfolgen wir die 
Bewegungen unserer Hand und überzeugen uns, daß sie gerade 
an der Stelle anlangt, wo in der Urne, sagen wir, eine schwarze 
Kugel liegt, so wird eben diese gezogen werden. Ebenso liegt 
es mit der Münze. Sobald die Lageveränderungen der Münze 
während des Wurfes und Falles genau beobachtet werden, so ist 
das Erscheinen der Schrift oder des Wappens genau bestimmt. 
Die Pluralität der Wirkungen kann aber auch durch Verallge- 
meinerung derselben beseitigt werden. Sehen wir zum Beispiel 
bei den Kugeln von der Farbe ab, so ist die Wirkung eindeutig: 
jede Ziehung bringt eine Kugel hervor und keinen anderen 
Körper. Natürlich gilt dasselbe auch von der Pluralität der 
Ursache. Diese Beispiele lehren uns, daß die beschriebene Plurali- 
tat eine methodologische Form und kein konstitutives Prinzip 
ist, wie die Kategorie der Kausalität, insofern sie nur besagt, 
daB jede Wirkung eine Ursache haben müsse. Die Pluralität 
st also bedingt durch das jeweilige Erkenntnisziel. Wenn wir 
uns z. B. begnügen wollen, jeden Vertrag nur als »Tinten- 
verbrauch« zu betrachten 52), so ließe sich der Frankfurter Frie- 
densvertrag auf de exakteste Weise durch ein Gesetz 
"fassen, »problematisch« bliebe dabei nur, ob wir dadurch 
die Geschichte »zum Rang einer Wissenschaft« erheben würden. 

Wieviel wir aber durch die Klarlegung dieser Eigenschaft der 
Ursachen resp. Wirkungspluralität, logisch auch gewonnen haben, 


ih G. Simmel, Probleme der Geschichtsphilosophie, 2. Aufl., S. 6g. 

‘t Das Beispiel haben wir dem Aufsatze Gottls: Zur sozialwissenschaít- 
lichen Berriftsbildung, III, Archiv für Sozialw., Bd. 28, 1909, S. 69 entnommen; 
teich wird es dort von einem etwas anderen Gesichtspunkte betrachtet. 
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dem Forscher ist dadurch wenig gedient: er kann die Pluralität 
nicht auf die von uns angedeutete Weise beseitigen, denn er 
würde damit auf die Erklärung der für ihn wesentlichen 
Momente des Wirkungskomplexes verzichten müssen. Wie 
löst er nun dieses Dilemma? Eigentlich enthalten unsere Bei- 
spiele die Andeutung einer Lösung. Eindeutige Kausalzusammen- 
hänge lassen sich nicht aufstellen; läßt sich aber vielleicht die 
sich ergebende »Störung« durch eine bestimmte Charakteristik 
des Kausalzusammenhanges überwinden? Beim Werfen einer 
Münze ergeben sich zwei Möglichkeiten: es erscheint entweder 
Schrift oder Wappen, beim Ziehen von Kugeln sind in unserem 
Falle ro Wirkungen möglich. Drücken wir dies in anderer Weise 
aus, so erhalten wir auch die gewünschte Lösung: die Zahlen 2 
und ro charakterisieren die Enge des Zusammenhanges zwischen 
Ursache und Wirkung, d. h. der Kausalzusammenhang wird durch 
die Anzahl der möglichen Wirkungen, durch die Wahrschein- 
lichkeit derselben (in unserem Falle 4%, und !/,) charakteri- 
siert 53). 

Kehren wir aber nun zu unserem Ausgangspunkte zurück. 
Naturgesetze werden, wie wir uns überzeugen konnten, nur 
auf induktivem Wege gefunden, doch gilt auch das nur unter 


5) Das Problem der Pluralität der Wirkung, bzw. der Ursache in seiner gan- 
zen methodologischen Tragweite, besonders für die theoretische Statistik er- 
kannt zu haben, ist das große Verdienst A. A. Tschuprows. Vgl. seine Aufsätze: 
Die Aufgabe der Theorie der Statistik, Schmollers Jahrbuch, Bd. 29, bes. >. 
425—437 und Statistik als Wissenschaft im Archiv für Sozialw., Bd. 23. Diese 
Studien bedeuten eine sehr wesentliche Ergänzung der induktiven Methode. 
Naturforschern, besonders solchen, die die mathematisch-statistische Methode 
in ihren Untersuchungen anwenden, ist der Begriff der Piuralität der Wirkung, 
resp. der Ursache sehr geläufig. Vgl. z. B. Karl Pearson, The Grammar 
of Science, 3. Aufl., London 1912, Part. I. Chapter V, 7; G. U. Yule, An 
Introduction to the theory of statistics, 2. Aufl., London 1912, Einleitung; 
Fel. Exner, »Die Korrelationsmethode und ihre Verwendung in der Stati- 
stike, „Die Naturwissenschaftene, I. Jahrgang (1913), Heft 9; s. daselbst (Heft 7) 
auch den bemerkenswerten Aufsatz des Prager (Experimental-)Pathologen 
H. E. Hering, »Die Koeffizientenlehre (Pluralität der Ursache)«. 

Es sei hier noch bemerkt, daß in den Naturwissenschaften die Wahrschein- 
lichkeitsrechnung erst durch das »Gesetz der großen Zahlen« die in unserer Dar- 
stellung ihr zugeschriebene Bedeutung erhält. Die Beobachtung ergibt nur eine 
relative Häufigkeit des Eintritts eines Ereignisses, keine objektive Wahrschein- 
lichkeit. Die Brücke zwischen beiden schlägt eben das »Gesetz der großen Zahlens, 
indem es das gegenseitige Verhältnis quantitativ erfaßt. 

Wir sprechen ferner der Einfachheit wegen fast ausschließlich von der Plura- 
lität der Wirkung. Das Wort läßt in ästhetischer Beziehung viel zu wünschen 
übrig, doch ist es durch ein anderes nur schwer zu ersetzen. 
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ganz bestimmten Bedingungen. Wo der Ausschluß der Wir- 
kungspluralität nicht feststeht, tritt die Wahrscheinlichkeits- 
rechnung in ihre Rechte. Naturgesetze sind aber Kausalzusam- 
menhänge zwischen in allgemeine Begriffe gebrachten Erschei- 
nungsreihen, denn sonst wäre bereits infolge der Begriffsbildung, 
also nicht rein »zufällig« infolge einer Nichtberücksichtigung 
der Zusammensetzung der Ursachen- und Wirkungskomplexe 
aus Elementarursachen und Elementarwirkungen eine Wirkungs- 
pluralität gegeben. Es ist ohne weiteres klar, daß Idealtypen 
gerade umgekehrt infolge ihrer Begriffsbildung Wirkungsplurali- 
tät nach sich ziehen. Der Todfeind des Idealtypus ist jede 
Verallgemeinerung, diese aber in der oder jener Form die einzige 
Möglichkeit zur Beseitigung der störenden Pluralität. (Die 
Wahrscheinlichkeitsrechnung hat natürlich auch allgemeine 
Gattungsbegriffe zu ihrer Voraussetzung, nur sind die einzelnen 
Elemente derselben nicht genau bestimmt.) Wir haben nun 
gesehen, daß die vom historischen Materialismus aufgestellten 
Kausalzusammenhänge nicht auf induktivem Wege gewonnen 
worden sind; sie sind vielmehr von einer in »prägnanter« Form 
vorhandenen Erscheinung abgeleitet. Freilich können diese 
Begriffe durch die induktive Forschung jederzeit ergänzt und 
in Gesetze verwandelt werden, aber nur unter zwei Bedingungen: 
1. Es muß zunächst die theoretische Gewißheit bestehen, daß 
jede Wirkungspluralität ausgeschlossen ist. Daß dieser Zustand 
bei den meisten Gesetzen der kapitalistischen Produktions- 
weise noch nicht erreicht ist (in gewisser Hinsicht soll er, wie wir 
gleich sehen werden, gar nicht erstrebt werden), zeigt erstens, um 
nur ein Beispiel herauszugreifen, unter wie verschiedenartigen 
Bedingungen die Konzentration der kapitalistischen Produk- 
tion stattfinden kann (was denn anderes als eine Wirkungs- 
pluralität stellt aber diese Erscheinung unter logischen Ge- 
sichtspunkten dar) ; zweitens, daß sie unter gewissen Bedingungen 
überhaupt nicht stattfindet, wie z. B. in der Landwirtschaft. 
Als Ursache bleibt doch aber dieselbe Wirtschaftsstruktur. Nach 
dem vorhin Auseinandergesetzten können wir aber mit großer 
Gewißheit behaupten, daß die ökonomische Struktur nur des- 
halb diese Eigenschaft aufweist, weil sie einen Idealtypus dar- 
stellt. Und es ist daher die 2. Bedingung, welche die Ver- 
wandlung der Marxschen Gesetze in solche für eine bestimmte 
Epoche »allgemein« geltende voraussetzt, die Verwandlung der 
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Idealtypen in allgemeine Gattungsbegriffe. Keine Wirtschafts- 
epoche existiert als reine Form (richtiger gesagt, will von 
uns nicht als solche aufgefaßt werden, sonst hieße es, »nichts 
zutage fördern als den banalsten Gemeinplatz«®®); 
logisch ist es natürlich durchaus möglich einen absolut reinen 
und allgemeinen, wenn auch eben inhaltsarmen Begriff zu er- 
halten). »Wie keine der großen Epochen der wirtschaftlichen 
Entwicklung, so hat auch die einfache Warenproduktion nie in 
voller Reinheit geherrscht sondern gemischt mit anderen Wirt- 
schaftsformen, mit Naturalwirtschaft, mit Feudalwirtschatt, 
zünftiger Monopolwirtschaft« (Kautsky) 5%). Dieses Beispiel 
zeigt uns sehr deutlich, wie man sich die Verwandlung einer 
idealtypisch erfaßten Wirtschaftsordnung in einen allgemeinen 
Begriff vorstellen muß. In ihrer konkreten Gestaltung bildet 
die Wirtschaftsordnung, wie es unmittelbar aus dem herange- 
zogenen Beispiel zu ersehen ist, einen Komplex variierender 
Merkmale. Wir können also den Begriff der Wirtschaftsordnung 
dadurch bilden, daß wir eine bestimmte Verteilung der Merkmale 
als charakteristisch ansehen. So bezeichnet man die kapitalistische 
Produktionsweise als die entschieden vorherrschende, 
d. h. mit anderen Worten, die kapitalistische Produktionsweise 
ist diejenige, die in unserer Zeit die meisten Merkmale der ge- 
genwärtigen Wirtschaftsordnung umfaßt, kurz der Idealtypus 
»kapitalistische Produktionsweise« setzt sich aus einem »dichte- 
sten Wert« zusammen °%). In demselben Maße, in dem dieser 
dichteste Wert in einen Mittelwert, einen Durchschnittswert 
übergeht, erhalten wir einen mehr oder weniger allgemeinen 
Gattungsbegriff und damit zugleich die Möglichkeit, ein Gesetz 
aufzustellen. 

Wir haben aber auch gesehen, daß die verschiedene Aus- 
wahl der Merkmale, die wir vornehmen, mit Rücksicht auf be- 


54) Anti-Dühring, S. 130. Engels hat hier eigentlich Gesetze im Auge, »die die 
politische Oekocnomie Feuerlands« mit der des heutigen Englands unter eime 
Haube bringen wollen. Cum grano salis gilt das Urteil aber auch in unserem Falle. 

55) Die Agrarfrage, 1899, S. 09. 

>58) Natürlich handelt es sich hier nur um cin der »Kollcktivmaßlehree ent- 
nonımenes Schema, welches nicht für alle Idealtypen paßt, so z. B. nicht für den 
der Klasse, weil der Begriff des »Typus« um es ganz allgemein auszudrücken, 
sich mit dem des dichtesten Wertes nicht ohne weiteres deckt. Ob nicht trotzdem 
der von uns angedeutete Gedanke weiter entwickelt werden könnte, um eine 
Anwendung der sog. Korrelationsmethode zu ermöglichen, kann hier nicht ent- 
schieden werden. Die Erfolge der Biologie erscheinen aber sehr verlockend! 
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stimmte Erkenntniszwecke geschieht. Stellen wir uns die Auf- 
gabe einer historischen Erforschung des Kapitalismus in den 
einzelnen Ländern, so bilden wir Idealtypen; sonst gehen uns 
gerade die wesentlichsten Elemente des Begriffes verloren. 
Bilden wir aber die die kapitalistische Produktionsweise be- 
herrschenden Gesetze vom Standpunkte der Volkswirtschafts- 
lehre, dann wählen wir allgemeine Gattungsbegriffe, denn diese 
Wissenschaft ist eine »Gesetzeswissenschaft« (d. h. natürlich 
ihrem Zweck nach). 

Indem wir aber die mit Hilfe des historischen Materialis- 
mus aufgestellten Gesetze in der Hauptsache als »idealtypische« 
bezeichnen, und gegen die Naturgesetze abgrenzen, haben wir 
diese noch nicht in erschöpfender Weise charakterisiert. Marx 
hat unzweifelhaft die aus der Erforschung Englands abgeleite- 
ten Kausalbeziehungen zu typischen erhoben; die Entwicklung 
Englands zeigt bis zu einem gewissen Grade die Entwicklung 
der übrigen europäischen Staaten. Obwohl man hier auch kein 
Gesetz im naturwissenschaftlichen Sinne hat, so liegt hier doch 
jedenfalls ein Gedankengebilde vor, daß zwei Erscheinungs- 
reihen in der Weise miteinander kausal verknüpft sind, daß die 
Wirkungspluralität nicht unbegrenzt ist. Es ist aber aus nahe- 
liegenden Gründen nicht die Wahrscheinlichkeitsrechnung, die 
hier das Band zwischen Ursache und Wirkung nicht charakteri- 
sieren kann, wohl tritt aber an ihre Stelle ein ihr verwandtes 
Hilfsmittel: die Kategorie der objektiven Möglichkeit. Sie leistet 
dasselbe, was in den Naturwissenschaften die Wahrscheinlich- 
keitsrechnung, nur die quantitative Beziehung fehlt ihr. Man 
nennt das Eintreten eines Ereignisses unter gewissen ungenau 
bestimmten Bedingungen (und solche sind durch Hervorhebung 
nur dr wesentlichen Elemente eines Merkmalskom- 
plexes im Idealtypus gegeben), dann objektiv möglich, »wenn 
Bestimmungen dieser Umstände denkbar sind, welche gemäß 
den faktisch geltenden Gesetzen des Geschehens das Ereignis 
verwirklichen würde« 5”). Und weil wir es beim historischen 


mn 


”Vel. J. v. Kries, Ucber den Begriff der objektiven Möglichkeit, 
Vierteljahresschrift für wissenschaftliche Philosophie, Bd. XII, 1388, S. 182. 
Der Grundgedanke dieser bekannten Abhandlung durchzieht in entspiechend 
modifizierter Gestalt als Leitmotiv unsere ganze Untersuchung. Die Kıiesschen 
Gedanken sind für die Sczialwissenschaften noch wenig ausgebeutet, und doch 
könnten sie ermöglichen, der Lösung selbst des so schwierigen Problems der Be- 
deutung der Persönlichkeit in der Geschichte, sich auf methodologischem Wege 
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Materialismus, sofern wir uns ihn in Anwendung auf Geschichte 
denken, stets mit Idealtypen zu tun haben, so ist der Wirkung 
stets ein gewisser Spielraum gelassen. Behält man dies stets im 
Auge, so kommt man gar nicht dazu von den Produktivkräften 
die restlose Erklärung der ökonomischen Struktur, von dieser 
die restlose Erklärung der Verschiedenartigkeit der Klassen zu 
verlangen. Dieselben Produktivkräfte können unter Umständen 
recht verschiedene Wirkungen bedingen, das liegt aber nicht, 
wie wir es nochmals hervorheben wollen, an der Eigenart des 
Objektes der historischen Forschung, sondern stellt eine Folge 
einer eigenartigen Betrachtungsweise dar. Dieselben 
Umstände bedingen natürlich auch die Verschiedenheit des 
ideologischen Ueberbaues, wenn er auch von einer ökonomi- 
schen Struktur getragen wird. Wie hier die Kausalien im ein- 
zelnen liegen, kann nicht durch eine methodologische Analyse 
gezeigt werden. Dies kann nur durch die Untersuchung des 
Inhaltes der hier auftretenden Kausalreihen bestimmt werden. 
Welche Dienste dabei die logische Analyse leisten kann, wird, 
sofern es sich nicht unmittelbar ergibt, am Schlusse noch näher 
gezeigt werden. 

Bis jetzt haben wir uns hauptsächlich in der Sphäre der 
Statik bewegt; es bleibt noch zu zeigen, wie die Probleme sich 
in der Dynamik gestalten: was die sogenannten »Entwicklungs- 
gesetze« bedeuten. 

Es handelt sich hier um Gesetze, die den Uebergang der 
einen Wirtschaftsordnung in die andere als notwendig erweisen 
sollen. Es scheint uns zweckmäßig zu sein, bei unserer weiteren 
Betrachtung an Marx Ausführungen über die zukünftige Ent- 
wicklung Rußlands anzuknüpfen. Marx hat seine Auffassung 
über diesen äußerst interessanten Gegenstand in einem an den 
Redakteur der »Otetscheswennija Sapiski« gerichteten, sich 
aber auf den bekannten Soziologen Michailowski beziehenden 
Briefe kurz skizziert 58). Der Brief scheint wenig bekannt zu 


zu nähern. Wir kommen hier um den Begriff der Möglichkeit, d. h. um den der 
Pluralität der Wirkung nicht herum; die Antinomien des Möglichkeitsbegriffes 
lassen sich aber, wie wir es zu zeigen versucht haben, nur methodologisch lösen. 

58) Um eine tiefere Einsicht in die künftige Wirtschaftsentwicklung Ruß- 
lands zu erhalten, hat Marx sich eingehender mit der russischen Wirtschafts- 
geschichte befaßt und sogar die russische Sprache erlernt. — Marx’ Brief stammt 
aus dem Jahre 1877 und ist von Prof. Kablukow in seinem bekannten Werke: 
s»Leber die Bedingungen der Entwicklung der russischen Landwirtschafts, 
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sein, weshalb wir uns erlauben, größere Stellen aus demselben 
anzuführen. Wir können Marx Gedankengang geradezu als 
eine vortreffliche Bestätigung unserer bisherigen Darlegungen 
über die logische Struktur des historischen Materialismus an- 
sehen. Die Vermutung, daß es sich auch hier nicht um »Natur- 
gesetze«, sondern um idealtypische Entwicklungsgesetze handelt, 
findet sich hier in sehr klarer Weise bestätigt. »Wenn, 
so heißt es in sehr bezeichnender Weise schon in einem der 
ersten Sätze, Rußland denselben Weg fortsetzen wird, den es 
bis 1861 gegangen ist, so wird es die glänzendste Gelegenheit, 
die jemals die Geschichte einem Volke bot, um alle Qualen der 
kapitalistischen Ordnung zu entgehen, vereiteln«.... 

»Im Kapitel über die »ursprüngliche Akkumulation« hatte 
ich bloß die Absicht, den Weg zu kennzeichnen, auf dem in 
Westeuropa die kapitalistische Wirtschaftsordnung her- 
vorgegangen ist. Und dieser Weg ging dahin, den Produzenten 
von seinen Produktionsmitteln zu trennen, indem er den ersteren 
ın einen Lohnarbeiter (Proletarier im modernen Sinne des Wortes), 
die letzteren aber in Kapital verwandelte. . . . Die Grundlage 
des ganzen Prozesses bildete aber die Expropriation der Bauern. 
Am Schlusse des Kapitels betrachtete ich die historische Ten- 
denz der kapitalistischen Akkumulation und behaupte, daß ihre 
letzte Tat — die Umwandlung des kapitalistischen Eigentums 
in gesellschaftliches sei. An dieser Stelle habe ich keine Beweise 
dieses Satzes angeführt, aus dem einfachen Grunde, weil eben 
der Satz selbst nichts anderes darstellt, als eine kurze Zusam- 
menfassung einer langen Reihe von bereits im Kapitel über die 
kapitalistische Produktion analysierten Tatsachen .«. 

» Jetzt fragt es sich, welche Anwendung darf mein Kritiker 
aus meiner kurzen historischen Skizze auf Rußland machen? 
Nur folgende: wenn Rußland bestrebt ist, eine kapita- 
istische Nation nach dem Vorbilde westeuropäischer Nationen 
zu werden... . so wird es dies nicht erreichen, ohne zunächst 
einen guten Teil ihrer Bauern in Proletarier zu verwandeln. Hat 
es aber einmal den Weg der kapitalistischen Entwicklung be- 
schritten, so gerät es unter die Herrschaft ihrer eherner Ge- 
atze... 
rn ee 


Moskau 1899, S. 306 ff. abgedruckt. Wir haben ihn aus dem Russischen ins Deut- 
‚che übersetzt, geschrieben ist er in französischer Sprache. 
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Das ist alles! Dies genügt aber nicht meinem Kritiker. 
Er will unbedingt meine Skizze über die Entstehung des Kapitalis- 
mus in Westeuropa in eine geschichtsphilosophische Theorie 
des allgemeinen Entwicklungsganges verwandeln, in eine Theorie, 
der sich in fataler Weise alle Völker unterordnen müssen, 
wie verschieden die historischen Verhältnisse auch sein 
mögen, unter welchen sie leben, um letzten Endes zu einer 
Wirtschaftsordnung zu gelangen, welche die größte Freiheit in 
der Entfaltung der Produktivität der gesellschaftlichen Arbeit 
und die allseitige Entwicklung des Menschen sichert. Ich bitte 
um Entschuldigung! Dies hieße mir viel Ehre und zugleich aber 
auch viel Unehre machen. Nehmen wir ein Beispiel. An verschie- 
denen Stellen des Kapitals habe ich Andeutungen über das 
Schicksal der Plebejer des alten Roms gemacht. Ursprünglich 
waren es freie ihren Grund und Boden für sich bebauenden 
Bauern. Im Laufe der römischen Geschichte wurden sie expro- 


priiert. .... Und so traten denn eines schönen Morgens 
einerseits nichts als ihre Arbeitskraft besitzende Menschen 
auf, andererseits — zur Exploitation dieser Arbeit — die Be- 


sitzer aller erworbenen Reichtümer. Was ist geschehen ? Rö- 
mische Proletarier sind nicht zu Lohnarbeitern ge 
worden, sondern zum müßiggängigen »Mob«, ... und damit 
zugleich hat sich nicht die kapitalistische, son- 
dern die Sklaven wirtschaft entwickelt. Somit führen 
erstaunlich analoge Erscheinungen in einem histo- 
risch verschiedenen Milieu zu völlig verschie- 
denen Ergebnissen. Indem wir eine jede dieser Entwicklungen 
im einzelnen erforschen, und sie dann vergleichen, 
kann man leicht den Schlüssel zu diesen Erscheinungen finden, 
nie kann man aber zu ihrem Verständnis kommen, wenn man 
in der Hand den »passe partout« einer historisch-philosophischen 
Theorie hat, deren Verdienst darin besteht »supra historique« 
zu sein«. 
So sehen wir auch hier, daß die Uebergänge von einer Wirt- 
schaftsordnung in die andere durchaus nicht »naturgesetzlich« 5°) 
sind. Die Trennung des Arbeiters von den Produktions- 


59) Daß auch »bürgerliche« Wirtschaftshistoriker in den Fehler verfallen, 
die beobachtete Aufcinanderfolge von Wirtschaftsstufen als Gesetz zu betrach- 
ten, ließe sich in schr vielen Fällen nachweissn. Nur ein Beispiel sei herausgegnif- 
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mitteln hat unter verschiedenen historischen Verhältnisseit ver- 


schiedene Folgen, d. h. die idcaltypisch geformte Ursache zieht 
notwendigerweise eine Pluralität der Wirkungen nach sich. Natür- 
lich würden wir auch hier einen Kausalzusammenhang aufstellen 
können, bei dem diese Pluralität ausgeschlossen wäre, z. B. die 
Wirkung verallgemeinern, nur würden wir dann die Einzel- 
epoche eben nicht erforschen können, nicht das erkennen, »was 
ihre Entwicklung ausmacht, den Unterschied von dem Allge- 
meinen und Gemeinsamen«. Wir würden nichts darüber er- 
fahren, warum, um bei dem Marxschen Beispiele zu bleiben, 
in Rom sich keine kapitalistische, sondern eine Sklavenwirt- 
schaft trotz Trennung der Produktionsmittel von ıhren ursprüng- 
lichen Besitzern entwickelt hat. Die Aufstellung idealtypischer 
Entwicklungsreihen stellt nicht den Abschluß der historischen 
Forschung dar, sie steht vielmehr an der Schwelle derselben. {Ihr 
Zweck besteht darin, die Forschung zu leiten, sie liefert den 
»Schlüssel« für die positive Forschung, indem sie die kausale 
Zurechnung der Erscheinungsreihen erleichtert. Daher wäre 
es auch durchaus irrig anzunehmen, nach dem historischen 
Materialismus sei die kapitalistische Wirtschaftsordnung die 
notwendige Voraussetzung des Sozialismus, unter Umständen 
kann sich dieser Uebergang ganz anders vollziehen, und Rußland 
wäre z. B. nach Marx in der glücklichen Lage gewesen diese 
Wirtschaftsstufe zu umgehen, wenn ..... wenn nicht auch in 
dieses Land, infolge bestimmter historischer Verhältnisse der 
Kapitalismus seinen Einzug hielte. Natürlich war das not- 
wendig bedingt durch die vorangegangene Geschichte dieses 
Landes; die Einsicht in diese Notwendigkeit wird aber nur 
durch die historische Forschung gegeben; aus einem Entwick- 


fen. Wittich leitet die den Siedelungen der Germanen zugrunde gelegenen 
sozialen Bedingungen aus der Wirtschaftsstufe des »Halbnomadentums« ab 
und glaubt dabei auf den Satz sich stützen zu können, daß »obald die gleiche 
wirtschaftliche Kulturstufe erreicht ist, sind eben die durch wirtschaftliche 
Umstände wesentlich bedingten Institutionen einander gleich und es kommt 
dann wenig darauf an, ob diese wirtschaftliche Kulturstute unter gleichen oder 
verschiedenartigen natürlichen Voraussetzungen erreicht worden iste Max 
Weber hat die hier vorgenommene irrige Deutung des Wesens wirtschaftlicher 
»Entwicklungsgesetze« in seiner Abhardlung »Der Streit um den Charakter der 
altgermanischen Sozialverfassung in der deutschen Literatur des letzten Jahr- 
zehntese, Conrads Jahrbücher, III. Folge, Bd. 28, 1904, S. 440 tf., in sehr ein- 
dringlicher Weise nachgewiesen. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. ı. 6 
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lungsgesetz läßt sie sich nicht ableiten. Daß Marx trotz theoreti- 
scher Verkennung des idealtypischen Charakters seiner Gesetze, 
was zu seiner Zeit durchaus verständlich war, als Wirtschafts- 
historiker den richtigen Weg gegangen ist, zeigt seine Genialität 
in ihrer ganzen überwältigenden Größe. 

Man muß zwei prinzipiell verschiedene Gedankengebilde 
stets streng auseinanderhalten. Man kann sich die Aufgabe 
stellen mit Hilfe von allgemeinen Gattungsbegriffen Gesetze 
aufzustellen: dann können wir aber nie eine individuell ver- 
laufende (richtiger gesagt unter dem Gesichtspunkte des Einzig- 
artigen betrachtete) Erscheinung erklären, oder man bildet 
:dealtypische Entwicklungsgesetze, dann dürfen wir aber nie 
vergessen, daß wir keine »Naturgesetze« vor uns haben, und 
dürfen uns nicht wundern, wenn nicht alle Völker die 
von uns aufgestellte Entwicklungsfolge durchlaufen, wenn die 
einzelnen Phasen bei den verschiedenen Nationen verschie- 
den sein können und sogar sein müssen, wir dürfen uns nicht 
wundern, wenn dann die Fäden, welche die einzelnen Phasen 
miteinander verbinden, sich aus verschiedenen Ursachen und 
Wirkungen zusammensetzen. 

Es ist vielleicht auffallend, daß wir bis jetzt den Kausalzu- 
sammenhang zwischen der kapitalistischen und sozialistischen 
Wirtschaftsordnung nur nebenbei gestreift haben. Es geschah 
aber dies aus dem einfachen Grunde, weil an der Hand abge- 
schlossener Entwicklungsreihen die logische Struktur der zu 
ihrer kausalen Erklärung notwendigen Begriffe sich leichter 
ableiten läßt. Die auf diese Weise erhaltenen Ergebnisse sind 
aber natürlich von allgemeiner Geltung. 

Die Begriffe Kapitalismus und Sozialismus stellen sich gegen- 
seitig ausschließende Idealtypen ®%) vor, beide verbunden 


60), Verlegt man den Gegensatz in die srealen Verhältnisse«, so schneidet man 
sich den Weg zur Erklärung des Ueberganges der einen Wirtschaftsordnung in die 
andere einfach ab. (Vgl. unsere Ausführungen auf S. 62/3.) Die »Dialektik« besteht 
nur in den Begriffen, in dem Aufbau der Idealtypen. Die in den realen Verhält- 
nissen unzweifelhaft vorhandenen Gegensätze werden zu Erkenntniszwecken der- 
maßen gesteigert, bis wir sich gegenseitig ausschlicßende Begriffe erhalten. Natür- 
lich ist diesc einseitige Hervorhebung einzelner Seiten des sozialen Lebens einfach 
unentbehrlich für die Erforschung desselben; diese Begriffe bilden ein notwendiges 
Produkt der »kulturwissenschaftlichen« Begriffsbildung, wie wir es gesehen haben. 
Nur darf man natürlich Produkte einer Begriffsbildung nicht zu Realitäten hypo- 
stasieren. Geht man von dem »theoretischen Begriffe« des Kapitalismus aus, WO 
die Gegensätze zu einem Kampf sauf Leben und Tode verdichtet werden, so darf 


Die logische Struktur des historischen Materialismus, 83 


durch die Kategorie der objektiven Möglichkeit. Jede konkrete 
Wirtschaftsordnung enthält Reste der vorangegangenen und 
Keime der zukünftigen. Knüpfen wir wieder an dem Begriffe der 
Wirtschaftsordnung als einem variierendem Merkmalskomplexe 
an, so erscheint, wie wir bereits wissen, der Kapitalismus gegen- 
wärtig als der »dichteste Wert«, die übrigen Merkmale befinden 
sich an den beiden Peripherien der Verteilungsreihe. Der Ueber- 
gang des Kapitalismus in den Sozialismus kann nur durch eine 
Umwandlung dieser Verteilung bedingt sein, der Sozialismus muß 
mit der Zeit zum dichtesten Wert werden. Jedenfalls ist der 
Ursachenkomplex (der Kapitalismus) und der Wirkungskomplex 
(der Sozialismus) keineswegs in genau entsprechender Weise 
zusammengesetzt und wir erhalten eine Pluralität der Ursache, 
ebenso wie der Wirkung, d. h. der Sozialismus kann z, B. aus 
einer nicht kapitalistischen Wirtschaftsordnung hervorgehen, 
eine Möglichkeit, die Marx in seinem Briefe erörtert, oder der 
Kapitalismus braucht nicht notwendig in den Sozialismus 
überzugehen. Kurz aus den Marxschen Entwicklungsgesetzen 
ergibt sich nicht mit Notwendigkeit der Eintritt der sozialisti- 
schen Wirtschaftsordnung. Es handelt sich hier vielmehr um 
eine Möglichkeit, die im besten Falle die größte Wahrschein- 
lichkeit für sich hat, aber nichts mehr! Ebenso wie in Rom 
trotz der Trennung der Produktionsmittel von ihren Besitzern 
sich nicht die kapitalistische Wirtschaftsordnung entwickelt, 
so können wir auch die verschiedenen Folgen der kapitalistischen 
Entwicklung nicht mit absoluter Gewißheit voraussagen, selbst 
wenn unsere Erkenntnis fortgeschrittener wäre, als heutzutage. 
Gew.ß können wir auch hier die Wirkungspluralität ausschalten; 
wir können auch hier ein Entwicklungsgesetz im e. S. aufstellen, 
doch würde darin erst recht nicht die Notwendigkeit des Ueber- 
ganges einer konkreten kapitalistischen Wirtschaft in die soziali- 
stische enthalten sein. Nicht im geringsten liegt dies aber an der 
besonderen Kompliziertheit unseres Objektes, sondern einzig und 
allein an unserer Betrachtungsweise. An dem Beispiele mit dem 


man nicht vergessen, daß dieser Begriff nur zum Zwecke der sozialwissen- 
schaftlichen Erkenntnis gebildet ist. Keineswegs aber widerspricht 
dem, adal auch die kapitalistische Gesellschaft wie jede andere ein einheitlicher 
Organismus ist, in dem jede Schädigung eines Teiles nicht ohne manche unan- 
senehme Rückwirkung auf die anderen Teile bleibt, ‚und somit eine Interessen- 
gemeinschaft der verschiedenen Klassen‘ bis zu einem gewissen Grade unleugbar 
‚erhanden« ist (Kautsky, Agrarfrage, S. 309). 
6* 
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Frankfurter Friedensvertrag tritt nur deshalb die Selbständigkeit 
unserer Denkfunktion in der Bestimmung des Einzigartigen, 
resp. des Wiederkehrenden so klar zutage, weil die Sinn- 
losigkeit einer wertfreien Betrachtung historischer Er- 
eignisse hier einfach handgreiflich ist. Es ließe sich natürlich 
der Satz an einem beliebig anderen, noch so komplizierten Fall 
ebenso nachweisen. Daß ihre Geschichte »die Menschen selbst 
machen« bedingt es keineswegs, daß wir in der Geschichtswissen- 
schaft keine Gesetze aufstellen, sonst wäre doch jedenfalls in 
den Naturwissenschaften jede Wirkungspluralität gänzlich aus- 
geschlossen. Schon Poincarés Ausführungen haben gezeigt, 
wie irrig diese Annahme ist, doch wollen wir dies noch an einem 
sehr interessanten Falle der Pluralität der Wirkung, der in der 
Mineralogie unter den Namen des Di-, resp. Heteromorphismus 
bekannt ist, näher zeigen. Man versteht unter dieser Erschei- 
nung die Fähigkeit chemisch gleichzusammengesctzter Körper 
in verschiedenartigen Kristallen mit verschiedenen geometri- 
schen, physikalischen (und auch) chemischen Eigenschaften zu 
kristallisieren. So kristallisiert z. B. der Kohlenstoff regulär als 
Diamant, hexagonal als Graphit, der kohlensaure Kalk rhombo- 
edrisch als Ralkspat, rhombisch als Arragonit. Es müssen stets 
gewisse »Nebenumstände« noch »hinzutreten«, die übrigens nicht 
bei allen Heteromorphien aufgeklärt sind, damit die Substanz in 
der oder jener Weise kristallisiere ®). Nun liegt es natürlich nicht 
an der größeren Eigenart des kohlensauren Kalkes, daß wir eine 
Doppelwirkung erhalten (also kein Naturgesetz), sondern an un- 
serer Begriffsbildung. Es ist für den Mineralogen von B edeu- 
tung den Arragonit von dem Kalkspat zu unterscheiden; da 
er aber die Ursache ihrer Entstehung nicht genügend spezialisiert, 
hat bei ihm eine Ursache zwei Wirkungen. Wollten wir aber sie 
zu einem Begriff verallgemeinern, sie als Eintritt einer geome- 





si) Recht merkwürdig ist, sagt Ferd. Zirkel (in seinem bekannten Lehr- 
buche »%lemente der Mineralogice, 15. Aufl., Leipzig 1907, S. 307), daß sich die 
Heteromorphien einer und derselben Substanz bisweilen unter anschei- 
nend ganz übereinstimmenden Verhältnissen nebeneinan- 
der ausgebildet habene ... Hin und wieder sind sie sucbeneinander in d e m- 
selben Quarzkristall eingeschlossene (gesperrt von uns). Mehrere Beispiele 
für die in den Naturwissenschaften durch die Pluralität der Ursache bedingten 
»Störungene in der Kausalerklärung findet man in dem lesenswerten, aber er- 
kenntnistheoretisch nicht einwandfreien Aufsatz von N. Ph. Tendelo: 
»Bestimmung von Ursachen und Bedingungene, »Die Naturwissenschaitene, 
1913, Heft 7. 
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trische Gestalt annehmenden Körpers auffassen, so wäre jede 
Doppelwirkung vermieden, und wir erhielten folgendes »Gesetz«: 
Kohlensaurer Kalk schlägt sich in Form von Kristallen nieder. 
Der Mineraloge will aber mit Rücksicht auf eine möglichst 
feines Einteilung der Minerale gerichtete Forschung diese Verall- 
gemeinerung nicht vornehmen. 

Unsere Ergebnisse können wir in wenigen Worten zusam- 
menfassen: die Begriffe des historischen Materialismus stellen 
Idealtvpen dar; die von ihm aufgestellten Kausalzusammen- 
hänge werden daher durch die Kategorie der objektiven Mög- 
lichkeit charakterisiert. 


IV. 

Es drängt sich nun die Frage auf, wodurch sich die Ideal- 
typen des historischen Materialismus von verwandten Gedanken- 
gebilden unterscheiden und welche Bedeutung kommt dem 
monistischen Charakter der ersteren zu. 

Mit Absicht sind diese beiden Fragen nicht früher gestellt 
worden, weil sie durch eine logische Analyse nicht gelöst werden 
können, wohl kann aber diese den Weg zu einer Lösung ebnen. 

Zunächst läßt sich durchaus nicht ın Abrede stellen, daß 
auch andere Faktoren des sozialen Lebens zu ähnlichen Ge- 
dankengebilden verarbeitet werden können, wie die Begriffe 
des Geschichtsmaterialismus; das beweisen die einzelnen sozio- 
logischen Theorien, die bald psychologische, bald rassenbiolo- 
gische, bald religiöse oder sonst einen Faktor des sozialen Lebens 
als Grundlage für den Aufbau von soziologischen Gesetzen 
verwenden. Der historische Materialismus unterscheidet sich 
aber in einer Beziehung sehr wesentlich von den übrigen 
soziologischen Theorien, wiewohl er seine logische Struktur 
mit ihnen teilt. Sein Inhalt verleiht den von ihm erfaß- 
ten Kausalzusammenhängen eine besondere Bedeutung, durch 
in wird die Kategorie der objektiven Möglichkeit näher an die 
Wahrscheinlichkeitsrechnung herangerückt: das Kausalband 
wird eindeutiger charakterisiert, wenn auch nicht zahlenmäßig 
erfaßt, wie beim Würfelspiel. Die wirtschaftlichen Faktoren 
geben eine Grenze an, die nicht überschritten werden kann: 
le grenzen die Zahl der möglichen Wirkungen negativ ab. Ent- 

wickelt sich z. B. einmal die kapitalistische Wirtschaftsordnung, 
:o bedeutet dies den Untergang der Zunftverfassung, wie umge- 
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kehrt der Kapitalismus sich nicht in eine Zunftorganisation 
einschließen läßt. Dieser Umstand spielt zwar nur eine nega- 
tive Rolle, er erklärt nichts (bedeutet doch die Anwendung 
der Kategorie der objektiven Möglichkeit letzten Endes nur eine 
Aufforderung und Anleitung zur kausalen Zurechnung der 
einzelnen Erscheinungen), er bringt aber Einheitlichkeit in die 
Erforschung der kausalen Beziehungen. Diese Erweiterung 
und Eigentümlichkeit des Geltungsbereiches der »wirtschaftlichen 
Bedingtheit«, erk’ärt sich aber aus der Rolle der Wirtschaft im 
sozialen Leben. Die Wirtschaft ist ein viel umfassenderer und 
tiefer eingreifender Faktor im sozialen Leben, als sonst ein Fak- 
tor und ihre »Geltungssphäre« erfährt noch eine wesentliche 
Erweiterung, wenn man sie als die auf die sachliche Bedingungen 
des menschlichen Lebens gerichtete Tätigkeit auffaßt, wie wir 
es im ersten Kapitel mit Rücksicht auf die hier erst gezogene 
Konsequenz getan haben. So aufgefaßt, bildet die Wirtschaft, 
das ergibt sich ja aus ihrer Definition, die sachliche Grund- 
lage des menschlichen Lebens, aber auch jeder menschlichen 
Tätigkeit überhaupt 2), mit a. W. es gibt keine Tätigkeit, die 
von ihr unabhängig wäre. Wie die Kausalien im einzelnen 
liegen, läßt sich a priori nicht einsehen; das kann nur die positive 
Forschung ergeben, nur steht die Anwesenheit des wirtschaftlichen 
Faktors stets fest, wenn auch die Bedeutung desselben mit der 
Steigerung der Einzigartigkeit einer Kulturerscheinung natur- 
gemäß immer mehr und mehr abnimmt. Auch das liegt nur an 
der Art der Begriffsbildung. Die wirtschaftlichen Faktoren bleiben 
zu allgemein, als daß sie Schritt halten könnten mit der Indivi- 
dualisierung der Wirkung: die Pluralität der letzteren kann s0 
weit gehen, daß die wirtschaftlichen Faktoren als nicht in genü- 
gendem Maße relevant ausgeschieden werden können. Da die 
Wissenschaft kein Abbild der »Wirklichkeit«, sondern nur eine 
Umformung derselben ist, so kann sie auch nicht die Unend- 








62) Diese Seite des Problems hat besonders eingehend Tuzan-Baranowsky 
behandelt, a. a. O., S. 76 ff. Er führt drei Hauptargumente zugunsten des hi- 
storischen Materialismus an (S. 101): 

I1. »Die Unentbehrlichkeit der wirtschaftlichen Arbeit zur Herstellung der 
sachlichen Grundlage aller ‘anderen Tätigkeit; 

2. das quantitative Uebergewicht der wirtschaftlichen Arbeit im ganzen der 
sozialen Tätigkeit; 

3. das Vorhandensein im wirtschaftlichen Prozeß eines beharrenden sach- 
lichen Momentes (der Natur), das von der sozialen Entwicklung unabhängig ist 
und diese bestimmt.« 
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lichkeit der ursächlichen Momente berücksichtigen, sondern 
muß eine Auslese unter den letzteren unter dem Gesichtspunkte 
der Bedeutung für die kausale Erklärung einer Kulturerschei- 
nung vornehmen. 

War die erste Frage ohne Eingehen auf den Inhalt des 
historischen Materialismus nicht zu beantworten, so erweist 
sich die Beantwortung der zweiten, der nach dem Wesen des 
Monismus unserer Theorie als eine direkte Konsequenz aus der 
vorangegangenen logischen Analyse. 

Wir haben bereits gesehen, daß der historische Materialis- 
mus unter zweifachem Gesichtspunkte betrachtet werden kann; 
entweder fassen wir es als seine Aufgabe auf, die Erscheinungen 
des historischen Lebens auf wirtschaftliche Faktoren als auf 
letzte Ursachen restlos zurückzuführen oder wir betrachten diese 
Theorie als heuristisches Mittel der Forschung. Ein Monismus 
im ersteren Sinne erweist sich als unhaltbar und führt zu meta- 
physischen Annahmen. Es bleibt somit nur noch der Begriff 
eines methodologischen Monismus übrig. Es kann zweckmäßig 
erscheinen die Kulturerscheinungen unter einem bestimmten 
Gesichtspunkt zu betrachten, um die kausale Erforschung der- 
sclben »ökonomischer« zu gestalten und entscheidend für die 
Wahl dieses Gesichtspunktes kann neben der theoretischen 
Untersuchung der Bedeutung des gewählten Faktors im sozialen 
Leben, nur die durch die positive Forschung erwiesene Frucht- 
barkeit desselben sein. Und ein solcher methodologischer Monis- 
mus läßt sich in bezug auf den historischen Materialismus durch- 
aus aufrecht erhalten. Doch muß auch hier noch eine wesent- 
liche Beschränkung gemacht werden, um Mißverständnissen 
vorzubeugen. Es läge anscheinend nahe, den Monismus des 
historischen Materialismus mit dem des Atomismus zu vergleichen 
und als verwandt hinzustellen. Dies erscheint aber neben den 
ganz verschiedenen Zielen, die beide Theorien verfolgen noch 
aus einem anderen prinzipiellen Grunde völlig verfehlt: während 
der Atomismus rein methodologisch als letzte Idealkonstruktion 
einer ausschließlich in quantitative Beziehungen aufgehenden 
Wissenschaft sich nachweisen läßt, ist die Bedeutung des histori- 
schen Materialismus nur aus seinem Inhalte, nicht logisch ab- 
leitbar, r 
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Landwirtschaft — Landindustrie — Aktien- 
gesellschaft 1). 


Eine Untersuchung über die Zukunft des landwirtschaftlichen 
Großbetriebs. 


Von 


R. LEONHARD. 
I. 


Eine wichtige und wesentliche Einschränkung ist dieser 
Untersuchung vorauszuschicken. Es handelt sich bei der land- 
wirtschaftlichen Betriebsfrage, die im Folgenden besprochen 
werden soll, nur um ein Teilproblem, nämlich um das des 
GroßBbeėtriebs. Es wird also für Deutschland im wesentlichen 
lokal begrenzt durch das Gebiet des deutschen Ostens jen- 
seits der Elbe, den eigentlichen Sitz des großbetrieblichen 
Großgrundbesitzes. Hier hat ja die Agrarkrise ihren Hauptsitz, 
die sich neuerlich mehr und mehr zu der Frage zuspitzt: Ist der 
Großgrundbesitz, als Großbetrieb verwaltet, heute noch lebens- 
fähig und ökonomisch möglich ? 

Vor allem sind es zwei Ursachen, die zu der heutigen Krise 
geführt haben, die eine mehr historischer, die andere mehr ökono- 
mischer Natur. Zunächst nämlich laboriert der Großgrundbesitz 
im deutschen Osten an den Konsequenzen der unvollständig durch- 
geführten Bauernbefreiung. Die ostelbischen Rittergüter sind 
heute noch zu betrachten als die stehengebliebenen Reste der 
früheren Grundherrschaft, also als isolierte Zentren lokalpolı- 


1) Die vorstehende Untersuchung gibt in wenig veränderter Form den 
Inhalt eines Vortrags wieder, der im Winter 1913 in der Münchener Volkswirt- 
schaftlichen Gesellschaft gehalten wurde, weshalb ich in der Hauptsache bei 
Quellenangaben Beschränkung geübt habe. Eine eingehendere Ausarbeitung bleibt 


späterer Zeit vorbehalten. 
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tischer Machtentfaltung und Ueberbleibsel einer feudalen Gesell- 
schaftsordnung in einem völlig veränderten Milieu. Das zeigt 
sich ja auch darin, daß die preußische Ansiedlungskommission 
bei Aufteilung und Besiedelung von Rittergütern sogenannte 
Restgüter mit dem darauf liegenden Wahlrecht für den Kreistag 
stehen läßt. Diese Rittergutsverfassung mit ihren autonomen 
Gutsbezirken und der überwiegenden Vertretung im Landkreis, 
dem Organ der ländlichen Selbstverwaltung, hat die Stein- 
Hardenbergsche Periode überdauert. Sie sichert den Inhabern 
der Rıttergüter nicht nur das ökonomische, sondern auch das 
politische Uebergewicht über die Nachbarschaft. Die an- 
süssige Bevölkerung der Gutsbezirke sieht in deren Inhabern 
nicht nur ihre Arbeitgeber, sondern zugleich auch ihre nächsten 
politischen Vorgesetzten ?). So war es auch im deutschen Westen 
vor der Bauernbefreiung gewesen, wo z. B. in Bayern der 
Hofmarchsherr alle Funktionen der Regierung in seiner Person 
vereinigte, in Schwaben der Reichsritter sogar auf seiner Grund- 
herrschaft souverän und nur dem Kaiser untertan war. Die- 
ses System der Grundherrschaft, das ja z. B. in Mecklen- 
burg heute noch in voller rechtlicher Blüte steht, ist aber 
hoffnungslos durchlöchert durch das Prinzip der Freizügigkeit, 
das man der neuen Zeit konzedieren mußte und nicht mehr 
rückgängig machen kann. Auch vor der Bauernbefreiurg kam 
es öfters vor, daß der Gutsuntertan seiner Unfreiheit durch 
Flucht sich zu entziehen suchte. Es geschah dies aber wider- 
rechtlich; Nachbarn und Landcsregierurg waren verpflichtet, 
den entwichenen Leibeigenen zurückzuliefern. Jetzt, nachdem die 
Schollenpflichtigkeit weggefallen ist und gleichzeitig in den Städ- 
ten Zentren mit großem Arbeitsbedarf entstanden sind, fällt es 
dem Bewohner der Rittergüter viel leichter, dem auf ihm lastenden 
Druck, der ihm jedes soziale Aufsteigen unmöglich macht, durch 
Abwanderung auszuweichen. Der Rittergutsbesitzer wird also 
immer mehr ein Herrscher ohne Untertan; Arbeitermangel jist 
die erste und drirglichste Sorge der ostelbischen Großbetriebe 
und macht ihre Umgestaltung immer notwendiger. 

Der zweite, ökonomische Grund liegt darin, daß jene Groß- 
betriebe wenigstens zum größten Teil auf Getreidebau angewie- 
en sind. Gerade dieser aber wird am meisten durch die Kon- 


?; Denjenigen, die der Kreisverwaltung politisch verdächtig erscheinen, 
wird das Ehrenamt des Gutsvorstehers nicht zugestanden oder entzogen. 
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kurrenz des überseeischen Imports bedroht und hat den Schutz 
durch Getreidezölle notwendig gemacht, welche die Krise nur 
hinausgeschoben und neue Uebel, wie z. B. die Ueberwertung 
des Bodens, erzeugt haben. 

Das alles sind Uebelstände, die weit mehr dem Großbetrieb 
als dem Kleinbetrieb innewohnen, denn die Kleinbetriebe haben 
ihren wirtschaftlichen Schwerpunkt nicht so ausschließlich im 
Getreideverkauf, werden also von Preis- und Absatzkrisen we- 
niger stark getroffen. Ferner erledigen sie die nötige Arbeit 
giößtenteils selbst durch die eigene Familie, sind also auch von 
der Leutenot nicht in gleicher Weise tangiert. Die Agiarkrisis 
ist also recht eigentlich eine solche des großbetrieblichen Groß- 
grundbesitzes und in abgeschwächtem Maße auch eine solche 
spezifisch großbäuerlicher Gegenden. Demgemäß richten sich 
auch alle Heilungsversuche in erster Linie auf den Großbetrieb. 

Zwei Wege sind da möglich. | 

I. Auflösung der Großbetriebe unter Verwandlung in die 
zeitgemäßeren und rentableren Kleinbetriebe. 

2. Umgestaltung der Großbetriebe unter Anpassung an die 
g genwärtigen Umstände. 

Was den ersteren Weg anlangt, so stehen wir sozusagen im 
Zeichen der inneren Kolonisation. Von ihr erhoffte man ursprüng- 
lich eine Wiederauffüllung der menschenleeren, übermäßig ausge- 
dehnten Gutsbezirke des Ostens, die durch Bauernlegen und Ein- 
ziehung der nicht regulierungsfähigen Stellen bei der Bauernbe- 
freiung entstanden waren. Es hat sich aber herausgestellt, daß 
mit der bloßen Vergebung von kleinen Ackerparzellen auf den 
Außenschlägen der Rittergüter, so daß die dort angesiedelten 
Arbeiter auf ergänzende Arbeit auf den Gutshöfen angewiesen 
sind, nichts zu machen ist. Die Landarbeiter lassen sich nicht 
mehr auf diesem Wege die einzige Möglichkeit zur Verbesserung 
ihrer Lage, die sie besitzen, die Freizügigkeit, entziehen. Aus- 
sicht auf Erfolg hat vielmehr nur die Ansiedlung auf Bauern- 
gütern, die groß genug sind, um dem Kolonisten seine volle 
Nahrung zu sichern, sci es, daß er das Gut als voller Eigentümer, 
sei es als Rentenbauer des Staats bewirtschaftet. Dieser in- 
neren Kolonisation gehört zweifellos die Zukunft, und unter Mit- 
wirkung der Ansiedlungskommission einerseits, die aus politisch- 
nationalen Gründen vorwiegend die polnischen Güter an deut- 
sche Siedler parzelliert, der polnischen Agrarbanken andrerseits, 
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wird wohl in den nächsten 50 Jahren der größere Teil des ostelbi- 
schen Großgrundbesitzes aufgeteilt und in Bauerngüter verwan- 
delt werden. Ebenso zweifellos ist es aber, daß, wie ich mich soeben 
ausdrückte, eben nur der größere Teil der Großbetriebe aufge- 
teilt werden, ein starker Rest sich aber halten wird. 

Erstens nämlich halte ich es für ausgeschlossen, daß auch die 
günstigsten Ansiedlungsbedingungen eine derartige Völkerwan- 
derung aus dem bäuerlichen Westen zur Folge haben könnten, 
daß dadurch sämtliche Gutsbezirke des deutschen Ostens besie- 
dt würden. Wer das annimmt, überschätzt unter dem Eindruck 
d:s »sichtbaren Vorrats«e der Landsuchenden die Stärke der 
Nachfrage. Dann aber ist es ja auch noch nie in der Agrar- 
g.schichte dagewesen, daß eine Betriebsform alle anderen voll- 
kommen verdrängt hat; wohl hat immer eine Unternehmungs- 
und Betriebsform die anderen quantitativ so überragt, daß man 
die ganze Wirtschaftsperiode nach ihr benannte, immer aber 
haben sich gleichzeitig Reste und Enklaven anderer Betriebs- 
formen erhalten und die betreffende Periode überdauert. Dies 
schon deshalb, weil auf dem Lande, wo alles sich langsamer um- 
setzt, Umwälzungen und Entwicklungen nicht so rasch sich in 
ihren Folgen geltend machen wie in der Stadt, und weil lokale 
Eigentümlichkeiten sich mit besonderer Zähigkeit halten. So 
haben sich z. B. die englischen Einhegungen, die vom freien 
bäuerlichen zum Großgrundbesitz führten, in verschiedenen Pe- 
rioden mit großen Unterbrechungen über Jahrhunderte erstreckt, 
und dennoch haben sie stellenweise, wenn auch nur sporadisch, 
alten bäuerlichen Besitz übriggelassen. 

Man wird also auch mit ziemlicher Sicherheit behaupten kön- 
nen, daß trotz der Entwicklung zum überwiegenden Kleinbetricb 
ein Teil des Großgrundbesitzes in großbetrieblicher Form erhalten 
bleiben wird, besonders solcher, der sich seiner ganzen Beschaffen- 
heit nach zur Aufteilung weniger eignet. 

Ein gänzliches Verschwinden des Großbetriebes wäre zwei- 
fellos auch volkswirtschaftlich unerwünscht. Ohne hier die viel- 
umstrittene Kontroverse über die Vorzüge des Groß- und Klein- 
b-triebes irgendwie aufrollen zu wollen, ist doch anzuerkennen, 
dab hinsichtlich gewisser Produktionen dem Großbetrieb zweifel- 
los eine Ueberlegenheit innewohnt, und daß die wirtschaftli- 
chen Gründe, die für Großbetrieb sprechen, sich eventuell spä- 
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ter wieder einstellen könnten, wenn auch momentan die Kon- 
junktur gegen ihn gerichtet ist. 

So weit nun also der Großbetrieb erhalten bleiben wird, 
schon weil der vordringerde Kleinbetrieb ihn nicht gänzlich auf- 
saugen kann, bleiben ihm zwei Wege, auf denen er sich den be- 
stehenden Verhältnissen anpassen kann. 

I. Die Extensivierung, wobei man zunächst durch geringere 
Ausnützung des Bodens wirtschaftliche Nachteile in Kauf nehmen 
und viel vom Bodenwert abziehen muß; nach einem solchen 
unvermeidlichen Opfer kann sich aber der Betrieb sehr wohl wieder 
durch den Wegfall unrentabler Aufwendungen lohnend gestalten. 
Unter diese Rubrik fallen namentlich Sandböden letzter Qualität, 
die nur bei ganz hohen Getreidepreisen noch den Anbau von 
Roggen lohnen, die aber, wenn derselbe nicht mehr möglich ist, 
aufgeforstet werden müssen; ferner Gegenden mit schlechten 
Absatzverhältnissen, deren Böden noch am besten durch Vieh- 
haltung im großen, speziell Aufzucht von Jung- und Zuchtvieh, 
besonders Pferden, ausgenützt werden können. Die Unkosten 
pro Fläche werden durch eine so extensive Nutzung auf ein Mi- 
nimum eirgeschränkt und so am teuersten Produktionsmittel, 
der menschlichen Arbeit, gespart. 

2. Der andere Weg ist, den hohen Löhnen zum Trotz, der 
Weg zur Intensivierung, die Steigerung der Erträge von der 
Fläche, ein Weg, der trotz erhöhter Aufwendungen bis zu einer 
gewissen Grenze eine Ersparnis an Produktionskosten in sich 
schließt, solange nämlich die Ertragssteigerung die Aufwands- 
steigerung so weit übertrifft, daß auf die Einheit der Produktion 
gerechnet, die Gestehungskosten sich vermindern. Zwar hindert 
das fatale Naturgesetz vom fallenden Bodenertrag eine Steigerung 
der Aufwendurgen in infinitum, aber doch zufolge neueren Kon- 
zessionen mit so wesentlichen Einschränkungen, daß die Ein- 
wirkungen des arg durchlöcherten Gesetzes für unsere Verhält- 
nisse noch lange nicht gekommen zu sein brauchen. 

Dagegen wird eine viel wirksamere und schr konkrete Grenze 
für erhöhte Kapitalaufwendung auf den Boden unserer Groß- 
betriebe gesetzt durch den Mangel an Betriebskredit, an welchem 
die Großbetriebe wie an einem zeitlosen, immanenten Uebel, 
durchweg kranken. 

Durch diesen Mangel, auf den wir noch zu sprechen kommen, 
wird dem Großbetrieb auch noch eine andere schr wirksame Art 
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dır Intensivierung erschwert, nämlich die der Veredlung der 
Rohprodukte, der industriellen Weiterverarbeitung der Roh- 
erträge zu genußreifen, hochwertigen Qualitätsprodukten, die 
infolge des größeren an Ort und Stelle in sie hineingearbeiteten 
Wertes und des geringeren Volumens einen weiteren Markt 
haben. Indem der Radius für ihren Absatz vom Produktions- 
ort aus größer wird, bringen sie den letzteren gewissermaßen 
näher an den Markt heran. 

Diese industrielle Weiterverarbeitung der Rohprodukte 
und überhaupt die Durchtränkung des ganzen Landwirtschafts- 
betriebes mit industriellen Elementen wäre nun zwar in der Tat 
der Weg, um aus der heutigen Misere herauszukommen, kann aber 
unter den heutigen Verhältnissen von den ostelbischen Guts- 
wirtschaften nur schwer betreten werden. Denn er hat zur Voraus- 
setzung die vollständige Umänderung der Wirtschaft, ihre Durch- 
setzung mit kapitalistischen Elementen und kaufmännischem 
Geist, und er ist für das einzelne Gut mit seinem durchschnitt- 
lichen Umfang von 1500—2000 Tagwerk kaum durchführbar. 
Einen schwachen Anfang hat man bisher nur in der Weiterver- 
arbeitung der Kartoffel zu Alkohol und Stärke gemacht, aber 
schon die Weiterverarbeiturg der Rübe zum Zucker, die anfangs 
in kleinen mit den Gütern organisch verbundenen Fabriken vor 
sich ging, hat sich von der Landwirtschaft losgelöst und ver- 
selbständigt. Nur in seltenen Fällen aber denkt man daran, die 
Landwirtschaft durch Nebenbetriebe, die nur mittelbar mit der 
landwirtschaftlichen Rohproduktion zusammenhängen, zu be- 
leben. Wo Flachs gebaut wird, könnte man dessen Weiterver- 
arbeitung in sogenannten Flachsrösten übernehmen, die Kartof- 
feln durch die jetzt technisch schr ausgebildete Kartoffeltrock- 
nung haltbarer und transportabler machen, wo entsprechender 
Lelimboden vorhanden ist, ihn in Ziegeleien ausnutzen, die viel- 
fach im Osten sehr flach und bequem zutage liegenden Braun- 
kohlen zu Heizungszwecken verwenden, den vorkommenden Torf 
nicht nur als Brennstoff benützen, sondern auch der Ammoniak- 
erzeugung dienstbar machen, bei Waldvorkommen von der 
bloßen Holzgewinnung zur industriellen Weiterverarbeitung in 
einfachen Formen oder zur Gewinnung von Zellulose übergehen: 
ferner bei Viehzucht, Obst- und Gemüsebau im großen die Kon- 
servierung und Versendung fertiger Produkte betreiben. 

Indessen wird bereits von einer anderen Seite her der In- 
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dustrialisierung der Ostmark das Wort geredet. Zu verschie- 
denen Malen ist von der Regierung auf die Notwendigkeit der 
Schaffung einer Industrie hingewiesen worden, um den großen 
Gütern besseren Absatz zu sichern, und da und dort haben ver- 
einzelte private Geldgeber, aber auch die preußische Seehand- 
lurg, es versucht, gewerbliche Betriebe ins Leben zu rufen. In- 
dessen sind diese vereinzelten Anläufe am Kapitalmangel bald 
wieder zugrunde gegangen, vor allen Dingen aber an dem mangeln- 
den Absatz, da die Grenze des natürlichen Hinterlandes, Polen, 
durch Zölle gesperrt ist. Die ostelbische Landwirtschaft hat allen 
diesen Bemühungen, die von außen her kamen, in bewußter Weise 
entgegergearbeitet, aus Furcht, die künstliche Schaffurg einer 
von der Landwirtschaft losgelösten Industrie in kleinen Orten 
werde, statt ihren Absatz zu verbessern, ihren Arbeitermangel 
noch verschärfen, und diese Befürchtung war vom Standpunkt 
des Großgrundbesitzers aus auch begreiflich. Denn es handelte 
sich bei diesen Versuchen einer Industrialisierurg des Ostens 
nicht um Schaffurg mehr oder weniger mit der Landwirtschaft 
verbundener Gewerbe, sondern um solche eingesprengter, selb- 
ständiger Enklaven, die allerdings zum Zentrum eines gewissen 
Konsums, aber auch zu Anziehungspunkten für die geringe noch 
seßhafte Landarbeiterschaft geworden wären. Kürzlich hat auch 
Mollwo in einem Vortrag über die Industrialisierung des Ostens 
den Nachweis zu erbringen versucht, daß das Unternehmen unter 
den gegenwärtigen Verhältnissen schwierig und ökonomisch fast 
aussichtslos wäre. 

Welcher Weg führt nun aus diesem Dilemma heraus? Wie 
kann man, um das Problem ganz kurz zu präzisieren, Betriebs- 
kapital in die großbetriebliche ostelbische Landwirtschaft hinein- 
bringen? Wie kann man sie aus der bisherigen Stagnation, in 
der sie sich als grundherrliche Restkörper befindet, zu einer 
rationalisierten, modernen Betriebsweise überführen? Antwort: 
Indem man sie selber industrialisiert, ihren Betrieb wie den 
einer Industrie gestaltet. Dies muß in dreifacher Hinsicht ge- 
schehen, ı. indem die Betriebsleitung nach rein kaufmännisch- 
kapitalistischen Grundsätzen geführt wird, 2. indem man der 
Landwirtschaft möglichst viele weiterverarbeitende Betriebe 
angliedert, 3. indem man den Absatz bis zum Konsum des genuß- 
reifen Produkts in die Hand nimmt. 

Auf die soeben gezeichnete Entwicklungslinie wird der Groß- 
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grundbesitz heute schon gegen seinen Willen immer mehr hin- 
gedrängt durch die wachsende Wichtigkeit, die infolge des 
steigenden Arbeitermangels das Maschinenwesen gewinnt. Be- 
reits. wird das Getreide mit Erntemaschinen geerntet, mit Dampf- 
dreschmaschinen ausgedroschen, die Heuernte mit Heuwendern 
getrocknet, die Kartoffel mit Kartoffelhebern herausgenommen; 
ja selbst im Kuhstall zwingt der wachsende Mangel an Personal 
zu immer neuen Versuchen mit einer verbesserten Melkmaschine. 
Mit der stärkeren Verwendung von Maschinen aber gewinnt der 
landwirtschaftliche Großbetrieb ein ganz anderes Gesicht. 

Nicht mehr in der Beherrschung und Leitung von Menschen, 
sondern in der Anwendung und Ausnützung von Maschinen 
wird der Schwerpunkt der modernen Landwirtschaft liegen. 
Dies keineswegs etwa deshalb, weil man bei Anwendung von 
Maschinen an Arbeitslohn spart. Im Gegenteil, trotz gestiegener 
Löhne ist die Handarbeit im Durchschnitt immer noch billiger 
als die Maschinenarbeit. Aber da die erstere immer teurer und 
unzuverlässiger wird, wird man widerwillig zwar, aber dennoch 
immer mehr zur Anwendung von Maschinen schreiten müssen 3). 

Mit der immer stärkeren Anwendung von Maschinen begibt 
sich aber die heutige Betriebsleitung auf ein Gebiet, auf dem sie 
Ihrer ganzen Vorbildung nach nur unsicher und tastend sich be- 
wegen kann. Diese Feststellung soll durchaus keinen Vorwurf in 
sich schließen. Man hat den ostelbischen Grundbesitzern ja viel- 
fach entgegengehalten, daß sie einige Jahre Dienst als Offiziere für 
eine genügende Vorbildung hielten, um später ihre Güter zu ver- 
walten. So unzulänglich eine lediglich militärische Vorbildung 
auch vom rein fachlichen Standpunkt ist, so resultiert doch aus 
ihr eine gewisse Fähigkeit, mit Menschen und Tieren umzugehen, 
schlagfertig zu disponieren und sich veränderten Umständen 
schnell anzupassen, Fähigkeiten, die für die große Landwirtschaft 
alten Stils durchaus nicht ohne Wert sind. Heute noch liest man, 
wenn ein Administrator oder Inspektor eine Stelle sucht, daB er 
irm in Leutebehandlung sei«. Dies alles aber gilt nur für eine 
Landwirtschaft, die mit vielen Menschen und Tieren arbeitet. 
Die Voraussetzungen sind sofort verschoben, undalle diese Eigen- 
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3 Heißt es doch in einer Enquête der italienischen Landwirtschaftsgesell- 
schaft über die Agrarstreiks in Öberitalien wörtlich: »Zweı Jahre der Streiks 
naben oehr zur Verbreitung der Maschinen beigetragen als zwanzig Jahre tecn- 
scher Propaganda«. 
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schaften sind weniger nützlich, wenn es sich um vorwiegende 
Anwendung von Maschinen hendelt. Dieser Wandlung gegenüber 
befindet sich die heutige Betriebsleitung etwa in der Lage eines 
Droschkenkutschers, der sein Pferd aufgeben und dafür ein Au- 
tomobil dirigieren soll. Daher ja auch die instinktive bisherige 
Abneigung des Großgrundbesitzers gegen das Maschinenwesen, 
das langsame Vordringen desselben ^). 

Das Tempo dieses Vordringens wird sich aber in abseh- 
barer Zeit schneller gestalten, wenn die großen elektrischen 
Ucberlandzentralen, die überall im Bau sind und zu ihrer Aus- 
nützung die stärkere Anschaffung von Maschinen nötig machen, 
ihre Wirksamkeit entfalten werden. Dann wird sich die Unzu- 
länglichkeit der heutigen Betriebsleitung, die einen Stand von 
gelernten Ingenieuren und Monteuren voraussetzen würde, noch 
stärker zeigen. Bereits 1897 hat der Ingenieur Köttgen in Thiels 
landwirtschaftlichen Jahrbüchern die Frage aufgeworfen: »Ist 
die Elektrotechnik nach dem heutigen Stand ihrer Entwicklung 
schon befähigt, mit begründeter Aussicht im Dienst der Land- 
wirtschaft zur Erhöhung des lardwirtschaftlichen Reinertrags 
zu dienen ?« 

Köttgen betont, daß z. B. die elektrischen Pflüge gegen un- 
sachgemäße Behandlung sehr empfindlich seien, daß somit der 
ganze Betrieb unter beständiger Bewachung einer technisch 
gebildeten Persönlichkeit sich vollziehen müsse. Es käme also 
darauf hinaus, daß nicht die Elektrizität in den Dienst der Land- 
wirtschaft treten müßte, sondern umgekehrt die letztere dem 
elektrischen Betrieb würde untergeordnet werden. Köttgen be- 
fürwortet Trennung des ganzen elektrotechnischen Apparats vom 
landwirtschaftlichen Betrieb und Unterstellung dieses Ressorts 
unter eine besondere sachkundige Leitung. »Dies könnte z. B. 
eine Zentrale für einen größeren Bezirk oder einer Person bzw. 
einer Gesellschaft sein, welche eine pflügende Station als Krait- 
quelle besäße und das Pflügen gegen Lohn übernehmen würde.« 

Durch diese Einführung des Mechanismus wird die große 
Landwirtschaft alten Stils also eine Transformation erfahren, 
ähnlich wie das Heerwesen, das aus einer glänzenden Kunst mehr 
und mehr zu einer methodischen Wissenschaft geworden ist. Die 


4) Halten sich doch viele große Güter Getreidemähmaschinen nur deshalb, 
um gegenüber Streikgelüsten der Arbeiter in der Ernte einen gewissen Rückhalt 
zu haben, nicht aber, um sie regelmäßig anzuwenden. 
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Technik wird mit der landläufigen Berufsideologie des großen 
Landwirts, des gentleman-farmers, aufräumen und an seine Stelle 
den Geschäftsmann, den Techniker setzen. 

Das vorläufige Hindernis zu dieser Entwicklung liegt aber 
nicht nur in der historisch begründeten Eigenart der bisherigen 
Betriebsleitung, sondern auch in einer bereits angedeuteten Eigen- 
schaft und Konsequenz des Großgrundbesitzes, die mit ihm un- 
zertrennlich und zu allen Zeiten immanent verbunden gewesen 
zu sein scheint. Das ist der Mangel an Betriebskapital. Von 
den wenigen Ausnahmefällen abgesehen, wo Großgrundbesitzer 
durch die Beteiligung an kapitalistischen Unternehmungen wie 
Fabriken und Bergwerken in der Lage sind, aus diesen gewon- 
nene Betriebsmittel in die Landwirtschaft zu stecken, fehlt es 
durchweg an solchen. Für die ostelbischen Rittergüter liegt der 
Hauptgrund des chronischen Fehlens von Betriebskapital schon 
in ihrer zu großen räumlichen Ausdehnung im Verhältnis zu dem 
Geldbeutel des Erwerbers. Bereits, wenn der Kauflustige ein 
Drittel anzahlt, so ist dies eine so große Summe, daß er in der 
nächsten Zeit von der Hand in den Mund leben muß und ihm 
keine Bar- und Betriebsmittel in der Hand bleiben. 

Nun könnte man meinen, daß gerade für den Kredit des 
Großgrundbesitzes durch die Landschaften und alle möglichen 
Arten von privaten Landbanken genügend gesorgt sei. Aber 
bei diesen Geldgebern handelt es sich immer nur um Grundkredit, 
für den sogar, wie manche meinen, viel zu gut gesorgt ist, weil 
die Leichtigkeit der Hypothekenbeschaffung die Ueberwertung 
und Verschuldung befördert und damit dem Gute und dem land- 
wirtschaftlichen Gewerbe selbst immer neue Lasten aufhalst. 
In der Tat bedeutet die gegenwärtige Art der Grundkreditbe- 
schaffung einen beständigen Aderlaß für die Landwirtschaft als 
Gewerbe. Steigt der Gutswert, so wird der Inhaber das Gut in 
der Regel mit Gewinn verkaufen und mit dem Erlös in die Stadt 
zichen 5). Der Nachfolger muß dem Vorbesitzer den größten Teil 
des Gutswerts, der ja meist als Restkaufgeld auf dem Gut stehen 
bleibt, in die Stadt verzinsen. Bleibt das Gut trotz seiner 
Werterhöhung ausnahmsweise in der gleichen Hand, so wird 

G Schon Rodbertus sagt, daß die wohlhabend gewordenen Gutsbesitzer, 
“ehr Gut mit Nutzen verkauft haben und sich mit dem Gewinn in die Stadt 
zurückziehen, ihm immer wie die Sturmvögel einer kommenden Agrarkrise 
erscheinen, denn die Nachfolger müßten unter oft verschlechterten Umständen 


ene höhere Grundrente herauswirtschaften. 
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der Eigentümer die Wertzunahme regelmäßig durch Aufnahme 
einer neuen Hypothek ausnützen, deren Zinsen ebenfalls das 
Gut belasten, während die Hypothek selbst selten zur Verbesse- 
rung des Gutes, sondern meist zur Auszahlung nicht übernehmen- 
der Söhne und Töchter benützt wird. Bei gebundenem Grund- 


besitz, der nicht verkauft und mit Hypotheken belastet werden 


kann, spielen die gleiche betriebsbelastende Rolle die Witwen- 
gelder und Apanagen, die mit der Zeit ganz bedeutende Summen 
ergeben. In allen diesen Fällen ist also der landwirtschaftliche 
Betrieb die Milchkuh, die höhere Erträge hergeben soll, während 
der Betriebskredit, der allein imstande wäre, diese Erträge zu 
steigern, merkwürdig unentwickelt ist. 

In einer sehr interessanten Studie über den Betriebskredit 
des Großgrundbesitzes konstatiert v. Johnston, daß der War- 
rantkredit und die Lombardierung eingelagerter Waren noch gänz- 
lich unentwickelt und gesetzlich erschwert sei, daß im Wechsel- 
kredit für den Landwirt eine große Gefahr liege, und daß der Kon- 
tokorrentkredit bei Banken nur für diejenigen Landwirte in Frage 
komme, die eine ständige Bankverbindung unterhielten und dort 
ein größeres Konto hätten. Da alle diese Möglichkeiten nicht im- 
mer zuträfen und selten zureichten, so rät er zum Schluß dem 
Großgrundbesitzer nichts anderes an, als sich den etwa in den 
betr. Landkreisen vorhandenen kleinbäuerlichen Genossenschaf- 
ten anzuschließen, bei ihnen einen Unterschlupf zu finden, der 
es ihnen ermöglichen würde, der Vorteile der Assoziation teil- 
haftig zu werden. In dieser Aufforderung liegt geradezu .eine 
Bankerotterklärung des Großgrundbesitzes auf dem Gebiet der 
Betriebskreditbeschaffung. 

Worin liegt nun die Wurzel dieser Schwierigkeit? Darın, 
daß es sich beim Betriebskredit für den einzelnen Großgrund- 
besitzer fast ausschließlich um Personalkredit handelt. Personal- 
kredit kommt aber in unserer versachlichenden und entpersön- 
lichenden Zeit immer mehr ab, man wirkt immer mehr auf reale 
Grundlagen hin, die ja auch die Genossenschaften durch Solidar- 
haft, Genossenschaftsvermögen und ähnliches haben schaffen 
müssen. 

Es fragt sich nun, ob es nicht möglich wäre, für den moder- 
nen landwirtschaftlichen Großbetrieb eine Form zu finden, 
welche das mißtrauische städtische Kapital, das auf der Suche 
nach neuen Anlagemöglichkeiten oft die unsichersten ausländischen 
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Gelegenheiten einheimischen Anlagen vorzieht, in die Kanäle 
der großen Landwirtschaft leiten könnte. Von wesentlichem 
Nutzen wäre es, wenn die Unternehmungsform bereits vorhan- 
denen und bekannten gliche. 

AlseinesolcheFormkämenuninBetracht 
der Betrieb der großen Landwirtschaft in 
Form von Aktiengesellschaften, derart, daß 
mehrere möglichst benachbarte Güter zu einem großen, gemein- 
samen, sich gegenseitig ergänzenden Betrieb vereinigt würden, 
der, nach rein kaufmännischen Grundsätzen geführt, mit weiter- 
verarbeitender Industrie und reichlichem Betriebskapital durch- 
tränkt wäre und eine durchgreifende Kooperation von Boden und 
Kapital bewirken würde. 

Es wäre dies zunächst eine bewußte Steigerung der dem Groß- 
betrieb anhaftenden Vorteile. Soweit der Großbetrieb überhaupt 
noch lebensfähig ist und dem Kleinbetrieb nicht das Feld räumen 
muß, kann seine Zukunft nur in der noch schärferen Betonung 
seiner Eigenart liegen, also in der überlegenen kaufmännischen 
Leitung, der ausgedehnten Anwendung aller technischen und wis- 
senschaftlichen Errungenschaften, der Erzeugung von Qualitäts- 
produkten unter möglichst weitgehender Arbeitsteilung, dem 
leichteren Bezuge und Absatz seiner Bedarfsartikel und Pro- 
dukte und der besseren Geldbeschaffung, Vorteilen, in denen 
Ihm vorläufig die zu Genossenschaften zusammengefaßten Klein- 
betriebe den Rang abgelaufen haben, die aber die Großbetriebe 
durch Zusammenfassung zu noch größeren vereinheitlichten Be- 
trieben sich wieder aneignen könnten. Es ist ja bekannt, daß 
Großbetriebe, weil ihre Besitzer schwer unter einen Hut zu 
bringen sind, zum freien genossenschaftlichen Zusammenschluß 
sch weniger eignen als Kleinbetriebe; eben deshalb wäre nicht 
bloße Kooperation, sondern direkte Fusionierung nötig, um 
auch dem landwirtschaftlichen Großbetriebe die Vorteile des 
Kleinbetriebes zugute kommen zu lassen. 

Nur ein derartiger, mit städtischem Betriebskapital durch- 
trankter Großbetrieb könnte auch in ausgedehntem Maß zur indu- 
striellen Weiterverarbeitung seiner sämtlichen Rohprodukte über- 
ghen; auch alle Rückstände und Abfälle wären im Betrieb selbst 
auszunützen. Die industriellen Werke müßten dann genau so groß 
sein, wie es der Produktionskraft des angeschlossenen Bodens 
entsprache, damit sie nicht auf Zukauf angewiesen wären. Z. B. 
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müßte die Zuckerrübenfabrik so groß angelegt sein, daß sie alle 
Rüben des eigenen Bezirks verarbeiten könnte, bei industrieller 
Holzverwertung müßte die Größe der Fabrik den angeschlossenen 
Wäldern entsprechen usw. Es wäre ferner bei so ausgedehntem 
Grundbesitz nicht undenkbar, Viehmast im großen zu betreiben, 
das Vieh in eigenen Schlachthäusern zu schlachten und mit dem 
Fleisch auf den städtischen Märkten zu erscheinen. Die Felle 
der Tiere könnten in eigenen Gerbereien gegerbt, Knochen zu 
Leim und Knochenmehl verarbeitet werden. Dadurch endlich, 
daß die genußreifen Endprodukte des Betriebs in der Stadt 
in eigenen Läden verkauft würden, würde dann eine lückenlose 
Reihenfolge von der Rohproduktion über die Weiterverarbeitung 
bis zum schlieBlichen Konsum hergestellt und der Betrieb völlig 
integriert werden, das gleiche, was für den Kleinbetrieb das Ge- 
nossenschaftswesen anstrebt. 

Diese Integration, eine Nachahmung dessen, was in der 
schweren Industrie und selbst im Buchhandel längst vor sich 
geht, hätte zunächst für die Rentabilität der landwirtschaftlichen 
Großbetriebe die denkbar günstigsten Folgen; denn indem der 
rein landwirtschaftlichen Produktion möglichst viele Industrien 
angeschlossen werden, überwiegen für die Gesamtwirtschaft die- 
jenigen Produktionsmethoden, welche dem industriellen Gesetz 
vom zunehmenden Ertrag unterliegen, über die landwirtschaft- 
lichen, welche unter dem Gesetz vom abnehmenden Ertrag 
stehen, so daß der verhängnisvolle Moment, wo erhöhte Ausga- 
ben nicht mehr entsprechenden Gewinn bringen, immer weiter 
hinausgeschoben wird. 

Ferner ist der kapitalisierte Großbetrieb imstande, durch 
Angliederung des Verkaufs und Ausschaltung des Zwischen- 
handels einen Teil des Zwischengewinns sich selbst zuzuführen. 

Endlich aber wäre der industriekapitalistische Betrieb viel 
eher in der Lage, die Landarbeiterfrage auf den großen Gütern 
zu lösen, als das der bisherige individualistische Großbetrieb tun 
kann. Wird doch dieses Problem, wenn einmal die große Land- 
wirtschaft aus Mangel an Arbeitskräften wirklich überwiegend mit 
Maschinen wird arbeiten müssen, ein ganz anderes Gesicht zeigen 
als heute, wo die Frage nur dahin lautet, woher man die kulturell 
tiefstehenden und anspruchslosen Massen von Saisonarbeitern 
herbekommt, die man am Ende des Herbstes dann wieder über 
die Grenze abschiebt. Abgesehen davon, daß dieser Import 
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fremder Arbeiter durch die verstärkte Nachfrage in Rußland und 
Galizien selbst in absehbarer Zeit von selbst sein Ende finden 
wird, kann man Güter mit überwiegender Maschinenbearbeitung, 
vor allem mit Elektrokultur, natürlich nicht mehr mit solchen 
primitiven Elementen bewirtschaften. Dazu bedarf es kulturell 
hochstehender Qualitätsarbeiter, etwa gelernter Monteure, die man 
zunächst wird aus den Städten herbeiziehen müssen. Daß diese 
gelernten Arbeiter nicht mehr unter Gesinderecht gestellt werden 
können, ist ganz klar. Mit einer hochorganisierten und -gelöhn- 
ten, gelernten Arbeiterschaft kann aber eine unpersönliche Aktien- 
gesellschaft notorisch besser umgehen wie der einzelne Groß- 
landwirt, der für seine Person doch noch mehr oder weniger in 
der Epoche der Grundherrschaft darinsteht ®). 

Ferner würde es durch die engere Verbindung der Landwirt- 
schaft und der Industrie möglich sein, den immer schärfer her- 
vortretenden Charakter der Landwirtschaft als Saisongewerbe 
zu mildern und die gleichen Leute, die im Sommer auf dem Felde 
beschäftigt sind, im Winter in den Fabriken in der Weiterver- 
arbeitung tätig sein zu lassen. Diese wechselweise Beschäftigung 
käme einem Ideal nahe, das namentlich russische Agrarschrift- 
steller propagieren. 

Die Zusammenfassung von Rohproduktion und Weiterver- 
arbeitung in einer Hand, die den Vorgängen in der Industrie genau 
entsprechen würde, könnte nun von verschiedenen Instanzen 
ausgehen. 

I. Vom Grundbesitz selbst, wenn dessen Inhaber tatkräftig 
und energisch genug ist und die Mittel besitzt, seinen Betrieb 
entsprechend zu vergrößern und unter Heranziehung des mobilen 
Kapitals selbst die Weiterverarbeitung und den Absatz bis zum 
Kleinverkauf sich anzugliedern. Mit der Ausdehnung des Betriebes 
wird ihm dessen Umfang meist über den Kopf wachsen, und das 
Ende wird die Kapitalisierung und Zerlegung in Aktien sein 7). 





* Sagt doch van der Velde auch von dem Landarbeiter alten Stils ganz 
rchtig, er wandre nur deshalb ab, weil er nur noch einen »Patron«, aber keinen 
»Maitree über sich haben wolle, und für Bayern hat unlängst eine Stimme vom 
Lande ın der München-Augsburger Abendzeitung die Aufhebung des Gesinde- 
rechts im eigenen Interesse der Landwirte verlangt. 

‘) Die nordböhmische Domäne Platz produziert gleichzeitig auf relativ 
keinem Areal Torfstreu, Ziegeln, Chamotteplatten, Kaolin, Bier, Sprit, Liköre, 
und hat eigene kommerzinelle Vertretungen in Dresden, Berlin und London 
unter dem Namen Freiherr von Leonhardi Industriegesellschaft. 
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Oder 2. die Integration kann von der Mitte her, der Weiter- 
verarbeitung, durch Angliederung der Urproduktion Platz grei- 
fen. Hier liegen exakte Beispiele bereits vor. Die Zuckerrüben- 
fabrikation, ursprünglich von Landwirten selbst in kleinen Fabri- 
ken unternommen, dann gemeinsam in Aktiengesellschaften be- 
trieben, deren Aktionäre die umwohnenden Landwirte selbst 
darstellten und die mit Rüben zu versehen sie gleichzeitig ver- 
pflichtet waren, haben den Dissoziationsprozeß zwischen Land- 
wirtschaft und Industrie mitgemacht und werden heute wohl sämt- 
lich von in der Stadt wohnenden kapitalistischen Unternehmern 
betrieben, obwohl sie auf dem Lande liegen. Ihren Bedarf decken 
sie durch Einkauf der Rüben von den umliegenden Gütern. Soge- 
nannte Pflichtrüben landwirtschaftlicher Aktionäre, die durch den 
Besitz von Anteilen zugleich zur Lieferung verpflichtet sind, sind 
immer seltener geworden. Nun haben sich aber gerade infolge die- 
ser Dissoziation zwischen Landwirtschaft und Weiterverarbeitung 
in dem Betrieb Mißhelligkeiten aller Art eingestellt. Die Landwirte, 
die am Gedeihen der Fabrik nicht mehr unmittelbar interessiert 
sind, suchen möglichst viele Rüben anzuliefern und produzieren 
dieselben deshalb oft nicht, so, wie die Fabrik es im Interesse 
besserer Verarbeitung wünscht. Auch reißt der Streit zwischen 
Lieferant und Fabrik wegen richtigen Abwiegens und besonders 
der sogenannten Schmutzprozente für anhaftende Erde, die vom 
Nettogewicht abgezogen werden müssen, nicht ab. Um nun 
diese Differenzen aus der Welt zu schaffen, haben mehrere große 
Zuckerfabriken sich genötigt gesehen, ihre Betriebe nach der 
Urproduktion hin zu integrieren und die in Frage kommenden 
Rübenböden selbst zu kaufen, um sie in ihrem Sinne zu kulti- 
vieren. Da aber die Rüben in einer gegebenen Fruchtfolge ge- 
baut werden müssen und aus diesem Zusammenhang nicht kön- 
nen herausgerissen werden, so muß die Fabrik wohl oder übel 
den ganzen Gutsbetrieb mit allen anderen Zweigen mitübernehmen. 
Sie findet so zugleich eine gute Verwertung für die Rüben- 
schnitzel, die als milcherzeugendes Viehfutter dienen, und für 
die Rückstände und Abwässer der Fabrikation, die als Dünge- 
mittel einen gewissen Wert haben. 

Aus dem gleichen Grunde, wegen der rationellen Ausnutzung 
ihrer Rückstände durch Verfütterung, besitzen und betreiben auch 
manche Aktienbrauereien Landgüter mit ausgedehnter Vieh- 
mast. Der Vollständigkeit halber erwähnt seien schließlich auch 
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die Rieselgüter, welche manche großen Kommunen zur Besei- 
tigung und Verwertung ihrer Abwässer sich anzugliedern ge- 
zwungen gewesen sind. Da diese Großstädte keine Erwerbs- 
gesellschaften sind und die anzugliedernden Güter mehr aus 
hygienischen als ökonomischen Gründen erworben wurden, ist 
von einer Verzinsung hier allerdings keine Rede. 

Endlich kann die Integration 3. Platz greifen von außen her, 
von dem Kredit gewährenden Kapital, indem städtische Kapi- 
talisten oder frühere Hypothekengläubiger zum gemeinsamen 
Betrieb der Landwirtschaft zusammentreten und zu diesem Zweck 
Aktien ausgeben. 

Denkbar und der methodologischen Vollständigkeit hal- 
ber zu erwähnen wäre auch der Fall, daß die Integration vom 
Absatzhandel ausginge, etwa indem ein Großhändler, der den 
Absatz einer ganzen Gegend beherrscht, durch seine wirt- 
schaftliche Ueberlegenheit diese in seinen Besitz bringt und 
schließlich ebenfalls in Form einer Aktiengesellschaft betreibt. 
Da ein derartiger Vorgang nur in überwiegend bäuerlichen Gegen- 
den möglich wäre, so wäre das eine volkswirtschaftlich und so- 
zialpolitisch höchst unerfreuliche Entwicklung, welcher durch 
unser entwickeltes Genossenschaftswesen mit seiner Krediter- 
leichterung und seinem gemeinsamen Absatz der Produkte wohl 
ein Riegel vorgeschoben ist. 

Jedenfalls, durch eine Integration des landwirtschaftlichen 
Großbetriebes nach einer der oben charakterisierten Möglichkeiten 
würde die Landwirtschaft in eine neue Wirtschaftsepoche ein- 
treten. Wir klassifizieren den Landwirtschaftsbetrieb gewöhnlich 
nach den technischen Stufen, die er einnimmt, wobei meist das 
\Werturteil mit unterläuft, das die intensivere auch die vorge- 
schrittenere und lohnendere Wirtschaft sei. In diesem Sinne spre- 
chen wir von Weide-, Feldgras-, Dreifelder-, Fruchtwechsel- und 
freier Wirtschaft. Indessen, der Gesichtspunkt, nach dem hier 
eingeteilt wird, ist, wie schon Pringsheim seiner Zeit im Braun- 
schen Archiv hervorhob, strenggenommen kein eigentlich volks- 
wirtschaftlicher, da er nur an äußeren Merkmalen des Produk- 
tionsprozesses haftet. Volkswirtschaftlich richtig wäre genau wie 
bei der Industrie einzuteilen nach dem Markt, für den und nach 
den Produktionsmitteln, mit denen produziert wird. Unter diesem 
Gesichtswinkel fiele im allgemeinen die Landwirtschaft der heu- 
tigen Großbetriebe nach der Art der Produktion noch in die Ma- 


104 R. Leonhard, 


nufakturperiode, nach der Art des Absatzes in die Verlagsperiode, 
wenn auch das Verlegersystem nicht so deutlich zu erkennen ist 
wie seinerzeit beim Gewerbe. Verlagssystem liegt aber zweifellos 
in der Landwirtschaft vor, wenn z. B. die Zuckertabriken an die 
Lieferanten Rübensamen verteilen und den Produzenten dafüı 
ihre Rüben abnehmen. So deutlich tritt die Abhängigkeit vom 
Auftraggeber natürlich selten zutage, indessen liegt Verlagssystem 
m. E. auch überall dort vor, wo der einzelne Gutsbesitzer, wie das 
wohl im Osten trotz aller Kornhausbestrebungen noch meist 
der Fall ist, sein Getreide dem Getreidehändler verkauft, der ıhn 
auf dem Hofe besucht, sein Vieh dem Viehhändler, der ebenfalls 
die zum Verkauf gestellten Stücke auf dem Hofe abholt. In allen 
diesen Fällen wird nicht für den offenen Markt produziert, sondern 
für den Zwischenhandel, besonders in den zahlreichen Fällen, wo 
der Händler zugleich der Geldgeber und Gläubiger ist, also ein 
gewisser Zwang vorliegt, an ihn zu billigen Preisen zu verkaufen. 
Unter solchen Umständen arbeitet die große Landwirtschaft 
schließlich nur im Auftrag des Händlers. Versuche, sich von 
dieser drückenden Abhängigkeit vom Zwischenhandel zu be- 
freien, wie sie in der Kornhausbewegung, den Viehverwertungs- 
genossenschaften und Milchzentralen sich gezeigt haben, haben 
bis jetzt nicht den gleichen wirtschaftlichen Erfolg gehabt 
wie die entsprechenden Absatzgenossenschaften der Kleinbe- 
triebe, wohl vor allem deshalb, weil bei jenen genossenschaft- 
lichen Versuchen der landwirtschaftlichen Großbetriebe preis- 
politische Aspirationen eine zu große Rolle spielten 8). 





6) Ganz anders liegen die Absatzverhältnisse des landwirtschaftlichen 
Großbetriebes in Iingland, dessen kaufmännisch geschulte Farmer ihr Getreide 
in Proben auf die lokalen Märkte schicken und dort nach Typen als eine ver- 
tretbare Ware verkaufen und wo das Vieh auf den Nachbarmärkten direkt im 
Auftrag des Produzenten, durch den Auktionator, der Marktbeamter ist, ver- 
steigert wird. Hier ist bezüglich des Absatzes die Landwirtschaft aus der Ver- 
lagsperiode längst heraus, denn die praktische Organisation des Absatzes erlaubt 
es dem einzelnen Großlandwirt, auch ohne genossenschaftliche Organisation 
selbst an den Markt heranzukommen. Wird doch hier die gewerbsmäßige Ver- 
mittlung, über die in Deutschland von Konsument und Produzent gleichzeitig 
geklagt wird, in Gestalt des Auktionators zum beauftragten Kommissionär des 
Produzenten gemacht. 

Der deutsche Bauer, der, einer Genossenschaft angeschlossen, durch sie 
seine Geldgeschäfte und scinen Absatz besorgen läßt, kommt, obwohl er selbst 
den Markt nicht überschen kann, durch seine Assoziation doch mit dem Markt 
in direkte Verbindung und ist so dem Großlandwirt überlegen, der weder Mit- 
glied einer Genossenschaft ist noch die Vorteile der praktischen englischen 
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Das wäre natürlich völlig anders, wenn ein rein kaufmännisch 
geleiteter Betrieb nach der Urproduktion und Weiterverarbeitung 
auch den Absatz in die Hand nehmen wird. Es würde dann dafür 
gesorgt werden, daß die genußreifen Produkte bis unmittelbar 
zum Konsumenten gingen und daß der gesamte Zwischenhandel 
ausgeschaltet würde. Dann erst wäre auch in der großen Land- 
wirtschaft das unmittelbar für den Markt arbeitende Industrie- 
system durchgeführt. 

Wir haben jetzt gesehen, welche Vorteile eine derartige 
industriekapitalistische Durchtränkung des landwirtschaftlichen 
Betriebs für die Landwirtschaft selbst haben würde. Zweifellos 
könnten durch bessere Wahrnehmung des Absatzes und restlose 
Verwertung der Produkte höhere Erträge als bisher herausgewirt- 
schaftet werden, und ebenso zweifellos wäre die unpersönliche 
Betriebsform der Aktiengesellschaft für die durch maschinellen 
Betrieb stark modifizierte Arbeiterfrage die beste Lösung. Be- 
trachten wir die Transaktion nunmehr von einem anderen Stand- 
punkt, von dem des Kapitalisten, der zu seinen sonstigen ver- 
zinslichen Werten solche landwirtschaftlicher Unternehmungen 
erwerben soll. Abgesehen von der Neuheit der Sache, die ihn 
zunächst mit einigem Mißtrauen erfüllen dürfte, ist nicht abzu- 
sehen, wasihn von der Erwerbung solcher Papiere fernhalten sollte. 
Die Unterlage des Grundbesitzes und stehenden Inventars wäre 
breiter und sicherer als bei manchen Industriebetrieben, die nur 
auf der Ausnützung gewisser Patente und Monopole beruhen, 
also in ihrer Rentabilität großen Gefahren ausgesetzt sind. Der 
Absatz würde sich fast ausschließlich auf den Inlandsmarkt voll- 
zichen, wäre also außerordentlich sicher. Ein ziemlich konstanter 
Durchschnittsertrag wäre trotz aller Ernteschwankungen aus 
einer zehnjährigen Periode leicht herauszurechnen. Der Sicher- 
heit nach würden also solche auf den Betrieb der Landwirtschaft 
bezügliche Papiere bei vorsichtiger Dividendenpolitik etwa in der 
Mitte stehen zwischen Obligationen mit garantierten Zinsen und 
reinen Industriepapieren, weshalb man von ihnen auch nur eine 
Verzinsung zu einem Durchschnittsstand zwischen dem Zinsfuß 
dieser beiden Anlagewerte erwarten dürfte. Vom Standpunkt 
der Sicherheit aus wäre für den Kapitalisten der Erwerb sol- 
cher Papiere noch aus einem anderen Grunde ratsam. Neben 


Marktorganisation genießt, sondern auf den Absatz durch den privaten Zwischen- 
handel angewiesen ist. 
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den sonstigen Anlagemöglichkeiten, in- und ausländischen Staats- 
anleihen, Bankaktien, Industriepapieren und Obligationen würde 
nämlich ein neuer Typ geschaffen, die Anlagemöglichkeit für das 
Kapital auf dem Geldmarkt also verbreitert. Vielseitigkeit der 
Anlage liegt aber durchaus im Interesse des Kapitalisten, 

So also vom Standpunkt des Geldmarktes. Und nun endlich 
wollen wir die Konsequenzen einer Kapitalisierung der großen 
Landwirtschaft von dem Standpunkt aus betrachten, der eigent- 
lich der wichtigste sein sollte, der aber meist erst zuletzt in Be- 
tracht gezogen wird, von dem Standpunkt des unglücklichen 
Objekts der heutigen Wirtschaftspolitik: von dem des reinen 
Konsumenten. Auch er würde bei den neuen Unternehmungen 
seinen Vorteil finden. Wie bereits ausgeführt, würde die Integra- 
tion der landwirtschaftlichen Betriebe bis zur unmittelbaren 
Distribution gehen müssen, d. h. es müßten die genußreifen End- 
produkte des landwirtschaftlichen Betriebs in möglichst viel- 
seitigen städtischen Lebensmittelläden für den Verkauf bereit 
gestellt werden. Es wäre aber hinsichtlich der Preisfestsetzung 
nicht zu befürchten, daß Monopole ähnlich denen der amerikani- 
schen Fleisch- und Eiertrusts errichtet und die Konsumenten 
so noch weiter belastet werden würden. Dazu wären landwirt- 
schaftliche Aktiengesellschaften gar nicht imstande, weil sie der 
lebhaften Konkurrenz anderer Verkäufer ausgesetzt wären. Denn 
die landwirtschaftlichen Aktiengesellschaften würden ja ihrer 
räumlichen Ausdehnung nach immer beschränkt bleiben auf 
gewisse großbetrieblich gebliebene Enklaven inmitten durch in- 
nere Kolonisation kleinbäuerlich gewordenem Gebiet und vielleicht 
erhalten gebliebenem privaten Großbetrieb. Landwirtschaftliche 
Erwerbsgesellschaften würden also das Bild der vorhandenen 
landwirtschaftlichen Unternehmungsformen nur bunter und ab- 
wechslungsreicher gestalten, ohne es irgendwie zu beherrschen. 
Neben der bisherigen Versorgung des Marktes durch den privaten 
Handel und die Genossenschaften würde also lediglich ein neuer 
Konkurrent auf der Bildfläche erscheinen und der Konsument 
durch vielseitigeres Angebot in eine bessere Lage kommen, um 
so mehr, als die neuen Angebote durch die systematischere Art 
der Produktion und Distribution und die große Menge vertret- 
barer Produkte in der Lage wären, ähnlich niedrige oder noch 
niedrigere Preise zu stellen wie etwa die Lebensmittelabteilung 
eines Warenhauses. Vielleicht könnten solche landwirtschaftlichen 
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Erwerbsgesellschaften auch mit Organisationen der Konsumen- 
ten, den Konsumvereinen oder selbst ganzen Städten, Nahrungs- 
mittel —, speziell Fleischlieferungsverträge abschließen und so 
die Fleischnot der Städte vermindern helfen. Jedenfalls wäre 
auch für den Konsumenten die Existenz landwirtschaftlicher 
Erwerbsgesellschaften eine durchaus erwünschte. 

Nun ist natürlich nicht zu verkennen, daß der sofortigen Ein- 
richtung derartiger Betriebe zahlreiche und gewichtige Bedenken 
und Gegengründe vorläufig entgegenstehen. Meine Darlegungen 
über die zukünftigen Entwicklungsmöglichkeiten des Großbetriebs 
in Gegenden des überwiegenden Großgrundbesitzes wären also 
unvollständig ohne genaue Analyse dieser Gegengründe, die m. E. 
unter dem Gesichtswinkel zu betrachten sind, ob sie dem Groß- 
grundbesitze als untrennbare Eigenschaften anhaften oder nur 
eine Folge besonders gelagerter historischer Verhältnisse sind. 
Dementsprechend ergeben sich drei Gruppen von Gegengründen: 
solche politischer, sozialer und wirtschaftlicher Art. 

Es kann zunächst eingewendet werden, und dieser Gegen- 
grund liegt unter den heutigen Verhältnissen auf der Hand, 
Aktiengesellschaften wären reine Erwerbsunternehmungen und 
somit darauf angewiesen, dem Aktionär auf solider Grundlage 
einen möglichst hohen Ueberschuß abzuwerfen. Die spekulativ 
hoch getriebenen Preise der größeren Güter speziell im deutschen 
Osten garantierten aber keine Verzinsung, mit der die Aktionäre, 
wenn sie den Boden selbst erwerben sollten, zufrieden sein würden. 
Dieser Einwand ist unter den heutigen Verhältnissen durchaus 
zutreffend, liegt aber keineswegs im Wesen der Landwirtschaft als 
Gewerbe, sondern an Gründen, welche nicht dem Gebiet der 
reinen Oekonomie angehören; wenn infolge der Getreidezölle, 
die eine Prämie auf den Getreidebau setzen, der Bodenpreis ent- 
sprechend und noch darüber hinaus gesteigert wurde, so handelt 
es sich hierbei nicht um neu erzeugte volkswirtschaftliche Werte, 
sondern um einen Vermögenszuwachs, der durch die Ausnützung 
politischer Macht erreicht wurde und im Fall des Schwindens 
dieser Macht ebenfalls wieder schwinden muß. Es handelt sich 
also nur um eine ephemere, rein historisch-politische Erschei- 
nung, mit der wir nicht dauernd rechnen können. 

Weiter ist jene volkswirtschaftlich unbegründete Steigerung 
des Verkehrswerts des Großgrundbesitzes über den reinen Er- 
tragswert hinaus bedingt durch gewisse soziale Anschauungen. 
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Wir stehen in dieser Beziehung ebenso wie in England noch in ei- 
nem verjährten Feudalismus, während in Frankreich, Belgien 
und zum großen Teil auch Italien Landwirte und Nichtlandwirte 
Boden nur als eine gut verzinsliche und sichere Anlage für ihre 
Arbeitskraft und ihr Kapital erwerben und sich bei seinem Er- 
werb nur rein wirtschaftlichen Erwägungen hingeben. Hier 
ist der Grundbesitz aller nicht lediglich wirtschaftlicher Eigen- 
schaften entkleidet; in England und Deutschland hingegen sind 
mit dem Besitz größerer Landkomplexe noch immer gewisse 
politische und soziale Vorteile verbunden, wegen deren man be- 
reit ist, sich mit einer niedrigeren Verzinsung als der landes- 
üblichen zufrieden zu geben; eine Erscheinung, die sozialpsy- 
chologisch etwa gleichzusetzen ist mit der unzulänglichen Ent- 
lohnung der höheren Beamten durch den Staat, die für die feh- 
lende Lohnmenge angeblich durch höheres soziales Ansehen 
entschädigt werden. Wie aber diese imaginäre Entschädigung 
immer weniger wirkt und durch bessere Bezahlung ersetzt wer- 
den muß, wenn nicht die besten Kräfte in private Betriebe über- 
gehen sollen, so ist die Zeit vorauszusehen, wo man auch bei 
Landerwerb sich nur noch rein wirtschaftlichen Erwägungen 
hingeben wird. In England z. B. wird es sich, wenn einmal die 
irische und die Landgesetzgebung der Kolonien eingeführt ist, 
welche dem Grundbesitz die Reste des monopolistischen Herr- 
schaftscharakters, die ihm noch anhaften, abzustreifen bestrebt 
ist, zeigen, ob die Vorliebe für das Landleben allein imstande 
sein wird, den Verkehrswert für den Großgrundbesitz in einer 
unwirtschaftlichen Höhe zu erhalten; in der römischen Campagna, 
der Hochburg des gebundenen Grundbesitzes, sehen wir bereits 
heute immer mehr intensive Großbetriebe entstehen, die vielfach 
mit oberitalienischem Kapital begründet und in Form offener 
Handelsgesellschaften geführt werden. Auch in Deutschland 
können wir ein gewisses Vordringen kapitalistischer Denkweise 
grade in den Kreisen des feudalsten Großgrundbesitzes konstatie- 
ren. Manche Magnaten, die gleichzeitig die größten Grundbe- 
sitzer sind, haben ihre Hochöfen und Bergwerke bereits in riesige 
Aktiengesellschaften verwandelt und ihren Waldbesitz nur deshalb 
noch nicht kapitalisiert, weil die Zeit für diese Kapitalisation noch 
nicht gekommen ist ?). In Böhmen ferner ist der Großgrundbe- 


9) Der Prospekt der Henckel-Donnersmarkschen Generaldirektion in Karls- 
hof bei Tarnowitz zur Einführung einer 5 Millionen betragenden 419, igen 
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sitz der Schwarzenberg, Coloredo usw. in durchaus kapitalisti- 
schen Großbetrieben, denen Weiterverarbeitung und Verkauf 
bis zur Getreideterminspekulation an den Börsen von Wien 
und Budapest angegliedert ist, verwaltet, und Güter, die sich 
wegen ihrer abseitigen Lage zur Mitverwaltung nicht eignen, 
werden seit Jahren mit Erfolg an städtische Handelsgesellschaf- 
ten verpachtet. Wir haben hier einen charakteristischen Ueber- 
gang zu unpersönlichen Unternehmungsformen, von denen 
lediglich die Person des Magnaten trennt, der zu seinem kapitali- 
stisch organisierten Riesenbesitz nur noch in dekorativ-repräsen- 
tativen Beziehungen steht. 

Jedenfalls scheint es mir nicht verfrüht, von einer wachsen- 
den Neigung zu einer rein wirtschaftlichen Betrachtungsweise 
des großen Grundbesitzes unter Abstreifung aller feudalen 
Velleitäten zu reden, einem Prozeß, der schließlich zu einem Zu- 
sammenfallen des Verkehrswerts mit dem Ertragswert führen muß. 
Dann aber ist auch die Voraussetzung für eine rein kaufmännische 
Ertragswirtschaft durch Erwerbsgesellschaften gegeben. 

Ein anderer momentan nicht weniger einleuchtender Gegen- 
grund liegt in der Gegenüberstellung der exorbitant hohen Be- 
steuerung der Aktiengesellschaften im Gegensatz zu der bekannt- 
lich sehr milden des individuellen Großgrundbesitzes. Dieser Un- 
terschied ist wiederum begründet in rein politischen Machtverhält- 
nissen. Während nämlich die Aktiengesellschaften als mit Vor- 
liebe gemolkene Kühe die liebsten Objekte der Steuergesetzge- 
bung sind, sind die Rittergüter, deren Inhaber im Kreisausschuß 
sich selbst besteuern, zugleich Subjekte der Besteuerung. Als 
Träger der Selbstverwaltung setzen die Inhaber der großen Güter 
Ihre eigenen Abgaben in nicht zu drückender Höhe fest. Die preu- 
Bische Kreisverwaltung, in deren Namen so verfahren wird, ist 
aber wieder nichts anderes als ein stehen gebliebener Rest der 
alten sozialen Ordnung auf dem Lande vor der Bauernbefreiung 
und vor der Entstehung eines freien Bauernstandes. Beweis da- 
für ist die geringe, für die jetzige innere Kolonisation überhaupt 
nicht mehr ausreichende Vertretung der Bauern und der nicht 
kreisfreien Städte auf den Kreistagen. Auch hier also haben wir 
es mıt dem Effekt politischer Machtverhältnisse zu tun. Da diese 


Hvpothekaranleihe (Berliner Tagblatt 27. 3. 13) gibt indessen als Unterlage 
nicht nur die Bergwerke, sondern auch den ausgedehnten Grundbesitz in Ober- 
Schlesien und Kärnten. Hier sind Landwirtschaft und Industrie schon zu- 
Sammengeworfen. 


110 R. Leonhard, 


steuerliche Bevorzugung des Großgrundbesitzes sich auf die Dauer 
kaum wird halten lassen, wird allmählich zwischen der hohen 
Besteuerung des mobilen und des immobilen Kapitals ein Aus- 
gleich eintreten. 

Nunmehr erst kommen wir zu den wirklich dem Gebiet der 
reinen Wirtschaft angehörenden Gründen gegen den unpersön- 
lichen Betrieb der Landwirtschaft, Gründen, die einerseits der 
Natur der Landwirtschaft, andererseits der spezifischen Eigen- 
art der Aktiengesellschaften entnommen sind. 

Da könnte man zunächst einwenden, die Verfassung der 
Aktiengesellschaft und ihr umständlicher Verwaltungsapparat 
von Direktorium, Aufsichtsrat und Generalversammlung sei zu 
schwerfällig und stelle eine zu hohe Belastung dar im Gegen- 
satz zu der Verwaltung durch den individuellen Eigentümer, 
der seine Arbeitskraft gar nicht in Rechnung stelle. Dem wäre 
entgegenzuhalten, daß bei der einheitlichen Verwaltung ent- 
sprechend großer Komplexe, die durch Zusammenlegung mehrerer 
Güter entstanden wären, die auf die Flächeneinheit sich ergeben- 
den Verwaltungsunkosten nicht mehr allzuhoch sein würden, 
und daß ferner die Lebenshaltung mehrerer individueller Eigen- 
tümer wegfiele, die früher nach alter Gewohnheit ihre oft nicht 
unbedeutenden Haushaltskosten vom Reinertrag abgezogen 
hätten. 

Man könnte zweitens hinweisen auf die etwas schwierige 
Natur der landwirtschaftlichen Buchführung, in der vielfach 
ein ganz exaktes Einsetzen aller Posten, wie es das Aktiengesetz 
erfordert, nicht möglich ist. Selbst bei einer sehr stark in der 
Marktwirtschaft stehenden Landwirtschaft, die viel kauft und 
verkauft, setzt sich doch ein großer, vielleicht an Menge der größte 
Teil der Produkte im Betrieb selbst um. Der landwirtschaftliche 
Großbetrieb ist ein Organismus, in welchem ein Teil den anderen 
ergänzt, eine Produktion in die andere übergeht. Die Viehhaltung 
ist auf die Erträge der Wiesen und des Futterbaues sowie die Stroh- 
ernte angewiesen, die Felder wieder auf die Düngung durch den 
animalischen Dünger aus den Viehställen. Alle diese Produkte, 
die nicht auf dem Markte ın Geld bewertet erscheinen, sondern 
innerhalb des Betriebs umgesetzt werden, diese Geschäfte in 
sich sozusagen, sind eben deshalb schwer in bar zu veranschlagen, 
während sie nach den Regeln der doppelten Buchführung dem er- 
zeugenden Teil der Wirtschaft zugute, dem konsumierenden zu 
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Lasten geschrieben werden müssen. Indessen ist die Schwierig- 
keit nicht unüberwindlich. Gerade in den letzten 20 Jahren 
hat die landwirtschaftliche Taxationslehre, die sich zum großen 
Teil mit der rechnerischen Bewertung der nicht marktfähigen 
Produkte befaßt, große Fortschritte gemacht, mindestens aber 
die nur durch lokale Verhältnisse zu modifizierende Grundsätze 
für die Bewertung solcher Produkte aufgestellt. Hierdurch ist 
es bei einer einheitlich durchgeführten Bewertungspraxis sehr 
wohl möglich, die gleiche Exaktheit der Buchführung zu erlangen, 
wie etwa bei industriellen Betrieben. 

Auch hier nämlich beruhen die eingesetzten Zahlen vielfach 
durchaus auf konventioneller Schätzung. Nicht nur die Preise 
wechseln schnell, sondern man ist namentlich bei der Inventur und 
Abschätzung vorhandener Waren und Barabschreibungen auf 
gewisse Usancen angewiesen, die noch dazu bei verschiedenen 
Gesellschaften verschieden gehandhabt werden. Zur Seltenheit 
aber gehört im landwirtschaftlichen Betriebe im allgemeinen 
ein Posten, der bei Industriegesellschaften und Bankgeschäften 
geradezu ein Element größter Unsicherheit in der Bilanz ist, 
namlich die Außenstände und Forderungen an Schuldner. Ob 
eine Forderung gut und somit wie Bargeld oder ob der Schuldner 
zahlungsunfähig und die Forderung nur imaginär ist, kann man 
der Bilanz von außen nicht ansehen. Jedenfalls also würde die 
Bilanz einer landwirtschaftlichen Erwerbsgesellschaft mindestens 
dieselbe innere Zulässigkeit haben wie die eines anderen Erwerbs- 
unternehmens. 

Nun könnte man noch einwenden, die Erträge der Landwirt- 
schaft seien einerseits zu schwankend und unsicher durch den 
Wechsel der Witterung in den einzelnen Jahren, die bald eine 
gute, bald eine schlechte Ernte hervorbringen, andererseits sei 
der Betrieb zu stabil, zu sehr an Fruchtfolge, Boden und Klima 
gebunden, zu wenig imstande, den wechselnden Preisen und Kon- 
junkturen zu folgen, als daß sich der landwirtschaftliche Groß- 
betrieb zu Umwandlungen in rein kapitalistisch betriebene Er- 
werbsgesellschaften eignen würde. Diese Einwände sprechen teils 
gerade für einen möglichst intensiven Betrieb, der nur durch 
kapitalistische Durchdringung möglich ist, teils sind sie in der 
Industrie, die vorzugsweise in Form der Aktiengesellschaft be- 
trieben wird, in noch höherem Maße vorhanden, ohne doch diese 
Unternehmungsform unmöglich zu machen. Einmal nämlich 
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werden die Einflüsse der Witterung, welche in die Produktion 
ein irrationales Element, meist ein gewisses Minimum, hinein- 
bringen, um so geringer, je intensiver der Betrieb wird, was gerade 
durch Durchsetzung mit industriellen Betrieben ermöglicht wird; 
andererseits garantiert die industrielle Weiterverarbeitung eine 
möglichst vielseitige Produktion, die nicht alles auf eine Karte, 
etwa die des Getreidebaues, setzt und eben durch diese Vielseitig- 
keit eine Art von Versicherung gegen einen vollkommenen Aus- 
fall des Reinertrags darstellt. 

Unter den heutigen Aktiengesellschaften gibt es ferner eine 
große Anzahl, die von denselben oder noch wechselnderen Um- 
ständen abhängig sind, wie ein landwirtschaftlicher Großbetrieb. 
Ich meine nicht nur die auf die Erträge der landwirtschaftlichen 
Rohproduktion angewiesenen Zuckerfabriken und großen Mühlen, 
bei denen die Dividende je nach Ernte und Preisen großen Schwan- 
kungen ausgesetzt ist, sondern namentlich jene Fabriken, deren 
Produkte ganz von den Schwankungen eines so unberechenbaren 
Faktors wie die Mode abhängig sind, die großen Textilfabriken, 
die gleichwohl in der Mehrzahl in Form von Aktiengesellschaften 
betrieben werden. Hier ist vielfach abgesehen von dem günstigen 
Einkauf der Rohprodukte der Ertrag nahezu ganz abhängig von 
dem besseren oder schlechteren Erraten der zukünftigen Mode. 
Ebenso sind alle die Gewerbe, die mit der schwankenden Bautätig- 
keit zusammenhängen, in ihren Erträgen sehr wenig ausgeglichen, 
namentlich die Zementfabriken, bei denen hohe Dividende mit 
vollkommener Ertragslosigkeit abzuwechseln pflegt. Gleichwohl 
werden sie fast durchweg in Form der Aktiengesellschaften be- 
trieben. Uebrigens wird eine vorsichtige Geschäftsführung ge- 
rade bei landwirtschaftlichen Aktiengesellschaften imstande sein, 
allzuheftige Schwankungen durch Abschreibungen und Rücklagen 
in den guten Jahren auszugleichen, die dann eine Dividenden- 
ausschüttung in schlechten Jahren ermöglichen. Sicher aber kann 
eine Aktiengesellschaft, deren Wesen es ja ist, das Risiko der 
Unternehmung durch die Zerlegung der Beteiligung auf viele 
Schultern abzuschwächen, die Gefahren selbst einer völligen 
Mißernte leichter überdauern wie ein einzelner meist verschul- 
deter Grundbesitzer, dessen ganzes Vermögen im Betrieb 
steckt. Hinsichtlich der Tatsache endlich, daß landwirtschaft- 
liche Großbetriebe der organischen Natur ihrer Produktion 


wegen den Betrieb auch bei vorübergehend schlechten Preisen 
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nicht einschränken können, sondern ihn eventuell auch mit Ver- 
lust fortführen müssen, unterscheiden sich die landwirtschaftlichen 
Unternehmungen in nichts von denen der schweren Industrie, 
wo ja auch in Bergwerken, Hütten und Hochöfen der größte Teil 
des Aktienbesitzes festgelegt ist, und wo der Betrieb auch bei 
vorübergehend unlohnenden Preisen fortgesetzt werden muß. 

Es wäre endlich noch einem Einwurf zu begegnen, der mit 
Sicherheit von seiten des Kapitals zu erwarten ist: Woher soll 
das viele Geld zur Finanzierung solcher landwirtschaftlicher Er- 
werbsunternehmungen kommen ? Wer indessen die Emissions- 
und Gründertätigkeit unserer großen Banken während der letzten 
Jahrzehnte einigermaßen verfolgt hat, wird bemerkt haben, 
daß sie den Goldstrom unserer jährlichen Ersparnisse durch 
ihre Unternehmungen und Prospekte einfach dahin lenken, wo 
sie sie angelegt haben wollen. Ein großer Teil unseres Volksver- 
mögens ist in ihren Händen ein labiles, flüssiges Fluidum. Schon 
Naumann hat gelegentlich mit Recht darauf hingewiesen, daß 
die Finanzierungstätigkeit der Großbanken gern bereits begangene, 
traditionelle Wege geht, die gleichwohl nicht immer die sichersten 
sind, und daß lieber überseeischen, halbkultivierten Staaten 
geborgt oder in zweifelhafte koloniale Unternehmungen Geld 
gesteckt wird, als in die einheimische Landwirtschaft, welche 
die Anlagen vielleicht besser, mindestens aber sicherer verzinsen 
würde. Es käme also lediglich darauf an, einen Teil unserer 
anlagebedürftigen jährlichen Ueberschüsse im Lande zu behalten 
und anzulegen. 

Ich glaube also gezeigt zu haben, daß die Schwierigkeiten, 
welche heute noch der teilweisen Umwandlung des großen 
Grundbesitzes in unpersönliche Erwerbsgesellschaften entge- 
genstehen, keine überwindlichen sind, soweit sie im Wesen der 
landwirtschaftlichen Produktion beruhen, und daß sie voraus- 
sichtlich vorübergehender Natur sind, soweit sie nur in politischen 
und sozialen Machtverhältnissen liegen, die ja einer beständigen 
Verschiebung und Umwälzung unterworfen sind. 

Die Aufzählung der Schwierigkeiten wäre aber unvollstän- 
dig, wenn wir ein irrationales Element vernachlässigen würden, 
das vielleicht gerade deshalb um so mächtiger ist, weil sich das 
einzelne Individuum von ihm keine Rechenschaft zu geben pflegt, 
aber doch sein Handeln unbewußt nach ihm einrichtet. Der 
Mensch ist ja nicht absoluter homo oeconomicus, er wird weit 
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mehr noch als von Verstandesgründen von Gefühlen geleitet, 
die sozusagen in einer anderen Dimension liegen als das Ver- 
standesgebiet. Nun würde die Verwandlung früher individuell 
besessener und verwalteter Betriebe des Großgrundbesitzes in 
Aktiengesellschaften die Vollendung jener Entpersönlichung 
und Versachlichung bedeuten, die ım Handel und in der In- 
dustrie begonnen hat, und über die als ein charakteristisches 
Merkmal unserer Zeit so viel geklagt wird. Speziell vom Stand- 
punkt der Sozialpolitik aus, die ein Interesse an der Erhal- 
tung zahlreicher selbständiger Existenzen hat, wäre es in der 
Tat durchaus unerfreulich, wenn durch ein Vordringen solcher 
moderner Erwerbsformen z. B. in kleinbäuerlichen Gegenden 
die Bevölkerung entwurzelt würde. Davon könnte aber schon 
aus wirtschaftlichen Gründen keine Rede sein. Viele inten- 
sive Kleinbetriecbe zu einem Großbetrieb zusammenzulegen, 
wäre unter den heutigen Verhältnissen absolut unrentabel. Nun 
schwebt der öffentlichen Meinung allerdings auch für die groß- 
betrieblichen Gegenden das Bild einer patriarchalischen Wirt- 
schaft vor, die von dem Eigentümer im engen persönlichen Konnex 
mit seinen Arbeitern, für die er sorgt, und die in ihm ihr soziales 
Vorbild erblicken, seit Generationen in der gleichen Familie be- 
trieben wird. Dieses Bild deckt sich aber für den heutigen deut- 
schen Osten in keiner Weise mehr mit der Wirklichkeit, hat viel- 
leicht nie existiert. 

Vor der Bauernbefreiung, die für Ostdeutschland erst 
knappe hundert Jahre zurückliegt, beruhte das gutsherrlich- 
bäuerliche Verhältnis auf der rücksichtslosesten Ausnützung 
des bäuerlichen Hintersassen, der zwangsweise den Hof über- 
nehmen mußte und dem man immer neue Lasten aufwälzte, 
ohne daß es seinen Dienst verlassen durfte, den man aber ohne 
weiteres vom Hofe verjagte, wenn er in Schulden geriet und 
seinen Verpflichtungen nicht mehr nachkommen konnte. Durch 
die mangelhafte Art, wie die Bauernbefreiung in Preußen durch- 
geführt wurde, gewann der Gutsherr dann zahlreiche freie 
Arbeitskräfte, deren Lage aber keine beneidenswerte war, und 
die die erste ihnen sich bietende Gelegenheit, das Aufblühen der 
Industrie in den Städten, zur Abwanderung benützten. Unter 
den heutigen Verhältnissen vollends, wo die Arbeit in den Guts- 
höfen von russisch-polnischen Saisonarbeitern geleistet wird, 
die im Winter wieder das Land verlassen müssen, kann von per- 
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sönlichen und patriarchalischen Beziehungen des Güutsherrn 
zu seinen Leuten, deren slavische Namen er kaum aussprechen 
kann, nicht die Rede sein. Der kollektive Arbeitsvertrag mit der 
ganzen Gruppe hat wie in der Industrie den individuellen längst 
verdrängt. Ebenso aber, wie sich die persönlichen Beziehungen 
zwischen Gutsherr und Gutsarbeiter völlig gelockert haben, 
so auch gerade in dem letzten Jahrzchnt die des Eigentümers 
zu seinem Landbesitz. Die Wertsteigerung des Bodens durch 
die letzten Zollerhöhungen und die kolonisatorische Tätigkeit 
der Ansiedlungskommission haben eine derartige Mobilisierung 
des Bodens namentlich in den Provinzen mit gemischter Bevöl- 
kerung hervorgerufen, daB manche Güter zwei- und dreimal 
im Jahre ihren Besitzer wechseln und mehr zu Spekulationsob- 
jekten als zur Quelle cines regelmäßigen Erwerbs geworden 
sind!®). Dazu kommt ein gemilderter Grad von Absentismus. Denn 
die ostelbischen Güter sind zwar durchschnittlich nicht so groß, 
daß der Eigentümer sich gar nicht um sie zu kümmern braucht, 
aber doch schon groß genug, um mit ihrer Verwaltung nicht mehr 
unbedingt belastet zu sein. Schon in den 80er Jahren schrieb 
Backhaus in seinen sehr instruktiven agrarstatistischen Unter- 
suchungen über die vier preußischen Provinzen Ost- und West- 
preußen, Posen und Pommern, daß von 8193 Rittergütern nur 
5610 vom Eigentümer selbst bewirtschaftet, 2583 aber verpach- 
tet und administriert seien. Durch die inzwischen eingetre- 
tene Mobilisierung des Großgrundbesitzes hat sich das Ver- 
hältnis sicher weiter zuungunsten der selbstverwalteten Betriebe 
verschoben. 

Jene Entpersönlichung und Versachlichung also, die ja in 
der Tat mit der Ersetzung des individuellen Unternehmers durch 
eme anonyme Erwerbsgesellschaft Hand in Hand geht, jene 
Lockerung der Beziehungen zwischen Eigentümer, Arbeiter und 
Boden ist nur die äußere, weithin sichtbare Vollendung eines 
Prozesses, der sich in den letzten hundert Jahren im landwirt- 
schaftlichen Großbetrieb vorbereitet hat. Nicht im Kapitalis- 
mus, sondern im Wesen des Großgrundbesitzes liegen die Konse- 
quenzen der Entpersönlichung des Betricbs in Nuce schon ent- 


10) Hat doch der Kreistag des Landkreises Königsberg im Dezember 1912 
sich genötigt geschen, die Grunderwerbssteuer mit Strafzuschlägen zu verschär- 
fen, wenn die Veräußerung zweimal in drei Jahren geschehe! 
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halten 1). Schon spanische Agrarschriftsteller des 16. Jahrhun- 
derts schreiben mit großer Deutlichkeit, daß der Großgrund- 
besitz ihrer Heimat in sich einen Trust darstelle, die Getreide- 
preise steigere und die Loslösung der Bevölkerung vom Boden 
beschleunige. Es ist das also eine dem großbetrieblichen Groß- 
grundbesitz aller Zeiten immanent innewohnende Erscheinung. 

Jedenfalls, wie man sich auch rein gefühlsmäßig zur Frage 
der Versachlichung der Betriebe stellen möge, es handelt sich 
um einen volkswirtschaftlichen Vorgang, der sich mit der ele- 
mentaren Kraft eines Naturgesetzes durchsetzen wird. Wirt- 
schaftsformen, die in dem einen Betriebszweige herrschend ge- 
worden sind, suchen stets durch eine gewisse soziale Osmose auch 
in sämtliche anderen einzudringen, soweit ihnen nicht unüber- 
windliche Hindernisse entgegenstehen. Genau so wie die Wirt- 
schaft der ganzen Welt einem Ausgleich der territorialen Gegen- 
sätze, einer gewissen volkswirtschaftlichen Entropie, zustrebt, 
um die vorhandenen Spannungsdifferenzen und Verschiedenhei- 
ten der Sättigungsgrade zu beseitigen, so sucht in der inneren 
Wirtschaft die industriekapitalistische Entwicklung alle ihr zu- 
gänglich gewordenen Gebiete gleichzeitig zu erfassen. Vielleicht 
wird sie später durch eine andere Wirtschaftsperiode abgelöst 
werden, aber sie wird nicht eher vom Schauplatz verschwinden, 
bis sie die größte Möglichkeit ihrer Ausdehnung gefunden hat !?). 


II. 


Damit wären wir mit unseren Ausführungen im wesentlichen 
zu Ende. Es erübrigt nur noch, diesen mehr prinzipiellen metho- 
dologischen Darlegungen einen historischen Teil anzuhängen, 
enthaltend eine Uebersicht über das, was bisher auf diesem Ge- 
biete geschehen ist und über die zu der Sache geäußerten Lehr- 


u) Genau so wie die modernen Großbetriebe der Industrie, auch wo die 
persönliche Leitung noch nicht durch die Aktiengesellschaften verdrängt wurde, 
einen gewissen Fabrikkonstitutionalismus nötig machen, weil bei der Größe 
des Betriebs eine persönliche Bezichung zwischen Unternehmer und Arbeiter auf 
die Dauer nicht mehr durchzuführen ist. 

12) Tatsächlich ist bisher bei jeder Ausdehnung der Aktiengesellschaft auf 
ein neues Gebiet, z. B. die Brauerei, zunächst eingewendet worden, diese Art 
des Gewerbes eigne sich absolut nicht zur Vergesellschaftung, und jedesmal hat 
die praktische Erfahrung später das Gegenteil bewiesen. 
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meinungen. Im Gegensatz zur ersten Hälfte wird aber dieser 
historisch-dogmatische Teil von der dürftigsten Kürze sein, 
weil einerseits auf diesem Gebiet bisher nur vereinzelte Anläufe 
zu verzeichnen sind, andererseits die meisten Theoretiker das 
Problem gar nicht gesehen haben. Im Handw. d. Staatsw. z. B. 
wird bei dem Kapitel »Möglichkeit der Anwendung der Aktien- 
gesellschaft« die mögliche Anwendung auf die große Landwirt- 
schaft überhaupt gar nicht gestreift, ebensowenig in neueren 
Publikationen über Unternehmungsformen erwähnt. Merkwür- 
dig ist es, daß Agrarpolitiker einer früheren Generation wie 
Roscher und Buchenberger sich dem Problem bei dem entspre- 
chenden Kapitel immer noch ausführlicher widmen wie spätere. 

Was nun ihre Stellung zu der Idee einer unpersönlichen Ver- 
waltung in der großen Landwirtschaft anlangt, so wiegen bei 
Buchenberger und namentlich bei Settegast die sozialpolitischen 
Bedenken vor, die Befürchtung, wie Settegast schreibt, »die 
herzlichen und persönlichen Beziehungen zwischen landwirtschaft- 
lichen Arbeitgebern und Arbeitnehmern würden durch die kalte, 
unpersönliche Aktiengesellschaft unheilbaren Schaden leiden «. 
Hätten diese Befürchtungen für die 50er Jahre des ıg. Jahrhun- 
derts noch allenfalls einen Schein des Rechts gehabt, so treffen 
sie, wie wir gesehen haben, heute mindestens für den ostelbi- 
schen Großgrundbesitz in keiner Weise mehr zu. Bei den meisten 
dieser landwirtschaftlichen Großbetriebe hat es der Gutsarbeiter 
nicht mehr unmittelbar mit dem Eigentümer, sondern mit dem 
Verwalter, Inspektor oder Vogt, zu tun. Für ihn würde sich 
also durch die Ersetzung des individuellen Eigentümers durch 
eine Erwerbsgesellschaft nichts ändern. Sein Interesse an der 
Unternehmung könnte durch Prämien und Gewinnbeteiligung, 
auf die individuelle Eigentümer wegen ihrer unvollkommenen 
Buchführung sich ungern einlassen, angeregt werden. In der 
Publizität der Unternehmung liegt also ein bemerkenswertes so- 
zialpolitisches Element. 

Eine Ausnahme in der ungünstigen Beurteilung der land- 
wirtschaftlichen Aktiengesellschaft macht nur Prof. Dünkel- 
berg. Dünkelberg schrieb in den 60er Jahren des ıg. Jahr- 
hunderts, in einer Zeit der höchsten Preise für die deutsche 
Landwirtschaft, wo diese das Bedürfnis in sich fühlte, den da- 
mals sehr lohnenden Betrieb durch Intensivierung noch loh- 
nender zu gestalten, und sich also in dringlichster Weise vor das 
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Problem gestellt sah, sich städtisches Betriebskapital zu ver- 
schaffen. Dünkelberg sucht diese Assoziation von Arbeit und 
Kapital dadurch zu erreichen, daß er zur Bildung sogen. Pacht- 
gesellschaften rät, kapitalkräftiger Unternehmungen auf Aktien, 
die aber den oder die Gutsbesitzer nicht auskaufen, sondern 
an die Spitze des Unternehmens stellen und ihnen auf die 
Leitung der Wirtschaft einen maßgebenden Einfluß cin- 
räumen sollen. Von dieser Kombination, gewissermaßen einer 
Art Mezzadria im großen, erwartete er ein gedeihliches Auf- 
blühen der Großbetricbe. D. schreibt darüber in seinem 
Buch »Die Landwirtschaft und das Kapital« auf S. 87: »Verpach- 
tet daherder Eigentümer sein Gutan eine Gesellschaft, welche weit 
leichter als der einzelne Pächter, namentlich bei größeren Gütern, 
die erforderlichen stehenden und umlaufenden Kapitale zu be- 
schaffen imstande ist, beteiligt er sich selbst als Teilnehmer 
des Pachtbetriebes mit einem stehenden und umlaufenden Ka- 
pitalanteil, sichert er sich Sitz und Stimme im Verwaltungsrat 
dieser Gesellschaft, so gewinnt er nicht nur im Pachtzins vorweg 
die Grundrente und den Gebäudezins sowie auch den auf seinen 
Kapitalanteil entfallenden Betrag des Reingewinns, sondern er 
ist, was sehr wichtig, fortwährend berechtigt und in den Stand 
gesetzt, ciner Verschlechterung des Guts entgegenzuwirken, 
die indessen bei einer Hochkultur, der großen Düngerver- 
wendung wegen, nicht wohl vorkommen kann.« 

Als Beispiel zitiert Dünkelberg die Verwaltung des Gutes 
Grignon, Dep. Seine et Oise, die eine sehr interessante Vorge- 
schichte hat. Ein verwundeter napoleonischer Offizier lernte 
nämlich bei Albrecht Thaer in Möglin die rationelle Landwirt- 
schaft und gründete, nach Frankreich zurückgekehrt, mit Hilfe 
städtischer und ländlicher Geldgeber eine Aktiengesellschaft 
zum Zweck des gemeinsamen Betriebes von Landgütern. Diese 
Gesellschaft pachtete dann 1828 eben die Domäne Grignon. 
Die augenscheinliche Herkunft der Idee von Albrecht Thaer 
ist in mehr als einer Hinsicht interessant; beweist sie doch, daß 
dieser von den Agrarromantikern, namentlich von Adam Müller, 
so heftig angegriffene Herold einer neuen Zeit in der Landwirt- 
schaft, nämlich der rationellen, rein kaufmännisch auf den Rein- 
ertrag hin betriebenen Wirtschaft, Anhänger der schärfsten 
Trennung des landwirtschaftlichen Gewerbes vom Grundbesitz 
war. Stammen doch seine Anschauungen und Ideen sämtlich aus 
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England, dem Lande des Arthur Young, der rationell betriebenen 
großen Pachten, die das landwirtschaftliche Unternehmertum, 
völlig vom Grundbesitz losgelöst, in ihrer Reinkultur darstellen. 
Auf Pacht exemplifiziert Thaer auch in seinem großen Lehrbuch 
über rationelle Landwirtschaft mehr als auf Besitz, obwohl im da- 
maligen deutschen Osten Besitz und Betrieb noch nahezu zu- 
sammenfielen, und obwohl man ihm deshalb von gegnerischer 
Seite die mangelnde Bodenständigkeit seiner Lehren zum Vor- 
wurf machte. Daß er aber bereits an eine auf rein kaufmännisch- 
kapitalistischer Basis betriebene Landwirtschaft dachte, wie er 
Ja auch beständig den Ackerbau als eine Industrie, als ein Ge- 
werbe bezeichnet, beweist, wie weit er seiner Zeit vorausgeeilt ist. 

Um aber auf die Domäne Grignon zurückzukommen, so be- 
stand die zu ihrer Bewirtschaftung 1828 gegründete Aktien- 
gesellschaft noch 1857, nachdem die Leitung vom Vater auf den 
Sohn übergegangen war. Die Verzinsung war stets sehr befrie- 
digend, sie betrug in manchen Jahren 113496. Ueber das Ende 
dieser interessanten Unternehmung konnte ich leider nichts 
ermitteln. Ich weiß nur, daß heute Grignon Staatsdomäne und 
Musterwirtschaft ist. Die Ursache der Umwandlung dürfte 
aber im Verkauf der Domäne an einen anderen Eigentümer oder 
den üblichen Differenzen zwischen Pächter und Verpächter, 
in diesem Falle der Gesellschaft und dem Eigentümer, gelegen 
haben. Denn m. E. kann eine derartige Erwerbsgesellschaft 
nur von Bestand sein, wenn sie ım Vollbesitz und vollem Ver- 
fügungsrecht über alle Produktionsmittel, also auch den Boden, 
ist, also den Grundbesitzer nicht mediatisiert, sondern gänzlich 
auskauft. Ein Kondominium, wie noch Dünkelberg es vorschlägt, 
führt schließlich immer zu Mißhelligkeiten, außerdem schwebt 
die landwirtschaftliche Aktiengesellschaft ohne den Grundbesitz 
immer in der Luft und kann durch Kündigung der Pacht an 
jedem Termin sich aufgelöst schen, wodurch in den ganzen 
Betrieb ein irrationales Moment kommen würde. 

Das gilt auch von den sehr ephemeren Aktiengesellschäaften, 
die in den zoer und 8oer Jahren mitunter in England auf den 
Gütern großer Lords betrieben worden sind. Es kam da öfters 
vor, daß ein solcher Großgrundbesitzer in den Konkurs geriet. 
Da nun die Gläubiger seinen als Entail unpfändbaren Grund- 
besitz nicht verkaufen konnten, hielten sie sich an ihm dadurch 
schadlos, daß sie sich zu einer gemeinsamen Betricbsgesellschaft 


120 R. Leonhard, 


zusammentaten, welche den Lord sequestierte, d. h. ihm vor- 
weg die ihm nach dem ius competentiae zustehende Apanage aus- 
zahlte, die Landwirtschaft aber auf seinen Gütern für eigene 
Rechnung betrieb und die Erträge unter sich so lange verteilte, 
bis eben aus den Früchten des Guts ihre Forderungen befrie- 
digt waren, was oft recht lange dauerte. Diese Wirtschaftsgenossen- 
schaften kommen reinen Aktiengesellschaften juristisch recht nahe, 
aber natürlich handelt es sich methodologisch hier nur um Aktien- 
gesellschaften auf Liquidation, die angesichts der Zahlungs- 
unfähigkeit des Schuldners einen Akt der Selbsthilfe der Gläu- 
biger darstellen. 

Uebrigens ist auch aus Deutschland ähnliches zu berichten. 
Noch in früheren Ausgaben bei Roscher lesen wir, daß in den 7oer 
Jahren des vorigen Jahrhunderts, zu einer Zeit, als der Kapitalis- 
mus in Deutschland und Oesterreich seine ersten hohen Wellen 
schlug und bereits glaubte, alle Erwerbszweige seiner Herrschaft 
einverleiben zu können, sich Aktiengesellschaften nicht zum Er- 
werb, wohl aber zum Betrieb landwirtschaftlicher Güter bildeten, 
und sehr bezeichnenderweise suchten sie sich hierfür Gegenden 
aus, die unter der Herrschaft eines verschuldeten, zum großen Teil 
absentistischen Großgrundbesitzes standen. Der Schauplatz der- 
artiger Aktiengesellschaften war nämlich für Oesterreich Galizien, 
für Deutschland Hinterpommern, wo sich rheinisches Kapital be- 
tätigen sollte. Von wirtschaftlichen Erfolgen dieser Pachtgesell- 
schaften hat man aber nichts gehört. Sie sind wohl schon durch 
den großen Krach der 8oer Jahre, der den Kapitalismus vorüber- 
gehend etwas zurückdrängte, zugrunde gegangen. 

Eine für die volkswirtschaftliche Morphologie recht interes- 
sante Erscheinung stellen auch jene Landgesellschaften dar, diesich 
in überseeischen Gegenden von der Regierung haben ungeheure 
Landkonzessionen erteilen lassen. Diese sollen dann später an 
Farmer in kleineren Stücken mit großem Profit verkauft werden. 
Solange aber, bis die engere Besiedlung namentlich mit dem Bau 
von Eisenbahnen einsetzt — ein Moment, der oft sehr spät 
kommt, und dessen Hinauszögerung große Zinsverluste zur 
Folge hat — will man wenigstens vorläufig einen geringen Ertrag 
vom Besitz jener großen Landstrecken haben, der etwa den Bau- 
zinsen bei industriellen Aktiengesellschaften entsprechen würde. 
Deshalb betreiben jene überseeischen Land-Aktiengesellschaften, 
namentlich in Argentinien, Landwirtschaft auf ungeheuren Flä- 


Ben: 
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chen in extensivster Weise. Hauptsächlich handelt es sich na- 
türlich um Viehzucht, die nach rein kaufmännischen Gesichts- 
punkten unter genauester Buchführung betrieben wird 3). Getrei- 
debau ist unlohnend und wird nur auf kleinen Flächen so weit 
getrieben, wie es für den eigenen Bedarf der Angestellten und die 
Viehfütterung notwendig ist. Aber dieser ganze Betrieb findet, 
wie gesagt, nur provisorisch statt, ähnlich wie bei den ebenfalls 
auf spätere Parzellierung hinarbeitenden Siedlungs- und Land- 
banken in Deutschland. Die Aktiengesellschaft ist hier ge- 
wissermaßen nur die Trockenwohnerin für die zu erwartenden 
Farmer, und die Fläche des Großbetriebs vermindert sich stän- 
dig, je stärker mit der zunehmenden Ansiedlung die Kleinbe- 
triebe vordringen 14). 

Ganz ähnliche Verhältnisse liegen im Nordwesten der Ver- 
einigten Staaten vor, deren sogen. Mammut-Farmen z. B. Ru- 
dolph Meyer zu einer ganz falschen Auffassung von der ameri- 


13) In Argentinien spielen neuerdings eine große Rolle die Aktiengesell- 
schaften des nordamerikanischen Fleischtrusts, die, von Armour und Swift 
vorgeschoben, kolossale Landflächen zur Viehzucht angekauft und in Buenos- 
Aires riesige Schlachthäuser und Kühlanlagen errichtet haben, um auf diese 
Weise zur nordamerikanischen auch der argentinischen Fleischproduktion und 
damit der Versorgung des Weltmarkts sich zu bemächtigen. 

H) Indessen scheinen diese bisherigen Siedlungsmethoden der großen Land- 
gesellschaften, die nur auf Landverkauf basierten, in Argentinien doch nicht 
den gewünschten Erfolg einer starken inneren Kolonisation gehabt zu haben, 
denn der frühere Landwirtschaftsminister Frers hat am 14. August 1912 dem 
Kongreß einen Gesetzentwurf überreicht, den das »Argentinische Tageblatt« 
vom 20. Oktober 1912 als den reifsten, durchführbarsten und aussichtsreichsten 
bezeichnet, der je auf dem Gebiet der Kolonisationspolitik auf das Tapet kams., 
Die Eigenart des Projekts (El Gran Problema, la poblacion del pais: banco 
colonizador de la Nación Argentina, Buenos Aires 1912), besteht in Kürze darin, 
daß der Staat seinen immer noch sehr ausgedehnten Grundbesitz gegen an- 
gemessene Entschädigung einer nationalen Sıedlungsbank überlassen solle, die 
aber nicht mit der bloßen Ansetzung der Kolonisten ihre Tätigkeit beenden 
wlle, und so scine Kolonisation vortäuschen, die nur solange dauert, um eben 
das Geschäft abrunden zu könnena, sondern die dauernd sam Gewinn beteiligt 
und somit am endgültigen Erfolg der Unternehmung interessiert seie. Gerade 
in ieser Kooperation von Boden, den der Staat hergibt, Kapital, das die Finanz- 
leute spenden sollen, und Arbeit, welche die Kolonisten leisten, diesem dauernden 
Zusammenwirken dreier Produktionsfaktoren zu einer wirksamen wirtschaft- 
lichen Unternehmungseinheit sieht der Antragsteller den größten Wert seines 
Vorschlaxs, sda auch die Kolonisten selbst an den Gewinnsten und der Leitung 
ach beteiligen und auf diese Weise ihr eigenes Gedeihen mit demjenigen der An- 
stalt verbinden würden«e. 

Das argentinische Tagblatt glaubt das deutsche Kapital dringlich sauf diese 
seltene, ja vielleicht letzte Gelegenheit zu einer erfolgreichen, großzügigen Be- 
tatıgung im hiesigen Lande« aufmerksam machen zu sollen. 
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kanischen Landwirtschaft und ihrer Zukunft veranlaßt haben, 
während schon um die gleiche Zeit 1886 ein französischer Rei- 
sender de Rousiers, der sich vergebens nach dem Ueberwiegen 
derartiger Großbetriebe auf Aktien umgesehen hatte, ganz richtig 
bemerkte, die vercinzelten Großunternehmungen dieser Art seien 
lediglich Renomierfarmen (boosting farms), die der Gesellschaft 
ein schweres Defizit eintrügen. Sie würden aber deshalb fort- 
geführt, um den einwandernden Farmern die Prosperität der 
Gegend vorzuführen und zum Kauf anzuregen. Also lediglich 
geldkostende Reklamewirtschaften! 

Indessen sehen gerade die Vereinigten Staaten durch die 
im letzten Jahrzehnt sich fühlbar machende ungewohnte Teue- 
rung der Lebensmittel sich genötigt, das Problem der landwirt- 
schaftlichen Unternehmungsform neuerdings zur Diskussion zu 
stellen. Für die spontanen Meinungsäußerungen aus dem Publi- 
kum ist symptomatisch eine Zuschrift von Jos. Holmes an den 
Herausgeber des commercial and financial chronicle in New York, 
Nr. 2504 vom 21. Juni 1913. Der augenscheinlich industric- 
kapitalistischen Kreisen entstammende Einsender faßt das Pro- 
blem in seinem „Farming by corporations, the hope of the future« 
betitelten Ausführungen allerdings lediglich vom Konsumenten- 
standpunkte aus und ist sich augenscheinlich, indem er von 
neuen Unternehmungsformen eine grenzenlose Steigerung der 
Rohproduktion erwartet, über die grundlegenden Unterschiede 
zwischen der landwirtschaftlichen und industriellen Produktivi- 
tät überhaupt nicht klar; dennoch enthalten seine in echt ameri- 
kanischem Draufgängertum gehaltenen, keine Schwierigkeiten 
kennenden Vorschläge viel Beachtenswertes. H. geht von der 
Tatsache aus, daß in den amerikanischen Großstädten der 
»Mann in der Straße« heute gut und billig bekleidet und beschuht, 
aber schlecht genährt sei. Hätte man in der Bekleidungs- und 
Schuhbranche auf die Versorgung durch die frühere, individuelle 
und dezentralisierte Kleinproduktion gebaut, so liefe heute noch 
halb New York barfuß und zerlumpt herum. Nur der industrie- 
kapitalistischen Produktion sei es zu verdanken, daß die gestie- 
gene Nachfrage gut und billig befriedigt wurde. Anders aber sei 
es mit der Produktion von Lebensmitteln, die hinter der ge- 
stiegenen Nachfrage weit zurückgeblieben sei und sie je länger 
je weniger befriedigen könne, trotzdem der einzelne Farmer sich 
von früh bis abends abmühe. Die Nation aber könne und solle 
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ihre Versorgung mit Lebensmitteln nicht von der Hoffnung 
auf Reziprozitätsverträge mit Kanada oder von der Versorgung 
durch technisch rückständige Farmer abhängig machen, sondern 
möge die agrarische ebenso wie bereits früher die gewerbliche 
Produktion kapitalstarken Korporationen und Syndikaten über- 
tragen, die mit den modernsten Mitteln der Technik den Roher- 
trag steigern und damit die Lebensmittel verbilligen würden. 
Diese neue zukunftsreiche Form der landwirtschaftlichen 
Ernährung wäre, so meint Holmes, zugleich auch ein Mittel, 
dıe Landarbeiterfrage zu lösen, die in der Union nicht weniger 
brennend sei als ın Europa. Es fehle allenthalben der von ein- 
zelnen Farmern betriebenen Landwirtschaft an Händen. »The 
boys have left the farm to be near the amusements and excite- 
ments of the towns.« Diese Ursache der Landflucht, ganz die 
gleiche wie bei uns, kann nur eine Art des Landwirtschaftsbetriebs 
beseitigen, die dem Landarbeiter gestattet, die gesunde Arbeit 
im Freien mit den Vorteilen des Lebens in der Großstadt zu ver- 
binden. Genau so wie heute die Industricarbeiter von den um- 
liegenden ländlichen Bezirken auf allerlei Vehikeln morgens in 
die Stadt auf ihre Arbeitsstelle eilen, so würden sich künftig 
die Landarbeiter morgens aus der Stadt mit Kleinbahnen und 
Automobilomnibussen auf die großen Landkomplexe an ihre 
Arbeit begeben, um abends wieder in die Stadt zurückzukehren 
und ihre Zerstreuungen genießen zu können. Nur Riesenunter- 
nehmungen könnten aber derartige Hin- und Rücktransporte 
großer Arbeitermengen ausführen. Die industriekapitalistische 
Zentralisierung des Landwirtschaftsbetriebes enthielte also auch 
die Lösung der Landarbeiterfrage. »It is useless to regret the 
old ideas, the simple life. It was never the idyl, it was painted, 
and it never can compete again the city attractions. But we 
must be clothed and fed, and some one must do the work.« 
Blühende Phantasien eines industriewütigen Kapitalisten, 
wird derjenige entgegnen, der alles Neue, eben weil es neu ist, 
für unmöglich hält 1). Indessen sind die Ausführungen Holmes 





») Gleiche Ursachen bringen überall in einer Art von Konvergenzerschei- 
nung auf vollkommen selbstandigem Wege die gleichen Ideen hervor, und so 
entspricht den Gedankenzänsen von Holmes ganz merkwürdig cin fachmänni- 
scher Aufsatz in den Timesa vom 26. Januar 1913 »apitalist farminge, der 
einen Cyklus über den gegenwärtigen Zustand der Landwirtschaft in England 
abschließt und dahin resumiert, daß nur aktives Kingreifen des Kapitals Roh- 
ertrag und Rentabilität des landwirtschattlichen Betriebs erhöhen könne. 
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nur Verallgemeinerungen einzelner bereits in Praxis umgesetzter 
Fälle. Vielleicht wird die Ausführung der Ideen, die Autor be- 
reits vor I4 Jahren in der landwirtschaftlichen Praxis selbständig 
konzipierte, jenseits des Ozeans, wo keine traditionellen Hem- 
mungen die Ausführung hindern, ihren Anfang nehmen. Bereits 
gibt es in der Nähe amerikanischer Großstädte landwirtschaft- 
liche Aktiengesellschaften für Milchproduktion und Molkereigüter 
mit Weiterverarbeitung; ebenso ist im südlichen New Jersey 
eine große Aktiengesellschaft auf 3000 acres zum Anbau von 
Gemüsen gegründet worden. Desgleichen haben Kapitalisten 
von Ohio unter Beteiligung eines Bruders des Expräsidenten 
Taft ein Latifundium in Texas angekauft, um dort Landwirt- 
schaft im größten Maßstab zu betreiben. 

Ueberall dort also, wo durch Raubbau erschöpftes Land 
verlassen wurde oder zu einem Bruchteil des früheren Preises 
zu haben ist, wie in den Neu-England-Staaten und im Hinter- 
land von New York, wäre diese neue Art des Farming möglich, 
zumal dort, wo große Menschenansammlungen und die Nähe des 
Marktes Meliorationen und das Hineinstecken großer Kapitalien- 
mengen rechtfertigen. Eine solche Gegend mit dem Markte vor 
der Tür haben wir auch in Deutschland im rheinisch-westfälischen 
Industriebezirk, wo die großen Gruben- und Hochofengesell- 
schaften sich vor die Aufgabe gestellt sehen, die von ihnen veran- 
laßten ungeheuren Menschenansammlungen nicht nur in zum 
Teil ad hoc neu geschaffenen Siedlungen zu behausen, sondern 
auch ihre Lebensmittelversorgung möglichst billig zu gestalten. 
Diese Verbilligung geschieht in der Regel, wie bei Krupp, durch 
konsumgenossenschaftlich geregelten Bezug und Distribution. 
Es ist aber von da nur ein Schritt, auch die Urproduktion selbst 
sich anzugliedern, und diesen Schritt hat die Harpener Berg- 
werksgesellschaft vorbildlich durchgeführt. Auf einem Komplex 
von 4000 ha Oedland in Geeste, Kreis Meppen, hat sie seit 1907 
einen Riesenbetrieb eingerichtet, dessen Schwerpunkt in der 
Schweinezüchterei, Mästerei und Schlachterei liegt. Nur eine 
Aktiengesellschaft, der unbeschränkte Mittel zur Verfügung 
stehen, konnte 50 km Gräben anlegen, um die sumpfige Fläche 
zu entwässern, den Boden durch Kunst- und Gründüngung und 
Dampfpflügen für die erste Einsaat vorbereiten, künstliche Wie- 
sen schaffen, die öde Heide sogar so weit verbessern, daß 
Gemüsebeete angelegt werden konnten. Volle 3 Millionen wurden 
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in die Verbesserung des Gutes und die Errichtung der Gebäude 
gesteckt. Feldbahnen und Telephone verbinden alle wichtigen 
Punkte miteinander. Die Schweinezucht wird ganz systematisch 
betrieben, indem die Ferkel in ihrer Jugend im Walde sich selbst 
ernähren müssen und dadurch kräftig und gesund bleiben. Später 
werden sie dann in acht großen, auf dem Gut befindlichen Mast- 
ställen, deren jeder 500 Tiere faßt, zur Mästung aufgestellt und 
möglichst mit auf dem Gut geernteten Futtermitteln fett gemacht. 
Wenn die Tiere 110 Kilo schwer sind, werden sie in dem wieder 
auf dem Gut errichteten, technisch vollendet eingerichteten 
Schlachthaus geschlachtet, zerlegt oder zu Wurst verarbeitet. 
Das Fleisch geht direkt auf die Zeche und versorgt 25 000 Ar- 
beiter. Jede Zwischenhand ist bei dieser vollendeten Integration 
ausgeschaltet. 

Diese landwirtschaftlichen Aktienbetriebe wurden zwar in 
günstiger Marktlage, aber auf verlassenem, menschenleeren Boden 
eingerichtet, wo der neue Großbetrieb keine Kleinbetriebe ver- 
drängte. Indessen auch in der Landwirtschaft berühren sich die 
Extreme, und so haben wir die Möglichkeit unpersönlicher Land- 
wirtschaftsbetriebe auch in einem menschenwimmelnden Lande 
mit alter, intensiver Landwirtschaftskultur, nämlich in Ober- 
italien. Hier, wo die Kapitalisierung der Landwirtschaft noch 
um eine Stufe weiter vorgeschritten ist als in Ostelbien, sind 
vom Boden sowohl die Gutsbesitzer wie die Arbeiter gänzlich 
losgelöst, der Grundbesitz mobilisiert, der Betrieb ein rein ge- 
werblicher. Die Eigentümer leben in der Regel in der Stadt 
und überlassen die Verwaltung ihrer Besitzungen einem Ver- 
treter oder Großpächter, der seinerseits entweder an Klein- 
pächter weiter verpachtet oder großbetrieblich mit Landar- 
beitern wirtschaftet, die, in sozialistischen Gewerkvereinen 
organisiert, genau der Industriearbeiterschaft in anderen Län- 
dern entspricht. Rovelli, der diese oberitalienischen Verhält- 
nisse in seinem Buche über die »Agrarverfassung in der Lombar- 
dei« anschaulich geschildert hat, kommt am Ende seines inter- 
essanten Buches zu dem Schluß, die Versachlichung und Ent- 
persönlichung der oberitalienischen Landwirtschaft, die mit 
dem höchsten Grad der Produktionstechnik Hand in Hand 
ginge, sei so weit vorgeschritten, daß die Umwandlung der land- 
wirtschaftlichen Betriebe in Aktiengesellschaften seiner Ansicht 
nach das Ratsamste sei. Von dieser Umwandlung verspricht er 
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sich sogar soziale Vorteile, eine Beilegung der großen Agrar- 
streiks, die am Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts 
die italienische Landwirtschaft erschüttert haben. Er schreibt 
S. 226: »Die Landwirtschaft enthält im Gegensatz zu den an- 
deren Erwerbszweigen nicht nur rein ökonomische, sondern auch 
psvchologische Momente; daher stammt die soziale Bedeutung 
der landwirtschafttreibenden Bevölkerung. Wo also kein traditio- 
nelles, gemütliches Band den Menschen, ich möchte sagen seine 
Seele, an den Boden bindet, da könnten nur wirtschaftliche 
Interessen die kommende Generation auf dem Lande festhalten. 
EIERN, als eine solche Eigentumsform möchte ich die der Aktien- 
gesellschaft vorschlagen. Aktiengesellschaft in der Landwirt- 
schaft, das klingt freilich etwas fremdartig, dürfte aber für die 
niederlombardischen Verhältnisse der beste der möglichen Wege 
sein zur Lösung derAgrarprobleme. Bei den niederlombardischen 
Verhältnissen würde die Aktiengesellschaft gar nicht etwas so 
Fremdartiges an sich haben. Im allgemeinen ist die Aktien- 
gesellschaft überall dort angebracht, wo das Kapital eine große 
Rolle spielt, wie es bei der niederlombardischen Landwirtschaft 
eben der Fall ist. Die Trennung zwischen Eigentümer und Be- 
triebsleiter, die bei der Aktiengesellschaft stattfindet, wäre hier 
ja auch nichts Neues. Der letzte Grund, weswegen sonst die 
Aktiengesellschaft der Landwirtschaft etwas Fremdes ist, ist der, 
daß der Grundeigentümer zu seinem Besitz nicht nur geschäft- 
liche, sondern auch gemütliche Beziehungen hat, die in eins zu- 
sammenflicßen, während z. B. zwischen einem Hochofen oder 
einer Papierfabrik und ihren Eigentümern sich meistens keinerlei 
Band mit persönlicher Färbung findet. Daher kann sonst die 
kapitalistische Organisation, die jede persönlich-individuell, 
konkret gefärbte Beziehung durch eine Summe abstrakt-sach- 
licher Vertragsverhältnisse ersetzt, in der Landwirtschaft nicht 
durchgeführt werden. In der Niederlombardei sind jegliche per- 
sönlichen Beziehungen zum Boden schon längst aufgelöst; der 
Boden ist da nichts anderes als Erwerbsmittel, der landwirtschaft- 
liche Betrieb nichts anderes als eine Art Kapitalanlage.« Rovelli 
weist weiter darauf hin, daß »die Aktiengesellschaft durch bessere 
Betriebsorganisationen eine größere Arbeitsproduktivität her- 
beiführen und damit weitere Lohnsteigerungen ermöglichen« 
würde, während die bestehende Agrarverfassung die Arbeiter- 
klasse stark hemme. Auch er also erwartet von der formellen 
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Durchführung eine Unternehmungsform, die latent bereits längst 
vorhanden ist, für die Arbeiterschaft sogar sozialpolitische Vor- 
teile. 

Diese Zeilen schrieb Rovelli 1908. Schon lange vorher aber 
sind nach heftigem Agrarstreik in ganz Oberitalien und auch 
ın der Lombardei Gebilde entstanden, die von Rovelli auch 
(S. 188—207) erwähnt werden und die in der Tat mit dem, was 
er für zweckmäßig hält, eine groBe Achnlichkeit haben. Zwar 
nicht städtische Kapitalisten, wohl aber die norditalienischen 
Arbeiter selbst haben durch Zusammenschluß Verbände gebildet, 
die vom Grundherrn, häufig kirchlichen und kommunalen Be- 
hörden, das Land unter Ausschaltung des privaten Großpächters 
und Arbeitgebers selbst gepachtet haben. Man unterscheidet 
zwei Typen dieser Pachtgenossenschaften oder affıtanze col- 
lettive, nämlich affıtanze a condizione unita und affıtanzce a 
condizione divisa. Die letzteren haben viele Aehnlichkeit mit 
den von Oppenheimer vorgeschlagenen Siedlungsgenossenschaf- 
ten, indem jeder Genosse als Teilpächter seine selbständige Wirt- 
schaft im Rahmen des Großbetriebs betreibt und nur hin- 
sichtlich des gemeinsamen Ein- und Verkaufs von einer gemein- 
samen Oberleitung abhängig ist. Die ersteren aber, die affi- 
tance a condizione unita, sind eigentlich nur durch die Art ihres 
Zustandekommens Genossenschaften. Verwaltet werden sie 
nämlich so zentralistisch, daß man, wie auch die »Mitteilungen 
der deutschen Landwirtschaftsgesellschaft« schreiben, eher von 
landwirtschaftlichen Aktiengesellschaften sprechen könnte. Das 
einzelne Mitglied wird durchaus als freier Arbeiter behandelt und 
erhält Taglohn pro Tag der geleisteten Arbeit, der sich durchaus 
nach der landesüblichen Höhe richtet. Der Genosse ist auch nicht 
etwa verpflichtet, seine ganze Arbeitskraft lediglich dem ge- 
meinsamen Unternehmen, der Kollektivpacht, zu widmen; 
wenn er anderswo gelegentlich lohnendere Arbeit finden kann, 
so wird er nicht zurückgehalten. Umgekehrt stellt die Pacht- 
genossenschaft, wenn sie in dringenden Zeiten Arbeitsmangel hat, 
fremde Arbeiter ein und bezahlt sie im Taglohn. Von diesen frem- 
den Taglöhnern unterscheidet sich der Genosse lediglich dadurch, 
dab ihm jeder auf der Kollektivpacht geleistete Tag gutgeschrie- 
ben und daß ihm aus dem etwaigen Ucberschuß am Ende des 
Jahres eine Art von Dividende im Verhältnis zu den geleisteten 
Arbeitstagen gegeben wird. Man sieht, der nicht sehr stark an 
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den Betrieb gebundene Genosse ist im Grunde nur freier Guts- 
arbeiter mit Gewinnbeteiligung, ein Modus, der auch in der nord- 
deutschen Landwirtschaft u. a. von Thünen auf Tellow versucht 
wurde, allerdings nicht mit dauerndem Erfolg. Die italienische 
Kollektivpacht wird geleitet durch ein Zentralbureau, welches 
in eine kaufmännische und technische Abteilung zerfällt. Alle 
Zahlungen, Verkäufe und Käufe gehen durch dieses Bureau. 

Diese italienischen Kollektivpachten in der Form rein 
kaufmännischer landwirtschaftlicher Erwerbsgenossenschaften 
scheinen sich besser zu bewähren als die immer wieder erneuten 
Versuche der großen englischen Konsumgenossenschaften, sich 
landwirtschaftliche Betriebe anzugliedern, die, teils durch eigene 
Mitglieder, teils durch bezahlte fremde Arbeiter betrieben, die 
Rohproduktion und den Rohstoff für den Gebrauch der Konsum- 
vereinsmitglieder liefern sollen 18). Ob nicht in Deutschland viel- 
leicht demnächst die großen Städte sich werden gezwungen sehen, 
an neue Aufgaben heranzutreten und bei fortdauernder Fleisch- 
not als landwirtschaftliche Unternehmer aufzutreten, um auf 
großen Gutspachtungen das erforderliche Vieh selbst zu mästen, 
ist eine offene Frage, jedenfalls würden derartige schon mehr- 
fach vorgeschlagene und projektierte Unternehmungen eben- 
falls eine Art von Aktiengesellschaft darstellen, wenn auch der 
Träger keine private Erwerbsgesellschaft, sondern eine öffentliche 
Korporation wäre. 

Es sind hiermit so ziemlich alle in der Literatur bekannten 
Fälle, wo man versuchte, Landwirtschaft in Form einer Aktien- 
gesellschaft oder auch nur in ähnlichen Formen einer Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaft zu treiben, zur Sprache gekom- 
men. Liegt nun in der vorläufigen Seltenheit der Fälle der Schluß 
begründet, daß die Landwirtschaft für die Unternehmungsform 
der Aktiengesellschaft sich überhaupt nicht eigne? Ich meine, 
man kann aus dem Vorstehenden nur den Schluß ziehen, daß 
das Vorkommen der einen oder anderen Voraussetzung zur Grün- 
dung landwirtschaftlicher Aktiengesellschaften im konkreten Fall 


16) Auch unsere deutschen Konsumgenossenschaften gehen unter dem Drucke 
der Lebensmittelteuerung neuerdings zu solchen Versuchen über. Der große 
Konsumverein »Produktione in Hamburg hat in Mecklenburg ein Rittergut 
gekauft, um dort für seine Mitglieder Schweinemastung im Großen zu betreiben. 
»Es gehört zu den Ehrenaufgaben der großen Konsumvereine, auf derartigen 
problematischen Gebieten vorwärts zu gehen und die Wirtschaftlichkeit solcher 
neuen Gebicte auszuprobieren.e 
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nicht ausreicht, daß es vielmehr ähnlich wie beim Pflanzen- 
wachstum eines Zusammenfallens, einer Kombination verschiede- 
ner Voraussetzungen und Umstände bedarf, wenn der Boden zur 
Gründung einer landwirtschaftlichen Aktiengesellschaft reif sein 
soll. Diese Voraussetzungen sind die, daß ı. in den Städten sich 
sehr viel Kapital angehäuft haben muß, das nach neuen Anlagen 
verlangt, daß 2. Großgrundbesitz mit Großbetrieb in der betref- 
fenden Gegend bereits von altersher vorhanden ist, daß 3. Eigen- 
tümer sowohl wie landwirtschaftliche Bevölkerung durch die 
wirtschaftliche Entwickelung vom Boden losgelöst und der Grund- 
besitz bereits mobilisiert ist, daß 4. die technischen und wirtschaft- 
lichen Voraussetzungen für eine organische Durchführung der 
Landwirtschaft mit Landindustrie und für einen Betrieb des 
Ackerbaues mit Maschinen gegeben ist, und daß endlich 5. die 
Bodenverfassung dem nicht entgegensteht, daB also das Land 
von der Aktiengesellschaft nicht nur gepachtet, sondern auch 
gekauft werden kann. 

Aus der Aufzählung dieser Vorbedingungen, die aus der 
Geschichte der bisherigen Versuche abstrahiert sind, geht zweier- 
lei hervor: 1. daß nur unter ganz besonderen Umständen alle 
Voraussetzungen für die Gründung derartiger Unternehmungen 
gegeben sind, daB sie aber 2. speziell im deutschen Osten nahezu 
bereits alle zutreffen. 

Wenn also die vorstehenden Untersuchungen über die wirt- 
schaftliche Möglichkeit der Anwendung der Erwerbsgesellschaft 
auf die große Landwirtschaft zu dem Schluß führten, daß in 
dem konkreten Fall nach Wegräumung einiger politischer Hin- 
dernisse die Möglichkeit gegeben ist, so handelt es sich bei dem 
hieraus resultierenden Vorschlag zur versuchsweisen Einführung 
dieser Wirtschaftsform nicht darum, etwas absolut Neues in 
Anwendung zu bringen, sondern nur darum, für einen durch die 
wirtschaftliche Entwicklung der letzten vier Jahrzehnte be- 
teits völlig geänderten Inhalt entsprechende neue Formen 
zu finden, selbst wenn das offene Zurschaustellen dessen, was 
bereits längst vorhanden ist, Mißfallen erregen sollte. Es 
geht in dieser Beziehung geradeso wie mit den Staatsmonopolen: 
Man kann im Prinzip Gegner von Staatsmonopolen sein und den 
freien Wettbewerb vorziehen; wenn aber unter dem Schutz der 
den freien Wettbewerb gestattenden Gesetze private und zumal 
ausländische Monopole den Markt beherrschen, so ist eine Ab- 
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lösung desselben durch den Staat das kleinere Uebel und wird 
selbst von Gegnern des Monopols akzeptiert werden, die damit 
keineswegs von ihrem prinzipiellen Standpunkt abgehen. Ebenso 
kann man aus sozialpolitischen Gründen die Existenz eines 
individuell verwalteten Großgrundbesitzes vorziehen; wenn aber 
durch die starke Mobilisierung des Bodens, die teilweise Eman- 
zipierung des Eigentümers von seiner Besitzung und die völlige 
Freisetzung der landwirtschaftlichen Bevölkerung in den Ge- 
genden des Großgrundbesitzes jene Verhältnisse, die man ja von 
der Aktiengesellschaft befürchtet, sich bereits längst herausge- 
bildet haben, wenn also ihre sozialpolitischen Nachteile bereits 
da sind, so ist es nur logisch, durch die nachträgliche Einführung 
der unpersönlichen Betriebsform sich wenigstens ihre wirtschaft- 
lichen Vorteile zu sichern. Auf jeden Fall aber möchte ich, 
um den sicher nicht ausbleibenden Vorwurf zu vermeiden, ich 
hätte die Umwandlung der deutschen Landwirtschaft von Ost- 
preußen bis zum Elsaß in Aktiengesellschaften verlangt, mich 
nochmals dahin resümieren, daß es sich nur um ein Teilproblem, 
nämlich um die Zukunft des kleineren Teils des ostelbischen 
Großgrundbesitzes handelt. Für den im Vordringen befindli- 
chen Kleinbetrieb wird natürlich immer die Form des Eigen- 
besitzes und Eigenbetriebs die gegebene sein, und die Zusammen- 
fassung dieser Kleinbetriebe in Genossenschaften wird ihnen zu 
den Vorteilen der individuellen Bewirtschaftung auch die der 
Zugehörigkeit zu großen Wirtschaftsverbänden geben. Für 
diejenigen Großbetriebe aber, die zur Aufteilung in kleine 
Betriebe sich nicht eignen oder von dieser Entwicklung nicht 
erreicht werden, kann die Zukunft nur im Zusammenschluß zu 
großen, einheitlich geleiteten Erwerbsgesellschaften und der 
Durchtränkung mit industriekapitalistischen Methoden liegen. 
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Das österreichische Arbeitsstatistische Amt hat im Jahre 1907/8 
über die industrielle, landwirtschaftliche, häusliche und sonstige 
wirtschaftliche Arbeit der Schulkinder eine groß angelegte Erhebung 
durchgeführt. Diese zeichnet sich nicht nur durch ihren weiten Um- 
fang, sondern auch durch die Fülle der Gesichtspunkte, durch ihre in 
zahlreiche Details eindringende Fragestellung aus. Kein anderer 
Staat vermag m. W. aut eine Erhebung über den so wichtigen Gegen- 
stand hinzuweisen, die sich mit der vorliegenden messen könnte. 

Die Ergebnisse derselben liegen nunmehr ın zwei starken Bänden 
vor !); der erste Band bringt auf Grund der statistischen Bearbeitung 
der Individualdaten eine große Anzahl schr eingehender Tabellen, 
der andere die analytische Besprechung der Zahlen sowie die Zu- 
sammenfassung der gutachtlichen Acußerungen der Schulleitungen. 
Diese Publikation enthält eine Fülle höchst interessanter Daten über 
die Verbreitung und die Erscheinungsiormen der Kinderarbeit in 
Oesterreich, über deren Intensität, Dauer, Folgen usw. Da es nicht 

I) Erhebung über die Kinderarbeit in Oesterreich im Jahre 1908, 1. Teil 
Tabellen, NV und 424 S., 1. Teil, Textliche Darstellung un zwei Heften)’ 
NLI und 395 S. 
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jedermanns Sache ist, auch nur den textlichen Teil dieser Veröffent- 
lichung — er hat 346 Seiten im Quartformat — durchzustudieren, 
sollen nachstehend die wichtigsten Ergebnisse der Erhebung kurz 
mitgeteilt werden. 

Die folgende Darstellung schließt sich naturgemäß eng an die 
amtliche Publikation an, führt aber die Resultate in einem ganz an- 
deren Zusammenhang vor als jene. Sie beschränkt sich, das sei hier 
ausdrücklich bemerkt, durchaus auf die Wiedergabe von Tatsachen 
und von Aeußerungen der Schulleitungen; dagegen liegt es gänzlich 
außerhalb des Rahmens dieser Arbeit, Mittel zur Beseitigung der 
festgestellten Uebelstände vorzuschlagen oder zu beurteilen. Ver- 
mieden wird deshalb im folgenden jede eigene Beurteilung der 
Verhältnisse, jedes Wort des Mitempfindens für die Tausende armer 
Kinder, die, überanstrengt und gequält, oft in so arger Weise in ihrer 
Gesundheit und in ihrer körperlichen Entwicklung geschädigt werden. 
Uebrigens sprechen die Tatsachen für sich selbst. 


A. Die Durchführung, Bearbeitung und Darstellung der Erhebung. 


Anlaß und Umfang der Erhebung. Die Veran- 
lassung zu der Erhebung war in erster Linie der Antrag auf gesetzliche 
Regelung der Kinderarbeit, den der Reichsratsabgeordnete Dr. Ju- 
lius Ofner zuerst im Jahre 1903 und dann wiederholt im Abge- 
ordnetenhause eingebracht hat und der auch den sozialpolitischen 
Ausschuß mehrfach beschäftigte. Die Regierung glaubte, sich vor 
Stellungnahme zu diesem Antrag im Wege einer Erhebung ein klares 
Bild von den tatsächlichen Verhältnissen der Kinderarbeit verschaffen 
zu sollen. Sie betraute mit dieser Erhebung das k. k. Arbeitsstati- 
stische Amt, das im Einvernehmen mit den anderen Zentralstellen 
und dem Arbeitsbeirate die erforderlichen Vorbereitungen traf. Ende 
des Jahres 1907 wurden die Fragebogen an die ausgewählten Schul- 
leitungen versendet, Ende des Jahres 1908 langten sie ausgefüllt beim 
Arbeitsstatistischen Amte wieder ein. Die Beendigung der Aufar- 
beitung verzögerte sich durch verschiedene äußere Umstände bis zum 
Jahre 1912. 

Allerdings war auch das zu bearbeitende Material sehr umfang- 
reich. Es umfaßte Io 813 Schul- und Klassenfragebogen und 148 308 
Individualfragebogen, von denen jeder eine sehr große Anzahl von 
Fragepunkten enthielt. 

Die Aufnahme erstreckte sich nicht auf alle Schulen Oesterreichs. 
sondern nur auf 3502 von 22 276 oder 15,7%. Einbezogen wurden 
97 ganze Gerichtsbezirke, 138 Städte, 621 sonstige Gemeinden und 
49 einzelne Schulsprengel. Diese Gebiete repräsentieren !/,—!/, der 
gesamten Bevölkerung Oesterreichs. Wir haben es also hier mit einer 
zwar umfangreichen, aber doch bloß partiellen Erhebung zu tun. 
Für deren Beurteilung ist es wichtig, zu wissen, in welcher Weise und 
nach welchen Gesichtspunkten die Auswahl der Erhebungsgebiete 
geschehen ist. 
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Das Amt ging nun dabei nicht etwa darauf aus, der Erhebung 
einen repräsentativen Charakter in dem Sinne zu geben, daß alle Arten 
und Formen der Kinderarbeit im Material möglichst verhältnismäßig 
vertreten seien, so daß in jeder Hinsicht Wahrscheinlichkeitsschlüsse 
vom Teil auf das Ganze gezogen werden könnten. Eine solche Absicht 
wäre auch schwer ausführbar gewesen, da die Verteilung der Kinder- 
arbeit auf die verschiedenen Arbeitszweige usw. nicht bekannt ist. 
Veberdies hätte man den praktischen Zwecken der Erhebung auf 
diese Weise nicht gut gedient. Denn es kam nicht so sehr dar- 
auf an, von allen Arten und Formen der Kinderarbeit die gleiche 
Quote zu erfassen und so den Umfang der vorhandenen Üebelstände 
ziliermäßig festzustellen, als vielmehr darauf, die Morphologie der 
Kinderarbeit klarzulegen, möglichst genauen Einblick in alle, auch 
in die seltener vorkommenden Erscheinungsformen der Kinderarbeit 
zu erlangen. Ja, gerade diese selteneren Formen — die vielfach 
eine besonders arge Ausnützung der jugendlichen Arbeitskraft dar- 
stellen — waren für den legislativen Zweck besonders wichtig, sie 
hätten aber bei einer proportionellen Erhebung zurücktreten, ja zum 
Teile sogar ganz verschwinden müssen. 

So wurde denn bei der Auswahl der Erhebungsgebiete der Grund- 
satz der Proportionalität bewußter Weise nicht verwirklicht. Das 
Amt bestrebte sich vielmehr, einerseits Gebiete von verschiedenstem 
wirtschaftlichen Charakter in die Erhebung einzubeziehen, anderer- 
seits möglichst alle, auch die weniger verbreiteten Kinderarbeits- 
formen in einem solchen Umfang zu erfassen, daß auch über sie ein von 
den Zufälligkeiten des einzelnen Falles tunlichst unabhängiges Urteil 
gewonnen werden kann. Berücksichtigt wurden daher einerseits 
solche Gebiete, von denen schon bekannt war, daß dort besonders 
viele Kinder zu Arbeiten herangezogen werden, z. B. Gegenden, 
ın welche die Findelanstalten Kinder in größerer Zahl in Kost und 
Pflege geben, da solche Kostkinder gewöhnlich besonders arg aus- 
gebeutet werden; andererseits aber auch solche Gegenden, in denen 
die Kinderarbeit im allgemeinen nicht sehr verbreitet ist, aber be- 
stimmte interessantere Formen der Kinderarbeit vorkommen. Ueber- 
dies holte sich das Amt von den Handelskammern, den landwirt- 
schaftlichen Hauptkorporationen, den Landesschulräten, den Arbei- 
terorganisationen Vorschläge über die einzubeziehenden Gebiete. 

Die Erhebung war also schon nach ihrer ursprünglichen Anlage 
keine proportionale; die Verhältnismäßigkeit wurde aber bei der 
Bearbeitung dadurch noch weiter verringert, daß eine größere Anzahl 
Bezirke, insbesondere überwiegend landwirtschaftliche, deshalb aus- 
geschieden wurden, weil sie ganz dasselbe Bild zeigten, wie viele andere, 
während wieder andere Bezirke wegen Mängel des Materials nicht in 
die Bearbeitung einbezogen wurden. 

Kann somit die Erhebung nicht beanspruchen, über die Häufig- 
keit des Vorkommens der verschiedenen Erscheinungsformen der Kin- 
derarbeit Aufschluß zu geben, so dürfen naturgemäß auch Schlüsse 
von der Teilbeobachtung auf die Gesamtheit der Kinderarbeit nur mit 
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Vorsicht gezogen werden; jedesmal muß man vorher die Frage auf- 
werfen, ob nicht die nicht verhältnismäßige Zusammensetzung des 
Erhebungsmaterials das Ergebnis wesentlich verschiebt. 

Diese offenbare Schwäche der Erhebung ist die Kehrseite eines 
unleugbaren Vorzuges: der eingehenden Erfassung auch der selteneren 
Arten der Kinderarbeit. 

Uebrigens ist der Ausschnitt, über den wir Aufschluß erlangen, 
groB genug, um — auch abgesehen von etwaigen Schlüssen auf die 
Allgemeinheit — an sich Bedeutung und Interesse zu besitzen. Denn die 
Erhebung betrifft, soweit sie bearbeitet wurde, im allgemeinen 15,7% 
aller Volks- und Bürgerschulen, 17,9%% aller Schulkinder Oesterreichs; 
speziell die tabellarische Verarbeitung der Individualdaten (s. u.) er- 
streckt sich auf 148 368 Schulkinder, d. h. 10,0% der Gesamtzahl. 

Auch kann zugunsten des in Rede stehenden Vorganges angeführt 
werden, daß in dem Erhebungsmaterial namentlich die großen Ar- 
beitszweige der Landwirtschaft und des Haushaltes, bei denen ziem- 
lich gleichmäßige Verhältnisse vorherrschen, unterdurchschnittlich ver- 
treten sind, während für eine Reihe interessanter spezieller gewerb- 
licher Beschäftigungsarten ein viel größerer Prozentsatz der arbeiten- 
den Kinder, als dem Durchschnitt entsprechen würde, in die Erhe- 
bung einbezogen wurde. Gerade diese Ungleichmäßigkeit gestattet 
aber, innerhalb einer jeden Kategorie sogar mit 
einer größeren Wahrscheinlichkeit Schlüsse von den beobachteten Fäl- 
len auf die Gesamtheit der Fälle zu ziehen; und zwar bei den genann- 
ten großen Arbeitszweigen, deswegen, weil hier eine relativ größere 
Gleichmäßigkeit besteht und auch die absolute Zahl der Beobach- 
tungen groß ist, bei den speziellen industriellen Beschäftigungsarten 
deswegen, weil hier eine größere Quote aller Fälle unter Beobachtung 
genommen ist. 

Art der Erhebung. Eine andere Eigentümlichkeit der 
Erhebung ist, daß sie keinen einheitlichen methodologischen Charak- 
ter besitzt, sondern eine ziffernmäßige Individualerhebung über die 
arbeitenden Kinder mit textlichen Aeußerungen der Schulleitungen 
über ihre Beobachtungen, also eine partielle Statistik mit einer schrift- 
lichen Enquete verbindet; wozu endlich drittens noch eine ergänzende 
partielle Statistik über sämtliche (arbeitende und nicht arbeitende) 
Schüler der in die Beobachtung einbezogenen Schulen kommt. Da 
überdies verschiedene Erhebungsformulare angewendet werden muß- 
ten, je nachdem, ob es sich um normale Schulen oder um solche mit 
gekürztem Unterricht handelte, so war das zu bearbeitende Material 
auch sehr vielgestaltig. 

Der Individualfragebogen für das arbeitende Kind 
umfaßt 17 verschiedenartige Momente, von denen mehrere wieder 
aus einer ganzen Reihe einzelner Fragen bestehen. Erhoben wur- 
den hier insbesondere Geschlecht, Alter und Familienverhältnisse 
des arbeitenden Kindes, Beruf der Eltern, Art der Beschäftigung, 
Dauer der Arbeit, und zwar Jahreszeit, Zahl der Wochen im Jahr, 
der Tage per Woche, der Stunden per Tag, getrennt nach Winter- 
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und Sommerhalbjahr, nach Art des Unterrichtes und Schulabschnit- 
ten (normaler Unterricht, Schulbesuchserleichterungen, Ferien, Sonn- 
und Feiertage), dann speziell Nachtarbeit, Arbeitsort, Alter zur 
Zeit des Arbeitsbeginnes, Entlohnung, Gesundheitsverhältnisse des 
Kindes, Zahl der Unterrichtsstunden, Einfluß der Arbeit auf Schul- 
besuch und Verhalten in der Schule. 

Die schriftliche Enquete mittelst Schulfragebogen betraf 
zunächst die allgemeinen Schulverhältnisse (Dauer des Schuljahres, 
Schulbesuch, Ferien, Schulbesuchserleichterungen), ferner die allge- 
meinen Beobachtungen über die im Schulsprengel vorkommenden Arten 
der Kinderarbeit und deren Verbreitung, über die Heranziehung von 
Kindern im vorschulpflichtigen Alter, über die Verdingung von Kin- 
dern nach auswärts; endlich sollte, wenn möglich, der Schularzt 
oder ein anderer Arzt sich über die Einwirkung der Arbeit auf den 
Gesundheitszustand der Kinder äußern. 

Beide Formulare wurden ergänzt durch die sogenannten Klassen- 
fragebogen, in welchen für sämtliche Kinder jeder Klasse die 
Familienverhältnisse und die Altersgliederung der Schulkinder ge- 
trennt nach Geschlecht anzugeben waren. 

Analoge, den speziellen Verhältnissen angepaßte Formulare be- 
trafendeWiederholungs-(Fortbildungs-)Schulen?). 

Die Individual- und Klassenfragebogen waren vom Klassenlehrer, 
die Schulfragebogen vom Schulleiter auszufüllen. Diese Schulorgane 
haben sich mit großem Eifer und Gewissenhaftigkeit ihrer Aufgabe 
unterzogen und ein ungemein reichhaltiges und wertvolles Material 
erstellt. Dieses kann allerdings nur zum kleinen Teil Anspruch auf 
völlige Exaktheit und Zuverlässigkeit erheben, nämlich nur insoweit, 
als die Schulorgane präzise Angaben über ihnen unmittelbar bekannte 
oder feststellbare Schulverhältnisse zu machen hatten. Die Aeußerun- 
gen der Schulleitungen über die Kinderarbeit in ihrem Schulsprengel 
beruhen dagegen lediglich auf allgemeinen Eindrücken und Beobach- 
tungen, können also bestenfalls als eine Art von Sachverständigengut- 
achten gelten. Aber auch die Individualfragebogen enthalten sicherlich 
nicht durchaus zuverlässige Angaben. Sie wurden von den Klassenleh- 
rern auf Grund einer Befragung der Kinder selbst, eventuell ihrer An- 
gehörigen oder anderer Vertrauensmänner ausgefüllt, unter Verwertung 
xlereigenen, bei seiner beruflichen Tätigkeit gemachtenBeobachtungen«. 
Offenbar kann man auf diese Weise die Tatsachen nicht immer exakt 
feststellen — besonders da es sich nicht um einen momentanen Zustand, 
sondern um die sich ändernden Verhältnisse während eines ganzen Schul- 
Jahres handelt ; und sicherlich enthält das Material auch so manche recht 
anfechtbare Behauptung. Trotzdem darf man doch wohl mit der amt- 
lichen Publikation annehmen, daß das Material im großen und ganzen 
einen annähernd richtigen Einblick in die zu untersuchenden Verhält- 
nisse gewährt. 





°®) Schulen mit sehr reduziertem Unterrichte für 12—Iyjährige Kinder in 
den südlichen und östlichen Kronländern. 
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Aufarbeitung. Aufgearbeitett wurden sämtliche einge- 
langten Schulfragebogen; dagegen von den 272 617 Individualfrage- 
bogen nur 148 368 und infolgedessen auch von den 13 444 Klassen- 
fragebogen nur 7 40I. Zum Teile mußten Individualfragebogen wegen 
schlechter Ausfüllung ausgeschieden werden; und das hatte, selbst 
wenn die Mängel nur einzelne Bogen betrafen, weiters die Ausscheidung 
des ganzen Materials der betreffenden Schule zur Folge, weil sonst 
die Relativzahlen (z. B. über die Altersverhältnisse der arbeitenden 
Kinder) unrichtig geworden wären. Auch waren, wie schon oben an- 
gedeutet, vielfach, namentlich in den rein landwirtschaftlichen Gebie- 
ten, die Ergebnisse so gleichartige, daß das tabellarisch zu verarbei- 
tende Material ohne jeden Schaden reduziert werden konnte, wodurch 
das schon von vornherein vorhandene relative Uebergewicht des 
städtischen und des gewerblichen Erhebungsmateriales noch verstärkt 
wurde. Es betrifft daher die textliche Darstellung mehr Schulen und 
mehr Schulkinder, als die tabellarısche.. Immerhin bezieht sich auch 
die letztere noch auf ein Zehntel aller Schulkinder Oesterreichs (die 
textliche auf 17,9%). 

Nach dem Gesagten waren zwei verschiedene Arten der Bearbeitung 
und Darstellung erforderlich: die Individual- und die Klassenfrage- 
bogen gestatteten eine rein ziffernmäßige Aufarbeitung nach stati- 
stischen Methoden; die Aeußerungen der Schulleitungen konnten da- 
gegen nur textlich verarbeitet werden. Da aber die einen wie die an- 
deren zumeist die nämlichen Momente betrafen, mußte es Aufgabe 
der Darstellung sein, beide Bearbeitungen zu einem einheitlichen 
Gesamtbilde zu vereinigen. 

Aber auch innerhalb der tabellarischen Darstellung selbst sind 
wieder zwei Arten von Ergebnissen zu unterscheiden. Für einige wenige 
Erhebungspunkte — Geschlecht, Alter, Familienverhältnisse — kön- 
nen mit Hilfe der Klassenfragebogen die Zahlen über die arbeitenden 
Kinder zu den analogen Zahlen über alle (arbeitende und nicht arbei- 
tende) Kinder der betreffenden Schulen in Verhältnis gesetzt wer- 
den; auf diese Weise erfährt man, welche Quote aller in die Dar- 
stellung einbezogenen Kinder, nach Geschlecht, Alter und Familien- 
verhältnissen gegliedert, arbeiten muß. 

Hinsichtlich aller anderen Erhebungsdaten können dagegen der- 
artige Berechnungen nicht vorgenommen werden oder sie hätten 
doch keine große Bedeutung. Die Zahl der Kinder, welche z. B. eine 
bestimmte Arbeitszeit haben, ist nicht zur Gesamtzahl aller Kinder, 
sondern nur zu der der arbeitenden Kinder in Relation zu setzen; 
nicht die (relative) Verbreitung der Kinderarbeit, sondern die ziffern- 
mäßige Charakterisierung derselben oder ihrer speziellen Zweige wird 
dadurch geboten. 

Schulverhältnisse. Bei der Bearbeitung mußte noch 
ein weiterer Punkt berücksichtigt werden. Um nämlich die Ver- 
hältnisse der Kinderarbeit richtig verstehen und würdigen zu kön- 
nen, ist es nötig, sie zu den in den einzelnen Erhebungsgebieten 
herrschenden Schulverhältnissen in Beziehung zu setzen. Denn die 
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Art der Schulorganisation, das Ausmaß des Unterrichts, die Fest- 
setzung der Ferien steht in einer kausalen Wechselbeziehung zur Arbeit 
der Schulkinder: einerseits werden gekürzte Schulpflicht und Schul- 
besuchserleichterungen eben zu dem Zwecke eingeführt, um die Heran- 
ziehung der Schulkinder zur Erwerbsarbeit zu ermöglichen; anderer- 
seits wirken solche Erleichterungen wieder auf die Ausbreitung der 
Kinderarbeit hin. Deshalb mußten bei der Bearbeitung der Erhe- 
bung die verschiedenen Kategorien von Schülern auseinander gehal- 
ten werden. 

So sind 82% der in die Erhebung einbezogenen Kinder Alltags- 
schüler, 16% haben gekürzten Unterricht, 2% sind zwar zum Schulbe- 
such verpflichtet, kommen aber dieser Pflicht nicht nach. Die gegen- 
seitige Beziehung zwischen Organisation des Unterrichts und Kinder- 
arbeit zeigt sich nun z.B. darin, daß von den Fortbildungs- und Wieder- 
holungsschülern eine viel höhere Quote arbeitet, als von den Alltags- 
schülern; soin den Altersklassen von 11—12 Jahren 67 gegen 49%, in 
den Altersklassen von 13—I4 Jahren 76 gegen 47%. Während 
ferner in Oesterreich im Schuljahre 1906—1907 nach der Unterrichts- 
statistik II, 4% aller Schüler in ganz Oesterreich gekürzten Unterricht 
oder Schulbesuchserleichterungen genossen, stellten im Erhebungs- 
material diese Kinder 16,0%, zur Gesamtzahl der arbeitenden Kinder. 

Auch auf die Dauer der Kinderarbeit haben die Schulverhältnisse 
Einfluß. So arbeiten bei normalem Unterricht im Winter 6,5, im 
Sommer 17,8%, der Kinder über 6 Stunden, bei gekürztem Unterricht 
dagegen 54,6 und 77,2% — ein Verhältnis, zu dem außer anderen 
Momenten (z. B. der verschiedenen Altersgliederung der beiden Schü- 
lergruppen) sicherlich auch die Verschiedenheit hinsichtlich der freien 
Zeit beiträgt. Dafür spricht auch die Tatsache, daß die erwähnte 
lange tägliche Arbeitszeit während der Hauptferien bei 53,3% der 
Schüler angetroffen wurde. Es zeigt denn auch die Summe der Schul- 
und Arbeitsstunden bei den beiden Schülergruppen viel geringere 
Differenzen, als die Dauer der Arbeit selbst. 

Artender Kinderarbeit. Besondere Schwierigkeiten er- 
gaben sich für die Bearbeitung des Materiales aus der enormen Mannigfal- 
tigkeit der Erscheinungsformen der Kinderarbeit. Zunächst findet diese 
in einer Reihe von Arbeitszweigen statt, deren die amtliche Publi- 
kation sieben unterscheidet, nämlich Haushalt, Landwirtschaft, Indu- 
strie, Gast- und Schankgewerbe, Handel und Verkehr, Austräger, son- 
stige Beschäftigungen. Von diesen zerfällt die Industrie wieder in 
16 verschiedene Klassen und 82 besondere Beschäftigungs- 
arten, Gast- und Schankgewerbe in zwei, Handel und Verkehr in 
drei Beschäftigungsarten. Aber auch innerhalb dieser Gruppen haben 
die Kinder oft wieder sehr verschiedenartige konkrete Arbeitsver- 
richtungen zu besorgen, und erst die Darstellung der letzteren 
läßt uns ein anschauliches Bild von der Kinderarbeit gewinnen; sie 
mußten bei der Bearbeitung um so mehr berücksichtigt werden, als 
anzunehmen ist, daß die gesetzliche Regelung der Kinderarbeit auch 
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bei uns wie in Deutschland auf die einzelnen Verrichtungen innerhalb 
der Betriebsarten eingehen werde. 

Aber nicht genug damit. Die Erhebung enthüllt die überraschende 
Tatsache, daß fast die Hälfte der in die Erhebung einbezogenen arbeiten- 
den Kinder — 44,2% — nicht nur in einem AÄrbeitszweige, sondern in 
2, 3, ja4 und 5 verschiedenen Beschäftigungen verwendet werden. Diese 
Kinder durfte man nun, ohne den Tatsachen Gewalt anzutun, nicht etwa 
a potiori nur einer der mehreren Beschäftigungen zuweisen, sondern 
es konnte nur entweder jedes solche Kind bei jeder der mehreren 
Arbeiten eingerechnet werden, wobei aber Doppelzählungen entstehen, 
oder es mußte jede vorkommende Kombination von Beschäf- 
tigungen als eine eigene Position behandelt werden. Im Prinzip 
wurde die letzte Methode angewendet, bei der jedoch das Schema 
der Beschäftigungen außerordentlich kompliziert und vielgliedrig wird. 
Mußten doch rund 400 nach Arbeitstätigkeiten abgegrenzte Gruppen von 
arbeitenden Kindern unterschieden werden, um, wie die amtliche Publi- 
kation sagt, »die ganze Fülle von einfachen und kombinierten Beschäf- 
tigungen der Schulkinder in der Mannigfaltigkeit des tatsächlichen 
Lebens zu erfassen«. Daneben ist aber für bestimmte Nachweisungen 
auch die Zahl der in den einzelnen Beschäftigungen yiinsgesamt« 
tätigen Kinder festgestellt worden. »Insgesamt«, d. h. ohne Rücksicht 
darauf, ob ausschließlich oder in Kombination mit anderen Arbeiten. 
Auf diese letztere Art wurde es möglich, einerseits auch den Einfluß 
der mehrfachen Arbeitstätigkeit auf die Lebens- und Arbeitsverhält- 
nisse der Kinder zu studieren, andererseits auch die Gesamtheit der 
eine bestimmte Arbeit verrichtenden Kinder zu erfassen. 

Gliederung der Darstellung. Außer dieser Gliede- 
rung nach der Art der Beschäftigung wurden bei der tabellarischen 
Bearbeitung die verschiedenen, in den Individualfragebogen enthalte- 
nen sachlichen Gesichtspunkte (s. 0.) berücksichtigt; diese wurden dann 
auch der analytischen Darstellung zugrunde gelegt, so daß z. B. die 
Dauer der Arbeit, deren Entlohnung usw. je in einem eigenen Abschnitte 
behandelt und innerhalb desselben die einzelnen Arbeitszweige und Be- 
schäftigungsarten unterschieden und miteinander verglichen sind. 

Diese Gruppierung entspricht durchaus dem Zwecke der Er- 
hebung, Material für die legislative Regelung der Kinderarbeit zu 
bieten, da der Gesetzgeber voraussichtlich auf alle jene sachlichen 
Momente Bedacht nehmen dürfte. 

Dagegen mag es für den, der, ohne solche Ziele zu verfolgen, ein 
Bild von den ın der Kinderarbeit herrschenden Verhältnissen gewin- 
nen will, richtiger sein, die wichtigsten Zweige der Kinderarbeit von- 
einander getrennt zu betrachten, wobei natürlich bei einem jeden 
Zweige die einzelnen sachlichen Momente immer wieder zu berück- 
sichtigen sind. Dies soll hier versucht werden. 

Erklärende Vorbemerkungen. Zum Verständnis 
des Folgenden ist es notwendig, einige allgemeine Erklärungen über 
gewisse, stets wiederkehrende Ausdrücke sowie über die Behandlung 
des Gegenstandes vorauszuschicken. 
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I. Arbeit. Als»arbeitend« war bei der Erhebung jedes Kind an- 
zusehen, »das Arbeit irgendwelcher Art verrichtet, sofern es sich nicht 
bloß um vorübergehende geringfügige Hilfeleistungen für Eltern oder 
Wohnungsgeber handelt«. Die Abgrenzung der »Arbeit« gegen solche 
Hilfeleistungen mußte den Schulorganen überlassen bleiben, die in 
dieser Beziehung wohl kaum gleichförmig vorgegangen sein dürften. 

Doch kann man aus dem Ergebnisse der Erhebung deutlich er- 
kennen, daß die Schulorgane den Begriff der Arbeit nicht ungebühr- 
lich weit interpretiert und keineswegs etwa alle Kinder als arbeitend 
bezeichnet haben, die nur gelegentlich oder in ganz geringfügigem Um- 
lange ihren Eltern bei der Arbeit oder im Haushalte helfen. 

2. Alter beiBeginnderArbeiten. Für jedes Kind 
ist nicht nur das Alter zur Zeit der Erhebung erfragt worden, sondern 
es war auch anzugeben, mit wieviel Jahren das Kind zu arbeiten be- 
gonnen hatte; nicht festgestellt wurde aber, ob dies in der näm- 
lichen Arbeitsart geschah. Die Zahlen über das Anfangsalter nach 
Arbeitszweigen und Beschäftigungsarten sind daher ungenau; Kinder, 
die in einer Arbeitsart beschäftigt sind, können in einer anderen zu 
arbeiten begonnen haben; doch dürfte das wohl nicht die Regel sein. 

3. Arbeit beı Eltern, bei Fremden. Damit ist 
nicht die Person des Arbeitgebers, sondern eigentlich der Arbeitsort 
gemeint. Bei landwirtschaftlicher und hauswirtschaftlicher Arbeit 
stimmt beides in der Regel überein, ebenso bei Fabriks- und Werk- 
stättenarbeit. Die Heimarbeit findet dagegen oft zwar bei den Eltern, 
aber nicht für diese, sondern für einen fremden Arbeitgeber statt. 
Wenn ferner im folgenden von »Arbeit bei Eltern« gesprochen wird, 
so gehört dazu stets auch die Arbeit bei nahen Verwandten; Zieh- und 
Pilegeeltern sind dagegen zu den Fremden gerechnet, weil sie zumeist 
die Kostkinder in sehr starkem Maße zur Arbeit heranziehen. Es 
kommt auch vor, daß Kinder (namentlich solche mit mehreren Be- 
schäftigungen) sowohl bei Eltern als auch bei Fremden arbeiten; 
solche Kinder sind bei beiden Gruppen eingerechnet. 

4 Dauer der Arbeit nach Jahreszeiten, Wo- 
a im Jahr, Tagen in der Woche, Stunden im 

age, 

Arbeit im Winter bedeutet nicht, daß während des ganzen Win- 
ters, Arbeit durch Io Wochen nicht, daß in dieser Zeit an jedem Tage 
gearbeitet wird; Arbeit »während der ganzen Woche« oder »an allen 
Tagen« liegt auch vor, wenn am Sonntag nicht, ferner auch dann, wenn 
nur während eines Teiles des Jahres (z. B. durch 30 Wochen) an jedem 
Wochentage gearbeitet wird. 

Unter der täglichen Arbeitszeit ist die durchschnittliche Anzahl 
der Stunden, die das einzelne Kind arbeitet, zu verstehen. Bei der 
Erhebung hatte man allerdings nicht nur nach der durchschnittlichen, 
sondern auch nach der höchsten Arbeitszeit gefragt. Es sind indessen 
die letzteren Angaben bei der Aufarbeitung nicht verwertet worden, 
weilsie doch vielfach nur exzeptionelle Verhältnisse darstellen, ihre 
Zuverlässigkeit vielleicht auch nicht immer groß ist. Dies mag in 
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gewissem Sinne zu bedauern sein — wäre es doch interessant gewesen, 
auch die Obergrenze zu erfahren, bis zu der die Ausnützung der kind- 
lichen Arbeitskraft, wenn auch nur in Ausnahmefällen, getrieben 
wird —, jedenfalls hat aber die befolgte Methode den Vorteil, daß 
man den Vorwurf der Schwarzmalerei nicht erheben kann. 

Die Angaben über die durchschnittliche Dauer der Arbeit der 
einzelnen Kinder sind zunächst dazu verwendet worden, um die Zahl 
der arbeitenden Kinder nach der Zahl der Arbeitsstunden zu glie- 
dern. Aus diesen Gliederungszahlen ist sodann in dieser Studie 
mit Hilfe einer Näherungsrechnung ein beiläufiger Durchschnitt für 
die ganze Beschäftigungsgruppe hergestellt worden. 

5. Nachtarbeit. Als solche gilt die Arbeit nach 8 Uhr 
abends oder vor 6 Uhr früh. 

6. Summe der Schul- und Arbeitsstunden. Diese 
Summe ist für die Woche berechnet, um die Gesamtbelastung der 
arbeitenden Kinder zur Darstellung zu bringen. Dabei ist im Inter- 
esse der Gleichförmigkeit die etwa am Sonntag stattfindende Arbeit 
außer Betracht geblieben; desgleichen die für die Schulaufgaben er- 
forderliche Arbeitszeit sowie der Weg zu und von der Schule. 

7. Ueber die Entlohnungsverhältnisse liegt eine 
schier unabsehbare Fülle von Angaben über einzelne Akkordsätze, 
Tages-, Wochenverdienste, über Tag-, Wochen-, Jahreslöhne usw. 
vor. Ihre ganz knappe, möglichst zusammengefaßte und abgekürzte 
Wiedergabe füllt in der amtlichen Publikation 4I Seiten! Von diesen 
Angaben sind aber nur wenige geeignet, eine deutliche Vorstellung 
über die Lohnhöhe zu geben, weil zumeist nur Akkordsätze mitgeteilt 
werden, nicht aber die für die Herstellung eines bestimmten Quantums 
erforderliche Zeit. Ebenso sind Angaben über Tage-, Wochen- oder 
Jahresverdienste immer dann für unsere Zwecke ungenügend, wenn 
die Stundenzahl nicht bekanntgegeben wird, die das Kind neben der 
Schule arbeitet. Im folgenden sind daher die erwähnten Akkord- 
sätze, Verdienstangaben, Tag- und Wochenlöhne nur dann berücksich- 
tigt, wenn sie durch Mitteilung der Arbeitszeit ergänzt sind, ferner 
die nicht seltenen Angaben über Stundenverdienst oder Stundenlohn. 
Da aber derartige unmittelbar verwendbare Daten nicht die Regel 
bilden, können sie nur als ıllustrierende, wenn auch oft charakteristische 
Einzeltatsachen gelten. 

8. Einfluß der Arbeit auf die Gesundheit, auf 
die körperliche, geistige und sittliche Ent- 
wicklung derarbeitenden Kinder,auf den Schul- 
besuchundUnterrichtserfolg. Die in den Individual- und 
in den Schulfragebogen enthaltenen Fragen nach dem Einfluß der Arbeit 
in physischer, psychischer und pädagogischer Hinsicht besitzen einen 
ganz anderen Charakter als die bisher behandelten Momente. Bei diesen 
handelte es sich um die — mehr oder weniger zuverlässige — einfache 
Feststellung von Tatsachen; bei jenen dagegen um ein recht komplizier- 
tes System von Urteilen: Zunächst um ein Werturteil darüber, ob der 
Gesundheitszustand, ob die geistige Entwicklung usw. günstig oder un- 
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günstig ist; sodann um ein Urteil darüber, ob dieser günstige oder un- 
günstige Zustand, diese günstige oder ungünstige Entwicklung gerade 
durch die Arbeit hervorgerufen ist. Hier haben daher nicht nur die 
textlichen Aeußerungen der Schulleitungen, sondern auch die Indivi- 
dualdaten für die einzelnen arbeitenden Kinder einen enqueteartigen 
Charakter; sie müssen — bei noch so großer persönlicher Objektivität 
der Schulorgane und Aerzte — einen starken subjektiven Einschlag 
haben und können gewissermaßen nur als Gutachten angesehen wer- 
den; als Gutachten überdies, die zumeist nicht von Sachverständigen 
abgegeben sind, wenn auch von Personen, die meist durch längere Zeit 
Gelegenheit und Veranlassung gehabt hatten, über die in Rede stehen- 
den Momente sorgfältige Beobachtungen zu machen. 

So tritt denn naturgemäß bei diesen Erhebungsmomenten die rein 
ziftermäßige Erfassung gegenüber der textlichen Darstellung stark 
zurück. 

9. Textliche Darstellung. Auch bei der sonstigen 
textlichen Darstellung in der amtlichen Publikation muß notwendiger- 
weise die Subjektivität des Bearbeiters eine große Rolle spielen. Es 
war unmöglich, sämtliche Aeußerungen aller Schulleitungen und Aerzte 
in extenso wiederzugeben. Jede Auswahl des Interessanten, Charakte- 
ristischen und dgl. trägt aber ein subjektives Element in sich. 

Das wird nun noch dadurch potenziert, daß für die vorliegende 
Studie erst noch eine Auswahl aus der Auswahl der amtlichen Publi- 
kation getroffen werden mußte. Es soll deshalb hier ausdrücklich be- 
tont werden, daß im nachstehenden zwar versucht ist, die Aeußerun- 
gen der Schulorgane und Aerzte jeweils möglichst objektiv und ein- 
heitlich zusammenzufassen, daß aber die außerdem gleichsam zur Illu- 
stration hinzugefügten wörtlichen Zitate durchaus nicht immer ver- 
allgemeinert werden dürfen; manchmal sind gerade besonders arge 
Fälle herausgesucht, um zu zeigen, welche Folgen die Kinderarbeit 
haben kann, wenn auch nicht immer haben muß. 

Das Gesagte gilt für die ganze Darstellung, soweit sie nicht auf 
der ziffermäßigen Bearbeitung der Individualfragebogen, sondern auf 
den textlichen Aeußerungen der Schulleitungen beruht, was z. T. auch 
bei der Arbeitszeit und der Nachtarbeit der Fall ist. 

10. Bedeutung der Ziffern. Endlich muß hier noch 
einmal ausdrücklich betont werden, daß die folgenden Zahlen und 
Ausführungen stets nur für die Verhältnisse jener Gebiete (Bezirke, 
Gemeinden, Ortschaften, Schulen) unmittelbare Geltung haben, die 
in die Erhebung (und Aufarbeitung) einbezogen worden sind. Um 
nicht im Laufe der Untersuchung immer wicder daran erinnern zu 
müssen, sei dies hier ein für allemal festgestellt. Desgleichen, daß sich 
die für die einzelnen Arbeitszweige und Beschäftigungsarten gegebenen 
Ziliern, wo nichts anders bemerkt ist, auf jene Kinder beziehen, die 
ausschließlich in der betreffenden Arbeitskategorie tätig sind. 
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B. Häufigkeit der Kinderarbeit im allgemeinen, ferner nach Geschlecht, 
Alter und Familienverhältnissen der Kinder.‘ 


Die Erhebung erstreckt sich auf 3502 Schulen mit 751 830 Schul- 
kindern, d.h. 15,7% der öffentlichen Volks- und Bürgerschulen, 17,9% 
sämtlicher Schulkinder Oesterreichs. Dieses ganze Material wurde der 
textlichen Bearbeitung unterzogen. Die tabellarische Bearbeitung be- 
trifft dagegen nur 1817 Schulen (8,2%) mit 418 391 Kindern (10,0% 
aller). Von diesen wurden 145 474, d. h. 34,8%, zu Arbeiten wirt- 
schaftlichen Charakters herangezogen. 

Dürfte man annehmen, daß die beobachteten r0% sämtlicher 
Volksschüler Oesterreichs durchschnittliche Verhältnisse aufweisen, so 
würden in Oesterreich etwa 1,45 Millionen Kinder im schulpflichtigen 
Alter häusliche, landwirtschaftliche oder gewerbliche Arbeiten verrich- 
ten müssen. Ob eine solche Annahme gerechtfertigt ist, läßt sich aller- 
dings mit Sicherheit nicht sagen (s. o.). 

Eine gewisse Probe dafür ergibt die Teilung des Materials nach 
Kronländern: 





Anzahl der in die tabellarische Darstellung 


einbezogenen 
Kronland arbeitenden Schulkinder 
ger cz in Prozent der 
BUSEIORDL absolut Schulkinder 





überhaupt 





Nieder-Oesterreich 48 342 | 12 637 26,1 
Ober-Oesterreich 18 229 6 167 33,8 
Salzburg 3 318 Ä 1106 33,3 
Steiermark 21 480 9815 45,7 
Kärnten 6 381 3 375 52,9 
Krain 10 255 4 922 48,0 
Triest und Gebiet 3 204 981 30,6 
Görz und Gradisca + 274 1 378 32,2 
Istrien 4 383 I 016 23,2 
Tirol 13 582 5 051 | 37,2 
Vorarlberg 3 263 I 229 37,7 
Böhmen 107 050 32 631 30,5 
Mähren 48 429 19 850 41,6 
Schlesien 12 519 O 524 52,1 
Galizien 97 288 32 030 32,9 
Bukowina 10265 | 4 895 47,7 
Dalmatien 6117 | 1 867 | 30,5 
| 


Oesterreich l 418 391 145 474 | 348 
Wie man sieht, schwankt die relative Häufigkeit der Kinderar- 
beit, d. h. der Prozentsatz der arbeitenden von der Gesamtzahl der 
beobachteten Kinder, sehr stark; zwischen 23,2 und 26,1% einerseits 
(Istrien und Niederösterreich) und 352,1 und 32,9° andererseits 
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(Schlesien und Kärnten). Berechnet man nun, auf Grund der für die 
einzelnen Kronländer sich ergebenden relativen Häufigkeitsziffern, die 
wahrscheinliche Zahl der arbeitenden Kinder für jedes Kronland iso- 
hert, so ergibt die Summierung dieser Ziffern 1,45 Millionen, d. h. 
fast genau die obige Zahl. 

Die angeführten Verschiedenheiten in den Zahlen für die ein- 
zelnen Kronländer dürften indessen nicht durchaus das getreue Abbild 
der Tatsachen, sondern zum Teil vielleicht auch darauf zurückzuführen 
sein, daß nicht überall die Grenze zwischen »Arbeiten« und »Nichtar- 
beiten« gleich gezogen worden ist; großenteils aber entsprechen die 
ziffernmäßigen Differenzen doch wohl den Tatsachen. 

Dabei spielt die verschieden starke städtische Entwicklung in 
den einzelnen Kronländern sicherlich eine groBe Rolle. Die geringe 
Häufigkeit der Kinderarbeit in Niederösterreich z. B. ist vor allem auf 
den Einfluß von Wien zurückzutühren; denn hier arbeiten 12,2% der 
beobachteten Kinder, im sonstigen Niederösterreich dagegen 32,7%. 

Ueberhaupt ist die Kinderarbeit in den Städten verhältnismäßig 
nicht su stark verbreitet als in den Märkten und in diesen wieder 
schwächer als in den Landgemeinden, wie die folgenden Zahlen zeigen: 
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Een arbeitenden Schulkinder 


Schulkinder 


überhaupt in Prozenten 


absolut der Schulkinder 


überhaupt 


162 507 36 194 22,3 
l 


Städte 
Märkte 61 433 38,3 
Landgemeinden 194 391 


Oesterreich | 4183912 | 145474 | 348 


Dieses Resultat ist nicht unbegreiflich; bieten doch die Städte 
weit weniger Gelegenheit für Kinderarbeit als das Land. Vor allem 
tellt dort die Beschäftigung in der Landwirtschaft. Aber auch ge- 
werblich können Kinder auf dem Lande viel mehr beschäftigt werden, 
als ın der Stadt; denn wie für die landwirtschaftliche Arbeit (und 
den Haushalt) gibt es wenigstens praktisch in der Heimarbeit keiner- 
let rechtliche Schranken für die Kinderarbeit, während Kinder zur 
Fabriksarbeit erst nach zurückgelegtem I4., zu sonstigen gewerb- 
lichen Arbeiten erst nach vollendetem 12. Lebensjahr regelmäßig heran- 
gezogen werden dürfen. Auch spielt für die in Rede stehende Frare 
der Umstand eine Rolle, daß die Schulpflicht bis zum 14. Lebensjahr 
in den Städten weit vollständiger durchgeführt ist als auf dem Lande, 
wo der gekürzte Unterricht ungleich verbreiteter ist. 

Nun stellen aber zu dem Erhebungsmaterlal die Städte 39, die 
Markte 15, die Landgemeinden 46°, der beobachteten Rinder. Nach 
der Volkszählung des Jahres I9ro wohnten aber von im ganzen rund 
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28,4%, 2 207 940 oder 7,7% in Märkten und 18 236 830 oder 63,8% 
in Landgemeinden; und ım Jahre 1908 war die Quote der städtischen 
Bevölkerung gewiß noch etwas niedriger als ıgıo. Es sind also in un- 
serem Materiale die Städte — mit der geringsten Häufigkeit der Kinder- 
arbeit — verhältnismäßig zu stark vertreten (mit 39 statt 28%), die 
Märkte, die einen etwas überdurchschnittlichen Prozentsatz von arbei- 
tenden Kindern aufweisen, zu stark (mit 15 statt 8%), die Landgemein- 
den endlich, in denen eine weit größere Quote der Kinder arbeitet, viel 
zu schwach (mit 46 statt 64%); woraus mit Wahrscheinlichkeit zu 
schließen ist, daß die Quote von 34,8% arbeitenden Kindern eher 
etwas zu niedrig als zu hoch ist und daß die früher berechnete Zahl 
von I,45 Millionen hinter der Wirklichkeit noch zurückbleiben dürfte °). 
Auch sonst bestehen innerhalb der Kronländer starke Differenzen. 
So ergeben sich in 127 Gerichtsbezirken Häufigkeitsziffern von mehr 
als 50%; in 79 Schulen (in 53 Gerichtsbezirken gelegen) arbeiten 
mehr als 90%, in 20 Schulen alle Schüler und Schülerinnen. 


Die Erhebung läßt ferner erkennen, wie die Häufigkeit der Kin- 
derarbeit auch durch gewise persönliche Momente mit- 
beeinflußt wird, nämlich durch das Geschlecht, durch das Alter der 
Kinder und durch deren Familienverhältnisse, d. h. durch den Um- 
stand, ob die Eltern leben und ob das Kind ehelicher oder unehe- 
licher Geburt ist. 

So arbeiten von je rooo Knaben 359, von je rooo Mädchen 
336, eine Verschiedenheit, die ja nicht allzu groß ist, in einzelnen Kron- 
ländern aber sehr anwächst. Geht man von diesen Verhältniszahlen 
aus, um auf die Gesamtzahl der arbeitenden Kinder Oesterreichs zu 
schließen, so gelangt man zur Ziffer von 1,45 Millionen, derselben wie 
oben. 

Die Häufigkeit der Kinderarbeit wächst ferner, und zwar sowohl 
bei Knaben als Mädchen, sehr rasch bei zunehmendem Alter. Für 
die 4 Altersklassen — 6 bis 8, 9 und 10, II und 12, 13 und 14 Jahre 
— ergeben sich sukzessive 17,8, 35,6, 49,7 und 52,2% arbeitender 
Kinder. Es kann daher auch die Altersgliederung der Schulkinder 
in den Beobachtungsgebieten das Ergebnis der Erhebung positiv 
oder negativ beeinflußt und zu Häufigkeitsquoten geführt haben, die 
von den allgemeinen Verhältnissen abweichen. Eine Nachprüfung 
ist hier nicht durchführbar, weil die Gliederung sämtlicher Schul- 
kinder nach Altersjahren nicht bekannt ist. 

Die in Rede stehende Erscheinung ist nach der amtlichen Publi- 
kation vor allem darauf zurückzuführen, daß die Kinder mit zunehmen- 
dem Alter zu immer zahlreicheren Arbeiten geeignet werden (und auch 
gesetzlich zugelassen sind). In der Tat dürften hier moralische oder 
ethische Erwägungen als ausschlaggebende Motive schwerlich in Be- 





3) Dürfte man annehmen, daß die oben mitgeteilten Prozentzahlen der Ge- 
samtbevölkerung pro 1910 auch für die Aufteilung der Schulkinder pro 1908 auf 
die 3 Ortskategorien Geltung besitzen, würden sich 37,50, arbeitender Kinder 
als wahrscheinlich ergeben oder absolut 1,57 Millionen. 
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tracht kommen. Spielen sie doch bei einfachen, wenn auch vielleicht 
durch ihre Dauer schädlichen Verrichtungen offenbar keine große 
Rolle. Denn über 14, ja die Hälfte aller beschäftigten Kinder ist 
erst 6—8 Jahre alt, und es arbeitet die Mehrzahl derselben sogar 
schon seit dem 5. oder 6. Lebensjahr! So bei dem Nähen von Zwirn- 
knöpfen, beim Garnaufspulen, bei der Erzeugung von Holzspanschach- 
teln, beim Flechten usw. 

Endlich ergibt die Erhebung, daß auch ungünstige Fami- 
lienverhältnisse viel zur Verbreitung der Kinderarbeit 
beitragen. So wird die Arbeitskraft von 34,6% der ehelichen Kinder, 
dagegen von 37,3% der unehelichen Kinder ausgenützt. Von je r000 
ehelichen Kindern mit lebenden Eltern mußten 338 arbeiten, von 
1000 halbverwaisten ehelichen Kindern 399, von I000 ganz verwaisten 
ehelichen Kindern 415, von 1000 verwaisten unehelichen 488. 

Uebrigens kommt selbst in diesen Zahlen der große Unterschied 
zwischen ehelichen und unehelichen Kindern noch nicht voll zum Aus- 
druck. Die länderweise Betrachtung ergibt nämlich die auffallende 
Tatsache, daß in Galizien und in der Bukowina die ehelichen Kinder 
eine höhere Arbeitsquote aufweisen als die unehelichen. Das erklärt 
sich daraus, daß hier viele jüdische Kinder, weil deren Eltern nur 
rituell getraut worden waren, rechtlich als uneheliche angesehen werden 
mußten, während sie sozial und wirtschaftlich den ehelichen gleich- 
stehen und bei dem bekannten Familiensinn der Juden relativ selten 
zur Arbeit herangezogen werden. Scheidet man bei der obigen Be- 
rechnung diese Kinder aus, so steigt die Häufigkeitsquote der un- 
ehelichen Kinder von 37,3 auf 40,7%, bei den mutterlosen unehe- 
lichen Kindern sogar auf 50,7%. 


C. Die Kinderarbeit in den einzelnen Beschäftigungsarten, Industrie- 
klassen, Arbeitszweigen. 


Die in der amtlichen Publikation enthaltene Gliederung in 7 Ar- 
beitszweige, 16 Industrieklassen und 87 Beschäftigungsarten, ferner 
in rund 400 Kombinationen, ist oben S. 137 und 138 mitgeteilt worden. 

Für die Zwecke der vorliegenden Studie mußte diese Gruppierung 
wesentlich vereinfacht und eine Auswahl von den wichtigsten Be- 
schäftigungsarten getroffen werden. Die Darstellung beschränkt sich 
dabei in der Regel auf die ausschließlich in der betreffenden Kategorie 
arbeitenden Kinder, während die Kombinationen von mehreren Ar- 
beitszweigen oder Beschättigungsarten nicht eingehend behandelt, 
sondern nur summarisch in die Besprechung einbezogen werden 
können. 

Was die Reihenfolge betrifft, in welcher die einzelnen Gruppen der 
Kinderarbeit angeführt werden, so soll mit der Industrie begonnen 
werden, weil sich hier die Kinderarbeit am reinsten als Erwerbstätig- 
keit darstellt, am meisten losgelöst von dem häuslichen Leben, dem 
die Kinder ausschließlich angehören sollten; es folgen die verwand- 
ten Arbeitszweige Gast- und Schankgewerbe, Handel und Verkehr, 
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Austräger; dann die Landwirtschaft, endlich der Haushalt. Innerhalt 
der Industrie werden die einzelnen stärker besetzten Beschäftigungs- 
arten für sich zur Darstellung gebracht und zwar nach Industrieklassen 
gruppiert. Diese Industrieklassen sind im großen und ganzen nach der 
absoluten Anzahl der in die tabellarische Bearbeitung einbezogenen 
arbeitenden Kinder geordnet, desgleichen zumeist die Beschäftigungs- 
arten innerhalb der Industrieklassen. Nach Besprechung der ein- 
zelnen Industrieklassen und industriellen Beschäftigungsarten werden 
die Ergebnisse für die gesamte Industrie zusammengefaßt. Eine eigene 
Gruppe bilden die in mehreren Arbeitszweigen beschäftigten Kinder. 
Es ergibt sich so für die Darstellung folgende Gliederung: 

I. Textilindustrie. I. Erzeugung von Haarnetzen, 2. 
Spulen, 3. Erzeugung von Zwirnknöpfen, 4. Spitzenerzeugung, 5. Spin- 
nen, 6. Stickereiarbeiten, 7. Erzeugung von Strick- und Wirkwaren, 
8. Posamentierarbeiten, 9. Fransenknüpfen, 10. Weben, ıı. Ajour- 
nähen, 12. Roßhaarsieberzeugung, 13. Sonstige Arbeiten. 

II. Bekleidungs- und Putzwarenindustrie. 
I. Aufnähen und Auistecken von Knöpfen, Kunstblumenerzeugung, 
2. Wäscheerzeugung, 3. Damen- und Kinderkleidererzeugung, Herren- 
schneiderei, 4. Schuhmacherei, 5. Sonstige Arbeiten. 

III. Industrie in Holz-, Flecht-, Dreh- und 
Schnitzwaren. ı.Flechten, 2. Erzeugung von Holzspanschach- 
teln, 3. Tischlerei, 4. Sonstige Arbeiten. 

IV. Industrie ın Steinen, Erden, Ton und 
Glas. 1. Ziegelerzeugung, 2. Rohglaserzeugung, 3. Glasperlen- 
erzeugung, 4. Sonstige Arbeiten. 

V. Metallverarbeitung. I. Schmiede, 2. Erzeugung 
von Metallknöpfen. 

VI. Sonstige industrielle Arbeiten (insbesondere 
Federnschleißen, Bauhilfsarbeiter). 

VI. Industrie im allgemeinen. 

VII Gast- und Schankgewerbe. 1. kegelauf- 
setzen, 2. Sonstige Arbeiten. 

IX. Handelund Verkehr. 

X. Austräger. 

XI Landwirtschaft. 

XII. Haushalt. 

XIII. Kombinationen mehrerer Arbeitszweige. 

Die am Schlusse beigefügte Tabelle I zeigt für die einzelnen Grup- 
pen der Kinderarbeit, wie groß die Anzahl der »ausschließlich« und 
der »insgesamt« arbeitenden Kinder in den Erhebungsgebieten ist. 

Daß die Gliederung sämtlicher arbeitenden Kinder Oesterreichs 
nach der Art der Arbeit ähnliche Verhältniszahlen ergeben würde, 
wie die in die tabellarische Bearbeitung einbezogenen 10% derselben, 
muß indessen wohl bezweifelt werden; denn in dem Erhebungsmate- 
rial ist die industrielle Arbeit und speziell die in gewissen Beschäfti- 
gungsarten, wohl verhältnismäßig zu stark, die landwirtschaftliche 
Arbeit zu schwach vertreten. 
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Weitere Uebersichten (am Schluß) enthalten für die stärker be- 
setzten Gruppen der Kinderarbeit jene Zalılen, die für ihre Charak- 
terisierung am wichtigsten sind. 

Diese Zahlen sowie in der Regel auch die in der folgenden textlichen 
Darstellung enthaltenen, beziehen sich auf die »ausschließlich« in den 
einzelnen Kategorien beschäftigten Kinder; und zwar deshalb, weil 
nur diese Zahlen als charakteristisch für die betreffende Arbeitskate- 
gorie angesehen werden können, während bei der gleichzeitigen Be- 
schäftigung in zwei Arbeitszweigen eine kombinierte Wirkung vor- 
liegt, die man nicht in ihre Faktoren aufzulösen vermag. 

Für jede der oben angeführten Gruppen der Kinderarbeit wer- 
den im folgenden, soweit dies notwendig erscheint, folgende Momente 
besprochen: Art und Ort der Arbeit, Geschlecht und Alter der arbei- 
tenden Kinder; Dauer der Arbeit (im Jahr, in der Woche, im Tag); 
Nachtarbeit; wöchentliche Summe von Schul- und Arbeitsstunden; 
Entlohnung; EinfluB der Arbeit auf Gesundheit, auf Schulbesuch, 
Unterrichtserfolg, auf geistige und sittliche Entwicklung. 


I. Textilindustrie. 


Im ganzen sind 17 216 in der Textilindustrie arbeitende Kinder 
in die Darstellung einbezogen. Von ihnen waren nur 39,2% (6748) 
ausschließlich in dieser Klasse beschäftigt, über 65,3% außerdem 
in der Landwirtschaft, über 54,8% im Haushalt. 

In der Textilindustrie arbeiten fast alle Kinder in der Heimar- 
beit, und zwar bei ihren Eltern; doch kommt auch Fabriksarbeit von 
Kindern vor. So in der Weberei, Spinnerei, beim Fransenknüpfen, 
bei der Zubereitung von Spinnstoffen, in der Seilerei. 

Es wurden in der Textilindustrie mehr Mädchen als Knaben 
gezählt (58,5 gegen 41,5%), und zwar: fast nur Mädchen beim Spinnen; 
überwiegend Mädchen bei der Erzeugung von Haarnetzen, von Spitzen, 
Strick- und Wirkwaren und von Stickereien ; etwas mehr Mädchen als 
Knaben bei der Erzeugung von Zwirnknöpfen, beim Fransenknüpfen, 
Ajournähen und bei der Roßhaarsieberzeugung, dagegen etwas mehr 
Knaben als Mädchen beim Spulen und beı den Posamentierarbeiten, 
bedeutend mehr Knaben beim Weben. 

Das Beschäftigungsalter ist in der Textilindustrie am niedrigsten 
unter allen Industrieklassen: fast %, der arbeitenden Kinder haben 
das 12., fast ®/, sogar das rr. Jahr noch nicht erreicht, ®/,, sind nicht 
älter als 8 Jahre, ja es wurden sogar I0, 9 und 8 jährige in Fabriken 
tätige Kinder festgestellt. Fast die Hälfte der arbeitenden Kinder 
145.5%) hat schon mit dem 5. oder 6. oder einem noch früheren Alter 
zu arbeiten begonnen, 77,2% arbeiten seit dem 8. oder einem frühe- 
ren Jahre. 

Die Arbeit erstreckt sich zum größten Teil — 73,3% der arbeiten- 
den Kinder — auf das ganze Jahr (52 Wochen), sie ist im Winter 
ausgedehnter als im Sommer (94,8% gegen 84,5% der arbeitenden 
Kinder), umfaßt aber in der Regel — 85,5% der arbeitenden Kinder 
~ die ganze Woche (6 oder 7 Tage). Ihre durchschnittliche tägliche 
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Dauer berechnet sich bei normalem Unterricht auf etwas über 3 Stun- 
den täglich; doch arbeiten manche Kinder auch 8 ja Io Stunden täg- 
lich und mehr. Bei gekürztem Unterrichte haben im Winter 60% der 
arbeitenden Kinder mehr als 8 Stunden zu arbeiten, im Sommer 
29% mehr als Io Stunden; als beiläufiger Durchschnitt ergeben sich 
8,3 Stunden. 

Ueber Y, der ausschließlich in der Textilindustrie arbeitenden 
Kinder muß auch des Nachts arbeiten (26,5%); diese Quote steigt 
bei der Verbindung mit Haushalt auf 30,4, mit Landwirtschaft auf 
44,2%, mit Haushalt und Landwirtschaft sogar auf 55,1%. Die Nacht- 
arbeit hat im Winter größeren Umfang als im Sommer; sie währt 
zumeist (64,4%) Io—30 Wochen im Jahre, bei !/,—!/, der arbeiten- 
den Kinder durch volle 52 Wochen. Bei etwas mehr als 3%, der des 
Nachts arbeitenden Kinder findet die Nachtarbeit an jedem Wochen- 
tage statt, dauert dann aber nur selten länger als 2 Stunden. 

Die Summe der Schul- und Arbeitsstunden beträgt im Sommer 
bei fast ?/,, im Winter bei fast ?/, der arbeitenden Kinder mehr als 
40 in der Woche, bei über !/, resp. Y, mehr als 50. 

Für mehr als !/, der arbeitenden Kinder wird der Gesundheits- 
zustand als nicht befriedigend bezeichnet, bei fast der Hälfte der 
Kinder (44,5%) wird ein ungünstiger Einfluß der Arbeit auf den 
Schulbesuch oder das Verhalten in der Schule beobachtet. 

Von den zahlreichen Arbeiten, zu denen Kinder in der Textil- 
industrie herangezogen werden, seien als Beispiele drei Beschäfti- 
gungsarten — die Erzeugung von Haarnetzen, das Spulen und die 
Erzeugung von Zwirnknöpfen — etwas ausführlicher behandelt, weil 
für sie die meisten Daten vorliegen und sie 59% der insgesamt, 54% 
der ausschließlich in der Textilindustrie arbeitenden Kinder umfassen. 
Kürzer dargestellt sind sodann neun weitere Beschäftigungsarten mit 
zusammen 40 resp. 38% der arbeitenden Kinder der Textilindustrie. 

Für diese Beschäftigungsarten werden im folgenden nur die Ab- 
wejchungen von dem angeführten Durchschnitte für die gesamte 
Textilindustrie hervorgehoben. Sofern also bei den einzelnen stärker 
besetzten Gruppen nichts Besonderes über ein Erhebungsmoment be- 
merkt ist, bestehen ähnliche Verhältnisse, wie bei der Textilindustrie 
im allgemeinen. 


1. Die Erzeugung von Haarnetzen ist die im 
Material am stärksten vertretene industrielle Beschäftigungsart über- 
haupt. Insgesamt wurden hier 3779 arbeitende Kinder gezählt, von 
denen 1447 (38,3%) ausschließlich, 1908 (44,3%) in Verbindung mit 
landwirtschaftlicher Arbeit Haarnetze erzeugen. 

In dieser Industrie, die vorwiegend in Böhmen betrieben wird 


(2680 arbeitende Kinder, davon ı8r1 im Gerichtsbezirk Choteber), 
besorgen die Kinder teils die Vorarbeiten — das Sortieren, ferner 
das besonders zarte Finger erfordernde Zusammenknüpfen der Haare 
und das Aufwickeln auf die Arbeitsnadel —, teils das Flechten selbst. 

Die hier beschäftigten Kinder sind besonders jung: über ?/, der 
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arbeitenden Kinder (35,0%) ist höchstens 8, über 34 (76,5%) höch- 
stens II Jahre alt; 80,2%, der arbeitenden Kinder haben mit der 
Arbeit im 8. oder einem noch früheren Lebensjahre, 45,1% sogar 
im 6. oder einem noch früheren Jahr begonnen. Viele Schulleitungen 
weisen darauf hin, wie besonders bei Heranziehung von Kindern im vor- 
schulpflichtigen Alter die Lungen und Augen oft in erschreckender 
Weise leiden. 

Von den Schulkindern wird diese Arbeit zumeist in der Zeit des 
normalen Unterrichtes geleistet (94,7% der arbeitenden Kinder im 
Winter, 73,8% im Sommer). 

Es arbeiten zur Zeit des normalen Unterrichtes täglich mehr als 
3 Stunden, im Winter etwa die Hälfte (47,2%) der arbeitenden Kin- 
der, im Sommer fast ?/, (63,4%), während bei gekürztem Unterricht 
die tägliche Arbeitszeit im Winter fast durchaus mehr als 8, großen- 
teils mehr als 10 Stunden beträgt. Der beiläufige Durchschnitt stellt 
sich für Winter und Sommer bei normalem Unterricht auf 3,5 und 
3.8 Stunden, bei gekürztem Unterricht auf 7,9 und 9,4 Stunden. Viel- 
fach wird dabei „dem Kinde nicht einmal ein freies Aufatmen gegönnt«. 
(Schulleitung Nr. 124, S. 222.) Die Kinder sitzen oft vom frühen Mor- 
gen (5 Uhr) bis spät in die Nacht (11 ja 12 Uhr) gebückt bei der ins- 
besondere die Augen sehr anstrengenden Arbeit. »Wie verderblich 
das auf die Augen, die Entwicklung des Brustkorbes u. a. wirkt, läßt 
sich gar nicht beschreiben. . .. So graben sie sich Tag und Nacht den 
ganzen Winter hindurch ihr Grab.« (Schulleitung Nr. 25, S. 165.) Um 
das Kind munter zu erhalten, geben ihm die Eltern Tee mit Rum 
oder schwarzen Kaffee mit Branntwein als Peitsche, um sie bis tief 
in die Nacht wach zu erhalten«. (Schulleitungen Nr. 29, S. 165, Nr. 
117—121, S. 221.) 

Des Nachts arbeiten denn auch 39,6% aller arbeitenden Kinder, 
namentlich im Winter (95,6 aller des Nachts arbeitenden Kinder), aber 
auch im Sommer (50,6%); die Nachtarbeit dauert gewöhnlich die 
ganze Woche (91,6%), und zwar bei mehr als 1/4 der Kinder (37% im 
Winter) durch mehr als 2 Stunden. Sie erfolgt abends »auch bis Mitter- 
nacht in kleinen, niedrigen, schlecht gelüfteten, mit Dunst und Tabak- 
rauch erfüllten Räumen, bei ganz unzulänglicher Beleuchtung«. (S. 180.) 
Die Räume sind überdies oft feucht, in ihnen wird gekocht und 
schlafen oft 4—7 Mitglieder der Familie. Die Kinder müssen oft um 
5 Uhr früh mit der Arbeit beginnen, die bis rr Uhr nachts dauert, 
so daß sie nur 6 Stunden Schlaf erübrigen. 

Die Summe der Schul- und Arbeitsstunden pro Woche ist sehr 
hoch; sie beträgt bei normalem Unterricht mehr als 50 im Winter bei 
32,8%, im Sommer bei 46,4% der arbeitenden Kinder, bei gekürztem 
en im Sommer mehr als 50 bei 86%, mehr als 60 bei 50% der 
\inder. 

Die Entlohnung erfolgt stets im Akkord. So werden z. B. in einem 
Bezirk Böhmens pro Netz, dessen Herstellung 2—3 Stunden er- 
Iordert, 10—r2 h gezahlt, in einem Bezirk Mährens für eine 25—30- 
Stündige Arbeit 90—ı130 h, in einem Bezirk Böhmens für eine 36—54- 
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stündige Arbeit 1,74—2 K. In einem anderen Bezirk Mährens ver- 
dient ein Kind, wenn es von früh bis in die Nacht hinein arbeitet, 
80o—ıoo h. »Entlohnt werden die Haarnetzarbeiten so, daß z. B. 
das meist angestrengte Kind pro Woche 5 K verdient, welche den 
Eltern abgeliefert werden. Der Durchschnittsverdienst kann bei den 
Kindern, welche Haarnetzarbeiten verrichten, mit 1,50 K bis 2 K 
pro Woche angenommen werden. In mancher Familie kann sich der 
kleine Arbeiter einen Teil des Verdienstes — z. B. ’/,, desselben — 
behalten, wofür ihm bei einem bestimmten ersparten Betrage die 
Mutter oder der Vater Kleidung kauft.« »Im Orte ist ein Faktor, der 
das Haar an die haarnetzenden Leute verteilt und ihnen die fertigen 
Haarnetze abnimmt; für ein Dutzend zahlt er je nach Nummer 70 h 
bis 1,80 K, trachtet jedoch, daß die Leute für das verdiente Geld von 
ihm verschiedene Waren abnehmen. Manches »sehr eingespannte« Kind 
verdient angeblich bis 6 K wöchentlich, den Verdienst nehmen aber 
die Eltern.« (Schulleitungen Nr. Ig und 2r, S. 285.) 

Diese Verhältnisse erklären es, daß sich die Haarnetzerei »nach den 
übereinstimmenden Aeußerungen einer erheblichen Anzahl von Aerzten 
und nach den Berichten von über 100 Schulleitungen als eine der 
gesundheitlich verderblichsten industriellen Kinderarbeiten« darstellt 
(S. 207); und zwar schädigend durch die Vebermüdung, die Schlafver- 
kürzung, durch die Entwicklung scharfen Haarstaubes, durch das lange 
gebückte Sitzen in ungesunden Räumen, durch den Mangel an körper- 
licher Bewegung, durch das unablässige Beobachten der dünnen Haare 
bei schlechter Beleuchtung, durch das Aufpeitschen der Nerven mit- 
telst schwarzen Kaffees und Alkohols. Die gesamte körperliche Entwick- 
lung und das Wachstum wird beeinträchtigt, die Sehkraft geschwächt; 
Kurzsichtigkeit, Augenentzündungen, selbst Erblindungen, Blutarmut, 
Skrofulose, Rückgratverkrümmungen, Lungenspitzenkatarrhe, Tuber- 
kulose, Appetitlosigkeit, Erbrechen, Gedächtnisschwäche usw. sind die 
Folgen. So sei der Anblick der blassen, abgemagerten Kinder »ein jam- 
mervoller«, die Haarnetzerinnen »sehen wie Leichname aus«. (S. 208.) 

Bei den meisten arbeitenden Kindern zeigt sich auch ein sehr nach- 
teiliger Einfluß der Arbeit auf den Schulbesuch oder den Schulerfolg 
(bei 59,5% der arbeitenden Kinder). »Mittwoch und Samstag bleibt 
der dritte Teil der Schulkinder zu Hause.« »Viele Eltern schicken ihr 
Kind überhaupt nicht in die Schule; die Geldstrafe, die sie dafür zah- 
len müssen, wird ihnen durch die Kinderarbeit reichlich eingebracht.« 
(Schulleitungen Nr. 53 und 54, S. 237.) Dabei kommt der Verdienst 
sehr häufig den Kindern nicht einmal indirekt zugute, da, wie viele 
Schulleitungen übereinstimmend mitteilen, die Eltern vielfach den 
Verdienst der Kinder vertrinken! 

Naturgemäß leidet auch die geistige und sittliche Entwicklung 
der Kinder unter diesen Verhältnissen; besonders da die Arbeit unge- 
mein eintönig und geistlos ist. »Das Kind verkümmert nicht nur kör- 
perlich und geistig, sondern auch sittlich.« »Die Kinder werden gegen 
alles gleichgültig ......, sind beim Unterricht geistig abwesend. Sie 
sind die Paria der Klasse. Das Haarnetzen hat die Kinder ihrer 
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lachenden, fröhlichen und sorglosen Kindheit beraubt und aus ihnen 
Haarnetzmaschinen gemacht.« »Es herrscht die Ueberzeugung, daß 
ein Kind, solange es nicht zum Haarnetzen verwendet wird, auffas- 
sungsfähig und zum Lernen geeignet ist, daß aber auch das fähigste 
Kind, sobald es Haare zu netzen beginnt, im Lernen zurückbleibt«. 
»Viele Kinder kommen verschlafen zur Schule und schlummern 
dort.« (Schulleitungen ıI6, 117, IIQ, I2I, S. 221.) 


2. Das Spulen, eine Hilfsarbeit der Weberei, besteht im 
Aufwinden des Games auf größere oder kleinere Spulen (für Kette oder 
Schlag) mittelst eines mit Hand oder Fuß bewegten Spulrades. »Eine 
aufreibende und eintönige Arbeit, bei welcher das sitzende Kind stän- 
dig den laufenden, meistens färbigen Faden verfolgen muß, was die 
Augen sehr anstrengt.« (Schulleitung 18, S. 165.) Das Spulen be- 
schäftigt, soweit das Erhebungsmaterial in Betracht kommt, nicht 
viel weniger Kinder als das Haarnetzen, nämlich insgesamt 3510, 
davon 34,3% ausschließlich, rund je 1% in Verbindung mit Haus- 
halt, mit Landwirtschaft oder mit beiden Arbeitszweigen. 

Beim Spulen, durch das namentlich die Kinder armer Weber 
Ihren Eltern helfen, ist die Altersgliederung auch besonders ungün- 
stig; hier hat eine noch höhere Quote der arbeitenden Kinder als 
beim Haarnetzen, nämlich 53%, die Arbeit schon im 6. Lebensjahr 
oder noch früher begonnen, darunter 1,1% schon im 4. Jahr oder 
noch früher! 

Die Arbeitsverhältnisse beim Spulen sind denen beim Haar- 
netzen vielfach analog; doch ist die Arbeit hier etwas konstanter: 
87°, der arbeitenden Kinder arbeiten durch 52 Wochen im Jahr, 86% 
während der ganzen Woche, also wenigstens 73% an jedem Wochen- 
tage des Jahres. Die tägliche Arbeitszeit ist etwas kürzer als beim 
Haarnetzen, doch ergibt sich immer noch ein beiläufiger Durchschnitt 
von 2,6 resp. 2,8 Stunden bei normalem Unterricht im Winter und 
Sommer, von 5,6 und 6,5 Stunden bei gekürztem Unterricht. »An 
schulfreien Tagen spulen die Kinder 12—13 Stunden«. (Schulleitung 
Nr. 20, S. 165.) 

Nur ein geringer Teil der spulenden Kinder muß des Nachts ar- 
beiten (11,1%); die Summe der Schul- und Arbeitsstunden beträgt 
im Winter bei fast, im Sommer bei mehr als der Hälfte der arbeiten- 
den Kinder (45,8 und 52,1%) über 40 in der Woche. 

Das Spulen ist nach den Gutachten der Aerzte und Schulleitungen ins- 
besondere auch durch den Staub sehr schädlich und verursacht Lungen-, 
Bronchial-, Augenbindemuskelkatarrhe, Schwellungen der Lymph- 
drüsen ; das lange gebückte Sitzen zieht bei den unterernährten, muskel- 
schwachen Kindern Blutarmut, Nervosität, Verflachung des Brustkor- 
bes, Rückgratverkrümmung nach sich. Dazu kommen skrofulöse Er- 
krankungen. »Die Kinder, die sehr schlecht, meist nur mit Kartoffeln, 
schlechtem Kaffee oder \Wassersuppe genährt seien, oft auch Brannt- 
wein erhielten, müßten viele — oft bis 10 — Stunden, häufig bis spät 
in die Nacht hinein, gebückt beim Scheine eines Lämpchens sitzen, die 
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schnellen Drehungen des Spulrades und den laufenden, gewöhnlich 
gefärbten Faden mit den Augen intensiv verfolgen und dabei den 
Wollstaub einatmen (S. 207).« Die Arbeit erfolgt sin dumpfen fin- 
stern Stuben bei schlechter Beleuchtung, in denen überdies genächtigt 
und gekocht wird. Durch die Eintönigkeit der Arbeit wird der Geist 
schlaff, träge, abgestumpft«. (Schulleitungen 51, 52, S. 246.) 

Entlohnt wird nur etwa %, der arbeitenden Kinder. Die Löhne 
sind sehr niedrig; so wird aus Niederösterreich per Spule, die etwa 
15, Stunde Arbeit verursacht, ein Akkordsatz von 0,2 h gemeldet. 
Aus mehreren Kronländern liegen Berichte vor, in denen der Stun- 
denverdienst mit 1,5—2 h (Niederösterreich), am häufigsten mit 
4,6 h, vereinzelt bis 16 h (Böhmen) angegeben wird. Nach Mittei- 
lung einer Schulleitung verdient das Kind bei täglicher Arbeitszeit 
von 3—4 Stunden durchschnittlich 60—g90 h pro Woche. (Schul- 
leitung Nr. 14, S. 285.) 


3. Die Erzeugung von Zwirnknöpfen — ins- 
gesamt 2878 arbeitende Kinder — zeigt ähnliche Verhältnisse wie die 
bisher betrachteten Zweige der Heimarbeit. 

Unter den 967 arbeitenden Kindern, die ausschließlich mit Nähen 
von Zwirnknöpfen beschäftigt sind, ist ein ganz besonders hoher Pro- 
zentsatz noch ganz jung; % der Kinder haben das 10., 45,2% das 
8. Lebensjahr nicht überschritten, 62% haben mit dem 5. oder 6. Jahr, 
91% mit dem 8. Jahr oder noch früher zu arbeiten begonnen. Die 
Kinder müssen den Zwirn aufspulen, den Metallring mit Fäden um- 
wickeln, die Fäden an den Ring festnähen, die Knöpfe tamburieren, 
endlich sie auf Karten festnähen. 

Diese Arbeiten werden vornehmlich im Winter und Herbst ver- 
richtet; nur 40°, der arbeitenden Kinder sind während voller 52 
Wochen tätig, aber 90% während der ganzen Woche. 

Die Arbeitszeit steigt in einzelnen Fällen bis zu 15 Stunden im 
Tage. »Die tägliche Arbeit beginnt spätestens um 7 Uhr und dauert, 
nur von den den Mahlzeiten gewidmeten Pausen unterbrochen, bis in 
die späten Nachtstunden, auch über Io Uhr nachts hinaus.« (Schul- 
leitung Nr. 31, S. 165.) 

Im Sommer beträgt der Durchschnitt bei gekürztem Unterricht 
71, Stunden, dabei übersteigt der Stundenverdienst manchmal nicht 
2 oder 3 h. 

»Die Entlohnung ist sehr gering, wenn man erwägt, daß das Kind 
sich nach der Schule auf 3—4 Stunden hinsetzt und dann für 72 
Knöpfe sage 10h bekommt.« »Der Verdienst eines arbeitenden Kin- 
des ist ein minimaler: 30—40 h an einem schulfreien Tage, wo es 
10—12 Stunden der Arbeit obliegt.« »Eine fleißige und geschickte er- 
wachsene Person kann beim Zwirnknöpfenähen täglich (Arbeitszeit 
von 6 Uhr früh bis 9 Uhr abends) 40—5o0 h, ein Kind 10—ı6 h 
verdienen.« »Ganze Familien, bestehend aus 4—5 Köpfen, die die 
ganze Woche fleißig nähen, verdienen in 6 Tagen höchstens 5—6 K.t 
»Die Kinder sitzen tief gebeugt bei dieser Arbeit und müssen ihre 
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Augen dabei sehr anstrengen. Der Verdienst ist ein so geringer, 
daß ein Kind im ganzen Jahre kaum 5—15 K verdient.« »Zur 
schädlichsten Kinderarbeit gehört das Knöpfenähen, das leider 
hie und da auch hier wahrgenommen werden kann. Die Kinder 
erzielen hiebei wirklich nur Hungerlöhne. Das Kind kann pro Stunde 
durchschnittlich 5 h verdienen.« »11—13 jährige Kinder müssen 
durchschnittlich an Schultagen ı Brief — 72 Knöpfe — anfertigen, 
somit an 6 Tagen 6 Briefe, am Ferialtag (Mittwoch) sind 3 Briefe zu 
nähen, in einer Woche also g Briefe mit 648 Knöpfen. Bei einem 
Knopf sind 48—60 Stiche zu machen, d. i. bei 648 zu 50 Stichen im 
Durchschnitt 32 400 Stiche. Für ı Brief, das sind 3600 Stiche, erhal- 
ten die Näher ı0 h, sage zehn Heller. Ein besonders guter Näher 
macht in ı Minute einen Knopf, aber eben nur als Bravourstück; bei 
einem zweiten Knopf geht es dann schon langsamer. Zu 72 Knöpfen 
braucht selbst ein guter Näher 2 Stunden.« (Schulleitungen Nr. 23— 
28, 30, S. 285 f.) 

Die hygienischen Verhältnisse sind nach den zahlreichen überein- 
stimmenden Aeußerungen von Schulleitungen und Aerzten ebenso 
ungünstig, wie bei den früher besprochenen Arten der Heimarbeit. 
Besonders wird über die erschreckende Anzahl von kurzsichtigen Kin- 
dern — in einer Schule 50% der Gesamtzahl — geklagt. Eine Schul- 
leitung berichtet z. B.: »Mit äußerst wenigen Ausnahmen müssen die 
Kinder schon im vorschulpflichtigen Alter Wollknöpfe nähen. Man 
kann beobachten, daß die armen Kinder durch böse Blicke, Worte und 
Prügel zur Arbeit getrieben werden. Wenn man dann die Eltern auf- 
merksam macht, daß die Kinderarbeit auf Körper und Geist nachtei- 
lig wirkt, erhält man zur Antwort: »Wir müssen das tun, da wir 
sonst verhungern würden.« (Schulleitung Nr. 21, S. go.) 

An Lohnsätzen finden sich folgende Angaben: pro Dutzend 
(1, St.) 4 h, pro Brief (für einen sehr gewandten Näher 2 Stunden) 
10h; Stundenverdienst 2—5 h (Niederösterreich), 3—8h (Böhmen), 
2—3 h (Mähren); Tagesverdienst bei 10—12 stündiger Arbeit 30—40 h 
(Böhmen). 

Auch bei den anderen Arten der Heimarbeit in 
der Textilindustrie herrschen ganz ähnliche Verhältnisse 
vor. Es werden deshalb, um Wiederholungen zu vermeiden, für die 
einzelnen Beschäftigungsarten im folgenden nur einige spezielle, Tat- 
sachen angeführt. 


4. Spitzenerzeugung. 1755 arbeitende Kinder (davon 
b57 ausschließlich diese Arbeit verrichtend); hauptsächlich Spitzen- 
klöppeln, wobei die Kinder meist gleich den Erwachsenen fertige 
Spitzen herstellen, aber einfachere Muster. »Kaum versteht das 
Kind, die Arme zu gebrauchen, so macht ihm die Mutter einen 
Klöppelsack, kauft ihm Klöppel, lehrt es mit denselben nach be- 
stimmten Regeln umgehen, und nach 2—3 Tagen stellt das Kind 
schon gewisse leichte Spitzenmuster her; von dieser einfachsten Ar- 
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beit geht es dann zu schwereren über und vervollkommnet sich 
immer mehr« (S. 50). 

Kinder werden manchmal schon mit 4 Jahren zur Arbeit heran- 
gezogen. Diese erstreckt sich häufig von 4 Uhr früh bis Mitternacht. 
Mehr als 1/, (38,7%) der arbeitenden Kinder leistet Nachtarbeit. 
Durchschnittliche Arbeitszeit im Winter bei gekürztem Unterricht 
7,1 Stunden. Arbeitsverdienst bei 14—ı5stündiger Arbeit 1,40 K 
per Tag (Böhmen); für 4—6 Stunden Arbeit 20—40 h (Böhmen). 
Für ein Bündchen (9 m, 60 Stunden Arbeit) 60 h, dabei ist aber der 
Zwirn beizustellen, der 30 h kostet, so daß nur 30 h übrig bleiben 
(Schlesien); Verdienst per Tag für 6—8 Stunden Arbeit 40 h (Krain). 
Der Lohn wird manchmal nicht bar, sondern in Nahrung ausgefolgt 
(Böhmen). »Wenn ein Kind bei der Spitzenerzeugung sehr fleißig 
arbeitet, verdient es täglich 20, höchstens 30 h, mehr kaum.« (Schul- 
leitung Nr. 31, S. 286.) »Die Kinder lernen im Durchschnitte im 
4.—5. Lebensjahre das Klöppeln. Die Entlohnung richtet sich je 
nach der Größe und Ausführung der Spitzen. So z. B. verfertigen 
die Kinder bis zum 8. oder 9. Jahre die sogenannten Gimpen (das 
sind kleine, schmale Spitzen); Durchschnittslohn pro Tag 10—20 h. 
Die größeren Kinder bis zu 14 Jahren verfertigen breitere Spitzen und 
verdienen pro Tag 60—80 h. Geld bekommen diese Armen in den 
meisten Fällen nicht, sondern sie arbeiten für Nahrungsmittel. Der 
Spitzenhändler liefert den Familien Brot, Zucker, Kaffee usw. und 
nimmt sich dafür die Spitzen. Die Händler haben somit ganze Fa- 
milien in der Hand. Dem entgegen arbeiten erfolgreich die k. k. 
Spitzenkurse, welche der gewissenlosen Ausbeutung ein Ziel setzen 
sollen.« (Schulleitung Nr. 31, 32, S. 286.) 


5. Spinnen (1333 arbeitende Kinder, davon aber nur 12 Kin- 
der ausschließlich). Kinder werden fast nur beim Hausspinnen in 
den Karpatenländern von ihren Eltern beschäftigt, und zwar so gut 
wie ausschließlich (99,1%) in Kombination mit anderen Arbeiten, ins- 
besondere in der Landwirtschaft, im Haushalt. Hie und da verrichten 
Kinder auch Hilfsarbeiten in Fabriken bei der mechanischen Spinne- 
rei. Brauchbare Lohnangaben fehlen. 


6. Stickereiarbeiten. Bei den Stickmaschinen sind Kinder 
fast hauptsächlich in Vorarlberg, und zwar zumeist mit »Fädeln« beı 
der Bedienung der Plattstichmaschine beschäftigt. Es sind dabei 
die höheren Altersklassen stärker besetzt als bei den meisten anderen 
Beschäftigungsarten: 62% der arbeitenden Kinder sind mindestens 
ıı Jahre alt. Die tägliche Arbeitszeit ist beim Fädeln besonders im 
Sommer sehr lang (bei 29% der arbeitenden Kinder über 6, bei 50% 
über 4 Stunden). Beim Fädeln kommen Stundenlöhne von 20—30 h. 
Taglöhne je nach Alter von 50—180 h (Vorarlberg) vor, bei sonsti- 
gen Arbeiten in der Stickerei je nach der Art der Arbeit, je nach 
der Schwierigkeit des Musters und dgl., Stundenverdienste von 8 
bis I0O, 10—12, aber selbst von 30 h, andererseits aber auch solche 
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von 4—6 h. »Was die Entlohnung anbelangt, so ist selbe sehr ver- 
schieden — in der Schifflistickerei höher als in der Handstickerei — 
und beträgt durchschnittlich 80 h bis I K 20 h pro Tag. Vielfach ar- 
beiten Kinder auch bloß gegen Kost, Wohnung und Kleidung.« (Schul- 
leitung Nr. 33, S. 286.) 


7. Erzeugung von Strick- und Wirkwaren. 
(732 arbeitende Kinder davon 418 ausschließlich). Die Kinder haben 
hier vielfach schwere Arbeit zu leisten (Stricken mit der Handstrick- 
maschine), größtenteils aber die leichtere Arbeit des Vernähens. Bei 
dieser herrschen relativ kurze Arbeitszeiten vor; bis 2 Stunden täg- 
lich bei 41% der arbeitenden Kinder im Winter, bei 36% im Som- 
mer. Als Stundenverdienst werden vielfach 4—6 h, auch 2 h ange- 
geben, höhere Beträge — 8 bis 14, aber auch 24 bis 34 h — beim 
Vernähen von Handschuhen. 


8. Posamenteriearbeiten. 558arbeitende Kinder (da- 
von 44I ausschließlich). Es handelt sich dabei großenteils um in Heim- 
arbeit vorzunehmende Vorarbeiten und Vollendungsarbeiten für die 
fabrikmäßige Erzeugung, wie Aufspulen von Seide, Auffädeln von 
Perlen, Knöpfestopfen, Fransenknüpfen, z. T. aber auch um die 
selbständige Herstellung leichterer Posamente. Diese Arbeiten sind 
zumeist auf den Gerichtsbezirk Weipert (Böhmen) konzentriert. Sie 
treten nur selten mit anderen Arbeiten kombiniert auf (21% der ar- 
beitenden Kinder). 80,5% der arbeitenden Kinder sind, und zwar 
sehr niedrig, entlohnt (Verdienst pro Stunde 3—14 h). Nur 73% der 
arbeitenden Kinder ist hier an allen Wochentagen beschäftigt. Die 
Arbeitszeit ist eine übermäßig lange; bei gekürztem Unterricht im 
Winter beträgt sie z. B. ausnahmslos mehr als 8, bei 52% (im Som- 
mer sogar bei 64%) der arbeitenden Kinder mehr als ıo Stunden. 
Der Stundenverdienst beträgt nach den Angaben 3—6 h für Bau- 
melnmacher, 5—6 h für Seidewickeln, 6 h für Ringeausschlagen, roh 
für Ringedrehen usw. 


90. Fransenknüpfen (Fransen auskämmen, sie zu Bordüren 
ordnen, drehen, nähen, knoten). Nur 65% der Kinder arbeiten hier 
während der ganzen Woche. Die Arbeitszeit ist zum Teile sehr lang, 
an Ferialtagen auch 13—14 Stunden; an Schultagen müssen manche 
Kinder, die von 8—11 und von 2—4 in der Schule sitzen, von 6—18 
Uhr früh, von ır—!,2 Uhr mittags und von 4—9 oder Io Uhr arbei- 
ten. »In der freien Zeit sitzen die Armen nicht selten 12 und mehr 
Stunden bei ihren Tüchern. Kommen die Kinder aus der Schule, 
müssen sie sich sofort an die Arbeit setzen.« (Schulleitung Nr. 22, 
5.165.) Dabei beträgt der Stundenverdienst 8—21, aber auch 4—7 h. 
Für 46% der arbeitenden Kinder ist der Gesundheitszustand als 
nicht befriedigend erklärt worden. 


10. Weben. Die Kinder werden hier zumeist in Hauswebe- 
reien (Stundenverdienst Io h), zum Teile aber auch in Fabriken zu 
Handreichungen und Vorarbeiten, seltener zum Weben selbst ver- 
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wendet. Sogar ins Ausland (Preußen, Sachsen, Rußland) werden 
Kinder in Leinen- oder Wollwarenfabriken geschickt. Lohn per Tag 
ı—2 K. »13- und ı4jährige Knaben sind in ihren freien Stunden 
schon ganze Lohnweber.« (Schulleitung Nr. gr, S. 118.) 


II. Ajournähen (Fäden ausziehen, Einnähen von Mustern). 
Eine besonders die Augen ungemein anstrengende Heimarbeit, zu 
der 64% der arbeitenden Kinder schon mit 5—6 Jahren, ja noch 
früher herangezogen werden. Die tägliche Arbeitszeit ist hier lang, 
da bei normalem Unterricht 40% der arbeitenden Kinder im Winter, 
44,8% im Sommer länger als 4 Stunden arbeiten müssen. »Die Ent- 
lohnung ist eine elende: 12—20 h pro Dutzend Tücher ist keine Sel- 
tenheit, wozu eine Zeit von 10—12 Stunden fleißiger Arbeit erforder- 
lich ıst.« (Schulleitung, Nr. 15, S. 285.) Bei 69% der arbeitenden 
Kinder ist ein nachteiliger Einfluß auf den Schulbesuch und auf das 
Verhalten in der Schule wahrnehmbar; bei 58% ein unbefriedigender 
Gesundheitszustand. »Die Kinder schlafen während des Unterrichts 
sogar stehend ein.« (Schulleitung Nr. 52, S. 237.) 


12. Roßhaarsiebbödenerzeugung. Diese Beschäftigungs- 
art, die nur im Gerichtsbezirk Krainburg (Krain) angetroffen wurde, 
zeigt besonders ungünstige Verhältnisse. Sie besteht zumeist im Sor- 
tieren der Roßhaare nach der Farbe, im Einfädeln und Aufziehen 
auf die Kämme für den Webstuhl. Sie wird von 88%, der arbeiten- 
den Kinder ausschließlich betrieben; fast ?/; der arbeitenden Kinder 
(64%) arbeiten schon seit dem 5. und 6. Lebensjahre, fast alle haben 
mit dem 8. oder einem früheren Jahre zu arbeiten begonnen. Die Ar- 
beit erstreckt sich ausnahmslos über das ganze Jahr und fast stets 
auf alle Wochentage. Ungemein lang ist die tägliche Arbeitszeit; 
sie beträgt bei normalem Unterrichte im Winter fast durchaus 
(93%) mehr als 4 Stunden, für 54% der arbeitenden Kinder über 6 
Stunden; während der Hauptferien müssen sogar ?/, der arbeitenden 
Kinder (63°,) länger als ro Stunden täglich arbeiten, bei gekürztem 
Unterricht so gut wie alle länger als 8 Stunden. Daher ist auch die 
Nachtarbeit ungewöhnlich stark verbreitet (85%, der arbeitenden Kin- 
der), und es ist die Summe der Schul- und Arbeitsstunden besonders 
hoch: fast bei allen Kindern (92,9%) über 40, bei 70% der arbeiten- 
den Kinder über 50, bei 40 resp. 44% sogar über 60 Stunden wö- 
chentlich. Im Sommer ist diese Summe noch höher, und zwar bei 
mehr als °/,,„ der Kinder über 40, bei ?/,, über 50; bei gekürztem Un- 
terrichte sind im Winter fast alle durch mehr als 5o Stunden, im 
Sommer fast alle durch mehr als 60 Stunden in der Woche beschäf- 
tigt. Dabei verdienen sich die Kinder wöchentlich 10—7oh. Es ist 
begreiflich, daß 78% der Schulleitungen über schlechten Schulbesuch 
und schlechtes Verhalten der Kinder in der Schule klagen. 


13. Außer in den besprochenen wurden arbeitende Kinder auch 
noch in einer Reihe von anderen Beschäftigungsarten angetroffen, 
so namentlich bei dr Erzeugung von Häkelwaren 


pe 


—— a ~ 


Die Kinderarbeit in Oesterreich. 157 


(Heimarbeit, 227 Kinder, fast nur Mädchen), bei der Seilerei 
(teils Fabriks-, teils gewerbliche Betriebe, teils Heimarbeit 197 Kinder, 
zumeist Knaben) und bei der Zubereitung von Spinn- 
stoffen (landwirtschaftliche Nebenbeschäftigung, Fabriksarbeit, 
160 Kinder, überwiegend Mädchen). 


II. Bekleidungs- und Putzwarenindustrie. 


In dieser Industrieklasse sind insgesamt 4259 arbeitende Kin- 
der gezählt worden, von denen — anders als in der Textilindustrie — 
die Mehrzahl (2273 oder 53,4%) keine anderen Arbeiten verrichtet, 
während der Rest größtenteils nur noch zu häuslichen Arbeiten 
herangezogen wird. 

In einigen hieher gehörigen Beschäftigungsarten dominiert die 
Heimarbeit — so beim Knöpfeaufnähen und -aufstecken, ferner in 
der Kunstblumenerzeugung —, in anderen die Verwendung der Kin- 
der in gewerblichen Betrieben der Eltern als Lehrlinge — so in der 
Herrenschneiderei und in der Damen- und Kinderkleidererzeugung —, 
während z. B. in der Wäscheerzeugung und in der Schuhmacherei 
beide Formen der Kinderarbeit nebeneinander vorkommen. 82%, der 
arbeitenden Kinder sind bei ihren Eltern tätig. 

In der Bekleidungs- und Putzwarenindustrie sind insgesamt mehr 
Mädchen als Knaben beschäftigt (53,4 gegen 46,6%), ausschließlich 
dagegen mehr Knaben als Mädchen (52,6 gegen 47,4%). Faßt man bloß 
die yausschließlich« in der betreffenden Beschäftigungsart tätigen Kin- 
der ins Auge, so wurden nur oder doch fast nur Mädchen angetroffen 
in der Damenschneiderei und Näherei, überwiegend Mädchen in der 
Wäscheerzeugung, gleichviel Knaben und Mädchen beim Aufnähen 
und Aufstecken von Knöpfen und in der Kunstblumenerzeugung, 
dagegen mehr Knaben in der Herrenschneiderei, fast nur Knaben in 
der Schuhmacherei. 

Die Quote der unter x2 jährigen arbeitenden Kinder ist auch 
hier sehr groß (56,7%), ebenso die der Kinder, welche bereits im 
; oder 6. Lebensjahre oder noch früher zu arbeiten begonnen haben 
27%). 

Die Kinderarbeit in der Bekleidungsindustrie besitzt stabileren 
Charakter als in der Textilindustrie: 83,7% der arbeitenden Kinder 
sind durch volle 52 Wochen, 91,2% durch mehr als 30 Wochen, 83,2 °% 
durch alle Werktage der Woche beschäftigt. Die tägliche Arbeitszeit 
zur Zeit des normalen Unterrichts beträgt im Durchschnitt etwa 3,0 
resp. 3,3 Stunden, doch müssen 22,5% der Kinder mit gekürztem 
Unterricht mehr als 10o Stunden arbeiten; Nachtarbeit ist relativ 
seltener (18,2% der arbeitenden Kinder), dauert aber dann meist 
durch den größeren Teil des Jahres. Die Mehrzahl der arbeitenden 
Kinder — im Winter 53,5%, im Sommer 57,7% — hat mehr als 40 
Schul- und Arbeitsstunden in der Woche. 

Die Berichte über die Gesundheitsverhältnisse der arbeitenden 
Kinder lauten in der Bekleidungsindustrie ganz ähnlich wie in der 
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Textilindustrie, weshalb auf das dort Gesagte verwiesen werden kann. 
Es sind auch zumeist dieselben schädigenden Momente, die in bei- 
den Klassen vorliegen und dieselben Schädigungen, die infolgedessen 
hervortreten. Die Kinderarbeit wird in der Bekleidungsindustrie zu- 
meist — 52-7% — nicht entlohnt;; wo Lohn vorkommt, besteht er fast 
immer (85-4%) aus Geld. 

Unter den zur Bekleidungsindustrie gehörenden Beschäftigungs- 
arten seien einige, die im Erhebungsmaterial mit einer größeren An- 
zahl von arbeitenden Kindern vertreten sind, besonders besprochen. 

I. Fast ganz der Heimarbeit gehört das Aufnähen und 
Aufstecken von Knöpfen an mit insgesamt 828 arbeiten- 
den Kindern gleichviel Knaben und Mädchen, 637 ausschließlich da- 
mit beschäftigt; desgleichen de Kunstblumenerzeugung 
mit 297 arbeitenden Kindern, davon 228 ausschließlich. Kombinatio- 
nen mit anderen Arbeiten kommen hier selten vor (23,1 und 23,2% 
der arbeitenden Kinder). In die erstgenannte Gruppe wurden nur sol- 
che Kinder eingereiht, die lediglich fertige Knöpfe aufnähen oder 
aufstecken, ohne bei der Erzeugung mitzuwirken. Bei der zweiten 
Gruppe bestehen die Arbeiten der Kinder hauptsächlich aus dem 
Kleben der Blatteile an die Blattstiele, der Blumen an die Stengel 
und dgl. 

Die Altersgliederung der arbeitenden Kinder ist bei beiden Grup- 
pen sehr ungünstig, da mehr als die Hälfte das Io. Jahr nicht über- 
schritten hat (in der Kunstblumenerzeugung sogar 73,3%!). Das 
Knöpfeaufnähen und -stecken beginnen die Kinder schon mit 3—5 
Jahren, 40,5% der arbeitenden Kinder treten mit 5 oder 6 Jahren, 
74,8 mit höchstens 8 Jahren in diese an sich leichte, aber die Augen 
überanstrengende Arbeit. Noch ungünstiger sind die analogen Zah- 
len der Kunstblumenerzeugung, nämlich 50% und 82,5%. Die Hälfte 
der Kinder hat über 40 wöchentliche Arbeitsstunden. 

Die Arbeit erfolgt zumeist (73 und 61% der arbeitenden Kinder) 
gegen Entlohnung. Die Lohnsätze sind sehr mannigfach. Für das 
Aufnähen von Perlmutterknöpfen werden Tagesverdienste von 24— 
30 h bei g stündiger, von 60—64 h bei 7 stündiger Arbeitszeit ange- 
geben, für das Zwirnknöpfeaufnähen 2 K für 1000 Stück, was I Woche 
Arbeit erfordert. Sonst finden sich Stundenverdienste von 2, 5—7 h 
für größere und geübte Kinder in Böhmen, von 6, 7—9 h in Schlesien, 
Tagesverdienste von 30 h für 7 stündige Arbeit nach der Schule, von 
50—60 h bei Arbeit von 2 Uhr nachts bis 7 Uhr früh. Aehnliche An- 
gaben werden für Kunstblumenerzeugung gemacht: 40 h für 8—9 stün- 
dige Arbeit, Stundenverdienste von 5—Ioh. 

»Durch die überaus langweilige Arbeit des Knöpfeannähens wer- 
den die Kinder ganz apathisch und geistig abgestumpft, sie betrach- 
ten die Schulstunden als die Zeit, um den durch die Arbeit verkürz- 
ten Schlaf in der Schule nachzuholen«. (Schulleitung Nr. 56, S. 246.) 


2. Aehnliche Verhältnisse zeigen sich bei der Wäscheerzeu- 
gung mit 458 arbeitenden Kindern, davon 54% ausschließlich darin 
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tätig, zumeist Mädchen. Diese sind in Böhmen und Mähren zumeist 
als Hilfskräfte ihrer Eltern in der Wäschekonfektion, in Galizien dage- 
gen in der Regel in gewerbemäßigen Betrieben, Weißnähereien be- 
schäftigt. Ihre Arbeiten sind sehr vielgestaltig und stellen sich zu- 
meist als Hilfsverrichtungen dar, doch nähen Kinder manchmal auch 
ganze Hemden und dgl. 

Verdienst z. B. für 100 Knopflöcher ausnähen (8—ıo Stunden 
Arbeit) 60 h; Stundenverdienst (Hemden zuknöpfen und Fäden 
abschneiden) 25—30 h, Handtücher säumen per Dutzend (3 Stunden 
Arbeit) 22 h usw. 

Bei Näharbeiten ohne nähere Bezeichnung 
kommt ein Tagesverdienst von 24 h »für den ganzen Tag« vor, 80 h 
für 12 Abeitsstunden. »Bereits mit dem 5. oder 6. Lebensjahre wer- 
den die Kinder zur Arbeit verwendet. Sie müssen hauptsächlich 
Knöpfe aufnähen und Tüll nähen. Selbst größere, in diesen Arbeiten 
bereits geübtere Kinder können in einer Stunde höchstens 2 h ver- 
dienen. Aus diesem Grunde sind arme Familien gezwungen, die Kin- 
der 12, 14, ja selbst 16 Stunden arbeiten zu lassen.« »Für das Auf- 
nähen der Knöpfe werden für das Gros 3 h bezahlt; ein flink arbei- 
tendes Kind vermag I Gros in 1, Stunde, somit bei 15 Stunden Ar- 
beitszeit 30 Gros Knöpfe aufzunähen, wofür das Kind go h verdienen 
kann, bei durchschnittlich 4—5 Stunden Tagesarbeit beträgt der 
Wochenverdienst 2 K.« (Schulleitungen Nr. 34, 35, S. 286.) 


3. De Damen- und Kinderschneiderei und die 
Herrenschneiderei sind technisch sehr verwandte Gewerbe, 
die aber hinsichtlich der Verhältnisse der Kinderarbeit bedeutende 
Unterschiede aufweisen. 

In der Damen- und Kinderschneiderei pflegen die Kinder einfa- 
chere Näharbeiten, Ausnähen von Knopflöchern, Annähen von Knöp- 
fen sowie sonstige Ausfertigungs- und Vollendungsarbeiten zu ver- 
richten. 

In der Damen- und Kinderschneiderei sind die arbeitenden 
Kinder — insgesamt 194, ausschließlich 146 — zumeist Lehrmädchen 
bei Fremden (68,5%) oder auch bei den Eltern (31,5%), während in 
der Herrenschneiderei — insgesamt 474 arbeitende Kinder — die 
Knaben überwiegen, die zum Teil in gewerblichen Betrieben, zum 
Teil als Heimarbeiter beschäftigt sind. Hier kommt daher auch die 
Arbeit bei den Eltern häufiger vor (71,4%), die »ausschließliche« Ar- 
beit seltener (39,0%). Dem entspricht es auch, daß in der Herren- 
schneiderei die jüngeren Jahrgänge viel stärker vertreten sind, als in der 
Damen- und Kinderschneiderei; so die Kinder unter o Jahren mit 
9,2 gegen 1,4%, die unter 12 Jahren mit 34,6 gegen 15,8%. 

Mit dieser verschiedenen Altersgliederung dürfte es ferner zusam- 
menhängen, daß die Damen- und Kinderschneiderei etwas längere 
Arbeitszeiten aufweist, als die Herrenschneiderei. Nachtarbeit ist bei 
beiden nicht häufig. In der Herrenschneiderei bekommt nur !/, 
(16°), in der Damen- und Kinderschneiderei dagegen fast die Hälfte 
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der Kinder (43%) Lohn. Die Lohnsätze, die das Material enthalten, 
sind untereinander nicht vergleichbar. Doch sei erwähnt, daß in der 
Herrenschneiderei z. B. für das Nähen von ı Dutzend Aermel, das 
3—4 Stunden erfordert, 16 h gezahlt werden, daß Lehrlinge einen 
Taglohn von 50 h erhalten, bei der Damenschneiderei Lehrmäd- 
chen 40—140 h. 

Der Gesundheitszustand ist in der Herrenschneiderei bei einer 
etwas größeren Quote der arbeitenden Kinder als nicht befriedi- 
gend bezeichnet worden, als in der Damen- und Kinderschneiderei 
(25,6 gegen 23,0%). Beide Beschäftigungsarten werden von den 
Schulleitungen und Aerzten »allgemein als schädlich bezeichnet, weil 
die Kinder dabei viele Stunden lang in gebückter Haltung ver- 
bleiben und bei meist ungenügender Ernährung in unhygienischen, 
schlecht beleuchteten Räumen arbeiten müssen. Insbesondere von 
den die Kräfte der Kinder übersteigenden Nähmaschinenarbeiten, 
die häufig bis in die späte Nacht betrieben werden, wird gesagt, daß sie 
Kurzsichtigkeiten, Augenkatarrhe, Anämie, Verkrümmungen der 
Wirbelsäule und Disposition zur Tuberkulose verursachen«. (S. 209.) 

Ein ungünstiger Einfluß der Arbeit auf Schulbesuch und Unter- 
richtserfolg wird bei diesen Beschäftigungsarten häufig wahrge- 
nommen, und zwar bei der Damen- und Kinderschneiderei öfter als 
bei der Herrenschneiderei (62,3 und 52,2%). Von den in der ersteren 
arbeitenden Kindern besuchen 8,2% überhaupt keine Schule! Die 
Arbeitszeit ist vielfach eine sehr lange, sie beträgt im Winter bei nor- 
malem Unterricht für !/, der Kinder mehr als 6 Stunden, im Sommer 
bei 1/ mehr als 8 Stunden. 


4. Inder Schuhmacherei werden fast nur Knaben und 
zwar teils als Lehrlinge, teils als Heimarbeiter zum Teil aber auch in 
Fabriken beschäftigt, und zwar nicht nur zu Vorbereitungs- und Aus- 
fertigungsarbeiten, sondern vielfach auch zur eigentlichen Schuh- 
erzeugung (Oberteil- und Bodenarbeit). Die Zahl der arbeitenden Kin- 
der unter 9 Jahren ist gering (6,1%), die der Kinder unter 12 Jahren 
schon bedeutender (36,0). Die Mehrzahl der Kinder arbeitet bei den 
Eltern (77,2%) und ohne Lohn (76%); als gewerbliche Hilfskräfte 
erhalten solche Kinder einen Taglohn von 40—60 h (Görz), von 8oh 
bis ı K (Böhmen). 


5. Außer den vorstehend besprochenen Beschäftigungsarten um- 
faßt die Bekleidungs- und Putzwarenindustrie noch eine große Zahl 
anderer, von denen hier die am stärksten besetzten angeführt seien: 
Handschuhnäherei (236 Kinder), Patschenerzeu- 
gung (221 Kinder), Wäschereiund Putzen (145 Kinder); 
Friseureund Perückenmacher (93 Kinder). Es werden 
überwiegend Mädchen, und zwar zumeist in der Heimarbeit, be- 
schäftigt. 

Eine Ausnahme macht die zuletzt genannte Beschäftigungsart, 
in welcher mehr Knaben als Mädchen tätig sind, und zwar zum Teil 
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in Gewerbebetrieben, zum Teil (Perückenerzeugung) in der Heim- 
arbeit. 


IHI. Industrie in Holz-, Flecht-, Dreh- und 
Schnitzwaren. 


In dieser Industrieklasse mit 5103 insgesamt und 2146 ausschließ- 
lich arbeitenden Kindern, und zwar 63%, Knaben, 37% Mädchen, sind 
die Kinder größtenteils Heimarbeiter, zum Teil aber auch Lehrlinge 
in den Betrieben des Vaters oder eines Fremden, aber auch Hilfsarbei- 
ter in Fabriken. Zumeist sind sie gleichzeitig auch anderweitig be- 
schäftigt (57,5% der arbeitenden Kinder), und zwar vorwiegend in der 
Landwirtschaft (42,6°,) oder in dieser und im Haushalt (25,1%). 

Die Mehrzahl der arbeitenden Kinder (53,8%) ist höchstens 
10, 33 (67,6%) sind weniger als 12 Jahre alt. Es beginnt die Hälfte 
der Kinder (50%) schon mit 5 oder 6 Jahren zu arbeiten, 3⁄4 (76%) 
mit 8 Jahren oder weniger. 

Die Arbeit erfolgt in der Regel — bei 71,3% der arbeitenden Kin- 
der — während des ganzen Jahres und bei 88% während der ganzen 
Woche. Zumeist dauert sie bei normalem Unterricht im Winter 
und Sommer über 3 Stunden (51,5 und 61,3% der arbeitenden Kin- 
der), bei gekürztem Unterricht im Winter und ım Sommer über 
8 Stunden (51,7 und 66,9%); die Rechnung ergibt einen ungefähren 
Durchschnitt von 3,5 und 3,9 Stunden bei normalem, von 7,7 und 
8,6 Stunden bei gekürztem Unterricht. 

Nachtarbeit wird von 1⁄4 der arbeitenden Kinder verrichtet, davon 
bei der Hälfte (51%) durch volle 52 Wochen und zumeist (83°) wäh- 
rend der ganzen Woche. Im Winter haben bei normalem Unterricht 
fast ?/, (62,1%), im Sommer fast 34 (72,9%) mehr als 40 wöchentliche 
Schul- und Arbeitsstunden — die höchste Quote unter den Industrie- 
klassen — zu leisten, etwa !/, (29,5 und 39.2%) sogar mehr als 50 
wöchentliche Stunden. 

Die nämlichen schädigenden Momente wie bei anderen Arten der 
Heimarbeit werden auch hier konstatiert. Dazu kommen oft spezi- 
fische Schädigungen z. B. durch Holzstaub, durch Unfälle bei Sägen 
und dgl. Bei mehr als der Hälfte der arbeitenden Kinder (51,5%) ist 
ein nachteiliger Einfluß auf den Schulbesuch oder auf das Verhalten 
in der Schule konstatiert worden. 


I. Die meisten hieher gehörigen arbeitenden Kinder sind beim 
Flechten beschäftigt, zumeist lokalen alten Hausindustrien, wie 
2.B.die Weidenflechterei in Rudnik (Galizien), woselbst es 
»fast kein Haus gibt, in dem nicht Korbflechterei betrieben wird« 
(S. 41). Die Kinder haben hier die Weidenruten zu schneiden, ab- 
zurinden, zu sortieren, aber auch selbständig Körbe herzustellen; 
sie erzeugen inder Schilfflechterei Pantoffel, Taschen, Mat- 
ten und dgl., sind in der Rohrflechterei mit dem Einflech- 
ten der Sitze und der Rückenlehnen von Sitzmöbeln und mit dem 
Ueberflechten von Tischplatten beschäftigt usw. 
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Insgesamt wurden 2952 flechtende Kinder gezählt, von denen 
1072 ausschließlich in dieser Art beschäftigt sind. 

Die Flechtarbeit gehört an sich zu den leichteren Arbeiten; sie 
wirkt aber durch die Staubentwicklung und durch Einwirkungen 
chemischer Stoffe (Schwefel usw.), vor allem aber durch ihre über- 
mäßige Ausdehnung, durch die sitzende Art der Beschäftigung in 
schlechten Räumen schädlich auf die meist noch ganz jungen Kinder 
ein. Fast alle Kinder haben mit der Arbeit schon im 5. bis 8. Jahr 
begonnen. 

»Viele Kinder flechten nicht nur nach dem Schulunterricht bis 
in die späten Nachtstunden, sondern auch zeitig früh vor dem Unter- 
richt.« »Hier hat sich die Schulleitung überzeugt, daß die Schul- 
Jugend auf eine unglaubliche Art und Weise zur Arbeit angehalten 
wird. Viele Schüler stehen schon vor 5, ja sogar um 4 Uhr auf. 
34 der Kinder haben bis zur Schule einen Weg von einer Stunde 
A der Sonnenhitze und kommen dort schläfrig, durch die Arbeit 
und den Weg ermüdet und körperlich ganz erschöpft an (Schullei- 
tungen Nr. 7 und ī0, S. 181). Wie sehr die geistige Entwicklung 
der Kinder durch diese Arbeit leiden muß, ergibt sich aus der Tat- 
sache, daß im Durchschnitt aller Erhebungsbezirke nicht weniger 
als 12% aller schulpflichtigen in der Weidenflechterei tätigen Kinder 
überhaupt gar keine Schule besuchen. 

In der Rohr- und in der Weidenflechterei sitzt mehr als !/, der 
arbeitenden Kinder im Winter bei normalem Unterricht länger als 
6 Stunden täglich bei der Arbeit. In der Rohrflechterei ergibt sich 
sogar eine durchschnittliche täglıche Arbeitszeit bei normalem Unter- 
richt von 4,3 Stunden durch das ganze Jahr, bei gekürztem Unter- 
richt eine solche von 7,3 Stunden im Winter, von 8,6 Stunden im 
Sommer; es arbeiten 59,3 der Kinder 8 Stunden, 18,5% über 10 
Stunden. Dagegen ist die Arbeitszeit beim Flechten von Strohbän- 
dern relativ kurz, da 3% der arbeitenden Kinder 3 Stunden oder 
weniger tätig sind. In der Schiliflechterei muß fast Y/, der arbeiten- 
den Kinder (32,9%) auch des Nachts arbeiten. 

Angaben über den Verdienst für Flechten: in der \Veidenflech- 
tere) Stundenverdienst 7h (Böhmen), in der Schilftlechterei für Zöpfe- 
flechten Stundenverdienst 4 h (Tagesverdienst 10—20 h), oft werden 
Waren (Kaffee, Zucker, Brot) als Lohn gegeben; beim Flechten 
von Strohbändern Verdienst per Stunde ı—3 h (Krain), 21,—6 h 
(Mähren); Verdienst per Tag 4—16 h (Krain), 3—13, 5—20 h 
(Mähren), Verdienst per Woche 6, 8, 10, 70 h (Krain) usw. »Schon 
die kleinen Kinder, die erst anfangen, die Schule zu besuchen — be- 
sonders solche armer Eltern —, müssen Schilfgeflechte verfertigen, 
werden aber dafür am schlechtesten entlohnt, da 50 m mit 12 h be- 
zahlt werden. Die 8—ıoJährigen Kinder beginnen Körbe zu flech- 
ten und verdienen nach dem Unterricht 40—50 h, die 12 jährigen 
Kinder mindestens 60 h täglıch. Die Wiederholungsschüler werden 
in der Korbwarenfabrik mit 00 h täglich entlohnt, bei den Meistern 
verdienen sie wohl mehr, werden aber durch die Nachtarbeit — be- 
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sonders im Winter — sehr ausgenützt.« »Den Haupterwerb bil- 
det hier die Schilfflechterei; ein »Zopf« wird durchschnittlich in ı 
his 2 Tagen verfertigt, wofür 20 h verdient werden. Für diesen 
Betrag werden den Leuten aber von den hiesigen Geschäftsleuten Waren 
ausgefolgt.« »Seitdem die fremdländischen Strohbänder die heimischen 
verdrängt haben, werden diese so schlecht bezahlt, daß der Verdienst 
in keinem Verhältnis zur Mühe und Zeitversäumnis steht (für xı Stunde 
2, höchstens 3 h, manchmal sogar nur I h).« »Die Entlohnung ist bei 
der Bastflechterei sehr gering. Ein Kind muß sehr gut flechten kön- 
nen, wenn es in I2 Stunden 30h verdienen will.« (Schulleitungen Nr. 
5, 7, 9, 10, S. 284 Í.) 


2. Stark verbreitet ist die Kinderarbeit ferner bei der Erzeu- 
gungvon Holzspanschachteln. In die Erhebung sind 
insgesamt 720 Kinder (gleich viel Knaben und Mädchen), welche diese 
Arbeit verrichten, einbezogen, von denen 405 ausschließlich dabei 
beschäftigt sind. Diese Erzeugung wird in der Form von Heimarbeit 
betrieben — 98,6% der arbeitenden Kinder sind bei ihren Eltern 
tatıg. Die Arbeiten sind zumeist leichter Natur, doch werden größere 
Kinder, wenn auch seltener, zu schweren Arbeiten, wie das Hobeln 
der zur Verarbeitung gelangenden Späne, verwendet. 

Zu diesen Arbeiten werden in sehr großem Umfange auch sehr 
junge Kinder herangezogen. So waren 34 (75,6%) der arbeitenden 
Kinder zur Zeit der Erhebung höchstens ız Jahre alt, fast ebenso- 
viele (71,1%) haben schon mit 6 Jahren oder noch früher zu arbeiten 
begonnen, geradezu alle (99,8%) mit ro Jahren oder noch früher. 

Diese Arbeiten werden fast durchaus während aller 52 Wochen 
des Jahres (83,5%, der arbeitenden Kinder) und während der ganzen 
Woche (96,50%,) vorgenommen. Die tägliche Arbeitszeit ist zumeist 
eine lange — der Durchschnitt steigt im Sommer bei gekürztem Unter- 
richt sogar auf o Stunden. In den Hauptferien arbeitet die Hälfte 
der Kinder (50,9%) durch mehr als 8 Stunden täglich, Y/, (33,2°,) 
mehr als Io Stunden. »In kleinen oft dumpfen Stuben müssen sie, 
oft nur mit einem dünnen Röckchen bekleidet, bis Io oder ıı Uhr 
nachts die Schachtelböden leimen, einsetzen und dann die fertigen 
Schachteln zusammenstecken.« (Schulleitung Nr. 6, S. 181.) Die 
Mehrzahl dieser Kinder — 51%, — muß auch des Nachts arbeiten, und 
zwar zumeist — 73%, — während des ganzen Jahres und — 92°, — 
an allen Wochentagen. 

Als Tagesverdienste finden wir 15—80 h (Steiermark), 10— 30 h 
(Böhmen) angegeben. 


3. Inder Tischlerei — fast ausschließlich Knaben — ist die 
Mehrzahl der arbeitenden Kinder nicht als Heimarbeiter, sondern teils 
bei Fremden, teils bei den Eltern als Lehrlinge im Gewerbebetrieb be- 
schaftigt. Die Arbeitszeit ist zum Teile sehr lang — z. B. im 
Winter bei gekürztem Unterricht für 44°, mehr als 10 Stunden. Die 
den Kindern obliegenden Verrichtungen sind vielfach sehr schwer. 

11* 
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Die Kinder schlichten und tragen Bretter, sägen, hobeln, bohren, 
leimen, politieren, streichen an, sind bei verschiedenen Arbeitsma- 
schinen tätig usw. Es kommen Taglöhne von ı K bis r K 20 h (Bau- 
tischler), Tagesverdienste von 40 und 80h, Stundenverdienste von Ioh 
vor. 


4. Von sonstigen hieher gehörigen Beschäftigungsarten wären zu 
erwähnen: Drechslerei, einschließlich der Knopfdrechslerei 
mit 295 arbeitenden Kindern (Heimarbeit), die Erzeugung 
»sonstiger« grober Holzwaren, einschließlich der Er- 
zeugung von Zahnstochern, mit 257 arbeitenden Kindern (häusliche 
Beschäftigung, Heimarbeit, Hausindustrie), Sägewerke mit 133 
arbeitenden Kindern (als Hilfskräfte der Eltern, aber auch auf großen 
Dampfsägen), Binderei (117 arbeitende Kinder, Hausindustrie, 
gewerbliche Betriebe, Fabriken). Bei allen diesen Arbeiten werden 
überwiegend, zum Teil fast ausschließlich Knaben beschäftigt. 


IV. Industrie in Steinen, Erden. Ton und Glas. 


In dieser Klasse sind Industrien sehr verschiedenen Charakters 
vereinigt. In der Hafnerei und Töpferei und in der Glasperlenerzeu- 
gung ist die Kinderarbeit ausschließlich Heimarbeit, in Steinbrüchen, 
Ziegeleien und Glashütten dagegen Arbeit in gewerblichen und 
Fabriksbetrieben. In der erstgenannten Gruppe arbeiten die Kinder 
fast nur bei den Eltern, in der zweiten ausschließlich bei Fremden. 

I. Am stärksten ist de Ziegelerzeugung im Erhebungs- 
materiale vertreten, mit insgesamt 883 Kindern, davon 637 Knaben; 
ausschließlich sind hier 430 Kinder beschäftigt, zumeist Knaben. Die 
meisten dieser Kinder — wenigstens 323 — sind in fabriksmäßi- 
gen Ziegeleien beschäftigt und verrichten dort die verschieden- 
artigsten, zum Teil auch sehr schweren Arbeiten, wie Lehm graben, 
reinigen, mischen, kneten, Lehm, Sand, Wasser zuführen, das Formen 
und Brennen der Ziegel usw.; zumeist werden die Kinder zu dem 
ungemein anstrengenden Aufreihen, Wenden und Eintragen der ge- 
formten Ziegel verwendet. 

Die Mehrzahl der arbeitenden Kinder (54,6%) ist höchstens 
I2 Jahre alt; die meisten (51%) haben die Arbeiten mit 5—8 Jahren 
begonnen, !4 mit 5 oder 6 Jahren. Die Beschäftigung findet durch- 
aus bei Fremden statt, doch arbeiten die Kinder oft als Helier 
ihrer Eltern, oft aber auch auf eigene Rechnung in der Ziegelei. 

Die Kinder arbeiten zumeist nicht durch das ganze Jahr — 
70,9% durch höchstens 30 Wochen —, wohl aber während der ganzen 
Woche (81,2%). Längere Arbeitszeiten kommen hier hauptsäch- 
lich während der Hauptferien vor — 42,9% der arbeitenden Kinder 
über 8 Stunden, 15,56 über Io Stunden; Nachtarbeit kommt selten 
vor. Die Summe der wöchentlichen Schul- und Arbeitsstunden über- 
steigt im Winter bei der Hälfte, im Sommer bei mehr als der Hälfte 
40 Stunden. 

Der Tagesverdienst schwankt für Lehmgraben und Ziegelschlagen 
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zwischen 40 hund 2 K 50 h, für Abräumen und Eintragen der Ziegel 
zwischen 8oh und 2 K; für das Schlichten von Ziegeln wird ein 
Stundenverdienst von 8 h mitgeteilt. 

Während einige Schulleitungen der Arbeit in den Ziegeleien wegen 
der Bewegung im Freien sogar einen günstigen Einfluß auf die Ge- 
sundheit zuschreiben, erklären sie andere für schädlich, weil sie die 
Kräfte überanstrengt und erschöpft, weil die Kinder Sand- und Ton- 
staub einatmen müssen usw. Jedenfalls übt sie bei der Mehrheit der 
arbeitenden Kinder (54,5%) nachteiligen Einfluß auf den Schulbe- 
such und das Verhalten in der Schule aus. 


2. Inder Rohglaserzeugung arbeitet eine nicht un- 
erhebliche Anzahl von Kindern; in den Erhebungsgebieten wurden 
216 solche Kinder gezählt, und zwar fast durchweg Knaben. Sie sind 
zumeist in Fabriken beschäftigt — für 164 ist dies festgestellt —, 
und zwar namentlich zum Eintragen der geblasenen heißen Glas- 
waren in den Kühlofen. 

Von den arbeitenden Kinder sind 57% I2 Jahre oder weniger alt, 
25% sind nicht älter als 10, 6,5% nicht älter als 8 Jahre. Diese Kin- 
der sind den nämlichen Schädigungen und Gefährdungen wie er- 
wachsene Glasarbeiter ausgesetzt, insbesondere der furchtbaren Hitze, 
dem Rauch und Staub, den schädlichen Gasen, der Zugluft, der langen 
Arbeitszeit, der Nachtarbeit usw. Dabei handelt es sich aber nicht 
um eine vorübergehende Beschäftigung, da 56% der arbeitenden Kin- 
der durch 52, 70% durch mehr als 30 Wochen, 81% an allen Tagen 
der Woche tätig sind. 

Zur Zeit des normalen Unterrichts dauert die Kinderarbeit in den 
Glashütten im Winter bei 49,1%, im Sommer bei 65°, der arbeiten- 
den Kinder länger als 6 Stunden, im Sommer bei über Y, mehr als 
8, bei !/, mehr als IO Stunden, speziell in den Hauptferien, also in der 
heißesten Zeit, sogar bei 56,6%, länger als 8 Stunden, bei 12,3% 
länger als 10 Stunden. 

Nachtarbeit müssen die meisten Kinder (56,1%) leisten, Sonn- 
tagsarbeit 12,2%, beides die höchsten Quoten unter allen stark be- 
setzten Beschäftigungsarten. Dabei dauert die Nachtarbeit bei etwa ?/, 
der in Betracht kommenden Kinder über 4, bei etwa 14 über 6 Stun- 
den. »Das Glasabtragen und das Ausleeren der Kühlöfen geschieht 
in den Nachtstunden, und zwar Montag von 12 Uhr nachts bis 8 Uhr 
früh, Dienstag von I Uhr nachts bis 9 Uhr früh usw., jeden Tag der 
Woche um eine Stunde später.» (Schulleitung Nr. 3, S. 180.) 

Schul- und Arbeitsstunden machen im Winter bei 34°% der arbei- 
tenden Kinder mehr als 60 aus, und zwar ohne Einrechnung der Sonn- 
tagsarbeit. Dabei müssen die Kinder »in die 8 km entfernte Fabrik 
hin und zurück zu Fuß gehen«. (Schulleitung Nr. 4, S. 180 f.) 

Für Glaseintragen erhalten die Kinder nach den in den Berichten 
enthaltenen Angaben einen Stundenlohn von 30 h, einen Taglohn 
von 60, 80—ızo h, für eine ı2stündige Schicht 90 h, für Formen- 
halten einen Taglohn von ı K usw. 
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»Die in der Glasfabrik arbeitenden Kinder sind fast alle bleich- 
süchtig und blutarm. Infolgedessen leiden sie oft an Kopfschmerz, 
Nasenbluten und Appetitlosigkeit. Sie sind empfänglicher für ver- 
schiedene ansteckende Krankheiten, besonders für Tuberkulose. Bei 
diesen Kindern sind die Erkrankungen der Atmungsorgane ständig. 
Sie sind geistig zurückgeblieben und mürrisch.« (Arzt Nr. 71, S. 217.) 
»Kinder, welche in Glasfabriken beschäftigt werden und vor dem Ein- 
tritt körperlich gesund und geistig frisch waren, beginnen nachher 
rasch für jeden Unterricht unempfänglich zu werden. Ihre Gesichts- 
farbe wird fahl, und sie siechen dahin.« (Schulleitungen Nr. 72, 
S. 217, Nr. 46, S. 246.) »Dadurch, daß solche Kinder bei der Ar- 
beit das Trinken geistiger Getränke, das Kartenspiel und sonstige 
Spiele um Geld lernen, wirkt diese Arbeit sowohl geistig als auch sitt- 
lich verderblich. Die Kinder verkümmern körperlich, ihr Aussehen ist 
blaß, so daß sie den Eindruck von Schwindsüchtigen hervorrufen.« 
(Schulleitung Nr. 73, S. 217.) 

»Die Arbeit ın der Glasfabrik schädigt den Unterrichtserfolg in 
hohem Grade, da die Kinder hiedurch gänzlich der Schule entzogen 
werden; alle bisher gemachten Schritte, daß schulpflichtige Kinder 
in die Glasfabriken nicht aufgenommen würden, waren fruchtlos.« 
(Schulleitung Nr. 48, S. 237.) Der achte Teil aller in Glasfabriken 
arbeitenden schulpflichtigen Kinder besucht überhaupt keine Schule. 
Manche Kinder »gehen nachts in die Glasfabrik und kommen bei Tag 
in die Schule, wo sie dann schläfrig sind und dem Unterricht wenig 
Aufmerksamkeit widmen«. (Schulleitung Nr. 2, S. 180.) Bei 77,7% 
ist ein schlechter Einfluß auf den Schulbesuch und das Verhalten in 
der Schule konstatiert worden. 


3. Inder Glasperlenerzeugung mit 654 arbeitenden 
Kindern überhaupt, davon 524 ausschließlich, mehr Mädchen als Kna- 
ben, handelt es sich nur um Heimarbeit bei den Eltern (98°, der arbei- 
tenden Kinder). Daher sind hier wieder die jüngeren Jahrgänge viel 
stärker vertreten: so die Altersklassen bis 8 Jahre mit 31,7%, jene 
bis ıı mit 78,3%; der Arbeitsbeginn fällt fast bei der Hälfte der 
Kinder (47°%) in das 4., 5. oder 6. Jahr. 

Die Arbeit währt in der Regel das ganze Jahr hindurch (84,9%), 
aber seltener als bei allen stärker besetzten Beschäftigungsarten 
durch die ganze Woche (63.9%). Die tägliche Arbeitszeit beträgt im 
Durchschnitt bei normalem Unterricht etwa 3 Stunden. Die Mehr- 
zahl der arbeitenden Kinder hat über 40 Schul- und Arbeitsstunden 
in der Woche zu leisten. 

Der Tagesverdienst schwankt zwischen 8h und IK 40 h. Fast 
!/, der Kinder arbeitet auch des Nachts (32,4%). Die Arbeit in der 
Glasperlenindustrie und in der damit verwandten Glasveredlung und Er- 
zeugung »anderer Glaswaren« wird wegen der Anstrengung der Lungen, 
des Einatmens des Glasstaubes beim Schleifen, Feilen, Scheren, wegen 
der ständigen gebückten Haltung, der schlechten dunklen Arbeitsräume 
usw. als besonders nachteilig bezeichnet. Auch hier treten die schon 
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mehrfach als Folgen der Heimarbeit angeführten Schädigungen ein. 
Außerdem kommen zahlreiche Verletzungen durch Glassplitter beim 
Schleifen, Infektionen beim Perlblasen usw. vor. Ein Arzt in Ga- 
blonz erklärt diese Kinderarbeit geradezu als eine der Hauptursachen 
der Häufigkeit der Tuberkulose in dieser Gegend. »Besonders muß 
beklagt werden, daß die Kinder oft in Glasschleifereien mitten unter 
den Erwachsenen ihre Arbeit verrichten, wo sie häufig Dinge hören 
und sehen, welche für Kinder ganz unpassend sind und in moralischer 
und sexueller Hinsicht verderblich wirken.« (Schulleitung Nr. 47, 
S. 246.) 


4. Von sonstigen Beschäftigungsarten sind als stärker besetzt 
zu nennen: de Steinbrüche, Sand- und Schotter- 
gruben (214 Kinder, fast nur Knaben), bei denen einzelne Kinder 
auch zum Brechen, Ausgraben, Sägen der Steine verwendet werden; 
ferner de Erzeugung »anderer Tonwaren« insbe- 
sondere de Hafnerei und Töpfereı (114 Kinder, über- 
wiegend Knaben), bei welchen die Kinder fast zu allen vorkommen- 
den Arbeiten herangezogen werden, insbesondere auch zu solchen mit 
piltigen Bleiglasuren. 


V. Metallverarbeitung. 


Innerhalb dieser Klasse sind zwei Beschäftigungsarten stärker 
vertreten: die Schmiede und die Erzeugung von Metallknöpften. 

I. Die in Schmieden tätigen Kinder — insgesamt 323, 
ausschließlich 297, fast nur Knaben — sind hauptsächlich (74,49%) bei 
ihren Eltern beschäftigt, und zwar teils als Lehrlinge in Gewerbe- 
betrieben, teils als Hilfskräfte in der Hausindustrie. Nebst leichteren 
Hilfsarbeiten — z. B. Treten des Blasebalges — haben sie nicht selten 
auch die schwere eigentliche Schmiedearbeit — z. B. das Aufziehen von 
Radreifen — zu leisten. 

Die Mehrzahl dieser Kinder war zwar bei der Erhebung mehr 
als 12 Jahre alt (62,3%), hatte aber mit 5—Io Jahren zu arbeiten be- 
gonnen (64,3%). Die Arbeit geht zumeist während des ganzen Jahres 
und an allen Wochentagen vor sich (85,9 und 83,8%) und dauert im 
Durchschnitt bei normalem Unterricht etwa 313 Stunden täglich, 
bei gekürztem Unterricht 7,9 (Winter) und 8,5 (Sommer); in den 
Hauptierien beträgt die tägliche Arbeitszeit zumeist mehr als 6 Stun- 
den (58,6%, der arbeitenden Kinder), bei mehr als !z der Kinder 
mehr als 8 Stunden. In der \Voche übersteigt die Summe der Schul- 
und Arbeitsstunden zumeist (51,2 resp. 54,9%) die Zahl von 40. 

Die Entlohnung pro Tag variiert, je nach Gegend und Art der 
Arbeit zwischen 80 h und 1,40 K, doch werden auch Wochenlöhne von 
I K, Wochenverdienste von 40—50 h angeführt. Die Arbeit ist sehr an- 
strengend, doch ist nur bei einem geringen Teile der arbeitenden 
Kinder der Gesundheitszustand als nichtbefriedigend erklärt (15,3%), 
dagegen bei einem großen Teile (48,5%) ein ungünstiger Einfluß auf 
den Schulbesuch konstatiert worden. 
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2. Die Erzeugung von Metallknöpfen — 307 ar- 
beitende Kinder, zumeist Knaben — zeigt das typische Bild der Heim- 
arbeit: 98%, der arbeitenden Kinder sind bei den Eltern beschäftigt, 
die Mehrzahl (64,3%) hat das 10. Jahr nicht überschritten und hat 
(72%) mit 8 Jahren oder noch früher zu arbeiten begonnen. !/, der 
Kinder (20,6%,) leistet Nachtarbeit. »Es kommt vor, daß Kinder bis 
Io auch II Uhr nachts arbeiten oder von 5 Uhr früh an und bis ıo Uhr 
nachts (S. 179).« 

In gesundheitlicher Beziehung findet diese Art der Arbeit von 
Schulleitungen und Aerzten nur eine sehr ungünstige Beurteilung. 
Neben den üblichen Schädigungen kommen häufig Verletzungen vor. 
Besonders nachteilig scheinen gewisse Verrichtungen bei der Erzeu- 
gung von Druckknöpfen zu sein. So sind in jeden Druckknopf 
2 Stahldrahtfedern in der Stärke von Y, mm und in der Länge von 3 mm 
einzuziehen. »Die Belohnung steht hiebei in einem lächerlichen Ver- 
hältnisse zu der Arbeitsleistung: für ı Gros (144 St. Knöpfe), in 
welche zusammen 288 Federn eingelegt werden müssen, wozu das 
Kind 3% bis I Stunde Arbeitszeit braucht, erhält es6 h! Dabei werden 
die Kinder von ihren Eltern in der weitgehendsten, oft unerhörtesten 
Weise ausgenützt«. (Schulleitung Nr. 82, S. 218.) 

Die nämliche Schulleitung gibt an, daß diese Beschäftigung — 
von anderen Schädigungen abgesehen — »geradezu darauf berechnet 
ist, die Kinder in der zartesten Jugend des Augenlichtes zu berau- 
ben und eine Verkrümmung der Wirbelsäule herbeizuführen«. Bei 
46,5%, der arbeitenden Kinder ist der Gesundheitszustand für nicht 
befriedigend erklärt worden. 


VI. Sonstige industrielle Arbeiten. 


I. Von den sonstigen Industrieklassen ist am stärksten die I n du- 
strie in Leder, Häuten, Borsten, Haaren, Fe- 
dern und ähnlichen Materialien vertreten und zwar mit 
insgesamt 1683 arbeitenden Kindern, überwiegend Mädchen. 

Die Mehrzahl dieser Kinder findet sich beim Federn- 
schleißen, nämlich 1049 Kinder, von denen aber fast alle — 93,9 
— noch mit anderen, vor allem landwirtschaftlichen Arbeiten beschäf- 
tigtsind. Das Federnschleißen ist als häusliche Nebenbeschäftigung 
hauptsächlich im Winter, und zwar in Verbindung mit anderen Ar- 
beiten sehr verbreitet; die Anzahl der nur federnschleißenden Kinder 
ist daher im Erhebungsmaterial so gering, daß die spezielle Dar- 
stellung der ziffermäßigen Ergebnisse der tabellarischen Bearbeitung 
für sie wohl keinen Wert hätte. 

Diese in Böhmen sehr verbreitete Arbeit ist an sich leicht — sie be- 
steht hauptsächlich im Abzupfen des Flaumes und der Federn vom 
Federkiel —, sie wird aber wegen der langen Arbeitszeit, der schlech- 
ten Arbeitsräume, des gebückten Sitzens für schädlich erklärt, ferner 
auch wegen der starken Staubentwicklung und weil häufig schwar- 
zer Kaffee, Tee, Branntwein als Entlohnung gegeben wird. »Diese 
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Arbeit übt einen schädlichen Einfluß auf die Gesundheit und Sittlich- 
keit der Kinder aus, denn es wird abends bei ungenügender Beleuch- 
tung gewöhnlich bis Mitternacht, aber manchmal auch noch länger in 
einem ungelüfteten, niedrigen Wohnraum, in welchem die ganze Fa- 
milie schläft, gearbeitet.« (Schulleitung Nr. 12, S. 181.) »Der mo- 
ralische Einfluß dieser Arbeit ist ein höchst ungünstiger.« (Schullei- 
tung Nr. 49, S. 246.) Nach einem Bericht verdient ein Kind in der 
Stunde 5 h. 

Andere hieher gehörige Arten der Kinderarbeit sind die Bür- 
sten und Besenbinderei und die Erzeugung von Geld- 
täschchen und Tabakbeuteln (295 und 202 Kinder, 
Heimarbeit, überwiegend Knaben). 


2. Innerhalb ds Baugewerbes — insgesamt 1047 arbei- 
tende Kinder, fast durchaus Knaben — sind Kinder hauptsächlich 
as Bauhilfsarbeiter beschäftigt (636 Knaben), sie arbeiten 
als Taglöhner oder Maurerlehrlinge, als Hilisarbeiter ihrer Eltern, sie 
helfen den Maurern usw. Die Mehrzahl dieser Kinder — 560% — ist 
doch wenigstens 13 Jahre gewesen, unter 12 Jahren wurden 17,5% 
gezählt; doch hatten 15%, vor dem g., 42% vor dem II. Jahr zu ar- 
beiten begonnen. Die Kinder werden vielfach von Maurern außerhalb 
des Schulsprengels verwendet, ja im Frühjahr für ein halbes Jahr 
nach verschiedenen Ländern, selbst nach Bosnien mitgenommen, oder 
sie gehen ins Ausland, insbesondere nach Deutschland und Frank- 
reich, auf Arbeit. 

Der Saisoncharakter dieser Arbeit kommt darin zum Ausdruck, 
daß nur 35,4%, der arbeitenden Kinder durch mehr als 30 Wochen beim 
Bau beschäftigt sind, dann allerdings fast allgemein (90%) während 
der ganzen Woche. Die tägliche Arbeitszeit ist z. T. sehr lang. Mehr 
als 1/; der arbeitenden Kinder arbeitet bei normalem Unterricht länger 
als 6, bei gekürztem Unterricht im Sommer 34 mehr als 8 St. täglich. 

Die Kinder stehen hier ganz überwiegend im Taglohn, dessen 
Höhe nach den Angaben z. B. für Mörtelzutragen zwischen 80 h und 
2 K schwankt; für Sand-, Ziegelzuführen finden sich Taglöhne von 
40—50 h (Böhmen), 20—40, 60, aber auch 130 h (Mähren), für 
Brettertragen Taglöhne von 20 h, für Aushilfsarbeiten im allgemeinen 
Stundenlöhne von ıo h (Böhmen), Taglöhne von 30 h (Krain und 
Mähren) einerseits, solche von ı K 80 h (Bukowina) anderseits. 

Mehr als ®/, der arbeitenden Kinder haben wöchentlich mehr als 
40 Schul- und Arbeitstunden bei normalem Unterricht und über 50 bei 
gekürztem Unterricht. Die lange Dauer und Schwere der Arbeit be- 
einträchtigt die körperliche Entwicklung der Kinder sehr; dazu kom- 
men noch die Unbilden der Witterung, der Staub. 

Die Kinder sind größtenteils blaß, schwach und verkümmern 
durch die physische Ermüdung, die unzureichende Nahrung und den 
Branntweingenuß, zu dem sie verleitet werden; auch besteht für sie 
eine erhöhte Unfallsgefahr.« (S. 210.) Solche Kinder »weisen viel Schul- 
versäumnisse auf« (Schulleitung Nr. 60, S. 237), bei 65,5%, von 
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ihnen wird der Schulbesuch und das Verhalten in der Schule un- 
günstig beeinflußt, »sie lernen schwer«, sind »beim Unterricht gleichgül- 
tig und träge« (Schulleitungen Nr. 15I und 152, S. 224). 


3. Inder Industriein Nahrungs- und Genußmitteln 
wurden 912 arbeitende Kinder gezählt, ganz überwiegend Knaben, und 
zwar bei Bäckern (277 Kinder) und bei Fleischern und 
Selchern als Lehrlinge oder bloße Hilfskräfte (250), ferner in 
Mühlen (137 Kinder) usw. IndenSardinenfabriken »ar- 
beiten fast alle Mädchen, die das I2. Jahr vollendet haben, sogar auch 
jüngere, was für den Schulbesuch sehr schädlich ist; sie werden mit 
Io, I2, 14 h per Stunde entlohnt. Es gibt Zeiten, in welchen die Mäd- 
chen um 5 Uhr früh zu arbeiten anfangen und bis I Uhr nachts un- 
unterbrochen arbeiten« (Schulleitung Nr. 36, S. 182). »Die lang- 
andauernde tägliche Arbeit indenFischkonservenfabriken 
wirkt schädlich auf die Gesundheit der Mädchen, besonders im Pu- 
bertätsalter. Die Mädchen werden leicht chlorotisch, leiden an Nasen- 
(Rhinitis) und Mundkrankheiten (Stomatitis ulcerosa), namentlich 
bei Arbeiten mit gesalzenen Fischen« (Arzt Nr. 150, S. 223). 


4. Papierindustrie (367 arbeitende Kinder, hauptsäch- 
lich Knaben). In Papierfabriken »arbeiten Mädchen in der 
Fabrik, meistenteils bei der Reinigung und beim Sortieren von Ha- 
dern. Diese Arbeit hat einen sehr schädlichen Einfluß auf die Gesund- 
heit der Kinder und ist die Ursache von Rachen- und Lungenkrank- 
heiten, am häufigsten von Tuberkulose« (Schulleitung Nr. 149, S. 223). 
Zu diesen Arbeiten fahren Mädchen sogar nach Preußen (Schulleitung 
Nr. 1Io, S. 119). Eine Schule berichtet, daß fast alle Wiederholungs- 
schülerinnen in der Kartonfabrik »von 6 Uhr früh bis 6 Uhr 
abends mit einer einstündigen Mittagspause arbeiten« (Schulleitung 
Nr. 44, S. 166). 


5. Bei der Erzeugung von Maschinen, Appa- 
raten und Transportmitteln wurden 290 arbeitende 
Kinder gezählt, fast ausschließlich Knaben, und zwar namentlich ın 
den Musikinstrumentenindustrien und in der Wagnerei. 


6. Innerhalb der Urproduktion (197 arbeitende Kinder, 
fast nur Knaben) ist es bemerkenswert, daß doch eine Reihe von 
Schulkindern auch übertags im Bergbau beschäftigt ist. 


VIIL. Industrie iımallgemeinen. 


Nachdem vorstehend für die Kinderarbeit die wichtigsten ın- 
dustriellen Beschäftigungsarten getrennt betrachtet worden sind, 
erübrigt jetzt noch, einen Blick auf die Industrie im allgemeinen 
zu werfen und das Gesagte zusammenzufassen. 

Die große Mehrzahl der industriell arbeitenden Kinder ist in der 
Heimarbeit beschäftigt; das ist begreiflich einerseits wegen der Schran- 
ken, welche die Arbeiterschutzgesetze der Verwendung von Kindern 
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in Fabriken und Gewerbebetrieben setzen, andererseits deshalb, weil 
die Heimarbeit der Kinder doch eher die Möglichkeit offen läßt, ihrer 
Schulpflicht mehr oder weniger nachzukommen. 

Die Erhebung umfaßt 33 826 insgesamt in der Industrie arbei- 
tende Kinder, von denen 45,9%, ausschließlich in diesem Arbeits- 
zweige tätig sind, 54,1% gleichzeitig auch noch wenigstens in einem 
anderen Arbeitszweige, und zwar zumeist in der Landwirtschaft, dann 
ım Haushalt. Auch die Kombinierung mehrerer Arbeitszweige ist 
zwar bei der Heimarbeit durchführbar, aber nur schwer bei der 
Fabriks- und Werkstättenarbeit. Doch haben wir auch manche 
Zweige der Heimarbeit, in denen die Kinder zumeist ausschließlich 
beschäftigt sind, wie Erzeugung von Glasperlen (79,89%), von Metall- 
knöpfen (82,1%), von Posamenten (79,0%), von Roßhaarsiebböden 
(88,1%), Aufnähen und Anstecken von Knöpfen (76,9%), Damen- 
und Kinderschneiderei (75,3%), Kunstblumenerzeugung (76,8%); 
umgekehrt z. B. beim Spinnen (0,9%, der arbeitenden Kinder aus- 
schließlich), Federnschleißen (6,1%), Flechten von Strohbändern 
(21,7%). 

In der Industrie sind im allgemeinen etwas mehr arbeitende 
Knaben als Mädchen gezählt worden — 17 344 gegen 16 482 —, doch 
gibt es, wie wir gesehen haben, eine Reihe von Klassen und Arten, 
in welchen fast nur oder doch zumeist Kinder des einen oder des an- 
deren Geschlechtes beschäftigt werden. 

Von den arbeitenden Kindern waren zur. Zeit der Erhebung rund 
1, höchstens 8 Jahre alt, %/, höchstens 12; über 1 (37,6%, die höchste 
Quote unter den Arbeitszweigen) hatte mit 4—6 Jahren zu arbeiten 
begonnen, 87%, waren höchstens Io Jahre alt, als sie in die Arbeit 
traten. Unter den Beschäftigungsarten tritt durch besonders hohe 
Quoten von höchstens 8 jährigen Kindern die Erzeugung von Zwirn- 
knöpfen (45,2%), von Holzspanschachteln (39,0%) und von Haar- 
netzen (35,0%) hervor; in diesen Industrien sowie in der Glasperlen- 
erzeugung und beim Spulen sind mehr als %4 der arbeitenden Kinder 
noch nicht ı2 Jahre alt. Am schwächsten besetzt sind dagegen 
die unteren Altersklassen, bei den hauptsächlich handwerkmäßig 
betriebenen Gewerben, Schuhmacher, Schmiede und Tischler: höch- 
stens 8 Jahre 6,1 bis 10,4%, höchstens rr Jahre 37,7 bis 41.70%. 
Dementsprechend fällt in diese Gewerbezweige bei 9,I bis 16,20, der 
arbeitenden Kinder der Beginn der Arbeit in das 6. oder ein früheres 
Jahr, bei 64,3 bis 68,7% in das Io. oder ein früheres Jahr. Im Gegen- 
satz dazu haben bei der Erzeugung von Holzspanschachteln, Zwirn- 
knöpfen und von Haarnetzen 71, 62 und 45% der Kinder mit 4—8 Jah- 
ren, über 96%, spätestens mit dem Io. Jahr zu arbeiten begonnen. 
Ueber 90% der Kinder sind auch noch in den folgenden stärker be- 
setzten Zweigen mit 4—10 Jahren in die Arbeit getreten: Spulen, Auf- 
nähen von Knöpfen, Erzeugung von Posamenten, Glasperlen, Flech- 
terei, Fransenknüpfen. 

Bei ihren Eltern arbeiten 82%, der arbeitenden Kinder, und zwar 
zumeist in der Heimarbeit, zum Teil auch als Lehrlinge. Bei den mei- 
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sten Beschäftigungsarten wurden weniger als 10% bei Fremden ar- 
beitende Kinder angetroffen; erheblich über 10% nur bei den Schuh- 
machern, Schmieden und Tischlern (23, 26 und 42%). 

Fast 3, der arbeitenden Kinder sind während aller 52 Wochen des 
Jahres, 84,2%, während aller Wochentage beschäftigt. Besonders 
gering ist die Quote der während des ganzen Jahres tätigen Kinder 
in der Erzeugung von Ziegeln und von Zwirnknöpfen (Io und 40%), 
besonders hoch, nämlich über 80%, beim Spulen, Vernähen von Strick- 
und Wirkwaren, Aufnähen von Knöpfen, bei der Erzeugung von Glas- 
perlen, Holzspanschachteln, beim Rohrflechten sowie in den drei 
mehrfach genannten Handwerken. In sämtlichen Beschäftigungs- 
arten werden mehr als %,, der arbeitenden Kinder an allen Wochen- 
tagen zur Arbeit herangezogen, nur in der Glasperlenerzeugung, beim 
Fransenknüpfen und bei der Posamentierarbeit bleibt diese Quote 
unter %/,,, bei der Spitzenerzeugung und Holzspanschachtelerzeugung 
erhebt sie sich über 90%. 

Im Durchschnitt der ganzen Industrie ergeben sich für die täg- 
liche Arbeit folgende Zahlen: 


Winter Sommer 
Stunden Stunden 


In der Zeit des normalen Unterrichts 3,2 3,5 
In der Zeit des gekürzten Unterrichts 79 8,5 
An Wochentagen während der Hauptferien — 6,2 
Während sonstiger Schulferien 5,6 5,7 
An Sonn- und Feiertagen 3,1 3,2 
im 
Es arbeiteten Winter Sommer 
e i ; ; mehr als 4 St. täglich 26,9% oi 
Zur Zeit des normalen Unterrichts í Sa R 20 20 
» » 6 >» » 8,9% 114% 
z E 3 a : > 8 >» > 1,69% 54,50% 
Zur Zeit des gekürzten Unterrichts ! i l = Eoy DS 
» » 1O >» » 2I,l‘o 27:7 0 
: y T" » >» 8» D — 2.20. 
An Wochentagen währ. d. Hauptferien : i 3 on 
» » JO » » — I 2,5 “O 
P : . » 8» >» 25,004. 27,0% 
Während sonstiger Schulferien J > ? > > 7; > 
l œ> » IO ò » 10,4°, 11,60, 
An Sonn- und Feiertagen >» » 4>» >» 28,805 29,805 


Wesentlich längere durchschnittliche Arbeitszeiten sind z. B. für 
die Erzeugung von Haarnetzen, Spitzen, Holzspanschachteln, für die 
Posamentierarbeiten, Schuhmacherei, Flechterei festgestellt worden; 
wesentlich kürzere für das Spulen, Aufnähen von Knöpfen, für die 
Glasperlenerzeugung, Vernähen von Strick- und Wirkwaren. Aber auch 
bei den zuletzt genannten Zweigen sind noch sehr erhebliche Quoten 
der arbeitenden Kinder bei normalem Unterricht über 6, bei gekürz- 
tem Unterricht über 8 und ıo Stunden im Tag beschäftigt. 

Nachtarbeit muß nicht ganz 14 der arbeitenden Kinden lei- 
sten. Am stärksten verbreitet ist die Nachtarbeit bei der Erzeugung 
von Holzspanschachteln (50,9%), von Haarnetzen (40%) und’ von 
Spitzen (399%), am wenigsten bei Schmieden, Tischlern, beim Spulen, 
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bei der Ziegelerzeugung, bei Posamentierarbeiten (8—15%). Die 
Nachtarbeit dauert bei Y, der des Nachts arbeitenden Kinder mehr 
als 2 Stunden. Im Winter fällt die Nachtarbeit fast durchaus (95%) 
auf die späten Abendstunden (überdies bei !/,. auch noch auf die 
frühen Morgenstunden) ; im Sommer ist die späte Abendarbeit relativ 
etwas weniger häufig, aber doch noch vorherrschend (81%), die frühe 
Morgenarbeit dagegen viel häufiger (46%), desgleichen die Früh- und 
Abendarbeit (27%). 

Die Summe der wöchentlichen Schul- und Arbeitsstunden beträgt 


im 
Winterhalbjahr -Sommerhalbjahr 
mehr als 50 Stunden bei 26,4% 32,8%, 
mehr als 60 Stunden beı 9,52% 12,1%, 


der arbeitenden Kinder. 

Weitaus die höchsten Quoten von Kindern, welche so viel Schul- 
und Arbeitsstunden zu leisten haben, findet man bei der Erzeugung 
von Holzspanschachteln, Spitzen, Haarnetzen und bei der Flechterei 
(über 50 Stunden im Winter 31—43%, im Sommer 38—47%, über 
60 Stunden 9—19% im Winter, 16—21% im Sommer). Hohe Sum- 
men von Schul- und Arbeitsstunden sind ferner stark vertreten in den 
drei mehrfach genannten Handwerken. 

Die industrielle Kinderarbeit wird von den Schulleitungen und 
Aerzten ganz überwiegend (87 und 91% der darüber sich Aeußernden) 
als schädlich bezeichnet. Das gilt namentlich von der Heimarbeit, 
in welcher der Gesundheitszustand der arbeitenden Kinder überaus 
ungünstig ist. Als Ursachen der Schädigung werden ziemlich allge- 
mein angeführt: Zu geringes Alter der Kinder, übermäßige Arbeits- 
zeit, unhygienische, schlecht gelüftete, oft auch feuchte Arbeitsräume, 
in denen auch gekocht und geschlafen wird, schlechte Beleuchtung, 
langdauerndes Sitzen in gebückter Stellung, Ueberanstrengung der 
Augen, vielfach auch Staubeinatmung, Infektionen, häufiger Genuß 
von starkem Kaffee oder Alkohol als Reizmittel. Als Folgen dieser Ver- 
hältnisse führen die berichtenden Schulleitungen und Aerzte sehr 
allgemein an: Zurückbleiben im Wachstum und der körperlichen Ent- 
wicklung, mangelnde Widerstandsfähigkeit, Blutarmut, Rückgrat- 
verkrümmung, Kurzsichtigkeit und andere Augenleiden, Verdauungs- 
Störungen, Katarrhe der Atmungsorgane, Lungentuberkulose usw. 

Auch auf den Schulbesuch und den Unterrichtserfolg hat die in- 
dustrielle Arbeit nach den Aeußerungen vieler Schulleitungen einen 
ungünstigen, zum Teile sogar einen sehr ungünstigen Einfluß. Manche 
in der Heimarbeit beschäftigte Kinder werden von ihren Eltern 
wochenlang zu Hause gehalten. Auch bleibt den Kindern keine Zeit 
für ihre Hausaufgaben, ihr Lerneifer, ihre Aufnahmefähigkeit ist ge- 
ring, besonders wenn sie des Nachts gearbeitet haben und ermüdet 
und unausgeschlafen in die Schule kommen. Noch schädlicher für 
Schulbesuch und Unterrichtserfolg als die Heimarbeit, ıst die Arbeit 
in Gewerbe- und Fabrikbetrieben, weil sie nicht zum Zweck des 
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Schulbesuchs unterbrochen werden kann. Schulversäumnisse bilden 
vielmehr hier die Regel. Auch fehlt oft jedes Interesse für den Unter- 
richt, das nur auf das Verdienen gerichtet ist. 

Wie die körperliche Entwicklung und der Schulbesuch leidet auch 
die geistige Entwicklung der Kinder unter der industriellen Arbeit, 
teils wegen ihrer zu langer Dauer, teils wegen ihrer Eintönigkeit, 
ihres »geisttötenden« Charakters, teils wegen der demoralisierenden, 
verrobenden Berührung mit sittlich minderwertigen Erwachsenen. 


(Schluß folgt.) 


Die soziale Geschichte der Schultheiß-Brauerei. 
Eine Studie *). 
Von 


FRIEDRICH LENZ. 


Ir 


I. 
Die wirtschaftliche Struktur des Unternehmens. 


Die deutsche Brauindustrie beschäftigte im Jahre 
IQII rund 121 000 Arbeiter, denen sie einen Jahreslohn von etwa 
148 Millionen M. zahlte; sie produzierte (1910/11) 64,5 Millionen Hekto- 
liter Bier, wofür sie 211 Millionen M. an staatlicher Brausteuer zu ent- 
richten hatte. Auf die Reichshauptstadt allein entfiel 
eine Produktion von rd. 5 Millionen hl, welche sich auf hundert Unter- 
nehmungen verteilte; davon kam der Hauptteil mit 4—41% Millio- 
nen hl auf 25 Aktiengesellschaften, die 73 Millionen M. 
Aktienkapital besaßen. Unter diesem Viertelhundert Berliner Brauerei- 
Aktiengesellschaften endlich ist de Schultheiß’ Brauerei 








*) Die vorliegende Arbeit möchte ich zunächst als Beispiel aufgefaßt wissen 
für die Erkenntnis privatwirtschaftlicher Probleme unter volks- 
wirtschaftlichem Gesichtspunkt, somit als methodologische Studie 
zur Stellung der Privatwirtschattslchre innerhalb unserer Wissen- 
schaft; sodann zweitens als einen konkreten Beitrag zu der heute gleichfalls ven- 
tilierten Frage nach dem Einfluß der sozialen Lasten auf die Industrie, 
semit als Studie über die Stellung des Unterncehmertums innerhalb un- 
serer sozialpolitischen und Steuergesetzgebung; drittens 
endlich dürfte der gewählte Gegenstand auch an sich eine menographische 
Behandlung rechtfertigen. Hinsichtlich der beiden erstgenannten Punkte bildet 
diese Arbeit eine Ergänzung und den Abschluß meiner unten in Anm. o, 
Anm. 25 und Anm. 60, genannten Arbeiten. Line selbständige Darstellung 
der Wirtschaftsgeschichte des gewählten Unternehmens liegt außer- 
halb des Themas; andrerseits bleibt die soziale Seite eines Unterneh- 
mens unverständlich ohne Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Struktur, vgl. unten S. 188. — Die Dircktion der Schultheiß-Braucrei 
AG. hat mir in liebenswürdigster Weise das zur Förderung dieser Arbeit Becig- 
nete Material zur Verfügung gestellt; ich möchte meinen Dank für diese vorur- 
talxlose Unterstützung wissenschaftlicher Arbeit auch öttentlich aussprechen, 
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A.-G. mit einem GesamtausstoB von etwa ı1, Millionen hl und 
einem Aktienkapital von 14 Millionen M. an erster Stelle zu nennen. 
Die Schultheiß-Brauerei beanspruchte ıgıı gut den fünften Teil des 
Kapitals und ein volles Drittel des Bierausstoßes aller Berliner Aktien- 
brauerejen, sowie drei Zehntel der Berliner Biergewinnung überhaupt; 
dies eine Unternehmen besaß den 43. Teil des deutschen Brauerei- 
Aktienkapitals, zahlte den 34. Teil sämtlicher Brausteuern im Deut- 
schen Reich, beschäftigte rund ein Vierzigstel aller deutschen Brauerei- 
arbeiter — nach der Art ihrer Tätigkeit in 88 Kategorien geschieden ?) 
— und produzierte den 43. Teil aller deutschen Biere ?). Damit steht 
die Schultheiß-Brauerei an der Spitze der Brauereien nicht nur 
Deutschlands, sondern des gesamten Kontinents. 

Dem war nicht immer so. Die von einem Berliner Apotheker 
1842 begründete und von Jobst Schultheiß 1853 erworbene 
Brauerei in der Neuen Jakobstraße deckte zwar um 1860 schon rund 
!/. des auf nur 70 000 hl bayrisch Bier geschätzten hauptstädtischen 
Bedarfs. Richard Roesicke — dessen sozialer Wirksamkeit 
späterhin gedacht sein soll — übernahm jedoch 1864 einen noch rein 
handwerklichen Betrieb. Einführung der Maschinenkraft und Ueber- 
siedelung in die Schönhauser Allee (1867), sowie Umwandlung des 
Unternehmens in eine Aktiengesellschaft mit zunächst 900 000 M. 
eingezahltem Aktienkapital (Mai 1871), bezeichnen die ersten Jahre 
seiner Direktion; auf dieser Grundlage wuchs in den zwei Jahrzehnten 
von 1870/71 bis 1890/gı der Bierabsatz von 26 000 hl auf 225 ooo hl, 
das Aktienkapital von nominell I 500 000 auf 2 400 000 M., der Rein- 
gewinn von 80 000 auf 483 000 M. Aber erst mit dem Jahre 1891 
beginnt die Ausbreitung des von jeher relativ bedeutsamen Unter- 
nehmens zu seiner heutigen, jede Konkurrenz hinter sich lassenden 
Größe. In den letzten beiden Jahrzehnten stieg der Bierabsatz von 
rund 400 000 auf fast I 500 000 hl, das Aktienkapital von 5,4 auf 14 
Millionen M., der Reingewinn von 3⁄4 auf 21, Millionen M. Die in der 
»Denkschrift des Hansa-Bundes« über »öffentlich-rechtliche Belastun- 
gen von Gewerbe, Handel und Industrie« erfaßten Brauerei-Unter- 
nehmungen zahlten (in 1000 M.) 


Steuern Sczialversicherung Freiwill. soziale Aufwendungen 
1900 594 150 150 
1909 1058 290 173 
Die Schultheiß-Brauerei ihrerseits entrichtete (in 1000 M.) 
Steuern Sozialvers icherung Freiwill. soziale Aufwendungen 
1900/01 1303 105 455 
1909/10 5 670 221 741 


Die Aufwendungen haben sich für die Sozialversicherung in bei- 
den Fällen etwa verdoppelt, für Steuern dagegen bei der Schultheiß- 

1) Vgl. das roro erschienene Werk, »Die Schultheiß-Brauerei in Vergangen- 
heit und Gegenwart« (weiterhin zitiert als »Werke), S. 13. 

2) Im Gebiet der Norddeutschen Brausteuergemeinschaft wurde 1910 für 
33 219 000 hl untergäriges Bier gewonnen; der Anteil der Schultheiß-Brauerei 
betrug (1910/11) 41,9,. 
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Brauerei bereits 1908/09 fast verzweieinhalbfacht; die gemeinsame 
Steuerveranlagung der fusionierten Betriebe, deren Berechtigung 
die Geschäftsberichte bestreiten, trägt zu diesem Mehr an Steuerlei- 
stung nur unwesentlich bei ?). Beachtenswert ist auch die verschiedene 
Zunahme der Aufwendungen für Wohlfahrtszwecke in beiden Fällen. 

Zwar war eine Malzfabrik in Pankow bereits 1874 gepachtet und 
1877 käuflich erworben worden, auch hatte Richard Roesicke in letz- 
terem Jahre die Herzogliche Bierbrauerei zu Dessau in seinen Privat- 
besitz gebracht; doch setzt de systematische Einbezie- 
hung neuer Stützpunkte für Produktion und Absatz erst 
IögI ein, fast ein halbes Jahrhundert nach der Gründung des Unter- 
nehmens. 

Schon 1857 war die am Kreuzberg gelegene »Berliner Brauerei- 
Gesellschaft Tivoli« von einheimischen Kapitalisten mit Hilfe 
süddeutscher Fachleute ins Leben gerufen worden ; als sie nach manchen 
anfänglichen Schwierigkeiten erfolgreich zu arbeiten vermochte und 
an Ausdehnung der Schultheiß-Brauerei kaum nachstand, da kaufte 
diese ihre jüngere Konkurrentin in der Weise auf, daß sie6 Millionen M. 
Tivoli-Aktien gegen nomin. 3 Millionen M. eigener Aktien eintauschte; 
je 3 Millionen M. wurden zu Abschreibungen auf die Aktiva der 
Tivoli-Brauerei und zur Kapitalserhöhung bei der Schultheiß-Brauerei 
verwandt. Das Tivoli-Unternehmen gab also seine Selbständigkeit 
unter Bedingungen auf, in denen seine dem Bedarf vorangeeilte und 
finanziell weniger fest fundierte Entwicklung voll zum Ausdruck kam. 
Mit übernommen ward die ihm gehörende Brauerei und Mälzerei zu 
Fürstenwalde, doch wurde dort der Brauereibetrieb eingestellt 
und dafür die Mälzereianlage vergrößert. Seither figuriert der Stamm- 
betrieb im Norden Berlins als »Abteilung I«, die Betriebsstätte im 
Süden der Residenz als »Abteilung IlI«. 

Der von Richard Roesicke erworbene und in »Brauerei zum Wald- 
schlößchen« umgetaufte Dessauer Besitz hatte 1896 unter 
der Leitung seines Berliner Generaldirektors bei nur r Million M. 
Aktienkapital einen Absatz von 150 000 hl erreicht, gegenüber 6 Mil- 
lionen M. Kapital und 478 000 hl Absatz des Berliner Unternehmens. 
Als die Personalunion Ende 1896 in eine Realunion umgewandelt wurde, 
geschah die Ablösung des Aktienkapitals dementsprechend zum Pari- 
kurse; von dem vorübergehenden Minderabsatz, den die erste Fusion 
1804/95 und bereits 1893/94 ein sozialdemokratischer Boykott verur- 
sacht hatte 4), blieb das Unternehmen diesmal verschont. Der Dessauer 
Betrieb wurde zur »Abteilung III« der Gesellschaft. 

Den Abschluß der Neuerwerbungen machte zu Lebzeiten Roe- 
sickes (t 1903) die zur Versorgung der Kundschaft im Osten Berlins 
und des Reiches geeignete, an Bahn und Wasser gelegene »Brauerei 
Borussia«in Nieder-Schöneweide; nach mehrmonatlicher Instand- 
setzung konnte die für 114 Millionen M. 1898 erworbene »Abteilung IV« 





3) Vgl. unten S. ıgı. 
t) S. unten S. 184/5. 
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ihren bislang geringfügigen Absatz bald verdoppeln. Erst Igıo 
wurde ein weiterer Betrieb, die Brauerei Pfeifferhof zu Bres- 
lau, dem Unternehmen für 2,6 Millionen M. angegliedert, um — wie 
der Geschäftsbericht ausführt — durch Frachtersparnis den Schult- 
heißbieren ihre Konkurrenzfähigkeit in Schlesien trotz der neuerlichen 
Steuererhöhungen zu wahren; auch diese neueste »Äbteilung V« 
forderte erhebliche Investierungen und konnte dafür ıhren Absatz 
binnen eines Jahres auf das Doppelte erhöhen. 

Zu den besonderen Malzfahbriken in Pankow und Fürsten- 
walde ward im Oktober 1903 einein Luisenhof auf dem Tornow 
bei Potsdam gelegene hinzugepachtet ; die Absicht, sich im Malzbezuge 
unabhängig zu machen, finden wir in den Geschäftsberichten mehr- 
fach ausgesprochen. Dies charakteristische Streben jedes großen Unter- 
nehmens, die Bestimmung über Kosten und Qualität der benötigten 
Roh- und Hilfsstoffe sich zu erwerben, findet ferner seinen Ausdruck 
in dem Bestehen einer besonderen Kastenfabrik, einer F aß- 
fabrik, einer Druckerei und einer Gärtnerei für die 
Berliner Ausschanklokale. Der Ausdehnung des Absatzes dienen die 
zahlreichen Niederlagen in der Provinz, deren es IGOI 45, 
Igıo in 3 Größenklassen 68 gab; zu ihrer Versorgung besaß das Unter- 
nehmen damals 3 eigene Bahnhöfe und 109 eigene Eisenbahnwagen, 
ihr lokal genau begrenztes Gebiet umfaßte Mitteldeutschland von 
Swinemünde und Breslau bis Chemnitz und Halberstadt. An Trans- 
portmitteln zählte das Unternehmen IgIo außerdem 896 Wagen, 
worunter 8 Automobil-Lastwagen waren; zu den Groß-Berliner Be- 
trieben gehört ein Doppelschraubendampfer, aus dem beispielsweise 
das Malz mechanisch über 300 m weit in die Nieder-Schöneweider 
Anlage befördert wird. Die Leitung all dieser räumlich wie sachlich 
getrennten Betriebe erforderte schon 1897 die Einrichtung eines 
Zentralbureaus, das seit 1904 im eigenen Hause am Berliner 
Königsplatz die kaufmännische und technische Direktion größtenteils 
in sich vereinigt. 

Das Gedeihen eines solchen, durch seine Größe und die Eigenart 
seines Gegenstandes bestimmten Unternehmens hängt von einer 
Reihe wirtschaftlicher Faktoren ab; diese entscheiden 
somit auch diesoziale Leistungsfähigkeit des Ganzen?). 
Die Vergleichbarkeit jedes wissenschaftlichen Ergebnisses wird durch 
die Sonderart des betrachteten Gegenstandes einschränkend bedingt; 
um überhaupt zu einem einwandfreien Resultate zu gelangen, müs- 
sen wir vor unserer sozialpolitischen Analyse jene wirtschaftlichen 
Einflüsse zu erkennen streben. Die wirtschaftlichen Faktoren, von 
deren Einwirkung die soziale Leistungsfähigkeit eines jeden Unter- 
nehmens abhängt, lassen sich nun für unsere Darstellung in solche 
allgemeinen und besonderen Charakters scheiden. Jene 
sind der Art des betrachteten Unternehmens eigentümlich und auf 


5) Vgl. meinen Aufsatz »Sozialpolitik und Unternehmertum« im Maiheft 
1913 der »Preußischen Jahrbücher«. 
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sein Ergehen von dauerndem Einfluß; diese ergeben sich aus dem 
Einzelverlauf des in den jährlichen Abschlüssen und Berichten nieder- 
gelegten Geschäftsganges. 

Von den allgemeinen Faktoren können wir eine An- 
zahl hier vorweg namhaft machen, welche für das wirtschaftliche Ge- 
deihen und die soziale Leistungsfähigkeit jedes Unternehmens der 
Brauereibranche von maßgebender Bedeutung sind; des Einflusses 
der von Jahr zu Jahr wechselnden besonderen Momente wird 
bei der Einzelanalyse des zeitlichen Verlaufes zu gedenken sein. In- 
wieweit die Wirksamkeit jener allgemeinen Faktoren sich je nach der 
Betriebsgröße verschieden gestaltet, könnte erst aus einem 
Vergleich verschiedener Groß-, Mittel- und Kleinbetriebe des Brauerei- 
gewerbes erhellen ĉ); da die vorliegende Untersuchung auf das —wie 
wir sahen — größte Unternehmen der Branche sich beschränkt, 
so dürfen wir aus ihren Ergebnissen keine unmittelbar verwertbaren 
Anwendungen auf die Ss pn Verhältnisse bei den kleineren 
und mittleren Brauereien erwarten 7). Noch weniger lassen natürlich 
die Verhältnisse der Brauindustrie einen Schluß zu auf die wirtschaft- 
lichen und sozialen Zustände in anderen Gewerben 8). Dagegen können 
wir die bereits gestreifte Frage der Konkurrenzfähigkeit gegen- 
überdem Auslande in unserem Beispiele gänzlich ausschalten, 
ohne dem Werte unserer Resultate irgendwie Abbruch zu tun; denn 
während die ehemalige Tivoli-Brauerei einen starken Export nach 
dem Ausland pflegte, wird die heutige Schultheiß-Brauerei durch die 
Befriedigung der inländischen Nachfrage vollauf in Anspruch genom- 
men. Die außerhalb der norddeutschen Brausteuergemeinschaft 
stattfindende Produktion der bayrischen Biere arbeitet unter den 
gleichen sozialpolitischen Auflagen und unterliegt einer »Uebergangs- 
abgabe« von 5M. je hl; gegenüber der Einfuhr ausländischer, insbeson- 
dere österreichischer Biere dürfte die Konkurrenzfähigkeit der Schult- 
heiß-Brauerei mehr von zollpolitischen Tatsachen als von sozialpoli- 
tischen Maßnahmen bestimmt werden ®). Ganz abgesehen von dem 
Geschmack des Publikums, der für die Konsumtion »Münchener« und 
»Pilsener« Biere schließlich ausschlaggebend bleibt. 

Neben den Fragen der Betriebsgröße, der Konkurrenzfähigkeit 


— M 
a me 


*) Vgl. meine »Denkschrift betr. die Schaffung eines Wirtschaftsarchivs und 
die Unterstützung privatwirtschaftlicher Forschungen«, Berlin 1912. 

Die Zahl der gewerblichen Brauereien im Prausteuer- 
gebiete sank von 5423 in 1900 bis auf 4297 in I910. 


Es gab im Deutschen Reich 1882. 1907 
Hauptbetriebe . . 2. 2 2 020.000. 15027 9 383 
daven Großbhetriebe . . . 2 2 2020. 99 430 
beschäftigte Personen. . . .20.2020.20.068 234 111 779 
davon in Großbetrieben (51 u. m. Pers) . 8059 47 744 


8’) Der hohe Anteil der Arbeitslöhne am Produktionswert gestattet es, 
die sozialen Aufwendungen im Bergbau als soziale Maximal leistungen 
anzusehen; vgl. »Preuß. Jahrbücher«, a.a. O., 1913, S. 320, ferner unten S. 199 
und 208. 

’) Vgl. unten S. r91 

12° 
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und der Steuerveranlagung kommen noch verschiedene Faktoren all- 
gemeiner Art für die wirtschaftlichen Schicksale eines Brauerei-Unter- 
nehmensin Betracht. Zunächst hängt von der jeweiligen Witterung 
Menge und Güte der Ernte wie auch zum Teil die Höhe des Konsums 
ab 10); die Preise, welche für Gerste, Hopfen und Malz sowie für 
Futtermittel und Kohlen jeweils anzulegen sind, sowie andererseits 
die erreichten Absatzziffern bilden den Anfang und den Schluß- 
punkt der jährlichen Kalkulation. Nächst den Kosten der Roh- und 
Hilfsstoffe bestimmen Löhne und sozialeAufwendungen 
die Größe der Selbstkosten ; während wir aber die Höhe der steuerlichen 
und sozialpolitischen Leistungen kennen, fehlt in unserem Beispiele 
für den Lohnfaktor die statistische Grundlage I). Wir wissen nur, 
daß die Einwirkung dieses Faktors durch die bestehenden Tarif- 
verträge im Brauereigewerbe fest umgrenzt und von unvorher- 
gesehenen Schwankungen befreit ist; noch 1894 hatte die Forderung 
der Maifeier einen Streit in den Berliner Betrieben entfesselt, der die 
beteiligten Brauereien mit einer Ausnahme gegen ihre organisierten 
Gegner zusammenführte. 
Wie gegenüber den Arbeitnehmern, so vollzog sich auch gegen- 
über der Kundschaft und zur Abwehr bzw. Abwälzung steuerlicher 
Auflagen ein Zusammenschluß der Gewerbegenossen 12). Die Frage 
des Flaschenpfandes, das Verlusten im direkten Verkehr 
mit der Kundschaft vorbeugen soll, hatte bereits 1902 die Schultheiß- 
Brauerei veranlaßt, »vaus Rücksicht auf die allgemeinen Berufsinteres- 
sen« den auch an sich vorteilhaften Abmachungen der übrigen Berliner 
Brauereien beizutreten; der Vertrag wurde mehrmals erneuert und er- 
weitert. Der am I. März 1906 in Kraft getretene Zolltarif®) 
und das kurz darauf folgende neue Brausteuergesetz »führ- 
ten zu dem schon lange als dringend wünschenswert erkannten Zu- 
sammenschluß der Brauereien in Berlin und in fast allen Gebieten 
der norddeutschen Brausteuergemeinschaft«; die Konvention vom 
20. Juni 1906 regelte nicht nur die Bierpreiserhöhung, sondern »auch 
gleichzeitig eine Reihe anderer unhaltbarer Zustände, die sich im Laufe 
der Jahre unter dem Einfluß eines scharfen Konkurrenzkampfes 
herausgebildet hatten«e. Die Reichsfinanzreform von 1909 
bewog die Brauerei, einem erweiterten Abkommen sich anzuschließen, 
das allerdings den Anteil der Vertragsbrauereien am Gesamtabsatz 
im Bezirke Groß-Berlin auf 2 Jahre festlegte, dafür aber die Durch- 
führung der neuen Preiserhöhung sicher stellte. Zum ı. Oktober IgII 
wurde diese Konvention für weitere 6 Jahre verlängert und mit Aus- 
nahme der Kontingentierungsbestimmungen auf das ganze Geschäft 


10) Vgl. unten S. 153. 

11) Doch vgl. unten S5. 209. — Der Berliner Tarif von 1904 ist 1907 und 
I9Io erneuert worden. 

12) Vol. Harte, Die wirtschaftliche Organisation des deutschen Brau- 
gewerbes in Vergangenheit und Gegenwart. 

13) Der den Bezug der Rohmaterialien verteucerte (Gerste, Malz, 
Hopfen, Mais, Hafer, Faßhölzer, Pferde). 
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der Vertragsbrauereien in den Provinzen Brandenburg und Sachsen 
ausgedehnt 1$). 

Das durch die Steuer- und Zollerhöhungen verursachte zeitweise 
Zurückbleiben des Konsums hatte, bevor die Kontingentierung des 
Absatzes durchgeführt war, zu einem heftigen Wettkampf der Groß- 
Berliner Brauereien um die Kundschaft geführt, der mit der Ouoti- 
sierung des Absatzes in Wegfall kommen mußte. 

W. ährend das besonders einträgliche Flaschen bier geschäft 
somit gleich zu Anfang der Konventionsperiode vertraglicher Ordnung 
unterworfen wurde, hat das F a B bier geschäft noch heute unter den 
Einflüssen der Konkurrenz zu leiden. Die Bedeutung des schon in 
den zver Jahren gepflegten Verkaufs in Flaschen für den Gesamtver- 


kauf möge eine kleine Aufstellung veranschaulichen. Es betrug 
(in hi) der 


Gesamtabsatz davon Flaschenbier 
1880/81 79 000 6700 
ı8go/gı 225 000 45 600 
1891/92 403 OCO 37 80¢ 
1846/97 664 000 170 800 
1901/02 SYI 000 345 000 
IQIO/II 1491 000 007 000 


Der Anteil des Flaschenbiers am Gesamtab- 
satz ıst demnach binnen 30 Jahren von noch nicht einem Zehntel 
auf zwei Fünftel gestiegen; seit 1897/98 hat sich der Gesamtabsatz 
absolut genommen verdoppelt, der Verkauf von Flaschenbier aber 
verdreifacht. 

Nachdem 1895 »zur Reserve für etwaige fernere Ausfälle auf das 
Darlehenskonto, um uns für die Zukunft gegen derartige Verluste 
sicher zu stellen«, einmalig 50 000 M. zurückgelegt waren, begegnen 
wir seit Igor regelmäßig einem Passus in den Geschäftsberichten, der 
die ungesunde Höhe der AußBenstände für Faßbier und Neben- 
produkte, sowie der an Kunden gewährten Geld- und Mobiliar d a r- 
lehen beklagt 1). Der Bericht von IgoI sagt darüber, daß die Schult- 
heiß-Brauerei sich dieser dem Gewerbe eigentümlichen Entw icklung 
bislang grundsätzlich und mit Erfolg widersetzt habe und bemüht sein 
werde, zur Vermeidung größerer Verluste auch in Zukunft so zu ver- 
fahren. Die Außenstände machten damals 378 000 M. aus, die Darlehen 
357000 M., zusammen den Wert eines halbmonatlichen Umsatzes 
jene waren in der Mehrzahl am Monatsanfang fällig, von diesen »ein 
sehr erheblicher Teil« durch Hypotheken, Effekten, Sparkassenbücher 
usw. gedeckt. In der Folge haben die Darlehen einen bis auf ?/, stel- 
genden Anteil an den gewährten Kundenkrediten erreicht. Das Ver 


En 





u) Ueber den Zusammenhang dieser Konvention mit den Bestimmungen 
der Brausteuerreform vgl. Pinner, Braucreibilanzen, im Februarhett 1912 
der »Banks, S. 129. 

15) Ueber die Zahl dieser wirtschaftlich schwachen Elemente s. unten 
Anm. 23, 
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hältnis der Kredite zum Jahresumsatz geht aus der nachstehenden 
Tabelle hervor. Es betrugen (in M.) die 


2 o > ’ davon ungedeckte 
Gesamtumsätze !%) Kundenkredite i 


Darlehen 
1900/01 17 753 000 735 000 — 
1901/02 17 739 000 928 000 195 000 
1902/03 18 677 000 I 274 000 194 000 
1903/04 20 875 000 I 341 000 204 000 
1904/05 22 805 000 I 429 000 235 000 
1905/00 24 710 000 I 593 000 nur ein kleiner Teil 
1900/07 25 804 000 2 058 000 — 
1907/98 20 180 600 2 002 000 — 
1908/09 25 936 000 2 003 000 — 
1909/10 29 352 000 3 157 000 — 
ıgıofıı 34 379 000 3 528 000 — 
1911/12 30 995 000 3 640 000 — 


Daß im besonderen die Höhe der Darlehen oftin keinem Ver- 
hältnıs zu dem wahrscheinlichen Umsatz der Kundschaft stehe, daß 
vielfach das Zustandekommen neuer Geschäftsverbindungen von dem 
gleichzeitigen Abschluß langfristiger Darlehnsverträgeabhängiggemacht 
werde, daß Konkurrenz und Konjunktur ein Festhalten an den alten 
Grundsätzen erschwere, — solche und ähnliche Bemerkungen kehren 
in den Berichten w ieder; die Kraft des Organisationsgedankens hat 
bislang nicht vermocht, die dieser Form der Absatzsicherung im Faß- 
biergeschäft anhaftenden Mängel zu beseitigen. Die gewährten Kre- 
dite stiegen, auf ı I des Gesamtabsatzes berechnet, von 1,28 M. 1903/04 
auf 1,67 M. 1900/07; im Krisenjahr 1907/08 wird beispielsweise die er- 
schwerte anderweite Beschaffung von Hypothekenkapitalien als Dar- 
lehnsgrund genannt 17). 

Das Aktienkapital des Unternehmens hat sich seit der 
Gründung noch nicht verzehnfacht. der Absatz dagegen fast versechzig- 
facht, der Rohgewinn verhundertzwanzigfacht und der Reingewinn 
nur mehr als verdreißigfacht; somit ward für die Dividende 
eine überaus sichere Grundlage geschaffen. Innerhalb von 42 Jahren 
kamen o mal unter 10% zur Verteilung, 24 mal I0—ı3°%, 9 mal über 
15% ; die niedrigste Dividende betrug 6% in 1871/72, die höchste 
18% in 1004/06; unter 10% sank die Jahresdividende Schon seit 1883 
nicht mehr, seit 1894 hat sie nie unter 14% ausgemacht 18). Dem ent- 
spricht im allgemeinen der Kursstand der Aktien; er bringt zu- 
gleich die wirtschaftliche Potenz des Unternehmens zum Ausdruck, 
zu der neben dem nominell investierten Kapital starke innere Reserven 








16) Einnahmen aus Bier und Nebenprodukten. 

17) Dagegen stiegen dic fest verzinslichen Depositen-Guthaben 
der Kunden und Angestellten von 1, Millionen M. in 1000/01 bis 
auf 134 Mill. 7905/06 und über 6 Mill. ıyrı/ı2; vgl. Pinner, S. 134, a. a. O. 

15) Im Durchschnitt ist die Rentabilität der Berliner Brauereien 
stärkeren Schwankungen ausgesetzt, die der Provınzbrauereien 
relativ stabil; vgl. Pinner, a. a. O. S. 133. 
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beitragen; so ist aus Ueberpari-Emissionen der Gesellschaft ein Agio- 
gewinn von rund 9 Millionen M. zugewachsen 1°). Der gesetzliche R e- 
servefonds beträgt 7 Millionen M. = 50% des Aktienkapitals; an 
Obligationen sind (IgIı) 1,3 noch Millionen, an Hypotheken 
4.1 Millionen M. zu verzinsen. Für 22,3 Millionen M. Aktien, Obliga- 
tionen und freie Reserven arbeiten demnach im Betriebe sichtbar mit, 
das Bankguthaben ist seit dem Ankauf der Brauerei Borussia 
ständig — bis auf über 3 Millionen M. — gestiegen; die später zu schil- 
dernden Spar- und Depositeneinrichtungen der Brauerei führten dem 
Betrieb im gleichen Jahre (1911r) 10,3 Millionen zu, Wohlfahrtsfonds 
und Beamten-Pensionskasse weitere 1,3 Millionen M. Die Höhe der 
inneren Reserven läßt sich ferner ermessen aus den jährlichen 
Abschreibungen; auf Gebäude, Inventar und Absatztonnen 
2. B. betrugen sie 1872: I%, I5%, 20%; IgI2: 2%, 25%, 331, ° 

Das investierte sichtbare Kapital von 22,3 Millionen M. brachte 
IgII eine effektive Rente von 9,4%, gegenüber 15%, vom Nominal- 
wert des Aktienkapitals allein und 5,9°% von dessen Kurswert 2°), 

Außer den oben (Seite 180) genannten Faktoren, die auf die Kosten 
und damit die Rentabilität von Einfluß sind, unterliegt ein Brauerei- 
Unternehmen noch Störungen der Rentabilität, die sich aus der Eigen- 
art seines Produktes ergeben und von den Konsumenten aus- 
gehen. Der Bierkonsum im Brausteuergebiet wie im ganzen 
Reich ist zwar — entsprechend der natürlichen Stabilität dieses ganzen 
Gewerbszweiges — im großen Durchschnitt keinen sehr erheblichen 
Schwankungen unterworfen; er betrug, auf den Kopf der Bevölkerung 
berechnet, 


im Brausteuergebiet im Reich (in l) 


1590—94 81 IOI 
1895—99 92 114 
1900—04 92 113 
1905—09 80 108 

1910 78 99 


Das 1905 im Brausteuergebiet und 1907 in Bayern einsetzende 
schnelle Fallen der Kopfquote hat gegenüber früheren Schwankungen 
eine einschneidende Verringerung des Verbrauchs bislang nicht her- 
beigeführt; der Durchschnittsdeutsche trank IgIo kaani weniger als 
anfangs der goer Jahre und mehr als in den Jahren vor 1890. Im 
deutschen Außenhandel hat von 1900 auf I9II die Einfuhr von Bier 
nachgelassen, die Ausfuhr ist unter Schwankungen von 22 auf 28 
Millionen M. im Werte gestiegen. 

Innerhalb dieser Rahen. jedoch machen neben der Witterung 
sich Einflüsse geltend — teils dauernd, teils intermittierend —, die 
aus dem Charakter des Produktes als eines Nahrungs- und G en u B- 


1 Werk Seite 15. 

0) Aktien, Obligationen, freie Reserven und Agıogewinn ergeben 31,3 Mill. 
Mark, die sich 1912 mit 6,70) rentierten. — Der Berliner Börsenkurs 
des Unternehmens betrug 1912 im Durchschnitt 254,879, gegen 255,14°, im 
Sept./Dez. 1911. Vgl. auch Aufstellung Iam Schlusse dieser Arbeit. 
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mittels folgen und seinen Verbrauch je nach örtlichen und indi- 
viduellen, wie nach interlokalen und allgemeinen Gesichtspunkten 
heben oder senken; hierher ist die allgemeine Konjunktur so gut wie 
die einzelner Gewerbe, sind Boykotts und Antialkohol-Bewegung so 
sehr wie erhöhte Verkaufspreise zu rechnen. Wie weit dem einzelnen 
Unternehmen, wie weit dem gesamten Gewerbe eigentümliche Momente 
in die Geschichte der Schultheiß-Brauerei hineingespielt haben, dafür 
mag ein Vergleich der Absatzziffern ungelähre Anhaltspunkte 
geben. 

Der Mehr- (+) oder Minder- (—), sowie der Gesamt- 
absatz betrug (in 1000 hl): 








Rechnungs- bzw. Brausteuergebiet #1) Schultheiß-Brauerei 
Betriebsjahr gegen das Vorjahr überhaupt gegen das Vorjahr überhaupt 

1900 — 42 921 — 534 
1901 + 217 43 038 7 S91 
1902 — 246 40 392 — 54 937 
1903 + 1080 4I 472 + 100 1043 
1904 4 673 42 145 + gir 1134 
1005 + 1855 43 999 + 95 1230 
19006 — 2806 43 704 + 2 1232 
1907 + 592 44 290 + 32 1203 
1908 — 2005 42 291 -— 3I 1232 
1909 — 2433 39 358 Ar a 1277 
1910 + 550 39 938 + 159 22) 1491 

1910 gegen 1900 — 2933 + 007 


Die erstaunliche Lebenskraft des Unternehmens kommt in diesen 
Ziffern voll zum Ausdruck; sein Absatz hat sich im Gegensatz zu dem 
des Gesamtgebietes vergrößert und dem Wechsel der Konjunktur er- 
heblich besser widerstanden. In den einzelnen Jahren sind dabei 
lokale Momente mit maßgebend gewesen; so rührt das bemerkenswert 
günstige Jahr esergebnis 190g zum Teil daher, daß Berlin in jenem Jahre 
von der Aussperrung im Baugewerbe verschont blieb. Lohn- 
kämpfe und Krisen im Baugeschäft haben gelegentlich den Geschäfts- 
gang verschlechtert, milde Winter ihn umgekehrt gefördert. Ueber- 
haupt ist die Kaufkraft und Kauflust der gewerblichen Ar- 
beiterschaft für den Konsum und damit die Rentabilität eines 
neuzeitlichen Brauereibetriebes von wesentlicher Bedeutung; wie Ber- 
lin das örtliche, so bilden Mittelstand und Arbeiterklasse das personelle 
Hauptabsatzgebiet des Unternehmens. Ob mit der allgemeinen Wirt- 
schaftslage die Kaufkraft jener Kreise zugenommen oder nachgelassen 
habe, > ernstere Lohnkämpfe der heimischen Industrie erspart ge- 
blieben seien oder nicht, wird in den Geschäftsberichten der letzten 
Jahre regelmäßig erwähnt; die gestiegenen Lebensmittelpreise haben 
1912 dem Flaschenbierkonsum »deutlich bemerkbaren Eintrag getan«. 
Den Preiserhöhungen bzw. Steuerabwälzungen leisteten die Konsumen- 
ten um so mehr »mit zäher Energie« Widerstand, als diese Mehrbela- 


21) Vom ı. April 1907 bis 31. Juli 1909 einschließlich Luxemburg. 
22) Abzüglich 55 000 hl Absatz der übernommenen Brauerei »Pfeifferhofe, s. 0. 
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stung in Zeiten niedergehender Konjunktur (1907—1900) ihnen doppelt 
fühlbar wurde; es kam zu einer Notlage der Gastwirte ®) und zeitweise 
zu einer Boykottierung Berliner Brauereien 1). Die Waffe des Bo y- 
kotts muß nach dem Gesagten zur Abwehr wie zum Angriff »ein 
für die Brauereien empfindliches Kampfmittel in den Händen der 
Arbeiter« sein; während aber letztlin der »Schnapsbovkott«einen wohl 
dauerhaften Rückgang des Konsums bewirkt hat, ist eine Aenderung 
der Trinksitten hinsichtlich des Bieres von der organisierten Arbeiter- 
schaft bisher weder erstrebt noch erreicht worden. Als Kampfmittel 
ist der Bierboykott nur zweimal während ihres Bestehens gegen die 
Schultheiß-Brauerei verwandt worden; wie oben angedeutet, 1894 im 
Gefolge eines Streites um die Maifeier, 1890 zur Unterstützung von 
Lohnforderungen. Beide Male war der Sieg nicht auf Seiten der Ar- 
beiter, deren Vorgehen gegen Richard Roesicke bei ıhren Führern 
und Kollegen vielfach Mißbilligung fand und das Verhältnis Roesickes 
zu seiner Arbeiterschaft nicht umzugestalten vermochte. Ein Versagen 
der Kauflust aus ganz unökonomischen Gründen endlich ist die Wir- 
kung dr Antialkohol-Bewegung, welche heute »über das 
berechtigte Maß hinaus« zu »immer größerem Einfluß« gelangt und bei 
absteigender Konjunktur besonders bemerkbar wird; wenigstens be- 
klagen die Berichte des letzten Jahrfünfts deren behördliche È örderung 
und wünschen zum Ausgleich der neuen Steuerlasten eine Auflage auf 
alkoholfreie Getränke. Exakt lassen sich die Wirkungen der Be- 
wegung auf den Durchschnittskonsum nicht erfassen; gewiß wird 
sich — wie bisher überall bei uns — das Produzenteninteresse selbst 
auf dem Gebiete des kein Existenzbedürfnis darstellenden Bierkon- 
sums als jeder Organisation der Konsumenten überlegen erweisen. 


II. 


Die sozialen Zwangsleistungen des Unter- 
nehmens. 


Die wirtschaftliche Struktur eines gewerblichen Unternehmens, 
deren Festigkeit den Schwankungen der Konjunktur zu trotzen hat, 
ist das Werk des »Baumeisters«, ist in erster Reihe das Verdienst und 
die Funktion des Unternehmers; hier liegt seine Chance im privaten 
Erwerbsleben, hier liegt seine Bedeutung für die Volkswirtschaft. 
Seinen Fähigkeiten und Mitteln entspricht die Lage des Unternehmens, 
an dessen Gedeihen Privat- wie Volkswirtschaft gleicherweise Anteil 
nehmen; seiner Einwirkung unterliegt, neben den Fragen des Betriebes 
und der Konjunktur, auch das Verhältnis zu der Konkurrenz und zum 
Konsum. 

Nicht dagegen untersteht dem maßygebenden Einfluß des ein- 


=) Gast- und Schankwirtschaften gab es 1997 im Deutschen Reich 330 000, 
davon 311 000 Kleinbetricbe (1—5 Personen). 

2) Der »Deutsche Boykottschutzverband für Brauereiene umiaßte 1911 ein 
Vierte] der Brauereien, aber 43°,, des gesamten Malzverbrauches in Deutschland; 
es bestehen 36 Bezirksverbände, davon einer in der Schweiz. 
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zelnen Unternehmers und seiner Standesgenossen das Reich der 
sozialen Beziehungen: das Verhältnis zu den abhängigen Betriebs- 
personen (Angestellten und Arbeitern), wie zu den übergeordneten 
Trägern öffentlicher Gewalt (Staat und Gemeinde). Hier wird das 
prıvat wirtschaftliche Moment überschattet von dem volks- 
wirtschaftlichen; hier steht vor dem er wer bs wirtschaftlichen Ver- 
langen nach Kostenminderung und Profiterhöhung die ausgleichende 
Forderung sozialer und steuerlicker Gerechtigkeit. In den 
rein internen Fragen und konstruktiven Einzelheiten des Betriebs- 
aufbaus entscheidet letzten Endes überallder Wille des Un- 
ternehmers in ÜUebereinstimmung mit den Zielen der Gesamt- 
heit; dort dagegen, wo das Einzelwerk als organischer Bestand- 
teil der gesellschaftlichen Gesamtanlage in die Erscheinung tritt, 
entscheidet letzthin der legale Wille der Gesamtheit, 

trıtt das ungehemmte Erwerbsinteresse in notwendigen Widerspruch 
zu den Zielen der Gesellschaft. Wo im Einzelfalle die Grenze zwi- 
schen privatem und öffentlichem Interesse liege, entzieht sich jeder 
theoretischen Fixierung und ist nach Zeit und Ort verschieden zu 
beurteilen; daß eine solche Grenze zu setzen sei, ist selbst von den 
extremsten Anhängern der Erwerbsfreiheit nicht zu leugnen. Bemäch- 
tigen sich die Unternehmer der öffentlichen Gewalt, entziehen sie sich 
wirksam der staatlichen Kontrolle, so sprechen wir mit Recht von einem 
der Gesamtheit schädlichen, »amerikanıschen« Ueberwuchern des 
Erwerbstriebes; greift die öffentliche Gewalt mit steuerlichen und 
sozialen Maßnahmen derart tief in das Innere der Privatwirtschaften 
ein, daß sie deren wirtschaftliches Gedeihen untergräbt, so sehen wir 
darin gleichfalls einen Schaden für die Allgemeinheit und sprechen etwa 
von einem Uebermaß »katheder-sozialistischer« Ideen. In Deutsch- 
land hat auf dem Boden grundsätzlicher Gewerbefreiheit die staat- 
liche Kontrolle in steuerlicher Hinsicht von jeher bestanden, in so- 
zialer Hinsicht erst neuerdings Fuß gefaßt. Ueber das Maß und die 
W irkungen dieses vielfach sog. staatssozialistischen Vorgehens herrscht 
— wie natürlich — Streit zwischen den Vertretern der öffentlichen 
und der privaten Interessen; darüber, daß diese »Eingriffe« (analog 
den Eigentumsbeschränkungen) immanente Bestandteile der ohne sie 
nicht denkbaren Gewerbeireiheit seien, besteht in den ernsthaft zu 
nehmenden Kreisen Einmütigkeit. Aufgabe der Wissenschaft 
ist es, den Streit über Maß und Wirkungen unserer Steuer- und Sozial- 
politik durch einwandfreie Gewinnung zuverlässigen Erkenntnis- 
materials zu schlichten ®). Die wissenschaftliche Behandlung auch 
desv orliegenden Einzelfalles wird darum die Existenz una natio- 








25) Ueber die hierfür maßgebenden Gesichtspunkte siehe meine Aufsätze 
»Neubildungen in der Wirtschattswissenschaft«, sowie »Sozialpolitik und Unter- 
ncehmertum. Zugleich ein Beitrag zum Methodenstreit in der Privatwirtschafts- 
lehre«e (Preuß. Jahrbücher vom September 1912 und Mai 1913) und die 
dort Zitierten. Ferner für die Durchführung solcher Untersuchungen meinen 
Aufsatz »Zur Frage der sozialen Belastung unserer Industrie« (Schmol- 
lers Jahrbuch, Bd. XNNV—, Helft 3). 
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nale Eigenart der deutschen Finanz- und Sozialpolitik als gegeben 
setzen; den zu konstatierenden Wirkungen jedoch brauchbare Maß- 
stäbe entnehmen zur Grenzbestimmung und eventuellen Grenzberich- 
tigung zwischen den berechtigten Ansprüchen der Privatwirtschaften 
und der Volkswirtschaft. 

Soweit de Angestellten und Arbeiter als Hilfs- 
personen im Produktionsprozeß in Frage kommen, bestimmt allein 
der Betriebsleiter die nur durch Sicherheitsvorschriften beschränkte 
Art ihrer Verwendung. Umfang und Entgelt ihrer Tätigkeit wird — 
im Rahmen der allgemeinen gesetzlichen Vorschriften über Frauen- 
und Kinderarbeit, Arbeitsruhe, Ueberstunden usw. — durch indivi- 
duellen Privatvertrag der Arbeitgeber mit den Arbeitnehmern fest- 
gelegt ®%). Somit gehören die Handhabung der Disziplin völlig, 
die Länge der Arbeitszeit und die Höhe des Arbeitslohns (Ge- 
halts) zur Zeit noch im Prinzip bei uns der privaten Willenssphäre 
an. Hingegen fallen in den ausschließlichen Bereich öffentlicher 
Zwangsgewalt die sämtlichen Zweige der deutschen Sozialver- 
sicherung, welche gegenüber Arbeitern wie Angestellten die 
Pilichten des Unternehmers unabdingbar gestalten und ihm nur ge- 
wisse Mehrleistungen freistellen. Gleichfalls jeder Einwirkung 
des Unternehmers entzogen bleibt die Bemessung der steuerli- 
chen Belastung, welche seinem Betriebe ohne Rücksicht auf die 
jeweilige Rentabilität auferlegt wird. Als ausschließliche Sphäre des 
mit Zwangsgewalt ausgestatteten öffentlichen Interesses, das sich un- 
bekümmert um widerstrebende private Erwerbsinteressen durch- 
setzt, erscheint demnach das gesamte Gebiet der Sozialversicherung 
und der Steuererhebung ; während die sozialen Schutz gesetze nur 
den Rahmen abgeben einer ungehemmten Entfaltung freier Unterneh- 
mertätigkeit, deren Gelingen in erster Reihe von dem Unternehmer 
selbst, in zweiter Linie von seinen Angestellten und Arbeitern bestimmt 
wird. 

Die Einwirkungen der deutschen Sozialv ersicherung 
und Steuergesetzgebung au di S Schultheiß. 
Brauerei und ihr Gedeihen nach Umfang und etwaigen Folge- 
wirkungen festzustellen, muß daher auch in unserem Falle die Aufgabe 
wissenschaftlicher Forschung sein. 

Eine solche Abgrenzung auf dem Felde der privaten Unternehmung, 
wie sie hier vorgenommen wird zwischen einer überwiegend erwerbs- 
wirtschaftlichen Willenssphäre und einem exklusiven Herrschafts- 
gebiet des öffentlichen Interesses, findet ihre Rechtfertigung in der 
verschiedenen Art und Weise, in der Arbeiterschutz und Vertragsrecht 
einerseits, Versicherungsordnung und Besteuerung andrerseits auf die 
privatwirtschaftliche Rentabilität wirken und in dem Aufbau einer 
Erwerbswirtschaft zur Erscheinung kommen. Während nämlich jene 





2) Allanım Kalibergbau ist zurzeit die Verschlechterung der Lohn- 
und Arbeitsbedingzungen unter gewissen Voraussetzungen strafbar; bisher ist 
die vorgesehene Kürzung der Beteiligungsziffern am Kahabsatz nirgends erfolgt. 
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das Erwerbsinteresse nur einschränkenden Momente (z. B. Zehnstunden- 
tag für Frauen, Arbeitsordnung) sich zahlenmäßig nicht exakt erfassen 
lassen, läßt sich die Beziehung der Unfallversicherung etwa, oder einer 
Steuererhöhung auf jeden betroffenen Betrieb ohne weiteres in Mark 
und Pfennigen berechnen. Welche Einbuße ein Unternehmen durch 
das staatliche Verbot gifthaltiger Stoffe oder die Verweigerung nach- 
gesuchter Ueberstundenarbeit erleidet, entzieht sich der genauen 
Berechnung und kann höchstens zu Entschädigungszwecken geschätzt 
werden; dagegen lassen sich die für Versicherung und Steuern auf- 
gewandten Beträge in den jährlichen Abschlüssen mühelos ausweisen. 
Sie ermöglichen daher auch eine wissenschaftlich einwandfreie Abmes- 
sung ihrer Höhe und etwaigen Folgewirkungen, sobald die zum Ver- 
gleich und zur Kenntnis des betreffenden Produktionsprozesses un- 
erläßlichen sonstigen Daten gewonnen sind. Nachdem wir daher die 
wirtschaftliche Struktur der Schultheiß-Brauerei uns 
vor Augen geführt haben, können wir nunmehr die Aufwendungen 
des Unternehmens für Steuern und Sozialversiche- 
rung in unserer historisch-systematischen Darlegung folgen lassen 
und brauchen nicht zu fürchten, daß »die wirkliche Sozialbelastung 
des Arbeitgebers« sich weniger exakt werde nachweisen lassen als 
irgend ein anderes Teilgebiet volks- oder privatwirtschaftlicher Pro- 
duktion %7). 

Allerdings bieten sich in jedem Einzelfalle solchen Untersuchungen 
Schwierigkeiten dar, welche aus dem auffälligen Mißverhältnis folgen, 
in dem die handelsgesetzlichen Erfordernisse der »Bilanzwahrheit« 
und »Bilanzklarheit« mit den Anforderungen einer wissenschaftlichen 
Privatwirtschaftslehre stehen. Das Minimum von Nachrichten über 
die Lage der Unternehmung, ihrer Teile und ihres Fachgebietes, mit 
dem viele Geschäftsberichte die betreffenden Aktionäre 
und das Publikum abspeisen, kontrastiert erheblich mit dem Sinn 
dieser Einrichtung und entzieht jeder fachmännischen Kritik bewuß- 
terweise die Grundlagen. Mag nun ein solches Vorgehen im wohlver- 
standenen Interesse der betreffenden Gesellschaft liegen oder nicht, je- 
denfalls sollten nach Analogie der neuerdings erweiterten Bankausweise 
gewise Minimalforderungen statuiert werden, deren strikte 
Innehaltung dem Wirtschaftsleben wie der Wirtschaftswissenschaft 
gleicherweise zugute kommen möchte ?8), Dann würde etwa neben dem 


2?) Kin solches Vorgehen schützt auch davor, die »unerwünschten Folgen 
unserer Sozialpolitik« in Bausch und Bcgen aufzuzählen und dabei mangels 
fester Maßstäbe die günstigen Gegenkräfte unserer Sozialreform, sowie die 
Tragkraft unserer Unternehmungen falsch oder garnicht zu würdigen. Vgl. 
neuerdings die gleichnamige Brochüre Prof. Bernhards, welche aus diesem 
Grunde vielfache Ablehnung erfahren hat; unter anderen von Prof. Hitzein 
der »Sozialen Kultur«, von R. Wissel im »Korrespondenzblatt« der Freien 
Gewerkschaften, von W. Hellmich in »Technik und Wirtschafte, von mir 
in den »Preuß. Jahrbüchern«, Märzheft 1913. 

3) Eine systematische Ausgestaltung der gewerb- 
lichen Berichterstattung würde bei den Zulassungsstellen der 
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Gesamtumsatz überall der Anteil der Löhne am Produktionsprozeß her- 
vortreten, würde durch den Ausweis der durchschnittlich erzielten 
Preise, der Arbeiterzahl und Arbeitsleistung die Struktur des Unter- 
nehmens klar werden; ein nach Hauptbetriebszweigen spezialisierter 
Nachweis des Rohgewinns würde über dıe Grundlagen der Rentabilität 
Aufschlüsse gewähren, die Buchführung würde von vornherein ent- 
sprechend gestaltet werden. In unserem Falle gehen uns mangels 
solcher Vorschriften die Summen verloren, welche die Schultheiß- 
Brauerei für die Organe der berufsständischen Organisation ausgibt 
(Handelskammerbeiträge u. ä.) und die ıhrer prinzipiellen Wichtigkeit 
wegen nicht außer Ansatz bleiben dürfen 2°); daß die Lohnsumme und 
neuestens die Absatzhöhe aus den Berichten der Schultheiß-Brauerei 
nicht zu ersehen ist, wäre gleichfalls hier zu erwähnen. Um so mehr ist 
es Pflicht des Verfassers, auch an dieser Stelle die vorbildliche Libera- 
lität anzuerkennen, mit der die Direktion des Unternehmens seinen 
Wünschen nach Material und Auskunft nachgekommen ist. 

Freilich hat die Schultheiß-Brauerei keinen Anlaß, mit der Höhe 
Ihrer sozialen Aufwendungen zurück zu halten; treten doch bei 
ihr den Zwangsauflagen für Versicherung und Steuern 
noch reichhaltige freiwillige Aufwendungen hinzu 
deren Entstehen an den Namen und die Persönlichkeit Richard 
Roesickes geknüpft ist und die im dritten Teile dieser Arbeit für sich 
gesondert gewürdigt werden sollen. Wir haben für die weitere Dar- 
stellung demnach die sozialen Zwangsleistungen von den freiwilligen 
Aufwendungen zu trennen und zunächst in diesem zweiten Abschnitt 
die Wirkungen der Sozialversicherung und der Besteuerung auf das 
Unternehmen darzustellen. Damit P zugleich die Reihe begrifflicher 
Scheidungen geschlossen, die im Anschluß an frühere Untersuchungen 
zur theoretischen Fundierung solcher Studien dienen soll und die man- 
gels einer gefestigten Methode hier doppelt not tut, — angesichts der 
unwillkürlichen oder willkürlichen Parteilichkeit, mit der 
von vielen das Thema der »sozialen Lasten« angesehen und behan- 
delt wird! 

Um von der absoluten Höhe wie von der relativen Bedeutung der 
sozialen Zwangslasten innerhalb des Produktionsherganges uns ein 
Gesamtbild zu verschaffen, seien die Summen der Unkosten 





deutschen Börsen einzusetzen haben und neben den Jahresberichten der publi- 
kationspflichtigen Gesellschaften auch eine einheitliche Einrichtung und Verwer- 
tung der Handelskammerberichte erstreben müssen. Ueber Mängel des be- 
Stehenden, willkürlichen Zustandesvgl. Lansburgh und Calwer passim; 
als einen, bisher auf wenige und freiwillige Berichte gestützten Versuch der Zu- 
sammenfassung vgl. die monatlichen Zusammenstellungen über den »Arbeits- 
markt nach Berichten der Industric«e im »Kteichsarbeitsblatt«, herausgegeben 
vom Kaiserl. Statist. Amt, Abteilung für Arbeiterstatistik. Für die 
Arbeitnehmerseite vgl. Jastrows »Arbeitsmarkt«s, Calwers»Konjunkture«, 
3) Vgl. Schmollers Jahrbuch, a. a. O., S. 95; über die volkswirtschaftliche 
Bedeutung der neudeutschen berufsständischen Organisation neuestens W ir- 
minghaus in Schmollers Jahrbuch, Januarheft 1913. Vgl. unten S. 207. 
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und Abschreibungen, des Rohgewinnes und des Bierabsatzes ver- 
glichen mit den jährlichen Gesamtaufwendungen für Steuern und 
Versicherung; wir erhalten dann die folgende Aufstellung, welche den 
absoluten wie den relativen Anteil der sozialen 
Zwangsleistungen am ProduktionsprozeBß von der 
Gründung der Gesellschaft an beleuchtet. 

(Vgl. Aufstellung II am Schlusse dieser Ar- 
beit!) 

Die Anteilziffern der sozialen Lasten (Versicherung und 
Steuern) an dr Gesamtausgabe (Unkosten und Abschrei- 
bungen) und am Rohgewinn zeigen eine Uebereinstimmung, 
die dem wirklichen Verhältnis dieser Produktionsfaktoren entspricht. 
Bildet doch de Gesamtausgabe — neben dem Reingewinn 
und kleineren Gelegenheitsposten 3°) — den ständigen, an Bedeutung 
wachsenden Hauptteil der vom jährlichen Rohgewinn zu bestreitenden 
Debetkonten. Während noch 1870/72 nur 538%, des Rohgewinns von 
der Gesamtausgabe aufgezehrt wurden, waren es 1910/12 beinahe 90%; 
die Gesamtausgabe ist also viel schneller gewachsen als der ausgewie- 
sene Rohgewinn. Dies findet seine Erklärung einmal in den bereits 
erwähnten vorsichtigen Finanzierungs- und Abschreibungsgrundsätzen 
des Unternehmens, sodann in der dem Brauereigewerbe eigentümlichen 
Tendenz der Unkostensteigerung überhaupt 31), Bci der Schultheiß- 
Brauerei stiegen von 1870/71 bis 1911/12 (bis 1903,06) 


Unkosten auf das 192- (113-) fache 
Abschreibungen „ „ 11 (87-) „ 
Gesamtausgabe ,  ,„, 178- (Io8-) , 
Rohgewinn » nm IIg- (75) „ 
Bierabsatz ee Br j 
Soziale Lasten ,, 5, 238- (II5-) ,, 
Reingewinn et el 35 5 


Diese Ziffern, welche ein Zurückbleiben des Absatzes und des 
Reingewinns anzeigen ®), geben schon deshalb keine Grundlage für 
eine Lösung unseres Themas, weil sie den relativen Anteil 
der sozialen Lasten innerhalb der Gesamtausgabe nicht erkennen 
lassen; deshalb wäre es methodisch verfehlt, etwa zu folgern: Absatz 
oder Reingewinn sindinfolge der gestiegenen sozialen Lasten ge- 
hemmt worden. Vielmehr können wir den vorstehenden Ziffern mit 
Sicherheit nur entnehmen, daß die absolute Steigerung der sozialen 
Aufwendungen 1900 noch keineswegs dem Wachstum der Gesamtaus- 
gabe vorangeeilt und trotzdem damals bereits Absatz und Reingewinn 
zurückgeblieben waren; wir finden also das stärkere Wachsen der 
Gesamtausgabe durch die Ziffern auch des Reingewinns und 
des Absatzes bestätigt und erkennen, daß diese dem Gewerbe eigentüm- 
liche Erscheinung keineswegs der sozialpolitischen Be- 





30) Z. B. Verluste auf Effekten und Debitoren; freiwillige einmalige Auf- 
wendungen. 

31) Vgl. Pinner, a. a. O., S. 130. 

32) Vgl. oben S. 182. 
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lastung zugeschrieben werden darf. Höchstens könnte seit Igo6 das 
Anziehen der Steuerschraube allein oder überwiegend Schuld tragen 
an dem Minus, das der Reingewinn im Jahre 1912 ausweist; nur für 
diese 6 Jahre bleibt es also notwendig, die etwaige Einwirkung der 
sozialen Lasten auf die Rentabilität des Unternehmens überhaupt zu 
untersuchen. 

Diesem vorläufigen Ergebnis zufolge zerfällt die Ge- 
schichte der Schultheiß-Brauerei für uns in zwei durch das Jahr 
der Brausteuererhöhung 1906 geschiedene Perioden; in der ersten 
kann von einer schädlichen Wirkung der sozialen Zwangslasten auf 
die Geschäftsergebnisse keine Rede sein, für die zweite steht dies zu- 
nächst dahin. Welches war nun das Maß der Sozialbelastung in der 
ersten Zeit, und wie können wir ıhre eventuellen Einflüsse ın der 
zweiten feststellen ? Der Anteil der sozialen Aufwendungen, berechnet 
auf den zahlenmäßigen Bierabsatz (s. letzte Spalte der Aufstel- 
lung II) bietet hierfür keinen einwandfreien Anhalt; denn nicht die 
bloße Quantität des Produktes, erst der erzielte Preis gibt 
ein für Rentabilitätsberechnungen geeignetes Vergleichsmoment. Da 
aber die für Faß- und Flaschenbier im Engros- und Detailhandel sich 
ergebenden Durchschnittsziffern nicht an die Oeffentlichkeit gelangen, 
so hat die Projektion der sozialen Leistungen auf den Absatz nur man- 
gels besserer Ziffern Beweiswert; die Menge der Produktion ver- 
liert erst in Verbindung mit dm Verkaufspreis das Willkür- 
liche, welches ihr gegenüber den unmittelbar ertragbestimmenden 
Momenten anhaftet ®). Somit vermögen wir den Produktionswert 
(gemessen am durchschnittlichen Hektoliterpreis) und damit den ge- 
schaftlichen Erfolg der »Hektoliterjagd« nicht an der Quelle zu er- 
fassen und müssen uns mit den Zahlen der Gesamtausgabe und des 
Rohgewinns begnügen; doch seien einige Vergleichsziffern, denen nur 
solch’ ein sekundärer Wert zukommt, an dieser Stelle eingefügt. 


Soziale Lasten Lohnsumme je Steuersumme je Steuersumme je 
Jahr je hl Absatz hl Produktion hl Absatz hl Produktion 
í (Schultheiß- (Brausteuer- (Schultheiß- (Brausteuer- 
Brauerei) gebiet ?t) Brauerei) gebiet 35) 
1900 1,00 1,79 1,47 0,99 
1405 1,73 1,97 1,58 0,97 
19006 2,81 2,17 2,00 I,49 
1907 2,08 2,2 2,52 1,00 
13908 2,70 2,41 2,53 1,52 
1909 4,01 2,46 4.44 2,50 


Die Ziffern sind weniger durch ihre Parallelität, als durch ihre 
Verschiedenheit bezeichnend; Steuerstaffelung, Absatzhöhe, Rech- 
nungsjahr wären als Ursachen zu nennen. Immerhin tritt die stärkere 
Besteuerung des Großbetriebes — vor allem nach der Reform von 


8) Vgl. etwa Absatzforcierungen wegen Konjunktursenkung oder zwecks 
(uotenerhöhung ! 

3) Stat. Taschenbuch, a. a. O., S. 53. 

3%) Berechnet nach Stat. Taschenbuch, a. a. O., S. 33 und 21. Vgl. auch 
oben S. 176. 
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1906 — hervor; ebenso das vertraglich gebundene Steigen der Löhne, 
dem die Steuererhöhungen jedoch rasch vorankommen. 

Der Verwandtschaft zwischen Gesamtausgabe und Rohgewinn 

hinsichtlich ihrer sozialpolitischen Beschwerung war bereits gedacht 
worden. Auch da, wo die Kurven der sozialen Belastung anscheinend 
divergieren, hält der Unterschied einer aufmerksamen Betrachtung nicht 
Stand. So sind gleich anfangs in den Jahren 1872/74 die Rohgewinne 
stärker gestiegen als de Gesamtausgaben; die beiden Jahre 
haben, verglichen mit den sozialen Zwangsauflagen, geringere Un- 
kosten gebracht bei größerem Rohgewinn und stark zunehmendem 
Absatz. Daraus erklärt sich ohne weiteres die Divergenz des Anteils 
der sozialen Lasten. Umgekehrt war 1880/81 die Gesamtausgabe 
gewachsen, der Rohgewinn aber gefallen, und 1883/84 die Gesamtaus- 
gabe mehr gestiegen als der Rohgewinn; in beiden Fällen muß die An- 
teilskurve der sozialen Leistungen diesen Unterschied der absoluten 
Zahlen wiedergeben. Endlich 1890/91 nahm die Gesamtausgabe ab 
und stieg der Rohgewinn, während es im nächsten Jahre gerade um- 
gekehrt war; auch diese Divergenz muß in dem Verlauf der Anteils- 
kurven ihr Gegenbild finden. Während aller übrigen Jahre steigt und 
fällt der Anteil der sozialen Lasten an Gesamtausgabe und Rohgewinn 
gleichmäßig, entsprechend der gleichmäßigen Gestaltung des 
Rohgewinns und der Gesamtausgabe, der beiden Hauptfaktoren im 
Kredit und Debet jeder privatwirtschaftlichen Kalkulation. Wir be- 
sitzen mithin in dem prozentualen Anteil der sozialen Leistungen an 
Gesamtausgabe und Rohgewinn einen sicheren, sich selbst 
kontrollierenden Maßstab für die Wirkungen unserer 
Steuer- und Sozialpolitik auf den Aufbau unserer Erwerbswirtschaften! 
Vergleichbar der doppelten Skala des gebräuchlichen Thermometers, 
an der wir die Einwirkung der Temperatur auf die Quecksilbersäule 
ablesen. Daß dabei der (größere) Rohgewinn die erweiterte Skala 
abgibt, die (kleinere) Gesamtausgabe höhere Einwirkungsgrade zeigt, 
versteht sich; doch wird, jemehr die zunehmende Größe der Gesamt- 
ausgabe sich der des Rohgewinns angleicht, der Abstand beider Ska- 
lenweiten sich verringern (vgl. für diese oben erwähnte Annäherung 
Anfangs- und Endjahre der Aufstellung II). 

Legen wir diesen Maßstab nunmehr an die erste, bis zur Brau- 
steuererhöhung reichende Epoche der Sozialgeschichte unseres Unter- 
nehmens, so erhalten wir — auf Jahrfünfte reduziert — das folgende 
höchst charakteristische Ergebnis. Versicherung und Steuern 
erfordertten vom Hundert 


Jahrfünft der des die durchschn. Dividende 
Gesamtausgabe (°%,) Rohgewinns (0%) betrug (%) 
1870/75 33,4 19,0 8,8 
187/80 24,8 10,0 9,0 
1881/55 25,3 18,5 8,8 
1880/90 22,2 15,7 14,8 
1891/95 10,0 12,7 14,0 
1896/00 16,1 13,2 15,0 
1901/05 15,4 12,8 15,4 
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Als entscheidendes Gesamtergebnis erblicken wir eine 
ganz erhebliche Abnahme der sozialen Zwangsbe- 
lastung des Produktionsprozesses; die Aufwendungen für Steuern 
und Versicherung haben unter der Herrschaft des alten Brausteuer- 
gesetzes vom 31. Mai 1872 und trotz des sukzessiven Hinzutretens der 
Versicherungsgesetze 38) nicht Schritt gehalten mit der Zunahme der 
Unkosten und der Gewinne. Ihr Anteil ist an jenen auf unter die 
Hälfte, an diesen auf zwei Drittel des ursprünglichen Prozentsatzes 
herabgegangen;; und selbst wenn wir das stärkere Anwachsen der Aus- 
gaben mit in Rechnung stellen, so bleibt doch der um so viel schwächer 
gewachsene Rohgewinn ein untrüglicher Beweis für das Zurück- 
bleiben der sozialen Aufwendungen. Da das ge- 
samte Braugewerbe durchschnittlich, wie wir sahen, eine geringere 
Steuerleistung aufweist als die Schultheiß-Brauerei, so kommt unserem 
Resultat eine über den Einzelfall hinausreichende Bedeutung zu und 
wir erkennen, daß die deutsche Brauindustrie 1906 in der Tat ein ge- 
eignetes Objekt für den Gesetzgeber darbot; zugleich bestätigt uns 
ein Blick auf die Entwicklung der Dividende, daß der oft be- 
hauptete Zusammenhang zwischen Reingewinn und Sozialbelastung 
für die Schultheiß-Brauerei so wenig wie in irgend einem anderen Fall 
sich wissenschaftlich aufrecht erhalten läßt. Die Durchschnitts- 
dividende war trotz gesunkener Belastung im zweiten und dritten 
Jahrfünft nicht besser als im ersten, sie erreichte im vierten ihren 
heutigen Stand ungeachtet einer damals höheren sozialpolitischen 
Auflage 37). 

Welche Momente im einzelnen für die Gestaltung der Dividende 
und des sie tragenden Produktionsaufbaus entscheidend gewesen 
sind, ist Gegenstand wirtschaftsgeschichtlicher Untersuchung und 
fällt aus dem Rahmen einer Sozialmonographie heraus. Allein die 
Punkte seien kurz hervorgehoben, in denen die soziale und wirt- 
schaftliche Entwicklung des Unternehmens während dieser Periode 
sich berührt 38). Die Jahre 1871/75 bezeichnen den ersten lebhaften 
Aufschwung der jungen Aktiengesellschaft, an dem aber die 
verschiedenen Produktionsfaktoren nicht gleichmäßig beteiligt waren; 
es wuchsen in dieser Zeit (1871/72 bis 1875,70) 

Ausgabe Rohgewinn Absatz Soziale Lasten Reingewinn 
auf das 2,9- 2,7- 2,4- 1,8 6-fache. 


Dies gleich anfangs bemerkbare Versagen der steuerlichen Er- 
fassung macht in den folgenden 114 Jahrzehnten einer Stagnation 
Platz, welche auch in den 80er Jahren anhält; trotz rascher Absatz- 
Steigerung und trotz der neuen Sozialversicherung bleibt der Anteil 





3) S, unten S. 200. 

3) Vgl. oben S. 182 und 190 für das relative Zurückbleiben des R einge- 
winn s hinter den Produktionsfaktoren; oben S. 182 und unten S. 204 für die 
gleiche Erscheinung beim Kapital. S. auch Aufstellung I. 

3) Vgl. wieder Aufstellung II. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 1. 13 
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der Sozialbelastung innerhalb des Unternehmens unverändert. 
Zwischen 1876/77 und 1889/90 wuchsen 

Ausgabe Rohgewinn Absatz Soziale Lasten Reingewinn 
auf das 3,3- 3,0- 2,7- 3,0- 2,2-fache. 

Reingewinn und Dividende haben erst gegen Schluß der 8o er 

Jahre dem Wiederaufschwung des Absatzes sich angepaßt; Steuern 
und Versicherung sind noch mehr hinter der sonstigen Unkostenstei- 
gerung zurückgeblieben, als das hier gewählte Ausgangsjahr erkennen 
läßt. Haben sie doch gegenüber 1878/79 sich nur gut verdoppelt! 

Mit den goer Jahren beginnt die oben geschilderte Expan- 
sionsbewegung der Schultheiß-Brauerei; sehen wir zu, wie 
sich dies in dem Anteil der Sozialaufwendungen widerspiegelt. In 
jenem Jahrzehnt wurde durch Angliederung der Tivoli-Brauerei 
(1891), der Dessauer Brauerei (1896) und der Brauerei Borussia (1898) 
der gesamte Betrieb unter das Zeichen der Fusion gestellt; wie 
wirkte die Ausdehnung des Geschäftsbereiches auf die innere Struktur 
des Unternehmens? Es wuchsen von 1890/gı bis 1899/00 

Unkosten Abschreibungen Rohgewinn Absatz Soziale Lasten Reingewinn 
aufdas 6,3- 4,2- 5,0- 3,8 4,2- 3-tache. 

Die Gesamtausgaben stiegen in der Fusionierungszeit um fast 
das sechsfache, die Roh- und Reingewinne nur um das fünf- und drei- 
fache; Steuern und Versicherungen nahmen schwächer zu als in der 
vorgehenden Zeit und schwächer als die anderen Hauptfaktoren der 
Rentabilität. Und wenn wieder der verteilbare Reingewinn noch we- 
niger zunahm, so kommt er für eine Folgerung aus den mehrerwähnten 
Gründen und wegen der stabilen Dividendenpolitik des Unternehmens 
doch nicht in Frage. Anfangs der goer Jahre erreicht die Anteils- 
kurve der sozialen Lasten ihren Tiefstand: gleich das Jahr der 
ersten Fusion bringt ein Minimum, das die Anteilsziffer am Rohge- 
winn gegenüber dem Höhepunkt anfangs der 70er Jahre auf fast die 
Hälfte zurückwirft und von dem sie sich im Gegensatz zu den früheren 
Zeitabschnitten nicht wesentlich mehr erhebt. Die Fusionen haben 
demnach kein dem Betriebswachstum analoges Steigen der sozialen 
Zwangsleistungen bewirkt; vielmehr deren Anteil am Produktionsauf- 
wand auf ein Minimum zurückgeführt. 

Die Diskrepanz zwischen steigendem Produktionsumfang 
und sinkendem Sozialanteil charakterisiert auch das letzte dem alten 
Brausteuergesetz angehörige Jahrfünft der Brauereigeschichte. Von 
1900/01 bis 1905/06 wuchsen 

Unkosten Abschreibungen Rohgewinn Absatz Soziale Lasten Reingewinn 
auf das 1,4 I,2- 3 1,4- 1,5 1,7-lfache. 

Dabei werfen Zolltarıf und Finanzreform bereits ihre Schatten 
auf das Betriebsjahr 1905, so daß die Sozialbelastung dieses Jahres 
über dem für das Jahrfünft errechneten Durchschnitte steht. Der 
Reingewinn erklimmt im gleichen Jahre eine seither noch nicht wieder 
erreichte Höhe, die Dividende steigt auf 18%, die hochverzinslichen 
Sparkasseneinlagen der Arbeitnehmer verdoppeln sich. Alles in allem 
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ein Bild höchster geschäftlicher Blüte! Zugleich des Tiefstandes der 
sozialen Zwangsaufwendungen. 

Einen ganz andern Anblick gewährt die zweite, mit dem Brau- 
steuergesetz vom 3. Juni 1906 beginnende und mit der »großen« 
Reichsfinanzrefiorm von 190g vorläufig abschließende Epoche der 
Sozialgeschichte unseres Unternehmens. In diesen wenigen Jahren 
wuchs die Sozialbelastung gleich stark wie in den vorgehenden 36 Jah- 
ren des Bestehens der Aktiengesellschaft 3°). 

Rohgewinn und Absatz haben sich schwächer vermehrt als im 
vorgehenden Jahrfünft. Reingewinn und Dividende sind sogar ge- 
fallen. Hat die zweimalige Steuererhöhung dieses Zurück- 
bleiben allein oder überwiegend verschuldet, und istesals dauernd 
anzusehen? Oder hat etwa de Konjunktur entscheidend mit- 
gewirkt, und dürfen wir mit einer Wiederkehr der früheren 
Rentabilität zuversichtlich rechnen ? Ehe wir auf diese Fragen eine 
Antwort suchen, seien die Wirkungen der Steuerreformen auf den 
Produktionsprozeß skizziert; da wir sie heute erst für wenige Jahre 
vergleichen können, wird unsere Antwort dementsprechend vorsich- 
tig und vorläufig ausfallen. 

Wenn wir den Stand des Jahres 1906/07 gleich IOo setzen, so 
wuchsen seither 


Un- Abschrei- Gesamt- Roh- Soziale Rein- 


Absatz 
kosten bungen ausgabe gewinn Lasten gewinn 
1907 auf 103 108 103 100 103 98 83 
Iyo8 ,, g8 100 98 98 100 96 94 
1909 „ 121 94 118 115 104 170 95 
I9IO „ 140 128 138 133 I2I 201 IOI 
I9II „ 145 132 143 137 130 200 IOL 
dagegen 
1905 85 100 80 QI 100 62 113 


In dem kurzen Zeitraum von 6 Jahren haben die sozialen Lasten 
sich gut verdreifacht, die Gesamtausgaben sind um ?/,, die Rohgewinne 
um 1, gestiegen, während der Absatz nur um %, zunahm. Freilich 
reichen diese Ziffern nicht aus, um ursächliche Zusammenhänge etwa 
zwischen Sozialbelastung und Rentabilität ans Licht zu stellen. Dazu 
müssen wir ihre gegenseitige Abhängigkeit kennen und wissen, welches 
Schwergewicht den wirklichen Zahlen innerhalb des Produktionsher- 
ganges zukommt; dafür ist auch eine Kenntnis der wirtschaftlichen 
Lesamtlage und ihrer Komponenten nötig. 

Beispielsweise betrugen vor und nach der jedesmaligen Steuer- 
erhöhung die 


Steuern Unkosten Gesamtausgaben Rohgewinne (in Millionen M.) 


1905 1,9 10,8 12,4 15,1 
Iyo. 3 12,7 14,3 16,7 
mehr +13 +19 +1,9 + 1,0 





3) Vgl. die Tabelle oben S. 190. 
13 hg 
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Steuern Unkosten Gesamtausgaben Rohgewinne (in Millionen M.) 





1908 3,1 12,5 14,0 16,3 
1909 5,7 15,4 16,8 19,1 
mehr + 2,6 + 2,9 -+ 2,8 + 2,8 


Wir sehen einmal, daß der Rohgewinn in beiden Fällen kaum we- 
niger stark gestiegen ıst als die Cesamtausrabe, und zweitens, daß 
die Steuern nicht allein am Unkostenwachstum schuld sind; die Steuer- 
erhöhung hat selbst in jenen kritischen Zeiten die Zunahme des Brutto- 
gewinns weder aufhalten noch auch nur kompensieren können. Dabei 
fällt der Erwerb der Breslauer Filiale t°) erst in das Jahr Iọ10; die 
Spannkraft des Unternehmens und seiner Leitung erscheint um so 
bemerkenswerter, als der Absatz infolge Preiserhöhung und Kon- 
junktursenkung zeitweilig stillstand *). Allerdings hat 1905/07 
der Spielraum zwischen Gesamtausgabe und Rohgewinn sich verengt 
(um 0,7 Millionen M.) und ist der Reingewinn um diesen Betrag ge- 
sunken; doch teilt auch hier der Steuerzuwachs (+ 1,2 Mill.) sich mit 
anderen Faktoren (+ 1,1 Mill.) in das Ausgabeplus (+ 2,3 Mill). 
Seitdem bewegt sich, entsprechend der parallelen Zunahme seiner Kom- 
ponenten, auch der Reingewinn wieder in aufsteigender Linie; wenn 
die zweite, doch weit stärkere steuerliche Mehrbelastung im Gegen- 
satz zur ersten ihm keinerlei Verkürzung mehr brachte, so dürfen wìr 
wohl mit Recht das Minus 1905/09 dem Wechsel der Konjunktur, 
also einem wirtschaftlichen Faktor, in Rechnung stellen! Gewiß 
hätten die Unkosten sich bei gleichbleibenden Steuersätzen weniger 
schnell vermehrt, hätte die Dividende rascher den Sätzen der Hoch- 
konjunktur wieder angenähert werden können; jedoch kann nach dem 
Gesagten dem Sozialfaktor wohl ein Teil des entgangenen Gewinns, 
nicht aber eine positive Einbuße des Unternehmens an wirtschaftlicher 
Kraft aufgebürdet werden 4). Gleichwie der Reingewinn 1905/07 
unter dem gemeinsamen Einfluß der Konjunktur, Witterung, Ernte, 
Löhne (+ 1,0 Mill.) und Steuern um 0,7 Millionen sank, so fiel 1905 
der Rohgewinn nachweisbar aus wirtschaftlichen, nicht aus 
steuerpolitischen Ursachen; stand doch der Abnahme dieser wichtigen 
Ziffer um 0,4 Millionen sogar ein gleichzeitiges Zurückbleiben der 5v- 
zialbelastung um 0,6 Millionen gegenüber! 


Die zweimalige Finanzreform hat demnach — wie 
unserem Brauereigewerbe im ganzen — für die Schultheiß-Brauerei 


keine Erschütterung ıhrer wirtschaftlichen Basis gebracht. In dieser 
zweiten Periode ihrer Sozialgeschichte ist der Rohgewinn gegenüber 
1905 um 7,8 Millionen, die Gesamtausgabe um 8,0 Millionen, die Steuer- 
last um 5.2 Millionen M. gestiegen; gegenüber 1008 entsprechend 
um 6,6 bzw. 6,4 bzw. 3,8 Millionen M. Das heißt: Die Nachwirkung 


10) S. oben S. 177. 

41) Vgl. oben S. 183. 

#2) Zahlenmäßige Angaben über die Konjunkturwirkung und über den 
Witterungseintluß hinsichtlich der Unkosten zu machen, erlaubt die heutige 
Fassung der Geschäftsberichte nicht. 
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der großen Steuerreform von Igog ist bereits durch ein stärkeres 
Steigen des Rohgewinns voll kompensiert; wenn gegenüber der klei- 
neren Reform von 1906 gleiches erst für die nächste Zeit zu erwarten 
steht, so ist dafür neben und vor dem tariflich gebundenen Lohnfaktor 
der damals einsetzende Konjunkturumschwung offenbar 
an erster Stelle verantwortlich zu machen. Allerdings hätte er allein die 
Rentabilitätskurve niemals einem so starken Druck unterworfen, 
wie dies unter dem Zusammenwirken von Zolltarif, Steuergesetzen 
und Wirtschaftslage der Fall gewesen ist; inwieweit die heute noch 
nicht ausgeglichene Rentabilitätsminderung besserer Konjunktur bei 
gleichbleibender Sozialbelastung standhalten wird, inwieweit an ihr 
die Sozialbelastung im besonderen beteiligt ist, darüber gibt wieder 
ein Blick auf die Anteilsziffern in Aufstellung II uns Auskunft; sie 
können uns zeigen, in welchem Umfange dem Zurückbleiben 
der sozialen Aufwendungen in der ersten Periode de Zunahmein 
der zweiten entspricht, und ob etwa eine Tendenz zu neuerlicher Ver- 
ringerung der Sozialbelastung die Wiederkehr der alten Rentabilität 
verheißt. 

Die Summe der Steuern und Versicherungsbei- 
träge betrug in Prozenten 


der Gesamtausgabe des Rohgewinns die Dividende betrug 
1906/07 24,3 20,7 17 
1907/08 23,0 20,3 I4 
1908/09 23,7 20,4 14 
1909/10 35,0 30,8 14 
1910/11 35,1 31,3 15 
1911/12 34,8 31,2 15 


Also gegenüber dem vorgehenden Jahrfünft #) eine annähernde 
Verdreifachung der sozialen Last; dabei eine im Durchschnitt kaum 
verringerte Dividende! Allerdings wird ja die Höhe des verteilbaren 
Reingewinns nicht vom geschäftlichen Resultat eines Jahres allein, 
sondern mit durch die Dividendenpolitik und die stillen Reserven 
eines derart fundierten Unternehmens bestimmt; immerhin verläuft 
die Dividendenkurve parallel der Konjunkturkurve, und wenn sie sich 
gesenkt hat, so ist nächst Konjunktur, Löhnen und Steuern auch die 
letzte Kapitalerhöhung zu beachten 44). Jedenfalls hat die steuerliche 
Mehrbelastung des Jahres 1909 weder Reingewinn noch Dividende 
herabzudrücken vermocht; Steuern, Rohgewinn und Dividende sind 
100912 sämtlich gewachsen bei aufstrebender Konjunktur, wogegen 
1905.08 bei niedergehender Wirtschaftslage ihre Linien sich schneiden! 

Und zwar lassen zwei Tendenzen sich dabei unterscheiden. Ein- 
mal zeigt der Anteil der sozialen Aufwendungen in leisen Ansätzen 
wieder jene bereits die erste Periode der Sozialgeschichte bezeichnende 
Tendenz, bei gleichbleibenden Nominalsätzen 


8) Vgl. oben S. zo. 
“) Auf 14 Millionen M. 1907, nachdem das Nom.-Kapıtal von 7 Millionen 
(891) auf 9 (1898) und 12 (1900) gesteigert worden war. Vgl. Aufstellung I. 
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zu sinken; so 19007 gegen 1906 und IgIo auf IgII. Unterbrochen 
wird dieses für das Braugewerbe festgestellte Streben durch die 1908 
wahrnehmbare Erscheinung, daB in Zeiten gewerblichen 
Tiefstandes die Sozialbelastung langsamer sinkt als Ge- 
samtausgabe und Rohgewinn, ihr Anteil an beiden also steigt ®). 
Umgekehrt steht in Haussezeiten ceteris paribus der Sozialanteil am 
tiefsten; so fällt 46) bei der Schultheiß-Brauerei das relative Minimum 
der Sozialbelastung I8gı bis 1894 mit einer Verdoppelung des Rein- 
gewinns zusammen; und das Jahrfünft 1881/85 zeigt einen relativen 
Hochstand der Sozialbelastung bei starkem zeitweiligem Gewinnrück- 
gang. Wir können somit als Gesamtergebnis dieser zweiten 
Periode festhalten: Erstens, daß die zweimalige Brausteuererhöhung 
wohl eine vorübergehende Minderung der Rentabilität, aber keine 
Schmälerung der Existenzgrundlage gebracht hat; und daß das Maß 
der Rentabilität erst in zweiter Reihe durch die soziale Sondergesetz- 
gebung, vielmehr vor allem durch Konjunktur, Witterung und Löhne 
geregelt ward; wichtiger also als die sozialen Momente haben sich auch 
in diesem Ausnahmefall wirtschaftliche und Naturfaktoren erwiesen 4). 
Zweitens haben die sozialen Aufwendungen im Brauereigewerbe bei 
gleichbleibenden Nominalsätzen sinkende Tendenz gezeigt. Dem 
seinerzeit formulierten Satz: Der Anteilder sozialen La- 
stenam Produktionswert bewegt sich entgegen- 
gesetzt der Konjunkturkurve, können wir somit einen 
zweiten Hinweis für die Bearbeitung solcher Themata beifügen: 
Der Anteilder sozialen Lastenam Produktions- 
wert sinkt beigleichbleibendenNominalsätzen. 
Der erste Satz mag durch sprunghafte Mehrbelastung ceteris paribus 
auf kurze Zeit in seiner Wirkung gehemmt werden; der zweite Satz 
kann durch anhaltende wirtschaftliche Schwäche eines Gewerbe- 
zweiges dauernd paralysiert sein. Um so mehr haben wir Anlaß, von 
der gefestigten wirtschaftlichen Struktur der deutschen Brauindustrie 
bei guter Gesamtkonjunktur und gleichbleibender Gesetzgebung ein 
rasches Wiederanziehen der Rentabilität auf die vordem erreichte 
Intensität zu erwarten. 

Bei alledem darf nicht vergessen werden, daß die Dividende der 
Schultheiß-Brauerei in dieser zweiten Periode ihrer Sozialgeschichte 
immerhin über dem bis Ende der goer Jahre erreichten Durchschnitt 
liegt und daß ihr Rohgewinn Rekordziffern ausweist ; trotz des letzthin 
wahrnehmbaren Druckes auf seine Rentabilität gehört das Brauerei- 
gewerbe zu den gutrentierenden Zweigen der deutschen Industrie $8). 
Und wenn die Schultheiß-Brauerei heute rund ein Drittel ihres Brutto- 
gewinns für Steuern und Sozialversicherung hergibt, so hat es doch 


45) Vgl. »Preuß. Jahrb.« a. a. O., Maiheft 1913. 

#6) S. oben S. 192. 

4) Vgl. »Preuß. Jahrb.« a. a. O., Maiheft 1913, S. 319 und 320. 

4%) Die Durchschnittsdividende betrug 1912 7,8%, in der Gruppe »Nah- 


rungs- und Genußmittel«, 6,526 im Textilgewerbe z. B. 
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Zeiten gegeben ?®), in denen wenigstens von ihrer Gesamtausgabe ein 
noch größerer Teil auf die Sozialaufwendungen entfiel als heutzutage, 
während der verteilbare Reingewinn seinem heutigen, den deutschen 
Gesamtdurchschnitt überragenden Stand 5°) noch fern war. Mag die 
Gefahr eines plötzlichen Rückschlages den Beteiligten 1906 und Igog 
vor Augen gestanden haben, heute wird jeder in der erwiesenen Trag- 
fähigkeit des Gewerbes de Rechtfertigung dieses Teiles 
der Reichsfinanzreformen und die sichere Gewähr für eine gedeih- 
liche Weiterentwicklung der deutschen Brauindustrie erblicken. 

Keineswegs sind ja die Aufwendungen gering, welche die deutschen 
Unternehmungen unbeschadet ihrer wirtschaftlichen und finan- 
zellen Leistungsfähigkeit für öffentliche Zwecke aufzubringen haben. 
Nehmen wir zur Illustration ein Beispiel aus der Sphäre des deutschen 
Kohlenbergbaus 51). Die Aufwendungen für Steuern und Zwangsver- 
sicherung machten aus vom Hundert 


der Gesamtausgabe des Rohgewinns 


Iy0S 1909 1908 1909 
bei der Gelsenkirchener Bergw.-A.-G. 30,09 30,60 10,35 19,90 
» » Schultheiß-Brauerei-A.-G. 23,70 35,00 20,40 30,80 


Ein Vergleich zwischen diesen Ziffern ist aus verschiedenen Grün- 
den unzulässig. Jedoch hat auch bei der Kirdorfschen Montangesell- 
schaft in den letzten Jahren ein starkes Wachstum des Anteils der so- 
zialen Lasten am Produktionswert stattgefunden. Während die Nächst- 
beteiligten darin ein schädliches Ueberwiegen sozialpolitischer Gesichts- 
punkte zu erkennen geneigt sind und dieser Ansicht in der Oeffent- 
lichkeit Ausdruck geben, glaube ich auch im Falle der Gelsenkirchener 
Bergwerks-A.-G. wissenschaftlich einwandfrei nachgewiesen zu haben, 
daß nicht unsere Steuer- und Sozialpolitik, sondern vielmehr das Auf 
und Abder Konjunktur jeweilig das Verhältnis der Unkosten 
zum Rohgewinn maßgebend beeinflußt. Das Geschick unserer Er- 
werbswirtschaften ruht auf den wirtschaftlichen Funda- 
menten ihrer geschäftlichen Struktur und der allgemeinen Konjunk- 
tur, nicht aufden sozialen Beziehungen zu den Trägern der öffent- 
lichen Gewalt und zur Lohnarbeiterschaft. 

Hatte bei der Gelsenkirchener Gesellschaft die Wirkung der 
Fusionen auf die Kurve der Sozialbelastung im Mittelpunkt der 
Untersuchungen gestanden, so für die zweite Periode der Schultheiß- 
Brauerei die Einwirkung einer ungewöhnlichen steuerlichen 
Mehrleistung. Daher hat die Verteilung der bislang zusammengefaßten 
ssozialen Lasten« auf Steuern und Sozialversicherung für die vorlie- 
gende Untersuchung nur ein sekundäres Interesse. Dies geht auch 
aus der nachstehenden Berechnung hervor, welche die dauernde 





19) Vgl. Aufstellung II für die Jahre 1871/73. 

°%) »Taschenbuch« S. 50: Die Durchschnittsdividende war (1909) 6,20, 
in Berlin-Brandenburg gegen 5,3%, in ganz Preußen und 5,8%, im Deutschen 
Reich. 


51) Vgl. Schmollers »Jahrbuch« a. a. O., Bd. XXNV, Heft 3. 
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Geringfügigkeit des Versicherungskontos gegenüber den steuerlichen 
Erfordernissen aufdeckt. Aufs Hundert der »sozialen Lasten« kamen 
(vgl. Aufstellung III.) 


Sozialversicherung Steuern Summe 

1870 0,5 ` 99,5 100 
1871/75 1,2 98,8 100 
1876/80 2,6 97,4 100 
1881/90 5,6 94,4 100 
1891/95 7,7 92,3 100 
1896/00 7,5 92,5 100 
1901/05 10,0 89,4 100 
1906/08 6,7 93,3 100 
1909/11 3,5 90,5 100 


Während bei dem Montanunternehmen rund zwei Drittel aller 
»sozialen Lasten« auf die Versicherung entfielen, kommt für 
den Brauereibetrieb das Ausmaß der Versicherungsleistungen kaum 
in Frage; hier entscheidet allein die Quote der von Reich, Staat und 
Gemeinden vorgeschriebenen steuerlichen Aufwendungen. 
Innerhalb des bis 1905 sinkenden Sozialanteils hat die zunehmende 
Versicherungsleistung das Fallen der Steuerquote immerhin sichtbar 
verzögert 52); unter der neuen Steuergesetzgebung ist die Sozialver- 
sicherung vollends bedeutungslos geworden. Auch dies darf als eine 
dem gesamten Braugewerbe eigentümliche Erscheinung angesprochen 
werden und wäre bei dem Tagesstreit über »soziale« Ueberlastung 
unserer Industrien künftig zu beachten. 

Das Uebergewicht der Steuern und Abgaben über die Versicherung 
wird bewirkt in erster Reihe durch die reichsgesetzliche Brausteuer, 
welche im Gebiet Norddeutschlands einheitlich nach dem Gewicht und 
der Menge des Malzverbrauches erhoben wird; die Brausteuer und der 
zulässige kommunale Zuschlag bildeten mit den Inhalt der Finanz- 
reformen von Igo6b und 1909. Bei der Schultheiß-Brauerei betrug der 
Anteil der staatlichen Biersteuer, der kommunalen Bierabgaben und 
der allgemeinen Staats- und Gemeindesteuern an der steuerlichen 
Gesamtleistung (vgl. Aufstellung III): 


Kommunale Staats- u. Gemeinde- Steuern 
Brausteuer z 
Bierabgaben steuern usw. überhaupt 
1870 96 — 4 100 
1871/75 90 — 4 100 
1870/80 89 — II 100 
1881/85 90 — 10 100 
1886/90 90 = 10 100 
1891/95 86 I 13 100 
1896/00 79 7 14 100 
1901/05 70 II 13 100 
1906/08 85 7 8 100 
1909/11 gI 5 4 100 


Die Brausteuer steht im Mittelpunkt; ihr ordnen sich wie die 
Versicherungslasten so alle übrigen Steuerarten unter. Bis 1905 ist 


b2) Vgl. oben S. 193. 
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sie noch rascher gefallen, seitdem noch stärker gestiegen, als der Anteil 
der »sozialen Lasten« am Produktionswert erkennen ließ. Entsprechend 
ist bei den übrigen Steuern und Abgaben der Hundertsatz bis 1905 
auf ein Viertel des gesamten Aufbringens gewachsen, um dann auf ein 
knappes Zehntel wieder herabzugehen.* Dank dem 1894 eingeführten 
gemeindlichen Aufschlag zur Brausteuer haben alle andersartigen 
Staats- und Gemeindesteuern dauernd hinter der Rohstoffbesteuerung 
des Brauereigewerbes zurückstehen müssen; heute entfallen 96% der 
Steuerleistung, 92 v. H. der sozialen Lasten überhaupt, auf die staa t- 
lichen und kommunalen Bierabgaben! Während in 
unserem Beispiel die Staatssteuern über °/,, des gesamten Auf- 
bringens ausmachen, sei beispielsweise mitgeteilt, daß bei der Gelsen- 
kirchener Bergwerksgesellschaft ®/,, des Steuersolls auf G e m ein d e- 
steuern kamen. 

So führt die wissenschaftliche Einsicht in das Leben der Privat- 
wirtschaften zu einer stärkeren Differenzierung und einer sicherern 
Beurteilung mancher volkswirtschaftlicher Probleme und tagespoli- 
tischer Schlagworte. Die Frage etwa nach der »sozialen Belastung 
unserer Industrie« gliedert sich je nach Art und Umfang des gewählten 
Beispiels in die Unterfragen: Wie verhalten sich Sozialpolitik und Be- 
steuerung, wie Reichs- und Landesgesetzgebung, wie Natur und Arbei- 
terschaft, wie Konkurrenz und Geldmarkt, wie privatwirtschaftliche 
Struktur und volkswirtschaftliche Konjunktur einer bestimmten Un- 
ternehmung und ihres Gewerbezweiges im Zustande der Ruhe und der 
Bewegung? Welche Bedeutung kommt den »sozialen Lasten« im Zu- 
sammenwirken mit sämtlichen sonstigen Faktoren des Produktions- 
prozesses zu? Beeinflussen sie die Rentabilität des Gesamtbetriebes ? 
Läßt dieser Einfluß sich exakt erweisen und findet er in der heute 
üblichen Bilanzierung einen adäquaten Ausdruck ? Aus den Antworten 
auf diese Fragen läßt sich dann ein Beitrag zu dem Thema »Sozial- 
politik und Unternehmertum« gewinnen, der dem Widerstreit der öffent- 
lichen und der privaten Interessen seine Schärfe nimmt und den Kampf 
um unsere Sozial- und Steuerpolitik aus dem Gewirr egoistischer Be- 
mühungen hinaufhebt in die Sphäre unvoreingenommener wissen- 
schaftlicher Untersuchung. Und nicht nur der ewige Tageskampf aller 
Privatwirtschaften miteinander und um ihre Stellung im Staate er- 
fährt durch Forschungen, wie ich sie am Beispiel der Schultheiß- 
Brauerei oder der Gelsenkirchener Gesellschaft methodisch-didaktisch 
erläutern wollte, Klärung; auch die Erkenntnis der großen volkswirt- 
schaftlichen Zusammenhänge wird durch derartige privatwirtschaft- 
liche Untersuchungen vertieft. Die Existenzgrundlagen und das heu- 
tige Wirtschaften großer Teile des volkswirtschaftlichen Organismus, 
die Voraussetzungen und Wirkungen der deutschen Steuer- und Sozial- 
gesetzgebung, wie unserer Zoll- und Handelspolitik, der Anteil der 
Faktoren Arbeit, Kapital und Boden am Produktionsprozeß, das Maß 
des technischen Fortschritts, die Bedeutung der Krisen und der Ernte- 
schwankungen für unsere Volkswirtschaft, — diese und andere Pro- 
bleme der Volkswirtschaftslehre erfahren durch die Hilfsarbeit der 
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Privatwirtschaftslehre eine wissenschaftlich einwand- 
freie und praktisch verwertbare Förderung 53). 

Denn ganz von selbst führt die Feststellung, welchen Umfang etwa 
die sozialen Zwangsaufwendungen eines Gewerbezweiges erreicht haben 
und welches ihre erkennbaren Wirkungen auf Struktur und Renta- 
bilität der Unternehmungsgruppe sind, zu einem wissenschaftlich 
begründeten Urteil über die Bewährung unserer Sozial- und Steuer- 
politik! Die durch meine vorliegende Arbeit an einem neuen Bei- 
spiel nachgewiesene Tatsache, daß die angebliche soziale Ueberlastung 
unserer Industrie einer unvoreingenommenen und methodisch richtig 
orientierten Untersuchung gegenüber sich als nicht vorhanden erweist, 
kann nicht ohne Rückwirkung bleiben auf das politische Urteil. Ist es 
doch erwünscht, wenn der Politiker aus lauteren Quellen schöpft; rufen 
doch Tendenzpolitik und Tendenzpolitiker, welche von der reinen Wis- 
senschaft und ihren Ergebnissen sich abwenden, mit Notwendigkeit eine 
Tendenzwissenschaft und Tendenzstatistiken hervor, deren trüber 
Strom die Niederungen des politischen Tageskampfes leicht genug 
überschwemmt. Sobald eine Frage der heutigen Wirtschaftspolitik 
ihrer praktischen Lösung entgegenreift, wird der Rat und das Urteil 
interessierter »Sachverständiger« von allen Seiten erbeten und befolgt; 
sollte allein den Jüngern der keinen Vorteil suchenden Wissenschaft 
das Wort versagt bleiben? Sollten sie — unähnlich jedem priester- 
lichem Beruf — das Evangelium der Wahrheit nur hüten und mehren, 
nicht auch deuten und aufs Leben wenden dürfen ? Gewiß bietet ihre 
Forschung nur die »objektive, orientierende Grundlage« jeder Politik 
dar; aber wieviele außer ihnen kennen sie und wissen auf ihr fortzu- 
bauen, mit dem Talisman richtig gedeuteter Erkenntnis die Pforten 
des Lebens zu erschließen? Sollen die Jünger der Wissenschaft 
schweigend zuschauen, wenn unreine Hände sich an den dargebotenen 

Schätzen vergreifen und sie für den Marktgebrauch verfälschen ? 
Werden die bisherigen Feststellungen über Maß und Wirkung der 
deutschen Sozialpolitik durch weitere Forschungen bestätigt und er- 
gänzt, so ist damit auch politisch dem Urteil über Gegenwart und 
Zukunft unserer Sozialpolitik Richtung und Ziel gewiesen; den Ein- 
schränkungen und Verdächtigungen unserer Sozialgesetzgebung ein 
Riegel vorgeschoben, den nur wissenschaftliche Kritik verrücken könnte. 
Gewiß gibt eskeine wissenschaftlich gerichtete Wirtschaftspolitik indem 
Sinne, daß die praktische Entscheidung jeder wirtschaftlichen Lebens- 
frage an den Ergebnissen wissenschaftlicher Vor- oder Nachprüfung sich 
orientieren ließe. Doch soweit die Kraft und die Konsequenz reiner 
Erkenntnis reicht, mögen wir unbedenklich und mit Nutzen uns ihrer 
Führung anvertrauen. Und selbst da, wo unserem Auge ihre Wege 
sich im Gewühl der Tagesmeinungen endlich verlieren, werden wir 
doch von ihr auf unsere weitere Wanderung als Weiser durch die 


53) Ueber die bislang unzureichende Materialbeschaffung vgl. 
das oben in Anm. 28, über gewerbliche Berichterstattung Gesagte und meine in 
Anm. 6 zitierte Denkschrift über Wirtschaftsarchive. 
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Kämpfe der Gegenwart und beste \Weggabe mitempfangen einen Sinn, 
der über dem Besonderen des Allgemeinen nicht vergißt; ein sicheres 
Gefühl für die Herrschaft der Gerechtigkeit in dieser Welt des Nutzens, 
für den Ausgleich aller wirtschaftlich-sozialen Gegensätze unter im- 
materiellen, aller gesellschaftlichen Strebungen unter staatlichem 
Gesichtspunkt. Dann wird auf den Wegen der Sozialpolitik wie 
der Sozialwissenschaft das Zwillingsgestiin dr Gerechı- 
tigkeit undder Wahrhaftigkeit uns leiten. 


III. 


Die freiwilligen sozialen Aufwendungen des 
Unternehmens. 


So mannigfach und bedeutsam die freiwillige Selbstbesteuerung 
des deutschen Unternehmertums für Wohlfahrtspflege in 
Ihrer jährlichen Gesamtleistung sich repräsentiert, so sehr eine bessere 
statistische Erfassung des sozialen Friedenswerkes in der Gegenwart 
zu wünschen bleibt, so steht doch dieser Teil an grundsätzlicher Be- 
deutung hinter der bisher behandelten Sozialgeschichte unseres Unter- 
nehmens zurück. Die nach allgemeinen Sätzen auferlegten Z wang s- 
leistungen stellen das soziale Minimum jedes Unternehmens dar und 
können mutatis mutandis für Unternehmungen gleicher Art und Größe 
als typisch gelten; das Plus an Wohlfahrtsaufwendungen 
hängt dagegen völlig von dem Willen des Unternehmers und von der 
Potenz seines Unternehmens ab, trägt daher durchaus individuelle 
Züge 52). Nicht nur ihrer absoluten Höhe und ihres sozialen Geistes 
halber sind die »Wohlfahrtseinrichtungen« Krupps oder Roesickes 
bemerkenswert; sie stellen zugleich Aufwendungen dar, wie sie den 
Mitteln eines kleineren Betriebes selbst in entsprechendem Umfange 
kaum erreichbar sein werden. So sehr den Krupp und Roesicke Nach- 
folger zu wünschen sind, welche gleich ihnen die gesteigerte finanzielle 
Potenz des Großbetriebes sozialen Zwecken dienstbar machen, so- 
wenig wird jemals das Verhalten einiger Magnaten in der Montanin- 
dustrie oder dem Brauereigewerbe Durchschnittsgeltung erlangen 55). 

Von allgemeiner Bedeutung für die Struktur der Schultheiß- 
Brauerei wie der deutschen Brauindustrie überhaupt sind die bereits 
oben erwähnten 59) Spargelder, die mit den Depositen- 
guthaben zusammen ıgıı rund die Hälfte des eigenen sichtbaren 
Kapitals der Unternehmung ausmachten. Während die Sparkasse 
wie alle weiteren sozialen Einrichtungen der Brauerei ausschließlich 
für Angestellte und Arbeiter sowie deren Angehörige bestimmt ist, 
nehmen an der Depositeneinrichtung auch die Kunden der Brauerei 
teil. Die rasche Entwicklung besonders des letztgenannten Kontos 
geht aus folgender Tabelle hervor. Es betrugen ĉ*) (in M.): 

4) Vgl. oben S. 188. 

s) Für das Folgende vgl. Werk S. 128—100. 

) S. Seite 182/3 und Pinner a. a. O. S. 133/4. 

5) Vgl. oben S. 181/2. 
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Depositengut- 


Jahr der Angestellten „haben der An- ee Gewährte 

$ 2 gestellten, Arbei- RER ? Kundenkredite 
und Arbciter ér und Kunden Obligationen 

1900 I 495 0060 527 000 ' IQ 715 000 735 000 

1905 2 863 000 1 745 000 19 778 000 I 593 000 

1910 3 QyI 006 4 740 000 22 413 000 3 528 000 

IQII 4 150 000 6135 000 22 330 000 3 640 000 


Spar- und Depositengelder haben sich binnen eines Jahrzehnts 
von einem guten Zehntel auf knapp die Hälfte des sichtbaren 
freien Kapitals erhöht. Der Kundenverkehr schließt heute im Gegen- 
satze zu früher mit einem Passivsaldo der Gesellschaft ab: Die Gut- 
haben im Depositenverkehr haben sich verzehnfacht, die in Anspruch 
genommenen Kundenkredite nur verfünffacht 58). Ob die Vorteile oder 
Nachteile dieser Einrichtungen überwiegen, ob die bankgeschäftlichen 
Transaktionen unserer Brauereien vom kaufmännischen Standpunkt 
aus notwendig und einwandfrei erscheinen, ist eine rein wirtschaftliche 
Frage, wenigstens solange die Bonität der Anlagen so zweifelsfrei ist 
wie im Betriebe der Schultheiß-Brauerei; für die Sozialgeschichte 
scheidet das Depositenwesen mit seiner vom Geldmarkt unabhängi- 
gen vierprozentigen Verzinsung jedenfalls insoweit aus, als es nicht zur 
Ergänzung der internen Sparkasseneinrichtung dient. Die Spar- 
kasse dagegen gehört nach dem Willen ihres Stifters Richard Roe- 
sicke zu denjenigen Einrichtungen des Betriebes, welche in erster Linie 
Wohlfahrtszwecken dienen; sie ist sozialgeschichtlich bedeutsam als 
eigenartige Form einer beschränkten Gewinnbeteiligung 
im größten Brauereibetrieb des Kontinents, die der Gesellschaft eine 
Stabilisierung ihrer Arbeitsverhältnisse und dem »Arbeiter-Aktionär« 
eine sichere Prämie auf solides Haushalten verspricht. 
Als Einlagen werden »nur solche Gelder angenommen, welche von 
dem Einleger nachweislich aus dem bei der Gesellschaft verdienten 
Gehalte, Lohn, Gratifikationen usw. nach Bestreitung des Lebens- 
unterhaltes für sich und seine Familie erspart worden sind«; Gelder, 
die nicht diesen Ursprung haben oder die den Betrag von 3000M. über- 
schreiten, werden nur als Depositen verzinst. Die eigenartige Bestim- 
mung des Sparcharakters der Einlagen setzt einigermaßen patriarcha- 
lische Kenntnisse des Arbeiterhaushaltes voraus; die früher 5000 M. 
betragende Höchstgrenze entspringt gleichfalls dem Bestreben, nur 
die Arbeitsersparnisse yan dem Ertrage des Unternehmens zu betei- 
ligen«. Jeder Einleger erhält den vollen Satz der Jahresdividende 
vergütet, ein Mindestsatz von 4% ist garantiert; als solche »Super- 
dividendes wurden IGII beispielsweise, über jenen Mindestsatz hinaus, 
387 ooo M. gezahlt = ı8°% der Dividendensumme, das Dreifache der 
Aufsichtsrattantieme. Die Sparkapitalien und ihre gesamte 
Verzinsung betrugen 


58) Unter den 1668 Depositengläubigern waren (1912) 201 Arbeiter und 
Beamte. 
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Superdividende v. H. 
des Reingewinns 


1890 75 000 M. 9 562 M. 1,30% 
1900 I 495 000 ,, 175 598 „ 594, 
I9IO 3 991 000 „, 513 234 „ 13,10%, 


Die gesamte Verzinsung der Sparkassen- und Depositengelder 
forderte 1900: 1,9 und IgIO: 3,4 v. H. des Bruttogewinns der Gesell- 
schaft. Die 1890 geschaffene Sparkasse zählt heute etwa 2000 Mit- 
glieder; rund ?/, der Arbeiterschaft sind auf diese Weise — unabhängig 
von Arbeitsleistung und Arbeitslohn — am Gedeihen der Gesellschaft 
interessiert. 

Für die Arbeitnehmer treten an freiwilligen Mehrleistungen 
Lohnzulagen, Ruhegelder, Vergütungen an die Mit- 
glieder der nach DBerufskategorien gewählten Arbeiteraus- 
schüsse hinzu; ferner wird den Erkrankten freier Kuraufent- 
halt, den Invaliden geeigneter Verdienst, allen Arbeitern 
Kantinenverpflegung zum Selbstkostenpreis, freie 
Rechtsauskunft, von jeher auch ein geregelter Urlaub 
gewährt. Unter Roesicke fand jährlich eine richtige »Berliner Land- 
partie« statt, an der sich Betriebsleiter und Angestellte nebst An- 
gehörigen beteiligten; heute wird zu einem jährlichen »Ausflugstag « 
den Arbeitern eine finanzielle Vergütung gewährt. In Dessau hat 
Roesickes sozialer Geist seinen »Mitarbeitern« Musikunterricht 
und Gelegenheit zum Ankaufvon Feuerung und Fahrrädern 
verschafft. Bringt der Arbeiter seine zu dem üblichen Freibier 
berechtigenden »Biermarken« zur Einlösung, so zahlt die Firma 1; 
des Erlöses in die Unterstützungskasse der Arbeitnehmer ein. 

Solcher »Unterstützungskassen« gab es früher auf jeder Abteilung 
eine, seit 1900 zwei für alle Kategorien der Arbeitnehmer; sie dienen 
zur Ergänzung der Leistungen unserer Sozialversicherung, 
zur Wohnungsfürsorge für verheiratete Arbeiter und zur 
Pflege ihrer erkrankten Angehörigen, auch gewähren sie 
Darlehen und Vorschüsse. Die Arbeiter zahlen keine Bei- 
träge, verwalten jedoch die Kassen selbständig unter Vorsitz je eines 
Gresellschaftsbeamten. In die Kassen fließt auch der Erlös aus Straf- 
geldern und aus den umfangreichen Badeeinrichtungen; 
die Gesellschaft selbst gibt jährlich rund 60 000 M. Zuschuß. Den 
Angehörigen der Arbeitnehmer kommt ferner zugute eine unentgelt- 
liche »Hauspflege« durch berufsmäßige Pflegerinnen, die Verpachtung 
von Ackerparzellen gegen geringe Vergütung, eine zusätz- 
liche Sonderunterstützung der Witwen und Waisen, für 
die überdies durch die »Unterstützungskassen« gesorgt wird. 

Gleich der Sparkasse sollten die 1895 eingeführten Dienst- 
alterszulagen der Erhaltung eines zuverlässigen und tech- 
nisch eingearbeiteten Arbeiterstamms dienen; jedoch sind diese Zu- 
lagen neuerdings in Wegfall gekommen und durch Lohnerhöhungen 
bzw. eine dauernde Teuerungszulage für die Beamten ersetzt worden. 
Die im Genuß befindlichen Angestellten und Arbeiter beziehen die 
Alterszulage weiter; allen Arbeitnehmern wird nach wie vor der 
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oben erwähnte, etwa 100 M. jährlich ausmachende und bei dreijähri- 
ger Beschäftigung sich verdoppelnde Zuschuß zum tariflichen Lohn- 
satze gewährt. 

Der menschlich-unmittelbare Anteil, den Richard Roesicke am 
Ergehen seiner Arbeiter nahm, findet seinen liebenswürdigsten Aus- 
druck in der dauernden Obhut, die er dem Jungvolk in den Stein- 
mauern der Großstadt bereitet hat. Das »Kinderheim« in Pankow 
ward 1890 mit 30 000 M. Unkosten errichtet; seither sind weitere in 
jeder Abteilung hinzugekommen. Sie nehmen Kinder auf Zeit unter 
ärztliche Aufsicht und sachgemäße Pflege; Kleinkinderschulen, 
Strick- und Handarbeitsunterricht für Mädchen, 
Schülerwerkstätten für Knaben, in Dessau auch natur- 
kundlicher und Turnunterricht ergänzen das Bild 
und zeigen, wie ein warmfühlender Mensch hier sich und seinen 
Nächsten Befriedigung zu schaffen wußte in Werken uneigennütziger 
Fürsorge. DaB im Sommer ein Erholungsaufenthalt an 
der See und in den Bergen kranken Kindern gewährt wird, daß für 
alle eine Weihnachtsfeier stattfindet, geht gleichfalls auf 
Richard Roesickes Anordnung zurück. Eine größere Anzahl Diako- 
nıissinnen steht dauernd im Dienste der Gesellschaft. 

Rund Io 000 M. jährlich gibt die Schultheiß-Brauerei ihrer »Be- 
amten-Unterstützungskasse«, rund 50 000 M. jährlich der »Richard- 
Roesicke Beamten-Pensionskasse«; ferner gewährt sie den Beamten 
Reiseunterstützungen, sowie die obengenannten Teue- 
rungszulagen und wendet auch dem 1904 entstandenen »Klub 
der Beamten« Unterstützungen zu. Wie bei den Arbeitern, so ergänzt 
auch bei ihren 350 Angestellten die Beihilfe der Gesellschaft den 
nach Art und Umfang geringeren Wirkungsgrad unserer Sozialver- 
sicherung. Das Kassenvermögen ist nach dem Hinscheiden Richard 
Roesickes (1903) von I30 000 auf 400 000 M. erhöht worden; heute 
beträgt das Kapital an ı Million M. und wird als Teil des allgemeinen 
Gesellschaftsvermögens behandelt 5°). Aus der »Beamten-Unterstüt- 
zungskasse« erhalten die auf Grund besonderen Vertrages mit unter 
6000 M. Durchschnittseinkommen Angestellten Unterstützungen in 
Krankheits fällen, für militärische VUebungen, über- 
haupt bei irgendwelchem N o t bedarf; Angehörige und Hin- 
terbliebene sind einbegriffen, die Prokuristen der Gesellschaft 
ausgeschlossen. Die Direktion ernennt den Vorstand; die kaufmän- 
nischen Beamten wählen 6, die Architekten, Chemiker, Ingenieure, 
sowie die Brauführer, Obermaschinenmeister, Meister der Faßfabrik 
und Dampferkapitäne zusammen 2 Vertreter. 

Das Statut des »Beamten-Pensionsfonds« stammt noch von Ri- 
chard Roesicke, zu dessen Lebzeiten der Fonds von 52 000 M. 1896 
auf das Doppelte infolge einer Agioüberweisung stieg; nach seinem 
Tode wurde der Fonds durch den Betrag einer Steuerrückvergütung 


56) S. oben S. 182/3. Das Guthaben der Kasse wird mit 4 vom Hundert 
verzinst. 
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auf 300 000 M. erhöht und zu Ehren seines Stifters umbenannt. Heute 
gewährt der Fonds den festangestellten pensionsberechtigten Beamten 
nach zehnjähriger Tätigkeit Ruhegelder, die zwischen Y, und 
34 des Gehalts betragen, bis zur Höhe von 2400 M. Witwen er- 
halten den dritten Teil der ihrem Mann zuletzt zustehenden Pension, 
mindestens 240 M. jährlich; minderjährige Halbwaisen '/, 
Vollwaisen 14, des Witwengeldes. 

Bemerkenswert scheint mir die im Privatbetriebe übliche Schei- 
dung der wahlberechtigten Angestellten und Arbeiter nach Berufs- 
kategorien. In dieser Gliederung nach Berechtigungen, die aus 
der privatwirtschaftlichen Funktion und sozialen Stellung des ein- 
zelnen im Betriebe folgen, steckt ein wertvolles Analogon zu dem 
wachsenden Einfluß, den die berufliche Tätigkeit auf die soziale Glie- 
derung und politische Vertretung unseres Volkes auszuüben be- 
ginnt. Wer an die Durchführbarkeit und den vielfachen Nutzen einer 
berufsständischen Organisation unseres öffentlichen Lebens glaubt, 
wird diese freigewachsenen Bildungen begrüßen und in ihnen einen 
wertvollen modernen Unterbau der älteren ständischen Vertretungs- 
weise sehen; je mehr de Berufsgliederung als das schlecht- 
hin moderne Prinzip sich in den privatwirtschaftlichen, kommunalen, 
amtlichen und freien Vertretungskörpern zur Anerkennung bringt, 
desto geringer wird das Anwendungsgebiet und die Durchschlags- 
krait des angeblich alleinberechtigten Prinzips der reinen Kopfzahl ®°), 

Die Gesamtaufwendungen der Schultheiß-Brauerei 
für ihre Angestellten und Arbeiter, soweit sie in den Rahmen dieses 
Abschnittes gehören, erschienen rechnerisch unter verschiedenen 
Titeln, wie dies aus Aufstellung III und für die Sparkasse aus Auf- 
stellung I ersichtlich ist. Werden einige im Unkostenkonto verrechneten 
Löhne mit rund 20 000 M. hinzugezählt, so betrugen alles in allem die 
freiwilligen sozialen Aufwendungen der Schult- 
heiB-Brauerei im Jahre grr — einschließlich Superdividende der 
Sparkasse — rund 1132 000 M. Davon entfielen auf die »Alterszu- 
lagen« 373 000 M., auf die »Superdividende« 387 000 M., auf die son- 





°) Es wäre zu wünschen, daß die heutige konservative Partei 
Ihrer traditionellen Aufgabe sich bewußt würde, die ihr seit den Tagen Adam 
Müllers vorgezeichnet ist. Eine »Organisation« des heimischen Wirtschafts- 
und Soziallebens würde freilich manches an die »Erwerbsfreiheit« gefesselte 
Vorurteil oder Sonderinteresse umstoßen, das seine neuentdeckte staatserhaltende 
Eigenart heute unter konservativer Flagge besser gewahrt sicht als in der libera- 
len Heimat; aber eine solche Politik der Initiative — etwa bei den Arbeitskammern 
und Tarifverträgen oder jetzt im Wohnungswesen — wäre schlechtweg konser- 
vativ im Sinne altpreußischer Tradition und im Sinne der Männer, die wie V. 
A. Huber oder Adolf Wagner das moderne Leben unter konservativen Gesichts- 
punkten angreifen. Solange freilich diese Gedankengänge nur dem agrarischen 
Berufsempfinden geläufig sind, während das gewerbliche Leben und die Woh- 
Nungsfrage dem Urteil großindustrieller Freunde oder des Bodenhandels aus- 
gehefert wird, solange werden »sstaatssozialistische« alias konservativ-staatliche 
Gedankengänge allein bei dr Regierung Verständnis finden, wird die 
liberale Taktik der 60 er Jahre eine konservative Neu-Auflage erleben, 
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stige Wohlfahrtspflege rund 372 ooo M. Das sind zusammen 15,85 °,, 
noch nicht ein Sechstel, der sozialen Zwangsausgaben; oder 51%, % 
der Gesamtausgabe und 5% des Rohgewinns. Es kann nicht Aufgabe 
einer wissenschaftlichen Schilderung sein, die Bedeutung dieser Zahlen 
nach den Verdiensten ihrer sozialen Wirkung wie nach dem Werte 
der sozialen Gesinnung zu würdigen, aus der sie geschaffen und bis 
heute gewahrt geblieben sind. Besser denn alle subjektive Schätzung 
spricht die Tatsache selbst; eindringlicher als jedes mißverständliche 
Lobpreisen wirkt die ungeschminkte wissenschaftliche Darstellung ®). 
So seien zum Schlusse nur noch die Daten neben einander gestellt. 
in denen die freiwilligen sozialen Leistungen der Gelsenkirchener 
und unserer Gesellschaft anteilmäßig sich ausdrücken; es betrugen 
1909 ê?) die freiwilligen Aufwendungen vom Hundert 


der soz. Zwangsleistungen Gesamtausgabe d. Rohgewinns 
: ; x Beer? 3 0% = 620° 
bei der SchultheißB-G. 18,29°, 6,400, 5,639, 


» p» Gelsenkirchener G. 41129 A 0,829, 


Rund das sechsfache des bei der Gelsenkirchener Gesellschaft üb- 
lichen bringt das Roesickesche Unternehmen demnach über das 
gesetzlich vorgeschriebene Minimum hinaus für seine Angestellten und 
Arbeiter auf. Die gesamten, gesetzlichen wie frei- 
willigen, sozialen Aufwendungen der Schultheib- 
Brauerei betrugen 1911 vom Hundert 


der Gesamtausgabe des Rohrewinns 
: A ` 0: sO 
gesetzliche Leistungen 349° 9 3100. 
freiwillige Leistungen 5505 5,09, 
A . $ ER Å. P O 4 . 5 
soziale Leistungen überhaupt 40,3° 5 30,295 


Zwei Fünftel aller in der Bilanz nachgewiesenen Ausgaben ent- 
fallen somit auf die soziale Fürsorge; ein gutes Drittel des ausgewiese- 
nen Rohgewinns wird zugunsten der jetzigen und früheren Mitarbeiter 
aufgewandt. Diese Ziffern zeigen deutlich, welche Rolle das soziale 
Moment in den Budgets unserer Erwerbswirtschaften spielt und wie 
wichtig seine methodisch zutreffende Erfassung ist; lehrt sie uns doch, 
den Makrokosmus der großen sozialen Zusammenhänge im Mikro- 
kosmus der Privatwirtschaften wie in einem Brennspiegel aufzufangen, 
das Leben der Gesamtwirtschaft in den kleinsten wirtschaftlichen Ein- 
heiten wiederzufinden. Die Statistik der Brauerei- und Mälzereige- 
nossenschaft rechnet mit einem durchschnittlichen Lohnsatz von 
214 M. je hl Biererzeugung ®). Die von der Schultheiß-Brauerei ge- 
zahlte Lohnsumme macht über 3 M. je hl oder etwa 5 Millio- 
nen M. jährlich aus; die gesamten sozialen Aufwen- 
dungenund Arbeitslöhne würden schätzungsweise 13275 000M. 
im Jahre ıgıı erfordert haben, dazu kämen noch Gehälter und Tan- 
tiemen ĉt). Der GesamtanteilderFaktoren »Ärbeit« 
und»Steuern«am Produktionsprozeß würde sich nach 
= sl) S, meine »Denkschrift« S. 9, II, I3. 

62) Vgl. oben S. 190. 63) »Statist. Taschenbuch« S. 53. 
6) 125753 M. für den Aufsichtsrat; seine Tantieme wird aus dem Rein- 
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dieser Schätzung ®) belaufen auf rund 65 v. H. der Gesamt- 
ausgabe und auf knapp 58 v. H.des Rohgewinns. 
Dagegen beanspruchten die gleichen Produktionsfaktoren im Jahre 
Igoo nicht mehr als gut 39% der damaligen Gesamtausgabe und an 
34° des damaligen Rohgewinns. Der Faktor »Arbeit«allein 
— sämtliche sozialen Aufwendungen ausschließlich Steuern — for- 
derte vom Hundert 


der Gesamtausgabe des Rohgewinns 
1900 25,10, 21,5°0 
1911 31,19, 27,820 


Sozialversicherung, Löhne und freiwillige Aufwendungen haben 
somit auch den Anteildes Faktors »Arbeit« am Pro- 
duktionsprozeß erhöht, wennschon sein Wachstum mit dem 
der steuerlichen Belastung nicht entfernt Schritt hält. Jedenfalls steigt 
nach dem Gesagten der Anteil des persönlichen Produktionsfaktors 
im Brauereigewerbe, während sich für den deutschen K o h- 
lenbergbau im gleichen Jahrzehnt überwiegend eine Stagnation 
des allerdings viel höheren Anteiles ergab 6%). Es wird weiterer Unter- 
suchungen bedürfen, um aus solchen Teilresultaten die praktische 
Wirksamkeit der volkswirtschaftlichen Produktionsfaktoren in der 
Erwerbswirtschaft zu erkennen und daraus Rückschlüsse auf ihre 
theoretische wie wirtschaftspolitische Behandlung abzuleiten. 

Von den sozialen Aufwendungen der Schultheiß-Brauerei ent- 
fällt ein reichliches Achtel auf die freiwilligen, der ganze Rest auf die 
sozialen Zwangsleistungen; die Zwangsleistungen der Gelsenkirchener 
Gesellschaft betragen sogar das 25-fache ihrer freiwilligen Aufwendun- 
gen. So kommt der freien Betätigung sozialen Geistes im Rahmen des 
gesamten Produktionsprozesses nirgends eine überragende Bedeu- 
tung zu. Stets bleibt es Aufgabe des Staats, das Maß der sozialen 
Anforderungen nach Bedarf und Tragfähigkeit den einzelnen aufzu- 
legen. Nur ergänzend und weiteren Forderungen die Wege weisend, 
tritt die soziale Tatkraft der Individuen hinzu ®). Was sie 
unter glücklichen Umständen zu leisten vermag, davon gibt dieser 
kurze Ueberblick eine Vorstellung. Betrugen doch im letzten Jahre 
die freiwilligen sozialen Aufwendungen der Schultheiß-Brauerei 
1132000 M., die Zwangsaufwendungen für die staatliche Sozialver- 
sicherung allein nur 240 000M., während die Steuern an 7 Millionen M. 
verlangten. In diesen Zahlen spiegelt sich das Werk und die Persönlich- 
keit von Richard Roesicke; zugleich zeigt sich in ihnen die besondere 
Struktur des Brauereigewerbes. \Wandte doch das Gelsenkirchener Mon- 
gewiun bestritten, während die Tantieme der Direktion seit 18499 ım Unkosten- 
konto mit verrechnet wird. 

6) Ausschließlich Gehälter und Tantiemen! 

$) »Deutsche Wirtschaftszeitung« vom ı. Juli 1910, S. 590. — Dagegen 
ist gegenüber dem Anfang der goer Jahre, soweit ich schen kann, der Anteil 
des Arbeitsiaktors am ProduktionsprozeßB in beiden Fällen heute etwas 
gesunken. 


*) Vgl. auch oben S. 203. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. r. 14 
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tanunternehmen 1909 nur 300 000 M. auf die Wohlfahrtspflege, aber 
41%, Millionen für Versicherung und 3 Millionen M. für Steuern auf, Das 
Ausmaß des sozialen Zwangsaufbringens wird durch sachliche, das Plus 
an sozialem Aufwand durch persönliche Momente bestimmt; für jenes 
ist die wirtschaftliche Struktur der Unternehmung, für dieses die Per- 
sönlichkeit des Leiters maßgebend. So muß auch aus diesem Grunde 
jede Sozialreform ein Stückwerk bleiben, der nicht die staatliche 
Sozialpolitik zum Rückhalt dient. Der soziale Geist vermag nichts 
ohne die staatliche Form. Erst in ihr gewinnt er Kraft und Wirkung; 
doch die Form ist tot, sobald der Geist sie verlassen hat. Wie alle so- 
zialpolitischan Hemmungen letztenEndesder Freimachung 
unserer Persönlichkeit dienen sollen, so leiten sie auch ihren Ursprung 
aus der mit sozialem Geiste erfüllten Persönlichkeit ab. Die 
soziale Gesinnung ist die Voraussetzung sozialer Reform wie 
Politik; beide leben unmittelbar oder mittelbar durch sie. Daß die 
Schultheiß-Brauerei in Richard Roesicke durch vier Jahrzehnte einen 
Leiter sich gewann, der nicht allein wirtschaftlich und technisch sie zur 
Höhe führte, sie auch sozial zum Musterunternehmen schuf, das ist 
ihr Ruhmestitel und wird es bleiben, solange sie im Sinne ihres ersten 
Generaldirektors geleitet wird. Keine Zahl vermag den Wert einer 
sozialen Persönlichkeit in sich zu fassen, die soziale Geschichte eines 
Unternehmens verlangt mehr und umfaßt weniger als die Geschichte 
eines sozialen Unternehmers. Selten aber spiegelt das wirtschaftliche 
und soziale Wirken einer Persönlichkeit sich so innig verbunden in 
ihrem Werke wieder, wie Richard Roesickes Leben in der Chronik 
seines Unternehmens ®8). 

Wie unsere Volkswirtschaft der aufbauenden Kraft großer Un- 
ternehmer, so bedarf unser gesellschaftliches Leben des anspornenden 
Geistes führender Sozialreformer. Möge es dem deutschen Volke 
nie an solchen Männern fehlen! 


Aufstellung I. 














Geschäfts- an re | ee | Dividende Reinge- ge 

jahr in Br M. | in ı000 M. | 1000 M. | in % a M ‚Sparkasse 
ın 1000 
1870/71 900 | — — | 8 | 79 — 
1875/76 1 500 125 — | 10 226 — 
1880/81 I 800 290 — 7 171 — 
1835/86 2 200 672 958 14 389 — 
1890/91 5 400 roll 959 16 483 — 
1895/96 6 000 2140 2317 16 1208 24 
1900/01 9 0008?) 5930 2070 14 6?) | 1608 121 
1905/06 12 000 6000 1778 18 2801 318 
1gıo/Il 14 OCC 7003 1410 15 2492 368 
1g11/12 14 000 7003 1327 15 2507 387 








6) Vgl. über die Persönlichkeit Richard Roesickes die Broschüre von H. S. 
Art’) (Berlin 1904, bei Gg. Reimer). 
69) Und 5°, Dividende auf 3 Millionen Mk. junger Aktien. 
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Der Allgemeine Jüdische Arbeiterbund« zur Zeit 
der russischen Revolution (1904— 1907) *). 
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II. Der wirtschaftliche Kampf. 
(Streiks, Gewerkschaftsverbände, Aussperrungen.) 


Der Anfang unserer Berichtsperiode war für den wirtschaftlichen 
Kampf außergewöhnlich ungünstig. Der russisch-japanische Krieg 
hatte eine noch nicht dagewesene Krise im ganzen Lande zur Folge 
gehabt und der Arbeitsmarkt war überfüllt mit Arbeitslosen und 
Hungrigen. An einen geregelten Kampf für neue Verbesserungen der 
Arbeitsverhältnisse konnte man nicht denken. Man mußte alle Kräfte 
anspannen, um die erkämpften Positionen zu erhalten. Und in der 
Tat, aus den in den »Letzten Nachrichten« für das zweite Halbjahr 1904 
registrierten 56 Streiks (die Registrierung ist bei weitem nicht voll- 
ständig), entfallen 41 auf die defensiven und nur 15 auf die offen- 
siven, wobei von den Streiks erster Kategorie nur 25—30°, mit 
einer vollen oder teilweisen Niederlage der Arbeiter, und von den 
Streiks zweiter Kategorie 18%, mit einem vollen, und 20% mit einem 
teilweisen Siege endeten. Im allgemeinen hat das jüdische Proletariat 
in diesen schweren Zeiten erfolgreich alle Attacken der Ausbeuter ab- 
gewehrt, und wo die jüdischen Arbeiter von der Krise nicht auf die 


*, Die redaktionelle Notiz auf S. 823, Band 36 ist dahin zu berichtigen, 
daß der Bericht des »Bundes« hier zum ersten Male indeutscher Sprache 
veröffentlicht wird. In französischer Sprache erschien er unter dem Titel Le 
Bounde (Vol. 3° de »L’Internationale ouvrière et socialistes Brochure Nr. 2); 
Gand, »Abonnement Germinal« 1909. 12°. 144 S. — Er dürtte aber in dieser 
Form eine weitere Verbreitung nicht gefunden haben (A. d. R.). 
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Gasse hinausgeworfen wurden, hatten sie ihre erkämpften Positionen 
gerettet. Die feste Organisation des jüdischen Proletariats zeigte sich 
damals auch in dem Umstande, daß in vielen Städten die Arbeiter, 
die beschäftigt waren, den Arbeitslosen einen Teil ihres Lohnes über- 
ließen oder ihnen 2—3 Arbeitstage in der Woche abtraten. 

Das Bild ändert sich auffallend zu Beginn d. J. 1905, der 
Epoche der ersten und starken revolutionären Bewegung in allen 
Gegenden. Die Streikbewegung ergreift, ungeachtet der fortgesetzten 
wirtschaftlichen Krise, mit ungewöhnlicher Kraft alle Arbeitsgebiete 
und entwickelt sich nicht nur in den mehr oder minder großen Zentren 
des Industriegebietes, sondern auch in entlegenen und armen Städtchen. 

Von diesem Momente aber bis zum heutigen Tage ist der wirt- 
schaftliche Kampf so eng mit dem politischen verknüpft, daß es schwer 
zu entscheiden ist, wo die politische Demonstration aufhört und der 
wirtschaftliche Streik beginnt. Es vollzieht sich eine Umwälzung im 
Volksleben, und in dem allgemeinen Umsturze alles Alten verwirklicht 
oft das Proletariat in seinem Kampfe sein Recht auf ein besseres Leben 
und führt siegreich Verbesserungen ein, die ihm nötig scheinen. Dabei 
verschwinden unter dem politischen Charakter der Bewegung die 
wirtschaftlichen Eroberungen und man führt keine spezielle Registrie- 
rung derselben; um so mehr da die Streikbewegung einen urwüchsigen 
Charakter trägt und der Kontrolle der Organisationen fast entschlüpft. 
In den Korrespondenzen, die von verschiedenen Organisationen an 
das Organ des Bundes, »Letzte Nachrichten«, eingesendet wurden, 
stoßen wir oft auf kurze Nachrichten, daß in irgend einer Stadt »alle 
Branchen« gestreikt haben, oder, »bei uns herrscht eine Streikepide- 
mie«, wobei wir die nähere Beschreibung des Charakters dieser Streiks 
nicht finden. In den meisten Fällen wird nur angezeigt, daß die Streiks 
mit einem Sieg der Arbeiter beendigt wurden. 

Nach den für die erste Hälfte d. J. 1905 eingelangten r19 Mittel- 
lungen über die Streikbewegung endeten 81 Fälle (68°%;,) mit einem 
vollen oder beinahe vollen Siege, 23 oder fast 20°, mit einem teil- 
weisen Siege, 23 oder fast 20% mit einem teilweisen Siege, 5 oder 5% 
mit einer Niederlage. In ıo Mitteilungen wird von dem Resultate der 
Streiks nichts erwähnt. Von allen von den Arbeitern gewonnenen 
Streiks endeten 50% mit der Einführung eines Arbeitstages von 
10—1Iol, Stunden, 30% von 9 Stunden, 10% von 8 Stunden, und 
endlich 10% von II oder mehr Stunden (in kleineren Städten). Der 
Achtstundentag wurde bei den meisten Bürstenbindern und Gerbern 
und in manchen vereinzelten Unternehmungen in Warschau, Dwinsk, 
Borisow, Pryluki und anderen Städten eingeführt. Von den größten 
Streiks in dieser Periode ist der in der Tabakfabrik des Schereschewski 
in Grodno hervorzuheben. An diesem nahmen 400 Arbeiterinnen teil. Er 
dauerte 5 Wochen und endigte mit einer unbedeutenden Lohnerhöhung. 

Die Lolinerhöhung variierte zwischen IO—80%, öfters begegnete 
man Forderungen von Lohnerhöhungen von 20—25%. Die Dauer 
der Streiks variierte zwischen ı Tag und 3 Monaten. 

In dieser Periode wiederholen sich ungewöhnlich viel Fälle von 
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Boykotts gegen die Unternehmer. Der Boykott wird gewöhnlich wegen 
unrechtmäßiger Kündigung der Arbeiter, wegen Auslieferung der Ar- 
beiter durch die Unternehmer in die Hände der Polizei usw. verhängt. 
Es gab noch Fälle (die türkische Bäckerei in Lodz), wo die Unterneh- 
mung wegen Weigerung, dem allgemeinen Streike beizutreten, boy- 
kottiert wurde. In der damals herrschenden Atmosphäre des Mit- 
empfindens mit dem kämpfenden Proletariate endete der Boykott 
gewöhnlich mit einem Siege der Arbeiter, und nicht selten sahen sich die 
Unternehmer veranlaßt, an die Organisation des Bundes eine Erklä- 
rung abzugeben, in der sie sich gegenüber den Arbeitern schuldig be- 
kannten ®!). Von dieser Zeit angefangen, geht selten ein Tag vorüber, 
ohne daß in den Spalten der bundistischen Organe nicht Entschuldi- 
gungen vor den Arbeitern seitens der Unternehmer ausgedrückt wären. 

Das Band zwischen den Organisationen des Bundes und den 
breiten Arbeitermassen erscheint deutlich in dieser Periode des wirt- 
schaftlichen Kampfes besonders darin, daß, wenn auch die Organisa- 
tionen nicht überallnachkommen konnten und nicht die Möglichkeit 
hatten, die ausgebrochenen Streiks zu verfolgen und sie zu leiten, die 
Streikenden selbst die Aufmerksamkeit der bundistischen Organisatio- 
nen auf sich zu lenken und den Kampf unter seiner anerkannten Fahne 
zu führen trachteten. 

Und so wendeten sich fast in allen Fällen unorganisierte 
Arbeiteran die Organisationen des Bundes mit der Aufforderung, 
die Führung ihrer Streiks und die Formulierung ihrer Forderungen 
auf sich zu nehmen. Und was noch mehr charakteristisch ist, es wur- 
den viele Fälle registriert, in denen sich die Unternehmer an die Or- 
ganisationen des Bundes mit der Frage wendeten, ob die Organisation 
den bei ihnen ausgebrochenen Streik anerkenne, und im Falle 
einer bejahenden Antwort unverzüglichnachgaben. Je mehr die 
breiten Massen des Proletariats von dem wirtschaftlichen Kampfe 
ergriffen wurden, je unabhängiger dieser Kampf im Verhältnisse zu den 
politischen Parteien wurde, desto stärker fühlte man die Notwendig- 
keit, besondere Organisationen zu schaffen, welche die Arbeiterbe- 
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1) Hier eine überaus charakteristische Erklärung des Fabrikanten Hast- 
mann (Warschau). Erklärung: 

Indem ich gestehe, daß der Boykott, der über mich durch den Bund wegen 
meines schändlichen Umganges mit den Arbeitern (Schläge und sogar Ausliefe- 
rung einiger Arbeiter an die Polizei) ganz berechtigt war; indem ich gestche, 
daß ich auch wirklich der mir vorgeworfenen Handlungen schuldig bin und dieses 
Schandmal von mir abzuwaschen wünsche, wende ich mich an das Komitce des 
Bundes zu Warschau mit der Bitte, mich vom Boykotte zu befreien, indem ich 
im vornherein alle Forderungen, welche der Bund an mich stellen wird, zu erfüllen 
verspreche. Es sind dies die folgenden Forderungen: I. einige gemeinschädliche 
Arbeiter zu entlassen, 2. den Arbeitern für die ganze Zeit, in der sie durch meine 
Schuld arbeitslos waren, zu bezahlen, 3. die Arbeit nicht nach Hause zu ver- 
geben, 4. diejenigen Arbeiter aufzunehmen, die mir empfohlen werden, 5. von 
diesem allen eine Erklärung in der Presse abdrucken zu lassen. 

Warschau, 23. Juni 05. David Hastman. 
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wegung im wirtschaftlichen Kampfe anführen und in denen nicht nur 
Parteimitglieder, sondern auch die meist zurückgebliebenen Elemente 
des Proletariats Platz finden könnten. Die Frage der gewerkschaft- 
lichen Verbände trat in den Vordergrund. Das Manifest vom 17. 
Oktober 1905 »schenkte« unter anderen »Freiheiten« auch die Vereins- 
freiheit, und in dem Zwischenraume zwischen diesem Datum und der 
Wiedergeburt der Reaktion im Dezember wurde in allen Gegenden 
auf revolutionärem Wege eine großartige Arbeit, die Organisation des 
Proletariats in Gewerkschaftsverbänden, geleistet. Um einen Begriff 
von der Arbeit, welche damals für die Errichtung der Gewerkschafts- 
verbände getan wurde, zu geben, ist es genug, darauf hinzuweisen, daß 
in Petersburg im Laufe des Oktobers und Novembers 40 Gewerkschaf- 
ten gebildet wurden, in Moskau mehr als 50 solcher Verbände usw. 
In dem Tätigkeitsrayone des Bundes wuchs die Gewerkschaftsbewe- 
gung ebenso intensiv, nur offenbarte sie hier ein wenig andere Tenden- 
zen und nahm einen anderen Charakter an, als im übrigen Rußland. 

In dieser Zeit, als überall die breite Massenbewegung, die sich in 
den Organisationen der Gewerkschaftsverbände äußerte, von Anfang 
an eine von den Parteiorganisationen unabhängige Position einnimmt 
und das Neutralitätsprinzip entscheidend über das Parteiprinzip die 
Oberhand gewinnt, — fügt sich die gewerkschaftliche Bewegung unter 
den jüdischen Arbeitern des bundistischen Rayons freiwillig der Füh- 
rung des Bundes. Dieser Umstand erklärt sich vor allem dadurch, daß 
der Bund seit jeher die jüdische Masse im wirtschaftlichen Kampfe 
unmittelbar anführt. In der Geschichte der Bewegung des jüdischen 
Proletariats gibt es nicht eine Periode, in welcher der Bund den In- 
teressen des wirtschaftlichen Kampfes der jüdischen Arbei- 
ter nicht nach seinen Kräften entsprochen hätte, und darum ist unter 
den jüdischen Arbeitern der Abgrund, der dıe Avantgarde des Prole- 
tariats von seiner dunklen Masse teilt, nicht so bemerkbar. Auch in 
diesem Falle hat die elementare Organisationsbewegung in der jüdi- 
schen Arbeitermasse den Bund nicht überholt, und er ergriff zur rech- 
ten Zeit die Initiative zur Organisation der Gewerkschaftsverbände; 
anderseits wählte auch die Arbeitermasse, die sich sozusagen hinein- 
lebte in die Führung des Bundes, auch in diesem Falle diese Führung 
als etwas natürliches und notwendiges. 

Unabhängig übrigens von diesen geschichtlichen Ursachen 
spricht sich der Bund auch prinzipiell dahin aus, daß der gegenwärtige 
Moment in den Gewerkschaftsverbänden keine neutralen, sondern 
ausdrücklich sozialdemokratische Parteiorganisationen fordert *). Im 
Rundschreiben des Zentralkomitees des Bundes über die Gewerk- 
schaftsverbände (November 1905) ??) argumentiert das Zentralkomitee 
diese Auffassung damit, daß »bei der Abwesenheit jedweder dauer- 
haften politischen Garantie, und hauptsächlich bei der Unmöglichkeit 
für die Sozialdemokratie, den politischen Kampf und die Agitation 


12) „Der Bund Nr. ı1e. 
43) >L. N.« Nr. 255. 
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offen und breit zu führen«, die liberale und sogar die antiliberale Bour- 
geoisie die Gewerkschaftsbewegung dazu benützen kann, um unauf- 
geklärte Arbeitermassen ihrem Einflusse zu unterordnen, sie den so- 
zialistischen Parteien zu entziehen, ihr revolutionäres Bestreben abzu- 
stumpfen. Eben deswegen glaubte der Bund, daß es unumgänglich 
notwendig ist, alle Kräfte anzuspannen, um der Sozialdemokratie die 
Führung der Gewerkschaftsverbände zu sichern. Zu derselben Zeit 
sprach sich das Z.K. des Bundes für die Organisation namentlich 
bundistischer Gewerkschaftsverbäinde aus mit Rücksicht 
darauf, daß die nationalen sozialdemokratischen Parteien damals noch 
nicht vereinigt waren; zwischen diesen Parteien kam es zu starken 
Reibungen, undder Bund befürchtete, daß die Gewerkschaftsverbände 
eine neue Arena für diese Streitigkeiten abgeben werden. Im Interesse 
der gemeinschaftlichen Aktion empfiehlt das Z.K. des Bundes, in jedem 
gegebenen Orte eine Kommission aus allen Parteien zu schaffen, 
d. h. eine solche aus den Vertretern der parteizugehörigen Gewerk- 
schaftsverbände. Indem er ferner auf die Notwendigkeit »zur soforti- 
gen und unaufschiebbaren Organisation’ der Verbände« zu schreiten 
hinweist, schlägt das Z.K. des Bundes vor, Versammlungen »der im 
weiten Sinne dieses Wortes organisierten Arbeiter jeder Branche« als 
einen Grundstein der Gewerkschaftsverbände einzuberufen. In die- 
sen Versammlungen hätte man das Statut des Verbandes auszuarbei- 
ten und das Bureau zu wählen. 

Im Rundschreiben vom Februar 1906 bespricht das Z.K. des 
Bundes die Taktik, die die Bundisten in den Verbänden der intelli- 
genten Berufe und besonders in dem Lehrerverbande der jüdischen 
Schulen aus Anlaß ihres projektierten Kongresses einzuhalten hätten. 
»Bei den Beratungen über den Charakter dieses Verbandes, heißt es 
dort, müssen unsere Delegierten die Idee der Bildung der Gewerk- 
schaftsverbände der jüdischen Lehrer unter der Führung des Bundes 
vertreten« Weiter wird in diesem Schreiben hingewiesen, unter wel- 
chen Bedingungen die Bundisten in diesen Verband eintreten können, 
wenn dieser Vorschlag verworfen werden sollte. 

Auf Grund dieser Direktiven entstand gegen das Ende 1905 ein 
besonderer Typus der bundistischen Gewerkschaftsverbände. In den 
Statuten aller dieser Verbände wurden auf Vorschlag des Z.K. des 
Bundes 4) Bestimmungen darüber aufgenommen, daß die Verbände 
auf dem Boden des Klassenkampfes stehen und die Führung 
des Bundes anerkennen; daß sie einige Perzent ihrer Einnahmen dem 
Bunde abführen ; daß an der Verwaltung eines jeden Verbandes auch ein 
Vertreter der lokalen bundistischen Organisation teilnimmt. Dieser 
Vertreter hat in manchen Städten (Wilna, Warschau) das Vetorecht 
in den allgemeinen Fragen des Programms und der Taktik. Einige 
Verbände fordern, um den Andrang der Anarchisten von sich abzu- 
wehren, von ihren Mitgliedern auch die Anerkennung des Parlamen- 
tarısmus (Wilna). Andere Verbände nahmen in das Statut Bestimmun- 


#4) Ibidem. 
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gen über das obligatorische Feiern des ı. Mai auf (Lodz). 

Die Tätigkeit dieser Verbände nahm vom ersten Moment ihres 
Bestehens an ein größeres Gebiet ein und fand in verschiedenartigen 
Formen ihren Ausdruck. Auf dem ersten Plane stand selbstverständ- 
lich die Führung des wirtschaftlichen Kampfes, aber viele Verbände 
machten auch Versuche, die Arbeitslosigkeit in der Weise zu bekämp- 
fen, daß sie Geldunterstützungen gewährten, Nahrungsmittel aus- 
teilten, wie auch die gleichmäßige Verteilung der Arbeit organisierten. 
Die Verbände nahmen gleich anfangs eine feste und maßgebende Po- 
sition ein und zwangen die Unternehmer, mit ihnen zu rechnen. Sie 
bestimmten die innere Ordnung in den Werkstätten und Fabriken 
und erkämpften in manchen Städten die Bestimmung, daß die Unter- 
nehmer ohne ihre Kenntnis nicht das Recht hätten, Arbeiter aufzu- 
nehmen und zu entlassen. Viele Verbände (Wilna) organisierten Klubs, 
Vorlesungen und Bibliotheken. Es muß aber hervorgehoben werden, 
daß die Bildungstätigkeit der Gewerkschaftsverbände aus Mangel an 
Lehrkräften und Mitteln sich nicht derart entwickelt hat, als es mehr 
oder minder für die Befriedigung der Bedürfnisse der Arbeiter nötig 
war. Bei den Organisationen der allgemeinen politischen Streiks durch 
den Bund, zur Zeit des Wahlkampfes usf. führten die Verbände 
erfolgreich die Direktiven der Partei durch; auch unterstützten sie 
unsre Partcipresse. 

Als Verteidiger des Neutralitätsprinzips in den Gewerkschafts- 
verbänden erscheinen in den bundistischen Rayons nur solche Organi- 
sationen, welche im schwachen Kontakt mit der Masse standen und 
die hofften, sich mit ihr durch die Gewerkschaftsorganisationen zu 
verbinden. Eine solche Taktik befolgten im Tätigkeitsgebiet des Bun- 
des die Gruppen der russischen sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
und die Organisationen der sogenannten zionistischen Sozialisten. 

Nähere Angaben über die Anzahl der zu bundistischen Gewerk- 
schaftsverbänden gehörigen Organisationen fehlen leider. Die Korre- 
spondenzen aus den verschiedenen Städten, die ın das Tagblatt des 
Bundes aufgenommen wurden, enthalten Mitteilungen, daß sich »alle 
Branchen« in Gewerkschaftsverbände organisiert hätten, aber genauere 
Angaben werden selten angeführt. In den Berichten der Delegierten 
der bundistischen Gewerkschaftsverbände auf der zweiten allrussi- 
schen Gewerkschaftskonferenz, die im Februar 1906 stattfand, wird 
hingewiesen, daß in dieser Zeit in Warschau zehn bundistische Gewerk- 
schaftsverbände, in Wilna 19, die 5000 Arbeiter zählten, in Lodz Ende 
November 8 waren. Außerdem haben wir für diese Periode Daten aus 
Mohilew, wo im Mai 1906 II bundistische Gewerkschaftsvereine mit 
808 Mitgliedern gezählt wurden ?). Selbstverständlich geben diese 
zufälligen Angaben nicht den annäherndsten Begriff von der wirklichen 
Größe der gewerkschaftlichen Bewegung des Bundes. 

Nach der Unterdrückung des Aufstandes in Moskau, im Dezem- 
ber 1905, folgt eine neue Periode der schwersten Reaktion. Wie man 





45) »„Volkszeitung« Nr. 66, 1906. 
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auch erwarten konnte, stürzt sich die Regierung vor allem auf die 
Arbeiterbewegung, und es beginnt die Aera der Verfolgungen der ge- 
werkschaftlichen Verbände. In Zentralrußland ist die Gewerkschafts- 
bewegung fast vernichtet; im Tätigkeitsrayon des Bundes ist sie un- 
gewöhnlich geschwächt, aber die Verbände hören nicht zu bestehen 
auf, obwohl ihre Tätigkeit unbedeutend ist. Der wirtschaftliche 
Kampf erstirbt für eine Zeit und das Proletariat muß wieder alle Kräfte 
anstrengen, um bei der allgemeinen Ermattung, die durch die lange 
und übermäßige Anstrengung hervorgerufen wurde, wenigstens einen 
Teil des im Kampfe Erlangten zu behaupten. 

Das Jahr 1906 brach unter solchen Umständen unter dem Zeichen 
des Stillstandes auf dem Gebiete des wirtschaftlichen Kampfes an, 
aber in diesen revolutionären Jahren sind selbst die Momente des 
Stillstandesreich an Aeußerungen proletarischer Energie, und im Inne- 
ren der Arbeiterorganisation wird eine unaufhörliche Arbeit der Aus- 
bildung vollbracht. 

Obwohl der wirtschaftliche Kampf im Tätigkeitsrayon des Bun- 
des seinen kriegerischen demonstrativ-revolutionären Charakter ver- 
liert, wird dennoch der Kampf fortgesetzt, und in der Presse des Bun- 
des werden täglich Mitteilungen über Streiks registriert, die in den 
meisten Fällen im gegebenen Orte ganze Berufe ergreifen. Als vor- 
herrschende Forderungen erscheinen wieder Verkürzung des Arbeits- 
tages und Erhöhung des Arbeitslohnes. Die Streiks enden nach den 
Berichten der Korrespondenten in den meisten Fällen mit dem Siege 
der Arbeiter. 

Von den bedeutendsten Streiks sind hervorzuheben die zahlrei- 
chen Streiks der Gerber (Wilna, Krynki — Iooo Mann, Sokolka — 
500 Mann usw.), der Bürstenbinder (Kalwarya, Wolkowyschki, Meshi- 
retsch usw.), in Zündholzfabriken (Borysow — Iooo Mann, Mosyr — 
500 Mann), in Tabakfabriken (Pryluki, Wilna), in Buchdruckereien 
(Wilna — rro Mann). 

Die Gewerkschaftsverbände durchleben eine innere Organisa- 
tionskrise. Früher wurden die breiten Massen in die Verbände von 
deren offener, nicht geheimtuerischer Existenz hineingezogen, und die 
Verbindung mit der Masse durch fortwährende Versammlungen und 
siegreiche wirtschaftliche Kämpfe gefördert. Die Verfolgungen, die 
von der Regierung gegen die Gewerkschaften unternommen wurden, 
entfernten von ihnen anfangs die schwachen Elemente, und die Sel- 
tenheit der Versammlungen, dank den ungünstigen polizeilichen Be- 
Stimmungen, und der Stillstand der Streikbewegung hatten zur Folge, 
daß die Nasen sich wieder zerstreuten, ihr Kontakt mit den Gew erk- 
schaften geschwächt wurde, und in vielen Verbänden unterhielt nur 
noch der Vorstand die Tätigkeit. Es werden Klagen laut (Wilna), daß 
die Verbände immermehr vom Geiste des Praktischen, des Nurgewerk- 
schaftlichen durchtränkt werden, daß das Interesse für die allgemein 
politischen Fragen abgestumpft wird. Die Vertreter des Bundes in den 
Verbänden fühlen immer mehr ihre Machtlosigkeit auf dem Gebiete 
der Leitung derselben, aber das Organisationsband mit dem Bunde 
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zerriß keinmal. Und obwohl jeder Verband einzeln genommen nicht 
ganz normal funktionierte, wurde die Zahl der bundistischen Gewerk- 
schaften im allgemeinen immer größer. In einer ganzen Reihe von 
Städten werden immer wieder neue Verbände gebildet, und das Ver- 
schwinden in einer Stadt eines solchen wird durch das Entstehen in 
einer anderen Stadt reichlich entschädigt. Als nicht unbedeutendes 
Ereignis in der Geschichte der bundistischen Gewerkschaften während 
der letzten ıl, Jahre der Berichtsperiode wäre der Beschluß des kon- 
stituierenden Kongresses der Bürstenbinder (September 1906), an 
welchem Vertreter von 15 Vereinen mit 1530 Mitgliedern teilnahmen, 
über die Unterordnung des sich neugebildeten allgemeinen Verbandes 
der Bürstenbinder unter die Leitung des Bundes, hervorzuheben. 
Der konstituierende Kongreß der Gerber (März 1907), an dem Vertre- 
ter von I6 Vereinen (der nord-westlichen Gegend, eines Teiles von Polen 
und des Südens) mit 4500 Mitgliedern teilnahmen, anerkannte eben- 
falls das Prinzip des Bundes, daß der allgemeine Gewerkschaftsverband 
der Gerber ein sozialdemokratischer sein solle, und das betreffs der 
planmäßigen Bildung von nationalen Sektionen im Inneren des Ver- 
bandes an einzelnen Orten, »weil, so heißt es in der Resolution, zu den 
Aufgaben der Gewerkschaften außer dem eigentlichen Kampfe für 
die Verbesserung der Arbeitsverhältnisse auch die Kulturarbeit ge- 
hört und weil auf diesem Gebiete den nationalen Eigentümlichkeiten 
der einzelnen Gruppen des Proletariats Rechnung getragen werden 
-muß.« 

Die wichtigste Frage der Gewerkschaften war anfangs 1906 die 
Frage der Legalisierung derselben. Bis zu dieser Zeit existierten die 
Verbände und Vereine verschiedener Art auf Grund des, sozusagen, 
erkämpften Rechtes und der Versprechungen des Manifestes vom 
17. Oktober, und darum anerkannten sie keine Beschränkungen und 
unterwarfen sich keiner behördlichen Kontrolle. Nach der Verstär- 
kung der Reaktion konnte die russische Regierung eine solche Sach- 
lage nicht mehr dulden und schuf ein Gesetz, welches die Verbände 
ungefährlich machen, den Rahmen ihrer Tätigkeit einengen und sie 
unter Polizeikontrolle stellen sollte. 

Die einstweiligen Bestimmungen vom 4. März I906 »über die 
Vereine und Verbände« sollten die weite Tätigkeit der Gewerkschaften 
gänzlich verhindern, und so standen diese vor der Frage, ob sie um 
die gesetzmäßige Anerkennung einkommen und ihre Arbeit in dem 
engen Rahmen des neuen Gesetzes fortsetzen oder das Gesetz ignorie- 
ren, sich nicht beengen lassen und illegal ihr Bestehen fortsetzen 
sollten. 

Die zweite allrussische Gewerkschaftskonferenz, die am Vor- 
abende der Veröffentlichung dieses Gesetzes stattfand, spricht sich 
dahin aus, daß »die Legalisation der Gewerkschaften unter derzeitigen 
politischen Bedingungen unbedingt unmöglich sei, aber«, lesen wir 
weiter in der betreffenden Resolution, »im Falle des Inkrafttretens des 
projektierten Gesetzes hält die Konferenz für zulässig, im Falle der 
gänzlichen Unmöglichkeit, auf anderen Grundlagen zu bestehen, 


Der »Allgemeine Jüdische Arbeiterbund« zur Zeit der russ. Revolution. 223 


dieses Gesetz zu benützen, dasselbe aus der Waffe der Versklavung 
der Arbeiterklasse in einen neuen Ausgangspunkt zu einem noch mehr 
hartnäckigen Kampfe für die Erlangung eines Streik- und Koalitions- 
rechtes umzuwandeln.« 

Im allgemeinen teilt diese Ansicht auch das Z.K. des Bundes. 
In seinem Rundschreiben vom Juni 190628) weist das Z.K. darauf hin, 
daß die illegale Organisation nicht die der breiten Massen werden kann, 
und wie eng auch die Rahmen des neuen Gesetzes sein mögen, sie 
dennoch die Möglichkeit schaffen, den Gewerkschaftskampf der Ar- 
beitermasse fortzusetzen. Es sei nur notwendig, daß die Gewerk- 
schaften in ihrer Tätigkeit nach Möglichkeit weniger mit den »gesetz- 
lichen« Rahmen rechnen. Außerdem müsse man jede Möglichkeit be- 
nützen, um mit jenen proletarischen Elementen in Verbindung zu 
treten, die einer illegalen Organisation niemals beitreten werden, um 
damit die Kräfte des Proletariats zu konzentrieren. 

Bei der revolutionären Stimmung im Lande und dem starken 
Bande, welches zwischen den politischen Organisationen des Bundes 
und der jüdischen Arbeitermasse herrscht, befürchtet das Z.K. nicht, 
daß bei der Legalisation der Gewerkschaften diese vom revolutionären 
Wege abgehen werden. Darum rät es allen Verbänden, sich zu legali- 
sieren. Diesen Rat befolgten fast alle größeren Gewerkschaften des 
Bundes, mit Ausnahme des Gerberverbandes, der auf seiner Konferenz 
den Beschluß faßte, sich nicht zu legalisieren. 

Von diesem Augenblicke an beginnt der Kampf der Gewerkschafts- 
verbände um ihre Rechte, und die Verbandsmitglieder machen oft eine 
praktische politische Schule durch. Selten verläuft eine Vereinsver- 
sammlung ohne Zusammenstoß mit dem anwesenden Polizeibeamten, 
der beaufsichtigt, daß an der Versammlung »fremde« Leute nicht teil- 
nehmen und daß die Redner Fragen politischer Natur nicht in Ver- 
handlung ziehen. Besonders oft kam es zu Zusammenstößen, wenn 
in den Versammlungen jüdische Reden verboten wurden. Die Mehr- 
zahl der jüdischen Arbeiter versteht kein Russisch, am wenigsten sind 
sie imstande, in russischer Sprache ihre Gedanken . auszudrücken. 
Trotzdem fordern die anwesenden Polizeibeamten die ausschließliche 
Anwendung der russischen Sprache. Dieser Umstand macht oft die 
Versammlung gänzlich unmöglich, und sie wird demonstrativ auf- 
gelöst. Diese Zusammenstöße lernten die Arbeiter, die Legalisation 
als eine unangenehme, aber unvermeidliche Formalität zu betrachten, 
deren Nachteile man nach Möglichkeit durch Umgehen der Gesetze 
abschwächen müsse. 

Um den Bericht über das Verhältnis des Bundes zu den Gewerk- 
schaftsverbänden abzuschließen, weisen wir noch auf die Resolution 
der VII. Konferenz des Bundes über die Gewerkschaftsverbände hin, 
die derzeit für die bundistischen Organisationen als maßgebend gilt. 
Diese Resolution konstatiert, daß die Gewerkschaftsverbände, die von 
der sozialdemokratischen Partei abgerissen sind, ihre Aufgabe als eine 


t) »Volkszeitunge Nr. 83. 
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Waffe des proletarischen Klassenkampfes nicht zu erfüllen vermögen; 
daß sie leicht zum engen Professionalismus oder revolutionären Syndi- 
kalismus hinneigen und oft zum Kampfplatze verschiedenartiger Ele- 
mente werden, aus denen die neutralen Verbände bestehen. Indem die 
Konferenz ferner das enge Verhältnis, das zwischen der politischen 
Partei des Proletariats und seinem wirtschaftlichen Kampfe herrscht, 
konstatiert, findet sie, daß nur das enge Band zwischen den gewerk- 
schaftlichen Verbänden und der Sozialdemokratie die allseitige Ent- 
wickelung des Klassenkampfes sichern kann. Die Konferenz berück- 
sichtigt die Tatsache, daß es derzeit eine einige sozialdemokratische 
Partei in Rußland, die in sich alle nationalen sozialdemokratischen 
Parteien vereinigen könnte, nicht gibt, und empfiehlt dennoch in den 
Städten, wo die sozialdemokratischen Organisationen die Ansicht des 
Bundes über die Parteizugehörigkeit der Gewerkschaften teilen, allge- 
meine Gewerkschaftsverbände mit den Vertretern aller dieser Organi- 
sationen zu bilden. Hierauf anerkennt die Konferenz, daß die Gewerk- 
schaften nur dann den wirtschaftlichen Kampf erfolgreich führen 
können, wenn sie alle Arbeiter der betreffenden Branche ohne 
Unterschied der Nation vereinigen. Indem die Kon- 
ferenz darum das Prinzip der allgemeinen Verbände anerkennt, em- 
pfiehlt sie in diesen allgemeinen Verbänden nationale Sektionen zur 
Leitung der Kulturarbeit für jede Nation zu bilden, die in dem betref- 
fenden Verbande organisiert ist. 

Dem Bunde gelang es, gestützt auf diese Grundsätze, in verhält- 
nismäßig kurzer Frist eine ungeheure Arbeit für die Gewinnung Tau- 
sender jüdischer Arbeiter zu leisten. 


Das Ende 1906 und der Anfang 1907 waren die Zeit schwerer Prü- 
fungen für die russische Gewerkschaftsbewegung, die noch nicht er- 
starkt war und schon vieles durchgemacht hatte. Es ist dies die Zeit 
einer ungeheuren Arbeitslosigkeit, die von Fällen des Hungertodes 
(Lodz, Petersburg) begleitet wird, und des geeinten Scharfmacher- 
tums der Kapitalisten gegen das organisierte Proletariat. Während 
der Revolution häufte sich bei den russischen Unternehmern viel 
Kränkung und Feindseligkeit gegen das Proletariat an, das ihnen tag- 
täglich seine Macht zu fühlen gab. Das Entstehen der Gewerkschafts- 
verbände, welche nicht nur die Streiks leiteten, sondern auch sich in 
die innere Ordnung der Fabriken und Werkstätten mischten, und die 
Aufnahme und Entlassung der Arbeiter kontrollierten u. a. m., ver- 
setzte die Unternehmer in eine beständige Gereiztheit. Die Kapita- 
listen fühlten, daß sie aufgehört hatten unumschränkte Herren zu 
sein, daß sie durch eine Kraft gebunden sind, welche nach der Logik 
der Kapitalisten ihnen blindlings zu folgen hätte, und sie erwarteten 
den Augenblick, in dem diese Kraft erdrückt werden sollte. Die langen 
Monate der Reaktion, die Apathie, weiche wieder das politische Leben 
in Rußland zu vergiften begann, die Ermattung des Proletariats, die 
Abnahme der revolutionären Energie und die wirtschaftliche Krise 
gebaren den hierfür günstigen Augenblick. 
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Das Kapital organisierte sich, um die Organisation des Prole- 
tariats zu brechen. 

Es begann die Periode der Aussperrungen. Für die jüdischen 
Arbeiter, die größtenteils in kleinen Werkstätten arbeiten, nahmen die 
Aussperrungen keine scharfen und großen Ausdehnungen an, wie die 
Aussperrungen in Lodz bei Poznanski, Scheibler und anderen, aber 
ihrem Wesen und der ihnen allen gemeinschaftlichen Tendenz nach 
können die kleinen Aussperrungen, unter denen die jüdischen Arbei- 
ter zu leiden hatten, den großen Aussperrungen in Lodz gleichgestellt 
werden. Sie alle waren vor allem gegen die Gewerkschaften und Par- 
teisolidarität, gegen den kollektiven Willen der Arbeiterklasse gerich- 
tet. Während Poznanski auf sein Recht, aus einigen Abteilungen der 
Fabrik jeden fünften herauszuwerfen, besteht, von den Arbeitern die 
Unterschrift, daß sie unter den von den Fabrikanten gestellten Be- 
dingungen arbeiten werden, fordert usw., verlangen die Unternehmer 
der Bürstenfabriken im polnischen Rayon von ihren jüdischen Arbei- 
tern eine notarisch beglaubigte Unterschrift, daß 
sie keine Streiks beschließen werden, daß sie den Unternehmern das 
Recht, aufzunehmen und zu entlassen wen sie wollen und wann sie 
wollen, überlassen werden. Der Kongreß der Unternehmer dieser 
Branche in Wolkowyschki beschließt unter anderem: ı. Mit der Ver- 
waltung der Gewerkschaftsverbände keine Verbindung zu pflegen und 
2. mit Hilfe der Polizei die für sie gefährlichen Arbeiter auszuweisen. 
Die Unternehmer der Gerbereien des Mohilewer Gouvernements for- 
mulierten für unsere Zustände höchst bezeichnend bei der Verkündi- 
gung der Aussperrung ihre Hauptforderungen an die Arbeiter, in denen 
sie darauf bestehen, daß die »Herren« in ihren Fabriken sie selbst sein 
müßten und nicht die Arbeiter. Die Aussperrungsepidemie ergreift 
nicht nur die größten Unternehmungszweige des bundistischen Rayons, 
sondern breitet sich auch auf das ganze Gewerbe aus. Aussperrungen 
verkündeten die Schneider (Minsk, Warschau usw.), die Schuhmacher 
(Warschau), die Bäcker usw., und überall zeigte sich dieselbe Tendenz, 
dieselbe Bestrebung, das Proletariat in das alte Verhältnis sklavischer 
Abhängigkeit vom Kapitale zu zwingen. 

Aber die Hoffnung der Kapitalisten, daß die Masse, durch den 
Kampf ermüdet, nachgeben wird, erwies sich als falsch. Der gesunde 
Klasseninstinkt sagte dem Proletariate, daß es den hingeworfenen 
Handschuh aufnehmen solle und daß sich ohne Kampf ergeben — sich 
auch für die Zukunft jede Kampfesmöglichkeit rauben heißen 
würde. Die jüdische Arbeiterklasse verstand es unter Leitung des 
Bundes, selbst die Aussperrungen in einen Ausgangspunkt für den 
Kampf um weitere wirtschaftliche Verbesserungen umzuwandeln, und 
in vielen Fällen sind sie den Aussperrungen mit Streiks zuvorgekom- 
men (Warschau, Bettenfabrik des Aronowitsch u. a.), oder sie stellten 
nach der Verkündigung der Aussperrung den Unternehmern Gegen- 
forderungen. 

Eine Versammlung in Mesheritsch, welche von 500 Bürstenbin- 
dern, die von der Aussperrung auf die Straße hinausgeworfen wurden, 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. ı. IS 


226 x x $ 


besucht war, beschließt einen achtstündigen Arbeitstag und die An- 
erkennung des Vorstandes der Gewerkschaftsverbände als offiziellen 
Vertreter der Arbeiter seitens der Unternehmer zu fordern. Die Kon- 
ferenz der Bürstenbinder, die anläßlich der Aussperrungen einberufen 
wurde, beschließt unter anderem den Fabrikanten bekannt zu geben, 
daß im Falle der Einstellung der Fabriken sie späterhin nicht zur 
Arbeit erscheinen würden, bis ihnen nicht für die Zeit der eingestellten 
Arbeit bezahlt würde. Im Suwalker Gouvernement fordern die Ger- 
ber, die von der Aussperrung geschädigt wurden, die Befreiung der 
Arrettierten, welche auf Wunsch der Unternehmer verschickt wurden, 
und daß den Vorständen der Gewerkschaften das Recht, die Arbeit 
in den Fabriken zu verteilen, überlassen werde. Wir könnten noch 
eine ganze Reihe analogischer Fälle aufzählen. Die Arbeiter hunger- 
ten, die Not reichte bis zur äußersten Grenze, aber sie wehrten den 
Anschlag der Kapitalisten auf ihre gewerkschaftliche Organisation 
energisch ab. Und die Absicht der Unternehmer, die Arbeiter zu ent- 
waffnen, in ihre Reihen Desorganisation hineinzubringen, unbe- 
schränkte Macht über die Arbeit zu gewinnen — gelang nicht. 


III. Die Beziehungen zu anderen Parteien und die Vereinigung mit der 
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands. 


Der Streit zwischen der S. D. A. R’s. und dem Bunde, der Aus- 
tritt aus der Partei (August 1903) und dessen neuerlicher Eintritt (im 
Herbste 1000) haben hinter sich eine lange Geschichte. Wir werden 
nur die wichtigsten Momente dieser Ereignisse hervorheben. 

Der erste Kongreß der Sozialdemokratie Rußlands, der Anfang 
1898 (in Minsk) stattfand, anerkannte den Bund als einen autono- 
men Teil der Partei und dessen Selbständigkeit in Fragen, die spe- 
ziell das jüdische Proletariat betreffen. Tatsächlich aber gab es in 
Rußland in den fünf Jahren zwischen dem ersten und dem zweiten 
Kongresse keine geeinigte sozialdemokratische Partei. Es waren 
besondere Komitees, Gruppen und selbst ganze Fraktionen, die kel- 
nen gemeinschaftlichen Plan für die Tätigkeit, keine gemeinschaft- 
liche Taktik hatten, von einer gemeinschaftlichen Organisation gar 
nicht zu reden. Auch der Bund leitete seine Tätigkeit in der Propa- 
ganda und Agitation sozialistischer Ideen im jüdischen Proletariate 
völlig selbständig. 

In dem Maße, wie die jüdische Arbeiterbewegung wuchs, in dem 
Maße, wie der Bund aus einem engen Kreise von Propagandisten und 
Agitatoren zu einer proletarischen Partei einer Nation wurde, welche 
unter besonderen kulturellen und sozialen Bedingungen lebt, in dem 
Maße wurden dessen Aufgaben ungewöhnlich schwieriger. Trotz der 
Repressionen, die seitens der Regierung speziell gegen die jüdische 
Arbeiterbewegung gerichtet waren, und gleichzeitig mit diesen Re- 
pressionen, begannen verschiedene Elemente des Judentums selbst 
einen Kampf gegen den Bund. Rabbiner und Finsterlinge aller Art 
erklärten den Bund in den Bann als einen Zerstörer der jüdischen Ge- 
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setze und Traditionen, der in die »einige« jüdische Nation Spaltung 
bringt. Streikerund Demokrat wurden in den jüdischen 
Gassen zu schimpflichen Namen, anderseits eröffneten gegen den Bund 
einen verzweifelten Kampf allerhand Chauvinisten und Zionisten 
aller Färbung, welche unsere Partei als die einzige Ursache alles Un- 
glücks, das über die Köpfe der Juden kam, bezeichneten. Die Zio- 
nisten, die anfangs scharf gegen jeden wirtschaftlichen und um so 
mehr gegen jeden politischen Kampf auftraten, begannen mit der Zeit 
aus ihrer Mitte einzelne Gruppen und Fraktionen auszuscheiden, die 
nach und nach wirtschaftliche und politische Losungen des jüdischen 
Proletariats aufgreifen, um unter dem Flitter der demokratischen 
Phrasen um so fleißiger ihr reaktionäres Dasein zu verbergen und um 
so erfolgreicher gegen den Bund mit dessen Waffen zu kämpfen. In 
dieser Zeit aber wuchs und vertiefte sich die Bewegung des jüdischen 
Proletariats, es vermehrten sich auch dessen Forderungen und Ver- 
langen. Der Bund mußte gleichzeitig einen vielseitigen Kampf auf 
mehreren Fronten führen und seine Position als vorderer Kämpfer um 
die Demokratie und den Sozialismus in der jüdischen Arbeitermasse 
schützen und stärken, indem er diese in die allgemeine Strömung der 
revolutionären und sozialistischen Bewegung des ganzen Landes 
hineinzog. Zur Zeit des zweiten Kongresses der S. D. A. R’s. war 
der Charakter unserer Partei als einer nationalen sozialdemokra- 
tischen Organisation des jüdischen Proletariats klar kenntlich. 
Außerdem sprachen die Ereignisse im Leben des Landes ganz deut- 
lich, daß in Rußland mit seiner bunten Bevölkerung solche sozial- 
demokratischen Organisationen auch unter den anderen Nationen 
unumgänglich entstehen müssen. Um diesen Organisationen einen 
genügenden Raum für ihre sozialdemokratische Tätigkeit zu über- 
lassen, um ihnen gleichzeitig einen nötigen Teil des Einflusses auf 
den Gang der allgemeinen Angelegenheiten der Gesamtpartei einzu- 
räumen, war es nach der Meinung des Bundes unmöglich, »die Pro- 
letarier von ganz Rußland in eine einzige Organisation mechanisch zu 
vereinigen, in der alle Unterschiede und Schattierungen aufgehen 
würden, mit einem irgendwo weit und hoch lebenden einzigen Zen- 
trum. Unsere Partei sprach sich aus diesem Grunde für die Notwen- 
digkeit einer Organisation der Sozialdemokratie Rußlands auf födera- 
tiver Basis aus, nach dem Vorbilde der österreichischen Sozialdemo- 
kratie. Die Anschauung, daß man in einem solchen Lande wie Ruß- 
land eine einzige Partei auf zentralistischer Basis könnte schaffen, die 
imstande wäre, alle kulturellen und nationalen Eigentümlichkeiten 
aufzuheben, hält der Bund für eine Utopie. Aber inzwischen wurde 
namentlich diese Ansicht in der Literatur der sozialdemokratischen 
Partei Rußlands, besonders in den Spalten der »Iskra«, scharf ver- 
teidigt, 

Der V. Kongreß unserer Partei fand kurz vor dem zweiten all- 
russischen Kongresse statt. Aus Rücksicht auf die unter den russi- 
schen Genossen herrschende Stimmung arbeitete er eine Reihe von 
Ultimatumspunkten aus als Minimum der Garantien, welche dem 
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Bunde das nötige Ausmaß der Selbständigkeit sichern müßten. 

Einer von diesen Punkten lautet: »Der Bund ist eine sozialdemo- 
kratische, in seiner Tätigkeit von keinem Rayonsrahmen beschränkte 
Organisation des jüdischen Proletariats und tritt in die Partei als dessen 
einziger Vertreter ein«®”). 

Die Unbegrenztheit des Rayonsrahmens glaubten wir aus dem 
Grunde erwähnen zu müssen, weil die Juden bekannterweise in Ruß- 
land kein bestimmter Territorium bewohnen, sondern im ganzen 
Westen und Süden zerstreut sind. Dagegen hatten unsere russischen 
Genossen die Tendenz, die Tätigkeit unserer Partei auf Littauen und 
Polen, wo die ersten Organisationen des Bundes entstanden, einzu- 
schränken. Der Ausdruck »einziger Vertreter« sollte deutlich hervor- 
heben, daß das jüdische Proletariat in der geeinigten Partei nur durch 
eine nationale sozialdemokratische Organisation, den Bund, ver- 
treten wird, der unter ihm die Massenarbeit durchführt. Dies 
bedeutet allerdings nicht, daß einzelne jüdische Arbeiter in andere 
Organisationen der geeinigten Partei nicht eintreten dürfen, wenn sie 
es wünschen. 

Auf dem II. Kongresse der Partei hörte man von Anfang an Re- 
den darüber, daß der Bund eine historische Anomalie sei, daß der 
Bund Tendenzen zum Separatismus, Nationalismus u. a. Totsünden 
offenbare. In der allgemeinen Resolution des zweiten Kongresses 
über die Lage des Bundes in der Partei wird nicht mehr über die 
Selbständigkeit der Organisation des jüdischen Pro- 
letariats gesprochen, sondern über die Selbständigkeit »der jüdi- 
schen Arbeiterbewegung in allem, was die einzelnen Aufgaben der 
Agitation unter der jüdischen Bevölkerung betrifft.« Diese Resolution 
wurde fast mit allen Stimmen gegen fünf bundistische angenommen. 
Und die durch die Delegation des Bundes vorgeschlagene Verbesserung, 
daß der Bund die Autonomie vom Jahre 1898 behalte, wurde mit einer 
ungeheuren Stimmenmehrheit abgelehnt. Fast einstimmig wurde auch 
der oben angeführte erste Punkt des Einigungsstatutes, der von unse- 
rem V. Kongresse ausgearbeitet war, abgelehnt. 

Vor dem Bunde stand die Alternative: entweder als Organisation 
des jüdischen Proletariats einen Selbstmord zu begehen, oder aus der 
Partei auszuscheiden, — und er tat mit Widerwillen das letztere. 

Fast 30 000 8) jüdischer Arbeiter, die damals vom Bunde or- 
ganisiert waren, sprachen in einer Reihe von Resolutionen aus Anlaß 
unseres V. Kongresses und des II. allgemeinen Parteitages das Ver- 
trauen ihrer Organisation aus und blieben in ihren Reihen. Fast in 
allen Resolutionen wird die Hoffnung ausgedrückt, daß unsere russi- 
schen Genossen im Laufe der Zeit die Gerechtigkeit der Forderungen 
des jüdischen Proletariats anerkennen werden. Dann werde es auch 
zu einer wirklichen Vereinigung der Proletarier von ganz Rußland auf 


17) V. Kongreß des Bundes, London, 1903. 
48) Diese Ziffer war annähernd nach den Berichten, die an den V. Kongreß 
gerichtet waren, angegeben. 
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der durch den Bund vorgelegten Grundlage kommen. Inzwischen eifer- 
ten die jüdischen Arbeiter einander zu einer noch intensiveren Tätig- 
keit an, zum engeren Zusammenschlusse, zur Stärkung ihrer Reihen 
unter der Fahne des Bundes. Und die drei Jahre, die zwischen dem 
II. allgemeinen Parteitage und dem VII. Kongresse unserer Partei, an 
welchem der Bund in die russische Partei aufs neue einzutreten be- 
schloß, verflossen, waren ein Zeitraum des größten Wachsens und der 
Entwickelung der Tätigkeit unserer Partei und der Bewegung des jüdi- 
schen Proletariats. Nach dem II. allgemeinen Parteitage nimmt der 
publizistische Kampf zwischen dem Bunde und der russischen Partei 
einen außerordentlichen scharfen und leidenschaftlichen Charakter 
an. — Zwischen den Organisationen des Bundes und der russischen 
Partei beginnt in den Städten ein heftiger Kampf. Das nordwestliche 
Komitee der russischen Partei, das im Sommer 1904 entsteht, stellt 
sich als Aufgabe seiner Tätigkeit die Bekämpfung des Bundes. 

Kurz nachher aber tritt der Kampf mit dem Bunde in den Hin- 
tergrund. Derselbe Zentralismus, der am Il. allgemeinen Kongresse 
10903 den Sieg davongetragen hatte, erwies sich kurz nachher als 
Ausgangspunkt einer Spaltung in den Reihen der russischen Organi- 
sation selbst, die in der Folge durch prinzipielle und taktische Mei- 
nungsverschiedenheiten verwickelter wird. Es kam zur Bildung der 
Fraktionen »Bolschinstwo« und »Menschinstwo«, die untereinander 
einen wirklichen Kampf begannen, der bisher noch leider kein Ende 
gefunden hat. 

Inzwischen stellten die Vorgänge in Rußland vor der Sozial- 
demokratie neue und kompliziertere Aufgaben. Der Krieg mit Japan 
und die dadurch der Selbstherrschaft zugefügten Schläge, forderten 
beharrlich die Einigung aller sosialdemokratischen Kräfte, oder we- 
nigstens die Einheit deren Aktionen und die Uebereinstimmung deren 
Taktik. Dies empfanden deutlich auch die anderen revolutionären 
und oppositionellen Parteien Rußlands, deren größter Teil sich in einen 
Block geeinigt hat 29). 

Um so deutlicher wurde die Notwendigkeit der Einigung in den 
Reihen der sozialdemokratischen Arbeiterorganisationen empfunden. 
Unser Z.K. unternahm in dieser Richtung Schritte noch am Anfange 





19) Im Herbste 1904 fand in Paris eine Konferenz dieser Parteien statt, 
An ihr nahmen teil: die sozialistisch-revolutionäre Partei, der Verband »Oswo- 
boshdenie« (die heutigen Kadetten), die polnische sozialistische Partei (P. P. Sh 
die polnische nationale Liga, die finnländische Partei des aktiven Widerstandes, 
die armenische revolutionäre Föderation (Droschak), die Partei der grusinischen 
sozialistisch-föderalistischen Revolutionäre. Einladungen zur Teilnahme an den 
Arbeiten der Konferenz bekamen auch alle sozialdem. Organisationen, unter 
ihnen auch der Bund. Aber mit Rücksicht auf die bunte Zusammensetzung der 
in ihren politischen Anschauungen sich widersprechenden Blocksparteien; mit 
Rücksicht darauf, daß einzelnen von diesen Parteien der Standpunkt des Klassen- 
kampfes fremd war, sagten die sozialdem. Organisationen die Teilnahme an den 
Arbeiten der Konferenz in einer gemeinschaftlich ausgearbeiteten Antwort ab, 
(Letzte Nachr.« Nr. 205.) 
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des Sommers 1904. Es war sich dessen vollkommen bewußt, daß von 
einer völligen Einigung mit Rücksicht auf die Verschiedenheiten der 
Ansichten über die Organisationen und besonders mit Rücksicht auf 
die Spaltung in den Reihen der russischen Organisation selbst, kaum 
die Rede sein konnte. Unser Z.K. wandte sich an alle sozialdemokrati- 
schen Organisationen mit der Aufforderung, alles mögliche für die Rea- 
lisierung wenigstens einer zeitlichen Einigung für die Organisation 
einer gemeinschaftlichen planmäßigen Taktik zu tun 59). 

Auf dem Wege zur Verwirklichung des einmal gesteckten Zieles 
stieß das Z.K. des Bundes auf eine ganze Reihe von Hindernissen, über 
die zu sprechen hier nicht der Platz ist. Die erste Konferenz der sozial- 
demokratischen Organisationen, die wir früher erwähnten, konnte 
erst im Jänner 1905 zusammentreten. 

Auf dieser Konferenz wurde unter anderem das Projekt eines be- 
ständigen Blockes der sozialdemokratischen Organisation ausgear- 
beitet. Die endgültigen Beratungen über dieses Projekt und seine 
Annahme sollten auf der nächsten Konferenz im März 1905 erfolgen. 
Aber zu dieser Konferenz konnten die Vertreter der russischen Par- 
teien, wie es sich später zeigte, aus Gründen, die nicht an ihnen lagen, 
nicht erscheinen. Die anwesenden Delegierten aller übrigen sozial- 
demokratischen Organisationen beschränkten sich nur auf den Aus- 
tausch der Meinungen über einige Fragen und trugen dem Z.-K. des 
Bundes und der lettischen Sozialdemokratie auf, die nächste Kon- 
ferenz unter der Bedingung, daß an ihr auch die Vertreter der russi- 
schen Partei teilnehmen, einzuberufen. 

Es zeigte sich, daß die Fraktion der »\Menschinstwo« (Iskra) von 
den Arbeiten der ersten Konferenz (im Jänner 1905) nicht zufrieden 
war; die Vertreter dieser Fraktion forderten, daß die Arbeiten auf der 
nächsten Konferenz nur auf den Austausch der Meinungen beschränkt 
sein sollten, und daß an ihr manche Organisationen nicht teilnehmen 
dürften. Von dem Gedanken der regelmäßigen Einberufung der 
Konferenz, der Bildung eines starken Blockes der sozialdemokratischen 


Organisationen — eines Blockes, welcher stufenweise die Grundlage 
für die völlig: Einigung vorbereiten sollte, — davon mußte man dem- 


gemäß Abstand nehmen. Nach der Verkündigung des Manifestes über 
Einberufung der Duma berührte unser Z.-K. wieder die Frage der Ein- 
berufung der Konferenz der sozialdemokratischen Organisationen, 
die, wie wir schon erwähnten (die Boykottierung der Wahlen in die 
ersten Duma), im September 1905 stattfand. Auf ihr wurde unter 
anderem beschlossen, noch vor den Wahlen in die Duma eine neue 
Konferenz einzuberufen, die außer anderen Punkten der angesetzten 
Tagesordnung die Aufgabe hätte, sich mit der Frage über die völlige 
Einigung der sozialdemokratischen Organisationen zu beschäftigen. 
Diese Konferenz versuchte anfangs Dezember zusammenzutreten, 
aber infolge der revolutionären Ereignisse waren die Vertreter vieler 
Organisationen nicht imstande, zur Konferenz zu erscheinen. 


50) »Arbeiterstimme« Nr. 37. 
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Kurz vor der Einberufung unserer VII. Konferenz, im Frühjahr 
1906, erhielt das Z.K. des Bundes vom Z.K. der sozialdemokratischen 
Partei Rußlands die Aufforderung, zu dem Einigungskongresse (Stock- 
holm), dessen Einberufung damals vorbereitet wurde, seine Delegation 
zu senden. Auf der Tagesordnung des Stockholmer Kongresses stand 
auch die Einigung mit den nationalen sozialdemokratischen Organi- 
sationen. 

Unsere VII. Konferenz beschloß nach langen und heißen De- 
batten ê!) folgende Grundsätze für die Einigung mit der Partei: 


Ultimatumspunkte für die Einigung. 


I. Der Bund ist eine sozialdemokratische Organisation des jüdi- 
schen Proletariats, der in seiner Tätigkeit durch keine Rayonsrahmen 
eingeschränkt ist. 

II. Der Bund entsendet Vertreter in das Z.K. der Partei. 

III. Die Organisationen des Bundes senden zu den allgemeinen 
Parteitagen und Konferenzen ihre Vertreter nach Vorschriften, die 
für alle Organisationen der Partei gelten. 

IV. Das Programm des Bundes ist das Programm der Gesamt- 
partei; nur wird dem Bunde das Recht zuerkannt, die Programm- 
punkte über die nationale Frage, die vom VI. Kongresse des Bundes 
beschlossen wurden, beizubehalten. 

V. Der Bund behält das Recht, über alle Angelegenheiten seiner 
Organisation selbständig zu verfügen. 

VI. Alle aufgezählten Punkte können auf allgemeinen Partei- 
tagen nur mit Zustimmung des Bundes geändert werden. 


Ueber die einzige Vertretung. 


Die Konferenz konstatiert, daß trotz der Nichteinschließung des 
Punktes über die »einzige Vertretung« in die Reihe der ultimativen 
Bedingungen der Vereinigung mit der sozialdemokratischen Partei 
Rußlands, sie nichtsdestoweniger die in diesem Punkte enthaltene 
Forderung in ihrem vollen Umfange aufrecht hält; sie erklärt, daß die 
normale Verbindung der jüdischen Arbeiterbewegung und der sozial- 
demokratischen Partei Rußlands, als Ganzes, nur dann stattfinden 
kann, wenn der »Bund« in der Partei der einzige Vertreter des jüdischen 
Proletariats sein wird, d. h. die einzige Organisation, die in den Reihen 
des jüdischen Proletariats eine Massenarbeit führt und durch welche 
die Partei den Kampf dieses Proletariats leitet und das Proletariat 
selbst den ihm notwendigen Einfluß auf den allgemeinen Gang der 
Parteiangelegenheiten ausüben kann. 

Dieser Punkt wurde mit einer unbedeutenden Majorität von 
2 Stimmen angenommen. Viele, die diesen Punkt als Ultimatum ein- 
bringen wollten, bewiesen, daß, solange solche desorganisatorische 
Einrichtungen wie das erwähnte nordwestliche Komitee existieren 


51) „Die Frage über die Einigung mit der russ. Partei auf der VII. Konferenz 
des Bundes.« St. Petersb., 1906. 
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werden, jede Einigung nur einem schlechten Frieden gleiche, dem ein 
guter Streit vorzuziehen sei. Der Stockholmer Einigungskongreß 
nahm seinerseits folgendes Einigungsprojekt des Bundes mit der 
Partei an, das diese nach dessen Annahme durch den Bund unverzüglich 
durchführen sollte: 

I. Der Bund tritt in die sozialdemokratische Arbeiterpartei Ruß- 
lands als sozialdemokratische Organisation des jüdischen Proletariats 
ein und ist in seiner Tätigkeit durch keine Rayonsrahmen beschränkt. 

II. Der Bund erkennt das Programm der sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei Rußlands an. 

Anmerkung. Die Frage über das nationale Programm bleibt offen, 
da es von dem Einigungskongresse nicht betrachtet worden war. 


IJI. Alle Beschlüsse der allgemeinen Parteitage sind für den 
Bund bindend. 

IV. In den Grenzen der allgemeinen Beschlüsse der Kongresse 
der sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands und der allgemeinen 
Direktiven des Z.K. der Partei bewahrt der Bund seine Selbständig- 
keit in Fragen der Agitation, Organisation und Propaganda. 

V. Der Bund hat seine lokalen Organisationen, zentrale Einrich- 
tungen und Kongresse und verfügt selbständig über alle Angelegen- 
heiten seiner Organisationen. 

VI. Alle lokalen Organisationen, die der sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei Rußlands angehören, bilden auf Grund allgemeiner 
Wahlen ohne Unterschied der Nation der Parteimitglieder ein allge- 
meines städtisches leitendes IXomitee der sozialdemokratischen Ar- 
beiterpartei Rußlands. 

Anmerkung. Das Komitee entscheidet alle allgemeinen Fragen für 
las ganze Proletariat der betreffenden Stadt, wobei die Entscheidungen mit 
einfacher Stimmenmajorität angenommen werden. Die Art der Wahlen des 
allgemeinen städt. Komitees wird durch allgemeine Grundsätze, die in der Partei 
gelten, bestimmt. 


VII. Die Organisationen des Bundes entsenden zu den allgemei- 
nen Parteitagen und Parteikonferenzen ihre Vertreter auf Grund der 
Bestimmungen, die sie mit den anderen Organisationen der sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei Rußlands gemeinsam haben. 


Anmerkung. Nach Einvernehmen der lokalen Organisationen sind 
die Wahlen zu dem Kongresse in allgemeinen Wählerversammlungen zulässig. 


VIII. Der Bund entsendet seine Vertreter ins Z.K. der sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei Rußlands. 

Anmerkung. Die Art der Vertretung des Bundes in dem Z.K. wird 
in Uebereinstimmung des Z.K. des Bundes und des Z.K. der S. D. A. P. R’s. 
festgesetzt. 

In die Delegation der sozialdemokratischen Arbeiterpartei Ruß- 
lands für die internationalen Kongresse entsendet der Bund seine 


Vertreter. 
Ferner wurde vom Kongreß folgende Resolution gefaßt: 
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Indem der Kongreß das Einigungsprojekt mit dem Bunde an- 
nimmt, spricht er sich nicht minder entschieden gegen die Organi- 
satıon des Proletariats nach Nationalitäten aus; das Einigungsprojekt 
beschloß der Kongreß nur zu dem Zwecke, um dem Kampfe zwischen 
den Anhängern zweier Organisationsprinzipien einen mehr normalen 
Charakter zu verleihen. 


Nach der Annahme dieses Projekts brachte die Delegation des 
Bundes auf dem Stockholmer Kongresse eine Erklärung ein, daß: 
»die Punkte I, II, IV, V, VII und VIII notwendige Bedingungen für 
das Verbleiben des Bundes in der Partei enthalten, und daß deren 
Aenderungen durch den Parteikongreß ohne Zustimmung des Bundes 
unumgänglich den Austritt des Bundes aus der Partei zur Folge ha- 
ben wird« 52). 

Der im Herbste 1906 stattgefundene VII. Kongreß unserer Partei 
nahm die Einigungsbedingungen des Stockholmer Kongresses an. 
Der Eintritt des Bundes in die Partei war eine vollbrachte Tatsache. 
Die Organisationsansichten des Bundes und der Partei blieben unver- 
ändert ®®). Aber sowohl der Bund als auch die Partei hielten es für 
zielgemäßer und den Bedingungen des gegenwärtigen Moments ent- 
sprechender, ihren Streit ins Innere der geeinten Partei zu tragen und 
machten einander Konzessionen. 

Noch in der Mitteilung über den Austritt des Bundes aus der 
Partei 1903 schrieb unser Z.K.: »Wir werden auch künftighin alles 
aufbieten, daß die tatsächliche Einigung aller revolutionären prole- 
tarıschen Kräfte Rußlands so schnell als möglich verwirklicht werde. 
Wir werden auch künftighin unsere sozialistische Arbeit unter dem 
Jüdischen Proletariate unter der bewährten Losung: »Proletarier aller 
Länder, vereinigt euch!« fortsetzen.« 

Der flüchtige Auszug über die innere Tätigkeit unserer Organi- 
sation und die Beziehungen zu anderen Parteien in der Berichtsperiode 
beweist, daß diese Worte keine hohle Phrase waren. 


»Von der Teilnahme eines Vertreters unsres Z.K. an dem Peters- 
burger Arbeiterdeputiertenrate erwähnten wir schon früher (»Sommer 
und Herbst 1905«). Nach den Ereignissen in Bialystok, im Juni 1906, 
kam die Frage über den Kampf gegen die Progrome wieder auf die 
Tagesordnung. Man mußte solche Kampfmittel ausfindig machen, 
welche man unverzüglich anwenden könnte, ohne abzuwarten, daß 
die siegreiche Revolution die Gefahr der Judenhetzen gänzlich ab- 
wenden würde. 

Unsere Parteipresse wies auf Mittel zweierlei Art hin. Erstens 
darauf, den die Judenhetze verursachenden Mechanismus zu isolieren; 

#2) »Protokolle des Stockh. Kongressess St. Petersburg, 1907. Siehe auch 
»\Nasche Siowos, 1906, Nr. 8. 

53) Siehe Resolution über die Einigung mit der Partei, vom VII. Kon- 
gresse des Bundes angenommen. 
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zweitens, eine reale Kraft zu schaffen, die der realen Kraft dieses Me- 
chanismus entgegengestellt werden könnte. Wenn die letzten Hetzer 
jedes Vertrauens beraubt wären und der Progrommechanismus ent- 
blößt wäre, müßte dies unvermeidlich dahin führen, daß sich die Ju- 
denhetzen in militärische Exekution der Strafabteilungen, in offenen 
bewaffneten Aufstand der reaktionären Kräfte gegen die Befreiungs- 
bewegung verwandeln würden. Was die Schaffung einer realen, gegen 
die Hetze gerichteten Kraft betrifft, so ist es die Pflicht der Duma, das 
Volk zur Selbstwehr und die autonomen städtischen Organe zur Or- 
ganisierung einer Miliz anzuspornen. Es ist notwendig, in den breiten 
Massen der Bevölkerung und vor allem unter der Arbeiterschaft die 
feste Leberzeugung zu verbreiten, daß nur das bewaffnete Volk dem 
Zustande der Wehrlosigkeit der Bevölkerung ein Ende bereiten kann. 

Zwecks Beratung über die Maßnahmen im Kampfe gegen die 
Judenhetzen wurden auf Anregung des Z.K. des Bundes die Vertreter 
der sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands, des Bundes, der 
lettischen Sozialdemokratie, der Sozialdemokratie Polens und Li- 
tauens, der polnischen sozialistischen Partei®!), der sozial-revolutio- 
nären Partei und des allrussischen Bauernbundes zu einer Konferenz 
einberufen. 

Die Konferenz nahm folgende Resolution an: 

I. Indem die Konferenz auf den Mangel an einer populären Litera- 
tur, die gegen die judenfeindliche Agitation und gegen die Progrome ge- 
richtet wäre, hinweist, lenkt sie die Aufmerksamkeit aller revolutio- 
nären Organisationen auf die Notwendigkeit der Herausgabe einer 
solchen populären Literatur, die mit den Leiden der jüdischen Bevöl- 
kerung, mit dessen wirtschaftlicher Lage und der Politik der Auto- 
kratie in ihren Verhältnissen zu den Juden bekanntzumachen hätte. 

II. Die Konferenz weist auf die Notwendigkeit hin, eine all- 
russische Kampagne gegen die Progrompolitik der Regierung zu or- 
ganisieren und empfiehlt überall Versammlungen und Meetings 
zwecks Fassung von Resolutionen einzuberufen. 

(Es folgt der Entwurf einer Resolution, in welcher es den ein- 
zelnen Parteien und Organisationen überlassen wird, Aenderungen 
oder Ergänzungen anzubringen). 

III. Die Konferenz lenkt die Aufmerksamkeit auf die Notwendig- 
keit einer Agitation gegen die Judenhetze in der Armee zu führen, um 
ihrer Teilnahme an den Judenhetzen entgegenzuwirken. 

IV. Die Konferenz verweist alle revolutionären Organisationen 
auf die Notwendigkeit ihres Zusammenwirkens bei der Organisation 
der Selbstwehr und bei der Einberufung der lokalen Konferenzen ın 
technischen Fragen, die mit der Errichtung des Selbstschutzes im Zu- 
sammenhange stehen. 

Einen annähernd gleichen Inhalt hatte auch die Resolution, die 
die sozialdemokratische Dumafraktion nach Schluß der Debatte über 
die Judenhetze ın Bialystok in der Duma eingebracht hat. 

5 54) Die Vertreter der P. S. D. und P. P. S. konnten zur Konferenz nicht 
erscheinen. 


Der »Allgemeine Jüdische Arbeiterbunde«e zur Zeit der russ. Revolution. 235 


IV. Kongresse und Konferenzen. 


Seit Ende 1904 entwickeln sich die Ereignisse in Rußland mit 
einer unglaublichen Schnelligkeit. Es tauchen immer neue und neue 
Fragen an der Oberfläche auf, die von den revolutionären und soziali- 
stischen Parteien Antwort heischen. Aus eben diesem Grunde zeich- 
net sich die Berichtsperiode durch eine relativ große Anzahl von Kon- 
gressen und Konferenzen aus. 

Die VI. Konferenz unserer Partei fand, wie wir schon erwähnten, 
in Rußland (in Dwinsk) kurz nach den Jännertagen 1905 statt. Von 
den Fragen, die auf dieser Konferenz besprochen wurden, und über die 
entsprechende Resolutionen gefaßt wurden, erwähnen wir folgende: 
Ueber die Ausdehnung des Einflusses auf die nicht proletarischen 
Klassen der Bevölkerung; Ueber die Arbeit unter dem nichtjüdischen 
Proletariate; Ueber die Arbeit unter dem Militär 53). 

Unser VI. Kongreß (Zürich, Oktober 1905), der, wie wir schon 
erwähnten, von den Oktoberereignissen 1905 überrascht wurde, mußte 
unter ungünstigen Umständen arbeiten. Auf demselben waren außer 
den Delegierten des zentralen und des ausländischen Komitees Vertre- 
ter von I8 lokalen Komitees anwesend. Die Delegierten des War- 
schauer, Homeler, Rigaer, und des polnischen Rayonskomitees hat- 
ten den Kongreß wegen der Streiks der Eisenbahnen versäumt und 
konnten zu ihm gar nicht erscheinen.. 

Die Tagesordnung wurde bedeutend gekürzt. Von den Resolu- 
tionen, die dieser Kongreß annahm, sind die wichtigsten die über die 
nationale Frage, über die Autonomie Polens, über verschiedene zio- 
nistisch-»sozialistische« Fraktionen, welche in den letzten Jahren sich 
ungewöhnlich rasch zu vermehren begannen. 

Die Ereignisse im Herbste 1905 und im Winter 1905/6 hatten 
neue Fragen gebracht, die unverzüglich die Entscheidung forderten. 
Daher wurde im Frühjahre 1906 (in Bern) unsere VII. Konferenz 
einberufen, an der 50 Delegierte teilnahmen. Die wichtigsten Punkte 
der Tagesordnung dieser Konferenz waren: die Reichsduma und unsere 
Taktik; die Gewerkschaftsverbände; die Einladung des Bundes zum 
Kongresse der russischen Partei. 

Die Auflösung der ersten Duma, die nahen Wahlen in die zweite, 
die endliche Lösung der Frage unseres Eintritts in die Partei, sowie 
die Entscheidung in einigen anderen reifen Fragen, haben unsere Partei 
veranlaßt, Ende August 19060 den VII. Kongreß einzuberufen (in 
Lemberg). 

Er war überaus stark beschickt. Es waren über 90 Delegierte an- 
wesend: 67 mit entscheidenden Stimmen, zu deren Wahl alle organi- 
sierten Mitglieder unserer Partei berechtigt waren (ein Delegierter 
entfiel auf 300 organisierte Mitglieder); 26 mit beratender Stimme. 


— 





5) Die Resolutionen, die über diese Fragen sowie über die Fragen der 
VII. Konferenz und des VI. und VII. Kongresses beraten wurden, siehe im 
Anhang, 


236 x x x 


Unter ihnen waren Vertreter der sozialdemokratischen Partei Ruß- 
lands, der lettischen Sozialdemokratie und der armenischen sozial- 
demokratischen Arbeiterorganisation. 

Der Kongreß faßte eine Reihe von Resolutionen über verschie- 
dene Fragen (über die Einigung mit der Partei, über die Taktik, über 
den Guerillakrieg und über das Organisationsstatut des Bundes) 58). 


V. Die Mitgliederzahl und die innere Einrichtung unserer Organisation. 


Nach dem Berichte der Mandatsprüfungskommission unseres 
VII. Kongresses nahmen an der Wahl der Delegierten 254 lokale 
Organisationen teil, die Ende Sommer 1903 33—34 000 politisch 
organisierte Arbeiter zählten”). In diese Zahl sind die Organisatio- 
nen, die weniger als 50 Mitglieder zählen, und die Mitglieder der Ge- 
werkschaftsverbände, die unter der Leitung des Bundes stehen, nicht 
eingerechnet, und wenn man noch das illegale Bestehen der politi- 
schen Organisationen, den Ausnahmszustand, in dem das ganze An- 
siedlungsrayon jetzt lebt, und die verstärkten und außergewöhnlichen 
Schutzmaßregeln, die eine pünktliche Registrierung der organisierten 
Parteimitglieder erschweren, berücksichtigt, ist die Ziffer 34 000 
möglichst viel zu klein der Wirklichkeit gegenüber angegeben. 

Bis zum Jahre 1905, als das Konspirieren für eine der größten 
Tugenden von den Parteiarbeitern angesehen wurde, war die Organi- 
satıon unserer Partei auf streng konspirativer und zentralistischer 
Grundlage aufgebaut. Alle Institutionen der lokalen Organisationen 
wurden größtenteils im Wege der Ernennung gebildet und weitere Er- 
gänzungen durch Kooptation durchgeführt. Das Z.K. wurde auf den 
Kongressen in der Zahl von 3 Mitgliedern gewählt, von denen nur 
einer als offizieller Vertreter angesehen wurde und als solcher den lo- 
kalen Komitees bekannt war. Das Z.K. machte vom Rechte der 
Kooptation Gebrauch und war mit sehr weiten Vollmachten versehen, 
inbegriffen das Recht der Aufnahme und des Ausschlusses einzelner 
Personen aus dem Verbande des lokalen Komitees. 

Unter den Einflüssen der Ereignisse des Jahres 19053 begannen 
die alten Organisationsrahmen schnell zu verschwinden. Die Organi- 
sationen verloren zum Teile ihre unterirdische Hülle; zur Zeit der 
breiten Volksbewegung beginnt die Initiative der Massen und der 
einfachen Arbeiter eine große Rolle zu spielen. Die Frage der Re- 
organisation der Partei auf mehr demokratischen Grundsätzen er- 
scheint auf der Tagesordnung. 

Mit der Frage der Reorganisation unserer Partei beschäftigte sich 
die VII. Konferenz im Frühjahr 1906. Aber teils aus Zeitmangel, 
hauptsächlich jedoch infolge der ungewissen Lage, in welcher sich 
Rußland vor der Einberufung der ersten Duma befand, wurde diese 
Frage nicht mit der genügenden Umständlichkeit erörtert. Mit der 


—. 








56) Siehe »Die Mitgliederzahl und die innere Einrichtung unserer Organi- 


sation«. 
57) „Bericht über den VII. Kongreß des Bundes«, Genf 1906 (Anhang). 
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weiteren Erörterung dieser Frage beschäftigte sich unser VII. Kongreß. 
Das von ihm angenommene Statut bestimmt die innere Organisations- 
ordnung unserer Partei. Wir halten es nicht für überflüssig, dieses 
Statut in seiner Gesamtheit hier anzuführen. 


Das Organisationsstatut. 


I. Mitgliedschaft. 


Mitglied des Bundes ist jeder, der das Programm des Bundes 
anerkennt, sich der Parteidisziplin fügt und eine regelmäßige Mit- 
arbeit in einer seiner Organisationen leistet. 


Anmerkung. Jedes Mitglied des Bundes ist verpflichtet, an die Partei- 
kasse Beiträge zu entrichten. 


Il. Lokale Organisationen. 


I. Die Grundzelle der lokalen Organisation ist eine Gruppe or- 
ganisierter Mitglieder eines oder einiger Berufe oder eines bestimmten 
Rayons der Stadt. 

Anmerkung. In Städten, in denen unter der Intelligenz gearbeitet 
wird, können aus ihr besondere Gruppen gebildet werden. 

2. Jede Gruppe wählt einen Ausschuß für die einheitliche Füh- 
rung der sozialdemokratischen Arbeit der betreffenden Gruppe. Der 
Ausschuß hat das Recht der Kooptation. 

Anmerkung. Der Ausschuß erstattet Bericht über seine Tätigkeit der 
allgemeinen Versammlung der Mitglieder der Gruppe. 

3. Die allgemeine Versammlung aller Ausschüsse a) faßt Be- 
Schlüsse über die Berichte des Komitees, b) entscheidet über die Fra- 
gen der Taktik und der Massenbewegung, c) wählt das Komitee (oder 
die Zentrale). 

4. Das Komitee (oder die Zentrale) ist ein leitendes lokales Or- 
gan, welches die Tätigkeit aller Parteiinstitutionen der Stadt ver- 
einigt; es ist verpflichtet, über seine Tätigkeit der allgemeinen Ver- 
sammlung der Ausschüsse Bericht zu erstatten. 

Anmerkung. Das Komitee hat das Recht der Kooptation. 


III. Ueber die Kongresse. 


1. Das oberste gesetzgebende Organ des Bundes ist der Kongreß. 
Das Z.K. beruft den Kongreß jedes Jahr ein. In Dringlichkeitsfällen 
beruft das Z.K. einen außerordentlichen Kongreß ein. Das Z.K. ist 
verpflichtet, einen außerordentlichen Kongreß einzuberufen, wenn 
dies die Hälfte der Organisationen, die das Recht der Entsendung je 
eines Delegierten haben, fordert. 

Anmerkung. a) Unter Organisation versteht man in diesem Falle 
die Vereinigung der Mitglieder des Bundes in der betreffenden Stadt. b) Der 
Kongreß wird als beschlußfähig betrachtet, wenn auf ihm ?, aller Delegierten 
anwesend sind. 

2. Eine Vertretung auf dem Kongresse haben alle bestätigten 
Organisationen des Bundes — zu je einem Delegierten auf 500 Partei- 
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mitglieder, die an den Wahlen der Delegierten teilnahmen. Organi- 
sationen, die nicht weniger als 300 Mitglieder zählen, haben das 
Recht, einen Delegierten zu entsenden. 

Anmerkung. a) Organisationen werden von Rayonskonferenzen oder 
Ravonsgruppen und Komitees bestätigt. Die Bestätigung muß vom Z.-K. 
genehmigt werden. 

b) Die Organisationen, die eine kleinere Anzahl der Mitglieder haben, 
können sich mit den nachbarlichen zur gemeinsamen Entsendung eines Dele- 
gierten vereinigen, wenn sie zusammen nicht weniger als 300 Wähler zählen. 

c) Das Preßkollegium hat das Recht, zum Kongresse zwei Delegierte zu 
entsenden. 


d) Das Z.-K. hat auf dem Kongresse zwei entscheidende Stimmen. 


e) Personen, die zum Kongresse vom Z.-K. eingeladen werden, haben be- 
ratende Stimmen. 


f) Die Organisationen der Förderungsgruppen und Sektionen des Bundes 
im Auslande haben das Vertretungsrecht auf dem Kongresse mit einer bera- 
tenden Stimme. 

g) Die Einberufung eines jeden Kongresses und dessen Tagesordnung hat 
das Z.-K. den Organisationen nicht später als einen Monat vor dem Kongresse 
mitzuteilen. 


* * 
* 


Außerhalb Rußlands existiert ein »Auslandskomitee« des Bundes, 
dessen Mitglieder vom Z.-K. ernannt werden. 

Das Auslandskomitee des Bundes unterhält Verbindungen mit 
dem internationalen sozialistischen Bureau und den sozialistischen 
Parteien und Organisationen von West-Europa. Unter seiner Kon- 
trolle steht die Organisation der Arbeitervereine und der Förderungs- 
gruppen des Bundes im Auslande, deren Tätigkeit von einem Zentral- 
bureau geleitet wird, das man jedes Jahr auf Kongressen der geeig- 
neten Organisation wählt. Die Zahl der Gruppen und Vereine in 
West-Europa nähert sich an 30, deren Verband über 400 Mitglieder 
angehören. Die Gruppen haben sich zum Ziele gesetzt, dem Bunde 
in Rußland geistige und materielle Hilfe zu leisten und die russisch- 
jüdische Studentenschaft mit dem Programme und der Tätigkeit des 
Bundes bekanntzumachen, indem sie Kreise zur Selbstbildung, Re- 
ferate, Lektionen und Diskussionen veranstalten. 

Dieselben Ziele verfolgen die Vereine unter den jüdischen Ar- 
beitern, die aus Rußland in verschiedene Gegenden West-Europas 
auswandern. Sie unterstützten auch das Eintreten der russisch-jüdi- 
schen Arbeiter in entsprechende Gewerkschaftsverbände und wo es 
möglich ist, in politische Parteien. Das Auslandskomitee des Bundes 
pflegt ferner Verbindungen mit dem Zentralverband der bundistischen 
Sektionen in Amerika. Diese Sektionen bestehen in vielen Städten 
der Vereinigten Staaten von Amerika und zählen ca. 3000 Mitglieder 
ausschließlich russisch-jüdischer Emigranten. Sie verfolgen an- 
nähernd dieselben Ziele, wie die Arbeitervereine und Förderungs- 
gruppen in West-Europa. 

Zuletzt pflegt das Auslandskomitee noch Verbindungen mit ein- 
zelnen Personen und kleineren Gruppen, die mit der Tätigkeit des 
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Bundes sympathisieren und in den letzten Jahren in verschiedenen 
Städten von Süd-Afrika aufgetaucht sind. Bis zum Ende 1905 be- 
faßte sich das Auslandskomitee mit der sich immer vergrößernden 
Herausgabe und dem Transporte von Literatur nach Rußland. Mit 
Beginn 1900, mit der Uebersiedlung des Verlages nach Rußland, hörte 
diese Tätigkeit des Komitees fast gänzlich auf. 


VI. Verlagstätigkeit. — Kassenbericht. 


Die literarische Tätigkeit unserer Partei zerfällt in der Berichts- 
periode (September Igo4 bis März 1907) in zwei scharf abgegrenzte 
Zeitabschnitte: der erste — vom Amsterdamer Kongreß bis zum 
VI. Parteitag des Bundes (September 1904 bis Oktober 1905), der 
zweite beginnt nach den Oktober- und Dezembertagen 1905, als die 
politischen, bisher absolut illegalen, Parteien Rußlands ein halb legales 
Dasein beginnen. 

Im ersten Zeitabschnitt funktionierten in Rußland selbst 5 Ge- 
heimdruckereien des Zentralkomitees des Bundes, wo außer Broschüren 
und Aufrufen zwei unperiodische jüdische Zeitschriften hergestellt 
wurden: »Die Arbeiterstimme« und »Der Bund«, erstere für vorge- 
schrittene Parteimitglieder, letztere für Leser aus der Masse. Aber 
hauptsächlich konzentrierte sich die literarische Tätigkeit unserer 
Partei aus leicht begreiflichen Gründen im Auslande und bildete eine 
der Hauptfunktionen unsres Auslandskomitees. Aus der weiter fol- 
genden Tabelle ist ersichtlich, daß während das Z.K. in dieser Zeit 
I5 verschiedene Ausgaben in der Gesamtzahl von 113 000 Exemplaren 
herausgegeben hat, das Auslandskomitee auf 134 Ausgaben in 808 000 
Exemplare gebracht hatte. Selbstverständlich war diese intensive 
literarische Tätigkeit des Auslandskomitees fast ausschließlich für 
Rußland berechnet. So wurden in den letzten 4 Monaten des Jahres 
1904 und den ersten 9 des Jahres 1905 5600 Kilo Geheimschriften — 
Zeitungen, Zeitschriften, Broschüren in Jüdisch, Russisch und Pol- 
nisch — aus dem Auslande nach Rußland transportiert. Aus dersel- 
ben Tabelle ist es ersichtlich, daß in der ersten Periode das Auslands- 
komitee 26 Nummern der unperiodischen »Letzten Ereignisse« (in 
jüdischer Sprache insgesamt 125 000 Exempl.), 66 Nummern der 
wöchentlich erscheinenden »Letzten Nachrichten« (in russischer Spra- 
che, insgesamt 350 000 Exempl.) und 23 jüdische Broschüren in 245 000 
Exemplaren herausgegeben hat. 


Die literarische Tätigkeit des Bundes 
(Sept. 1904 bis Oktob. 1905): (Tab. s. folg. Seite) 

Auf diese Weise haben das Zentral- und das Auslandskomitee 
des Bundes vom September 1904 bis Ende 1905 insgesamt 149 Publi- 
kationen herausgegeben (15 + 134) in der Zahl von 921 000 Exempl. 
(113 000 + 808 000). In diesen Zahlen ist die ungeheure Menge der 
vom Z.-K. und von den lokalen Organisationen herausgegebenen 
Aufrufe nicht einbezogen. 
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Zentral-Komitee Auslands-Komitee 

Benennung der Publikationen. Zahl d. Zahl d. Zahl d. Zahl d. 
Publikat. Exemp. Publikat. Exemp. 

I. Zeitungenu. Zeitschriften 
Arbeiterstimme ......... 





3 9 000 — — 
sch) Der Bund EREEEEEEEZErEE 7 95 000 © — 
) Letzte Ereignisse ........ — — 26 125 000 
| Der jüdische Arbeiter „..,  — — I I 500 
Er Letzte Nachrichten ...... — — 66 350 000 
(russisch) Es 
Wjestnik Bunda ........ —- — I 3 500 
(polnisch) Glos Bundu .........0.. — — I I 500 
II. Broschüren 
Le. Iudlisch zusagt — — 2: 245 000 
2. Russisch sus 5 9 000 15 So 000 
3: PONI sorserien onks — — I 1 500 
Zusammen "33344444433 15 113 000 134 808 000 


Eine vollständige Sammlung der vom Z.K. herausgegebenen 
Aufrufe enthält das Archiv des Auslandskomitees. Leider kann das- 
selbe von den Aufrufen unserer lokalen Organisation nicht gesagt 
werden. Im Archiv des Auslandskomitees ist kaum die Hälfte von 
ihnen vorhanden. 

In der ganzen Berichtsperiode (September 1904 bis Februar 1907) 
sind Aufrufe herausgegeben worden: 


Zahl d. Auf. Zahl d. Exemp. 


Vom zentralen Komitee 59 2 921 000 

Von den lokalen Organisationen I 063 2 364 000 
Er Ver EEE ED 

Zusammen I 122 5 285 000 


Die Aufrufe des Z.K., sowie diejenigen der lokalen Organisatio- 
nen wurden meist in drei Sprachen: jüdisch, russisch und polnisch 
herausgegeben, ungefähr %, der Exemplare entfallen auf die jüdische 
Sprache. Mit dem Beginn des zweiten Zeitabschnittes, d. h. mit dem 
Ende 1905, erfährt dies Bild eine schroffe Veränderung: die Geheim- 
druckereien in Rußland stellen ihre Tätigkeit allmählich ein, ebenso 
auch die Druckerei des Auslandskomitees; die gesamte literarische 
Tätigkeit vollzieht sich nunmehr in Rußland. Vom Beginn des Jahres 
1906 gibt das Z.K. eine täglich erscheinende jüdische Zeitung heraus; 
in demselben Zeitraum sind auch — mit Unterbrechungen infolge der 
Repressivmaßregeln der Regierung — 22 Nummern einer russischen 
Wochenschrift und in dem, um dieselbe Zeit gegründeten russischen 
und jüdischen Verlag go jüdische und 15 russische Broschüren erschie- 
nen. Unter ihnen befinden sich, außer zahlreichen Originalwerken, 
Uebersetzungen der besten Werke europäischer Theoretiker des So- 
zialismus und der Sozialdemokratie: Marx, Engels, Lassalle, Lieb- 
knecht, Kautsky, Lafargue u. a. 


Die weiter unten wiedergegebenen Zahlen über die Geldeinnahmen 
des Zentralen und des Auslandskomitees unserer Partei stammen aus 


Der »Allgemeine Jüdische Arbeiterbund« zur Zeit der russ. Revolution. 241 


deren Kassenberichten an den VI. und den VII. Parteitag des »Bun- 
des«. Die Zahlen, welche die Geldeinnahme der lokalen Organisatio- 
nen betreffen, sind von uns aus ihren im Parteiorgan veröffentlichten 
oder im Parteiarchiv vorhandenen Kassenberichten entnommen. 
Jedoch fehlen solche Berichte bei einer großen Anzahl von Organisa- 
tionen, und selbst die vorhandenen umfassen nicht unsere ganze Be- 
richtsperiode. In der 2. Hälfte der Berichtsperiode erhält das Z.K. 
den größten Teil seiner Einnahmen vom Auslandskomitee. 

In runden Zahlen bieten die Geldeinnahmen des Z.K., des Aus- 
landskomitees und der lokalen Organisationen folgendes Bild: 


(v. IX. o4—X. 05) (X. 05—IX. 06) (Für die ganz. 





Periode) 
Zentr.-Komitee 106 ooo Fr. 8) 304 000 Fr.°®) 410000 Fr. 
Auslands-Komitee I90 000 3 420 000 » 610000 » 
. Lokale Organisation — = 290 000 » 
Zusammen 290 000 Fr. 724 000 Fr. I 310 000 Fr. 80) 
* * 
* 


Das Anwachsen der Geldeinnahmen in der zweiten Hälfte der 
Berichtsperiode ist im bedeutenden Maße durch reiche Geldspenden 
aus Amerika zu erklären. Hunderttausende russisch-jüdischer Ar- 
beiter, durch die unmöglichen Lebensbedingungen des Ansiedelungs- 
ravons, durch Progrome und bürgerlich-politische Rechtlosigkeit über 
den Ozean getrieben, unterstützten durch ihre sauer erworbenen Ar- 
beitsgroschen ihre kämpfenden Brüder in Rußland in der Epoche der 
stürmischen, revolutionären Tage. Aus diesen Groschen bildeten sich 
Tausende und Hunderttausende von Franken, aber in der letzten Zeit 
Ist der amerikanische »Goldregen« mehr als auf drei Viertel gesunken. 
Das Goldbedürfnis unserer Partei wächst aber unaufhörlich. Seit dem 
VH, Parteitage (September 1906) ist das monatliche Durchschnitts- 
budget des Z.K. 25—30 000 Franken. Zieht man dabei das Sinken 
der amerikanischen Goldspenden und die andauernde ökonomische 
und politische Krise in Rußland in Betracht, so ist es leicht zu begrei- 
fen, daß unsere Partei sich gegenwärtig in einer sich stets verschär- 
fenden finanziellen Krise befindet, die auch auf unsere Parteipresse 
höchst ungünstig einwirkt. 


55) Darunter 12 000 Fr. vom ausl. Komitee. 

59) Darunter 200 000 Fr. vom ausl. Komitee. 

6%, Diese Summe muß damit um 212 000 herabgesetzt werden (I 310 000% 
— 212000 == 1098 000). 
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VII. Anhang. 


Resolutionen über die wichtigsten, auf dem VI. und VII. Parteitag 
und der VI. und VII. Konferenz des »Bundes zur Erörterung 
gelangten Fragen. 


I. Resolutionen der VI. Konferenz. (Februar 1905.) 


I. Ueber die Ausdehnung unserer Einflußsphäre auf 
nicht proletarische Schichten der Bevölkerung. 


Das Wachstum der revolutionären Bewegung des jüdischen Proletariats 
einerseits und das allgemeine Anschwellen der liberal-oppositionellen Bewegung 
in Rußland andererseits, beginnen auch ın den Reihen der jüdischen Bourgeoisie 
das politische Bewußtsein zu wecken und das Streben nach der Organisierung 
von politischen Parteien hervorzurufen. Indem die Konferenz zur Erstärkung 
des Kampfes aller Bevölkerungsschichten Rußlands gegen den Absolutismus 
und zur größeren Demokratisierung der zukünftigen konstitutionellen Staats- 
ordnung — als notwendig anerkennt, den Einfluß unserer Organisation auch 
auf die bürgerlich-demokratischen Elemente der jüdischen Bevölkerung auszu- 
dehnen; indem sie ferner für notwendig erachtet, die vorgeschritteneren Elemente 
der radikalen Intelligenz, die fähig sind, sich auf den Klassenstandpunkt des 
Proletariats zu stellen, in unsere Partei hinüberzuziehen; indem sie findet, daß 
unsere direkte revolutionäre Arbeit in den Reihen des Proletariats selbst das 
beste Mittel ist, Einfluß auf die nicht proletarischen oppositionellen Schichten 
der Bevölkerung zu gewinnen, erklärt die Konferenz gleichzeitig für notwendig: 

1. die bürgerliche Ideologie, sowie die Schwäche und Halbheit der bürger- 
lich-lberalen Bewegung einer schonungslosen Kritik zu unterziehen; 

2. in breiten Schichten der jüdischen demokratischen Intelligenz die Ziele 
und Aufgaben der jüdischen Arbeiterbewegung zu popularisieren. 


IL. Unsere Arbeitin den Reihen des nicht-jüdischen 
Proletariats. 


Die Januartage 1905 haben gezeigt, daß in einer ganzen Reihe von Städten 
des bundistischen Rayons die revolutionäre Bewegung nicht die im Augenblick 
möglich gewesene Höhe erreicht hat, meistens infolge der Passivität des nicht- 
jüdischen Proletariats und des Mangels an steter Fühlung mit demselben. 

In Anbetracht dieses Umstandes, dessen Grundursache in der Abwesenheit 
einflußreicher sozialdem. Organisationen unter dem nichtjüdischen Proletariat 
dieser Städte liegt — findet die Konferenz —, obwohl sic der Meinung ist, daß 
bei normalen Bedingungen nur spezielle, den Lebensbedingungen dieses Prole- 
tariats angepaßte Organisationen eine fruchtbringende systematische Arbeit 
führen könnten — es trotzdem im gegebenen Moment für notwendig, daß unsere 
Organisationen die Bildung von Organisationen nicht-jüdischer Arbeiter fördern, 
welche unter nicht-jüdischen Proletariern revolutionäre Schriften verbreiten 
und stete Fühlung mit ihnen haben sollen. 

III. Die Arbeitin der Armee. 

Die Konferenz schlägt den Organisationen vor: 

I. eine erhöhte Aufmerksamkeit der Arbeit unter dem Militär, besonders 
der Verbreitung der Literatur zuzuwenden, wie in den Städten, so auch im 
Rayon, aus dem im Falle von Unruhen das Militär herangezogen wird; 

2. für diese Arbeit besondere Außer- oder interparteiische Gruppen zu bilden; 
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3. mit anderen Organisationen einen Austausch von Aufrufen und Schriften 
zu organisieren. 

4. Die Agitation in der Armee nach der Richtung hin zu führen, daß sie, im 
Falle eines Aufstandes, sich aktiv auf die Seite der Revolutionäre schlage. 


II. Resolutionen des VI. Parteitages. (Anfang Oktober 1905.) 
Resolutionindernationalen Frage. 


In Anbetracht des Umstandes, daß die nationale Knechtung, in welchen 
Formen sie sich auch äußern mag, auf die Interessen des Befreiungskampfes des 
ganzen Proletariats in dem betreffenden Staate die schädlichste Rückwirkung 
ausubt, indem sie sein Klassenbewußtsein trübt, die Arbeiterklasse der geknechte- 
ten Nation aber mit ihrer ganzen Schwere trifft, indem sie die freie Entfaltung 
ıhrer Kräfte auf allen Gebieten des Lebens hemmt, und den Klassenkampf ent- 
stellt, ıst die Sozialdemokratie verpflichtet, gegen jede nationale Knechtung, 
sei sie direkt oder indirekt, zu kämpfen, und muß, eingedenk dessen, daß nur der. 
Sozialismus, nachdem er alle Formen des Klassenstaates mit der Wurzel ausge- 
rottet hat, zugleich eine völlige Befreiung von jeder nationalen Knechtung 
bringen wird, innerhalb der Grenzen der kapitalistischen Gesellschaft danach 
streben, dasjenige Maximum von Garantien gegen nationale Konflikte zu er- 
teichen, welches sich in der bürgerlichen Gesellschaft erreichen läßt. 

Ferner in Betracht ziehend, daß eine solche Garantie außer in der allge- 
meinen Demokratisierung der Staatsordnung, wie in den üblichen Garantien 
der bürgerlichen und politischen Gleichberechtigung und der Gleichberechtigung 
auf dem Gebiete der Sprache, sich nur in der Schaffung solcher staatlichrecht- 
licher Institutionen äußern kann, die jeder Nation die Möglichkeit einer freien 
kulturellen Entwickelung bieten; daß bei der buntscheckigen Bevölkerung des 
russischen Reiches und der Unmöglichkeit, die verschiedenen darın wohnenden 
Nationalitäten territorial von einander zu trennen, weil sie in dem Maße der 
Entwickelung der kapitalistischen Wirtschaft sich immer mehr unter einander 
vermischen, die obenerwähnten staatlich-rechtlichen Institutionen nur die Form 
einer exterritorialen, nationalkulturellen Autonomie annehmen können, formu- 
hert der VI. Parteitag in Ucbereinstimmung mit der allgemeinen Stellungnahme, 
wie sie der IV. Parteitag in einer entsprechenden Resolution zum Ausdruck ge- 
bracht hat, das Programm des Bundes in der jüdischen nationalen Frage in fol- 
genden Punkten: 

I. völlige bürgerliche und politische Gleichberechtigung der Juden. 

2. Freier, durch das Gesetz gewährleisteter Gebrauch der jüdischen Sprache 
vor dem Gericht, allen staatlichen Behörden und den lokalen und Landes- 
Selbstverwaltungen. 

3. Eine national-kulturelle Autonomie: Loslösung aller Funktionen, die 
mit Kulturfragen zusammenhängen (wie z. B. Volksbildung und ahnl.) von der 
Machtbefugnis des Staates und der Organe der lokalen Selbstverwaltung, und 
Uebertragung dieser Funktionen an die Nationen ın der Form besonderer lokaler 
und zentraler Institutionen, die von allen zu der oder jener Natıon sıch beken- 
nenden auf Grund des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts 
gewahlt werden. 

Anmerkung. Eine national-kulturelle Autonomie schließt nicht aus, 
daß die zentrale gesetzgeberische Macht das Recht behalte, in einigen Fragen, die 
allen Nationalitäten Rußlands gemein sind, wie z. B. obligatorischer Elemen- 

tarunterricht, weltlicher Charakter der Volksbildung usw., gewisse allgemein- 
gultige Normen aufzustellen, ebenso wie das Recht, über die Einhaltung dieser 
Normen Kontrolle zu üben. 
16* 
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ResolutioninderFragederWiederaufrichtungPolens. 


In Anbetracht des Umstandes, daß der Kampf des Proletariats in Russisch- 
Polen den Weg der Demokratisierung der politischen und gesellschaftlichen 
Ordnung im russischen Reiche schreitet und diesen Weg gehen muß, weil dieser 
Kampf nureinen Bestandteil des Befreiungskampfes des Proletariats von ganz Ruß- 
land bildet, und daß auch in den beiden übrigen Teilen Polens der Klassenkampf 
des Proletariats denselben Weg der Umgestaltung der Staatsordnung in demo- 
kratischem Sinne verfolgt, daß, nachdem das Proletariat Polens diesen Weg ein- 
mal eingeschlagen und seine Kampfesweise den gesellschaftlich-politischen Be- 
dingungen des ganzen Landes angepaßt hat, esim Verlaufe seines Befreiungskam- 
pfes keineswegs unvermeidlich zur Notwendigkeit eines Kampfes für die Wieder- 
herstellung Polens zu gelangen braucht, um so mehr als die Verwirklichung dieses 
Postulats abhängig ist von den Zufälligkeiten der internationalen politischen 
Konjunktur, die sich nicht vorhersehen lassen, hält der VI. Parteitag des »Bun- 
des« die Einschließung der Forderung einer Wiederherstellung Polens in das 
sozialdemokratische Programm für unzulässig und findet, daß die auf der Grund- 
lage dieser Forderung betriebene Agitation nur dazu angetan ist, das Proletariat 
Polens vom Weg des Kampfes um die Demokratisierung des Russischen Reiches 
abzulenken, ebenso wie sein Klassenbewußtsein zu trüben und die Kräfte der 
Revolution zu zersplittern. 

Der VI. Parteitag erkennt, daß die Interessen des Proletariats von Polen 
eine demokratische Umgestaltung der Staatsordnung des russischen Reiches, 
eine ausgedehnte Selbstverwaltung der einzelnen Gebiete und eine national- 
kulturelle Autonomie erfordern. 


Resolution über die verschiedenen zionistisch-sozia- 
listischen Fraktionen. 


In Erwägung, ı. daß der Gang der kapitalistischen Entwickelung in den- 
jenigen Staaten, in denen Juden wohnen, keine solchen wirtschaftlichen Bedin- 
gungen schafft, aus denen sich die objektive Notwendigkeit einer Konzenfrie- 
rung der Juden auf einem selbständigen Territorium ergäbe; 

2. daß ein selbständiges jüdisches Territorium überhaupt nicht das Resultat 
eines Kampfes, und um so weniger des Klassenkampfes des Proletariats, sein 
kann; 

3. daß die Lösung der Judenfrage nur auf dem Wege eines Kampfes, der die 
Demokratisierung der gesellschaftlichen und der Staatsordnung der Länder, 
in denen Juden wohnen, und die Umgestaltung der heutigen Gesellschaft auf 
sozialistischer Grundlage zum Ziel hat, herbeigeführt werden kann; 

4. daß das Vorhandensein der Forderunp nach einem selbständigen Terri- 
torium im Programm dieser oder jener Gruppe, und die Agitation auf der Grund- 
lage dieser Forderung der ganzen Politik dieser Gruppe den Stempel des Utopis- 
mus und des Abenteucrlichen aufdrückt; 

5. daß, auf diese Weise, soweit einzelne Schichten des jüdischen Proletariats 
dem Einfluß einer solchen Gruppe verfallen würden, die Agitation derselben 
den Kampf des Proletariats um eine Besserung seiner Lebenslage am Orte 
aufs höchste beeinträchtigen und ihm eine spezifisch-nationalistische Färbung 
kleinbürgerlicher Ideologie verleihen, wie ihn seines proletarischen Charakters 
berauben könnte; 

6. daß, je mehr Raum diese Aufgabe in der Agitation einnimmt, um so 
mehr die Möglichkeit verringert wird, die Bewegung sogar nur noch in bürgerlich- 
revolutionärem und demokratischem Sinne zu lenken, erblickt der VI. Parteitag 
des Bundes ın der Bildung verschiedener zionistisch-sozialistischer Gruppen 
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das Resultat des Strebens des bürgerlichen Zionismus, mit Hilfe inhaltloser, 
quasi-sozialistischer Phraseologie die jüdischen Prcletariermassen ihrem Ein- 
flusse zu unterwerfen, und bestätigt daher die Resolution des V. Parteitages, 
ın der die Notwendigkeit des Kampfes gegen den Zionismusinallenseinen 
Erscheinungen und Nuancierungen zum Ausdruck gebracht worden ist 


III. Resolutionen der VII. Konferenz. (April 1906.) 


I. Ueber das Verhalten gegenüber der Duma und die 
allgemeine Taktik. 


In der Ueberzeugung, daß das ungezügelte Wüten der Reaktion nicht 
imstande war und sein wird, die Revolution in Rußland niederzuschmettern, da 
sie, aus einem tiefen Widerspruch zwischen den erstarkten sozialen Kräften und 
der veralteten politischen Ordnung hervorgegangen, nur in seiner Lösung ihr 
Ende finden kann; 

daß, umgekehrt, die Reaktion einen günstigen Boden für die weitere Ent- 
wickelung der Revolution und für weitere revolutionäre Aktionen schafft, indem 
sie die Unzufriedenheit und die Erbitterung breiter Volksschichten bis aufs 
Aeußerste steigert; 

daß die Duma, die sich am 10. Mai zu versammeln hat, nicht imstande sein 
wird, trotz einer mehr oder weniger bedeutenden Opposition bürgerlich-demo- 
kratischer Elemente aus ihrer Mitte, auch nur eine der brennendsten Fragen des 
Volkslebens zu lösen, deren Beantwortung durch den ganzen Gang der Revolu- 
tion gebieterisch gefordert wird und für die weitere Entwickelung des gesell- 
schaftlichen und politischen Lebens Rußlands unumgänglich notwendig ist; 

daß die Duma, bestimmt, der Selbstherrschaft als eine Maske zu dienen 
und ihr einen Schein von Konstitutionalismus zu verleihen, schon durch die 
Tatsache ihrer Existenz allein zum Hemmschuh für die Entwickelung des revo- 
lutionären Kampfes des Proletariats und der breiten demokratischen Volks- 
massen im allgemeinen wird; 

ist die Konferenz der Ansicht, daß 

I. die Taktik des aktiven Boykotts der Dumawahlen, die hauptsächlich 
darauf gerichtet ist, die Duma in den Augen der Bevölkerung zu diskreditieren 
und zur Entwickelung des revolutionären Geistes in den Massen beizutragen, 
den aus der gegenwärtigen politischen Lage erwachsenden Aufgaben und den 
Klasseninteressen des Proletariats am besten entsprochen hat und entspricht; 

2. daß die weitere Taktik der Sozialdemokratie darin besteht, das kontrerevo- 
lutionäre Wesen der Duma nach wie vor vor den Augen des Volkes bloßzulegen 
und ihr die Losung der Allgemeinen Konstituierenden Versammlung auf Grund 
des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts entgegenzustellen; 

die Halbheitstaktik der bürgerlichen Demokratie in der Duma einer schnei- 
denden Kritik zu unterziehen und nur diejenigen Aktionen der oppositionellen 
Elemente zu unterstützen, die den Sturz der Duma und die Einberufung der 
konstituierenden Versammlung zum Zweck haben; 

alle revolutionären Kräfte um das unter der sozialdemokratischen Fahne 
Organisierte Proletariat zu scharen, um die endgültige Liquidation des herrschen- 
den Regimes herbeizuführen und auf seinen Trümmern eine demokratische Repu- 
blik aufzubauen; 

3. daß der einzige Weg, der zur Lösung dieser vor der Sozialdemokratie 
Stehenden Aufgaben und vor allem zur Einberufung einer konstituierenden 
Versammlung führt, der hartnäckige revolutionäre Kampf ist, der seinen folge- 
nchtigsten und schärfsten Ausdruck in dem bewafineten Aufstand findet. 
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2 Ueberdie Gewerkschaften. 


In Erwägung dessen, daß die Gewerkschaften, soweit sie sich im engen 
Rahmen eines ausschließlichen Professionalismus bewegen oder auf die Bahnen 
eines revolutionären Syndikalismus geraten, nicht imstande sind, ihre Aufgabe 
als das Werkzeug des proletarischen Klassenkampfes zu bewältigen; 

daß die Gefahr des ausschließlichen Professionalismus, wie die des revolu- 
tionären Syndikalismus noch mehr wächst bei der Losgelöstheit der Gewerk- 
schaften von der Sozialdemokratie, die den gesamten Klassenkampf des Prole- 
tariats leitet; 

daß die sogenannten neutralen Gewerkschaften, welche die Vereinigung 
aller Arbeiter des gegebenen Berufes, ohne Unterschied ihrer Stellung zum 
Klassenkampf des Proletariats, bezwecken, entweder zu innerem Zwiespalt 
verurteilt sind, infolge der sich iu ihrer Mitte entwickelnden prinzipiellen Gegen- 
sätze, oder aber diese Gegensätze, im Namen der Einheit des Verbandes, zu 
vertuschen suchen, und auf diese Weise die Entwickelung des Klassenbewußt- 
seins des Proletariats aufhalten; 

daß, andererseits, der mit dem ökonomischen Kampf des Proletariats nicht 
genügend verknüpften politischen Partei die Gefahr droht, in einen einseitigen 
Parlamentarismus zu verfallen und die Bedeutung der Parlamentstätigkeit im 
allgemeinen Kampf des Proletariats zu überschätzen; 

ist die Konferenz der Ueberzeugung, daß nur ein enges Band zwischen den 
Gewerkschaften und der Sozialdemokratie die regelmäßige und allseitige Ent- 
wickelung des proletarischen Klassenkampfes sichern kann. 


Die Konferenz ist der Meinung, daß das Band zwischen den Gewerkschaften 
und der Sozialdemokratie sich in folgendem ausdrücken muß: 

1. Die Mitglieder der Gewerkschaften müssen die Prinzipien des Klassen- 
kampfes in ihrer Anwendung zur ökonomischen Bewegung und die oberste 
Leitung der Sozialdemokratie in diesem Gebiete anerkennen. 

2. Die Partei entsendet auf die Kongresse der Gewerkschaften, sowie in ihre 
lokalen und zentralen Bureaus und in ihr Zentral-Organ ihre Vertreter mit ent- 
scheidendem Stimmrecht. 


In der Erkenntnis, einerseits, der Notwendigkeit einheitlicher Gewerkschaf- 
ten, und in Anbetracht, andererseits, des Mangels an einer einheitlichen sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei Rußlands, 

empfichlt die Konferenz, an Orten, wo auch die übrigen sozialdemokrati- 
schen Organisationen auf dem Standpunkt sozialdemokratischer Gewerkschaften 
stehen, die Gründung gemeinsamer Verbände mit Vertretern einer jeden dieser 
Organisationen. 


Ueber die nationalen Sektionenin den Gewerkschaften. 


In der Erkenntnis, daß die Gewerkschaften nur dann den ökonomischen 
Kampf erfolgreich führen können, wenn sie alle Arbeiter eines Berufs, ohne 
Unterschied von Geschlecht, Religion und Nation umfassen; 

daß die Aufgabe der Gewerkschaften nicht nur im unmittelbaren Kampf 
für die Hebung der ökonomischen Lage der Arbeiter besteht, sondern auch in 
der geistigen Aufklärungsarbeit unter ıhren Mitgliedern und daß in diesem 
Gebiet die Gewerkschaften notwendigerweise die nationalen Eigenheiten der 
verschiedenen Teile des Proletariats berücksichtigen müssen; 

erachtet die Konferenz es für notwendig, zu diesem Zwecke innerhalb der 
Gewerkschaften nationale Sektionen zu gründen. 
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IV, Resolutionen des VII. Parteitages. (September 1906.) 


t. Geber die Vereinigung des Bundes mit der Sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei Rußlands. 


sIn Erwägung, daß die sich stets verwickelter gestaltenden sozialen und 
politischen Verhältnisse Rußlands die Sozialdemokratie vor immer ernstere und 
schwierigere Aufgaben stellen, deren Lösung Planmäßigkeit und einheitliches 
Wirken erfordert; 

daß solche Aufgaben nur von einer Partei gelöst werden können, die unter 

ihrer Fahne das klassenbewußte Proletariat des ganzen Landes vereinigt; 

daß die gegenwärtige revolutionäre Lage die Notwendigkeit der Vereinigung 
aller Streitmächte des klassenbewußten Proletariats Rußlands noch deutlicher 
vor Augen führt; 

hält es der Parteitag für notwendig, sowohl für den »Bund« wieauch für die 
S. D. A. P., durch gegenseitige Zugeständnisse den Schwerpunkt ihres Streites 
über die Organisations- und nationale Frage in den Rahmen einer einheitli- 
chen Partei zu verlegen. 

Vom Standpunkt aus, daß eine einheitliche sozialdemokratische Partei des 
Proletariats von ganz Rußland ausnationalen sozialdemokratischen Organi- 
sationen bestehen muß, da nur eine solche Struktur der Partei ihr die Möglichkeit 
bietet, den verschiedenen Existenzbedingungen des Proletariats verschiedener 
Nationen in vollem Maße Rechnung zu tragen; 

daß bei einer solchen normalen Struktur der Partei jede nationale sozial- 
demokratische Organisation, die ihr angehört, und als die einzige Vertreterin 
des Proletariats einer bestimmten Nation, die Möglichkeit haben muß, 

a) durch die Organisation einen steten Einfluß auf die Gesamtpolitik der Partei 
und auf die Leitung allgemeiner Parteiangelegenheiten in den einzelnen Tätig- 
keitsorten auszuüben; 
b) selbständig die allgemeinen Parteibeschlüsse durchzuführen und sie auf 
die besondere Lage der gegebenen nationalen Gruppe und auf die eigentüm- 
lichen sozialen Verhältnisse innerhalb derselben anzuwenden; 
c) selbständig die Fragen zu lösen, die durch die eigentümlichen Existenz- 
bedingungen des in Betracht kommenden Proletariats gestellt werden. 
In fernerer Erwägung, daß das Vereinigungsstatut, das vom 
Vereinigungsparteitag der S. D. A. P. ausgearbeitet war, an Widersprü- 
chen und Inkonsequenzen leidet; 
daß, indem die S. D. A. P. sich mit dem »Bunds« als einer sozialdemokrati- 
schen Organisation des jüdischen Proletariats vereinigt und sich gleichzeitig 
weigert, in ihrer Organisation die Scheidung nach Nationalitäten durchzuführen, 
sie auf diese Weise allen übrigen Organisationen die Aufgabe auferlegt, im Prole- 
tariat ohne Unterschied der Nationen zu arbeiten und so die desorganisatorische 
Tätigkeit einiger Teile der Partei inmitten des jüdischen Proletariats unterstützt; 
daß die Art der Bildung der vereinigten städtischen Komitees nicht der 
Forderung der Vertretung einzelner Organisationen entspricht; 

daß unter den Vereinigungsbedingungen der Punkt fehlt, welcher dem 
Bundes sein Programm in der nationalen Frage sichern würde; 

daB das Statut die Unantastbarkeit der Hauptpunkte des Abkommens ohne 
Zustimmung des »Bundes« nicht garantiert — 

erkennt der Parteitag an, daß das vorliegende Statut nicht 
die für ein normales Partcileben notwendigen Be- 
dingungen schafft. 

Jedoch in Anerkennung dessen, daß das Statut der Hauptfiorderung des 
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»Bundes« — seinem Eintritt in die Partei als einer selbständigen 
Organisationdesjüdischen Proletariats — entgegenkommt; 

daß die dem »Bund« vom Statut gewährte Vertretung auf den Parteitagen 
und im Zentralkomitee dem unter der Fahne des »Bundes« organisierten jüdischen 
Proletariat den nötigen Einfluß auf die Gesamtpolitik der Partei und die allge- 
meine Führung der Arbeit sichert; 

daß andererseits die §§ 4 und 5! dem »Bundes« in den Grenzen der Gesamt- 
parteibeschlüsse und der allgemeinen Direktiven des Zentralkomitees volle Selb- 
ständigkeit in Fragen der Propaganda, Agitation und inneren Organisationsarbeit 
gewähren; 

daß mit dem Wachstum der Arbeiterbewegung und dem wachsenden Ein- 
fluß der S. D. A. P. Rußlands auf immer breitere Arbeitermassen verschiedener 
Nationalität das Ungeeignete des ganzen Organisationsgebäudes der S. D. A. P. 
Rußlands zur Leitung der Bewegung des Proletariats verschiedener Nationen 
allmählich verschwinden wird, und daß sie mit ihrer wachsenden Anpassung an 
die Bedürfnisse der Massenbewegung gezwungen sein wird, immer weitere Schritte 
auf dem Wege der nationalen Scheidung zu machen; 

daß dieser Prozeß der nationalen Scheidung mit dem Eintritt der Organisa- 
tionen des polnischen, lettischen und jüdischen Proletariats in die S. D. A. P. 
Rußlands unvermeidlich rascher vor sich gehen wird; 

daß die innere Demokratisierung der Partei immer mehr Raum dafür schafft, 
innerhalb der Partei für den Triumph der Ansichten des »Bundes« in der Organi- 
sations- und nationalen Frage zu kämpfen; 

daß der $ 6, welcher es versucht, die vereinigten städtischen Komitees nicht 
nach dem Prinzip der Vertretung der einzelnen Organisationen aufzubauen, nicht 
nur mit den Grundlagen einer wahren Demokratie in Widerspruch steht, sondern 
sich auch mit dem allgemeinen Charakter des ganzen Statuts nicht verträgt und 
notwendig anderen, lebensfähigeren Einrichtungen Platz machen wird — 

erblickt der Parteitagim vorliegenden Statuteine 
Uebergangsform der Vereinigung, die dem sBundes 
die Möglichkeit eines erfolgreichen Kampfes inner- 
halb der Partei für den Sieg seiner Ansichten über 
die Organisations- und nationale Frage gibt. 

Von diesen Erwägungen ausgehend, bestätigt der siebente Parteitag des 
»Bundes« das vom vierten Parteitag der S. D. A. P. Rußlands angenommene 
Statut und erklärt die Vereinigung des »Bundes« mit der 
S. D. A. P. Rußlands für erfolgt. 

Ferner erklärt der Parteitag, daß der »Bund«, indem er in die S. D. A. P. 
eintritt und ihr Programm anerkennt, sein Programm in der natio- 
nalen Frage behält und daß dieses auf dem sechsten Parteitag des 
»Bundes« angenommene Programm nur von einem Parteitag des »Bundes« abge- 
ändert oder aufgehoben werden kann.« 


2.Ueberunsere Taktik. 


eIn Erwägung, daß dieAuflösung der ersten Duma, welche den 
Abschluß einer langen Reihe schroffer Konflikte zwischen der Volksvertretung 
und der Regierungsmacht darstellt, sogar in den politisch unaufgeklärten Volks- 
schichten den Glauben an die Möglichkeit einer Versöhnung zwischen der Macht 
des Zaren und der Macht des Volkes erschüttert und durch ein krasses Beispiel 
bewiesen hat, daB es einer jeden Volksvertretung unmöglich ist, die dringenden 
Bedürfnisse des Volkes zu befriedigen, solange der Mechanismus der ganzen Re- 
gierungsmacht sich in den Händen des alten Regimes befindet, und daß auf diese 
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Weise die Hoffnung auf einen friedlichen, parlamentarischen Ausgang des Kampfes 
in hohem Maße erschüttert worden ist; 

daß auf diese Weise die Logik der politischen Ereignisse im gegenwärtigen 
AugenblickdieNotwendigkeit desrevolutionären Kampfes 
für die konstituierende Versammlung — das einzige und mit 
unbegrenzter Macht ausgestattete Organ des Volkswillens — den breiten Volks- 
massen besonders nachdrücklich vor Augen hält — 

erblickt der siebente Parteitag des »Bundese die nächste Aufgabe 
der Sozialdemokratie im gegenwärtigen politischen Moment darin, 
daß sie, sich auf das ununterbrochene Anschwellen der revolutionären Wogen 
stützend, welches in der stets wachsenden Agrarbewegung, in den Militärmeuten 
und in der fortwährenden Gärung der Arbeitermassen seinen Ausdruck findet, 
die Losung der konstituierenden Versammlung in den 
Mittelpunkt der ganzen Agitation und Propaganda stellt, zum Kampfe für die 
Verwirklichung dieser Losung die breiten Volksmassen organisiert und in ihnen 
das Bewußtsein erweckt, daß diese Verwirklichung ohne siegreiche Volkserhe- 
bung unmöglich ist. 

In fernerer Erwägung, daß die erste Duma, die der Mittelpunkt der 
Aufmerksamkeit und der Hoffnungen des Volkes und eine allrussische Tribüne 
für die politische Erziehung der Massen war, die Rolle eines revolutionären Zen- 
trums im Kampfe des Volkes nicht gespielt hatte und nicht hatte spielen können, 
da breite Schichten des Volkes, welche zum ersten Male ihre Auserwählten in eine 
Vertretung für den ganzen Staat schickten, während der Wahlen und während 
der ganzen Existenz der Duma vom Glauben beseelt waren, daß es seinen Ver- 
tretern möglich sein werde, durch friedliche parlamentarische Arbeit die dringen- 
den Volksbedürfnisse zu befriedigen; 

daß dieser Glaube einerseits die revolutionäre Selbsttätigkeit des Volkes 
gelähmt und andererseits den Boden für die Bildung einer »kadettischen« Mehr- 
heit gebildet hat, welche bewußt diesem Glauben des Volkes Vorschub leistete 
und allen Versuchen der linken Dumaelemente entgegenwirkte, die Volksmassen 
um die Duma zu Organisieren; 

daß die politische Lehre, welche das Volk aus der Geschichte der ersten 
Duma und besonders aus ihrer Auflösung geschöpft hat, ihm die Machtlosigkeit 
einer nicht durch revolutionäre Tätigkeit des Volkes unterstützten Duma klar 
zeigt, es auf revolutionäre Bahnen drängt und den Boden vorbereitet für eine 
neue Anschauung über die Duma als eine der Waffen des Volkes in seinem revo- 
Jutionären Kampfe um Macht — 

erkennt der siebente Parteitag des »Bundes« an, 

daß diese Veränderung in der Stimmung und in den Anschauungen breiter 
Volksmassen, die sich in den Ergebnissen der Wahlen und in dem Verhalten des 
Volkes während der Dumatätigkeit widerspiegeln wird, Bedingungen schafft, 
weiche dr Umwandlung der Duma in einen Stützpunkt 
der Revolution günstig sind, und daß sie der Sozialdemokratie 
die Möglichkeit bietet, wenn keine äußeren Umstände ihre Teilnahme an den 
Wahlen, als einer selbständigen Partei des Proletariats, verhindern, an der 
Wahlkampagne teilzunehmen, ohne mit der Stimmung breiter 
Volksmassen in Konflikt zu geraten, und den liberalen Aufrufen zu friedlichen 
Kampfesmethoden die Losung des revolutionären Kampfes 
für die konstituierende Versammlung entgegenzustellen.« 


3. Ueber den Partisanenkampf. 


In Erwägung, daß der sogenannte Partisanenkampf nicht imstande ist, eine 
einigermaßen bedeutende Desorganisation des Regierungsmechanismus herbeizu- 
fuhren; 
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daß dieser Kampf, wenn er in das System der taktischen Methoden der sozial- 
demokratischen Partei aufgenommen wird, ihre Kräfte und Mittel aufs äußerste 
anspannt, ihre tatkräftigsten Elemente vom Massenkampf des Proletariats los- 
reißt, sie auf die Bahn politischer Abenteuer drängt und auf diese Weise die prole- 
tarische Partei bedeutend desorganisiert und demoralisiert, die unvermeidliche 
Verschärfung der Regierungsrepressalien zur Folge hat und dadurch der Massen- 
arbeit schwer zu überwindende Hiydernisse in den Weg legt; 

daß die Folgen dieses Kampfes mit ihrer ganzen Last auf die breiten Schichten 
der Bevölkerung fallen und in ihr eine feindselige Stimmung gegenüber den 
Revolutionären hervorrufen; 

daß die mit dieser Form des Kampfes unvermeidlich verbundenen Ueber- 
fälle auf die Soldaten die Armee gegen die revolutionäre Bewegung aufreizen und 
auf diese Weise aufs schwerste eine weitergehende revolutionäre Arbeit im Heere 
hemmen; — spricht sich der siebente Parteitag des »Bundese gegen die Er- 
klärung des Partisanenkampfes zu einem taktischen Mittel der sozialdemokrati- 
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ı. Bibliographien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


Diehl, Karl und Mombert, Paul: Ausgewählte 
Lesestücke zum Studium der politischen Oeko- 
nomre. I. Band: Zur Lehre vom Geld. Zweite umgearbeitete 
und erweiterte Auflage. Karlsruhe i. B. 1912. G. Braun. X. 214 S. 
geb. M. 2.60. 

In dem Umstande, daß die erste Auflage der vorliegenden Samm- 
lung von ausgewählten Stücken zum Studium der Geldtheorie schon 
ın der kurzen Zeit von kaum zwei Jahren vergriffen war, ist ein er- 
freuliches und zugleich ein unerfreuliches Symptom zu erblicken. Ein 
erfreuliches, weil es zeigt, daß das Interesse der Studenten sich neuer- 
dings den theoretischen Problemen der Nationalökonomie zuzuwenden 
beginnt, ein unerfreuliches, weil es uns auch zugleich deutlich zum 
Bewußtsein bringt, daß das wieder erwachende Interesse an theo- 
retischer Forschung sich vorläufig nur auf das Studium älterer Schrift- 
steller beschränkt und die Leistungen der neueren Theoretiker kaum 
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berücksichtigt. Das zeigt auch das kurze Verzeichnis empfehlens- 
werter Schriften zum Weiterstudium, welches dem Werkchen ange- 
schlossen ist; in dieser Aufzählung fehlen u. a. die Namen Menger, 
Walras, Irving Fisher und Kinley. 

Die neue Auflage unterscheidet sich von der ersten Auflage dadurch, 
daß an Stelle der einzelnen Einleitungen zu jedem Schriftsteller eine 
zusammenhängende Einleitung über alle Schriften, die von Karl Diehl 
verfaßt wurden, getreten ist. Auch die Auswahl der aufgenommenen 
Stücke ist eine andere. Mill wurde fortgelassen und dafür Knies und 
Knapp aufgenommen. 

Die Herausgeber kündigen in der Vorrede ihre Absicht an, dieses 
Bändchen demnächst durch ein zweites, welches unter dem Titel 
»Zur Lehre von den Währungssystemen, zum Kredit-, Papiergeld- 
und Banknotenwesen« weitere Abhandlungen zum dGeldproblem 
bringen wird, zu ergänzen. Zweifellos wird auch dieses Bändchen der 
Sammlung sich die gleiche Beliebtheit erwerben wie die schon er- 
schienenen. (Mises.) 


Stammhammer, Josef: Bibliographie der Sozial- 
politik. Bd. II, enthaltend die Literatur von 
1895—1gII und Ergänzungen zu Bd. I. Jena 1912, 
G. Fischer. VI und 881 S. gr. 8°. M. 30.—. 

Bibliographie als Selbstzweck, als bloße Betätigung der Sammel- 
leidenschaft ist um kein Haar geistvoller, als Markensammeln, Pfeifen- 
köpfesammeln oder überhaupt jedes Sammeln, das nicht einem 
wissenschaftlichen oder ästhetischen Zweck dient. So sehr man sich 
auch dagegen wehrt: bei der Durchsicht jedes neuen Bandes der 
Stammhammerschen Bibliographien wird die Freude über das neue 
Hilfsmittel der gesellschaftswissenschaftlichen Arbeit sehr bald ver- 
drängt durch das Gefühl, dem Verf. habe es sich beinahe mehr darum 
gehandelt, die anderen Sammler zu überbieten, als ein brauchbares 
Werkzeug der Forschung zu schaffen. Was könnte alles auf 55 Druck- 
bogen geleistet werden! Welchen Nutzen könnten Forscher und 
Praktiker von 25 000 Titeln haben, sorgfältig ausgewählt, genau 
und ausreichend, beschrieben, nach einheitlichen Grundsätzen klassifi- 
ziert! Jeden neuen Band von Stammhammer nimmt man in der 
Hoffnung zur Hand: endlich wird er doch seine zahlreichen Kritiker, 
die es an Wohlwollen gewiß nicht fehlen ließen, gehört und erhört 
haben. Und bei der hundertsten Seite muß man sich wieder geärgert 
sagen: Markensammlerei! 

Soll man die Sache wieder mit dem gewohnten und gewiß sehr 
verdienten Lob abtun? Selbstverständlich zeugt der Band von sel- 
tenem Fleiß, von einziger Ausdauer. Aber: darf es ungerügt bleiben, 
daß Stammhammer sich weiter nicht um die allgemein anerkannten 
und im Bewußtsein feststehenden Begriffe und Grenzen des jeweils 
bearbeiteten Stoffes kümmert? Sein Buch soll doch denjenigen 
dienen, die sich mit Sozialpolitik beschäftigen, Sozialpolıtiker oder 
Forscher der Sozialpolitik heißen, sich selbst also, sozusagen, inner- 
halb fester Grenzen gebannt haben. Soll man sich weiter mit Stich- 
worten plagen, die keiner, ja gar keiner wissenschaftlichen Terminolo- 
gie Rechnung tragen, analoges zerreißen, auseinandergehörendes 
durcheinanderwerfen, in einem Stadium der bibliographischen Arbeit, 
wo amerikanische und englische Bibliographen (vgl. die Subject 
headings der Library of Congress und der American Library Associa- 
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tion) alleın der Feststellung der gebräuchlichsten und geläufigsten 
Schlagwörter und der nötigen Verweisungen ganze Bände widmen’? 
Wo bleibt die Rücksicht auf die Oekonomie der Arbeit, wenn das 
mechanischeste, also notwendig ökonomischeste Katalogsystem sich 
darın gefällt, dem Sucher Rätsel aufzugeben? Und ist es bei einer 
solch unbestimmten und willkürlichen Grenzziehung und Gruppie- 
rung anders möglich, als daß die selbstverständlichsten Begriffe 
einer Disziplin durchaus fehlen oder in der Unordnung verloren gehen ? 
Und daß andere ganz unzureichend vertreten sind? 

Wir haben nicht den ganzen Buchstaben A des massigen Werkes, 
nahezu 200 Seiten, durchgesehen und wollen zur Bekräftigung des 
vorausgehenden einige Beispiele anführen. 

I. Gegen die konventionelle Begriifsbestimmung der Sozialpolitik 
verstoßen die folgenden Artikel: Agrarpolitik, Agrarfirage im Alter- 
tum; bei der Suche nach dem Schlagwort: Arbeitgeberverbände 
stoßen wir auf das nicht hergehörige: Unternehmerverbände, wor- 
unter die Kartelle und Trusts zu verstehen sind; ferner auf: Unlau- 
terer Wettbewerb usw. 

2. Zumindest ungewohnt sind die folgenden Stichworte: Ar- 
beiterbeschäftigung statt Notstandsarbeiten oder einfach Arbeits- 
losıgkeit, Arbeit der Frauen statt Frauenarbeit, Arbeit der Kinder 
statt Kinderarbeit, Arbeiterstädte statt Gartenstädte, Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer statt Arbeitsverhältnis; unter Arbeitslohn finden 
sich folgende Unterabteilungen: Einflüsse, dann: Theorie. Es heißt: 
Arbeitereinwanderung, aber dann bloß: Auswanderung USW. 

3. Verweisungen fehlen bei folgenden Stichwörtern: bei Arbeiter- 
ausschüsse auf Wohlfahrtseinrichtungen; Arbeitereinwanderung auf 
Arbeitslosigkeit, Auswanderung; Arbeiterkolonien auf Arbeitslosig- 
keit, Wohlfahrtspflege; Akkordarbeit auf Lohnabzahlungsmethoden, 
Arbeitslohn, Stückarbeit; Arbeitskammern auf Arbeitersekretariate, 
Arbeiterausschüsse: Arbeiterfrauen auf Arbeit der Frauen, Ar beits- 
zwang auf Arbeitshäuser usw. 

4. Der zufälligen Terminologie der Verfasser folgend sind folgende 
Begriffe unnötiger rweise unter zwei oder mehr Stichworte verteilt 


oder durcheinandergeworfen: Ackerbaukolonien — Arbeiterkolonien, 
Arbeiterhaushalt — Haushaltung, Akkordarbeit — Stückarbeit, 
Agrarpolitik — Grundbesitz, Arpeiterwohnungen — Wohnungsfrage 
usw. 


5. Dagegen fehlen wichtige Stichworte, wie Arbeit, Arbeitgeber- 
verbände, Jugendliche Arbeiter, Lohnschutz usw. 

6. Ganz unzureichend ist das Material unter: Arbeitsleistung, 
2 Titel, davon der eine nicht hergehörig; Asvlhäuser, 4 Titel usw. 

7. Diese Unklarheiten der Begritisfassung und Klassifizierung 
müssen sich selbstverständlich bei “jedem Stichwort äußern, indem 
unzählige Titel falsch eingeteilt sind. Wir a aufs Geratewohl 
heraus: S. 69: Staatlicher Kinderschutz in Un garn unter Arbeit 
der Kinder; die ganze small holding, coin de terre etc. Bewegung 
unter Grundbesitz, statt unter Ärbeitergrundbesitz (wenn man schon 
diesen Terminus beibehält); S. 163: Théophile, Les cahiers de P’ouvrier, 
unter Arbeitsbuch ; ebenda: von 24 Titeln unter Arbeitshäuser gehören 
3 zu Arbeiterwohnungen. I zu Arbeiterkammern; dagegen findet man 
S. 255 unter Armenh; äuser die Rowtonhouses, die Divellines of the 
poor etc.; S. 213 Arbeitsministerium, 9 Titel: davon 3 von Harrison 
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über John Burns’ Ministerschaft, dann: Ward, Social ministry (!); 
S. 231 Arbeitsschule, eine ganze Reihe Titel über Fortbildungs- 
und Fachschulwesen; S. 749 unter Unternehmerverbände in Eng- 
land die Literatur der Trustee und Trust Companies; S. 750 Unter- 
nehmerverbände in Frankreich alle Titel, in denen das Wort syndicat 
vorkommt, also: Albert, Le syndicat; associations et coalitions des 
fonctionnaires; Bardou, De la capacité commerciale des syndicats 
agricoles; Barthou, L’action syndicale; derselbe, Le syndicat obli- 
gatoire; Bouglé, Syndicalisme et démocratie (!); Sagnier, Le syndi- 
calisme devant la République (!) und noch weitere 6 ähnliche Titel 
mit den Kartellen und Trusts zusammen. 

8. Schließlich muß es zum hundertsten Male wiederholt werden, 
daß jede Angabe der Seitenzahl auch weiter fehlt, damit also auch 
die wichtigste Handhabe zur Beurteilung und Wertung eines Titels. 
Wie soll man wissen, wenn man es nicht gerade mit einem bekannten 
Autor zu tun hat, ob es sich um einen Band von 800 Seiten oder um 
ein Hefitchen von 16 handelt? 


x* x 
* 


Es geht nicht anders: man muß es aufgeben, sich mit Stamm- 
hammer kritisch zu beschäftigen. Man nimmt fürderhin zur Kennt- 
nis, daß ein neuer Band erschienen ist, man kauft ihn, weil er doch 
Titel, die man brauchen kann, enthält, man benutzt ıhn, wenn man 
für die Spezialfrage keinen besseren hat (ich für mein Teil ziehe Sassen- 
bachs kleines Büchlein, ergänzt durch der Fabian Society What to 
read und der Congress Library Select lists vor), sagt sich aber resigniert: 
vielleicht kommt ein anderer Verleger, der sich nicht damit begnügt, 
etwas herauszugeben, bloß weil es die Konkurrenz nicht hat (denn 
nicht jeden Tag findet sıch ein Mann mit diesem hartnäckigen Fleiß), 
sondern auch darauf schaut, daß es so gut ist, als es nur sein kann. 
Stammhammers Bibliographien mögen eine außerordentliche Arbeits- 
leistung enthalten und ein guter Geschäftsartikel sein; verglichen 
mit amerikanischen und englischen und auch vielen deutschen Biblio- 
graphien ist man versucht, auf sie das Made in Germany 
anzuwenden in dem Sinne, wie es vor einer Generation in England 
gebraucht wurde: viel, billig, aber schlecht. Es tut einem sehr leid, 
dies sagen zu müssen. (Erwin Szabó.) 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Ferrero Guglielmo: Fraıi due Mondi. Milano 1913. 
Fratelli Treves. 430 Seiten. 5 Lire. 

Ein merkwürdiges Buch, das uns den Autor von einer ganz neuen 
Seite gibt. Ferrero ist uns in seinen Schriften nacheinander als 
Anthropologe, als Soziologe und als Althistoriker entgegengetreten. 
In diesem seinem neuesten Werk, das in Anlehnung an griechische 
Vorbilder aus dem Altertum in Dialogform geschrieben ist, versucht 
sich der geschmeidige, der Genialität nicht entbehrende Schrift- 
steller in philosophischen Attituden. Wir schrieben ausdrücklich und 
mit Vorbedacht Attituden. Denn es ist ein buntes Durcheinander 
von Problemen und Problemteilen, die hier in Angriff genommen und 
nach kurzer, bisweilen schlagender, oft auch wieder schiefer Beleuch- 
tung wieder verlassen werden, ohne daß das Resultat sich anders als 
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in einer philosophierenden Resignation und Müdigkeit darstellt. Die 
Quintessenz des Werkes ıst die Grenztheorie, die Ferrero seiner 
Lieblingsperson, dem Dr. Rossetti, in den Mund legt: »Man darf 
nie etwas ganz wollen, weder die ganze Schönheit, noch die ganze 
Wahrheit, noch den ganzen Reichtum. Wir müssen uns vielmehr 
beschränken, weil wir selbst beschränkt sind. Was uns Schranken 
setzt, das ist der Wille, nicht der Einzelwille, sondern der große 
Wille der Völker und der Zivilisation. Also soll man sich nicht ängsti- 
gen lassen, sondern sein Werk mit Eifer und Gewissenhaftigkeit tun 
und das Weitere abwarten. Eines Tages wird der Akt des Willens 
unerwartet über uns kommen«. Außer dieser Lebensweisheit gibt uns 
Ferrero eine große Reihe von Sentenzen und Aussprüchen, von denen 
wir sehr viele schon früher gelesen haben, einige aber zum Nachdenken 
anregen, wenn sie auch nichts Unerhörtes bieten. Darunter fällt 
manches Paradoxon, vor dessen ausschweifender Kühnheit man sprach- 
los bleibt, wie der folgende Ausspruch: Der Ueberfluß der Güter ist 
so groß, daß bei ihrer Verteilung auf jeden mehr als verdient entfällt. 
Auf die Schulphilosophie wie auf die deutsche Philosophie im beson- 
deren regnet es manches bissige Wort, ohne daß der Leser recht die 
Quelle des Zorns gewahr wird. Es sind im ganzen ziemlich sub- 
jektive Behauptungen, die dem Leser an den Kopf geschleudert wer- 
den, und dabei so viel Spott und Hohn, daß der Leser selbst bei 
den überaus häufigen Stellen, an denen der Verfasser die Blasiert- 
heit seiner Hauptthese verläßt und warme, von Energie und Be- 
geisterungsfähigkeit Zeugnis ablegende Töne anschlägt, schier un- 
gläubig bleibt. Wo der Autor ihm sehr am Herzen liegende Kul- 
turwerte, wie den der französischen Hauptstadt, ın das richtige 
Licht rückt, wirkt er unmittelbar überzeugend und menschlich. 

Im Mittelpunkt der soziologischen Betrachtungen des Autors steht, 
wie es bereits im Titel des Buches zum Ausdruck gelangt, der groß- 
angelegte Vergleich zwischen dem \Vesen der alten und dem der neuen 
Welt. Erstere wird von ihm als qualitative, letztere als quantitative 
Kultur erklärt (p. 372 ff.). Die Gegenüberstellung, die Ferrero selbst 
keineswegs als absolut verstanden haben will — er hebt sehr mit Recht 
hervor, wie sehr die Quantitätswerte ein Derivat der mit der fran- 
zösischen Revolution über Europa selbst hereingebrochenen Aera der 
Demokratie seien — ist nicht erschöpfend, gibt aber den Fundamen- 
talunterschied der psychologischen Atmosphäre in den beiden Hemi- 
sphären in großen Umrissen richtig an. Das amerikanische Wesen 
überrascht in der Tat durch die anders als in Europa gerichtete 
Weltanschauung. In der Beurteilung von Menschen begeht der 
Amerikaner, der Argentinier wie der Yankee, leicht eine Verwechslung 
oder vielmehr eine Gleichsetzung der beiden Begriffe Quantität und 
Qualität, die der Europäer, wenigstens der gebildete, streng aus- 
einanderzuhalten bestrebt ist. Der Amerikaner ist leicht geneigt, 
die Qualität eines Menschen aus der Summe von Quantitäten, die 
er aufweist, zu berechnen. In Europa gilt, wenn auch in vielfachen, 
bisweilen national bestimmten Abgliederungen, Tradition, Wissen, 
Persönlichkeit, Lebensart; in Amerika ist die gesellschaftliche Ach- 
tung, die, wenn er nicht gerade ein »Untier« ist, der Hunderttausend- 
dollarmann in der öffentlichen Meinung genießt, größer als die des 
Neunzigtausenddollarmannes. Es ist wahr, Amerika hat in Wissen- 
schaft und Kunst wenig oder nichts zustande gebracht. Sein ganzes 
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Sinnen und Trachten ist auf einen Ton gestimmt: Gelderwerb. 
Vielleicht ist die Erklärung richtig, die bereits Alexis de Tocqueville 
von dem unkünstlerischen Sinn der Amerikaner gab, indem er ıhn 
als die Folgeerscheinung einer Art von Arbeitsteilung darstellte, die 
zwischen Europa und Amerika besteht: die Europäer arbeiten, wäh- 
rend die Amerikaner den Acker bauen und Urwälder urbar machen, 
wissenschaftliche, künstlerische etc. Lebenswerte für die ganze Welt 
aus. So habe Amerika nicht nötig, seinen Sinn auf die Qualität zu 
stellen (vgl. De la Démocratie en Amérique. Seconde Partie. Vol. I, 
54 Paris 1840, Gosselin). Daher, aus der geringen Kompetenz, 
der Unfähigkeit der Amerikaner, die ihnen von Europa übersandten 
Massen Wissen und Kunst zu sichten und auf ihren Wert oder Un- 
wert hin zu untersuchen, jene Ueberschwemmung der Neuen Welt 
mit geraden wie ungeraden Geisteserzeugnissen der Kultur, von der 
auch Ferrero zu berichten weiß. Dazu kommt wohl noch zweierlei, 
was Ferrero nicht erwähnt: die Kontaktlosigkeit der echten Ameri- 
kaner als von Europa losgelöster europäischer Bevölkerungsteile 
mit ihrer neuen Heimat, deren Kulturwerte sie erst zerstören muß- 
ten (Peru, Mexiko), um sich häuslich niederlassen zu können, und 
das Hereinbrechen der kapitalistischen Aera mit ihrer raschen Um- 
wandlung der Farmer in Fabrikarbeiter über sie, die eben erst die 
notwendigste Pionierarbeit vollbracht hatten, und ehe ihnen also die 
Zeit dazu vergönnt gewesen war, Philosophie und Philharmonie zu 
studieren. (R. M.) 


a 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


4. Sozialismus. 


Grunwald, Max: Zur Einführung in Marx Ka 
pital. Dresden 1912, Kaden & Co., 35 Seiten, brosch. 40 PÍ. 

Wertvoll ist diese Broschüre da, wo Veri. andere zu Wort kom- 
men läßt. So druckt er im Anhang die Besprechungen des ersten 
Bandes des »Kapitals« von Engels "und Joseph Diet a aus dem 
»Demokratischen Wochenblatt« (1868 Nr. 12, 13, 31 ff) a die noch 
heute äußerst lesenswert sind. Zu billigen ıst auch die Wiedergabe 
eines Briefes von Engels an Viktor Adler, in dem eine Anleitung zum 
Studium des zweiten und dritten Bandes gegeben wird. (Zuerst ab- 
gedruckt im Wiener »Kampt«, März 1908.) "Der Abschnitt über Marx- 
literatur enthält, wenn auch Ausstellungen wegen der berücksichtigten 
Literatur zu machen sind — es fehlt z. B. das Buch von L. B. Boudin 
und anderes mehr — einige Tingerzeise. Was der Verf. sonst an 
FKigenem »zur Lintührung« "bringt, ist leider ganz wertlos. 

(Alfred Hoppe.) 
Walling, William English: Socialism as it is 
New-York 1912, The Macmillan Co., 452 S. 

Das Buch von Walling bietet eine Kritik des reformistischen 
Sozialismus vom Standpunkt der neuerdings in England und Amerika 
populär gewordenen Propaganda der Tat, "die mit dem französıschen 
Syndikalısmus geistig verwandt ist, dabei aber den Vorzug hat, dab 
die wirtschaftliche und sozialpohtische Entwicklung der anglo-sächsi- 
schen Länder, insbesondere Englands, ein klareres und drastischeres 
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Bild darstellt und dem Sozial-Revolutionär seine Stellungnahme 
und theoretische Begründung erleichtert. 

Der Verfasser versteht unter dem Sozialismus »die organisierte 
sozialistische Bewegung«, die sich in Taten äußert und einen revolutio- 
nären Ausgang zur Folge haben muß. Die Eroberung der Macht im 
Staate hält er für die Tagesaufgabe der Bewegung. Von diesen Ge- 
sichtspunkten betrachtet er die reiormistischen Bewegungen im 
Sozialismus und behauptet, daß die Reformen, die Entwicklungs- 
Stadien des Kapitalismus sind, den reformistischen Sozialisten als 
Entwicklungsstadien des Sozialismus erscheinen, daß sämtliche 
Sozialreformen der Neuzeit zur Stärkung des Kapitalismus gereichen 
und das Ziel der Bewegung, insofern sie von Staats-Munizipal, resp. 
reformistischen Sozialisten geführt wird, vom Sozialismus zum »Sozia- 
Iistischen Kapitalismus« verschoben wird. Der »Sozialistische Kapi- 
talismus« beruht auf der Vorherrschaft des Kleinbürgertums, der 
kleinen Kapitalisten, die in England und Amerika durch die Demo- 
kratie sich ans politische Ruder emporgeschwungen haben. 

Das Programm des kleinbürgerlichen Sozialismus bezweckt eine 
Verstaatlichung der stark konzentrierten Industriezweige einerseits, 
soziale Reformen andererseits. Die Durchführung dieses Programms 
hat zur Folge eine »Läuterung« resp. Kräftigung und Vererbung des 
Kapitalismus. Diese Tendenz wird von den Reformisten im Schlag- 
wort »erhöhte soziale (national) Leistungsfähigkeit« (efficiency) zu- 
sammengefaßt. Besonders klar tritt der kleinbürgerliche Charakter der 
Bewegung in der Agrarfrage hervor; Nationalisation des Bodens, 
Bekämpfung des Großgrundbesitzes und Begünstigung der agrarischen 
Kleinwirtschaft werden heute von den reformistischen Sozialisten 
angestrebt. 

Der Verfasser zeigt mit großer Sachkenntnis, wie sich der klein- 
bürgerliche Sozialismus in der Praxis und Theorie der Sozialisten 
verschiedener Länder verkörpert. Die Bewegungen unter der Füh- 
rung von Bernstein, Jaures, der Arbeiterpartei Englands in Verbin- 
dung mit Lloyd George und Genossen, Vandervelde, Turati und den 
amerikanischen »Insurgenten« arbeiten mit großem Eifer in der 
Richtung des »Sozialistischen Kapitalismus« Ihr Schlagwort ist 
seine jede wirkliche Reform ist Sozialismus«. »Ihr wie ?« ist beantwortet 
durch »mehr Demokratie und mehr Kollektivismus«, ihr »wie schnell ?« 
durch »sehr Jangsam«. 

Der radikale Sozialismus, der Sozialismus der Tat dagegen 
ist als soziale Bewegung der entgegengesetzte Pol zum »Staatssozialis- 
mus«, als soziale Methode der entgegengesetzte Pol zum »Opportunis- 
mus« Der Staatssozialismus oder kollektivistische Kapitalismus 
erscheint dem Verf. als »erster Schritt« auf dem Wege zum Sozialismus, 
die sozialistische Regierung, sagt er, wird die Bekämpfung des kollek- 
tivistischen Kapitalismus zur Aufgabe haben, wobei als erste Maß- 
nahmen: ı. Erhöhung der Löhne in höherem Maße und schnelle- 
rem Tempo, als die Erhöhung des gesamten Reichtums der Gesell- 
schaft und 2. eine derartige Erziehung und Bildung des Volkes, daß 
alle verantwortlichen, resp. führenden Stellungen im wirtschaftlichen 
und politischen Leben von Mitgliedern der nicht-kapitalistischen Klas- 
sen gefüllt werden könnten erscheinen. Dem Schlagwort der klein- 
bürgerlichen Sozialisten »der sozialen Leistungsfähigkeit« wird das 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 1. 17 
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Schlagwort »der Gleichheit der Möglichkeiten« »equality of oppor- 
tunity« entgegengehalten. 

Die Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden Richtungen 
hält der Verfasser für »tief wenn nicht unversöhnlich, besonders in 
der Taktik, d. h. auf praktischem Boden«. Er ist bestrebt, die Theorie 
und Praxis der deutschen »Radikalen« und der französischen Syndi- 
kalisten zu einer höheren revolutionären Synthese zu gestalten. Er 
schließt sich Kautsky in seiner Kritik der Reformisten an und nur 
in der Agrarfrage wendet er sich gegen die Marxisten und erklärt, 
jedoch ohne eine gründliche Beweisführung, »den Gegensatz zwischen 
Arbeiter und Bauer für künstliche Im Syndikalismus erblickt der 
Verf. die echte sozialistische Bewegung, die ihrem Geiste, sowie ihrer 
sozial-politischen Stellungnahme nach über die herrschenden »kapi- 
talistisch sozialistischen Bewegungen« hinausschießt und in »der Tat« 
der Gewerkschaften einen gewaltigen Hebel zur Sozialisierung des 
gesamten Wirtschaftslebens in den Händen hält. 

(L. Pumpiansky.) 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Fisher, Prof. Irvıng: A remedy [or the rising cost 
of living. American Economic Review. Märzheft 1913, Sup- 
plement. 

Im Supplement zum Märzheft der »American Economic Review« 
finden wir unter dem Titel: » A remedy for the rising 
cost of living« einen sehr bemerkenswerten Vorschlag zur 
künstlichen Regulierung der Kaufkraft des Geldes — und damit des 
allgemeinen Preisniveaus aus der Feder Prof. Irving Fishers. 
Schon vor drei Monaten hatte der Verfasser von »The Purcha- 
sing Power of Money« seinen Vorschlag in einem Vortrag 
auf dem International Congress of Chambers of Commerce in kurzen 
Worten skizziert (siehe »Economic Journal«, Januar 1913), wurde aber 
nach seinen eigenen Worten in der Folge so oft mißverstanden, daß 
er sich heute zu einer ausführlichen Darlegung seines Projekts genötigt 
sieht. 

Dessen Interesse wird dadurch noch wesentlich erhöht, daß, 
wie behauptet wird, der neue Bundespräsident W. Wilson dem Plan 
seine Sympathien entgegenbringt, und daß er von den in »I['he Purcha- 
sing Power« selbst geforderten Teuerungsmaßnahmen radikal ab- 
weicht. 

»Meine Absicht« — schreibt Fisher in seiner neuesten Ausführung 
— »ist die, de Stabilisierung des Dollars als eine mög- 
liche Abhilfe gegen die Schäden der Teuerung vorzuschlagen. Ich be- 
streite die Bedeutung anderer Hilfsmittel nicht und habe nicht den 
Anspruch, ein Universalheilmittel gegen alle die mit der Lebens- 
verteuerung verbundenen Uebel gefunden zu haben«. 

Der Plan ist ın Kürze der, eine auf den Durchschnitt einer großen 
Zahl von Güterpreisen gestützte Kaufkrafteinheit an Stelle 
des Dollars zu setzen und den Goldgehalt dieses neuen »Dollars« je 
nach den Schwankungen der Kaufkraft zu modifizieren. \Wertmesser 
ist nicht das Gold, sondern ein »Multiple Standard« von Gütern, 
die »nicht effektiv ausgetauscht, sondern durch ein variables Gewicht 
Gold vertreten werden.« 
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Je leichter der Golddollar, schreibt der Verf., um so geringer seine 
Kaufkraft und um so größer alle Preise. Je schwerer der Dollar, um so 
größer seine Kaufkratt und um so niedriger die Preisskala. Gelingt 
es uns nun, das Gewicht jedes Dollars um ebensoviele Grains zu 
vermehren, als nötig ist, um seinen jeweiligen Verlust an Kaufkraft 
aufzuwiegen, und im umgekehrten Falle entsprechend zu verringern, 
so haben wir den idealen compensated dollar, die absolut 
unveränderliche Werteinheit gefunden. 

»Heute haben wir einen Dollar mit festem Gewicht, aber ver- 
änderlicher Kaufkraft, nach meinem Plan erhielten wir einen solchen 
von veränderlichem Gewicht, aber von fixer Kauikraft.« 

»Wie ist es aber möglich, einen Dollar mit veränderlichem Gold- 
gehalt zu haben, ohne daß wir alles Gold fortwährend umprägen 
müssen? Und wie können wir jederzeit seinen erforderlichen Gold- 
gehalt ermitteln, ohne seine Bestimmung der Willkür einer politischen 
Körperschaft auszuliefern ?« 

Die erstere dieser Fragen wäre gelöst, wenn — wie es in den Verei- 
nigten Staaten annähernd der Fallsein soll! — garkeine Goldmünzen, 
sondern nur noch »Gold certificates« zirkulierten ... Anstatt Gold- 
scheine zum festen Preise von 25,8 grains Rohgold auszugeben und 
wieder einzuziehen, brauchte die Regierung nur diese selbe Operation 
zu einem veränderlichen Rate vorzunehmen. Nimmt die 
Kaufkraft des Goldes beispielsweise um 1% ab, so müßte die gegen 
einen Dollarschein auszutauschende Metallmenge um 1%, also von 25,8 
auf 26,058 grains erhöht werden, und umgekehrt, wenn die Kaufkraft 
steigt. Die Regierung würde nach wie vor Goldmetall vom Gold- 
sucher kaufen und an den Goldschmied verkaufen, aber nicht mehr 
zum fixen Preis von I Dollar per 25,8 grains, sondern bald teurer, bald 
billiger, in einem vierteljährlich neu zu bestimmenden Verhältnis. 

Die Bestimmung der jeweiligen Kaufkraft des Geldes auf Grund 
eines Indexsystems soll nach Fisher zu keinerlei politischen Bedenken 
Anlaß geben, da es sich um bloße mechanische Commis-Arbeit, um 
»merely clerical matter« handle. Die Notwendigkeit einer vollwertigen 
Goldmünze bestreitet er. Zum Gold-Exchange-Standard genügt es, 
daß die Dollarscheine gegen Rohgeld austauschbar bleiben. Die 
jetzigen Golddollars bleiben in Zirkulation, »aber nicht als vollwertige 
Münze, sondern gleich Papier und Scheidemünzen als »auf Gold ge- 
druckte Anweisungen«. 

Der Hypothese, daß das Preisniveau wieder einmal unter 
seinen heutigen Stand sinken könnte, schenkt Fisher im Vertrauen 
auf eine fortwährende Teuerung wenig Aufmerksamkeit. Seines Er- 
messens genügte es, für diesen unwahrscheinlichen Fall ein Umprägen 
der Goldmünzen in Aussicht zu stellen. 

Indessen leidet dieser auf den ersten Blick so verführende Vor- 
schlag doch an verschiedenen prinzipiellen Unklarheiten, die seine 
Verwirklichung zu einem sehr gewagten Experiment machen dürften. 
Nicht nur über das Fortbestehen oder die Beseitigung der Goldwährung 
laßt er uns im unklaren (der Dollar bleibt theoretisch einlösbar — 
aber im festen Vertrauen darauf, daß faktisch niemand den Tausch 
gegen Rohgold verlangen werde!), er verwechselt außerdem auf Schritt 
und Tritt zwei grundverschiedene Bedeutungen des Ausdruckes 
»Kaufikrafte, nämlich erstens die Kaulkratt, wie sie sich em- 
pirisch aus dem jeweiligen Preisindex ablesen läßt, und die Kaufkraft, 
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insoweit sie durch das Spiel von Geldangebot 
und Geldbedarf bestimmt ıst, eine nirgends rein zum 
Ausdruck kommende, dem Geld anhaftende Eigenschaft, die sıch 
in der empirischen Kaufkraft mit dem Einfluß des allgemeinen 
Güterangebots und der allgemeinen Güternach- 
trage kombiniert. 

Bemerkenswert ist auch der Widerspruch zwischen diesem Re- 
formprojekt und der in »The Purchasing Power« formulierten Geld- 
theorie. Während nach dieser die Kaufkraft des Geldes allein durch 
die fünf Größen der »Verkehrsgleichung«, nämlich durch Geldmenge, 
Depositenmenge, Umlaufsfrequenz beider und durch das »Handels- 
volumen« bestimmt ist, läuft der neue Vorschlag Fishers auf eine Ver- 
änderung des Preisniveaus bei völligem Gleichbleiben 
dieser Faktoren hinaus! Wohl soll der Goldgehalt des Dollars an das 
neue Preisniveau »angepaßt« werden, da diese Operation aber nur 
auf dem Papier stattiindet und die verfügbare Goldmenge genau 
dieselbe bleibt wie zuvor, so wird das Preisniveau modifiziert, ohne 
daBin der Geldmenge, Umlaufsgeschwindigkeit usw. eine entsprechende 
Aenderung einträte. 

Wenn wir prüfen, was für Warenpreise in den allgemeinen Preis- 
aufschlägen regelmäßig den Ton angeben, so finden wir regelmäßig 
solche Güter, die wie die Eisen, Kohlen, Baumwolle, Fleisch, Getreide 
ihren Aufschlag schon durch ihre abnorme Nachfrage rechtierti- 
gen. Da uns nichts dazu zwingt, die Summe all dieser einzelnen 
Güternachfragen als etwas konstantes zu betrachten, so wäre die 
nächstliegende Erklärung allgemeiner Preisauischläge die durch eine 
dem Angebot vorauseilende allgemeine Güternachfrage. 
Der Geldpreis aller Güter muß in der Tat als eine Relation zwischen 
Geldwert und Güterwert nicht allein von Geldnachfrage und Geld- 
angebot, sondern ebensowohl von den Schwankungen der allgemeinen 
Güternachfrage gegenüber dem allgemeinen Güterangebot abhängen. 

Sodann ist es durchaus nicht ausgeschlossen, daß — entgegen 
der Fisherschen Annahme — auch de Neubewertung der 
Güter unter sich zu einer Veränderung des allgemeinen 
Preisniveaus führe. Setzten alle Güterpreise der Veränderung den 
gleichen \Viderstand entgegen, besäßen sie alle den gleichen Grad 
von Elastizität, so könnten wir zur Not annehmen, daß jede 
Steigerung einzelner Preise durch eine proportionelle Ermäßigung 
anderer aufgewogen werde, daß dem »Allgemeinen Niveau« das von 
Fisher geforderte Beharrungsvermögen innewohne. Nun besitzen 
die Preisgruppen aber sehr verschiedene Elastizitätsgrade, die wir 
als wichtiges psvchisches Moment bei der Erklärung der Preisschwan- 
kungen mitberücksichtigen müssen. Ein Beharrungsvermögen kann 
nicht dem Durchschnitt aller Preise, sondern einzig den Einzel- 
preisen innewohnen. 

Ein nicht geringerer Fehler aller künstlichen Regulierungsvor- 
schläge ist es, daß sie sich durchweg so gebahren, als ob sie einzig 
und allein die Wertrelation zwischen dem Gold 
einerseits und der gesamten Gütermenge andererseits 
regulieren wollten, während es ihnen doch offenbar viel mehr darum 
zu tun ist, indie Bewertung der Güter unter sich 
einzugreifen. Niemand dächte daran, die »Kaufkraft« zu regulieren, 
wenn man nicht gewisse Volksklassen durch die ungleiche »Anpassung« 
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an das neue Preisniveau geschädigt glaubte! Nun fehlt es uns aber an 
jedem Anhaltspunkt, um zu bestimmen, inwieweit diese wirkliche 
oder vermeintliche Schädigung wirklich von einer verzögerten Anpas- 
sung an die veränderte Kautkralt und wieweit sie von andern Ur- 
sachen, z. B. vom natürlichen Spiel von Angebot und Nachfrage 
herrührt: Nichts verbürgt uns, daß ein gewaltsamer Eingriff in diese 
Anpassung an sich harmlos wäre. Nur eines können wir voraussagen: 
daß nämlich das durch eine künstliche Beschleunigung der »Anpas- 
sung« erreichte neue Gleichgewicht der Preis wahrscheinlich von dem 
gewünschten weit entfernt wäre. Niemand verbürgt uns, daß, wenn 
wir eine Hälfte aller Preise künstlich an ein ideelles »allgemeines 
Niveau« anpassen, die andern unverändert bleiben! Höchstwahr- 
scheinlich würde ihr Aufschlag nur noch beschleunigt, und 
zwischen den vorauseilenden und den künstlich vangepaßten« Preisen 
entspänne sich eine wilde Jagd, die nur damit enden könnte, daß 
die künstlich in die Höhe getriebenen Nachzügler unter ihr nominelles 
Niveau zurückfielen. 

Fast unglaublich ist es zu sehen, wie der Fishersche Regulierungs- 
vorschlag (nebst vielen andern) durchwegs auf der absurden Annahme 
ruht, daß das allgemeine Preisniveau im Falle einer gewaltsamen 
Anpassung aller zurückgebliebenen Preise dasselbe bleibe! 
Nur so erklärt es sich in der Tat, wie man überhaupt von einer »An- 
passung des Dollars an die veränderte Kaufkraft« sprechen kann! — 
Ein Teil aller Preise bleibt hinter dem durch Indexziffern gemessenen 
yallgemeinen Niveau« zurück. Die Indexkommission beschließt daher, 
das Gewicht des Dollars sei im Verhältnis des durchschnittlichen 
Preisaufschlags zu erhöhen .. . Wie sehen die Urheber des Pro- 
jektes nicht, daß dieser Durchschnitt unmöglich derselbe bleiben 
kann, wenn wir eine Hälfte seiner Komponenten (alle »zurückgeblie- 
benen« Preise) künstlich an ihn anpassen? Angenommen, der durch- 
schnittliche Aufschlag habe 10%, betragen und alle gesetzlich, ver- 
traglich oder usuell fixierten Zahlungen seien auf ihrem früheren 
Niveau stehen geblieben. Nun werden sie durch Bereicherung des Gold- 
dollars um 10%, erhöht; dann kann aber der Durchschnitt aller Preise 
unmöglich auf 110%% des ursprünglichen Niveaus stehen bleiben, 
sondern er muß einen neuen Sprung machen, der alsbald einer neuen 
Anpassung ruft usf.! 

Ein noch viel entscheidender Einwand gegen Fishers Vorschlag 
aber ergibt sich aus dem widersprechenden Effekt, den er von seiner 
Anpassung auf die zurückgebliebenen und auf die — bereits ange- 
pabten oder dem Durchschnitt vorauseilenden Preise erwartet: Die 
ersteren sollen das allgemeine Niveau »einholen« . . . sollen also offen- 
bar nominell gleich bleiben. Die bereits erhühten Preise 
aber — wir denken dabei besonders an die führenden Eisen-, Kohlen-, 
Baumwolle-, Lebensmittelpreise — sollen — o Wunder! — mit 
einem Schlag unter ihr nominelles Niveau zurücksinken, und 
zwar genau um so viel, als erforderlich ist, um ihre vorherige Wert- 
relation zum Goldmetall zu bewahren .... Wer beweist uns aber, 
daß sie nicht eine Zeitlang ihrer Relation zuallenandern 
Güterpreisen treu bleiben und gleich den anzupassenden 
Nachzüglern weitersteigen werden? Wie sollen wir plötzlich alle 
fixen Lohn-, Renten- und Zinszahlungen um I oder 20, erhöhen 
können, ohne daß auch die Preise der mit ihrer Hilfe hergestellten 
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Fabrikate oder der von Arbeitern und Rentnern begehrten Gegen- 
stände entsprechend steigen ? 

Fishers These führt uns in letzter Linie auf die absurde Annahme, 
daß die Wertrelation des gelben Metalls zu den Gütern zugleich 
willkürlich veränderlich und durch unabwendbare 
Notwendigkeiten bestimmt sei: Willkürlich ıst sie hinsichtlich 
all der hinter dem allgemeinen Niveau zurückgebliebenen und daran 
yanzupassenden« Preise, notwendig prädestiniert ist es in bezug auf 
die bereits »angepaßten« oder dem Durchschnitt vorausgeeilten 
Engros-Preise, die ipso facto um so viel billiger werden sollen, 
als wir das (virtuelle) Goldgewicht des Dollars erhöhen. 

Gegenüber all diesen prinzipiellen Unmöglichkeiten ist der 
einzige bisher gegen Fisher erhobene und von ihm selbst vorher- 


gesehene Vorwurf — der der Vereitelung der Goldwäh- 
rung — fast ohne Bedeutung. Und doch welch schwerwiegende 


Bedenken muß er nicht jedem Theoretiker der Geldwirtschaft ein- 
geben! Fisher glaubt seinen Mitbürgern dadurch eine faktısche 
Papierwährung mundgerecht zu machen, daß er sich dazu 
bereit erklärt, die zukünftigen Dollarscheine nicht gegen Goldmünzen, 
wohl aber gegen einen stets wechselnden Betrag Rohgold einzu- 
tauschen. Die schon bestehenden Golddollars sollen gleich den heuti- 
gen Silbermünzen zu einer Art Scheidemünze, zu »auf Gold gedruck- 
ten Goldanweisungen« werden. Der ungemünzte Zustand des gegen 
die Scheine einzulösenden Goldes — denkt er — wird das Publikum 
davon abschrecken, diese Operation wirklich vornehmen zu lassen! 
Das Gold, das schon heute nur »ganz ausnahmsweise« an den Trans- 
aktionen teilnimmt, wird so im Handumdrehen ganz aus ihnen 
verschwinden! — Was wird aber unter dieser genialen Hypothese 
aus dr Goldwährung? Selbst abgesehen davon, daß eine 
solche ins Unendliche gesteigerte Vertretbarkeit des gelben 
Metalles nach der konsequenten Quantitätstheorie die Preise ganz 
einfach — unendlich in die Höhe treiben müßte (!) scheint der ganze 
Vorschlag daran zu scheitern, daB das Gold auihörte, eine wahre 
Münze zu sein. Denn was das Gold zur wahren Münze macht, das 
ist doch offenbar nicht nur die theoretische, juristische, sondern die 
faktische Einlösbarkeit der Goldscheine! Das Papiergeld soll 
nicht nur juristisch, sondern faktisch gegen Gold ausgetauscht werden 
können und zwar gegen gemünztes Gold, das allein den 
Geschäftsmann von einer verderblichen Immobilisierung seines Reich- 
tums und vor dem Stocken all seiner Geschäfte bewahrt! Der Ersatz 
des gemünzten Goldes durch ungemünztes bedeutet einfach einen 
Rückfall auf eine längst vergessene Wirtschaftsstufe, die prämone- 
täre, und brachte uns in den kritischen Augenblicken des Geldverkehrs 
um alle Vorteile des gemünzten Geldes. 

Man bedenke doch einmal, weshalb denn eigentlich der 
Geschäftsmann ein gegen Gold austauschbares Wertzeichen will! 
Offenbar einzig deshalb, weil er darauf vertraut, mit gemünztem Gold 
jederzeit jeden beliebigen Ankauf vornehmen zu können. Dieser 
Bedingung entspricht aber offenbar das ungemünzte Gold nicht . 
und nur deshalb würde es auch von niemandem eingelöst! Wohl ließe 
sich im normalen Geldverkehr auf diese Weise eine erhebliche Gold- 
ersparnis erzielen, aber dafür müßte die Nation grausam büßen, 
sobald im Augenblick einer Geldkrise ein Run auf die Goldvorräte 
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stattfände ... ein Run nicht mehr auf das gemünzte, sondern 
auf ds ungemünzte Gold, der als kolossale Lahmlegung des 
flüssigen Reichtums weit schwerere Folgen haben müßte, als ein rasches 
Erschöpfen der gemünzten Reserven, die wenigstens dank ihrer 
handlichen Form rasch wieder in Zirkulation treten. 

Die meisten dieser Einwände gelten — wie man leicht errät — 
nicht nur gegen den neuesten Vorschlag Fishers, sondern gegen alle 
neueren Regulierungsvorschläge der Kaufkraft. Alle ruhen auf der 
stummen Voraussetzung, daß allgemeine Preisschwankungen durchaus 
entbehrliche Störungen des Wirtschaftslebens seien und daß sich die 
durch sie bedingte Verschiebung der Einkommensverteilung leicht 
durch eine Regulierung der Geldmenge beseitigen lasse. Alle glauben 
dem Geschäftsmann durch die Fixierung des allgemeinen Preisniveaus 
einen großen Dienst zu erweisen und fragen nicht lange, ob nicht 
dieser nicht am Ende durch die damit verbundene Perturbation 
der Einzelpreise aufgewogen würde. Ist, wie wir vermuten, 
die verschiedene Anpassungsfähigkeit der einzelnen Preisgruppen 
selbst eine Ursache allgemeiner Preisbewegungen, so läßt sich 
ohne weiteres der Satz aufstellen, daß dem Geschäitsmann weit mehr 
an der Unveränderlichkeit der größtmöglıchen Zahl von 
Einzelpreisen liegt, alsan derjenigenihies Durchschnitts, 
der notgedrungen für jeden Geschäftsbetrieb und jedes individuelle 
Budget ein anderer ist. 

Die ideale Werteinheit ist also nicht die, welche für ein künst- 
lich zurechtkonstruiertes Preisniveau, sondern allein die, die für die 
Mehrzahl aller Einzelpreise konstant bleibt. Das 
trifft aber höchstwahrscheinlich für unser heutiges Geld bereits zu, 
wenigstens soweit dieses Gleichbleiben mit dem freien Spiel von 
Angebot und Nachfrage für alle Güterarten vereinbar ist. Einer 
besonderen Regulierung bedarf es dazu nicht, denn schon der heuti- 
gen Werteinheit wohnt die Tendenz inne, sich so zu bewegen, daß in 
jedem Augenblick die größtmögliche Zahl von Einzelpreisen kon- 
stant bleibt. 

Jeder gewaltsame Eingriff in die Preisbildung könnte dieses 
Beharrungsvermögen der meisten Einzelpreise — das zur Zeit noch 
die beste Gewähr für cine wenigstens relative Konstanz auch des 
allgemeinen Niveaus bildet! — nur schwächen; müßte also 
die von Fisher bekämpften Schäden der Teuerung geradezu erschweren. 
Und das gilt nicht nur von der künstlichen Anpassung eines Teils 
der Preise an ein vermeintliches »normales Niveau«, sondern auch 
von dem viel bescheideneren und harmloseren Plan Fishers (siehe 
»Purchasing Power«!), den Geschäftsmann über die Schwankungen 
der Kaufkraft aufzuklären und dazu zu bewegen, seine Ver- 
träge nicht mehr in Geld, sondern in einer direkt die »Kaufkraft« 
ausdrückenden Werteinheit abzuschließen. Fisher übersieht völlig, 
da8 der so bekämpfte Glaube an die Konstanz des Dollars in 
Wahrheit die wirksamste Gewähr für die wenigstens relative Konstanz 
ist, die der Dollar heute tatsächlich noch besitzt! Sollte es gelingen, 
dieses »Vorurteil« eines Tages wirklich zu zerstören und die Ueber- 
zeugung zu verbreiten, daß ein Dollar morgen nicht mehr ein Dollar 
sel, so ist gar nichts anderes denkbar, als daß sich der ganze Geschäfts- 
verkehr in eine allgemeine Spekulation auf den wahrscheinlichen 
morgigen Geldwert, auf die kommende »Kauikraft« verwandelte, 
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und daß diese noch zehnmal veränderlicher würde, als sie 
es heute ist. Ja, wenn es gelänge, die direkt die »Kaufkraft« aus- 
drückende Werteinheit von heute auf morgen an Stelle des Dollars 
zu setzen, so bestände wenigstens die Hoffnung, daB die meisten 
Güterarten ihr Beharrungsvermögen aus der alten unverändert in 
die neue Wertrechnung hinübernehmen werden. Daß es sich dabei 
aber um eine gefährliche Utopie handle und daß sich die ideale Wert- 
einheit bestentalls für einen Teil aller Zahlungsgeschäfte durchführen 
ließe, gibt uns der Verf. von »Ihe Purchasing Power« selber zu. — 
Wir können noch hinzufügen, daß eine Stipulierung aller Verträge 
in »Kaufkraft« nur denkbar wäre, wenn wir die anfängliche Wert- 
skala der Güter unter sich unverändert beibehalten könnten, 
da sonst die Teuerung der zum Preisaufschlag neigenden Güterarten 
innerhalb der neuen Skala fortdauern müßte! 
(W. Eggenschwyler, Turin.) 
Kinley, Prof. David: Objections to a Monetary 
Standard based on Index 'Numbers. »American 
Economic Review«, März 1913, enthält eine bemerkenswerte Kritik 
der Vorschläge Prof. J. Fishers zugunsten einer künstlichen Kauf- 
kraftregulierung. 

Die Versuche einer obrigkeitlichen Preisregulierung, bemerkt 
der Verf., sind keine Neuheit. Das ganze Ig. Jahrhundert war von 
ihnen er füllt; und die meisten der heute ungestüm verlangten »Re- 
formen« haben längst Beweise ihrer Ohnmacht abgelegt. Wir können 
sie ın vier Klassen einteilen: Erstens die wohlbekannten Versuche 
der Staaten und Gemeinden, von sich aus den Preis gewisser Markt- 
güter festzulegen, die trotz ihres hundertfachen Versagens gerade 
heute wieder üppig ins Kraut schießen; zweitens die Versuche, eine 
ewig gleiche ideale Werteinheit zu finden; drittens Verände- 
rungen des Geldstoffes nach Art des Bimetallismus, Poly- 
metallismus, Symmetallismus, die besonders in der Preisfallperiode 
von 1873 bis 95 viel Lärm machten; viertens endlich der sog. »Tabular 
Standard«, eine durch die Statistik der Indexziffern periodisch er- 
mittelte ideelle Werteinheit, ın die alle Geldzahlungen umgerechnet 
werden sollen. Als fünfte Methode endlich erwähnt Kinley den Vor- 
schlag J. Fishersin»The Purchasing Power of Moneys, 
das Preisniveau durch eine auf Grund des jeweiligen »Tabular Stand- 
ard« ermittelten Münzgebühr (seigniorage charge) künstlich auf 
derselben Höhe zu erhalten. 

Die Schwäche all dieser neueren Projekte soll darin liegen, daß 
sie nicht unterscheiden zwischen Preisbewegungen, die von Angebot 
und Nachfrage der Zahlungsmittel und solchen, die von 
Angebot und Nachfrage nach den zu kaufenden Gütern herrühren. 
Jeder »Tabular Standard« setzt in irgendeiner Form die Quanti- 

tätstheorie voraus, die alle Schwankungen der Kaufkraft von 
der Geldseite her erklärt. Allein, nichts erlaubt uns zu be- 
stimmen, inwieweit eine gegebene Steigerung des allgemeinen Preis- 
niveaus von Veränderungen in der Geldmenge herrührt und wieweit 
sie im Gegenteil einer natürlichen Verteuerung einzelner Güter zu 
verdanken ist. Mit Hilfe des Tabular Standard will man den Preis- 
durchschnitt künstlich in derselben Höhe erhalten, ohne Rücksicht 
darauf, ob seine Veränderung von der Geld- oder von der Güterseite 
her bedingt ist. Das kann aber praktisch zu verhängnisvollen Fol- 
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gen führen. Sozial schädlich und entbehrlich sind nur die von der 
Geldseite herrührenden Preisschwankungen, nicht die durch 
Angebot und Nachfrage nach den einzelnen Gütern bedingten. Eine 
wirklich »stabile \Verteinheit« wäre eine solche, die nur die von der 
Geldmenge herrührenden Schwankungen korrigierte. Der Einfluß 
von der Güterseite her soll von ıhr nicht vereitelt, sondern gemes- 
sen werden. 

Außerdem wäre eine »Anpassung« des Dollars an das allgemeine 
Preisniveau nicht ohne schwere Störungen ım Innern der Preisskala 
möglich. Wir wissen ja, daß die Elastizität der Nachfrage von Gut 
zu Gut sehr verschieden ist. Vermehren oder verringern wir die 
Geldmenge, um zu einem früheren Gleichgewicht der Preise zurück- 
zukehren, so werden sich die einen rascher, die andern langsamer 
anpassen. Daher schwere Störungen aller kaufmännischen Berech- 
nungen und Lähmung des Geschättsverkehrs. Selbst wenn eine Ver- 
mehrung der Geldmenge im ersten Augenblick auf alle Güterpreise 
genau proportional wirkte, so würde sich doch alsbald eine neue 
Preisskala bilden, weil der Effekt auf die Nachfrage nach den verschie- 
denen Gütern nicht derselbe wäre. 

Soweit die Preisschwankungen vom natürlichen Spiel des Ange- 
bots und der Nachfrage (nach Gütern) herkommen, sind sie zum 
normalen Gedeihen der Produktion unentbehrlich. Riskierte der 
fähige Produzent, den durch Ausdehnung seiner Geschäfte oder durch 
Beschränkung seiner Betriebskosten erzielten Gewinn von heute 
auf morgen durch eine Manipulation der Werteinheit zu verlieren, 
so wäre er demoralisiert. Die allgemeinen Preisschwankungen haben, 
soweit sie von der Güterseite herrühren, eine wichtige regulierende 
Funktion, die sich nicht ungestraft lähmen läßt. (E.) 


Spann, Othmar: Theorie der Preisverschiebun- 
gen als Grundlage zur Erklärung der Teuerun- 
gen. Sonderabdruck aus der Zeitschrift für Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik und Verwaltung. Wien, Manz, 1913. Preis brosch. 
Mk. 2.—. 

Ein so origineller als bedeutsamer Beitrag zur Theorie der Teuerung, 
der neben einer treffenden Charakterisierung der meisten bisherigen 
Erklärungsversuche unter entschiedener Ablehnung der Quantitäts- 
theorie eine Art Versöhnung zwischen der Erklärung der Teuerung 
aus Kostensteigerungen und ihrer »Auffassung als Konjunkturphäno- 
men« versucht. 

In einem ersten »VUeberblick über die bisherigen 
Theorien und Problemstellung« betitelten Abschnitt 
teilt Spann alle bisherigen Erklärungen übersichtlich und sachgemäß 
in drei Hauptgruppen ein: 

I. In Erklärungen aus der »natürlichen Kostensteigerung der 
Landwirtschaftsprodukte und Rohstoffe, wie sie sich aus der Bevöl- 
kerungs- und \Wohlstandsvermehrung einerseits, dem Gesetze des ab- 
nehmenden Ertrages und dem Steigen der städtischen Bodenrente 
anderseits ergeben«. 

‚ 2. In Erklärungen durch die Geldmenge usw. (Sombart, Fisher, 

Kemmerer, Myrbach, Gide, Levasseur). 

3. In die Auffassung der Teuerung als KonJjunkturphä- 
nomen (Lexis, Eulenburg), das seinerseits wieder auf die Goldaus- 
beute zurückgeführt werden kann. 
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Endlich soll eine Reihe von Autoren allen drei Erklärungsarten 
gleichermaßen zu Hilfe nehmen: Bauer, Diehl, Ashley, Wagner. 

Den üblichen Einwänden gegen de Quantitätstheorie 
stellt Spann mit Wieser den zur Seite, daß es sich bei der Bestim- 
mung der Kaufkraft »gar nicht um das Verhältnis des neu hinzu- 
kommenden Geldmetalls zum alten, sondern um die daherige Ver- 
schiebung der gesamten durch das Welteinkommen gegebenen Kauf- 
kraft handle«, d. h. »um den Druck auf de Realeinkommen«, 
deren Umsetzung durch das Geld nur vermittelt werde und die un- 
gleich größer seien als die Summe der baren Zirkulationsmittel. — 
\Was in jedem Kauf der zu kaufenden Gütermenge gegenübersteht, 
wäre also nicht eine bestimmte Menge Gold oder Geld, sondern der 
gesamte verfügbare Reichtum, dem das Geld nur als 
Ausdruck und Vermittlung dient. Die zirkulierende Geldmenge wäre 
so ım Gegensatz zu Fisher nur der Ausdruck eines größeren allge- 
meinen Wohlstandes, der allein die stärkere Güternach- 
frage bestimmt. 

Auf entschieden richtigerem Wege als die Quantitätstheorie er- 
scheinen dem Verf. jene Volkswirte, die in der aufsteigenden 
wirtschaftlichen Entwicklung selbst die primäre 
Ursache der Preissteigerung sehen. Die Schwierigkeit dieser Erklä- 
rung aus der Konjunktur soll darin hegen, daß das Preisniveau bei 
ablaufender Konjunktur nicht wieder auf seine frühere Höhe zu- 
rücksinke, sondern eine dauernde Tendenz zum Steigen aufweise. 
(Die Schwierigkeit verschwindet von selbst, wenn wir diese Theorie 
durch die »quantitative« ergänzen und die allgemeine Güternachfrage 
als gleichbedeutend zur Seite des Geldangebots und der Geldnach- 
frage stellen.) 

Als typisch für diese reine Konjunkturtheorie bezeichnet Spann 
die Argumentation Lexis: »Die allgemeine Preisbewegung geht 
nicht vom Gelde, sondern von den Waren selbst aus... Bis Mitte der 
Siebzigerjahre blieb die mit den neuen Hilfsmitteln ausgestattete 
Produktion noch hinter der Nachfrage zurück . . . Dann erreichte 
die industrielle Ausrüstung der Kulturwelt einen gewissen Ab- 
schluß, und zugleich trat die Konkurrenz des... . amerikanischen 
und indischen Getreides mit voller Kraft hervor.« 

Diese »Erklärung aus der größeren Produktivität der Periode 
1873—95« erscheint Spann gezwungen und der Wirklichkeit nicht 
entsprechend, da die deutsche und österreichische Volkswirtschaft 
in der ersteren Periode aufsteigender Preise (1848—73) entschieden 
größere produktionstechnische Fortschritte gemacht habe, als nach- 
her. Ebenso soll sie der heutigen heftigen Teuerung (seit 1900) wider- 
sprechen, an der jenes Nicht-Zur-Geltung-Kommen der kapitalisti- 
schen Ausrüstung keine Schuld tragen könne, die aber im Gegenteil 
auch ihre großen Produktivitätsfortschritte (Riesenbetriebe, Kar- 
telle, Elektrizität) aufweise. 

Natürlich ist dieses Argument durchaus hinfällig, wenn wir mit 
Lexis das Wesentliche der aufsteigenden Konjunkturperioden nicht 
in den »Produktivitätsfortschritten« an sich, sondern im Voraus- 
eilen der allgemeinen Güternachfrage vor dem 
Angebot erblicken. Die neueste Teuerungsperiode kann an sich pro- 
duktiver sein, als die Periode von 1873—95, und doch hinter der 
gleichzeitigen Güternachfrage zurückbleiben, ja muß es, wenn wir 
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die abnorme Gründertätigkeit und die stark wachsende geschäftliche 
Zuversicht als ihr Charakteristikum betrachten. Da Gründerzeiten 
naturgemäß in erster Linie die Güternachtirage verstärken, so 
ist die Gründungstätigkeit nach 1848, nach 66 und 70 durchaus 
nicht, wie Spann möchte, ein Argument gegen, sondern im Gegen- 
tel für die Theorie Lexis’. 

Unserem Verf. zufolge soll sich die Preissenkung von 1873—95 
sehr einfach dadurch erklären, daß um die Mitte der Siebziger plötz- 
lich amerikanisches und indisches Getreide und andere Zerealien und 
Rohstoffe verbilligend auf dem Weltmarkte erschienen und daß 
daher »die Mehrheit aller \Warenpreise (?) eine Senkung erfuhr« (aus 
Kostenverminderung, Produktivitätsfortschritten infolge Angliede- 
rung billigst produzierender Böden an die nationale Landwirtschaft!). 
Daß jene Zeit trotz dieser Segnungen keine Zeit höchsten Ueber- 
flusses, kein goldenes Zeitalter war, erklärt er damit, daß diese Ver- 
billigung und Reichlichkeit aller Güter »nicht dem Schoße der hei- 
mischen Wirtschaft selbst entsprang, sondern sich aus der plötz- 
lichen Angliederung von fremden Böden ergab« Daher chro- 
nische Krisis in der Landwirtschaft und Schwächung der innern 
Kaufkraft! 

Diese eigentümliche Stellungnahme zur »Konjunkturtheorie«, die 
er teilweise akzeptiert, teils in ihr genaues Gegenteil verkehrt, je nach- 
dem die kostenmindernde Tendenz der produktionstechnischen Fort- 
schritte die Mehrheit oder nur eine Minderheit aller Güterpreise er- 
greift, wird in einem Kapitel »Die Preisverschiebungen 
auf Grundlage des Naturaltausches darge- 
stellt« zu einer originellen neuen Teuerungstheorie ausgebaut. 
Hauptagens der allgemeinen Preisschwankungen ist die eben genannte 
kostenmindernde Tendenz der technischen Fortschritte, die aber ganz 
anders wirken soll, je nachdem sein gegebener Fortschritt die Mehr- 
heit oder nur eine Minderheit von Güterpreisen afliziert. 
In ersterem Falle kommt es, wie jedermann leicht begreift, zu einer 
Senkung des allgemeinen Preisniveaus. Im zweiten bewirkt die plötz- 
liche Verbilligung einzelner Massenartikel ein relatives Teu- 
rerwerden aller anderen und damit einen Preisauf- 
schlag. 

»Zieht man in Betracht .. .. daß in der geschichtlichen Ent- 
wicklung die eingetretenen Gesamtpreiserhöhungen, von kostenmin- 
dernden Produktionsfortschritten begleitet, im ganzen nicht Mangel, 
sondern steigenden Wohlstand ausdrücken, so ergibt sich 
mit logischer Notwendigkeit, daß jene Kostenerhöhungen durch 
Kostenminderungen stets. überholt worden sein müssen, und daß das 
Gesamtergebnis der Preisänderungen sich daher irgendwie als Preis- 
verschiebungsvorgang darstellen muß... .« 

»Gesetzt, es können infolge von Produktionsfortschritten eine 
Reihe gewerblicher Erzeugnisse, z. B. Tuch, Roheisen, Transport- 
leistungen mit gleichen Kosten in doppelt so reichem Maße als früher 
hergestellt werden . .. so müssen sich in Kürze die folgenden Stö- 
rungen ergeben: 

»Die verbillieten Güter stehen reichlicher zur Verfügung; da- 
mit allein sind aber die unverbilligten relativ seltener ge- 
worden« — vorausgesetzt natürlich, daB auch eine Bedariserhöhung 
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eingetreten ist, daß das verbilligte Gut stärker in Anspruch genom- 
men wird als zuvor! — 

Stehen sich nun so eine verbilligte und eine verteuerte Waren- 
gruppe gegenüber, so fragt es sich, wie sich das Gesamtpreisniveau 
bewegen muß. Daß sich — wie bisher meist stillschweigend ange- 
nommen wurde — der Einfluß der sinkenden und der steigenden 
Preise gegenseitig aufhebe, ist nach Spann nicht anzunehmen. Da 
die technischen Fortschritte jeweils nur eine kleine Minderheit von 
Preisen zu erlassen pflegen, so ist nicht anzunehmen, daß die große 
Preisschwankung dieser Minderheit und die die unendlich kleine, aber 
gleichmäßige Verschiebung der großen Mehrheit der Preise das all- 
gemeine Niveau genau gleich stark affizieren. — »Eine Minderheit 
von Produkten wird billiger, eine Mehrheit teurer; oder von der andern 
Seite gesehen: Die Mehrheit der Waren ist es, die nun von der Minder- 
heit teurer gekauft werden muß« (unter Ausschaltung des Geldes 


natürlich!) . . . »Der Teuerung der Mehrheit der Produkte steht also 
nur eine Verbilligung der Minderheit gegenüber und das Ge- 
samtpreisniveau steigt«(??). — »Praktisch leuchtet diese 


Verschiebung durchaus ein: die agrarischen Produzenten z. B. haben 
nach der Verbilligung von Tuch, Eisen usf. in ihren eigenen Waren 
Tauschgüter von größerer Tauschkraft zur Hand als vorher. Die 
Verbilligung des kleineren Teils bedeutet eben automatisch die ver- 
gleichsweise nominelle Verteuerung des größeren.« 

Woraus schließt aber der Verfasser, daß nun das allgemeine 
Preisniveau mit der verteuerten Mehrzahl der Preise steigen müsse ? 
Liegt dem nicht eine ganz gefährliche Verwechslung zwischen dem 
Geldpreis aller Güter und ihrer Wertrelation unter sich, 
ihrem Preis in einer fix gedachten ideellen \Werteinheit zugrunde? 
Daß eine Verbilligung von Eisen, Tuch usf. automatisch zu einer 
Verteuerung aller andern Bedarfsartikel führen müsse, das kann doch 
offenbar nur stimmen, wenn wir von ihren Geldpreisen abstrahieren 
und einen »objektiven« Wert, eine ideelle \Werteinheit an Stelle des 
Geldes setzen! Allein in einer solchen müßte dem Fallen des einen 
Preises eine streng proportionelle Verteuerung anderer Bedaris- 
artikel entsprechen, so daß das allgemeine Niveau dasselbe bliebe. — 
Leider läßt uns Spann"aber durchaus im Dunkeln darüber, in be- 
zug auf was diese Verteuerung und Verbilligung gemeint sei. 
Denn während anfangs von den Geldpreisen ausdrücklich abstrahiert 
wird, finden wir uns am Ende seiner Deduktion plötzlich wieder einem 
»Gesamtpreisniveau« und einer »nominellen Verteuerung« der größeren 
Gütergruppe gegenüber! 

Das Ergebnis soll sein, daß bei jedem Sinken einzelner Waren- 
preise die Mehrheit aller Waren im Preise (aber in welchem?) steigen 
müssen. »Das Wesentliche bleibt, daß die Mehrheit teurer wird«.... 
und dieser Mehrheit folgt sodann das »allgemeine Preisniveau«! 

So unglaublich es klingen mag, Spann hat hier das Kunststück 
zustande gebracht, die Teuerung aus — dem Preisfall und diesen 
letzteren wiederum aus der Teuerung zu erklären. Nur wenn die 
preismindernde Tendenz eine Mehrzahl aller Preise ergreift, 
so soll sich auch das allgemeine Niveau in diesem Sinne bewegen, 
sonst aber genau umgekehrt. 

Es ist wirklich bedauerlich, daß der Verf. an dieser entscheidenden 
Stelle seiner Ausführung nicht genauer zwischen der Wertrelation der 
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Güter unter sich (bei Ausschaltung des Geldes) und ilıren Geldpreisen 
unterschieden hat. Nur in bezug aut die erstere (oder in bezug auf 
eine ideelle Kaufkrafteinheit) muß der Verbilligung gewisser Güter 
eine proportionelle Verteuerung aller andern entsprechen. Indem 
Spann dieses Gesetz ganz unvermittelt auf die Geld preise der 
Güter überträgt, gelangt er zu der paradoxen These, daß die Ver- 
billigung die Ursache der Teuerung sein könne und umgekehrt. — 
Unverständlich bleibt nach wie vor; wie — selbst bei einem hypo- 
thetischen Ausgleich der Geldpreise — das Greesamtniveau allein den 
steigenden Preisen folgen könnte. Wie wir uns auch dieses 
Niveau denken mögen, so kann es doch jedenfalls nur ein Durch- 
schnitt der Preise sein, der dem Einfluß der sinkenden Preise 
genau gleich stark unterliegen muß, wie dem der steigenden (wie- 
vohl sich die Utopie eines nur den steigenden Preisen folgenden 
Niveau eigentümlicherweise auch bei Fisher findet!). Was dem Ein- 
fluß der einen allenfalls stärker unterliegen könnte als dem der andern, 
das ist nicht das Gesamtpreisniveau, sondern die Kaufkraft der 
Werteinheit, der Mark. Und die wird dem Verf. im Grunde 
vorgeschwebt haben, als er vom »Anpassen des Preisniveaus an die 
Mehrzahl der Preise« sprach! Wie wir sahen, kann dieses automatische 
Steigen der unverbilligten Preise nur in »Tauschkraft«, nicht in Geld 
gemeint sein. In Tauschkraft verändert sich aber nicht das »allge- 
meine Preisniveau«, sondern höchstens die Mark. 

Folgt nun aber die Werteinheit (in Kaufkraft) der langsam und 
gleichmäßig steigenden Mehrzahl aller Güter — was psychologisch 
durchaus nichts Unwahrscheinliches an sich hat — so ist der Eifekt 
auf das Preisniveau genau das Umgekehrte, als der von Spann 
in Aussicht gestellte. Gesetzt, Eisen und Tuch werden billiger, alle 
andern Güter gesuchter als zuvor, und die Kaufkraft der \Verteinheit 
bewege sich so, daß die Preise der schwach steigenden Mehrzahl der 
Güter nominell gleich bleiben, so muß der Durchschnitt aller Güter- 
preise nicht, wie Spann meint, steigen, sondern im Gegenteillsinken, 
denn in diesem Durchschnitt werden die Preise der unverbilligten 
Güter gleich hoch wie zuvor, die der verbilligten aber niedriger 
verrechnet! Selbst wenn alle unverbilligten Waren an Tauschkraft 
10%, gewonnen, Eisen und Tuch aber 500% eingebüßt haben, so wer- 
den nun im neuen Preisniveau die ersteren zu 100%, die letzteren zu 
‘u des ursprünglichen Preises verrechnet. Das Preisniveau, als die 
Umkehrung der Kaufkraft, muß sich jederzeit in umgekehrter Rich- 
tung bewegen, wie die der Mehrzahl der Güter folgende Werteinheit. 
. Diese prinzipielle Verrechnung ist um so bedauerlicher, als Spann 
in der so erklärten Preissteigerung aus — Verbilligung gerade die 
Hauptursache der heutigen Teuerungsperiode zu erkennen glaubt. 

»Auch angesichts der gegenwärtigen Teuerung — schreibt er — 
ergibt sich die Frage, ob sie aus starken rechnerischen Verbilligungen 
industrieller Verbrauchsminderheiten erklärbar ist (!), oder ob jene 
Verbilligungen nicht durch die Kostenerhöhung der Urproduktion, 
die ja umgekehrt eine Verbilligung der Mehrheit bewirken müßte, 
wettgemacht wurden. Sieht man sich daraufhin die Sozialgeschichte 
des letzten Jahrzehntes an, so dürfte kein Zweifel darüber bestehen, 
daß die industriellen Verbilligungen die agrarischen Verteuerungen 
stets wesentlich übertroffen haben. Das folgt schon deduktiv daraus, 
daß der Gesamtwohlstand, die Gesamtversorgung der Volkswirtschaft 
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mit Gütern sichtlich gewachsen ist«... Das Hauptagens der neuesten 
Teuerung sall also — so lautet diese parodoxe These — nicht in den 
steigenden Kosten der Bodenprodukte, sondern gerade in der ver- 
billigenden Tendenz der Industriefortschritte zu suchen sein. 

Nur so glaubt Verf. erklären zu können, wieso eine Wohl- 
standsvermehrung bei steigenden Preisen mög- 
lich sei, während doch in der Regel Verteuerung Mangel an Waren, 
also unzureichende Bedarfsversorgung bedeute. Auch dieses Rätsels 
Lösung hegt natürlich in der eigentümlich relativen Natur der 
Geld preise, deren Höhe an sich weder für die vollkommene noch 
für die unvollkommene Bedarfsversorgung etwas bedeutet. 

(W. Eggenschwyler.) 


Entgegnung. 


Die vorstehende Kritik beruht fast gänzlich auf einem Mißver- 
ständnis meiner Theorie. Daher kommt es, daß der Verfasser sie als 
eine Versöhnung der Erklärung der Teuerung aus Kostensteigerungen 
und aus der Konjunktur bezeichnet, während sie eine ganz andere 
Grundlage hat: die Preisverschiebung, bedingt durch Nachfragever- 
schiebung. Ich kann deswegen auf Einzelheiten der obigen Bespre- 
chung leider nicht eingehen, sondern begnüge mich, meinen Grund- 
gedanken aufzuklären, wodurch sich auch die vom Herrn Besprecher 
entwickelten Widersprüche als nur scheinbare auflösen werden. 

I. Die Teuerung entsteht aus der Preisverschiebung. Eine Preis- 
verschiebung tritt ein, wenn plötzlich eine Anzahl von Waren billiger 
wird. Dann wird der Gesamizusammenhang aller Preise (d. i. aller 
Austauschverhältnisse von Waren auf einem Markte) gestört. Wie 
wird er aber gestört? Antwort: So, daß der Verbilligung einer Teil- 
gruppe von Waren Verteuerung der übrigen Waren entspricht. 

Den Mechanismus dieses Vorganges kann man sich entweder 
klar machen, indem man einen geschlossenen Markt in Naturaltausch 
zugrunde legt, oder einen Markt mit Geldgebrauch. Ich habe in meiner 
Schrift beide Fälle eingehend behandelt. Hier glaube ich mich auf den 
praktisch wichtigeren Fall des Geldgebrauches beschränken zu dürfen, 
womit ich zugleich einem Haupteinwand des Herrn Besprechers, bei 
Geldpreisen trete die Preisverschiebung nicht ein (nur bei direkter 
Wertrelation der Güter), Rechnung trage. 

Gesetzt, es wurden Tuche und Eisen plötzlich um 50% billiger, 
so wird dadurch bewirkt, daß die Kaufkraft aller Verbraucher um 
jene Summe steigt, die mit diesen 50%, gegeben ist. Mit andern Worten: 
durch Verbilligung von Waren wird Kaufkraft frei. Die freigewordene 
Kaufkraft wendet sich zu: ı. vermehrter Befriedigung des Bedaries 
an den verbilligten Gütern (Tuche und Eisen); 2. zum andern Teil der 
gesteigerten Befriedigung anderer Bedürfnisse, denen der Nahrung, 
Wohnung, des Vergnügens, der Verbesserung der Kindererziehung. 
Diese vermehrte Nachfrage nach andern, durch Produktivitätsfort- 
schritte nicht verbilligten Waren wird eine Teuerung derselben her- 
vorrufen, und zwar einerseits durch Teuerung ihrer Rohstoffe, deren 
Herstellung ja im großen ganzen dem Gesetz des abnehmenden Er- 
trages unterliegt, andererseits durch vergrößerte Inanspruchnahme 
jener Kapitalien und Arbeitskräfte, welche für die nachgefragten 
Güter im gegebenen Fall bereitgestellt sind. Der Grundgedanke der 
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Theorie der Preisverschiebung ist also: durch Verbilligung 
von Waren aus Produktivitätsfortschritten 
wird Kaufkratt frei; die freigewordene Kauf- 
kraft wendet sich den unverbilligten Waren 
zu und verteuert sie. Indem die Verteuerung namentlich 
(und auch zuerst, was statistisch nachweisbar ist) bei den Roh- und 
Urprodukten einsetzt, findet aber eine Verteuerung der Kosten- 
elemente aller Waren statt, und so kommt ein Kreislauf, eine zy- 
klische Rückkehr der Teuerung zustande, welche im Gange der ge- 
schichtlichen Entwicklung auch die Preise jener Industrieprodukte 
hebt, deren Herstellung die größten Produktivitätsfortschritte er- 
fahren hat. — Beispiel: Eine Eisen- oder Straßenbahn in einem 
relativ abgeschlossenen Marktgebiet mache eine Zahl von Equipagen, 
Privatfuhrwerken, Achsenbeiörderungen, Botengängen usw. über- 
flüssig. Die dadurch ersparten Gelder für Wagenhaltung, Fuhrlöhne, 
Achsenfrachten usw. werden sofort allen möglichen Gebieten in 
Verbrauch und Erzeugung zugewendet, und so erfahren zwar die 
von der Frachtenersparnis unmittelbar betroffenen Güter Verbilli- 
gungen, alle andere Waren aber werden durch die erhöhte Nachfrage 
die Tendenz der Teuerung zeigen. — Ein anderes Beispiel: Gehen 
infolge der Erfindung der Rasierapparate etwa 500 000 Menschen in 
Deutschland in bestimmter Zeit zum Selbstrasieren über, und er- 
spart jeder dadurch jährlich nur 30 M., so fließen damit in die Taschen 
dieser Leute 15 000 000 M. jährlich, welche nun als vermehrte Nach- 
frage auf anderen Gebieten auftreten und Teuerung bewirken (von der 
Verdienstschmälerung der betroffenen Raseure wird hier abgesehen). 

2. Ich muß aber dem Herrn Besprecher bei aller Hochschätzung 
zum Vorwurf machen, daß er die zweite Hälfte meiner Theorie gar nicht 
beachtet hat. Aus jener verstärkten Nachfrage durch Kaufkrafts- 
befreiung entsteht nämlich eine organisch aufsteigende Konjunktur 
dann, wenn die verstärkte Nachfrage in den betroffenen Industrien 
Produktivitätsfortschritte auslöst. Den Produktivitätsfortschritt be- 
trachte ich in erster Linie als eine Funktion des großen Marktes. 
Die Marktvergrößerung bewirkt von sich aus Produktivitätsfortschritte, 
allein durch Weitertreibung der territorialen Arbeitsteilung, durch 
Entstehung und Sieg der großen Betriebe, damit großer Kapitals- 
und Maschinenanwendung usw. Und so werden neuerdings Verbilli- 
gungen erzielt, welche immer dieselbe Wirkung haben: Kaufkrafts- 
entbindung und Teuerung. 

Aus dieser Theorie der Konjunktur ergibt sich aber auch eine solche 
der Krise: Indem einerseits die Teuerung der Rohstoffe, Zerealien und 
Arbeitslöhne mit Steigerung der Nachfrage (aus fortgesetzten Kauf- 
kraftsentbindungen) immer fortschreitet, werden die Kostenelemente 
aller Erzeugnisse verteuert und so auch die verbilligten Produkte 
von dieser rückläufigen Bewegung (welche aber die Verbilligung nicht 
aufhebt) ergriffen; andrerseits werden die Produktivitätsfortschritte 
bald an ihre Grenzen getrieben durch: sich einstellenden Kapitals- 
mangel, Erschöpfung der Kredite, Erschöpfung der zu erreichenden 
Marktgrößen bei gegebenem Verkehr, gegebener Bevölkerungsdichte, 
erfolgter Ausnützung der aufgespeicherten technischen Neuerungen 
usw. Dieser Widerspruch führt zum Rückschlag der Kaufkraft, zum 
Zusammenbruch der Hausse, zur Krise. 

Auf diese Weise allein läßt sich auch jener Antagonismus, den 
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jede Teuerungs- und Aufschwungsepoche zeigt, auflösen, der in 
steigendem Zinsfuß und Geldteuerung auf der einen Seite, Nachfrage- 
und \Wohlstandsvermehrung auf der andern Seite besteht. Die Kauf- 
kraftsentbindung durch Produktivitätsfortschritt bewirkt eben Geld- 
überfluß, Geldentwertung im Hinblick auf die Verbrauchsfonds; aber 
Vermehrung der Produktion im Umkreis der nichtverbilligten Waren 
und damit Kreditanspannung, Kapitalsteuerung. Die Geldent- 
wertung aus Wohlhabenheitin der Verbrauchs- 
sphäre ruft eine Geldteuerung durch Auf- 
schwung in der Produktionssphäre hervor. 

3. Auf die Preisgeschichte angewandt, ergibt sich: daß jede Teue- 
rungsperiode eine Periode des Produktivitätsfortschritts ist. Das 
haben auch die meisten Theoretiker anerkannt. Die Quantitäts- 
theoretiker erklären den Aufschwung aus der (produktiven) Ver- 
mehrung der Umlaufsmittel, die Konjunkturtheoretiker aber — 
aus der Konjunktur, ein offenbarer Zirkel, da ja die Konjunktur selbst 
organisch erklärt werden soll. Wie erklärt sich nun die Preissenkung 
von 1873—1896? (Warum der Herr Besprecher zu dieser durch die 
Indexzifiern nachgewiesenen Senkung der Mehrheit aller Warenpreise 
ein Fragezeichen macht, ist mir unverständlich.) Damals vollzog sich 
ein großer Produktivitätsfortschritt durch Verbilligung agrarischer 
Produkte und Rohstoffe, bekanntlich vor allem infolge deren Einfuhr 
aus Amerika. Zugleich waren aber auch in anderen Sphären der Wirt- 
schaft Fortschritte an der Arbeit. \Venn nun sozusagen alie Waren 
aus innerer Kostenminderung heraus billiger werden, ıst es selbstver- 
ständlich, daß nun die Preisverschiebung stabile Verhältnisse ergeben 
wird, die gesteigerte Kaufkraft wird durch die Verbilligungen aus- 
geglichen. Dieser Fall hätte also trotz ungefährer Stetigkeit der Preise 
eine kolossale Wohlstandsvermehrung zur Folge gehabt — wenn die 
Verbilligung der Lebensmittel eigener Bodenerschließung und nicht 
der bloßen Ausnützung fremder (nordamerikanischer usw.) Böden 
entsprungen wäre, nicht die einheimische Landwirtschaft stark ge- 
schädigt hätte. Denn dadurch wurde zugleich der wichtigste Ab- 
nehmer der inländischen Industrie, die Landwirtschaft, in ihrer Kauf- 
kraft krısenhaft geschwächt und so der ganze innere .Markt verflaut, 
Kaufkraftsbefreiung nicht bewirkt. Dies ist die Erklärung der Preis- 
und Wohlstandsbewegung jener Epoche aus Preisverschiebungsvor- 
gängen. Was der Herr Besprecher darüber sagt, beruht, wie ersicht- 
lich, leider auf Mißverständnissen. 

Der Herr Besprecher nennt die Theorie der Preisverschiebung 
paradox. Sie erklärt die Teuerung allerdings aus Verbilligungen — 
dies ist aber nicht paradoxer als die Wirklichkeit, 
welche, wie statistisch zu zeigen ist, mit fast 
ununterbrochener Teuerung seit dem Ende des 
Mittelalterseine Wohlstandsvermehrung zeigt. 
Und weiter: Liegt dieses Paradoxon nicht auch in jeder andern Theorie 
der Teuerung, mit Ausnahme der Erklärung aus Kostensteigerungen ? 
Die Ouantitätstheorie erklärt die Teuerung aus dem zugewachsenen 
Reichtum an Edelmetallen, die Konjunkturtheorie erklärt sie aus 
der besseren Geschäftslage, welche doch wieder auf steigende Nach- 
frage, d. i. steigenden Wohlstand, irgendwie zurückgehen muß. Jenes 
Paradoxon fällt der Wirklichkeit und der Geschichte zur Last: Teue- 
rung und Wohlstandsvermehrung stehen historisch in organischem 
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Zusammenhang. Die Theorie der Preisverschiebung erklärt die Teue- 
rung als jene Form, in welcher die Wohlstandsvermehrung ihre Schritte 
macht. Othmar Spann. 


Dalla Volta: Sulle variazioni dei prezzı e le 
loro conseguenze economico-sociali, in der Ri- 
vista delle Società Commerciali vom 31. Mai 1913. 

Ein Versöhnungsversuch der Quantitätstheorie I. Fishers und 
der Erklärung der Preisschwankungen durch nicht monetäre Ein- 
flüsse. Mit Hermann Schwarzwald, Eulenburg u. a. findet der Ver- 
fasser, daß die Fishersche »Verkehrsgleichung« angesichts des ra- 
piden Aufschwungs der meisten Produktionszweige in den letzten 
16 Jahren zur restlosen Erklärung der Teuerung nicht ausreiche und 
uns außerdem über die Art des Einflusses der Goldausbeute usw. 
im unklaren lasse. Dalla Volta zufolge wirkt die vermehrte Gold- 
ausbeute nicht anders, als eine gleichwertige Vermehrung der Eisen-, 
Kohlen-, Kupferproduktion usw. Jede Vermehrung der Goldmenge 
um eine Milliarde vermehrt auch die Kaufkraft des Publikums und da- 
mit die Nachfrage nach sämtlichen andern Gütern um eine Milliarde, 
und die Rückwirkung dieser Mehrnachfrage auf die Preise findet in 
der gleichen Weise statt, wie wenn für eine Milliarde neues Eisen oder 
Kupfer auf den Markt gekommen wäre. Nur die Richtung dieser 
neuerzeugten Nachfrage ist in den einzelnen Fällen verschieden, 
was dem Verf. zufolge erklären soll, weshalb sie nicht alle Preise gleich- 
mäßig erhöht. 

ie Indexzahlen sind nicht geeignet, uns in den Effekt der Gold- 
vermehrung einen Einblick zu verschaffen, da er sich in der durch 
sie gemessenen Kaufkraft mit andern Einflüssen vermengt. 

Wenn nun aber die monetären Einflüsse die Erscheinung nur un- 
genügend erklären, was für andere Ursachen können wir zu ihrer 
Erklärımg heranziehen? Gleich den meisten andern Gegnern der 
Quantitätstheorie nimmt D. V. hier seine Zuflucht zu den auf die wich- 
tigsten Einzel preise wirkenden Einflüssen, zu der Bevölke- 
rungsvermehrung, Großstadtbildung, Industrialisation, die durch die 
Erweckung neuer Bedürfnisse die Nachfrage nach wich- 
tigen Bedarfsartikeln, insbesondere nach Lebensmitteln, verstärken. 
Besondere Bedeutung mißt er dem Gesetz des abnehmenden 
Bodenertrags zu, durch das er zu erklären sucht, weshalb die 
bis 1896 bemerkte Tendenz zur Verbilligung infolge produktions- 
technischer Fortschritte usf. von da an in ihr Gegenteil umgeschlagen 
sei. Müheloser als die heutige Teuerung glaubt Verf. den vorherge- 
henden Preissturz erklären zu können, den er den genannten tech- 
nischen Fortschritten, der sindustriellen Integration und Konzentra- 
tion« zuschreibt. Ja, die Ursachen der heutigen Teuerung müssen 
um so mächtiger sein, als diese auf allgemeine Verbilligung wirkenden 
Einflüsse heute zweifellos noch fortwirken, also durch entgegen- 
gesetzte Kräfte aufgewogen sein müssen. 

Solche entgegengesetzten Kräfte findet er vor allem ın den er- 
höhten Produktionskosten der meisten Gewerbe, be- 
sonders der Montanindustrie mit ihrem steigenden Kapitalautwand, 
ihrer größeren Schachttiefe, der Verwendung von immer ärmeren 
Erzen. Er glaubt mit andern Worten ganz allgemein ein — besonders 
seit 16 Jahren in Wirkung getretenes! — Gesetz des abnehmenden 
Ertrags und steigender Produktionskosten feststellen zu können, 
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das zuvor durch die verbilligende Wirkung technischer Fortschritte 
wettgemacht wurde, heute aber diese überwiege. 

So wahrscheinlich ein derartiger Einfluß auf die wichtigsten 
Güterpreise auch ist, so ist doch nicht zu übersehen, daß dadurch — 
wie Fisher richtig bemerkt — strenggenommen einzig die Verteuerung 
einzelner Preise gegenüber allen andern erklärt wird, 
nicht aber eine Erhöhung ihres Durchschnitts. Die wieder- 
holt erwähnten »neuen Bedürfnisse« verhindern nicht, daß der Mensch - 
nur so viele Bedürfnisse befriedigen kann, als ihm sein Ein kom- 
men erlaubt, und dieses steht — da der Kauf des Einen der Verkauf 
des Andern ist — zu der insgesamt vorhandenen Gütermenge, zum 
allgemeinen Güterangebot in einem festen Verhältnis. — Zu der For- 
mulierung der naheliegenden Frage, ob außer der Nachfrage nach Eisen, 
Kohle, Fleisch usw. auch die totale Güternachfrage dem Angebot 
vorausgeeilt sei, gelangt Dalla Volta so wenig, als seine Vorgänger. 
Ohne sie sind aber alle Mutmaßungen über die stärkere Nachfrage 
nach Einzelgütern unnütz, da die »Quantitatisten« stets antworten 
können, die vermehrte Nachfrage nach dem Einen werde durch eine 
schwächere Nachfrage nach dem Andern aufgewogen. 

Diese Lücke ist aber um so auffälliger, als Verf. mehr als einmal 
deutlich einer verstärkten allgemeinen Güternachfrage das 
Wort zu reden scheint: So weist er u. a. auf die gesteigerte Nachfrage 
nach den meisten Gütern von seiten der seit I6 Jahren in großer Zahl 
erwachten neuen Exportländer hin. Freilich scheint er 
an anderer Stelle das Hauptgewicht auf die Rückwirkung der Nach- 
frage auf de Produktionskosten vieler Produkte zu legen, 
was zu der Vermutung verleitet, er nehme zwar nicht eine allgemeine 
Verstärkung der Nachfrage, wohl aber der Nachfrage nach solchen 
Gegenständen an, die besonders stark dem Gesetz des abnehmenden 
Ertrags und der steigenden Produktionskosten unterliegen. Ver- 
schaffte uns der Verf. über diesen wichtigen Punkt volle Klarheit, 
so könnte er sich rühmen, einen entscheidenden Beitrag zur Lösung 
des wichtigen Problems geleistet zu haben. 

Etwas paradox nimmt es sich aus, daß Dalla Volta trotz der Be- 
deutung, die er im Mechanismus der Teuerung dem freien Spiel von 
Angebot und Nachfrage beimißt, der Fisherschen For- 
derung einer gewaltsamen Regulierung der Kaufkraft beipflichtet. 
Was würde in diesem Falle aus der die Teuerung verursachenden Mehr- 
nachfrage und aus den steigenden Produktionskosten ? Müßten diese 
nicht noch mehr in die Höhe gehen, wenn wir die zurückgeblie- 
benen fixen Arbeitslöhne, Steuern und Zinszahlungen künstlich an 
das allgemeine Niveau anpaßten ? (W. Eggenschwyler-Turin.) 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 


Schneider, Dr. phil. Oswald: Bismarcks Finanz- 
und Wirtschaftspolitik. Eine Darstellung seiner volks- 
wirtschaftlichen Anschauungen. (Staats- und sozialwissenschaft- 
liche Forschungen, herausgegeben von Gustav Schmoller und Max 
Sering, Heft 166). München und Leipzig 1912. Duncker & Humblot. 
276 S. M. 7.—. 

er das sehr fleißig gearbeitete Buch haben wir vor allem me- 
thodische Einwendungen zu machen. B.s finanz- und wirtschafts- 
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poltische Tätigkeit ist ohne jeden Zusammenhang mit den anderen 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Tatsachen dargestellt. Als 
einziges Agens treten B. und daneben noch einige Minister auf, deren 
Tätigkeit vom Verfasser mehr oder weniger zensiert wird. So muß 
man sich beim Lesen immer wieder fragen, woher und weshalb die 
Kämpfe und Widerstände gegen B.? Nicht einmal ein so einfacher 
Gedanke ist erwähnt, geschweige denn untersucht worden, wie weit 
B.s finanzpolitische Pläne (Monopole usw.) der Regierung finanzielle 
Quellen erschlossen hätten, die sie faktisch vom Bewilligungsrecht des 
Parlaments unabhängig gemacht hätten. Wären tatsächlich solche 
Wirkungen nachzuweisen, was zum Thema der Untersuchung dieses 
Buches gehörte, so hätte kein Parlament, das auf seine Selbst- 
erhaltung bedacht ist, darauf eingehen können. Verf. macht auch 
nicht den geringsten Versuch, der Opposition historisch gerecht zu 
werden, nämlich ihre Wurzeln im Volke bloß zu legen und ihre ge- 
schichtliche Entwicklung zu begreifen. Es hätte doch untersucht 
werden müssen, wie B.s Wirtschaftspolitik volkswirtschaftlich ge- 
wirkt hat und ob nicht die eine oder andere Oppositionspartei Volks- 
schichten vertreten hat, die sehr stark belastet worden sind und daher 
Grund hatten, sich zur Wehr zu setzen. Aber im Gegenteil! Verf. 
wird sogar der parlamentarischen Opposition gegenüber direkt 
ungerecht. Er hält sich zwar ängstlich vom Aussprechen des 
eigenen Urteils über die Parteien zurück, aber was er an die Stelle 
dessen setzt, ist um so ärger. Er zitiert aus dem Tageskampf Situations- 
berichte und mutet dem Leser zu, diese als objektiv hinzunehmen. 
5o heißt es auf Seite 212: »Wie B. der lärmenden Opposition gegenüber 
en: beharrte, davon gaben die *** eine beredte Schilderung: 
»Welch ein Bild! Der Kanzler gegenüber dieser Opposition, Wesen 
gegenüber dem Schein, Fülle gegenüber der Leere. Hier eine tiefe 
Leberzeugung, ein starker Wille, ein mächtiges Pflichtgefühl, ein 
vornehmer Sinn, dort tief unter alledem eın Breittreten 
oöberflächlicher Meinungen, schwächlicherVel- 
leitäten, hohles Pathos. Hier ein grober Patriot, ein 
Staatsmann ersten Ranges, ein schöpferischer Geist, dort ein 
Gezerr und Genörgel superkluger Professo- 
ren-und rechthaberischer Advokatenweisheit, 
Runststücke von Handwerkspolitikern, öde 
Doktrin, kleine Gesichtspunkte. Hier der Odem 
der Weltgeschichte, dort das ärmliche Gerede von Fraktionsphilistern. 
Hier Herakles und dort die Pygmäen«. 

Noch zwei Seiten vorher hat Verf. mitgeteilt, daß B. selbst das 
zitierte Blatt für seine politischen Zwecke hat schreiben lassen. Und 
diese geschmacklose Herunterreißung der Opposition durch ein Organ 
der Gegenpartei, wird als historische Schilderung angeboten! Damit 
sind sogar dierein formalen Grenzen einer objektiven Geschichts- 
schreibung verletzt. | 

Sein Gesamturteil faßt Schneider in folgenden Sätzen zusammen: 
Er hat die Wege eingeschlagen, auf welchen wir weiter schreiten 
müssen, wenn wir ein starkes, mächtiges Volk bleiben wollen. Un- 
vergänglich bleibt deshalb auch sein Verdienst um die Finanz- und 
Wirtschaftspolitik«. Er schließt unter Anwendung eines Wortes von 
Humboldt über Kant: „Einiges, das er zertrümmert hat, wird sich 
nie wieder erheben. Einiges, das er gegründet hat, wird nie wieder 
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untergehen, und was das Wichtigste ist, er hat eine Reform (1879) 
gestiftet, wie die gesamte Geschichte wenig ähnliche aufzuweisen hat.« 
Da es bei der Wirtschafts- und Finanzpolitik, die B. inauguriert 
hat, Begünstigte und übermäßig Belastete gibt, wird dieses Urteil 
wohl stets umstritten bleiben. (Alfred Hoppe.) 


7. Bevölkerungswesen. 


8. Statistik. 


Frings, Dr. Jos.: Die Einkommens- und Vermö- 
gensverhälinisse im Regierungsbezirk Arns- 
berg unter besonderer Berücksichtigung der zur ehemaligen 
Grafschaft Mark gehörigen Kreise. Berlin 1913. Puttkammer 
& Mühlbrecht. 163 S. M. 4.80. 

Obige Untersuchung ist ein erweiterter Beitrag aus der anläßlich 

der 300Jährigen Zugehörigkeit der Grafschaft Mark zu Preußen i. J. 

1909 erschienenen amtlichen Festschrift, weshalb sie sich in der Haupt- 

sache auf jene beschränkt. Ihr Verdienst liegt darin, daß sie über die 

Einkommens- und Vermögensverhältnisse in den zugehörigen Kreisen 

bisher nichtveröffentlichtes Material beibringt, ein Unternehmen, 

das anderwärts Nachahmung finden sollte, da die bezüglichen Nach- 
weisungen der Landesstatistik im allgemeinen nicht so eingehend 
gehalten sind. Die textlichen, die physischen wie die nichtphysischen 

Personen behandelnden Ausführungen werden durch ein umfang- 

reiches Tabellenwerk ergänzt; sie berücksichtigen die Entwicklung 

seit dem Beginn der ver Jahre bis zum Jahre 1906, so daß sie also 
nicht mehr ganz aktuell sind. Notwendigerweise müssen sie sich 
ferner damit abfinden, daß durch das preußische Einkommensteuer- 
gesetz vom 24. Juni Iıdgı die Veranlagungsgrundsätze wesentlich 
andere und schärfere geworden sınd. Immerhin ist dadurch durchaus 
nicht jeder Vergleich illusorisch gemacht. Im einzelnen werden die 

Träger des Einkommens, d. h. die steuerpflichtigen Personen, und die 

steuerpflichtigen Einkommen und Vermögen, bzw. deren Verteilung 

auf die verschiedenen Volksschichten, sowie die Quellen von Ein- 
kommen und Vermögen der Darstellung zugrunde gelegt. 
Wenngleich es an sich natürlich von Interesse ist, die steuerlichen 

Verhältnisse in den als Mittelpunkt der deutschen Montanindustrie 

anzusehenden märkischen Bezirken kennen zu lernen, so wäre ein 

Vergleich mit anderen Gegenden, insbesondere einzelnen rheinischen 

Kreisen, naheliegend und zweckmäßig gewesen; die alleinige Exem- 

plifizierung auf den gesamten Regierungsbezirk Arnsberg und den 

ganzen preußischen Staat erscheint nicht ausreichend. (Klose.) 


Jaeckel, Reinhold: Statistik und Verwaltung, 
mit besonderer Berücksichtigung der preußischen Verwaltungs- 
reform. Jena 1913, Gustav Fischer, 62 S. M. 2.—. 

Diese beachtenswerte Schrift ist anläßlich der 2. Mitgliederver- 
sammlung der Deutschen Statistischen Gesellschaft im Oktober 1912 
entstanden, für welche Jaeckel das Thema »Statistik und Verwal- 
tung« als Verhandlungsgegenstand vorgeschlagen hatte. Sie fordert 
zunächst eindringlich die wissenschaftliche Selbständigkeit 
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der amtlichen Statistik gegenüber der Verwaltung. »Die Wissen- 
schaft der Statistik, das ist die auf menschliche Zwecke gerichtete 
Massenbeobachtung gesellschaftlicher Tatsachen, kann allein den 
sichersten Gradmesser des Richtig oder Unrichtig der jeweiligen 
Politik abgeben« (S. 1). »Die Statistik gibt dem Staate die allgemeine 
logische Basis und den Akten der Staatsverwaltung die logische Be- 
gründung ..... Die Realisierung des Rechtsstaates in der Gegen- 
wart besagt, der Staat soll gesetzmäßig verwaltet werden. Weshalb soll 
er nicht auch wissenschaftlich, d. h. nach den Prinzipien der Wahrheit, 
die für den Staat allein die Statistik vermittelt, verwaltet werden ?« 
(S. 4, 5.) Bisher ist aber die Statistik meist nur dienendes Glied der 
Verwaltung gewesen. Daraus entstand dann auch die ständige Be- 
einflussung und oft sogar Vergewaltigung der Statistik, die Herab- 
würdigung zu einem rein subalternen Organe des Staates und seiner 
Verwaltung. Als eine rechnerische Methode, ein induktives Verfahren 
wird sie nur von der Verwaltung gehandhabt als subalternes Mittel 
der Staatserkenntnis und der allgemeinen politischen Erkenntnis. 
Aber als Wissenschaft kann die Statistik nicht Glied der Verwaltung 
sein, sie muß neben ihr stehen, nicht in ihr oder unter ihr. Die statisti- 
schen Aemter sollen der Verwaltung, also dem unmittelbar konkreten 
Staat ebenso wenig unterworfen sein, als etwa die astronomischen 
Institute und chemischen oder physikalischen Laboratorien hinsicht- 
lich ihrer wissenschaftlichen Ergebnisse. Erst dann werden sie Mensch- 
heitsobservatorien von wirklich ersprießlichem Werte sein (S. 27). 
In Uebereinstimmung mit den meisten Statistikern, die sich darüber 
geäußert haben (sie sind großenteils aufgezählt auf S. 17), verlangt 
deshalb Jaeckel für die statistischen Aemter eine unabhängige Stel- 
lung, etwa ähnlich der obersten finanziellen Kontrollbehörden, den 
Rechnungshöfen (S. 17). 

Neben dieser Unabhängigkeit hält er, gleichfalls wie seine Vor- 
gänger, eine starke Dezentralisation für nötig. Er verweilt 
ausführlicher bei der von den damaligen preußischen Ministern der 
Finanzen und des Inneren erlassenen Zirkularverfügung samt der 
Anleitung zur Behandlung der statistischen Angelegenheiten bei 
den Regierungen vom 22. Februar 1862, aufdieauch Boeckh schon 
früher aufmerksam gemacht hatte und deren heute noch teilweise 
sehr beachtenswerte, vermutlich auf E. Engel zurückgehende !) 
Grundsätze leider nicht zur Ausführung kamen. Hier, wie ähnlich 
schon in früheren Erlassen, ist besonderes Gewicht auf die statistischen 
Arbeiten der Bezirksregierungen gelegt. Es wird vorausgesetzt, daß 
bei jeder Regierung ein statistisches Dezernat vorhanden ist. Die 
Anleitung weist darauf hin, daß bereits in der Geschäftsinstruktion 
für die Regierungen vom 23. Oktober 1817 »die Sorge für die Samm- 
lung, Ordnung und Zusammenstellung zuverlässiger und zweckmäßiger 
statistischer Nchrichten als eine ganz besondere Obliegenheit des- 

egierungspräsidenten« bezeichnet worden war. Sie meint dazu, 
es liege hierin ausgesprochen, daß dieser Geschäftszweig von einem 
die Bedürfnisse der gesamten Verwaltung überschauenden und um- 
fassenden Gesichtspunkte und mit allseitiger Wahrung derselben 
geregelt und behandelt sein will und es ergebe sich daraus der generelle 





!) Die Anleitung war nach dem Wortlaut der Verfügung saus den Bera- 
tungen der Statistischen Zentralkommission hervorgegangen«. 
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Charakter als der oberste Grundsatz für die Stellung und den Ge- 
schäftskreis des statistischen Dezernats. 

Wie wenig von diesen weitsichtigen Plänen ist jetzt nach fünfzig 
Jahren verwirklicht! 

Jaeckel meint, um hier weiter zu kommen, helfe nichtsals durch 
Gesetz, also auf dem Wege des Zwanges vorzu- 
gehen und zwar durch Aenderung der Provinzialordnungen vorerst 
bei den Provinzial-Kommunalverbänden ein statistisches Amt oder 
zum mindesten eine statistische Stelle zu schaffen, die mit einem 
Fachstatistiker zu besetzen ist (S. 21). Neben den Provinzen sollten 
aber auch die preußischen Kreise mit über 100 000 Einwohnern eigne 
statistische Aemter haben. Er entscheidet sich für diese beiden 
Verwaltungseinheiten des Staats, zu ungunsten der Regierungsbe- 
zirke, weil nur sie, die mit Kommunalverbänden zusammenfallen, 
die also zur Erledigung der staatlichen Aufgaben sich finanziell auf 
die Selbstverwaltungsverbände stützen können, die rechte Lebensfähig- 
keit besitzen (S. 19). 

Bis dahin kann ich dem Verf. folgen. Ueber den Grundsatz 
provinzieller Dezentralisation, auf dessen Durchführung übrigens 
im preußischen Statistischen Landesamt bereits vor einem Jahrzehnt 
hingearbeitet wurde, herrscht unter den statistischen Praktikern 
jetzt wohl ziemliche Uebereinstimmung. Das ergaben auch die er- 
wähnten Verhandlungen der Deutschen Statistischen Gesellschaft im 
Oktober vorigen Jahres ?). Ueber die Art der Entrichtung der Pro- 
vinzial-Aemter dagegen sind die Meinungen zur Zeit noch erheb- 
lich verschieden. Oberbürgermeister Wilms- Posen befürwortete 
in der Statistischen Gesellschait Anschluß an die Öberpräsidien 
statt an die kommunalen Provinzialverwaltungen, weil »sowohl die 
staatlichen als die provinzialen Stellen der Verwaltung sich beim 
Öberpräsidium schneiden«e. Andere dagegen zogen die Unterstellung 
unter den Landeshauptmann vor. Das will auch Jaeckel, aber mit 
einem eigenartigen Kompromiß zu gunsten der Staatsverwaltung: 
»Die Besetzung der Stelle würde nur allein nach dem Vorschlage 
des Statistischen Landesamtes durch die preußische Staatsregierung 
erfolgen (!). Ungeachtet dessen müßte oder könnte der Statistiker 
aus den Mitteln des Kommunalverbandes bezahlt werden, weil diesem 
neben der Erledigung der staatlichen Statistik, der Erstattung des 
Verwaltungsberichtes, insbesondere die Pilege der lokalen Statistik 
obzuliegen hätte. Der Statistiker würde damit mutatis mutandis 
die Doppelstellung der Landräte erhalten. Er würde auf der einen 
Seite Beamter der Landesverwaltung sein und auf der anderen Seite 
Organ des Kommunalverbandes. Die Schwierigkeiten, die sich hier- 
aus ergeben, sollen nicht verkannt werden« (S. 2I). Die ausschlag- 
gebende Bedeutung, die hier das Statistische Landesamt haben soll, 
widerspricht m. E. sowohl den modernen Grundsätzen kommunaler 
Selbstverwaltung als auch den Interessen der statistischen Wissen- 
schaft. Reglementiert von oben herab wird gerade in Preußen mehr 
als genug; deshalb sollte keine Gelegenheit versäumt werden, das 
Selbstbestimmungsrecht der Bürger innerhalb der Kommunalver- 

23) Vgl. die Niederschrift der Verhandlungen der 2. Mitgliederversammlung 
der Deutschen Statistischen Gesellschaft, erschienen als Beilage zum Deutschen 
Statistischen Zentralblatt 5 (1913) Heft r. 
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bände, die für einen großen Staat wie Preußen die beste Schule wahrer 
Demokratie bilden, zu fördern. Zudem ist die Abhängigkeit vom 

Statistischen Landesamte um so weniger nötig, als die Hauptarbeit 
des Provinzstatistikers, wie J. selbst ausdrücklich sagt, sich auf 
den Kommunalverband eıstreckt. Für die Landesstatistik wäre er 
nur Mittelsperson. — Wissenschaftlich scheint es mir entschieden 
eine Gefahr, die Einfluß-Sphäre der staatlichen Aemter zu erweitern. 
Der Einfluß würde sich voraussichtlich dahin geltend machen, die 
neuen Stellungen mit den jüngeren Statistikern zu besetzen, die ihre 
praktische Ausbildung im Landesamte selbst erhalten haben. Nun 
sind aber gerade die zentralen Landesämter ıhrer ganzen Organisation 
und Arbeitsweise nach sicherlich weniger zur Ausbildung des Nach- 
wuchses der praktischen Statistiker geeignet, als de städtischen 
Statistischen Aemter, die viel mehr praktische Kleinarbeit und positives 
Eindringen in das Urmaterial und seine Verarbeitung ermöglichen, 
als die großen Landesämter, bei denen die wissenschaftliche Arbeit 
sich oft in der Hauptsache auf die mehr oder weniger oberflächliche 
Abfassung eines Begleittextes zu den fertigen Tabellen beschränkt 3). 
Während die Leiter der Landesämter oft mehr mit Rücksicht auf 
ihre organisatorischen Fähigkeiten als Verwaltungsbeamte und als 
Leiter eines großen Beamtenstabes ausgewählt werden und deshalb, 
wie man jain Deutschland wiederholt zu beobachten Gelegenheit hatte, 
oft nicht gerade wissenschaftlich bedeutende Statistiker sind, kommt 
für die städtischen Statistiker die wissenschaftliche Qualifikation 
an erster Stelle in Betracht. Auch haben die letzteren viel mehr 
Bewegungsfreiheit, neuartige Spezialforschungen vorzunehmen, neue 
Methoden der Erhebung und Verarbeitung zu erproben. Sie können 
auf ihrem kleinen Beobachtungsgebiet viel feinere Detailstudien unter- 
nehmen usw. Von ihnen hängt der Fortschritt der statistischen 
Methodik und Erkenntnis ab. Näher kann im Rahmen dieser Be- 
sprechung darauf nicht eingegangen werden. J. selbst bekennt, daß 
sich die Statistik in den letzten Jahrzehnten nicht zuletzt durch den 
Fortschritt der Städtestatistik so erfreulich entwickelte (S. 7). Und 
er gesteht gleichzeitig, daß die wissenschaitlichen Ergebnisse der 
Statistischen Landesämter bei dem jetzigen Zustande der Zentrali- 
Sation durchaus ungenügend sind (S. 27). 

. Noch ein zweites Bedenken habe ich gegen die Art, wie Jaeckel 
die Stellen der statistischen Leiter der Provinzialämter besetzt wissen 
will! »Dieser Statistiker müßte aus der allgemeinen statistischen 
Laufbahn — die allerdings erst noch zu schaffen wäre hervorge- 
gangen sein und damit natürlich unmittelbarer Staatsbeamter sein«, 
Gewiß ist der Hochschulunterricht für die Statistiker durchaus unge- 
nügend. Er steckt noch in den allerersten Anfängen. Hier ist Abhilfe 
dringend zu fordern. Aber Jaeckel will mehr. Er will (S. 2) nicht 
nur mit Recht methodische Ausbildung der Statistik auf der Univer- 
sıtät und dafür eigne Lehrstühle, sondern außerdem — und das 
scheint mir gefährlich — einen besonderen praktischen Vorbereitungs- 
dienst in der Statistik und dem gemäß eine statistische Laufbahn und 
eme besondere Klasse statistischer Beamter in der Hierarchie des 
Beamtentums!! Er verlangt, daß dann die amtlichen Statistiker 





3 Darauf habe ich vor einigen Jahren auch in der Zeitschrift für Sozial 
wissenschaft hingewiesen. 
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notwendig jener offiziellen statistischen Laufbahn zu entnehmen 
wären. Ich meine im Gegenteil, wir sollten uns freuen, daß es in Preußen 
noch einen wissenschaftlichen Beruf gibt, der nicht in starre Vorbil- 
dungsbestimmungen eingeschnürt ist. Und es ist doch auch ein 
Widerspruch gegen die von Jaeckel selbst mit Recht geforderte 
wissenschaftliche Unabhängigkeit der amtlichen Statistik, im Gegen- 
satz zu ihrer bloß verwaltungstechnischen Funktion, einen wissen- 
schaftlichen Statistiker in die Hierarchie der Verwaltungsbeamten 
einzwängen zu wollen. Von den wissenschaftlichen Kräften der astro- 
nomischen Institute und der chemischen und physiologischen Labora- 
torien verlangt man auch nur eine wissenschaftliche Quali- 
fikation und nicht noch besondere Staatsprüfungen. 

Diese Aussetzungen sollen den Wert der Schrift, der übrigens 
noch durch den anhangsweisen wörtlichen Abdruck zahlreicher ein- 
schlägiger preußischer Verfügungen usw. erhöht wird, nicht beein- 
trächtigen. Hoffentlich wird sie ebenso wie die erwähnten Verhand- 
lungen der Deutschen Statistischen Gesellschaft in weiteren Kreisen 
die Forderungen der wissenschaftlichen Unabhängigkeit und der 
Dezentralisation der amtlichen Statistik nachdrücklich verbreiten. 
Es ist nur zu bedauern, daß einige wichtige Bemerkungen, wie z. B. 
S. 26/7 über die Unzulänglichkeit der jetzigen staatlichen Statistik, 
so aphoristisch gehalten werden mußten. Vielleicht findet Verf. 
Gelegenheit, anderswo näher darauf einzugehen. Seine gründliche 
allgemeine und fachwissenschaftliche Ausbildung sowie seine prakti- 
schen Erfahrungen lassen ihn dazu besonders befähigt erscheinen. 

(Wilhelm Feld.) 


Jahrbuch, Statistisches deutscher Städte in Ver- 
bindung mit seinen Kollegen, herausgegeben von Professor Dr. 
M. N eefe, Direktor des Statistischen Amtes der Stadt Breslau. 
XIX. Jahrgang, Breslau 1913. Wilh. Gottl. Korn, XVI und 849 S. 
M. 16.—. 

Das vorliegende Jahrbuch, das gleichsam eine Zusammenfassung 
der ganzen deutschen Städtestatistik bietet, ist seit 18 Jahrgängen 
mit dem Namen seines Herausgebers Nee fe aufs engste verknüpft. 
Es hat dank der unermüdlichen verdienstvollen Wirksamkeit seines 
Herausgebers gegenüber dem ersten, 1890 erschienenen Bande eine 
ganz außerordentliche Erweiterung und innere Ausgestaltung erfahren. 
Dazu hat natürlich gleichzeitig die Ausdehnung der Kommunalstati- 
stik auf immer mehr deutsche Städte und ihre rasche Fortbildung in 
den Großstädten viel mit beigetragen. 

Das Statistische Jahrbuch deutscher Städte stellt heute ein für 
den Kommunalpolitiker unentbehrliches, auf amtlichen Quellen 
beruhendes Nachschlagewerk dar, das über alle, der statistischen 
Beobachtung zugänglichen Gebiete der deutschen Gemeindeverwal- 
tungen periodisch berichtet und dadurch wichtige Beiträge zur ver- 
gleichenden deutschen Städtekunde sowie zur Kenntnis der Orga- 
nisation unserer deutschen Städteverwaltungen bietet. 

Der Umfang der großstädtischen Verwaltungen und ihrer Wirk- 
samkeit verbietet es, daß alle Jahre sämtliche Abschnitte, deren Be- 
schreibung sich das Jahrbuch widmet, wiederholt werden. Vernünf- 
tigerweise geschieht dies nur für die wichtigsten Abschnitte, während 
die weniger oft gebrauchten Nachweisungen nicht für jedes Jahr, son- 
dern periodisch in Abständen von drei, vier oder noch mehr Jahren 
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behandelt werden. Im vorliegenden XIX. Jahrgang sind von den nicht 
regelmäßig in dem Jahrbuch behandelten Abschnitten die städtischen 
Statistiken über Gewerbegerichte, Post-, Telegraphen- und Fernsprech- 
verkehr, Kohlenbezug und Kohlenpreise, Viehpreise, Gast- und 
Schankwirtschaften, öffentliche Bäder, öffentliche Desinfektions- 
anstalten, Theaterwesen, Heilpersonal und Apotheken wieder einmal 
zur Darstellung gebracht. Ganz neu hinzugekommen sind zwei Ab- 
Schnitte, nämlich r. eine vergleichende Darstellung der Gehälter der 
Lehrpersonen in den Städten und 2. eine Zusammenstellung der orts- 
üblichen Tagelöhne. In den meisten Abschnitten haben Erweiterungen 
und wichtige Verbesserungen der Bearbeitung stattgefunden, so daß 
der Ueberblick, den das Statistische Jahrbuch über das deutsche 
Kommunalwesen gewährt, nicht nur vergrößert, sondern auch in er- 
freulicher Weise vertieft worden ist. | 

Die Hauptschwierigkeit, mit der das Statistische Jahrbuch 
deutscher Städte zu rechnen hat, liegt in den Hindernissen, die bei der 
Vergleichbarkeit der Ziffern für die verschie- 
denen Städte hervortreten. Viele von den Ziffern des Jahr- 
buchs, wie die Ziffern über die Lebensmittelpreise, die finanzstatisti- 
schen Ziffern mancher Abschnitte usw., können nur in bedingter 
Weise und mit Vorsicht zu interkommunalen Vergleichen benutzt 
werden. Immerhin ist festzustellen, daß sich auch in dieser Beziehung 
gegenüber den älteren Jahrgängen des Werkes vieles gebessert hat 
und daß manche Vergleichsmängel gemindert oder beseitigt worden 
sind. In der weiteren Einschränkung gewisser Vergleichshindernisse 
dürfte eines der wichtigsten Ziele des Jahrbuchs für die Zukunft liegen. 
Die bei den früheren Jahrgängen des Werkes mehrfach hervorgetre- 
tenen Verspätungen des Erscheinens sind trotz der großen Schwierig- 
keiten, die einer rascheıen Veröffentlichung entgegenstehen, in er- 
freulicher Weise zum Teil behoben worden. Die Statistik ist in zwei 
Abschnitten bereits bis zum Jahre 1912, in sechs Abschnitten bis 
zum Jahre IgII, in fast allen übrigen Abschnitten aber bis zum Jahre 
1910 fortgeführt. (W. Morgenroth.) 


Statistisches Jahrbuch der Stadt Charlotten- 
burg. 1. Jahrgang 1912. Herausgegeben vom Statistischen Amt 
Stadt. Charlottenburg 1912. Kommissionsverlag Karl Ulrich 

Co. 165 S. 

re der Stadt Elberfeld. 9. Jahrgang ıgıı. Her- 

ausgegeben vom städt. Statistischen Amt. Elberfeld 1912. 218 S. 
Erfreulicherweise hat die Zahl der städtischen Statistischen 

Aemter, die besondere Jahrbücher herausgeben, in den letzten Jahren 

zugenommen. Man gewinnt durch diese ım allgemeinen ein anschau- 

liches Bild von dem wirtschaftlichen und sozialen Leben in unseren 
großstädtischen Kommunen, ihren Bevölkerungsverhältnissen, der 

Tätigkeit ihrer Verwaltung usw. Allerdings weichen die Jahrbücher 

n ihrer Anlage oft wesentlich voneinander ab. Abgesehen davon, 

daß ein einheitliches Format, etwa das des Statistischen Jahrbuchs 

deutscher Städte, für sie wünschenswert wäre, muß die Beifügung 
gewisser textlicher Ausführungen in monographischer Darstellung 
die verschiedene von ihnen zurzeit vollständig vermissen lassen, doch 
wohl als unentbehrlich bezeichnet werden. Größere Beachtung, unter 
ev. vorheriger interlokaler Verständigung, dürfte ferner vielfach der 
Verwaltungsstatistik, zumal der kommunalen Finanzstatistik, zu 
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schenken sein, wodurch die neuerlichen, an sich zwar recht schwierigen 
Versuche, zu einer einwandfreieren vergleichenden Statistik zu ge- 
langen, immerhin gefördert würden. Auch auf die oben angeführten 
Jahrbücher treffen diese Vorbehalte trotz ihres recht reichhaltigen 
Inhalts zum Teil zu. Namentlich ist es nicht recht verständlich, 
weshalb das Charlottenburger Jahrbuch dem tabellarischen und text- 
lichen Inhalt des seit langem erscheinenden Berliner Jahrbuch so 
wenig angepaßt wurde. (Klose.) 
Statistitschesky Eshegodnik (Statistisches Jahrbuch) 
für 1913, herausgegeben vom Handels- und Industrierat 
unter der allgemeinen Leitung des Dr. V. Chary, St. Petersburg 
1913, Preis 4,5 Rubel. 

Rußland »europäisiert« sich. Trotz aller Bemühungen der Reak- 
tionäre, das Rad der Zeit zurückzuwälzen, marschiert es doch vorwärts. 
Allmählich bildet sich auch in Rußland eine von der Regierung unab- 
hängige industrielle Klasse, deren Vertreter in der 4. Duma die »Fort- 
schrittler« sind. Die wirtschaftliche Entwicklung fordert »moderne« 
Formen des Lebens, und die Vertreter des Kapitals finden zuweilen 
recht scharfe Worte gegen die nach Alleinherrschaft strebende Bu- 
reaukratie. Derselbe Entwicklungsprozeß stellt den Industriellen 
auch neue Kulturaufgaben. Was die absolutistische Regierung ganz 
vernachlässigt hat, muß die »Gesellschaft« selbst nachholen. Der 
Absolutismus hat nie recht gut die stummen Zahlen der Statistik 
oder gar der Staatsbudgets leiden können. Allein ganz »wie in der 
Türkei« ist es in Rußland doch nicht zugegangen. Es wurden ver- 
schiedene Anläufe zur statistischen Erfassung der Bevölkerung und 
der produktiven Kräfte des Landes wie dessen Schätze gemacht. 
Mit der Zeit wurde die Statistik ausgebaut. Aber nie kam sie in 
Rußland zu ihrem vollen Rechte. Sie ist weder zentralisiert noch 
wird sie — mit wenigen Ausnahmen — von kompetenten Personen 
geleitet, am wenigsten rechtzeitig und übersichtlich veröffentlicht. 
Die meisten statistischen Publikationen sind überhaupt nicht im 
Buchhandel vorhanden; andere äußerst teuer und mit einer Menge 
von Einzelheiten überfüllt, so daB sie nur von Fachleuten benutzt 
werden. 

Es ist daher ein guter Gedanke, wenn die russischen Industiiellen 
selbst die Sache in die Hand genommen und begonnen haben, stati- 
stische Jahrbücher zu veröltentlichen, die eine Fülle von wertvollem 
statistischem Material enthalten, hauptsächlich die industrielle Ent- 
wicklung Rußlands betreffend. Der Inhalt und die Ueberschriften 
werden auch in französischer Sprache angegeben. Das Jahrbuch 
für 2 3 enthält Uebersichten über Land, Bevölkerung, Grundbesitz 
und Landwirtschaft, Bergbau, Industrie, Handel, Verkehr, Finanzen 
(auch der Semstwos), Kredit, Versicherungswesen, Genossenschaften 
und Arbeiterschaft. Den Schluß bilden internationale Uebersichten, 
darunter auch über die Finanzen einiger Staaten sowie über die 
Emissionen von Wertpapieren. 

Natürlich haften dieser Publikation die Mängel der russischen 
offiziellen Statistik an, da sie doch meistens dieser ihre Angaben 
entnimmt. Wer weiß, wie die meisten statistischen Daten durch die 
Behörden und Polizeiverwaltungen eingeholt werden, kann zu deı 
russischen Statistik kein besonderes Zutrauen haben. Das schließt 
natürlich nicht aus, daß von einzelnen Verwaltungen, insbesondere 
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aber von den Semstwos, vieles recht Brauchbares auf diesem Gebiet 
geleistet worden ist. Das genannte Jahrbuch gibt nun eine übersicht- 
liche Zusammenstellung des wichtigsten Zahlenmaterials für die 
letzten fünf Jahre und führt zum Vergleich auch einige Angaben 
für mehrere frühere Jahre an. Die Lage der Industrie und des Berg- 
baues wird hier ziemlich ausführlich, dagegen die Handelsbeziehungen 
nur kurz behandelt. Ebenso ungenügend wird die Landwirtschaft 
geschildert. Es wäre auch erwünscht, daB die Industriellen selbständig 
Enqueten und statistische Untersuchungen über die Industrie vor- 
nehmen und veröffentlichen würden. (Nachimson.) 


Freudenbere, Friedrich Carl: Die neuzeitliche 
V’olkswirtschaftund die Existenzbedingungen 
der Familien in der badischen Pfalz. Nach der 
Berufs- und Betriebszählung vom 12. Juni 1907 und Steuerma- 
terial. Karlsruhe 1912. G. Braunsche Hotbuchdruckerei und Verlag 
IV, 340 S. mit 4 tabellarischen Anlagen. Mk. 6.—. 

Die Umwandlung des »Agrar-Staates« in den »Industrie-Staat« 
wird hier an einem Teil der Volkswirtschaft untersucht, der so abge- 
schlossen ist, daß alle Wirkungen und Zusammenhänge dieser neu- 
zeitlichen Entwicklung beobachtet werden können. Das ganze Gebiet 
der ehemaligen Kurpfalz vom Rhein bis tief in den Odenwald ist 
in den Bereich dieser Untersuchung gezogen; die alte Landwirtschaft 
der Rheinebene und des gebirgigen Hinterlandes und die Großindustrie 
der Stadt Mannheim fallen in diesen Rahmen. F. hat zwar für Ver- 
gleiche mit älterer Zeit historisches Material kaum selbst gesucht und 
dargestellt; er verfügt aber, da er schon lange Jahre als Unternehmer 
in dieser Gegend ansässig ist, über eine genaue Kenntnis aller wesent- 
lichen Tatsachen. Für die neueste Zeit geht er aus von den Ergeb- 
nissen der Berufs- und Betriebszählung des Jahres 1907, die er svste- 
matisch Punkt für Punkt mit den Mitteilungen, die ıhm die Steuer- 
behörde, allerdings nicht vollständig, über die Einkommensverhält- 
nisse gemacht hat, zusammenstellt. Diese eingehende Vergleichung 
von Steuer- und Betriebsstatistik ist meines Wissens noch von niemand 
vorgenommen worden und führt hier zu ganz außerordentlich frucht- 
baren Aufschlüssen. 

Die Hauptlinien, in denen sich die Entwicklung vollzieht, fülıren 
aus der ländlichen Sozialveriassung zur städtischen und von einer 
»kleingewerblichen« Technik oder Wirtschaft zur großgewerblichen, 
so daß die Großstadt — Mannheim — in zweifacher Hinsicht der 
Endpunkt wird. Aus dieser historischen Tatsache ergibt sich der 
Aufbau des Buches: auf der einen Seite werden die »subjektiven 
Existenzbedingungen« behandelt, wie sie aus der Auflösung der alten 
und der Entstehung der neuen Gesellschaft erwachsen, und auf der 
andern die »objektiven Wirtschaftsformen«, die »Betriebe« oder die 
»Industrie«, aus deren Entwicklung diese neuen Existenzbedingungen 
herzuleiten sind. 

Il. F. sucht dem »statistischen Individualismus« aus dem Wer 
zu gehen, indem er die Familie als Wirtschaftsgenossenschaft ins Auge 
laßt. Es zeigt sich, daß in dieser Gegend eine derartige Erweiterung, 
die eine größere Annäherung an das Leben erzielen soll, in weitem 
Maß berechtigt ist. Die erste Gliederung, die dann vorgenommen 
wird, geschieht nach dem sozialen Status der Familien; es wird unter- 
schieden nach »Versicherten« und »Nicht-Versicherten«, eine Schei- 
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dung, die sich in mancher Beziehung mit der Frage der Zählung nach 
der »Selbständigkeit« deckt. Ueber die Vorsicht, die mit solchen 
Trennungen verbunden sein muß, ist sich F. ganz im klaren; er hebt 
auch immer hervor, wo nach seiner Ansicht die harmlose Benutzung 
dieser Unterschiede zu Fehlern führen könnte. Da es ihm viel mehr 
auf die Darstellung der Existenzbedingungen als auf die De- 
skription des Ablaufs dieser Existenz ankommt, verzichtet er fast 
ganz auf die Veröffentlichung von Haushaltsrechnungen. Für die 
einzelnen Gebietsteile, die außerordentlich günstig gegeneinander 
abgegrenzt sind, und für die einzelnen Berufsglieder der beiden »so- 
zialen Klassen« betrachtet F. dann folgende Existenzbedingungen: 
Anteile der Haushaltungsvorstände an den Berufen, Beschäftigung 
der Ehefrauen, Kinderzahlen, Beständigkeit der Familien und Alters- 
aufbau, Einkommen, Besitzverhältnisse. (Nur für die »Versicherten« 
hat die Steuerbehörde Angaben gemacht; für die »Nichtversicherten« 
muß ein Schlußverfahren aus den Ergebnissen der Landessteuer- 
statistik eintreten, das natürlich individuelle Zusammenstellungen 
ausschließt.) 

Diejenige Beziehung zwischen Landwirtschaft und Industrie, 
an die wir zuerst denken, wenn von der ländlich-städtischen Entwick- 
lung die Rede ist, ist die Abgabe von Arbeitskräften der einen an die 
andere; F. stellt sie in den Mittelpunkt seiner Darstellung und kommt 
damit unmittelbar auf die »innere Wanderung«. Innerhalb des von 
ihm gezogenen Rahmens liegt ein Abgabegebiet: das badische Hinter- 
land mit dem Aufnahmegebiet: Mannheim. (Die äußerste Ostecke 
des Großherzogtums Baden, die der Würzburger Zuwanderung zu 
unterliegen scheint, gehört nicht zur alten Kurpfalz.) In diesem 
Hinterland reicht der Boden zur Ernährung der Bevölkerung nicht 
aus; das herrschende System des Eigenbetriebes unter vorwiegender 
Mitarbeit der Ehefrauen beeinflußt die Lohnhöhe anscheinend un- 
günstig, so daß die jüngeren und kräftigen Leute nach den Industrie- 
bezirken abwandern. Trotzdem stellt F. fest, daß in ganz geringem 
Maße auch slawische Arbeiter verwandt werden. Wenn es sich hier 
nicht um eine ganz zufällige Ausnahme handelt, so kann man daraus 
schließen, daß nicht nur der höhere Lohn in der städtischen Zone 
diese Wanderung zustande kommen läßt; sonst müßte ja nach der 
Abwanderung der Lohn steigen. Dasselbe beweist auch die Tatsache, 
daß in der Ebene 4,4% aller landwirtschaftlichen Taglöhner Slawen 
sind, namentlich Taglöhner auf größeren Pachtbetrieben. Ganz 
allgemein scheint sich der Taglöhner in dieser halbindustrialisierten 
Gegend von der unständigen Landwirtschaftsarbeit freimachen und 
sie höchstens als eigenen Nebenbetrieb in sein anders gewonnenes Ein- 
kommen einschließen zu wollen. Festgehalten werden im Hinterland 
anscheinend nur diejenigen Nichtbauern, die über stärkeres Neben- 
einkommen der Frau aus der Landwirtschaft verfügen und demnach 
auch mit niedrigeren Löhnen auszukommen vermögen; hier gehören 
nur 71° aller Familien dem Stand der landwirtschaftlichen Tag- 
löhner an, in der Ebene 44°/,, während in der Ebene — ohne Mann- 
heim — allein von 19 004 Arbeiterfamilien 39,9% landwirtschaftliche 
Nebenbetriebe haben. Für Weinheim, ein Musterbeispiel für diesen 
Zustand halbindustrieller Entwicklung, behauptet F. ganz bestimmt, 
daß die Zahl der Bauern und Ackerbürger zugunsten der Arbeiter mit 
landwirtschaftlichen Nebenbetrieben zurückgegangen ist. 





8. Statistik. 28 5 


Auf der andern Seite wird das Arbeitsangebot natürlich beeinflußt 
von der Stärke des Nachwuchses. Hier steht F.s Methode nicht ganz 
auf der Höhe der sonstigen Genauigkeit. Er mißt diesen Nachwuchs 
nach der Norm, daß die verheirateten Eltern zwischen dem 30. und 
40. Lebensjahr 2,5 Kinder haben sollen, damit die Bevölkerung auf 
demselben Stand erhalten bleiben kann. Es ist ganz klar, daß dieses 
Verfahren für weitergehende Schlüsse wie z. B. über Fortpflanzungs- 
gewohnheiten nicht ausreicht. Was für Fehler entstehen schon daraus, 
daß diejenigen Familien, in denen die Kinder von Hause weg sind — 
dies ist bei Eheschließungen des Jahres 1888 für 1907 doch wirklich 
nicht so gar außergewöhnlich — einfach um diese Kinderzahl zu 
schwach in der Statistik vertreten sind! Für Unterschiede in den 
Berufsgruppen kann man natürlich nicht anders vorgehen; aber für 
weitergehende Vergleiche ist die Beschränkung auf die Angaben der 
Berufsstatistik unbedingt ein Mißgriff, der viel schwerwiegender ist, 
als F. anzunehmen scheint. Nur unter Heranziehung einer empi- 
rischen festgestellten Absterbeordnung, der die einfache Geburts- 
Statistik gegenüberzustellen ist, dann unter Abrechnung des »sozialen 
Zölibats«e und der ehelichen Kinderlosigkeit gelangt man zu einer 
brauchbaren »kritischen Geburtenzahl«.. Doch kann man wohl sagen, 
daß in dem von F. angesetzten Alter mindestens noch zwei Kinder 
im Haus sein sollten; danach würden Heidelberg und Mannheim, 
die an und unter dieser Grenze stehen, als unterversorgt gelten müssen. 
Die Bevölkerungsvermehrung des industriellen Westens würde dem- 
nach nur teilweise auf seiner eigenen Regenerationsfähigkeit be- 
ruhen, namentlich auf der der halbländlichen Rheinebene, zu einem 
erheblichen Teil aber auf der Zuwanderung aus dem Osten. Diese ist 
so stark, daß dort teilweise ein absoluter Rückgang der Bevölkerung 
eintritt; das Bevölkerungsmanko, das aus der mangelnden Geburten- 
zahl des Westens hervorgeht, wird also auf den ländlichen Osten 
überwälzt. Wie lange dieses Reservoir noch verfügbar bleibt, darüber 
können aus dem F.schen Material keine Schlüsse gezogen werden. 

Die geographische Beziehung zum verkehrswirtschaftlichen Zen- 
trum orientiert hier zunächst einmal über die augenscheinlichsten 
Merkmale des wirtschaftlichen Fortschritts oder Rückschritts der 
Gegend. Neben dem großen gibt es aber noch mehrere kleine Zentren, 
die als gewerbliche Arbeitsmärkte kleinere Wohlstandserhöhungen 
in der Ebene der ländlichen Existenzbedingungen hervorrufen. Das 
hat F. in einer besonders reizvollen Einzeluntersuchung dargestellt. 
Er nimmt 18 Odenwaldorte aus der Umgebung von Heidelberg vor; 
bei der Hälfte von ihnen ist es den dort wohnenden Arbeitern mög- 
lich, täglich zur Arbeit in die Stadt zu kommen und wieder heimzu- 
kehren, bei den übrigen nicht. Für je 200 Familien wird das reine 
Einkommen — aus Lohn, Grundbesitz usw. — festgestellt. So ent- 
steht namentlich durch Berücksichtigung der Familiengröße eine 
eindrucksvolle Kurve: es fällt klar ins Auge, wieviel größer in den 
entfernteren Orten der Anteil der Familien ist, deren Einkommen 
unter 1000 M. bleibt; bei nahem Wohnsitz stehen nur I5 Familien 
unter der Armennorm von 200 M. pro Vollperson, bei entferntem 
Wohnsitz aber 45. 

Am deutlichsten spricht sich der Unterschied und die Ursache 
der Wanderung in der Lohndifferenz Hinterland — Mannheim — 
gleich 500 M. aus. F. geht hier den feineren Unterschieden nach 
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Gegenden, Mittelstädten und ländlichen Industrieorten ganz sorg- 
fältıg nach und berührt namentlich die Frage, in welchen Grenzen 
die Bevölkerungsanhäufung durch ländliche Wohnsitze bei städtischer 
Arbeit aufzulockern ist. 

Das Maß, in dem neben dem Industrieeinkommen landwirtschaft- 
licher Nebenerwerb gewonnen wird, zeigt, wie weit die Umwandlung 
in die industrielle Gesellschaft fortgeschritten ist. Im Gebirge sind 
2/0, in der Ebene %,, in Heidelberg 5/,, und in Mannheim /,0—Y/ıo 
aller Haushaltungen besitzlos. Bei den sittlichen Werten, die F. ab- 
gesehen von dem physischen des günstigeren Altersaufbaus in der 
Landwirtschaft sieht, ist es selbstverständlich, daß er dem Land- 
bedürfnis so weit wie möglich entgegenkommen will; er verhehlt sich 
dabeı nicht, daß die Einkünfte aus der kleinen Landwirtschaft nicht 
überschätzt werden dürfen (untere Nutzgrenze = 20 a, in Weinheim 
selbst bewirtschaften die versicherten Industriearbeiter im Durch- 
schnitt 0,8 ha!) Mit vollem Recht tadelt F., daß in der Rheinebene 
inmitten einer Bevölkerungsdichte, die ohne Hinzunahme der Städte 
244 Einwohner auf den qkm beträgt, drei großherzoglich badische 
Domänen, zusammen etwa 1500 ha, liegen, deren Rente durch die 
Getreidezölle hochgehalten wird und die doch bei Aufteilung in kleinere 
Bauern-Rentengüter mit Hackfrucht- und Futterbau eine wesent- 
liche Ertragssteigerung liefern könnten; desgleichen, wenn man auf 
ihnen, so weit sie dazu geeignet sind, Arbeiterfamilien mit 1, ha Land 
ansiedeln würde, 

Etwas verstärkt, wenigstens für die Orte der Rheinebene, wird 
die soziale Position bei Versicherten und Nichtversicherten durch 
die Allmende; sie hält die Arbeiter auch im Heimatsort fest oder 
führt sie später wieder dorthin zurück. Im großen ganzen sieht F. 
in ihr einen schädlichen Anachronismus, der wohl noch längere Zeit 
als landwirtschaftliches Reservatorium auch inmitten der Industriali- 
sierung wirken mag. 

Ein letzter Punkt, in dem die soziale Verschiebung zum Aus- 
druck kommt und der wieder zu jenen Lohnunterschieden hinführt, 
ist die Erwerbstätigkeit der Frau. Man mag F.s Feststellungen 
so umschreiben, daß je geschlossener der Lebenskreis einer Familie 
ist, desto mehr die Frau als wirtschaftendes Mitglied in Erscheinung 
tritt. Je ländlicher die Gegend ist, desto mehr muß die Frau mit- 
erwerben. In der Stadt verzichten je über 600 %,, der Frauen von 
Versicherten und Nichtversicherten auf Erwerbstätigkeit, im Hinter- 
land rund 200%. Die Tätigkeit, die in der Rheinebene ein Teil der 
Gehilfenfrauen in der Tabakindustrie ausübt und damit die Erwerbs- 
tätigkeit auf 605%, steigen läßt, scheint nur ein Beweis für jene 
allgemeine Umschreibung zu sein. 

II. Im ganzen steht F. der industriellen Entwicklung freundlich 
gegenüber. Er ist durchaus der Ansicht, daß die Steigerung des 
volkswirtschaftlichen Reinertrags, den die kapitalistische Wirtschaft 
gebracht hat, die »Existenzbedingungen« in diesem, bei rein agra- 
rischer Wirtschaft hoffnungslos übervölkerten Land wesentlich ge- 
hoben hat. Er unterscheidet zwei Wege der Entwicklung: die Schaf- 
fung größerer Agglomerationseinheiten — Mittel- und Großbetrieb — 
und die Verwebung der heimischen Industrie in die internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen, in die »internationale Arbeitsteilung«. Mit 
schöner Konsequenz gibt er ım zweiten Teil nicht nur eine genaue 
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Analyse der Tatsachen der Betriebsgrößen, sondern sucht auch 
den einzelnen Industrien in ihren Absatzbeziehungen nachzugehen. 
Bei der Frage der Agglomeration kommt er zu dem überraschenden 
Ergebnis, daß die Entwicklung zum Großbetrieb in dem eigentlichen 
Großindustriegebiet Mannheim nicht so stark ist, wie man anzunehmen 
scheint; er sagt, die Umwandlung in Großbetriebe vollziehe sich in 
dieser von den Kohlen entfernten Gegend viel langsamer als der Rück- 
gang der Allein-Betriebe. Das kann man nach der Standortstheorie 
so fassen: bei einer Industrie, die ohne allzugroße Mengen von Ge- 
wichtsverlustmaterialien arbeitet — das scheint in Mannheim über- 
wiegend der Fall zu sein —, ist deren rationelle Ausnützung weniger 
wichtig; die Möglichkeit einer solchen wächst mit steigender Betriebs- 
größe. Bei der überwiegenden Mehrzahl der Mannheimer Industrien 
ist demnach der Ersparniskoeffizient des großen gegenüber dem 
kleinen und mittleren Betrieb nicht so erheblich, daß er zu 
einer weitergehenden Agglomeration Anlaß gibt. — 

Das Buch enthält eine Fülle von einzelnen Bemerkungen und 
Statistischen Nachweisen, die nach allen Richtungen hin fruchtbar 
verwertet werden können; eine Fülle, deren eine Besprechung nur 
entfernt Herr wird. Der Wert der Untersuchung liegt in der Kombi- 
nation von Detailkenntnis und statistischer Vollzähligkeit, die es 
dem Verf. ermöglicht, einen großen Kreis von Einzelheiten vielseitig 
zu erfassen. F. ist inzwischen Ehrendoktor der Heidelberger philo- 
sophischen Fakultät geworden. (Keck) 


9. Soziale Zustandsschilderungen. 


Mende, Dr. Käthe: Münchener jugendliche Lad- 
nerinnen zu Hause und im Beruf. Mit einem Abriß 
der Schutzgesetzgebung und der Fachschulbildung für Verkäufe- 
rinnen, sowie einem statistischen Anhang. Die Verkäuferin im 
deutschen Warenhandel (120. Stück der Münchener Volkswirt- 
on Studien). Stuttgart und Berlin 1912. CXL 42704135S. 
M. 9.50. 

Eine eingehende und geduldige Arbeit über die Lage junger 
Mädchen im Verkäuferinnenberuf liefert uns Dr. Käthe Mende. Da- 
durch, daß auch die Literatur der 80er und goer Jahre und die Erhe- 
bungen der Kommission für Arbeiterstatistik 1892—1894, die soziale 
Gesetzgebung der letzten Zeit und die gegenwärtige rechtliche und 
tatsächliche Gesamtlage der Verkäuferinnen in ganz Deutschland 
berücksichtigt, ferner die Fragen der Pflichtfortbildungs- und der 
Fachschulen einer gründlichen Erörterung unterworfen werden, gibt 
die Arbeit eine Einführung in die Gesamtheit der auf den Verkäuter- 
Innenberuf bezüglichen sozialen Fragen, zu deren lebendiger Erläute- 
rung dann die Spezialdarstellung der Münchener Verhältnisse dient. 
Wir erhalten ein fein herausgearbeitetes Bild über die Lage der 
Mädchen im Haus und im Beruf, das gewonnen wurde durch eine 
umfassende persönliche Enquete, sowie durch Versendung von 
Fragebogen. 
= Der sozialen Abstammung nach geht die Mehrzahl der Münchener 
Jugendlichen Verkäuferinnen aus dem handarbeitenden Stande her- 
vor; der kleinbürgerliche Mittelstand, der bei den Knaben des gleichen 
Standes und der gleichen Altersstufe noch zwei Drittel des Nachwuchses 
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stellt, trägt bei den Mädchen nur noch zu einem Viertel an Nachwuchs 
bei. Die Proletarisierung des weiblichen Verkäuferinnenstandes 
nimmt dabei ständig zu, was Dr. Mende aus den Angaben über den 
Berufsstand der Eltern älterer Verkäuferinnen nachweist. Dieser 
Tiefstand der Abstammung hat selbstverständlich einen gleichen 
Tiefstand der materiellen Lage der Familien zur Folge, der sich in 
geringer Körperpflege und häufig mangelhafter Ernährung der Mäd- 
chen ausdrückt. 

Der Verdienst des Vaters kommt selbstverständlich nirgends 
ganz dem Haushalte zugute, da ja sein persönlicher Verbrauch vorab 
abzuziehen ist. Wenn der täglıche durchschnittliche Verbrauch der 
Väter aus den Arbeiterfamilien bei einem Wocheneinkommen des 
Vaters zwischen 23—30 M. von 70 Pfg. bis 1.50 M. schwankt, wenn 
also ohne Deckung der Auslagen für Wohnung, die drei Hauptmahl- 
zeiten und die Wäschebesorgung allein schon für den persönlichen 
Bedarf des Vaters 5—10 M. vom Verdienst wöchentlich abgehen, so ist 
es ersichtlich, daß ein hoher Teil des vom Familienvater Verdienten 
auch von ihm selbst wieder verzehrt wird, ohne daß die Fami- 
hienglieder dadurch »erhalten werden«. Dr. Mende führt einige 
charakteristische Beispiele an: z. B. einer der Väter zahlt monat- 
lich 50.— M. an seine Frau, wofür ihm selbst Wohnung, drei Haupt- 
mahlzeiten, Flicken und Reinigen der Wäsche besorgt werden muß, 
ein anderer zahlt zum gleichen Zweck wöchentlich 12—14 M.; alle wei- 
teren Bedürfnisse der Familie, also auch der Kinder, werden der Frau 
allein zu erfüllen überlassen. Solche Ausnahmefälle bilden noch nicht 
einmal den tiefsten Stand im Familienleben der untersten Schich- 
ten; sie zeigen aber, daß unser Familienrecht die Konsequenzen 
aus den veränderten Lebenstatsachen innerhalb der unteren Volks- 
kreise nicht zieht. 

Jede genaue Beschäftigung mit den Details des Haushalts der 
Arbeiterschichten zeigt zahlreiche derartige Bilder. Dieselben er- 
klären uns einesteils wie es möglich ist, daß der männliche Arbeiter 
der besten Altersjahre trotz der gegenwärtigen Lohn- und Teuerungs- 
verhältnisse relativ gut genährt sein kann. Sie erklären aber auch, 
warum als innere Notwendigkeit des Familienlebens der Gelderwerb 
der Frauen zunehmen muß. Wir finden daher auch eine ziemlich 
umfangreiche Berufstätigkeit jener Mütter der Münchner Verkäufe- 
rinnen, die aus niederen Beamten und Arbeiterkreisen stammen. 
Wie es diesen Frauen möglich wird, Beruf und Ehe zu vereinigen, 
darauf weisen folgende Aeußerungen von Dr. Mende hin: »Die äußerst 
ausgedehnte, bei der eigenen häuslichen Belastung all dieser Frauen 
doppelt bewundernswerte gegenseitige Hilfe ist .. .. ein charak- 
teristischer Einschlag des Familienlebens dieser Schicht, ohne den 
die Häuslichkeiten kaum zu denken sind. Die Gleichartigkeit aller 
Freuden und Sorgen — meistens überwiegend die letzteren —, dazu 
die räumliche Nähe, die durch die Beschränkung der Wohnungen 
gegeben ist, haben das natürliche Mitgefühl und die Hilfsbereitschaft 
dieser Frauen zu einem Faktor gesteigert, der eine ökonomisch nicht 
geringe Rolle spielt«. 

Ein interessantes Schlaglicht auf die hier berührte Frage wirft 
die Lage jener Familien, welche des Mannes beraubt sind. Dr. Mende 
bemerkt hierzu: »Die gesunde und arbeitsfähige Frau des Volkes ist 
von Kindheit auf zu sehr an Erwerbstätigkeit gewöhnt, als daß ein 
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solcher Todesfall, wie dies häufig in den Familien des Bürgerstandes 
vorkommt, sie dem Leben ganz hilflos gegenüberstellte und auf die 
Dauer völlig aus ihrem bisherigen Standard of life herauszudrängen 
vermöchte.« In über zweidrittel der vaterlosen Familien »hatte sich 
das Einkommen so gestaltet, daß das Heim auch jetzt noch dem eines 
verdienenden Handwerksmeisters, Beamten oder gelernten Arbeiters 
glich«e Die Art der vorliegenden Untersuchung hatte allerdings 
zur Folge, daß zwar Haushaltungen mit auch kleinen Kindern 
einbegriffen blieben, ausgeschlossen aber waren Familien mit nur 
kleinen hilflosen Kindern, welche die Mutter am Erwerb hindern, 
so daß nach dem Tode des Vaters für einige Jahre bittere Not ent- 
stehen muß. Daß die Lage der Familien durch den Tod des Vaters 
nicht in stärkerem Maße verändert wurde, kann einzig nur darauf 
beruhen, weil der Vater nicht nur der stärkste Verdiener ın den Fami- 
lien, sondern auch der stärkste Konsument ist. Diese seine Stellung 
otfenbart sich schon an einem so kleinen Umstande wie die Vertei- 
lung der Schlafgelegenheiten. Der Bettenmangel ist ja ein trauriges 
Charakteristikum der Arbeiterhaushaltungen und ihrer durch die 
Not bedingten dürftigen \Wohnungsverhältnisse. In »fast allen Fami- 
lien, bei denen eine ungenügende Anzahl von Betten angetroffen 
wurde, hatte der Vater sein Bett für sich, während die doch ebenfalls 
sehr ruhebedürftige Mutter und die zum Teil angestrengt arbeitenden 
Kinder ihre Lagerstätten miteinander teilen mußten. Hierbei konnte 
selbst für Erwachsene die Trennung der Geschlechter nicht stets 
durchgeführt werden«. 

Aus der ungünstigen materiellen Lage der Eltern folgt eine zu 
starke Inanspruchnahme der jungen Mädchen im Interesse der Familie. 
Fast ausnahmslos geben die Töchter einen höheren Teil ihres Einkom- 
mens an die Familie ab als die Söhne und werden außerdem noch 
zu Reinigungsarbeiten im Haus und sogar zu Flickarbeiten für die 
Söhne verwendet, bei den langen Arbeitszeiten des Verkäuferinnen- 
standes eine besonders schwere Belastung. Daran, daß die Gesund- 
heit der heranwachsenden Mädchen Bewegung im Freien erfordert, 
scheinen wenige Eltern zu denken. Nur wenige der Mädchen können 
über den einzigen freien Tag der Woche, den Sonntag, verfügen, weil 
sie fast immer in Haushaltungsarbeiten eingespannt werden. Dies 
führt zu einer körperlichen Uebermüdung der Mädchen, zu einer Be- 
hinderung ihrer geistigen Ausbildung und Weiterbildung, zu einer 
Gelährdung ihrer Wachstumsentwicklung durch die Vollendung ihrer 
Abschließung vom Aufenthalt im Freien. 

Man muß diese Anforderungen der Familie gleich in Zusammen- 
hang bringen mit dem sehr traurigen Kapitel über die Arbeitszeit. 
Ganz allgemein ist dieselbe für diese Mädchen im zarten Entwick- 
lungsalter zu lang. 65%, der jungen Verkäuferinnen hatte eine Arbeits- 
zeit von 10—12 Stunden (die Pausen vorher abgerechnet), nur 28%, 
erireuten sich einer eflektiven Arbeitszeit unter I0 Stunden; die 
Arbeitszeit des Restes dehnte sich sogar noch über 12 Stunden hinaus 
aus! Wenn dann auch noch die Mittagspause wegen der Entiernung 
der elterlichen Wohnung vom Geschätt in hastigem Hin- und Her- 
laufen zugebracht wird, ergibt sich selbstverständlich eine Ueber- 
anstrengung der Mädchen, weil sie ja auch in ihrem Beruf körper- 
lich stark belastet sind. 

Wie notwendig wäre es, daß sie in einigen Wochen Urlaub 
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von der Berufsarbeit ausspannen könnten; aber nur wenige Lehr- 
mädchen erhalten überhaupt Urlaub, und beträgt dann auch derselbe 
höchstens 3—8 Tage; erst im dritten Jahr der Tätigkeit wird einigen 
Verkäuferinnen ein Urlaub von 14 Tagen zugänglich. 

Sehr viel Ungünstiges berichtet Dr. Mende über die Ausbildung 
der Mädchen im Betrieb. Eine große Reihe der besten Geschäfte 
wälzen die Ausbildung von Lehrmädchen von sich ab, weil sie ihr 
kostbares Material nicht ungeschulten Kräften anvertrauen kön- 
nen und wollen. In sehr spezialisierten Betrieben wiederum kann 
auch beim besten Willen die Ausbildung nur eine ganz einseitige 
sein. Ferner ist der gesetzliche Schutz der Jugendlichen im Handels- 
gewerbe noch viel zu gering, die Kontrolle der Lehrherren zu 
locker. So haben die Geschäfte, welche den üblichen Durchschnitts- 
lohn für erwachsene Verkäuferinnen nicht zahlen wollen, die Möglich- 
keit, an den jungen Hilfskräften zu sparen und dieselben zu lohn- 
drückenden proletarischen Existenzen des Handelsstandes heranzu- 
züchten. Dieser Umstand drückt auf den Durchschnittsgehalt, der 
selbst im dritten Beschäftigungsjahr 30 M. monatlich noch nicht 
erreicht, im Kleinbetrieb sogar auf 23 M. monatlich stehen bleibt. 
Nach den Berechnungen des Statistischen Amtes der Stadt München 
beträgt der Durchschnittsgehalt der 20 bis 30 jährigen Durchschnitts- 
verkäuferin, die also in ihrer vollen und vollwertigen Berufsarbeit 
steht, erst 00—70 M. monatlich, ein Gehalt, der die Lebensbedürfnisse 
selbst bei genauester Einteilung und solidestem Haushalten nicht 
decken kann, weil dieser Beruf große Ansprüche an die Kleidung stellt 
und sie trotzdem stark abnützt. 

Ganz besonders interessant ist das Kapitel über die erziehli- 
chen Einflüsse, welchen die Mädchen unterliegen. Eine feinsinnige 
Frau hat hier mit warmen Herzen Beruf und Leben der Mädchen 
durchschaut und beide miteinander in Beziehung ge- 
bracht, was ja so selten geschieht, weshalb so viele harte und 
schiefe Urteile gefällt werden über diese schwerarbeitenden Mädchen, 
die wenig Gelegenheit und Mittel für die freie Entfaltung ihrer Kräfte 
durch Freude und Ruhe besitzen und in ihrer stetigen geradlinigen 
Entwicklung ganz besonders durch den Umstand behindert werden, 
daß der Kontrast zwischen der Freudlosigkeit und Mühseligkeit 
ihres persönlichen Lebens und den Eindrücken ihrer Berufsarbeit 
ein weit stärkerer ist als auf anderen weiblichen Arbeitsgebieten. 

Dieses feine soziale Verständnis, verbunden mit exakter und 
gewissenhafter Erforschung des Tatsächlichen, gibt dem Buch von 
Dr. Käthe Mende seinen Reiz und seinen Wert. 

(Rosa Kempf-München.) 


1o. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


Avereck, W.: Die Landwirtschaft unter dem Ein- 
/fluß von Bergbau und Industrie im rheini 
schen Ruhrkohlengebiet. Leipzig 1913. Verlag Veit u. Co. 
87.9. 

Schrift befaßt sich mit der Entwicklung der Landwirtschaft 

im rheinisch-westfälischen Industriebezirk. Es liegen hier ganz 

exzeptionelle Verhältnisse vor, die eine spezielle Untersuchung darüber 

rechtfertigen, wie sich die autochthone großbäuerliche Landwirtschaft 
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einer so weitgehenden Industrialisierung wie im Ruhrrevier ange- 
paßt hat. 

Man nımmt ja im allgemeinen mit Recht an. daB die Zukunit der 
mitteleuropäischen Landwirtschait nur in der verfeinerten Qualitäts- 
produktion für den Markt liegen könne, und daß sie deshalb das größte 
Interesse an einer durchgreitenden Industrialisierung des flachen 
Landes habe, die ihr den Markt bis vor die Tür bringe. Indes- 
sen hat auch die hierdurch ermöglichte Intensivierung der Wirt- 
schaft ganz entschieden ihr Optimum, bei dessen Ueb erschreitung 
die Landwirtschait anfängt zu leiden. Genau so wie die Riesel- 
güter in der Nähe grober Städte oft nicht wissen, was sie mit der un- 
geheuren Menge von Stickstoft in den Abwässern, die anderswo sehr 
gesucht sınd, die sich hier aber aut zu kleiner Fläche konzentrieren, 
antangen sollen, so wirken aut den Betrieb der Landwirtschaft im 
Theinisch-westfälischen Industriebezirk die gittigen Stotfwechselpro- 
dukte der Hochöten, die weit von den Fabriken weg sich erstreckende 
Verschlechterung der Lutt durch Rauch und Staub, die Senkung des 
Grundwassers und das Zubruchgehen der Erdoberfläche durch die 
Bergwerke. Gleichen doch jene industriegeseeneten Bezirke nur 
allzusehr den bekannten Bildern Th. Th. Heines aus dem dunkelsten 
Deutschland. wo statt Bäumen nur noch Fabrikschlote ın den Horziont 
wachsen und mit ihren Rauchwolken die Sonne verhüllen. Die Land- 
wirtschaft führt ın der Nähe der Bergwerke nur noch eine geduldete 
Existenz, und oft kauft ein Bergwerk, weil es zukünftige Entschä- 
digungsprozesse voraussieht, von vornherein so viel Terrain wie mög- 
lich oberhalb des Grubenieldes auf. 

Natürlich hat die durch die Industriallsierung bedingte Anhäu- 
fung großer Menschenmassen in Rheinland-Westtalen auch auf die 
Bodenv erteilung dieser Gegend einen weitgehenden Eintluß. Der 
früher geschlossene Bauernhof zertällt und wird, wenigstens in der 
unmittelbaren Nähe der Industrieorte verdrängt durch die Parzellen- 
wirtschaft. die ja den neugeschaffenen Verhältnissen auch besser ent- 
spricht als die alte auf Autarkie basierte Wirtschaft der geschlossenen 
Bauernhöfe. Diese Ansicht teilt auch Avereck (S. 87): »Vom volks- 
wirtschaftlich-sozialpolitischen Standpunkt aus kann man es nur be- 
grüßen, wenn hier der größere bäuerliche Besitz noch mehr parzelliert 
wird wie bisher. Die intensivste Bodenkultur ist nur in Kleinbetrieben 
moglich, und die Pilege von Spezialkulturen, deren Produkte hier 
stets eine gute Absatzmöglichkeit finden, würde bedeutend höhere 
Erträge bringen, als es bei dem durch den größeren Besitzer bevor- 
zugten Getreidebau der Fall ist.« Dies gilt allerdings nur für die 
Gegenden in unmittelbarer Nähe der Industrieorte, wo die Industrie- 
arbeiter nebenbei etwas Landwirtschaft treiben können; es gibt auch 
in Rheinland und Westfalen abgelegene Bezirke, die von der indu- 
striellen Entwicklung dieser Provinzen vorläufig nur ım Arbeiter- 
mangel die Nachteile empfinden, nicht aber die Vorteile besseren Ab- 
Satzes. 

Nur eine, vielleicht gerade die interessanteste durch die industrielle 
Entwicklung bedingte Neubildung hat Avereck nicht erwähnt. Es 
handelt sich zwar erst um ein tastendes Experiment, aber gerade solche 
neuen Formen landwirtschattlicher Unternehmung liben in statu 
nascendi für die Volkswirtschaft das größte Interesse, Im ersten 
Teil dieses Hefts (S. 124) habe ich bereits darauf Bezug genommen, 
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daß die großen Industriegesellschaften bemüht sind, ihren Arbeitern 
billigere Lebensmittel und in ihnen einen Teil des Arbeitslohnes zu 
beschaffen und daß die Harpener Bergbaugesellschaft bereits auf 
einem 4000 Tagwerk großen Komplex einen regelrechten landwirt- 
schaftlichen Großbetrieb eröffnet hat, dessen Schwerpunkt in der Zucht 
und Schlachtung von Schweinen für ihre Arbeiter liegt. Diese An- 
gliederung der Lebensmittelproduktion an den Industriebetrieb hat 
vielleicht eben ın den von der industriellen Entwicklung nicht un- 
mittelbar berührten, abgelegeneren Gegenden der beiden Provinzen 
Rheinland-Westfalen noch eine große Zukunft. (R. Leonhard.) 


Haack: Die preußischen Gesetze über Renten- 
güter. Berlin 1913. Parey. 168 S. Mk. 5.—. 

Seitdem am 27. Juni I8go mit der Gesetzgebung von 1850 ge- 
brochen wurde, wonach neue Erbpachtverhältnisse nicht mehr statt- 
haft sind, sind so viele neue Ergänzungen, Ausführungsbestimmungen 
und Kommentare zur Rentengutsgesetzgebung entstanden, daß sich 
um diesen Gegenstand herum bereits eine ganz fachjuristische Lite- 
ratur gebildet hat. Diese übersichtlich und historisch zusammen- 
zustellen, zu kommentieren und sowohl dem reinen Juristen wie auch 
Besiedlungsgesellschaften, welche Rentengüter schaffen wollen, ın sich 
ergebende Streitfragen zugänglich zu machen, hat sich der Autor der 
vorliegenden Publikation zur Aufgabe gestellt. Für den Agrarpoli- 
tiker, der ebenfalls in Zweifelsfällen aus den vorliegenden Kommentaren 
reiche Belehrung schöpfen kann, wäre das Buch noch interessanter, 
wenn es neben dem trockenen Tatsachenmaterial auch etwas auf die 
Entstehungsgeschichte der einzelnen Gesetze, ihre Beratung im 
Parlament und die Motivberichte, welche den Gesetzentwürfen bei- 
gegeben wurden, eingehen wollte. Indessen soll das Buch von Haack 
wohl vorwiegend praktischen Informationen dienen. 

(R. Leonhard.) 
Heidenhain, W.: Wegweiser für Bauern und Ar- 
beiter, die sich ansiedeln wollen. Berlin 1913. 
Deutsche Landbuchhandlung. 59 S. 60 Pig. 

Diese eminent praktische Publikation dient dem gleichen Zweck 
wie die oben angezeigte Schrift von Haack. Denn während die Kolo- 
nialverwaltung der meisten Staaten für ihre überseeische Koloni- 
sation schon lange praktische Unterweisungen für die Auswanderer 
haben drucken und umsonst verbreiten lassen, gab es für die deutsche 
innere Kolonisation bisher zwar eine Menge theoretischer Literatur, 
es fehlte aber an einem Ratgeber, der dem wenig geschäfts- und schreib- 
gewandten ansiedlungslustigen Bauern die Formalitäten erleichterte. 
Hier sind sie ihm direkt wie in einem Briefsteller vorgedruckt. Aber 
auch die zahlreichen theoretischen Interessenten der inneren Koloni- 
sation wird es interessieren, aus der kleinen Schrift zu erfahren, wie 
im Einzelfall das Ansiedlungsverfahren gehandhabt wird. 

(R. Leonhard.) 

Lemmermann, Otto: Die Entwicklung der Agri- 

kulturchemie und ihr Einfluß auf die Land- 

wirtschaft im 19. Jahrhundert. Berlin 1913. Parey. 

27 S. Mk. 12.—. 

ir Vortrag, eine akademische Kaiser-Geburtstags-Rede, gibt 
einen kurz gefaßten, instruktiven Ueberblick über den Anteil der 
Agrikulturchemie an der Steigerung unserer landwirtschaftlichen 
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Produktion und hat somit nicht nur für den Agrartechniker, sondern 
auch für den Volkswirt das größte Interesse. Wir erfahren aus der 
Entwicklungsgeschichte der noch jungen, aber bereits zu einer selb- 
ständigen Disziplin ausgewachsenen Agrıkulturchemie, wie die herr- 
schende Humustheorie, nach der die Pflanze nur aus den organischen, 
humosen Bestandteilen des Bodens sich aufbauen solle, bereits 1839 
von Sprengel in seinem Buch »Die Lehre vom Dünger« durch die 
Mineraltheorie ersetzt wurde, wonach nur das Vorkommen gewisser 
Mineralsalze für Aufbau und Wachstum der Pflanze notwendig ist. 
Nicht Sprengel aber, sondern dem ein Jahr später, 1840, genau die 
gleichen Anschauungen publizierenden Liebig gelingt die Umwälzung 
der bestehenden Meinungen, weil seine agitatorısche Kampfnatur 
sich mit größerer Energie durchsetzte, als das der zurückhaltende 
Sprengel verstand. Dabei hat die offizielle Agrikulturchemie in 
zwei wesentlichen Punkten von der Liebigschen Lehre sich wieder 
entiernt, nämlich erstens in der Frage des Raubbaus und Nährstoff- 
ersatzes, welcher letzterer nur noch unter gewissen Umständen für 
nötig gehalten wird, da exakte Untersuchungen auf landwirtschaft- 
lichen Versuchsfeldern ergaben, daß der Gehalt an für die Pflanzen 
nutzbaren Mineralsalzen im Boden auch bei dauernd mangelndem 
Ersatz nicht unter eine gewisse Stufe fallen kann. Durch künstliche 
Düngung angereichert werden müssen nur die im Minimum befind- 
lichen Mineralstoffe, bei den ausreichend vorhandenen wäre eine Ver- 
Stärkung Kapitalverschwendung. Zweitens weichen wir von Liebig 
ab in der Schätzung des Stickstoffes, den Liebig glaubte gegenüber 
den Mineralien vernachlässigen zu können, dessen Beschaffung 
aber, da gerade er meist im Minimum vorhanden und am teuersten 
ist, geradezu den Angelpunkt der heutigen Düngerlehre bildet. Merk- 
würdigerweise erwähnt L. nicht die elektrischen Verfahren, die Kalk- 
stickstoff aus der Luft erzeugen, vor allem die neue Habersche Me- 
thode, durch welche die Stickstofferzeugung auch in Deutschland 
ermöglicht wird. 

\Venn L. die Erntesteigerung in Deutschland, die in den letzten 
25 Jahren 40°, in den letzten 100 aber, wenn man die Rybarkschen 
Zahlen von Preußen auf Deutschland übertragen kann, 100%, be- 
tragen hat, zu 50°, den Fortschritten der Agrikulturchemie und 
Düngerlehre, zu 30°, der besseren Saat- und Sortenzüchtung und 
nur zu 209% besserer Anbautechnik zuschreiben will, so wird dieser 
Ressortpatriotismus allerdings den Widerspruch der Agrikultur- 
physiker wecken, die von einer einseitigen Ueberschätzung der Agri- 
kulturchemie reden und die Möglichkeit weiterer Fortschritte nur in 
emer Verbesserung der physikalischen Anbaumethoden sehen. All- 
gemeine Zustimmung aber wird der Hinweis auf den Uebelstand fin- 
den, daß infolge schlecht angebrachter Sparsamkeit des Staates die 
landwirtschaftlichen Versuchsstationen auch das ganze neuerlich ent- 
wickelte Kontrollwesen der landwirtschaftlichen Dünge- und Futter- 
mittel sowie Sämereien übernehmen mußten, so daß die Agrikultur- 
chemiker dieser Anstalten aus Trägern einer wissenschaftlichen Forscher- 
tätigkeit, deren Ergebnisse der praktischen Landwirtschaft zugute 
kommen sollten, zu einer Art von Marktbeamten herabgedrückt wur- 
den, die jahraus jahrein die ewig gleichen Analysen vorzunehmen 
haben. Eine Trennung in reine Versuchsstationen einerseits, reine 
Kontrollstationen andererseits wird, wenn nicht beide Tätigkeiten durch 
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die Vermischung leiden sollen, in Zukunft nicht zu vermeiden sein. 
(R. Leonhard). 


Materialien zur Statistik des Immobiliar-Be- 
sitzwechsels in Rußland, Heft XXI. Immobilhar- 
Besitzwechsel-Statistik in 47 Gouvern. des europ. Rußland im 
Jahre 1905. Herausgegeben vom Departement der Akzisen. 19012 
St. Petersburg 

Vielleicht das wertvollste der russischen Statistik stellt die 
Bearbeitung des Immobiltar-Besitzwechsels und der Bodenpreise 
dar, die uns ein gutes Bild über die Entwicklung des Grundbesitzes 
in Rußland gibt. Hier erfahren wir, wie der adlıge Grundbesitz immer 
mehr verschwindet, wie die ländlichen Verhältnisse sich immer mehr 
»verbürgerlichen«, welche Umwälzung die Bodenpreisbewegung ın 
den letzten Jahren erfahren hat usw. Es sind für die Kenntnis der 
wirtschaftlichen Entwicklung Rußlands, das im Grunde immer noch 
Agrarland ıst, sehr wichtige Tatsachen. Leider erscheint diese Statistik 
mit sehr großer Verspätung. so daß wir auf die genauere Erfassung 
und Veröffentlichung der Resultate gerade der neuesten Umwälzung 
auf diesem Gebiet, einer Umwälzung, die durch die zwangsweise Aul 
lösung der Gemeinde hervorgerufen worden ist, wohl noch lange warten 
müssen. Da aber die Jahre 1905 und 1906 große Bauernerhebungen 
gesehen haben, so rufen die Angaben dieser Statistik auch jetzt noch 
großes Interesse hervor, weil sie den Einfluß der Bauernerhebung 
auf die wirtschaftlichen Vorgänge illustrieren. So erfahren wir bei- 
spielsweise, daß diese Bauernrevolten zwar den Adel gezwungen 
haben, möglichst viel Land zu veräußern, indes außerstande waren, 
einen dauernden Druck auf die Bodenpreise auszuüben, z. T. 
deshalb, weil die »Bauernbank« den Adligen zur Hilfe eilte und 
ihnen das Land zu hohen Preisen abnahm. 

Die Bewegung der Bodenpreise, die hier auf Grund tatsäch- 
lich gezahlter Preise festgestellt wird, kann zur Erklärung 
des Teuerungsproblenis viel beitragen. Leider wird aber hier blob 
der Titel, nicht aber auch die Leberschrilt der Tabellen in deutscher 
Sprache angegeben, so daß die Benutzung dieser Arbeit für den 
Nichtrussen recht schwierig ıst. (Nachimson.) 


Mielke, R.: Das deutsche Dorf. (»Aus Natur und Geistes- 
welt«, Leipzig 1913). B. G. Teubner. 125 S. Mk. 1.25. 

Diese Schrift beschäftigt sich mit deutschen Siedlungen, nur 
daß es sich hier nicht in erster Linie um Kolonisation, sondern um 
die landeskundliche Beschreibung der ländlichen Siedlungsformen 
in einzelnen deutschen Gegenden handelt. Obwohl größere Arbeiten 
dieser Art bereits vorliegen, hat die handliche Publikation von Mielke 
durchaus selbständigen Wert und nimmt überall auf die neuesten 
Ergebnisse Bezug. Die Tatsache, daß das Werkchen bereits in zweiter 
Auflage vorliegt, beweist das erfreulich wachsende Interesse des 
Publikums für "Fragen des Siedlungswesens und der deutschen Wirt- 
schaftsgeschichte. $ (R. Leonhard.) 


Mülhaupt,Dr Engelbert: Der Milchring. Ein Bei- 
trag zur Kartell- und Milchpreisfrage. (V olkswirtschaftliche Ab- 
handlungen der badischen Hochschulen , Neue Folge, Heft g.) Karls- 
ruhe 1912. G. Braun. III S. brosch. Mk. 2. 40. 

Verfasser steht mit seinem ganzen Temperament auf Seite der 
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Milchproduzenten. berücksichtigt aber auch die Momente. welche für 
den Konsumenten die Milchpreisirage zu einer überaus wichtigen 
machen. Vortretilich sind die Grundlagen der Kartelltähirkeit der 
Milch auseinandergesetzt: weniger gut die Triebkrätte, die zu der 
gegenwärtigen Entwicklung geführt haben. [Interessant sind die 
Austührunren über Geschichte und Organisation einiger Milchringe. 
Die Materialien über die wirtschaitlichen Fernwirkungen und die 
soziale Bedeutung der Milchpreistrage sowie die bis zu Zeitschriften- 
artikel und Flugblättern geführten Angaben über die Spezialliteratur 
wird der Sozialpolitiker mit Dank entgegennehmen, wenn er von 

einem anderen Standpunkt auch manches anders sehen wird. 
(Alired Hoppe.) 


ıı. Gewerbl. Technik und Gewerbepolitik. 


Garr, Dr. Max: Die wirtschaftlichen Grund- 
lagen des modernen Zeıtungswesens. (Wiener 
staatswissenschaftliche Studien, X. Band, 3. Hett.) Wien und 
Leipzig 1912. Franz Deuticke, 79 S., M. 3.— (im Abonnement 
M. 2: 50). 

Ueber die wirtschaftlichen Grundlagen des modernen Zeitungs- 
wesens zu schreiben ist schwer, da die Verleger der bürgerlichen Zei- 
tungen äußerst zurückhaltend mit Angaben aus ihren Betrieben sind. 
Einigermaßen detaillierte Kalkulationen hat G. nur aus zwei [Wiener] 
Blättern erhalten können, wozu die vollständigen Ausweise über den 
Etat des Berliner »Vorwärts« und der Pariser »/’Humanite« treten. 
Alles übrige Material bezieht sich auf Einzelheiten oder weiter zu- 
rückliegende Zeiten. Trotzdem ist es dem Verfasser gelungen, ein 
Instruktives und anschauliches Bild zu entwerfen. 

Die Kunst des Druckens konnte seit ihrer Entstehung nur mit 
dem Aufwand kostspieliger Produktionsmittel betrieben we erden. 
So sind die Zeitungen seit ıhrem ersten Auftreten eine Domäne des 
Kapitalismus gewesen und damit ist der Zwiespalt in die Welt gekom- 
men, daB die Zeitungen öffentliche Funktionen zu erfüllen haben und 
zugleich eine Ouelle individueller Bereicherung bilden 

Die Aufwendungen für die Einführung eines neuen, modernen, 
großstädtischen Blattes sind sehr hoch. Da nur bei Massenauflagen 
rationell gewirtschaftet werden kann, ist u. a. eine großzügige Agitation 
mit massenhafter Gratisverteilung usw. notwendig. wotür alleın die 
Ausgaben in die Hunderttausende gehen können, ohne daß vielleicht 
gleich die gew ünschte Abonnentenzahl zu erreichen ist. 

[Als einzige Gegentendenz ließe sich hier anführen, daß für die 
groben Agitationsautlagen sich wahrscheinlich auch reiche Insertions- 
aufträge erzielen lassen. D. Rez.] 

50 bleibt die Verzinsung in den ersten Jahren oft sehr niedrig, 
Da der Aussicht auf späteren Gewinn stets ein bedeutendes Ril 
gegenübersteht, ist die Gründung eines Blattes mit großer Publi- 
kationskraft nur bei Vorhandensein reicher Kapitalen horlieh, was 
die Konkurrenz neuer Blätter erschwert. Den Eintluß dieser Erschei- 
nung auf die politische Psyche zu verfolgen, wäre sehr dankenswert. 
En nahere Untersuchung der Konkurrenzverhältnisse würde viel- 
leicht überhanpt noch das eine oder andere interessante Ergebnis ge- 
habt haben. Hier sei nur auf eine eigenartige Kombmationserscheinung 
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hingewiesen. Die ausgesprochen parteipolitische Presse hat mitunter 
recht geringe Auflagen und ist daher vom rein wirtschaftlichen Stand- 
punkt in diesen Fällen konkurrenzunfähig. Da sie aber wegen des Ein- 
flusses auf die Oeftentlichkeit nicht eingehen darf, wird der Ausweg 
ergriffen, daß der Verlag sich einen farblosen, auf weite Volkskreise 
berechneten Generalanzeiger angliedert, der alle wirtschaftlichen Vor- 
teile des Zeitungsgroßbetriebs erlangen kann. 

Sehr interessant ist, daß für die Rentabilität der großen Zeitungen 
sich ein eigenes Gesetz aufstellen läßt: Einnahmen und Ausgaben 
lassen sich in variable und konstante gliedern. Variable sind die, 
welche mit der Auflage wachsen, konstante solche, die von der Höhe 
der Auflage unmittelbar nicht abhängig sind (Abonnement — Inserate; 
die Ausgaben für Papier und das Druckverfahren — für Redaktion und 
den Satz). Infolge der konstanten Kosten sinkt zunächst der Gesteh- 
ungspreis pro Stück bei wachsender Auflage. Da aber die Abonnements- 
einnahmen bei den großen Zeitungen lange nicht die Ausgaben decken — 
bei einigen werden nach unserer Beobachtung 8 80—95°;, des Abonne- 
ments allein von den Kosten für Papier verbraucht —, so darf die 
Auflage nicht ins Ungemessene wachsen. Der Fundus an konstanten 
Einnahmen (Inserate), der die Deckung der Ausgaben und den Ge- 
winn bringen soll, ist eben ein begrenzter, der durch eine zu hohe Auflage 
aufgezehrt werden kann. Ist der Umfang der Zeitung und der Inserate 
gegeben, so steigt der Gewinn mit dem Wachsen der Auflage bis zu 
einer Nutzhö h e, bei deren Ueberschreiten sich der Ueberschuß 
vermindert und bei weiterem Wachsen Null werden (Nutzgrenze) 
oder sich in ein Defizit wandeln kann. Von diesem »Zeitungsgesetz« 
sind nur diejenigen Zeitungen ausgeschlossen, bei denen das Abonne- 
ment den Gesamtkoten schon sehr nahe kommt oder sie übersteigt, 
so daß die Auflage unbegrenzt steigerungsfähig bleibt. Wie weit in 
concreto die verschiedenen Zeitungen die Nutzhöhe erreichen oder 
überschreiten, läßt sich natürlich allgemein nicht sagen. Bei der 
Variation des Umfangs der einzelnen Nummern im Laufe des Jahres 
ist dies Gesetz sicher von Bedeutung. Jedenfalls müssen Auflage, 
Umfang der Zeitung und Inserateneinnahme in einer gewissen Propor- 
tion stehen. 

Ueber das Inseratengeschäit und die dadurch geschaffenen man- 
nigfachen Abhängigkeiten, über die Formen dieser Abhängigkeiten 
in den verschiedenen Ländern, über die Herabw ürdigung der geistigen 
Arbeit im Zeitungswesen und vieles andere mehr finden wir manche 
gute Bemerkung, auf die bier nicht eingegangen werden kann. Bei 
der Gesamtauffassung des Problems schließen wir uns der Meinung 
des Verfassers an, der seine Stellung dahin präzisiert, »daß von der fort- 
schreitenden politischen und kulturellen Erziehung der Massen wie 
auch auf dem Gebiete des Zeitungswesens das meiste erwarten dür- 
fen und müssen«. 

Bei den Ausführungen über die Arbeiterverhältnisse lesen wir: 
»Heute ist von irgend einem Widerstande gegen die Forderungen 
der Zeitungssetzer gar nicht mehr die Rede; da sich diese mit 
den anderen Kategorien der Zeitungsarbeiter —  Stereotypeure, 
Drucker, Expeditoren, Austräger, Administrationspersonal — soli- 
darisch erklärt haben, sind auch die Forderungen dieser Gruppen 
noch jedesmal bewilligt worden«. Ein solch einseitiges Urteil bliebe 
in der sonst trefflichen Arbeit besser weg. (Alfred Hoppe.) 
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Schröder, Dipl.-Ing. Dr. Karl: Die Entwicklung des 
Mansfelder Kupferschieferbergbamues unter be- 
sonderer Berücksichtigung der Geschichte der Fördereinrichtungen. 
Leipzig 1913, Wilhelm Engelmann, 95 S. mit 21 Kurven und 16 
Abbildungen. 

Auf die ökonomisch en Verhältnisse des Mansfelder Kupfer- 
schieferbergbaues wird nur auf den ersten II Seiten der Schrift kurz 
eingegangen. Ihr weitaus größter Teil ist der»Geschichte der 
Fördereinrichtungen« gewidmet (S. 18—74). Wenn so die 
Arbeit eine wesentliche technische ist, so enthält sie doch sehr 
viele auch ökonomisch interessante Angaben. Es seien erwähnt die 
Mitteilungen über den Handel mit Mansfelder Kupfer ım Mittelalter, 
die Beteiligung Nürnberger Kapitals, der Holzschuher, Fugger und 
Welser am Bergbau, die ungünstige Lage der kleinen älteren Gewerk- 
schaften, die 1852 zur Konsolidation in der Mansfelder Kupferschiefer- 
bauenden-Gewerkschaft führte. Sie liefert heute nahezu 949%, der 
deutschen Kupferproduktion, während ihr Anteil an der W eltproduk- 
tion von 6,30%, im Jahre. 1880 auf 2,38%, gesunken ist. 

Die folgenden Kapitel schildern dann sehr anschaulich, wie die 
Fördereinrichtungen im Laufe der Jalırhunderte immer 
verbessert und damit ein w ichtiger Teil der Produktionskosten immer 
mehr herabgedrückt wurde. Von den Haspeln, die in verschiedener 
Art durch Menschenkraft getrieben wurden, ging es zum Pferde- 
göpel, dann zur Dampfmaschine, zuerst für die W asserhaltung. 1785 
wurde auf Anregung Friedrichs des Großen nach langwierigen Vor- 
arbeiten auf der Hettstädter »Hoheit«-Grube die erste in Deutschland 
gebaute »Feuermaschine« in Betrieb genommen. Der Uebergang 
zur Förderung mittelst Dampfbetriebs erfolgte 1832. Schließlich 
werden noch der Uebergang zum Tiefbau (S. 6r ff.), die Entwicklung 
der Drahtseilschwebebahnen für den Transport der Erze zur Hütte 
(S. 66 ff.) und die Einführung der elektrischen Energie im Betriebe 
(S. 69 ff.) geschildert. Alles ist durch zahlreiche Tafeln und Tabellen 
erläutert. (Robert Liefmann.) 


12. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 
13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 
14. Arbeiterschutz. 
15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


Challaye, Félicien: Revolulionärer Syndikalis- 
mus und Rejormistischer S vndikalismus. Auto- 
risierte Uebersetzung aus dem Französischen. Tübingen IQII. 
J. C. B. Mohr. 93 S. broschiert M. 1.80. 
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Die deutsche Literatur über Syndikalismus ist noch so erstaun- 
lich spärlich, daß vorerst jede Neuerscheinung auf diesem Gebiet ein 
dankbares Publikum finden wird. Unter den zahlreichen in Frankreich 
und neuerdings auch in England erscheinenden Büchern über dieses 
Thema behauptet Challayes Werk auch heute noch den ersten Platz. 
Die Herausgeber der deutschen Uebersetzung haben jedenfalls einen 
guten Griff getan, denn nichts könnte besser sein, als die knappe klare 
Art, in welcher der Autor seine These entwickelt; auch der Uebersetzer 
ist seiner Aufgabe gerecht geworden und hat die Kraft und Frische 
des Originals zu wahren gewußt. — Einige kurze einführende Sätze 
geben eine allgemeine Orientierung; auf 30 Seiten folgt die Charakteri- 
sierung des revolutionären Syndikalismus, darauf eine kritische Wür- 
digung. Ein weiterer kurzer Abschnitt ist den svndikalistischen 
Reiormisten gewidmet und eine kurze Schlußbetrachtung führt uns 
zu einer wertvollen Zusammenstellung von Belegen, deren Auswahl 
der Durchsichtigkeit des Ganzen entspricht. 

Der größte Einwand, der gegen das Buch zu erheben wäre, ist, 
daß die Daten, auf denen es sich aufbaut, nur bis September 1908 
reichen. Was uns aber grade heute am meisten interessiert, sind die 
Fortschritte des Syndikaliısmus in den letzten vier Jahren. Wir möch- 
ten nachprüfen können, ob Brentanos Behauptung über die Schwäche 
des französischen Sy ndikalismus richtig ist. Wir möchten ferner Ge- 
naueres hören über die Fortschritte der antımilitarıstischen Propa- 
ganda, sofern sie mit dem Syndikalismus in Verbindung steht, ferner 
über die Beziehungen von Syndikalismus und offiziellem Sozialismus 
und über diejenigen zur Genossenschaftsbewegung, denen Challaye 
sympathisch gegenüberzustehen scheint. 

Im kritischen Teil beschränkt sich Challaye etwas zu einseitig 
auf die Theorien der Franzosen: die meisten seiner Einwürfe sind be- 
reits widerlegt worden oder haben keine größere Bedeutung. Seine 
Bemerkungen über den Generalstreik berücksichtigen die neuere 
Literatur nicht genügend; vor allem scheint er die Bedeutung der 
internationalen syndikalistischen Propaganda nicht in vollem Maße 
zu würdigen. 

Trotz aller Einwendungen, die ja auch vom jeweiligen Standpunkt 
des Lesenden abhängen, bleibt das Buch doch eines der wichtigsten 
für die Kenntnis dieser Bewegung. (C. K. Ogden.) 


17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


a K., Generaldirektor a. D.: Wirtschaftspoli- 
tik und Volkswirtsch 4 ft. Ein Vortrag. Hildesheim und 
Leipzig, August Lax. 30 S. 80 Pig: 

Die Ansichten und Wünsche gewisser Unternehmerkreise werden 
hier in reichlich naiver Weise vorgetragen: die Sozialpolitik zeige be- 
reits unerwünschte Folgen, wie L. Bernhard bewiesen habe. Die 
auf allgemeinen Wahlen beruhenden Volksvertretungen seien unfähig, 
soziale und wirtschaftliche Aufgaben staatsmännisch zu lösen, die 
Beschlußfassung hierüber solle berufsständischen Vertretungen über- 
wiesen werden. Eine feste Verteilung der Mandate an die verschie- 
denen Berufsschichten solle verhindern, daß aus wahlpolitischen 
Interessen die Parteien sich in sozialpolitischen Forderungen Kon- 
kurrenz machen. (Alfred Hoppe.) 
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18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


19. Handel und Verkehr. 


Behm, Dr. Paul: Der Handelsagent Seine so- 
ziale Stellung und volkswirtischaftliche Be- 
deutung. Berlin 1913. Franz Siemenroth, IX und 202 S. 

Die moderne wirtschaftliche Entwicklung hat es notwendig 
gemacht, auch die Warenvermittelung zwischen dem Produzenten 
und dem Händler und zwischen dem Grossisten und dem Detailisten 
immer bequemer zu gestalten. Neben den Handlungsreisenden, 
der früher allein — entweder als Prinzipal oder als Angestellter — 
den Warenaustausch vermittelte, ist der Handelsagent ge- 
treten, der als örtlicher oder provinzieller »Vertreter« die Funk- 
tion der Absatzförderung übernommen hat. Während sich anfäng- 
lich nur das Versicherungsgewerbe des Agenten bediente, das 
ihn wohl auch in die Volkswirtschaft eingeführt hat, gibt es jetzt 
für fast alle Branchen und Artikel des Marktes Vertreter, und aus 
dem zuerst etwas geringschätzig behandelten Beruf ist im Laufe der 
Zeit ein neuer Stand geworden, in dem heute schon 
Tausende in angesehenen Stellungen tätig sind und der sich in 
dem Zentralverband deutscher Agentenvereine auch bereits eine 
viel beachtete Organisation geschatfen hat. Diesem neuen Stand 
gilt Dr. Behms Buch, das zum erstenmal das Agenturwesen in 
seiner allgemein-wirtschaftlichen Bedeutung darzustellen versucht. 
Ausgehend von der Darstellung des Begritis und Namens der Handels- 
agenten, schildert der Verf. im soziologischen Teil die volkswirt- 
schaftliche Funktion der Handelsagenten in sozialpsvchologischer 
Betrachtungsweise, die psychologische Stellung der Handelsagenten 
zur Ware, die soziologische Formung des Agentenverhältnisses, die 
Psychologie des Handelsagentenberutes und die soziale Zusammen- 
setzung. Der volkswirtschaftliche Teil untersucht den Umfang und 
die Gliederung des Agenturgewerbes, beschäftigt sich mit dem Handels- 
agenten als Glied des Handels und mit der Bedeutung des Handels- 
agenten für die Konsumtion und die Preisbildung. Den Schluß bildet 
eine Betrachtung des Handelsagenten im Lichte der bisherigen volks- 
wirtschaftlichen Kritik. Im Ganzen kommt der Verf. zu einer sehr 
optimistischen Auffassung des Agentenberufs und seiner Zukunft. 
Er ist der Meinung, daß das Agenturgewerbe »eine sehr wichtige, wenn 
nicht de zweckmäßigste Art der Absatzvermittelung 
unter den modernen \Wirtschattsverhältnissen darbietet« und glaubt, 
daß sich immer mehr herausstellen wird, »daß in der Regel der Wer 
über den Handelsagenten kein Umweg ist, sondern der wirtschaftlich 
kürzeste«. Auch wer dieser Anschauung nicht restlos beizutreten ver- 
mag, wird die Arbeit Behms mit Nutzen lesen. Sie prüft, wie schon 
aus der kurzen Inhaltsangabe hervorgeht, mit viel Mühe und Arbeit 
die Agentenfrage von allen Seiten und schatft wünschenswerte Klar- 
heit hierüber. — Eine Anzahl statistischer Tabellen, z. B. über die 
Entwicklung der Berufsart »Handelsvermittelung.« über die »Ilandels- 
vermittelung« in den Großstädten, über die Umsatzstatistik der 
Tabakagenten Berlins, sowie das Formular eines Agenturvertrages 
erganzen den Inhalt des interessanten Buches. (Georg Müller.) 
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L.Wehrmann, Wirklicher Geheimer Rat: Die Verwaltung 
der Eisenbahnen. Die Verwaltungstätigkeit der preußischen 
Staatsbahn in der Gesetzgebung, der Aufsicht und dem Betriebe 
unter Vergleich mit anderen Eisenbahnen. Berlin 1913. Verlag 
von Julius Springer, VIII u. 346 S. M. 7.—. 

Der Verfasser teilt im Vorwort mit, daß er auf Grund einer mehr 
als vierzigjährigen Tätigkeit bei der preußischen Staatseisenbahn- 
verwaltung das Selbsterlebte verwerte. Er stellt für Preußen und das 
übrige Deutschland unter vergleichender Heranziehung des Auslandes 
in zwei großen Hauptteilen seines Werkes zunächst Gesetzgebung 
und Aufsicht des Eisenbahnwesens, dann die Verwaltung der Staats- 
eisenbahnen dar, und er ergänzt den Text durch eine dem Archiv für 
Eisenbahnwesen entnommene Uebersicht der Eisenbahnlänge der 
verschiedenen Staaten der Erde, ferner durch einen Abdruck des ersten 
Gütertarifs der Eisenbahn Liverpool-Manchester nach Acworth und 
durch Abdruck eines Etatvermerks hinsichtlich des preußischen Aus- 
gleichsfonds. Zum Schlusse ist ein Literaturverzeichnis gegeben, 
in dem vor allem die amerikanische Literatur (z. B. Hadley, Johnson 
und Hübner, B. H. Meyer) vermißt wird. Eine dankenswerte Beigabe 
des Werks bildet das Porträt des Ministers von Maybach. 

\Wehrmanns Buch ist ein ausgezeichneter Beitrag zur Verwaltungs- 
lehre, weit mehr verwaltungstechnisch und verwaltungsrechtlich als 
nationalükonomisch erschöpfend. Insbesondere recht anschaulich und 
lehrreich sind die Ausführungen S. 143—100, 239—263 über die Beam- 
tenorganisation der preußischen Staatsbahnen, auch S. 166 ff. über 
den Betrieb usw. Schr beherzigenswerte Dinge sind auf Anm. I zu S. 253 
am Schlusse gesagt. 

Etwas weniger anschaulich ist der Abschnitt S. 292 ff. über den 
Etat, obwohl gerade hier dem Leser fachmännische Belehrung über 
den recht verwickelten preußischen Eisenbahnetat wünschenswert, 
eine Mitteilung über außerpreußische Einrichtungen willkommen ge- 
wesen wäre. Vor allem ist nicht deutlich gemacht, daß die Abschrei- 
bungen vom Eisenbahnkapital in Preußen eine echte Schuldentilgung 
nicht bedeuten. 

Nicht auf gleicher Höhe wie die verwaltungstechnischen stehen 
die volkswirtschaftlichen und sozialpolitischen Ausführungen des 
Verfassers. Doch muß eines gerühmt werden. Der Verfasser ıst über- 
zeugt davon, daß eine sehr sinnvolle und wohlwollende Ordnung im 
preußischen Staatsbahnbetriebe herrsche; er enthält sich aber in 
seiner Darstellung des polemisch-apologetischen Tones, der in Schriften 
anderer Eisenbahnpraktiker der gleichen Grundanschauung nicht 
selten begegnet, er ist durchaus bemüht, die Dinge rein sachlich dar- 
zustellen. Die ernste und vornehme Art, in der Wehrmann seinen 
Standpunkt entwickelt und die Bedenken dagegen, deren er sich 
gerade bewußt ist, würdigt, erweckt Achtung und Hochschätzung, 
auch wo der Kritiker nicht in jeder Einzelheit überzeugt wird. 

Nicht um den Wert des Buchs als eines verwaltungstechnischen 
Werkes irgendwie herabzusetzen, sondern um die Grenzen zu kenn- 
zeichnen, bis zu denen es vom Standpunkte strenger nationalökono- 
mischer Methode unanfechtbar ist, seien einige Einzelheiten ange- 
führt, hinsichtlich deren Bedenken nicht zu unterdrücken sind. Auf 
S. 312 ist in der Streitfrage, ob Staatsbahn oder Privatbalın, durch- 
aus zutreffend ausgeführt, daß finanziell die eine wie die andere Form 


“ech 


el, 


19. Handel und Verkehr. 301 


sich bewährt hat und daß die politischen Verhältnisse häufig in letzter 
Linie für die Entscheidung ausschlaggebend sind. Jedoch ist nicht 
ganz exakt, daß die Frage »für alle Länder mit festbegründeter Staats- 
macht von der Meinung über den Wert parlamentarischer Regierung« 
abhänge und daß, wie S. 310 anscheinend angenommen wird, eine 
parlamentarische Parteiregierung mit dem Staatsbahnsystem sich 
nicht vertrage. Belgien, Ungarn, Australien als Länder mit parla- 
mentarischer Regierung und Staatshahnen hätten hier Berücksich- 
tigung verdient. Die Ausführungen 5.185 über Preußens große Lei- 
stungen im wohlfeilen Personennahverkehr würden in manchem zu 
modifizieren sein, wenn hier außer Preußen und England die Einrich- 
tungen Belgiens für schnellen und billigen Arbeiterverkehr berück- 
sıchtigt wären. Interessant ist übrigens, daß Wehrmann auf S. Igo 
nicht der radikalen Anschauung ohne weiteres beitritt, daß der Per- 
sonenverkehr notwendig stets ein Zubußebetriceb sein müsse. 

In der Darstellung des Gütertarifwesens tritt nur etwas verblaßt 
die sehr wichtige Tatsache hervor, daß das heutige deutsche Eisen- 
bahntarifwesen eine viel stärkere Fundierung des deutschen Schutz- 
zollsystems bedeutet, als alle handelspolitischen Maßnahmen. S. 216 
begegnet eine schüchterne, aber einleuchtende Bemerkung, die an- 
deutet, daß der Verfasser nach seinen praktischen Erfahrungen etwas 
zweifelhaft geworden ist, ob die Politik deutscher Staatsbahnen, 
die Einfuhr teuer, die Ausfuhr wohlfeil zu bedienen, selbst vom Stand- 
punkte ihrer Befürworter aus sehr weise sei. Zu den Bedenken Wehr- 
manns ließen sich allerdings noch andere recht gewichtige vom Stand- 
punkte des Theoretikers, der die Frage nach der Beeinflussung des 
Gewinns aus dem auswärtigen Handel, die Rückwirkungen auf die 
Preispolitik der Kartelle usw. eingehend prüfen würde, hinzufügen. 

Bei den Ausführungen über Arbeiterpolitik innerhalb des Eisen- 
bahnwesens (S. 104 ff.; 263 ff.) wird ein wohlmeinender Patriarcha- 
lismus, der von Koalitionen und auf diese gestützte Tarifverträge 
nichts wissen will, vertreten ; wer über die Erfahrungen anderer Länder 
als Preußen mit anderen Grundanschauungen und anderen sozialpoli- 
tischen Lösungen etwas lernen möchte, wird überaus knapp abge- 
funden. Nicht einmal die Verschiedenheit der Politik süddeutscher 
und preußischer Verwaltung, die sich in der in Bayern und Württemberg 
prozentuell viel stärkeren Unterbringung des Personals in etatsmäßigen 
Stellungen als in Preußen äußert, ist eingehender gewürdigt. Daß die 
S. 274 gegebene Uebersicht der Großhandelspreise einiger Waren im 
Zusammenhange mit der Uebersicht der Erhöhung von Geldlöhnen 
der Eisenbahnarbeiter noch kein Urteil über die Frage gestattet, 
die Wehrmann bejaht, daß die Lage der Arbeiter günstiger geworden 
sei, bedarf für den methodisch geschulten Nationalökonomen nicht 
vieler Worte. Andere Mängel der ofüiziellen Darstellungen, wie z.B. 
die Unübersichtlichkeit der Berechnung der tatsächlichen Arbeits- 
zeit der einzelnen bei der Eisenbahn beschäftigten Personen in den 
oifiziellen Nachweisungen, sind bei \Wehrmann nicht mit der ein- 
gehenden Kritik, die nationalökonomisch und statistisch zu wünschen 
wäre, behandelt. Kurz, der Volkswirt kommt bei dem Buche nicht 
so wie der Verwaltungsfachmann voll auf die Rechnung. Aber auch 
der Volkswirt kann sehr viel aus dem ungemein fleißig und sachkundig, 
dabei knapp geschriebenen Werke lernen und muß dem Praktiker 
dankbar sein, daß dieser aus der Werkstatt mit Liebe zum Verkehrs- 
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gewerbe und mit dem Bemühen objektiver Beurteilung uns berichtet. 
(Walther Lotz.) 


20. Privatwirtschaftsiehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


Baernreither, Dr. I. M.: Handelspolitische Aus- 
blicke. Vortrag, gehalten im Industriellenklub zu Wien am 20. 
Februar 1913. Wien 1913. Manz. 44 S. 80 Heller. 

Verfasser bespricht vom Standpunkt der österreichischen Export- 
industrie die handelspolitischen Aussichten auf der Balkanhalbinsel, 
wie sie sich nach den Umwälzungen des Krieges voraussichtlich ge- 
stalten werden. (Hp.) 


Borchard, Dr. Curt: Die Wirkungen derGetrveide- 
zölle auf die Getreidepreise. Mit einem Anhang: Die 
Gregory-Kingsche Regel. Berlin 1913. R. Trenkel. 67 S. M. 3.—. 

Verfasser hat aus dem Material der amtlichen Statistik eine 
Anzahl Tabellen hergestellt, in denen er die Preisunterschiede zwischen 
zollgeschütztem deutschen Getreide und dem auf dem Weltmarkt 
[bzw. unverzolltem fremdem Getreide an deutschen Plätzen] ver- 
folgt. Zugrunde legt er monatliche Durchschnitte der Preise. Vogel- 
steins Vorschlag (in diesem Archiv, Band 33), Durchschnitte der Diffe- 
renzen der täglichen Preise zu untersuchen und die sich daraus 
ergebenden feineren Nuancen aus dem genauen Studium des Getreide- 
handels historisch-kasuistisch zu erklären, schiebt Verfasser unseres 
Erachtens zu leicht beiseite. Er will zwar nachweisen, daß die Be- 
trachtung der monatlichen Differenzen genüge, doch spricht die Dürf- 
tigkeit seiner Resultate dagegen. 

Den Schluß bildet eine statistische Untersuchung, die die Un- 
richtigkeit der Gregory Kıingschen Regel über den Zusammenhang 
zwischen Ernteertrag und Getreidepreis für die heutige Zeit beweisen 
soll. Hier scheint uns die aufgewandte Mühe etwas im Mißverhältnis 
zu der Wichtigkeit des behandelten Gegenstandes zu stehen. 

(Alfred Hoppe.) 

Borgius, Dr. Walther, Geschäftsführer des Handelsvertrags- 
vereins! Zollpolitisches A-B-C-Buch. Duncker und 
Humblot, 1913. München und Leipzig. 120 S., geb. Mk. 2.—. 

Das Büchlein enthält nach Schlagworten geordnet sehr brauch- 
bare Erläuterungen der wichtigsten handelspolitischen und zolltech- 
nischen Begrifie. Bei dem Artikel Einfuhrscheine ist nicht berück- 
sichtigt, da8 durch Beschluß des Bundesrates vom I. Dezember 1911 
die Umlaufszeit der Scheine auf 3 Monate herabgesetzt und ihre Gül- 
tigkeit bei der Zahlung des Zolls auf Getreide beschränkt ist. 

(Alfred Hoppe.) 

J. M. Goldstein: Russisch-deutscher Handels- 
vertrag, Herausgegeben von der Vereinigung russischer Expor- 
teure unter der Leitung des Prof. Tugan-Baranowsky. 

Der Moskauer Prof. J. Goldstein erzählt in der Vorrede seiner 
oben angeführten Schrift, daB er sie zum erstenmal vor zehn Jahren 
auf Wittes, des ehemaligen Finanzministers, Veranlassung verfaßt 
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und jetzt nur durch neue Zahlen vervollständigt hat. Man merkt 
dies auch, daß der Verf. die wirtschaftlichen Tatsachen noch so auf- 
faßt, wie sie vor zehn Jahren lagen. So spricht er von einer Agrar- 
krisis in Deutschland, von den sinkenden Getreidepreisen usw. Immer- 
hin ist es beachtenswert, zu erfahren, welche Wünsche die russischen 
Exporteure bei der Erneuerung des Handelsvertrages haben. J. Gold- 
stein rät von einem Zollkriege entschieden ab, befürwortet, durch 
Ermäßigung einiger Industriezölle in Rußland Deutschland zur 
Ermäßigung und speziell zur gleichen Behandlung von Roggen und 
Weizen zu veranlassen. Dabei meint er, daß Rußland die Zölle auf 
solche Waren ermäßigen soll, deren Einfuhr aus Deutschland in den 
letzten Jahren nicht gestiegen ist oder voraussichtlich nicht steigen 
wird, sowie von solchen \Waren, deren Einfuhr aus Deutschland zwar 
gewachsen ist, aber nicht in dem Maße wie die einheimische Pro- 
duktion, so daß für die Zukunft ein Rückgang der Einfuhr zu erwarten 
ist. Goldstein sieht aber ein, daß man damit noch nicht viel erreichen 
wird und rät auch zu größerem Entgegenkommen, ohne sich darüber 
weiter auszulassen. Ob aber die russischen Industriellen darauf 
eingehen werden ? 

Goldstein schlägt ferner einen Bund verschiedener Staaten 
gegen Deutschlands Hochschutzzollpolitik vor, ohne dabei einzusehen, 
daß alle anderen Staaten, mit der einzigen Ausnahme von England, 
ebenfalls eine Hochschutzzollpolitik treiben. Am Schlusse seiner 
Schrift sagt er dann selbst, daß nur Rußland und England fähig sind, 
die Initiative zur »liberalen Handelspolitik« zu ergreifen. Wir sind 
in bezug auf Rußland nicht so optimistisch wie Goldstein. Wir be- 
fürchten aber, daß die Industriellen eine Reihe weiterer Zollerhö- 
hungen durchdrücken werden, ja vielleicht selbst Einfuhrzölle auf 
Getreide als Entschädigung für die Agrarier erhalten werden, wofür sie 
jetzt Propaganda machen. (Nachimson.) 
Grundfragen unserer Handelspolitik. Volksvereins- 

Verlag, G. m. b. H., München-Gladbach ıgı1. 152 S. Mk. 1.—. 
kart. 

Die »Grundfragen« sind eine Parteischrift, keine objektive Dar- 
stellung, als was sie gern genommen werden möchten. 

(Alfred Hoppe.) 
Katzenstein, Dr. Louis: Die Zeitder preußischen 
Freihandelspolilik. Volkswirtsch. Zeitfragen. Nr. 271. 
Berlin 1913. Leonhard Simion Nachf. 32 S. Mk. 1.—. 

Die Erinnerung an die Zeit, wo die Agrarier begeisterte Freihändler 
waren und die Herabsetzung der Zollschranken, ein Mittel der allge- 
meinen preußischen Politik bildete, Oesterreich aus Deutschland zu 
verdrängen, ist heute sehr angebracht, wo jeder, der die volkswirt- 
schaftlichen Schäden unserer Handelspolitik darzulegen bemüht ist, 
Gefahr läuft, als Feind des Vaterlandes verschrien zu werden. Die 
vorliegende Schrift leidet aber an einem bedauerlichen Mangel. Der 
Verfasser kennt als Ursachen für die dem Freihandel zugeneigte preu- 
Bische Handelspolitik nur Erwägungen der Regierung über das allge- 
meine Beste. Er interessiert sich daher weiter nicht dafür, welche Schich- 
ten der Bevölkerung am Freihandel ökonomisch interessiert waren und 
welche nicht, was allein doch den Schlüssel zum Verständnis der histo- 
rischen Situation geben kann. Ferner ist die Rolle der Zollpolitik in der 
deutschen Frage übertrieben dargestellt, indem der Verfasser die an- 
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deren neben- und übergeordneten Kräfte nicht berücksichtigt. Die ge- 
schichtliche Situation erscheint dadurch verzerrt. 
(Alfred Hoppe.) 
Levy, H.: Die treibenden Kräfte der englischen 
Schutzzollbewegung. Volkswirtschaftliche Zeitfragen Nr. 
257. Berlin ıgıı. Leonhard Simion Nachf. 30 S. Mk. 1.—. 
Nach Levy stehen hinter der englischen Schutzzollbewegung 
keine großen Sonderinteressen. Kohlenbergbau, Schiffbauindustrie, 
und vor allem die Eisenindustrie, bei der das Interesse der großen 
gemischten Werke wie in Deutschland fehlt, seien am Freihandel 
interessiert oder ständen zu ihm ın keinem Gegensatz. Nur einige 
Industrien zweiten und dritten Ranges hätten am Schutzzoll Interesse. 
In der Landwirtschaft seien schon seit den großen Untersuchungs- 
ausschüssen der neunziger Jahre wirklich schützende Getreidezölle 
»out of questione. Sozialpsy chologisch interessant ist die Revue über 
die Argumente und Stimmungen, mit denen für den Schutzzoll ge- 
arbeitet wird. (Alired Hoppe.) 


Roncador, Dr. Bruno Heinrich (Schloß Ober-Rengers- 
dorf, Oberlausitz): Wesen und Wirkung der Agrar- 
zölle (Sammlung nationalökonomischer und "statistischer Ab- 
handlungen des staatswissenschaftlichen Seminars zu Halle a. S. 
Herausgegeben von Prof. Dr. Joh. Conrad, 63. Band). Jena ıgıt. 
Gustav Fischer. 194 S. Mk. 6.50. 

Bei der großen Literatur über die Agrarzölle wird man vom Ver- 
fasser nicht viel Neues zu seinem Thema erwarten dürfen. Die Lek- 
türe des Buches ist jedoch sehr angenehm, da R. den Stoff im allge- 
meinen nicht nur gut durchgearbeitet und übersichtlich angeordnet 
hat, sondern auch bemüht ist, alle Gesichtspunkte zu berücksichtigen. 
Die Schädigung des Konsumenteninteresses freilich ist bisweilen nicht 
genügend herausgearbeitet. Z. B. wird auf Seite 8 die Belastung der 
ärmeren Klassen durch die Getreidezölle erörtert. Dann heißt es 
weiter: »Familien auf den untersten Stufen des Einkommens ersetzen 
aber häufig einen Teil des Brotkonsums durch Kartoffeln, welche in 
diesen Kreisen ohnehin die Hauptnahrung bilden«. Dieser Satz er- 
weckt in seinem Zusammenhang den Anschein, als ob die Getreide- 
zölle auf solche Kreise überhaupt keinen Einfluß haben. Aber 
werden denn diese Schichten durch hohe Preise nicht daran gehindert, 
von der unrationellen Kartoffelnahrung in größerem Maße zur bes- 
seren Brotnahrung überzugehen ? 

Das System “der Eintuhrscheine will R. erhalten wissen. Die 
Nachteile, die der Staatskasse durch die Mehrausfuhr von Roggen 
und Hafer erwachsen, will er durch Herabsetzung des Zolles für Roggen 
und Hafer bekämpfen. 

Aufhebung der Futtermittelzölle und langsame Herabsetzung 
der Getreidezölle sind die Forderungen, die sich für R. als Resultat 
seiner Untersuchung ergeben. (Alfred Hoppe.) 


Trescher, Dr.: Mehr Ausfuhrpolitik! Zeitgemäße 
wirtschaftspolitische Betrachtung. Essen ıgII. G. D. Baedeker. 
52 S. Mk. 1.060. 

Verfasser kritisiert mit statistischem Material die bisherige Han- 
delspolitik. Er tritt ein für die Erweiterung des Veredelungsverkehrs, 
um die verarbeitende Industrie für den Teil ihrer Produktion, der 
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ins Ausland geht, von der Last der Rohstoffzölle zu befreien. T. wen- 
det sich gegen das Argument von der Steigerung der Kauffähigkeit 
der Landwirtschaft durch die Agrarzölle, indem er hinweist, wieviel 
Landwirte von den Agrarzöllen keinen Nutzen haben. Er spricht sich 
gegen die Meistbegünstigung aus. (Alfred Hoppe.) 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


Neubürger, Dr. Fritz. Die Kriegsbereitschaft 
des deutschen Geld- und Kapitalmarktes. Ein 
Beitrag zur Kritik unserer Kreditorganisation. Berlin 1913, Franz 
Siemenroth. 120 S. M. 2.50. 

Zweck der Arbeit ist, »auf Grund einer Betrachtung der Lage des 
Geld- und Kapitalmarktes im Frieden« festzustellen, wie dieser sich 
gegenüber gesteigerten Ansprüchen im Kriegsfall verhalten würde 
und zu verwägen, welche Maßnahmen eventuell zu ergreifen wären, um 
dessen Kriegsbereitschaft zu stärken«. Nach den Ausführungen von 
Rießer, Ströll, Renauld und vielen anderen, die sich mit 
dem gleichen oder einem ähnlichen Thema befassen, liegt in dieser 
Problemstellung das Neue, daß N. darauf verzichtet, mehr oder 
weniger unsichere Berechnungen über die Höhe des Geldbedarfs im 
Kriegsfall und die Möglichkeit seiner Deckung anzustellen, und sich 
vielmehr darauf beschränkt, auf dem realen Boden der Betrachtung 
des Geld- und Kapitalmarktes im Frieden aufbauend ein Bild 
von seiner Sicherung gegen erhöhte Beanspruchung überhaupt, so 
auch gegen die eines Krieges, zu entwerfen. Das Ergebnis, das sich 
bei einer unter diesem Gesichtspunkt vorgenommenen Analyse der 
von den wirtschaftlichen und politischen Krisen des letzten Jahrzehnts 
betroffenen Kapitalsphäre zeigt, ist in vieler Hinsicht neu und inter- 
essant. So dürite es vor allem bisher wenig bekannt sein, wie gering 
die Liquidität unserer Depositeninstitute, vor allem der Sparkassen, 
ist, und man wird N. durchaus zustimmen, wenn er darauf hinweist, 
daß die Illiquidität der Anlage des Sparkassenvermögens — knapp 594 
in liquiden Mitteln — selbst für Friedenszeiten kaum ausreicht. Inter- 
essant ist ferner, daß entgegen der allgemeinen Annahme nicht die 
kleinen, sondern die großen Sparkassen, d. h. die Sparkassen der grö- 
Beren Städte, es sind, die durch Abhebungen in erster Linie bean- 


sprucht und bedroht werden, und man wird daraus den — von dem 
Verfasser nicht gezogenen — Schluß ziehen können, daß — neben der 
selbstverständlichen Besserung der Liquidität — es vor allem an- 


kommt auf eine Förderung des Zutrauens zur Kraft unserer Kredit- 
organisation, auf die Steigerung des Vertrauens von Mensch zu Mensch, 
wie es sich auf dem Lande teilweise noch erhalten hat, in der Stadt 
dagegen noch nicht hat entwickeln können. Naturgemäß ist es zu 
Spat, wenn man den Versuch einer Belehrung des Publikums erst im 
Augenblick der Krise unternimmt; aber diese von N. mit vollem Recht 
betonte Unmöglichkeit sozialpädagogischer Einwirkungen sagt 
nichts gegen die Notwendigkeit einer sozialpädagogischen Erzie- 
hung. 

Ebensowenig wie die Sparkassen ist die Reichsbank auf eine er- 
höhte Inanspruchnahme in wünschenswertem Maße gerüstet. Von 
Jahr zu Jahr sind die Anlagen und der Notenumlauf in erheblichem 
Maße gestiegen, ohne daß die Vermehrung des Goldbestandes damit 
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auch nur annähernd hat Schritt halten können. Den Grund hierfür 
sieht Verf. vor allem darin, daß in Deutschland noch stark rudimen- 
täre Vorstellungen vom Geldwesen herrschen. Er begründet diese 
Ansicht — in diesem Punkt ein Anhänger Knapps — mit dem Hinweis 
darauf, daß man in Deutschland noch immer mit dem Begriff »Gold- 
währung« den Begriff »Verkehr in Goldmünzen« verbinden 
zu müssen glaubt und "daß infolgedessen mehr Gold als nötig sich ım 
Umlauf befindet. Dementsprechend fordert er eine Reihe von Maß- 
nahmen, die alle auf die Förderung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs 
abzielen. Man wird anerkennen müssen, daß diese sämtlichen Vor- 
schläge (cf. S. 85 ff.) nicht nur praktisch durchführbar, sondern auch 
theoretisch gut fundiert sind. Man wird dies doppelt hoch anrechnen 
müssen in einer Zeit wie der heutigen, die im allgemeinen in Währungs- 
fragen rein nach praktischen Gesichtspunkten entscheidet und darüber 
alle theoretischen, währungstechnischen Bedenken vernachlässigt 
(der letzte und beste Beweis hierfür: die Ausgabe von weiteren 120 
Millionen Reichskassenscheinen). 
Allein man wird doch nicht umhin können, gerade an den theore- 
tischen Ausführungen einige Ausstellungen zu machen. So ist es z. B 
— um nur einen Punkt herauszugreifen — nicht möglich, die Ausgabe- 
vermehrung der kleinen Noten — wie Vert. dies tut — mit den Ver- 
suchen zur Hebung des Giroverkehrs auf völlig gleiche Stufe zu stellen. 
Sind doch, wie Verf. dies an anderer Stelle selbst ausführt, die kleinen 
Noten nichts anderes als »geliehenes Gold«, und ihre Ausgabe be- 
deutet daher in keiner Weise eine wirkliche Ersparnis an Umlaufs- 
mitteln, wie dies der Austausch von »papierenen Forderungen« ım 
Scheck und die L’ebertragungen von einem Konto auf das andere 
im Giroverkehr tun (die Möglichkeit, sie zur Schaffung einer Goldre- 
serve für den Kricgstall zu benutzen, liegt auf ganz anderem Gebiete). 
Es zeigt sich hierbei, daß Verf. keine einheitliche G e 1d theorie seinen 
Ausführungen zugrunde gelegt hat, und es wäre bei einer ev. Neu- 
bearbeitung vorliegenden Themas um so mehr zu wünschen, daß 
Verfasser seine diesbezüglichen Anschauungen einer Revision unter- 
zieht, als seine übrigen theoretischen Ausführungen — vor allem 
über Gleichheit und Unterschied von Krise und Krieg — in knapper 
Form richtige und wesentliche Ergebnisse vermitteln. 
(Edgar Salın.) 


'ußbaum, Dr. Arthur, Rechtsanwalt in Berlin: Deul- 
sches Hypolhekenwesen. J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 
Tübingen 1913. XIV und 305 S. M. 9.—. 

In keinem Lande hat das Hypothekenwesen auch nur annähernd 
dieselbe Bedeutung für die Entwicklung der Volkswirtschaft erlangt 
wie in Deutschland. Umsomehr hat man bisher eine umfassende Dar- 
stellung dieses Gebietes entbehrt. Die hier vorhandene Lücke wird 
durch das vorliegende Werk von Nußbaum vortrefflich ausgefüllt. 
Der Verf. legt uns ein juristisches Lehrbuch vor, das nicht nur das 
Gesetzesrecht wiedergibt und kommentiert, sondern auch die wirt- 
schaftlichen Erscheinungen in ihrem Einfluß auf die Gestaltung der 
Rechtsformen erfaßt und würdigt. Ein Zweifaches wird hierdurch 
erreicht: Dem Juristen wird neben der eigentlichen Kenntnis des 
Hypothekenrechtes ein Einblick in die Praxis des gesamten Hypo- 
thekenwesens vermittelt. Er lernt hierbei erkennen, in welcher Weise 
einerseits das Recht den Hypothekarverkehr beeinflußt und wie 
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andrerseits im Verkehr sich neue Rechtsformen herausbilden. Die 
dormatischen Einzelheiten und die Konstruktionsiragen werden von 
dem Verfasser unter dem Gesichtspunkt ihrer Bedeutung für die 
Praxis behandelt. Diese Methode ermöglicht es wenigstens teilweise 
den Zwiespalt zu überbrücken, der gerade auf dem Gebiete des Hypo- 
thekenwesens zwischen Theorie und Praxis besteht. 

Die eingehende Darstellung der tatsächlichen Verhältnisse bietet 
aber nicht nur für den Juristen, sondern auch für den Nationalökono- 
men das größte Interesse. Hier wird zum erstenmal eine lückenlose 
Zusammenfassung aller wirtschaftlichen Tatsachen des Hypotheken- 
wesens gegeben. Die nypothekarische Verschuldung. der Hypotheken- 
markt und die Organisation des Bodenkredits werden anschaulich 
geschildert. Daneben werden auch die Hauptprobleme des Hypo- 
thekenwesens erörtert, wenn auch nicht gerade in erschöpfender 
Weise. Besondere Beachtung verdient der geschichtliche Anhang, 
in dem die bisher von der juristischen Literatur fast gar nicht berück- 
sichtigten rechtsgeschichtlichen Forschungen der Nationalökonomen 
\Weyermann und Cohen zur Geltung gelangen. (Hermann Mauer.) 


Weinberger, Dr. Anton: Agio und Disagio der 
Pfandbriefe in der Bilanz der deutschen Hvpothekenbanken. 
(Münchener Volkswirtschaftlicher Studien.) Stuttgart und Ber- 
lin 1913. J. G. Cotta’sche Buchhandlung Nachfolger. 106 S. M. 3.50. 

Ein Agio- und Disagioproblem gibt es nur bei denjenigen Boden- 

Kreditinstituten, die die Darlehensvaluta in bar auszahlen, nicht 

aber wie die Landschaften in Pfandbriefen. Letztere Methode hatten 

ursprünglich auch die Hvpothekenaktienbanken angenommen. Im 

Laufe der 60er Jahre des vorigen Jahrhunderts entschloß man sich 

aber unter dem Einfluß der Kursrückgänge zu dem Bardärlehensvstem 

überzugehen. In der damaligen Literatur wurde es von den Anhängern 
der Hvpothekenbanken vielfach als ein besonderer Vorzug dieser 

Institute bezeichnet, daß sie selbst den Kursverlust übernähmen. 

Dies konnte zu einer Zeit, da die 49, Pfandbriefe unter 90°, gefallen 

waren, natürlich nur bei Ausgabe höher verzinslicher Pfandbriefe ge- 

schehen. 
Die später gegründeten Hypothekenbanken haben von vornherein 
die Darlehen in bar gegeben, und sie hatten sich mit dem bei dem 

Verkauf der Pfandbriefe entstehenden Agio (Mehrerlös über den 

Nominalbetrag) bzw. dem Disagio (Mindererlös gegen den Nominal- 

betrag) in irgend einer Weise bilanzmäßig abzufinden. In welcher 

Weise dies im einzelnen geschehen ist, wird in der vorliegenden sehr 

gründlichen Arbeit des Näheren geschildert. Die Frage der Agio- und 

Disariobehandlung wird nach der geschichtlichen, juristisch-dog- 

matischen und bilanztechnischen Seite hin dargestellt und die 

sich hieraus ergebenden Probleme werden nach allen Seiten hin 
beleuchtet. Der Verfasser kommt hierbei zu dem Resultat, daß auch 
heute unter der Geltung des Hvpothekenbankgesetzes noch eine 
durchaus ungleichmäßige Verrechnung des Agios und Disagios statt- 
findet. Gemeinsam ist aber allen Hvpothekenbanken das Prinzip, 
den entstandenen Disagioverlust in irgend einer Weise abzuschreiben 
oder zu tilgen. Die gesetzlich gestattete Verbuchung des Disagio als 

Aktivum kommt nirgends mehr vor. 

Welche Bedeutung Agio und Disagio zilfernmäßig in den Bilanzen 
der deutschen Hypotlekenbanken haben, geht aus den dem Tex; 
20* 
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angefügten Tabellen sehr anschaulich hervor. Leider sind die Tabellen 
nicht fehlerfrei. So sind bei der Rheinisch-Westfälischen Boden-Kredit- 
Bank in der Rubrik, die die gesamte Umlaufsziffer enthalten soll, 
nur die Zahlen für die 31,9% igen Pfandbriefe eingesetzt, so daß hier 
z. B. für IGgog statt 230,4 Mill. M. nur 32,6 Mill. M. angegeben ist. 
Auch bei der Norddeutschen Grund-Kredit-Bank wird die Umlaufs- 
ziffer für I909 um 500 000 M. zu hoch aufgeführt. 

Derartige Fehler hätten vermieden werden sollen, zumal die 
Schrift im übrigen als eine wertvolle Arbeit zu bezeichnen ist. 

(Hermann Mauer.) 
Wiılmersdoerffjer, Ernst: Notienbanken und Pa- 
pbiergeldim Königreiche Italien seit 1861. (Mün- 
chener Volkswirtschaftliche Studien, herausgegeben von Lujo Bren- 
tano und Walter Lotz, 122. Stück.) Stuttgart und Berlin 1913. J. G. 
Cotta Nig. XIIL 195 S. M. 5.—. 

Die vorliegende Arbeit füllt eine Lücke der deskriptiven Literatur 
der deutschen Nationalökonomie aus. Die vielfachen Wandlungen, 
welche das Notenbankwesen Italiens in dem halben Jahrhundert, 
das seit der Verwirklichung des nationalen Einheitsgedankens ver- 
strichen ist, durchgemacht hat, werden in übersichtlicher Weise darge- 
stellt. Leider vermißt man in dem Buche ein Eingehen auf die allge- 
meinen wirtschaftlichen Folgen der Valutaschwankungen; das Bild, 
das uns der Verfasser von der Geschichte des italienischen Geld- und 
Bankwesens entwirft, bleibt auf diese Weise unvollständig. Doch auch 
das, was uns der Verfasser bringt, enthält so viel des Lehrreichen und 
Interessanten, daß man ihm für seine fleiBige Arbeit Dank wissen 
muß. (Mises.) 


23. Genossenschaftswesen. 


Jacob, Eduard: Volkswirtschaflliche Theorie 
der Genossenschaften. Berlin-Stuttgart-Leipzig. 1913. 
Verlag Kohlhammer. XVII. 400 S. 

Diese Habilitationsschrift hat die umfangreiche, schwer zu über- 
sehende und zum Teil nicht leicht erhältliche Literatur über Wesen, 
Ziele und Entwicklung des landwirtschaftlichen Genossenschafts- 
wesens, die in Form von kleinen, ephemeren Publikationen und 
namentlich Aufsätzen ın den Fachzeitschriften der einzelnen Ver- 
bände zerstreut war, in einem Buch verdichtet, welches kein eigent- 
liches Lehrbuch des Genossenschaftswesens sein will, sondern eine 
geschlossene Darstellung und Analyse des Wesens der Genossenschaft 
und der um diese soziale Erscheinungsform sich gruppierende Pro- 
bleme geben soll. Insofern hier der Schwerpunkt der Darstellung 
durchaus auf das volkswirtschaftliche Moment gelegt ist, bildet das 
Werk von Jacob eine gute Ergänzung zu dem Lehrbuch von Wygod- 
zinsky, dessen Schwerpunkt mehr in der Darstellung der juristischen 
Verhältnisse liegt. 

Im ersten Teil über das wirtschaftliche Wesen der Genossen- 
schaft legt J. mit vollem Recht gegenüber Liefmann großen Wert 
auf den demokratischen Charakter der genossenschaftlichen Wirt- 
schaftsverbände, die im Gegensatz zur Aktiengesellschaft jedem Teil- 
nehmer, auch wenn er noch so viel Geschäftsanteile besitzt, nur das 
gleiche Stimmrecht geben und die ein persönliches Eintreten und Mit- 
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wirken des Mitgliedes innerhalb des Verbandes verlangen. Im zweiten 
Teil bemüht sich J., die Unzahl systematischer Einteilungen, die 
dadurch entstanden sind, daß jeder Genossenschaftsschriftsteller 
sein spezielles Steckenpferd reitet, um eine weitere zu vermehren. 
Seine neue Einteilung in Produzenten- und Konsumentengenossen- 
schaften scheint mir recht übersichtlich, doch macht die Einordnung 
der einzelnen Genossenschaftsformen auch in dieses Schema einige 
Schwierigkeiten. Uebrigens haben die systematischen Einteilungen 
ja schließlich alle nur den relativen Wert von Fächern und Schubläden 
mit dem Zweck, sich in dem Chaos des vielgestaltigen Genossen- 
schaftswesens zurechtzufinden. Hauptsache ist nur, daß auf Grund 
des einmal gewählten Systems die Ordnung konsequent und logisch 
durchgeführt wird. 

Der dritte Teil gibt dann, so klar es überhaupt möglich ist, eine 
Darstellung der komplizierten und verschachtelten Organisationen 
höherer Ordnung im Genossenschaftswesen, die durch Interessen- 
gemeinschaften, Fusionen und Trennungen beständigen Aenderungen 
und neuen Komplikationen unterworfen sind. Einfache graphische 
Darstellungen zur Klarstellung der Zusammenhänge und Verbindlich- 
keiten besonders im genossenschaftlichen Kreditwesen hätten vielleicht 
die Anschaulichkeit noch erhöht. Für den interessantesten halte ich den 
vierten Teil, der die Beziehungen des Genossenschaftswesens zu den 
Parteien, speziell zum Sozialismus, und seine Zukunftsentwicklungs- 
möglichkeiten behandelt. 

J. hält meistens mit seiner Ansicht zurück und läßt nur übersicht- 
lich referierend die divergierende Meinung der Parteien aufmarschieren. 
Jedenfalls kann auch derjenige, der die verzweigte Genossenschafts- 
literatur der letzten Jahre nach Möglichkeit verfolgt hat, aus der 
übersichtlichen Darstellung Jacobs reiche Belehrung schöpfen. Das 
Literaturverzeichnis ist ausführlich und mit Verständnis für das 
Wesentliche ausgewählt, aber vom Ideal der Vollständigkeit weit ent- 
iernt, das wohl auch nicht angestrebt wurde. Namentlich vermisse ich 
eine Erwähnung des seit 1910 erscheinenden » Jahrbuchs der internatio- 
nalen Genossenschaftsbewegung«, das vom internationalen Genossen- 
schaitsbund herausgegeben wird. (R. Leonhard.) 


24. Finanz- und Steuerwesen. 


Karpas, Julius: Klassenlotterie und Renten- 
kurse. Ein zeitgemäßer Vorschlag zur Hebung der Staatsrenten- 
Kurse. Verlagsbuchhandlung Karl Konegen (Ernst Stülpnagel) 
Wien 1913, 50 S., 1 K. 

Zur Verwirklichung des alten Gedankens, den menschlichen 

Spieltrieb durch Verknüpfung mit dem Spartriebe zu veredeln, schliust 

die angezeigte Schrift vor, ein Sparinstitut zu gründen, dessen Einlage- 

zınsen ganz oder teilweise zum Ankauf von Klassenlosen zugunsten 
der Sparer verwendet werden sollen. Durch Anlage des Sparkapitals 
zu drei Vierteln in Staatsrenten soll gleichzeitig das im Titel ange- 
kündigte Ziel erreicht werden. Für alle Details muß auf die Schritt 
selbst verwiesen werden, deren größter Mangel darin legt, daß der 

Verf. nicht versucht, sich über die Wirkung einer Durchtührung 

seines Planes — namentlich der empfohlenen Kassenscheine — auf 

das Geldwesen Rechenschaft zu geben. (W. Gerloff.) 
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Seligman, Edwin R. A.: Essays in Taxation, 
ecigth edition, completely revised and enlarged. The Macmilian 
Company, London 1913. XI and 707 p. 

Seligmans Essays in Taxation sind zum ersten Male im Jahre 1895 

erschienen; die vorliegende 8. Auflage verdient jedoch als ein neues 
Werk bezeichnet zu w erden. Die Zahl der Essays ist nicht nur erheb- 
lich vermehrt, sondern auch dieälteren Aufsätze sind durch Berücksichti- 
gung der neuesten Ergebnisse der Literatur und Gesetzgebung ergänzt 
worden. Nur die Abhandlung über die Steuerliteratur bleibt bei dem 
Jahre 1900 stehen, obwohl seither einige recht beachtenswerte Ver- 
öffentlichungen erfolgten. Es ist nicht ohne Interesse, zu sehen, 
in welcher Weise Seligman einen Ueberblick über die deutsche finanz- 
wissenschaftliche Literatur gibt. Umpfenbach beansprucht 
mehr Raum als A. Wagner, Neumanns kritische Art findet 
nur halbe Anerkennung, W ährend Vocke trotz allen Vorbehalten 
überschätzt wir S Lorenz von Stein kommt gar nicht zu Wort, 
während bei Schäffle the Germans love to be »gründlich« at 
all costs, get tadelt wird. Man darf freilich bei dieser Literaturübersicht 
wie bei dem ganzen Werk nicht vergessen, daß es in erster Linie für 
the English- -speaking student bestimmt ist. 

Die einzelnen Abhandlungen sind sehr ungleichmäßig. Die 
größte und wertvollste, reichlich ein Fünftel des Buches umiassend, 
behandelt die Gesellschaftsbesteuerung. Es gibt keine Monographie, 
die den Stoff in gleicher Weise historisch und prinzipiell so erschöpiend 
behandelt. Beı den meisten Essavs stehen die historischen, nament- 
lich amerikanische Verhältnisse berührenden Erörterungen im Vorder- 
grund. Die kritische Würdigung tritt, an deutschen finanzwissen- 
schaftlichen Leistungen gemessen, zurück. Manchmal befrerndet 
die Kritik auch wohl, so das absprechende Urteil über die Vermögens- 
steuer. Mit der Mehrbelastung fundierter Bezüge innerhalb der "Ein- 
kommensteuer, die Seligman statt der er: «inzenden Vermögens- 
besteuerung befürwortet, hat man in Italien keine guten Erfahrungen 
gemacht. Nur ein recht kurzes Kapitel ist der Erbschaftssteuer 
rewidmet. Die Bestrebungen zur Einführung bzw. Weiterführung 
dieser Steuer in den Finanzsystemen der europäischen Großstaaten 
bleiben, was deutsche Leser sicherlich bedauern werden, ganz unbe- 
rücksichtigt. Zwar finden wir in dem Werke mehrere Abschnitte 
über die wichtigeren neueren Steuerreformen — so auch über die 
Reichsfinanzreform von 1909/10 — aber sie sind in der Hauptsache 
gerade dort, wo man die Kritik des fremden Beobachters gern gehört 
hätte, nur referierend. Die theoretischen Kapitel »Modern Problems 
in Taxation«, »A Quarter Century’s Progress in Taxation« usw. bieten 
mancherlei Anregungen. Sie zeigen, wie alle Abhandlungen, daß 
der Verf. die neuere Finanzgesetzgebung gut kennt. In seiner Ge- 
samtheit möchte ich das W erk als ein finanzwissenschaftliches Lese- 
buch bezeichnen, dessen größere und kleinere Aufsätze in gefälliger 
Form über die verschiedensten Gebiete der Finanzwissenschaft unter- 
richten. Auch dentsche Leser werden es mit Nutzen zur Hand nehmen 
können, namentlich wenn ste sich über Fragen der amerikanischen 
Finanzpohtik und Finanzgesetzgebung unterrichten wollen. 

(W. Gerlofit.) 
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25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


F. Greineder, Dr. ing.: Die Jinanzwirtschaftliche 
Stellung der kommunalen Gaswerksunternenh-. 
men und das Problem der Tatıonellen Licht-, Kraft- und Wärme- 
versorgung von Stadt- und Landgemeinden. Sonderabdruck aus 
dem Journal für Gasbeleuchtung und Wasserversorgung. München 
und Berlin 1913. R. Oldenbourg. 48 S. geh. M. 1.50. 

Die vorliegende Untersuchung behandelt die allgemeine Finanz- 
gebarung und Rentabilität der kommunalen Gasanstalten, soweit 
eine solche in Anbetracht der unzulänglichen Berichterstattung dieser 
großen Gemeindebetriebe zurzeit möglich ist. Die Brutto- und Netto- 
Ueberschüsse einiger Gasanstalten werden zum Anlage- und zum 
Buchwertkapital in Beziehung gesetzt, ferner die Abschreibungen und 
die Zuwendungen zu den Erneuerungsfonds einer Erörterung unter- 
zogen, woraus sich im ganzen ergibt, daß ihre recht hohe Rentabilität 
auf einer entsprechenden Belastung des Konsums beruht. Dem werden 
in Kürze die gleichartigen Grundsätze der kommunalen Elektrizitäts- 
werke, die eine weit geringere Rentabilität aufweisen, gegenüber- 
gestellt. Der Verfasser führt das folgendermaßen aus (5. 37): »Wäh- 
rend die Elektrizitätswerke mit weitschauendem Blick und im wohl- 
verstandenen Interesse ihrer Entwicklung mit den Elektrizitätspreisen 
bis an die unterste Grenze des Möglichen herangehen, einander in der 
Kunst feingeklügelter Tarife, die ihren letzten Grund stets nur in 
der Verbilligung der Elektrizität haben, fortwährend zu übertref- 
fen suchen und unter dem Schutz einer wohlwollenden Obrigkeit 
immer wieder weitere Erniedrigungen der Elektrizitätspreise als fort- 
Schrittliche und kulturelle Notwendigkeit mit Aufwand großer rhe- 
thorischer Künste zu rechtfertigen wissen, zur Verbesserung ihrer 
Abschlüsse vielfach Abschreibungen zu Hilfe nehmen, die aufgebaut 
sind auf einem gütiren Geschick späterer Zeiten und möglichen 
künftigen Erfolgen und damit nicht selten gcediegenen kaufmännischen 
Grundsätzen geradezu Hohn sprechen, werden die Gaspreise all überall 
mit einem rührenden Konservatismus hochgehalten. In den maß- 
gebenden Körperschaften kann man sich trotz der ungeheuren tech- 
nischen Fortschritte auf dem Gebiete des Gases nur selten für das alte 
»überlebte« Gas erwärmen, und die Gaswerke bleiben auf diese Weise 
mit ihren reichen und sicheren Ueberschüssen und ihren hohen Gas- 
preisen auch fernerhin die milchenden Kühe der Stadt- und Landge- 
meinden«. Verfasser fordert daher aus Billigkeitsgründen und im 
Interesse der Konkurrenzfähigkeit des Gases, daß hier ein Ausgleich 
Stattlindet und die Gas- und Elektrizitätswerke einer Gemeinde mög- 
lichst einheitliche Grundsätze und Normen für ihre Budget- und Tarii- 
politik aufstellen und verfolgen. 

Obige, vielfach durchaus berechtigten Darlegungen dürften für 
cane Anzahl von Großstädten, in denen auch der Klektrizitiitspreis 
hochgehalten wird, kaum ganz zutreffen. In der Untersuchung ver- 
mißt man sodann einen Hinweis auf die Ueberlandzentralen, die vee- 
mischten Unternehmungen« und die Erzeugung elektrischer Energie 
durch die Ausbeutung der Hochmoore und der Braunkohlenlager so- 
wie die Ausnutzung der Wasserkräfte, wodurch weiicllos die Tarif- 
politik der Elektrizitätswerke in ganz anderer Weise, obschon vielleicht 
in dem vom Verfasser geäußerten Sinne, beeinflußt werden wird. 

(Klose.) 
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26. Wohnungsfrage. 


Kohn, Albert: Unsere Wohnungsenquelte im 
Jahre 1910. Erhebung der Berliner Ortskrankenkassen für den 
a der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker. Ber- 
in I912. 

Seit Jahren veranstaltet die Berliner »Ortskrankenkasse für den 
Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker« lehr- 
reiche Erhebungen über die Wohnverhältnisse der Reichshauptstadt. 
Am lehrreichsten ist die neueste Erhebung, worüber vor kurzem die hier 
angezeigte Schrift erschienen ist. Der Bearbeiter weist die Angriffe 
des organisierten Haus- und Grundbesitzes gegen diese Untersu- 
chungen kräftig zurück und schreibt: »Wir haben unsere Aufgabe 
nicht darin erblickt, festzustellen, wer an den herrschenden Verhält- 
nissen schuld ist; es war uns darum zu tun, unsere Kranken, soweit 
sie in schlechten ungesunden Räumen hausten, welche ihre Wieder- 
herstellung unwahrscheinlich erscheinen ließen, sowie die behandeln- 
den Aerzte zu orientieren und jene, soweit das irgend möglich war, 
in Krankenhäusern, Heilstätten und Walderholungsstätten unterzu- 
bringen.« 

Um ihre Kontrollbeamten besser in den Stand zu setzen, die 
ihnen durch die Enqueten erwachsenden Aufgaben zu lösen, hat 
die Ortskrankenkasse ın den letzten Jahren Vortragsreihen über 
Wohnungswesen, Tuberkulose, Alkoholismus usw. veranstaltet. Weit 
entfernt, durch ihre Arbeiten eine staatliche oder städtische \Voh- 
nungsinspektion ersetzen zu wollen, hat sie vielmehr beabsichtigt, 
deren dringende Notwendigkeit zu beweisen. Die neue Enquete 
hat wiederum ergeben, daß ein großer Teil der Kassenmitglieder 
nur deshalb erkrankt, weil sie in engen, kleinen, ungesunden Woh- 
nungen, zusammengedrängt mit allzu vielen anderen Personen leben. 
Täglich begegneten die Kontrollbeamten in elend belichteten, kaum 
durchlüftbaren Räumen Patienten, denen die natürlichsten Heil- 
faktoren, Sonne und reine Luit, schwer oder überhaupt nicht zugäng- 
lich waren. Lungen- und Unterleibskranke, denen das Treppensteigen 
äußerst schädlich ist, wohnen 4 Treppen hoch oder gar in Dach- 
wohnungen. »Unsere Beamten kamen immer noch in Kellerwohnungen, 
mit ihren bekannten Nachteilen, sowie ın andere feuchte und düstere 
Räume. So erfreulich es auch ist, daß vielfach eine Wendung zum 
Bessern eingetreten, muß doch noch ungeheuer viel geschehen, um 
die ärgsten Schäden zu beseitigen.« 

Der Bearbeiter der Untersuchung weist ferner darauf hin, daß 
es den Krankenkassen nicht bloß auf die Gegenwart ankomme, d. h. 
nicht auf eine heilbringende Unterbringung ihrer kranken Mitglieder, 
sondern auch auf die Zukunft, d. h. das Wohlergehen der Kinder. 
Diese werden durch das Wohnen in Hinterhäusern mit licht- und 
luftlosen Höfen ganz gewaltig geschädigt. Es kann den Kassen selbst- 
verständlich, schon im eigensten wohlverstandenen Interesse, nicht 
gleichgültig sein, wo und wie die Kleinen heranwachsen, ob für das 
Erstehen eines gesunden, widerstandskräftigen Geschlechtes Gewähr 
geboten ist oder nicht, denn unter ungünstigen Verhältnissen fallen 
die Kinder den Kassen früh und oft zur Last. Glücklicherweise 
unterstützt das neue Gesetz die Kassen in ihrem Kampfe mit den 
Vermietervereinen, indem es ihnen das Recht einräumt, »Maßnahmen 
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allgemeiner Art zur Verhütung von Krankheiten der Kassenmit- 
glieder« zu treffen. Hierher gehören auch die Wohnungsenqueten. 
Die Sorge für gesunde Wohnungen ist eine streng logische Folge der 
Arbeiterversicherung. Mit vollem Recht führt das Vorwort einen 
Ausspruch des bekannten Tübinger Fachmannes Dr. C. J. Fuchs 
an: »Wenn wir das entsetzliche sittliche Elend verfolgen, das in den 
Großstädten mit der Massenhäufung der Bevölkerung, durch die 
Mischung der Geschlechter, der Kinder und Erwachsenen, der Ein- 
leger und Schlafburschen entsteht, dann befinden wir uns vor dem 
allergrößten Schaden unsrer Zeit; ihn zu beheben, muß unsere erste 
Aufgabe seine. Vor allem naturgemäß die Aufgabe der unmittelbar 
interessierten Krankenkassen. (L. Katscher.) 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


29. Kriminologie, Strafrecht. 


30. Soziale Hygiene. 








31. Frauenfrage, Sexualethik. 


32. Staats- und Verwaltungsrecht. 


Frey, G, A, Dr.: Staatsbürgerliches Lexikon 
der schweizerischen Eidgenossenschaft. Zürich 
1913, Schultheß u. Co. 300 S. geb. M. 4.—. 

Eine empfehlenswerte Einführung in das Recht und die Wirt- 
schaft der schweizerischen Eidgenossenschaft. Die zahlreichen kurz 

gelaßten Artikel genügen zur vorläufigen Orientierung. (D.) 


Jahrbuch des Verwaltungsrechts. Unter Einschluß 
des Staatsverfassungs-, Staatskirchen- und Völkerrechts bearbeitet 
und herausgegeben von Professor Dr. Stier-Somlo. 7. Jahrgang. 
Berlin 1913. Verlag von Franz Vahlen. 614 S. geb. M. 18.50. 

Die Berichterstattung des 7. Jahrganges beschränkt sich wieder 
auf die Literatur und überläßt die Mitteilungen über die Rechtsent- 
wicklung und Rechtsprechung anderen Jahrbüchern. Das Jahrbuch 
zertällt in 3 Abteilungen: Allgemeiner Teil, Reichs- 
verwaltungsrecht unter Berücksichtigung des Kolonial- 
und Völkerrechtsund Einzelstaatliches Verwaltungs- 
recht. Reichlich ausführlich wird über die sozialrechtliche Literatur 
berichtet, es werden namentlich dort zahlreiche Artikel aus Zeit- 
schriften aufgeführt, die keinen dauernden Wert beanspruchen können. 
In Zukunft soll das Jahrbuch vor den Gerichtsferien erscheinen. 
Der vorliegende Band enthält die Uebersicht über die Literatur 
des Jahres ıgrı und ist 1913 erschienen. Dies ist reichlich spät, es 
wäre zu wünschen, daß die Uebersicht über die Literatur des Vor- 
Jahres spätestens um die Mitte des folgenden Jahres vorläge, und daß 
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die Berichterstattung noch auf weitere Zeitschriften ausgedehnt 
würde. Dadurch würde der Wert des Jahrbuchs noch erhöht werden. 
(D.) 
Sokoloff, K. N., Privatdozent an der Universität St. Peters- 
burg: Parlamentarismus. Versuch einer Rechtstheorie 
der parlamentarischen Staatsform. St. Petersburg I9gI2. 432 8. 
(Russisch). 

Es ist dies ein Versuch alte Probleme in neues Licht zu stellen, 
und, sagen wir es von vornherein, ein wohlgelungener Versuch. Im 
ersten Teile des Buches beschäftigt sich der Verfasser mit dem Wesen 
des Parlamentarismus, es wird uns in klaren und übersichtlichen 
Zügen die konkrete historische Entwicklung der parlamentarischen 
Staatsform in England, Frankreich und Belgien an der Hand ein- 
gehender Studien von Parlamentsberichten und einschlägiger Literatur 
vor Augen geführt. Im letzten Kapitel dieses Teils wird der neueste 
Werdegang des parlamentarischen Systems verfolgt. 

Jedoch erst ım zweiten Teile des Buches, wo V "ori. die juristische 
Natur des Parlamentarismus behandelt, gelangen wir zu neuen Ge- 
sichtspunkten. In überzeugender Weise wird hier auf die Unzuläng- 
lichkeit der herkömmlichen juristischen Konstruktionsweise hinge- 
wiesen. Den grundsätzlichen Fehlschluß aller Staatstheorien vom 
Rechte erblickt der Verfasser darin, daß sie den Begriff »Recht« 
vom Staate, welch letzterer bei näherer Betrachtung sich selbst nur 
als eine komplizierte Rechtsbildung erweist, ableiten (S. 387). An 
Stelle dieser Theorien hebt Verf. die psychologische Re elttsthäbrie 
L. von Petrazycky’s hervor, die er nunmehr zur Analyse des Parla- 
mentarismus anwendet. »Bekanntlich — heißt es bei Sokoloff — 
haben die konstitutionellen Normen, auf welche sich die parlamenta- 
rische Staatsform stützt, nirgends eine formelle Anerkennung in ofll- 
ziellen rechtlichen Texten erhalten. Daher fordert das Eriorschen 
der rechtlichen Natur dieser Normen eine spezielle Analyse jener 
vielartigen Manifestationen, Resolutionen, Adressen, Sendschreiben 
von Regierungen und Parlamenten, so wie der in letzteren gehaltenen 
Reden .. . an welchen leider nur zu oft die moderne Staatsrechts- 
lehre unachtsam vorübergeht« (S. 397). Es ist hier das Rechtsbe- 
wußtsein des Parlaments bzw. der von ıhm vertretenen Staatsbe- 
völkerung sowie dasjenige des Staatsoberhaupts, was nach der Auf- 
fassung des Verf. wesentlich in Betracht kommt. Kurz zusammen- 
gefaßt laßt sich diese Ansicht dahin formulieren: »Nur derjenige 
Staat ist ein parlamentarischer, in welchem die Regierung sich ver- 
Hlichtet fühlt, in ihrem politischen Programm den Weisungen der 
Vellekanımer ı des Parlaments Folge zu leisten und in welchem eine 
entgegengesetzte Handlungsweise der Regierung von der Bevölke- 
rung als Verletzung der Verfassung empfunden wirde (S. 411). 

Handelt es sich bei den üblichen Fachschriften über Parlamen- 
tarismus entweder um rem historische Werke, oder doch nur um 
deskriptive Zusammenstellungen positiver Rechtsvorschriften, so 
gewährt dieses Buch einen Einblick in die reale Rechtserscheinung 
des Parlamentarismus und bietet einen Ausblick auf die Entwick- 
lungstendenzen der Staatsformen. Es ist somit dieses Buch keines- 
wegs nur für den Juristen von Interesse, vielmehr wendet es sich an 
jeden politisch orientierten Laien. Den Sprachkundigen sei das 
geistvolle Werk warm empfohlen. (M. Laserson.) 
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Bauer, Otto: Der Balkankrieg und die deutsche 
Weltpolitik. Berlin 1912. Vorwärts. 52 S. M. —.40. 
Verfasser stellt sich eine zweifache Aufgabe. Er will die sozialen 
und wirtschaftlichen Ursachen der Kämpfe unter den Balkanvölkern 
nachweisen und zweitens schildern, wie sich hiermit die Gegensätze der 
Großmächte und ihrer Interessen an dem Erbe der Türkei kreuzen und 
superponieren. DaB Bauer diese Aufgabe glänzend gelöst hat, wird 
u. E. auch derjenige anerkennen können, der aus den dargelegten Tat- 
sachen die entgegengesetzten Konsequenzen für sein politisches Handeln 
ziehen mag. — Die Schrift ist im November 1912 abgeschlossen. 
Innerlich hängt mit ihr aufs engste zusammen ein Artikel, den der 
Verfasser sechs Monate später im Maiheft 1913 der Wiener Zeitschrift 
»Der Kampf« veröffentlicht hat, in dem er sich bemüht, in weiten 
historischen Perspektiven das Fazit aus den Umwälzungen des Bal- 
kankrieges zu ziehen. Beides zusammengenommen ist eine vortreff- 
liche Einführung in eines der schwierigsten Kapitel der modernen 
Weltpolitik. (Alfred Hoppe.) 


Druckfehler-Berichtigung zum Literatur-Anzeiger des Maiheftes 
(Band 36, Heft 3): 


Auf S. 943 — 9. und Io. Zeile von unten lies: — Socialist 
Labour Party und ihre I. W. W. (— Industrial workers of the 
world —) propaganda, auf E. J. B. Allen. 
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Angestelltenorganisationen und Sozialpolitik. 


—p Das Wirtschaftsjahr 1912 hatte in Deutschland ein eigenartiges 
Gepräge!). Neben Symptomen einer ausgesprochenen Hochkonjunktur 
zeigten sich doch auch bereits solche einer einsetzenden Krise und 
die ersten Monate des Jahres r9r3 haben diese Möglichkeiten einer 
Konjunkturabschwächung gehäuft 2). Die Gewerkschaften hatten 
demgemäß eine Verlangsamung ihres Wachstums aufzuweisen ?), 
und es wird aus den folgenden Daten hervorgehen, ob die Einwir- 
kungen auf die Angestelltenorganisationen analoge waren. Dabei 
werden auch die speziellen Umstände, unter welchen die Angestellten- 
organisationen sich entwickeln, Berücksichtigung finden müssen, 
da die Konjunktur für die Verbände der Angestellten (das ging auch 
bereits aus den früheren analogen Chronikabschnitten hervor) nicht 
von so eindeutigem EinfluB auf die Organisationsentwicklung ist 
als bei der Arbeiterschaft. 

Als wichtigstes aus der Konjunktur stammendes Symptom 
sei wiederum zunächst auf die Stellenlosigkeit der Privatangestellten 
hingewiesen. Sie betrug in °g der Mitglicderziffern der berichtenden 
Verbände ®): 


kaufmännische Techniker- sämtliche 

Verbände verbände Verbände 
31. XII. 1910 1:2 2,0 1,3 
30. VI. I9II 1,0 1,9 1,2 
31. XII. ıgıı 1,2 2,4 I,2 
31. III. 1912 1,4 1.0 1,3 
30. VI. 1912. 1,4 1.2 1,3 
30. IN. 1912 1,0 1,3 "1,5 
31. XII. 1912 1,5 I,I 1.4 
31. Ill. 1913 1,8 0,6 1,0 





*) Abgeschlossen am ı0. Juli 1913. 

1) Vgl. hierzu Sozialpolitische Chronik, Archiv Bd. 36, S. 680 ff. 

2) Konjunktur, 22. V. 1913. Hier wird die Krise für das Jahr 1914 resp. 
1915 prognostiziert. 

3) Sozialpolitische Chronik, Archiv Bd. 36, S. 0686 und passim. 

4) Nach dem RABI. Vgl. zu den früheren Jahren Sozialpolitische Chronik 
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Es zeigt sich also im ganzen Jahre 1912 eine Zunahme der Stellen- 
losigkeit in den kaufmännischen Verbänden, welche An- 
fangs 1913 die der früheren Jahre weit übersteigt. Gerade die ent- 
gegengesetzte Tendenz weisen (unter Schwankungen) die Techniker- 
verbände auf. Die Ziffern können höchstens als Symptom für die 
Lage des Arbeitsmarktes gewertet werden. Immerhin wäre man 
berechtigt, wenn diese Ziffern repräsentativ sind, zu schließen, daß 
die Verbände kaufmännischer Angestellter ein geringeres, die Tech- 
nikerorganisationen hingegen ein rascheres Wachstum ihrer Mit- 
gliederziffern aufweisen würden 5). 

Die Bewegung der Mitgliederziffern in den wichtigsten Verbänden 
möge folgende Tabelle veranschaulichen: 


Kaufmännische Organisationen: Mitgliederziffern 8). 


Ende an Pade Privat Ende 
2 angestellte ram angestellte 29127) 
Deutschnat. Handlungs- 
gehilfenverband 120 289 113 755 I2I 032?) 114117 130 101?) 
Verein f. Handlungs- 
kommis von 1858 102 033 9O 221 IIO 367 97 580 117 58419) 





im Archiv, Bd. 35, S. 264. Die hier gebrachten Ziffern bezichen sich, wie auch 
im Vorjahr, stets auf die gleichen Organisationen, so daß sie zwar nicht die 
Arbeitslosigkeit aller Angestelltenkategorien geben, wohl aber die Relation 
in einer gleichbleibenden Schicht von Angestellten veranschaulichen, welche 
für die Bewegungstendenz charakteristisch sein dürfte. 

5) Gerade bei den kaufmännischen: Organisationen aber kann vielleicht 
auch angenommen werden, daß bei steigender Stellenlosigkeit eher solche An- 
gestellte Mitglieder werden oder bleiben, welche befürchten stellen- 
los zu werden (um die Stellenvermittlung der Verbände auszunützen). Es könnte 
also bei wachsender Stellenlosigkeit dieser Umstand die Lage des Arbeits- 
marktes ungünstiger erscheinen lassen, als sie tatsächlich ist. 

6‘; Die Ziffern weichen zum großen Teil (bis 1911) etwas;von den im ana- 
logen Abschnitt der Chronik des Vorjahres gegebenen ab. Es gelangten näm- 
lich jetzt (abgesehen von den Ziffern für 1912) die Angaben des 6. Sonderheftes 
zum RABI., S. 31%, zur Verwendung. 

1) Soweit nicht anders angegeben, berechnet nach dem Jahrbuch der An- 
gestelltenbewegung, ı. Heft 1913. 

°’) Hiervon waren 14 031 Lehrlinge (Deutsche Handelswacht, 5. V. 1912). 
DieZahlder Prinzipalewirdnichtangegeben. Nimmt man 
ca. 7000 an (entsprechend 1910), so kommt man auf ca. 100 000 Handlungs- 
gehilfen als Mitglieder für Ende ıyı1. 

°’) Die Zahl der Lehrlinge betrug 1912 16053, so daß vom Mitgliederzu- 
wachs 2000 auf die Lehrlingsabteilung entfallen. 

10) 54. Jahresbericht des Vereins für Handlungskommis von 1858. S, ı2 
(beigegeben dem »Handelsstand«, ı. IV. 1913). Hierbei sind die Mitglieder im 
Ausland und die Einzelmitglieder mitgerechnet. Die Zahl der Prinzipale ist 
auch hier nicht angegeben. Die Zahl der Beitritte betrug 1912: 25 648 (gegen- 
über 23 263 in 1911). Es muß daher die Zahl der Austritte betragen haben: 
1912: 18 431 gegenüber 15 529 im Jahre r911. Trotz stärkerer Mitgliederauf- 
nahmen war daher das Wachstum 1912 nicht so groß als ıg11. 
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Kaufmännische Organisationen: Mitgliederziffern. 


Ende .. Ende ars Ende 
2910 angestellte N angestellte 19ra 
Verein deutscher Hand- 
lungsgeh., Leipzig 92 301 SH 113 93 843 87 919 96 2811!) 
Verb. d. deutschen 
Kaufleute, Berlin 18 525 18 385 18 067 18 292 20 274 
Zentralverband der 
Handlungsgehilfen 12 380 12 385012) 135502 15 5021?) 21 459") 
Bund kaufm. Angestell- 
ter 8921°) 
Deutscher Bankbeam- 
tenverein, Berlin 24 210 24 210 28 381 28 381 16) 


Kaufm. Verband f. 

weibl. Angest., Berlin 29188 29 188 32 177 32177 32753.) 
Deutscher Verband 

kaufm. Vereine 08 9665 40 753 70773 48 036 70 401 


Technikerverbände. 


Deutscher Werkmeister- 


Verband, Düsseldorf 51 749 51749 54005 54 005 59 287 
Bund der technisch- 

industriellen Beamten 17 738 17 738 20 452 20 452 22140 
Deutscher Techniker- 

Verband 29 499 25 074 30 049 27645 29 413 


11) Verbandsblätter, 16. III. 1913. Dieses relativ geringe Wachstum wird 
auf die Beitragserhöhung (von ro auf 18 Mk. jährlich) und den Uebergang zum 
reinen Gehilfenverband (siche unten) zurückgeführt. Die Fluktuation ist cine 
außerordentlich große; wurden doch im Jahre 1912: 20 000 Neuaufnahmen 
erzielt, denen also ca. 18000 Austritte gegenüberstehen. — 

12) Davon waren weiblich: 7510. 

13) Davon waren weiblich: 9520. 

14) Handlungsgehilfenzeitung, 30. IV. 1913. Der Reinzuwachs an Mit- 
gliedern betrug ım Jahre 1912: 2987; dazu kamen mit Ende des Jahres 1912 
die Mitglieder des Lagerhalterverbandes, welcher in dem Zentralverband der 
Handlungsgehilfen aufging; seine Mitgliederzahl betrug Ende 1912: 2970; 
im ersten Quartal 1973 wurde noch ein Mitgliederzuwachs von 1436 
erzielt, so daß mit dem Ende des ersten Quartals 1913 der Zentralverband der 
Handlungsgehilfen bereits 22 895 Mitglieder zählt, also allmählich numerisch 
zu einiger Bedeutung gelangt. 

15) Verbandsblätter, ro. IV. 1913. 

16) Für diesen Verband stand noch keine definitive Ziffer für Ende 1912 
zur Verfügung. 

17) 23. Verwaltungsbericht des kaufmännischen Verbandes für weibliche 
Angestellte, S. 16. Der geringe Zuwachs wird auf eine Beitragserhöhung von 
5096 zurückgeführt. Dieser Berliner Verband hat sich mit dem Frankfurter 
Verein der »Verbündeten kaufmännischen Vereine für weibliche Angestellte« 

fusioniert. (Verbandsblätter, 16. XII. 1912.) Dessen Mitgliederziffern sind 
in der hier genannten Zahl noch nicht enthalten. Ende ıgıı zählte der Frank- 
furter Verein: 18 415 Mitglieder. 


Angestelltenorganisationen und Sozialpolitik. 319 


Ende nn Ende N A Ende 
IIRS angestellte = angestellte 2” 
Verband d. Diplom- 
Ingenieure ca. 3500) 
Verband technischer 
Schiffsoffiziere 2 93I 2 93I 1010 I OIO I 085°) 
Steigerverband 978 978 978 978°) = 
Verband deutscher 
Kunstgewerbezeichner 2010 2010 2 23I 2222 2 037°?) 


Deutscher Zuschneider- 
Verband 2 


2 817 2677 22) 
Deutscher Polierbund 


0043 2 750 e2) 


Or 

tw NI 
` Q 
E TR 
NKO N 
I A 
Q z 
C © 


Burcauangestellten-Verbände. 


Verband deutscher 


Bureaubeamten 3 700 3 700 4030 4030 5043 
Verband der Bureauange- 

stellten Deutschlands 5793 5783 O 598 O 598 7053 
Verb. d. Versicherungs- 

beamten, München 0388 6 388 7495 7495 =) 


Sonstige Verbände. 


Deutscher Privat- 


beamtenverein 28 558 rd.23 500 29 708 rd. 25 000 30 229 
Deutscher Gruben- und 

Fabrikbeamtenverb. 14195 14195 14027 140627 15 370 
Genossenschaft deut- 
scher Bühnenangehörig. 13317 13 292 129232 12 797 2) 
Allg. deutscher Chor- 

sanserverband 2 916 2916 3 006 30006. +) 





3) Diese Ziffer umfaßt nicht nur die Mitglieder, sondern auch die »För- 
derere Im Jahre 1912 war die Mitgliederzunahme geringer resp. die Zahl der 
Austritte größer, weil nunmehr erst jedes Mitglied zugleich einem Bezirksver- 
ein angehören muß, was mit einer Beitragserhöhung für große Mitgliedergruppen 
gleichbedeutend ist. (Zeitschrift des Verbandes deutscher Diplomingenieure, 
15. III. 1913.) 

'") Der technische Grubenbeamte, 22. V. 1913. 

*) Hier sind nur die Angaben des Vorjahres wiederholt. 

2) Der Steigerverband hatte Mitgliederverluste infolge der ablehnenden 
Haltung der Zechen (Jahrbuch der Angestelltenbewegung, 1. Heft 1913); 
das Organ des Steigerverbandes selbst (Der technische Grubenbeamte) macht 
keine näheren Angaben über die Mitgliederbewegung. 

2) Der Kunstgewerbezeichner, r. IV. 1913. Hier sind 2 Zahlstellen (Dres- 
den und Wien) noch nicht inbegriffen. Man kann daher ungefähr mit der glei- 
chen Mitgliederziffer wie 191 rechnen. 

=) Für diese Verbände liegen noch keine Angaben vor. 

A) Die Mitgliederziffer dieses Verbandes blieb ziemlich unverändert. Tine 
genaue Angabe liegt noch nicht vor (Jahrbuch der Angestelltenbewegung, 
!. Heft 1913). 

3) Dieser Verband erlitt im Jahre 1912 Mitgliederverluste. Genaue An- 
gaben fehlen. (Jahrbuch der Angestelltenbewegung, I. Heft 1913.) 


320 Sozialpolitische Chronik. 


Der erste Eindruck, welchen man aus dieser Tabelle empfängt, 
ist der, daß die älteren Verbände fast durchweg imstande waren, 
ihre Mitgliederziffern recht erheblich zu steigern. Hingegen ist es 
den radikaleren Organisationen und auch denjenigen Organisationen, 
welche sich radikalisiert, insbesondere das Prinzip der Parität auf- 
gegeben haben, nicht gelungen, raschere Fortschritte zu machen. 
Dies kann nicht geleugnet werden, und so oft nachdrücklichst betont 
wird, daß der gewerkschaftlichen Organisation der Angestellten die 
Zukunft gehöre, so muß doch in einer objektiven Erörterung ebenso 
nachdrücklich festgestellt werden, daß in dr Gegenwart die 
\Werbekraft der alten, der »Harmonie«verbände, wie sie genannt 
werden, nicht abgenommen hat, vielmehr anscheinend, trotz Bei- 
tragserhöhungen, erheblich im Steigen begriffen ist. Inwieweit das 
durch spezielle Gründe verursacht sein mag, wird noch zu erörtern 
sein. Hier noch einige zusammenfassende Ziffern 6): 


Ende nn Ende Br Ende 
Ben angestellte m angestellte en 
Kaufmännische Ver- 
bände 408 498 421011 490 792 441914 519 126 
Technikerverbände 112 892 105 540 117051 111805 123 897 
Bureauangestelltenver- 
bände 15 877 15 877 18 129 18 129 20 IQI 
Sonstige Verbände 58 986 53 903 60 103 55 430 61 408 
Zusammen: 656 253 596 331 686 735 627 278 724 622 


Diese Aufstellung zeigt für das Jahr 1912 bei den angeführten 
Verbänden ein etwas rascheres Wachstum als 1911; aber dieser Unter- 
schied im Tempo rührt zum Teil daher, daß im Jahre 1912 einige 
Verbände in der Statistik erscheinen, welche bis dahin noch nicht 
angeführt wurden, trotzdem sie bereits bestanden hatten (Verband 
der Diplom-Ingenieure und der Bund der kaufmännischen Ange- 
stellten). Wenn deren Mitglieder im Jahre ıgıı bereits mit berück- 
sichtigt worden wären, würde der Zuwachs ıgıı und IgIz ziemlich 
gleich groß sein. Er beträgt, für beide Jahre zusammengenommen, 
ungefähr 10%, des Standes von IgIo, daher im Durchschnitt der 
beiden Jahre IgII und 1912 je 5%, mit erheblichen Unterschieden 
in den einzelnen Verbandskategorien. Jedenfalls läßt sich dies Tempo 
mit demjenigen der Arbeitergewerkschaften nicht im entferntesten 
vergleichen. 

Wie im Vorjahr seien endlich noch für die wichtigeren Hand- 
lungsgehilfenorganisationen die bereits bekanntgewordenen Daten für 
das Ende des ersten Quartals 1913 angegeben. Es zählen nämlich 
der Deutschnationale Handlungsgehilfenverband, der Verband deut- 
scher Handlungsgehilfen, Leipzig, der kaufm. Verein für weibliche 


26) In diesen zusammenfassenden Ziffern sind diejenigen Verbände be- 
rücksichtigt, deren Mitgliederziffern in der Tabelle vorkamen. Hierbei wurde 
überall dort, wo Angaben noch nicht vorliegen, die Ziffer des Vorjahres eiu- 
gesetzt. Das dürfte nur zu uncrheblichen Ungenauigkeiten Anlaß geben. 
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Angestellte, Berlin, der Zentralverband der Handlungsgehilfen, der 
Verband katholischer kaufmännischer Vereinigungen in Essen, der 
Verein für Handlungskommis von 1858 und der Handlungsgehilfen- 
verein von Breslau (der Kontinuität halber sind wieder die gleichen 
Verbände wie in den früheren Jahren gewählt, trotzdem andere, 
wichtigere, inzwischen zu der Uebersicht hinzugekommen sind) °°): 


Mitglieder. 
31. XII. 1910 388 905 
31. XII. 1911 408 575 
31. III. 1912 413 033 
31. III. 1913 451 055 


Zu Beginn des Jahres 1913 scheint in manchen, namentlich 
den älteren kaufmännischen Verbänden, ein rascherer Zustrom an 
neuen Mitgliedern erfolgt zu sein. Es ist aber noch fraglich, ob dieser 
Zuwachs erhalten bleiben wird, wenngleich mehrere Umstände (An- 
erkennung der Hilfskassen der Verbände als Ersatzkassen im Sinne 
der RVO., Gründung der Arbeitsgemeinschaft der kauf- 
männischen Verbände usw., wovon noch die Rede sein wird) in diesem 
Berichtsjahr die Position der »alten Verbände« sehr stark verbessert 
haben. 


A. Handlungsgehilfenorganisationen. 


Der Deutschnationale Handlungsgehilfen- 
verband steht nach wie vor im Mittelpunkt aller Organisations- 
bestrebungen der Handlungsgehilfen. Wenn er sich im Jahre ıgıı 
noch in einem krisenhaften Stadium der Entwicklung befand, so 
scheint dieses nunmehr überwunden zu sein. Betrug doch der reine 
Mitgliederzuwachs im Jahre Igıı wenig über 700 und auch dieser 
war nur der Zunahme der Lehrlingsmitglieder zu danken; 1912 hin- 
gegen betrug der Zuwachs bereits 9000, und wenn auch hiervon ein 
Teil (ca. 2000) auf die Vermehrung der Lehrlingsmitglieder entfällt, 
so werden die Lehrlinge doch nach wenigen "Jahren vollzahlende 
Mitglieder werden, sind also vielleicht vom Gesichtspunkt der Zu- 
kunftsentwicklung des Verbandes noch wichtiger als die Vollmit- 
glieder. Es entfielen also vom Mitgliederzuwachs der oben genannten 
kaufmännischen Verbände auf den D.H.V. 320%, während er selbst 
IQII seiner Mitgliederzahl nach nur 24°, der oben in der Tabelle 
aufgeführten organisierten Handlungsgehilfen repräsentierte. Seine 
Attraktionskraft ist also wiederum sehr erheblich gestiegen und 
hat die der anderen Verbände überflügelt. Hierbei ist es nicht möglich, 
im einzelnen zu konstatieren, ob nicht inzwischen insofern eine Ver- 
Schiebung eingetreten ist, als sich der Zuwachs noch mehr als bisher 
aus ländlichen Gegenden und aus dem Verkäufer per- 
sonal rekrutiert. Eine von gegnerischen Organisationen analysierte 
Statistik 8) läßt darauf schließen, daß die Werbekrait des D.HV. 





=) RABI. April 1913. 
#8) Der kaufmännische Angestellte, 10. V. 1913. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 1. 21 
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in Industriebezirken gering ist, und daß dort ein geringer Zuwachs 
nur bei sehr großer Fluktuation erzielt werden kann. 

Dem Wachstum an Mitgliedern entsprach eine erhebliche Stei- 
gerung in den Einnahmen und Ausgaben; die Einnahmen betrugen 
1912 2®)!: 1912000 M. (IgIı: 1773000); die Ausgaben: I 855 000 
(1 718 000); der Ueberschuß von ca. 57 000 M. ist ungefähr gleich 
groß wie im Vorjahr. Das Gesamtvermögen des Verbandes betrug 
(ohne das Vermögen der Krankenkasse) I 350 000 M. 30) (I 236 000). 
Im Rahmen der Verbandseinrichtungen sei noch erwähnt das Wachs- 
tum der Versicherung gegen Stellenlosigkeit; das Vermögen dieser 
Kasse beträgt nahezu I Million M. %). Auch die Sparkasse des 
D.H.V. scheint erhebliche Fortschritte zu machen; der Spareinlagen- 
stand beträgt etwas mehr als 3 Millionen M. Rasche Fortschritte 
verzeichnet auch die »Deutschnationale Kranken- und Begräbnis- 
kasse« (Ende IgI2: ca. 39 000 Mitglieder) 32). Dem Verhältnis der 
Angestelltenverbände untereinander entspricht es, daß das Rechnungs- 
wesen des D.H.V. angegriffen wird. In der letzten Zeit ist namentlich 
von Seite des 58er Verbandes der Versuch unternommen worden, 
die Liquidität der Sparkasse der D.H.V. in Zweifel zu ziehen %5). 
Die Bemängelungen des 58er Verbandes beziehen sich in erster Linie 
auf de Anlagen der Sparkassengelder. Ohne in das Einzelne 
der verwickelten Meinungsverschiedenheiten einzugehen, sei nur 
erwähnt, daß es sich hier bei diesen Bemängelungen nicht um den 
Vorwurf von Unredlichkeiten handelt, sondern darum, ob nicht der 
D.H.V. die Sparkasse in höherem Maße als die Sorge für eine voll- 
kommene Liquidität zulassen würde, in den Dienst der Verbands- 
politik stellt, d. h. mit den Mitteln der Sparkasse arbeitet. Diese 
Kontroversen werden jedoch kaum die Beteiligung der Mitglieder 
des D.H.V. an der Sparkasse und den Zustrom der Einlagen stören. 

Immer größere Bedeutung im Rahmen der Einrichtungen des 
D.H.V. beansprucht die Abteilung für Lehrlinge. Diese 
hatte bereits Ende r912: 16 000 Mitglieder in 481 Abteilungen. Die 
Lehrlingsabteilungen des D.H.V. kooperieren neuerdings mit dem von 
Generalfeldmarschall v. d. Goltz gegründeten Jungdeutsch- 
landbund, dem der D.H.V. als körperschaftliches ‚Mitglied bei- 


2) Deutsche Handelswacht, 5. V. 1913. 

30) Im Vermögen des Verbandes ist das Vermögen der Stellenlosen- 
kasse (ca. ı Million) enthalten; frei disponibles Vermögen besitzt der Ver- 
band nach seiner Abrechnung: 140 000 Mk. Die übrigen Posten sind alle für 
bestimmte Zwecke gebunden. (Schriften des D.H.V., Bd. 60, S. 81.) 

32) Die Stellenvermittlung selbst hat gleichfalls wachsende Erfolge auf- 
zuweisen: sie erzielte 1912: 4152 Besetzungen gegenüber 3521 im Jahre I9IT. 
(Jahresbericht des D.H.V. in den Schriften des D.H.V., Bd. 00, S. 09.) 

32) Ueber die Entwicklung der anderen Unterstützungseinrichtungen, 
vgl. Deutsche Handelswacht, 5. V. 1913; über die Stellenlosigkeitsunterstüt- 

zung auch 20. I. 1913. 

33) Der Handelsstand (Organ des 5Ser Verbandes), r. und 15. VI. 1913; 
Deutsche Handelswacht, zo. Vl. 1913. 
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getreten ist 3). Das Bestreben geht u. a. auf die Errichtung von 
kaufmännischen Jugendheimen, auf intensive Füh- 
lungnahme mit den Lehrlingen auf Vortragsabenden, Ausflügen, 
auf Vervollkommnung der Berufserziehung (ca. 300 Kurse 
mit mehr als 5000 Teilnehmern) usw. Die Lehrlingsabteilungen sind 
wichtig, weil sie geeignet sind, die vom D.H.V. mit vertretenen natio- 
nalen und mittelständischen Ideologien dem kaufmännischen Nach- 
wuchs in einem Alter nahe zu bringen, in welchem er hierfür besonders 
empfänglich ist. So bildet die Lehrlingsabteilung wahrscheinlich 
zum großen Teil das Rekrutierungsgebiet des D.H.V. Denn jedes 
Jahr scheidet 1⁄4 der Lehrlinge aus und wird zu Vollmitgliedern des 
D.H.V. Bei einem weiteren Wachstum dieser Lehrlingsgruppen ist 
daher auch ein ebenso rasches Wachstum des D.H.V. zu erwarten. 

In der Tätigkeit des D.H.V. stand im Berichtsjahr im 
Mittelpunkt die Beteiligung an den Vertrauensmännerwahlen zur 
Angestelltenversicherung, von welchen noch die Rede sein wird; 
ferner, wie auch bei den übrigen Verbänden, die Aktionen zur Ab- 
schaffung der Konkurrenzklausel (hierüber siehe unten). Hingegen 
ist vn besonderen, dem D.H.V. eigentümlichen Aktionen 
wenig zu berichten. Denn von der Gehaltskonferenz, 
welche der D.H.V. mit befreundeten Verbänden abhielt und von 
seinen Bestrebungen zur Reform des Arbeitsnachweises 
für Angestellte war schon im Vorjahr die Rede ®). Ferner wurde 
wiederum die Einschränkung der Frauenarbeit im Handelsgewerbe 
diskutiert. Nunmehr rückt der D.H.V. den Gesichtspunkt der »Ver- 
nıchtung der Volkskraft« in den Mittelpunkt. Im einzelnen mani- 
lestiert sich dieser Kampf gegen die Frauenarbeit im Handelsgewerbe, 
in der Bekämpfung der kaufmännischen Fortbildungsschulen für 
weibliche Angestellte. Hier tritt der D.H.V. dafür ein, in den Pflicht- 
fortbildungsschulen für Mädchen den Unterricht auf Hauswirtschafts- 
kunde zu beschränken 3). In gleicher Weise wie früher wurde ferner 
die Lehrlingsfrage, die Frage der vollständigen Sonntagsruhe, des 
Erholungsurlaubs, der englischen Arbeitszeit, des Sonnabendfrüh- 
schlusses usw. erörtert. In diesen Forderungen handelt es sich jetzt 
um eine Beeinflussung der Prinzipale selbst, und es scheinen hier die 
Bemühungen des D.H.V. (wie ja auch der anderen Verbände) nicht 
ganz erfolglos geblieben zu sein 3”). 

Auch in der allgemeinen Politik — Betonung des »ge- 
werkschaftlichen Standpunktes«, jedoch mit Ablehnung einer jeden 





4) Vgl, hierzu ausführlich: Schriften des D.H.V., Bd. 60 (Jahresbericht 
1911/12), S. 60 ff. 

3) Vgl. Archiv Bd. 35, S. 2689. 

3) Vgl. hierzu auch das vom D.H.V. veranlaßte Referat auf dem deut- 
schen Handlungsgehilfentage, über »Frauenarbeit und Rassenhygiene«, Deut- 
sche Handelswacht, 5. VII. 1913. 

“) Auf das Einzelne einzugehen, würde zu weit führen. Vgl. hierzu die 
analogen Abschnitte der sozialpolitischen Chronik ıyıo, Ir und 12, und Deut- 
sche Handelswacht, 20. IV. 1913. 

21? 
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»gewaltsamen Politik« — ist gleichfalls keine Aenderung eingetreten; 
ebensowenig in der Betonung des »Standescharakters« der Hand- 
lungsgehilfen. Immer deutlicher wird die Zuordnung des D.H.V. 
zur großen mittelständischen Strömung in Deutschland, welche ja 
auch von Regierungsseite eine kräftige Förderung erfährt. Der Jahres- 
bericht hob mit Genugtuung hervor 38), daß nunmehr »durch die 
staatliche Gesetzgebung« (gemeint ist die Angestelltenversicherung) 
für alle Zeiten anerkannt sei, daß »Angestellte keine gewerblichen Ar- 
beiter, sondern ein Stück Mittelstand mit eigenen Bedürfnissen und 
anderen Lebensinteressen« seien. Auch im Rahmen des Hauptaus- 
schusses, der ja die Angestelltenversicherung in der realisierten Form 
grundsätzlich billigt, bezeichnet sich der D.H.V. stolz als den »ernsten 
und unerbittlichsten Verfechter unserer Standesideale« 39). 

Diese mittelständische Gesinnung geht soweit, daß der D.H.V. 
sich sogar gegen die Institution der Konsumvereine aus- 
spricht. Im Anschluß an die Verhandlungen des evangelisch-so- 
zialen Kongresses führte die Handelswacht aus 40), daB »jede selb- 
ständige mittelständische Existenz eine persönliche Leistung« dar- 
stelle (was angesichts der großen Zahl der durchaus abhängigen 
Kleinkrämer eine sehr gewagte Behauptung ist); daher sei eine Re- 
form des Handels anzustreben, in welcher die Persönlichkeit erhalten 
bleibe, ohne daß die Konsumenten schlechter fahren. Das sei in der 
Form von Großeinkauf, Rabattsystem usw. möglich. Im Konsum- 
verein handele es sich doch »höchstens darum, wirtschaftlich die 
Differenz zwischen dem Gehalte des Verkäufers und dem Leben der 
Mittelstandsexistenz zu sparen« (das ist natürlich schon rein sach- 
lich nicht richtig wegen der ökonomisch-technischen Ueberlegenheit 
des Konsumvereinsbetriebs) und das sei nur möglich »auf Kosten 
einer Lebenshaltungshöhe und grundsätzlich des Kulturgrades«. 
Nicht diejenige Organisation sei die beste, welche die »mechanische 
Kürze« durchsetze, sondern in der »die meisten, tüchtigen Charak- 
tere« geschaffen werden. »Der Güterverkauf nach dem Muster der 
Konsumvereine ist platteste Gleichmacherei.« Daher sei die Ent- 
wicklung zum Konsumverein nicht hinzunehmen, sondern in der 
Richtung zu gestalten, daß möglichst viele Persönlichkeiten erhalten 
werden können. Diese Argumentation des D.H.V. ist seinen grund- 
legenden Ideologien nach eine überökonomische. Sie geht daher 
noch weiter als die mittelständische, welche soweit als möglich ım 
Oekonomischen zu bleiben und daher hinsichtlich der Konsumrer- 
eine die rationelle Bedarfsdeckung durch den selbständigen Handel 
nachzuweisen trachtet. Vom Standpunkt des D.H.V. aus ist das 
überflüssig; und es ist bloß interessant, daß der D.H.V. als Mittel- 
standsvertreter gerade das Prinzip der »Persönlichkeitsentfaltung« 
in den Mittelpunkt stellt. Nach dem wirtschaftlichen Liberalismus 

38) Schritten des D.H.V., Bd. 60, S. 51. 

39) Vgl. hierzu auch ausführlich in den analogen Chronikabschnitten der 
früheren Jahre, besonders 1912, Archiv Bd. 35, S. 271 ft. 

1%) Deutsche Handelswacht, 5. VI. 1013. 
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und dem Sozialismus (dem es ja auch als ideologisches Element zu 
Grunde liegt), dient nun das Wort von der »Persönlichkeitsentfal- 
tung« auch als Grundlage mittelständischer Politik, welche ursprüng- 
lich von ganz andern ideologischen Voraussetzungen ausgegangen 
war. Aber es liegt in der Natur der Sache, daß bei unselbstän- 
dig Berufstätigen alle Interessentenpolitik in der Rich- 
tung der »Persönlichkeitsentfaltung« motiviert werden muß, und es 
entspricht der grundsätzlichen Auffassung des D.H.V., daß er sie 
ım Beruf, andere Organisationen außerhalb des Berufs rea- 
lisieren zu sollen glauben. Im Tatsächlichen sei nur festgestellt, daß 
in diesem Punkt der D.H.V. weiter geht, als der Hansabund, der 
sich ja nicht für eine Einschränkung der Konsumvereine ausge- 
sprochen hat, sondern bloß Einschränkungen der Beamtenkonsum- 
vereine vertritt ®). 

In der Chronik des Vorjahres wurde die Vermutung ausgespro- 
chen, daß die Entwicklung nunmehr auch die übrigen, sog. »alten 
Verbände« zur Radikalisierung zwingen werde. Hierfür konnte als 
sehr beachtenswertes Symptom der Jahresbericht einer der kon- 
servativsten Verbände, des 58er Verbandes, angeführt werden. Ge- 
rade dieser 58er Verband hat sich aber in dieser Richtung nicht 
weiter entwickelt. Hierzu mag der Wechsel in der Verbandsleitung 
zum Teil beigetragen haben. Jedenfalls unterscheidet sich sein dies- 
jähriger Jahresbericht 4) wesentlich von dem des Vorjahres. Das 
Verhältnis zwischen Unternehmern und Angestellten wird über- 
haupt nicht erwähnt und die Sozialpolitik durchaus als eine gegen 
die Allgemeinheit, den Reichstag orientierte abgehandelt. Im ein- 
zelnen zeigt sich diese Wandlung natürlich nicht. Denn auch im 
Vorjahr war der Verband durchaus konservativ. Nur der Ton, in 
welchem das Verhältnis gegenüber den Unternehmern glossiert wurde, 
ließ darauf schließen, daß in der Leitung des Verbandes radikale 
Strömungen nach Geltung ringen. Sie scheinen nunmehr — im 
Wechsel der Leitung — völlig in den Hintergrund getreten zu sein. 
Das manifestiert sich in der Konzentration aller Aeußerungen auf 
die staatliche Sozialpolitik #®). Daß sich das Verhältnis zu den 
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“) Diese überökonomische Stellung, welche sich darin kund gibt, daß der 
DHV. Entwicklungstendenzen des Kapitalismus ablehnt — genau wie die 
Mittelstandsbewegung — richtet sich auch gegen die neuzeitliche Form der 
Betriebsorganisation. Der D.H.V. fordert seine Mitglieder auf, sich nicht zu 
rein mechanischen Tätigkeiten gebrauchen zu lassen. Es wird dann an die Un- 
ternchmer die Aufforderung gerichtet, doch nach wie vor Tausenden von Hand- 
lungsgehilfen die Möglichkeit zu belassen, sim bescheidenen Rahmen selbstän- 
dige geistige Arbeit zu leisten«. (Deutsche Handelswacht, 20. VII. 1912.) Die 
Konsequenz, im Betrieb durch gewerkschaftliche Organisation entsprechende 
Macht zu erlangen, wird jedoch nicht gezogen, und so zeigt auch diese Po- 
sition wiederum die widerspruchsvolle Politik, welche vom D.H.V. getrieben wird, 

#2) 54. Jahresbericht des Vereins für Handlungskommis von 1858: Der 
Handelsstand, ı. IV. I913. 

3) Vgl. den Jahresbericht und den Handelsstand passim. Auch deutsche 
Handelswacht, 5. III. 1913. 
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Unternehmern entschieden gebessert zu haben scheint, darauf deutet 
auch das Bestreben, durch die Unternehmer zum Beitritt 
zu agitieren *). — So wenig sich nun noch abschließend sagen läßt, 
so viel ist doch auffallend, daß das Verbandsorgan des 58er Verbandes 
in immer größerem Umifange seine Aeußerungen auf staatliche 
Sozialpolitik orientiert und die Fragen des Koalitionsrechtes 
und der Gestaltung des Verhältnisses zum Unternehmer, der et- 
waigen Aktionen gegenüber den Unternehmern in den Hintergrund 
getreten sind. 

Nichts anderes läßt sich in dieser Hinsicht von den übrigen Ver- 
bänden, z. B. auch dm VerbanddeutscherHandlungs- 
gehilfen berichten. Er hat zwar im Jahre 1912 eine Satzungs- 
änderung vorgenommen, so daß in Hinkunft nur Handels an g e- 
stellte, also unselbständig Berufstätige ordentliche Mitglieder 
mit Mit; gliedsrechten werden können. Dadurch hat er formal den 
Üebergang zum »reinen Gehilfenverbande« vollzogen, so wie ın frühe- 
ren Jahren von den Technikerorganisationen der deutsche Tech- 
nikerverband. Damit aber ist noch kaum eine Schwenkung in der 
Verbandspolitik selbst angebahnt. Nach wie vor legt der Verband 
den größten Wert auf das »Wohlwollen« der Unternehmer %), und 
empfiehlt sich angelegentlichst als Rückhalt gegenüber der Arbeiter- 
schaft. Jedenfalls wird vom Verband die radikale gewerkschaft- 
liche Strömung, wie sie im Bund der kaufmännischen Angestellten 
und neuerdings im Verband der Bankbeamten in Erscheinung ge- 
treten ist, abgelehnt. Die Gewerkschaft habe bei den Arbeitern 
einen guten Sinn, versage jedoch bei der großen Differenziertheit 
der Angestellten; die Alternative, welche die Angestelltenbewegung 
beherrsche, nämlich ob Harmonieverband oder Gewerkschaft, be- 
stehe nicht zu Recht. Es gäbe ein Drittes, nämlich den reinen 
Gehilfenverband, der eine Form der Gewerkschaft sei, die 
den Interessen der Angestellten entspreche 46). Es wird allerdings 
die Ueberführung des Verbandes in einen radikalgewerkschaftlichen 
abgelehnt, hingegen ausdrücklich für den reinen Gehilfenverband 
und für die Wahrung des Koalitionsrechtes Partei ergriffen — wenn 
man nach den Aeußerungen schließen darf, in etwas energischerer 
Weise als es seitens des 58er Verbandes geschieht. 

Gleichzeitig mit der Umwandlung zum reinen Gehilfenverband 
wurden auch — und das entspricht ja der eben erwähnten Haltung — 
in den Satzungen die sozialpolitischen Aufgaben und Zwecke des 
Verbandes schärfer betont %), und eine erhebliche Erhöhung des 

44) Der kaufmännische Angestellte, 12. X. 1912. Hier wird behauptet, 
daß der 58er Verband auf die Prinzipale in dem Sinn wirke, die Angestellten 
in seiner Krankenkasse anzumelden. Damit wäre aber die Zainea cd 
schaft beim 58er Verbande verbunden. Darin sei direkt eine Verletzung des 
Koalitionsrechtes zu erblicken. 

45) Verbandsblätter, r. VIII. 1912. 

186) Verbandsblätter, 16. IV, 1913. 

47) Vgl. die alte Satzung im Jahrbuch des Verbandes von ıg9ı1ı und die 
neue Satzung, Verbandsblätter, 15. VIII. und r. IN. 1912. 
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Beitrags (von 10 auf 18 Mk. jährlich) vorgenommen. Auf Grund 
dieser Beitragserhöhung wurde die Stellenlosenunterstützung und 
die Hinterbliebenenunterstützung besser ausgestattet, und es wurde 
eine Gemaßregeltenunterstützung geschaffen +). 

Soweit bisher zu sehen, wird der Uebergang zum reinen Ge- 
hilfenverband diese Organisation in keine neuen Bahnen lenken. 
Er soll nicht, wie beim deutschen Technikerverband, eine grund- 
sätzliche Wandlung in der Verbandspolitik mit sich bringen, sondern 
nur die Angriffsmomente, welche in dem Schlagwort »Harmonie- 
verband« gegeben waren, aus dem Wege räumen. Tatsächlich scheint 
seit dieser formalen Aenderung, trotz der erhöhten Beitragssätze — 
vielleicht auch wegen der erhöhten Unterstützungssätze — das Tempo 
des Wachstums ein rascheres zu sein +9). 

Das wichtigste Ergebnis in der Politik der »alten Verbände« 
ist die Gründung einer »sozialen Arbeitsgemeinschaft«, an welcher der 
58er Verband, der Verband deutscher Handlungsgehilfen und der Ver- 
band deutscher kaufmännischer Vereine beteiligt sind. Diese Arbeits- 
gemeinschaft wurde von den erstgenannten Verbänden Ende Sep- 
tember 1912 begründet, und es schloß sich dann der dritte Verband 
an. Sie soll sich auf alle Fragen kaufmännischer Sozialpolitik er- 
strecken; zwar ist jedem Verband nach wie vor in gewissem Rahmen 
Aktionsfreiheit gewährt, doch ist anzunehmen, daß in Hinkunft die 
wichtigeren Aktionen nur gemeinsam sein werden. Ursprünglich 
war geplant, auch die Stellenvermittlung zu zentralisieren. Be- 
zeichnenderweise ist das nicht gelungen. Die Stellenvermittlung 
ist zu sehr Agitationsmittel für die Verbände, als daß sie darauf ver- 
zichten möchten und eine Verschmelzung der Stellenvermittlung 
würde geradezu die Verschmelzung der Verbände selbst bedingen. 
Doch soll eine gegenseitige Unterstützung in der Stellenvermittlung 
eintreten. So erstreckt sich die Gemeinsamkeit nicht auf irgend- 
welche Institutionen der Verbände, sondern bloß auf die 
Beeinflussung der Sozialpolitik. Und das ist insofern wichtig, als 
dadurch wahrscheinlich cine radikalere Entwicklung des einen oder 
anderen Verbandes ungemein erschwert wird. Namentlich der Um- 
stand, daß dem Leipziger Verbande die beiden anderen, älteren, 
konservativen Verbände gegenüberstehen, läßt eine Entwicklung 
des Leipziger Verbandes in eine radikalere Richtung als aussichts- 
los erscheinen. Ja, es ist geradezu anzunehmen, daß über die soziale 
Arbeitsgemeinschaft hinaus nunmehr in Hinkunft gerade das Pro- 
gramm der gemäßigten Verbände auch für die radikaleren Organi- 
sationen ausschlaggebend werden wird. 

Das zeigt sich in der Fixierung der Mindestgehälter, 
unter welchen in Hinkunft die Arbeitsnachweise der erwähnten Ver- 
bände keine Stellen vermitteln wollen. Diese Mindestgehälter decken 
sich mit denjenigen, welche im Vorjahr der D.H.V. auf einer Arbeits- 





#) Verbandsblätter, 1. XI. 1912. 
t) Verbandsblätter, 16. V. 1913. 
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nachweiskonferenz im Einvernehmen mit anderen, sehr gemäßigten 
Verbänden festgestellt hat 50). Es sollen nämlich nur Stellen ver- 
mittelt werden mit einem Gehalt von 960 Mk. ab resp. bei freier 
Station von 360 Mk. ab für Bewerber über 18 Jahren; in Städten 
üher 100 000 Einwohner soll der Mindestgehalt 1080, bei Bewerbern 
über 20 Jahren jedoch 1200 Mk. betragen. — Bis zum 18. Lebens- 
jahr soll ein Gehalt von mindestens goo Mk. noch zulässig sein. Ge- 
genüber den Mindestgehaltsforderungen der gewerkschaftlichen Or- 
ganisationen bedeuten diese Ziffern sehr bescheidene Minima °!); 
ebenso gegenüber den Gehältern, welche der Zentralverband der 
Handlungsgehilfen in seinen Tarifverträgen durchsetzen konnte 5?). 

Ueber den erwähnten Stellenvermittlungs-Zweckverband hinaus 
ist die soziale Arbeitsgemeinschaft bisher nicht gelangt. Von ihrer 
Tätigkeit in der Frage der Konkurrenzklausel wird noch weiter unten 
die Rede sein. Hier sei noch erwähnt, daß sich mit der sozialen Arbeits- 
gemeinschaft eine Spaltung in der Verbandsgruppe angebahnt hat, 
welche bis dahin der gewerkschaftlichen Organisations- 
richtung geschlossen gegenüberstand. Noch die Wahlen der Vertrauens- 
männer zur Angestelltenversicherung fanden ja für die Verbände des 
Hauptausschusses auf gemeinsamen Listen statt. Und es hatte ja 
vielfach den Anschein, als ob die Zusammenfassung aller nichtgewerk- 
schaftlichen Organisationen im Hauptausschuß zu einer gemeinsamen 
Organisation führen könnte. Eine solche umfassende Organisation 
ist nun — wahrscheinlich an der Rivalıtät der großen Verbände — 
gescheitert. Und so hat die soziale Arbeitsgemeinschaft eine Zwei- 
teilung der nichtgewerkschaftlichen Angestellten mit sich gebracht, 
welche deshalb wichtig ist, weil der eine Teil, nämlich die soziale Ar- 
beitsgemeinschaft, sich in konservativem Sinn entwickeln dürfte, 
während demgegenüber die übrigen Verbände, vor allem der D.H.V., 
sein radikaleres Vorgehen zu unterstreichen sucht. Hierfür bietet 
schon die Entwicklung der letzten Monate zahlreiche Belege. Damit 
knüpft der D.H.V. an seine früheren Traditionen an und betont 
stärker den Interessengegensatz gegenüber den Prinzipalen; damit 
setzt er sich allerdings mit seiner grundlegenden Auffassung von der 


50) Archiv, Bd. 35, S. 209. 

51) Vgl. z. B. die Mindestgehalttabellen des Bundes der technisch-indu- 
striellen Beamten, Sozialpolitische Chronik, Archiv Bd. 31, S. 251. 

52) Der Tarifvertrag des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen mit dem 
Zentralverband der Konsumvereine sicht vor an Mindestgehalten: für männ- 
liche Angestellte bis zum 19. Lebensjahr: 1200 Mk., von da ab wenigstens 
1320 Mk. Hierzu kommt jährlich eine Zulage von 120 Mk. bis zum Betrage 
von 2400 Mk. Für weibliche Angestellte 90oo Mk. Mindestgehalt, für perfekte 
Stenotypistinnen 1200 Mk., jährlich eine Zulage von 120 Mk. bis zum Betrag 
von 1620 Mk. bzw. bis zu 1680 Mk. Sodann jährliche Zulagen von 60 Mk. bis 
zu einem Gehalt von r800 Mk. Die Telephonistinnen erhalten ein Mindest- 
gehalt von goo Mk., jährlich um 100 Mk. steigend bis zu 1200 Mk. Ueberstun- 
den- und Sonntagsarbeit wird gesondert bezahlt; in den ersten 2 Jahren je 
ı Woche, später 2 Wochen zusammenhängender bezahlter Urlaub. (Jahrbuch 
des Zentralverbandes deutscher Konsumvereine, 1912, ı. Bd. S. 529.) 
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Interessengemeinschaft innerhalb des Handels und dem Berufsstandes- 
charakter der Handlungsgehilien in Widerspruch. Es ist eben die 
Hervorkehrung einer Nuance in einem widerspruchsvollen Programm 
und der Politik des D.H.V., welche durch den Zusammenschluß der 
alten Verbände zur sozialen Arbeitsgemeinschaft ausgelöst wurde. 

In diesem Zusammenhang sei erwähnt, daß der D.H.V. behauptet, 
die soziale Arbeitsgemeinschaft sei auf eine Aktion des Hansabundes 
zurückzuführen 53). In dieser Form läßt sich wohl diese Behauptung 
nach den bestimmten Erklärungen der beteiligten Verbände kaum auf- 
recht erhalten. 

Gegenüber dem immerhin allgemeinen Wachstum der älteren, 
konservativen Verbände ist die Entwicklung der radikalen, gewerk- 
schaftlichen Organisationen keine gleichmäßige. Der Bund kauf- 
männischerAngestellter, welcher vor 2 Jahren gegründet 
wurde, hat es noch immer nicht auf eine erhebliche Anzahl von Mit- 
gliedern gebracht tł) und so ist vorläufig dieser Versuch, die kauf- 
männischen Angestellten der Industrie zu organisieren, nicht als ge- 
glückt anzuschen ®). Die gegnerischen Organisationen des Bundes 
behaupteten, er sei vom »Bund technisch-industrieller Beamter« finan- 
ziell abhängig 58€) und tatsächlich müssen sich auch im Bund selbst 
sehr starke Tendenzen in der Richtung einer Abänderung der all- 
gemeinen Politik geltend gemacht haben. Diese drangen zwar schließ- 
lich nicht durch 5%), aber die Vorgänge zeigen, daß diese Organisation 
mit derartigen Schwierigkeiten zu kämpfen hat, daß es fraglich er- 
scheint, ob sie neben den übrigen zahlreichen, alten Organisationen 
noch irgend einen erheblichen Erfolg wird erzielen können. Ihre Ein- 
wirkung in der Richtung einer Aufrüttelung der Handlungsgehilfen- 
schaft war ja eine sehr erhebliche, und mehr als der Zentralverband, 
der prinzipiell abgelehnt wurde, hat die Gründung des »Bundes« 
dazu beigetragen, den Gesichtspunkt der radikalen Gewerkschaft über- 
haupt erst in weiten Kreisen der Angestellten zur Diskussion zu stellen. 
So ist seine Wirkung als eine indirekte nicht zu unterschätzen, und 
namentlich dürften die erheblichen Erfolge der neuen Bankbeaniten- 











53) Deutsche Handelswacht, 20. XII. r911 und 20. I. 1913. Hier wird gerade- 
zu von der »Knechtung« der erwähnten Verbände durch den Hansabund gespro- 
chen. Tatsächlich kann gegenwärtig eine weitgehende Kooperation zwischen 
Hansabund und diesen Verbänden konstatiert werden. So hat der Hansabund 
sich neuerdings gegen eine von den Arbeitgeberverbänden geplante Stellen- 
vermittlungszentrale für Angestellte ausgesprochen, weil dadurch das Arbeits- 
gebiet der alten Verbände eingeengt und ihre Mitglieder zur Radikalisierung 
gedrängt würden. 

A) Verbandsblätter, 16. IV. 1913. Die Zeitschrift des »Bundes« selbst 
nennt keine Mitgliederziffern. Anfang 1913 hat nach den Verbandsblättern 
der Bund 892 Mitglieder gehabt. 

55) Inzwischen hat auch der Verband deutscher Handlungsgchilfen be- 
konnen, sein Tätirkceitsgebiet auf Industrieangestellte (auch satzungsgemäß) 
auszudehnen. Verbandsblätter, 1. XI. 1912. 

5) Verbandsblätter, I. X. 1912. 

#7) Der kaufmännische Angestellte, 9. NI. 1912. 
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gewerkschaften (siche unten) immerhin doch auch z. T. auf die propa- 
gandistische Tätigkeit des Bundes kaufmännischer Angestellter zu- 
rückzuführen sein. Nach den Aeußerungen der Verbandszeitschriit 
selbst soll der Bund nunmehr in eine entschiedene Aufwärtsbewegung 
eingetreten sein. Auch wurden die Beiträge (steigend bis zu 3 Mk. 
monatlich) erhöht und die Unterstützungssätze abgeändert. Doch 
wird sich erst in späterer Zukunft sagen lassen, ob der Bund in Kreisen 
kaufmännischer Angestellter erhebliche Erfolge erzielen kann. 

Inzwischen hat im Berichtsjahr die Verschmelzung des Z e n tr a l- 
verbandes der Handlungsgehilfen und des Lagerhalter- 
verbandes stattgefunden, über welche schon im Vorjahr als 
bevorstehend berichtet wurde 58). Damit ist die Mitgliederziffer des 
Zentralverbandes um ca. 3000 gesteigert worden. Trotzdem dürfte 
das Agitationsgebiet des Zentralverbandes keinerlei erhebliche Er- 
weiterung erfahren, sondern sich nach wie vor auf die Interessen der 
Angestellten in kaufmännischen Großbetrieben (\Varenhäuser und Kon- 
sumvereine) beschränken. Das Berichtsjahr brachte für den Zentral- 
verband eine Aenderung der Beiträge und eine Erhöhung der Unter- 
stützungssätze, wodurch die Ronkurrenzfähigkeit gegenüber den alten 
Verbänden gesteigert werden soll 59). 

Bekannt ist die Tarifpolitik des Zentralverbandes. Mitte 1912 
betrug die Zahl der in Kraft befindlichen Verträge: 107, welche sich 
auf 7536 Personen in IgIX Betrieben erstrecken. Darnach sind es 
im Durchschnitt nicht Großbetriebe, in denen die Anstellungsverhält- 
nisse tariflich geregelt sind. Ohne auf das einzelne einzugehen, seien 
doch die allgemeinen Vertragsgrundsätze erwähnt, welche der 
Zentralverband durchzusetzen vermochte #0): die Anstellung erfolgt 
durch den Stellennachweis der Organisation; das Kündigungsrecht des 
Unternehmers ist eingeschränkt; für die Kontoristen ist dstündige 
Arbeitszeit festgesetzt; das Verkaufspersonal hat den 8 Uhr Laden- 
schluß (in einigen Orten ist für mehrere Tage in der Woche der 71% Uhr 
Ladenschluß durchgesetzt); fast überall ist die vollständige Sonntags- 
ruhe erzielt. Außerdem ist ein Anspruch auf Erholungsurlaub gewähr- 
leistet; die Gehaltszahlung erfolgt wöchentlich; tariflich geregelt 
ist auch die Gehaltszahlung in Krankheitsfällen und in Fällen dringen- 
der Verhinderung. 

Mit Genugtuung hebt der Zentralverband hervor, daß andere 
Organisationen nicht so günstige Tarifverträge abzuschließen in der 
Lage waren, z. B. eine christliche Gewerkschaft mit Konsumvereinen 
des Reichsverbandes ®!). Hier sind tatsächlich unter analogen Ver- 
hältnissen, bei gleich großen Konsumentenorganisationen vom 
Zentralverband weitaus günstigere Tarifverträge erzielt worden. 


58) Vgl. Chronik, Archiv Bd. 35, S. 278. 

59) Handlungsgehilfenzeitung, 8. I. 1913. 

60) Vgl. hierzu: »Die Tarifverträge des Zentralverbandes« der Handlungs- 
gehilfen, Heft 27 des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen, Berlin 1912 
und Handlungsgehilfenzeitung, 19. II. 1913. 

et) Handlungsgehilfenzeitung, 14. IV. 1913. 
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Grundsätzlich ablehnend verhält sich der Zentralverband bisher 
gegenüber der Gründung anderer gewerkschaftlicher Organisationen. 
Noch ausgeprägter, als gegenüber dem Bund kaufmännischer Ange- 
stellter, den er vielleicht nicht als ernsthaften Gegner fürchtete, ist das 
gegenüber der neuen Organisation der Bankbeamten der Fall (hierüber 
siehe gleich unten). Trotzdem ja der Zentralverband, der auf Basis 
der sozialistischen Ideologie operiert, und der Generalkommission der 
Gewerkschaften angeschlossen ist, unter den gegenwärtigen Verhält- 
nissen auf absehbare Zeit absolut keine Möglichkeit hat, an die Bank- 
beamten in großem Umfange heranzukommen und sie für seine Or- 
ganisation zu gewinnen, betrachtet er doch die Gründung des Bank- 
beamtenverbandes als »Örganisationszersplitterung«. Und seine Geg- 
nerschaft gegen die Bankbeamtengewerkschaft geht sogar soweit, 
daß er die Taktik desselben angreift, welche gegenüber den Unterneh- 
mern im großen Ganzen mit der Taktik des Zentralverbandes identisch 
ist &), So wendet er sich gegen den Abschluß von Tarifverträgen, 
welche den Angestellten an dasselbe Unternehmen zu binden und mit 
demselben zu verknüpfen die Tendenz haben, und übersieht hierbei, 
daß er selbst Tarifverträge abschließt mit sehr langen Vorrückungs- 
fristen, welche das gleiche Resultat, einer innigeren Verknüpfung zwi- 
schen Unternehmern und Angestellten haben müssen, welche den 
Angestellten in höherem Maße als bei einem freien, kurzfristigen An- 
stellungsvertrag mit dem Interesse des Unternehmens verknüpfen. 
Nach der Aeußerung des Zentralverbandes müßte man annehmen, 
daß er überhaupt durchweg gleiche Gehalte für Angestellte for- 
dert, dem Umstand der steigenden Erfahrung wenig Spielraum in der 
Gehaltsbildung gewähren möchte und das Prinzip der Arbeiterent- 
lohnung (daß sehr bald der Höchstlohn erreicht und dann möglichst 
festgehalten wird) auch für die Angestelltengehalte durchführen 
möchte. Ob das für die Angestellten vorteilhaft wäre, ist eine andere 
Frage. Jedenfalls kann festgestellt werden, daß eine solche Forderung 
dem Zentralverband die Massen der Handlungsgehilfen nicht zuführen 
wird. Die Handlungsgehilfen, auch soweit sie im Zentralverband or- 
ganisiert sind, insbesondere aber die außerhalb desselben — spe- 
ziellauch die Bankbeamten — erwarten eine ganz andere Gehaltsent- 
wicklung und würden eine Organisation ablehnen, welche ihnen nicht 
mit steigendem Alter steigende Gehalte zu sichern vermöchte oder 
wenigstens versuchte. Hier besteht ein grundlegender Unterschied 
zwischen »Arbeiter«- und »Angestellten«-Politik und die weitest- 
gehende Interessensolidarität gegenüber den Unternehmern wird den 
Umstand nicht aus der Welt schaffen, daß aus der sozialen Stellung 
der Angestellten zum Unterschied von der des Arbeiters auf absehbare 
Zeit auch andere Forderungen direkt an die Prinzipale resultieren. 
Es ist Aufgabe der Gewerkschaft, eine Form zu finden, diese Forde- 
rungen zu vertreten und durchzusetzen, ohne die Macht der Organi- 
sation gegenüber den Unternehmungen zu schwächen. Aber den 





2) Handlungsgehilfenzeitung, 11. VI. 1913. 
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Ausgangspunkt wird für die Organisation stets die traditionell und 
sozial gegebene Lebenshaltung bilden — die Angestellten werden nicht 
einer bestimmten Gewerkschaftstheorie zuliebe sich sozial anders 
einstellen. 

Ohne daher für oder gegen die Taktik des Zentralverbandes 
Stellung zu nehmen, kann nur gesagt werden, daß der Zentralverband 
angesichts der realen Verhältnisse insolange absolut keine Möglich- 
keiten hat, die breiteren Schichten der Angestellten zu umfassen, 
als er die von den Programmen der Arbeitergewerkschaften abgezoge- 
nen Forderungen (welche notgedrungen für niedere Angestellte, aber 
auch da mit erheblichen Abweichungen vertreten werden können) 
für die Gesamtheit der Angestellten vertritt. Nach dem Ge- 
sagten dürfte daher der Zentralverband auf absehbare Zeit darauf 
beschränkt bleiben, die niederen Angestellten der kaufmännischen 
Großbetriebe zu organisieren. 

Eines der wichtigsten Ereignisse in der Bewegung der Angestellten 
bildet die Gründung des »Allgemeinen Verbandes der deutschen Bank- 
beamten« 3). Dieser will eine »politisch neutrale, gewerkschaftlich 
radikale, reine Berufsvertretung« sein ®). Für das Bankgewerbe be- 
stand bisher bloß ein großer Verband, der deutsche Bankbeamten- 
verein, mit ca. 30 000 Mitgliedern ®), der jedoch als eine paritäti- 
sche Organisation, die mit den Unternehmern in Kontakt stand, 
und auch von den Banken unterstützt wurde, in der Interessenvertre- 
tung der Angestellten breiten Angestelltenschichten nicht radikal 
genug erschien. Die Gründung einer Gewerkschaft der Bankbeamten 
ist aus vielen technischen Gründen (Abgeschlossenheit der 
Berufsgruppe, Unersetzbarkeit der gesamten Beamtenschaft 
einer Bank, vorteilhafte Möglichkeit, bereits mit der Organisation 
innerhalb eines Betriebes wesentliche Fortschritte zu er- 
zielen usw.), welche bei der Besprechung der analogen österreichischen 
Organisation auseinandergesetzt wurden, sehr erfolgversprechend und 
es ist daher merkwürdig, daß diese so lange auf sich warten ließ, daß 
eigentlich erst ein an sich bedeutungsloses Vorkommnis (ein Konflikt 
zwischen dem erwähnten allgemeinen deutschen Verbande und der 
österreichischen Bankbeamtengewerkschaft 6%), also ein Vorkommnis 
außerhalb Deutschlands) zur Bildung der deutschen Bankbeam- 
tengewerkschaft führte 7). Diese erfolgte auch deshalb später als in 

Oesterreich, weil dort das Bankgewerbe bereits länger einen Zustand 
hoher Konzentration erreicht hat, so daß tatsächlich die Gesamt- 
heit der Bankbeamten (mit geringen Ausnahmen) in ganz wenigen 


63) Sein Organ, »Der deutsche Bankbeamte« erscheint seit dem 20. IX. 
1912. 

#) Der deutsche Bankbeamte, 20. IX. 1912. 

65) Vgl. Archiv, Chronik Bd. 31, S. 229. 

6%) Der österreichische Bankbeamte, 31. VIL, 31. VIII. und 2. X. 1912. 

67) Gerade, daß dieses geringfügige Ereignis zur Gründung der Bankbe- 
amtengewerkschaft führen konnte, zeigt, wie sehr die Entwicklung in der ‚Luft 
lag. 
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Unternehmungen konzentriert ist und daher eine Zusammenfassung 
der Beamten in einer Standesorganisation bereits früher notwendig 
erschien. Das Programm der Bankbeamtenorganisation zu erörtern, ist 
überflüssig, weil es sich größtenteils mit dem des Bundes der kauf- 
männischen Angestellten und des Bundes der technischen industriellen 
Beamten deckt — wie ja überhaupt der Bund der technisch-industriel- 
len Beamten für die radikale Richtung innerhalb der deutschen 
Angestelltenschaft vorbildlich geworden ist (insbesondere auch in der 
Betonung der strikten parteipolitischen Neutralität). 

Aus diesem Grunde ist es notwendig, auf die innere Organisation 
und die Einrichtungen im allgemeinen Verbande der deutschen Bank- 
beamten näher einzugehen %). Die Beiträge wurden von vornherein 
so hoch gestellt (1.50 M. monatlich; Erhöhung auf 2.— M. ist vorge- 
sehen) ê), daß entsprechende gewerkschaftliche Unterstützungsein- 
richtungen möglich sind 70), und es ist auch mit der Bildung eines 
Widerstandsfonds begonnen worden °Y). — Der Verband hat also 
gewerkschaftlichen Charakter, der Streik aber ist nur als 
letztes Auskunftsmittel gedacht ”?). Gegen den allgemeinen Bankbe- 
amtenverband sind bei seiner Gründung und auch späterhin alle 
Argumente angeführt worden, welche gegen den »Bund der technisch- 
industriellen Beamten« geltend gemacht worden waren; u. a. daß 
für die Angestellten die »Arbeitertaktik« nicht passe; daß es eine 
»Proletarisierung« der Angestellten bedeute, wenn sie sich den Arbei- 
tern gleichstellen; fernerhin, daß sie »Zersplitterungspolitik« betreiben 
— gelegentlich taucht sogar der Einwand auf, daß die »Angestellten 
nicht von den Produktionsmitteln getrennt werden könnten«, weil ja 
der Kaufmann überhaupt nicht mit »Produktionsmitteln« arbeite. Als 
ob deshalb die Chance, selbständig zu werden, größer werde 13). Auf 
das Wesentliche der Frage: ob die Bankbeamten ihrer Stellung nach 
gewerkschaftliche Politik betreiben können, gehen diese Erörte- 
rungen meistens nicht weiter ein, auch nicht auf das Problem, ob und 
warum etwa ein spezielle Organisation der Bankbeamten — neben 
den allgemeinen Angestelltenorganisationen — am Platz 
oder notwendig ist. In diesem Zusammenhang sei auch nur in Kürze 
auf die Beurteilung hingewiesen, welche der allgemeine Verband der 
deutschen Bankbeamten von liberal-fortschrittlicher Seite und weiter- 
hin von Seite des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen erfahren 
hat. Zunächst ist auf einen in Angestelltenkreisen viel beachteten 





“) Ueber die Satzungen vgl. Der deutsche Bankbeamte, 15. X. 1912. 

6%, Der deutsche Bankbeamte, 6. NIE. 1912. 

10) Die Gemaßregeltenunterstützung wurde mit dem vollen Gehalt 
des Gemaßregelten festgesetzt (ebenda, 6. NIL 1912). 

1) Dieser Widerstandsfonds wies zuletzt (Der deutsche Bankbeamte, 20. 
VL 1913) die Höhe von mehr als 23 000 Mk. auf. 

’?) Der deutsche Bankbeamte, 20. II. 1913. 

3) Vgl. hierzu Der deutsche Bankbeamte, passim, z. B. insbesondere 20. I. 
und 5. II. 1913. 
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Aufsatz von Dr. Heinz Potthoff hinzuweisen "*), der zwischen 
dem Ziel einer beamtenähnlichen Stellung (die die Angestellten an- 
streben) und der »Arbeitertaktik«, welche sie nunmehr anwenden 
wollen, einen unlöslichen Widerspruch finden wollte. Denn das Be- 
streben nach einer Sicherung der Stellung würde die solidarische 
Kündigung als Kampfmittel immer schwerer machen (infolge der 
langen und in Hinkunit vielleicht noch längeren Kündigungsfristen). 
— Wenn auch Potthoff selbst seine Stellungnahme im folgenden 
(in einer Entgegnung in der »Industriebeamtenzeitung«) etwas abge- 
schwächt hat, so ist doch seine Argumentation von den »Harmonie- 
verbänden« aufgenommen worden und dient noch immer als Argu- 
ment für diese Gruppe von Verbänden. Die Alternative, welche 
Potthoff aufstellt, hat aber keinen tatsächlichen Untergrund, weil 
es für die Angestellten keine Möglichkeit gibt, mit Sicherheit auf »iried- 
lichem« \Vege eben zu dieser »beamtenähnlichen« Stellung zu gelangen. 
Die Kernfrage der Angestelltenbewegung wird in der nächsten Zeit 
die Gehaltsfrage, insbesondere die Frage einer Entwick- 
lung der Gehalte mit steigendem Alter bilden und wenn man dieses 
Ziel auch als das einer »beamtenähnlichen Existenz« bezeichnen 
mag, so bleibt doch der wichtige Unterschied, daß die Angestellten 
dieses Ziel nicht von der Gesetzgebung, sondern nur direkt von den 
Unternehmern erlangen können. Es folgt daraus nur, daß die Forde- 
rungen der Angestellten (wenn sie auf der Gewerkschaftstaktik be- 
harren wollen) eine Form annehmen müssen, welche die »gewerk- 
schaftliche Taktik« nicht ausschließt. Insbesondere ist also eine Ab- 
kürzung der Kündigungsfristen, soweit die Angestellten 
durch sie gebunden sind, geboten und es geht ja auch die Politik 
der modernen Angestelltenorganisationen auf die Erzielung ungleı- 
cher Kündigungsfristen ”°). 

Aber nicht nur von seiten der »Harmonieverbände«, wie das 
häufig gebrauchte Schlagwort lautet, sondern auch von seiten des 
Zentralverbandes der Handlungsgehilfen begegnete der Bankbeamten- 
verein heftiger Opposition. Hier ist es natürlich nicht die Absplitte- 
rung vom alten Bankbeamtenverein, welche ihm zum Vorwurf gemacht 
wird, sondern die Gründung einer neuen Organisation neben dem 
Zentralverband, der ja die alleinige Organisation der kaufmännischen 
Angestellten sein möchte. Wie weit diese Gegnerschaft des Zentral- 
verbandes geht, wurde bereits oben angedeutet 78). 

Daß der allgemeine Verband der deutschen Bankbeamten gleich 
nach seiner Gründung von den Unternehmern sehr mißtrauisch 
beobachtet und gegen Mitglieder desselben mit Maßregelungen vor- 
gegangen wurde, versteht sich nach der Taktik der Unternehmer 
gegenüber dem »Bund der technisch-industriellen Beamten« von selbst. 
Aber nicht nur bei der Gründung, auch gegenwärtig wird fortgesetzt 





“) In der »Hilfe«e vom 27. HI. 1913. 

1) Hierzu vgl. auch Der deutsche Bankbeamte, 5. VI. 1913, und Sozial- 
politische Chronik des Vorjahres, Archiv Bd. 33, S. 288. 

1) Vgl. auch Der deutsche Bankbeanite, 20. VI. 1913. 
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von Maßregelungen der Verbandsmitglieder berichtet 77). Diese 
haben aber anscheinend bisher das Wachstum der Organisation 
nicht zu hemmen vermocht. — Ob und welche Erfolge der Verband 
in Hinkunft wird erzielen können, wird nicht bloß von der Zahl seiner 
Mitglieder, sondern auch davon abhängen, ob er in dem einen oder 
anderen Institut auch greifbare Resultate erzielen kann; dem alten 
Verbande gegenüber wird stets betont, daB dieser keine Erfolge 
aufzuweisen habe. Nun aber ist es möglich, daß infolge des Herandrän- 
gens der jüngeren Organisation die einzelnen Iustitute dem alten 
Verbande Zugeständnisse machen. Auch diese wären zwar auf das 
Konto des neuen Verbandes zu setzen, würden aber das Wachstums- 
tempo desselben vermutlich verlangsamen 78). 

Das Hauptgewicht ihrer Tätigkeit wird die neue Organisation 
vermutlich auf Verbesserung der Gehaltsverhältnisse 
legen. Diese sind, soweit man aus den Angaben ihres Organs schließen 
muß, allerdings für die Angestellten sehr ungünstige. Gehalte von 
100 M. und selbst weniger, auch nach mehrjähriger Dienstzeit, sind 
keine Seltenheit 7°) und die Besoldungen im allgemeinen kontrastieren 
stark mit den Gehaltssätzen, welche de österreichischen 
Bankbeamten in ihrer Organisation sich zu erringen wußten 80). 


7) Vgl. Der deutsche Bankbeamte, passim, insbesondere 27. IX. 1912. 
Diese erste Maßregelung in einer Leipziger Bank soll bloß wegen ganz unter- 
geordneter Vorkommnisse (Verteilung des Verbandsorgans unter die Ange- 
stellten usw.) ohne vorherige Verwarnung usw. verfügt worden sein. (Ebenda 
4- X. 1912.) Eine Intervention des Verbandes hatte keinen Erfolg und eine 
Intervention des alten Verbandes — dessen Beziehungen zu den Bankdirek- 
tonen ja sehr gute sind — wurde von den gemaßregelten Angestellten rund- 
weg abgelehnt. (Ebenda 15. X. 1912.) Die Maßregelung von zweien der 
Angestellten wurde übrigens nachträglich wieder vorbehaltlos zurückgenom- 
men. (Der deutsche Bankbeamite, 26. X. 1912.) Bald darauf erfolste in Dres- 
den eine Maßregelung (ebenda 8. und 15. XI. 1912). Vgl. auch ebenda, 20. IV. 
1913. In letzter Zeit kamen hierzu Maßregelungen in einer Ludwigshafener 
Bank (ebenda 5. V. 1913). 

W) Nach den Ergebnissen der letzten Generalversammlung ist aber mit 
einer Umbildung des alten Bankbeamtenverbandes nicht zu rechnen. Anträge 
auf Radikalisierung der Politik wurden abgelehnt und als Konzession an die 
Opposition wurde bloß beschlossen, Subventionen für die Zentrale in Hinkunft 
nicht mehr anzunehmen. Hingegen wurde bezüglich der Zweigvereine 
kein derartiger Beschluß gefaßt. In der Politik und Taktik wird sich daher 
Wesentliches zunächst nicht ändern können. (Der deutsche Bankbe- 
amte, 20. VI. 1913.) 

Das Organ des alten Bankbeamtenvereins stand mir leider bis zum Ab- 
schluß der Chronik nicht zur Verfügung, so daß sich die Bemerkungen über die 
Politik des alten Verbandes auf Mitteilungen der anderen Organisationen 
stutzen, 

'*) Der deutsche Bankbeamte, 22. X. 1912. Auch wird über die Einschie- 
bung von Nichtbankbeamten — z. B. pensionierten Offizieren — geklaet. 
tEbenda 26. X. 1912.) Vgl. auch Der deutsche Bankbeamte, 1. NI. 1912, (750 Mk. 
Jahresgehalt nach 5 jähriger Dienstzeit.) Ferner ebenda 5. II. 1913. 

#0) Der deutsche Bankbeamte, 22. NIE 1912. Es wird z. B. auf das Zeit- 
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Da die Unternehmer kaum — um die Ausdehnung der neuen Organi- 
sation zu hindern — aus eigenen Stücken und etwa dem alten Ver- 
band zuliebe die Bezüge freiwillig erheblich erhöhen werden, so 
wird die Gehaltsfrage auf absehbare Zeit wohl stets den Angriffs- 
punkt der neuen Organisation bilden. Gegenwärtig werden z. B. 
Teuerungszulagen und eine grundlegende Aenderung des Gehalts- 
systems verlangt. Außerdem wird für die Regelung der Arbeitszeit 
und insbesondere Bezahlung der Ueberstunden Propaganda gemacht 8$), 
Auch ist, wie in Oesterreich, die Durchsetzung einer Regelung aller 
Arbeitsbedingungen geplant in Form einer Dienstpragmatik nach 
dem Muster, welches die österreichischen Bankbeamten anstreben, 
resp. bereits z. T. durchgesetzt haben 82). 

Nach allem Gesagten ist anzunehmen, daß die neue Bankbeam- 
tenorganisation möglicherweise einen großen Einfluß auch über die 
Kreise der Bankbeamten hinaus üben und wesentlich zur Neuorien- 
tierung der deutschen Angestelltenbewegung beitragen wird. 

In das Berichtsjahr fällt noch die Gründung einer neuen Ange- 
stelltenorganisation, die deshalb nicht unwichtig ist, weil damit das 
Bestreben, auch hier Branchengesichtspunkte zur Geltung zu bringen, 
besonders deutlich in Erscheinung tritt. Es ist die Gründung des 
Verbandes deutscher Einkäufer, also der hoch- 
qualifizierten Angestellten in Warenhäusern, die mit der Ausdehnung 
des Waren- und Kaufhäusersystems bereits zu einer besonderen 
Angestelltenkategorie sich entwickelt haben. Die Gründung dieses 
Verbandes, welcher Dr. Potthoff nahesteht, wurde von den anderen 
Angestelltenorganisationen mit kritischen Randbemerkungen be- 
gleitet und tatsächlich handelt es sich hierbei nicht einmal um eine 
Branchenorganisation, sondern um die Heraushebung einer speziellen 
Berufstätigkeit von besonderer Qualifikation. Organisatorisch mag 
zunächst ein solcher Verband vielleicht etwas leisten können, auf die 
Dauer wird gerade nach den Entwicklungstendenzen, welche auch 
für die Schicht der Einkäufer mit der Zeit wirksam werden müssen ®) 
(geringere Entlohnung mit steigendem Lebensalter; wachsende 
Schwierigkeiten, eine Stellung zu verlangen; Unmöglichkeit selb- 
ständig zu werden usw.) die Interessengemeinschaft mitdenübrigen 
Gruppen der Angestellten mehr in den Vordergrund treten. Besonders 
dann, wenn die Zahl und Größe der Warenhäuser einmal einen Be- 
harrungszustand erlangt hat und der Altersaufbau der Einkäufer 
im Gesamten ungünstiger wird. — Es bedeutet jedenfalls die Grün- 
dung dieses Verbandes ihrer Tendenz nach, und die Tendenz verall- 
gemeinert, eine weitgehende Zersplitterung der Angestelltenorgani- 








avancement von österreichischen Bankbeamten hingewiesen, welche die Ge- 
halte bis zum 36. Dienstjahr regeln und hier bis zu einem Gehalt von minde- 
stens ca. 7800 K. ca. 600 K. Remuneration (zusammen 8400 K. = 7000 Mk.) 
gelangen. (Ebenda, 5. V. 1913.) Vgl. für andere Banken ebenda, 20. V. 1913. 

81) Ebenda, passim, insbesondere 20. I. 1913. 

s2) Der deutsche Bankbeamte, 5. III. 1913. 

83) »Einkäuferverbande, r. IV. 1913. 
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satıonen in Berufsverbände, welche quer durch die Branchen gelegt 
werden müßten — eine ÖOrganisationsform, welche auf die Dauer 
gegenüber den Unternehmern und gegenüber der Gesetzgebung 
unwirksam sein müßte und gerade den organisatorischen Vorteil der 
(gegenwärtig zwar nur grundsätzlich bestehenden) universellen 
Verbandsform bei den Angestellten preisgeben würde. Nur angemerkt 
sei, daß die Unternehmer sich mit dieser Organisation, welche sie 
anfangs heftig bekämpften 8$), bereits vollkommen abgefunden 
haben. 

Im Zusammenhang mit den Organisationen der kaufmännischen 
Angestellten sei auch auf die Verhandlungen über die Abänderung 
der Bestimmungen betreffend die Konkurrenzklausel im 
Handelsgesetzbuch hingewiesen. Die Konkurrenzklausel bildet seit jeher 
ein Angriffsobjekt der kaufmännischen Angestelltenorganisationen 8) 
(auch der Technikerverbände) doch haben bisher mehrfache Versuche 
nach dieser Richtung zu keinem Ergebnis geführt. Den Ausgangs- 
punkt der letzten Verhandlungen bildet ein Entwurf der Reichs- 
regierung zur Abänderung der Konkurrenzklausel %8). Gegenwärtig 
gelten für die Handlungsgehilfen die §§ 74 und 75 des Handelsgesetz- 
buches. Nach $ 74 sind Konkurrenzklauseln von Minderjährigen 
und für länger als 3 Jahre nichtig und andere Konkurrenzklauseln 
nur insoweit verbindlich, als dadurch eine »unbillige Erschwerung des 
Fortkommens des Handlungsgehilfen« gegeben ist. Nach dem er- 
wähnten Entwurf ist Abschluß in schriftlicher Form 
und Ausfertigung einer speziellen Urkunde Voraussetzung der Gültig- 
keit; eine weitere Voraussetzung der Gültigkeit ist die Verpflichtung 
des Prinzipals zur Bezahlung einer Entschädigung, und zwar für das 
erste Jahr 1⁄4, für das zweite Jahr 1⁄4 und für das dritte Jahr der volle 
Betrag der zuletzt bezogenen vertragsmäßigen Leistungen. Ferner 
ist die Vereinbarung unter Ehrenwort und bei Minderjährigkeit des 
Angestellten nichtig. (Die bisher bestehenden eben genannten Ein- 
schränkungen bleiben außerdem in Kraft.) Die Entschädigungs- 
pflicht des Unternehmers ist aber insofern eingeschränkt, als Xich der 
Handlungsgehilfe (nach dem Entwurf) auf die völlige Entschädigung 
anrechnen lassen muß, was er während dieses Zeitraums, für welchen 
die Entschädigung gezahlt wird, »durch anderweite Verwendung 

s4) Verbandsblätter, 15. VII. 1912. 

85) An Materialien zur Frage der Konkurrenzklausel vgl. aus der letzten 
Zeit: »Die Konkurrenzklausel der Handlungsgehilfen« 1906, Bd. 32 der Schrif- 
ten des D.H.V. — Archiv für kaufmännische Sozialpolitik (Organ des D.H.V.), 
April 1913 (Anträge des D.H.V. an die Reichstagskommission zur Beratung 
der Konkurrenzklausel): die Konkurrenzklausel (Denkschrift des Zentralver- 
bandes der Handlungsgehilfen an den Reichstag, Berlin 1913); ferner alle Or- 
gane der Handelsangestellten passim; insbesondere z. B.: Deutsche Handels- 
wacht, 5. VII. 1912. Verbandsblätter, ı. II. 1913. Für den Standpunkt der 
Unternehmer vgl. u. a. Deutsche Industriezeitung, 8. II. und 15. II. Iy13; 
Der deutsche Arbeitgeber, 2. II. und 16. II. 1913. 

8%) Drucksachen des Reichstags, 13. Legislaturperiode, 1. Session 1912/3. 
Entwurf vom 29. XI. 1912. 
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seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt, 
soweit die Entschädigung unter Hinzurechnung dieses Betrages den 
Betrag der zuletzt von ihm bezogenen vertragsmäßigen Leistungen 
übersteigen würde« 8°). Bei vertragswidrigem Verhalten des Unter- 
nehmers ist der Angestellte in gewissen Fällen an die Konkurrenz- 
klausel nicht gebunden. Die erwähnten Einschränkungen greifen 
nicht Platz, wenn dem Gehilfen nur für die Dauer eines Jahres und 
für den Umkreis von 2 km vom Geschäftsraum gerechnet Beschrän- 
kungen auferlegt wurden (eine mittelstandsfreundliche Bestimmung). 
Auch dann unterliegen die Bestimmungen keinerlei Einschränkung, 
wenn die dem Gehilfen zustehenden vertragsmäßigen Leistungen 
8000 M. jährlich übersteigen. 

Dies die wichtigsten Bestimmungen des Entwurfes, welche die 
Hauptforderungen der Angestellten, nämlich Abschaffung der Kon- 
kurrenzklausel usw., oder wenigstens Einschränkung auf höhere 
Gehaltskategorien (über 5000 M.) nicht erfüllten und im wesentlichen 
das Prinzip der bezahlten Karenz, in einer für die Angestellten nicht 
sehr günstigen Form, akzeptierten, z. B. auch nicht wichtige Schutz- 
bestimmungen des österreichischen Handlungsgehilfengesetzes über- 
nahmen. Selten ist seitens der Angestellten in so einmütiger Weise 
eine Forderung vertreten worden, wie die der Abschaffung der Kon- 
kurrenzklausel und die gemäßigtesten Organisationen haben For- 
derungen gestellt, welche über die der Regierung weit hinausreich- 
ten 88). 

Trotz der ablehnenden Haltung, welche früher die Angestellten- 
organisationen gegen jede Konkurrenzklausel eingenommen hatten ®), 
sind die Verbände, welche zur »sozialen Arbeitsgemeinschaft« sich 
zusammengeschlossen hatten, resp. ihre Vertreter (wie behauptet 
wird, unter dem Einfluß des Hansabundes) in einer Konferenz, an 
welcher sich auch Vertreter der Prinzipale beteiligten, zu Leitsätzen 
gelangt, die ein Kompromiß zwischen der Regierungsvorlage und der 
rundweg ablehnenden Haltung der Angestellten bedeuten ?°). In 
diesen Leitsätzen wurde zunächst prinzipiell an der Forderung 
gänzlicher Beseitigung der Konkurrenzklausel festgehalten. Diese 


8?) Damit bekommt der Angestellte überall dort keine Entschädigung, 
wo er soviel verdient, als er in seiner letzten Stellung erworben hat. Er hat daher 
keinen Anspruch auf Ersatz des Ausfalls, der ihm daraus entsteht, daß er in- 
folge der Konkurrenzklausel im Gehalte nicht aufsteigen kann. 

s) So hat der Verband katholischer kaufmännischer Vereine z. B. (Haupt- 
versammlung in Koblenz) gefordert: Konkurrenzklauseln nur bei einem Ge- 
halt von 3000 Mk.; Dauer des Konkurrenzverbotes höchstens ı Jahr; während 
der Dauer der Beschränkung Zahlung des halben Gehaltes; Einschränkung 
der Konventionalstrafen auf die Hälfte des Gehalts; Verpflichtung zur Be- 
zahlung der Konventionalstrafe nur bei Nachweis des Schadens. (Ver- 
bandsblätter, 15. VIII. 1913.) 

89) Vgl. über die frühere Haltung der »alten Verbändes z. B. auch Deutsche 
Handelswacht, 20. XII. 1912; ferner traten die Verbandsblätter noch am 10. 
XI. 1912 für ein vollständiges Verbot der Konkurrenzklausel ein. 

»o, Verbandsblätter, 16. XII. 1912. 
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Beseitigung wurde jedoch zugleich »angesichts der gegenwärtigen 
Lage vorläufig für nicht erreichbar betrachtet«. Daher wurde folgendes 
Kompromiß vereinbart: Die Konkurrenzklausel soll nur bei einem 
Gehalt von 3000 M. verbindlich sein; sie soll nur für die Dauer von 
2 Jahren zugelassen werden und während dieser Zeit soll — ohne 
Anrechnung des Erwerbs in einer neuen Stellung — eine Entschädi- 
gung von 1⁄4 des letztbezogenen Entgelts im ersten Jahr, Y, im zweiten 
Jahr bezahlt werden. Konkurrenzklauseln für Minderjährige sind 
nichtig; ebenso Konkurrenzklauseln auf Ehrenwort; die weiteren 
Bestimmungen sind nicht allzu erheblich. Damit sind diese »alten 
Verbände« zum Teil wenigstens noch unter die Forderungen des Ver- 
bandes katholischer kaufmännischer Vereine heruntergegangen, deren 
Vertretung sie wenige Monate vorher als taktisch unzulässig bezeichnet 
hatten, mit dem Hinweis darauf, daß eine Durchsetzung des völligen 
Verbotes nicht ausgeschlossen sei ®!). Diese Beschlüsse der alten 
Verbände wurden vom D.H.V. und den gewerkschaftlichen Ange- 
stelltenorganisationen aufs Heftigste bekämpft °2) und es wurde eine 
Verbindung zwischen der sozialen Arbeitsgemeinschaft und dem 
Hansabund behauptet — auf der andern Seite von der sozialen Ar- 
beitsgemeinschaft auf das Entschiedenste bestritten ®). Auch ist 
schließlich von dieser Seite die »Novemberkonferenz« als »unverbind- 
liche Ausprache« bezeichnet worden, an welche die Verbände nicht 
gebunden seien °?). 

Während bei einer strikten Ablehnung der Konkurrenzklausel 
durch die Angestelltenorganisationen es nicht ganz unmöglich ge- 
wesen wäre, im Reichstag eine Mehrheit für die Abschaffung der 
Konkurrenzklausel zu finden °°), so war natürlich nach dieser No- 
vemberkonferenz ein entsprechender Beschluß des Reichstags nicht 
mehr möglich. Allerdings ist sehr fraglich, ob die Regierung auch 
einem entschiedenen Votum des Reichstags für völlige Abschaffung 
der Konkurrenzklausel gegenüber nachgegeben hätte. So stellen nun 
die Beschlüsse der Kommission, welche den Regierungsent- 
wurf durchberaten hat, das Maximum dessen dar, was die Angestellten 
erreichen könnten. Auch dieses Maximum ist bereits die Abschwä- 
chung der ursprünglichen Kommissionsbeschlüsse %). Diese gingen 


u mn nn nn 


91) Verbandsblätter, 15. VIII. 1912. 

#2) Vgl. hierzu z. B. Deutsche Handelswacht, 20. XII. 1912 und 5. I. 1913; 
Der kaufmännische Angestellte, 1. II. 1913 und die Handlungsgehilfenzeitung, 
passim. 

9) Vgl. besonders Deutsche Handelswacht, 5. I. 1913; Verbandsblätter, 
1. I. 1913; als Argument für den Wert der Beschlüsse und der »Novemberkon- 
ferenz« wird von den Verbänden der sozialen Arbeitsgemeinschaft auf die hef- 
tıgen Angriffe hingewiesen, welche aus Kreisen der Prinzipale gegen die Leit- 
sätze gerichtet werden (z. B. Verbandsblätter, 16. Il. 1913). 

#9) Vgl. Deutsche Handelswacht, 20. II. 1913. 

»®) Deutsche Handelswacht, zo. I. 1913. 

%) Ueber dies und das Folgende vgl. Deutsche Handelswacht passim, und 
insbesondere die gute Zusammenstellung im »Handelsstande, ı. VII. 1913, 
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ìn folgenden Punkten über die Regierungsvorlage hinaus: Zulässigkeit 
der Konkurrenzklausel nur zum Schutz tatsächlicher Ge- 
schäftsgeheimnisse; Verbot nur auf die Dauer eines Jahres und bei 
Handlungsgehilfen mit mindestens 3000 M. Jahreseinkommen. Wäh- 
rend der Karenz Bezug des letzten Jahresgehalts, bei Ortswechsel 
125%, des zuletzt bezogenen Gehaltes; außerdem Verbot der geheimen 
Konkurrenzklausel. 

Auch diese Beschlüsse wurden von der Regierung als zu weit 
gehend bezeichnet und durch einschränkende Gegenvorschläge er- 
setzt 9°); diesen gegenüber kamen als letzte Ergebnisse 
der Verhandlungen folgende Abänderungsanträge der Kommission 
zum Regierungsentwurf zustande: 

I. Gehaltsgrenze von 2000 M., 

2. Entschädigung: 13 im ersten Jahr, 14 im zweiten Jahr unter 
gleichzeitigem Fortfall der Aufrechnung, 

3. die geheime Konkurrenzklausel soll nicht nur klagbar, sondern 
nichtig sein, und die beteiligten Prinzipale zum Schadenersatz ver- 
pflichten, 

4. die Prinzipale sollen nach dem bisherigen Recht auch in Hin- 
kunft nur auf Schadenersatz oder auf Erfüllung, nicht aber auf beides 
klagen können. 

Die an der Kommissionsberatung beteiligten Parteien verpflich- 
teten sich den EntschließBungen der verbündeten Regierungen ein- 
stimmig beizutreten, falls sie diese Verbesserungen zugestehen würden. 
Die Regierung jedoch hat Punkt I und 3 für yunannehmbar«, Punkt 2 
für sehr bedenklich und bloß Punkt 4 für verwägenswert« bezeichnet. 
Damit sind die Verhandlungen, welche gegenwärtig durch die Sommer- 
pause des Reichstags ohnedies unterbrochen wurden, auf einem toten 
Punkt angelangt und es ist fraglich, ob in den nächsten Verhand- 
lungen noch ein Kompromiß gefunden werden kann, oder ob es vor- 
läufig — wie schon wiederholt — beim alten Rechtszustand bleibt. 
Der absolute Widerstand der Regierung ist kein Symptom dafür, 
daß der Einfluß der »alten Verbände« im Wachstum begriffen sei. 
Auch der Zusammenschluß zur sozialen Arbeitsgemeinschaft, die 
Kooperation mit dem Hansabund und der Verzicht auf den größten 
Teil der prinzipiellen Forderungen hat daher für die Angestellten 
kein befriedigendes Resultat gehabt — hat sie in ihrer Position ge- 
schwächt, ohne ihnen ein Kompromiß zu ermöglichen. 

Uebrigens wurde ein solches Kompromiß auf Basis dieser Ver- 
handlungen mit der Regierung vom D.H.V. abgelehnt. Lautet doch 
die vom letzten (13.) deutschen Handlungsgehilfentag (Frankfurt a. M.) 
angenommene Entschließung zur Konkurrenzklausel in ihrem letzten 
Absatz dahin, daß »der Handlungsgehilfentag den Mangel an Rück- 
sicht auf die wohlbegründeten Forderungen der Handlungsgehilten, 
der in der Ablehnung der wichtigsten Kommissionsbeschlüsse zum 
Ausdruck kommt, bedauert. Er anerkennt gleichzeitig, daß die Hand- 


9”) Ueber diese vgl. Industriebeamtenzeitung, 4. VII. 1913. 
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lungsgehilfen an einem Gesetz auf der Grundlage der neuerdings zwi- 
schen der Reichstagskommission und den verbündeten Regierungen 
erörterten Vorschläge zur Lösung der Konkurrenzklauselfrage kein 
Interesse mehr haben würden«°®). Darnach ist es zweifelhaft, ob 
eine Weiterbildung des Dienstrechtes der kaufmännischen Ange- 
stellten in dieser Richtung in der nächsten Zeit erfolgen wird ®). 


B. Die Technikerverbände. 


Der »Bund der technisch-industriellen Beamten« 
hatte im Jahre r912 nicht einen so großen Mitgliederzuwachs auf- 
zuweisen, als IgII und es zeigte sich damit, daß er — wie alle gewerk- 
schaftlichen Organisationen mit hohen Beiträgen — in größerem 
Maße von der Konjunktur abhängt, als die gemäßigten, paritätischen 
Verbände. Tatsächlich war die Konjunktur für die Techniker im Jahre 
1912 erheblich ungünstiger als ıgır und in den früheren Jahren. 
Das ergibt sich aus den vom Bund bezahlten Unterstützungen an 
stellenlose Mitglieder. |Diese betrugen 190): 

1008: 35000 M. 
Iy09: 36000 M. 
IyIo!: 32000 M. 
I9gII: 34 0c0o M. 
19I2:! 54 000 M. 


Die innere Entwicklung des Bundes d. t. i. Beamten ist durch 
die Steigerung der Mitgliederziffer (siehe oben) und die Entwicklung 
der Finanzverhältnisse gegeben. Der Jahresbericht beklagt die große 
Fluktuation; denn 5971 Neuaufnahmen standen 4283 Austritte gegen- 
über 101). Das Vermögen des Bundes betrug Ende 1912 ca. 377 000 
Mark 1%), das sind 48 ooo M. mehr als Ende ıgıI, trotzdem in vielen 
Unterstützungszweigen erhebliche Steigerungen zu vermerken waren. 
Namentlich die Gemaßregeltenunterstützung beginnt wieder zu 
wachsen. Sie betrug nahezu 8000 M. im Jahre 1912 gegenüber 1200 M. 
IgII, 3400 M. 1910, II 750 M. 1909. Das Anwachsen der Gemaß- 
regelten- und der Stellenlosenunterstützung deutet auf eine Ab- 
schwächung der Konjunktur, welche zugleich von den Unternehmern 
dazu benützt wird, die Position des Bundes zu erschüttern. 

Die innere Organisation des Bundes hat keinerlei Verände- 





%8) Vgl. die Drucksachen zum 13. deutschen Handlungsegehilfentag, Frank- 
furt a. M., Juni 1912. Entschließungen, Blatt 4, Ersatz. Diese letzte hier zi- 
tierte Klausel ist erst nachträglich hinzugefügt worden. 

») Noch stärker ablchnend sprach sich gegen die erwähnten letzten 
Beschlüsse der Kommission die Industriebeamtenzeitung (4. VII. 1913) aus; 
sie erklärte, diesen gegenüber den jetzigen Rechtszustand vorzuziehen, wel- 
cher infolge der allgemeineren Formulierung im Gesetz der freien Rechts. 
bildung mehr Spielraum gebe. 

100) Industriebeamtenzeitung, 21. II. 1913. 

101) Bericht und Abrechnung (des B. t. i. B.) für das Jahr 1912 (Heft 30 
der Schriften des Bundes), S. 23 ff. 

102) Jndustriebeamtenzeitung, 4. IV. 1913. 
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rung erfahren. Hingegen ist zu vermerken, daß er durch die Ein- 
richtung der Industriebeamten-Sparbank nunmehr 
direkt an die Substanz des Wirtschaftslebens zu greifen trachtet. 
Die Industriebeamten-Sparbank wurde am 4. VII. 1912 gegründet 
(als eine G. m. b. H.) und zählte Ende 1912: 173 Genossen mit 226 Ge- 
schäftsanteilen, auf welche 21 000 M. eingezahlt worden waren. Bis 
zum Jahresschluß 1912 waren 83 ooo M. an Spargeldern angelegt 1%). 
Die Industriebeamten-Sparbank soll in ihren gesperrten Konten den 
Mitgliedern eine Art Versicherungsmöglichkeit für bestimmte Zwecke 
oder ganz allgemein eine Sparmöglichkeit geben und damit zugleich 
den allgemeinen Zweck verbinden, die Sparbeträge der Angestellten 
»dem Kapitalismus zu entziehen« Es sollen die Gelder so angelegt 
werden, »daß sie den Kultur- und Wirtschaftsinteressen der Mitglieder 
nützlich werden« 19%. Derselbe Gesichtspunkt, welcher bei den An- 
lagen der Konsumgenossenschaften in Betracht kommt, der prinzipiell 
auf eine Sozialisierung der Wirtschaft tendiert, macht sich hier im 
Ansatz bei den Angestellten geltend. Es ist ein Versuch, an die Sub- 
stanz des Wirtschaftslebens zu greifen, soweit es möglich ist, die Wirt- 
schaft unmittelbar in Besitz zu nehmen, den individuellen Unternehmer 
auszuschalten. 

Aus dieser Grundtendenz erklärt sich auch das wachsende Interesse, 
welches der Bund der Konsumentenorganisation entgegenbringt. 
Die Angestellten sind durch die Art ihrer Bedarfsdeckung, durch die 
Notwendigkeit, einen erheblichen Teil ihrer Einnahmen für Industrie- 
produkte aufzuwenden, in der Budgetierung viel mehr gebunden 
als die Arbeiter. Man kann sagen, daß die Teuerung aller Bedarfs- 
artikel die Angestellten mindestens in demselben Maße wie die Ar- 
beiterschaft in ihrer Budgetierung eingeengt, sie die engen Grenzen 
ihrer wirtschaftlichen Existenz empfinden ließ !%). Dieser wirt- 
schaftliche Druck, welcher auf den Angestellten lastet und der sich 
steigert, besonders jetzt, bei abnehmender Konjunktur sich steigern 
muß, hatte bis vor kurzem seltsamerweise nicht die Konsequenz 
einer allgemeineren Organisation in Konsumentenverbänden zur Folge 





103) Fbenda. 

104) Industriebeamtenzeitung, 12. VII. 1912. 

105) Auch sind die Gehaltsverhältnisse im Technikerberufe nach wie vor 
immer noch sehr ungünstige, trotz unverkennbaren Einflusses der Organisa- 
tionen auf die Gehaltsentwicklung. Darüber wird in der Industriebeamten- 
zeitung fortlaufend berichtet und alle diese einzelnen Fälle und Erhebungen 
sind insolange wichtig, als wir noch keine umfassende Erhebung über die Ver- 
hältnisse der Privatangestellten besitzen. Allerdings liegt nunmehr die Er- 
hebung des D.T.V. vor (»Die deutschen Techniker, ihre Lebens-, Ausbildungs- 
und Arbeitsverhältnisse«, Leipzig 1912, zwei Bände), doch auch diese erfaßt 
nur einen Teil der Technikerschaft, welche im D.T.V. organisiert ist. Vgl. ferner 
Industriebeamtenzeitung passim; insbesondere 18. X., ı. und 8. XI. 1912. Er- 
gebnisse einer speziellen Erhebung über die Besoldungsverhältnisse in der Firma 
Karl Zeiß in Jena, wo das Durchschnittsgehalt unter dem in den letzten 
größeren Erhebungen ermittelten Gehalt liegt (auch bei Einrechnung der Ge- 
winnbeteiligung). 
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gehabt. Wenn die Anzeichen nicht täuschen, wird das jetzt rasch 
nachgeholt. Jedenfalls ist das Interesse der Angestelltenverbände 
für die Konsumentenorganisationen im Wachsen und namentlich 
der Bund weist immer nachdrücklicher auf die Möglichkeiten hin, 
die sich aus einer Konsumentenorganisation ergeben. Diese dürfte 
bei den Angestellten noch andere Zwecke verfolgen, als bei den Ar- 
beitern und namentlich die Deckung von Komfort- und Luxusbedürf- 
nissen einbeziehen. Die Blätter der Angestelltenverbände werden 
als Insertionsorgane von Abzahlungsgeschäften jeder Art bevorzugt 
und das weist darauf hin, daß eine von Angestellten ausgehende 
Konsumentenorganisation für größere \ertobjekte nicht das Prinzip 
der Barzahlung einführen dürfte, sondern einen Ersatz für die Raten- 
geschäfte aller Art bieten müßte 1%), Daraus dürften sich erhebliche 
technische Schwierigkeiten ergeben, welche auch die bisher geringe 
Ausdehnung der Konsumentenorganisation unter den Angestellten 
erklären, Möglicherweise aber führt die Verbindung mit der Industrie- 
beamten-Sparbank dazu, einen Teil dieser Schwierigkeiten zu über- 
winden. l 
Das stärkere Interesse der Angestelltenverbände an Konsumenten- 
organisationen ist auch deshalb wichtig, weil damit auf dem 
Gebiete des Konsums eine organisatorische Vereinheit- 
lichung der Angestellten- und Arbeiterbewegung möglich wäre, welche 
vorderhand (wahrscheinlich für absehbare Zeit) für die gewerk- 
schaftlichen Organisationen ausgeschlossen ist. Namentlich die Grün- 
dung der Volksfürsorge findet bei den Angestellten reges Interesse 197) 
und wird vielleicht eine stärkere Beteiligung der Angestellten an den 
Konsumvereinen des Zentralverbandes mit sich bringen. 

Die Politik des Bundes gegenüber den Unternehmern und die 
tägliche Kleinarbeit ist dieselbe wie in den früheren Jahren. Im 
Jahre 1912 erstreckte sich das Bestreben des Bundes hauptsächlich 
darauf — wohl infolge der schlechteren Konjunktur —, Verkür- 
zungen der Arbeitszeit durchzusetzen 1%). Von den Aktio- 
nen waren nach seinem Jahresbericht rọ für 420 Angestellte er- 
folgreich, während 5 Bewegungen, an welchen 72 Angestellte be- 
teiligt waren, erfolglos verliefen. Bei allen diesen Konfliktfällen 
zwischen Unternehmern und Angestellten scheint es sich jedoch um 
Fragen geringeren Umfangs gehandelt zu haben. So das eine Mal 
um die Abwehr von Ueberstunden !®), das andere Mal um die Abwehr 
einer Konkurrenzklausel, eines gelben Beamtenverbandes usw. 119), 
108) Vgl. Industriebeamtenzeitung, 25. IV. 1913. 

10?) Industriebeamtenzeitung, 13. und 20. XII. 1912. 

108) Ebenda 4. IV. 1913. 

10%) Die Taktik, welche hierbei in einem Fall angewendet wurde, kann 
geradezu als eine »syndikalistisches bezeichnet werden. Die Techniker ver- 
lieBen nämlich, trotz der Anordnung von Ueberstunden, pünktlich mit Arbeits- 
schluß den Betrieb, mit dem Erfolg, daß das Unternehmen auf Leistung von 
Ueberstunden verzichtete. 

110) Industriebeamtenzeitung, 2. VIII. ıg9ı2. Im einzelnen vgl. den er- 
wähnten Jahresbericht, S. 7—12. 
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Jedenfalls brachte das Berichtsjahr keine Zusammenstöße zwischen 
Unternehmern und Angestellten, welche an Bedeutung dem Streik 
der Eisenkonstrukteure in Berlin gleichkommen würden, und es ent- 
spricht ja der allgemeinen Wirtschaftslage, daß der Bund möglichst 
lokal und in einzelnen Betrieben zu wirken suchte. 

Aus dem gewerkschaftlichen Charakter des Bundes folgen zahl- 
reiche Angriffe der Unternehmer, an welchen es auch in diesem Jahr 
nicht fehlte. Erwähnt sei bloß das Vorgehen des Verbandes 
hannoverscher Metallindustrieller, der durch einen 
Zufall zur Kenntnis des Bundes gelangte. Dieser Unternehmerverband 
beabsichtigt, eine Kartothek über sämtliche bei seinen Mitgliedern 
beschäftigten Angestellten anzulegen, in welcher ihre Organisations- 
zugehörigkeit registriert werden soll. Dadurch soll es ermöglicht 
werden, die Mitglieder des Bundes systematisch von gehobenen Stel- 
lungen auszuschließen, ein Bestreben, das von den Arbeitgeberzentralen 
bereits seit längerer Zeit unterstützt wird !!!). Ebenfalls in Hannover 
war ja beabsichtigt, eine gelbe Technikerorganisation zu gründen "2), 
jedenfalls einen Verband, der den Zweck haben sollte, die Aktionen 
der Angestelltengewerkschaft zu durchkreuzen und eine »wirtschaits- 
friedliche« Angestelltenbewegung einzuleiten. Trotzdem in den vor- 
bereitenden Drucksachen von 100 000 nicht gewerkschaftlich organi- 
sierten Technikern gesprochen wurde, welche das naturgemäße Rekru- 
tierungsgebiet des neuen Verbandes bilden sollten, traten demselben 
bei der Gründung, wie verlautet, bloß 7 Mitglieder bei ™3). Auch ein 
eigenes Organ dieses Verbandes, welches inzwischen zu erscheinen 
begonnen hat !!#) dürfte unter diesen Umständen keine neue Epoche 
in der Technikerbewegung inaugurieren. 

Die Arbeit des Bundes hat sich im Jahre 1912, resp. 1913 
auf keine neuen Gebiete erstreckt. Während im Vorjahr die Reform 
des Kündigungsrechtes und der Kündigungsfrist (ungleiche 
Kündigungsfristen für Unternehmer und Arbeiter) im Vordergrund 
stand (die bisher allerdings nur theoretisch erörtert wurde), 
verhandelte der diesjährige Bundestag !15) über die Fragen des T ech- 
nikerrechtes, der Arbeitszeit undderKonkurrenz- 
klausel, ohne daß hier etwas prinzipiell Neues gefordert worden 


111) Industriebeamtenzeitung, 22. XI. ıyı2. 

n2) Deutsche Technikerzeitung, 28. XII. 1912. Inzwischen hat die deut- 
sche Technikerzeitung den lückenlosen aktenmäßigen Nachweis für den »g cl- 
ben« Charakter dieser neuen nationalen Technikerorganisation erbracht: der 
Verband bewirbt sich bei den Unternehmern um Unterstützungen, steht ın 
enger Verbindung mit dem Reichsverband zur Bekämpfung der Sozialdemo- 
kratie und treibt in der gleichen Weise wie dieser (mit bezahlten Agenten) bei 
Unternehmern Propaganda. Das Nähere hierüber, auch über seine Tendenzen, 
in der deutschen Technikerzeitung, 12. VII. 1913. 

119) Deutsche Industriebeamtenzeitung, 31. I. 1913. 

114) Ibenda, 25. IV. 1913. 

115) Ebenda, 4. IV. 1913. Vgl. hierzu auch Bericht über den 9. ordentl. 
Bundestag der t. i. Beamten (Schriften des Bundes Nr. 31). 
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wäre. Für die praktische Politik ist nur wichtig der Abschluß eines 
Kartellvertrages mit dem Bund der technischen Angestellten in der 
Schweiz. Ferner sei erwähnt, daß zahlreiche Ortsgruppen Anträge 
auf Einbeziehung der Werkmeister in die Agitation stellten. 
Diese Anträge wurden noch nicht verhandelt, aber dieser Punkt 
auf die Tagesordnung der nächsten Bundesversammlung_ gestellt. 
Sollte also die inzwischen versuchte Orientierung des Werkmeister- 
verbandes in die Richtung einer sozialen Organisation nur auf dem 
Papier bleiben (was vom Bund aus als möglich hingestellt wird), dann 
dürfte der Bund mit Erfolg namentlich die Kreise der jüngeren 
Werkmeister in seine Organisation hineinziehen. Diese würde dadurch 
allerdings viel von ihrem einheitlichen und geschlossenen Charakter 
verlieren. 

Das Jahr 1912 und der Beginn des Jahres 1913 haben daher 
im Bund keine wesentlichen neuen Entwicklungen, insbesondere 
keine wesentliche Ausbreitung seiner Tätigkeit und keine erheblichen 
neuen Erfolge gebracht. Auch Politik, Taktik und Ideologie ist 
die gleiche wie bisher und wenn man ausinternen Vorkommnissen 
(dem Ausscheiden des bisherigen ersten Geschäftsführers 116) auf 
eine Rechtsschwenkung schließen wollte, war man gewiß im 
Irrtum. Im Gegenteil die Argumentation des Bundes ist immer eine 
ausgesprochen »antikapitalistische«. Sie hat stets eine radikale Arbeit- 
nehmerpolitik im Auge, die sich in einer unabhängigen Gewerkschafts- 
organisation ihr Instrument schaffen soll 1%). — Diese Arbeitnehmer- 
politik wird im Wesen im Rahmen der gegenwärtigen Wirtschaftsord- 
nung vorgestellt, wenn auch Ansätze (namentlich über den Weg 
der Konsumgenossenschaften) zu einer Umbildung des Wirtschafts- 
systems immer besonders kräftig unterstrichen und begrüßt werden. 
Auf absehbare Zeit ist mit einem Anschluß an die freien Gewerk- 
schaften (der z. B. vom Zentralverband gewünscht wird) nicht zu 
rechnen, und so bildet nach wie vor die Ideologie des Bundes einen 
deutlichen Ausdruck für die Position der Angestellten überhaupt, 
welche noch immer eine solche »zwischen den Klassen« ist 118), 





116) Hierüber vgl. das eingehende Protokoll der geschlossenen Sitzung am 
letzten Bundestag im »Bericht über den 9. ordentl. Bundestag«, S. 18-60, 
Danach haben diese für den »Bunde gewiß wichtigen Vorkommnisse lediglich 
internen Charakter. 

117) Deutsche Industriebeamtenzeitung, 6. XII. 1912 (Artikel von Dr. 
Steinitzer). 

na) An dieser Stelle sei gestattet, auf die z. T. mißverständliche Kritik meines 
Buches (»Die Privatangestellten in der modernen Wirtschaftsentwicklungs) 
von Dr. Steinitzer in der Industriebeamtenzeitung, ©. XII. 1912 zu erwidern: 
1. Daß ich die »mittelständische Position« der Angestellten, und ihren organi- 
satorischen Ausdruck nur als tatsächlich existierende behauptet habe 
(was inzwischen z. B. vom Werkmeisterverband freimütig zugegeben wurde); diese 
mittelständische Position ist allerdings sehr wichtig und ıch glaube, daß sie 
Dr. Steinitzer in ihrem Gegenwarts-, aber auch in ihrem »Zukunftsgewicht« 
weitaus unterschätzt; 2. habe ich diese »mittelständische Positions nirgends 
liebevoll unterstrichene, noch habe ich sie irgendwo als besonderswünschens- 
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Bereits im Vorjahr 19) wurde auf die großen Schwierigkeiten 
hingewiesen, mit welchen der Steigerverband, die Organisation 
der unteren bergbaulichen Beamten, zu kämpfen habe 12). Diese sind 
trotz der Hochkonjunktur gerade im Kohlenbergbau während des 
Jahres 1912 nicht geschwunden. Die Zechen sind nach wie vor darauf 
bedacht, die Zugehörigkeit der Steiger zum Verband hintanzuhalten. 
Da für das Jahr 1912 das Organ des Steigerverbandes bisher noch 
keine Angaben über Mitgliederziffern gemacht hat, so ist es unbekannt, 
ob nicht doch die Hochkonjunktur des letzten Jahres wenigstens 
eine Verlangsamung der Austrittsbewegung gebracht hat. Gerade 
jetzt ist es Zeit, wird von Seite des Steigerverbandes behauptet 1?!), 
in eine energische Agitationsbewegung einzutreten, da die Hoch- 
konjunktur für die Steiger zwar mehr Arbeit und Belastung aber keine 
Höherentlohnung bedeute !2?). Das nächste Ziel des Steigerverbandes 
ist die Erreichung der unkündbaren Stellung. Doch dürfte er damit 
nicht bald durchdringen, da ja für die Zechen in der Möglichkeit 
zu kündigen der Hauptgrund für ihre Ueberlegenheit liegt. 

Des ferneren wird von den Steigern eine Aenderung in den Vor- 
bildungsverhältnissen, insbesondere eine bessere allgemeine 
Bildung und die Heranziehung bloß jüngerer, unverheirateter Leute 
zur Bergschule verlangt. Davon wird eine größere Unabhängigkeit 
und günstigere Auslese der Steiger erwartet, während jetzt vielfach 
schon ältere Arbeiter zu Steigern ausgebildet werden und dann wirt- 
schaftlich ganz und gar von der Betriebsleitung abhängig sind 1%). 
Da nunmehr wieder die Konjunktur im Bergbau rückläufig zu wer- 
den scheint !2*), dürfte für den Steigerverband in der nächsten Zeit 
keine Möglichkeit bestehen, seine Kreise weiter zu ziehen und seine 
Organisation zu größerem Einfluß zu bringen. So treten nach wie vor 
den Angestellten der Bergbauindustrie fast unüberwindliche Hinder- 


wert bezeichnet. Ich habe sie als tatsächlich bestehend konsta- 
tiert. Diese Konstatierung ist von der Parteirichtung unabhängig, und auch 
Herr Dr. Steinitzer wird sie nicht als unrichtig bezeichnen können; 3. was 
schließlich die künftige Entwicklung anlangt: bei dem gegenwär- 
tigen Verhältnis der Strömungen in der Angestelltenbewegung und den Ein- 
wirkungsmöglichkeiten, welche jetzt noch die Unternehmer haben, muß man 
sagen: non liquet. Natürlich kommt Herr Dr. Steinitzer in der »Industriebe- 
amtenzeitunge zu dem Resultat, die gewerkschaftliche Entwicklung werde 
und müsse siegen; das ist aber mehr die Hoffnung einer bestimmten Richtung, 
und die optimistische Beurteilung ihrer Möglichkeiten, als ein aus kühler Be- 
trachtung der Sachlage gewonnenes Urteil. Dieses gestattet heute noch keine 
endgültige Entscheidung. 

119) Sozialpolitische Chronik, Archiv, Bd. 35, S. 286. 

120) Vgl. hierzu noch Deutsche Technikerzeitung, 15. VI. 1912, wo geradezu 
von der Vernichtung der Organisation gesprochen wird. 

121) Der technische Grubenbeamte, 8. II. 1913. 

122) Ebenda, 8. VI. 1913. 

123) Ebenda, 22. VI. 1913. 

124) Bergarbeiterzeitung, 12. VII. 1913. 
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nisse für die Entwicklung ihrer unabhängigen Organisation ent- 
gegen 12). 

Ueber die zweite große Technikerorganisation, den Deutschen 
Technikerverband, wurde im Vorjahr ausführlich berich- 
tet 126). Namentlich darüber, daß der Kölner Verbandstag durch 
Abänderung der Satzungen den Uebergang zur Gewerkschaft vollzog. 
Das Uebergangsstadium, in welchem sich daher der Verband noch 
1912 befand, mag gleichfalls zum Rückgang seiner Mitgliederziffer 
weiter beigetragen haben (siehe oben). 

Charakteristisch für den D.T.V. ist es, daß er in seinen Reihen 
einige Tausend Beamte und auf Privatdienstvertrag angestellte Tech- 
niker zählt (ca. 10000) 12”), denen nach den Kölner Beschlüssen 
ausihrer Zugehörigkeit zum D.T.V. Schwierigkeiten erwachsen könn- 
ten. Die Zugehörigkeit zum Bund der technisch-industriellen Beamten 
wurde bereits im Herbst ıgız den preußischen Eisenbahnbeamten 
untersagt, und bereits damals sah sich der D.T.V. veranlaßt, offiziell 
und prinzipiell zur Frage des Koalitionsrechtes der auf Privatdienst- 
vertrag angestellten Techniker einzugehen 138). Damals wurde aus- 
geführt, daß auch für die auf Privatdienstvertrag angestellten Tech- 
niker de Koalitionsfreiheit gelten müsse; ferner handle 
es sich bei diesen nicht um Streik, sondern um Kündigung; 
ob die Kündigung gemeinsam oder einzeln erfolge, sei 
gleichgültig. Der Verband war also damals der Meinung, die auf 
Privatdienstvertrag angestellten Techniker könnten sich koalieren, 
um gemeinsam — mit Einhaltung der Kündigungsfrist — den Dienst 
aufzukündigen. Das Verbandsorgan fuhr nach dieser Feststellung 
fort: 

»Trotzdem aber sind wir bereit und waren es auch bei unseren 
Kölner Beschlüssen, die Gruppen von Beamten bei solidarischem Vor- 
gehen auszuschließen, die im Dienste öffentlicher Wohlfahrt und Si- 
cherheit stehen. Für diese Konzession müssen wir allerdings auch 
erwarten, daß in die öffentlichen Betriebe ein sozialerer Geist einzieht, 
als er gegenwärtig dort waltet.« Insbesondere wurden verlangt: 
Beamtenausschüsse, Anerkennung der Berufsorganisation als Sicher- 





125) Aus diesen fast unüberwindlichen Schwierigkeiten, eine gewerkschaft- 
liche Organisation in Gang zu bringen, erklärt sich auch die — in Angestellten- 
organisationen bisher noch nicht häufige — grundsätzliche Propaganda einer 
Einschränkung der Geburtenhäufigkeit. Diese wird als »passive wirtschaft- 
liche Reaktions gegen die Unterdrückung seitens der Unternehmer bezeichnet. 
Die großen Unternehmer seien die eigentlichen Ursachen für die Einschrän- 
kung der Geburtenzahl. (Der technische Grubenbeamte, 22. II. 1913 und pas- 
sım). 

13%, Sozialpolitische Chronik, Archiv, Bd. 35, S. 287 f. 

12°) Kin großer Teil der Tätigkeit des Deutschen Technikerverbandes er- 
streckt sich daher auf Bemühungen, die Rechts- und Gehaltsverhältnisse, so- 
wie die Position der staatlichen Techniker zu heben. Insbesondere wird immer 
dringlicher die Ueberführung der meisten Techniker in die Beamtenposition 
verlangt. (Deutsche Technikerzeitung, 13. VII. 1912.. 

138) Deutsche Technikerzeitung, 7. IN. 1912. 
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heitsventil für berechtigte Unzufriedenheit der Beamten. Darnach 
hätte man annehmen können, als ob der D.T.V. ein Recht der An- 
gestellten auf Privatdienstvertrag, auch in Staatsbetrieben, auf ge- 
meinsame Kündigung behauptet, aber gegen entsprechende Konzes- 
sionen mit Rücksicht auf das allgemeine Wohl aufzugeben gewillt 
wäre. Diese Auffassung findet sich späterhin in den Aeußerungen 
des D.T.V. nicht mehr. So heißt es später einmal 12%): »Es haben nie 
Zweifeldarüber bestanden, daß unser Verband für diein der Eisenbahn- 
verwaltung tätigen Kollegen wie für die Beamten überhaupt die ge- 
meinsame Kündigung als Kampfmittel ausgeschlossen hat. Die gemein- 
same Kündigung habe Bedeutung nur in der Privatindustrie, doch 
sei auch hier der »Streik« ein irreführender Begriff 130%. Ueberdies 
sei er auch in Privatbetrieben eine fragwürdige Waffe, da »die langen 
Kündigungsfristen die Wirksamkeit einer gemeinsamen Kündigung 
schon so gut wie ganz aufheben« !31). Der Deutsche Technikerverband 
ging aber noch weiter, und verzichtete nicht bloß auf das Recht der 
Angestellten in Staatsbetrieben, gemeinsam zu kündigen (woraufhin 
übrigens der preußische Eisenbahnminister die Zugehörigkeit der 
Staatstechniker zum T.V.D. wieder freistellte 132), sondern suchte 
auch nachzuweisen, daß selbst die auf Privatdienstvertrag Angestellten 
ein solches Recht nur theoretisch besitzen !#), das aber nie- 
mals hätte praktisch werden können. So hat sich im D.T.V. durch 


in Een 


129) Ebenda, 7. XII. 1912. 
130) Der D.T.V. bemüht sich immer, zu betonen, daß gemeinsame Kün- 
digung noch kein Streik sei und meint also, daß Nichteinhaltung der Kündi- 
gungsfrist ein begrifflich notwendiges Moment für den Streik sei. Das ist nicht 
der Fall. Sonst könnte man überall dort, wo keine Kündigungsfristen bestehen, 
nicht von Streik sprechen. Als solcher gilt aber wohl jede gemeinsame Arbeits- 
einstellung. Nicht einmal die Durchsetzung einer bestimmten Forderung ist 
für den Streik charakteristisch. Es gibt auch Streiks, welche weder etwas Di- 
rektes durchsetzen wollen, noch sıch an die Unternehmer zu richten brauchen. 

131) Deutsche Technikerzeitung, 7. XII. 1912. 

132) Deutsche Technikerzeitung, 4. I. 1913 und Deutsche Industriebe- 
amtenzeitung, I7. I. 1913 und passim. 

133) Die betreffende Bestimmung der Satzungen, weiche in Köln nicht 
endgültig festgestellt, sondern deren Formulierung dem Vorstand überlassen 
worden war, lautet: $ 4, Abs. 3. 

»Mithilfe zur Verbesserung der Anstellungs- und Gehaltsverhältnisse 
der technischen Angestellten und Beamten. .. . b) In den Betrieben der Ge- 
meinde und des Staates unter Verzichtaufgemeinsame Kün- 
digung und Arbeitsniederlegung der Beamten und An- 
gestellten dieser Betriebe durch Erwirkung besserer Dienstverträge und 
Schaffung eines einheitlichen Beamtenrechtes, das die Vereinigungsfreiheit, 
Beamtenausschüsse und Petitionsrecht gewährleistet.«e — Hier ist also auch 
für die Privatangestellten in den öffentlichen Betrieben auf das Recht 
gemeinsamer Kündigung bedingungslos verzichtet. Die Frage ist für 
die Beamten (wie das Verbandsorgan ausführt) nicht strittig; es könnte hin- 
gegen in Erwägung gezogen werden für die auf Privatdienstvertrag beschäftigten 
Techniker. Hierbei scheiden zunächst alle diejenigen aus, welche nach den für 
sie geltenden dienstpragmatischen Vorschriften Staatsbeamte sind. — Außer- 
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das Vorgehen des preußischen Eisenbahnministeriums eine Schwen- 
kung vollzogen. Doch ist es nicht ganz zutreffend, wenn’der Bund der 
technisch-industriellen Beamten darum den D.T.V. hinsichtlich der 
Beamten als »wirtschaftsfriedliche« Organisation bezeichnet, da ja 
die gedanklichen Grundlagen und der Zweck der Vereinigung auch für 
die Angestellten im T.D.V. grundsätzlich andere sind. Auf der an- 
deren Seite ist aber doch damit klargestellt, daß der D.T.V. auf das 
energischste Mittel gewerkschaftlicher Selbsthilfe dem Staat und den 
Gemeinden gegenüber für die auf Privatdienstvertrag angestellten 
Techniker, also nicht bloß für die Beamten, verzichtet 134). 


dem aber sind zahlreiche Techniker — besonders im Bereiche der Bauverwal- 
tung — nur auf Privatdienstvertrag beschäftigt. Diesen kann — wie der D.T.V. 
selbst ausführt, und nur an seine Ausführungen soll hier angeknüpft werden 
— ohne weiteres vom Staat gekündigt werden, einzelnen oder mehreren ge- 
meinsam; ebenso können sie kündigen, und zwar gleichfalls einzeln oder ge- 
meinsam. Hingegen wird vom D.T.V. bestritten, daß sie eine gemeinsame Kün- 
digung verabreden können. Denn $ 152 GO. finde keine Anwendung 
auf die Betriebe der Eisenbahn und die Staatsbetriebe; das Recht sich zu diesem 
Zweck zu vereinbaren wäre dann aus dem Reichsvereinsgesetz zu folgern. Aber, 
wird weiter ausgeführt, dieses Recht der Vereinigung und Versammlung könne 
durch privatrechtliche Abkommen beschränkt werden. Ein 
solches privatrechtliches Abkommen wäre nur nichtig, wo es gegen die guten 
Sitten verstoßen würde ($ 138 BGB.). Das wäre aber der Fall nur bei einem 
völligen Ausschluß des Vereinigungsrechtes, nicht bei einem teilweisen. 
So sei auch ein Tarifvertrag nicht nichtig, wenn er das Recht zu streiken aus- 
schließt (aber das tut er doch nur während der Vertragsdauer). Außerdem 
müsse man dem Staat zubilligen, da er eine »ganz andere Stellung einnehme, 
als der Privatarbeitgebere, daß »er diejenigen Einschränkungsn des Vereini- 
gungsrechtes vornehmen kann, die unbedingt notwendig sind, damit er die 
der Allgemeinheit gegenüber übernommenen Verpflichtungen erfüllen kann. 
Aber nur so weit, als diese Einschränkung unbedingt erforderlich ist, wird 
man sie als nicht gegen die guten Sitten verstoßBend ansehen können.« 

Es ist hier nicht der Ort, den vom D.T.V. vertretenen Standpunkt nach- 
zuprüfen. Nur darauf sei verwiesen, daß er unbedingt für alle Staats- und 
Gemeindeangcstellten auf das Recht der gemeinsamen Kündigung verzichtet 
hat, trotzdem diesen Ausführungen nach eine solche Einschränkung des Rechtes, 
gemeinsam zu kündigen, höchstens durch spezielle Vercinbarung zwischen dem 
Staat als Arbeitgeber und den einzelnen Angestellten getrcifen werden kann. 
Auch dann aber liegt auf seiten der Angestellten ein Verzicht auf ein Recht 
vor. Auch der D.T.V. behauptet in seinen Deduktionen nirgends, die Ange- 
stellten hätten nicht das Recht, sich zur gemeinsamen Kündigung zu ver- 
abreden, er behauptet nur, daß sie auf dieses Recht verzichten könnten, 
Das hat nun der D.T.V. ganz allgemein, ohne jede Kompensation getan. Er 
selbst gesteht zu, daß die Angestellten auf ein Recht verzichtet hätten. 
Dasselbe sei allerdings, wie er sagt, nur theoretisch gewesen. Aber ob nun für 
dieses ausdrücklich als theoretisch bezeichnete Recht, auf welches der 
D.T.V. verzichtet hat, wirklich ein Ersatz geleistet werden wird (wie er es 
verlangt), ist mehr als fraglich. Jedenfalls stehen jetzt die auf Privatdienst- 
vertrag im D.T.V. organisierten Techniker genau so dem Staat gegenüber in 
einem Gewaltverhältnis, als die Beamten, ohne die Sicherungen der Position, 
welche die Beamten genießen. 

14) Vgl. Deutsche Technikerzeitung, 25. I. ıu13. 
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\Wie weitgehend jedoch von den behördlichen Betrieben das Recht 
der Aktion den Staatsbeamten eingeschränkt wird, geht aus einer 
Verfügung der Kieler Werft hervor, wonach Kollektiveingaben ver- 
boten sind 135). Also wird auch das Recht des gemeinsamen Petitio- 
nierens nicht zugestanden. Unter Umständen gelten auch überein- 
stimmende Einzeleingaben als kollektive. Damit ist für das Gebiet 
dieser Betriebe nahezu eine jede Aktion, namentlich eine solche 
direkt gegenüber der Betriebsleitung, ausgeschlossen. 

Für die Privatangestellten hingegen betont der D.T.V. seine 
gewerkschaftliche Position. Erst neuerdings hat er dies 
wiederum gegenüber den Ausführungen von Potthoff getan, welcher 
ja die Frage, inwieweit eine radikale gewerkschaftliche Taktik für 
die Angestellten möglich sei, in den Mittelpunkt der Diskussion 
stellte 136), 

Neben den beiden gewerkschaftlichen Technikerverbänden nimmt 
nach wie vor der Werkmeisterverband eine besondere 
Stellung ein. (Ueber die Mitgliederbewegung siehe oben.) Schon 
oben wurde erwähnt, daß nunmehr der Bund der technisch-industriellen 
Beamten darangehen wolle, seine Agitation auf die Werkmeister aus- 
zudehnen, angeregt offenbar durch oppositionelle Strömungen im Werk- 
meisterverband, welche bisher nicht zum Durchbruch kommen konn- 
ten 13”), und die daher außerhalb des Verbandes möglicherweise im 
Bund eine Betätigung finden könnten. Nun aber scheint diese Oppo- 
sition im Werkmeisterverbande, welche insbesondere von den jüngeren 
Mitgliedern und den Ortsgruppen in den Großstädten ausgeht, an Aus- 
dehnung zu gewinnen, sodaß im letzten Geschäftsbericht eine Schwen- 
kung in der Politik bereits als bevorstehend angedeutet wird. So 
heißt es da z. B. +38), daßeine tatkräftige Standesarbeit 
als wichtigste Aufgabe des Verbandes erscheine, wobei die Unterstüt- 
zungen (welche bis dahin die erste Rolle spielten) nur als Mittel zum 
Zweck dienten. Es wird ferner zugegeben, daß »die offenkundig 
kollektiven, rein mittelständischen Tendenzen noch heute den Ver- 
band beherrschen. Es ist jedoch zweifellos«, heißt es weiter, »daß in der 
Politik des Verbandes künftig entschiedener reine Arbeitnehmerpoli- 
tik getrieben werden muß, wollen wir vorwärts kommen.« Hierfür 
wird auf dass soziale Programm verwiesen, das ja bereits 
seit mehreren Jahren (seinerzeit vom damaligen Syndikus Dr. Pott- 
hoff ausgearbeitet) zwar die Grundlage der Verbandspolitik bildet, 


135) Ebenda, ı. III. 1913. 

136) Vgl. ebenda, 19. IV. 1913. 

137) In der analogen Chronik des Vorjahres wurde die Meinung vertreten, 
daß »für die nächste Zeit noch nicht mit einer radikalen Neuorientierung des 
Werkmeisterverbandes gerechnet werden könnes. Aber auch dort war für spä- 
tere Zeit die Verstärkung der radikalen Tendenzen als möglich bezeichnet. 
(Archiv, Bd. 35, S. 294.) 

138) Geschäftsbericht des Deutschen Werkmeisterverbandes, der Deutschen 
Werkmeistersparbank A.-G., und der Versicherungseinrichtungen des Verban- 
des für die Jahre ıgıı und 1912, Düsseldorf 1913. 
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ohne daß es im Mittelpunkt der Verbandsaktionen gestanden wäre. 
Der Jahresbericht vermerkt darin, wie die wichtigsten Techniker- 
torderungen Jahr für Jahr vergeblich geltend gemacht wurden, daß 
»geheime Kräfte spielen, welche jeder Erweiterung der Rechte der 
Techniker hindernd im Wege stehen«, daß »in anderen Fragen die Re- 
gierung schneller bei der Hand sei, und daß nur beim Ausbau der 
Rechte der Werkmeister und Techniker, trotz der Unterstützung 
aller Parteien im Reichstag, jeder Fortschritt fehle«. Unter diesen 
Umständen wird »ernste Arbeit« als erste Pflicht des Werkmeister- 
verbandes bezeichnet. Zu deren Vorbereitung wurde schon auf dem 
früheren Delegiertentag (Straßburg) ein sozialer Beirat geschaffen, 
der nunmehr der Geschäftsstelle das Material und die Unterlagen 
für »soziale Standesarbeit« zu liefern hat. In dieser waren in der Be- 
richtsperiode insbesondere die Bemühungen im Anschluß an das Pen- 
sionsversicherungsgesetz wichtig, außerdem die erneuerte Behandlung 
der im sozialen Programm ausgesprochenen Forderungen. Insbeson- 
dere seien erwähnt eine Petition des Verbandes an den Reichstag um 
besseren Schutz des Koalitionsrechtes gegen Uebergriffe 
der Unternehmer 13), und Eingaben in den Fragen der Steuergesetz- 
gebung. 

Aus Raummangel sei auf die einzelnen Unterstützungsinstitutionen 
des Verbandes — in welchen übrigens erhebliche Veränderungen 
nicht erfolgten — nicht eingegangen. Hierfür kann auf den aus- 
führlichen Bericht verwiesen werden (und auf Angaben in den frühe- 
ren Jahren 140), Es sei nur erwähnt, daß sich das Vermögen des Ver- 
bandes, über welches er verfügen kann, auf ca. 3 Millionen Mk. beläuft 
(dazu kommt das Vermögen der Sterbe- und Brandkasse usw. mit 
mehr als 12 Millionen Mk.). Der Werkmeisterverband besitzt daher in 
höherem Maße als die übrigen alten Organisationen freies Vermögen, 
das nicht durch spezielle Verbandszwecke gebunden erscheint. Dies 
und die enge Verknüpfung der Mitglieder mit dem Verband (durch die 
Sterbekasse) ließe eine Neuorientierung besonders wichtig erscheinen. 
Es muß jedoch abgewartet werden, ob tatsächlich die gegenwärtig 
noch herrschenden konservativen Tendenzen sich in der Weise um- 
formen werden, wie es vom Geschäftsbericht angedeutet wurde 4), 





139) Fbenda S. 17/18. 

146, Vgl. Archiv, Bd. 31, S. 241 ff. 

H!) Auch die Verhandlungen des Werkmeisterverbandes (Delegiertentag in 
Berlin, Ostern 1913; Bericht Werkmeisterzeitung, 28. III. 1913) lassen nicht 
klar erkennen, wie gegenwärtig die Stimmung im Verband ist Es wurde vor- 
geschlagen, ein Zusammenschluß aller technischen Verbände (1911 war der 
Werkmeisterverband aus dem »sozialen Ausschuß« der Techniker ausgetreten), 
ferner de Neutralität der Werkmeister bei Arbeitsstreitigkeiten ver- 
langt; des weiteren wurden die alten Kollegen aufgefordert, »sich den Verhält- 
nissen anzupassen, also mit der Zeit fortzuschreiten.« »Allzugroße Aengstlich- 
keit sei nicht angebracht, denn die praktischen Erfahrungen des Werkmeisters 
könnte niemand entbehrene Ueberhaupt waren fast alle Ausführungen auf 
einen entschlossenen Ton abgestimmt, obzwar auch Warnungen vor allzugroßem 
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In den übrigen Organisationen sind keinerlei Veränderungen zu 
konstatieren, auf welche besonders hingewiesen werden müßte. 

An sozialpolitisch wichtigen Vorkommnissen brachte das Berichts- 
jahr (außer den Verhandlungen über die Einschränkung der Konkur- 
renzklausel für die Handlungsgehilfen) (siehe oben!) die Bemühungen 
um Vereinheitlichung des Angestelltenrechtes 
und die Wahlen der Vertrauensmänner zur Angestelltenversiche- 
rung. 
Mit der Vereinheitlichung des Angestellten- 
rechtes beschäftigte sich wiederum der (31.) Juristentag in 
Wien, wie er es bereits vorher getan hatte 14). Er befürwortete in 
seinen Beschlüssen im wesentlichen zunächst eine Uebertragung der 
für die Handelsangestellten gültigen günstigen Bestimmungen auf 
alle Angestellten und fand hierbei 143) den Widerstand der Unter- 
nehmer sowohl als auch der Handelsangestellten-Vertreter (insbe- 
sondere der Vertreter des D.H.V.), welche hiervon eine langsamere 
Entwicklung des Rechtes für Handlungsgehilfen befürchten und auch 
die rechtliche Sonderstellung als Element des »besonderen Standes- 
bewußtseins« schätzen 1%). Speziell für Deutschland ist auf absehbare 


Radikalismus nicht fehlten. Als Symptom für eine etwaige Neuorientierung 
des Verbandes sei auch aut den Beschluß hingewiesen, die Stellenlosenunter- 
stützung zu erhöhen. 

142) Vgl. hiezu insbesondere die Verhandlungen des Juristentages zu Dan- 
zig, Berlin 1911, 2. Bd., S. 197 und 522. 

143) Der Referent, Dr. Klein, trat für eine weitgehende Vereinheitlichung 
und günstigere Gestaltung des Angestelltenrechtes ein, was auch vom 
Standpunkt der Unternehmer wünschenswert wäre, da nur so die Radikalisie- 
rung der vielen gemäßigten Angestelltenverbände verhindert werden könne. 
(Deutsche Industriebeamtenzeitung, 13. IX. 1912.) — Im einzelnen besagten 
die schließlich akzeptierten Leitsätze des Juristentages im Wesen: (Industrie- 
beamtenzeitung, 20. IX. 1912): I. Die bestehenden Schutzvorschriften der 
deutschen Gewerbeordnung, des österreichischen Handlungsgehilfengesetzes und 
des deutschen H.G.B. eignen sich zur Aufnahme in ein zu schaffendes allge- 
meines Angestelltengesetz. Hiervon sind nur die leitenden Angestellten 
auszuschließen; 2. die sozialen Schutz vorschriften der Spezialgesetze eignen 
sich dazu, als zwingendes Recht aufalle Privatangestellten ausgedehnt 
zu werden, soweit sie die allgemeinen Bedingungen der Arbeitsverträge 
betreffen; die Schutzvorschriften im speziellen (Arbeitszeit, Ruhetage, Ar- 
beitspausen usw.) eignen sich zu dieser Ausdehnung ihren Grundgedan- 
ken nach. Der 3. Punkt betrifft den Erlaß von Arbeitsordnungen 
speziell für Angestellte in Betrieben mit mindestens 20 Angestellten, welche 
»weder mit leitender Arbeit noch mit Aufsichtführung verbundene Dienste 
überwiegend gleicher Art zu verrichten haben«. 

144) Auch der 13. deutsche Handlungsgehilfentag (14. und 15. VI. 1913) in 
Frankfurt a. M. stimmte wieder einer Resolution zu, wonach die »Handlungs- 
gehilfen den größten Wert darauf legen, daß ihr Privatrecht im Handelsgesetz- 
buch behandelt ist und dort bleibt. Sie erblicken darin ein wichtiges Merk- 
mal, daß sie nach wie vor als Teile des Handelsstandes gewertet werden und 
weigern sich, sich mit den übrigen Privatangestellten künstlich zu einem 
Privatangestelltenstand zusammenschweißen zu lassen.« Ferner wird abgelehnt, 
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Zeit an eine Bereitwilligkeit der Regierung zur Schaffung eines ein- 
heitlichen Angestelltenrechtes, das nur ein für die Angestellten g ü n- 
stiges sein sollte, kaum zu denken, wenn man erwägt, welchen 
Widerstand selbst Teilreformen in den letzten Jahren immer wieder 
begegnet sind. Eine stärkere Orientierung der Technikerbewegung 
in radikaler Richtung, im Gegensatz zu der im großen ganzen 
konservativeren Bewegung der kaufmännische n Angestell- 
ten, würde den Widerstand der Regierung, eine Vereinheitlichung des 
Angestelltenrechtes vorzunehmen, noch steigern. 

Die Wahlen der Vertrauensmänner zur An- 
gestelltenversicherung boten zum erstenmal den An- 
gestelltenorganisationen Gelegenheit, ihre Mitgliederscharen zu ak- 
tiverer Mitarbeit in sozialpolitischen Angelegenheiten aufzurufen. 
Beide Parteien, Hauptausschuß und freie Vereinigung, sind nach 
Ihren Aeußerungen mit dem Ergebnis der Wahlen zufrieden. Die 
Verbände des Hauptausschusses, weil er tatsächlich die überwiegende 
Mehrzahl der Mandate erlangte, die Verbände der freien Vereinigung 
wiederum, weil sie in den großen Städten fast überall sehr gut abschnit- 
ten. Die Verbände der freien Vereinigung leiten daher den numerischen 
Erfolg des Hauptausschusses aus dem ungleichen Wahlrecht her, 
obzwar doch klar ist, daß eben die alten Organisationen tatsächlich 
doch über die Angestellten auf dem flachen Lande verfügen, daß dort 
nie Verbände der freien Vereinigung bisher noch nicht festen Fuß zu 
fassen vermochten. Das abschließende Ergebnis ist (nach der Deut- 
schen Technikerzeitung) 145): 


Vertrauens- Ersatz- 
y zu zusammen 
manner manner 
Hauptausschuß 2 756 5 287 8.043 
freie Vereinigung 187 512 699 


Da die Relation der Mitglieder der freien Vereinigung zu denen des 
Hauptausschusses wie 55 000 : 700 000 angegeben wird, so ist dieses 
Ergebnis allerdings etwas günstiger, als dieser Relation entsprechen 
würde und wäre wohl bei günstigerem Wahlrecht für die Großstädte 
noch besser für die freie Vereinigung ausgefallen. Auf der anderen 
Seite aber muß man sagen, daß die großen Hoffnungen, welche die 
radikalen Verbände an diese Wahl knüpften, nicht ganz in Erfüllung 
gingen. Die Wahlen haben gezeigt, daß die großen Massen der Ange- 
stellten, und auch erhebliche Massen in den Großstädten, noch zu 





die Gerichtsbarkeit der Handlungsgchilfen durch Unterstellung aller Pri- 
vatangestelltengruppen unter die Kaufmannsgerichte oder gar durch die Ver- 
schmelzung der Gewerbe- und Kaufmannsgerichte zu Arbeitsgerichten ver- 
schlechtern zu lassen«. Hier sind es also größtenteils ideologische Momente, 
aus denen die bisherige Form der Rechtsentwicklung als wünschenswert be- 
zeichnet wird. 

145) Deutsche Technikerzeitung, 22. III. 1913. Vgl. hierzu auch: Deutsche 
Handelswacht, 20. II. 1913, Der kaufmännische Angestellte, 12. X. 1912. 
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den alten Verbänden halten 14%), daB diese durchaus nicht bloß »Zweck- 
organisationen« sind ohne inneren Zusammenhalt, daß jedenfalls 
die Gesamtstimmung der Angestellten noch nicht auf eine durch- 
greifende Radikalisierung hinweist, sosehr auch Anzeichen, gerade 
unter den Technikern gegeben sein mögen, welche eine solche Radikali- 
sierung in den nächsten Jahren vorbereiten könnten. 

Die Angestelltenbewegung in Oesterreich weist keine beson- 
ders beachtenswerten Momente auf. Die Organisationsentwicklung 
ist noch nicht auf einer so hohen Stufe als in Deutschland, wo- 
für nicht die weniger entwickelten wirtschaftlichen Verhältnisse, son- 
dern zweifelsohne auch die sprachlichen Unterschiede der österreichi- 
schen Angestelltenschaft die Ursachen bilden. Daher kommt in 
erster Linie als wirksamer Faktor innerhalb der Angestelltenbewegung 
die international organisierte sozialdemokratische Angestelltenschaft 
in Betracht 1%). Außerdem — ganz in der Richtung der gewerk- 
schaftlich-neutralen Angestelltenorganisationen — der Verband der 
Bankbeamten, über welchen in früheren Chronikabschnitten bereits 
ausführlich berichtet wurde 18). Es ist ganz folgerichtig, daß in den 
Banken, welche ja in Oesterreich weitaus konzentrierter sind als ın 
Deutschland, welche außerdem in ihrer großen Mehrheit deutsche 
Angestellte beschäftigen, sich, früher sogar als in Deutschland, eine 
unabhängige, radikale Angestelltenorganisation entwickeln konnte. 
Sie zählte gegen Ende 1912 mehr als Io 000 Mitglieder 1°) und um- 
faßt wahrscheinlich in den wichtigsten Instituten bereits einen so 
großen Teil der Beamten, daß sie den Direktionen gegenüber als 
Vertreterin des gesamten Personals mit Erfolg auftreten kann. Ihr 
Widerstandsfonds, dessen Gründung an die Tatsache mehrerer Maß- 
regelungen in den ersten Jahren der Organisation anknüpft, erfährt 
fortgesetzt große Erhöhungen und beträgt gegenwärtig 150) mehr als 
430000 K. Diese Organisation ist deshalb auch für die deutsche 
Angestelltenbewegung wichtig, weil sie unmittelbar die Gründung 
der deutschen Bankbeamtengewerkschaft veranlaßte, weil sie die 








146) Der kaufmännische Angestellte, 23. XI. 1912. So war z. B. das Stimm- 
verhältnis in: 


Freie Vereinigung Hanptausschud 
Berlin a eier SED 10 000 
Leipzig . . . . og ee ee 2000 8 600 
München 2... 2 2202 0.00..3 200 3 800 
Frankfurt a. M.. .... ©..  I400 4 700 USW. 


147) Die der (internationalen) Gewerkschaftskommission angeschlossene 
Gewerkschaft der Handlungsgeliilien in Oesterreich zählte (in 50 Ortsvereinen) 
Ende 1912: 17503 Mitglieder gegenüber 16 758 Ende ıgıı. Das Vermögen 
stieg von 101 000 K Ende IgIı auf II7000 K Ende 1912. Außerdem be- 
stand eine Gewerkschaft der Versicherungsangestellten mit ca. 3000 Mitglie- 
dern, welche 1912 einen geringen Mitgliederverlust zu verzeichnen hatte. Die 
Gewerkschaft, 24. VI. 1913. 

148) Vgl. z. B. Archiv, Bd. 31, S. 233 ff. 

14%) Der österreichische Bankbeamte, 30. XI. 1912. 

150%) Der österreichische Bankbeamte, 30. VI. 1913. 
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älteste und mächtigste Gewerkschaft kaufmännischer Angestellten 
ist und endlich, weil sie noch in konsequenterer Weise als die deut- 
schen Angestelltengewerkschaften schon darangegangen ist, die 
Endziele der Angestelltengewerkschaften allgemein zu formu- 
lieren, im einzelnen zu fördern und teilweise durchzusetzen. 

Der Reichsverein der Bank- und Sparkassenbeamten Oesterreichs 
erblickt die entscheidend charakteristische Tatsache dieser speziellen 
Berufsgruppe darin 181), daß in ihr (soweit es die Angestellten der 
Aktienbanken und Sparkassen betrifft) die Selbständigkeit für den 
einzelnen Angestellten ohne Berufswechsel nicht zu erreichen ist. 
In jeder anderen Branche ist die Möglichkeit, selbständig zu 
werden, wenn auch nur in geringem Maße, so doch noch gegeben; 
der Angestellte eines Privathauses kann immer noch seine Tätigkeit 
als Uebergang betrachten. Der Bank- und Sparkassenbeamte 
aber bleibt in seiner Tätigkeit normalerweise bis an sein Lebensende 
und normalerweise sogar im selben Institut, da ein Wechsel der Bank 
nahezu ausgeschlossen ist. Da es sich also um eine dauernde 
Angestelltentätigkeit handelt, und die Freizügigkeit im allgemeinen 
nicht gegeben ist, so folgen daraus einige wichtige Postulate für die 
Bankbeamten: zunächst die Kardinalforderung der Unkündbarkeit 
der Stellung nach einer kurzen (2—3 jährigen) Probezeit 152). Daran 
schlossen sich die übrigen Forderungen: Dienstpragmatik mit modernem 
Disziplinarverfahren, Zeitavancement, außerdem Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung. Da ohnedies von den vertragsschließenden 
Parteien stillschweigend immer ein Vertrag auf Lebensdauer gemeint 
sei, So sei es notwendig, diesen auch in Rechtsformen überzuführen. 
Diese Forderungen werden für die Angestellten von Privatfir- 
men [nicht erhoben, weil ihnen die Erfüllung derselben nicht zuge- 
mutet werden kann, und weil da die Möglichkeit des Selbständig- 
werdens nicht ganz ausgeschlossen ist 153). Darum will auch dieser 
österreichische Verband gar nicht die Angestellten von Privatbanken 
mit umschließen, weil er ihre Interessen nicht wahrnehmen könnte. 

Damit ist ausdrücklich das Dauernde der Position in den 
Mittelpunkt der Politik des Reichsvereins gestellt. Doch wird hierbei 


— 


131) Der österreichische Bankbeamte, 31. III. 1913. 

152) Das Postulat der Unkündbarkeit ist nur eine Steigerung der vom Bund 
der technisch-industriellen Beamten vertretenen Forderung der ungleichen 
Kündigungsfristen. Ob die Beamten trotz der Unkündbarkeit auf das Streik- 
recht Anspruch erheben, das geht aus den Aeußerungen des genannten Organs 
nicht hervor. 

153) Die Kritik des konservativen Bankbeamtenvereins in Deutschland 
und auch die des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen knüpft ja gegen- 
über der deutschen Bankbeamtengewerkschaft an diesen Punkt an: Denn 
in Deutschland ist die Zahl der Privatbanken und deren Angestellten immerhin 
erheblich und kann bei der Organisation nicht so vernachlässigt werden wie in 
Oesterreich. Trotzdem kann man annehmen, daß sich ihre numerische und 
faktische Bedeutung von Jahr zu Jahr verringert, und daß die großen Aktien- 
institute immer mehr die dominierende Macht bekommen. 
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energisch betont 159), daß das Zeitavancement, welches erlangt werden 
soll, nur das Minimum und das Normale eben bei normaler Lei- 
stungsfähigkeit bieten soll. Darüber hinaus sollen die Ange- 
stellten durch höhere Leistungen sich ein außertourliches Avance- 
ment sichern. Dieses sei gar nicht so selten, als man glaube, und jede 
Bank könnte auf die Dauer nicht mit Durchschnittslei- 
stungen ihrer Angestellten allein auskommen. Hier wird 
die Interessensolidarität zwischen Angestellten und Banken scharf 
unterstrichen; es sei gar nicht wünschenswert, durch Zwangsmaßregeln 
Durchschnittsgehalte zu erzwingen, welche über die allgemeinen 
Beamtengehalte weit hinaus gehen, weil die dadurch eintretende 
Ueberfüllung des Berufes das Gefüge der Organisation sprengen müßte. 
Namentlich die Rücksicht auf die weniger leistungsfähigen Institute 
zwinge dazu, die Anforderungen nicht zu überspannen. Jeder ein- 
zelne müsse daher durch möglichste Anspannung seiner Leistungs- 
fähigkeit individuell vorwärts zu kommen trachten; sonst leide letzten 
Endes das Institut, und das von der Organisation erreichte Gehalts- 
niveau werde gefährdet. So ergibt sich prägnant als Ziel der öster- 
reichischen Bankbeamtenorganisation: Sicherung eines gu- 
ten Minimums, daüber hinaus aber individuelles Vor- 
wärtskommen, Betonung der Interessensolidarität zwischen Ange- 
stellten und Instituten, Einordnung in das Wirtschaftssystem, 
Arbeit innerhalb desselben. 

Gewiß, die Bankbeamten Oesterreichs sagen, sie nähmen eine 
Sonderstellung ein; sie müßten Beamte werden ihrer Stellung nach, 
so wie sie es tatsächlich sind; aber wer könnte bestreiten, daß ein immer 
größerer Teil von kaufmännischen und namentlich technischen 
Angestellten in die gleiche Situation wie die österreichischen Bank- 
beamten kommt oder bereits gekommen ist, daß namentlich die fort- 
schreitende Kartellierung der wichtigen Industrien das Selbständig- 
werden der Angestellten ebenso sicher ausschließt, z. T. auch den 
Berufs- und Stellenwechsel fast ebenso ausschließt, wie bei den Bank- 
beamten? Man kann daher das Programm der österreichischen Bank- 
beamten als typisch für die Angestelltenschichten ansehen, welche 
unter analogen Verhältnissen leben und ebenso stark organisiert sind. 
In den meisten deutschen radikaleren Angestelltenorganisationen ist 
es bereits in Ansätzen gegeben. Noch nirgends ist es bereits so weit 
durchgeführt als in Oesterreich bei den Bankbeamten 155). Und diese 


154) Der österreichische Bankbeamte, 28. II. 1913. 

155) Das Zeitavancement ist bisher eingeführt (Der österreichische Bank- 
beamte, 5. V. 1913) in der Oesterreichisch-Ungarischen Bank, der ersten öster- 
reichischen Sparkasse, dem Wiener Bankverein, der Länderbank, der Unionbank, 
der Allgemeinen Verkehrsbank, dem »Merkur«, der Böhmischen Unionbank, 
und der Steiermärkischen Eskomptebank. Die Höchstsätze betragen in der 
Unionbank nach dem 27. Dienstjahr insgesamt 8045 K (ein Gehalt, das also 
jeder Beamte erreichen muB), dazu noch Remunerationen von 15—20% des 
Grundgehalteinkommens (das sind 750—1000 K), also insgesamt gegen 9000 K 
jährlich (= 7500 Mk.). In der Böhmischen Unionbank wird der Höchstgehalt 
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Formulierung, welche es in Oesterreich gefunden hat, ist deshalb 
prinzipiell so wichtig, weil sie den grundlegenden Unterschied gegenüber 
den Forderungen der Arbeiter klarer als die bisherige Angestellten- 
politik hervortreten läßt: das Bestreben nach einer auch indivi- 
duell dauernden, gesicherten, mittelbürgerlichen Existenz 
als Minimum bei aller Anerkennung der bestehenden Wirtschafts- 
ordnung im Prinzip. Aller Radikalismus der österreichischen 
Bankbeamten, auch in Streiks und Sperren, kann darüber nicht 
hinwegtäuschen, daß wir es mit einer in ihren Zielen speziell mittel- 
ständischen Bewegung der Angestellten zu zun haben. Ich glaube, daß 
dieser Typus der Angestelltenbewegung für die nächste Zeit der herr- 
schende sein wird. 

Er unterscheidet sich wesentlich von allen Formen der Arbeiter- 
bewegung. Nicht nur durch die Ideologie, welche bei der Arbeiterbe- 
wegung ausgesprochen oder unausgesprochen stets auf eine grundle- 
gende Aenderung der wirtschaftlichen Verfassung tendiert; auch in 
ihrem Ziel: bei den Arbeitern die Sicherung einer Minimalposition, 
verbunden mit größtmöglicher Unabhängigkeit vom Unternehmer 
(Wegfall der Kündigungsfrist usw.); Gestaltung des ganzen Schick- 
sals der Klasse durch die Organisation; das allgemeine Schick- 
salit identisch mit dem individuellen; und das allgemeine 
Schicksal ist erst so sehr in den allgemeinsten Minimas erkämpft, 
daß in Anbetracht des Erreichbaren alle Möglichkeiten gewerkschaft- 
licher Politik in absehbarer Zeit nicht an das notwendige Endziel 
einer jeden Arbeiterbewegung heranreichen können — woraus sich der 
prinzipiell revolutionäre Charakter der Arbeiterbewegung ergibt (in 
dem Sinn, daß eine jede Arbeiterbewegung aus den Bedingungen der 
Klassenexistenz der Arbeiterschaft heraus zu Forderungen gelangt, 
welche mit den Fundamenten der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung 
in Widerspruch stehen). Bei den Angestellten hingegen eine grund- 
sätzlich andere Einstellung: das Streben, die »mittelbürgerliche« 
Existenz der Gesamtheit und damit dem einzelnen zu sichern und auf 
dieser Basis jedem einzelnen die Möglichkeit zu freier Betätigung im 
Wirtschaftsleben zu geben. Der generelle Charakter dieser Angestell- 
tenpolitik bewegt sich im Rahmen der gegenwärtigen Wirtschafts- 
ordnung; er fußt direkt auf ihr, weiler innerhalb derselben und 
durch ihre Möglichkeiten zu seinem Ziel, das ein Endziel 
ist, gelangen will. Der Grundcharakter dieser Politik ist nicht revolu- 
tionär, sondern konservativ, wie ja auch die Beamten in ihrer unselb- 
ständigen Berufstätigkeit eine Position suchen, die sie früher, als jedem 


nach 36 Dienstjahren regulär mit 7750 K insgesamt erreicht, mit einer Remunc- 
ration von ca. 600 K und definitiver Anstellung nach 2—3 Jahren. Das End- 
gchalt beträgt daher ca. 8300 K (= ca. 7000 Mk.). (Der österreichische Bank- 
beamte, 31. III. 1913.) Die Differenzen zwischen den einzelnen Instituten 
sind daher immerhin ziemlich erhebliche, und die Organisation betrachtet es 
gar nicht als ihre Aufgabe, sie absolut auszugleichen, da ja die Eigenart 
der einzelnen Institute und ihre finanzielle Leistungsfähigkeit berücksichtigt 
werden soll. 
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die Selbständigkeit winkte, ohnedies besessen haben. Mit diesem Pro- 
gramm lehnen die Angestellten ab, eine prinzipiell proletarische 
Schicht zu sein, sie suchen nach der Form der Unselb- 
ständigkeit, welche der mittelständischen Exi- 
stenz adäquat ist. Die Klassengegensätze haben sich also 
kompliziert. Man mag dieses Stadium für kein endgültiges halten, 
man mag die ganze Richtung als Versumpfung und Verspießerung der 
sozialen Bewegung bekämpfen. Aber es heißt, sich Täuschungen 
hingeben, wenn man sie geflissentlich übersieht und Gemeinsamkeiten 
zur Arbeiterbewegung konstruiert, welche weder in den Ausgangs- 
punkten noch in den Zielen — höchstens in den Mitteln gegeben 
sind. 


Aufruf. 


Die Historische Kommission bei der Königl. Bayerischen 
Akademie der Wissenschaften richtet an alle Freunde han- 
delsgeschichtlicher Forschung folgenden Aufruf: 


Seit den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts hat sich der 
Blick der Wirtschaftshistoriker in steigendem Maße auf jene spezi- 
fischen Quellen der Handelsgeschichte gelenkt, wie sie sich aus der 
kaufmännischen Tätigkeit der einzelnen Wirtschaftssubjekte ergaben 
und wie sie für die Zeit vom 14. Jahrhundert an in größerer Anzahl 
in den öffentlichen und den privaten Archiven (Familienarchiven) 
ruhen. Also auf Handelsbücher, auf Handelskorrespondenzen (die 
oft in zusammenhängenden Gruppen in Kopierbüchern erhalten 
sind), auf Gesellschaftskontrakte, auf Kontrakte mit Handlungs- 
dienern, auf tagebuchartige Aufzeichnungen von Kaufleuten und 
ähnlichen Quellen. 

Es dürfte bekannt sein, daß nur mit Hilfe solchen Quellenma- 
terials die innere Struktur, die innere Organisation des Handelslebens 
richtig erfaßt und beurteilt werden kann. 

Hervorragende deutsche und ausländische Wirtschaftshistoriker 
haben des öfteren den Wunsch nach häufigeren Editionen von Handels- 
papieren der oben genannten Arten ausgesprochen. 

Bisher ist jedoch bloß eine kleine Anzahl von Handelsbüchern 
und verwandten Archivalien des 14. bis 16. Jahrhunderts auch in 
Deutschland wie anderwärts ediert worden. Was uns als Vorbereitung 
auf eine deutsche Handelsgeschichte, die allen berechtigten Anfor- 


Preisaufgabe. 359 


derungen der Geschichtswissenschaft und der Nationalökonomie ge- 
nügen will, not tut, ist eine systematische Sammlung 
und eine zusammenhängende, von denselben 
Prinzipien geleitete Edıtion bzw. Bearbei- 
tung vonHandelspapieren deroben genannten 
Art. Wenigstens für die Zeit bis zum 16. Jahrhundert inbegriffen. 
Das Unternehmen duldet keinen Aufschub sollen nicht noch weiter- 
hin, wie es schon geschehen ist, unersetzliche Geschichtsquellen als 
Makulatur eingestampft werden. 

Als Vorbereitung für eine Publikation wie die oben genannte 
hat nun die historische Kommission bei der Königl. Bayerischen 
Akademie der Wissenschaften in ihrer Sitzung vom 16. Mai 1913 
beschlossen, die Verzeichnung zunächst der ungedruckten süddeut- 
schen Handlungsbücher und verwandten Akten des Mittelalters und 
des 16. Jahrhunderts vornehmen zu lassen. Zu diesem Zwecke richten 
die Unterzeichneten an alle Freunde der deutschen Wirtschafts- 
bzw. Handelsgeschichte die höfliche Bitte, bei dem schwierigen 
Werke mitzuhelfen und möglichst genaue Angaben über ihnen be- 
kannte oder aufstoßende Handelspapiere der genannten Art an sie 
gelangen zu lassen. Bemerkt sei, daß sich die gesuchten Archivalien 
erfahrungsgemäß oft als Beilagen zu Gerichtsakten zu finden pflegen, 
wohin sie gelegentlich kaufmännischer Prozesse (zwischen Handels- 
gesellschaftern, im Anschluß an Konkurse usw.) gelangt sind. 


Dr. G. von Below, Dr. J. Strieder, 
ord. Professor Privatdozent 
an der Universität Freiburg 1. Br. an der Universität Leipzig 


Gefl Nachrichten werden an die Adresse des letztgenannten, 
Leipzig-Gohlis, Kleiststraße 9, erbeten. 


Koloniale Preisaufgabe. 


Herr Eduard Woermann in Hamburg hat dem Pro- 
fessorenrat des Kolonialinstituts in Hamburg 6000 Mark zur Ver- 
fügung gestellt als Preis für die beste Bearbeitung der Frage: 


Durch welche praktischen Maßnahmen ist 
in unseren Kolonien eine Steigerung der Ge- 
burtenhäufigkeit und Herabsetzung der Kin- 
dersterblichkeit bei der eingeborenen far- 
bigen Bevölkerung — des wirtschaftlich wert- 
vollsten Aktivums unserer Kolonien — zu 
erreichen?« 

In der Arbeit sollen außer den medizinischen auch die religiösen, 
ethnographischen und wirtschaftlichen Verhältnisse untersucht und 
dargelegt werden, die von Einfluß auf die Geburtenzahl und Säug- 
lingssterblichkeit bei den Eingeborenen unserer Kolonien sind, ferner 
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sollen praktische Vorschläge zur Steigerung der Geburtenhäufigkeit 
und Herabsetzung der Kindersterblichkeit bei der eingeborenen 
farbigen Bevölkerung gemacht werden. Die Untersuchung braucht 
nicht auf alle Schutzgebiete ausgedehnt zu werden, es werden auch 
Arbeiten, die sich auf ein Schutzgebiet beschränken, zum Wettbewerb 
zugelassen. 

Die Bewerbungsschriften müssen in deutscher Sprache möglichst 
mit der Maschine einseitig geschrieben und ohne Namen, jedoch auf 
der ersten Seite mit einem Kennwort oder Motto versehen, in einem 
versiegelten weißen Umschlag (innerhalb der Postverpackung) ein- 
geschlossen sein und bis spätestens zum 3I. Dezember 1914 einschlieb- 
lich unter der Adresse: Professorenrat des Kolonialinstituts Hamburg, 
mit dem Vermerk (VPreisaufgabe) zur Post geliefert werden. 

Außer der Abhandlung muß der innere Umschlag den vollen 
Namen und die genaue Adresse des Autors enthalten in einem be- 
sonderen versiegelten Kuvert, das außen das Kennwort oder Motto 
trägt. 

Der Preis kann auch geteilt werden. Die Entscheidung wird bis 
zum I. Oktober 1915 in der Deutschen Kolonialzeitung bekannt 
gegeben. Die preisgekrönte Schrift geht in das Eigentum des Ham- 
burgischen Kolonialinstituts über, auch hat das Institut das Recht, 
die übrigen Arbeiten ganz oder im Auszug oder teilweise zu ver- 
öffentlichen. 

Der Professorenrat 
des Hamburgischen Kolonialinstituts 
Franke, Vorsitzender. 
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Die Bureaukratisierung und die gelbe Arbeiterbe- 
wegung !). 


Von 
ALFRED WEBER. 


Sehr verehrte Anwesende! Sie wissen, daß in mir ein so- 
genannter bürgerlicher Sozialpolitiker zu Ihnen spricht, ein 
Mann, der, soweit Sie Sozialdemokraten sind, eine Reihe Ihrer 
Zukunftshoffnungen nicht teilen kann, der sich auch politisch 
mit Ihnen, soweit Sie eben Sozialdemokraten sind, nicht auf 
demselben Standpunkt befindet. Sie wissen, daß ich von dem 
Problem, über das Sie mich aufgefordert haben zu sprechen, 
von der Frage der gelben Gewerkschaften, also der rein unter- 
nehmerfreundlichen Arbeiterverbände in tatsächlicher Beziehung 
nicht etwa mehr, sondern weniger weiß als Sie alle, daß ich eine 
viel geringere unmittelbare Anschauung von den Dingen habe. 
Es kann sich also bei der heutigen Versammlung, wenn ich Sie 
richtig verstehe, wohl nur darum handeln, daß ich Stellung 
nehme zu diesen Erscheinungen, und zwar als Gelehrter, d. b. 
als ein Mann, der zwar wie alle anderen von Wertungen und 
Urteilen über die Dinge ausgeht und zu ihnen zurückkehrt, der 
aber versucht, soweit es möglich ist, beider Analyse, bei 
der Auseinanderlegung der Dinge, von diesen Werturteilen ab- 


zusehen, und der seine Aufgabe darin sicht, die Dinge in ihre Zu- 


sammenhänge zu stellen, ihnen gewissermaßen ihren Platz in der 
Gesamtordnung der Tatsachen anzuweisen und damit ihre Be- 
deutung für die Gesamtbewegung der Erscheinungen in etwas 
zu klären. 

Ich werde das tun, ohne bei der Fragestellung mit meinen 


) Vortrag, gehalten am 20. April ı913 vor der Gewerkschafts- 
kommission Berlin und Umgegend. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 2. 24 
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Wertungen und mit meiner Stellungnahme irgendwie zurückzu- 
halten. Im Gegenteil, das Zentralproblem, in das ich diese gelben 
Gewerkschaften einstellen werde, das Problem der Bureaukrati- 
sierung der heutigen Gesellschaft fließt unmittelbar aus einer 
allgemeinen Stellungnahme zu unserem Leben. Ich hoffe aber, 
daß, wenn ich über die gelben Gewerkschaften, über die Position 
der Gewerkschaften überhaupt im Rahmen dieser Bureaukrati- 
sierungsvorgänge spreche, ich doch in der Lage sein werde, 
indem ich die Dinge in eine allgemeine Beziehung hineinstelle, 
vielleicht hier und da auch für Sie etwas zu bieten, was von 
Interesse sein kann. 

Ich gehe von den unmittelbar sichtbaren Erscheinungen 
und von der Stellung, die die gelben Gewerkschaften in den 
wirtschaftlichen sozialen Zusammenhängen haben, aus. Diese Ver- 
bände haben sich zwischen die bisherigen Kristallisationserschei- 
nungen von Kapital und Arbeit in der letzten Zeit als eigen- 
tümliche Zwischengebilde eingedrängt, als Zwischenerscheinun- 
gen, die von sich selber sagen, daß sie aus einer Ueberspannung 
des Interessenstandpunktes auf seiten der Arbeiter hervorge- 
gangen seien, als eine Korrektur dagegen, und aus dem Terro- 
rismus der Arbeiter, der zwangsweisen Hineindrängung in 
ihre den Interessenstandpunkt übertreibenden bisherigen Organi- 
sationen. 

Das Merkwürdige ist nun, daß diese gelben Gewerk- 
schaften rein äußerlich betrachtet gleichzeitig auch ein an- 
deres formales Organisationsprinzip der Arbeit zu vertreten 
scheinen, eine Zusammenfassung der Arbeit nämlich nicht mehr 
in großen Berufsverbänden, sondern in Werkvereinen, also nach 
Betrieben, wobei diese neue Zusammenfassung der Arbeiter 
ganz vorwiegend, ja wie wir noch näher sehen werden fast aus- 
schließlich in den größten Riesenbetrieben und Riesenunterneh- 
mungensich vollzieht. Die neuen Organisationen dieser Betriebe 
suchen zwar durch Ausschüsse und Verbände miteinander in Zu- 
sammenhang zu treten und über den reinen Werkvereinscharakter 
hinauszukommen; sie bleiben real aber in ihn eingeschlossen, 


denn die materielle Seele der Organisation, das Kassenwesen, ver- 
bleibt ganz in der Werkvereinsgestaltung, und die wirkliche 


Organisation ist also eine Betriebsorganisation, nicht mehr; 
keine große den Beruf und weiterhin die Klasse zusammenfas- 
sende. Diese engere Werkvereinsbewegung ist tatsächlich der ein- 


Die Bureaukratisierung und die gelbe Arbeiterbewegung. 363 


zige Teil der neuen Gesamtbewegung, der gewachsen ist, der 
äußere Erfolge erzielt hat. Die Werkvereinler sind ja immerhin 
auf 120—130 000 in einer Gesamtzahl von I70 ooo nach den neuen 
Prinzipien Organisierten angewachsen, von einem ungefähren 
Nullpunkt, in dem sie sich noch 1904/5 befunden haben. Diese 
gelbe Bewegung scheint also, wenn man sie äußerlich ansieht, 
eine neue Organisation der Arbeit darzustellen, die sich nach 
den Betrieben im Gegensatz zu der bisherigen Organisation der 
Arbeit nach dem Beruf vollzieht. Wir werden später sehen, 
wie diese andere äußere Organisation in dem Wesen dieser 
Bewegung steht, und was sie in ihm bedeutet. 

Zunächst fragen wir: Was ist ihr eigentliches Wesen? 
Wir fragen das, indem wir die Bewegung auf ihren Tätig- 
keitsinhalt zu betrachten versuchen. Dabei stößt man auf ein 
sehr eigenartiges Hemmnis. Nach dem ersterkennbaren prakti- 
schen Inhalt ihrer Tätigkeit sind diese gelben Gewerkschaften 
Unterstützungsvereine, Organisationen, deren Gelder statuten- 
mäßig vollständig für Unterstützungszwecke — wenigstens ist das 
in so gut wie allen Statuten vorgesehen — verwandt werden 
müssen, die demnach einen Fonds und ein Vermögen für Wider- 
standszwecke, für Erhaltungszwecke der Klasse im Interessen- 
kampf mit dem Kapital nicht haben. Hören wir sie aber über 
sich selbst reden, dann sagen sie, sie seien den übrigen Ver- 
bänden der Arbeiterklasse völlig gleichwertig, und wenn sie es 
auch für richtig hielten, die Interessengemeinschaft der Arbeit 
mit dem Kapital hervorzuheben, so seien sie doch bereit, im äu- 
Bersten Falle Widerstand zu leisten, zu streiken und zu den 
Kampfmitteln des Proletariats gegenüber dem Kapital zu greifen. 
Und je nach dem: treten diese neuen Verbände vor Gericht aufund 
müssen sie die sehr eigenartige Praxis vertreten, daß die Beiträge, 
die sie beziehen, von den Unternehmern für die Mitglieder 
einkassiert werden, so sagen sie von sich selbst, sie seien keine 
Widerstandverbände, sie seien reine Unterstützungsgruppen, 
und für die charitativen und Wohlfahrtszwecke, um die es sich 
bei ihnen handle, könnte ohne weiteres der Unternehmer zum 
Einkassierer für die Gesamtheit der organisierten Arbeiter ge- 
macht werden. Haben sie aber die Aufgabe, sich vor der breiten 
Oeffentlichkeit zu verteidigen, so sagen sie, sie seien eine neue 
Gesamtphase der Arbeiterbewegung, eine neue Gesamt- 


verfassung der Arbeit, die für die Arbeiter vorteilhafter und zu- 
24* 
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kunftsreicher sein werde als die bisherigen, deswegen, weil sie, 
wenn auch zum Widerstand bereit, doch gleichzeitig von einem 
Wohlwollen der Unternehmer und einer größeren Bereitwilligkeit 
des Entgegenkommens derselben, einem größeren gegenseitigen 
Verständnis getragen seien. 

Was sind sie denn nun tatsächlich? — Wir sind in der 
glücklichen Lage, in der der Historiker gegenüber den Erschei- 
nungen des Lebens sehr selten ist, eine Geheimgeschichte, und 
zwar eine dokumentarische, dieser neuen Verbände zu besitzen. 
Es sind die Ihnen allen bekannten Lebiusbriefe, in denen der 
Promotor der Bewegung, der den größten Teil der heutigen 
Werkvereine tatsächlich instradiert hat, sich über Zwecke und 
Ziele der Bewegung gegenüber seinen Adressaten äußert. Aus 
dieser Geheimgeschichte der gelben Gewerkschaftsorganisationen 
ergibt sich erstens, daß die Gründungskosten dieser »Wider- 
standsverbände« fast überall von den Unternehmern getragen 
worden sind. Es wird immer der Unternehmer aufgefordert, 
sich einen Agitator für die Gründung eines solchen Verbandes 
zu bestellen, und es werden dann die Spesen für die Agitation 
beim Unternehmer liquidiert. Es ergibt sich weiter, 
was übrigens die eigenen Bilanzberichte der Vereine bestätigen: 
auch die Unterhaltungskosten der Verbände liegen mit auf den 
Unternehmern, und zwar nicht nur als Instradierungskosten, 
sondern auch als wirkliche Erhaltungskosten dauernd; die Unter- 
nehmer sind vielfach geradezu statutenmäßig verpflichtet, das De- 
fizit, das eventuell entsteht, zu decken. Ferner: die Unternehmer 
tragen auch die Kosten für die Zwecke mit, die nicht chari- 
tativen Charakter haben, z. B. für den Arbeitsnachweis, ja 
selbst die Kosten für den »geistigen Körper« der Verbände, 
ihre Presse und Fachvereine. Kurz es ergibt sich aus dieser 
Geheimgeschichte und aus den öffentlich bekannten publizierten 
Tatsachen, daß diese Verbände von den Unternehmern gegrün- 
dete und in einer dauernden und festen Abhängigkeit von ihnen 
erhaltene Organisationen sind. 

Es ist nicht schwer zu erkennen, zu welchem Zwecke das 
Kapital diese Organisationen ins Leben gerufen hat. Man braucht 
nur auf die äußeren Anlässe zu sehen, aus denen sie überall ent- 
standen sind. Stets sind es drohende Arbeitskämpfe gewesen 
und immer das Bedürfnis der Unternehmer, sich in diesen drohen- 
den Kämpfen irgend ein Arbeitermaterial gegenüber den an- 
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deren streikenden Arbeitern zu sichern, was sie hervorgerufen 
hat. Organisationen von Arbeitswilligen sind 
sie in den Arbeitskämpfen zwischen Kapital und Arbeit. So sind 
die ersten Verbände dieser Art 1905 in Augsburg entstanden bei 
einer großen Aussperrung, als eine Organisation der Arbeits- 
willigen. So ist die größte Organisation, die es hier in Berlin in 
den Siemens-Werken gibt, aus der bekannten großen Aussper- 
rung von 1906 hervorgegangen, als eine Organisation von Arbeits- 
willigen, und so sind nach diesem Muster alle derartigen Verbände, 
wenn auch nicht aus einem Streik selbst, doch als Vorbeugungs- 
mittel dagegen erwachsen. Und diese Organisationen sind Ge- 
staltungen, die sorgfältig so eingerichtet werden, daß sie für 
diese Arbeitswilligenzwecke erhalten bleiben. Man braucht da 
garnicht auf die Lebius-Briefe zurückzugreifen, wo immer wieder 
hervorgehoben wird, daß eben die erwähnte pekuniäre Mithilfe 
der Unternehmer schon jedes Streikfieber dieser Arbeiter brechen 
werde, daß die Einkassierung der Beiträge durch die Unterneh- 
mer die Organisation ganz sicher in einer dauernden Abhängig- 
keit erhalten werde. Man braucht nur einfach hinzusehen auf 
die oben angedeutete äußere Organisationsart selbst. Sie 
geschieht in Gewerkvereinen mit getrennten Kassen. Das Ge- 
heimnis dieser Organisationsart aber ist ?2), daß sie eine Iso- 
lierung der Arbeiterschaft der Betriebe, eine Herauslösung 
des Stammes der größeren Betriebe aus dem Gesamtberuf 
herbeiführt, daß sie Arbeiterverbände schafft, die demnach keine 
großen Einheitskassen des Berufes, keine Fonds für ein solidari- 
sches Eintreten der Berufsgesamtheit hinter sich haben und die 
infolgedessen in jedem Arbeitskampf einfach wegen ihrer Iso- 
liertheit hilflos dem Kapital gegenüber stehen, die eben nur 
als Organisationen bedingungslos Arbeitswilliger verstan- 
den werden können. Selbstverständlich, daß diese Arbeitswilligen- 
organisationen Antistreikhilfe tatsächlich auch leisten, auch außer- 
halb des Betriebes; die Belege dafür sind sehr zahlreich; selbst- 
verständlich, daß für solche Hilfe von der Organisationszentrale 
den Unternehmern gegenüber sogar liquidiert wird, wie man aus 
der Geheimgeschichte wiederum ersehen kann. Selbstverständ- 
lich, daß das Verfahren, das, vom Arbeiterklassenstandpunkt her 
gesehen, nichts anderes ist als Inszenierung von bezahlter Fahnen- 





3) Von Waldemar Zimmermann in seinem Gutachten zum Prozeß Siemens 
mit Recht als das Entscheidende hervorgehoben. 
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flucht, Erbitterung schwerster Art verbreitet und daß ein un- 
bedingtes Gegeneinanderstehen der verschiedenen Arbeitergruppen 
daraus folgt. 

Wir verfolgen diese allgemeinen Konsequenzen hier zu- 
nächst nicht weiter. Wir fragen vielmehr: wie ist es möglich, 
daß eine derartige Organisation der Fahnenflucht tatsächlich 
glückt? Was will dies als Symptom besagen? Wird es die 
Frontstellung der Arbeit gegenüber dem Kapital in toto einmal 
ändern oder doch zerbrechen ? Was ist die allgemeinste innere 
Bedeutung der Erscheinung ? 

Man tut gut, sich erstens nach dem Zeitpunkt des Zustande- 
kommens der Verbände und zweitens nach dem Platz, an dem 
sie in unserm Wirtschaftsleben entstanden sind, zu fragen; wo- 
zu man etwas in die Entwicklung des Kampfes zwischen Kapital 
und Arbeit in den letzten Jahrzehnten hineinsehn muß. Dieser 
Kampf, soweit er ein Ringen um die Arbeitsbedingungen im Be- 
trieb ist, hat in den letzten Jahrzehnten drei Perioden, die 
Zeit bis etwa 1890, die von I890—1905, und die Zeit seitdem 
durchlaufen. Bis 1890 gab es einen Arbeitskampf in den Betrieben 
wohl in der Theorie, aber — so kann man das ruhig ausdrücken — 
in wirksamer Form noch nicht in der Praxis. Man antizipierte 
einen solchen Kampf als kommend und notwendig in der Theorie 
des Marxismus und in der Ideologie der im Keim vorhandenen 
Gewerkschaftsbewegung, aber man konnte ihn tatsächlich noch 
nicht führen. Das war erst seit 1889/9o möglich. Die Periode 
seit dem großen Bergarbeiterstreik und der Beseitigung des 
Sozialistengesetzes ıst die Zeit der technisch-organisatorischen 
definitiven Formung der heutigen Kampf- und Unterstützungs- 
organisation der Arbeiter in Gestalt der Gewerkschaften, wobei 
bekanntlich die zentrale Zusammenfassung über die lokale ge- 
siegt hat. Diese Zeit ist zweitens die Periode des rapiden An- 
wachsens dieser nun in definitive Form gebrachten Organisation 
von einigen hunderttausend Mitgliedern, die sie 1890 erst hatte, 
auf etwa eindreiviertel Millionen im Jahre 1905, das heißt auf 
etwa den vierten Teil der in der eigentlichen Industrie tätigen 
Arbeiterschaft. Diese fünfzehn Jahre sind damit eine Zeit des 
raschen Voraneilens der Organisation der Arbeit für den Arbeits- 
kampf gegenüber der Organisation des Kapitals. Die Organisation 
des Kapitals hat sich in dieser Zeit im wesentlichen als eine 
Zusammenfassung für die Beherrschung des Waren marktes, 
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der Preise usw. vollzogen; als solche Erscheinungen sind die 
Kartelle und die Trusts entstanden. Sie hat wohl auch in ein- 
zelnen Arbeitgeberverbänden, die zustande kamen, schon über- 
gegriffen auf die Formation zum Arbeitskampf; sie ist aber in 
jener Zeit noch keine Gesamtformation jener des Kapitals für die- 
sen Zweck geworden. Und vor allen Dingen: während die Arbei- 
terschaft sich gleichzeitig mit dem Aufbau ihrer Organisation 
schon damals eine Methodik und Taktik für ihr Kämpfen 
ausbildete, hat die Bewegung auf der Kapital- und Unternehmer- 
seite damals noch nicht zu etwas Derartigem geführt. Von 
1890—1905 gibt es infolgedessen eine relative Ueberlegenheit der 
Arbeit im Arbeitskampf, die zu äußerlich großen taktischen 
Siegen führen konnte. Ich sage, eine relative Ueberlegenheit, 
denn diese Ueberlegenheit ist immer nur eine technisch organi- 
satorische gewesen und hat die reale, rein wirtschaftliche Macht- 
überlegenheit des Kapitals, die immer da ist, wie sich die Arbeit 
auch organisieren mag, nur in den Hintergrund gedrängt, nicht 
aber aufgehalten. 

Das hat sich nun seit 1904/05 geändert, seit den Erfahrungen 
der Unternehmer im großen Krimmitschauer Streik, seitdem die 
gegenseitige systematische Unterstützung die man in ihm zum 
erstenmal durchführte, sich so glänzend bewährte, daß man 
einen von der öffentlichen Meinung mit allgemeiner Sympathie 
verfolgten Streik niederringen konnte. Die Folge war er- 
stens, daß sich nun eine Zentralisation und Systematisie- 
rung jener Arbeitgeberverbände vollzog, die bekanntlich in 
die beiden großen konkurrierenden Zentralen, die wir heute 
haben, ausgelaufen ist, und zweitens, daß dann eine Durch- 
dringung eines sehr großen Teiles des Wirtschaftslebens mit 
diesen Organisationen folgte, derart daß den Zentralorganisa- 
tionen der Arbeitgeberverbände heute eine Unternehmermasse 
mit wesentlich mehr Arbeitern angegliedert ist, als die gegen- 
überstehenden selbständigen Arbeiterorganisationen umfassen. 
— Anders ist die Situation ferner insoweit geworden, als sich eine 
fixiertte Taktik und Methodik des Arbeitskampfes auf der 
Unternehmerseite herausgebildet hat, die Sie viel besser ken- 
nen werden als ich, und die in einem System von Aussperrun- 
gen, und anderen allgemeinen auf Lahmlegung des ganzen 
Berufes und der ganzen gegenüberstehenden Klasse gerich- 
teten Maßregeln gipfelt. Wer seit dieser Zeit in den Kampf 
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zwischen Arbeit und Kapital hineinschaut, hat den Eindruck, 
daß sich zwei große organisierte Heere gegenüberstehen, die 
bestimmte Positionen besetzt haben, daß das Aufgeben einer 
Position den Versuch eine andere Position zu gewinnen be- 
deutet, daß zwei einheitliche Willen auf dem Schlachtfeld sind, 
und daß es ein Schlachtfeld ist auf dem hier gesiegt, hier unter- 
legen, hier fortgeschritten, hier zurückgewichen wird, immer aber 
von zentralen Punkten die großen Bewegungen gelenkt werden‘). 

In diesem Machtkampf nun, der um die Arbeitsbedingungen 
im Betrieb geführt wird, ist von der Unternehmerseite her 
gesehen, eine der wesentlichsten, vielleicht die wichtigste Po- 
sition, die man glaubt verteidigen zu müssen, die quantitative 
äußere Beherrschung des Arbeitermaterials, der Zahl der Men- 
schen, die man in den Betrieb hereinziehen und eventuell 
auch wieder aus ihm abstoßen möchte. — Diese Beherrschung, 
die in sich schließt, daß man jeden, der etwas fordert, auf die 
Straße werfen und durch einen andern ersetzen kann, daß man 
ein Arbeiterersatzmaterial gegenüber allen Forderun- 
gen der organisierten Arbeiter zur Verfügung hat, bedeutet, 
daß man jede Forderung der Arbeiterklasse ohne einen Ar- 
beitskampf, ohne Streik, einfach durch Heranziehung eines 
solchen Ersatzmaterials von Arbeitern niederschlagen und über- 
winden kann. Und der Kampf um die Arbeitsgestaltung ım 
Betrieb ist infolgedessen, seit sich die Kräfte von 1904/05 an wirk- 
lich organisiert gegenüberstehen, in ganz wesentlichen Teilen auf 
das Gebiet der Beherrschung des Arbeitsmarktes verlegt worden. 
Schon vorher, vom ersten Tage an des Sichgeltendmachens der 
Arbeiterorganisationen als eines berücksichtigungswerten Faktors 
hat das eingesetzt. Sobald die Gewerkschaften wuchsen, in 
den neunziger Jahren, fand dies seinen Ausdruck in der For- 
derung des Schutzes der Arbeitswilligen, wie man sie in den Po- 
stulaten der Zuchthausvorlage erlebte. Dieser erste Vorstoß 
ward abgeschlagen. Nachdem die Unternehmer dann kräftig 
gegenorganisiert waren, hat dieselbe Frage alsbald zu dem Ver- 
such geführt, einen technischen Apparat zur Heranziehung von 
Arbeitermaterial und damit zur Beherrschung des Arbeitsmarktes 
in den Zwangsarbeitsnachweisen auszubauen. Denn deren Absicht 
ist ja, dort, wo gestreikt wird, eben das.nötige Ersatzmaterial her- 
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anschaffen und gleichzeitig eine Sichtung dieses Materials unter 
dem Gesichtspunkt seiner Gefährlichkeit oder Ungefährlichkeit 
für den Betrieb vorzunehmen. Es hat sich bald herausgestellt, daß 
die Zwangsarbeitsnachweise diesen Zweck, nämlich große Ar- 
beiterreservoire gegenüber den Organisierten zur Verfügung 
zu stellen, nicht erfüllen können, weil sie bei allen großen Streit- 
fällen mit genereller Arbeitseinstellung im Beruf, doch keine ge- 
nügende Reserve auftreiben können. Man weiß heut, sie können 
im wesentlichen nur dazu dienen, bei kleineren Streiks Streik- 
brecher herbeizuschaffen und im übrigen Maßregelungen ein- 
zelner vorzunehmen, die man durch sie überhaupt von der Ar- 
beitseinstellung ausschließen will. Nachdem sich das herausge- 
stellt hat, ist daher sofort wieder die andere Form der Be- 
hauptung der gleichen Position, das Postulat der gesetz- 
lichen Zurverfügungstellung eines außerhalb der Organsationen 
stehenden dispositiven Materials und die heftige Agitation für den 
Schutz der Arbeitswilligen in den Vordergrund geschoben worden. 

An dieser Stelle muß man die gelben Gewerkschaften 
in Gedanken einfügen. Sie sind, die wir sehn, unternehmer- 
seits vorgenommene Organisation von Arbeitswilligen. Sie 
stehen als solche offenbar sowohl hinter dem Versuch der 
technischen Beherrschung des Arbeitsmarkts durch die 
Zwangsarbeitsnachweise wie dem seiner gesetzlichen Be- 
herrschung durch den Arbeitswilligenschutz als das Mittel die 
Ernte beider Maßregeln einzustreichen. Denn sie sind 
die Organisation des durch sie gewonnenen Arbeitermaterials, 
seine dauernde Sicherung und definitive Auslösung aus dem 
Komplex der sonstigen in Kampfstellung organisierten Arbeit. 

Man versteht daher, daß sie sofort auftauchen mußten, so- 
bald der Kampf zwischen Kapital und Arbeit sich auf den Ar- 
beitsmarkt verlegte, sofort 1904/05 — von welcher Zeit tatsäch- 
lich, wie wir sahen, die gelben Verbände ihren Ausgang nahmen. 
Und es ist selbstverständlich, daß sie die am sorgfältigsten ge- 
pflegte, mit dem größten Apparat geschaffene, mit einer be- 
sondern für sie gebildeten Ideologie verteidigte und ausgebaute 
Position sind. Sie geben ja dem Unternehmertum die eigent- 
liche, gewissermaßen definitiv gewordene Garantierung seiner 
auf dem Arbeitsmarkt errungenen Stellung. 

Nun aber ward durch das Nachkommen des allgemeinen 
Örganisationsaufbaus der Unternehmer hinter dem der Arbeiter 
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seit 1905 ganz generell eine Remedur jener technischen Ueber- 
legenheit der Arbeit im Kampfe um ihre Bedingungen ge- 
schaffen, die in der vorhergehenden Zeit noch da war. Die ganze 
Lage änderte sich und die realiter immer vorhandene Ueber- 
legenheit des Kapitals trat durch eine glänzend durchgeführte 
Organisation als wirkliche Macht hervor. Das erfolgreiche Auf- 
kommen der gelben Organisationen ist nichts anderes, als 
der stärkste Ausdruck hiefür, für die wiedergewonnene Ueber- 
legenheit der Unternehmer im Arbeitskampf. Und es ist kein 
Wunder, wenn im Zusammenhang mit dieser veränderten Lage, 
mit dem Symptom der gelben Organisationen sich — ich will 
nicht sagen eine Meinung, denn das wäre mehr als da ist — 
aber eine Stimmung vielleicht weniger in den organisierten 
Arbeiterkreisen selbst, jedoch bei den Unorganisierten und bei 
den Zuschauern des Arbeitskampfes zeigt, die der Widerstands- 
bewegung der Arbeiter überhaupt keine sehr großen Chancen 
mehr zusprechen möchte, und die sie von dem eigenen Kampf 
um die Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen, auf die Gesetz- 
gebung hinweisen möchte, — und daneben als das allein noch 
übrigbleibende auf eben jene gelbe Organisation, die ihre 
Widerstandsbewegung brechen. 

Es liegt darin zum Glück eine ungeheure Uebertreibung, 
sowohl im allgemeinen die Chancen des Arbeitskampfs angehend, 
wie die Stellung der gelben Gewerkschaften, ihre Zukunft und 
ihre Ausdehnungsfähigkeit betreffend. 

Es gibt, abstrakt gesehen, zwei Wege, auf denen das Kapital 
zu einer vollständigen Beherrschung des Arbeitsmarktes und 
einem tatsächlichen Zerbrechen des Einflusses der Arbeiter 
kommen kann: den der Auflösung der Arbeiterverbände und 
ihres Ersatzes durch Unorganisiertheit oder den eben ange- 
deuteten, daß einer auf der Basis des Widerstands organisierten 
Arbeiterschaft eine anders kapitalhörig organisierte substituiert 
wird. Beide Wege haben einen Wert für das Unternehmertum, 
auch wenn sie nur zum Teil zum Ziele führen. Beide Wege be- 
deuten aber von der Seite der Arbeiter gesehen ein Wertlos- 
werden ihrerOrganisationen nur dann, wenn sie vollständig zum 
Ziel geführt haben. Es ist gewiß eine günstige Situation für die 
Arbeit, wenn sie imstande ist, den Kampf mit dem Kapital durch 
eine technische Organisationsüberlegenheit, die sie noch besitzt, 
nicht nur im kleinen Guerilla-Krieg, sondern auch in der Form 
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großer Machtkämpfe zu führen, wenn sie wirkliche gewisser- 
maßen dokumentarische Siege erringen und Trophäen mit heim- 
führen kann. So war die Lage in Deutschland in der Zeit 
vor 1890—1gu5. Es ist aber ein vollständiges Unding, sollte 
einmal die Situation eintreten — ich will darüber nichts aus- 
sagen — daß solche dokumentierten Siege nicht mehr möglich 
sind, daß man solche Trophäen nicht mehr heimtragen kann, 
dann zu meinen, die \Widerstandsorganisation der Arbeiter 
würde wertlos. Solange sie überhaupt noch eine Macht ist, 
vor der das Unternehmertum sich fürchten muß, ist sie auch 
wertvoll. Und solange sie imstande ist, den Unternehmern 
durch eine auch nur teilweise Stillegung der Betriebe die Renta- 
bilität zu schmälern, ihnen materielle Schädigungen zuzufügen, 
wozu sie auch seit 1905 bei uns ganz zweifellos fähig ist, ist sie 
eine Macht, vor der das Unternehmertum, auch das so glän- 
zend organisierte und vielleicht so überlegene Unternehmertum 
von heute sich fürchten muß. Auch dann ist sie für die Ar- 
beiter zur Fundierung ihrer eigenen Lebensposition unersetzlich. 
Sie vermag dann immer noch in sinkenden Konjunkturen — 
weil man sie fürchtet — das Herabgehen der Löhne und son- 
stigen Bedingungen einzudämmen — und in günstigen Konjunk- 
turen, wo der Gewinnentgang sehr schmerzlich ist, automa- 
tisch, einfach weil sie da ist und weil man den Kampf mit ihr, 
die teilweise Stillegung des Betriebs nicht auf sich nehmen will, 
eine Verbesserung, wenn auch in den freiwilligen Formen des an- 
scheinenden »Geschenks« herbeizuführen. 

Dies voraus und allgemein. Von den beiden Wegen nun, 
die zur wirklich völligen Brechung der Widerstandsorganisation 
der Arbeit hinführen könnten und die ich nannte, ist der 
eine, die Auflösung und Beseitigung jeder Organisation, 
gangbar nur, wo der technische Apparat für die Beherrschung 
des Arbeitsmarktes, der Zwangsnachweisapparat imstande ist, 
dem Unternehmertum fortdauernd für jeden Streik, für jeden 
Konflikt mit der Arbeit das nötige völlig ausreichende Ersatz- 
material zuzuführen, wo also hinter jedem organisierten Arbeiter 
ein oder zwei unorganisierte stehen, wo das Kapital einen unbe- 
grenzten Zustrom nicht organisierter Arbeiter von außen in den 
Wirtschaftsapparat hineinzuziehen vermag. Das ist heute der 
Fall z. B. in den Vereinigten Staaten, dem großen Einwanderer- 
land; und dieser Weg der völligen Zerbrechung der organisierten 
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Arbeit durch nicht organisierte ist dort von dem organisierten 
Kapital auch beschritten worden, Es ist zum mindesten im 
Stahltrust gelungen, aus sogenannten »geschlossenen« Betrieben, 
Betrieben, in denen nur organisierte Arbeit sich befand, genau 
das Umgekehrte, nämlich Betriebe, die von jeder Arbeiteror- 
ganisation gereinigt sind, zu machen; in den Betrieben dieses 
Trusts sind heute tatsächlich nur noch Polen, Ruthenen, Russen 
und dergleichen von draußen zugeströmt, Menschen angestellt, 
die Gewerkschaften aber sind einfach hinausgeworfen. Es ist 
chaotische Arbeit an Stelle der organisierten und die absolute 
Herrschaft des Kapitals in diesen größten und fortgeschritten- 
sten Metallbetrieben der Welt heut stabiliert. 

Denselben Weg haben unsere Bergbaubesitzer, die ja auch 
mit einem fortgesetzten Zustrom von unorganisierten Arbeitern, 
mit den Polen, die sie aus dem deutschen Osten ziehen, ihre 
Betriebe ergänzen und unterhalten, beschritten. Auch diese 
haben einen Zwangsarbeitsnachweis eingeführt, den sie ja 
äußerlich durchgesetzt haben. Und auch dieser sollte dazu 
führen, die organisierte Arbeit langsam ganz durch nichtorgani- 
sierte zu ersetzen. Dies aber ist hier nicht gelungen, weil eben 
nicht ein unbegrenztes, sondern nur ein begrenztes Ersatz- 
material aus dem deutschen Osten für die organisierten Arbeiter 
in den Bergbaubetrieb herangezogen werden kann, deswegen, 
weil wir trotz unserer überwiegenden Einwanderung kein großes 
internationales Einwandererland darstellen. So bleibt für uns 
und für jedes uns ähnliche Land nur der andere Weg, der der 
gelben Organisationen, den man ja nun wohl in seiner ganz 


allgemeinen Bedeutung, die er gerade für uns besitzt, in diesem ` 


Zusammenhang verstehen wird. 

Kann er zum gleichen Ziel wie in den Vereinigten Staa- 
ten der andere führen ? Kann sich dann diese für die Zerbrechung 
der Widerstand geschaffene Herrschaftsorganisation des Kapitals 
über große Teile oder gar über die ganze Industrie ausdehnen ? 
Kann sie die Machtlage zwischen den beiden sich bisher gegen- 
überstehenden Kräften ganz verschieben ? 

Wir haben gesehen, diese gelben Gewerkschaften sind, so- 
weit sie sich lebensfähig erwiesen haben, Werkverbindungen. 
Wir sahen weiter, sie sind dabei im wesentlichen angesiedelt in 
den größten Riesenbetrieben. Dies ist gewiß zunächst ein 
Ausdruck der in diesen Betrieben in besonders starkem Maße vor- 
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handenen Machtüberlegenheit des Kapitals; es ist aber gleich- 
zeitig auch das Symptom einer äußeren Organisationsschranke, 
die sie für ihre Ausdehnung in der Industrie besitzen. 

Sie sind Gegenorganisation, welche die Bedeutung der 
selbständigen Gewerkschaften für die Arbeiter ersetzen sollen; 
sie müssen demnach dasjenige, was diese der Arbeiterschaft 
bieten, was sie ihr an Vorteilen, an Unterstützung, an Leistungen 
für das Leben, also was sie ihr ganz abgesehen von den Fällen 
des Kampfes geben, auch gewähren. Die Gewerkschaftsorgani- 
sation verwendet nun mehr als die Hälfte ihrer Beiträge für der- 
artige Unterstützungen, Leistungen in Gestalt von Kranken-, 
von Arbeitsiosen-, von Sterbegeldern und Aehnlichem. Das muß 
von den Gegenorganisationen auch geboten werden. Und es 
ist daher nichts Aeußerliches, es war vielmehr eine innere Not- 
wendigkeit, wie man jetzt einsieht, daß diese letztlich zu ganz 
anderen uns jetzt bekannten Zwecken geschaffenen Gebilde als 
Unterstützungsvereine von der Unternehmerschaft 
eingerichtet wurden, eine Notwendigkeit, die sich dann dahin 
erweitert, daB die Unternehmer und nicht die Arbeiter 
zum mindesten einen Teil der Leistungen auf ihre Tasche über- 
nehmen; wenn das diese Mitübernahme der außerstreiklichen 
Gewerkschaftsleistung ist, so ergibt sich der nähere Inhalt 
der Bezahlung, die das Unternehmertum dafür leistet, 
daß sich die Arbeiter in ihre Abhängigkeit begeben, daß sie 
auf das Streikrecht verzichten. — Damit aber ist die Ausdehnungs- 
fähigkeit dieser Organisationsform im Wirtschaftsleben und ins- 
besondere in der Industrie begrenzt. Denn es ist unmöglich 
dieses Prinzip eines Abkaufens des Streikrechts durch Unter- 
nehmerleistungen auf die ganze Industrie zu übertragen; die 
Unternehmer sind dazu zu arm. Sie stöhnen jetzt schon auf 
das schwerste über die Beiträge für die Arbeiterversicherung 
als eine Untergrabung ihrer Konkurrenzfähigkeit auf dem Welt- 
markt; und nur große Riesenunternehmungen, die durch ihre 
exzeptionelle Stellung Vorzugsrenten und Riesendividenden 
haben, sind in der Lage, einen Teil ihres Uebergewinns so freund- 
lichst in die Taschen der Arbeiter gleiten zu lassen. Nur 
solche Riesenunternehmungen können auch organisatorisch 
solche Werkvereine schaffen, denn nur in ihnen ist eine Arbeiter- 
schaft versammelt, die groß genug ist, um sie in isolierten 
Unterstützungsverbänden zusammenzufassen und in sich selbst 
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genügsame Gestaltungen gegenüber der allgemeinen Unter- 
stützungsorganisation der Gewerkschaften zu bilden. 

Das Prinzip der Gegenorganisation in gelben Vereinen ist also 
aus Geld- und aus Organisationsgründen, soweit wirklich lebens- 
fähige Gebilde daraus entstehen sollen, auf die Riesenunter- 
nehmungen eingeschränkt; und jeder Blick in die Statistik 
zeigt — es ließe sich das mit Zahlen ganz ausführlich belegen —, 
daß die gelbe Organisation tatsächlich auch nur dort ihre 
Stätte hat. In den Riesenbetrieben umfaßt sie heut ca. 15% 
der Arbeiterschaft, in denen der Maschinenindustrie %—?/,; je 
größer der Betrieb ist, eine um so größere Relevanz erhält sıe, 
bis sie schließlich in Unternehmungen wie Siemens und Halske 
sogar die Mehrheit darstellt. In der sonstigen Industrie aber, 
in deren Betrieben heute durchschnittlich 14 der Arbeiter regu- 
lär gewerkschaftlich organisiert ist, existiert sie nur in einigen ver- 
sprengten Trümmern, von im ganzen etwa 40000 Menschen: sie 
kann dort nicht leben. Und die Unternehmer haben das auch 
schon eingesehen; sie steckten sich für die Gesamtgestaltung heute 
andere Ziele. Die neue Organisation wird kein Generalprinzip 
der Brechung der gewerkschaftlichen Formung der Arbeiter- 
schaft werden. Immerhin sind sie auch so wichtig genug, vor 
allem als Symptom und zwar nicht so sehr einer materiellen 
Verschiebung, sondern einer geistigen, als Zeichen eines geisti- 
gen Zustands, der vielleicht, ganz gleich wie die materiellen 
Kräfteverhältnisse zwischen Arbeit und Kapital sind und sich 
noch gestalten werden, — ob die gelben Gewerkschaften darin 
als solche eine größere oder wie wahrscheinlich immer nur ge- 
ringe Rolle spielen werden — doch eine sehr allgemeine Bedeutung 
bekommen könnte, wenn er sich einmal wie eine große schwere 
Wolke über die ganze Arbeiterschaft ausbreiten sollte. 

Damit komme ich zu dem letzten und wesentlichsten, wovon 
ich sprechen möchte, zu dem Stehen dieser ganzen Erscheinung 
in dem Bureaukratisierungsprozeß unserer heutigen Gesellschaft, 
dem Rahmen, in den diese Bewegung glaube ich, letztlich ein- 
zustellen ist, wenn man ihre psychische Bedeutung voll 
verstehen will. Wir haben es hier natürlich nicht mit der 
Bureaukratisierung als einer technischen Notwendigkeit 
zu tun. Diese ist ein Phänomen von äußerlich begrenztem Um- 
fang. Aber die bureaukratische Umformung kann über den 
großen formalen Beherrschungsapparat, den sie schafft, hinaus- 
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gehen, sie kann eine innere Verfassung und eine Gesamt-Stim- 
mung der Bevölkerung erzeugen, die ihre Schatten durch das 
ganze Leben hindurchwirft; sie kann dadurch ein geistiges Um- 
formungsprinzip der Gesellschaft werden, das diese ihrem letzten 
Wesen und ihrer inneren Haltung nach mitbestimmt. Und jede 
Erscheinung, die in dieser Reihe steht, ist dann von allge- 
meinster Relevanz. 

Die gelbe Organisation ist ein Ausfluß bureaukratischen 
Geistes schon von der Unternehmerseite her gesehen. Wer bei 
dem Kristallisationsprozeß des Kapitals in den letzten Jahr- 
zehnten mit Unternehmern über die Motive, die mitgespielt 
haben, gesprochen hat, wird immer wieder auf die Bemerkung 
gestoßen sein, es sei ein SicherungsprozeB gewesen, 
in der Sprache des Unternehmers: für seine Existenz, in der 
rein tatsächlichen Sprache: für die Dividende des Kapitals, 
die Dividende, um es genauer auszudrücken, in erster Linie der 
Aktiengesellschaften. Die Aktiengesellschaften aber sind die 
kleinsten wirtschaftsbureaukratischen Körper, die wir in unserm 
Wirtschaftsleben haben; bureaukratische Körper sind sie, denn 
es sind Beamte, die hier die Unternehmerfunktion innehaben, 
Beamte, die für regelmäßige Bezüge, für nichtschwankende 
Dividenden ihren Auftraggebern, den Aktionären gegenüber, 
sıch haftbar fühlen. Und die Sicherungs- und Ausgleichungs-, 
die Beruhigungstendenzen, die in jeder Beamtenschaft liegen, 
diese Tendenzen sind in der wirtschaftlichen Unternehmung, 
sofern sie als Aktiengesellschaft organisiert ist, mitwirksam. 
Es ist eine Tendenz damit vorhanden, aus der Unruhe in die 
Ruhe, aus der Unsicherheit in die Sicherheit, aus der Unordnung 
in die Ordnung zu kommen. Und außer aus den Machtinteressen, 
von denen ich gesprochen habe, außer aus den Steigerungsinter- 
essen des Kapitalgewinns, ist jener große bureaukratische Ueber- 
bau an Kartellen, Interessengemeinschaften, und was alles da ist, 
der sich über die einzelnen Unternehmungen gesetzt hat, in den 
letzten Jahrzehnten mit herausgewachsen aus dieser Sicherungs- 
tendenz für die regelmäßige Dividende jener kleinsten bureau- 
kratischen Gebilde. Sehr viel nicht nur in der ganzen Kartell- 
und Trustbewegung, sondern weiter auch in der Bewegung, die 
sich auf die Sicherung der Arbeits verhältnisse bezieht, für 
welche, wie wir sahen, heut die Arbeitgeberverbände geschaffen 
wurden, wird dadurch verständlich. Sie alle haben heute nicht 
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nur Strikebrechungs-, sondern auch Strike versicherungs- 
tendenzen. Und von diesem Gesichtspunkt her gesehen ist die 
gelbe Organisation nichts weiter als die Anwendung dieser 
Sicherungstendenz auf die Arbeiterchaft im eigenen Betrieb, die 
straffste und konsequenteste Anwendung auf sie. Sie ist der 
Versuch, durch eine äußere Angleichung der Verhältnisse der 
Betriebsarbeiter an die von Betriebsbeamten: durch Pen- 
sionskassen durch das Versprechen das Verhältnis ein dauern- 
des sein zu lassen, keine Entlassungen der im Werkverein sicht- 
bar organisierten getreuen Arbeiterschaft vorzunehmen, diese 
Arbeiterschaft des eigenen Betriebs herauszulösen aus der großen 
breiten Flut der Gesamtarbeiterschaft, in der sie bisher gestan- 
den hatte, und sie als ein sicheres beamtenähnliches Element 
neben sie zu stellen, — sie herauszulösen allerdings — man 
muß wohl sagen — für ein Trinkgeld. Denn eine wirkliche 
Beamtenposition, bei der das Streikrecht ja nur aufgegeben 
wird für eine feste Anstellung, für die Sicherung der Exi- 
stenz durch eine dauernde Position, eine solche Stellung wird 
ja nicht gegeben, sondern es werden nur tatsächliche Verhält- 
nisse geschaffen, die sich jeden Tag in andere tatsächliche 
Verhältnisse umformen können. 

Die Arbeiterschaft aber geht tatsächlich, in starkem Maße 
in diese Netze. Sie wird, wir sehn, dort wo die Gewerk- 
vereinsgestaltung organisatorisch möglich ist, weitgehend gelb. 
Und von da wird diese äußerlich so kleine und begrenzte Gewerk- 
vereinsbewegung bedeutsam, als von einem generellen geistigen 
Gesichtspunkt. Es ist eine bekannte, durchaus begreifliche, 
man kann wohl sagen, selbstverständliche Tatsache, daß die 
Sicherung der Existenz, die die wirkliche Beamtenposition dar- 
bietet, für die Masse der Bevölkerung eine große Attraktion 
besitzt. Der Arbeiter, auch wenn er in gewerkschaftliche Organı- 
sationen eingegliedert ıst, hat doch eine außerordentlich un- 
sichere Existenz, er steht im Alter, wie die Dinge heute liegen, 
beinahe sicher dem Elend gegenüber; denn den alten Arbeiter, 
der abgetan wird, kann schließlich auch die Gewerkschaft, wie 
es heute liegt, nicht retten; — es ist also selbstverständlich, daB 
die Massen gern ihre Kinder in Beamtenpositionen zu bringen 
suchen. Es ist aber etwas Merkwürdiges und sehr zum Nach- 
denken Herausforderndes, wenn Arbeiter, hochstehende Industrie- 
arbeiter, ihre selbständige Existenz, ihr Aufsichselbstruhen, tat- 
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sächlich hingeben, nicht für eine wirkliche, sondern für eine 
ungesicherte Beamtenposition, ein Similibeamtentum. Man 
kann sagen, daß es ein Ausdruck der Machtüberlegenheit des 
Kapitals ist. Sicher ist aber nicht bloß das, nicht nur ein 
äußeres Sichfügen; sondern es liegt darin eine innere Halturg, 
eine geistige Geste die nur der Ausdruck sein kann für ein 
Ruhebedürfnis, eine Ermattung und Erschlaffung, in der eine 
Stimmung des Opportunismus groß geworden sein muß, die sich 
dann mit der unternehmerseits vorhandenen Bureaukratisierungs- 
tendenz begegnet und ihr unterliegt. Wer außerhalb steht, wer 
die Dinge nur aus größeren Entfernungen, wenn auch, soweit es 
ihm möglich ist, richtig zu erkennen sucht, kann nicht wissen, 
wie weit sich diese Stimmung und diese innere Haltung aus- 
breiten wird; er muß aber sagen, es ist nicht ausgeschlossen, 
daß sie generell wird. Denn die Betriebe, in denen das geschieht, 
sind ja weithin sichtbar herausgehobene Gebilde mit besten 
Löhnen und besten Leistungen, in denen man gewissermaßen 
schon ein Geschenk bekommt, wenn man in sie aufgenommen 
wird; die Arbeiterschaft in ihnen ist ausgelesen und entwickelt; 
und es kann sein, daß deren Haltung und deren Schicksal als 
Beispiele sehr weit in andere Arbeiterseelen hineinleuchten. Das 
würde dann bedeuten, daß die Bureaukratisierung der Gesell- 
schaft nicht nur in den äußeren Formen der Aktiengesellschaft, 
und nicht nur in den unternehmerlichen Sicherungstendenzen, 
sondern in der Gestalt von opportunistischen Sekuritätsbestim- 
mungen der Arbeiter bis an die Wurzeln unseres Lebenskörpers 
hinabdränge, daß der Schatten des Beamtentums in einer Ver- 
zerrung bis auf den Boden des Gesellschaftskörpers fiele, wo 
er dann künftig einmal auch noch andere allgemeinere Gestalten 
als die der gelben Arbeiterbewegung künftig annehmen müßte. 

Wie sollen wir uns dazu verhalten? Sich auf den fatali- 
stischen Standpunkt stellen, das einzige Mittel sei, die Simili- 
beamten in ein wirkliches Beamtentum zu verwandeln ? Dieser 
Fatalismus ist ein Nonsens. Er geht nicht an, weil der Ver- 
such einer zunehmenden Vollverbeamtung der Arbeiterschaft 
mit sicheren unkündbaren Stellungen in der Industrie nicht 
mehr und nicht weniger bedeutete — mehr sogar — als die 
plötzliche Inszenierung des sozialistischen Zukunftsstaätes. Er 
bedeutete die Sozialisierung der Arbeit bei dem Erhältenbleiben 
der kapitalistischen Form dr Produktion, welche die Bewegungen 
des Warenmarktes, das Auf und Ab der Konjunktur und damit das 
Bedürfs is Arbeiter anf die Str: Be zu werfen urd wieder heran- 
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zuziehen bestehen lassen würde. Es käme dadurch ein un- 
lösbarer Widerspruch in unsere heutigen Verhältnisse, den keine 
kapitalistische Produktion ertragen könnte. In Wahrheit wird, 
solange der Kapitalismus besteht, diese Halbverbeamtung der 
Arbeiter sich nicht zu einer wirklichen Sicherung ihrer Existenz 
auswachsen können. In Wahrheit wird infolgedessen das durch 
diese Entwicklung Geschaffene immer so sein, daß Krippen- 
existenzen, die ihre Eigenbestimmung für ein Linsengericht 
verschachert haben, an die Stelle von selbständigen Men- 
schen treten. In Wahrheit werden die Leute, die sich in diese 
Abhängigkeitsstellung beamtenähnlicher Art begeben, solange 
der Kapitalismus besteht, weder Beamte, noch selbständige Ar- 
beiter sein, sondern nicht mehr als treue Diener ihres Herrn. 
Man braucht kein Demokrat zu sein, um dies als das Ende der 
modernen Arbeiterbewegung nicht zu wünschen. Man braucht 
nur zu glauben, daß der inneren Wahrheit der heutigen Existenz 
des Menschen, dieser inneren Wahrheit, die von ihm verlangt, daß 
er sich eine selbständige Einfügung in die Gesellschaft schafft 
und daß er eine Autorität nur anerkennt, soweit er sie innerlich 
anzuerkennen in der Lage ist, auch die äußere Art seiner Ein- 
stellung entsprechen muß, so bleibt nur der andere Weg. Man 
wird die Machtüberlegenheit des Kapitals, aus der ja letztlich 
die ganze heutige Lage folgt, nicht noch durch Maßregeln, wie 
sie heute im Arbeitswilligengesetz verlangt werden, stärken 
dürfen. Man wird sich umgekehrt entschließen müssen, das 
Koalitionsrecht und die Möglichkeit der Zusammenfassung der 
Widerstandskraft der Arbeiter in Organisationen auszubauen. Ich 
überlasse andern Leuten darüber das Nähere zu sagen. Ich will 
hier nur bemerken: Der Terrorismus der organisierten Arbeiter- 
schaft, der daraus folgen soll, und gegen den die Gelben be- 
haupten notwendig zu sein ? — Darauf hat Brentano schon längst 
ein schr einfaches Mittel angegeben: jeden Versuch einen Organi- 
sationszwang unter den Arbeitern auszuüben, den übrigens die 
Unternehmer gegeneinander jeden Tag ausüben, jeden derartigen 
Organisationszwang überflüssig zu machen und dem Terroris- 
mus (den man dann scharf verfolgen könnte) innerlich die Kraft 
zu nehmen durch die Bestimmung, daß bei einer bestimmten 
Stärke der Arbeiterorganisationen das Unternehmertum ver- 
pflichtet ist, mit diesen Organisationen zu verhandeln, einen Pakt 
mit ihnen einzugehen. Existiert diese Bestimmung, dann braucht 
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die Arbeiterschaft sich nicht mehr ängstlich darum zu kümmern, 
daß alles, was mitarbeitet in die Organisation hineingebracht wird. 
Man wird zur Unterstützung der freien Organisation, sofern alles 
andere wirkungslos wird, wohl schließlich zu Aehnlichem gelangen. 

Den Gewerkschaften selber aber wird man zurufen, daß 
sie alles tun müssen, was ihre eigene freie Attraktionskraft 
stärkt, daß sie Pensionskassen fördern, soweit es geht eine Volks- 
versicherung für das Alter unterstützen, durch Bildung und 
Erziehung die Arbeiterschaft noch stärker geistig untereinander 
verbinden, daß sie großzügige organisatorische und geistige Arbeit 
leisten müssen, von der man für ihre eigene Wirkung nur 
wünschen kann, daß sie in einem freien und unparteiischen 
Geiste betrieben werden möge. 

Die Arbeiterschaft möge so ihre Gewerkschaftsideologie ent- 
wickeln. Wir als unparteiisch draußen Stehende aber dürfen 
uns nicht durch eine andere Ideologie täuschen lassen, die — 
das muß ehrlich gesagt werden — für außerhalb des Arbeits- 
kampfes Befindliche sehr viel Verführerisches hat, weil sie die 
Gemeinsamkeiten hervorhebt, und die Verbundenheiten unter- 
streicht, die eben in den Kämpfen übertönt werden. Es kommt 
darauf an, die Ideologie der gelben Presse als eine Maske zu 
erkennen, die von denen, die sie tragen, sicherlich nicht als 
solche gefühlt wird — denn die menschliche Seele ist ein eigen- 
tümliches Ding, sie glaubt, daß sehr viel aus ihr herauswächst, 
was doch nur von außen in sie hineingetragen wird — als eine 
Ideologie, die aber trotzdem Maske bleibt, hinter der wir das 
sehen müssen, was wirklich vorliegt oder doch in dieser 
gelben Organisation sich ankündigt: den Beginn einer inneren 
Umwandlung der Massen aus freien auf sich selbst stehenden 
Männern, die versuchen, ihr eigenes Los mit eigener Kraft zu 
gestalten, in andere, die in ihrer Abhängigkeit den gekrümmten 
Buckel gegenüber ihren Herren nicht mehr gerade recken dürfen. 
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Zur Geschichte der Berufsidee. 
Von 
ARTHUR SALZ. 


Es ist leichter festzustellen, was man sinnvoll unter einer 
»Berufsidee« oder — auf den Zusammenhang eines Ganzen 
achtend — einer »Berufsideologie« verstehen kann, als eine all- 
gemein annehmbare, eindeutige Bestimmung des Begriffes 
»Beruf« zu geben. Denn der Beruf ist ein eminent historisches 
Phänomen und das, was damit gemeint und darunter zu- 
sammengelfaßt, ist ein, wie gezeigt werden wird, im Wechsel der 
Zeiten und Geschicke höchst Verschiedenes, das nur durch fort- 
gesetzte Aequivokationen und sehr unzulänglich als ein Stabiles, 
Unverrückbares, Eindeutiges festgehalten werden kann. Dahin- 
gegen haben zu allen Zeiten (vielleicht mit einer sehr nahelie- 
genden Ausnahme) die im »praktischen« Leben Stehenden und 
Wirkenden, also die Berufstätigen, sich etwelche Gedanken ge- 
macht über den Sinn und die weitere Bedeutung ihres Wirkens 
und haben sich und ihre Tätigkeit irgendwie einem Höheren ver- 
bunden gefühlt; sie haben Ansprüche ansich selbst und Normen 
für ihr gesellschaftliches Verhalten gestellt und entsprechend 
Forderungen an ihre soziale Umgebung abgeleitet. Das aber 
soll gerade mit dem Worte Berufsidee (oder -ideologie) bezeich- 
net sein: das idealisierte, verklärte Bild, in dem einem Stande, 
einer Klasse, einer gesellschaftlichen Gruppe ihre Tätigkeit und 
ihr Dasein innerhalb des kollektiven Ganzen erscheint: der 
höhere Sinn und die Weihe, die von den einzelnen Tätigkeiten 
her auf ihre Träger ausströmten, der eigentliche Zweck, an den 
sich die zu einer gesellschaftlichen Eutaxie Verbundenen und an 
ihre Tätigkeiten Gebannten klammern, von dem sie im prägnanten 
Sinne leben, wornach sie sich innerlich orientieren, der sie 
und ihre Tätigkeit vor sich selbst und vor der übrigen Welt 
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rechtfertigt, der sie zusammenschließt und ihnen eine ihrer 
selbst gewisse Solidarität verleiht, der sie über Leiden und Schwie- 
rigkeiten hinwegtröstet und sie die Härten ihres gesellschaft- 
lichen Daseins tragen lehrt durch die Phantasmata, in denen er 
sie einwiegt und festhält und damit den ungestörten, gleich- 
sam automatischen Gang des sozialen Lebens garantiert. — 
Merkwürdig genug, daß je besser wir, wenigstens für die neue 
Aera, nach Ort und Zeit und Zahl über die tatsächliche Gliederung 
der Gesellschaft nach Berufen und über ihre Entwicklungs- 
tendenzen unterrichtet sind, um so weniger Aufmerksamkeit man 
bisher der Innenseite dieses gesellschaftlichen Grundphänomens, 
das wir als gesellschaftliche, Arbeitsteilung zu kategorisieren 
pflegen, geschenkt hat. Wir kennen genau die Cadres und Sche- 
mata, in denen sich das gesellschaftliche Leben bewegt und haben 
es in der Kunst des Anatomen der Gesellschaft, den gesell- 
schaftlichen Leichnam zu sezieren, ungemein weit gebracht; 
wir erforschen auch sorgsam die Formen, die dem »Beruf« in ver- 
gangenen und weit zurückliegenden Zeiten zu entsprechen schei- 
nen und haben ein deutliches Gefühl dafür, wie sehr der Stil 
unseres gesellschaftlichen, insonderheit unseres wirtschaftlichen 
Lebens, von der tatsächlichen Berufsgliederung und ihrer beson- 
deren Determination in jeder Gesellschaft abhängt. Aber wir 
wissen so gut wie nichts und haben uns nicht einmal darum be- 
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müht zu wissen, was in diesen Berufen vorgeht, welches ihr . 


eigenster Lebenswille und Lebensantrieb ist, nach welchen er- 
kennbaren inneren Motiven sie sich bilden oder von welchen 
Gedanken, ursprünglichen Erlebnissen, Sanktionen ihre tat- 
sächliche Bildung begleitet und ihr Schicksal gestaltet oder modi- 
fiziert wird. 

Indem ich so den Sinn des Wortes umschreibe, habe ich 
auch schon beiläufig angedeutet, was die Funktion der Berufs- 
ideologie (in der Geschichte) gewesen ist und sein kann. Das 
soziale Selbstbewußtsein, nicht mehr und nicht 
weniger ist durch diesen Seclenspiegel bedingt: das soziale 
Selbstbewußtsein, das bald als soziale Selbstbejahung, als kraft- 
voll aktiver Wille für Macht und Reichtum und Ehre, bald als 
herabgeminderte Lebensstimmung, als soziale Depression oder 
Resignation und im glücklichsten Falle als Hoffnung und Ver- 
trauen auf ein besseres Jenseits oder Diesseits sich auswirkt und 
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Wie der Drang des Blutes zum Herzen sind diese Ideologien: 
bald stürmisch und heiß, bald kaum wahrnehmbar, träge und 
bleich N. 

Um nicht mißverstanden zu werden: ich spreche nicht von 
Klassenidealen. Klassenideale sind etwas anderes als 
Berufsideologien. Vielleicht läßt sich der Unterschied klipp 
und klar so formulieren: ein Klassenideal ist bestimmt durch das 

was eine Gruppe hat oder haben möchte, durch ihre »Lage«, 
eine Berufsideologie durch das was eine Gruppe ist und wirkt 
oder gern sein möchte, durch ihren »Stand« Nur gleichsam zu- 
fällig kann eine bestimmte Berufsideologie Ideal einer Klasse 
werden. Es bedarf hierzu wohl keiner weitläufigen verdeutli- 
chenden Beispiele. Die moderne proletarische Klassenideologie 
ist keine Berufsideologie, sondern die Negation einer solchen ?). 
Im folgenden soll gezeigt werden, daß auch die Geschichte 
der (»tatsächlichen«, »konkreten«) Berufsbildung und -gestaltung 
in der Gesellschaft (und demnach auch ihre ökonomischen und 

1) Soll ich mich zur Bekräftigung dessen auf einen Zeitgenossen berufen, 
der im Zentrum des »praktischen« Lebens stehend, dessen Antriebe und moto- 
rischen Kräfte wohl kennen muß? Man war wohl gemeinhin ein wenig erstaunt, 
von einem »Amerikaner« diese Sätze zu lesen: »Du kannst weder Geschichte 


erzählen, noch Gesetze verstehen (er hätte ohne weiteres hinzufügen können: 
noch die Wirtschaft eines Volkes), ehe du nicht weißt, wie die Menschen, von 


denen du sprichst, sich selbst und einander betrachten ..... ich muß wissen, 
ob und was sie verehrten; ich muß ihren Tadel, ihren Spott und ihren Hohn 
hören ..... ich muß wissen, in welcher guten Haltung sie ihren Vorgesetzten 


gehorchten, was ihnen als ein weises Leben und ein seliger Tod galt, wie sie 
Eigentum betrachteten und Privilegien ansahen, wie sie ihre Feiertage begingen 
und was sie feierten; ich muß wissen, ob sie Unterdrückung duldeten und warum 
— und ich muß dies alles mit ihren Augen sehen, che ich ihre Gesetzbücher ver- 
stehen kann. Ihre rechtlichen Beziehungen sind nicht unabhängig von ihrer 
Lebensweise und ihre Denkweise ist der Spiegel ihrer Lebensweisee Und er 
fügt hinzu: »Der wissenschaftliche Geist unseres Zeitalters ist schuld daran, 
daß diese urewigen Wahrheiten in Gefahr geraten, verschleiert und verdunkelt 
zu werden.« 

23) Sie gründet in und ist stark durch den Glauben, daß die ehemals eìn- 
heitliche Gesellschaft, ja die Menschheit überhaupt, in zwei wesensverschiedene 
Teile oder Rassen zerfalien ist, die nicht durch einen Eros zusammengetrieben 
werden, sondern einander fliehen und bekämpfen müssen. Der Proleta- 
rier nach der Theorie des Klassenkampfes fühlt sich und muß sich als organ- 
verschieden fühlen von dem im Kapitalismus befangenen Berufsmenschen. 

. Eine echte Berufsideologie hingegen ist z. B. die des Mönchtums: die christlich 
gefaßte Askese ist zur Berufsaufigabe dieses »Standes der Gnade und der Buße«e, 
wie er sich selbst nennt, geworden, der damit das wahre christliche Leben oder 
die irdische Vollkommenheit darstellt. Das Mönchtum lebte und gedieh 
geradezu von der Unmöglichkeit oder Unfähigkeit des frühen Christentums, dem 
irdischen Berufsleben einen höheren, verklärten Sinn zu geben. 
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sonstigen Konsequenzen) nicht verstanden und nicht genetisch : 
erklärt werden kann ohne Berücksichtigung gewisser Ideolo-: . 
gien, die, wenn auch in mannigfaltigen Abwandlungen, das ` 
Pervadierende sind in dem Wandel der gesellschaftlichen Formen 
und Organisationen. Die weitaus dauerbarste Ideologie aber, 
die für die Erklärung als das wahrhafte apriori jeder echten Be- 
rufsbildung in Betracht kommt, ist, worauf ja schon das Wort 
»Beruf« hindeutet, die religiöse Ideologie. Denn »Beruf« 
ist ein Wort sakraler Bedeutung, ein Wort ganz gefüllt mit 
religiösem Inhalt. In jeder Kultursprache der Welt ist es ein 
Wort der Priester, der Magier, der Dichter — erst in neuerer 
Zeit ist es ein Wort des Marktes und der Gasse, gleichsam ein 
idealisches Geld mit gesellschaftlichem Zwangskurs geworden, í 
erst in nachlutherischer Zeit hat es den Sinn erhalten, in dem A 
wir heute dieses Wort gebrauchen °’). 

Aber nur, weil das Reich des Oekonomischen sich früher als 
andere Lebensbezirke laisiert hat und profan und selbstherrlich - 
geworden ist, hat man so lange verkennen dürfen, daß auch 
ökonomische Institutionen mit ihren Wurzeln hinab- und hinein- 
reichen in das Absolute und von ihm her Gestaltung und Fär- 
bung empfingen. Es ist schwierig und kostet uns angesichts der 
uns umgebenden Tatsachen eine gewisse innere Ueberwindung, 
das Religiöse mit dem Wirtschaftlichen oder auch (demallgemeinen 
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3) In der heutigen Theologie bedeutet »Berufung« das Moment der Weckung 
durch die dem Menschen entgegentretende Macht des christlich-religiösen 
Gedankens und Lebens. Es bedeutet die Initiative von seiten Gottes, das Bewirkt- 
werden des religiösen Vorgangs von Gott her und nicht vom Menschen her und 
zugleich die Durchsetzung dieses Vorgangs vermöge der an den Menschen her- 
antretenden Mächte der Ueberlieferung. (Troeltsch in: Die Religion in Geschichte 
und Gegenwart I. Band). Sehr charakteristisch tritt der Unterschied zwischen 
Berufung und Beruf bei den alttestamentlichen Propheten hervor. Amos, Rinder- 
hirt und Züchter von Maulbeerfeisenbäumen aus Thekoa, wird durch einen 
unerwarteten Akt berufen. Jahve hat ihn »hinter der Herde« hinweggeh«lt. 
Dieser Ruf wirkte so mächtig auf ihn, daß er seine irdische Hantierung, eben 
seinen Beruf, von sich warf und als Prophet seines Gottes zu wirken begann. 
Dieser Verlauf ist typisch und läßt sich bei nahezu allen Propheten und Religions- 
stiftern aufweisen (vgl. Jesaias, 6; Jeremias, 1, 4ff.; Ezechiel 2—3, 5 ). — Durch 
diese unmittelbare göttliche Berufung weiß sich Amos besonders legitimiert 
und fühlt sich von den gewöhnlichen berufsmäßigen Propheten, die aus ihrem 
»Prophetentums ein einträgliches Geschäft machen (wie die Scphisten aus ihrer 
Weisheit), das sie in einer Prophetenschule erlernt haben, innerlich scharf 
abgeschieden und prötestiert gegen die Gleichsetzung mit jenen landesüblichen 
extatischen Propheten. Sein Wort: ich bin kein Prophet (im gewöhnlichen Sinne 
des Wortes) und keines solchen Propheten Schüler, hat programmatische Be- 
deutung. 
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Gefühl nach) das Höchste mit dem Niedrigsten irgendwie inner- 
lich zu verknüpfen, trotzdem wir wissen, wie sehr Moral, Recht, 


Kunst und andere soziale Institutionen von ihm aus beeinflußt 


worden sind; wir suchen das Problem des Zusammenhangs beider 
zu umgehen, indem wir uns nur allzu leicht überreden lassen, 
daß auch das Alte und Primitive und Ursprüngliche nicht »mo- 
dern genug« vorgestellt werden könne und daß wir mit unseren, 
aus der Anschauung zeitgenössischer Verhältnisse abgezogenen 
Kategorien vollauf das Auslangen finden, wenn es sich darum 
handelt, das Vergangene und seine Entstehungsbedingungen 
zu erklären. Dies alles aber sind Notbehelfe, gegen die sich ge- 
schärftes wissenschaftliches Gewissen heute auflehnt, und so 
möchte eine der vornehmsten Aufgaben einer soziologisch orien- 
tierten Nationalökonomie sein, uns von dieser Befangenheit in 
einem rationalisierenden Historismus endgültig zu befreien. 
Zwei gänzlich verschiedene Ideologien und Motivreihen 
liegen dem gesellschaftbildenden Phänomen der Arbeitsteilung 
(Spezialisierung der Funktionen), zu denen die Berufsbildung 
gehört, zugrunde, von denen die eine Reihe in den »primitiven« 
Gesellschaftsformationen, bei den sog. Naturvölkern und remi- 
niszenzenhaft in der Antike (z.B. stark in der Platonischen Staats- 
lehre, hauptsächlich in den Nomoi und auch in mosaischer Lehre 
anklingend), die andere bei den »Kulturvölkern« vorwiegend 
wirksam ist. Die Motive, die zur erstmaligen Bildung der Berufe 
geführt haben und damit auch die gesellschaftliche Bedeutung 
und Wertung dieser Berufe sind sehr verschieden von der heute 
vorfindbaren und auch von derjenigen Ideologie, die zur Zeit, 
als die moderne Berufsbildung entstand (also im wesentlichen 
diesseits des Mittelalters), die vorherrschende gewesen ist. Die 
eine, in primitiven Zuständen vorwaltende Motivationsreihe ent- 
scheidet über die Qualität und Intensität und den ursprünglichen 
Sinn, die andere, uns besser zugängliche, weil bei zivilisierten 
Völkern auf einer gewissen Entwicklungshöhe nahezu aus- 
schließlich maßgebende, über den Umfang, die Breite und Exten- 
sität der Berufsbildung ®). Nach H. Spencer hängt die Ent- 
stehung der Berufe mit dem Totenkult zusammen und hätte sich 
notwendig aus diesem entwickelt. Die Verehrung der ver- 


t) Den neuen Aspekt dieses ehrwürdigsten Bestandstückes der sozialen 
Forschung verdanken wir der modernen französischen Soziologie. 
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göttlichten Könige und Häuptlinge habe den Priesterberuf 5) 
entstehen lassen, Tanz und Musik seien ebenda nach den Vor- 
schriften des Kultus berufsmäßig, d.h. streng zere- 
moniell geübt worden. Aus der Beziehung zu übernatür- 
lichen Wesen, aus der Notwendigkeit, die Geister, von denen 
man sich allenthalben umgeben glaubte und besonders die der 
Toten zu befriedigen und auf sie zu wirken, seien die ersten 
Berufe entsprungen. Abgesehen von anderen Einwänden, die 
man erheben könnte, so erklärt diese Theorie doch nicht, warum 
die betreffenden kultischen Funktionen das ausschließliche 
Monopol der Clans oder Individuen geworden sind und welche 
ursprüngliche Qualifikation für die Ausübung dieser 
Tätigkeiten gefordert war. Eine Durchprüfung des ethnologi- 
schen Materials führt zu dem Resultat, daß die Spezialisierung 
und Monopolisierung bestimmter Tätigkeiten so bei den Clan- 
schaften, bei den Bünden wie bei den Individuen durch den 
Totemglauben®) bedingt ist. Jeder Clan kann nach der 
religiösen Vorstellung nur auf einen, seinen Totem wirken, 
er ist mit ihm substantiell identisch, jedes Individuum ist 
als Abkömmling des Totems buchstäblich der Totem. Weil 
man den einzelnen Clans besondere (magische) Kräfte und 
eine besondere Wirkungsfähigkeit auf je eine Kategorie von 
totemistischen Gegenständen zutraut, darum sind die Clans 
spezialisiert nach bestimmten »Berufen«, und so ist diese Spe- 
zialisierung, zugleich religiösen und ökonomischen Inhalts, nur 
der Ausdruck für die Identität zwischen Clan und Totem. Ebenso 
wie die Spezialisierung (Differenzierung) beruht auch die Inte- 


— 


5) Priesterschaft als Beruf setzt voraus, daß die Religion die primitive 
Stufe, die der Magie, schon überschritten hat und zum Kultus erstarrt ist. Die 
Magie als bestimmte religiöse Praxis ist weder mit Göttern noch mit Geistern 
notwendig verbunden, sie ist älter als der Magier, der Priester. Der Kultus 
ist zum Unterschied von der Magie eine soziale Institution; der Uchbergang 
von einem (dem magischen) zum andern (kultischen) religiösen Zustand ist 
wahrscheinlich (nach Robertson Smith) durch das Seßhaftwerden determiniert. 
Außerdem enthält der Kultus als besonderes Merkmal ein kosmisches 
Moment. »Vollentwickelte Kulte . . . stellen die Opfer und die Kultusstätte in 
einen kosmischen Zusammenhang hin; die kultischen Vorgänge stehen unter 
dem Schutz der göttlichen Weltmächte und erhalten für den Weltlauf Be- 
deutungs. Eine strenge Grenzziehung zwischen Magie und Kultus ist schon darum 
schwierig, weil die Magie im allgemeinen unter Kultformen weiter lebt. 

6, Hier wird (weil es für das Resultat irrelevant ist) davon abgesehen, daß 
Totemismus in reiner Form nur an verhältnismäßig wenigen Stellen sicher nach- 
gewiesen ist, ferner davon, daß einige früher für sicher gehaltene Sätze 
neuerdings bezweifelt werden. 
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grierung, z. B. der Austausch von Produkten zwischen den 
Clans, insbesondere auch die örtliche Konzentration der Gewerbe 
bei den Primitiven und die Verteilung der Gewerbeprodukte 
durch Tausch, vielfach auf diesem Glauben und geht zurück auf 
das Verbot, den eignen Totem zu konsumieren bzw. auf den 
Glauben an die Befähigung bestimmter Gruppen, gewisse Gegen- 
stände mit magischer Kraft zu laden. Das totemistische Glau- 
benssystem und die Vermischung der Clans untereinander muB- 
ten also zur religiösen Spezialisierung führen; in ihr drückt sich 
die Zugehörigkeit zu und die Macht über je einen Totem aus. 
Was aber so religiösen Motiven und Antrieben seine Entstehung 
verdankt, hat bei der Identität und Ungeschiedenheit von sakra- 
lem und profanem Dasein zugleich ökonomische Bedeutung. 
-Nur wo Totemismus, findet man auch wirtschaftliche Arbeits- 
teilung. Die Teilung der Arbeit und wirtschaftlichen Funktionen 
und die Bindung an den »Beruf«heißt, daß die einzelnen Gruppen 
vermöge einer besonderen Affinität zu besonderen Gegenständen 
ausschließlich befähigt sind, auf diese Dinge magisch zu wirken. 
Jeder Clan hat so seine eigne primäre Qualifikation, jeder Beruf 
ist ein magisches Monopol. Die ökonomischen Funktionen sind 
also gemäß dem Gesetz der Identität von Clan und Totem ver- 
teilt. Ebenso wie mit den Gruppen, ist es später mit denjenigen 
Einzelpersonen, die zuerst Träger von Berufen sind: Zauberern ?’), 
Priestern, Aerzten, Schmieden u. a. Ein jeder von diesen ist 
für seinen Beruf vermöge der ihm innewohnenden magischen 
Kräfte allein prädestiniert und diese ihm zugeschriebenen Kräfte 


?) Der Priester (als König oder dessen Repräsentant) vertritt dem Gotte 
gerenüber die Gesellschaft, die den Gott verehrt, die aber das Heilige 
nicht mehr auf eigene Faust verrichtet. Durch diese scine soziale, aus der kulti- 
schen folgende Stellung, unterscheidet sich der Priester bestimmt von dem Zau- 
berer. Die Priester bilden eine Priesterschaft, und diese ist wiederum das geist- 
liche Organ der Kommune oder des Staates. Der Priester (zuvörderst Deuter, 
Künder, dann erst Verwalter der verschiedenen religiösen Heilsgüter) steht 
also als der von beiden Teilen her beauftragte Mittler zwischen Gottheit und 
Menschheit. (In der Ekstase wird eine Gleichsetzung zwischen Gott und Priester 
erreicht). Das soziale Element im Priesteramte liegt im Kultus, der an sich (im 
Unterschied von der Magie) immer den Charakter einer Gemeinde praxis 
besitzt. Sehr deutlich beim ägyptischen Priestertum, der cham-näte (Gottes- 
diener) wäscht, salbt, schminkt den Gott jeden Morgen, bringt ihm Speise, 
Trank, frische Blumen usf. Wo ein reges rceligiöses Leben besteht, wird die Me- 
chanisierung und Bureaukratisierung der priesterlichen Kultusorganisation durch- 
brochen von den wirklichen Propheten. Näheres darüber gehört in die Sozio- 
logie der Religion. 
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besitzt er vermöge seiner Teilhaberschaft, seiner Identität mit 
einem totemistischen Objekt. (Die Kaste der Brahmanen 
2. B. — ursprünglich Reichszauberer bedeutend — besitzt die 
magische Kraft von Brahman usf.) 9). 

8$) »Die Vorrechte der höheren Kasten beruhten überhaupt ursprünglich 
auf der Vorstellung, daß diese eine höhere und krättigere Natur als andere Leute 
besitzen, kraft deren sie Geister bDändigen können und in sich selbst einen Gegen- 
zauber gegen böse Zaubermächte besitzen. Die älteste Königsmacht war eine 
priesterliche, wie wir das bei den peruan. Incas, bei den Pharaonen, den 
altsemitischen Königen (daher auch die Konflikte zwischen Richter, Prophet 
und König!), wie bei dem chines. Kaiser und dem Mikado beobachten können. 
Ebenso war es die Sache der spartanischen, der römischen und der altgermani- 
schen Könige, den höchsten Gottesdienst auszuüben und das Land zu beschützen, 
auch gegen Unheil von seiten der Natur und gegen unheimliche Mächte. Die 
Tabukraft, die dem Könige diese Macht verleiht, vererbt sich mit der Würde 
und deren Abzeichen (aber wehe ihm und seiner Würde, wenn er Mißerfolge hat!). 
Daß der König erschlagen wurde, damit seine Kraft noch ın voller Blüte dem 
Nachiolger zugute kommen könne, wird häufig berichtet; der »sakrale Königs- 
morde wurde in Südindien wie in Schweden, bei den Acthiopen wie bei den alten 
Preußen vollzogen.« (Ed. Lehmann.) Ueber die Beam ten stellung hingegen 
der nobiles und principes bei den Germanen vgl. Heußler, Verfassungsgeschichte. 

Grote hat gelegentlich darauf hingewiesen, wie sich das Hellas der Sage 
von dem historischen Griechenland zur Zeit des peloponnesischen Krieges cha- 
rakteristisch unterscheidet. Während die historische Oligarchie mit der Demo- 
kratie in der Forderung eines festbegründeten Regierungssystems (beruhend 
auf spezialisierten Aemtern, periodischem Beanttenwechsel und in irgend einer 
Form Verantwortlichkeit gegenüber der Masse der berechtigten Bürzerschatt) 
sehen wirin dem Sagenbild eine »Regierungsform, in welcher von einem be- 
stimmten Plane oder von einem System wenig zu entdecken ist, in welcher noch 
weniger von irgend einer Art von Verantwortlichkeit den Regierten gegenüber 
die Rede ist, in welcher vielmehr das Hauptmotiv des Gehorsams von seiten 
des Volkes in dessen persönlichem Gefühle und seiner Verehrung für seine An- 
führer bestehte. ..... Vom König als dem Ersten von allen wird bemerkt: 
Er ist nicht durch irgendeine breite oder unüberschreitbare Klutt von den anderen 
Häuptlingen geschieden, der Titel Basileus kommt jedem von ihnen, so gut wie 
dem Könige selbst zu; seine Oberherrschaft hat er von seinen Vorfahren geerbt 
und überliefert sie, dem allgemeinen Gesetze nach, seinem ältesten Sohne, da 
sie als ein Privilegium durch die Gunst des Zeus auf die Familie übertragen ist. 

.. »Sein persönlicher Einfluß, den die Menschen als von der Gunst der Götter 
herstammend, sowohl ihm persönlich als seinem Stamme zuerkannten — und dies 
wahrscheinlich, weil man ihn von göttlicher Herkunft glaubte, ist der hervor- 
ragendste Zug in dem Gemälde.« 

Einsichtige Kenner der englischen Verfassung versichern, daß die nachhaltige 
Wirksamkeit eines ähnlichen ideologischen Moments in der engl. Verfassung gar 
nicht zu überschätzen und der Nutzen dieser sich forterhaltenden politischen 
Ideologie ganz unbercchenbar groß ist. Das Charakteristische der englischen Mo- 
narchie — so sagt Bagehot — liege darin, daß sie die Gefühle bewahrt, durch 
weiche die heroischen Könige früherer, roherer Zeitalter regiert haben, und 
ihnen diejenigen hinzugefügt, durch welche die Verfassungen des späteren Grie- 
chenlands in einem gebildeten Zeitalter herrschten. »Meist verhindert das »Gött- 
liches, welches den König vollständig umgibt, daß man sich irgend einen klaren 
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Jeder Beruf setzt so einen Inhaber spezieller magisch-charis- 
matischer Kräfte, einen Träger von »Gnaden«gaben voraus, 
vermöge deren er auf bestimmte Gegenstände magisch einwirken 
kann. Daß nun aber für die Verrichtung bestimmter Tätigkeiten 
bestimmte und speziell religiöse oder magische Kräfte verlangt 
werden, diese Forderung ergibt sich aus der Heiligkeit der Ob- 
jekte, mit denen es die Werkverrichtungen zu tun haben. Jedes 
heilige Objekt ist gebannt. Der religiöse Bann ist das Corre- 
lat der Heiligkeit, das äußere Zeichen, wodurch das Heilige be- 
stimmt und erkannt wird. Jede heilige Sache ist Tabu. Nun 
liegt auf vielen wirtschaftlich wichtigen Dingen (wie Eisen, 
manchen Feldfrüchten, Fahrzeugen usf.) der religiöse Bann; 
daraus aber ergibt sich ein Antagonismus zwischen religiösem und 
wirtschaftlichem Leben, ein Konflikt zwischen sakralem und 
profanem Dasein, den die Religion, wie sie ihn entstehen läßt, 
allein auch zu lösen imstande ist. Sie bietet zwei Lösungsformen: 
entweder der heilige und gebannte (später als »unrein« erklärte) 
Gegenstand wird entsühnt, der Bann wird gebrochen (das ge- 
schieht durch Opfer und Weihen, namentlich der Erstlinge), 
oder aber die Berührung dieser heiligen Dinge wird nur einzel- 
nen, sei es Gruppen, sei es Individuen, erlaubt, die ganz vor- 
nehmlich mit heiliger Kraft erfüllt, allein mit solchen Dingen in 
einen wirksamen und gefahrlosen Kontakt treten dürfen: und 
das ist die soziale Differenzierung; ihrer sakralen Bedeutung 
nach also das Pendant des Opfers und der gleichen religiösen 
Bewußtseinstatsache entsprungen ?). Man verkehrt fürder mit 
Begriff von ihm bildet. Wir bilden uns ein, daß der Gegenstand unserer Treue 
mehr durch seine innere Natur als durch seine äußere Stellung 
über uns erhaben ist. Wir vergöttern ihn mit dem Gefühl, wie man es einst 
nach Doktrinen getan hat. Dieses Phantasma ist eine unberechenbare 
Wohltat für das Menschengeschlecht gewesen und ist es noch, denn es verhindert 
in der Tat die Menschen, sich ihre Beherrscher selbst zu suchen: wir können 
einen Mann, der gestern noch war, was wir sind, und der es morgen wieder sein 
wird, den wir zu der Stellung, die er einnimmt, beriefen, nicht mit jener loyalen 
Illusion umgeben. Aber obwohl dieser Aberglauben die Erwählung von Herr- 
schern verhindert, so macht er doch die Existenz von ungewählten Herrschern 
möglich. Ungebildete Leute wähnen, daß ihr König, gekrönt mit der heiligen 
Krone, gesalbt mit dem Oele der von Rheims, ein Sproß des Hauses Plantagenet, 
eine andere Art von Wesen ist, als einer der nicht vom königl. Hause abstammt 
und weder gekrönt noch gesalbt ist. Sie glauben, daßesnureinen Mann gebe, 
dem sie zufolge eines mystischen Rechts gehorchen müssen und deshalb gehor- 
chen sie ihm.« (Bagehot, Englische Verfassung, S. 43 f.). 


%3) Dab die Spezialisierung, die Berufsteilung unter strenge Strafsanktion 
gestellt, daß die Technik ein für allemal normiert ist, beweist um so mehr ihren 
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dem Heiligen nur durch Zwischenträger, sei es Riten, sei es 
designierte Individuen. Um einem heiligen Objekt zu nahen, 
muß man selbst schon heilig sein, für jeden anderen ist der Kon- 
takt mit Gefahren verbunden. Wer in dem Bannkreis heiliger 
Objekte steht, auf den strahlen diese magische Kräfte aus und 
verstärken seine ursprüngliche Kraft. So sind die Berutsmenschen 
doppelt heilig: als Gefäße heiliger Kraft und wegen ihres dauern- 
den Kontaktes mit heiligen Dingen. Sie haben Teil an dem We- 
sen der heiligen Dinge (sind damit geradezu identisch) und können 
das nur, weil sie schon aus dem gleichen Stoffe sind wie das Hei- 
lige !%). Darum sind ihnen diese bestimmten Tätigkeiten allein 
vorbehalten. Soweit bestimmte Tätigkeiten in Händen von 
einzelnen Personen liegen, beziehen diese ihre Fähigkeiten 
aus einer intimen Beziehung zu ihrem Totem oder geben sich 
durch äußere Zeichen (Mienen, Gebärden usf.) als Begnadete zu 
erkennen. So werden häufig Stammesfremde mit ungewohnten 
Sitten als Träger magischer Kräfte angesehen und werden die 
ersten ökonomisch-magischen Funktionen (z. B. das Schmiede- 
gewerbe) häufig von Fremden ausgeübt !!). Diese magischen 


sozilobligatorischen Charakter, ihren Ursprung aus dem religiösen 
Bewußtsein als einem besonderen Fall des Tabu. 

10) Tabu ist jede Person oder Sache, die mit Geisterkraft erfüllt oder der 
Wirkung dieser Kräfte besonders ausgesetzt ist. Im ersteren Falle ist die Person 
als heilig, im letzteren als unrein zu betrachtene (Edw. Lehmann). 
Natürlich wird das Monopol des Berufes von dessen Inhabern (Zauberern, 
Häuptlingen, Adel usf.) wirtschaftlich ausgebeutet, indem sie nicht nur ihren 
eignen Besitz unnahbar machen, sondern sich auch des Eigentums anderer be- 
mächtigen. 

1!) Die Heiligkeit, das besondere Charisma, braucht den Stammesfremden 
nicht als solchen und um ihrer fremden Sitten willen zuzukommen, sondern die 
Fremden gelten auch als heilig, weil sie mit heiligem Material zu tun haben. Das 
Erz aber ist überall Gegenstand besonderer Heiligkeit, sei es wegen seiner rela- 
tiven Seltenheit (aes erat in pretio, Chalibaea massa latebat), sei es in Konsequenz 
einer (naturalen) Metaphysik. Macrob. Sat. 5, 19 gibt cine reiche Sammlung von 
Beispielen für die Heiligkeit des Erzes. Bachofen spricht an verschiedenen 
Stellen seiner Werke (vgl. Gräbersymbolik passim) davon und bringt auch ge- 
mäß seiner Lehre, daB Mutterrecht und Industrialismus der Männer Hand in 
Hand gehen (Typen: Aegypter, Lyder, Etrusker) die Verbreitung der Schmiede- 
und Erzarbeit in der Antike in Zusammenhang mit der mutterrechtlichen Or- 
ganisation der betreffenden Gegenden (vgl. seine bzw. Rochettes Theorie von 
den Cyklopen als einer Handwerksgenossenschaft asiatischen Ursprungs, welche 
von da als wandernde Werkleute nach Griechenland, Thracien, Sizilien ge- 
langen und mit dem Mauerbau auch die Erzarbeit verbinden. Vgl. ferner die 
Gynokratie der Lemnischen Sintier u. a. m.). 

Demgegenüber ist doch aber auffallend, daß in vielen Sprachen (im Sanskrit, 
im Altbaktrischen, bei den Semiten, Arabern u. a.) das Wort für Zauberer (also 
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Kräfte und die besondere Wesensart sind den Betroffenen nicht 
eingeboren, sondern kommen ihnen von außen zu: im Clan 
z. B. zirkuliert die Kraft des Totems; auch der Magier (Zauberer) 
wird nicht als solcher geboren, sondern die magische Kraft fließt in 
den Betreffenden ein, häufig wird man es durch Berührung und 
Verkehr mit gewissen Geistern oder durch den Besitz von Dingen, 
in denen die Geister verschlossen sind (z. B. gewisse Steine). 
Der Magier ist der von bestimmten, wirksamen Kräften Be- 
sessene, und weil seine Kraft ihm von außen zukommt, kann er 
sie auch, z. B. wenn er das religiöse Verbot mißachtend mit pro- 
fanen Wesen in Berührung tritt, wieder verlieren (Mythus von 
Simson), er entlädt sich seiner magischen Kraft, die er nur durch 
Kontakt mit einer außer-natürlichen Umgebung erworben hatte. 
Die Vorstellung von den besonderen Kräften und Fähigkeiten, 
die Grundlage für die Spezialisierung der wirtschaftlichen Tätig- 
keiten, ist also verankert in dem Glauben, daß die äußerlich 
wahrnehmbaren Dinge nur ein Schleier sind, der außernatürliche 
Kräfte verhüllt, m. a. W. sie gründet in der bei allen Primitiven 
wiederkehrenden Vorstellung von Mana (bei den Melanesen 
und Orenda bei den Irokesen). Bei allen Naturvölkern ist der 
Glaube verbreitet, daß hinter den sichtbaren Dingen Mächte 
sich verbergen, welche die wahren Ursachen der Bewegungen in 
der äußeren Natur sind und das wahre, unsichtbare Wesen 
der Dinge enthalten. Die ganze Natur erscheint so als ein System 
religiöser Kräfte. Um aber auf diese wirken zu können, genügt 
es nicht, im Besitz physischer Kraft zu sein, sondern man muß, 
wesensgleich jenen Mächten, die verborgenen Kräfte entsiegeln 
können, d. h. der Mensch, der wirksame Tätigkeit bieten will, 
muß teilhaben am Mana, muß Mana in sich enthalten. Der 
Jäger ist geschickt oder seine Waffe trägt ans Ziel, weil sie Mana 
enthält. So wie der Clan identisch ist mit seinem Totem und dar- 
um auf ihn wirken kann, so bändigt der Berufsmensch die magi- 
sche Kraft nur, weil er sie in sich enthält, weil er selbst Mana, 
weil er identisch ist mit dem Objekt, das er meistert (der Magier 
heilt Krankheiten nur, weil er sie auch hervorbringen 


den Urberuf) sherumziehen«, der Zauber(priester)beruf also ein Gewerbe bedeu- 
tet, das im Umbherziehen als Wandergewerbe betrieben wird. Die Magier 
selbst (das sind die Priester der Perser, vgl. Herodot I, 132) sollen einer Theorie 
zuiolge ein medisches (also landestremdes) Geschlecht gewesen sein. Im 
Avesta werden die Priester (Athrava) als aus der Ferne kommend und ein Wander- 
leben führend geschildert. 
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kann). Das ist der Grund, warum Magier, Schmiede u. a. eine 
besondere Wesensart haben: sie leben in einer anderen als der 
sichtbaren Welt. Jeder von ihnen gehört der Welt der religiösen 
Kräfte an, ist selbst eine von diesen Kräften, darum eben- 
so heilig wie diese und von der übrigen Welt geschieden. 
Eine völlig religiöse Ausdeutung der Natur und des Natur- 
geschehens bildet demnach die Grundlage der Berufsteilung bei 
den Primitiven, die Vorstellung nämlich, daß die physische 
Kausalität die Auswirkung von religiösen Kräften ist, welche 
die Dinge beherrschen und sie eben dadurch zu heiligen und 
gebannten machen. Die Welt der Sichtbarkeiten ist nur eine 
Wirkung; um diese Wirkungen zu modifizieren, muß man zu 
den wahren Ursachen (den Müttern) herab- oder heraufsteigen, 
dazu aber bedarf es der besonderen magischen Kraft, die nur 
diejenigen Individuen besitzen können, die mit solchen, den 
Dingen immanenten Kräften, im Verkehr stehen. Jeder Clan 
mit eignem Totem hat eine abgegrenzte Wirkungssphäre, die 
soweit geht, als Gegenstände in den Bereich des Totems fallen. 
Der Totem selbst ist nur das Symbol, worin dieses supranaturale 
Vermögen vorgestellt wird; der Clan, der dieser Totem ist, 
besitzt diese ganz bestimmte Kraft. Ebenso verhält es sich mit 
dem Magier, dem Künstler usf., die diesem Clan entsprungen 
sind. Die gleiche Vorstellung bewirkt die rigorose Trennung 
der wirtschaftlichen Tätigkeit nach Geschlechtern; jedes der 
beiden Geschlechter (ebenso wie die Clans von total verschie- 
dener Lebenssubstanz) besitzt Macht nur über ganz bestimmte 
Gruppen von Dingen. Insbesondere die Frau ist die Quelle 
magischer Zuflüsse aller Art vermöge ihrer näheren Verbindung 
mit dem Blute, das der Totem selbst ist. 

Diese Metaphysik der Natur ist also die letzte Wurzel der 
Berufsspezialisiertung und erklärt nicht nur, warum solche 
Kräfte nötig sind, sondern auch, warum man sie besitzen kann. 

Wenden wir uns von hier den Kulturvölkern zu und sehen 
zunächst in die Antike! Es wäre ja denkbar, daß bei der Durch- 
dringung des ganzen Lebens und jedes einzelnen Aktes mit reli- 
giösem Gehalt, bei der Unterstellung alles Geschehens unter ein 
göttliches Numen auch auf die gewöhnlichen Verrichtungen und 
Tätigkeiten des Alltags etwas von Heiligkeit und Würde aus- 
strahlte, obwohl dies sicherlich nur durch die Vermittlung der 
Philosophie und Theologie möglich war; aber diese »Tätigkeiten« 
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sind in der Antike keine »Berufe« in unserem Sinne, keine starren 
Schemata, in die der Mensch hineingeboren wird, die er ergreift 
oder richtiger: von denen er ergriffen wird, sondern der Mensch 
— ob besser oder schlechter, bedeutend oder unbedeutend 
kommt nicht in Frage — ist eben ein Mikrokosmos, der unter 
anderem auch dies und jenes treibt. Seine soziale Dignität war 
freilich durch seine »Berufszugehörigkeit« endgültig festgelegt, 
nur soweit er — in unserem Sinne — »beruflos« war, ist er Mensch 
und Respektperson und wer gar — wie die Sophisten — aus seiner 
Begabung eine Erwerbsquelle, ein Geschäft, einen Beruf macht, 
wer Weisheit feil hat, bleibt in der guten Gesellschaft und 
mag er ein noch so »nützliches« Mitglied der Gesellschaft sein, 
immer anrüchig !?). Allerdings liegt es im Wesen des Polytheis- 
mus, mit der aus ihm folgenden Unterstellung alles Geschehens 
unter je einen oder zwei Götter — als Gegeninstanz zu den An- 
schauungen der obersten Kulturnation — zu einer Verklärung 
der Tätigkeiten geradezu anzureizen. Die Gottheiten, so könnte 
man paradox sagen, hatten »Berufe«, sie sind (wenn auch die 
Motive für die Wahl der einzelnen nicht mehr erkennbar) all- 
mählich heroische oder heroisierte Berufsmenschen geworden. 
Diese Schöpfungen eines Idealismus, in denen das ganze Manko 


12) Freilich darf nicht vergessen werden, daß die Philosophie unter allen 
Literaturzweigen insofern eine Ausnahme bildete, als sie (und höchstens noch 
die Historie) sich ohne Anlehnung an ein Gewerbe entwickelte und sie allein 
nicht zum »Beruf« (im Sinne entgeltlicher Tätigkeit) ausartete. Nicht so die 
übrigen Literaturzweige. Denn wenn auch gemeingriechischer Anschauung 
gemäß jedes bis zur Virtuosität — und auch künstlerischer! — getriebene Spe- 
zialistentum verpönt und verächtlich war, so haben doch gerade schon Dichter, 
welche wie Pindar und Simonides für die Ausbreitung jener ritterlich-feudalen, 
später panhellenischen, ideal gewordnen Anschauung von der Minderwertig- 
keit der Erwerbs- und Berufsarbeit das meiste getan, ihre Muse verkauft und 
waren Lohn- und Gelegenheitsdichter, ohne daß — und dies ist ja gerade das 
Merkwürdige — durch dieses Verhältnis ihre Kunst Schaden genommen hätte! 
V’eberhaupt darf selbst in dieser vorläufigen Skizze nicht unerwähnt bleiben — 
einerseits damit die motorische und rcale Durchschlagskraft von Ideologien 
nicht überschätzt werde, andererseits um anzudeuten, wie wenig gleichartig 
»berufsmäßig« getriebene Tätigkeiten zu verschiedenen Zeiten und unter ver- 
schiedenen Bedingungen auf Mensch und Werk einwirken — daß dieses grie- 
chische Schrifttum seinen Mann ernährte und daß insbesondere von der Kunst 
und ihrem Betrieb, da sie in enger und unlösbarer Beziehung zum Kult stand, 
eine Menge ihrer Diener und Priester lebten. 

Hier kann zwar von all diesen Dingen nur das Allernotdürftigste gesagt 
werden. Ich habe mir aber als eine großartige Aufgabe vorgesetzt, den »Geists 
der Antike in scinem Verhältnis zu Wirtschaft und Gesellschaft eingehend dar- 
zustellen. 
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des irdischen Daseins seine Ergänzung suchte und fand, sie alle 
treten uns entgegen außer in Schönheit lebend als Inhaber be- 
stimmter Aemter (als welche sie sehr verständlich besonders auf 
byzantinischen Münzen abgebildet sind), von Pflichten und 
Wirkungssphären, in denen sie sich mit selbstgenugsamer Sicher- 
heit bewegen. Was eine viel spätere Zeit von den großen Grund- 
herren sagte: sie alle sind und wollen sein wie Götter, das ließe 
sich umgekehrt auf die Götter anwenden: sie sind wie ideal 
herrschende und ihre Gewalt ausübende Grundherren und 
Edelleute. Es möchte wohl sein, daß eine der Wurzeln des Poly- 
theismus und ein Mittel seiner Selbsterhaltung darin gelegen ist, 
daß er so mit dem Alltag in eine gewisse Beziehung trat und die 
Geschehnisse des Lebens in der heroischen Epoche der griechi- 
schen Geschichte eigentlich als eine Affäre der Götter unter- 
einander angesehen wird. Plinius schreibt es der menschlichen 
Schwäche und Hilflosigkeit zu, daß sie die Götter nicht anders 
als durch Auflösung in unzählige Einzelwesen begreifen könne, 
Tertullian spottet, daß das Ansehen mancher Lokalgötter — 
man wandte sich ähnlich wie später zu den Heiligen an die 
einzelne Gottheit mit seinem Anliegen, nicht an die Gesamtheit 
der Götter — gleich dem der Ratsherren kleiner Städte nicht 
über deren Weichbild sich hinauserstrecke, und Augustin vollends, 
vergleicht die Untergötter mit den Handwerkern in der Straße 
der Silberschmiede, wo jedes Gefäß bis zu seiner Vollendung 
durch viele Hände gehe, während es doch vom einzelnen ganz 
vollendet werden könnte, aber freilich diese Meisterschaft in der 
ganzen Kunst würde schwer und langsam zu gewinnen sein, 
einen Teil derselben könnte jeder leicht und schnell erlernen. 

Wenn es mir auch unzutreffend erscheint (wie gelegentlich 
behauptet wurde), daß der Polytheismus mit der fortschreitenden 
Teilung der Arbeit entstehe, daß jede Gottheit nur ein aus der 
örtlichen Behausung abgelöster, einem bestimmten Departement 
vorgesetzter Fetisch, und diese Beförderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung langsam nachgehinkt sei — die Einstellung des 
Blickes auf die »berufsmäßige« Spezialisierung ist im Polytheismus 
vorhanden. Das durchaus eigentümliche aber in der hellenischen 
Antike bleibt: daß dem Griechen nur die technische 
Seite des Phänomens zum Bewußtsein kommt und daß, soweit 
Beruf Arbeit ist und seine Wertschätzung von der Wertschätzung 
dieser bestimmt wird, die griechische Antike oder noch richtiger 
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der attische Kulturkreis trotz Hesiod nicht sehr über die traditio- 
nelle Verachtung hinaus kam, mit der noch der windigste Spie- 
Ber seine eigene Faulheit vor sich selbst rechtfertigte. 

Ohne weiteres ist zuzugeben, daß diese antiökonomische 
Gesinnung als panhellenisches Ideal selbst wieder irgendwie 
bedingt und historisch entstanden ist; reichte unsere Kenntnis 
des Griechentums weiter in die Vergangenheit zurück, so würden 
wir vermutlich auf anders gesinnte Perioden kommen, die frei 
sind von so prononziert wirtschafts- und erwerbsfeindlicher Ge- 
sinnung, frei nicht nur deshalb, weil sie über ihren Zustand in 
der Gesellschaft noch nicht reflektieren und kein Bewußtsein 
davon haben, sondern weil sie auf ihre elementaren Erfahrungen 
anders reagieren als mit einer ausgesprochen wirtschaftsfeind- 
lichen Ideologie oder auch weil sie von anderen Erfahrungen als 
elementarem Anschauungsmaterial ausgehen. Denn diese Ideo- 
logie kann in zwiefachem Sinne gedeutet und auf antinomisch 
entgegengesetzte Erlebnisgrundlagen zurückgeführt werden: ent- 
weder ist sie Reaktion auf unerhörte, ursprüngliche Leiden und 
Mühsale, ein nie erfülltes Wunschbild, das sich immer wieder an 
der so ganz entgegengesetzten Wirklichkeit entzündet, oder aber 
der adäquate Ausdruck eines ungemein intensiven und jugend- 
frohen Lebensgefühls, das sich frei und glücklich und ohne 
Schwanken noch in dem geistigen Bilde oder Selbstporträt aus- 
strömt. 

Auf die Möglichkeit einer historischer Forschung nicht mehr 
zugänglichen Urtradition (die ja auch auf anderen Gebieten 
reminiszenzenhaft und den Zeitgenossen selbst nicht mehr ver- 
ständlich durchschimmert) schließen wir daraus, daß unsere lite- 
rarische Kenntnis der griechischen Welt gerade an einem gel- 
stigen Kreuzungspunkte anhebt, wo, wenn man so sagen darf, 
zwei entgegengesetzte ökonomische Weltansichten auseinander- 
gehen, die eine aber, und zwar die wirtschaftsfeindliche sieg- 
reich bleibt, ins allgemeine Bewußtsein eindringt, panhelleni- 
sches Ideal, nationales Ethos wird, während die andere, die Ar- 
beit und Erwerb und alle »bürgerlichen« Tugenden positiv wertet, 
sich verliert, zur Reminiszenz und (grade im Gegensatz zu 
allem, was uns sonst über die Ausbreitung und Wirkung ökono- 
mischer Anschauung bekannt ist) zur Sonntagsidee wird. 

Konkret gesprochen: neben der homerischen Welt der trotzi- 
gen Recken, der schwelgenden Phäaken, der zu Gaste sich la- 
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denden Götter (und dem bukolisch verklärten Schildtableau) 
steht als gleichzeitiges Gegenbild die hesiodische Welt des harten 
und mühselig arbeitenden Bauerntums, kein romantisches Licht- 
bild, sondern ein uraltes düsteres Gemälde aus einer Zeit, da die 
Arbeit zwar auch schon als Plage galt, aber noch nicht Banausie 
hieß, die Griechen noch nicht aus Bauern Politiker geworden 
waren und neben dem unfreien Dmos der kräftige, freie Tag- 
löhner und die Magd noch ihre Stelle hatten, ein Bild, das den 
Spartaner Kleomenes zu dem Urteil veranlaßte, Homer sei ein 
Dichter der Freien, Hesiod für Heloten. Dieser Gegensatz 
möglicher Lebens- und Gesellschaftsformen in seinen mannig- 
fachen Nuancierungen und Bedingtheiten zieht sich (was hier 
nicht näher ausgeführt werden kann) durch die ganze griechische 
Geschichte, durch die griechische Wirklichkeit und die griechi- 
sche Literatur. Der Hesiodschen, der Solonischen, der (amphi- 
bolen) Pindarischen Ideologie, dem in den Tyrannenpoleis herr- 
schenden (merkantilen) Geist, der kolonialen und schließlich 
demokratischen Lebensform steht die monarchische, aristokra- 
tische Polis, steht Plato gegenüber. Wenn Perikles an Athen 
die Vielgeschäftigkeit seiner Bewohner, ihre Befähigung zu 
allem und jedem, ihre Virtuosität in Erwerb und Politik u. a. m. 
rühmt, — so tritt diesem Lob Plato entgegen mit seiner (»un- 
griechischen«) Forderung strengster Spezialisierung und kasten- 
mäßiger Abgeschlossenheit der Stände und Berufe. Von ägypti- 
schen Eindrücken bestimmt (auf die Aegypter als Lehrmeister 
der kunstvollen Staats- und Gesellschaftsordnung hatte schon 
Herodot hingewiesen!) stellt Plato dem sich zersplitternden, 
alles besorgenden Griechen, wie ihn Thukydides (Perikles) preist, 
ein höchst einseitiges Spezialistentum, der athenischen Poly- 
pragmosyne die Oikeiopragia, das Virtuosentum auf einem be- 
stimmten Gebiete gegenüber, läßt eine volle Durchbildung nur 
für die regierende Kaste im Staate gelten und verlangt im übrigen, 
den Staat von der »Gesellschaft« emanzipierend, ein Berufs- 
beamtentum, ein Berufskriegertum und spezielle Gesetzgeber. 
Mit diesem Postulat berufsmäßiger Spezialisierung war er gewiß 
weniger »lebenswahr«, wirklichkeitsabbildend als Thukydides, 
aber ebenso wie Homer und der spätere Aristoteles für die Folge- 
zeit von ungeheurem Bildungswert und das nationale Kultur- 
ideal durchaus bestimmend und sanktionierend. Von Homer, 


Plato und Aristoteles erhalten die Griechen und nach ihnen die 
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Römer für gesellschaftliche und wirtschaftliche Dinge ein ge- 
meinsames, ihrer Eigenart und ihren Bedingungen entsprechen- 
des Ideal. In diesem aber kommt nur ein Teil und zwar 
gerade der nicht durch den wirtschaftlichen Beruf determinier- 
bare Teil des gesellschaftlichen Kosmos in Betracht: nur die 
politisch-militärisch, allenfalls noch kultisch ausschlaggebenden 
Funktionen und die Besitzschichten (zum Unterschied von 
den Erwerbsschichten), was vielfach Hand in Hand geht. 
Alles andere gehört zu den Niederungen, von denen man nicht 
redet und die (durch Anlage und Beruf) keines edlen Pathos 
fähig sind. Die konkreten Umstände, welche in irgendeinem 
Sinne auf diese Anschauungen von Einfluß gewesen sind, lassen 
sich hier nicht erörtern, es ist nur auf die Beharrlichkeit und 
Konstanz dieser Gesinnung hinzuweisen, an die auch das alte 


Christentum nicht zu rühren wagte. 


Bezeichnend bleibt, eben weil sie unser Problem sozusagen mit Fingern 
tastet, jene Stelle im Platonischen Charmides. Man disputiert über die Beson- 
nenheit, und Kritias hat soeben die owrgsslvn als das T% Exuto) mpdrzeıv 
definiert. Sokrates macht den Einwand: also könnten die Handwerker, die 
nicht bloß ihr Eigenes, sondern auch für Fremde arbeiten, nicht besonnen sein. 
Statt zu antworten, daß auch das Arbeiten für fremde Leute (die berufsmäßige 
Spezialisation) ein TÒ &autcd sei, führt Kritias eine Scheidung ein zwischen 
TÒ zoreiv (tun) und Tò nzarterv (wirken) und beruft sich dabei auf Hesiod, 
der unmöglich die Arbeit keine Schande hätte nennen können (Epyov oùðsy 
elvat övsı3os), wenn er unter wirken und tun alle die niederen Geschäfte, wie 
Schuhe flicken, Sardellen verkaufen usf. verstanden hätte. »Nein, Hesiod 
machte eben einen Unterschied zwischen etwas einfach machen einerseits und 
etwas tun und wirken anderseits; etwas machen galt ihm dann für eine Schande, 
so oft dies ohne Sinn für das Edle und Schöne geschieht; Arbeit dürfte er nie für 
entehrend gehalten haben, davon bin ıch überzeugt. Denn was Du in edler Ab- 
sicht und mit Hinblick auf den Nutzen machst, das hieß er wirken (Epya &x@Aeı), 
Arbeit und Tat dann alles, was auf diese Weise gemacht wird«. 


Wie in ihrem geistigen Leben überhaupt, so sind die Römer 
auch in ihren Sozialideen die gelehrigen Schüler der Griechen, 
nur daß bei der größeren Publizität der römischen Geschichte 
und dem »organischen« oder systematischen Charakter, den die 
Weltgeschichte nach Polybius’ Urteil mit dem Eintritt der Römer 
in die Welt annimmt, die Diskrepanzen zwischen dem was die 
Besten zu sein wünschten und als Vorbilder für ihr Volk 
hinstellten und der unerbittlichen Wirklichkeit deutlicher als 
sonst in Erscheinung tritt, und gemäß ihrem konstruktiven Geiste 
die Allgemeinanschauungen über anständigen und ehrenhaften 
Erwerb und das Gegenteil alsbald immer nach Ausdruck in einem 
juristischen Gesetz rangen. Die Schriften Ciceros sind als kultur- 
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geschichtliche Quellen, auch wegen ihrer Nachwirkungen (z. B. 
auf -die christlichen Soziallehren) von unschätzbarem Wert. 
Cicero, ein Anhänger der altrömischen enzyklopädischen Ein- 
heit, nur einer mit griechischer Bildung und Urbanität durch- 
tränkten, stellt (in de officiis I, 42, IIo u. a. a. O.) eine ausführ- 
liche Werttafel der Berufe auf. 


Zuerst mißfallen die Gewerbe, durch die man sich den Haß der Menschen 
zuzieht, wie das der Zöllner und der Wucherer. Unedel und niedrig 
ist ferner das Gewerbe der Taglöhner, denen man bloß die Arbeit und 
nicht die Kunst bezahlt. Denn bei ihnen ist gerade der Lohn das Handgeld, für 
das sie sich zu cinem Sklavendienste verbindlich machen. Für niedrig müssen 
auch de Krämer gelten, die von den Großhändlern Waren kaufen, um sie 
sogleich wieder zu verkaufen; denn die können nichts gewinnen, wenn sie nicht 
die Käufer gehörig belügen, und wahrlich, es gibt doch nichts Schimpflicheres 
als Lüge. Auch alle Handwerker treiben ein niedriges Gewerbe, denn 
eine Werkstätte kann nichts Edles in sich schließen. Am wenigsten sind die 
Beschäftigungen zu billigen, welche Dienerinnen der sinnlichen Lüste sind: 
die Seefischhändler, Fleischer, Köche, Würstemacher, Fischer (wie Terentius 
sagt), füge noch hinzu die Salbenkrämer, die Tänzer und die ganze Bande von 
Glücksspielern. 

Die Künste hingegen, die auf einer tieferen Einsicht beruhen oder einen nicht 
unerheblichen Nutzen gewähren, wie die Arzneikunde, die Baukunst, der Unter- 
richt in den edlen Wissenschaften sind für Leute, mit deren Stand sie sich ver- 
tragen, ehrenvoll. Der Kleinhandel muß als eine niedrige Beschäftigung 
angesehen werden, der Großhandel hingegen, der aus allen Ländern viele 
Waren herbeischafft und den Genuß derselben vielen Menschen gewährt, ohne 
sie zu betrügen, verdient nicht eben Tadel. Ja sogar der Kaufmann kann, wie ich 
glaube, mit dem vollsten Recht Anspruch auf Lob erheben, wenn er gesättigt 
oder vielmehr zufrieden mit seinem Gewinn, so wie er vormals oft von dem 
hohen Meere in den Hafen einlief, nunmehr sich aus dem Hafen auf seine länd- 
lichen Besitzungen zurückzieht. Unter allen Erwerbsarten aber ist keine so gut, 
so angenehm, so eines freien Mannes würdig wie die Landwirtschaft (vgl. auch 
Cato maior de senectute c. 15—1T7). 

Außer Kleinhandel und Handwerk (die es in Rom nie zu einer respektablen 
Schätzung bringen konnten, trotzdem es Handwerke gab, die von freien 
Leuten betrieben wurden und trotzdem die collegia ihre Gründung auf den gött- 
lichen Numa zurückleiteten!) galten als Inhaber unanständiger Berufe, von 
denen der liberal erzogene Mann mit Geringschätzung sprach: die Leute, 
welche Bäckereien und Badehäuser betrieben oder auch Fluß- und Hafenzölle 
pachteten, öffentliche Arbeiten aller Art, z. B. die Kloakenreinigung ausführten, 
und insbesondere zwei waren so unchrenhaft, daß ihre Ausübung nach Cäsars 
Munizipalgesetz geradezu die Wählbarkeit zu städtischen Ehrenämtern nahmen: 
das der Leichenbesorger und der öffentlichen Ausrufer bei Auktionen, überhaupt 
alles, was mit dem Auktionswesen zusammen hing, dessen große Einträg- 
lichkeit nebenbei bemerkt ein Licht wirft auf die Mobilität der römischen 
Vermögen und die Raschheit des Besitzwechsels. Nur der Ackerbau blieb 
sowohl bei den Griechen wie bei den Römern von der allgemeinen Mißachtung 
der Erwerbsarbeit ausgeschlossen, nach Hesiod steht er unter dem be- 
sonderen Schutze der Götter, und’ wenn auch Plato den Bauern in den Stand 
der Dienenden rückt, so istihm doch die agrarische Folis die selbstverständliche 
Grundlage seiner Staatskonstruktion, und in gleicher Weise warnen Plato 
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und Cicero vor dem Geiste des Meeres (7?v7,73:3279227.05\ und der Schiffahrt 
und die Römer schätzen sich glücklich als Binnenstadt erwachsen zu sein 
(Cicero, de republ. II, 4). 

Auch die spätantike (kaiserlich-römische und byzantinische) Entwicklung 
eines reichgeglicderten und höchstspezialisierten Berufslebens kann füglich nicht 
zum Vergleich mit der modernen herangezogen werden: denn dieser Beruf ist 
etwas im wesentlichen Passives, etwas was der Bürger von seiten des 
Staates (oder des vergöttlichten Kaisers) erleidet, nicht was er spontan 
tut. Untrennbar ist der Beruf in der späten Antike mit dem Begriff der onera 
verbunden. Diese spätantike Entwicklung, die wir als Bureaukratisierung zu 
bezeichnen pflegen, die Uebernahnie des grundherrlichen und insbesondere 
kaiserlichen Verwaltungsapparats von seiten des Staates — sie ist eine staat- 
liche Institution, staatlicher Initiative entspringend und dem Verwaltungsbe- 
dürfnis entsprechend. Sie ist nicht freiwillig, nicht von dem aktiven Erwerbs- 
willen der Bevölkerung getragen, wie in der mittelalterlichen Stadt. Sie ist ein 
letztes Aufbäumen und eine letzte großartige Kraftanstrengung des in seinem 
Marke bedrohten Staates, der noch einmal die in seinem Wesen liegenden Orga- 
nisationstendenzen zusammicenrafft, um sich zu erhalten, 

Aber was dieser späten, burcaukratischen und der mittelalterlichen Berufs- 
bildung gemeinsam ist, das ist wieder ein ideclogisches Moment, das von da ab 
nicht mehr verschwindet, sondern fortwirkt: die Auffassung der Tätigkeit als 
Amt, damit die Bindung an und Abhängigkeit von einer übergeordneten, sach- 
lich-persönlichen Instanz. 


Wenn nun auch zwar die Antike den Begriff des Berufs 
im Sinne persönlicher Differenziertheit und als Organisations- 
prinzip der Gesellschaft nicht gekannt hat, so blieb ihr doch die 
technisch-wirtschaftliche Tatsache, auf der die Berufsgliederung 
beruht, die Arbeitsteilung, nicht verborgen und auch dafür hatte 
sie ein Gefühl, daß das sozial wirksame Tun aus einer inneren 
Qualifikation stammt und sich das Ganze und Bleibende der 
Subjektivität in den gesellschaftlichen Funktionen praktisch 
objektiviert, nur daß diese Stellung und Funktion innerhalb der 
Gesellschaft immer an ein Persönliches und Natürliches gebunden 
blieb, wie das in der Aristotelischen Lehre zum Ausdruck ge- 
langt, daß einige von Natur aus zum Öoukele:v, andere 
ebenso zum deönöferv bestimmt seien, eine Anschauung, die 
auch im Christentum größten Einfluß erlangt hat. — 

Von anderer machtvoller Bedeutung wurde die religiöse 
Heiligung des »Berufs« im Monotheismus, zunächst im jüdischen. 
Zwar sind nicht die einzelnen Berufe und kaum das Berufsleben 
als solches Gegenstand religiöser Betrachtung, — nur die phari- 
säische Theologie macht einen Unterschied in der Wertschätzung 
der Berufe, je nachdem sie sich ein Leben nach dem Gesetz 
leisten können oder nicht, aber die jüdische Gottesidee hat auch 
hier — zum Unterschied vom neuen Testament — unmittelbar 
gesellschaftbildend und -rechtfertigend gewirkt. Es läßt sich 
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mit großer Bestimmtheit behaupten, daß das Judentum seine 
Beharrlichkeit und Zähigkeit der Unterstellung jedes Tuns und 
Leidens unter den Willen seines Gottes, eines im ganzen unver- 
antwortlichen nationalen Despoten, verdankt. Wie die Idee der 
Auserwähltheit und Bevorzugung — nicht aus Gnade, sondern, 
man möchte sagen kraft rechtens, aus Verdienst: Wir 
erfüllen deine Gebote, dafür gibst du uns unverlierbare und 
unverjährbare Privilegien, wir sind deine Lehensleute und halten 
dir Treue, du unser Vater, König, Herr in einem — wie diese 
Intimität des Verhältnisses des ganzen Volkes zu scinem Gott 
aus wechselseitigen Verpflichtungen dem jüdischen Volke seine 
ungeheure Sicherheit und Zuversicht unter den Völkern ge- 
währte, so verlieh sie auch, indem sie aus dem Volke in der Seele des 
Individuums Wurzeln schlug, diesem einzelnen cinen ungeheuren 
Rückhalt, der jedes Schicksal bändigte und im Hinblick auf den 
ein völliges Scheitern unmöglich war. Alles was er tut, geschieht 
im Namen des Herrn, auf dessen Hilfe er baut. Der ärgste Scha- 
cherer wie der Bauer, den sein Beruf ja schon zum Optimisten 
erzieht, ja selbst der mühselige Proletarier sind darum von einer 
ganz eigenartigen Zuversicht erfüllt, nicht aus Gewissenlosigkeit, 
sondern weil sie jenem Bund einen so hohen Kredit geben, weil 
sie sich in unmittelbarer Beziehung gesetzt fühlen zu der letzten 
Instanz, ihrem Gott, der der Gott ihrer Väter und Vorväter ist. 

Das Christentum knüpft an mosaisch-sektiererische Ideen 
an, aber es entnationalisiert sie — Jesus freilich beschränkt 
seine Tätigkeit mit Bewußtsein auf Israel (Mtth. 15, 4), — diese 
Ideen werden bald spiritualistisch, farbloser, fleischloser, un- 
leiblicher als im Judentum. Versuche ich zu formulieren — mit 
all den Vorbehalten, die gegenüber summarischen Verengerungen 
stets zu machen sind — was das Unterscheidende in der Berufs- 
auffassung der Antike und des Christentums war, welche Idee 
mit dem Christentum zum ersten Male in die Welt gekommen zu 
sein scheint, so ist es dies: christlich im Gegensatz zu heidnisch 
und antik ist die Idee, daß man etwas werden kann, was 
man nicht ist, daß man nicht von Natur aus bestimmt 
ist, sondern daß man etwas wird, was man will. Man heiligt 
und lobt sich, wenn man den Beruf heiligt und wertschätzt. 
Diese Prätention: etwas zu sein, was man nicht ist, das ist eine 
moderne, genauer: das ist die spezifisch christliche Prätention. 
Der Heide glaubte nicht etwas anderes sein oder werden zu müs- 
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sen als er war. Man hatte nicht nötig, sich durch irgendeinen 
Zwang, durch irgendeine Macht zu banalisieren, man vollendete 
sich und nur sich Kraft der eingeborenen Tugend und Tüchtigkeit, 
jeder verlangte von sich nur sich selbst und stützte sich dabei 
ohne sich umzuformen auf seinen Gott. Daher die große Zahl 
der Götter, so zahlreich wie die Instinkte der Menschen. Nicht 
aus freier Wahl weiht der Mensch sich diesem oder jenem Gott, 
sondern der Gott erkennt im Menschen sein Ebenbild. 


Die apostolische Gemeinde und das frühe Christentum, eschatologisch und 
konservativ in bezug auf die gegebene Staatsordnung gestimmt, verhielten sich 
dem Berufsleben gegenüber, dem Nebeneinander von Arbeit, Besitz, Beruf und 
ständischer Gliederung, zunächst wertindifferent. Ihr Standort lag außerhalb die- 
ser Welt und die Kraft ihres Glaubens und ihrer Zuversicht bemaß sich geradezu 
nach der Distanz ihrer eigenen inneren Politie zu den irdischen und »gesellschaft- 
lichene Dingen, an denen sich diese Kraft doch zu bewähren hatte. Man akzep- 
tierte die gegebenen Lebenstatsachen als die dem Sündenstande entsprechende 
Einrichtung der Welt, an der zu rütteln man sich nicht für befugt hielt, man 
schloß sich höchstens von den Tätigkeiten aus, die mit dem heidnischen Kult 
in irgend einer Berührung standen, tat sich darauf gelegentlich nicht wenig 
zugute, weil diese Boykottierung gewisser Gewerbe eine starke Beeinträchti- 
gung der ohnehin nicht großen wirtschaftlichen Arbeitskraft bedeutete, im 
übrigen aber nahm die Lehre zu den Berufen und zur gesellschaftlichen Schich- 
tung keine positiv wertende Stellung und versuchte es gar nicht, diese ge- 
sellschaftliche Gegebenheit in eine innere Beziehung zu den religiösen Werten 
zu setzen, 

Die apostolische Gemeinde betrachtete sich als berufen, das Reich Gottes, 
den Leib Christi, zu verwirklichen, eine Aufgabe, die durch die Teilarbeit jedes 
Christen an dem gemeinsamen Zwecke gelöst werden müsse. Die Gnadengaben 
seien verschieden verteilt, alle aber gingen aus demselben Geist hervor und 
seien zu dem gleichen Zwecke verlichen (Röm. ı2, 3—8, I. Kor. 12, 3—20, 
Eph. 4, 7—10). Nicht was einer in der Welt treibt, ist Gegenstand der (religiösen) 
Wertschätzung und Würdigung, sondern sein positiver Beitrag zu dem kom- 
menden Reich Gottes wird ihm zugerechnet; daher sind alle irdischen Berufe 
gleich unwichtig, und jeder möge in der Hantierung und in dem Stande bleiben, 
in der ihn die Berufung zum Christentume angetroffen habe und sich darin be- 
währen. Dieses Paulinische Wort vom Ausharren in seinem Stande ist ein Ur- 
wort der christlichen Soziallehre geworden und bezeichnet eine dauernde prin- 
zipielle Stellungnahme gegenüber dem gesellschaftlichen Leben und seinen Pro- 
blemen, die auch anderwärts, in Indien z. B., die Kastenherrschaft so sehr erleich- 
tert hat. Demgemäß werden die Arbeit und die irdischen Hantierungen weder 
geradezu verachtet — der apostalische Beruf selbst vertrug sich sehr wohl mit 
der praktischen Ausübung eines Handwerks und man bewertete diese Kombina- 
tion später schr hoch, auch die Gleichnisreden zeugen für verständnisvolles Mit- 
leben mit dem Alltag — noch auch besonders verklärt oder mit einer besonderen 
sittlichen oder religiösen Dignität umgeben, denn um diese Umwälzung und Kul- 
turketzerei zu begehen, dazu stand man doch dem Geist der Antike und einer ihrer 
gesichertsten Kulturanschauungen zu nahe. 

Erleichtert und historisch bedingt wurde diese wertindifferente Position 
gegenüber dem Berufsleben durch den Einfluß der stoischen Philosophie mit 
ihrer rationalisierenden Moral und ihrem Gleichheitsaxiom, das mıan zu der ur- 
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ständischen Gleichheit in Beziehung brachte, ferner und vielleicht noch mehr 
erleichtert durch die praktische Unmöglichkeit, in die staatliche und gesellschaft- 
liche Ordnung der bureaukratisch geleiteten Monarchie, die wie eine elementare 
Gegebenheit hingenommen werden mußte und auf die Ewigkeit berechnet schien, 
irgend umgestaltend einzugreifen. So erblicke ich in jener theoretischen Gleich- 
gültigkeit der neuen Lehre gegenüber den Tatsachen der gesellschaftlichen Glic- 
derung die vernünftige Resignation der aus der gesellschaftlichen Tiefe kom- 
menden Führer gegenüber einer übermächtigen, allen ticigreifenden sozialen 
Reformen entzogenen Ordnung, mit der man sich noch am würdigsten abfand, 
wenn man in ihrer Gliederung eine Verwirklichung des stoischen Grundsatzes 
der eòtaýix wiederfand. Was hätte man angesichts der evidenten Unmöglich- 
keit, wirklich reformierend zu wirken, klugerweise anders tun sollen als sich 
neutral zu verhalten? Am treffendsten kennzeichnet diese Neutralität und 
gleiche Distanz zu allen Berufen jenes Wort des Clemens von Alexandrien — 
und Aegypten in der Zeit von Septimius Severus und Caracalla forderte zu sol- 
cher Betrachtung förmlich heraus —, das so lautet: »Baue das Land, wenn du 
ein Landmann bist, aber erkenne Gott, indem du das Land bebauest, und segle, 
wenn cs dich aufs Meer treibt, aber rufe den himmlischen Steuermann an!« 13) 
Lag ja auch die eigentliche Kraft und propagatorısche Bedeutung der neuen 
Kleinhandwerkerbewegung auf anderem als sozialreformatorischem Gebiet, 
nämlich auf charitativem und in der Betonung der religiösen Gleichheit aller 
der durch ihre Lebensstellung äußerlich Geschiedenen. So gilt der Beruf als 
ein Dienst am Nächsten und bedeutet die praktische Verwaltung im Dienste des 
Grundgesetzes des Gottesreichs — eine Konzeption, die für die Berufsauffassung 
des Mittelalters von grundlegender Bedeutung wurde. Es gehörte im übrigen 
nicht viel Mut dazu — denn es blieb ohne Konsequenzen — wenn die frühen 
Christen, kleine und arme Leute, die sie waren, den Reichtum und den Reichen 
um dessentwillen estimierten, weil Reichtum zu Almosen verpflichte und Gelegen- 
heit dazu habe; die inneren Schwierigkeiten vollends, die sich ergaben, als den Chri- 
sten seit dem 3. Jahrhundert die höheren Stellen und Berufe ım Staate sich 
öffneten, sind vorübergehender Art und verschwinden in dem verhängnisvollen 
und schicksalsreichen Augenblick der Geschichte: mit der staatlichen Anerken- 
nung des Christentums. Nunmehr aber regte sich — und mit der Rückentwicklung 
der Gesellschaft zu wirtschaftlich primitiveren Verhältnissen um so mehr — das 
Bedürfnis, in der gesellschaftlichen Ordnung und Schlichtung, in der man jetzt 
als Glied darin stand, etwas wie einen höheren Sinn, eine vernünftige Idee zu 
entdecken und die platonisierende Betrachtung eines Chrysostomos, der eine 
Hierarchie der Berufe mit Wertungen der verschiedenen Tätigkeitszweige, eine 
Art Ständetafel wenigstens skizziert, ist sowohl Zeichen wie Befriedigung dieses 
Bedürfnisses. Chrysostomos unterscheidet r. Künste im allgemeinen (t$yva:) 
und zwar das Herrschen als die vornehmste (wobei wieder die geistliche Ilerr- 
schaft vor der weltlichen den praktischen Vorzug hat), 2. zum Leben notwendige 
Künste (suväyovox: tov iov) und zwar: Landbau, Webekünste, Baukunst und 
schließlich 3. Gewerbe ı8:.2z0v0: tobzwv) und zwar: Schmiedegewerbe, Zimmer- 
manns- und Schäfergewerbe. 

In dem Grade, als es mißlingt, dem Beruf irgend einen höheren, von der 
Ethik verklärten Sinn zu geben, in dem Maße, als man die Wiederherstellung 
der Gleichheit in Opfer und Liebe in den Vordergrund rückt, steigt die Bedeu- 
tung derjenigen Schicht, die sich die Verwirklichung dieser Idee kompromißlos 
und von den realen Tatsachen unbehindert zu ihrer Berufsaufgabe macht: die 
Bedeutung des Mönchtums. Man kann geradezu sagen: das Mönchtum — 


13) yeupyeı, el yaupyds el, MA: yyt. tov dadv yanpyav xal ATA 5 ig 
vaurıllac ipy KALK TOY OÙPAVLOY KYSERYÜTNY TNAPARAAL®Y. 
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soweit es nicht einem menschlichen Urtricb Gestaltung gibt — lebt und gedeiht 
jedenfalls von der Unmöglichkeit, das gesellschaftliche und Berufsleben zu ver- 
klären, und es ist in keinem Sinne zufällig, sondern in höchstem Grade bezeich- 
nend, daß es sich gerade in Aegypten entwickelt und von dort aus verbreitet. 
Und so blieb die frühe Kirche geteilt einerseits zwischen ihrer Ergebung in die 
durch den Sündenfall gegebene gesellschaftliche Formation und dem mönchisch- 
kommunistischen Lebensideal. l 


Wenn das frühe Christentum in seiner wertindifferenten 
Stellung gegenüber dem irdischen, praktisch-ökonomischen Be- 
rufsleben in gewisser Weise alle in der Geisterwelt der Antike 
vorgebildeten Tendenzen zum zusammenfassenden »syntheti- 
schen« Ausdruck brachte — wie ja auch seine »organische« 
Auffassung von Staat und Gesellschaft die einzig konsequente 
und standhaltende ist — so ging es in anderer Hinsicht über 
die Antike hinaus oder vielmehr es knüpfte an ein gewisses 
Urmäßiges, vor aller systematischen »Bildung« Liegendes an, 
wofür die Antike cigentlich taub war — indem es den Gedanken 
der Gnadc, des Charisma in den Mittelpunkt seiner sozialen 
Orientierung stellte und damit ein universales Kultursymbol, 
ein Bestandstück des allgemeinsten religiösen Gefühlserlebnisses, 
vor Verschüttung bewahrte. Die Charismata, Gnadengaben, 
die Auswirkungen des »Geistes« sind im Christentum wie in 
allen Kulturreligionen die Umdeutungen der religiös ur- 
sprünglicheren Conception von magischen Kräften und Geistern, 
die in einem Objekte hausen und selbständig handeln. Alle 
spontanen, vorübergehenden, äußeren und inneren Zustände 
(z. B. große Kunstfertigkeit, aber auch seelische Zerrissenheit 
und Betrübnis, Zwietracht, Versöhnung usf.) werden als vom 
Geist oder Geistern gewirkt erlebt. Das Besondere am christ- 
lichen Geistesbegriff, wodurch er sich spezifisch abhebt von 
dieser universalen Conception der Religionsgeschichte, liegt nach 
der Lehre der Theologen in dem Grade der Gewißheit des 
Geistesbesitzes, in dem eschatologischen Gesichtspunkt, unter 
dem die Geistwirkungen als Hcilsgut erlebt und gewertet werden. . 
Diese theologische Lehre ist für uns nicht so wichtig als der 
Aspekt, den sie ins Soziologische und speziell in die uns hier be- 
schäftigende Frage eröffnet. Nach christlicher (paulinischer) 
Auffassung gilt nämlich das Christsein selbst als Gnaden- 
stand (Röm. 5, 2), der Christenstand als eine gnadenmäßige 
Vergünstigung von Gott, an der alle, Männer wie Frauen, teil- 
haben (I. Petr. 3, 7), als ein (den Nichtchristen gegenüber exi- 
stentes) »Vorrecht«, an dem es festzuhalten gilt (Apgsch. 13, 43). 
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Und weiter, was noch wichtiger ist: der Geist ist demgemäß 
nicht ein andere ausschließendes Monopol einzelner, sondern durch 
die Taufe ist das Charisma aus einer überweltlichen Kraft ein- 
zelner, aus einem magischen Monopol, zum Gemeingut aller 
geworden. 

Mit einer solchen kommunistisch-charismatischen Auffassung 
ist aber, wie leicht ersichtlich, ein Gemeindeleben, eine 
disziplinierte, wohlgefügte Gemeindeorganisation mit bestimm- 
ten weltlichen Zwecken nicht gut möglich. Das kann man aus 
dem Fall der Gemeinde in Korinth noch abnehmen. Dort drohten 
die Geistesgaben die Ordnung der Gemeindeversammlungen 
völlig zu zerstören. Paulus gebietet, daß immer nur je 2—3 
Zungenredner und Propheten und zwar nacheinander auftreten 
sollen (I. Kor. 14, 27 ff). — Diese Einschränkung aber wider- 
spricht der Theorie der göttlichen Geistesgaben ebenso wie der 
Forderung, daß die Geister der Propheten diesen untertan scien, 
Ja diese Verhältnisse führten den Apostel dazu, die Geistes- 
gaben einem ihnen ursprünglich fremden Zwecke unterzuordnen, 
dem der Erbauung der Gemeinde (I. Kor. 14, 19—26), d. h. also 
die Geistesgaben werden kanalisiert, als Bildungsmittel ver- 
wertet 18). 

Das andere, weit folgensicherere Mittel, den Glauben ans 
Charisma mit dem Aufbau und den Zwecken der Gemeinde zu 
versöhnen, besteht in der Monopolisierung der Gnadengaben, 
d. h. in der Bindung des Charisma an einzelne. Das Kind aber 
aus dieser Vernunftehe zwischen (allgemein gesprochen!) dem 
Geist und dem Zweck (oder zwischen »Religion« und »Staat«) 
ist — der Beamte. Das allgemeine Propheten- oder Priestertum, 
das kommunistisch gedeutete Charisma, ist seinem Wesen nach 
staatsfeindlich, unrationalistisch, zweckwidrig; wenn dieser An- 
tagonismus seine Zuspitzung erfährt, ist der Moment gegeben, 
wo der »Beamte« auf der Bildfläche erscheint. Ein Beamtentum 
entsteht da, wo ein Gemeinwesen sich eine »Verfassung« gibt, 
wo es sich zu organisieren, zu sammeln das Bedürfnis hat, wo 
eine charismatische Gemeinschaft zur Gemeinde erstarrt, kurz 
wo gewisse schöpferische Kräfte verbraucht sind und ein Fazit 
gezogen, eine Stabilität errichtet werden soll. 





14) So haben sich die Aenıter der Exorzisten und der Lektoren (Anagnosten) 
aus dem urchristlichen Charisma der Dämonenbeschwörung und der Schrift- 
vorlesung entwickelt. b 
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Wir können diesen Vorgang, der für alle Folgezeit von ent- 
scheidender Bedeutung geworden ist, am Christentum in typischer 
Reinheit verfolgen (womit aber nicht gesagt sein soll, daß er hier 
originär ist; in anderen Religionen ist er ähnlich gewesen, ich 
erinnere hier nur z. B. an das Avesta der Perser). 

In der urchristlichen Gemeinschaft gibt es keine Beamten, 
sondern nur Leiter und Helfer, deren Stellung auf ihrem ureigen- 
sten »Charisma« beruht; sie sind »Berufene«. Aber schon die 
Wahl der Sieben in Jerusalem zur Besorgung des Tischdienstes 
(während die Zwölf im Gebet und Dienst des Wortes verharren) 
ist ein erster Ansatz zu einer kirchlichen Bureaukratie (vgl. 
Apgsch. 6, 1—6). Die Autorität dieser »Beamten« mit festum- 
schriebenem Pflichtenkreis und Funktionen bei völliger Passivi- 
tät der übrigen Gemeindemitglieder gründet ursprünglich nicht 
auf einem speziellen Charisma, sondern auf der Wahl durch 
die Gemeinden (dadurch unterscheiden sie sich von den Aposteln, 
Propheten, Lehrern und Aeltesten). Aber alsbald entsteht die 
Idee von der Amtsgnade (II. Tim. 2, 1), d. h. die kirch- 
lichen Beamten beanspruchen ein eigenes Charisma, sie ziehen 
religiöse Prädikate an sich, die früher nur den eigentlich charis- 
matischen Menschen, den Geistträgern, zugekommen waren. 
Sie sanktionieren damit ihre Stellung und ihre Hierarchie (Bi- 
schof, Presbyter, Diakonen). Sie nennen sich als Inhaber der 
Diakonie, der Leitung der Gemeinden und der Almosenpflege 
(Röm. 12, 7), die nichts mit Geistesgaben zu tun haben: Nach- 
folger der Apostel, Hüter der echten kirchlichen Tradition und 
daher allein maßgebende Lehrer, priesterliche Mittler zwischen 
Gott und Mensch, allein berechtigte Spender der Sündenverge- 
bung als Inhaber der Schlüsselgewalt. Das Amt selbst (die 
höheren Funktionen) wird ordo, d. h. es erhält einen besonderen, 
unverlierbaren Weihecharakter. 

Mit dieser Entwicklung des Amtscharakters des Berufs 
(worin recht eigentlich das »organische« verpflichtende Element 
betont ist, das sich selbst gesetzlich notwendig und bedingend 
Fühlen in einem zweckerfüllten Kosmos), der im spätantiken 
Staat höchst drastisch durch die Onera dargestellt und veran- 
schaulicht wurde, ist das Christentum vorbildlich geworden für 
das kommende mittelalterliche Leben. Wir finden diese Idee 
wieder in der mittelalterlichen Zunftideologie, ja schließlich noch 
bei den modernen Positivsten, welche die Ideologie des (öffent- 
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lichen) Beamtentums verallgemeinernd alle Berufe betrachtet 
wissen wollen unter dem Aspekt der »sozialen Funktion« und des 
»sozialen Interesses« im Dienste eines sozialen Organismus. 


Der Berufsgedanke der mittelalterlichen Kirche und ihres 
irdischen profanen Abbildes, der mittelalterlichen Gesellschaft, 
ist ständisch. Die Idee des Organismus und des Pa- 
triarchalismus (beide schon in der Paulinischen Lehre 
vorgebildet) bezeichnet Troeltsch als den eigentlichen Geist der 
Soziallehre der mittelalterlichen Kirche. Von diesen beiden Ideen 
ist die Idee des Organismus die fortschrittliche, ja revolutionäre, 
die Idee des Patriarchalismus die konservative, alles stabili- 
` sierende Idee, welche den ständischen Gedanken sanktioniert, 
die Ruhe und Dauer der Gesellschaftsordnung, die soziale Le- 
thargie, die gegebenen Strukturformen als naturgesetzliche an- 
erkennt. Mit dieser gesellschaftlichen Stabilität ist im engeren 
wirtschaftlichen Bereich der Traditionalismus als 
regulatives Wirtschaftsprinzip verbunden. Beide Betrachtungs- 
weisen nun durchdringen sich in dem mittelalterlichen Berufs- 
begriff, der den Amtscharakter (wieder) betont. Der Beruf ist 
das officium oder ministerium, das Amt also, das 
dem Einzelnen im Zusammenhang des Ganzen zugeteilt ist. 
Das Paulinische Wort vom Ausharren im Stande erfährt jetzt 
seine praktische bedeutungsvolle Umdeutung im Sinne einer 
von der Kirche anerkannten, auf »Naturgesetz« beruhenden 
sozialen Statistik. Die beruflich-ständische Arbeitsteilung er- 
scheint jetzt nicht mehr als Folge des Sündenfalls, sondern als 
von Gott um der Weltharmonie willen gewollt und auf der ver- 
schiedenen Natur der Menschen beruhend. Damit ist ein der 
alten Kirche (die nicht aristokratisch dachte) fremder Gedanke in 
die Sozialphilosophie eingeführt. Dies aber ist nur ein besonders 
deutliches Symptom für die Drehung des theologischen Kosmos 
zur irdischen Welt hin, der er nun sein Antlitz zuzuwenden be- 
ginnt. Es ist diese positive Wertung der Berufsgliederung zu- 
gleich die Ueberwindurg und der endgültige Abschied der christ- 
lichen Lehre von der Antike und dem antiken Lebensideal, wo- 
durch sie Anschluß findet an die das Mittelalter beherrschenden 
sozialen Gewalten: das Feudalwesen und das Städtetum. Das 
kleinhandwerkliche Urchristentum hat sich in ein städtisches 
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Bürgertum gewandelt, die christliche Lehre ist »gesellschafts- 


fähig« geworden. 


Ob nun die in der Paulinischen Lehre zweifellos vorhandenen 
und entwicklungsfähigen »organischen« Ideen für die Entwick- 
lung der mittelalterlichen Städte, für die Ueberführung der an- 
tiken in die mittelalterliche Gesellschaft prototypisch geworden 
sind oder ob die in der mittelalterlichen Stadtentwicklung liegen- 
den ÖOrganisationstendenzen und -prinzipien von der Kirche 
übernommen und nach einem Prozeß der Idealisierung und Ra- 
tionalisierung als die eigene Berufsauffassung der mittelalterlichen 
Kirche hingestellt wurden — jedenfalls hat das mittelalterliche 
Christentum und seine repräsentative Darstellung, die Kirche, 
jene Distanz zwischen Lehre und Leben, die wir für das frühe 


Christentum konstatieren konnten, verkleinert und ist mit der 


äußeren Welt gleichsam in die gleiche planetarische Ebene ge- 
treten: religiöse und irdische Welt sind nicht mehr zwei ein- 
ander gänzlich fremde Weltkörper, die voneinander nichts wissen, 
sondern sie sind schon irgendwie aufeinander bezogen und so- 
zusagen in einen diplomatischen Verkehr getreten. Aber in dieses 
rationelle System der Berufe, das nun doch sehr stark aus der 
Anschauung der tatsächlichen gesellschaftlichen Entwicklung 
in der mittelalterlichen Stadt abgezogen und auf sie hin zuge- 
schnitten war, mischten sich wie eine Melodie aus einer fernen, 
halbvergessenen Welt wieder irrationelle patriarchalische Ele- 
mente ein, welche den neu konzipierten Gedanken von einem 
gesellschaftlichen Organismus, der in einer von Gott getragenen 
Harmonie gleichsam dahinschwebt und in dem das einzelne 
Individuum gerade zur Bewährung seiner Kräfte aufgerufen 
ist, sozusagen seiner selbst nicht recht froh werden ließen, und 
dem mittelalterlichen Berufsbegriff eine melancholische Tönung 
gaben, jedenfalls die freudige, zuversichtliche Stimmung der 
Laienkultur dämpften. In dem gesellschaftlichen Kosmos blei- 
ben nämlich die Plätze und Pflichten der einzelnen doch vielfach 
durch Zufall, durch Gewalt, durch positives Gesetz bestimmt — 
wie anders hätte das Christentum denen die im Dunkeln darbten 
die Notwendigkeit ihres Schicksals, wie hätte es jene ungeheuren 
Ungerechtigkeiten, die mit der Bildung des bürgerlichen Reich- 
tums unzertrennlich wie der Schatten verbunden sind, den da- 
von Betroffenen begreiflich machen sollen, wenn nicht dadurch, 
daß es doch wieder auf den Sündenfall und das aus ihm ewig 
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erblühende Leid rekurrierte, um so die Unfreien und Gedrückten 
in ihrem Stand zu erhalten, ihre gesellschaftliche Stellung 
und Beruf im Organismus als notwendige und als Pflicht erschei- 
nen zu lassen! Aus diesen Verwicklungen und Spannungen 
konnte nur eine kasuistische Berufs- und Standesmoral einen 
Ausweg finden. Die allgemeine Moral verknöchert denn auch 
ın einer Berufs- und Standes-, also Klassenmoral, die Anschau- 
ungen über den Beruf erstarren in einem dogmatischen ethischen 
Naturalismus, der auf Aristoteles sich berufend, edle von un- 
edlen Berufen unterscheidet und für eine Menge sozialer Uebel- 
stände darin eine allzurasche und -genügsame Sanktion fand. 
Die verschiedenen Stände und Berufe haben sogar ihre beson- 
dere himmlische Seligkeit und ihren verschiedenen Lohn, je nach 
dem Grade, in dem sie an der Vollkommenheit teil haben. 
Neben dieser einen, von der kirchlichen Lehre getragenen 
ständischen Ideologie, die trotz des universalistischen Anspruchs 
doch immer mehr oder weniger eine Ideologie für den dritten 
Stand, für die varmen Leute« (wie man im Mittelalter sagte) 
blieb und mit dem schlanken Finger deutlich auf ein Jenseits 
wies, neben sie tritt im Mittelalter für die höheren und lebens- 
volleren Stände eine weltliche, die militärische, die Ideologie des 
Vasallentums, das feudale Wesen. Im Lehenwcsen, dem äußeren, 
rechtlichen und dem inneren, seelischen, gaben sich die höheren 
Schichten der Bevölkerung eine Verfassung, die nach der Zerstö- 
rung des Sippenbandes durch Kirche und Staat den einzelnen 
wieder fest in einen Zusammenhang einordnete, der Treuverband 
der Vasallen war ein Ersatz für den alten Geschlechterzusamnien- 
hang, an dessen Lockerung die Kirche mit unheimlich sicherem 
Instinkt lange genug gearbeitet hatte. Es ist nicht richtig, daß 
die Vasallität nur einem wirtschaftlichen oder viel mehr admi- 
nistrativen, also technischen Unvermögen entsprungen sei, und 
selbst wenn das wahr wäre — was hat man aus dicser angeblichen 
Unfähigkeit nicht zu machen verstanden! Das Feudalwesen ist 
die Folge von bedeutsamen Umwandlungen der Heeresverfassung 
und gründet in der Bevorzugung des militärisch wichtigsten 
Standes durch das Königtum. Vom Dienstverhältnis zum König, 
von der Stellung im Vasallenheer geht Ehre aus, sie wird zur 
Standesehre, ja die Ehre als solche, die Acmter, deren wichtigste, 
Herzog- und Grafenamt, zunächst militärischer Art sind, werden 
selber nach dem Schema der Vasallität aufgefaßt als Lehen. 
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Was Geltung im Staate haben will, leistet persönlich Treueid 
und trägt damit zugleich sein Eigen, sein Allod, dem Herrn auf, 
um es aus dessen Hand zu anderem Rechte als Lehen zu empfan- 
gen, vermehrt mit anderem Gut. Diese Lehen werden frühzeitig 
erblich, da es als natürlich galt, daß der Sohn, der in den Tu- 
genden des Vaters erzogen wird, in seine Stelle rückt. Die Feu- 
dalität mit ihrer Ideologie, dem persönlichen Treuverband, die 
für alle mittelalterlichen Herrschaftsverhältnisse (auch für die 
Kirche) die Form abgab, in die sich alle Herrschafts- und Ab- 
hängigkeitsbeziehungen einkleiden, sie bildet die (materielle) 
Grundlage für das, was wir ritterliche Kultur und höfische Zucht 
nennen, und diese ritterliche Standesbildung, die als geistige 
Verfassung zum Lehenwesen gehört, hat, wie man mit Recht 
gesagt hat, vielleicht mehr als je eine andere, frühere oder spä- 
tere, einem bestimmten gesellschaftlichen Zustand entsprochen 
und ihn ihrerseits gekräftigt (Gothein E., Agrargeschichte). 

Die Stellung der Kirche, d. h. der höchsten religiösen und 
sittlichen Instanz, einer so weltlich gestimmten Kultur, aber auch 
dem Erwerbsleben gegenüber, war von ihr aus gesehen immer 
eine schwierige und trug sichtlich die Zeichen eines Kompromisses, 
bei dem beide Teile nicht froh wurden und das nur das Mönchtum 
mit seinem Beruf zu vermeiden verstand. Mit diesem Zwiespalt 
— und dieses Ergebnis neuerer Forschung ist schon Gemeingut 
der Wissenschaft geworden — hat robust und endgültig erst der 
calvinistische Protestantismus gebrochen. 

Der moderne Begriff »Beruf« und die Erfüllung seines In- 
halts ıst, so kann man wohl nach den tiefgreifenden Untersuchun- 
gen Max Webers, dem wir den neuen Blick für diese Dinge ver- 
danken, sagen, eine Entdeckung des Protestantismus, der für 
diese seine Leistung auch die Verantwortung trägt: daß er das 
neue irdische Leben mit einer neuen Heiligkeit erfüllte, indem er 
es überhaupt einer ernsten Betrachtung würdigte und den irdi- 
schen Beschäftigungen und Berufen einen neuen religiösen, einen 
ethischen Sinn gab. Der Protestantismus verethisiert die Berufs- 
idee und fundiert damit geistig den neu erwachenden Kapitalis- 
mus diesseits der Alpen. »Es ist die Idee der Berufspflicht, eine 
Verpflichtung, die der einzelne empfinden soll und empfindet 
gegenüber dem Inhalt seiner »beruflichen« Tätigkeit, gleichviel 
worin sie besteht, ob sie dem unbefangenen Empfinden als reine 
Verwertung seiner Arbeitskraft oder gar nur seines Sachgüter- 
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besitzes (als Kapital) erscheinen muß« — diese Idee der Berufs- 
verpflichtung mit ihren weitgehenden Konsequenzen für das 
Privatleben ist es, welche der »Sozialethik« der kapitalistischen 
Kultur charakteristisch, ja in gewissem Sinne für sie von kon- 


stitutiver Bedeutung ist. 


Das Wort Beruf in dem uns geläufigen Sinne als arbeitsteilig dauernde Tätig- 
keit eines Menschen, welche zugleich für ihn Einkommensquelle und damit 
dauernde ökonomische Existenzgrundlage ist, ist nicht älter als die prote- 
stantischen Bibelübersetzungen und zwar kommt ihm der Sinn aus dem Geist 
des Uebersetzers nicht aus dem Geiste des Originals. Diese Tatsache enthüllt 
ganz Offensichtlich die enge Beziehung der Reformation zu dem Leben und 
Treiben des Volkes, wobei ununtersucht bleibe, was hier Bewirkendes und was 
Bewirktes ist — aber absolut neu in der Reformation ist die Schätzung der Pflicht- 
erfüllung innerhalb der weltlichen Berufe als höchsten Inhalt, den die sittliche 
Selbstbetätigung überhaupt annehmen könne. Dies war es, was die Vorstellung 
von der religiösen Bedeutung der weltlichen Alltagsarbeit, was 
jenen Bund zwischen Himmel und Erde, den der Protestantismus vermittelte 
und wobei er sozusagen die Partei der Erde ergriff, zur unvermeidlichen Folge 
hatte und den neuen Berufsbesriff erzeugte. 

Aber bei Luther, dem es ja nur um die Rettung der Scele zu tun war — 
das muß denen gegenüber betont werden, die in Luthers Berufslehre eine Anerken- 
nung der modernen Kultur schen wollen — bleibt der Berufsbegriff im ganzen 
noch traditionalistisch gebunden. Zwar bemerkt er ausdrücklich, daß ein Christ 
seinem Gotte nicht besser dienen könne, als durch treue Pflichterfüllung in 
seinem Beruf, bestreitet er auch den Wertunterschied zwischen geistlichen und 
weltlichen Berufen, aber der Beruf ist das, was der Mensch als göttliche Fügung 
hinzunehmen, worin er sich zu schicken hat. Durch dieses Betonen des 
spassiven Gehorsams«, der sich auf den Vorsehungsglauben stützt, sist es Luther 
unmöglich geworden, den weltlichen Beruf als Aufgabe mit dem Geiste der von 
ihm wiedergewonnenen Frömmigkeit, in der eine eminent sittliche Kraft ent- 
halten ist, zu verbinden« (Naumann). »Das Berufsleben mit positiven sitt- 
lichen Beweggründen zu durchdringen, war ihm nicht vergönnt, obwohl in die- 
sem Glauben die Kraft hierzu bereit lage. So ist die Soziallehre Luthers deutlich 
janusgesichtig, zwiespältig: der Zukunft zugewandt, in deren Tendenz es lag, 
Innen- und Außenwelt einander näherkommen, sich miteinander versöhnen 
und befreunden, aneinander ihr Symbol finden zu lassen, den Synoikismos 
von Natur und Gnade zu vollziehen, aber mehr noch in der Vergangenheit ver- 
wurzelt und ganz auf dem Boden der Ständchierarchie stehend. Die Zwie- 
spältigkeit der Lutherischen Soziallehre zeigt sich schr greifbar bei seiner Be- 
rufslehre. Das in die Zukunft weisende Gesicht bestcht in einer christlichen Be- 
seelung des ökonomischen Naturalismus, der sich am liebsten auf Aristoteles 
beruft und die Gesellschaft nur biologisch und unter dem Prinzip des kleinsten 
Reibungswiderstandes ansicht; der gehorsame Dienst in den »natürlichen« 
Berufen wird als höchst wertvolle Betätigung der Nächstenliebe und die Berufs- 
pflicht als religiöse — ein ganz unfeudaler Gedanke! — universell auf alle aus- 
gedehnt. Pflichtmäßige Arbeit — der beste Gottesdienst, Berufsarbeit — sicht- 
barste Aeußerung der Nächstenliebe. Die lutherische Weltbejahung bleibt also 
asketisch verfangen, sie bedeutet die Ueberwindung der Welt in der Welt, 
Selbstverleugnung im Beruf, Gehorsam, der nicht über die gezogenen (ehernen) 
Schranken hinausstrebt usw. Aber eben diese Berufsauffassung hat doch zu 
einer starken Steigerung der Arbeitspflicht und des Arbeitswillens Anlaß gegeben 
und — das darf nicht vergessen werden — praktisch sehr viel beigetragen zur 
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Züchtung eines Arbeiterstandes, mit dessen ganz bestimmten Qualitäten man 
den Uebergang zum gewerblichen Kapitalismus vollziehen konnte. Denn auch 
dieser Arbeiter ist einerseits ganz und gar willenloses Werkzeug und einer ihm 
fremden, sachlichen Gesetzlichkeit ausgeliefert, anderseits aber wird präsumiert 
und zwar mit Erfolg, daß eben derselbe eine höchst empfindlich reagierende, 
feinste Reizunterschiede merklich durch entsprechendes profitliches Verhalten 
beantwortende Scele habe. In dieser sciner Doppelheit allein ist er für den ka- 
pitalistischen Unternehmer brauchbar und berechenbar. Der lutherische Pro- 
testantismus war, wie mir scheint, eine so gute Vorschule für den gewerblichen 
Arbeiter wie der Calvinismus für den Unternehmerberuf. Im übrigen aber ist 
das lutherische Sozialideal reaktionär und bewegt sich ganz innerhalb der durch 
die katholische (thomistische) Theologie des Mittelalters gezogenen Gleise. Die 
von Gott selbst gestiftete (daher jetzt der Beruf als vocatio bezeichnet wird, 
statt des früheren zünftlerischen officium !), durch Naturgesetz fixierte ständisch- 
patriarchalische Ordnung, die jedem seinen Platz für alle Ewigkeit angewiesen 
hat (und innerhalb derer der Leibeigene z. B. zwar die innerliche religiöse Freiheit 
der Erlösung genießen, aber nicht die rechtliche Befreiung suchen darf) ist für 
Luther der unverrückbare Eckstein seines Denkens, um den er weder herum 
kann noch will. Diese Ständegliederung beseitigt nämlich die Konkurrenz, 
soweit süundige Menschen dessen fähig sind, sie entspricht sowohl dem Liebes- 
ideal, ist dessen Verkörperung, wie dem auf Frieden, Ordnung, Harmonie gestell- 
ten naturrechtlichen Ideal. Luther sträubt sich überall dagegen, das geistliche 
Reich Christi in ein leibliches umdeuten und verwandeln zu lassen. Wo in der 
ständischen Gesellschaft Reibungen, Aufgaben, lebendige Fortbildung ent- 
stehen, da hat die Polizei einzuschreiten und alles in die unverrückbare Ordnung . 
einzufügen. 


Erst dem Calvinismus gelang es, dem neuen Lebensstil, 
den das kapitalistische Wirtschaftssystem forderte und hervor- 
brachte, die religiöse Weihe zu gehen, ihn mit dem Schimmer der 
Verklärung zu umspinnen, so daß diese Lebensordnung nun nicht 
mehr als das Reich des Antichrist, als ein Herabziehen in teuf- 
lisches Tun erschien (wie sie noch Dante z. B. gesehen oder mehr 
geahnt hatte), sondern als gottwohlgefällig, ja als höchste sittliche 
gottgewollte Pflicht. Damit aber wurde, wie ich glaube, zum 
ersten Male in der Weltgeschichte von einer, ja von der höchsten 
geistigen Potenz, der Religion und der in ihr fundierten Ethik, 
ja! gesagt zur Wirtschaft und ihrem Reich und die Menschheit, 
die bis dahin wie im Dunkel und sündig, beladen mit dem Erb- 
fluch ihr irdisches Geschäft betrieben hatte, von einem tausend- 
jährigen Drucke, der auf ihr lastete, befreit. 


Das Resultat, das hier nur ganz kurz angedeutet werden kann, ist wich- 
tiger als die Phasen, in denen es erzielt wurde: im Zentrum der calvinistischen 
Lehre steht die Lehre von der Gnadenwahl. Der Erkorene, der Erwählte, der 
Ge- oder Berufene ist zur Seligkeit bestimmt, die anderen sind verloren. Für 
die Praxis des Lebens erhebt sich die unumgängliche Frage: woran erkennt man, 
ob man zu den Erwählten gehört? Als ein Weg, um zur eigenen Selbstgewiß- 
heit zu gelangen, wurde praktische Berufsarbeit empfohlen. Sie und sie allein 
verscheuche den Zweifel und gebe die Sicherheit des Gnadenstandes. Gott hilft 
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dem, der sich selbst hilft, die Gewißheit der Seligkeit muß der Calvinist 
sich selbst schaffen, und zwar besteht dieses Durchdringen zur Seligkeit nicht 
wie im Katholizismus in einem allmählichen Aufspeichern verdienstlicher Einzel- 
leistungen, nicht in der Akkumulierung eines geistigen Kapitals, eines Renten- 
fonds, dessen Früchte man mit Sicherheit im Jenseits genießen wird, sondern 
vielmehr in einer zu jeder Zeit betriebenen systematischen Selbstkontrolle. 
Das Leben — eine methodisch geübte Werkheiligkeit durch konstante Reflexion 
— also nichteine Kapitalisierung von Werten, sondern ein Erarbeiten: 
der persönliche Arbeitsfaktor tritt in den Vordergrund. Dadurch wird die Le- 
bensführung zu einem rationalen Problem. Das Phänomen der Arbeitsteilung 
und Berufsgliederung hatte Thomas von Aquino als direkten Ausfluß des gött- 
lichen Weltplanes aufgefaßt, aber die Eingliederung in diesen Kosmos ist erfolgt 
aus natürlichen Ursachen und ist zufällig. Luther geht nicht weit darüber hin- 
aus: für ihn ist die aus der objektiven historischen Ordnung folgende Einglie- 
derung des Menschen in Stände und Berufe direkter Ausfluß göttlichen Willens 
und also das Verharren des einzelnen in seiner Stellung, die ihm von Gott an- 
gewiesen ist — religiöse Pflicht. Der Puritaner hingegen erkennt den providen- 
tiellen Zweck der Berufsgliederung an den Früchten und Ergebnissen der Berufs- 
arbeit. Diese Versachlichung, dieser Dienst an der rationalen Gestaltung 
des uns umgebenden Kosmos, gibt der reformatorisch-calvinistischen Frömmig- 
keit ihren spezifisch asketischen Zug und begründet ihre Verwandtschaft 
mit dem Katholizismus. Die puritanische, wie jede rationale Askese arbeitet 
daran, den Menschen zu befähigen, seine »konstanten« Motive gegenüber den 
saffektiven«e zur Geltung zu bringen, ihn also zur Persönlichkeit in diesem for- 
malen Sinne umzugestalten und zu erziehen. Eın waches, helles Leben führen 
ist das Ziel, Vernichtung der Unbefangenheit, des triebhaften Genusses die Auf- 
gabe, Ordnung in die Lebensführung der Anhänger zu bringen das Mittel. Darin 
ist der Puritanismus dem Mönchtum verwandt, nur besteht der große Unter- 
schied, daß diese Askese in dieser irdischen Welt geübt werde, und ist der Calvi- 
nismus darin neu, daß nach seiner Lehre es notwendig sei, den Glauben im welt- 
lichen Berufsleben zu bewähren. Diese Rationalisierung der Lebensführung 
innerhalb der Welt im Hinblick auf das Jenseits, ist die Berufsidee des 
asketischen Protestantismus. 

Die Berufsidee aus der Idee der Nächstenliebe stammend, diese aufgefaßt 
als ein Dienst Gottes, die Bewährung im Beruf ein Erkennungszeichen des 
Gnadenstandes, »daher rationale irdische Berufsarbeit eine von Gott gestellte 
Aufgabe, ethische Verklärung des modernen Fachmenschentums durch die as- 
ketische Bedeutung des festen Berufs — und analog des »Geschäfts« durch die 
providentielle Umdeutung der Profitchancen« — damit ist der Bund zwischen 
den Mächten, die den Menschen nach oben ziehen und denen, die ihn noch an 
der Erde festhalten, geschlossen, und er darf ohne Bedenklichkeit den wirt- 
schaftlichen Kosmos sich selbst überlassen und braucht sich vor dem eigenen 
Gewissen nicht mehr fürchten. 

Die französische Revolution stabilisierte ein neues sozial- 
organisatorisches Prinzip: das Egalitätsprinpzip, die Gleichheit 
der Gleichen, das Pathos der formalen Freiheit. Dieses Prinzip 
sollte berufen sein, die ständische Gliederung der Gesellschaft 
zu durchbrechen und den ständischen Postulaten ein Ende zu 
setzen. Aber auf der Suche nach einem praktisch verwertbaren 
und schöpferischen, gestaltgebenden Merkmal dieser Gleich- 


heit geriet sie auf eine falsche Fährte, indem sie an den Besitz 
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und seine Unterschiede anknüpfte und ihm verhaftet blieb. Der 
Besitz wurde als Maßstab des Bürgerseins benutzt, und damit 
eine neue, das Gleichheitsprinzip aufhebende Gliederung ein- 
geführt. Dennoch aber hatte diese Idee in die ständische Gesell- 
schaftsverfassung eine tiefe Bresche geschlagen. Denn der Be- 
sitz wurde gefaßt als durch Wirtschaft, letztlich durch 
Arbeit erworbener, »verdienter« »Besitz gleich Arbeits- 
versienst« bildete den idealen Hintergrund jenes Gedankens. 
Damit wurde die Schicht, die bisher. ausschließliche Trägerin 
der wirtschaftlichen Arbeit gewesen war und die Produktion auf 
ihren Schultern trug, in den Vordergrund und das helle Licht der 
Gesellschaft gerückt und die Gliederung des dritten Standes als 
allgemeinstes, die ganze Gesellschaft umfassendes Einteilungs- 
und ÖOrganisationsprinzip postuliert. Wie in der Vergangen- 
heit, im Mittelalter, zum Teil auch im Altertum, bestand das 
Revolutionäre darin, daß diejenige Gesellschaftsschicht, welche 
bisher in den Außenhöfen der Gesellschaft, am Rande des ge- 
sellschaftlichen Ozeans gehaust hatte, die Pfahlbürger der Ge- 
sellschaft, in die Gesellschaft einbezogen werden und ihr 
Organisationsprinzip (die Teilung der Arbeit an sich) als das 
schlechthin gesellschaftliche auftritt. 

Die Gesellschaft hörte auf, nach Ständen, Kasten, Kon- 
fessionen u. s. f. gegliedert zu sein, sie war oder sollte nur mehr 
sein ein System von an sich gleichwertigen, weil auf der Arbeit 
beruhenden Berufen, sie war durch die Berufe organisiert. Der 
Beruf ist das größte gemeinsame und eben deshalb zugleich 
indifferenteste Maß, das sich als Organisationsprinzip für die 
Gesellschaft finden läßt. Das Aufgeben des ständischen und die 
Proklamierung des beruflichen Organisationsprinzips wurde -— 
abgesehen von dem Naturrecht und seinen Konsequenzen für 
die gesellschaftliche Ethik — am meisten gefördert durch die 
ungemeine Wertschätzung der Arbeit, welche von der Reforma- 
tion inauguriert, durch die zeitgenössische Philosophie vollendet 
wurde. 

Arbeit war in dem Stande zuhause, dessen Gliederung und 
Differenzierung jetzt von der Gesellschaft übernommen, sozu- 
sagen »vergesellschaftet« wurde; dort, in diesem dritten Stande, 
hatte sie schon lange eine besondere Weihe und Würde gehabt. 
Die Arbeit, das Leidvolle an sich (roveiv), bei den Naturvölkern 
überschattet durch die Magie des Rhythmus, bei den Griechen 
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das letzte Argument ihres Pessimismus und schlechthin verpönt, 
den Christen das durch den Sündenfall notwendig gewordene 
Uebel, erhält die letzte Heiligung und Verklärung im Pflicht- 
begriff der idealistischen Ethik. Hier ist der Arbeits- und Berufs- 
gedanke wahrhaft mythisch geworden. Was psychisch als ein 
Schmerz, als ein Leid empfunden wird (und dessen ökonomi- 
scher Wert nach der Größe des investierten Leids gemessen 
wird), eben dieses, wozu man sich innerlich erst überwinden muß, 
wird zugleich als eine Ehre, als sittliche Pflicht hingestellt und 
mit einer, die anderen Lebenswerte überschattenden Dignität 
ausgestattet. Diese Glorifizierung des Leids, diese positive, 
sittliche Wertung des an sich Unangenehmen, was früher die 
Religionen zu rechtfertigen unternommen hatten, steht im 
Mittelpunkt des ethischen bürgerlichen) Pflichtbegriffs, und die 
Kantische Ethik, der man nachgesagt hat, daß ihr Rigorismus 
und der Rationalismus ihres Beurteilungsmaßstabs nicht heran- 
reiche an das volleMaß von Freiheit und Spontaneität des wollen- 
den und handelnden Menschen, ist vielleicht nur der sublimste 
Ausdruck, die höchste Spiritualisierung dessen, was in der histo- 
risch gewordenen Wertung der leidvollen Arbeit als sittlicher 
Pflicht ins allgemeine Bewußtsein eingedrungen ist 1%). Das ist 
das eine, was unseren Berufsbegriff, der seit der französischen 
Revolution seine Wertbetonung von der Arbeit her erhalten hat, 
charakterisiert. Das andere ist de Allgemeinheit des 
Berufs, bzw. der Arbeit. | 

Beruf als das arbeiterfüllte Leben ist nicht mehr etwas 
Ephemeres, Lückenbüßerisches, sondern ist das zentrale Phä- 
nomen des sozialen Daseins, das Positionanweisende, das den 
Menschen als soziales Wesen kennzeichnende Moment, seine ge- 
sellschaftliche Marke, und zwar wiederum deshalb, weil A r- 
beit als das einzige angesehen wird, was den Anspruch auf 





15) Wenn als Inhalt des Berufs, als das eigentlich Lebendige darin eine Ar- 
beitsleistung quand même ungeprüft hingenommen wird, so ist es nur folgerichtig, 
wenn jede Erziehung, die »berufstüchtig« zu machen verspricht, eine Erziehung 
zur Arbeit (gleichsam an sich) ist. Arbeit ist dann nicht bloß eines unter vielen 
pädagogischen Mitteln, sondern auch letztes Resultat der Erziehung. Diese 
Wertbetonung bedeutet ein Einrücken der Arbeit als regulatives Kulturprinzip 
(an Stelle etwa der »Naturs des 18. Jahrh.) und ist übrigens bei Goethe, der sich 
damit wieder als Zugehöriger eines unterirdischen »geheimens Deutschlands 
legitimiert, vorgebildet. Nur ist seither eine radikale Wertnivellierung einge- 
treten und gilt gleichsam schon der bloße Actus, die bloße Mobilität als ein 
wertvolles. 
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Entgelt legitimiert. Arbeit wird nicht bloß als der Erkenntnis- 
grund, sondern auch als der Rechtsgrund für alles äußere Wohl- 
behagen, ja beinahe für alles Glück angesehen, Verdienst wird 
nur soweit als Verdienst gewertet, als es Arbeit, als es hart er- 
worbenes Verdienst ist. 

Diese Stellung zur Arbeit und zum Beruf ist gewiß keine dem 
Leben gegenüber unbefangene, sondern eine höchst durchreflek- 
tierte, und man fragt sich in besonnenen Momenten immer wie- 
der: welche schmerzliche Schicksale muß die Menschheit erlebt, 
welch bitteren Kelch des Leids muß sie geleert haben, ehe sie 
sich auf diesen halb herben und trotzigen, halb matten und resig- 
nierenden Standpunkt zurückgezogen hat, um von ihm aus die 
geistige Synthese ihres Daseins zu vollziehen 16) !— 

Ein letzter Versuch, die allgemeine Wertsynkrasie, die in 
der modernen Gesellschaft herrscht, bei der jeder Beruf mit dem 
Argument eines anderen (und am liebsten mit seiner wirtschaft- 
lichen Utilität) sich zu rechtfertigen sucht, zu überwinden 1°) 


16) So gibt es auch den Neid als eine soziale Krankheit erst von da an, 
wo die allgemeine Ambition sich nicht auf die größere oder geringere Persönlich- 
keit, auf diese oder jene hervorstechende Tugend und Tüchtigkeit, auf die Vor- 
nehmheit der Geburt usf. richtet, sondern auf den Reichtum und Besitz, 
und Arbeit als die einzig berechtigte Technik, diesen zu erwerben, angesehen 
wird. Jeder glaubt dann, er sei ebenso berechtigt wie der andere, reich und glück- 
lich zu werden, denn — er arbeite ja gerade so hart oder härter als jener, dem 
es besser geht. 

17%) Das Phänomen der Synkrasie der Ideologien (als Spezialfall einer allge- 
meinen Wertsynkrasie) ist aus der täglichen Erfahrung männiglich bekannt: 
daß ein Offizier wie ein Kaufmann spricht und sich mit Argumenten verteidigt, 
die hinter dem Ladentisch hervorgeholt sind, ein Kaufmann wie ein Junker, 
ein Junker wie ein Börsenjobber, dieser wie ein Bauernknecht sich gebärdet 
usf. — Jeder Beruf mit scinem abgegrenzten Pflichtenkreis liebt es im Zu- 
stand der allgemeinen Freiheit, sich mit den Argumenten eines anderen zu recht- 
fertigen und seine Stellung und Funktion in der Gesellschaft durch eine Ideologie 
zu sanktionieren, die einem ganz anderen Beruf zugehörig und angepaßt ist. 
Fast immer mündet eine solche Pseudoideologie in der Behauptung einer all- 
gemeinen, gesellschaftlichen oder wirtschaftlichen Nützlichkeit und in dem 
Hinweis auf eine angebliche Arbeitsleistung. So leben die Berufe eigentlich ein 
phantastisches, imaginäres Leben, sie stützen sich auf aus weiter Vergangen- 
heit hergeholte Argumente — auf ideologische Atavismen oder (wie Diderot 
sagt) auf Idiotismen. Man denke an die Ideologie der heutigen Handwerker, 
der Bauern, an den Bildungsdünkel der liberalen Berufe, an die krasse Ueber- 
schätzung des Beamtentums u. a. Grade am Beamtentum, der vorherrschenden 
und sich verbreitenden Gesellschaftsschicht im spätkapitalistischen Wirtschafts- 
staat, wird die allgemeine Unsicherheit der Rechte und Pflichten, die man zu 
erheben befugt und gesonnen ist, das Dynamische und Labile in einem schein- 
bar konsolidierten Zustand bis zur Handgreiflichkeit augenfällig. Die Not- 
wendigkeit, sich über diese Fragen klar zu werden und Stellung zu ihnen zu 
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und aus den realen Entwicklungstendenzen der modernen Ge- 
sellschaft auf deduktivem Wege die Entstehung einer neuen, 


zu nehmen, kommt nicht aus einem akademisch-theoretischen, sondern aus 
einem höchst praktischen Interesse: der Bildung eines neuen, zeitentsprechen- 
den Beamtenrechts. Denn das Recht pflegt dort einzugreifen, wo Ideologien, 
die durch Sitte und Tradition im allgemeinen Bewußtsein wurzeln, schwankend 
geworden, in Gefahr geraten, vergessen und verleugnet zu werden. Dann muß 
(wie man wohl sagt) die »gute alte« Sitte durch positives Gesetz »aufgefrischts 
werden und so wird man selbst noch in der Verknöcherung des Rechts eines 
Berufes oder Standes dessen ursprüngliche und autochthone Ideologien hin- 
durchschimmern sehen. 

Welche Rechte der Staat seinen Beamten gibt oder verweigert, wird viel- 
fach davon abhängen, welche Auffassung über die Stellung und Funktionen des 
Beamtentums in der Gesellschaft berrscht, welchen Platz in der Gesellschaft 
man dem Beamtentum einzuräumen bereit ist. Dabei zeigt es sich, daß der 
Staat oder die Gesetzgebung beamtlicher und »idealer« gesinnt ist als die Be- 
amten selbst, denen so sehr verpflichtender Adel als ihnen zugemutet wird, 
zu viel Ehre und darum lästig ist. Man nennt das Staatsbeamtentum gelegentlich 
die festeste Klammer und die schöpferische Kraft eines Staates und stellt es an 
Bedeutung neben Dynastie und Armee. Man spricht von der organischen Ein- 
heit von Staat und Staatsbeamtentum, faßt den Beamten als Lehensträger, 
als Vasallen einer abstrakten »Staatsidee«, konstruiert das Beamtenverhältnis als 
Treueverhältnis ganz nach Analogie der mittelalterlichen Lehensverhältnisse 
und fügt hinzu: für Treue gibt es keinen Markt wie für Waren und Arbeit. 
Dieses officium, diese Amtsstellung ist ebenso onus wie beneficium. Der Beamte, 
so sagt man, erhalte durch seine Stellung einen Machtzuwachs über seine bürger- 
lichen Rechte hinaus, Er sei mehr als der gewöhnliche Staatsbürger, er sei 
Träger von staatlichen Funktionen, Träger von Macht und Recht und somit 
von Befugnissen, die der gewöhnliche Staatsbürger nicht besitzt. Dieser Macht- 
zuwachs verpflichte allerdings wieder in besonderer Weise wie jede Macht. 
Der Mann, so lautet die kurze Verpflichtungsformel, der freiwillig staatliche 
Funktionen übernommen hat, dürfe sich selbst logischerweise niemals wider 
den Staat stellen (damit sei, wie man meint, die Grenze für das Koalitionsrecht 
des staatlichen Beamten fixiert). Der Staat als die angeblich höchste aller mensch- 
lichen Koalitionsformen stehe notwendig beherrschend über allen anderen Koa- 
litionsformen, und das Recht dieser höchsten Koalition müsse mit zwingender 
Gewalt alle anderen Koalitionsrechte brechen. — Ja, wenn der Beamte wirklich 
so der Diener des Staates ist, wie der Vasall Diener seines Herrn, ist es dann — 
so wird oft weiter gefragt — zulässig, mit dem Beamtentum das passive Wahl- 
recht zu verbinden ? Kann der Diener des Staates den Anspruch erheben, zu- 
gleich den Staat zu beherrschen? (und die freiesten Länder: England und 
die Vereinigten Staaten beantworten diese Frage negativ). 

Diese Stellungnahme ist konsequent, wenn jene Ideologie: der Beamte 
Vasall der Staatsidee für das moderne Beamtentum zutrifft. Wie aber, wenn 
dies alles nur als eine notdüritige Fiktion sich enthüllt, um gewisse Ansprüche 
des Staates an seine Beamten zu begründen ? Wie, wenn man sich auf seiten der 
radikalen Demokratie stellt und davon ausgeht, daß der Beamte in erster Linie 
nicht Beamter einer Regierung, sondern Beamter der Demokratie, des Volkes, sei ? 

Das Beamtentum, sagt diese Richtung, hat seinen wahren Herrn bisher 
überhaupt noch nicht erkannt. Zwar die Regierung zahlt die Gehälter aus und 
erteilt Befehle, aber die Autorität der Regierung ist nur eine Tebertragung der 
Autorität des Volkes und über der Regierung steht als Herr das souveräne Volk. 
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universalen Berufsideologie abzuleiten, liegt in der Unterschei- 
dung zwischen berufsmäßiger underwerbsmäßiger 
Organisation der Wirtschaft. 

Ausgehend von den ständischen Ueberresten, 
die wie Ruinen in die Gegenwart hineinragen, wobei diese Ueber- 
reste manchmal auch nur in einer besonderen Ideologie (was 
Diderot die Handwerks-Idiotismen nennt) bestehen, hat man 
neuerdings eine grundsätzliche Unterscheidung machen zu kön- 
nen geglaubt zwischen erwerbsmäßiger und zwischen berufs- 
mäßiger Organisation der Gesellschaft, bzw. der produktiven 
menschlichen Tätigkeit. »Die Organisation des gewöhnlichen 
Erwerbs beruht wesentlich auf wirtschaftlichen, die 
Organisation des Berufs wesentlich auf ethischen Mo- 
menten. Bei der Organisation des Erwerbs ist der Ausgangs- 
punkt das Recht, und der Erwerbtreibende übernimmt die 
entsprechende Pflicht nur deshalb, weil kein anderes Mittel be- 
steht, um in den Genuß des Rechtes zu gelangen und ist nach 
der Natur der Sache berechtigt, die möglichste Verringerung 
dieser Pflicht anzustreben; bei der Organisation des Berufes in 
dem dargestellten engeren Sinne ist der Ausgangspunkt die 
Pflicht, deren Umfang in den angeführten Berufen gar nicht 
näher präzisiert ist und begrifflich bis zur äußersten Anspannung 
aller Kräfte, ja selbst bis zur Aufopferung des Lebens reicht. 
Nur gegen Erfüllung dieser Pflichten werden die Ehren des Be- 
rufs und standesgemäßer Lebensunterhalt gewährt« (vgl. Stein- 
bach Emil, Erwerb und Beruf. 1896). Die Tatsachen, die man 
bei dieser Scheidung im Auge hat, sind folgende: Man geht aus 
von dem Staats- Beamtenrecht, das die allergrößten Ver- 
schiedenheiten von jenen Rechtsverhältnissen zeige, welche 
durch die privatrechtlichen Verträge (z. B. durch den Lohnver- 
trag) ins Leben gerufen werden. Laba nd führt z.B. aus, daß 
die Besoldung der Staatsbeamten keine Lohnzahlung sei, wie sie 
Dem Volke also und nicht der Regierung schuldet das Beamtentum 
in letzter Linie Rechenschaft und Gehorsam. 

Je nachdem ob man auf dem Boden der einen oder der anderen Ideologie 
steht, können — abgesehen von anderen Konsequenzen — auch für den ein- 
nen Beamten schwere Gewissenskonflikte entstehen. Aber in der Mehrzahl der 
Fälle kommt es dazu nicht, denn die aurea mediocritas des Beamtentums, der 
vor so hohen Konstruktionen angst und bange wird, hat ihre eigene, viel beschei- 
denere Idcologie. Sie heißt: a) Avancement, b) Pension und was die Amtsehre 


usf, betrifft, so hält der Beamte sie für ein fiktives Geld, das dem Staate erlaubt, 
seine Beamten schlechter zu bezahlen als die Privatbetriebe. 
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der Dienstmiete entspricht, ‘sondern vielmehr eine mit der Ver- 
waltung des Amtes verbundene Rente, mittels deren der Staat 
den Beamten alimentiert. Charakteristisch für sie sei, daß sie eine 
standesgemäße Alimentierung des Beamten be- 
deute. Derselbe Autor führt weiter aus, wie dieses Rechtsverhält- 
nis von dem Beamten nicht bestimmt begrenzte Leistungen, son- 
dern die Hingabe seiner ganzen Persönlichkeit an den Staat zur 
Förderung des Staatswohls, Treue, Opferwilligkeit, Berufsfreu- 
digkeit usf. erfordere.. Man schließt also: weil es ein Beamten- 
recht gibt, so ist das Beamtenverhältnis (juristisch!), als etwas 
anderes zu bestimmen als z. B. das Lohnarbeitsverhältnis; da- 
her ist die »berufsmäßige« Organisation im Wesen verschieden 
von der auf freiem Vertrag beruhenden. Dies scheint mir nicht 
zulässig. Man müßte sagen, daß es Berufe gibt, die ein besonderes 
Recht (Standesrecht) und eine besondere Ehre ererbt oder ausge- 
bildethaben und solche, dieinder Entwicklung zum Stande mitten 
drin stehen oder stecken blieben, kurz die ein solches besonderes 
Recht noch nicht entwickelt haben, 2. B. die Lohnarbeiter (womit 
nicht gesagt sein soll, daß die Prinzipien des einen Standes (z.B. 
das Beamtenrecht) einfach auf einen anderen, z.B. auf das Lohn- 
arbeitsverhältnis übertragen werden sollen oder auch nur über- 
tragen werden können). Man wird sich klar werden müssen, daß 
in der modernen Gesellschaftsverfassung Beruf und Stand ihr 
früheres Condominium aufgegeben haben und begrifflich ver- 
schiedenen Sphären angehören und daß man jedesmal in einem 
anderen Gebiet ist, wenn man von Beruf oder wenn man von 
Stand spricht. Beruf ist eine vorwiegend ökonomische Ka- 
tegorie geworden, mit der wir gewisse, der Einkommensicherung 
dienende Tätigkeiten und Veranstaltungen bezeichnen. Stand 
hingegen ist eine historisch-rechtliche Kategorie, für die man 
sich die Definition von Lorenz v. Stein zu eigen machen 
kann, wonach ein Beruf, dessen öffentliche Bedeutung dadurch 
anerkannt wird, daß er den ihm Angehörigen Stellung und Ein- 
kommen durch die Erfüllung des Berufs sichert, Stand heißt 18), 





18) Darnach sei es klar, so führt L. v. Stein weiter aus, daß der militärische 
Beruf erst dann seiner Idee entspreche, wenn er selbst zu einem Stande 
geworden ist. (Vgl. L. v. Stein, Das Heerwesen. 1872). 

Hingegen andererseits: die evangelische Kirche hat den Priester vom Grund- 
besitz getrennt, hat aus dem geistlichen Stande einen geistlichen 
Beruf gemacht, der nicht mehr erwerben und besitzen, sondern nach seiner 
geistigen Arbeit gelten soll. (Vgl. L. v. Stein, Drei Fragen des Grundbesitzes). 
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Man sagt vorher, daß mit der Uebertragung und Nachahmung 
von »berufsmäßigen« Einrichtungen auch die berufsmäßige Ge- 
sinnung wächst und namentlich das Pflichtmoment, welches nach 
dieser Lehre den Ausgangspunkt berufsmäßiger Organisation 
bildet, auch hier zu präzisem Ausdruck gelangen werde. In der 
öffentlichen Meinung bestand und bestehe heute noch die be- 
gründete Ansicht, daß gewisse Berufe »nicht allein den Zweck 
haben, ihrem Inhaber zu einem mehr oder weniger reichen und 
ehrenvollen Erwerb zu verhelfen, sondern daß mit der Angehörig- 
keit zu einem dieser Stände auch schwerwiegende Pflichten der 
Gesamtheit gegenüber verbunden sind, denen der einzelne ledig- 
lich aus Erwerbsrücksichten sich nicht ohne weiteres entziehen 
darf« (Steinbach a. a. O. S. 43). - 

Man belastet also den Berufsbegriff mit einer moralischen 
Bürde, die er in seiner heutigen Funktion zu tragen nicht mehr 
die Fähigkeit besitzt; daher muß dann doch wieder der Staat 
dieser Ideologie zu Hilfe kommen, denn er werde zu bestimmen 
haben, wem gegenüber die Mitglieder der Berufsorganisation 
weitgehende Pflichten übernehmen und welchen Inhalts diese 
Pflichten seien. Auf halbem Wege trifft sich diese Ideologie mit 
Ideen Ruskins, mit Lehren der Positivisten und fügt sich vor- 
trefflich zu der Ueberspannung des Amts (Beamten)-Begriffs in 
der deutschen sozialistischen und kathedersozialistischen Litera- 
tur (mit prononciert preußischem Ethos!). Hier (bei Rodbertus, 
Schäffle, Wagner) wird jeder Beruf als Amt im Dienste der 
(fingierten) »Gesellschaft« als normierender und überwachender 
Instanz angesehen und je nach seinen Leistungen für die (offen- 
bar gerade vorhandene) Gesellschaft zensiert. So gilt der Kapi- 
talist als Inhaber des volkswirtschaftlichen Produktionsberufs, 
der Kapitalgewinn dementsprechend als eine Art Gehalt für die 
gesellschaftlich und volkswirtschaftlich nützliche Funktion der 
Kapitalisten 1°). Diese Ideologie führt zu weitgehenden Konse- 

Dieser Au tor überspannt aber, wie mir scheint, den Berufsbegriff kolossal, wenn 
er unter Beruf versteht die Hingabe des gesamten inneren und äußeren Lebens 
an cine Aufgabe, deren Lösung einen Teil der menschlichen Gemeinschaft bildet. 

19) Wagner, Grundlegung II, S. 333 ff., S. 290, 334 u. v. a. »Man muß es auch 
grade wieder als die ökonomische Funktion in einem höheren, aber nicht un- 
richtigen Sinne: als das »Amts der Wohlhabenden, der Unternehmer und der 
bisherigen Kapital- und Grundeigentümer bezeichnen, die notwendigen Dispo- 
sitions- und Sparakte, durch welche allein Nationalkapital entstehen kann, 


wie Beauftragte der Volkswirtschaft vorzunehmen«.... (a. a. O. S. 342). Das- 
selbe gilt vonder Verwendung dicses Kapitals. 
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quenzen im Sinne der Befürwortung positiv normierender und 
regulierender Eingriffe des Staates in die gesellschaftliche und 
besonders volkswirtschaftliche Organisation, ja sie scheint über- 
haupt nur erfunden, um die Aktivität des alten Polizeistaates 
mit einem neuen Argument zu rechtfertigen. Wenn z. B. in 
dem eben angedeuteten Sinne die Privatkapitalisten nur Funktio- 
näre der‘Volkswirtschaft für die Bildung und Verwendung des 
Nationalkapitals sind, so wird man dem Staate nicht nur das 
Recht, sondern auch die Pflicht zuschreiben, »die Bedingungen 
festzustellen, unter welchen die Kapitalisten ihr Eigentum be- 
sitzen, ihres Amtes walten sollen in ihrer Doppelfunktion als 
Bildner des Nationalkapitals und als Leiter der Produktion und 
Bezieher der Kapitalrente« 2°). Hier, wo diese ganze Anschauung 
nur in exemplifikatorischer Absicht, gleichsam der Vollständigkeit 
halber, angeführt wird, kann nicht zugleich kritisch dazu Stel- 
lung genommen werden. Man müßte sonst aufzeigen, wie es sich 
hier um eine der (nicht sehr zahlreichen) typischen Grundformen 
sozialer Betrachtung und mentaler Einstellung handelt, um ein 
(apriorisches) kategoriales Denken über Gesellschaft, das seine 
Allgemeinheit (aber nicht Notwendigkeit im Sinne von zwingen- 
der Ueberzeugung!) gerade darin aufweist, daß es auf jede ein- 
zelne Frage abfärbt, jede Einzelheit mit der gleichen Nuance 
tingiert und mit dem gleichen Pathos ergreift. So wie etwa von 
der apriorischen »Idee der Zunft« aus sich ein ganzes System der 
gesellschaftlichen Organisation und normativen Regelung ent- 
wickeln läßt, so wird die Kategorie »Amt«in bestimmter Richtung 
präformierend und gestaltend.. Wenn man die ökonomischen 
oder metaökonomischen Systeme (wozu freilich noch nicht ein- 
mal Ansätze zu bemerken sind) phänomenologisch so gruppieren 
könnte, wie philosophische oder metaphysische, so würde man 
den Panbureaukratismus als System in Analogie (vielleicht so- 





20) Vgl. Wagner a. a. O. S. 346. Ebenso Rodbertus: Kapitalgewinn sind eine 
Art Gehälter für Dienste im öffentlichen Interesse. Gehälter reguliert man. 

Oder: Grund- und Kapitaleigentum sei zugleich eine Art Amt, das na- 
tionalökonomische Funktionen mit sich führe, die darin bestehen, die ökono- 
mische Arbeit und die ökonomischen Mittel der Nation dem nationalen 
Bedürfnis entsprechend zu leiten, also diejenigen Funktionen zu üben, 
die indem vorausgesetzten Gesamteigentumszustande 
durch nationale Beamte geübt werden würden. Die günstigste Seite, die man so 
der Rente abgewinnen könne, sei, daß sie die Gehälter solcher Beamten ver- 
trete, eine Gehaltsform vorstelle, bei welcher der Beamte in der richtigen Uebung 
seiner Funktionen auch pekuniär stark beteiligt sei. 
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gar in eine geschichtlich-reale Beziehung) zu dem transzenden- 
talen Idealismus zu setzen haben. 

Von dieser literarhistorischen Betrachtung auf die uns um- 
gebende Gegenwart blickend, dürfen wir füglich behaupten, daß 
der moderne Berufsbegriff jedes religiösen Inhalts bar und ent- 
leert ist. Nachdem die calvinistische Lehre ihre größte sozial- 
geschichtliche Leistung: das kapitalistische Wirtschaftssystem 
zu unterbauen vollbracht hatte, hat dieses, in sein eigenes Gleich- 
gewicht gelangt, jener Stützen sich entledigt und schwebt nun 
sozusagen frei wie der Erdball im unendlichen Raume. Das Ver- 
hältnis von Religion und Beruf hat sich seitdem eher in das Ge- 
genteil des ursprünglichen verkehrt: die Hingabe und der Ernst, 
womit der einzelne seinen Beruf, wie wir uns ausdrücken, aus- 
füllt, erzeugt in ihm so etwas wie eine religiöse Gesinnung. So 
ist der Sozialismus etwas wie eine Religion oder ein Surrogat die- 
ser für die ewig zur Lohnarbeit Verurteilten, so hat der »Dienstt 
am Mammon etwas von der Hartnäckigkeit und Unbedenklich- 
keit religiöser Hingabe und schafft in den ihm »Huldigenden« 
eine ähnliche Gefühlsatmosphäre, die sonst nur aus dem An- 
schauen und unmittelbaren Erleben eines überirdischen Gottes 
entsteht. 

Im Unterschied zur Antike, die den Beruf höchstens als 
Adnex des Lebens kannte, im Unterschied zum Mittelalter, das 
den Versuch macht, den Bezirk, mit dem eine Gesellschafts- 
schicht der Wirtschaft verfallen sein soll, zu umgrenzen und zu 
stabilisieren (die »Nahrung«, die »Zunft« haben diesen Sinn), ist 
in der neueren Zeit der Beruf nicht etwas, was der Mensch ist 
und was er hat, sondern was ihn hat, ihn ergreift und nur mini- 
male Partikel gleichsam widerrechtlich frei läßt. Es ist zu ver- 
wundern, daß diese ganz eigentümliche und erstmalig, wie es 
scheint, in der Welt realisierte Konstellation, dieser total neue 
Lebenszuschnitt noch nicht in einem neuen Mythus sich ver- 
dichtet und Ausdruck gefunden hat, so wie die Lebenserfahrung 
und die Lebensschicksale der antiken Menschheit ihre Objekti- 
vation im antiken Mythus gefunden haben und auch noch das 
Mittelalter seine Legenden und Sagen hatte. Wenn aber dereinst 
unser Zeitalter mythisch geworden sein wird, dann wird man 
von jenem Anheimfallen des Menschen an ein ihm überlegenes 
Wirtschaftsreich, von jenem Verhaftet- und Besessensein vom 
diabolus economicus, von dem Kultus der Arbeit so erzählen, 
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wie man von der Goldgier oder dem Wandertrieb früherer Zeiten 
erzählt hat. — Die Theologie und eine religiös fundierte Ethik 
mag und kann ja freilich auch heute nicht darauf verzichten, 
mit den alten Wünschen und Vorschriften an diese Neugestaltung 
der Dinge heranzutreten und den Versuch zu machen, sie mit 
ihren Mitteln zu durchdringen, zu durchgeistigen, zu »versitt- 
lichen«, ein wie es scheint fruchtloses Beginnen, solange jene 
Welt ihren eigenwilligen Gang geht, das nur den Effekt hat, 
die Unangemessenheit und Unangepaßtheit jener Lebensregeln 
an diese neue Lebensordnung zu enthüllen. Man postuliert 
vdie Freiheit des Christenmenschen vom Leblosen durch den 
Glauben«, hält fest an dem (lutherischen) Vorsehungsglauben: 
Gott gibt uns den Beruf, — verwirft aber das passive Verharren 
im Stande und hält es hierin mit den Calvinern, man nennt 
treue Berufserfüllung Gottesdienst: um der Höherentwicklung 
der Menschheit willen auf das Reich Gottes hin sei jede christ- 
liche Berufsarbeit notwendig. — Dabei aber will man auf die 
kapitalistische Organisation der Wirtschaft durchaus nicht 
verzichten, im Gegenteil, man hält jene Sätze für stark genug, 
so, wie sie die Kindheit des Kapitalismus behüteten, auch dem 
vollentwickelten kapitalistischen System geistige Nahrung zu 
geben. (»Vom kapitalistischen Betrieb mit seiner planmäßigen 
Ausnützung des Geldes ist bereits ein Segen auf die Menschheit 
ausgegangen«, »es ist die Berufsaufgabe des Kapitalisten und der 
Leiter kapitalistischer Unternehmungen, das Kapital weiter 
zum Segen der Menschheit auszunutzen, zugleich aber auch 
dafür zu sorgen, daß die heutige Betriebsweise nicht ein Fluch 
für die Menschheit bleibe oder immer mehr werde«). — Als so- 
ziale Heilmittel für die aus der Berufszersplitterung entstehenden 
unerwünschten Folgen werden zumeist empfohlen: irgend eine 
Mitverantwortlichkeit der Arbeitenden an dem Werke der 
Arbeit, Verkürzung der Arbeitszeit, Volksbildung, gewerkschaft- 
liche Organisation der Industricarbeiter, Förderung des Fa- 
milienlebens (Wohnungsreform u. a.) ?"). 





2!) Die einzige wirklich durchgebildete und gesellschaftbildende Beruts- 
ideologie in unserer Zeit, die den Kultus der Arbeit zur Religion erhebt, scheint 
mir die der Freimaurer zu sein. Die Geschichte zeigt, wie die primären Berufs- 
ideologien (die des Priesterverbands als des Urbildes aller Zunftbildung und die 
des Kriegerbunds als des Archetyps aller Ordensbildung), wenn sie ihre sozial- 
schöpferischen Leistungen vollbracht und die Berufsorganisation — und das 
heißt doch im wesentlichen die Ordnung der Gesellschaft mitbegründet haben — 
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Die Geschichte der Berufsideologien fordert zu einer ein- 
schneidenden Korrektur der landläufigen Anschauungen über 
die Entstehung sozialer Einrichtungen überhaupt, der Berufs- 
teilung und Arbeitsspezialisierung im besonderen, heraus:, Die 
ökonomischen Aktionen, die sich in sozialen Einrichtungen und 
gesellschaftlichen Verfassungsformen kristallisieren, sind, wenn 
sie auch Nützlichkeitscharakter haben, doch nicht eben deshalb 
auch utilitarischen und hedonistischen Erwägungen entsprungen 
(wie z. B. die klassische Nationalökonomie supponierte), sondern 
haben vielfach ihre Wurzel in religiösen Emotionen von einer 
Strenge und Absolutheit, die durch keine Zweckmäßigkeitser- 
wägungen erklärbar ist. Die Berufs- und Arbeitsteilung ist — 
wenn wir einmal Leben und Einrichtungen der sog. Naturvölker 
als Abbilder der eigenen Stammesgeschichte deuten — eine 
solche Objektivation des religiösen Sentiments, eine Art, wie 
die gesellschaftliche Gruppe oder auch einzelne Individuen auf 
den übermächtigen Zwang der Gruppe selbst mit ihren religiösen 
Gefühlen reagieren. Die Logik, welche der Arbeitsteilung und 
Berufsbildung zugrunde liegt, ist nicht, wie man lange Zeit ge- 
glaubt hat, eine rationalisierende und kalkulierende, die persön- 
liche Vorteile und Nachteile abwägt und zwischen den Mitteln 
zu vorschwebendem Zweck klug zu wählen weiß, sondern sie ist 
kollektiv und emotional, die Logik der religiösen Gefühle, ein 
»raisonnement imaginatif«. Arbeitsteilung und Berufsbildung, 
die grundlegenden, gesellschaftdeterminierenden Formationen, 


von der Uebermacht neuer, insbesondere ökonomischer Kräfte abgelöst, verdünnt 
weiterleben und sich als Geheimlehren in den verschiedenen geheimen Gesell- 
schaften als atavistische Ueberreste ciner verfallenen Ideenwelt verflüchtigen. 
So sind die Kaland-Bruderschaften entstanden, zunächst ausschließlich priester- 
liche und später erst laisierte Gesellschaften, so lebt in den Gewerkvereinen ur- 
sprünglich eine religiöse Tradition, so haben sich, gleichsam an der Schwelle der 
Neuzeit, im Bauernkrieg der »Bundschuh« und der »arme Konrad« als berufs- 
ideologisch orientierte Geheimgesellschaften gebildet und so leben schließlich die 
Ideale der Bauhütten samt ihren Symbolen fort in den Freimaurern. Anknüpfend 
an die Arbeitstraditionen des Mittelalters und sie vergeistigend wurzelt die 
»Arbeitsgenossenschaft der Bauhüttenarbeiter« in dem Erlebnis der Arbeit als 
der Quelle der Wahrheit, der Sittlichkeit und Religion. Sie erzieht dem Prinzip 
nach ihre Mitglieder durch Pflege der Berufstradition, durch Einordnung der 
einzelnen unter eine personale lebendige Gemeinschaft, durch Erweckung des 
Sinnes für die symbolische überindividuelle Bedeutung der Werktätigkeit zu 
einem allgemeinen Priestertum und zur Gewißheit des Verbundenseins mit Gott 
in jedem Moment des Lebens. Sie ist eine Werk(Banausen-)religion, die letzt- 
lich auf einer ungeheuren Ueberwertung der weltlichen Berufstätigkeit beruht, 
die einem früheren Zeitalter, der Antike z. B. nie verständlich gewesen wäre. 
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sind nicht der hausbacknen Verständigkeit entsprungen, wie 
sie die hedonistische Motivation voraussetzt, sondern sie er- 
scheinen uns als Objektivationen eines kollektiven Pathos ge- 
genüber der Natur und gegenüber den übernatürlichen Kräften, 
von denen man sich dauernd abhängig fühlt. Jeder Beruf ist ein 
quasi-königliches Vorrecht seines Inhabers, beruhend auf dem 

Alleinbesitz von Kräften, die nur er oder eine Gruppe wirksam 

gebrauchen kann. Dieser Glaube der Gesamtheit an spezielle 

Kräfte, die hinter jedem Ding wohnen und von gewissen Leuten 

genutzt werden können, führte zur Spezialisierung der Tätig- 

keiten. Nur sehr allmählich und sehr spät ringt sich das Indivi- 

duum los von dem Drucke, der von seiner Gruppe her auf ihm 

liegt; nicht das Individuum will oder will nicht, sondern die Ge- 

samtheit hat schon längst entschieden, noch ehe es überhaupt 

die Möglichkeit hatte zu wollen. Aber jene das ursprüngliche 

gesellschaftliche Leben beherrschenden Kräfte und Antriebe 

gehen nicht ganz verloren. Der wirtschaftliche Wille der vielen 

einzelnen, zu schöpferischer Gestaltung und eigennütziger Ver- 

wertung seiner Umgebung aufgerufen und befähigt, sucht immer 

nach einem Vorbild, aus dem er die Sanktion für seine Handlungs- 

und Verhaltungsweise herleitet und er findet sie in einem seit 

alters allgemein anerkannten gesellschaftlichen Verhalten oder 
auch Verhältnis, in einer sozialen Objektivität, die ihm gegen- 
übersteht; er beruft sich innerlich darauf, wie auf etwas, was 
seinem Tun und Lassen erst die eigentliche Rechtfertigung und 
Weihe gibt und knüpft so bewußt oder unbewußt sein Dasein, 
seine Wünsche und seine Ambitionen an das Wollen einer Ge- 
samtheit. Das ist vielleicht der eigentliche Sinn jener sozialen 
»Nachahmung«, die man als ein das soziale Handeln be- 
stimmendes Prinzip ansicht und deren Tendenz dahin geht, ein 
geistiges und übersinnliches Verhältnis in die Wirklichkeit zu 
transponieren und es da gewissermaßen wieder abzubilden. 


424 


Der Syndikalismus in England. 


Von 
C. K. OGDEN. 


Diese Studie soll untersuchen, warum plötzlich in England die 
Diskussion über die Trade Unions und den Syndikalismus in den 
Vordergrund des Interesses getreten ist. Sie wird etwas von den Ein- 
flüssen aufzudecken suchen, welche an vielen Stellen neuerdings zu 
einer Reaktion gegen die Politik, zu der großen Streikbewegung der 
letzten drei Jahre und zu dem Auftreten einer speziell syndikalistischen 
Propaganda geführt haben. Die syndikalistische Tätigkeit und einige 
der syndikalistischen Lehren, wie sie englische Exponenten darstellen, 
sollen untersucht werden. Wenn wir aufgezeigt haben, daß 
diese Lehren eine neue und zusammenhängende Theorie bilden, wer- 
den wir uns zu fragen haben, wie weit, unter den heute in England 
gegebenen Bedingungen, sie sich werden in die Praxis umsetzen lassen. 

Da wir zuerst feststellen wollen, ob die Gewerkschaftsbewegung 
in England in eine neue Phase getreten ist (wie es bei den entspre- 
chenden französischen Organisationen offenbar der Fall ist) oder dem 
Anschein nach treten wird, werden wir zuerst das für unsere Fragestel- 
lung Charakteristische an den Gewerkschaften des letzten Jahrhunderts 
ins Licht zu rücken haben. 

Vor etwa einem Jahr beschäftigte ein Artikel!) die gebildete 
Welt Englands, der folgendermaßen anfıng: ; 

»Es ist für den gesunden Menschenverstand schwer zu glauben, daß die ge- 
samte Welt der Arbeit ein neues Prinzip und eine neue Methode ergriffen hat 
und sie plötzlich ungeheuer auswirkt, ohne Vorbereitung, ohne sie vorher »ent- 
deckt«e zu haben, ja ohne selbst davon zu wissen !« 

Ja, so unbegreiflich scheint dies den meisten, daß, auch wer den 
Dingen näher steht, antworten möchte: »Es gibt kein solch neues 
Prinzip und keine solche neue Methode.« Und wir werden versuchen 
zu zeigen, daß diese Antwort in einem gewissen Sinn recht hat — 
allerdings nicht so, wie die meinen, die sie geben: daß nämlich die Trade 
Unions heute nicht von neuem Geist erfüllt seien, daß es Streiks gegeben 


1) The English Review, Juni 1912. 
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habe und geben wird und daß deswegen die Streiks von IgII und 1912 
auch nichts Besonderes seien. Für sie bleibt die Politik der Unions 
die des kollektiven Arbeitsvertrags und der entsprechenden politi- 
schen Aktionen. 

Wenn wir dagegen von der Kontinuität des Geistes der Unions 
reden, so gehen wir dabei von einer anderen Auffassung ihrer Geschichte 
aus als der heute üblichen; und für die folgende kurze Skizze wird es 
gut sein, sich auf den syndikalistischen Standpunkt zu stellen. Wir 
werden nur die Punkte betonen, die gewöhnlich unberücksichtigt 
bleiben und so wird unsere Geschichte verzerrt und äußerst unortho- 
dox erscheinen: denn wenn an der syndikalistischen Auffassung 
etwas richtiges ist, so folgt daraus, daß die bisherige Geschichts- 
schreibung eine Mißdeutung des wesentlichen Vorgefallenen sein 
muß. 


Ein Jahrhundert Tradeunionsgeschichte. 


So lehrreich für eine konstruktive syndikalistische Politik die 
Gilden und Bruderschaften sind (wir kommen darauf noch zurück), 
lassen wir sie hier beiseite, da alle kompetenten Autoritäten sich darü- 
ber einig sind, daß kein historischer Zusammenhang zwischen 
ihnen und den Trade Unions besteht, die sich von ihnen wesentlich 
unterscheiden. Diesen Unterschied übersehen, hieße jenes Grund- 
prinzip der Trade Union — syndikalistische Aktion — ignorieren: 
die Elimination jeder außerhalb der Arbeiterschaft liegenden Autorität, 
jeder Eigentümerschaft und Leitung von oben oder außen 2). 

Ob es Trade Unions schon vor der sogenannten industriellen 
Revolution gegeben hat oder nicht — so viel ist jetzt klar, daß diese 
Bewegung einzig aus der definitiven Trennung der Funktionen von 
Kapitalist und Arbeiter hervorgeht, aus dem Gegensatz zwischen Ar- 
beitgeber und -nehmer. 

Wir finden 1720 die erste Trade Union von Schneidereiarbeitern 3), 
1799—1800 wird das Gesetz, welche jede Art des Zusammenschlusses 
verbietet, erlassen und 1824 durch den Einfluß von Francis Place, 
dessen Lebenslauf der beste Schlüssel für die Geschichte der Trade 
Unions der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts ist, wieder aufgehoben. 
Aber wir lassen die gesetzliche Lage der Unions auf sich beruhen. 

Die allgemeine Lage der Arbeiterklasse vor 80 Jahren kann zu- 
sammenfassend so umrissen werden: aus einem Gesellschaftssy'stem, bei 
dem das Gewerbe in den Händen verschiedenartiger autonomer Gruppen 
liegt, die sich wenig oder nicht um die Regierungsvorgänge kümmern, 
erwächst eine allmähliche Trennung von Kapital und Arbeit und eine 
zunehmende Allianz zwischen Kapital und Staat. Die öffentliche 





3) Ueber diese Unterscheidung spricht sehr klar Lamberts großes 
Werk: T wo Thousand Years of Guild Life, 1891, p. 366, auch 
A. J. Penty: »The Restoration of the Guild System,« 1906. 

3) Wir verzichten auf einzelne Literaturangaben, da alles darübergeschrie- 
bene, außer dem noch zu erwähnenden Beerschen Buch mehrere Jahre alt ist. 
Wir beruhen natürlich vielfach auf dem Webbschen Werke. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 2. 28 
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Gewalt verhindert den Zusammenschluß von Arbeitern zum Zweck der 
Lohnregulierung, obgleich diese Regulierung bis dahin das Ziel der- 
selben Regierung war, die jetzt dagegen einschreitet. Kurz, alle 
Klassen, die früher gegeneinander kämpften, schließen sich zusammen 
gegen den plötzlich unter ihnen zum Selbstbewußtsein erwachten neuen 
Feind und wir sehen das arbeitende Volk, wie es trotzig und auf Ver- 
geltung bedacht mit wachsendem Solidaritätsgefühl sich aus den Hän- 
den seiner Herren zu befreien sucht. Für seine Probleme findet sich 
gleich eine Lösung — dieselbe, die die »Industrial Workers of the 
World« heute gefunden haben: Eine große Union! 

Die Geschichte dieses bemerkenswerten Planes — der gewöhnlich 
als das charakteristische Ziel syndikalistischer Organisationen gilt — 
ist ein Kapitel für sich. Er wurde zuerst durch einen John Gast in 
der »Gorgon« 1818 vorgeschlagen, 8 Jahre später tauchte die Idee — 
ohne Resultat — in Manchester auf. Ihr dritter Exponent war der 
energische John Doherty, der 1829 an die Liverpooler Segelmacher 
von seiner Hoffnung schrieb, daß eine gemeinsame Aktion eventuelleine 
große allgemeine Gewerkschaft für das ganze Königreich begründen 
könne. Bis 1831 hatte er wirklich 100 000 Mitglieder zusammengebracht 
und 30 000 Abonnenten für seine »Volksstimme« (den Kennern des 
französischen Syndikalismus wird dieser Titel charakteristisch erschei- 
nen), die zu 7d wöchentlich erschien. Die Idee einer großen Union 
in der Form eines »Trade Councils« fing an, die Kapitalisten zu erschrek- 
ken. Der nächste, der sie aufnahm, war der geniale Owen, dessen 
Fähigkeit, in der Wirrnis jener frühen Zeiten das Wesentliche zu ergrei- 
fen, ihm in der Geschichte der Arbeiterbewegung seinen Platz neben 
Karl Marx anweist. »Es ist beabsichtigt«, sagte er zu einem von ihm 
1833 einberufenen Kongreß, »nationale Vorkehrungen zu treffen, die alle 
arbeitenden Klassen in die große Organisation einschließen und jede 
Abteilung soll wissen, was in der anderen vorgeht, damit jede indi- 
viduelle Konkurrenz aufhört, so daß alle Gewerbe von nationalen Ge- 
sellschaften betrieben werden«. Die Organisation wurde 1834 gegrün- 
det. Bis zudem Ausbruch des letzten Jahres ist ihr nichts, weder 
früher noch später, an schnellem Wachstum gleichgekommen. In 
wenig Wochen zählte sie 500 000 Mitglieder, darunter — man staune! 
— zehntausende von Landarbeitern und Arbeiterinnen. 

Wie es der Union gelang, London für einige Wochen in Finsternis 
zu hüllen, wie der König anfing, vor der Bewegung sich zu fürchten, 
auf was für Hilfsmittel die oberen Klassen sannen — das geht uns 
hier nichts an —, aber wir werden über die Hauptgründe ihres Ver- 
sagens sprechen, wenn wir die alte mit der neuen Bewegung ver- 
gleichen. 

Neben der Idee der »einen großen Gewerkschaft« erwarten wir na- 
türlich die des Generalstreiks zu finden und daß wir damit Recht haben, 
bestätigt, daß der Syndikalismus als Aktionsprogramm leicht zu ent- 
decken ist, wenn er auftritt. Die Idee des Generalstreiks, die franzö- 
sische Schriftsteller so leicht dem Kameraden Tortelier zuschreiben, 
ist tatsächlich ein rein englisches Produkt. Zwar hat Mirabeau 1789 
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gesagt: »Macht das gemeine Volk nicht wütend, das alles hervorbringt, 
das nur die Hände in den Schoß zu legen braucht, um Schrecken über 
euch zu bringen« ?), aber erst Ende 1831 nahm die Idee die Gestalt 
eines definitiven Planes zur Befreiung der Proletarier an. Ihr Ad- 
vokat war ein gewisser William Benbow und über Io Jahre hat sein 
Pamphlet »Grand National Holiday and Congress of the Produc- 
tive Classes« einen starken Einfluß gehabt, wie die spätere char- 
tistische Literatur zeigt. 

Die Phraseologie Benbows ist stellenweise so modern, daß man sie 
für erstklassige syndikalistische Propaganda von heute halten könnte 
und so geht es mit vielem aus der Literatur der seltsamen Jahre 1832 bis 
1834, die das Aufkommen einer Mischung von Owenismus und Syndika- 
lismus sahen, deren Psychologie noch durchaus nicht aufgeklärt ist 5). 
Jedenfalls heißt dies mehr als eine zufällige Uebereinstimmung; in 
der von den zwei Syndikalistenführern James Morrison und Smith weit- 
gehend beeinflußten Zeitschriften-Literatur jener Tage zeigt sich deut- 
lich, daß eine ganz eigentliche, durchdachte Theorie der Arbeiterak- 
tion im Gegensatz zur Parlamentsaktion besteht. Im »Pioneer«, in 
»The Crisis und in »the Poor Mans Guardian« findet sich eine noch 
unausgebeutete wahre Schatzgrube syndikalistischer Vorgeschichte; 
und es ist erstaunlich, die Behauptung, daß nur durch die große 
Union das Proletariat Freiheit gewinnen kann, daß der Wert des 
Streiks in der Beschleunigung des Klassenkampfes liegt, daß das 
Parlament durch einen Industrierat ersetzt werden müsse ©), schon 
vor 80 Jahren als Gemeinplatz zu finden. 

1833 hören wir von einem Kongreß von kooperativen Genossen- 
schaftlern und Gewerkschaften, einer Kombination, die später fast 
bis heute 7) für unmöglich gehalten wurde. Hier sehen wir die Bedeu- 
tung Robert Owens; wie weit er selbst für die rein syndikalistischen 
Lehren verantwortlich ist oder etwa bestimmte syndikalistische 
Entwickelungen abgelehnt hat, besprechen wir hier nicht, aber wir möch- 
ten andeuten, daß in der Verknüpfung grade mit dieser Entwicklung 
sein größter, wenn auch verkannter Ruhmestitel liegt. Trotz der Zer- 
splitterung seiner Kräfte in so viele phantastische und erfolglose 
Pläne hat seine wunderbare Intuition ihn das Suchen eines späteren 
Jahrhunderts vorweg nehmen lassen. Die Intuition von Marx wird 
überall anerkannt; für die größere Owens hat sich bis jetzt kaum ein 
Wort des Ruhmes gefunden. 

t) Einige interessante Tatsachen über den Generalstreik siche bei einem seiner 
englischen Verfechter, Arnold Roller: »The Social General Strike (Freedom 
press) New and revised Edition«, 1912. 

5) S.M. Beer, Geschichte des Sozialismus (1913), p. 230 ff. Beers vortreff- 
liches Buch erschien nach Abschluß dieses Aufsatzes. Es enthält die erste und 
einzig brauchbare Schilderung der Entwickelung, die wir hier kurz umreißen 
und da die Tatsachen nun leicht zugänglich sind, begnügen wir uns gern damit, 
auf den Abschnitt: die syndikalistische Phase, p. 256—270 seines Buches hin- 
zuweisen und den entsprechenden Abschnitt unserer Studie auszulassen, 

t) S. Beer, a. a. O., p. 262 und 265. 

7) S. besonders The Daily Herald, Feb. 10. 1913. 
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Wir können hier noch einfügen, daß in Schottland schon 1793 
und in England 1796 sporadische anti-militaristische Propaganda 
vorkommt. Der industrielle Antimilitarismus ist eine spätere Erschei- 
nung: 1832 veranlaßten die Bergleute von Northumberland zum 
erstenmal in der Geschichte ein Militäraufgebot gegen den Streik 
einer rein gewerkschaftlichen Trade-Union. Der moderne Theoretiker 
des Generalstreiks betont den Zusammenhang zwischen Syndikalismus 
und Klassenhaß ®) ; und in der Verwendung der Militärmacht der Nation 
in Industriegebieten hat sich dieser Klassenhaß zuerst deutlich offen- 
bart. Das Militär, so beobachtet der Proletarier, wird nie dazu ge- 
braucht, die oberen Klassen zu zwingen; und daher kommt es, daß 
das erste Auftreten der Militärfrage als Merkstein in der englischen 
Industriegeschichte gelten muß. 

Um 1833 hatte sich die Bauarbeiter General-Union zu einer sol- 
chen Macht im Lande ausgewachsen, daß die Unternehmer einen be- 
merkenswerten Präzedenzfall schufen, indem sie alle Arbeitsuchen- 
den einen formellen Verzicht auf die Trade Union und ihre Ziele 
unterschreiben ließen. Ein Zweck dieses Gewerkvereins war: »Den 
Preis der Arbeit zu erhöhen und gleichmäßig zu machen in jedem 
Zweig des Gewerbes, den wir in diesem Gewerkverein zulassen.« 
Und dieses Prinzip der Gleichheit mit dem weiteren der Aufnahme 
der Minderentlohnten (all-grades movement) ist ebenfalls bemerkens- 
wert, obwohl noch durch Jahre Exklusivität und Kastengeist hervor- 
tretende Eigenschaften der englischen Gewerkvereine geblieben 
sind ?). 

In demselben Jahr und von demselben Gewerkverein kam ein 
charakteristischer, seiner Zeit ebenfalls vorauseilender Vorschlag: 
nämlich der, in Birmingham ein Zentralverwaltungsgebäude, das 
zugleich als Erziehungsanstalt dienen sollte, zu bauen. Der Plan für 
diese Builders Guild Hall wies einen Vortragssaal und verschiedene 
Schulzimmer für die Kinder der Mitglieder auf. Ausgeführt worden 
ist der Gedanke aus Geldmangel allerdings nicht. 

Die übliche Anschauung über die Geschichte der Trade Unions 
sieht in den angeführten Tatsachen und Theorien nur die Anzeichen 
des ständigen und sicheren Wachstums der Unions. Nach Owens 
Ansicht war es »eine Zeitvergeudung, an einer veralteten konstitutio- 
nellen Maschine herumzuflicken, die die neue moralische Ordnung 
doch bald der Vergessenheit preisgeben wird«. Unter dem System 
der Industrieorganisation sollten die Produktionsmittel das Werkzeug 
nicht der Gesamtheit, sondern der bestimmten Gruppe werden, die 
sie benutzten. Die Gewerkschaften sollten in nationale Gesellschaften 
für den Betrieb der verschiedenen Gewerbe umgewandelt werden und 
da man die vorhandenen Kapitalisten nicht brauchte, sollten sie 
ersetzt werden durch gewählte Delegierte der freiwilligen Berufs- 

8) S. Vernon Lees glänzende Studie über den syndikalistischen Mythos. 
(Vital Lies, Vol. II, p. 68.) 

?) S. Sorel, Réflexions sur la violence, p. 90: »C’est pour l'Angleterre que 
lon a inventé le terme d’aristocratie ouvrière pour parler des syndiqu6s.e 





Der Syndikalismus in England. 429 


v 

vereinigungen der Produzenten. Diese Vorstellungen stimmen mit 
den utopischen Experimenten Owens überein, die hier und bei der 
Kooperativgenossenschaft doch irgendwie mit der Wirklichkeit in 
Berührung kommen. Das wichtige ist der tiefe Einfluß dieser Ideen 
auf die Gewerkschaftsbewegung. Selbst ein so ablehnender Chronist 
wie Sidney Webb spricht aus, daß durch das ganze 19. Jahrhundert 
hindurch Owens Theorie von dem Anspruch der Unions oder Pro- 
duzentenvereinigungen auf die Produktionsmittel deutlich verfolgt 
werden kann. Owens Einfluß auf die öffentliche Meinung der Ar- 
beiterschicht war ungeheuer und jahrelang stoßen wir auf seine Ideo- 
logie und Sprache. 

Wichtiger noch ist Owens Einfluß auf jene andere Seite der mo- 
dernen syndikalistischen Bewegung: das Genossenschaftswesen. Wenn 
wir feststellen, daß in den folgenden Jahrzehnten das Genossenschafts- 
wesen vernachlässigt wurde, so dürfen wir nicht vergessen, daß, ob- 
gleich die zwei Tendenzen zeitweise auseinanderzugehen scheinen, 
zuletzt Genossenschafts- und Gewerkvereinswesen zu demselben Ziele 
führen; gerade wie im heutigen England jene, die an der parlamen- 
tarischen Aktion verzweifeln und sich der direkten Aktion zu- 
gewandt haben, das weniger exponierte Gebiet der Genossenschafts- 
bewegung erwählen, so finden wir in den Jahren 1840—ıgoo viele 
der wesentlichsten aufbauenden Kräfte am Werk, die Konsumgenos- 
senschaften einzuführen. 

1844 trat die Genossenschaftsbewegung, deren eigentliche Ur- 
sprünge von der herkömmlichen Geschichtsschreibung wenig betont 
sind, ins Leben. Immerhin ist es bemerkenswert, daß die Bewegung 
Folge eines Streiks war 1%). Die Streikenden von Rochdale waren die 
ersten und von da an förderten von jenen, die an die Elimination des 
Kapitals von unten her glaubten, die meisten das Genossenschafts- 
prinzip. Die direkte Aktion in der Trade-Union-Bewegung wurde so- 
zusagen eliminiert und der Chartismus erwies sich — in seiner poli- 
tischen Phase — als der erste Schritt einer Folge von Abwegen, 
auf die die Arbeiterschaft durch den üblen Stand der Politik und 
das zeitweilige Ueberwiegen bürgerlicher Elemente geraten war. 
Die halbparlamentarischen Komitees von 1845—1885, die Aus- 
wanderungspolitik von 1843—1870, die Streikfiaskos von 1853—1859 
mit der unlogischen Antistreik-Strömung von 1845—1855 und 1889 
bis 1906 — alles dies zusammen mit der politischen Bewegung (die 
1874 anfing, als 13 Arbeiterkandidaten aufgestellt wurden, 188g fort- 
gesetzt und 1906 ihre Höhe erreichte, als 30 Mitglieder der Arbeiter- 
partei im Unterhaus saßen) zeigen, wie stark das Ideal der Arbeiter- 
Aktion verloren ging. 

Dennoch hat tatsächlich durch die zweite Hälfte des ıg. Jahr- 
hunderts hindurch die Gewerkvereinsbewegung sich in einer Weise 
zu einer revolutionären Kraft entwickelt, die wahrscheinlich der 
Schrecken ihrer Führer gewesen wäre. In Frankreich hat die Organi- 

10) Podmore, »Robert Owen«, Vol. II, p. 583. In Holyoakes »History of 
Cooperations« wird die Tatsache nicht erwähnt. Holyoake war gegen Streiks, 
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sation kaum mit der Agitation und Theorie Schritt gehalten, aber in 
England und Deutschland nehmen die Gewerkschaften eine uneinnehm- 
bare Stellung ein: England ist in bezug auf das Klassenbewußtsein 
hinter Deutschland zurück, aber schon hat die neue Generation wahr- 
haft gewaltige Machtmittel zur Verfügung. Von den Hindernissen, 
die einer neuen Taktik im Wege stünden, sprechen wir später, aber 
der Wert der organisierten Macht, die heute einem bewußten Unio- 
nisten zur Verfügung steht, ist nicht zu unterschätzen. Der Streik 
als revolutionäre Waffe hatte, wie wir sahen, die lebendigsten Geister 
beschäftigt: und wenn einmal der Streik erklärt ist, fühlt sich jeder 
Arbeiter als Mitglied einer Klasse, die gegen eine andere kämpft und 
deren Erfolg offenbar von ihrer Solidarität und ihrer Organisiert- 
heit abhängt. 

Schon im Jahr 1871 waren die Gewerkvereine so angewachsen, 
daß die Unternehmer sich zur Verteidigung zusammenschlossen, 
1873 veröffentlichte die neugegründete nationale Unternehmer- 
Föderation ein Manifest über die Ausdehnung, Geschlossenheit und 
großen Hilfsmittel der Unions. (Eine Geschichte der Unternehmerver- 
bände, die besonders für diese Zeit voller Interesse wäre, ist noch nicht 
geschrieben.) Die angegriffenen Führer druckten klugerweise das 
Manifest ab und verbreiteten esin den Gewerkvereinen. Zugleich ging 
es damals mit der Kooperation gut voran und es wurde wieder einmal 
versucht, die Frauen einzubeziehen. Man sah allmählich, wo hinaus 
die Dinge wollten, aber selbst der große Baumwollstreik von 1878 
brachte keine weiteren Komplikationen mit sich. Io Jahre später war 
der Wechsel noch deutlicher sichtbar und die Gedanken Owens kamen 
wieder ans Licht in dem Ausbruch der Arbeiterpresse 1887—89. 1881 bis 
1883 sah die Gründung der sozialdemokratischen Organisation ; obgleich 
ihre Führer auf Politik eingestellt waren, kontrastierte die offenbare 
Wesenlosigkeit ihres politischen Glaubens (die man in Deutschland in 
großem Maßstab erlebt) seltsam mit ihrer enthusiastischen Predigt des 
Klassenkampfes. Dieser Teil ihrer Propaganda aber war es, der die 
Arbeiter entilammte und eine Woge von Enthusiasmus ging über das 
Land. »Die wahre Befreiung der Arbeit«, sagt das offizielle Manifest 
der S. D. F. an die Trade Unions 1884, »kann nur heraufgeführt wer- 
den durch den feierlichen Zusammenschluß von Millionen mensch- 
licher Wesen über die gesamte zivilisierte Welt hin.« Hier haben wir 
Einheit — aber nicht industrielle Einheit. 

Der Kongreß von 1885 erfuhr von Owens Vorschlag, daß die Ar- 
beiter ihre Fabrik besitzen sollen und »darüber abstimmen, wer ihre 
Leiter und Vorarbeiter sein sollen«. »Der edle Owen«, schrieb damals 
Hyndman, »hat vor 70 Jahren eingesehen, daß durch halbe Maßregeln 
keine dauernd fortschreitende Verbesserung herbeigeführt werden 
kann.« 

Hier haben wir wieder die Theorie; aber die Praxis fehlt noch. 
Und in der Tat war der einzige Einfluß der S. D. F. auf die Gewerk- 
vereine der belebende Erfolg der Klassenkampftheorie, auch auf die 
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Agıtatoren, die sich bemühten, der Apathie entgegenzuarbeiten, die 
seit Owens Tagen über der aggressiven Taktik lag 1). 

Endlich setzte 1887 der sogenannte Neu-Unionismus ein. Seine 
Kampfpolitik war als vorübergehende Taktik unschätzbar, aber nichts 
kann den konstruktiven Idealen des modernen Syndikalismus ent- 
gegengesetzter sein als der folgende typische Ausspruch seines Führers, 
John Burns: »Das Gewerkvereinswesen«, schrieb er in » Justice« im 
September 1887, »trägt so wie es heute ist, den Keim zum Untergang 
in sich. Das unüberlegte Ansichreißen von Pflichten und Verantwor- 
tungen, die nur der Staat erfüllen kann, wie Kranken- und Altersver- 
sicherung, wird die größeren Gewerkvereine durch die unerträglich 
hohe Belastung der Mitglieder zugrunde richten«. 

Mit John Burns kommen wir zur modernen Zeit und seine poli- 
tische Laufbahn ist öfters mit der des eifrigen Exverfechters des Ge- 
neralstreikes, Briand, verglichen worden. Wir finden es lehrreicher, 
darauf hinzuweisen, wie wenig für beide die wirklich grundlegenden 
Gedanken des Syndikalismus bedeutet haben können. Briand war, 
als Individual-Anarchist, vorübergehend von der revolutionären 
Streikpropaganda angezogen ; Burns ist durch das obige Zitat am besten 
charakterisiert. Man vergleiche damit die Worte seines Zeitgenossen 
Tom Mann: »Wie lang, wie lang noch werdet ihr euch zufrieden geben 
mit der jetzigen lauen Taktik eurer Gewerkvereine. Die wahre, die 
Angriffstaktik der Gewerkvereine scheint verloren!« — So hoffnungs- 
los verbürgerlicht schien ihm der Geist der Unions, daß Tom Mann 
sich dem parlamentarischen Feld zuwandte! Um jeden Preis mußten 
die Leute aggressiv erhalten werden! Daß er seine Taktik änderte, 
als er in das England von 1909 zurückkehrte, ist ein charakteristisches 
Zeichen! 

Noch ein Wort über die beinahe ununterbrochene innere Ent- 
wickelung des englischen Gewerkvereinswesens zu jenem Staat im 
Staat, der den Neid des Proletariates der weniger organisierten Län- 
der erregt hat. Denn die vorsichtige und konservative Politik der 
Führer aus dem Zeitalter der Königin Viktoria baute eine mächtige in- 
dustrielle Organisation auf !2), die eben durch die Notwendigkeit ver- 
versöhnlichen Vorgehens es mit sich brachte, daß sie mit manchem inter- 
nationalen Organisationsproblem sich abmühen mußte !3), die nur 
durch Erfahrung zu lösen sind. Das Beispiel des »New Model« 
1852—188g und die Bemühungen solcher Führer wie William Allan 
(1847—1854) errichteten in Wahrheit einen Apparat, der im gegebenen 


n) S. Justice, July 1884 und Beer, a. a. O., S. 587. 

12) Ein typisches Beispiel ist die Amalgamated Society of Engineers, deren 
Geschichte G. H. Barnes M. P. geschrieben hat (Daily Citizen, 11. X. 1912). 
Indessen zeigen die neuerlichen Schwierigkeiten in dieser A. S. E., daß die neue 
Generation mit der ererbten Organisation nicht zufrieden ist. 

13) In seiner scharfsinnigen Analyse des Arbeitsmarktes hat G. W. Dibblee 
in »The laws of Supply and Demands 1912 unwissentlich einen weiteren Grund 
für das unvermeidliche Wachstum der Unions gegeben: sie haben die Funktion, 
die für das kapitalistische System notwendige Arbeiterreserve zu schaffen. 
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Moment jedem anderen »Apparat«, der ihm entgegengestellt wird, ge- 
wachsen sein könnte. Es ist schwer, zuverlässige Zahlen zu erhalten, 
denn erst als John Burnett zum Arbeitskorrespondenten des Board 
of Trade ernannt wurde, ist eine Statistik angestrebt worden. Immer- 
hin kann man annehmen, daß 189r die Gesamtsumme der Gewerk- 
vereinler nicht ı1, Millionen überstieg. ro Jahre später wissen wir, 
daß eine weitere halbe Million dazu gekommen ist und im nächsten 
Jahrzehnt wieder. Zieht man indessen die Bevölkerungszunahme in 
derselben Zeit in Betracht, so wird man, um den wirklichen Fortschritt 
zu beurteilen, die innere Entwickelung ins Auge fassen: da kämen vor 
allem die Trade-Councils in Betracht (1858—1864), jene örtlichen 
Körperschaften, in denen manche Syndikalisten die Zentren zukünf- 
tiger Ausbreitung sehen. Ferner ist die Gründung der Trade-Union- 
Kongresse 1868 zu erwähnen; der erste wurde von 34 Delegierten, 
die 118 367 Mitglieder vertraten, besucht, der von IgI2 von 523 
Delegierten für ı 662 163 Mitglieder oder %, der organisierten Arbeiter- 
schaft Englands. 

Zum Schluß noch eine Bemerkung über die Internationalität der 
Bewegung. Schon 1847 spricht Karl Marx, dessen Laufbahn in Eng- 
land in eine sehr ungünstige Zeit fiel !?), von einem internationalen 
Arbeiterkongreß und in diesem Jahr war das Hauptquartier des Ar- 
beiterbildungsvereins in London 35). Das nächste Jahr sah die Veröffent- 
lichung des kommunistischen Manifestes mit seinem internationalen 
Weckruf; 1864 trat die Internationale ins Leben und einige Jahre 
hindurch bleiben die Englischen Gewerkschaften in nahem Kontakt 
mit ihrer Propaganda. In den doer Jahren tritt die international ge- 
sinnte S. D. F. auf. 1888 kam der internationale Gewerkschaftskongreß 
in London zusammen. Unter den englischen Delegierten waren Tom 
Mann und Keir Hardie; die Ideen Torteliers über den Generalstreik 
wurden erörtert. Aber seit vielen Jahren ist der Internationale Ge- 
werkschaftskongreß eher ein Treffpunkt für die Führer, als eine in 
die Breite wirkende Veranstaltung und seine Zukunft hängt von der 
internationalen Solidarität ab, die die einzelnen Industrien erreicht 
haben werden. Als Illustration für die proletarische Solidarität sei in- 
dessen auf die 30 000 £ hingewiesen, die 1889 die australischen Arbeiter 
zur Unterstützung des Londoner Dock-Streiks, den Ben Tillet und 
Tom Mann organisierten, telegrapliisch sandten. Und dieses Prinzip 
ist nicht mehr in Vergessenheit geraten, wenn auch der Appell der 
Führer beim letzten schwedischen Streik wenig Erfolg hatte, besonders 
in England. Aber das Charakteristische ist, daß der Appell überhaupt 
geschah; es liegt darin ein Hinweis auf die Richtung, in der wir uns 
vorwärts bewegen. 


Woher kommt der neue Geist? 


Gehen wir auf jenen zu Anfang herangezogenen Artikel in der 
English Review zurück; da er in einem Blatt erschien, das in den letz- 


0m Beer, a. a. O., S. 426. 
15) Spargo, Karl Marx, S. o4. 
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ten Jahren die beste Geisteskraft des Landes zurückstrahlt, dürfen wir 
ihn wohl als Dokument über die Stellung der oberen Klassen zu unserm 
Problem betrachten. »Seit den letzten 4 Wochen«!®), heißt es, »hören 
und lesen wir viel von Syndikalismus. Vor einigen Wochen kannte 
kaum jemand im ganzen Königreich das Wort und für jene, die es kann- 
ten, bedeutete esetwas Vages, Extravagantes, Fremdes, das uns gewiß 
niemals etwas angehen würde. Und jetzt erzählt uns jede Zeitung, 
daß unser Land in bedrohlicher Weise in den Händen des Syndikalis- 
mus ist.« Dies Bekenntnis braucht uns nicht zu erstaunen, wenn wir 
an die treffende Schilderung der typischen historisch-politischen 
Ausbildung des englischen Jünglings denken, wie sie Arnold Bennett 
in seinem für den soziologischen Historiker so interessanten Roman 
Clayhanger gibt: 

Während seiner Schullaufbahn war er verschiedentlich in die Nähe des 
19. Jahrhunderts gekommen, aber wie ihm schien, war er aus pädagogischen 
Gründen immer wieder zum Mittelalter zurückgezerrt worden. Einmal war seine 
Klasse bis zur Kinderzeit seines Vaters gekommen und über diese Zeit hatte er 
gelernt, »daß große Unzufriedenheit unter der Arbeiterbevölkerung herrschte, 
die gewissenlose Demagogen usw.«. Aber im nächsten Trimester schlängelte man 
sich wieder um Heinrich VIII, der sein kluger Feldherr und Staatsmann« war, 
aber sunglücklich in seinem Familienleben«. 

Aber die Unwissenheit des großen Publikums wird noch weiter 
dadurch erklärt, daß der Syndikalismus eine Art der Arbeiterbewegung 
ist, die den üblichen bürgerlichen Berichterstatter über die Arbeiter- 
frage nicht tangiert, ja sogar die politisch gerichtete Arbeiterpresse er- 
wähnte höchstens einmal Schwierigkeiten in der Propaganda, die durch 
die unbequemen Fragen sogenannter Industrial Unionists hervorge- 
rufen seien. | 

Jedenfalls erschienen vielen soziologisch Interessierten die Ereig- 
nisse von IgII—I2 als Anzeichen eines völlig neuen Geistes. 1912 
wurde von der Daily Mail eine Rundfrage 1?) bei kompetenten Per- 
sonen gemacht; H. G. Wells äußerte sich wie folgt: 

»In den letzten 20—30 Jahren hat sich die Stimmung der Arbeiter- 
klasse verändert. Wir können nicht länger behaupten, daß diese Un- 
ruhen nur das Auf und Nieder der ökonomischen Anpassung bedeuten. 
Keine Anpassung vollzieht sich. Neue und seltsame Kräfte wirken in 
unserer Mitte, Kräfte, für die das Wort »revolutionär« nur allzu gut 
paßt. Nichts geschieht, um sie zu beruhigen, alles trifft zusammen, 
um sie zum Aeußersten zu treiben.« 

Daß es sich nicht nur um sensationelle Aufbauschungen der Unruhen 
in den Zeitungen handelte, beweist die Frage Sir Arthur Clays in seinem 
Buch: Syndikalismus und Arbeit (1911): »Was ist die Ursache der 
bedrohlichen Veränderung in der Verfassung der Arbeiter ?« — Seine 
Antwort ist freilich sehr ungenügend, besonders, daß das Ehepaar 
Webb, das er mit verantwortlich macht, selbst bei der Rückkehr von 





1) Man beachte das Datum: Juni 1912. 
17) Unter dem Titel: »What the Worker Wants« von Hodder und Stoughton 
als eine Broschüre von 150 Seiten veröffentlicht. 
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einer Orientreise im Juni 1912 sehr erstaunt war, zu sehen, wie der 
Syndikalismus angewachsen war, und sofort jede andere Arbeit 
ließ, um diese dem Staatssozialismus so entgegengesetzte Doktrin 
zu widerlegen 19). 

In der Tat, der Sozialismus gehört beinahe zur reaktionären 
Politik. So schreibt schon im Oktober ıgIı ein bekannter Konser- 
vativer A. A. Baumann: 

»Die Gefahr ist vorhanden und nur sau deutlich: die Gefahr einer 
anarchischen Tyrannei von Männern, die sich an keinen Vertrag hal- 
ten ...es wäre besser, die Verwaltung der Eisenbahnen in die Hände 
eines Regierungsministeriums zu legen.« 

Herr Baumann hatte offenbar nicht von den Unruhen, die syn- 
dikalistische Eisenbahner in Frankreich und Italien verursacht hatten, 
gehört und seine Unwissenheit war so typisch für die oberen Klassen, 
daß endlich am 25. März 1912 die Times einen aufklärenden Artikel 
»Was heißt Syndikalismus« brachte, der bestätigte, daß vor dem Som- 
mer IgII nicht einer aus einer Million in England das Wort je gehört 
hat. » Jetzt hören wir. es oft genug; aber die täglichen Betrachtungen 
im Parlament und der Presse zeigen, daB wenige eine klare Vorstellung 
davon haben.« Der Artikel wird Tausende erleuchtet haben, wenn auch 
einige verblüfft gewesen sein werden zu hören, daß »die Grundidee des 
Syndikalismus vorzüglich« und »der Anstoß für die Produktivgenossen- 
schaften« gewesen ist. 

Es ist vielleicht erwähnenswert, wie und wann der Punch, jenes 
Spiegelbild der Gedankenwelt der oberen Klassen, zum erstenmal 
von Syndikalismus spricht: In der Nummer vom 21. Februar IgII 
zitiert Punch aus dem Cambridge Magazine: »Sir William Bull findet, 
daß Sydnikalismus die neueste Erfindung des sozialistischen Wahn- 
sinnes sei« und bemerkt zu dem Druckfehler: er irrt sich: es heißt 
»Sydniwebbikalismus«. 

Von den Einflüssen, welche die so kommentierte Neuerscheinung 
in Wirklichkeit hervorrieien, ist zweifellos der in die Augen fallendste 
das Sinken des Reallohnes. Die Tatsache, daß 1912 das £ gegen das 
von I8go nur I8—ı9 sh Kaufkraft hatte, genügt als Erklärung für 
die ausbrechenden Streiks und dazu kommt noch das Steigen der Ge- 
winnrate in diesen Jahren um nicht weniger als 8% °). Perioden ge- 
ringer Entlöhnung hat es oft genug in der enelischen Geschichte ge- 
geben, doch niemals zuvor war die Arbeiterklasse sich so klar darüber, 
daß ihr Anteil am Nationaleinkommen selbst von denen für ungenü- 
gend gehalten wurde, welche an der kapitalistischen Gesellschafts- 
ordnung festhalten. Nun kam es den organisierten Arbeitern darauf 
an, sich diesen gerechten Anteil (d. h. wie ihre Führer ihnen sagten, 
das Ganze) zu sichern. Nach einem Vierteljahrhundert Frieden 
waren die Kassen voll und die Waffe des Streikes empfahl sich ohne 


18) Sie taten dies in »The Crusadee, August 1912. »The New Age« brachte 
eine recht kaustische Kritik dieses Versuches. 

19) Chiozza Money, »Ihings that Matter 1912«, S. 6. Professor Ashley 
setzt das Herabgehen des Reallohnes auf annähernd ı sh 3 d auf das £ an. 
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weiteres. Aber noch von anderer Seite wurde der Klassenkampf- 
geist unterstützt. 

Die vor kurzem veröffentlichten Lebenserinnerungen von Hynd- 
man zeigen, wie von den doer Jahren ab er und seine Freunde jene 
marxistische Klassenkampftheorie verkündet haben, welche in Deutsch- 
land die sozialdemokratische Partei zu dem gemacht haben, was sie 
ist. Zuerst hatte die S. D. F. Propaganda wenig Wirkung, aber ihre 
unermüdlichen Anhänger haben es zustande gebracht, daß » Justice« 
und »The Clarion« die einzigen Arbeiterblätter sind, die wirklichen Ein- 
fluß auf das Proletariat haben und Hyndman und Blatchford haben 
immer wieder ein wirkliches Klassenbewußtsein zu entfachen gewußt. 
Aber sie predigen das Klassenbewußtsein des Arbeiters schlechthin; 
sie haben nur den Weg für die Jüngeren bereitet, die das Klassenbe- 
wußtsein des organisierten Arbeiters predigen. Der Unter- 
schied entspricht dem zwischen dem vagen Kampf gegen die Kriegs- 
propaganda von Gustave Hervé und dem antimilitaristischen Inter- 
nationalismus des französischen C. G. T. 

Aber neben der Streikpolitik und der Propaganda des Klassen- 
kampfes ist die Solidarität der Arbeiterklasse unterstützt worden durch 
das Entstehen eines neuen Geistes in den Gewerkschaften selbst. 
»Vor 10 Jahren«, schreibt Roland Kenney, der erste Herausgeber des 
Daily Herald, der die Sache von Grund auf kennt, »als ich ein Ver- 
lader war, wäre ein Generalstreik bei uns undenkbar gewesen, denn 
die Idee, daß ein Mann auf einer höheren Lohnstufe dem in einer 
niederen sozial überlegen sei, florierte damals und geschlossenes Han- 
deln war undenkbar. Der Verlader galt dem Rangierer als inferiores 
Geschöpf, die Zugführer duldeten die Rangierer als notwendiges Uebel. 
Nach und nach dämmerte uns ein Licht und 1906 wurde die Einheits- 
bewegung geboren.« Bedenken wir, daß überall die Eisenbahner 
die fortgeschrittenste Arbeitergruppe sind, so können wir uns die 
Bedeutung dieses neuen Geistes in der Tradeunionentwicklung vor- 
stellen. 

Zwei weitere Faktoren, die aus der industriellen Struktur selbst 
herauswuchsen, beförderten diesen Geist. Der erste ist jene Entper- 
sönlichung des Arbeitsverhältnisses, auf die schon Marx hingewiesen 
hat. Bedeutungsvoller als die oft besprochene Klasse der nicht resi- 
dierenden Grundherren ist jene neue der »absentee« Kapitalisten. Ja, 
man hat ihr Vorhandensein als Argument gegen den Streik angeführt. 
»Den Mann, gegen den ihr streikt (wörtlich: den ihr schlagt), könnt 
ihr nicht treffen. Er ist auf seiner Yacht in Aegypten und kümmert 
sich nicht um euch. Wem tut euer Streik weh ?2%)?« Ein weiteres 
Stadium ist die Aktiengesellschaft mit ihrem System des verteilten 
Risikos, das es dem Arbeiter doppelt schwer macht, seinen Herrn 
in jener besitzenden Klasse zu fassen, deren Verbindung mit dem Ju- 
ristenstand und den Berufspolitikern die soziale Kluft vollständig 
machen. Erst um das Jahr 1880 begann das soziale Gebäude 








10) Frank Rose in Nr. 7 des Industrial Syndicalist gegen Tom Mann. 
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sich endgültig in die zwei gesonderten Gruppen Kapital und Arbeit 
zu spalten. Nach 1880, sagt der einzige Historiker ?!), der bis jetzt 
eine Einsicht in den politischen und ökonomischen Wechsel der letzten 
30 Jahre gezeigt hat, wurde es üblich, daß die Ersparnisse auch jener, 
die mit Industrie und Handel nichts zu tun hatten, in Industrie und 
Handel angelegt wurden. Um das Jahr r908 machten sich die Folgen 
dieser Neuerung bemerkbar. Immer wieder hatten die Arbeiter 
Mißerfolge, weil sie das Interessennetz, das die Industrie von außen 
her durchwebte, nicht übersahen. Sie konnten nicht mehr an die 
alte lokale Gruppentaktik glauben, sie konnten nicht mehr hoffen, 
den Kapitalgewinn zu lokalisieren und in jedem einzelnen Gewerbe zu 
treffen. 

Aehnlich hat das Anwachsen der Trusts gewirkt. Wir verweisen 
darüber auf die Arbeit von Professor Hermann Levy und erwähnen 
hier nur, daß diese Bewegung ein lokales oder gruppenweises Vorgehen 
der Arbeiter illusorisch gemacht hat. Der Anstoß, den die Trusts den 
Gewerkvereinen zu einer hochgespannten Organisationstätigkeit gege- 
ben haben, ist enorm und die Trusts sind es auch, die veranlassen, 
daß diese Organisationen über die Grenze der Nationalität hinaus 
wachsen werden. So wurde im Sommer ıgıI auf dem Kongreß des 
Weltverbandes der Eisenindustriellen laut verkündet: 

»Wir sind die Herren der Welt. Von nun an müssen die Regierun- 
gen in den Hintergrund treten. Sie können nicht länger über Krieg 
und Frieden entscheiden, denn wir haben uns zusammengetan und hal- 
ten unsere Hand über Stahl und Eisen. Und wollen sie vom Verband 


kaufen, so müssen sie alle denselben Preis zahlen.« — Was wollen 
darauf jene, welche dem Syndikalismus eine Zukunft absprechen, 
antworten? — In dem obigen Ausspruch wird nichts über die Pro- 


duzenten selbst gesagt: aber was kann ein Streik nutzen, wenn er nicht 
in einem Umfang vor sich geht, der die ganze Industrie umfaßt? 
Und wird man annehmen, daß solche Versuche, die Löhne zu erhöhen, 
von nun an aufhören werden, oder daß die Arbeiter nie etwas von 
ihren Gegnern lernen werden ? Bis jetzt mag der Gruppengeist gesiegt 
haben; aber Abraham Lincoln behält mit seiner Weisheit recht: 
Ihr könnt einige die ganze Zeit an der Nase herumführen, oder alle eine 
kurze Zeit — aber alle die ganze Zeit: nein, das geht nicht. 

Aber wenn es wahr ist, daß die Methode des verteilten Risikos 
und der raffiniertesten Bilanz, die den Profit verschleiert, es dem Ar- 
beiter unmöglich macht, genau den Kapitalgewinn in seiner eigenen 
Industrie zu fixieren, so kann ihm die Tatsache eines solchen Mehrwert 
überhaupt nicht verborgen bleiben. Früher war es für den Ar- 
beiter schwer zu glauben, daß der Vermögensunterschied so groß war, 
wie es die Führer behaupteten. Arbeiter und Herren lebten getrennt, 
in verschiedenen Stadtteilen und noch weiter voneinander. Das tun sie 
auch heute noch, aber das Automobil hat eine andere Note hinein- 
gebracht. Ueberall sieht der Arbeiter jetzt die luxuriösen Wagen, 








12) R. H. Gretton, »A modern History of the English Peoples, 1912. 
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die Müßigen herumfahren. Und aus den illustrierten Zeitungen 
lernt er die Vergnügungen der Reichen, ihre Feste, Bälle, Hoch- 
zeiten, ja den Prunk ihrer Leichenfeiern kennen. Ein Arbeiter, 
J. W. Toms von Ashton-under-Lyne, der beansprucht, »das Fühlen 
der Arbeiter besser zu kennen als so mancher, der über die Arbeiter- 
unruhen schreibt,« sagt: die Entfaltung von Luxus und Reichtum 
machen den Arbeiter unzufrieden. Redet ihm nicht über das Gesetz 
von Angebot und Nachfrage. Er weiß, daß irgendwo ein ungeheurer 
Mehrwert steckt und aus diesem Fond wird er sich früher oder später 
bezahlt machen.« Daher kommt es, daß der Durchschnittslohnarbeiter 
sich nicht sehr für die sozialen Reformen begeistert, welche die ein- 
führen, deren joie de vivre so eigentümlich von seinem Leben 
absticht. Es kommt ihm vor, als werde ihm mit der linken Hand 
ein winziger Teil von dem zurückgegeben, was die rechte Hand ihm 
weggerissen hat. Auch hat er genug Volkswirtschaftliches gelesen, 
um den Verdacht zu haben, daß die meisten dieser Reformen befür- 
wortet werden, um ihn zu einem noch geeigneteren Produktionsin- 
strument zu machen. Der Staatssozialismus erweckt Mißtrauen und 
die Bourgeois-Reformpläne der Fabian society, so bewundernswert 
sie theoretisch erscheinen mögen, werden jetzt von einem wachsenden 
Teil der Arbeiter mit großem Mißtrauen aufgenommen. Erst vor 
kurzem wurde dies der Gesellschaft von einem Trade Union-Organisator 
gesagt: »Arbeiter brauchen nicht verhätschelt zu werden; sie müs- 
sen lernen, sich selber zu helfen.« Die Versicherungsgesetze sind 
Beispiele einer Gesetzgebung, die den Arbeiter bevormunden und die 
Mittelklassen freilassen. Der Arbeiter wehrt sich gegen den Verlust 
seiner Bürgerrechte 22). 

Aber nicht nur der ganze soziale Reformplan — die Methode der 
politischen Aktion überhaupt mißfällt den Arbeitern. 

Die Jahre 1889—1906 erscheinen dem oberflächlichen Beobachter 
als der Triumph des Politikers in der Trade Union-Welt. 1912 waren 
die Arbeitervertreter im sechsten Jahre im Parlament und die Lage der 
Arbeiter offensichtlich schlechter als vor 20 Jahren. Endlose Kritik 
aus der Arbeiterpartei und von outsiders ergoß sich über den »Trade- 
Unionisten im Parlament«. 1906 schrieb das Parlamentsmitglied 
Snowden: Es ist schwierig, aus der Haltung der parlamentarischen 
Arbeiterpartei abzuleiten, worin sie sich in Steuerfragen von der li- 
beralen Partei unterscheidet. 

1910 sagt Keir Hardie (M. P.): »Zur Zeit zählt die Arbeiterpartei 
überhaupt nicht. Die Presse ignoriert sie.« 





22) Wer gewohnt ist, die Fabian society als Muster konstitutioneller Beson- 
nenheit zu betrachten, mag erstaunt sein, die privaten Ansichten einiger 
Mitglieder zu hören, von denen einer der bekanntesten kürzlich schrieb: »Bri- 
tischer Arbeiter, du bist ein verfluchter Esel. Du hast dir die Unverschämtheit 
und die Beleidigungen der Oligarchie zu lang gefallen lassen. Du willst höhere 
Löhne: sieh zu, daß du sie bekommst. Und wenn du London und Liverpool 
und halb England zertrümmern mußt, um höhere Löhne zu bekommen — zö- 
gere nicht! Verschaffe dir höhere Löhne'« 
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Ueberall war die Politik mißliebig. »Was nutzt einem Mann, 
der das verzweifelte Los der englischen Armen bessern möchte, ein 
Sitz im House of Commons von heute?« fragt Hilaire Bellock ®), 
dessen politische Kritik in den letzten zwei Jahren an Schärfe und 
Unerbittlichkeit nichts zu wünschen übrig ließ. »Ich bin selbst fünf 
Jahre darin gewesen und habe es studiert und als ich so viel gelernt 
hatte, als ich konnte ohne magenkrank zu werden, ging ich.« 

H. G. Wells #) sagt: »Advokaten machten die große französische 
Revolution und im entgegengesetzten Sinn Können sie eine englische 
heraufbeschwören. Wir haben eine beinahe antiquirte Gesetzge- 
bung: die juristische Laufbahn ist die politische. Eine distinguierte 
und tätige Unfruchtbarkeit, die die Welt am Ende so läßt, wie sie 
sie vorfand, ist die ideale Laufbahn des politisierenden Anwaltes.« 

Daß Wells ein Hauptangreifer der heutigen Politik ist, sollte 
genügend beweisen, wie bedenklich es ist, Sorels Action frangaise- 
Bewegung %) zu stark mit den syndikalistischen Neigungen von Hi- 
laire Belloc und Cecil Chesterton zu identifizieren 2°). 

In der letzten Zeit hat vielleicht in Europa niemand so viel Aufmerk- 
samkeit auf sich gelenkt wie Norman Angell. Der geistvolle Autor 
der »Great Illusion« spricht sich folgendermaßen über die heutige 
Situation aus: »Was unsere Gegenwart von anderen unruhigen 
Zeiten unterscheidet, ist die in allen Industrieländern gleiche Tendenz 
der aktiveren Geister, der parlamentarischen Regierung und jenen 
politischen Einrichtungen zu mißtrauen, welche bis dahin die Hoff- 
nung der Demokratie waren. Dieser teilweise Mißerfolg kommt da- 
her, daß das Parlament, welches für ein bestimmtes Bedürfnis in einer 
einfachen Gesellschaftsform gedacht war, nun allen Bedürfnissen 
einer komplizierten Gesellschaftsstruktur gerecht werden soll. 

Die Staatsgewalt wird zweifellos vom Parlament, das ein veral- 
tetes Ueberbleibsel ist, auf diejenigen Körperschaften übergehen, 
die aus den industriellen Funktionen der Allgemeinheit erwachsen 
sind, den Trade-Unions und den Handels- und Berufsorganisationen. 
Die Arbeiter werden sicher eine wirksame Kontrolle der komplizier- 
ten wirtschaftlichen Kräfte verlangen; es ist ihr dringendstes Be- 
dürfnis. Das Parlament ist dazu nicht geeignet, die industriellen 
Organisationen sind es« ?). 

Norman Angell hat lange in Frankreich gelebt, das macht ihn 
natürlich zu einem besonders scharfen Beobachter in sozialen Dingen. 
Noch ein anderes Verbindungsglied mit jener historischen Entwicke- 
lung, von der wir anfangs sprachen, läßt sich nachweisen: seit Jahren 


23) The New Witness, Dez. 5., 1912. 

2) What the Worker Wants, 1912. 

35) Diese merkwürdige, wenn auch vorübergehende Verbindung französi- 
scher Intellektueller und der Arbeiterklasse unter Georges Sorels Einfluß wird 
zuerst im Mouvement Socialiste erwähnt. 

26) Wie es scheinbar Beer tut, wenn er die neuerlichen antipolitischen 
Kundgebungen in England allzu kursorisch behandelt. 

2) What the Worker Wants p. 9o. 


Der Syndikalismus in England. 439 


gehen anti-parlamentarische Lehren in England um; die Schriften 
Kropotkins z. B. haben eine große Verbreitung. Hyndman nennt 
Kropotkins »Appeal to the Young« das beste propagandistische 
Pamphlet, das es je gab. Dann ist da William Morris, nach Shaws 
Charakteristik »ein freier Demokrat von Kropotkinschem Typus» 2). 
Wiliam Morris war es, der gegen die Taktik der Fabian Society, 
(welche wohl, wie Webb 2?) andeutet, für die politische Bewegung 
der Jahre 1889—1906 verantwortlich ist) eine Resolution einbrachte, 
wo es u. a. heißt: »Da keine parlamentarische Partei ohne Kompro- 
misse und Konzessionen existieren kann, welche jene Erziehung hin- 
dern und jene Prinzipien verdunkeln würden, so ist es ein falscher 
Schritt für Sozialisten, am parlamentarischen Kampf teilzunehmen.« 
Wir haben allerdings mit Vorsicht ausgesprochen, daß der Syn- 
dikalismus nur insofern eine neue Bewegung ist, als sich ın ihm schon 
latent gewesene Tendenzen kristallisieren, so daß auch schon vor den 
Tagen des eigentlichen Syndikalismus wir Denker finden, die Syn- 
dikalisten sind, nur daß ihnen noch der Name fehlt. Denn der 
Syndikalismus ist teilweise eine Sache des Gefühls und so rechnen 
wir William Morris zu seinen Verfechtern. Und es ist ermutigend und 
belehrend, daß auch die Fabian Society selbst diese Ketzerei teilt. 
Während wir dies schreiben, erscheint eine kleine Schrift, in der 
es heißt: »Morris sprach sich über die Details einer Kontrolle durch 
die »nützlichen Klassen« nicht aus, aber lebte er heute, so fänden wir 
ihn mit größter Wahrscheinlichkeit im syndikalistischen Lager« 3°). 
Einer der tüchtigsten modernen englischen Syndikalisten, Arthur 
Lewis, schreibt in seinem Buch: »Syndicalism and the general strike« 
folgendes: »Die Inkompetenz der Demokratie ist am realsten, wenn 
es sich um die Kontrolle komplizierter Dinge handelt, und eine lokali- 
sierte syndikalistische Kontrolle der Industrien wird viel wirkungs- 
voller sein als jener starre zentralistische Staat, wo jede Industrie von 
Westminster aus dirigiert wird — aber dies wünschen sich die meisten 
Sozialisten.« Er nimmt an, daß aus drei Gründen die Politik aus England 
verschwinden wird: ı. ist das Parlament überarbeitet, 2. ist seine Tätig- 
keit für den Wähler keine Realität und kann ihn nicht interessieren, 
weil er zu weit von ihr entfernt ist, 3. ist das Parlament unwissend ; 
je mehr es mit den Details der Industrie sich zu befassen haben wird, 
um so mehr wird seine bloß auf Papier basierte Sachkenntnis der 
Aufgabe unadäquat sein. Und weiter sagt er im Daily Herald vom 
4. Januar 1913: »Wer noch an die parlamentarische Aktion glaubt, 
möge an die Trade-Unions und andere Gesellschaften denken. Muß 
er nicht sehen, daß ausgesprochen demokratische Körperschaften 
groBen Umfanges nicht demokratisch bleiben können ?« 





#) The Fabian Society; its early History p. 12. 

#) History of Trade Unionism IgII, p. 400, wo aber Webb seine 
eigene Wirksamkeit viel zu bescheiden einschätzt. 

3) Ein anderer früher Anti-Staat-Schriftsteller ist der verstorbene W. R. 
Hall, dessen 1896 in Glasgow erschienenes Pamphlet: »Die Wahlurne — ein 
Irrtums in sthe New Agee vom 23. und 30. Januar 1913 wieder abgedruckt ist. 
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So wurde von allen Seiten die Methode der parlamentarischen Ak- 
tion angegriffen und 1909, vor Tom Mann zurückkehrte, war der 
Boden reif zur Aufnahme neuer Ideen oder zum Empeorsprießenlassen 
der schon versteckt vorhandenen Tendenzen. Tom Mann ist sicher 
eine der bemerkenswertesten Persönlichkeiten der englischen Arbeiter- 
welt ; mit einem großen persönlichen Zauber und einer rednerischen Be- 
gabung, die der von Jaurès gleichkommt, verbindet er eine unver- 
wüstliche Energie und eine unübertroffene Kenntnis der Arbeiter- 
psyche und der Arbeiterbewegung. Unter seinem Einfluß vor allem 
wandten sich die Gewerkvereine in den goer Jahren der Politik zu. 
Schon 1886 hatte er eine Flugschrift, aus der wir auch zitiert haben, 
geschrieben: »Was der Zwangsachtstundentag für den Arbeiter bedeu- 
tet.« 1894 wurde er Sekretär der Independent Labour-Partei. Einige 
Jahre später veranlaßten ihn besondere Umstände, England mit Au- 
stralien zu vertauschen, wo er die Arbeitergesetzgebung im »Lande 
der Arbeiter« kennen lernen konnte. Im Mai ıgıo kam er mit sehr be- 
stimmten Ansichten darüber wieder zurück. »Mir kommt vor,« sagt 
er, »als ob Ihr glaubt, die jungen Staaten seien mustergültig in der 
Beziehung. Nun, ich sage Euch, daß kein intelligenter Mensch, der 
` das Funktionieren jener Gesetzesapparate kennt, seine Hoffnung auf 
eine erfolgreiche Entwickelung der Arbeiter in eine solche Maschinerie 
setzen wird. Ich weiß, daß die besten Männer jener Staaten, auch ın 
Neu-Seeland, der Tyrannei der industriellen Schiedsgerichtsgesetzge- 
bung entrinnen möchten« ?!). 

Tom Mann hat auch einige Erfahrung in Südafrika, und als er 1910 
zurückkam, konnte er seine neuen Ansichten »über die aggressiven 
Funktionen der Trade-Unions« einem England vortragen, das sehr ver- 
schieden von jenem des Jahres 1886 war. Er kam damals viel mit 
Guy Bowmann zusammen, dessen genaue Kenntnis des französischen 
Syndikalismus ihn eine ähnliche Politik für England wünschen ließ. 
Der Verkehr mit Tom Haywood gab den Zusammenhang mit der ame- 
rikanischen »Industrial Unionist«-Gruppe, deren Einfluß überhaupt 
hier kurz gestreift sei. 

Im Herbst 1912 hat Ramsay Macdonald ein herablassendes kleines 
Buch über den Syndikalismus veröffentlicht, von dem nicht viel Rüh- 
menswertes zu sagen Ist, begreiflicherweise, bei der rein politischen 
Orientierung des Verfassers, die ihn dem Liberalismus immer näher 
bringt. Aber es zeigt ein gewisses Verständnis für die Bedeutung des 
amerikanischen Einflusses. »Seit vielen Jahren zirkuliert bei uns die 
Literatur der amerikanischen »Industrial Workers of the World« 
sagt er und spricht von dem herzgewinnenden Einfluß Haywoods, der 
ıgıo nach England kam, wo er mit Tom Mann zusammen arbeitete 
und große Erfolge bei den Bergleuten von Süd-Wales hatte, jenen 
Bergleuten, die dem noch zu erwähnenden Central Labour College 
nahe standen und die für jene bekannte revolutionäre Flugschriit 
»The Miners next Step« verantwortlich sind. 


31) The Industrial Syndicalist No. 7. 
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Der amerikanische Syndikalismus ist vor allem wegen seiner 
energischen Propaganda beachtenswert; seine Lehre läßt sich zusam- 
menfassen in dem Titel der erfolgreichsten Industrial Workers of the 
World (I. W. W.) Flugschrift: »EingroßerGewerkverein.« 
Die Propaganda Tom Manns war eine kluge Kombination dieser und 
der französischen Lehre von der action directe, der Tat. 


Die Amerikaner verleugnen ihr besonderes Talent zur Propaganda 
auch als Syndikalisten nicht. Originell ist z. B. eine kleine Etikette, 
die von willigen Händen zu Tausenden, wo es nur immer geht, aufge- 
klebt wird. Es steht darauf: »Wollt ihr beim nächsten Streik erschos- 
sen werden ?« Dazu das verheißungsvolle Bild einer Mitrailleuse und 
»Wenn nicht, so stimmt dafür, daß Eure Klasse Eigentümerin der 
Maschinengewehre wird. Und warum nicht aller Maschinen? Wozu 
gebt Ihr den Kapitalisten den größten Teil Eures Verdienstes ?« 

Was den Arbeitern als »Munition« in dem Zeitungskrieg gegen das 
Kapital angeboten wird, sind etwa 50 Flugschriften von denen die 
besten von dem höchst gefährlichen Eugen V. Debs stammen. 


Debs ist, wie seine Präsidentschaftskandidatur zeigt, kein Gegner 
der parlamentarischen Aktion, die er allerdings auf seine Weise auf- 
faßt. Debs betont die 4 folgenden Punkte: r. Den Klassenkampf. 2. 
Die Notwendigkeit, eine große Union als Ideal festzuhalten. 3. Kon- 
trolle der Industrie durch die Arbeiter. 4. Politische Einheit nur auf 
Grund von industrieller Einheit. »Die Welt beginnt zu erwachen und 
wird bald ihren ersten Freiheitsgesang anstimmen. Die Arbeiter müs- 
sen inihr Erbe kommen. Sie machen die Werkzeuge, sie allein können 
sie benützen und deshalb sollen sie ihnen gehören. Deshalb sollt Ihr 
Euch in derselben Gewerkschaft zusammenschließen und derselben 
Partei und miteinander abstimmen und streiken. Und sobald Ihr 
das tut, gehört die Welt Euch. Aber wichtiger als ein Stimmenzuwachs 
ist Eure ökonomische Organisation. Der Fortschritt kann nur durch 
eine revolutionäre ökonomische Organisation kommen, welche im Na- 
men der Arbeiter Besitz von den Industrien ergreift, deren Kerker 
dann Tempel der Arbeit werden sollen« ??). 

Jedenfalls hat es Debs und anderen nicht an Einfluß gefehlt, 
weder in England, noch — muß man hinzufügen — in Schottland; 
denn der Hauptsitz der Socialist Labour Party, die sich den I. W. W. 
zurechnet, ist Edinburg. Erwähnenswert ist W. E. Trautmann, dessen 
Plan der sechs Abteilungen, in welche die Industrien zusammengefaßt 
werden sollen, zugleich mit einer Abteilung für öffentliche Dienste und 
einer für Ackerbau des Studiums wert sind, schon deshalb, weil dieser 
Plan sich wesentlich von dem, was das große Publikum sich unter syn- 





32) Hier einige Titel der Schriften Debs: Industrial Unionism. — Class 
Unionism — Unity and Victory — Craft Unionism — You Railroad Men — 
Danger ahead. — Der Einfluß dieser Ideen auf Tom Mann mag aus Vol. I No. 3 
des Industrial Syndicalist ersehen werden, wo Details der Korrespondenz zwi- 
schen Debs und Mann veröffentlicht werden. 


Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 2. 29 
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dikalistischen Zielen vorstellt, unterscheidet 33). 

Wie die amerikanischen, so wurden auch die französischen Ideen 
durch persönliche Einflüsse nach England hin übertragen. Madame 
Sorgue, die französisch-russische Aristokratin, die, von der sozialisti- 
schen Politik enttäuscht, sich dem Syndikalismus zuwandte, befreundete 
sich 1896 mit Tom Mann und Ben Tillett in London. IgIo war sie wie- 
der in London und leitete den Matrosenstreik; überall sprach sie 
für die Action directe ®). Tom Mann schrieb damals: Wenn ich auch 
den Grundsätzen der I. W. W. ganz zustimme, so glaube ich doch, 
daß die französische Taktik uns besonders gut passen wird ®). 
Tom Mann ist auch selbst in Paris gewesen, sein Name kommt in 
einer der neueren französischen Flugschriften als selbstverständlich 
vor. Immer nimmt auch die englische syndikalistische Literatur Be- 
zug auf die Ereignisse auf dem Kontinent 38). — Zum Schluß sei auch 
erwähnt, daB E. J. B. Allen, der Vorkämpfer der neuen Theorie in 
England die syndikalistische Literatur Europas und Amerikas bis auf 
die bescheidenste Publikation auch der kleineren Kulturstaaten genau 
kennt. 


Kurz, um die Sache zum Ausbruch zu bringen, fehlte es nur an 
einigen energischen, nicht durch die traditionellen Fesseln der älteren 
Generation gehemmten Führer. Und damit kommen wir zu dem 
Ereignis, das später vielleicht ein Merkstein in der englischen Ge- 
schichte bedeuten wird: die Spaltung im Ruskin-College im Jahr 1909. 
Das Igoo von zwei reichen Amerikanern gegründete Ruskin-College 
hat in den ersten Io Jahren seines Bestehens einige 500 Leute erzogen 
und etwa 8000 durch Korrespondenz unterrichtet. Einer der Lehrer, 
Dennis Hird, der Autor propagandistischer Schriften über die Evo- 
Jutionstheorie, der offenbar syndikalistische Sympathien hatte, ge- 
wann großen Einfluß, so daß 1909 eine Gruppe der studierenden 
Arbeiter gegen die wachsende Tendenz der verwaltenden Körperschaft 
streikten, das College dem reaktionären Geist von Oxford anzupassen. 
Dennis Hird mußte seine Stellung niederlegen, aber versuchte weiter 
in Oxford für seine Ideale zu wirken. Am 2. August Igog wurde in 
Oxford eine wichtige Versammlung abgehalten ; der Redner des Abends 
war der bekannte amerikanische Soziologe Professor Lester F. Ward, 
der damals gerade in England war. Zwei Jahre lang hielt sich Hird 
in Oxford trotz der Feindseligkeiten der Autoritäten und dann wurde 


33) Siehe besonders über Tom Mann W. E. Walling: »Labour-Union 
Socialisme. 

3) Madame Sorgues Ideen sind in einer Rede enthalten, welche sie in 
Belfast halten sollte und die in The Syndicalist Vol. I No. 6 abgedruckt ist. — 
Niemand wird dieser Rede die propagandistische Kraft absprechen können. 

35) Ueber diese französische Politik siehe am besten Dr. Louis Levines 
glänzende Studie: The Labour Movement in France. 

3) In diesem Zusammenhang ist es interessant, daß auf dem Liverpooler 
Gewerkvereinskongreß von 1890 (s. Howell, Trade Unionism New and Old 1891 
S. 164) ein Arbeitsnachweis nach dem Vorbild der Pariser Arbeitsbörse vorge- 
schlagen wurde. 
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am 24. Oktober ıgıı mit Hilfe von gesammelten Geldern und der 
Unterstützung der A. S. R. S. und der Bergleute von Süd-Wales das 
Central Labour-College in London feierlich eröffnet 3). Der Prospekt 
des Colleges sagt: »Da bei der jetzigen Organisation der Gesellschaft 
eine Ausbildung in den Sozialwissenschaften unmöglich ist . . .. wurde 
das Central Labour-College gegründet, um Männer und Frauen für 
die industrielle, politische und soziale Arbeit der Arbeiterbewegung 
auszurüsten. — Das Central Labour-College ist nichts anderes als eine 
Schule zur Ausbildung in Sozialwissenschaften; es soll ein Ort der 
freien Aussprache über alle Gegenstände sein, die seinen Aufgaben 
entsprechen. Die Schüler sollen auch jene Methoden des korrekten 
Denkens und Ausdruckes gelehrt werden, die als Grammatik, Logik 
und Rhetorik bekannt sind. — Das Central Labour-College ist zur Zeit 
das einzige wirkliche Bildungsinstitut der Arbeiterklasse. Seine Ver- 
waltung liegt in den Händen von direkt gewählten Vertretern der 
Gewerkvereine, sozialistischen und Kooperativgesellschaften, dem Lei- 
ter des Colleges, einem gegenwärtigen und einem früheren Schüler. — 
Wir bitten alle, welche daran glauben, daß eine wirkliche wissenschaft- 
liche Bildung zur Lösung des sozialen Problems beitragen kann, 
dieses neueste Experiment zur Darbietung der Bildungsform, welche 
die Arbeiter selbst verlangen, zu unterstützen.« 


Soziologie, Evolutionslehre, Logik, Rhetorik, Geschichte, National- 
Ökonomie sind die Lehrgegenstände, letztere steht natürlich im Mittel- 
punkt und wird vom marxistischen Standpunkt aus gelehrt, aber auch 
die bürgerliche Nationalökonomie findet Berücksichtigung. 


Für uns kommt es hier darauf an, daß das Auftreten dieser jüngsten 
Generation es möglich machte, daß das Trade-Unionswesen seine alten, 
verloren gegangenen Ideale wieder ergriff und sie im Licht einer ver- 
tieften Erfahrung und eines neu gewonnenen Wissens nachprüfte. 


Dieunmittelbaren Folgen der Veränderung. 


Wir haben von der Kraft gesprochen, die manche vage und latente 
Tendenzen zur Kristallisation, zu der eigentlichen syndikalistischen 
Bewegung zusammenschlossen. Wir wenden uns nun diesen Tendenzen 
und der Bewegung selbst wieder zu, und beginnen mit den Streiks von 
I9gIo—II, welche alles Nachfolgende auslösten. Als erstes ist zu be- 
merken, daß in beinahe jedem Fall die Masse der Arbeiter für den Aus- 
bruch verantwortlich war. Die Bewegung fing Anfang IgIo mit den 
Kesselmachern an. Die Kesselmacher stehen im Ruf, einer der besten 
und vollständigsten Gewerkvereine zu sein, es ist einmal festgestellt, 
daß 90% aller Arbeiter organisiert waren. Die Leute ließen ihre 
Führer im Stich und führten dem Kampf selbst erfolgreich durch. 








3) No. 13 Penywern Road, Earls Court, S. W. gegenüber dem Marconi 
Training College. Anfang dieses Jahres wurde ein Womens’ Labour-College 
eröffnet dank den unermüdlichen Bemühungen von Mrs. Bridges Adams, der 
ersten Leiterin. 
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Im Herbst kam dann der Streik von I2 000 Bergleuten in Cumber- 
land, die Io Monate hindurch streikten, jede Verständigung zurück- 
wiesen und einen Verlust von 5 Millionen £ verursachten; dann der 
Matrosenstreik, den Havelock Wilson, der Sekretär des Seemanns- 
Vereins, damals ein ausgesprochener Syndikalist, leitete. Der General- 
streik, den er am 14. Juni ansetzte, hatte den Erfolg, daß nach drei 
Tagen auf 150 Fahrzeugen die Löhne der Forderung entsprechend er- 
höht wurden. Ende Juli hatten die Seeleute auf der ganzen Linie ge- 
wonnen ; und 30 000 Dockarbeiter in London kämpften unter Ben Tillet. 
Nacheinander folgten rasch die Streiks der L. und N. W. Eisenbahner, 
der Clyde- und Manchester Maschinenbauer, der Londoner und Glas- 
gower Trambahnleute und der Londoner Fabrikarbeiterinnen. Unter- 
dessen hielten Ben Tillets 100 000 Transportarbeiter die Bevölkerung von 
ganz London in Atem, und die Behörden mußten von Tillet Erlaubnis- 
scheine einholen, um die Post und Eis in die Hospitäler zu befördern. 
Im August brachen unter Tom Manns Auspizien die Unruhen in Liver- 
pool aus; und plötzlich geriet das ganze Land in Aufregung durch den 
zweitägigen Eisenbahnerstreik, der England energischer wachrüttelte, 
als es bis dahin jemals etwas in der Arbeiterwelt getan hatte. Es ist 
hier nicht der Ort, um auf Einzelheiten des Streiks einzugehen oder 
darauf, wie er vom Parlament notdürftig beigelegt wurde. Die Par- 
lamentsmitglieder führten die Verhandlungen aus eigener Initiative, 
und mit großer Schwierigkeit gelang es, die Leute zur Annahme der 
Friedensbedingungen zu bewegen. Anders wie bei den meisten Streiks 
kam das Ende, ehe die Kassen ernstlich angegriffen waren, und es ist 
bezeichnend, daßspäter, während des Streiks der Minenarbeiter, gewisse 
Eisenbahngesellschaften (Midland, L. und N. W.) ihren Dienst unnötig 
verminderten, um Leute an die Streikkasse zu verweisen und so die 
aufgesammelten Mittel des Gewerkvereins zu verringern. 

Ueberall lauerte jetzt der Geist des Streiks, und die Phantasie der 
Nation war so erregt, daß selbst Schulkinder streikten, z. B. in Schott- 
land, um weniger harte Schulbänke. 


Der Eisenbahnerstreik war, was die Organisation der Leute betrifft, 
ein großer Erfolg. Er war plötzlich gekommen; Eisenbahnen und Publi- 
kum waren unvorbereitet und wären die Leute mehr vor ihren Füh 
rern auf der Hut gewesen, so hätten sie die Bedingungen diktieren 
können. Die Bergleute, die die nächste nationale Erregung verur- 
sachten, befolgten das eigentümliche Verfahren, ihre Absicht mo- 
natelang vorher zu verkünden. Jedermann und nicht zuletzt die 
Minengesellschaften häuften große Vorräte von Kohlen an, und die 
Gefahr, daß der Bedarf nicht gedeckt werden könne, war niemals 
ernst. Und die Organisation in lokale Sektionen machte es möglich, 
daß eine Sektion keine Mittel mehr hatte, während eine andere 
noch oben auf war und so wurde distriktsweise die Arbeit wieder 
aufgenommen und der Streik brach zusammen. Hätte es eine zentrale 
Kassenleitung gegeben, wäre es nie zu dieser Schwäche gekommen. 
Wenn der Eisenbahnerstreik gelehrt hat, daß eine aggressive Führer- 
schaft not tut, die frei ist von der Versöhnungspolitik des Parlamen- 
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tarısmus, so hat der Mißerfolg der Bergleute deutlich auf die Not- 
wendigkeit des Zusammenschlusses und der Einigung, der Zentralisa- 
tion gewiesen. 

Ein weiterer neuer Faktor ist, daß die Unternehmer den Ernst der 
Sıtuation begreifen. Dem moralischen Eifekt auf die Massen mußte 
durch eine entschiedene Niederlage ein Gegengewicht gesetzt werden, 
und die Gelegenheit dazu kam bald. Die Verwaltung des Londoner 
Hafens benutzte die Gelegenheit, als die Londoner Transportarbei- 
ter 1912 einen kühnen Griff nach dem Siegeskranz wagten. Der Kampf 
dauerte drei Monate, die Unternehmer gingen als vollständige Sieger 
daraus hervor, trotz des Erfolges der Transportarbeiter im Jahr 
vorher. Ihr Appell für einen Generalstreik versagte vollständig und 
die Unternehmer nutzten ihren Sieg zu allerhand Strafmaßnahmen 
und Repressalien aus. 


Des weiteren wird der organisierte Widerstand der oberen Mittel- 
klassen illustriert durch das Erscheinen eines privaten und vertraulichen 
Rundschreibens während des Minenstreikes an verschiedene Organi- 
sationen wie Oberlehrer u.a., worin um Freiwillige gebeten wurde, 
um im Fall einer wirklichen nationalen Arbeitseinstellung aller organi- 
sierten Arbeiter die notwendigen Arbeiten durchzuführen 3). Es war, 
als ob zum erstenmal in England der Klassenkampf eine Wirklichkeit 
geworden sei, und die Arbeiter fragten sich, ob die Festnahme Tom 
Manns in einem höchst kritischen Moment auf Grund eines veralteten 
Aufruhrgesetzes nicht ein wohl organisierter Plan war, ihn vom 
Schlachtfeld fernzuhalten: sicher ist, daß der Zusammenschluß der 
Bergleute und Transportarbeiter sie unbesiegbar gemacht hätte; 
aber als Tom Mann zurückkam, war der psychologische Moment bei 
dem neuen Streik der Transportarbeiter vorbei. Seine Gegenwart 
während der Monate Mai und Juni hätte alles anders gemacht. 


Und doch war trotz allem das öffentliche Gedächtnis so kurz 
und die Presse so unintelligent, daß sie die neue Situation nicht ver- 
stand. Und als im Dezember der Fall von Driver Knox deutlich 
zeigte, daß die Eisenbahnunruhen wieder losgehen könnten, als die An- 
gestellten der North Eastern auf einem Streik bestanden, trotzdem sie 
im Hauptquartier abgewiesen wurden, übertrafen sich Publikum und 
Eisenbahngesellschaft in gegenseitiger Torheit. Die von der Gesellschaft 
den Leuten auferlegte Geldstrafe trug viel dazu bei, ein bitteres Rache- 
gefühl zu wecken, das nicht so leicht zu besänftigen sein wird, wenn 
die nächste Gelegenheit kommt. 

Wir wollen diesen mehr historischen Teil unserer Studie abschließen, 
indem wir von den literarischen Manifestationen einer starken syndi- 
kalistischen Unterströmung während der Streikbewegung Notiz neh- 
men. Wie schon gesagt, verbreitete die sozialistische Arbeiterpartei 
seit 1908 die Ideen der amerikanischen I. W. W. im Norden. Die erste 





2) Wir wissen dies durch den Lehrer einer der führenden Public Schools, 
der aber seine Unterschrift verweigerte, da er selbst voll mit den Zielen des 
Syndikalismus sympathisiere. 
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Flugschrift über den Gegenstand in England war »Industrial Unionisme 
von A. Elsbury. Von Juni 1908 bis Anfang 1912 veröffentlichte eine 
Organisation, die sich die Industrieliga nannte, eine Monatsschrift, 
»The Industrialiste. 1909 veröffentlichte E. J. B. Allen seine be- 
merkenswerte Flugschrift „Industrial Unionism«. Im Mai Igıo ließ 
Tom Mann, dadurch und vom Amerikaner Debs angeregt, die erste 
Nummer des »Industrial Syndicalist« erscheinen, der nach einem Jahr 
aus Geldmangel einging. 

Nach drei Monaten erschien der »Syndicalist Railwayman«, der 
von einem Weichensteller, Charles Watkins, herausgegeben wurde, 
einem der energischsten der jüngeren Leute, die Dennis Hird heran- 
gebildet hat. Nach vier Nummern folgte ihm im Januar ıgı2z sthe 
Syndicalist«, dessen erste Nummer den Herausgeber, die Drucker und 
Tom Mann, der den »Offenen Brief an die britischen Soldaten« geschrie- 
ben hatte, ins Gefängnis brachte. Das Urteil war das Signal für eine 
energische Protestkampagne, die die Aufmerksamkeit der ganzen 
Nation auf die Bewegung und besonders auf die Existenz des »Syn- 
dicalist« lenkte 3°). Bald waren die fraglichen Nummern des von der 
Polizei beschlagnahmten Blattes beinahe nicht zu erhalten und wurden 
mit Liebhaberpreisen von 6 und 7 sh für das Pennyblättchen bezahlt. 
Am 27. März erschien ein Protest in der Times, den Leute wie John 
Masefield, G. M. Trevelyan, Bertrand Russell und Israel Zangwill 
unterschrieben hatten. Bald wurden die Urteilssprüche gemildert und 
die Regierung hatte Ursache, ihren vorschnellen Schritt zu bedauern. 
Die März-April-Nummer des »Syndicalist« enthielt einen Beitrag des 
Earl Russell und des Parlamentsmitgliedes Wedgwood und wurde enorm 

ekauft. 

i So erhob der Antimilitarismus wieder sein Haupt in der Arbeiter- 
welt. Schon hatte E. J. B. Allen in »Revolutionary Unionism« ge- 
schrieben: Die Armee, die Flotte, die Polizei sind die letzten Argumente 
unserer Herren, wenn wir in Konflikt mit ihnen geraten. Wir empfehlen 
den Militärstreik und Meuterei als Verhaltungsmaßregel für die- 
jenigen Arbeiter, welche dem Heer beitreten müssen.« Der »offene 
Brief an die britischen Soldaten« begann: »Männer! Kameraden! 
Brüder! Ihr gehört der Armee an! Wir auch! Ihr der der Zerstörung, 
wir der Armee der Arbeit, des Aufbauens. Wir arbeiten in Bergwerken, 
Schmieden, Fabriken, Werften usw. und schaffen und transportieren 
alle Nahrungsmittel, Stoffe, Waren, Kleidung, die das Leben möglich 
machen. Ihr seid die Söhne von Arbeitern. Wenn wir streiken, um 
unser Los zu bessern, das auch das Los Eurer Väter, Mütter, 
Brüder und Schwestern ist, so befehlen Euch Eure Offiziere uns zu 
morden’ Tut es nicht!« 

Seitdem hat es verschiedene Fälle von Antimilitarismus gegeben; 
einige sind aufgegriffen worden, andere dagegen nicht; z. B. sind die 


3) Siehe dazu den Artikel von J. A. Hobson über Syndikalismus 
in der Frankfurter Zeitung vom 2. August 1912. Hobson unterschätzt 
indessen, wie zu erwarten, die Bewegung. 
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folgenden verblüffenden Sätze im »Daily Herald« vom 20. Januar 
durchgegangen: »Uns liegt es ob, eine rastlose und zähe Propaganda 
unter unsern Soldaten zu betreiben, damit sie Ungehorsam gelernt 
haben, wenn ihre Bourgeois-Vorgesetzten ihnen befehlen, auf ihre 
Klassenangehörigen zu schießen. Auch die Arbeiter müssen sich Ge- 
wehre, Revolver, Munition und andere beliebte Kleinigkeiten verschaf- 
fen und gelegentlich lernen, wie man damit umgeht.« Diese Sätze 
sind noch die mildesten dieses Artikels von Viktor Grayson. 

Während des Frühlings ıgI2 war in London ein Buchdrucker- 
streik im Gang, während dessen Dauer die Führer ein kleines Blätt- 
chen herausgaben, um ihre Wünsche auszusprechen. Als der Streik 
beendet war, schien es immerhin der Mühe wert, ihre Publikation am 
Leben zu lassen und im April erschien die erste Nummer des »Daily 
Herald«, der ersten englischen Arbeiter-Tageszeitung. Bis jetzt waren 
die einzigen bemerkenswerten Blätter: »Clarion«, » Justice«, »Labour 
Leader« (alles Wochenschriften) und die monatlich erscheinende 
»Socialist Review«. Die beiden letzten sind eigentlich Parteiorgane 
der I.L. P. Unterdessen bereitete man das Erscheinen eines Blattes 
vor, das die parlamentarische Arbeiterpartei vertreten sollte und im 
Oktober kam die erste Nummer des »Daily Citizen« heraus; der Heraus- 
geber kam aus der Redaktion der »Daily Mail« und Lord Northcliffe, 
der Napoleon des kapitalistischen Zeitungsverlags, begrüßte das neue 
Blatt. Wie die zwei neuen Blätter zueinander stehen, mag man aus 
folgendem Zitat entnehmen, welches aus dem von den Politikern 
herausgegebenen sozialistischen Jahrbuch 1913 stammt: 

»Der Daily Herald zieht es vor, den Leuten die Haare zu Berg 
stehen zu machen, anstatt einen gemeinsamen Weg zu suchen, die so- 
zialistischen Anschauungen und die Bemühungen der organisierten 
Arbeiter zu fördern. Der Mangel einer bestimmten Politik — bis auf 
die beständige Herabsetzung der Arbeiterpartei und die Angriffe 
auf die Beweggründe ihrer Mitglieder — haben seinem Einfluß als po- 
litisches Organ stark entgegengearbeitet.« 

Der Verfasser dieses Zitats frägt allerdings nicht, ob der Daily 
Herald heute überhaupt einen Einfluß als politisches Organ 
wünscht. Wir unsererseits neigen jener Ansicht zu, welche den Daily 
Herald für die beste, den Daily Citizen für die schwächste aller zur 
Zeit in Europa erscheinenden Arbeitertageszeitungen halten. Dies 
bezieht sich natürlich nur auf ihre Qualität als Organe des erwachen- 
den Proletariates. 

Jedenfalls ist die Spaltung in der Arbeiterschaft bezeichnend. 
Der Umsatz des Daily Citizen beträgt zur Zeit 130 000, der des Daily 
Herald 60 00070 000. Dabei hat der Daily Herald wenig allgemeine 
Nachrichten und hat keine starke finanzielle Basis, seine Abonnenten 
müssen für ihre Wahl deshalb besondere Gründe haben: die Haltung 
des Daily Herald ist nicht sehr entfernt vom Syndikalismus überhaupt, 
und sein erster Herausgeber, Roland Kenney, den wir schon zitiert 
haben, steht den neuen Ideen mehr als sympathisch gegenüber. 
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Dies also sind die Einflüsse, die die Entwickelung des Syndikalis- 
mus in England bestimmt haben und dies waren seine Anfangsstadien. 


Der gegenwärtige Stand der Bewegung. 


Bei dem Gewerkvereinskongreß, der in Newport im September 
1912 abgehalten wurde, brachte J. A. Seddon vom Handlungsgehilfen- 
Gewerkvereine eine das parlamentarische Komitee betreffende Reso- 
lution ein: 

»daß dieser Kongreß seine dauernde Zustimmung wieder ausspricht 
zum politischen Vorgehen der Arbeiterklasse im Kampf für einen ge- 
rechteren Anteil an den produzierten Gütern und sich auch für eine 
umfassende Vertretung in den nationalen und lokalen Körperschaften 
ausspricht, im Hinblick auf die wachsende Zentralisation sozialer und 
industrieller Fragen in den Händen der Regierung und der lokalen 
Verwaltung«. 

Seddon erklärte, daß das parlamentarische Komitee gezwungen 
sei, die Resolution einzubringen, um über gewisse Ideen, die während 
der letzten Monate verbreitet worden seien, sich Klarheit zu verschaf- 
fen. Mit anderen Worten, sie wollten den Geist der Versammlung 
mit Bezug auf den Syndikalismus als eine antiparlamentarische 
Bewegung prüfen. 

Die Resolution wurde von einer großen Mehrheit — 1693 000 
gegen 485000 — angenommen und diese Tatsache wird oft angeführt als 
augenscheinlicher Beweis gegen das Vorhandensein des Syndikalis- 
mus in England. 

Hauptsächlich um das Irrtümliche solcher Ansichten nachzuwei- 
sen, haben wir den ersten Teil dieses Artikels geschrieben. Man kann 
kaum annehmen, daß jemand, der die Arbeiterbewegung in Frankreich 
kennt, wagen würde zu sagen, daß es dort keinen Syndikalismus 
gibt. Und doch ist es nicht unwahrscheinlich, daß ein Kongreß, der 
nach der Art der englischen Gewerkvereinskongresse zusammengesetzt 
und geleitet wäre, eine sehr ähnliche Resolution auch dort verzeichnen 
könnte. Jedenfalls ist es sehr unratsam, eine so willkürliche und enge 
Ansicht, wie die obige, festzuhalten. Wer hätte vor 20 Jahren gesagt, 
daß es in England Sozialismus gäbe? Und doch gilt Sidney Webb 
heute beinahe allgemein grade bei den Leuten, die 1880 vor ihm ge- 
flohen wären, als der Retter des Landes. Und spricht nicht Sir Alfred 
Mond über Ramsay Macdonald als »der erwählte Vertrauensmann der 
englischen Arbeiterpartei« 40), und dies, nachdem er erklärt hat, daß 
»diese Führersich in der Regeldurch Verantwortlichkeitsgefühl auszeich- 
nen und demgemäß als der mäßigende Faktor in der Arbeiterbewegung 
erkannt werden« #). Es ist immerhin für Arbeiterführer, selbst wenn 
sie M. P. sind, eine neue Erfahrung, den offiziellen Segen der liberalen 
Kapitalisten zu empfangen. Wir dürfen daher nicht vorschnell unser 
Urteil über die Bedeutung des Syndikalismus nach der Aufnahme rich- 


4%) Bei Brentano, Syndikalismus und Lohnminimum S. 69. 
41) Ibid. S. 65. 
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ten, die er bei den beglaubigten Vertretern der Arbeiterklasse findet, 
da diese in andern Traditionen groß geworden sind. 

Dagegen sollten sich Nationalökonomen und Historiker fragen, 
ob eine neue Tendenz, die man etwa Syndikalismus nennen könnte, 
heute in der Arbeiterwelt sichtbar ist — aber nicht, ob die Gewerk- 
vereinskongresse den Syndikalismus unterstützen oder ob die Minorität, 
der es gefällt, sich Syndikalisten zu nennen, heute von Einfluß ist. 

Hier ist zu bedenken, daß ja der Kongreß eben diese Minorität, 
für deren mögliche Zukunft wir uns interessieren, nicht darstellt und 
daß diese Minorität, wie begreiflich, keinen besonderen Wert darauf 
legt, sich einer so zweifelhaften Gelegenheit für die Verfolgung ihrer 
Zwecke, wie sie der Kongreß heute bietet, zu bedienen. Wir tun besser 
daran, auf George Lansbury zu hören: »Der Beschluß des Kongresses, « 
sagt er, »weiter an der parlamentarischen Aktion festzuhalten, war 
vorauszusehen. Trotzdem ist die Sache damit nicht erledigt. Ein be- 
stimmendes Charakteristikum des Kongresses war die Anwesenheit 
vieler ganz junger Leute, die meisten gescheit und voller 

Enthusiasmus und Glauben an den Gedanken, daß die Arbeiter- 
bewegung sich zusammenschließen und durch Solidarität stark werden 
müsse. Wie Ablett sagte, machen sie sich nicht so viel Gedanken über 
das Parlament als über die Gewerkvereine. Ihre Idee ist sich zu ver- 
einigen und die große Arbeiterbewegung mächtiger zu machen und 
sie erkennen die große Wahrheit: daß wer davon redet, die anderen 
zu retten, vom Unmöglichen spricht und daß der Ruf: »Vertraut Euren 
Führern« sehr oft bedeutet: Vertraut einem zerbıochenen Rohr. 
Eine weitere Wahrheit ist, daß die Arbeiter niemals die Kontrolle haben 
können, wenn sie andere für sich denken lassen. Wir Sozialisten, die 
manchmal die Syndikalisten herabsetzen, reden vage von der Leitung 
der Industrie durch die Arbeiterschaft. Was meinen wir damit? Daß 
einige Männer und Frauen gewählt werden sollen, um für uns zu den- 
ken und zu handeln? Sicherlich nicht! Nein. Wenn die Arbeiter 
leiten sollen, müssen sie selber wissen und verstehen, was das, 
was sie tun wollen, bedeutet und dieser Gesichtspunkt wird 
trotz des Beschlusses des Kongresses an Bedeu- 
tung zunehmen. Denn obgleich der Vorschlag, sich zu ver- 
schmelzen, zugunsten der Föderation niedergestimmt wurde, ist er doch 
ein Schritt auf dem rechten Weg und nun liegt es bei der großen Masse, 
besonders in den ungelernten Gewerkvereinen, den Augenblick beim 
Schopf zu packen und wenigstens ihre Vereine zusammenzuschmelzen. 
Diejenigen, welche blind an das Parlament glauben, täten gut daran, 
sich zu überlegen, wo wir heute stehen«! 

Eine zweite Gruppe von Gegnern leugnet allerdings nicht den Ernst 
der Situation, beruft sich aber auf die Geschichte, um zu zeigen, 
daß es sich um ein sozusagen zyklisches Ereignis handelt. Besonders 
wird auf die »wilde Agitation der Owenisten und Chartisten verwiesen« 
und darauf wie sie versagte und (anscheinend) schwieg. 

Um so wichtiger ist es, sich die veränderten Bedingungen, denen 
die neue Bewegung entsprungen ist, zu vergegenwärtigen; wir haben 
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davon z. T. schon gesprochen, vor allem von dem Anwachsen und der 
Intensivierung der Klassengegensätze. Es ist gewiß wahr, daß die Theo- 
retiker von 1834 das wesentliche eben so deutlich wie die Heutigen ge- 
sehen haben. Aber vergleichen wir die Stellung der Masse der heutigen 
Arbeiter zu einem Führer wie Tom Mann mit jenem Brief, den Robert 
Owen von einer typischen Gruppe jener Gewerkvereinler, die er so 
stark beeinflußte, erhielt! 

= »Sehr verehrter Herr! Sie sind zu uns gekommen — ein Reicher 
zu den Armen — und haben uns nicht Gesindel genannt. Das war 
für uns ein Wunder.« 

Heute werden die Dinge nicht so von außen beeinflußt. Das 
gibt sogar Sir Alfred Mond zu, wenn er stillschweigend seine früheren 
Argumente entkräftet und zugibt, daß die Bewegung trotz der 
Führer entstanden ist: »Ich bestreite absolut, daß der Kohlenstreik .... 
von den Führern provoziert worden war. ... Der Londoner Dockstreik 
ist gegen den Rat und Wunsch der Führer ausgebrochen« ?2). Eben dies 
behaupten wir ja auch — aber hat es dann noch einen Zweck, sich 
ausschließlich auf die Ansicht dieser Führer, deren Ratschläge nicht 
befolgt werden, zu berufen ? 

Ein weiterer wesentlicher Unterschied zwischen dem neuen undalten 
Syndikalismus ist bedingt durch die fortgeschrittenere Organisation. 
Owen war ein zu großer Idealist, um die Mittel und Wege, seine Ideale 
zu verwirklichen, zu überlegen, aber jeder ruhige Beobachter hätte 
schließen müssen, daß die Maschinerie zu ihrer Verwirklichung erst 
in Jahrzehnten ausgebaut werden könne. Wir möchten annehmen, 
daß heute die Maschinerie da ist. Der Enthusiasmus allein kann für 
die Neuorganisierung der Gesellschaft nichts tun. 

Auch die politische Waffe hat erprobt werden müssen: ihre Ge- 
fahren, ihre Schwierigkeiten und ihre Erfolge können nun an den 
Lehren eines Jahrhunderts geprüft werden. 1834 und durch das ganze 
19. Jahrhundert hat die Politik das englische Volk fasziniert. Wir 
haben schon die Ursachen des Abflauens dieses Interesses angedeutet. 

Beschließen wir die Stimmen unserer Zeugen mit einer aus dem 
Gebiet der Pädagogik, von der wir doch gewiß ein unparteiisches Urteil 
hoffen dürfen. Es gibt heute im britischen Erziehungswesen keinen 
geachteteren Namen als den des Professors Michael Sadler (Man- 
chester), der im Dezember 1909 vor der Fabier-Gruppe für Erzieh- 
ungswesen sprach und unter anderem etwa sagte, es läge in den öko- 
nomischen Bedingungen unserer Zeit, daß die Entwickelung der 
allgemeinen Erziehung der Massen auf die größten Schwierigkeiten 
stieße. Es käme darauf an, die Nachfrage auf ein höheres Niveau zu 
bringen. So viel er wisse, sei bisher niemals in der Geschichte die Nach- 
frage durch die Schulerziehung der Konsumenten, oder durch die 

Aktion vereinigter Käufer gehoben worden. Der bureaukratische 
Staat dürfe, um dem Produzenten gerecht zu werden, nicht bloß das 
allgemeine Interesse betonen. Man müsse denProduzentengruppen Bewe- 


+) Ibid. S. 68. 
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gungsfreiheit und wirkliches Selfgovernment geben. Diese Produzen- 
tengruppen sollten seiner Idee nach sich aus je einigen Unternehmern 
und einigen Arbeitern der einzelnen Gewerbe zusammensetzen. 

Im März 1913 sprach er vor der Workers Education Association 
in Chesterfield und sagte dort: »Zur Zeit scheinen mir Anzeichen einer 
sozialen Erregtheit und einer intellektuellen Erwartung vorhanden 
zu sein, welche uns an die Stimmung Europas in den Jahren vor der 
französischen Revolution erinnern.« 

Wenden wir uns nun diesen Zeichen zu, an denen uns die relative 
Indifferenz der oberen und Mittelklassen nicht irre machen soll, wie 
ja auch die Presse immer bereit ist, jeden proletarischen Ausbruch als 
eine zufällige und vorübergehende Erscheinung zu deuten. 


Die englische syndikalistische Theorie, 


Würde das Publikum nur die Schriften der Wortführer der 
neuen Politik lesen, so würde es sich wohl wesentlich anders ver- 
halten! Wir haben schon erwähnt, daß die amerikanische Literatur 
als erste nach England kam, wir gehen also gleich zu den verschiedenen 
Modifikationen, welche die amerikanischen und französischen Ideen 
in England erfahren haben und zu den seitdem erwachsenen spezifisch 
englischen syndikalistischen Abarten über. 

Die frühesten und zu den einflußreichsten gehörenden Aussagen 
der neuen Position finden wir in der Schrift des schon genannten 
E. J. B. Allen ®) »Revolutionary Unionism« (1909). 

Sie beginnt mit der Schilderung des Unrechts, das die Arbeiter 
(producers) erleiden. »Warum geht es den Arbeitern, obgleich sie mehr 
Wohlstand produzieren als je vorher in der Weltgeschichte, relativ 
und absolut schlechter als es ihnen im 15. Jahrhundert erging?« Die 
Antwort liegt in der Tatsache, daß alle Mittel für die Produktion 
des Wohlstandes, d. h. der Lebensnotwendigkeiten und des Luxus 
einer Klasse gehören, welche diese Produktionsmittel die Arbeiter 
nur unter der Bedingung benutzen lassen, daß ein Mehrwert — der 
unter dem Namen Profit, Rente, Zins eingesackt wird — bei ihrem 
Gebrauch herauskommt. »Die Gesellschaft wird von diesem einen Pro- 
fitgedanken beherrscht, der in den geschriebenen Gesetzen und Sitten 
sich ausdrückt.« — »Den Arbeitern fällt die stolze Aufgabe zu, ihre 
eigenen Befreier zu sein. Wenn die Arbeiter von dem Land, den Berg- 
werken, den Eisenbahnen und den Fabriken Besitz ergriffen haben, 
damit die, welche darin arbeiten, sie genossenschaftlich benutzen« 
— dann wird ein von neuem Geist erfülltes, neues soziales Leben er- 
wachen. Dann heißt es weiter: »Wir haben schon Mittel dazu«, frei- 
lich nicht die alten, in den 4oer Jahren gegründeten Gewerkvereine. 
Es wird als Beweis dafür aus der Vorrede zu dem Statut der Ziegelei- 
arbeiter folgendes zitiert: 








3) In The Syndicalist, Sept. 1912 S. 4 findet sich eine Skizze 
der Bestrebungen dieses energischen Propagandisten. Er soll jetzt an einem Buch 
über die historischen Antezedenzien des Syndikalismus arbeiten, wofür er be- 
sonders qualifiziert sein dürfte. 
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»Die Kapitalisten sagen uns, daß das wahre Interesse der Arbeiter 
darin liege, Geld zu sparen, alles zu versuchen, um unsere eigene Klasse 
zu verlassen und Herren zu werden. Wozu? Was haben wir davon, 
wenn ein halbes Dutzend von uns in jeder Generation es zuwege 
bringen, nun ihrerseits an dem Krieg gegen die, welche früher ihre 
Kameraden waren, teilzunehmen und vielleicht eine halbe Million 
unterliegen ? Nein, wir haben eine andere Moral und ein höheres 
Ziel: das Gefühl der Brüderlichkeit soll das Prinzip unseres Handelns 
sein und unser Ziel soll das Aufsteigen unserer Genossen sein — nicht 
in eine andere Klasse, aber in ihren Taten, Gedanken und Gefühlen. 
Wenn wir das tun, werden wir die Herren, sowohl 
als uns heben, wir werden sie die Pflichten der Selbstverleug- 
nung, Demut und Sparsamkeit durch unser Beispiel der Ehrlich- 
keit lehren, indem wir uns weigern, für ihren übertriebenen Profit 
Hand an liederliche Arbeit zu legen; wir werden ihnen ihre 
wahre Position zeigen, so nützlich und wesent- 
lich wir sie zu sein zugeben.« 

Aehnlich sagt die vereinigte Gesellschaft der Zimmerleute und 
Tischler: »Durch den Einfluß eines guten und wohlgeleiteten Gewerk- 
vereines werden wir imstande sein, während wir dem Ka- 
pitaleinen vernünftigen Ertrag gewähren, für 
uns selbst jenen Teil zu erlangen, der dem Güterproduzenten mit 
Recht zukommt und uns so jene Stellung im Staat zu sichern, von der 
wir so lange ausgeschlossen gewesen sind.« 

Allen stellt diese Aeußerungen die der Industrialists entgegen: 
»Arbeit ist die Quelle aller Güter — die Güter gehören deshalb ihren 
Produzenten.« Er schildert die Entwickelung vom Handwerk zur In- 
dustrie nach der Art Debs und weist auf die Bedeutung der großen 
Gebilde wie die von Lipton und Whiteley hin, betont ferner, daß die 
vorhandene Vielfältigkeit von Gewerkvereinen nur darauf hinzielt, 
die Kräfte der Arbeiterwelt lahmzulegen. Er zeigt, wie die große Zahl 
der Vereine nur das Beamtenwesen zunehmen läßt und behauptet, 
daß entgegen der herrschenden Meinung Föderationen nichts bedeuten. 
Den Möglichkeiten der Verschmelzung steht er unter den gegenwärtigen 
Umständen skeptisch gegenüber, aber er zeigt der neuen Generation 
ihr Ziel: die Organisation nach ganzen Industrien, nicht nach einzelnen 
Handwerkszweigen: 

»So wären alle Arbeiter zusammengeschlossen, einmal: in der 
lokalen Union ihrer Industrie; zweitens mit allen Arbeitern derselben 
nationalen Union, drittens mit den Arbeitern ähnlicher Industrien 
in den andern Abteilungen, z. B. in der Transportabteilung; viertens 
mit allen andern überhaupt, denn alle verschiedenen Abteilungen 
wären unter einem Komitee für das allgemeine Wohl der organisierten 
Arbeiter zusammengeschlossen ; außerdem würden für rein lokale An- 
gelegenheiten, Distriktverbände aller lokalen Unionen bestehen, 
ähnlich wie die heutigen trades’ councils. Dies scheint uns eine ideale 
Organisation sowohl für den gegenwärtigen Schutz, als zur Erreichung‘ 
des Endzweckes: die Industrien in die Hand zu bekommen. Während 
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die Arbeiter noch in Lohnsklaverei leben, werden sie imstande sein, 
die Fundamente einer Arbeiterrepublik zu legen, indem sie diese re- 
volutionären Gewerkvereine organisieren und ausbauen.« 

Die Schrift behandelt weiter die Nachteile der großen Vermögens- 
anhäufung der Vereine, das friedliche Postenstehen, die Sabotage und 
die schon erwähnte anti-militaristische Propaganda. 

Allens Ideen stimmen mit denen W. E. Trautmanns in seinem 
bemerkenswerten Entwurf der zukünftigen Organisation der Industrien 
der Welt klar überein. Die Industrien sind nach dem allgemeinen Plan 
auf der Karte am Ende des Buches so eingeteilt: 

I. Die Abteilung für Agrikultur, Land, Fischerei- und Wasser- 
produkte. 

2. Die Abteilung für Bergwerke. 

3. Die Abteilung für Transport und Verkehr. 

4. Die Abteilung für Manufaktur und allgemeine Produktion. 

5. Die Abteilung für Bauten. 

6. Die Abteilung für öffentliche Dienste. 

»Organisiert nach Industrien, organisiert richtig! Dies ist der 
Appell an alle Ausgebeuteten der ganzen Welt. In zunehmender Zahl 
sieht das Proletariat aller Länder dies ein und überall bereiten sich die 
Arbeiter vor auf Organisationen, in welchen sie die Verkörperung ihrer 
gemeinsamen Kraft finden werden und das Werkzeug für direkte und 
indirekte Aktion, wie es Gelegenheit und Bedingungen verlangen wer- 
den #).« 

Die Industrial Unionists schlagen vor, die Arbeiter innerhalb der 
heutigen Gesellschaft für eine mehr aggressive Aktion zu organisieren, 
so daß die Arbeiter bei jedem gewonnenen Sieg nach mehr und nach 
allem Verlangen bekommen und es zuletzt auch erhalten. So Allen 
und Trautmann. Und in all diesen Tagen der Unruhe und des Kampfes 
bereiten die Industrialists die Verwaltungs- und Leitungsstellen für 
die industrielle Republik vor. »Vertreter die von den in ihren indu- 
striellen Organisationen organisierten Arbeitern gewählt sind, werden 
das industrielle Parlament der Zukunft darstellen, die Kommune 
der Arbeiter in munizipalen, nationalen und internationalen 
Geschäften.« 

Als nächstes folgten die noch schärfer umrissenen und originellen 
Ansichten, die Tom Mann in den Industrial Syndicalist Schriften 
niedergelegt hat. In der ersten: »Prepare for Action«, sagt er, daß das 
Gewerkvereinswesen noch nicht abgewirtschaftet hat: »Im Gegenteil, 
es ist noch in seiner Kindheit. Wir fangen grade an zu verstehen was es 
bedeutet. Unsere heutigen Organisationen, so gut siein mancher Hin- 
sicht sein mögen, sind schwach, verglichen mit den Organisationen, die 
wir erreichen könnten, wenn wir ernstlich wollten. Schließt Euch zu- 
sammen, hat uns Marx vor langer Zeit geraten, aber wir haben nie ernst- 

haft danach gehandelt! Aber jetzt ist es Zeit und hier in England 
soll es geschehen. Wir wollen ihnen einen Tanz aufspielen und ihnen 
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zeigen, ob Courage und Leben in den Arbeitern der britischen Inseln 
steckt.« 

Tom Mann ist sich ganz klar darüber, daß er mit der Vergangen- 
heit gebrochen hat: 

»Die heutige Situation ist einzig in der Weltgeschichte. Niemals 
hat es eine so ausgebreitete Bewegung gegeben, welche die Schranken 
der Nationalität durchbrechend, bewußt der nächsten Entwicklungs- 
stufe der Menschheit zustrebt, wo die Konkurrenz der Kooperation 
eben so sicher wird weichen müssen, wie die primitive Gesellschaft der 
Zivilisation.« 

Er erklärt, daß er seine Irrtümer eingesehen hat. Ohne Zweifel hat 
er in den politischen und munizipalen Kampagnen Erfahrungen ge- 
sammelt — vor allem hat er gelernt, daß »Kameraden, die zweifellos 
revolutionär waren, es nach ein paar Jahren im Parlament nicht mehr 
waren«. Dann betont er die Notwendigkeit der direkten Aktion. Die 
Schwäche liegt zur Zeit »einfach, wenn nicht allein in der Zersplitte- 
rung der IIoo Gewerkvereine des vereinigten Königreiches, in dem 
vollständigen Mangel des wahren Geistes der Arbeitersolidarität und 
— deshalb — in der Unfähigkeit der Gewerkvereinler, die ihnen zur 
Verfügung stehende Maschinerie zur wissenschaftlichen Führung des 
Klassenkampfes auszunutzen. So haben wir eine Auflehnung gegen 
die parlamentarische »Aktion«, in deren Erregung wir im Moment 
unsere eigene Unzulänglichkeit mit unzähligen anderen Unzulänglich- 
keiten in der Generalabrechnung mit dem Parlamentarismus abtun. 

Die wirksame Einheit der Organisation muß das Ganze der 
mit einer Industrie im Zusammenhang stehenden Arbeiter sein, un- 

abhängig von der Zahl der in ihr vorhandenen Gewerbe. So müssen 
für den Kampf Kesselschmiede, Gießer, Dreher, Kupferschmiede, 
Grobschmiede, Former, Stecher, Maschinisten, Handlanger, Taglöhner 
usw. sich in ihrer Industrie zusammenschließen und wie ein Mann han- 
deln. Auf Seite 14 lesen wir die wichtige Konstatierung, daß Tom Mann 
die amerikanische Methode, die alten Gewerkvereine ganz abzulehnen 
und ganz neue Organisationen aufzubauen, nicht für richtig hält; 
er ist der Ansicht, daß »der rechte Weg für uns hier in England nicht 
der ist, der bestehenden Gewerkvereinsbewegung feindlich zu seins, 
sondern eher sie umzubilden. Er setzt vor allem Hoffnung in die 
General Federation der Trade Unions. Bemerkenswert ist auch seine 
Stellung gegenüber der Politik: »Mögen die Politiker tun so viel sie 
können und wenn einmal eine ökonomische Kriegsmacht im Land ist, 
die sie durch die Tat unterstützt, dann sind Chancen dafür da, daß 
sie tun können, was jetzt zu versuchen hoffnungslos für sie wäre.« 

Die Arbeiter brauchen also nicht antipolitisch zu werden, sie kön- 
nen einfach nur jetzt die Politik links liegen lassen. Auch für die schwie- 
rige Frage, wie es mit dem Fonds bei einer etwaigen Verschmelzung ge- 
halten werden soll (wie kann man von einem Gewerkverein, der z. B. 
7 oder 8 £ pro Kopf Vermögen hat, erwarten, daß er mit einem anderen 
gemeinsame Kasse macht, der nur ebensoviele Shillings hat ?), findet 
der praktische Gewerkvereinler eine Antwort. Die Gewerkvereine mit 
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großem Vermögen haben diese meist zu gegenseitigen Unterstützungs- 
zwecken wie z. B. die Maschinenbauer, die eine Alterspension, Kranken- 
unterstützung, Sterbegelder usw. geben. Diese Vermögen müssen das 
Eigentum der Vereine bleiben, deren Mitglieder sie eingezahlt haben. 
Nichts anderes soll verlangt werden, als das Zusammenlegen der Kampf- 
und Streikgelder. Wo diese noch nicht von den andern getrennt 
sind, wird nur eine veränderte Buchführung nötig sein, um dies mög- 
lich zu machen. 

In der zweiten Schrift »The Transport Worker« wird gesagt, 
daß die Verkehrsarbeiter jetzt schlechter daran sind als 1909. Nr. 3: 
»Forging the Weapon« baut den Plan einer einzigen Industrie-Union 
weiter aus, »dieser Gewerkverein der Gewerkvereine, der mit dem re- 
volutionären Geist des Syndikalismus erfüllt ist, wird den Kampf 
der Zukunft kämpfen«. Der Plan ist etwa so: 


In jedem Distrikt. 

1. Ein Lokalverein oder Zweig eines Nationalvereins. 

2. Organisierte Beziehungen zwischen jedem solchen Verein oder Zweig- 
verein zu jedem andern Verein verwandter Gewerbe in demselben Distrikt. 
Z. B. müßten alle Bauhandwerkervereine in einer Distriktsföderation zusammen- 
geschlossen sein. 

3. Jeder Lokalverein muß dem Trades Council des Distriktes angeschlossen 
sein, dessen Aufgabe in erster Linie das Erziehungswesen und andere allgemeine 
Angelegenheiten wären, nicht der Kampf. 

4. Jede Distriktföderation muß der nationalen Förderation derselben Industrie 
angeschlossen sein und diese Distriktföderationen sollen die autoritäre Instanz 
sein, die über die Kampfpolitik im Distrikt entscheiden. 

5. Jede nationale Föderation muß der Generalföderation für Handel und 


Gewerbe angegliedert sein. 

6. Jede nationale Föderation muß der Internationalen angegliedert sein; 
2. B. bilden alle Maschinenbauer- und Schiffsbauerorganisationen eine nationale 
Föderation, die den gleichen nationalen Föderationen anderer Länder angeschlos- 
sen sein müßte. 

Der letzte Schritt wäre dann, daß jede Generalförderation mit den ent- 
sprechenden Generalförderationen aller anderen Ländern in Verbindung 
stände.s 


Weiter wird für die Gründung einer syndikalistischen Erziehungs- 
liga eingetreten, an der beide Geschlechter teilnehmen sollen. 

»All Hail Solidarity« begrüßt den Erfolg des Eisenbahnerstreiks 
in Frankreich (Oktober 1910) und stellt die Frage: »Wer ist das Publi- 
kum«, — das zufolge der Presse berücksichtigt werden muß. »Besteht 
nicht das Publikum zu 85%, aus den Arbeitern und der Rest aus jenen, 
welche von den Arbeitern leben? Deshalb geschieht jeder richtig 
geführte Kampf aller oder eines Teils der Arbeiter in Wirklichkeit im 
wahren Interesse des Publikums.« Diese Schrift enthält speziell die 
internationalen Aussichten des Syndikalismus. 

Nr. 5 ist ein Symposion über den Syndikalismus von Tom Mann, 
T. J. Ring, E. J. B. Allen und W. F. Hay. Bemerkenswert ist Allens 
Auffassung der Unions als ein Staat im Staat. »Wenn die industrielle 
Organisation vollendet sein wird, wird sie der Embryo einer Arbeiter- 
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republik sein. Unsere nationalen und lokalen Vereine und andere 
Körperschaften werden die Verwaltungsmaschinerie einer Industrie- 
republik sein. Wir behaupten, daß 670 Männer, die aus verschiedenen 
geographischen Bezirken in das Parlament gewählt sind, unmöglich 
die nötigen technischien Kenntnisse haben können, um die produktiven 
und distributiven Möglichkeiten der Nation zweckmäßig zu leiten. 
Die Männer und Frauen, die tatsächlich in den verschiedenen Industrien 
arbeiten, sollten sie auch am besten organisieren können.« 

Hay gibt eine syndikalistische Auffassung der Aufgabe eines Lei- 
ters. Wenn der Direktor eines Kohlenbergwerkes ernannt wird, mischen 
sich die Aktionäre nicht in jedes Stadium seiner Arbeit. So wird auch 
der Führer einer Union der Zukunft von seinen Leuten als ihr General 
betrachtet werden. »Wir wollen ein bestimmtes Ziel erreichen, z. B. 
einen Mindestlohn oder die Regelung einer anderen wichtigen Frage. 
Laßt uns dafür sorgen, daß unsere Organisation fehlerlos ist und unsere 
Loyalität und Disziplin nicht anzuzweifeln. \Venn uns gesagt wird, 
aufzuhören, voll oder verkürzt zu arbeiten, die Produktion zu be- 
schleunigen oder zu verlangsamen, laßt uns gehorchen. Aber wenn nach 
einer gegebenen Zeit der Sieg nicht errungen ist, dann müssen unsere 
Führer gehen, seien sie auch noch so alt im Dienst und wir ihnen noch 
so zugetan — aber sie haben versagt. Wir können uns nicht mehr auf 
dauernde Mißerfolge — selbst in den höchsten Stellen — einlassen. 
Der einzige Prüfstein des Geeignetseins ist der Erfolg.« 

Nr. 6 ist ein Bericht der »ersten Konferenz über industriellen 
Syndikalismus, abgehalten am 26. November IgIo«, ein wertvolles 
Dokument für das Verständnis des Wachstumes der Bewegung. Von 
Interesse sind Tilletts Bemerkungen über die Bewegungserschwerung 
durch große Vermögen der Gewerkvereine. 

Dann kommt als nächstes eine weniger gewichtige Debatte 
zwischen Tom Mann und Frank Rose — Syndikalismus versus So- 
zialiısmus. 

Nr. 8, »Miners, Wake up!«, verlangt den Achtstundentag, die Ver- 
fasser sind zum größten Teil W. F. Hay und Noah Ablett, aus der 
Einleitung von Tom Mann zitieren wir: »Viele Gewerkvereine legen 
ihr Vermögen in ausgesprochen kapitalistischen Unternehmungen oder 
in Kommunalobligationen an; sicherlich wäre esklug von den Arbeitern 
in Genossenschaften und Gewerkvereinen in verschiedenen Landes- 
teilen eine Anzahl Kohlenminen in die Hand zu bekommen, aus denen 
sie ihren Hausbedarf decken und während eines Kampfes sich sichern 
könnten. 

Wir sollten über alle für die Erhaltung von Frauen und Kindern 
in Kampfzeiten nötigen Vorräte Herr sein. Zu diesem Zweck wäre es 
klug, wenn alle Arbeiter sich mit dem Genossenschaftswesen $5) iden- 
tifizierten und regelmäßig bei den Konsumgenossenschaften kauften, 


15) Siehe unten bei der Besprechung der Kooperativbewegung, welche 
Schritte zunächst England eine wirkliche syndikalistische Bewegung bringen 
können. 
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die schon Besitzer von einigen der besten Mühlen des Landes sind; 
hätten die Arbeiter etwas mehr Verstand, so könnten es heute die zehn- 
fache Zahl sein und wir könnten Schritte tun um auch die Kornzufuhr 
zu den Mühlen in die Hand zu bekommen.« 


Nr. 9, »The Weapon Shaping« ist ein Bericht über die Bewegung 
nach der Konferenz in Manchester; in Nr. 10 wird auf die Lancashire 
Baumwollindustrie und ihre Lehren für den Internationalismus 
exemplifiziertt. Die nationale Aktion wird, so scheint es zukünftig, 
wenig gegen die Baumwollkönige der Welt ausrichten und ihrem Ein- 
fluß in Senaten, Gesetzgebungen und Staaten, welche die Herrschaft 
über so viel Reichtum ihnen verleiht. Aehnliche Gedanken finden sich 
in »The Transport Industry« der letzten Schrift, während Nr. IL, 
»Ihe Railwaymen«, eine der eindringlichsten Propagandaschriften der 
englischen Sprache ist, wie denn die ganze Serie von allem, was die 
englische Arbeiterbewegung an Literatur hervorgebracht hat, weitaus 
das stärkste ist und jedenfalls im ganzen, nicht bloß in Zitaten, ge- 
lesen werden sollte, als bester Ersatz dafür, Tom Mann selbst reden 
zu hören %), 

Viel ist über die Streiks der letzten Jahre geschrieben worden; 
als Gegensatz zu denen, welche in diesen Ausbrüchen keinen wesentlich 
neuen Geist fühlten, erwähnen wir eine Schrift über den Manchester 
Railway-Streik von Councillor W. Phillips, Vorsitzender des vereinigten 
Manchester Streikkomitees, mit dem Titel »The Great Strike 
— How the Workers found their Power«. 


Ferner erregte 1912 die in Tonypandy in Süd-Wales erschienene 
Schrift The Miners next Step nicht wenig Aufsehen. Es 
war ein offenes Geheimnis, daß das Central Labour College mit dieser 
Schrift in Zusammenhang stand, welche den Gefühlen der jüngeren 
Führer angesichts des Versagens des Kohlenstreiks Ausdruck gibt. 
Einen großen Teil nehmen die üblichen syndikalistischen Behauptun- 
gen ein, daß Aussöhnungen und alles, was sie mit sich bringen, bis 
jetzt nur ein Herabgehen der Löhne gebracht haben und daß die gegen- 
wärtige Politik mit ihrem Hin und Her von Verhandlungen nur neues 
Unglück bringen wird. Sechs Argumente werden dafür aufgeführt, 
daß Führer überflüssig und die einzig wirksame Politik sei, das Ganze 
in die Hände der Masse zu legen, um nach Belieben ein plötzliches und 
drastisches Programm auszuführen (z. B. Siebenstundentag und ein 
Minimallohn von 8 Sh. täglich) auf Grund von vierzehn vorgeschlagenen 
Fundamentalsätzen, von denen Nr. ı heißt: 

»Die alte Politik der Interessenidentität zwischen den Arbeit- 
gebern und uns sei abgeschafft und die Politik der offenen Feindselig- 
keit proklamiert. 

Nr. 13 und 14 verlangen, daß 

eine unaufhörliche Agitation geführt werde zur Erhöhung des 
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Minimallohns und Verkürzung des Arbeitstages, bis wir den ganzen 
Unternehmergewinn aufgesogen haben, 

daß unser Ziel sei, eine Organisation zu errichten, die zum Schluß 
die Minenindustrie übernimmt und im Interesse der Arbeiter aus- 
führt.« 

Was die Politik anbetrifft, so wird erklärt, daß »die Organisatio- 
nen an der lokalen und politischen Aktion teilnehmen werden auf der 
Basis vollständiger Unabhängigkeit, ja Feindseligkeit gegen alle 
kapitalistische Parteien, mit der ausgesprochenen Politik jeden mög- 
lichen Vorteil für die Arbeiterklasse zu erkämpfen. Sollte ein Vertreter 
der Organisation seinen Sitz verlieren, so hat er ein Recht auf den 
vollen Schutz der Organisation gegen Vergewaltigung und soll ihn 
erhalten«. 

Die Abschaffung der Unternehmer kann sich nur langsam und nur 
auf einem Wege vollziehen. »Wir können die Unternehmer und die 
Sklaverei in den Bergwerken erst los werden, wenn alle anderen In- 
dustrien zu demselben Zweck organisiert und ihm näher gekommen 
sind. Unser Fortschritt hängt von dem ihren ab, wir können nur das 
Beispiel und das Tempo geben. Eine Verstaatlichung der Minen nutzt 
nichts, sondern schafft einfach einen nationalen Trust, der das 
ganze Schwergewicht der Regierung hinter sich hat, die dafür zu 
sorgen hat, daß die Industrie die Zinsen der Obligationen einbringt, 
mit welchen die Minenbesitzer ausbezahlt worden sind und außerdem 
noch so viel Gewinn als möglich, um die Besteuerung der Grundbesitzer 
und anderer Kapitalisten herabzusetzen. Uns kommt es nur darauf 
an, daß die, welche die Werte schaffen, sie auch erhalten. Und wenn 
wir durch eine vollkommenere Organisation und kräftigere Politik 
die Gewinne herabsetzen, so werden wir zugleich dazu beitragen, 
die Kohlenaktienbesitzer auszumerzen. Je mehr sie das von uns 
hervorgerufene Herabgehen der Gewinne perzipieren, um so lauter 
werden sie nach Verstaatlichung schreien. Dagegen müssen wir mit 
aller Kraft opponieren.« 

Besonderes Aufsehen hat in der Presse der Absatz über den Irrita- 
tion-Streik hervorgerufen, dessen Erfolg davon abhängt, daß »die 
Leute den Interessengegensatz zwischen sich und dem Unternehmer 
klar im Auge behalten; ferner, daß der Unternehmer nur eine verwund- 
bare Stelle hat, den Profit. Deshalb müssen sie Methoden anwenden, 
die den Profit herabsetzen. Eine Art, dies zu tun, ist, zu arbeiten 
und doch die Produktion zu vermindern«. 

Beispiele hierfür werden gegeben; aber es ist zu bedauern, daß das 
Publikum von dieser Schrift nur wegen dieses Passus gehört hat, 
während doch »The Miners next Step« überhaupt beträchtlichen Ein- 
fluß auf die Arbeiterbewegung gehabt hat. 

Aber so einflußreich diese Ideen für die jüngeren Gewerkvereins- 
mitglieder waren, berührten sie die Kollektivisten oder überhaupt 
jene, die in einer radikalen Denkweise aufgewachsen waren, nicht. 
Erst im Herbste r912 machte sich eine Aenderung bemerkbar, und 
zweierlei gewichtige Einflüsse förderten das Problem: die journalisti- 
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schen Fähigkeiten des New Age und die systematischen Untersuchun- 
gen der Fabian Industrial Inquiry. Auf die letztere werden wir später 
zurückkommen. The New Age widmete sich das ganze Jahr 1912 als 
einzige unter den Zeitschriften der oberen Schichten der Arbeiter- 
frage — dem Lohnproblem als dem einen wesentlichen Problem. Schon 
früher veröffentlichte sie drei Artikel von A. J. Penty über die Ge- 
fahren der großen Organisationen und die einzig im Gildensystem zu 
suchende Hilfe. In den folgenden Monaten veröffentlichte der Heraus- 
geber A. R. Orage ??) eine größere Reihe von Artikeln, die im Oktober 
1912 mit acht Kapiteln über »Guild Socialism« abschlossen, von denen 
angenommen wird, daß sie von verschiedenen Verfassern herrühren. 
In diesen und darauffolgenden Artikelserien wird von der neuen Ge- 
sellschaftsverfassung gesprochen, die der Sozialismus heraufführen 
wird. Die gegenwärtigen Gewerkvereine, die dann alle Arbeiter um- 
fassen und vom Lohnsystem befreit sein werden, sollen die zukünftigen 
Gilden sein. Wie zielbewußt und wie sehr geeignet, den jungen 
Arbeiterführern ein deutliches Bild des Erstrebten zu geben, seine 
Schriften sind, ersieht man aus dem folgenden: 


Während der Jahre 1901— 1910 gab es 4557 Arbeitsstreitigkeiten, 
in die 2 210 487 Arbeiter einbezogen waren, die 2 348 370 £ in diesen 
Kämpfen ausgaben und 44 376 707 Tage kämpften. Während dieser 
Zeit begnügten sich die Arbeiter mit 6000 000 000 £, während 
ein Fünftel der Gesellschaft an Grundrente und Kapitalgewinn 
I2 000 000 000 einnahm. 


Es kommt darauf an, in den nächsten ıo Jahren ıo Millionen 
Mitglieder in die Gewerkvereine zu treiben; darauf wird der Feldzugs- 
plan sein: 


I. Führerschaft: ein Industriekriegsrat (Army-Council) ist eine 
absolute Notwendigkeit, denn, um Erfolg zu haben, muß ein Streik 
plötzlich sein. 


2. Politik: ist ein Streik erklärt, so wird keine Miete mehr bezahlt, 
auch bei seinem Abschluß nicht nachgeholt. 


3. Kommissariat: die Einkaufs-Genossenschaft der Konsum- 
vereine sollte während eines Streiks der natürliche Bundesgenosse der 
Gewerkvereinler sein und der nächste Schritt für die Gewerkvereinler 
sollte es sein, mit den C. W. S. über die Lieferung von Streikrationen 
abzuschließen, wobei die Kopfzahl der Familien der Streikenden zu 
beachten wäre. : 

Die wichtigste Aufgabe der Gilden wäre die industrielle Neuorgani- 
sation der Gesellschaft auf der Basis der Genossenschaftlichkeit: mit 
anderen Worten die Abschaffung desLohnsystems. Damit ist 
auch die Frage der Arbeitslosigkeit gelöst. Jedes Mitglied der Gilde ist 
gleichberechtigt und hat damit Anspruch auf Unterhalt, ob es arbeitet 
oder nicht, ob krank oder gesund. Ferner werden die Gilden durch demo- 
kratische Abstimmung die Arbeitszeit und die Arbeitsbedingungen 


4) Der Verfasser zweier Bücher über Nietzsche. 
30* 


460 C.K. Ogden, 


festsetzen. Jede Gilde entscheidet für sich. Eine solche Organisation 
würde jeden gesetzgeberischen Eingriff von außen als Anmaßung 
empfinden. Selbst die bestehende Altersversicherung würde als 
archaistisch und hoffnungslos inadäquat verlacht werden. 

Die Gilden würden die Kapitalistenklasse ersetzen und zugleich 
an Stelle des Staates die völlige Verantwortung für das körperliche 
Wohlergehen ihrer Mitglieder übernehmen. 

Da sie an die Stelle der jetzigen kapitalistischen Industrieleiter 
treten, müssen die Gilden imstande sein, deren Aufgabe besser zu er- 
füllen; dies setzt eine enge Zusammenarbeit aller Gilden voraus; 
die Gilden dürfen nicht denken: »dies gehört uns«, sondern: »diese 
Maschinen und diese Produkte sind uns anvertraut« Ihre moralische 
und legale Stellung muß die von Sachwaltern sein. Aus den Gilden 
muß eine Art gemeinsamer Verwaltung nicht nur untereinander, son- 
dern mit dem Staat erwachsen. 

Das schließt natürlich nicht aus, daß Industrien sich noch in Unter- 
abteilungen organisieren; es gibt 1200 verschiedene Gewerbe, Hand- 
werke und Berufe in Großbritannien, so daß es nicht leicht ist, für 
alle dasselbe Prinzip anzuwenden. Aber sicher können alle Gewerbe, 
die dem Gesetz des wachsenden Ertrages bei zunehmender Betriebs- 
größe folgen, nach Gilden organisiert werden. 

Die Gewerbezählung teilt Groß-Britannien in 17 Gruppen (inklusive 
Agrikultur) ein, aber diese sind in Io6 Gewerbe auseinandergelegt. 
Die Frage ist: »wollen wir 16 Gilden (mit Ausschuß der Agrikultur) 
oder 106 Gilden haben ?« 

Eine Studie über den Maschinenbau und die Bekleidungsindustrie®®) 
beweisen zweifellos, daß die großen umfassenden Gilden die besten 
sind. 

Nun gibt uns die Zählung von ıgor die folgende annähernde 
Vorstellung, wie die arbeitende Bevölkerung sich zusammensetzen 
könnte (s. nächste Seite): 

Die Landesverteidigung kann kaum als Gilde gelten; und der 
Ackerbau verlangt eine besondere Behandlung. Welche Berufe werden 
außerdem nicht im Gildensystem unterzubringen sein? Wir können 
sie in fünf Gruppen zusammenfassen: 

I. Die Ideenberufe, d. h. diejenigen, die nichts mit der eigentlichen 
Güterproduktion und Verteilung zu tun haben. Priester und Pfaffen, 
Künstler, Journalisten, Schriftsteller gehören hierher. 

2. Erfinder. 

3. Jene, welche sich mit der Ausführung neuer Ideen und Er- 
findungen abgeben, die von den entsprechenden Gilden noch nicht 
akzeptiert worden sind. 

4. Wissenschaftler und Forscher. 

5. Uebrige Gruppen, in denen das Lohnsystem fortbestehen mag. 
Dies alles verlangt noch eingehende Ueberlegung, aber wenden 


48) 2, Nov. 1912. 
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Beruf Zahl der 
Beschäftigten 
I. Oeffentliche Dienste (Staat und Gemeinde) . . 253 865 
2. Landesverteidigung (die außer Landes befindlichen 
ausgenommen) : ; ' . 203 993 
3. Liberale Berufe . ; ; ; . ! . 733 582 
4. Häusliche Dienste . 2199 517 
5. Handel . 712 465 
6. Verkehr . 1497 629 
7. Ackerbau . . 2262 454 
8. Fischerei . 61 925 
9. Bergwerke und Steinbrüche ; : ; . -043 880 
10. Metall und Maschinen ; í . : . 1475 410 
1I. Edelmetalle, Juwelen, Uhren, Spiele .....I68 344 
12. Haus- und Schiffsbau . 1335 820 
13. Holz, Möbel und Dekoration . 307 632 
14. Ziegel, Zement, Töpferei, Glas . 189 856 
15. Chemische Industrie . l l : . 149675 
16. Leder, Häute, Federn : l i i . 117 866 
17. Papier, Buchdruck, Bücher ; . . ; . 334 261 
18. Textilwaren ' ; , l i . . 1462 00I 
19. Bekleidung . 1305 795 
20. Nahrung, Getränke, Tabak, Wohnung e i . I 30I 076 
2I. Gas, Wasser, Installation . À l ; ; 78 686 
22. Allgemeines und Unbestimmtes ; ; . 1075 414 


wir uns nun einem Beispiel für das Gildenwesen zu, z. B. der Trans- 
portindustrie #). Etwa 11⁄4% Millionen Menschen sind »bei der Beför- 
derung von Menschen, Waren und Nachrichten« beschäftigt (die auf 
der Fahrt befindlichen Angehörigen der Handelsmarine ausgeschlos- 
sen). I9IO gab es 59 Gewerkvereine in der Transportindustrie mit 
1947 Zweigvereinen und 242 270 Mitgliedern. Weniger als der sechste 
Teil der zukünftigen Gilde ist also organisiert. Was wird nun die Gilde 
tun, wenn der Organisationsausbau erreicht ist? Sie muß die Trans- 
porte, welche die anderen Gilden verlangen, mindestens ebenso zweck- 
mäßig und ökonomisch ausführen, wie es heute geschieht und jedes 
ihrer Mitglieder unterhalten und beschützen. Das muß möglich sein, 
und wir dürfen annehmen, daß der syndikalistische Leiter nicht 
mehr Dummheiten machen wird, als heute geschehen. Der Arbeiter 
ist der beste Beurteiler guter Arbeit und wird, wenn ihn nicht mehr un- 
sachliche politische Motive beeinflussen, die besten als Leiter erwählen. 
Was die gegenseitigen Beziehungen der Gilden anbetrifft, so würden 
wohl neun aus zehn Streitigkeiten durch ein System gemeinsamer 
Vertreter zu lösen sein, während jede Gilde das Recht haben wird, 
an die oberste regierende Körperschaft der Vereinigten Gilden zu 
appellieren. Auch wird wohl irgend eine Form von Staat neben den 
Gilden zugelassen werden, aber über die Verwertung ihrer Arbeitskraft 


#) 31. Okt. 1912. 
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müssen die Gilden völlig frei verfügen. Die Notwendigkeit eines Staates 
ist noch einleuchtender für die, welche zugeben, daß für die kulturellen 
Bedürfnisse eines Volkes ein von dem industriellen ganz verschiedener 
Führertypus notwendig ist. Die Trusts 5°), als Vorboten des 
kommenden Kampfes, werden mit besonderem Interesse behandelt, 
ebenso die Finanzen der Gilden. Auch über die Stellung der Erfinder 
und der Intelektuellen in der neuen Gesellschaft sind Artikel erschie- 
nen, denn wie Sorel sieht The New Age im Syndikalismus, resp. Gilden- 
sozialismus, auch für das Reich der Kunst die Rettung. Ebenso ist 
die Gilden-Organisation der britischen Aerzte und die Frauenfrage vom 
syndikalistischen Standpunkt aus besprochen. 

Wir haben die Stellungnahme des New Age so ausführlich behan- 
delt, weil dies Blatt auf die jüngeren Führer der Arbeiter einen 
starken Einfluß hat. Es ist lächerlich, wenn Hobson Sl) es als das Organ 
einiger weniger intellektueller Anarchisten ausgibt. Allerdings be- 
schränken der witzige Zynismus, mit dem es die meisten Fragen be- 
handelt und seine unangenehm persönliche Satire den Kreis seiner 
bedingungslosen Bewunderer auf eine kleinere Zahl, trotzdem ist seine 
Wirkung nicht zu unterschätzen. Auch halten wir es für berechtigt, 
seine Richtung zum Syndikalismus zu rechnen, da der Begriff Syn- 
dikalismus selbst noch nicht dogmatisch festgelegt ist. 


Ueber Syndikalismus im allgemeinen und die 
Fabian Industrial Inquiry. 


Wir tun dies um so mehr, als die Gefahr nahe liegt, die neuen Kräfte, 
wenn man sich nur an die Namen hält, nicht richtig einzuschätzen. 
The New Age z. B. nennt seine Theorie Guild Socialism und 
Syndikalismus jene, die gewöhnlich mit den Namen Berthe und Sorel 
verknüpft ist. Wir ziehen es vor, den Syndikalismus als die zur Zeit 
umfassendere Bewegung zu behandeln, deren Resultat einmal der 
Gildensozialismus sein kann. The New Age spricht beständig von 
Staat und Nation als in der neuen Utopie nebeneinander existie- 
rend. Unserer Ansicht nach ist dagegen der Internationalismus ein 
wesentlicher Zug des Syndikalismus. Auch ist die These: »die Berg- 
werke den Bergleuten« kein notwendiger Teil der neuen Politik: 
denn dieses Kriterium würde Tom Mann und die Industrial Workers 
of the World ausschließen (siehe oben: ein großer Gewerkverein!). 
Andere, wie A. Lewis, Madame Sorgue sehen die Basis der Zukunfts- 
gesellschaft in kleinen autonomen Gruppen. Es kann so sein, aber jene, 
welche in der Kooperativbewegung die Zukunftshoffnung sehen und 
sich über die Ausbreitung der C. W. S. freuen, sind auch zu berück- 
sichtigen und sind ebensowenig in einer der bisher üblichen Rubriken 
— Staats-Sozialisten, Parlamentarier, Anarchisten, Kommunisten, 
Sozialdemokraten, Gewerkvereinler — unterzubringen. 

Alle diese Reformer aber, die wir hier besprechen, haben ein Ge- 

50) 28. November 1912. 

sl) Frankfurter Zeitung 2. August Igı2. 
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meinsames: auf viele Jahre hinaus wird sich ihre ganze Aufmerksam- 
keit auf die Gewerkvereine richten mit Absichten, die zuletzt aus- 
einandergehen mögen, die sie aber jetzt eng zusammenschmieden. 
Alle haben dieselbe industrielle Richtung, die sie von andern, schon 
mit einer Etikette versehen, unterscheiden, ihr gemeinsamer Feind 
ist der Sektionalismus, ihr gemeinsamer Kriegsruf: die Verschmelzung, 
die Amalgamation. 

Damit kommen wir zu einer anderen charakteristischen Erschei- 
nung, dem Fabian Comittee of Inquiry on the Control of 
Industry. Als das Ehepaar Webb im Sommer 1912 von seiner Ost- 
asienreise zurückkam, fandes, wie wirschon erwähnt haben, eine wesent- 
lich veränderte Situation vor. Der Fabian Society drohte eine innere 
Revolution zugunsten einer näheren Verbindung mit der Labour Party, 
aber die Labour Party selbst hörte auf die Stimmen, von denen wir 
hier reden. Mit ihrer gewohnten Energie versuchten Mr. und Mrs. Webb, 
über die neue Lage klar zu werden; aber mit diesem Problem ist nicht 
in ein paar Monaten fertig zu werden und so ist »What Syndicalısm 
means« 2) der wenigst geglückte Beitrag zu den Sozialwissenschaften, 
für den wir dem Ehepaar Webb zu danken haben. 

Das Dokument hat einen Wert als Beweis dafür, daß alle einsich- 
tigen Reformer sich nun vor die syndikalistische Doktrin gestellt 
sehen, die sie entweder modifizieren oder verarbeiten müssen. Auch 
die Webbs haben das bald eingesehen; Mrs. Webb sagt 5): »Die 
Handarbeiter von Großbritannien verlangen nicht nur bessere Arbeits- 
bedingungen, sondern einen größeren Anteil an der Geschäftsleitung. 
.... Wie können wir unsere alte (Minority Report) Propaganda mit 
diesen neuen Zielen kombinieren ?« 

Darauf spricht Mrs. Webb von ihrer gemeinsamen Lebensarbeit, 
die tatsächlich dem Problem gewidmet war, wie in der Leitung der 
Industrie das nationale Interesse mit jener vollen »bewußten Zustim- 
mung, welche Demokratie bedeutet« zu vereinigen sei. Sie schildert 
dann die Tätigkeit jenes wichtigen Komitees, daß im Herbst 1912 
eingesetzt wurde, um den neuen Geist und die verschiedenen Vor- 
schläge über die Leitung der Industrie im »Staat von morgen« zu 
studieren. 

Das Komitee hat vier Abteilungen, welche untersuchen: 

I. Vereinigungen von Lohnarbeitern (Syndikalismus, Gewerk- 
vereine) usw. 

2. Produzentenvereinigungen (Kooperativ-Werkstätten, Teilha- 
bersystem). | 

3. Konsumentenvereinigungen (die Genossenschaftsbewegung). 

4. Oeffentliche Dienste. 

Die beiden letzten gehen uns hier nichts an, aber Mrs. Webb 
selbst weist darauf hin, wie eng Nr. ı und 2 zusammenhängen, wenn 
wir uns auf die Prinzipien der industriellen Kooperation besinnen, 
wie sie D. F. Schloss der Experte des Board of Trade formuliert: 
s2) Als Supplement zu The Crusade, August r912 veröffentlicht. 

*) The Crusade, September 1912, S. 158. 





464 C. K. Ogden, 


»Industrielle Kooperation ist ein wesentliches Ideal der Arbeiter- 
klasse. Sie versteht darunter kurz gesagt etwa, 

I. daß der Unternehmer eine überflüssige Belastung ist, 

2. daß die Leitung in den Händen der Arbeiter liegen sollte, 

3. daßes der Würde der Arbeit nicht entspricht, entlohnt zu werden ; 

4. daß der Ausschluß der Arbeiter vom Gewinn eine schreiende 
Ungerechtigkeit ist, 

5. daß, wenn die Arbeiter den Gewinn der Unternehmungen in 
die Hände bekommen, ihre ökonomische Situation außerordentlich 
gewonnen haben wird. 

Durch die industrielle Kooperation wollen die Arbeiter aus Handel 
und Industrie das Dazwischentreten der überflüssigen Bourgeoisie (mid- 
dle-classes) eliminieren. Dagegen ist das System der Gewinnanteile 
eben von diesen Unternehmern ersonnen — Leuten, die nicht daran 
denken, das Heft aus den Händen zu geben und die ihre Klasse für 
unentbehrlich halten — und die Gewinnanteile nur deshalb gewähren, 
weil sie sich davon eine erhöhte Produktivität ihres Unternehmens ver- 
sprechen.« 

Das Arbeitsgebiet des Subkomitees Nr. I soll umfassen: 

Aemterwechsel, Massenversammlung, Delegiertenmandate, Wahl der Be- 
amten, Referendum, Initiative, Repräsentative Versammlungen, entlohnte 
Aemter, Schwierigkeiten der Amalgamation, Föderation, Normallöhne, Nor- 
malarbeitstag, Hygiene und Sicherheit, dauernde Arbeitsgelegenheit, Arbeiter- 
ausschüsse, Gleichheit der Löhne, politischer Generalstreik, industrieller General- 
streik, Expropriationsstreik, Vergleiche mit den Unternehmern, Zwangsver- 
gleich, gesetzliche Regelung, politisches Bekenntnis, Beziehung zur politischen 
Demokratie, Beziehung zu den Regierungsbeamten, zur Kommunalverwaltung, 
zu den Konsumgenossenschaften, Disziplin, Vorteile der direkten Aktion, Ver- 
waltung der Industrie in einer syndikalistischen Gemeinschaft usw. 

Die Motive des Komitees sind folgendermaßen in einem Memo- 
randum ausgesprochen: Die »Sozialisten hoffen alles von der »Ver- 
staatlichung« oder jedenfalls »Vergesellschaftung« der Produktions- 
usw. -Mittel, aber diese These ist zweideutig und verschiedenen Inter- 
pretationen ausgesetzt. Die sozialistische Welt Frankreichs wird zur 
Zeit von verschiedenen Sekten zerrissen und in Großbritannien, den 
Vereinigten Staaten, Italien und selbst Deutschland schwächte der 
Widerschein dieser Kämpfe die intellektuelle Position der Sozialisten 
in ihren Angriffen auf das kapitalistische System.« Das Chaos und 
die Verwirrung unter den Sozialisten, sobald sie konstruktive Vor- 
schläge machen sollen, die offenkundige Unfähigkeit mit irgend welcher 
Präzision und Einheitlichkeit zu sagen, was sie für die zukünftige Or- 
ganisation der Industrie wollen, macht sie den jüngeren Intellektuellen 
gleichgültig. Dies macht es möglich, denkt Mrs. Webb, daß eifrige 
Apostel des anarchistischen Impulses und der katastrophalen Revo- 
lution die Energischen und Erregbaren gewinnen und daß die be- 
dächtigen und vernünftigen Mitglieder des unteren Mittelstandes und 
der Arbeiterklasse genug vom Sozialismus haben. Die sozialistische 
Partei hat große Erwartungen als Begründerin einer neuen sozialen 
Ordnung erregt; kann sie diese nicht durch klare und erprobte detaillierte 
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Vorschläge befriedigen, so wird die kommende Generation sie für 
intellektuell bankerott erklären. Ein nüchtern positiver Bericht über 
die »Leitung der Industrie im Staat von morgen« (The Control of In- 
dustry in the State of To-morrow) wird von größtem Nutzen sein und 
wir dürfen mit Hoffnung und Vertrauen noch vor Ende des Jahres 
diese Publikation erwarten, die in der Geschichte der Sozialreform 
ein Merkstein sein wird. 

Jedenfalls wird diese Enquete für alle im weitesten Sinn sozial 
oder soziologisch Interessierten von der größten Bedeutung sein, 
wie jedes Werk, das vom Webbschen Geist inspiriert war; trotzdem 
dürfen wir auch die Gefahren der Methode nicht vergessen. Die 
Geschichte des Trade-Unionism ließ uns die Kräfte, die am Werk 
waren, während es verfaßt wurde, nicht ahnen und jedes System 
induktiver Klassifikation führt leicht dazu, den Geist, der neue Syn- 
thesen und unerwartete Kombinationen schafft, zu übersehen — 
besonders wenn es von einem speziellen Standpunkt ausgeht. Immer- 
hin hat sich die zuerst von den Webbs dem Syndikalismus gegenüber 
eingenommene Haltung schon modifiziert, und wenn auch das Komitee 
ohne Zweifel entscheiden wird, daß es nach der Fabier-Terminologie 
keinen Syndikalismus gibt, so wird der nachdenkliche Beobachter 
die Fabian Essays« und »Industrial Democracy« noch einmal zur 
Hand nehmen und selbst entscheiden, was geschehen ist. 


Ueber die weiteren Entwicklungsbedingungen 
des Syndikalismusin England. 


Wir wollen nun untersuchen, welche von den Idealen und Tenden- 
zen, mit denen wir uns beschäftigen, im gegenwärtigen Jahrhundert 
etwa ın England realisiert werden könnten. Wir wenden uns deshalb 
wieder zu der Frage der Amalgamation, die sowohl den Fabiern 54) bei 
ihrer Enquete sofort aufstieß, als auch von Tom Mann und »New 
Age« besonders betont wird. — 

Im August 1912 wurde auf Anregung der Industrial Syndicalist 
Education Liga eine Zusammenkunft der verschiedenen Amalga- 
mations-Komitees abgehalten, die damals mit syndikalistischer Pro- 
paganda beschäftigt waren. Auf dem Antrag von J. V. Wills, der 
seitdem zum Sekretär ernannt wurde, schlossen sich die Komitees 
zusammen und haben seitdem unaufhörlich gearbeitet 55). 





4) Der Verfasser ist der Liebenswürdigkeit des Fabier-Komitees zu großem 
Dank verpflichtet, das ihm alles zur Zeit vorhandene Material zur Verfügung 
gestellt hat. Der historische und der theoretische Teil dieses Artikels waren schon 
fertig, ehe das Komitee sein Material ordnete, und so kam hierfür nur die eine 
oder andere Bemerkung in Betracht. Im übrigen hat er sich durch ein Meer 
von Notizen und Memorandas durchgearbeitet und so den Umfang und die 
Gründlichkeit der Enquête kennen gelernt, die es überflüssig macht, hier bereits 
auf manches wichtige Detail einzugehen. Besonders für den folgenden Abschnitt 
war ihr Material dem Verfasser von größtem Nutzen. 

5) Siehe darüber einen Artikel von Wills selbst: »Forces Making for Indu- 
strial Unionism in the British Trade Union Movement«in the»International 
Socialist Movement« September 1912. Der Artikel behandelt die Konsoli- 
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Die Schwierigkeiten sind ungeheuer; nicht so sehr wegen der 
zu einer Organisationsänderung erforderlichen Stimmenzahl, als wegen 
der vielen ineinandergreifenden, nach allen möglichen Systemen or- 
ganisierten Vereine. So wurde z. B. am 28. November d. J. eine 
Versammlung abgehalten, bei der die Vereinigung der folgenden sechs 
Gewerkvereine besprochen wurde: 

I. Die vereinigten Gasarbeiter, Ziegeleiarbeiter und Taglöhner. 
Die englische Arbeitervereinigung. 

Die vereinigte Union der Maschinen- und allgemeinen Arbeiter. 
. Die Arbeiterunion. 

Die nationale Union der Gasarbeiter und allgemeinen Arbeiter. 
Die Nationale Vereinigte Arbeiterunion. 

Diese Situation ist typisch wegen ihrer Verworrenheit als auch 
wegen der heutigen Tendenz; eine Berichterstattung ist um so schwerer, 
als die meisten dieser Vereinigungen und Fusionen sozusagen hinter 


an eY N 


der Szene vorgenommen werden, deren unkommentierte Ankündigung 


in der Tagespresse für den Uneingeweihten bedeutungslos bleibt. 
Die größte Schwierigkeit liegt zur Zeit in der Finanzírage; damit 
beschäftigt sich vor allem eine andere Körperschaft mit ähnlichen 
Zielen wie die Amalgamationskomitees, die General Federation of 
Trade Unions, »deren Gründern eine starke zentrale Organisation 
vorschwebte, die die zersplitterten Kräfte der Bewegung sammelt, 
deren geeintes Vorgehen durch einen ungeheuren Zentralfonds unter- 
stützt wird. Leider wird die Föderation noch oft als eine Institution 
angesehen, der man einen möglichst kleinen Beitrag zahlt, von der 
man aber den größten Vorteil haben will, während man zugleich 
eifersüchtig ist, daß die Zentrale reicher und stärker werden könnte, 
als die Einzelorganisation« 5%). 

Zur Zeit gehören der Föderation 150—200 Vereine mit etwa einer 
Million Mitglieder an. 

Die Anfang dieses Jahres vollzogene Fusion der Eisenbahner ist 
ein Beispiel dafür, was eine energische Vereinigungspropaganda zu- 
stande bringen kann. Am 15. Februar 1913 las man, daß nach vier 
Beratungstagen die drei Gewerkvereine — Amalgamated Society of 
Railway Servants, mit 150 000 Mitgliedern und 450 000 £ Vermögen, 
General Railway Workers Union mit 30 000 Mitgliedern und 8000 £ 
Vermögen, United Pointsmen und Signalmens’ Society mit 8000 Mit- 
gliedern und 7000 £ Vermögen — sich vereinigt hatten unter dem Na- 
men: The National Union of Railwaymen. Die Existenz dieses neuen 
Gewerkvereines gibt der Organisation einen weiteren kräftigen Anstoß. 
Es sollen ihm schon 90%, der L. und S. W. Eisenbahner angehören. 
Auch die Bemühungen, alle Organisationen der Staatsangestellten 
zusammenzuschließen, hat Erfolg gehabt. The Civil Service Federation 


dation der Gewerkvereine im Baugewerbe und enthält eine wertvolle Tabelle 
über die jetzige Lage der Gewerkvereine und die Zahl der Vereine, die in jeder In- 
dustrie zusammenrgelegt werden müßten, um die ideale Zahl der Einheiten zu er- 
reichen. 

5) Auseiner Rede des Sekretärs der Föderation, Appleton in Manchester 1899. 
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umfaßt Post- und Steuerbeamte, Bureaubeamte usw. Die Mitglieder- 
zahl beläuft sich bereits auf mehr als 100 000 und das Beispiel, welches 
die französischen Staatsangestellten vor kurzem gegeben haben, 
läßt annehmen, daß diese junge Körperschaft eine große Zukunft 
vor sich hat. 

Die verschiedenen Formen der Fusion, die Frage ob Föderation, 
ob Amalgamation, können wir hier nicht besprechen, dafür ist es noch 
zu früh. Uns kam es vor allem darauf an, die überall vorhandene Ten- 
denz zur größeren Union 5) aufzuzeigen. 

Und was soll geschehen, wenn die Gewerkvereine sich wirklich 
vereinigt haben ? Sollen sie nur Kampforganisationen sein, wie Burns 
und Tillet in den 80er Jahren meinten? Nein, antworten die Syndi- 
kalisten, sie werden die Gesamtorganisation des sozialen Lebens des 
Volkes enthalten. Denken wir an Frankreich und an den großen Ein- 
fluß der Arbeitsbörsen (Bourses du Travail) auf die Organisation der 
arbeitenden Klassen. Die französischen Gewerkvereinler, die nur 
1064 413 organisierte Mitglieder in nicht weniger als 5217 Vereinen 
haben (Bergleute 32%, Transportarbeiter 32%, Bauarbeiter 27%), 
üben doch durch die r41 Arbeitsbörsen mit ihren 556 000 Mitgliedern 
einen stärkeren Einfluß auf das öffentliche Leben aus, als die englischen 
Gewerkvereinler. Von den 1502 im Jahr Igıo in Frankreich ausgebro- 
chenen Streiks bezweckten 425 die Wiedereinstellung eines entlassenen 
Kameraden oder die Entfernung eines Werkmeisters — das beste 
Zeichen für einen wahren Gemeinschaftsgeist. 

Der wahre Geist dieser Bourses du travail, den Pelloutier ergriffen 
hat, ist von fast allen späteren Schreibern übersehen worden. Ihre 
Bedeutung ist sowohl von Levine als von Paul Louis und Sorel erkannt 
worden, aber keiner hat gefragt, warum die Bourses diesen Erfolg 
hatten und worin ihr Wert für die Arbeiter liegt. 

Die Antwort auf diese Frage heißt: sie haben gebaut! In Frank- 
reich ist das freilich erst vor kurzem geschehen, aber daß die Häuser 
da waren, hat die Bewegung erst zu dem gemacht, was sie ist. Auch 
in Deutschland gibt es diese Gebäude und vielleicht sogar in noch 
größerem Maßstab, aber zur Zeit sind sie in den Händen der politisch 
Gesinnten. In England dagegen finden selbst die, welche die Not- 
wendigkeit einer proletarischen Kernzelle für jeden Ort einsehen, 
nicht den Weg zur praktischen Verwirklichung. Lewis z. B. — so- 


6) Als Illustration für diese Tendenz einige Hinweise: Buchdrucker, M a n- 
chester Guardian 25. Oktober 1912, Daily Herald 21. Dezember 1912, 


Daily Citizen 14. Januar 1913. — Steindrucker Herald 16. Dezember 1912. 
— Matrosen, Manchester Guardian 20. November 1912. Herald 12. Dezember 
1912. — Schneider, Herald 22. Februar 1913 usf. 


5) Robert Williams, der Sekretär der Transport-Arbeiter schreibt im letzten 
Oktober: Steht man vor einem der stattlichen deutschen Gewerkschaftshäuser, 
$0 ist man nicht sehr stolz auf die englische Trade Union Bewegung. Der Holz- 
arbeiterverband baut in Berlin ein Haus für 1 000 000 M., das des Metallarbeiter- 
verbandes wird das doppelte kosten. Der Transportarbeiterverband hat 5 große 
Gebäude« Williams fühlt zweifellos voraus, was die englischen Arbeiter zunächst 
tun müssen. 
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viel uns nach seinen Aeußerungen bekannt ist — schreibt den in der 
Luft schwebenden Trades Councils eine magnetische Anziehungskraft 
zu und sieht nicht, daß Trades’ Councils ohne lokale Ansässigkeit 
nur ein Name sind, daß der nächste Schritt die eifrige Acquisition von 
Gebäuden sein muß. 

Allerdings waren einige Gewerkvereine 5°) gezwungen, sich in Lon- 
don und anderen Plätzen für ihre administrativen Zwecke anzusiedeln ; 
die Mängel dieser Gebäude deuten die richtige Entwicklungslinie an. 
Als vor kurzem in London Unity House, das Zentrum der Eisenbahn- 
arbeiter, eröffnet wurde, beschäftigte die kapitalistische Presse vor 
allem die palastartige Ausstattung des Gebäudes. Nun sollte vom 
syndikalistischen Standpunkt allzugroße Kapitalfestlegungen in Ge- 
bäuden nicht befürwortet werden — Häuser sind notwendig und 
sie sollen auch den Eindruck organischer Stabilität machen, aber auch 
leicht verändert und ersetzt werden können, um den Bedürfnissen einer 
immer wachsenden Genossenschaft zu genügen. Ein Finanzmann 
mag seine Stabilität einem gaffenden Publikum durch eine Marmor- 
front dartun, aber den Arbeiter erinnern solche Bauten nur an die an- 
dern kapitalistischen Bauten, die er haßt — das Rathaus, die Polizei, 
das Gericht und alle jene Zentren eines bureaukratischen Regiments, 
die in ihm ein unerträgliches Gefühl des Beherrschtseins wachrufen. 
In solchen Palästen ist er nicht zu Haus; sie wimmeln von überflüssigen 
Beamten, sie sind nicht sein. 

Neuerdings ist die ganze Arbeiterbewegung nichts anderes ge- 
wesen als eine Revolte gegen den Politiker, den Bureaukraten, die 
Leitung durch eine andere Klasse. Wenn aber die Delegierten der 
Minenarbeiter den Stil dieser Klasse nachmachen und während ihrer 
industriellen Unterhandlungen im Westminster Palace Hotel tagen, 
so ist das ein schwerer Fehler. Mögen sie an der »Maison du Peuple« 
in Brüssel sich ein Beispiel nehmen, einem wirklichen Gildenhaus, 
wo man sich auch in der geistigen Atmosphäre der Arbeiterwelt be- 
findet. 

Und wie sollen jene lebendigen Beziehungen sich ausbreiten, 
die nach der Lehre der englischen Syndikafisten eine Kraft der direkten 
Aktion sind? Das englische Wohnsystem »jedem sein eigener Hinter- 
hof«, isoliert den Arbeiter von seiner unmittelbaren Nachbarschaft; 
könnte er nur, wie es der deutsche Sozialdemokrat tut, die Probleme 
der Arbeiterorganisation diskutieren, so würde der Meinungsaus- 
tausch gewiß klassenbewußtes Denken und wirksames genossenschaft- 
liches Fühlen entwickeln, das aus dem Innern erwächst und nicht von 
außen von dilettierenden Intellektuellen hineingetragen wird. Was 
daraus entstünde, hätte wenigstens den Wert einer wirklichen prole- 
tarischen Spontaneität. Den Arbeitern steht aber nichts als die Schenke 
zur Verfügung, deren Wirt selbst wieder in den Händen eines kapi- 


6%) In dieser Beziehung sind die Bergarbeiter noch verhältnismäßig gut 
daran; aber auch ihre Häuser sind wie gewöhnliche Privathäuser gebaut, liegen 
in bürgerlichen Wohnvierteln und dienen Bureauzwecken. 
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talistischen Brauers ist oder höchstens noch mehr oder weniger phi- 
lantropische Institutionen auf religiöser Basis. 

Wir können hier auf den Einfluß des Alkoholkapitals nicht ein- 
gehen, aber jedenfalls ist das Wirtshauswesen eines der gefährlichsten 
Hindernisse jedes sozialen Fortschrittes, insbesondere auch der Errich- 
tung wirklicher Genossenschaftshäuser. In Belgien haben sich die 
Gewerkvereinler schon einigermaßen geholfen ; aber solange in England 
der Getränkehandel in den Händen der gegenwärtigen Bräuerorgani- 
sation bleibt, hat der Syndikalismus kaum mehr als einen gelegent- 
lichen Einfluß zu erhoffen. Denn um eine Kraft zu werden, müßte 
sein Geist durch eine unaufhörliche Propaganda verbreitet werden, 
aber solange die Trinksitten und geselligen Gewohnheiten der Arbeiter- 
klassen unverändert bleiben, kann ein Agitator auf wenig dauernden 
Einfluß hoffen. 

Auch in England müßte den Arbeitern gesagt werden können, 
was im Jahre 1887 bei der Eröffnung der Zentral-Bourse du travail 
in Paris den versammelten Arbeiterdelegierten zugerufen wurde: 
»Ihr seid zu Hause!« Als Funktionen dieser Bourses bezeichnet 
Levine 0): I. gegenseitige Unterstützung (mutualité), 2. Unterricht, 
3. Propaganda, 4. Widerstand. Und zwar umschließt dies die Gründung 
von Bibliotheken, die Einrichtung von technischen Lehrkursen, von 
allgemein bildenden Vorlesungen, die Herausgabe von Zeitungen 9), 
die Eröffnung von Informationsbureaus usw. So hat man in Frank- 
reich die Möglichkeiten, welche die Einrichtung der Arbeitsbörsen 
bot, geschickt ausgenutzt, in England dagegen die Gelegenheit ver- 
paßt. Die Arbeiterwelt schlief noch, als der Arbeitsnachweis eingeführt 
wurde, wie man sagt, hauptsächlich durch den Einfluß der Fabier, 
deren sorgfältig überdachter Plan von Churchill aufgegriffen wurde, 
als er als Staatssekretär eine gangbare Politik suchte. Wie diese Zen- 
tralen heute sind, stehen sie nicht nur außerhalb jeder Beziehung zur 
Gewerkvereinsbewegung, sondern sie wurden und werden vielleicht 
noch dazu benutzt, während der Streiks Streikbrecher zu beschaffen. 
Diese Tatsache hat manchen früheren Anhänger der kollektivistischen 
Fabier Politik der syndikalistischen Theorie zugetrieben und den Arbei- 
terpolitikern viele Schmerzen verursacht. Am Io. Oktober schlugen 
the Bishop Auckland Trades and Labour Council den Boykott der 
Arbeitsnachweise vor und zwei Tage später interpelliert das M. P. 
Goldstone den Präsidenten des Board of Trade über die »Machen- 
schaften der Arbeitsnachweise«. Es sollen sogar die Arbeitssuchenden 
von einem der Beamten durch ein System von Zeichen klassifiziert 
worden sein, dessen Schlüssel gefunden wurde und wo es z.B. heißt: 





6) The Labour Movement in France, S. 71. 

sı) Delesalle, les Bourses du Travail gibt auf S. 26 nicht weniger als 26 so 
veröffentlichte syndikalistische Blätter an und die deutschen Gewerkschaften mit 
ihren 2 625 ooo Mitgliedern üben einen großen Teil ihres Einflusses durch ihr Blatt 
aus, das in 31, Millionen Exemplaren erscheint und an die Mitglieder frei ver- 
teilt wird. Die englischen T. U. Circulars sind diesen Blättern ähnlich, haben 
aber nicht annähernd dieselbe Bedeutung. 
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D = ordentlich gekleidet, E = unordentlich, H = ausgefranste Ho- 
sen. J = frech. L = sieht elend aus, u.s f. — Derartige Vorkommnisse 
beweisen genug, daß die englischen Arbeitsnachweise den Bourses 
du travail durchaus nicht vergleichbar sind. 

Aber wenn auch England andere Wege zu gehen haben wird als 
Frankreich, die Notwendigkeit eigener Bauten bleibt bestehen. Und 
es sind Anzeichen dafür, daß einige energische Geister dieses wesent- 
liche strategische Prinzip erfaßt haben. Zum mindesten lesen wir in 
»Ihe Syndicalist« vom November 1912 bezeichnenderweise folgendes: 
»Alle lokalen industriellen Vereine sollten ein lokales Trades Council 
bilden; so wäre die Bewegung vereinheitlicht und es wäre den or- 
ganisierten Arbeitern eines Ortes leicht, ein 
Zentral-Gewerkschaftshaus zu haben. Es könnte 
Versammlungsräume enthalten usw.« 

Der Verfasser schildert weiter, wie die Trades Councils die Brenn- 
punkte der Arbeiterwelt sein und später an die Stelle der heutigen 
Gemeinderäte treten können, um die Verwaltungsarbeit der Zukunfts- 
gesellschaft zu übernehmen. 

So tritt erst zum zweiten Mal in der englischen Sozialgeschichte 
die Vorstellung eigener Gebäude zu anderen als zu administrativen 
Zwecken ans Licht. Owen hat, wıe der Leser sich erinnern wird, 
als erster diesen Gedanken gehabt. Um so wichtiger ist es, wenn 
wir am 23. Dezember 1912 im Daily Herald lesen: »Die Waltham- 
stower Sozialisten glauben an die direkte Aktion. Es gab dort ein 
verlassenes vernachlässigtes Grundstück und sie sehnten sich nach 
einem hübschen neuen Haus mit einem regensicheren Dach. So er- 
warben sie das kleine Stück Land und erbauten ein Haus zum Gedächt- 
nis für William Morris. Vor drei Jahren wurde die Halle eröffnet und 
heute feierten sie die Eröffnung eines Anbaues, den sie auch in ihren 
MußBestunden errichtet haben, und in dem wir Billards und andere 
Annehmlichkeiten eines Klubhauses finden. Unter den Rednern 
war Gaylord Wilshire und der Herausgeber des Daily Herald.« Wilshire 
ist ein bekannter amerikanischer Syndikalist. 

In Newcastle und Coventry sind Gewerkvereinszentralen er- 
baut worden, auch in Birmingham soll demnächst eine errichtet 
werden und so dürfen wir annehmen, daß England auch auf diesem 
Weg weitere Fortschritte macht. 

Eine weitere Zukunftschance für den Syndikalismus könnten die 
Beziehungen zwischen der genossenschaftlichen Bewegung und den 
Gewerkvereinen sein. Nennen wir z. B. die Hausfrage. Ueberall 
haben die Genossenschaften schon ihre eigenen Gebäude, oft mit 
gesonderten Bureaus und anderen Räumlichkeiten. Und obgleich einige 
französische Schriftsteller diesem Plan entgegen sind, hat die Idee von 
diesen genossenschaftlichen Zentren aus zu arbeiten viel für sich. Die 
genossenschaftlichen Zentren in Belgien, la Maison du Peuple in Brüssel 
und der Vooruit in Ghent sind die Brennpunkte des sozialen und po- 
litischen Arbeiterlebens geworden. »Dort bedeutet die Mitgliedschaft 
beinahe dasselbe wie die Zugehörigkeit zu einer aktiven Kirche. ... 
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Sie bedeutet die Teilnahme an allerhand Klubs, an den verschiedensten 
geselligen Interessen sowohl als an ernster Arbeit. ... Als Beiträge 
zur sozialen Erziehung sind die dabei gemachten Erfahrungen in 
der Selbstverwaltung unschätzbar« ®). 

Auch auf anderen Gebieten könnten die Fortschritte des Syn- 
dikalismus durch die Genossenschaftsbewegung beschleunigt werden. 
Wir haben gesehen, daß The New Age das Problem als eines der 
nächstliegendsten bezeichnet und dabei auf die Konsumeinkaufs- 
genossenschaft rechnet. Allerdings hat The Syndicalist diesem 
Vorschlag widersprochen, wie uns scheint, ohne rechten Grund. Die 
wahre Schwierigkeit liegt unseres Erachtens in der Natur der gegen- 
wärtigen Genossenschaften. Seit den Zeiten der Rochdale Pioneers 
und der Christian Reformers bis zum heutigen Tag sind ihre Traditionen 
gleich vernünftig und gleich langweilig gewesen. Es gibt zur Zeit 
in den vereinigten Königreichen etwa 14000 Konsumgenossenschaften 
mit beinahe 3 000 000 Mitgliedern und einem jährlichen Umsatz von 
über 70 Millionen £. Aber trotz dieses Erfolges ist die Stellung 
der Bewegung höchst zweifelhaft: gewöhnlich wird ein Eintrittsbeitrag 
von I sh verlangt und muß ein Anteil von I £ übernommen werden. 
Damit sind Tausende von vornherein ausgeschlossen. Außerdem sind 
die Produkte der Genossenschaft nicht ganz so gut, wie sie für das- 
selbe Geld wo anders zu kaufen sind; die oberen Klassen sind zu hoch- 
mütig, mit den andern sich zusammenzutun und so ist die Mitglied- 
schaft ım wesentlichen auf den unteren Mittelstand beschränkt. Dieser 
letztere EinfluB mag nach und nach unter der Wirkung des neuen 
Geistes eine Klassenbewegung hervorrufen, aber man braucht nur 
einen Blick auf andere Länder zu werfen, um die Eigentümlichkeit 
der britischen Kooperation zu erkennen. Der Klassengeist der deut- 
schen Genossenschaftler ist bekannt, noch lehrreicher ist ein Vergleich 
mit Frankreich. Rodolphe Broda, der Herausgeber der von 
einer Genossenschaft hergestellten Documents du progrès 
sprach darüber vor kurzem bei uns. England, sagte er, ist mit den 
Konsumgenossenschaften vorausgegangen, aber es fehlt dort an be- 
lebendem Enthusiasmus. Der Konsument ist organisiert, um einen 
Profit zu machen; Selbstinteresse ist die Haupttriebfeder. Der Zweck 
der französischen Genossenschaften ist nicht der Profit sondern die 
soziale Revolution. Der Verlust eines Streiks war der Anlaß zur Grün- 
dung von 80% aller Produktivgenossenschaften, so in Albi und Car- 
maux. 

Broda ist der Ansicht, daß die Arbeiter die dadurch bedingten 
Opfer auf sich zu nehmen haben, »weil sie sich für ihren Zukunfts- 
staat erziehen«. Als Beispiel erzählte er von den Document du 
progrès selbst. Bei diesem Unternehmen haben Leiter und Ar- 
beiter dieselbe Entlohnung und in ihrem Enthusiasmus verzichteten 
die Leute auf einen Teil des Lohnes und lebten davon, daß ihre Frauen 

mitverdienten. 





8) Rowntree, Land and Labour in Belgium. 1910. S. 409. 
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Sollte ein solcher Geist in England unmöglich sein? Auch der 
Stab des Daily Herald hat, als es an Geldern fehlte, eine Zeitlang un- 
entgeltlich gearbeitet. Auch scheinen nun manche Ereignisse der 
jüngsten Vergangenheit jene, welche ein Zusammengehen mit den 
Genossenschaften für unmöglich halten, zu widerlegen. Wir haben 
von Appletons Plan über ein Zusammengehen in Geldsachen schon 
gesprochen; und man hört ständig von Vorschlägen über die Anlage 
von Gewerkvereinsgeldern in Produktivgenossenschaften. Diese 
Vorschläge können sich jederzeit verwirklichen. Sei es wahr oder nicht, 
daß ein Teil der Gelder der Eisenbahner in Eisenbahnaktien angelegt 
war, die Diskussion darüber zeigte, daß die Masse der Verwendung 
ihrer Beiträge nicht mehr gleichgültig gegenübersteht. 

Ferner haben wir die Vorschläge der Mrs. Eddie bei dem Jahres- 
kongreß der Frauenkooperativgilde, der 1912 in Hull tagte. Als der 
Verfasser Mrs. Eddies Vorschläge und den Enthusiasmus, mit dem 
sie aufgenommen wurden, hörte, schien ihm in dem Ausspruch: 
»Die genossenschaftlichen Frauen verstehen am besten« der Hinweis 
auf eine wichtige Hilfsquelle des Syndikalismus zu liegen ®). Der 
Vortrag, der kurz nach dem Kohlenstreik gehalten wurde, führte aus, 
wie die Genossenschaftsbewegung in den schwierigen letzten Wochen 
tatsächlich den Streikern geholfen hatte und schloß mit dem 
Appell: »Ein wertvolles Resultat der jetzigen Unruhen wäre es, wenn 
jede Genossenschaft an ihrem Ort bekannt machte, wie die Genossen- 
schaften während des Kohlenkrieges geholfen haben und jede Ge- 
werkvereinssektion speziell aufforderten, ih- 
ren Mitgliedern zuzureden, Genossenschaftler 
zu werden.« 

Offenbar ist die kooperative Produktion selbst die Form des 
Syndikalismus, die von den Vertretern der Dezentralisation wie z. B. 
Lewis befürwortet wird und die von den heutigen Genossenschaften 
eingeführt werden könnte. Erinnern wir uns auch an die Ursprünge 
der Bewegung selbst und dann an die Diskussion beim Londoner Ver- 
kehrs-Streik im letzten Februar über die Möglichkeit, die Eigentümer 
durch eine genossenschaftliche Taxametergesellschaft lahm zu legen! 

Die kooperative Produktion ist in England schon weit fortgeschrit- 
ten. So sah man bei der Ausstellung der Cambridge cooperative Socie- 
ty im Oktober 1912 ganze Schaubuden voll von allerhand Gegen- 
ständen, welche von der Einkaufsgenossenschaft hergestellt werden, 
auch die Brotbäckerei und Konditorei und die Seifenfabrikation wur- 
den vorgeführt. Kleidungsstücke, zu denen der Stoff in den Webereien 
der Genossenschaft in Bury in Lancashire hergestellt und die in Leeds 
und Broughton genäht werden, wurden ausgestellt, Teppiche, Bürsten, 
alle Arten Schuhwerk aus den Fabriken von Leicester, Heckmondwike 
und Rushden, Hemden, Kakao, Tee und Kaffee aus den Londoner Fab- 
riken, Speck, Tabak, Eingemachtes und Seife aus Silvertown, Cakes aus 


e3) Miss Llewellyn Davies in the Cotton Factory Times 14. 
März 1913. 
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der Fabrik in Crumpsall usw. Die Fabrik in Crumpsall soll die einzige 
ihrer Branche in England sein, die den Achtstundentag eingeführt 
hat, die Werke in Silvertown arbeiten 44 Stunden in der Woche. 

Indessen geht es zur Zeit nur langsam vorwärts, doch ist eine Aen- 
derung zu erwarten, wenn die Verwaltung der C. W. S., wie zu erwarten 
steht, in jüngere und unternehmendere Hände übergeht ®). 

Zum Schluß gehört in diesen Zusammenhang der bedeutungsvolle 
Plan, die genossenschaftliche und Gewerkvereinsbewegung zusam- 
menzuschließen; es ist ausgesprochen worden, daß das letzte Ziel der 
Förderer dieses Planes ist: »die Gründung einer auf sich selbst gestellten 
Gemeinschaft von Genossenschaftlern und Gewerkvereinlern, in der 
Art, wie Robert Owen sie vorausgesehen hat«. Die Tagesordnung der 
am 8. Februar 1913 abgehaltenen Versammlung enthielt folgende 
Punkte: 

I1. Wie können die Kräfte der genossenschaftlichen, der Gewerkvereins- 
und der Arbeiterbewegung am besten nutzbar gemacht werden, um die öko- 
nomische Lage des Volkes zu verbessern ? 

2. Kann das Kapital der Gewerkvereine mit der nötigen Sicherheit und 
mit größerem Vorteil für die Arbeiter in den Genossenschaften investiert werden 
und zugleich die Leitung der Quellen von Produktion und Verteilung dadurch 
nach und nach in größerem Maßstab in die Hände der Arbeiter kommen ? 

3. Inwieweit können die oben genannten Organisationen sich bei ihrer 
Propaganda und Erziehungsarbeit gegenseitig helfen ? BER 

4. Wie kann die Genossenschaftsbewegung den Arbeitern in Zeiten indu- 
strieller Kämpfe wirksamer helfen ? 


Folgende Organisationen waren vertreten: der Trades Union 
Congress durch Arrandale, Bowerman, W. J. Davis, W. Mullin, J. W. 
Ogden und J. A. Seddon; die Arbeiterpartei durch Clynes, M. P., 
Tom Fox, Henderson, M. P., G. H. Roberts, M. P., W. C. Robinson 
und P. Wells; die Cooperative Union, Limited durch J. Davison, 
J. Deans, W. Gregory, F. Rankin, L. W. Richards und R. Rowsell. 

Ein Blick auf diese Liste zeigt, daß das politische Element nicht 
ausgeschlossen war, ja man hätte beinahe befürchten können, daß 
dadurch das ganze Unternehmen gefährdet sei. Indessen wurde end- 
gültig beschlossen (ganz abgesehen von der rechtlichen Seite der Sa- 
che) ®), daß die Genossenschaften sich von allen politischen Plänen 
fernhalten und nur die Frage eines Bündnisses zu rein industriellen 
und ökonomischen Zwecken weiterhin zur Diskussion stehen sollte ®), 
Das Gesamtkapital, das in diesen Plan einbegriffen ist, beträgt 
60 000 000 £ und sollte er sich in absehbarer Zeit realisieren, so würde 
das unmittelbare Resultat eine starke Zunahme der Macht der Gewerk- 
vereine sein. Indessen muß man R. J. Davies, dem Versicherungs-Ma- 
nager der Angestellten-Union recht geben, wenn cr sagt, daß 
obgleich die Genossenschaftsbewegung entstanden ist  »unter 

“) Siehe z. B. einen Brief in the Cooperative News vom 16. Nov. 
1912 S. 415. 

6) Daily Herald v. 19. Februar 1913. 

66, Darüber z. B. Cooperative News vom 14. Dez. 1912, 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37- 2. 31 


474 C. K. Ogden, 


den schlecht bezahlten Handwerkern und den am meisten tyranni- 
sierten Arbeitern, sie jetzt von Leuten in behaglicher Lage wie Werk- 
meister und Angehörigen der Mittelklassen regiert wird, und das 
kann gegen fortschrittliche Pläne sprechen«. 

Sicher hängt der Erfolg von Plänen wie dem obigen mit davon 
ab, ob man sie von politischer Agitation frei halten kann. Und damit 
befinden wir uns wieder bei einer am Anfang unserer Erörterungen 
berührten Frage. Man kann ein starkes antipolitisches Gefühl zur Zeit 
nicht leugnen; womit nicht etwa eine direkte antipolitische Propa- 
ganda gemeint ist, nicht einmal, daß die Arbeiter sich bei Wahlen 
der Stimmabgabe enthalten. Es handelt sich vielmehr darum, wieviel 
greifbare Resultate sie wirklich von der Politik erwarten und wieviel 
von der politischen Aktivität, die sie entfalten, durch ihr tägliches 
Leben Lügen gestraft wird. Typisch ist z. B. folgendes: in einer be- 
kannten Industriestadt Mittelenglands von 50 000 Einwohnern wur- 
den während der fetten Jahre des Sozialismus 1905—06 nicht weniger 
als drei sozialistische Gruppen gegründet: Fabian Society, Inter- 
national Labour Party und eine sozialdemokratische. Das Verpuffen 
des sozialistischen Enthusiasmus nach den Enttäuschungen an der 
Labourparty hat allen dreien ein Ende gemacht, selbst die Sozialde- 
mokraten mußten das jahrelang innegehabte Klubzimmer aufgeben. 
Aber der Geist bleibt, nur enthält der neu gegründete Zweig der 
British Socialist Party, die zur Zeit einzig wirklich kräftige sozia- 
listische Körperschaft der Gegend, ein starkes syndikalistisches Ele- 
ment und sammelt die Ueberbleibsel der übrigen Gruppen zu einem 
Vorstoß, der die Politik in den Hintergrund schieben wird. 

Es wäre ja selbst für die extremste syndikalistische Arbeiterpartei 
töricht, jede Möglichkeit, ihre Lage durch politisches Vorgehen zu ver- 
bessern, zu ignorieren. Der einzige Grund, warum jetzt Agitatoren 
zur Stimmenthaltung raten, ist die Furcht davor, in das politische 
Spiel verwickelt und durch die Reden der Politiker geblendet zu wer- 
den. Und selbst der strengste Syndikalıst läßt, wie wir bei der Bespre- 
chung der amerikanischen » One big Union« gesehen haben, 
wenigstens eine Abteilung für »öffentliche Dienste« zu. Und so kann 
das Parlament heute gewissermaßen als die Exekutive der Abteilung 
für öffentliche Dienste gelten! Indessen bleibt die Tatsache bestehen: 
das Gewerkvereinswesen hat Menschen zusammenhalten können 
durch jenes eine Band, das seit Jahrhunderten Menschen zusammen- 
gehalten hat: gemeinsames Berufsinteresse. — Die Politik dagegen 
ist eine auseinandersprengende Kraft. Die Propaganda von Tom Mann 
allein hat bis jetzt die Arbeiter von Liverpool unter einer Flagge 
vereinigen können; bis dahin waren die religiösen Schwierigkeiten 
in Liverpool unüberwindlich. Wie neulich ein energischer syndikali- 
stischer Organisator uns sagte: »Der übliche politische Sozialist ist 
jetzt in den Gewerkvereinen ein rechter Störenfried. Er muß immer 
seine Meinung über alles und jedes unter der Sonne zur Schau tragen 
und eine Versammlung von Arbeitern, die durch Klassen- und Berufs- 
interesse dem Unternehmer gegenüber eine geschlossene Front bilden 
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würden, wird sofort durch diese geschwätzigen Kerle in feindliche 
Gruppen zersplittert, weil sie ihre verfluchten Ansichten über Religion, 
Alkohol, Gemeinde- und Schulangelegenheiten und was es sonst noch 
gibt, jedem in die Ohren schreien müssen — und immer auf einer nicht 
beruflichen Basis. Aber der neue Geist befreit uns nach und nach von 
dieser Bande.s 

Für den Syndikalisten ist die proletarische Bewegung vor allem 
eine Revolte gegen das kapitalistische System; sein Ziel ist die Soziali- 
sierung der Lebensmöglichkeiten, eines Lebens, das das kapitalistische 
System der großen Mehrheit der Menschheit vorenthält. Der moderne 
Staat mit seiner Form der Regierung durch geographische Vertretung 
und die moderne Politik sind Schöpfungen und Folgen dieses Systems, 
wo und in welcher Form sie auch auftreten. Und hier berühren sich 
die Syndikalisten mit den Anarchisten (in Frankreich sind sie meist 
schon der Bewegung angeschlossen), mit Kommunisten wie Kropot- 
kin, mit politischen Theoretikern wie Ostrogorski und Bourdeau, und 
mit praktischen Politikern, deren jüngstes Beispiel Belloc ist; und 
er verdammt die ganze heutige politische Maschinerie als eine Schöp- 
fung für interessierte Diplomaten und uninteressante Bürokraten, 
die unfähig ist, Achtung einzuflößen oder Reformen einzuführen. 
Ohne Zweifel, so argumentiert er, ist es die absurde traditionelle Er- 
ziehung mit ihrer Vorliebe für den Historismus, mit ihrer übertrie- 
benen Schätzung der griechischen Städteregierung und des sogenann- 
ten römischen Imperialismus und ihrem Bestehen auf »der verfassungs- 
mäßigen Kontinuität«, die Schuld daran ist, wenn der Parlamentaris- 
mus als notwendiger und ewiger Träger aller Aenderungen und Re- 
formen angesehen wird. 

Ein noch umfassenderes Problem aber ist die Frage des Krieges, 
resp. des bewaffneten Friedens. 

Fragen wir uns, sagen die Syndikalisten, was ist politische Ak- 
tion? Warum soll sie die Arbeiter entflammen ? Inwieweit ist sie ein 
notwendiges Ventil für ihre Aktivität? Wann werden wir, sei es durch 
politische Methoden, sei es durch den Genius eines Norman Angel, 
auch nur ein Kleinerwerden dieses Gespenstes höfischer Diplomaten 
und gewissenloser Finanziers sehen — diesem finsteren Hintergrund 
oratorischer Patrioten, die oft (in aller Ehrlichkeit) auch die unorga- 
nische Zusammenhangslosigkeit einer Demokratie — selbst wenn sie 
vernünftig unterrichtet ist — entflammen kann? Was für eine Sicher- 
heit bietet uns die politische Maschinerie gegen die immer schwe- 
bende Drohung eines Krieges und die Gefahren des Militarismus 
mit seiner Bigotterie und Verschwendung ? Mit einem Wort: Welcher 
Reformer ist mit dem Problem des Internationalismus fertig geworden, 
welcher Internationalismus kann ohne das organisierte Proletariat 
aufkommen ? Welches Proletariat kann durch politische Propa- 
ganda für andere als Augenblicksziele zusammengehalten werden und 
schließlich, welche Politik wird die Grenzen des Nationalismus über- 
schreiten, die Klassenunterschiede, diese fundamentalste aller Unge- 
rechtigkeiten hinwegräumen oder sicher sein, daß ihre eigenen, be- 
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grenzten nationalen Bestrebungen nicht aus Mangel an Antrieb 
erlahmen werden, wenn die ersten schreienden Uebel weggeräumt sind 
und nicht mehr Helfer im Kampf gegen eingerostete religiöse Vor- 
urteile und selbstsüchtige Trägheit sind ? 

Auf alle diese Fragen glaubt der Syndikalismus eine Antwort 
gefunden zu haben: einmal ist sein Ideal von Anfang an international 
— denn Handel und Industrie sind international und das Proletariat 
hat kein Vaterland, und wenn es einmal so war, so haben es das 
Anwachsen der internationalen Trusts, die rapide Internationalisie- 
rung anders gemacht. Und während die politische Organisation 
intermittierend, willkürlich, ungewiß, unpersönlich, matt, begrenzt 
und in ihrer Wirkung von Natur indirekt ist, ist die Organisation der 
Arbeit dauernd, unvermeidlich, reich an persönlicher Beziehung, 
umfassend, durch augenscheinliche Ungerechtigkeit der Kontraste 
angefeuert und die Bringerin unmittelbar greifbarer Resultate. Dem 
Abstimmen in langen Zwischenräumen, das einem Durcheinander 
heterogener Resultate gilt, wird eine ständige Bewegtheit entgegen- 
gesetzt, die Bereicherung, Konzentration und Verbindung jener, 
deren Erbteil seit Jahrhunderten das Leiden ist, wobei jeder seinen 
Teil hat an dem Ersinnen eines Gebäudes, das schon die Rudimente 
der Zukunftsgesellschaft aufzeigt. 

Vom Rednerpult und der Wahlurne weist der Syndikalismus 
weg auf den Abgrund, der die Arbeiter von ihren Herren trennt und 
findet dafür die Philosophie des Generalstreiks. 

Eine solche Methode ist mit politischer Aktion nicht unverein- 
bar. Organisation nach industriellen Gruppen, nach Beruf und In- 
dustrie, nach Zusammenfassungen von Industrien mit einem gemein- 
samen Ziel, mit unermüdlicher Aktivität — das ist das Schlüsselwort 
der neuen Doktrin, die wir in ıhrer prononziertesten Form geschildert 
haben, um ihrem internationalen Aspekt die nötige Betonung zu 
gcben. Dieser Internationalismus ist noch ein Zukunftstraum, aber 
all: Syndikalisten werden nach und nach einsehen, daß Syndikalis- 
mus in einem vereinzelten Lande Europas eine Unmöglichkeit ist. 
Wir haben von den ersten Einflüssen des Internationalismus in Eng- 
land schon gesprochen und seitdem haben die Dinge zugenommen. 
Zurzeit bestehen 28 internationale Gewerkvereinsföderationen, 
davon haben 24 ihr Zentralkommitee in Deutschland und nur eine 
in England, denn England gilt natürlich als ein ungünstiges Zentrum 
für eine europäische Bewegung. Die stärksten Föderationen sind”?die 
des Metall-, Transport-, Druckerei-, Glas-, Bäckerei-, Bau-, Schneider- 
und Steinmetzgewerbes. 

Die Gewerkvereinsbewegung umfaßt zurzeit etwa folgende 
Menschenzahl: 


Deutschland . . . . . . 3 06I 002 
England . aaa a 3 OIO 340 
Ver. Staaten . . . . . . 2282301 
Frankreich . . 2.2.. . I02Q0283 
Kabem 2 e re 709 943 
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Oesterreich . . . 2 . . . 496263 
Belgien . . 2. 2 2 2002. 189 455 
Holland . . 2. 2 2 200. 153 689 
Dänemark . . . 2.2... 128 224 
Schweden . . 2. 2... 116 500 


Diese Zahlen bedeuten an sich nicht viel, aber für eine internationale 
Propaganda können sie einflußreich genug sein. Es sei auch hier 
daran erinnert, daß dem Anschein nach die Arbeiter von Schweden, 
Norwegen und Dänemark schon ein internationales Arbeitsüberein- 
kommen haben, einen Kartenaustausch der Gewerkvereine unter- 
einander. 

Möglich ist es ja, daß jene recht behalten, die glauben, die alten 
Gewerkvereine seien zu konservativ, um den Internationalismus auf- 
zunehmen. Das ist auch die Ansicht jener Agitatoren, die Tom Mann 
in England widersprechen, weil er die bestehenden Organisationen 
nicht aufgeben will. In diesem Fall werden die entschiedener revo- 
Jutionären Geister auf ihre Weise vorgehen auf dem durch den Auf- 
ruf angegebenen Weg, der vor kurzem auf Veranlassung des Vor- 
bereitungskomitees für einen internationalen Kongreß revolutio- 
närer Gewerkvereine von dem Sekretär G. van Erkel in Amsterdam 
erschien. Das Komitee, welches aus den Föderationen der revo- 
lIutionären Gewerkvereine des Baugewerbes, der Metallarbeiter, Textil- 
und Tabakarbeiter, kommunalen Arbeiter, Schreiner, Schneider und 
Seeleute Hollands besteht, teilt mit, daß das gegenwärtige Inter- 
nationale Sekretariat der nationalen Gewerkvereinszentralen ablehnt, 
die Fragen des Generalstreiks, Antimilitarismus usw. zu diskutieren, 
die von Zeit zu Zeit von dem französischen C. G. T. eingebracht 
werden. 

»Wir revolutionären Arbeiter«, sagt das Manifest, »die in Ge- 
werkvereinen organisiert sind, wollen nicht der Vormundschaft poli- 
tischer Parteien unterstellt sein. Wir wollen selbst unsere Handlungen 
und Propaganda bestimmen. Deßhalb bestehen wir auf reinen Ge- 
werkvereinskongressen, wo wir mit den organisierten Arbeitern aller 
Länder direkt zusammenkommen können. Wir wollen nicht von 
politischen Führern kommandiert und geführt werden; wir wollen 
selbst entscheiden, was wir für das Wohl der arbeitenden Klassen 
für gut halten.« 

Zu derselben Zeit und aus denselben Gründen veröffentlichte 
The Syndicalist in England die Ankündigung eines Inter- 
nationalen Syndikalisten-Kongresses in London für den Mai 1913. 
Die neue internationale Bewegung als ökonomische und gewerkschatt- 
liche kann mit den früheren internationalen Organisationen von 
1864 und 1896 nicht verglichen werden und eben deswegen darf man 
etwas Dauernderes von ihr erwarten ®). Unter den Umständen, 
welche den industriellen Internationalismus vorbereiten, dürfen wir 
die fortlaufenden Mitteilungen nicht vergessen, die sich jetzt in der 


6?) Siehe The Syndicalist, Februar 1913. 
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englischen Arbeiterpresse über die Fortschritte der kontinentalen 
Arbeiter finden. Man wird bald herausfinden, daß England nicht das 
einzige Land ist, wo das Hauptargument gegen eine Erhöhung der 
Löhne das Geschrei von der auswärtigen Konkurrenz ist und es 
könnte sein, daß es den Lohnarbeitern einer Industrie eines Tages 
einfällt, zu versuchen, ob sie das »auswärtige Konkurrenz« Argument 
nicht auf ihre Weise entkräften können. 

Wir sagen hier nichts über den Generalstreik im Kriegsfall, der 
von einem politischen Führer wie Keir Hardie so eifrig verfochten 
wird. Resolutionen zu seinen Gunsten sind bei Kongressen und Ver- 
sammlungen in Massen angenommen worden. An sich ist die Idee 
wertlos, wenn sie nicht ganz auf industrieller Basis ruht, aber der Vor- 
schlag zeigt, in welcher Richtung sich die Dinge bewegen. Ebenso 
dringen kontinentale und amerikanische Ideen rapid in England 
vor. Die Schriften von Lewis werden von nachdenklichen Gewerk- 
vereinsführern eifrig gelesen; populäre Artikel und Handbücher 
bringen Erklärungen des französischen Syndikalismus, seiner Metho- 
den und Ziele: das kleine Buch von Pataudund Pouget (Com- 
ment nous ferons la Révolution) ist gerade ins Eng- 
lische übersetzt worden und die Uebersetzung von Sorel war schon 
letzten Sommer angezeigt. 

Was nun die Taktik anbetrifft, so ist es klar, daß ein entschlos- 
sener und fähiger Stab von Führern, die wissen, was sie wollen, schnell 
eine wesentliche Aenderung herbeiführen könnte, selbst unter den 
heutigen englischen Gewerkvereinen. Wir haben schon über die In- 
stradierung des Kohlenstreiks gesprochen, über den vorher so viel ge- 
redet wurde, daß, als er wirklich erklärt war, das Publikum kaum 
die Tatsache realisieren konnte, so hatte es sich schon damit vertraut 
gemacht! Stellen wir dem die Methode der Transportarbeiter in 
diesem Sommer gegenüber, bei der sich Tom Manns Einfluß fühlbar 
gemacht hat: da lesen wir im Manchester Guardian vom 
24. Mai 1913: »Der Generalstreik der Vereinigten Transportarbeiter 
des Londoner Hafens, der gestern erklärt wurde, ist so plötzlich aus- 
gebrochen, daß wir den Ernst des Kampfes noch kaum erfaßt 
haben«. Und es ist charakteristisch, daß jetzt überall energischere 
Führerschaft verlangt wird, größere Geheimhaltung (daher die 
Schwierigkeit, der Bewegung im Detail zu folgen) und jene plötzliche 
Aktion, die, wie Deutschland und Frankreich beweisen, den Ausgang 
eines Streikes so wesentlich beeinflussen. Allerdings können nicht 
alle Industrien so verfahren, wie es bei einem Streik geschah, der 
letzten März in London Aufsehen erregte. Hier eine Notiz darüber: 
»Gestern drang der Guerillakrieg, den die Union der Hotel- 
Köche und Kellner mit so viel Erfolg führt, bis nach Leicestersquare 
vor. Zu Mittag, gerade als das Lunch serviert werden sollte, setzte 
der Kellnerstab, der Aufforderung zur direkten Aktion folgend, die 
Schüsseln nieder. Voller Sorge für die hungrigen Gäste schlug die 
Hotelverwaltung vor, die Rebellen sollten die Entscheidung der Di- 
rektion abwarten. Die Gewerkvereinsbeamten waren damit, wie 
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tags zuvor im »Coburg«, einverstanden; allerdings faßten sie die Situ- 
ation nicht so auf, daß sie etwa den Streikenden befohlen hätten, ehe 
diese Entscheidung erfolgte, die Arbeit wieder aufzunehmen. End- 
lich, nach einer Stunde Stillstand, unterzeichnete die verzweifelte 
Hotelverwaltung das Uebereinkommen und so endete wieder ein 
erfolgreicher Hotelstreik, der achtzehnte in einer Woche.« 

Köche — und Aerzte — haben zu gewissen Zeiten das Publikum 
in der Hand. 

Allerdings darf nicht die bloße Extension und Intensivierung 
der Streikpolitik schon als Syndikalismus gedeutet werden. Diese 
Manifestationen sind nur die für den Erfolg nötigen Vorbereitungen. 
Doch kennt jedermann jetzt die syndikalistische Doktrin der »be- 
wußten Minderheit« und in England haben die Katholiken gezeigt, 
was eine kleine Zahl von Menschen, die ein einziges Ziel fest im Auge 
halten, tun können. Durch eine geschickte Politik der Konzentration 
auf Kohlen und Baumwolle, die zusammen den Gewerkvereinskongreß 
beherrschen können, gelang es ihnen tatsächlich letzten September, 
die bisherige ungeheure Majorität zugunsten der unkirchlichen Er- 
ziehung, die bis dahin die Kongresse charakterisiert hatte, umzu- 
werfen. 


Schluß. 


Abgesehen von den Einflüssen, die nach dieser Richtung tendieren, 
haben wir von Agitatoren vielfach die Meinung gehört, daß gerade 
der englische Arbeiter die syndikalistische Lehre nicht nur nicht ab- 
lehnen, sondern mit ihr mehr wird anfangen können, als irgend eine 
andere Nation. Der Engländer will etwas haben, das er versteht. 
Zweifellos versteht er Neues langsam, das zeigt die Schwerfälligkeit 
der oberen Klassen in dieser selben Angelegenheit deutlich genug, 
obgleich sie ein Jahrzehnt lang Zeit gehabt haben. Aber wenn er 
verstanden hat, handelt er rasch, und der Syndikalismus stellt eine 
klare und einfache Forderung. Er mag falsch sein und im letzten Ende 
gefährlich und verhängnisvoll, aber jedenfalls ist er eine einfache Sache, 
die auf lang hinaus jedem Mann rät, wie er sein Leben einrichten 
muß, um direkte, greifbare Resultate zu erzielen. Und er beherrscht 
das ganze Leben, was der Politiker von seinen Angelegenheiten nicht 
behaupten kann. 

Unterdessen steigt die Mitgliederzahl der Gewerkvereine täglich 
und schnell. Wie schon erwähnt, haben wir eine brauchbare Statistik 
erst seit der Ernennung von John Burnett zum Arbeitskorrespon- 
denten des Board of Trade; 1891 betrug die Zahl der in Gewerk- 
vereinen organisierten Arbeiter etwa 115 Millionen; nach ro Jahren, 
die hauptsächlich der parlamentarischen Agitation dienten, war die 
Mitgliederzahl nicht ganz um 13 Million gestiegen. Für die letzten zehn 
Jahre haben wir folgende Zahlen: 
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Jahr Mitgliederzahl am 
Ende des Jahres 
1901 19069 424 
1902 1965 349 
1903 1941045 
1904 1 909 888 
1905 1932 942 
1906 2 127 026 
1907 2 422 856 
1908 2 385 956 
1909 2 365 783 
1912 2 440 725 
IQII , 3010320 


Die Mitgliederzahl wuchs also in neun Jahren nur um 471 000 
und stieg auf nicht mehr als etwa 21% Millionen, obgleich es ungefähr 
151, Millionen Handarbeiter in den vereinigten Königreichen gibt, 
von den andern Millionen Arbeiter, die den Gewerkvereinen beitreten 
könnten, ganz zu schweigen. Dagegen wuchsen in dem einen Jahr 
ıgıI die Gewerkvereine um 569 000 Mitglieder, und nach allen An- 
gaben zu schließen muß im Jahre 1912 die Zunahme noch stärker 
gewesen sein. 

Und nicht nur die anerkannten Gewerkvereine wachsen an; 
überall ist zu bemerken, wie in Uebereinstimmung mit den in The 
New Age geäußerten Ansichten als Resultat der Agitation für das 
Versicherungsgesetz Berufe wie der ärztliche und juristische (von 
den Universitäten ganz zu schweigen), sich zu so starken Organi- 
sationen angewachsen haben, daß man sie nur Gewerkvereinen ver- 
gleichen kann, denen es gelungen ist, ihre Arbeitgeber abzusetzen und 
die versuchen angesichts der staatlichen Bedrückung ihr Geschäft 
nach syndikalistischen Grundsätzen zu führen. Die Parallele ist 
vollständig selbst bis zum »friedlichen Postenstehen«, wie die Presse 
sagt, die berichtet, daß am Weihnachtsabend ıgız die praktischen 
Aerzte auf ihrem Weg zu einer Versammlung in Caxton Hall West- 
minster von den Mitgliedern der Ealing-Abteilung der British Medical 
Association angehalten wurden, »die jeden am Knopf packten und 
mit dem Eifer und der Zähigkeit von Gewerkvereinsposten versuchten, 
ihn vom Besuch der Versammlung abzuhalten«, zahllose Flugschriften 
verteilten und alles, außer der Anwendung körperlicher Gewalt, 
taten, um ihr Ziel zu erreichen! Besser kann die Kraft und Realität 
des Gildensystems nicht illustriert werden! 

Viel hängt natürlich in der nächsten Zeit von der Haltung der 
Labour Party im Unterhause ab. Auf zwei Momente, welche die 
Politik der Partei beeinflussen, wollen wir hier hinweisen. Zuerst 
folgendes: In der ersten Zeit brachte die Abstimmung der Massen 
einige der groBen Gewerkvereine in die Partei, d. h. daß ihre Ver- 
treter gezwungen waren, sich der Parteipolitik anzuschließen (in 
einigen Fällen sah man, aus Rücksicht auf langjährige geleistete 
Dienste davon ab, wie bei Fenwick und Burt), aber es blieb doch eine 
große Anzahl von Abgeordneten übrig, besonders aus der Föderation 
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der Bergleute, die sich kaum von Liberalen unterschieden (z. B. 
Haslem und Harvey von der Föderation der Bergleute von Derbyshire) 
Für sie war dieser Schritt sehr unangenehm. In der Tat sagten sie 
ganz offen, daß sie beabsichtigten, die Politik der Partei mit liberalen 
Prinzipien zu durchsetzen. Es ist ein schwieriges Problem, wie stark 
diese liberalen Mitglieder und ihre Freunde in der nächsten Zukunft 
ausschlaggebend bleiben werden. Ihr Erfolg würde ohne Zweifel 
die Energien der Antiparlamentarier verstärken. 

Das zweite Moment ist subtiler; es hängt mit der Tatsache zu- 
sammen, daß einige einflußreiche Führer der Arbeiterpartei Frauen 
geheiratet haben, deren gesellschaftliche Stellung es ihnen ermög- 
licht, an der gesellschaftlichen Seite des Parlamentslebens teilzu- 
nehmen. Und gegen diese Seite des parlamentarischen Lebens mit 
seinen Verführungen haben die ehemaligen Mitglieder der Arbeiter- 
und liberalen Partei, die sich aus der politischen Arena zurückgezogen 
haben, hauptsächlich ihre Angriffe gerichtet. Ob jemals eine Arbeiter- 
partei sich von diesen Verpflichtungen genügend freihalten kann, 
um die Masse zu befriedigen, ist eine Frage. Jedenfalls wird die jetzige 
Haltung der Wähler auch ihren vertrautesten Führern gegenüber 
charakterisiert durch Angriffe 6) auf die »Doppelten« (d. h. Parla- 
mentsmitglieder, die auch Gewerkvereinsbeamte sınd), vielleicht auch 
durch die Ablehnung der Unterstützung des Arbeiterkandidaten durch 
die Kesselmacher. 

Es wird auch gefragt, ob die 130 000 £ ), welche die Labour 
party jetzt jährlich den Gewerkvereinen kostet, nicht nutzbringender 
angelegt werden könnte. Es ist also klar, daß die Zukunft dieser 
Partei, auch bei Unterstützung durch die »Fabian Reformers« ziemlich 
problematisch ist. 

Immerhin ist es denkbar, daß die halbkollektivistische Politik 
Lloyd Georges und seiner Gefolgsleute in der nächsten Zukunft 
mächtig vorschreiten wird. Das Staatseinkommen würde dann 
offensichtlich zu folgenden Zwecken verwendet werden 70): 

I. die Steuern der kleinen Kapitalisten zu vermindern; 

2. Straßen und Kanäle zu bauen, aufzuforsten, Land zu melio- 
rieren usw., alles Dinge, die im wesentlichen dem Kleinkapital zugute 
kämen; 

3. die Gesundheit und Arbeitstüchtigkeit des Arbeiters 
zu stärken, aber nur um gewinnbringendere Arbeiter au bekommen, 
nicht um ihnen soziale Tüchtigkeit und Entwickelungsmöglich- 

keiten zu geben, d. h. gleiche Zukunftschancen mit den Kindern 
der Bemittelten; 

4. sichere Anlagegelegenheiten für das kleine Kapital zu geben 
und 





68) Daily Herald 16. Jan. 1913. 
€39) Diese Ziffer stammt von cinem konservativen Gegner der Gewerk- 


vereine; wir können für ihre Richtigkeit nicht einstehen. 
70) Siehe W. E. Walling in »The Intercollegiate Socia- 
liste (New York) Feb., März 1913, S. 9. 
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5. die Preise für Maschinen- und Halbfabrikate, Transportmittel 
und Kreditgewährung herabzusetzen, was alles dem kleinen Kapi- 
talisten zugute kommt, aber nicht dem Konsumenten. 

Damit wären die Syndikalisten nicht zufriedengestellt, aber 
ihre Aktivitäten könnten eventuell dadurch lahmgelegt werden. 

Zum Schluß: Wir haben über die an sich wichtige Frage der 
rechtlichen Stellung der Gewerkvereine 7!) nichts gesagt, da sie unser 
eigentliches Problem nicht berührt. Wir erwähnen hier nur, daß es 
wohl lange dauern wird, bis die Konservativen, die einer Aufhebung 
des Osborne-Richterspruchs entgegen sind, begreifen werden, wie 
sie dem Syndikalısmus in die Hände arbeiten. Auch über die Vor- 
schläge, die die Landwirtschaft betreffen, haben wir geschwiegen, 
denn es ist unwahrscheinlich, daß England sich so bald dem dänischen 
Kooperativsystem zuwenden wird. Ebenso haben wir die Frauen- und 
Erziehungsfragen beiseite gelassen, obgleich sie genügendes Material 
für eine interessante Studie böten. 

Wir haben keine Stellung dazu genommen, ob die dargestellten 
Tendenzen erwünscht sind oder nicht. Wir wollten nur einen all- 

gemeinen Ueberblick über die Ursachen und den Stand dieser in- 
teressanten Bewegung im Frühling IgI3 geben. Ein Rückgang in 
den nächsten ein oder zwei Jahren ist allerdings wahrscheinlich. Jeden- 
falls aber lassen sich heute Brentanos??) Worte über Deutschland 
auch auf England beziehen: »Daher eine instinktive Entfremdung 
der Massen gegenüber dem Staat, welche zu einer wahren Gefähr- 
dung Deutschlands zu führen droht. Wer wollte da sagen, daß 


nicht auch in Deutschland dieselben syndikalistischen Bestrebungen 
wie anderwärts auftreten könnten.« 


— 


71) Darüber am besten H.H. Schloesserand W.S.Clark, The 
Legal Position of Trade Unions 1912. Schloesser ist Fabier. 
2) Syndikaliısmus und Lohnminimum, S. 27. 
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VIII. Gast- und Schankgewerbe. 


Im Erhebungsmaterial wurden insgesamt 2438 im Gast- und 
Schankgewerbe tätige Kinder gezählt, von denen die meisten (63,9%) 
daneben noch in anderen Arbeitszweigen, insbesondere im Haushalt 
(40,3%) und in der Landwirtschaft (32,9%), arbeiten. Mehr als die 
Hälfte dieser Kinder (52,49%) setzt Kegel auf; sonst verrichten die Kin- 
der Keller-, Schankarbeiten, bedienen die Gäste usw. 

Die ausschließlich in dieser Gruppe beschäftigten Kinder gehören 
größtenteils der jüngsten Altersklasse an: 66,1%, der Kegelaufsetzer, 
45,8 der sonstigen arbeitenden Kinder sind weniger als 12 Jahre alt, 
46% der Kegelaufsetzer, 350%, der sonstigen Kinder haben schon mit 
5—8 Jahren zu arbeiten begonnen. 

Die Entlohnung der im Gast- und Schankgewerbe arbeitenden 
Kinder hängt von der Art der Arbeit, von der Oertlichkeit und dgl. ab, 
sie besteht vielfach zum größten Teil aus Trinkgeldern; oft auch in Kost. 
Die Kinder führen ihren Verdienst häufig nicht an die Eltern ab und 

geben ihn dann nicht selten für Bier und Zigaretten aus. 

Hinsichtlich aller Arten von Arbeiten im Gast- und Schankgewerbe 
sind Schulbehörden und Aerzte darüber einig, daß durch sie die körper- 

liche, geistige und sittliche Entwicklung ungemein leide, desgleichen der 
Unterrichtserfolg. Die Kinder gewöhnen sich namentlich sehr früh- 





*) Vgl. Band 37, Heft ı, Seite 131 ff. 
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zeitig an den Alkohol- und Tabakgenuß; Trunksucht, Diebstahl, 
sittliche Verkommenheit seien häufig die Folgen. 

I. Das Kegelaufsetzen geschieht fast durchaus bei Fremden 
(92,4% der arbeitenden Kinder), zumeist in den Sommermonaten 
(98,8%), selten im Winter (13,6%) oder während des ganzen Jahres 
(11,99%), meist auch nicht während der ganzen Woche (nur 29,9%), 
sondern hauptsächlich an Sonn- und Feiertagen (78,5%), dann aber 
zumeist durch mehr als 4 Stunden (58,2% im Sommer, 51,0% im Win- 
ter); doch steigt die Arbeitszeit an manchen Tagen bis zu I6 Stunden. 

»Das Kegelaufsetzen wird als eine der verderblichsten Kinder- 
arbeiten angesehen. Man schiebt hier gewöhnlich Kegel dreimal in der 
Woche von 8 Uhr abends bis ıı Uhr nachts, manchmal auch noch 
später und sonntags während des ganzen Tages« (Schulleitung Nr. 3, 
S. 166). Andere Kinder sind »oft sogar bis in die ersten Morgen- 
stunden (I—2 Uhr) tätig und bekommen dafür oft 2—215 K und 
Bier « (Schulleitung Nr. 4, S. 166). — Diese Arbeiten — »an manchen 
Tagen bis zu I6 Stunden — schädigen nicht nur die Gesundheit, 
sondern üben auch einen nachteiligen Einfluß auf die geistige Ent- 
wicklung und auf das sittliche Betragen aus«. (Schulleitung Nr. 2, 
S. 166.) 

Nachtarbeit leisten 44,9% der Kinder und zwar überwiegend 
(45,6 %) durch mehr als 2, zum Teil sogar durch mehr als 6 Stunden, 
aber meist (8305) durch höchstens 30 Wochen im Jahr. 

Der Verdienst der Kinder beim Kegelaufsetzen ist sehr verschieden 
hoch: per Woche 80 h, aber auch 4 K, in feinen Stadtrestaurants 
auch 8—14 K. Aus einem Bezirk in Niederösterreich wird ein Stun- 
denverdienst von 20—30 h mitgeteilt. 

2. Die sonstigen Arbeiten, als Aushilfskellner, als 
Verkäufer und Verkäuferinnen von Brot, Zigarren, Blumen usw.; 
beim Eßzeugputzen, bei Küchenarbeiten usw. zeigen wesentlich andere 
Verhältnisse. Die Kinder werden hier zu mehr als 34 (77,3%) bei den 
Eltern in deren Betriebe beschäftigt, und zwar überwiegend während 
52 Wochen des Jahres (76,2%) und während der ganzen Woche (77,7%). 
Etwa die Hälfte dieser Kinder arbeitet an Sonntagen mehr als 
4 Stunden, über !/, während der Hauptferien mehr als 6, bei gekürztem 
Unterricht mehr als I0 Stunden. Ueber die Hälfte der Kinder leistet 
in der Woche mehr als 40 Schul- und Arbeitsstunden, 35,6%, der 
arbeitenden Kinder müssen des Nachts tätig sein, und zwar »oft bis gegen 
Mitternacht in den mit Rauch erfüllten Lokalen« (Schulleitung Nr. 5, 
S. 182). 


IX. Handel und Verkehr. 


In diesem Arbeitszweig waren I379 der in die tabellarische Dar- 
stellung einbezogenen Kinder ausschließlich tätig, 3185 insgesamt, 
davon 59% Knaben. 

I. Im Handel mit fester Betriebsstätte (2163 
arbeitende Kinder, davon 1003 ausschließlich) sind Kinder vielfach 
als Hilfskräfte ihrer Eltern (86,3%), aber auch bei Fremden beschäf- 
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tigt, und zwar meist zu Neben- und Hilfsarbeiten, aber auch zum 
Bedienen der Kunden und für den Warenverkauf. 

Weniger als 12 Jahre alt sind 44,8%, weniger als 1r Jahre 28,0% 
der arbeitenden Kinder; 42 % der arbeitenden Kinder haben schon 
vor dem 9., 76%, vor dem Iı. Jahr zu arbeiten begonnen. 

Nur 16,6% der arbeitenden Kinder sind nicht durch 52 Wochen, 
nur 10,49%% nicht während der ganzen Woche beschäftigt. Die Arbeit 
dauert im Winter zumeist (53,5%) nicht über 3 Stunden, im Sommer 
dagegen zumeist (58,2%) länger; während der Hauptferien ist 
fast die Hälfte der arbeitenden Kinder durch mehr als 6 Stunden 
in Arbeit (48,6%,), Nachtarbeit ist relativ selten (19,5% der arbeitenden 
Kinder). Doch fahren manche Kinder »abends mit nach Wien auf 
den Markt und kommen dann des Morgens, nachdem sie unterwegs 
nur einige Stunden auf dem Wagen geschlafen haben, zur Schule« 
(Schulleitung Nr. ı, S. 182), oder sie müssen um 2, 15,3 Uhr früh auf- 
stehen und gehen mit Blumen oder Obst auf den Markt. 

Die Summe der Schul- und Arbeitsstunden beträgt bei mehr als 
ŝ/ oder arbeitenden Kinder über 40, bei mehr als 1⁄4 über 50 in der 
Woche. Die Entlohnung besteht manchmal in der vollen Verpflegung, 
manchmal in Taglohn (40—70 h). 

Ueber den Einfluß dieser Arbeiten auf die Gesundheit der Kinder 
sind die Meinungen der berichtenden Schulleitungen und Aerzte geteilt, 
doch sind die ungünstigen Urteile die zahlreicheren. Als nachteilig 
werden insbesondere das Tragen schwerer Lasten und häufige Schlaf- 
verkürzung hervorgehoben. In sehr vielen Fällen leiden unter diesen 
Arbeiten Schulbesuch und Unterrichtserfolg, namentlich an Markttagen. 


2. Beim Verkehr — größtenteils Fuhrwerk — obliegt 
den Kindern (601, davon 229 ausschließlich) insbesondere die Instand- 
haltung der Wagen, die Pferdewartung, die Stallarbeit; oft sind sie 
auch Kutscher und Verfrächter. Im Verkehr sind überwiegend — 
62,4%, — Kinder von 12 oder mehr Jahren beschäftigt. Ein erheblicher 
Teil der arbeitenden Kinder — 30,6%, — arbeitet nicht bei den Eltern, 
sondern nur bei Fremden. Die tägliche Arbeitszeit ist im allgemeinen 
etwas kürzer als beim Handel mit fester Betriebsstätte, Nachtarbeit 
ist selten (16,6%). Die Verkehrsarbeiten haben zumeist (58,4% der 
arbeitenden Kinder) einen nachteiligen Einfluß auf den Schulbesuch 
und auf das Verhalten der Kinder in der Schule. 


X. Austräger. 


Als Austräger, Laufburschen, (-mädchen) sind 1908 ın die tabella- 
rische Darstellung einbezogene Kinder ausschließlich beschäftigt, 
5 214 insgesamt, davon 64%, Knaben. Am verbreitetsten ist das Aus- 
tragen von Lebensmitteln ; dazu kommt die Ablieferung anderer Waren, 
die Verrichtung verschiedener Gänge, das Austragen von Zeitungen, 
Büchern und dgl., das Zutragen des Essens für Arbeiter auf das Feld, 
auf den Bau usw. 

Die Mehrzahl dieser Kinder — 83,8%, — ist höchstens r2 Jahre 
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alt; 44% haben schon mit 5—8 Jahren zu arbeiten begonnen. Na- 
mentlich werden vorschulpflichtige Kinder zum Milchaustragen und 
dgl. verwendet. 

Das Austragen geschieht zumeist für Fremde (61,6%, der ar- 
beitenden Kinder), seltener für die Eltern (38,4%). 

Diese Art der Beschäftigung währt in der Regel das ganze Jahr 
(83,8%) und die ganze Woche (77,2%). Doch ist die tägliche Arbeits- 
zeit meist kurz. Bei normalem Unterricht ist die Hälfte der arbeitenden 
Kinder (51,1 resp. 50,2%) höchstens xı Stunde mit Austragen be- 
schäftigt, über %, der Kinder höchstens durch 2 Stunden, und daran 
ändert sich auch während der Hauptferien nicht viel (71% bis zu 
2 Stunden), während bei gekürztem Unterricht 1, der arbeitenden Kin- 
der über 8 Stunden tätig ist. 

»Die Zeitungsausträger sind durch das ganze Jahr täglich vor 
und nach dem Unterricht ı—2 Stunden tätig, die Milchausträger 
arbeiten schon von 6 Uhr morgens an täglich Y,—ı Stunde, das Essen- 
holen und -tragen während der Mittagstunde beansprucht ebenfalls 
täglich 1,—ı Stunde« (Schulleitung Nr. 3, S. 166). 

Das Austragen geschieht relativ selten (10,5% der arbeitenden 
Kinder) des Nachts, doch wird von mehreren Kindern berichtet, 
die schon von 5 Uhr früh an unterwegs sind, um Gebäck, Milch, 
Zeitungen auszutragen. Die Summe der Schul- und Arbeitsstunden 
übersteigt nur bei einer geringen Quote der arbeitenden Kinder mit 
normalem Unterricht — 20%, — die Zahl von 40 per Woche. 

Das Austragen wird überwiegend als für die Gesundheit und 
körperliche Entwicklung der Kinder abträglich bezeichnet, und zwar 
wegen der Schlafverkürzung, der schweren Lasten, des vielen Stiegen- 
steigens, des Einflusses der Witterung. Es verursacht ferner häufiges 
Zuspätkommen der Kinder und gefährdet den Unterrichtserfolg. 
»Bis sich die Kinder ın der Schule von der Arbeit erholt haben, ist 
auch schon der halbe Unterricht vorüber« (S. 234). 

Die Höhe der Entlohnung hängt vor allem von dem Umfang 
der Arbeit, der Zahl der Gänge der Entfernung, ab. Für Milchaustragen 
werden Tagesverdienste von 8, 20, 30, 60—80 h angegeben. Die 
Gebäckausträger erhalten manchmal Prozente (t0—20%) oder 10 h 
für die Stunde, Zeitungsausträger für täglich I—2 Stunden 4—6 K 
monatlich, Kinder, die »lieferngehen« 4—20 h per Stunde. 


XI. Landwirtschaft. 


Die Landwirtschaft nimmt im Erhebungsmaterial die erste 
Stelle ein. Von den 148 368 arbeitenden Kindern, die durch die Er- 
hebung erfaßt wurden, sind 92 639, d. h. 62,4% in der Landwirtschaft 
tätig, und zwar 35 363 (38,206) ausschließlich, 41 728 (45,0%) in Ver- 
bindung mit Haushalt, der Rest in Verbindung mit anderen Tätig- 
keiten. Zu den nur in einem Arbeitszweige beschäftigten Kindern 
stellt die Landwirtschaft 42,895, zu den in mehreren Zweigen arbeiten- 
den 87,29%. 
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a) Betrachten wir zunächst die Ergebnisse der stati- 
stischen Bearbeitung der Individualfragebogen. 
In der Landwirtschaft allein werden weit mehr Knaben als Mäd- 
chen beschäftigt (73,4 gegen 26,6%), in der Landwirtschaft verbunden 
mit Haushalt dagegen mehr Mädchen als Knaben (53,4 gegen 46,60%). 
Die Arbeitsverrichtungen, zu denen die Kinder 

in der Landwirtschaft herangezogen werden, sind enorm mannig- 
faltig und vielgestaltig; ihre bloße, trockene Aufzählung füllt in 
der amtlichen Publikation 4 Druckseiten. Einige wichtigere Gruppen 
und Verrichtungen seien hervorgehoben: die Viehzucht (Vieh- 
hüten, Viehfütterung und -wartung, Zutreiben der weiblichen Tiere 
zum Zuchttier, Milchwirtschaft), de Feldwirtschaft (Bestel- 
lung der Aecker, Ernte, Drusch, Kartoffel-, Rüben-, Futter-, Hopfen- 
bau), dr Gemüsebau, Blumenbau, der Obst- und 
Weinbau, Wiesenbau, die Forstwirtschaft, Jagd 
und Fischerei. Eine Teilung des Materials nach der Art der 
Beschäftigung war indessen in der Landwirtschaft nicht durchführbar, 
weil die verschiedenen Betätigungen ineinander übergehen, weil ferner 
sehr häufig auch in den Fragebogen jede Detaillierung fehlt und die 
Arbeit nur mit ganz allgemeinen Ausdrücken bezeichnet ist, z. B. »in 
der Landwirtschaft«. Für einen Teil des Materiales, der eine nähere 
Bezeichnung der Art der Arbeit enthält — rund 26 000 Individual- 
bogen —, sind die darin enthaltenen Benennungen gezählt worden. 

So kommen z. B. vor: 


Viehhüten 16 230 mal Viehfutter bereiten 948 mal 
Viehfüttern 2389 » Kartoffeln setzen 920 » 
Viehbesorgen 1710 >» Kartoffeln hauen, behäufeln 656 » 
Gänsehüten 1554 ? Mähen 599 >» 
Stallarbeiten, Stallreinigen 1480 » Dreschen 579 % 
Kartoffeln ausgraben und Hopfen pflücken 563 > 
sammeln 1419 » Getreide schneiden 462 » 
Zugtiere lenken und an- Pflügen 432 >» 
treiben 1236 » Bäume fällen 148 > 


Reisig sammeln 1030 >» 


Schon diese Beispiele zeigen, daß die Kinder in der Landwirt- 
schaft häufig auch zu sehr schweren und gefährlichen Arbeiten heran- 
gezogen werden. Die Berichte der Schulbehörden (siehe unten) 
lassen dies noch genauer erkennen. 

Dabei ist das Alter, in welchem mit den Arbeiten begonnen wird, 
ein sehr niedriges. Betrachtet man die ausschließliche Beschäftigung 
in der Landwirtschaft, so fällt der Beginn der Arbeit bei mehr als 
14 der arbeitenden Kinder (35,826) ins 6., 5. oder ein noch früheres 
Lebensjahr, fast alle Kinder (93.3°,) haben mit Io Jahren oder früher 
zu arbeiten begonnen, 17,20, der arbeitenden Kinder waren zur Zeit 
der Erhebung höchstens 8, 78,09% höchstens 12 Jahre alt. 

Landwirtschaftliche Arbeit und Unterricht. 
Bemerkenswert ist es, daß die Landwirtschaft unter allen Arbeits- 
zweigen die geringste Quote der am normalen Unterricht teilnehmen- 
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den Kinder aufweist (76,7%), daB dagegen mehr als !/, nur gekürzten 
Unterricht hat, ja 3% — 1064 in die Erhebung einbezogene schul- 
pflichtige Kinder — besuchen überhaupt die Schule nicht. 

Ort der Arbeit. In der Landwirtschaft überwiegt sehr 
stark die Arbeit bei den Eltern (80,0% der arbeitenden Kinder); 
zumeist ziehen die kleineren Landwirte ihre Kinder schon frühzeitig 
zu den verschiedensten Arbeiten heran. Aber auch bei fremden 
Arbeitgebern ist landwirtschaftliche Arbeit nichts Seltenes. Bei der 
Erhebung wurden nicht weniger als 680g teils als Taglöhner, teils als 
Dienstboten bei Fremden arb>itende Kinder gezählt. 

Die Landwirtschaft ist überwiegend Saisonarbeit. Im 
Winter sind nur 41%, im Frühjahr 84,6 und im Sommer 08,5 aller 
bei der Landwirtschaft beschäftigten Kinder tätig, im Herbst 74,6%. 
Fast die Hälfte der arbeitenden Kinder sind mehr als 30 Wochen 
im Jahre beschäftigt (48,2%), kaum mehr als 1, (35,5%) arbeitet aber 
während voller 52 Wochen des Jahres. Wenn allerdings überhaupt 
Gelegenheit zu landwirtschaftlicher Arbeit vorhanden ist, erstreckt 
sich diese in der Regel auf alle Tage der Woche (82,7%), ja fast bei 
der Hälfte der Kinder — 46,4% — auch auf Sonn- und Feiertage. 

Die tägliche Arbeitszeit ist bei normalem Unterricht 
im Winter nicht stark verschieden von der in der Industrie: sie be- 
trägt bei 45,3% der arbeitenden Kinder mehr als 3 Stunden, im Durch- 
schnitt ungefähr 3,1 Stunden. Im Sommer dagegen erreicht sie bei 
normalem Unterricht eine viel größere Ausdehnung als in irgendeinem 
anderen Arbeitszweige; denn fast %4 der arbeitenden Kinder arbeiten 
hier länger als 3, mehr als die Hälfte (57,4%) länger als 4 und mehr 
als 4, (26,2%) länger als 6 Stunden, so daß sich ein beiläufiger Durch- 
schnitt von 4,6 Stunden ergibt. Bei gekürztem Unterricht sind 
die Arbeitszeitverhältnisse im Sommer noch ungünstiger als bei 
normalem Unterricht (wenn auch nicht so ungünstig als in der Indu- 
strie): 77,5%, der arbeitenden Kinder werden durch mehr als 6, 52,5% 
durch mehr als 8 und 20,5°/, durch mehr als Io Stunden verwendet. 
Auch an Sonn- und Feiertagen ist die Arbeitszeit eine lange, nämlich 
fast{bei der Hälfte der arbeitenden Kinder (48,1%) eine solche von 
mehr als 4 Stunden. Mehr als !/, der arbeitenden Kinder muß auch 
des Nachts arbeiten (22,0%), davon etwa 14 (31,1%) auch im Winter, 
fast alle (99,6%) im Sommer; die’Nachtarbeit erstreckt sich zumeist 
auf über Io bis 30 Wochen des Jahres (61,1%), findet überwiegend 
alle Nächte der Woche statt (85,3%) und dauert gewöhnlich (im 
Winter bei 87,8, im Sommer bei 68,7%) bis zu 2 Stunden. Im allge- 
meinen herrscht Früharbeit vor. Die Summe der wöchentlichen 
Schul- und Arbeitsstunden beträgt bei normalem Unterricht im Winter 
nur bei 20%, im Sommer bei 45,3%, der arbeitenden Kinder über 
50 Stunden, bei 5,3 und 22,5%, über 60 Stunden; bei gekürztem Unter- 
richt steigt die Quote für mehr als 50 wöchentliche Stunden auf 
34,3% im Winter, auf 50,5%, im Sommer, für mehr als 60 wöchentliche 
Stunden im Winter auf 11,6%, im Sommer 21,3%. 

Was de Entlohnungsverhältnisse anlangt, so 
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findet nur bei etwa !/, der arbeitenden Kinder (19,6%) eine Entloh- 
nung überhaupt statt, es sind das zumeist die bei Fremden im Tag- 
lohn oder als Dienstboten arbeitenden Kinder, während jene Kinder, 
die nur bei den Eltern tätig sind, in der Regel keine Entlohnung er- 
halten, sondern höchstens ab und zu kleine Geschenke; bei etwa der 
Hälfte der entlohnten Kinder besteht der Lohn nur in Geld (51,3%), 
bei etwa Y, nur in Naturalien (24,4%) und bei dem restlichen Viertel 
in Geld und Naturalien (24,3%). 


b) Die ausführlichen Berichte der meisten 
Schulleitungen über die landwirtschaftlichen 
Arbeiten ermöglichen es, das vorstehend gegebene Bild durch 
Details zu ergänzen. 

Viele Schulleitungen sagen, daß die eigenen Kinder der Bauern, 
wenn sich diese in besseren Verhältnissen befinden, wesentlich besser 
gehalten und weniger ausgenützt werden als die fremden; während 
dort, wo es den Eltern schlecht geht, auch die eigenen Kinder ebenso 
hart arbeiten müssen, wie die fremden. »Sobald das Kind die Haue 
heben kann, muß es, mit den Erwachsenen Schritt haltend, im Wein- 
garten, auf dem Kartoffelfeld usw. mithauen, jedoch nicht einige 
Stunden, sondern den ganzen Tag, wobei es an der Stärkung mit 
Wein, von dem das Kind nach Belieben trinkt, nicht fehlen darf.« 
»Die Kinderarbeit schulpflichtiger Jugend kann man hier alle Tage, 
zu jeder Jahreszeit genügend beobachten, und es stehen einem die 
Haare zu Berg, wenn man zusehen muß, wie die Kindeskraft aus- 
genützt wird, zum Schaden der körperlichen und geistigen Entwick- 
lung der betreffenden Kinder selbst und zur Verhinderung des Ge- 
deihens einer guten Schule.« »Ich sehe und weiß, daß Kinder andauernd 
die schwersten Arbeiten verrichten und erhielt bei gelegentlicher 
Bemerkung, dies sei ihrer körperlichen und geistigen Ausbildung 
absolut abträglich, zur Antwort: »die Kinder müssen jetzt schon ihr 
Brot verdienen lernen, auch sind wir auf ihre Mithilfe angewiesen; wenn 
sie bloß in die Schule gehen, wollen sie dann von der Arbeit nichts 
wissen« (Schulleitungen Nr. 17, 19, 24, S. 113). »Im Winter müssen 
die Kinder dreschen, melken, Häcksel schneiden, im Frühling vom 
frühen Morgen bis zum späten Abend vor den Pferden oder Ochsen 
gehen, manchmal selbst ackern und pflügen. Im Sommer beginnt 
der Strohschnitt. Sehr oft kommt es vor, daB Eltern mit ihren Kindern 
zur Alpe ziehen und erst im Herbst in ihren Wohnort zurückkehren.« 
(Schulleitung Nr. 9, S. 162.) »Gewissenlose Grundbesitzer ergreifen 
natürlich diese Gelegenheit und sowohl fremde Arbeitgeber wie auch 
die Eltern selbst unterwerfen sich gerne der Zahlung einer geringen 
Geldstrafe, wenn die Kinder ihnen dieselbe durch Arbeit vielfach 
vergüten, und geben so die Ursache zu unregelmäßigem Schulbe- 
suche.« »Vielfach obliegt ihnen die Fütterung des Viehes, beson- 
ders des Kleinviehes. Da ist es nicht selten, daß sie schon um 3, 
4 Uhr morgens auf müssen und erst um 8, 9 Uhr abends, manchmal 
noch später, zur Ruhe kommen.« (Schulleitungen Nr. 25 und 27, S. 114.) 
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Vorschulpflichtige Kinder werden namentlich für 
Viehhüten verwendet. »Viele der auf diese Art beschäftigten Kinder 
sind den ganzen Tag sich selbst überlassen und bleiben infolgedessen 
in der geistigen Entwicklung sehr zurück; manche können, wie be- 
richtet wird, beim Eintritt in die Schule kaum sprechen.« (S. 88.) Aber 
auch bei der Feldwirtschaft müssen Kinder vor Beginn der Schulpflicht 
arbeiten, so Schollen zerschlagen, beim Pflügen das Ochsgespann 
lenken, Göpelfahren, Hopfenpflücken usw., sie müssen bei der Heuernte 
helfen, Waldstreu, Reisig, Klaubholz sammeln und die oft schweren 
Lasten forttragen. »Kinder mit 4—5 Jahren werden auf das Feld oder 
in die Taglohnarbeit mitgenommen und als Hilfskräfte z. B. beim 
Aussetzen der Futterrübenpflanzen (zum Zureichen der Pflanzen), 
ebenso auch beim Kartoffelanbau verwendet; selbst zur Erntezeit, 
wenn unsichere Witterung die Beschleunigung der Arbeiten erfordert, 
helfen die Kinder beim Zusammentragen des Getreides zu Garben, 
Kartoffelausnehmen, Maiskolbenabnehmen, Futterrübenentblättern 
und dgl.« »Manchen vorschulpflichtigen Kindern werden Schweine, 
Gänse, Schafe zum Weiden auf der Gemeindehutweide übergeben. 
Hier bringt das Kind unbeaufsichtigt oft ganze Tage in der Sommer- 
hitze oder im kalten Regen, oft ohne entsprechende Nahrung zu, 
was der körperlichen Entwicklung unbedingt schaden muß. Auch der 
unsittliche Einfluß älterer Hüter schadet den zarten Menschenwesen 
oft erheblich.« (Schulleitungen Nr. 7 und 8, S. 89.) 

Die Dauer der landwirtschaftlichen Arbeit 
ist nach den Berichten mancher Schulleitungen nicht selten eine über- 
mäßig lange, beträgt auch 12, IO—ı4 Stunden, 10—ı7 Stunden täg- 
lich (Schulleitungen, Nr. I, 3, 5, S. 161 f.). Die Arbeiten beginnen des 
Morgens oft überaus frühzeitig, so daß die Kinder schon vor dem 
Unterricht häufig lang gearbeitet haben. Kinder, die sich als Dienst- 
boten verdungen haben, Findelkinder, Dienstbotenkinder arbeiten 
manchmal so lang wie die Erwachsenen, d. h. den ganzen Tag. »Be- 
sonders während der Sommerbefreiung müssen die Kinder vom 
frühen Morgen bis zum späten Abend alle Arbeiten verrichten, so- 
gar während der Mittagspause und der sogenannten Jausenzeit 
noch allerlei Botengänge und Handreichungen machen. Auch müssen 
sie Vieh weiden; letzteres geschieht im Herbste bei jeder Witterung, 
auch wenn es die ganze Woche regnet, 5 bis 8 Stunden im Tag durch 
2 Monate.« »Viele Kinder müssen zu den landwirtschaftlichen Arbeiten 
schon um 4 Uhr früh aufstehen und den ganzen Tag arbeiten.« (Schul- 
leitungen Nr. 3 und 5, S. 102.) 

Speziell über das Viehhüten liegen zahlreiche Aeußerungen 
von Schulleitungen vor, nach denen die Dauer der Arbeitszeit 31⁄2, 
5—7, 10—12 Stunden, »vom frühen Morgen bis in die Nacht hinein« 
dauert; die Kinder einer Schule müssen schon um 4 Uhr aufstehen 
und gehen nach 9 Uhr abends schlafen, die Kinder einer anderen Schule 
beginnen sogar schon um 3 Uhr mit dem Weiden (Schulleitungen. 
Nr. 2, 3, 6, 8, Io, 12, S. 163). Wiederholt wird auch mitgeteilt, daß 
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die Kinder während der ganzen Nacht im Freien bleiben und die 
Pferde hüten müssen. 

Auch die Feldarbeit beginnt bei manchen Kindern schon 
um 4 Uhr früh, sie dauert für ältere Kinder »von Tagesanbruch bis 
spät abends« ; »das Hopfenpflücken geschieht durch 3 Wochen während 
der großen Ferien Tag für Tag von sehr zeitlich früh bis zum späten 
Abend«, »täglich 12—15 Stunden«, »von 6 Uhr früh bis 7 Uhr abends 
ohne Mittagspause«, »von 5 Uhr früh bis oft spät in die Nacht hinein«. 
Beim Heuen »müssen die Kinder von früh morgens bis spät abends 
mithelfene. Sie müssen zum Heuen schon um 2 oder 3 Uhr früh 
aufstehen (Schulleitungen Nr. 3, 7, II, I2, I5, 16, 18, S. 163 f., Nr. 16, 
S. 179). Auf den Großgrundbesitzungen dauert die Arbeit zum Teil 
I2 oder 14 Stunden mit einer einstündigen Mittagspause. »Zum 
Dreschen wird das Kind schon um 6 Uhr aus dem Bette getrieben 
und muß bis knapp vor Schulbeginn den Dreschpilegel schwingen. 
Kaum kommt es nachmittags von der Schule nach Hause, so wird 
es zur Futtermaschine kommandiert, um diese zu treiben.« (Schul- 
leitung Nr. 2, S. 162.) In anderen Schulsprengeln müssen die 
Kinder mit dem Dreschen um 5 oder 4 Uhr früh beginnen, mit 
dem Maschinendrusch um 3 oder 2 Uhr früh. »Es kommt vor, 
daß Kinder um 3 Uhr früh aufstehen, um zu mähen, um 8 Uhr in 
die Schule gehen und nach Schulschluß mit dem Wenden des Heues 
beschäftigt sind und erst zwischen Io und II Uhr nachts zu Bette 
kommen. Schülerinnen tragen oder führen Milch in die Stadt, gehen 
darauf zur Schule und nach Schulschluß wieder an die Arbeit.« (Schul- 
leitung Nr. 45, S. 215.) 

Die Aeußerungen der Schulleitungen gestatten auch, sich über 
einzelne Zweige der landwirtschaftlichen Kinderarbeit, die in der 
tabellarischen Bearbeitung nicht getrennt werden konnten (s. o. S. 47) 
ein Bild zu machen. Als solche Zweige werden nun folgende unter- 
schieden: Taglöhnerarbeit bei Bauern, auf Großgrundbesitzungen, 
Wanderarbeit (Saisonarbeit) im Inland (speziell Hopfenpflücken) 
und im Ausland, Arbeit als Dienstboten ım Inland und im Ausland 
(Schwaben-Kinder), Arbeit der Pflegekinder. 

I. Ueber Taglöhnerarbeit von Schulkindern bei 
Bauern berichten 403 Schulleitungen, über solche Arbeit auf Groß- 
grundbesitzungen 409 Schulleitungen (letztere hauptsächlich in Gali- 
zien, Mähren und Böhmen). 

»Kinder, die sich bei Bauern als landwirtschaftliche Hilfskräfte 
verdungen haben, und Dienstbotenkinder müssen oft die anstrengend- 
sten Arbeiten vom frühen Morgen bis zum späten Abend verrichten« 
(Schulleitung Nr. ıı, S. 162). Die Entlohnung dieser Kinder beträgt 
meist die Hälfte des Lohnes der erwachsenen Arbeiter und bewegt 
sich zwischen 40 und 120 h. Vereinzelt kommen Löhne von 10—30 h 
oder solche bis 3 K per Tag vor; falls die Kinder vom Arbeitgeber die 
Kost erhalten, übersteigt der Geldlohn in der Regel nicht 80 h pro 
Tag. Von Einfluß auf die Höhe des Lohnes sind lokale Faktoren, 
aber auch die Leistungsfähigkeit, das Alter der Kinder, die Arbeits- 
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zeit, die vielfach von der Schulorganisation abhängt, ferner die Jahres- 
zeit, die Art der zu leistenden Arbeit. Die Entlohnung stellt sich per 
Arbeitsstunde vielfach auf 5—Io h. Akkordlohn ist bei einigen Ver- 
richtungen sehr verbreitet. 

Kinder, welche Taglöhnerarbeit auf Großgrundbesitzungen verrich- 
ten, werden, wie die Schulleitungen klagen, vielfach überanstrengt, 
auch müssen sie oft stundenlang gehen, um zum Arbeitsort zu gelangen. 
»Zur Arbeit auf dem herrschaftlichen Gute gehen die Kinder um 
4—1%5 Uhr früh und kommen nach 8 Uhr abends nach Hause. Dabei 
ist die Ernährung ungenügend. ‘'Für den ganzen Tag müssen ein 
Stück trockenes Brot, ein bißchen Milch oder Kaffee, manchmal 
auch Eier genügen. Dadurch wird der Körper schwach und die Kinder 
bleiben in späterer Zeit schwächlich, von der Arbeit ‚abgerackert‘.« 
(Schulleitung Nr. 41, S. 215.) »Diese Arbeiten dauern von 6 Uhr früh 
bis 12 Uhr mittags und von 1 bis 7 Uhr nachmittags; bei der Akkord- 
arbeit sind noch mehr Arbeitsstunden.« (Schulleitung Nr. 29, S. II4.) 

Für die Entlohnungsverhältnisse der Taglöhner auf landwirt- 
schaftlichen Großgrundbesitzungen gilt im allgemeinen das, was oben 
über die Entlohnung der Taglöhner bei Bauern gesagt wurde, doch 
erhalten hier die Kinder selten Kost. Forstwirtschaftliche Arbeiten 
scheinen im allgemeinen schlechter entlohnt zu sein als landwirt- 
schaftliche. Es werden für gstündige Arbeit Taglöhne von 80—100 h, 
für 12stündige Arbeit solche von ı K, von 60—g90 h gemeldet. Auch 
Entlohnung mittelst Waldprodukte kommt vor. 

2. Viele Kinder verrichten als Wanderarbeiter landwirt- 
schaftliche Saisonarbeit, sei es daß sie von ihren Eltern, die selbst 
Wanderarbeiter sind, mitgenommen werden, sei es daß sie sich allein 
nach auswärts zur Arbeit begeben. Ueber solche Saisonwanderungen 
von Kindern innerhalb Oesterreichs — und zwar schon vom 8., ja 
4. Lebensjahr an — berichten 50 Schulleitungen. 

Besonders ausgedehnt sind solche Wanderungen zur H o p fen- 
pflücke, bei welcher die Kinder durch I—6 Wochen während 
der Hauptferien verwendet und überaus stark in Anspruch genommen 
werden. So gehen von einer Schule in Steiermark 80%, der Kinder 
zur Hopfenpflücke in andere Orte; selbst 4 jährige Kinder werden 
dazu mitgenommen; in das Hopfengebiet von Saaz kommen die 
Schulkinder mit oder auch ohne ihre Eltern aus weitentfernten Teilen 
Böhmens. Die tägliche Arbeitszeit beträgt dabei 14—15 Stunden 
gegen eine nach der Menge des abgeführten Hopfens sich richtende 
Entlohnung. »Die Eltern arbeiten meist mit mehreren Kindern 
fleißig von 6 Uhr früh bis 7 Uhr abends ohne Mittagspause. Zur 
Arbeit wird nur Brot mitgenommen, Wasser wird ihnen in Fässern 
in den Hopfengarten nachgeführt, erst abends bereiten sie sich das 
kärgliche warme Essen. Während der Zeit des Hopfenpflückens 
erspart die ganze Familie ca. 50 K, je nach der Anzahl und dem Fleiße 
der Familienmitglieder.« (Schulleitung Nr. 15, S. 283.) Die Hopfen- 
pflücker beziehen meist reinen Geldlohn, berechnet nach der Menge 
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des Produktes. Der Tagesverdienst stellt sich meist auf 60—200 h, 
vereinzelt auf I2—60 h. 

Saisonarbeit der Schulkinder im Ausland 
ist vor allem in Galizien verbreitet. Die Kinder gehen öfters auf 
Grund von langfristigen (bis ọ monatlichen) Kontrakten in Begleitung 
von Erwachsenen oder auch allein zumeist nach Deutschland, aber 
selbst nach Dänemark, Rußland, Rumänien, Schweden, um dort Rü- 
ben zu behacken, zu jäten, Hopfen zu pflücken, Heu zu ernten usw., 
Preußen- und Sachsengänger beziehen im Ausland 80—200 Pfg. täglich 
nebst Kost. »Die mehr als ıojährigen Kinder verrichten vom I1. April 
bis Ende September in Preußen Arbeiten bei der Spargelkultur. 
Die Kinder verdienen im Ausland so viel, daß sie bei der Heimkehr 
ihren Eltern einen Reinverdienst von 80—120 K mitbringen.« 
(Schulleitung Nr. 18, S. 283.) 

3. Kinder, die sich als Dienstboten verdingen (»Klein- 
dirne, Kleinknecht«), treten in den Haushalt des Arbeitgebers ein. 
In den Alpenländern (besonders in Steiermark und Kärnten) arbeiten 
solche Kinder vielfach mit ihren Eltern bei deren Dienstgebern 
(»Dienstbotenkinder«); 1053 Schulen, fast 1⁄4 aller in die Erhebung 
einbezogenen, berichten über derartige Arbeiten. 

Zumeist sind es ältere Kinder (über 12 Jahre), die sich als Dienst- 
boten verdingen, doch treten manchmal schon jüngere Kinder von 
8, 7, ja 6 Jahren in den Dienst. Sehr gefördert wird die Verdingung 
als Dienstboten durch Schulbesuchserleichterungen; verdingen sich 
doch sogar Kinder aus Gemeinden mit normalem in solche mit 
gekürztem Unterricht, weil sie dort länger arbeiten und höheren 
Lohn beziehen können. Die Verdingung geschieht am häufigsten 
ganz- oder halbjährig, doch kommen auch andere Termine vor. 

Als landwirtschaftliche Dienstboten erhalten die jüngeren Kinder, 
die gewöhnlich nur zu leichterer Arbeit (Viehhüten) verwendet wer- 
den, oft nur Kost und Quartier (Galizien, Steiermark und Krain). 
In Kärnten und anderen Alpenländern ist Entlohnung mit Kost, 
Quartier und Kleidern sehr verbreitet. Sie findet sich namentlich 
bei schon etwas älteren Kindern, namentlich aber bei »Dienst- 
botenkindern«, die mit ihren Eltern gemeinsam im Dienste stehen. 
Aeltere Kinder, namentlich solche, die sich bei gekürztem Unterricht 
auch für längere Zeit verdingen können, erhalten zumeist außer 
Kost und Wohnung auch noch einen Geldlohn, manchmal auch 
Kleidung. Die Höhe des Geldlohnes hängt hier vielfach von den 
obengenannten Momenten ab, beträgt häufig 60—80%, manchmal 
aber auch weniger als 50% des Lohnes der Erwachsenen. Für mindest 
halbjährige Verdingung scheint sich der Gesamtlohn (für 6—12 Monate) 
zumeist zwischen 20 und 60 K zu bewegen, doch kommen auch Löhne 
bis zu I100 K und solche von weniger als Io K vor. Oft »übermittelt 
der Dienstgeber den Eltern des Kindes den Lohn, die hiemit dem Kinde 
Kleider und Schuhe beschaffen, manchmal jedoch von diesem Ver- 
dienste Nutzen ziehen, ja sogar ihn manchmal vertrinken« (Schul- 
leitung Nr. 26, S. 284.) 
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4. Ueber die Verdingung von Kindern ails lazad- 
wirtschaftliche Dienstboten ins Ausland = 
richten 102 Schulleitungen, darunter 88 aus Tirol und Virzrizerz. 
Diese Verdingung geschieht fast durchwegs nach Deutschland. te- 


sonders nach Bavern, Württemberg und Baden, auch nach Prexsen, 
hie und da nach Italien, Ungarn. 

Die Hauptgruppe bilden die sogenannten »>Schwabenxin- 
der«, die im Alter von 11—15 Jahren aus Tirol und Vorarlberg 
von April bis Oktober nach Süddeutschland, namentlich zum Vieh- 
büten, in Dienst gehen. In einigen Orten Württemberzs finden ım 
Frühjahr geradezu Kindermärkte statt, auf welche die Tiroler Kinder 
gebracht werden, um dort an unbekannte schwäbische Bauern ver- 
dungen zu werden. Trotz der besonderen »Hütkindervereine«. die 
sich zum Schutze der Schwabenkinder gebildet haben und die auch 
die Arbeitsvermittlung besorgen, wird über Ueberanstrengung der 
Kinder, über deren Schädigung in körperlicher und sittlicher Hin- 
sicht geklagt, über ungenügende Ernährung, schlechte Kleidung, 
Verabreichung von Schnaps usw. 

Die Schwabenkinder beziehen für 6 Monate 30—Ioo M., ver- 
einzelt für 714 Monate, 180 und selbst 200 M., außerdem Kost, Quar- 
tier und meist auch Kleidung. 

5. Eine den Dienstboten sehr ähnliche Stellung haben die — meist 
unehelichen oder verwaisten — Zieh- und Pflegekinder, 
die von ıhren Zieheltern meist ganz so wie Dienstboten zur Arbeit 
herangezogen werden. »Sie treten in den Haushalt der die Arbeit- 
geber darstellenden Pflegeeltern ein und werden von diesen vielfach 
in ähnlicher Weise wie Dienstboten zur Arbeit herangezogen. Die 
Pflegeeltern erhalten meist ein sehr geringes, oft gar kein Pflegegeld 
und scheinen die Kinder nach den Berichten vielfach sobald nur 
irgend möglich zur Arbeit zu verwenden, um so ein Entgelt für die 
gewährte Verpflegung zu erzielen. Anfangs reichen die Kräfte der 
Kinder natürlich nur für leichtere Arbeiten hin, mit zunehmendem 
Alter werden die Kinder jedoch immer vielfacher und stärker heran- 
gezogen; größere Kinder (vom 13. Lebensjahr an) müssen oft schon 
wie Erwachsene arbeiten« (S. 105). »Kostkinder erhalten von ihren 
Zieheltern, obgleich sie von diesen vielfach gleich Dienstboten zur 
Arbeit herangezogen werden, in der Regel keine Entlohnung« (S. 257). 
»Die Armenväter kümmern sich meistens nicht um solche verlassene 
Kinder.« »Am schlechtesten kommen die Kinder der Dienstboten 
und Waisenkinder weg, die bei Bauern arbeiten und von diesen oft 
ausgenützt werden. Die Entlohnung ıst erbärmlich; außer einer 
spärlichen Kost bekommt ein solches Kind oft nur ein paar alte, 


abgelegte Kleidungsstücke als Lolhm.« (Schulleitungen Nr. 28, 29, 
>. 284.) 


Ueber den Einfluß der landwirtschaftlichen 
Arbeit auf die körperliche Gesundhe'‘ und 
"utwieklung der Kinder haben sich die meisten = ` en 
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geäußert. Die Hälfte davon (50,4%) haben keinen, 30,2%, einen 
schädlichen Einfluß beobachtet, 19,4% sprechen den landwirtschaft- 
lichen Arbeiten einen günstigen Einfluß zu. Von den 355 ärztlichen 
Aeußerungen behaupten 18,3%, gesundheitliche Schädigungen, 23,4 
einen günstigen, 58,3%, keinen Einfluß. 

Doch gehen die günstigen oder indifferenten Urteile fast durch- 
weg von der Voraussetzung aus, daß die Kinder »nur mäßig, eventuell 
vorübergehend, zu leichteren, ihren geringen Kräften angepaßten 
Arbeiten herangezogen werden« (S. 199). Vielfach wird außerdem 
noch die Bedingung einer genügenden Ernährung gestellt. Wo diese 
Bedingungen erfüllt werden, kann leichte, kurz dauernde Arbeit in 
guter Luft der Gesundheit sogar förderlich sein, wirkt dem vielen 
Sitzen der Schulkinder, den unhygienischen Wohnungen entgegen, 
schützt vor Müßiggang. »Leichte häusliche Verrichtungen und auch 
Feldarbeit wird gesunden Kindern keinen wesentlichen Schaden 
bringen, wenn Nahrung und Schlaf genügend sind.« »Die Feldar- 
beiten schaden den Kindern an ihrer Gesundheit nicht, im Gegenteil, 
wenn sie täglich nicht lange dauern, gereichen sie ihnen eher zum 
Nutzen.« »Landwirtschaftliche Arbeiten, welche nur während eines 
Teiles des Jahres, und zwar im Freien verrichtet werden und außer- 
dem für die Kinder nicht zu anstrengend sind, haben weder auf die 
geistige noch auf die körperliche Entwicklung der Kinder einen 
schädlichen Einfluß.« (Arzt Nr. 28, Schulleitungen Nr. 31, 43, 
S. 214 f.) 

Doch äußert sich ein Teil der Schulleitungen auch ohne solch 
ausdrückliche Einschränkungen günstig über den Einfluß der landwirt- 
schaftlichen Arbeit auf die körperliche Entwicklung der Kinder. 
Eine Schulleitung z. B. hat beobachtet, daß die arbeitenden Kinder 
nicht überanstrengt werden und fast durchaus kräftige Kost haben. 
Körperlich sind die meisten Kinder gut entwickelt, und die geistige 
Frische leidet nur bei jenen, bei denen nachgewiesen ist, daß sie von 
frühester Kindheit an Alkohol bekommen haben. Nur bei einigen 
scheint die Arbeit nachteilig zu wirken. 

Dem steht aber eine große Anzahl von negativ lautenden Gut- 
achten gegenüber. Danach läßt die zu frühzeitige Heranziehung 
der Kinder zur landwirtschaftlichen Arbeit, deren Schwere, lange 
Dauer, die Arbeit des Nachts, die Verkürzung des Schlafes die Kinder 
im Wachstum zurückbleiben, schwächt die Gesundheit, disponiert 
sie für Krankheiten, insbesondere zur Blutarmut und Tuberkulose; 
Rückgratverkrümmungen, enger Brustkorb, runder Rücken, Leisten- 
und Schenkelbrüche, Herzfehler treten als Folge zu schwerer Ar- 
beiten auf. Manche landwirtschaftliche Arbeiten finden auch nicht 
in freier Luft (im Stall, in der Scheune usw.) statt, manche sind mit 
spezifischen Schädigungen (Staub) oder mit besonderen Unfalls- 
gefahren verbunden. Verschärft werden diese Schädlichkeiten durch 
sonstige ungünstige Lebensbedingungen der Kinder (Unterernährung, 
ungesunde Wohnungen, Schwächlichkeit, Alkoholgenuß, vorzeitiges 
Rauchen). Besonders stark leidet die körperliche Entwicklung derjeni- 
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gen Kinder, die sich als landwirtschaftliche Dienstboten verdingen 
oder Taglöhnerarbeit verrichten; teils durch die Ueberanstrengung 
(siehe oben), teils durch mangelhafte Nachtruhe, Verleitung zu 
Alkohol. Ein Bezirksarzt konstatierte, »daß Schulkinder vor dem 
14. Lebensjahr auf dem herrschaftlichen Rübenfelde Handwalzen und 
auch Handmaschinen zum Rübenhacken zogen. Diese Arbeit ist 
ganz ungeeignet, unangemessen der Kraft und dem Alter der Kinder 
und hat zur Folge, daß derart beschäftigte Kinder in der Entwick- 
lung zurückbleiben und verkümmern« (Arzt Nr. 57, S. 216). 

»Namentlich den bei Landwirten in Pflege gegebenen Kostkin- 
dern scheint es vielfach sehr schlecht zu gehen; ebenso den Kindern 
der landwirtschaftlichen Dienstboten, die beim Dienstgeber der 
Eltern bzw. der Mutter aufwachsen, die in ihrer Arbeit oft einen Er- 
satz für die Unterhaltskosten zu finden sucht.« (S. 200.) So werden 
ferner die »Schwabenkinder« in gesundheitlicher Beziehung sehr ge- 
schädigt, weil sie meist ihre Kräfte übersteigende Arbeiten zu leisten 
haben. Speziell beim Hüten kommt zu den erwähnten Schädlich- 
keiten der Umstand, daß die kleinen, oft nicht einmal noch schulpflich- 
tigen Kinder, meist schlecht genährt, durch die Witterungsunbilden 
bei ungenügender Bekleidung sich oft schwere, selbst lebensgefährliche 
Krankheiten zuziehen. 

Als besonders nachteilig werden die Stallarbeiten be- 
zeichnet (zu große Anstrengung, schlechte Luft, gesundheitsschäd- 
liche Ausdünstungen, schädlicher Staub, Schlafverkürzung, große 
Unreinlichkeit der Kinder, Infektionskrankheiten, wie Krätze und 
Grind, Verletzungen durch die Tiere oder beim Schneiden des Futters 
mit der Häckselmaschine). Die Feldarbeiten wirken durch 
ihre übermäßig lange Dauer nachteilig, viele davon durch die andauernd 
gebückte Haltung. Besonders arg wird von einigen Schulleitungen 
die Ausnützung der Waisenkinder geschildert. »Diese unglück- 
lichen Wesen bilden die Objekte rücksichtsloser Ausnützung. Häufig 
auftretende akute Erkrankungen — Rheumatismus und Lungen- 
erkrankungen — sowie hauptsächlich dürftige körperliche Entwick- 
lung drücken diesen unglücklichen Geschöpfen ihren unverwisch- 
baren Stempel auf« (Arzt Nr. 37, S. 214). 

Auf den Schulbesuch und das Verhalten 
der Kinder in der Schule hat die landwirtschaftliche 
Arbeit überwiegend einen nachteiligen Einfluß; ein solcher wird bei 
73,5%, der arbeitenden Kinder angegeben. Die Kinder bleiben zur 
Zeit dringender Arbeiten oft ganze Wochen von der Schule fern, 
worunter naturgemäß der Unterrichtserfolg leidet. »Namentlich ım 
Frühjahr und Herbst versäumt nahezu die Hälfte der Schulkinder 
die Schule, daher schwacher Unterrichtserfolg.« »Der Einfluß der 
Arbeit ist als ein sehr nachteiliger zu bezeichnen, und besonders von 
März bis November kann von einem regelmäßigen Schulbesuch nicht 
gesprochen werden. Die Schläfrigkeit der Kinder in der Schule ist 
eine Folge der Arbeit und des hiebei genossenen Alkohols.« (Schul- 
leitungen Nr. 22, 23, S. 236.) Viele Kinder können auch infolge von 
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Ermüdung dem Unterricht nicht folgen, und es bleibt ihnen für ihre 
Hausaufgaben nicht die genügende Zeit. 

Besonders nachteilig wirkt in dieser Hinsicht das Viehhüten; 
viele dazu verwendete Kinder kommen von April bis November 
nicht in die Schule, trotz der Bemühungen der Lehrer und der Be- 
strafung der Eltern. »Es gehören denn auch die Hirten zu den faulsten 
und schlechtesten Schülern.« (Schulleitung Nr. 28, S. 236.) Aehnliches 
wie vom Viehhüten gilt auch von den Feldarbeiten im Frühjahr und im 
Herbst; zur Zeit des Anbaues, der Ernte, des Dreschens kommen 
in manchen Schulen sehr wenige Kinder überhaupt zum Unterricht, 
größere Knaben, welche Tiere lenken, bleiben oft wochenlang aus, 
ebenso die Kinder, welche Hopfen pflücken. Im allgemeinen sind die 
Schulversäumnisse häufiger, wenn die Arbeit bei fremden Arbeit- 
gebern als wenn sie bei den Eltern verrichtet wird. Besonders schlecht 
ist der Schulbesuch der jungen Dienstboten und Taglöhner sowie bei 
den Pflegekindern. Am schlechtesten steht es natürlich mit den 
Schwabenkindern, die monatelang im Auslande bleiben. i 

Auch auf die sittliche Entwicklung der Kinder 
hat diese Arbeit nach mehrfachen Aeußerungen von vielen Schul- 
leitungen einen sehr schlechten Einfluß. Namentlich wird sehr über 
die verrohende Wirkung in sexueller Beziehung geklagt. So heißt 
es, daß die Schwabenkinder »oft sittlich verkommen zurückkehren«, 
daß »besonders für Mädchen die Auswanderung eine Quelle der Un- 
sittlichkeit« ist, daß »die meisten Saisonarbeiter in sittlicher Bezie- 
hung verkommen. Nicht selten findet man unter ihnen gefallene 
ı4jährige Mädchen«. (Schulleitungen Nr. 41—43, S. 245.) 

Auch die Taglöhnerarbeit auf Großgrundbesitzungen »wirkt 
insbesondere in sittlicher Beziehung sehr verderblich, die Kinder 
pflegen dort zu übernachten, schlafen in verschiedenen Lokalen 
und kommen nur Mittwoch und Samstag abends nach Hause« (Schul- 
leitung Nr. 31, S. 114). 


XII. Haushalt. 


Die Arbeit der Kinder im Haushalt ist eng mit dem sonstigen 
ganzen Leben der Kinder verbunden und von diesem nur schwer 
scharf abzugrenzen. Dürfte es doch in den minder bemittelten Volks- 
klassen nicht allzu viele Familien geben, in denen die Kinder im schul- 
pflichtigen Alter nicht irgendwelche Handgriffe im Haushalt zu 
leisten haben. Bei 84 373 der in die Erhebung einbezogenen Schul- 
kinder besitzt diese Betätigung in der Hauswirtschaft aber einen 
so großen Umfang, daß die Lehrer sie als eine Arbeit bezeichnen 
mußten. Diese Zahl, die auch jene Kinder umfaßte, welche sich bei 
Fremden für häusliche Arbeiten als »Aushilfe«, Dienstbote und dgl. 
verdingen, stellt nur 20,10%, sämtlicher Schulkinder in den Erhebungs- 
gebieten dar. Diese verhältnismäßig niedrige Quote scheint eine Ge- 
währ dafür zu sein, daß die Schulorgane in dem, was sie als yArbeit« 
aufgefaßt und bezeichnet haben, nicht zu weit gegangen sind. Gleich- 
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wohl umfaßt die Arbeit im Haushalt mehr als die Hälfte der arbei- 
tenden Kinder (56,9%). 

Die häuslichen Arbeiten werden in der überwiegenden Mehrheit 
der Fälle — 67,7% — neben anderen Arbeiten geleistet, und zwar 
vor allem in Kombination mit landwirtschaftlichen Arbeiten. 41728 
Kinder (49,5%) arbeiten im Haushalt und in der Landwirtschaft, 
wozu 6 020 Kinder (7,1%) in der Kombination Haushalt, Landwirt- 
schaft und Industrie kommen ; nur im Haushalt arbeiten 27 263 Kinder. 

Die Verrichtungen, welche die Kinder im Haushalt zu leisten 
haben, sind außerordentlich mannigfach und verschiedenartig; sie 
sind bald leichter, bald schwerer, mit größerer oder geringerer Ver- 
antwortlichkeit verbunden, beschränken sich oft auf einige bestimmte 
Verrichtungen, während viele Kinder überall mit Hand anlegen, 
ja alle häuslichen Arbeiten verrichten müssen. Gibt es doch auch 
nicht wenige — meist ältere — Schulkinder, die sich, namentlich 
zur Zeit des gekürzten Unterrichts, als Dienstboten verdingen (oder 
als solche verdungen werden) und die dann ganz wie die erwachsenen 
Dienstboten arbeiten. Andere Kinder führen sogar den Haushalt 
ganz selbständig, etwa weil die Mutter gestorben oder in Arbeit ist. 

Die einzelnen speziellen häuslichen Arbeiten, zu denen die Kinder 
verwendet werden, lassen sich nicht vollzählig angeben, auch gehen 
sie, ähnlich wie in der Landwirtschaft, so sehr ineinander über, werden 
so häufig abwechselnd von den nämlichen Kindern verrichtet, sind 
zumeist in den Zählpapieren so wenig detailliert, daß eine Trennung 
der arbeitenden Kinder nach der Art der zu leistenden hauswirtschaft- 
lichen Arbeiten undurchführbar ist. Wir müssen uns deshalb damit 
begnügen, die Hauptgruppen und innerhalb dieser einige spezielle 
Arbeiten anzuführen: Kinderwartung (Ueberwachung, Pflege 
jüngerer Geschwister, sämtliche Arbeiten des Kindermädchens), 
Reinigung von Wohnung und Haus (Aufräumen, 
Aufwaschen, Fensterputzen, Tünchen der Wände usw.), Küchen- 
arbeiten (Feuer machen, Herd putzen, Kochen, Getreide mahlen, 
Reinigen der Küche, des Geschirres usw.), sonstige Arbeiten 
für den Haushalt (Herrichtung und Zutragen von Heiz- 
material, von Trinkwasser, Reinigung der Wäsche, Kleider, Schuhe, 
Handarbeiten, Besorgung von Einkäufen, Tragen von Speisen und 
Getränken auf den Arbeitsplatz). 

Die hauswirtschaftliche Arbeit der Kinder tritt in zwei deutlich 
unterscheidbaren Formen auf; Arbeit im eigenen Haushalt (der Eltern) 
und Verdingung zu häuslichen Verrichtungen bei Fremden, sei es 
vorübergehend für einzelne Stunden und Tage, sei es ständig als 
Dienstbote. 

Der Haushalt ist der einzige Arbeitszweig, in welchem mehr 
arbeitende Mädchen als Knaben gezählt worden sind, und zwar »ins- 
gesamt« 49 817 oder 59%% Mädchen gegen 34 556 oder 41%, Knaben, 
»ausschließlich« 18 609 oder 68,3%, Mädchen gegen 8 654 oder 31,7% 
Knaben. 

Die Altersgliederung der arbeitenden Kinder ist unter allen 
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Arbeitszweigen die ungünstigste, da hier die untersten Altersstufen 
noch stärker besetzt sind als in der Industrie: über 14 der arbeitenden 
Kinder ist 6—8 Jahre alt (25,6%), mehr als die Hälfte noch nicht 
II Jahre (54,6%). Hinsichtlich des Beginnes der Arbeit zeigt der 
Haushalt fast die nämlichen Verhältnisse wie die Landwirtschaft, 
über 14 der Kinder hat mit dem 6. oder einem früheren Jahre, über 
?/. im 8. oder in einem früheren, so gut wie alle (99,4%) im I2. oder 
einem früheren Lebensjahr begonnen. 

Stärker als in irgendeinem anderen Arbeitszweige ist im Haus- 
halt die Arbeit bei Eltern verbreitet (ausschließlich bei diesen 89,1%, 
nur bei Fremden 8,4%), und zwar ist das noch mehr bei Knaben als 
bei Mädchen der Fall, welch letztere sich häufiger bei Fremden als 
»Bedienung« oder häuslicher Dienstbote verdingen. 

384 Schulleitungen haben von Schulkindern berichtet, die in 
der Haushaltung des Arbeitgebers eintreten und hier den Tag über 
teils für häusliche, teils für landwirtschaftliche Arbeiten (eventuell 
auch zur Heimarbeit) verwendet werden; nur in Städten und Märkten 
kommt auch Verwendung solcher Kinder ausschließlich zu häuslicher 
Arbeit vor (vornehmlich Mädchen zur Wartung von kleinen Kin- 
dern, eventuell auch zu Küchen- und Reinigungsarbeiten). Auch 
die Zieh- oder Pflegekinder sind hier zu erwähnen, weil sie nach ihrer 
Behandlung und — namentlich in den Städten — auch nach ihrer 
Verwendung den häuslichen Dienstboten sehr nahe stehen. 

Die Arbeit im Haushalt ist außerordentlich konstant. 92,6% 
der arbeitenden Kinder sind während aller Jahreszeiten beschäftigt, 
88,0%, während aller 52 Wochen des Jahres, 91,2%, während aller 
Tage der Woche. In allen diesen Beziehungen übertrifft der Haushalt 
alle übrigen Arbeitszweige; nur die Kombinationen mehrerer Arbeits- 
zweige kommen ihm nahe, ohne ihn jedoch ganz zu erreichen. 

Dagegen ist hier die tägliche Arbeitszeit im allgemeinen kürzer 
als in den beiden anderen großen Arbeitszweigen, der Landwirtschaft 
und Industrie. Bei normalem Unterricht arbeiten im Winter 52,3%, 
im Sommer 41,1%, höchstens 2 Stunden im Tage, der Durchschnitt 
stellt sich da ungefähr auf 2,5 Stunden im Winter, 3,0 Stunden im 
Sommer. Bei gekürztem Unterricht dauert die Arbeit viel länger, 
durchschnittlich 6,7 und 7,2 Stunden; mehr als 6 Stunden täglich 
arbeiten 60,8 und 66,1%, der Kinder. 

Schon diese Ziffern zeigen, daß hinsichtlich der täglichen Arbeits- 
zeit außerordentlich starke Verschiedenheiten bestehen. Auch die 
Aeußerungen der Schulleitungen weichen hier weit voneinander ab; 
denn während nach vielen dieser Berichte die häusliche Arbeit der 
Kinder nur 1—2 Stunden beträgt, dauert sie nach anderen 4—5, ja 
8—10 Stunden. Viele Aeußerungen betonen, »daß Kinder häufig 
den ganzen Tag hindurch, von früh morgens bis spät abends oder 
doch während der ganzen schulfreien Zeit ihre Geschwister hüten 
oder sonstige Arbeiten, in der Regel zu Hause, manchmal aber auch 
in fremden Familien verrichten.« (S. 161.) 

Die Zahl der des Nachts arbeitenden Kinder ist relativ gering 
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(7,4%). Doch berichten zahlreiche Schulleitungen, daB die Kinder 
vielfach noch zeitlich in der Früh oder spät abends die jüngeren Ge- 
schwister warten, Küchenarbeiten verrichten, Milch holen, Einkäufe 
besorgen; junge Bedienerinnen müssen oft schon vor 6 Uhr früh mit 
der Arbeit beginnen. 

Weitaus die meisten Hausarbeiten verrichtenden Kinder erhalten 
überhaupt keinen Lohn, was durchaus begreiflich ist, da es sich hier 
zumeist nicht um Erwerbsarbeit, sondern um Arbeit innerhalb des 
Kreises der Konsumtion in der eigenen Familie handelt. Nur 10,5% 
der arbeitenden Kinder werden entlohnt; es sind dies durchaus bei 
fremden Arbeitgebern verdungene Kinder, deren Quote (10,90%) 
auch ziffernmäßig mit der der entlohnten Kinder ziemlich genau 
übereinstimmt. Die Entlohnung ist übrigens zumeist außerordent- 
lich niedrig, so: für täglich 3—4 Stunden Bedienung monatlich 6—10 
K, für Bedienen von zeitig des Morgens bis g Uhr, von 12—2 und 
von 3 Uhr bis abends monatlich 2—4 K. Für das Warten von kleinen 
Kindern werden Stundenlöhne von 3—20, Taglöhne von einigen Hellern 
bis höchstens 60 h, Wochenlöhne von 20—40 h, I— 2,40 K angegeben. 

Kinder, die in den Städten und Märkten als Dienstboten aufge- 
nommen werden, erhalten stets volle Verpflegung, häufig Kleider 
oder doch einzelne Kleidungsstücke und einen Geldlohn. Dieser be- 
trägt bei ganzjähriger Verdingung für das ganze Jahr manchmal 
auch nur 10—20, 20—40 K, zumeist aber 50—80 K. Bei halbjähriger 
Verdingung (meist April bis Oktober) werden Monatslöhne von 4-6 K, 
aber auch von 3 und 2 K gezahlt oder Pauschallöhne von 20, 40—60, 
manchmal auch 80 K. 

Auch die Summe der Schul- und Arbeitsstunden ist ım allge- 
meinen bei der häuslichen Arbeit viel niedriger als bei den beiden 
anderen großen Zweigen, der Industrie und Landwirtschaft. Aller- 
dings beträgt diese Summe immer noch im Winter fast bei der Hälfte 
(41,5%), im Sommer bei mehr als der Hälfte (31,5%) mehr als 40 
Stunden wöchentlich. Bei gekürztem Unterricht steigt diese Quote 
im Winter auf 65%. 

Die häusliche Arbeit hat nach den Aeußerungen der Schulleitungen 
und Aerzte relativ den wenigst ungünstigen Einfluß auf die Gesund- 
heit und körperliche Entwicklung der Kinder; nach etwa der Hälfte 
(54,8%) der Aeußerungen ist kein nachteiliger oder sogar ein günstiger 
Einfluß dieser Arbeiten vorhanden; allerdings (wie in der Landwirt- 
schaft) nur unter der Voraussetzung, daß die Kinder nur mäßig und 
nur zu leichten, nicht bedenklichen Verrichtungen verwendet werden. 
Werden dagegen die Kinder überanstrengt oder müssen sie schwere 
Arbeiten leisten, stellen sich mannigfache Nachteile und Schädi- 
gungen ein. So wird übereinstimmend das Kindertragen wie auch 
sonst das Tragen schwerer Lasten (Holz, Kohle usw.) als ungemein 
schädlich bezeichnet, weil es sehr ermüdend ist, organische Erkran- 
kungen zur Folge hat, das Wachstum und die sonstige Entwicklung 
der Kinder sehr hemmt, Rückgratverkrümmungen, Verbildungen des 
Brustkorbs usw. verursacht. Auch Küchenarbeit wird oft wegen des 
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Dunstes und der Hitze als schädlich bezeichnet. Besonders aber seien 
Kinder überanstrengt, welche das ganze Hauswesen zu besorgen 
haben oder als häusliche Dienstboten verdungen werden. 

Auch hinsichtlich des Schulbesuches ist ein nachteiliger Ein- 
fluß hier bei weniger Kindern konstatiert worden (36,8%) als in den 
anderen Arbeitszweigen. In der Regel können diese Arbeiten vor und 
nach dem Unterricht besorgt werden; eine Schädigung des Schul- 
besuches findet jedoch dann statt, wenn die Kinder den ganzen Haus- 
halt zu besorgen haben oder wenn sie bei fremden Arbeitgebern als 
Kindermädchen oder dgl. verwendet werden. Kinder, welche dem 
Vater das Essen auf das Feld oder in die Fabrik tragen, müssen zu- 
meist zu Mittag vor SchulschlußB weggehen und kommen am Nach- 
mittag zum Unterricht zu spät. 


XIII. Die Kombinationenvonzweioder mehreren 
Arbeitszweigen. 


Eine sehr große Anzahl von Kindern ist, wie schon erwähnt, 
nicht bloß in einem, sondern in zwei oder mehreren Arbeitszweigen 
beschäftigt. Es wurden im ganzen 65 649 derartige Kinder gezählt, 
d. h. 44,2%, der Gesamtzahl, darunter absolut und relativ mehr 
Mädchen (33 971 oder 48,3% aller arbeitenden Mädchen) als Knaben 
(31 678 oder 40,6%, aller arbeitenden Knaben). Mit Recht führt die 
amtliche Publikation die so große Anzahl kombiniert tätiger Kinder 
als einen Beweis dafür an, wie richtig es war, die Erhebung einheit- 
lich für alle Arten der Kinderarbeit durchzuführen, im Gegensatz 
z. B. zur deutschen Erhebung, welche sich auf die industrielle Kinder- 
arbeit beschränkt hat. 

Auf die Kombinationen mit 2 Arbeitszweigen entfallen 57 122, 
auf die mit 3 Arbeitszweigen 8247, auf Kombinationen mit mehr 
Arbeitszweigen 280 arbeitende Kinder; im ganzen wurden 88 ver- 
schiedene Kombinationen festgestellt, von denen die folgenden am 
stärksten besetzt sind. (Siehe Tabelle S. 502.) 


Unter den 7 Arbeitszweigen ist kein einziger, in welchem die 
Mehrheit der in die Erhebung einbezogenen arbeitenden Kinder 
ausschließlich beschäftigt wäre; am niedrigsten ist die Quote der 
ausschließlich beschäftigten Kinder im Haushalt (32,3%), am höchsten 
in der Industrie (45,9%). Von den 7 Arbeitszweigen tritt weitaus 
am häufigsten der Haushalt zu einem anderen Arbeitszweige hinzu, 
an zweiter Stelle steht die Landwirtschaft. 

Vergleicht man die Verhältnisse bei der kombinierten Kinder- 
arbeit mit den Verhältnissen bei den Arbeitszweigen, aus welchen 
die Kombination besteht, so ergeben sich zwei Beobachtungen: 
In manchen Beziehungen stehen die Verhältnisse bei der Kombination 
in der Mitte zwischen den Verhältnissen der beiden kombinierten 
Arbeitszweige; in anderen Beziehungen wirkt dagegen das Zusammen- 
treffen mehrfacher Arbeit bei demselben Kind als ein selbständiger, 
die Verhältnisse beeinflussender Faktor. 
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Anzahl der arbeitenden 


Arbeitszweige und Kombinationen Kinder 
absolut u 
Industrie: insgesamt . 2... 2 22000. 33 826 100,0 
ausschließlich . . ». 2 2 2 2 2.0. 15 521 45,9 
mit Landwirtschaft . . . . p 6 398 18,9 
mit Haushalt und andelschaätt 3 O 020 17,8 
mit Haushalt 2; s- & 2: ww 8-48 4 037 13,7 
Gast-und Schankgewerbe: insgesamt . 2 438 100,0 
ausschließlich . . . 2. 2 2 220. 880 36,1 
mit Haushalt . . . . ; 440 18,0 
mit Haushalt und Landairischait ’ 368 15,1 
mit Landwirtschaft . . . 2 2.2. 249 10,2 
Handelund Verkehr: insgesamt . 3 185 100,0 
ausschließlich 1379 43,3 
mit Haushalt . . . . 3 721 22,6 
mit Haushalt und Lancha ; 283 8,9 
mit Landwirtschaft . . 2.2... 27 8,6 
Austräger: insgesamt 2 ee 5214 100,0 
ausschließlich . . . 2» 2 2 2 202. I 908 36,6 
mit Haushalt . . . . ; I 192 22,9 
mit Haushalt und andwırkcchätt ; 669 12,8 
mit Landwirtschaft . . . 2.2.2. 413 7,9 
mit Industrie . . 2 2 2 2 2 2 02. 295 5,7 
Landwirtschaft: insgesamt ......n. 92 639 100,0 
ausschließlich . . n 2. 2 2.2.2.0. 35 303 38,2 
mit: Haushalt o e s una u % % 41 728 45,0 
mit Industrie . . . ne 6 398 6,9 
mit Haushalt und Indústries 3 6 020 6,5 
Haushalt: insgesamt .... 2 22000. 84 373 100,0 
ausschließlich . . . 2. 2 2 2 22. 27 263 32,3 
mit Landwirtschaft . . . . i 41 728 49,5 
mit Landwirtschaft und Industne : 6 020 7,1 
mit Industrie . . a.. 2 2 2 2 2. 4 037 5,5 


Hinsichtlich ds Geschlechtsverhältnisses wirkt die 
Kombinierung bald in der einen, bald in der anderen Art. Wir wissen, 
daß der Haushalt weit mehr Mädchen als Knaben beschäftigt, daß 
dagegen in den 6 anderen Arbeitszweigen die Knaben überwiegen. 
In den Kombinationen zwischen Haushalt und einem anderen Arbeits- 
zweige ist die Mädchenquote zumeist niedriger als im Haushalt allein, 
aber höher als in einem andern Arbeitszweig; in den Kombinationen 
zweier anderer Arbeitszweige (ohne Haushalt) wird dagegen die 
Knabenquote zumeist höher als bei jeder der beiden Arbeitszweige 
für sich alleın. 

Hinsichtlich der Altersgliederung ergibt sich nur eine 
Beobachtung der zweiten Art: In den Verbindungen mehrerer Arbeits- 
zweige sind die Jüngeren Jahrgänge schwächer, die älteren Jahrgänge 
stärker vertreten, als bei den nur in einem Arbeitszweige Tätigen. 
Zur Illustrierung dienen folgende Zahlen: Es stehen 
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von je 100 arbeitenden Kindern im Alter von 


6—8 6—10 

Jahren Jahren 
nur in I Arbeitszweige 21,0 47,9 
in mehreren Arbeitszweigen 15,3 41,7] 


Ein ähnliches Resultat ergibt sich, wenn man die einzelnen 
Kombinationen mit den sie zusammensetzenden Arbeitszweigen hin- 
sichtlich der Altersgliederung vergleicht. Die besprochene Tatsache 
dürfte daher rühren, daß die älteren Kinder leichter nach mehreren 
verschiedenen Richtungen hin beschäftigt werden können, da dies 
eine umfassendere Ausbildung, größere körperliche, vielleicht auch 
geistige Kräfte erfordert. 

Scheinbar im Widerspruch zu dieser Erscheinung steht es, daß 
sich bei der Kombination mehrerer Arbeitszweige eine besonders hohe 
Quote von Kindern findet, die schon sehr frühzeitig zu arbeiten be- 
gonnen haben: 44,7%, vor dem 7., 79,8 vor dem 9. Lebensjahr. In- 
dessen haben diese Kinder sicherlich nicht gleich in mehreren, sondern 
zumeist vermutlich nur in einem einzigen Arbeitszweig zu arbeiten 
begonnen. Die amtliche Publikation sagt, daß es sich dabei wahr- 
scheinlich vielfach um Kinder in besonders ungünstigen wirtschaft- 
lichen Lagen handelt, die »nachdem sie in einem einzelnen Arbeits- 
zweige schon sehr frühzeitig zu arbeiten begonnen haben, in späteren 
Kindesjahren, wenn sie die für mehrfache Verwendung nötige Lei- 
stungsfähigkeit erreicht haben, in mehrfacher Weise beschäftigt 
werden«. (S. 87.) 

Hinsichtlich ds Arbeitsortes ist für die Kombination 
mehrerer Arbeitszweige charakteristisch, daß die Beschäftigung so- 
wohl bei den Eltern als auch bei Fremden — welche Gruppe bei keinem 
der einzelnen Arbeitszweige auch nur 4% überschreitet — hier auf 
mehr als das Dreifache (13,3%) anwächst und bei einzelnen Kombi- 
nationen noch viel höher, sogar bis zu 63,8, 67,1 und 75,19%, der arbei- 
tenden Kinder steigt. Es kommt hierin der Umstand zum Ausdruck, 
daß durch die Kombinierung von zwei Arbeitszweigen auch die Wahr- 
scheinlichkeit der Kombinierung von zwei Arbeitsorten erhöht wird; 
besonders wenn von den in Kombination tretenden Arbeiten, die 
eine überwiegend bei den Eltern — Haushalt! —, die andere bei Frem- 
den ausgeübt wird. 

Aus ähnlichen Gründen ist die Zahl der kombiniert Tätigen be- 
sonders groß, die während aller Jahreszeiten tätig sind (91,89%), 
die während aller 52 Wochen des Jahres zur Arbeit herangezogen 
(83,6%) und die während aller Tage der Woche beschäftigt werden 
(89,1%). In allen diesen Beziehungen werden die Kombinationen 
mehrerer Arbeitszweige nur vom Haushalt um ein geringes übertroffen. 

Die tägliche Arbeitszeit der kombiniert tätigen Kinder ist bei 
normalem Unterricht im Sommer höher als beim Durchschnitt der nur 
in einem einzigen Arbeitszweig tätigen Kinder (4,3 gegen 4,0 Stunden), 
wird durch die Landwirtschaft an Dauer übertrofien (4,6). Die Heran- 
ziehung zu mehreren Arbeitszweigen hat manchmal somit nicht, 
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wie man vielleicht erwarten könnte, eine erhebliche Verlängerung 
der täglichen Arbeitszeit zur Folge, und zwar wie die amtliche Publi- 
kation sagt, zum Teile deshalb nicht, »weil zahlreiche Kinder, auch 
wenn sie bloß einem Arbeitszweige angehören, bis zur Grenze 
ihrer Leistungsfähigkeit beschäftigt sind; ihnen gegenüber können 
daher auch die in mehreren Arbeitszweigen beschäftigten Kinder 
kein Mehr an Arbeitszeit aufweisen« (S. 140.) 

Vielfach aber tritt eine Arbeitszeiterhöhung doch wohl ein. 
Das zeigt sich allerdings nicht so sehr im Winter, weil bei den sehr 
häufigen Kombinationen mit Landwirtschaft, die letztere im Winter 
für die Arbeitszeit fast nicht in Betracht kommt, wohl aber im Sommer. 
Bei normalem Unterricht sind die Quoten der langen Arbeitszeit (über 
4 und über 6 Stunden) schon bei der Summe der Kombination sehr 
hoch (48,3 und 20,0%), höher als bei allen Arbeitszweigen für sich 
allein mit einziger Ausnahme der Landwirtschaft, die noch längere 
Arbeitszeiten aufweist; aber auch diese wird von einzelnen wich- 
tigeren Kombinationen fast erreicht, wie Haushalt, Landwirtschaft 
und Industrie (56,4% über 4,230, über 6 Stunden). Im übrigen 
stellen sich die Kombinationen in der Regel in einem mittleren Punkt 
zwischen den Zahlen für die der Bestandteile der Kombination ein; 
insbesondere wird die Arbeitszeit der häuslichen Arbeit durch Hinzu- 
tritt der Landwirtschaft sehr wesentlich verlängert, die der Land- 
wirtschaft durch Hinzutritt der häuslichen etwas verkürzt. 

Aehnlich wie mit der Arbeitszeit überhaupt steht es speziell mit 
der Nachtarbeit. Ein sehr großer Teil der kombiniert arbeitenden 
Kinder muß auch des Nachts tätig sein (31,7%), aber zumeist nur 
durch einen Teil des Jahres (68,69%, durch weniger als 31 Wochen), 
aber überwiegend an allen Wochentagen (81,6%). In einzelnen Kom- 
binationen steigt dagegen die Quote der des Nachts arbeitenden 
Kinder außerordentlich stark an, z. B. bei der schon früher erwähnten 
Kombination Haushalt, Landwirtschaft und Industrie bis zu 53,1%. 

Bei fast 14 der kombiniert arbeitenden Kinder (23,9) ist ein nicht 
befriedigender Gesundheitszustand festgestellt worden, eine Quote, 
die höher ist als beim Haushalt, viel höher als bei der Landwirtschaft, 
aber niedriger als bei der Industrie. Auch bei den meisten einzelnen 
Kombinationen der Arbeitszweige ergibt sich hier eine Mittelzahl 
zwischen den Zahlen der einzelnen Arbeitszweige; nur die Verbindung 
von Haushalt und Industrie zeigt eine höhere Quote (33,5%) als 
Haushalt oder Industrie für sich allein. 

Auf den Schulbesuch und das Verhalten in der Schule haben die 
"kombinierten Arbeiten bei mehr Kindern einen schädlichen Einfluß 
als irgendein einzelner Arbeitszweig für sich, nämlich bei 54%. Be- 
sonders nachteilig sind in dieser Hinsicht die Kombinationen von 
Landwirtschaft mit Industrie (57,3%) und beider mit Haushalt (59,6%). 


D. Summe der Arbeitszweige. Die Kinderarbeit im allgemeinen. 


Nachdem wir im vorstehenden die einzelnen Arbeitszweige und 
Beschäftigungsarten und deren Kombination im einzelnen betrachtet 
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haben, erübrigt es nur mehr noch, das Gesagte zusammenzufassen 
und einen Blick auf die Kinderarbeit im allgemeinen zu werfen. 
Wir haben gesehen, daß mehr als 1⁄4 aller beobachteten Schul- 
kinder zu wirtschaftlichen Arbeiten herangezogen wird, und zwar 
9,4% zu industriellen Arbeiten einschließlich Gast- und Schankwirt- 
schaft, Handel und Verkehr (speziell 4,1% in der Textilindustrie), 
zu landwirtschaftlichen 22,1%, zu hauswirtschaftlichen 20,2%, zu 
Arbeiten in mehreren Arbeitszweigen 15,7%, speziell zu ı Arbeiten in 
Haushalt und Landwirtschaft rund 10%. A 


1 


a) Geschlecht der arbeitenden Kinder. Im 
ganzen wurden mehr arbeitende Knaben als Mädchen gefunden (34,4% 
gegen 33,6%). Hinsichtlich der einzelnen Arbeitszweige aber be- 
stehen starke Unterschiede. In der Industrie arbeiten verhältnismäßig 
etwas mehr Knaben als Mädchen (8,2%, aller Knaben, 8,1%, aller 
Mädchen), in der Landwirtschaft verhältnismäßig viel mehr Knaben 
(25,2% gegen 18,9%); dagegen im Haushalt verhältnismäßig um die 
Hälfte mehr Mädchen als Knaben: von allen in die Erhebung ein- 
bezogenen Mädchen werden 24,4%, von allen Knaben 16,1%, zu 
häuslichen Arbeiten herangezogen. Auch in den Kombinationen 
der Arbeitszweige gibt es verhältnismäßig etwas mehr arbeitende 
Mädchen als Knaben (16,6 gegen 14,8%), wohl deshalb, weil der Haus- 
halt in den Kombinationen die größte Rolle spielt. 

Zu den in den einzelnen Arbeitszweigen insgesamt tätigen Kindern 
stellen daher die beiden Geschlechter sehr verschiedene Quoten. Es 
sind von je Ioo 


insgesamt arbei- ausschließlich arbei- 
tenden Kindern tenden Kindern 

Knaben Mädchen Knaben Mädchen 
Industrie . . 2 2 2 2 2 2 u. 51,3 48,7 55,2 44,8 
Gast- und Schankgewerbe . . . 75,6 24,4 70,8 23,2 
Handel und Verkehr . . .... 59,1 40,9 65,0 35,0 
Austragen . . 2. 2 2 2 2 2 ne. 63,8 30,2 70,9 29,1 
Landwirtschaft . . . . 2.. 58,3 41,7 73,4 26,6 
Haushalt . . a. 2 2 2 2 2 2 0. 41,0 59,0 31,7 68,3 


Die Verschiedenheiten treten bei den »ausschließlich« arbei- 
tenden Kindern deutlicher hervor, weil die »Insgesamt«-Zahlen auch 
die kombiniert tätigen Kinder umfassen; die Mehrzahl der Kombi- 
nationen — etwa 90%, der Fälle — besteht aber aus Haushalt (in 
dem die Mädchen dominieren) mit einem anderen Arbeitszweig (in 
dem die Knaben überwiegen). Auf diese Kombinationen wirken daher 
einander entgegengesetzte Faktoren ein, welche einander zum Teil 
die Wage halten und daher das Bild etwas verwischen (s. o.). 

Sehr große Unterschiede in der Verwendung der beiden Ge- 
schlechter zeigen sich, wenn man innerhalb der Arbeitszweige auf 
die einzelnen Beschäftigungsarten eingeht. Da findet man mehrere 
stark besetzte industrielle Beschäftigungsarten, in denen ausschließ- 
lich oder doch fast ausschließlich (mehr als 90%) Knaben verwendet 
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werden, so insbesondere Schuhmacherei, Schmiede, Tischler, Glas- 
erzeugung, Kegelaufsetzen, Verkehr usw. — Beschäftigungen, die 
für Mädchen nicht geeignet sind, die auch meist größere Körper- 
kräfte beanspruchen. Mehr als ®/, Knaben wurden dann noch ange- 
troffen bei einigen Arten der Flechterei, bei der Herrenschneiderei, Zie- 
gelerzeugung, dem Weben. Dagegen überwiegt die Mädchenarbeit in 
20 stärker vertretenen industriellen Beschäftigungsarten; so fast 
ausnahmslos (mehr als 90%) in der Näherei, Erzeugung von Häkel- 
waren und von Damen- und Kinderkleidern, zu mehr als ?/,, nament- 
lich beim Haarnetzen, bei der Spitzenerzeugung, beim Vernähen 
von Strick- und Wirkwaren usw. 


b) Alter der arbeitenden Kinder. Ueber !/, der 
arbeitenden Kinder ist höchstens 8, fast die Hälfte höchstens Io Jahre, 
mehr als */, höchstens ız Jahre alt. Die Quote der kleineren Kinder 
unter 9 Jahren ist namentlich im Haushalt und in der Industrie groß 
— etwa 1⁄4 — die der Kinder über 13 Jahre im Handel und Verkehr 
am größten (fast 13). 

Innerhalb der Industrie stellen die Kinder unter g Jahren mehr 
als ?2/, der arbeitenden Kinder zur Schilfflechterei, zum Flechten von 
Strohbändern, zur Erzeugung von Zwirnknöpfen und von Kunst- 
blumen, von Holzspanschachteln, von Strohgeflechten, von Haar- 
netzen, also zu den typischen Formen der Heimarbeit, während diese 
Altersklasse in der Herren- und Damenschneiderei, der Schuhmacherei, 
in der Glasindustrie, bei den Schmieden, bei Bauhilfsarbeiten schwach 
vertreten ist, also zumeist bei jenen Beschäftigungsarten, die 
überwiegend dem Handwerk oder der Fabrikation angehören. Auch 
die Kombinationen mehrerer Arbeitszweige zeigen durchaus eine 
relativ günstigere Altersgliederung — die Kinder müssen eben schon 
älter sein, damit man ihre Arbeitskraft nach verschiedenen Rich- 
tungen ausnützen kann. 

Uebrigens ist es bemerkenswert, daß in allen 7 Arbeitszweigen 
sowie ausnahmslos in allen speziell ausgewiesenen Beschäftigungs- 
arten auch Kinder von 6—8 Jahren verwendet werden. Ja, selbst 
unter den mehr als 300 tabellarisch dargestellten Kombinationen 
von 2 und mehr Beschäftigungen sind nur 4, in denen keine 6—8jäh- 
rigen, keine einzige, in der nicht wenigstens g—ıojährige Kinder 
tätig sind. 

Noch weit ungünstigere Ziffern ergeben sich, wenn man unter- 
sucht, in welchem Alter die arbeitenden Kinder zu arbeiten begonnen 
haben. 112I Kinder oder 0,7%, der in die Erhebung einbezogenen 
arbeitenden Kinder müssen schon seit dem 4. Jahre oder noch früher 
arbeiten; 57 939 (39,0%) sind mit 6 Jahren oder noch früher in die 


Arbeit getreten, über 110 000 (74,3%) mit 8 Jahren und noch früher. 


Auch hier finden wir bei den Beschäftigungsarten der Heimarbeit 
die ungünstigsten Verhältnisse. Vor dem 6. resp. 8. Lebensjahre 
beginnen mehr als 80 resp. fast 100%, der arbeitenden Kinder in der 
Rohrflechterei, mehr als 70 resp. mehr als 90%, beim Federnschleißen 
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und bei der Erzeugung von Holzspanschachteln, mehr als 6o resp. 
90% bei der Erzeugung von Roßhaarsiebböden und von Zwirn- 
knöpfen. 

Bei den meisten dieser Arbeiten hat eine ansehnliche Anzahl 
arbeitender Kinder schon mit dem 4. oder einem noch früheren Lebens- 
alter zu arbeiten begonnen; gleiches gilt vom Spulen, von der Haar- 
netz- und Zwirnknopferzeugung. 

Vor Beginn der Schulpflicht werden die Kinder hauptsächlich 
im Haushalt verwendet, so zur Beaufsichtigung und Wartung noch 
kleinerer Kinder, zum Herumtragen von Säuglingen, zum Auskehren, 
Einheizen und dgl.; ferner®n der Landwirtschaft, namentlich zum 
Viehhüten, aber auch in der Industrie, insbesondere bei den schon 
oben erwähnten leichteren Verrichtungen der Heimarbeit, ferner als 
Milchausträger, zum Sammeln von Lumpen usw. 


c) Arbeitsort. */, aller arbeitenden Kinder sind ausschließ- 
lich bei den Eltern beschäftigt, mehr als !/,, nur bei Fremden; Y, ab- 
wechselnd bei Eltern und bei Fremden, etwa 1% ist selbständig tätig 
(Beerensammeln und dgl.); Mädchen arbeiten häufiger zu Hause, 
Knaben häufiger bei Fremden, was mit der Art der Arbeit (einer- 
seits Haushalt, andererseits Industrie usw.) zusammenhängt. Viel 
Schlüsse sind aus diesen Zahlen nicht zu ziehen, weil die Einteilung 
nicht nach der Person des Arbeitgebers, sondern nach dem Arbeitsort 
erfolgt. 


d) Jahreszeit und Abschnitte des Schul- 
jahres. Die große Mehrzahl der arbeitenden Kinder — 78%, — 
wird während aller 4 Jahreszeiten beschäftigt. Fast alle Kinder 
— 98% — arbeiten im Sommer; am schwächsten (80%, der arbei- 
tenden Kinder) ist der Winter besetzt, und zwar deshalb, weil er in 
der Landwirtschaft nur für 41% und im Gast- und Schankgewerbe 
nur für 53%, der arbeitenden Kinder Beschäftigung bietet. In gleicher 
Richtung wirkt aber auch der Umstand ein, daß sowohl die Haupt- 
ferien als auch der gekürzte Unterricht in die Sommermonate fallen. 

Sehr stark verbreitet ist die Sonn- und Feiertags- 
arbeit der Kinder. Sie wurde bei 63 664 Kindern oder 42,9 aller 
arbeitenden Kinder konstatiert. Im Gast- und Schankgewerbe er- 
reicht diese Quote aus leicht erkennbaren Gründen sogar 67,3%, 
speziell beim Kegelaufsetzen 78,5%. Fast die Hälfte der arbeitenden 
Kinder entbehrt der Sonn- und Feiertagsruhe in der Landwirtschaft 
und im Haushalt, mehr als die Hälfte bei den Kombinationen von 
zwei oder mehreren Beschäftigungen; seltener tritt Sonntagsarbeit in 
der Industrie auf. 


e) Dauer der Arbeit in Wochen und Tagen. 
Nahezu % der arbeitenden Kinder arbeiten während aller 52 
Wochen des Jahres, fast %,, während der ganzen Woche. Daraus 
folgt, daß die überwiegende Mehrzahl der arbeitenden Kinder — die 
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Rechnung ergibt ein Minimum von 58,4%, doch sind es wahrschein- 
lich noch weit mehr — während des ganzen Jahres an jedem Wochen- 
tage, zum Teil außerdem am Sonntage arbeiten muß. Nur bei '/, der 
arbeitenden Kinder — 19,6%, — findet die Arbeit durch weniger als 
30 Wochen im Jahre statt, nur bei 13,1%, an weniger als 6, nur bei 
5,2%, an höchstens 3 Tagen. Damit ist dargetan, daß die Kinder- 
arbeit nicht etwa bloß vorübergehend oder aushilfsweise in Anspruch 
genommen wird, daß sie vielmehr einen ständigen, 
regelmäßigen Faktor in den betreffenden Betrie- 
ben bildet. Dieser Schluß ist um so evidenter, als die Mehrzahl 
jener Kinder, die nicht durch das ganze Jahr und nicht durch die 
ganze Woche beschäftigt sind, auf das Saisongewerbe der Landwirt- 
schaft und des Gast- und Schankgewerbes entfallen, woselbst nur 
35,5 und 46,6%, der arbeitenden Kinder volle 52 Wochen arbeiten. 
Am wenigsten gestattet die häusliche Arbeit eine zeitweilige Unter- 
brechung, weshalb sich hier die höchsten Quoten der kontinuierlichen 
Beschäftigung finden, denen die kombinierten Beschäftigungen teils 
deshalb sehr nahe kommen, weil bei ihnen die Kombinationen mit 
Haushalt dominieren, teils deshalb, weil die kombinierten Arbeiten 
einander sehr häufig zeitlich ergänzen. Gibt es doch eine ganze Reihe 
von Kombinationen, in denen mehr als 90%, der arbeitenden Kin- 
der keine einzige Woche des Jahres und keinen Wochentag ohne 
Arbeit sind! 


f) Die tägliche Arbeitszeit. Von den Kindern mit 
normalem Unterricht, die ja das Gros (82%) der Schulkinder bil- 
den, arbeiten 3/ im Winter mehr als 2, im Sommer mehr als 3 Stun- 
den, 6,5% im Winter, 17,8%, im Sommer über 6 Stunden täglich. 

Am kürzesten arbeiten die Kinder als Austräger, sowie in »son- 
stigen Beschäftigungen«. Dagegen ist die Quote der Kinder mit langer 
täglicher Arbeitszeit im Winter am höchsten in der Industrie, im 
Sommer in der Landwirtschaft. 

Bedeutend länger noch arbeiten die Kinder mit gekürztem Unter- 
richt, teils weil die Schule hier die Kinder wenig oder gar nicht in 
Anspruch nimmt, teils weil es sich um ältere Kinder handelt und 
die Arbeitszeit vielfach mit dem Alter zunimmt. So dauert hier die 
Arbeit fast durchweg (im Winter bei 96,6%, im Sommer bei 98,5% 
der arbeitenden Kinder) länger als 2 Stunden, bei mehr als */, (82,4 
und 91,7%) länger als 4 Stunden; im Winter arbeitet mehr als 1⁄4, im 
Sommer mehr als die Hälfte dieser Kinder über 8 Stunden täglich. Be- 
sonders stark ist die mehr als 8 stündige Arbeitszeit in der Industrie 
vertreten, die mehr als Iostündige im Gast- und Schankgewerbe. 

Während der Hauptferien liegen die Verhältnisse ganz 
ähnlich: mehr als 6 stündige tägliche Arbeitszeit haben über 77 000 
Kinder (53,32%), mehr als 8 stündige über 47 000 Kinder (32,8%), mehr 
als Io stündige fast 20 000 Kinder (13,4%). Die meisten Kinder mit 
so langer Arbeitsdauer finden sich hier naturgemäß in der Landwirt- 
schaft sowie in den Kombinationen mehrerer Arbeitszweige. Aber 
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auch in vielen industriellen Beschäftigungsarten — und zwar auch 
in solchen, auf welche der 8 stündige Maximalarbeitstag für Jugend- 
liche vorgeschrieben ist — sind zahlreiche Kinder länger als 8 Stun- 
den tätig. 

Die angeführten Ziffern stellen den Durchschnitt aus sehr ver- 
schiedenen Verhältnissen in den einzelnen Arbeitszweigen, Industrie- 
klassen und Beschäftigungsarten dar, Verhältnisse, die oben aus- 
führlich besprochen worden sind. 


g) Nachtarbeit. Es werden 35 142 Kinder, d. h. fast 4 
der arbeitenden Kinder, auch des Nachts beschäftigt, und zwar im 
Sommer mehr Kinder (31 440) als im Winter (18 815), fast die Hälfte 
(15 113) sowohl im Sommer als auch im Winter. 

Die Nachtarbeit wird meist nicht während des ganzen Jahres 
verrichtet. Wohl aber wird sie zumeist — in %/, der Fälle — durch die 
ganze Woche fortgesetzt, also wenigstens durch 6 Tage nacheinander. 
Sie dauert in der überwiegenden Anzahl der Fälle — */, im Winter, 
2/, im Sommer — höchstens 2 Stunden täglich; doch wurden mehr 
als 1000 Kinder aufgefunden, die in der Nacht mehr als 4 Stunden 
arbeiten müssen. 

Die Jahreszeit beeinflußt die Nachtarbeit auch insoferne, als 
im Winter mehr des Abends nach 8 Uhr, im Sommer mehr des Morgens, 
vor 6 Uhr gearbeitet wird. Von 18 815 Kindern, für welche Nacht- 
arbeit im Winter konstatiert wurde, sind 8723 oder 46,4%, in der 
Frühe, 14 184 oder 75,4%, des Abends beschäftigt, über 4000 daher 
sowohl früh als abends. Im Sommer wurden dagegen 3I 440 des 
Nachts arbeitende Kinder gezählt, von denen 26 615 (84,7%) des 
Morgens, 19828 (63,1%) des Abends, daher rund 15 000 früh und 
abends arbeiten. In der Landwirtschaft und bei den Austrägern 
überwiegt die Früharbeit, in der Industrie, im Handel und Verkehr 
und beim Gast- und Schankgewerbe die Abendarbeit, im Haushalt 
und bei den Kombinationen im Winter die Abend-, im Sommer die 
Früharbeit. 


h Summe der Schul- und Arbeitsstunden. 
Die Schule dauert zumeist 20—32 Stunden wöchentlich; bei gekürztem 
Unterricht werden im Winter nur 5 Stunden pro Woche, im Sommer 
fast allgemein überhaupt keine Schulstunden gegeben. Bei nor- 
malem Unterricht, der die große Mehrzahl der arbeitenden 
Kinder umfaßt, erfordern Schule und Arbeit im Winter bei der Hälfte, 
im Sommer bei ?/, der arbeitenden Kinder mehr als 40, im Winter 
bei 21%, im Sommer bei 38,5%, mehr als 50, im Winter bei 7%, im 
Sommer bei 18%, sogar mehr als 60 Stunden wöchentlich — wobei 
weder die Wege zu und von der Schule, noch auch die Hausaufgaben 
für die Schule, noch endlich die Sonntagsarbeiten berücksichtigt 
sind. Esergeben sich im Erhebungsmateriale also für rund 8000 Kin- 
der im Winter, für über 20 000 Kinder im Sommer mehr als Io Schul- 
und Arbeitsstunden pro Tag. Das Gros zu diesen Kindern stellen 
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die Kombinationen mehrerer Arbeitszweige und (namentlich im 
Sommer) die Landwirtschaft. 

Bei gekürztem Unterricht sind — trotz des fast völligen Zurück- 
tretens der Schulstunden — die arbeitenden Kinder noch schwerer 
belastet. Eine Gesamtsumme von mehr als 40 wöchentlichen Stunden 
haben hier 55%, der arbeitenden Kinder im Winter, 73%, im Sommer 
zu leisten, über 50 wöchentliche Stunden 40%, im Winter, 52%, im 
Sommer, über 60 wöchentliche Stunden 20 resp. 25%. 


i) Gesundheitsverhältnisse und körperliche 
Entwicklung der arbeitenden Kinder. In den 
Individualfragebogen waren zumeist nur Angaben über den Gesund- 
heitszustand der arbeitenden Kinder enthalten, während die weitere 
Frage, ob die Gesundheitsstörung auf die Arbeit zurückzuführen 
sei, vielfach nicht entsprechend beantwortet war, oft auch mit Sicher- 
heit gar nicht beantwortet werden konnte, da häufig nicht festzu- 
stellen ist, in welchem Maß die Arbeit, in welchem mangelhafte 
Ernährung, schlechte Wohnungsverhältnisse usw. einwirken. Deshalb 
sind lediglich die Angaben über die Gesundheitsverhältnisse, nicht 
auch die über deren Ursachen tabellarisch verarbeitet worden. Dabei 
ergab sich, daß bei 30 3gI arbeitenden Kindern, d. h. bei mehr als 
1/ derjenigen, für welche diesbezügliche Angaben vorlagen, der 
Gesundheitszustand als nicht befriedigend bezeichnet war. Diese Zif- 
fer ist erstaunlich niedrig verglichen mit den sehr viel ungünstigeren 
Ergebnissen auswärtiger Erhebungen, z. B. der englischen. Die Er- 
klärung dafür dürfte darin zu suchen sein, daß es bei uns nicht Aerzte 
gewesen sind, welche die Angaben gemacht haben, sondern Laien; 
diesen fallen aber in der Regel nur ganz offenkundige Gesundheits- 
störungen auf, während ihnen verborgene Defekte, die indessen oft 
ebenso bedenklich sind, gewöhnlich entgehen. Auch mögen manche 
körperliche Schädigungen — Kurzsichtigkeit, Rückgratverkrüm- 
mungen, schlechte Zähne und dgl. — den Schulorganen nicht bedeut- 
sam genug vorgekommen sein, um ihretwegen den Gesundheitszu- 
stand für unbefriedigend zu erklären. 

Daher mag es auch kommen, daß die Differenzen zwischen den 
verschiedenen Arbeitszweigen keine allzu großen sind. Immerhin 
ist es charakteristisch, daß die Landwirtschaft am günstigsten dasteht 
(17,3%, der arbeitenden Kinder mit nicht befriedigendem Gesundheits- 
zustand), die Industrie am ungünstigsten (29,6%). Die höchsten 
Quoten als ungesund bezeichneter arbeitender Kinder finden sich 
beim Ajournähen (56,1%), bei der Rohglaserzeugung (49,6%) und 
bei einer Reihe von sonstigen Heimarbeitsarten. Im Gesamtdurch- 
schnitt und bei den meisten Arbeitszweigen ist der Prozentsatz der 
Ungesunden bei den Mädchen etwas größer als bei den widerstands- 
fähigeren Knaben; anders nur in der Landwirtschaft und bei den 
Kombinationen. 

Größeres Interesse als diese ziffermäßigen Ergebnisse bieten die 

Aeußerungen der Schulleitungen ; von ihnen sind oben bei den einzelnen 
Beschäftigungsarten einige charakteristische Beispiele mitgeteilt. 
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k) Schulbesuch, Verhalten in der Schule, Un- 
terrichtserfolg. Bei rund der Hälfte der arbeitenden Kinder, 
über welche bezügliche Aeußerungen vorliegen, haben die Lehrer 
beobachtet, daß die Arbeit den Schulbesuch oder das Verhalten der 
Kinder in der Schule ungünstig beeinflußt. Und % aller Schullei- 
tungen, die sich über diesen Punkt äußern, konstatieren eine nach- 
teilige Wirkung der Kinderarbeit auf den Schulbesuch — und dies 
obgleich schon durch die Schulbesuchserleichterungen in weitgehen- 
dem Maße auf die Kinderarbeit Rücksicht genommen ist. Der Schul- 
besuch leidet durch Schulversäumnisse und Verspätungen, und er ist 
namentlich bei den älteren Kindern, die schon mehr arbeiten müssen, 
schlechter als bei den jüngeren. Es wird sogar behauptet, daß Eltern 
und Dienstgeber die Kinder geradezu vom Besuch der Schule abzuhal- 
ten trachten. 

Der Unterrichtserfolg muß schon durch den mangelhaften Schul- 
besuch der arbeitenden Kinder verringert werden. Selbst wenn diese 
aber regelmäßig in der Schule anwesend sind, hat der Unterricht bei 
ihnen einen geringeren Effekt. Es ist daher durchaus begreiflich, daß 
eine noch größere Quote der sich äußernden Schulleitungen — 76,8%, — 
über Schädigung des Unterrichtserfolges durch die Kinderarbeit 
klagt, während nur 23%, einen solchen Einfluß nicht wahrgenommen 
haben — letzteres allerdings, wie vielfach angegeben wird, deshalb, 
weil die vorwiegend in Betracht kommenden landwirtschaftlichen Ar- 
beiten zumeist in die Hauptferien fallen und weil die älteren Kin- 
der Schulbesuchserleichterungen genießen. 

Besonders die Nachtarbeit verrichtenden Kinder sind in der Schule 
schläfrig, manche schlafen immer wieder ein. Charakteristisch ist 
ein Bericht, der besagt, daß sich die Repetenten hauptsächlich aus 
arbeitenden Kindern rekrutieren. 

Der geringe Erfolg des Unterrichts bei arbeitenden Kindern 
wird auch damit begründet, daß diese keine Zeit zum Lernen, zu 
ihren Hausaufgaben haben. 

Auch hinsichtlich des Schulbesuches und des Unterrichtserfolges 
hängt sehr viel von der Art der Arbeit und den Modalitäten derselben 
ab. Mäßige häusliche Arbeiten werden zumeist nicht als nachteilig 
in der in Rede stehenden Richtung bezeichnet, wohl aber schädigen 
die Verdingung als Dienstboten und landwirtschaftliche Arbeiter 
ungemein den Schulbesuch und dadurch sowie durch die Ueber- 
müdung den Unterrichtserfolg. Viele Zweige der Heimarbeit hindern 
nicht so sehr den Schulbesuch als den Unterrichtserfolg durch Er- 
müdung; doch führen manche Arten der Heimarbeit — z. B. Haar- 
netzen, Spulen — auch zu zahlreichen und langen Schulversäumnissen. 
Noch schädlicher in dieser Hinsicht wirkt Arbeit in Gewerbe- und 
Fabrikbetrieben. 

Als nachteilige Wirkung wird vor allem die Uebermüdung be- 
zeichnet, körperliche Ermattung, geistige Abspannung, geminderte 
Aufnahmefähigkeit, Teilnahmslosigkeit. »Die Kinder benützen den 
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Aufenthalt in der Schule geradezu zur Erholung und Stärkung für die 
neuerdings bevorstehende Arbeit.« (S. 230). 


l) Geistige Entwicklung. Schädigung der körper- 
lichen Entwicklung, Störung des Schulbesuches, Ausbleiben des 
Unterrichtserfolges beeinflussen auch die geistige Entwicklung des 
Kindes nachteilig; es ist daher begreiflich, daß die Schulleitungen, 
die in den erstgenannten Beziehungen der Kinderarbeit eine schädliche 
Wirkung zuschreiben, dies zumeist auch hinsichtlich der geistigen 
Entwicklung tun. Als unschädlich wird die Arbeit nur dann bezeichnet, 
wenn sie in mäßigem Umfang, den Kräften des Kindes angepaßt 
und verständig geleitet ist. Als besonders schädigende Momente 
werden insbesondere angeführt: frühzeitige Heranziehung zur Arbeit, 
Nachtarbeit, der mit der Arbeit häufig verbundene Alkoholgenuß, 
Eintönigkeit der Arbeit. Dem stehen nur hie und da geringfügige 
Vorteile gegenüber: Anregung der Kinder, Erweiterung ihres Gesichts- 
kreises und dgl. 


m) Sittliche Entwicklung. Wie die geistige leidet 
vielfach auch die sittliche Entwicklung der Kinder unter der Arbeit. 
Rohes Benehmen, Unbotmäßigkeit, Trunksucht, Putzsucht, ge- 
schlechtliche Demoralisierung werden namentlich als die Folgen 
der Kinderarbeit bezeichnet, hervorgerufen durch die enge Be- 
rührung mit moralisch tief stehenden Personen bei der Arbeit, durch 
die Verleitung zum Trinken und Rauchen und zu sexuellen Ausschrei- 
tungen; auch wirke der frühzeitige eigene Verdienst oft nachteilig 
auf die Kinder ein. Doch werden gelegentlich auch gewisse günstige 
Folgen hervorgehoben, wie Bewahrung vor Müßiggang und vor den 
Gefahren der Straße, Gewöhnung an Sparsamkeit, Ordnung, Stärkung 
des Pflichtgefühls. Aber die wenigen Schulleitungen, die sich in diesem 
Sinne äußern, tun dies nur unter der Voraussetzung einer mäßigen, 
leichten Arbeit, eine Voraussetzung, die nur zu oft nicht erfüllt ist. 


* * 
* 


Ohne ein einziges \Vort des Mitgefühls haben wir die amtlich 
aufgenommenen Bilder von der Kinderarbeit in Oesterreich an uns 
vorüberziehen lassen — traurige, zum Teil grausige Bilder. Wir sahen 
die vielen tausend kleinen, blassen, abgehärmten, schwachen 
Kinder, die schon seit dem 4. und 5. Lebensjahr Säuglinge herum- 
tragen, Vieh hüten, Göpel fahren, Haarnetze anfertigen, Knöpfe 
aufnähen, Milch austragen müssen. Wir sahen dann die etwas größeren 
Schulkinder, die neben und statt des Unterrichts Arbeiten in Indu- 
strie und Landwirtschaft, im Handel und im Haushalt leisten müssen, 
im Durchschnitt 3 Stunden lang, oft auch durch 6 oder 8 Stunden, 
viele den ganzen Tag, nicht selten bis tief in die Nacht hinein, manch- 
mal nur durch Kaffee oder Branntwein wach erhalten. Wir fanden 
diese Kinder oft bei sehr schweren Arbeiten oder auch bei zwar an 
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sich leichten Arbeiten, die aber durch ihre Dauer zu einer Qual und 
einer Gefahr werden. Wir beobachteten, daß diese Kinder zumeist 
an jedem Wochentag, vielfach auch am Sonntag, durch den größten 
Teil des Jahres an diese Arbeiten gefesselt sind; Hunger, das strenge 
Wort der Eltern, manchmal aber auch Prügel zwingen die Kinder, 
während ihrer ganzen freien Zeit in der kleinen, überfüllten, unge- 
sunden Kammer gebückt über der eintönigen, geisttötenden Arbeit 
zu sitzen, oder sich zwar in freier Luft zu bewegen, aber Arbeiten zu 
leisten, die manchmal geradezu ihre Kräfte übersteigen, oder einsam 
und schutzlos die Unbilden der Witterung zu erdulden. Wir lernten 
die verderbliche Folge dieser Verhältnisse kennen; wir erfuhren, daß 
die Lebenskraft, die Gesundheit einer unvorstellbar großen Kinder- 
zahl auf das ärgste geschädigt werden, teils durch die Art der zu ver- 
richtenden Arbeit, teils deren übermäßig lange Dauer, teils durch die 
ungünstigen Begleitumstände; dabei zeigte sich, in welchem Umfange 
Tuberkulose, Körperschwäche, Blutarmut, schiefer Wuchs, Augen- 
leiden, Alkoholismus usw. durch die Arbeit verursacht oder doch sehr 
befördert werden, wie die körperliche und geistige Entwicklung dieser 
Kinder zurückbleibt, der Schulbesuch, der Unterrichtserfolg darunter 
leidet, wie die Sittlichkeit der Kinder untergraben wird. Und alles 
das, um Verdienste zu erzielen, die oft geradezu unglaublich niedrig 
sind — per Stunde 10, 6, 4 h und noch weniger. 

Dürfte man sich wenigstens damit trösten, daß das doch nur 
selten vorkommende Mißbräuche, Ausnahmserscheinungen sind! 
Aber jene Verhältnisse besitzen eine ungeheure Verbreitung; es basie- 
ren geradezu manche Zweige, insbesondere die Heimarbeit, dann in 
gewissen Gegenden die Landwirtschaft auf intensiver Kinderarbeit, 
wie auch vielfach der Haushalt ohne Mitarbeit der Kinder nicht geführt 
werden könnte. 

Alle diese Dinge haben wir trocken konstatiert und registriert, 
ohne jedes Zeichen des Mitempfindens. 

Desgleichen haben wir es, dem einleitend gekennzeichneten 
Zwecke der Untersuchung getreu, unterlassen, die Frage zu behandeln, 
welche Mittel gegen die aufgedeckten Uebelstände ergriffen werden 
können und sollen. 

Diese Frage ist übrigens für gewisse Erscheinungen der Kinder- 
arbeit von selbst beantwortet. So vor allem hinsichtlich jener Kin- 
der, die gegen die schon bestehenden Arbeiterschutzvorschriften 
oder sonstigen Normen beschäftigt werden. 

Es arbeitet, wie die amtliche Publikation selbst hervorhebt, 
eine nicht unbedeutende Anzahl von Kindern unter 14 Jahren (selbst 
solche von 6—8 Jahren) trotz des gesetzlichen Verbotes in fabriks- 
mäßigen Ziegeleien, Sägewerken, Glashütten, in Textil-, Zucker-, 
Konserven-, Möbelfabriken usw.; eine unvollständige Liste auf S. Iıo 
weist 9I4 solche Kinder für die Erhebungsgebiete aus. 

Noch verbreiteter scheint die gleichfalls gesetzlich untersagte 
regelmäßige Arbeit von Kindern unter 12 Jahren in kleinen gewerb- 
lichen Betrieben zu sein: in Steinbrüchen, kleinen Ziegeleien, Säge- 
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werken, bei Tischlern, Drechslern, Schneidern, Schustern, Friseuren, 
Müllern, Bäckern, Fleischhauern, auf Bauten, in Gasthäusern, Schank- 
wirtschaften, in Kaufläden, beim Straßenhandel usw. 

Nachtarbeit und Beschäftigung durch mehr als 8 Stunden ver- 
bietet die Gewerbeordnung für Jugendliche zwischen 12 und 14 Jah- 
ren; die Erhebung zeigt uns Schulkinder, die des Nachts und durch 
mehr als Io Stunden in gewerblichen Betrieben arbeiten. Aehnlich 
steht es mit der Sonntagsruhe. 

Sehr groß endlich ist die Zahl der Kinder, welche unter Verletzung 
ihrer gesetzlichen Schulpflicht zur Arbeit herangezogen werden. 

Um diesen Teil der Kinderarbeit zu beseitigen, würde eine 
strengere Handhabung der bestehenden Gesetze, eine intensivere Ge- 
werbeaufsicht, die strikte Durchführung der Normen über die 
Schulpflicht genügen. 

Schon damit könnte immerhin ein gutes Stück Kinderelend 
beseitigt werden. Aber das meiste bliebe immer noch zu tun übrig. 
Denn die Hauptdomäne der Kinderarbeit ist gegenwärtig die Heim- 
arbeit, die Landwirtschaft und der Haushalt. Für die beiden letzteren 
Arbeitszweige gibt es in Oesterreich überhaupt keine Arbeiter- 
schutzvorschriften, kein Minimalalter, keine Maximalarbeitszeit, kein 
Verbot der Sonntags-, der Nachtarbeit usw.; und die Frage, wie weit 
die diesbezüglichen Bestimmungen der Gewerbeordnung auch für 
Hausindustrie und Heimarbeit gelten, ist zwar theoretisch strittig, 
in der Praxis haben diese Normen auf dem in Rede stehenden Gebiet 
fast keine Anwendung gefunden. Da sich auch die Schulpflicht viel- 
fach als ein zu schwaches Hindernis erwiesen hat — nehmen doch 
viele Eltern die Geldstrafen gerne auf sich, um größeren Gewinn aus 
der Arbeit ihrer Kinder zu ziehen—, so konnte sich auf diesen Gebieten 
die Kinderarbeit fast ohne Schranken ausdehnen. 

Gleichwohl zeigt die Erhebung wieder, daß der Staat den 
sozialen Uebelständen nicht machtlos gegenübersteht; denn die Ar- 
beiterschutzgesetze haben doch im großen und ganzen, wenn auch 
noch nicht vollständig, die Kinder aus den Fabriken und aus den 
Werkstätten vertrieben. 

Darf man daraus die Hoffnung schöpfen, daß auch auf den 
anderen Gebieten der Kinderarbeit die Gesetzgebung mit Erfolg 
eingreifen kann ? 

Gewiß ist nicht zu übersehen, daß hier weit größere Schwierig- 
keiten zu überwinden sind, weil hier die Ursachen, die zur Kinder- 
arbeit drängen, viel tiefer liegen: in der Heimarbeit die furchtbar 
niederen Löhne, die auch den bescheidensten Unterhalt der Familie 
nicht decken, in der Landwirtschaft die große Leutenot, im Haushalt 
die zunehmende Arbeit außer Haus auch der Mütter. Aber so groß 
auch diese Schwierigkeiten sind: man wird sie besiegen, weil man sie 
besiegen muß. 

Hinsichtlich der Kinderarbeit in der Hausindustrie, wo die ärgsten 
Verhältnisse herrschen, hat ein von der Regierung ausgearbeiteter 
Entwurf eines Heimarbeiterschutzgesetzes bereits einen gangbaren 
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Weg gewiesen, indem darin für die Konfektionsindustrie die Fest- 
setzung von Minimallöhnen und das Verbot der Verwendung von 
Kindern unter 12 Jahren vorgesehen wird; der Entwurf ist im Arbeits- 
beirat durchberaten und mit wesentlichen Modifikationen beschlossen 
worden, welche die legislatorischen Absichten noch schärfer zum 
Ausdruck bringen sollen. Die Erhebung wird, so darf man hoffen, die 
endgültige Beschlußfassung über diesen Entwurf beschleunigen. 
Aber auch in den anderen Zweigen der Heimarbeit, in der Land- 
wirtschaft und im Haushalt sind die Zustände zum Teil nicht haltbar, 
so daß die öffentliche Meinung sich unmöglich damit beruhigen lassen 
kann, daß es schwer ist, die bestehenden Verhältnisse zu verbessern. 
‚Sobald einmal derartige furchtbare Uebelstände und ihre so 
große Verbreitung amtlich festgestellt und öffentlich bekannt ge- 
macht worden sind, ist ein Eingreifen des Staates unausweichlich. 


Tabelle I. 


Ve nn nn nn m 
Anzahl der arbeitenden Kinder 








ausschließlich in Verbindung 


ieß- 











(d ad 
P m vom 
beschäftigt mit mit einer ; | Eroja 
` ns mt® He 
d. nebenstehen- anderen Art insgesamt *) 5 Ber- Sa 
f den Art d. Arbeit der Arbeit Sa Er 
Art der Arbeit = su229 
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g 323 © ovna r] otn irs SES 
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Kinderarbeit im allgemeinen |82 719. 100,0 |65 649 100,0 [148 368 | 100,0 55,8 
Industrie 15 521] 18,8 | I8 305| 27,9 | 33 826*), 22,8 45,9 
Gast- und Schankgewerbe 880 1,1] 1558 2,4| 2438% 1,6| 36,1 
Handel und Verkehr 1379 1,7] 1806| 2,8] 3185*% 2,1 43,3 
Austräger 1908 2,3| 3306| 50| 5214! 3,5| 36% 
Haushalt 27 263: 33,0 {57 110) 87,0 | 84 373*%)| 56,9] 32,3 
Landwirtschaft 35 363 42,8 157 276| 87,2 | 92 639°) 62,4 38,2 
Sonstige Beschäftigungen 405, 0,5} 752 LIj 1157*% 0,8] 35,0 
Kombinationen mehrerer Ar- | | | 
beitszweige — | — a; — 165649 | 442 = 





*) Hier ist jedes Kind mit mehrfacher Beschäftigung bei jeder dieser Beschäfti- 
gungen gezählt; die Summe der Prozentzahlen muß daher 100 übersteigen. 
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Anzahl der arbeitenden Kinder 
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82 ne 100,0 | 65 649 
15 521| 18,8 |18 305 


148 368 
33 826 


Kinderarbeit im allgemeinen 
Summe der Industrie 


100,0 
27,9 


100,0 
22,8 45,9 















Industrieklassen. 
I. Textilindustrie 6 748) 8,2|10468| ı15,9| 17216 | 11,6 39,2 
II. Bekleidungs- und Putzwa- 





renindustrie 2273 2,7| 1986| 3,0 4 259 2,9 53,4 
III. Industrie in Holz-, Flecht-, | 

Dreh- u. Schnitzwaren | 2 146| 2,6 | 2957) 4,5 5 103 3,4 42,1 
IV. Industrie in Steinen, Er- 














den, Ton und Glas I 354 1,6 963 1,5 2 317 1,6 58,4 
V. Metallverarbeitung 922 LI 431| 0,7 1353 0,9 68,1 
VI. Sonstige industr. Arbeiten| 2078 2,5| 1500| 2,3 3 578 2,4 58,1 
Industrielle Beschäftigungsarten. 
I. ı. Haarnetzerzeugung 1447 1,7| 2332] 3,6 3 779 2,5 38,3 
2. Spulen 1205 1,5] 2305| 3,5| 3510 2,4| 343 
3. Erzeugung von Zwirn- 
knöpfen 967| 1,2] 1911] 2,9 2 878 1,9 33,6 
4. Spitzenerzeugung 657 0,8| 1098| 1,7 I 755 1,2 37,4 
5. Spinnen 12) 0,0| 1321 2,0 I 333 0,9 0,9 
6. Stickerei ohne F ädeln 276, 0,3 304| 0,5 580 0,4 47,6 
7. Posamentierarbeiten 441| 0,5 1177| 0,2 558 0,4 79,0 
8. Fransenknüpfen 292! 0,4 227) 0,3 519 0,3 56,3 
9. Weben I71I1| 0,2 323| 0,5 494 | 0,3] 346 
10. Vernähen von Strick- | 
und Wirkwaren 3211 0,4 77) oı 398 0,3 80,7 
ı1. Erzeugung von Strick- 
und Wirkwaren 97|) 0,1 237) 0,4 334 0,2 29,0 
II. ı. Aufnähen u. Aufstek- | 
ken von Knöpfen 637) 0,8 191| 0,3 828 0,6 76,9 
2. Schuhmacherei 347| 04 324| 0,5 671 0,5 51,7 
3. Herrenschneiderei 185| 0,2 289| 0,4 474 0,3 39,0 
4. Wäscheerzeugung 247) 03 211| 03 458 0,3 53,9 
5. Näherei ohne nähere 
Bezeichnung 79| 01 330) 0,5 409 0,3 19,3 
III. ı. Flechterei I 072! 1,3| ı 880! 2,9 2 952 2,0 36,3 
2. Erzeugung von Holz- | 
spanschachteln 405. 0,5 315 0,5 720 0,5 56,3 
3. Tischlerei 297. 0,4 250|) 0,4 547 0,4 54,3 
IV. ı. Ziegelerzeugung 430; 0,5 453! 0,7 883 0,6 48,7 
2. Glasperlenerzeugung 524 06 133! 02 657 0,4 79,8 
V. 1. Schmiede 297 0,4 228 0,3 525 0,4 56,6 
2. Erzeugung von Metall- ; 
knöpfen 252| 0,3 55! 01 307 0,2 82,1 
VI. ı. Bauhilfsarbeiter 291 0,4 345| 0,5 636 0,4 45,8 
2. Federnschleißen 64 0,1 985} 1,5 1049 0,7 6,1 


*) Hier ist jedes Kind mit mehrfacher Beschäftigung bei jeder dieser Beschäfti- 
gungen gezählt; die Summe der Prozentzahlen muß daher r00 übersteigen. 
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Tabelle III. 


a — 
Von je 100 der Kinder der Spalte 2 











haben die 

Zahl sind höchstens | Arbeit begonnen 

der p im 
Art der Arbeit `arbei- arbeiten) 

tenden bei sind 8 | 12 | 6 | 10 
Kinder den |Knaben i ° 

Eltern 2 R 

oder einem frü- 

Jahre alt heren Lebens- 
jahre 





Arbeitszweige. 


Kinderarbeit im allgemeinen 148 368 | 79,9 | 52,6 | 18,5 | 80,2 | 39,1 | 93,3 
27263 | 89,1 | 31,7 | 25,6 | 85,6 | 34,6 | 92,8 


Haushalt 
Landwirtschaft 35 363 | 80,0 | 73,4 | 17,2 | 78,6 | 35,8 | 93,3 
Industrie 15 521 | 82,0 | 55,2 | 24,6 | 80,4 | 37,7 | 86,6 
Gast- und Schankgewerbe 880 | 44,2 | 76,8 | 12,2 | 77,3 | 10,1 | 77,8 
Handel und Verkehr 1379 | 78,8 | 65,0 7,3 | 67,1 | 12,7 | 76,7 
Austräger 1 908 | 38,4 | 70,9 | 15,1 | 83,8 | 14,0 | 77,3 
Sonstige Beschäftigungen 405 | 23,2 | 79,8 | 8,7 | 73,1 | 14,6 | 72,1 
Kombinationen mehrerer Arbeits- 

zweige 65 649 | 77,7 | 482 | 15,3 | 78,9 | 44,8 | 96,2 


Industrieklassen. 
I. Textilindustrie 6 748 | 94,8 | 41,5 | 30,7 | 87,6 | 45,5 | 93,9 


II. Bekleidungs- und Putzwaren- 
industrie 2273| 82,1 | 52,6 | 18,9 | 75,0 | 26,7 | 78,7 


2 146 | 83,6 | 63,0 | 27,5 | 81,8 | 50,4 | 90,6 








III. Holzindustrie 
IV, Steinindustrie 1354| 48,5 | 64,7 | 21,3 | 80,5 | 31,0 | 84,9 
V. Metallverarbeitung 922 | 85,2 | 79,4 | 16,1 | 72,2 | 22,7 i 78,1 
Industrielle Beschäftigungsarten. 
Lor een 1447| 99,1 | 31,6 >= 88,6 | 45,1 | 96,1 
2. pulen I 205 | 97,9 55,9 32, 90,7 53,2 97,4 
3. Erzeugung von Zwirnknöpfen 967 | 97,3 | 41,5 | 45,2 | 95,9 | 62,3 | 98,1 
4. Spitzenerzeugung 657 | 88,3 | 24,5 | 26,6 | 85,2 | 47,6 | 87,7 
5. Posamentierarbeiten 441 | 97,5 | 51,7 | 23,6 | 83,2 | 39,9 | 96,6 
6. Vernähen von Strick- und | | 
Wirkwaren 32I 99,4 | 26,8 21,5 87,2 24,3 5; 88,8 
7. Fransenknüpfen 292 99,0 | 44,5 29,8 | 87,7 34,6 | 93,2 
II. 1. Aufnähen und Aufstecken | 
von Knöpfen 637 | 98,4 | 50,7 | 29,8 | 90,4 | 41,6 93,2 
2. Schuhmacherei 347 | 77,2 | 90,8 | 6,1 | 54,8 | 11,2 | 68,0 
III. x. Flechterei 1072 | 89,2 | 54,2 | 32,0 87,5 | 61,8 | 97,7 
2. Erzeugung von Holzspan- ae 5 5 | i 
schachteln 405 | 99, 53, 39,0 ‚4 | 71,10 | 99, 
3. Tischlerei 297 | 58,2 | 92,2 | 19,4 | 63,6 | 16,2 | 68,7 
IV. 1. Glasperlenerzeugung 524 | 97,3 ` 42,0 | 31,7 | 93,9 | 46,6 | 96,2 
2. Ziegelerzeugung 4300| — | 78,6 | 18,8 | 73,7 | 25,1 | 80,7 
V. Schmiede 297 | 74,4 | 92,6 | 74 | 569 | 91 | 643 
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Tabelle IV. 





Art der Arbeit 


Von je 100 
der arbei- 

tenden 

Kinder 
Zahl ee 

der 
arbei- 
tenden 
Kinder 





arbeiten 
während 


Ä 
| 


s2 Wochen 

des Jahres | 

der ganzen 
Woche 


2 


w 

















Von je 100 Kindem mit 


im 




















normalem SAER gekürstem Unterricht im 


to 


Stunden 





Winter | Sommer | Winter , Sommer 


haben eine tägliche Arbeitszeit von mehr als 


lelslels:e 


ENEIKIEIESRNEIENE 


Arbeitszweige. 





Kinderarbeit im allgemeinen 148 368]71,5,86,9]22,0 6,5 43,1 17,8 27,2! 10 3 54,324,6 
Haushalt 27 263]88,0'91,2|15,1| 4,4 25,2 8,3| 30, 2! 12,3! 46,2/18,8 
Landwirtschaít 35 363|35,5 82,7|26,1| 7,9 57,4 26,2 18,4) 5,2| 52,5120,5 
Industrie 15 521]72,1 84,2j26,9 8,9 33,2 I1,4| 51, 6 21,1 64,5 27,7 
Gast- und Schankgewerbe 880|46,6155,7[24,7| 5,3 28,9| 8,8] 45, 5) 34,1) 47,5132,8 
Handel und Verkehr 1 379|79,8|77,2|28,0| 8,1 38,6115,0| 40,7| 18,0) 55,0125,7 
Austräger 1 908183,8'77,2| 4,0| 1,1 5,2 1,4| 33,3| 11,1) 29,7'10,8 
Sonstige Beschäftigungen 405[73,6 72,3|11,6| 4,3 13,3! 5,6} 16,7! — | 28,1] 9,4 
Kombinationen mehrerer Arbeits- 
zweige 65 649 83,6,89, 1 23,1 6,6 48,3 20,0 24,8) 98, 55,2|27,5 
Industrieklassen. 
I. Textilindustrie 6 748[73,3/85,5[27,1! 8,6133,3!10,7| 59,5! 19,0! 58,6.28,6 
II. Bekleidungs- und | | 
Putzwarenindustrie 2 273|83,7/83,2|22,4| 7,1,27,4]10,0| 43,8) 22,3; 55,9'25,5 
III. Holzindustrie 2 146171,3,87,9131, 5112,5,41,2 15,8| 51,7| 29,3 66,9 30,4 
IV. Steinindustrie 1 354153, 6,73,6 24,4 7,0.27,2| 9,4| 44,7) 3,2| 65,9.19,9 
V. Metallverarbeitung 922]84,5 '87, 3l25,1 9,0:33,0 10,0| 57,8| 12,1) 70,5 21,6 
Industrielle Beschäftigungsarten. 
I. 1. Haarnetzerzeugung I | 73:9 83, 5132,5114,7 42,9114,8| 66,7| 5,6 85,6 49,5 
2. Spulen I | 86, 8 86,2|14,8| 2,1|18,9} 4,2] — | — | 30,3. ‚15,2 
3. Erzeugung v. Zwirnknöpfen 967139,9 90,0|28 1 5,5134,4! 79} — | — 30,8 15,4 
4. Spitzenerzeugung 657165,9:91,5[39,9: 14,6 40,5113,8] 13,1] — | 14,6) — 
5. Posamentierarbeiten 441170, 3 73,2118,6| 2,7 20,5! 4,4|100,0) 52,0|100,0 64,0 
6. Vernähen von Strick- und 
Wirkwaren 321|92, 88,2|13,6| 3,9 20,7| 5,2| 25,0| 25,0] 38,1|21,4 
7. Fransenknüpfen 292]76,0. Pe 4|26,5! 3,235,5; 81] — | — | 66,7125,9 
II. 1. Aufnähen und Aufstecken 
von Knöpfen 637|82,6, i ‚ol16,2| 4,2118,1| 5,7] — | — | 24,0| 8,0 
2. Schuhmacherei 347 87,681, ‚6[36,2|15,4'47,1.23,0| 46,2! 24,4) 60,8131,5 
III. ı. Flechterei 1 072|62,0 88,1133,7|13,9|58,6117,1| 27,4| 5,3] 50,0118,3 
2. Erzeugung von Holzspan- 
schachteln 405|83,5'96,5]33,0/17,4141,420,0| — |] — | 81,8118,2 
3. Tischlerei 297187,5; 86,9 27,4| 6,6!40,9j11,6| 71,4) 44,0| 76,7 46,6 
IV. 1. Glasperlenerzeugung 524184,9:63,9[21,0| 3,1|20,4| 3,6]100,01100,0| 33,3133,3 
2. Ziegelerzeugung 430[10,2|81,2|25,5| 7,8;26,8| 8,5] 16,7) 4,2| 66,7 26,4 
V. Schmiede 297185,9 83,8 34,7115,3,40,1117,3| 52,7| 14,51 67,2247 
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Tabelle V. 


m 0 I er a ye = a O Re nn I uMsliÂe 











Ungefähre durchschnitt- 


. f l y Von je 100 des 
liche tägliche Arbeitszeit 


Von je | Nachts arbeiten- 





























Zahl in Stunden bei 100 | den Kindern arbei- 
d arbei ten des Nachts 
l i ei tenden während 
Art der Arbeit arbei- Kindern ä 
tenden -: bei dr. zu, 
Kinder U icht i aroei 
ntericht ım ten des des der 





Win- | Som- | Win- | Som- 
ter mer ter mer 


Nachts | ganzen | ganzen 
Jahres | Woche 








Arbeitszweige. 


Kinderarbeit im allgemeinen 148 368 | 2,9 | 4,0 | 6,5 | 8,0 | 23,7 | 25,5 | 81,6 
Haushalt 27263 | 2,5 | 3,0 | 6,7 | 7,2 7,4 | 45,0 | 86,5 
Landwirtschaft 35 363 | 3,12 | 4,6 | 6,0 | 8,0 | 22,0 | 15,2 | 85,3 
Industrie 15 521 | 3,2 | 3,5 | 7,9 | 8,5 | 23,5 | 37,0 | 75,4 
Gast- und Schankgewerbe 880 | 3,0 | 3,3 | 7,8 | 7,6 | 39,9 | 36,2 | 41,3 
Handel und Verkehr 13791 3,2 | 3,7 , 7,2 | 8,0 | 18,9 | 48,3 | 80,1 
Austräger 1908| 1,6 | 1,7 | 5,8 | 5,8 | 10,5 72,6 | 91,5 
Sonstige Beschäftigungen 405 | 2,0 | 2,2 | 5,8 | 6,3 | 12,1 | 28,5 | 42,9 
Kombinationen mehrerer Ar- 

beitszweige 65 649 | 2,9 | 4,3 | 6,2 | 8,0 | 31,7 | 24,6 | 81,6 


Industrieklassen. 











I. Textilindustrie 6748| 3,2 | 3,5 | 8,3 | 8,3 | 26,5 | 28,2 | 77,8 
II. Bekleidungs- und Ä | 
Putzwarenindustrie 2273| 3,0 | 3,3 | 7,7 | 8,1 | 18,2 | 40,0 ! 70,9 
III. Holzindustrie 2146| 3,5 | 3,9 | 7,7 | 86 | 25,0 | 51,1 i 83,2 
IV. Steinindustrie 1354 | 3,2 | 3,4 | 7,5 | 8,4 | 22,2 | 41,9 | 52,2 
V. Metallverarbeitung 922 | 3,0 | 3,4 | 8,0 | 8,6 | 20,0 | 48,9 | 88,0 
Industrielle Beschäftigungsarten. 
I. ı. Haarnetzerzeugung 1447| 3,5 | 3,8 | 7,9 | 9,4 | 39,6 | 29,0 91,6 
2. Spulen 1205| 2,6 | 2,8 | 5,6 | 6,5 | ı1,ı 38,8 | 85,8 
3. Erzeugung von Zwirn- | 
knöpfen 9671 3,2 | 3,5 | — 7,5 I 26,0 13,5 Ä 86,5 
4. Spitzenerzeugung 657 | 3,7 | 3,7 | 7,1 | 6,6 | 38,7 19,7 | 61,0 
5. Posamentierarbeiten 441 | 2,8 | 2,9 ‚10,0 [10,3 14,3 33,3 | 81,0 
6. Vernähen von Strick- ' 
und Wirkwaren 321 | 2,7 | 29 | 7,5 | 7,2 | 240 | 51,9 : 75,3 
7. Fransenknüpfen 292 | 3,1 | 3,6 | 3,0 | 8,3 | 21,9 34,4 53,1 
II. 1. Aufnähen und Auf- | 
stecken von Knöpfen - 637 | 28 | 28 | — | 6x | 20,4 | 36,2 | 79,8 
2. Schuhmacherei 347 | 36 | 41 | 7,8 | 86 | 21,0 | 41,1 | 64,4 


III. 1. Flechterei 
2. Erzeugung von Holz- 


t 


072 | 34 | 4&2 | 59 | 735 |232 | 8,5 | 18,7 





spanschachteln 405 | 3,0 | 4,0 | — | 9,0 | 50,9 73,3 | 92,2 

3. Tischlerei 297 | 3,2 ! 3,7189 | 94 | 11,8 | 37,1 | 74,3 
IV. 1. Glasperlenerzeugung 524 | 3,0 | 3,0 'I1,0 | 6,3 | 32,4 | 50,0 ı 44,1 
2. Ziegelerzeugung 430| 3,1 3,3 | 6,9 | 8,7 8,8 — | 81,6 


V. Schmiede 297 3,4 37 ı 8,0 8,5 8,8 23,1 l 92,3 
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Von je 100 arbeitenden Von je 100 arbei- 
Kindern haben im tenden Kindern 
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Arbeitszweige. 





38,5 | 17,6 | 22,6 49,4 
Haushalt 27 263 | 15,0 4,5 | 24,4 9,3 22,9 36,8 
Landwirtschaft 35 363 | 20,0 5,3 | 45,3 | 22,5 17,3 53,7 


Industrie 

Gast- und Schankgewerbe 

Handel und Verkehr 

Austräger 

Sonstige Beschäftigungen 

Kombinationen mehrerer Ar- 
beitszweige 


15 521 | 26,4 | 9,5 | 32,8 | ız,X 29,6 46,7 
880 | 24,0 | 8,6 | 26,4 | gı 21,9 39,7 
1379| 25,8 | 9,8 | 33,7 | 147 19,8 50,1 
I 2 5,4 1,4 | 64 1,7 19,1 27,8 
8,0 4,0 | 14,5 4,7 25,1 38,1 


65 649 23,0 7,9 44,4 21,0 23,9 54,0 


| 

Industrieklassen. 

I. Textilindustrie 34,3 | 12,6 33,8 445 
II. Bekleidungs- und 

Putzwarenindustrie 
III. Holzindustrie | 
IV. Steinindustrie | 
V, Metallverarbeitung 


6 748 | 28,3 | 10,6 





9,6 29,9 43,1 
15,1 25,6 51,5 
8,1 24,8 44:7 
9,7 26,9 55,0 


2 273 | 20,3 7,9 | 25,5 
2 140 | 29,5 10,0 | 39,2 
1 354 | 20,3 | 6,3 | 24,9 


Kinderarbeit im allgemeinen i 148 368 | 21,0 6,9 
922 | 20,8 


7,5 | 30,8 


Industrielle Beschäftigungsarten. 


I. ı. Haarnetzerzeugung 1447| 32,8 | 16,8 | 46,4 | 18,0 42,7 59,5 
2. Spulen 1205] 18,5 4,7 | 23,2 752 28,9 35,7 
3. Erzeugung von Zwirn- | 

knöpfen 967 | 28,8 8,1 | 37,7 | 13,2 30,9 49,1 

. Spitzenerzeugung 6057 | 42,5 | 18,3 | 37,6 | 17,5 25,0 31,2 

. Posamentierarbeiten 441 | 20,6 4,9 | 25,5 5,5 15,2 30,0 

. Vernähen von Strick- 
und Wirkwaren 

7. Fransenknüpfen 

. Aufnähen und Auf- 

stecken von Knöpfen 

2. Schuhmacherei 

III. 1. Flechterei 

2. Erzeugung von Holz- 

spanschachteln 

. Tischlerei 


au 


321 | 21,7 4,9 | 23,9 7:7 36,4 41,7 


292 | 23,7 43 | 36,7 | 11,3 45,8 46,9 
II. 


(am 


637 | 18,0 | 5,4 | 20,4 | 6,6 | 33,5 38,3 
347 | 29,8 | 14,9 | 40,2 | 23,5 | 26,8 56,3 
1072 30,7 8,5 41,1 16,1 24,3 44,5 


405 35,8 19,4 44,6 20,6 26,3 06,4 
297 | 25,9 7,1) 490,4 | 13,3 21,9 55,0 
524 | 18,2 | 3,7 | 22,1 5,3 20,1 30,9 
430 | 20,6 8,8 | 17,9 

297 | 23,0 


IV. ı. Glasperlenerzeugung 


3 
I 
2. Ziegelerzeugung 
Schmiede 


7,5 19,9 54,5 
48,5 





6,5 | 31,5 | 10,5 15,3 
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Von 
MAX SCHELER. 


Um die großen Massenerscheinungen unserer Zeit voll zu ver- 
stehen, bedarf die gemeinhin hiezu angewandte statistische und auf 
Grund der statistischen Ergebnisse und deren Vergleich objektiv kausal 
forschende Methode einer Ergänzung durch die Aufdeckung der 
psychischen Ursachen und elementaren Gesetze, die in jenen Erschei- 
nungen zutage treten. Dies gilt in besonderem Maße für das Verständ- 
nis der Ursachen des gegenwärtig so beängstigenden Rückgangs der 
Geburtenfrequenz, worauf ein folgender Artikel zurückkommen wird; 
und es gilt auch für die Mehrzahl derjenigen Erscheinungen, die neuer- 
dings Professor Bernhard als »unerwünschte Folgen der Sozialpolitik« 
bezeichnete, insbesondere aber für die Tatsachen, die man teils 
mit dem Namen »traumatische Neurose« teils mit dem Ausdruck 
»Rentenhysterie« zusammengefaßt hat. Ob diese Erscheinung wirklich 
eine solche Ausdehnung gewonnen hat, daß man um ihretwillen die 
gesamte oder doch einen wesentlichen Teil der sozialpolitischen Gesetz- 
gebung verwerfen dürfte, ob es insbesondere richtig ist, daß hier in 
weitem Maße ein Staatsgesetz erst die Uebel hervorbringt, zu deren 
Abhilfe es bestimmt ist und ob die vorauszusetzenden Anlagen für 
die Entstehung jener neuen »Krankheit« nicht auch ohne die Unfall- 
versicherung (und Krankenversicherung) sich andere Ausdruckformen 
verschafft hätten, wie weit endlich einige der Erscheinungen speziell 
an die staatliche Sozialversicherung für die Arbeiter (und Angestell- 
ten) und nicht, wie z. B. die Verlängerung der Rekonvaleszenzdauern 
an alle Formen der Krankenversicherung, auch der Privatversicherung 
gebunden sind, ja wie weit Versicherung gegen irgendwelche Uebel 
überhaupt in gewissem Sinne diese zu vermehren gceignet ist, ohne 
daß eine bewußt willkürliche Herbeiführung derselben wie z. B. im 
Falle verbrecherischer Brandstiftung bei Feuerversicherung anzu- 
nehmen ist. All dies soll hier nicht untersucht werden ; desgleichen nicht 
die sozialpolitischen Experimente, die z. B. in der Schweiz durch 
Variationen der Termine der zu zahlenden Rentensummen mit der Ab- 
Sicht gemacht wurden, hierdurch Wege und Ziele aufzufinden, die Ge- 
setzgebung so abzuändern, daß die »unerwünschten Folgen« ausbleiben. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 2. 34 
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Daß aber die Psychologie bei Beurteilung analoger Gesetzesvorschläge 
neben dem sozial-ökonomischen Gesichtspunkt jedenfalls auch ihr 
Wort mitzureden hat und nach einem neuerlichen Wunsche A. Webers 
überhaupt der Fortschritt der Sozialpolitik sich mehr als bisher auf 
die durch deren Maßregeln zu erreichenden seelischen Verän- 
derungen im Zustande der Klassen zu richten haben wird, muß auch 
von den Gegnern der durch Bernhard vertretenen Parteirichtung ein- 
geräumt werden. 

Hier sei nur der Blick gelenkt auf die psychischen Gesetze, die 
in jener Massenerscheinung der Rentenhysterie sich darstellen. 

Völlig zu scheiden ist die Rentenhysterie von allen Formen sei 
es klar oder halbbewußter Simulation einer Krankheit oder ihrer 
Fortdauer, sowie von allen Formen halb oder ganz bewußter willkür- 
licher Herbeiführung einer Unfallsschädigung; und eben damit auch 
von der sog. »Rentensucht«, die nur eine Steigerung dieser Erscheinun- 
gen darstellt. Wo immer die mehr oder weniger klare Vorstellung 
oder Erwartung oder Hoffnung auf eine Rente solche simulativen 
Handlungen und künstlichen Ersatzmittel des natürlichen Ausdrucks 
des Befindens resp. selbst schädigende Handlungen oder doch eine 
willkürliche Ausspannung der sonst gebotenen und geübten »Vorsichte 
(z. B. bei Maschinen) zur Folge hat, da liegt ein Mißbrauch der Ein- 
richtung vor, keine Wirkung der Einrichtung auf die psychische Ge- 
sundheit. Da jede Einrichtung mißbraucht werden kann, ist auch ein 
wenn auch noch so ausgedehnter Mißbrauch solcher Art kein sinnvoller 
Vorwurf gegen die betr. Einrichtung. Fälle solcher Art beschränken 
sich im großen und ganzen auch auf die sittlich tiefstehendsten Ele- 
mente der Versicherten, sofern nicht (wie es auch vorkommt) ein spe- 
zifisch hysterischer Racheimpuls, den sozialen Zuschauer durch Selbst- 
schädigung (unter Rechnung auf die mitfühlende Teilnahme seinerseits) 
leiden zu machen (eine Form, die im chinesischen und japanischen 
Selbstmord geradezu zu einer »Sitte« geworden ist), die sicher 
nur seltene Ursache des Verhaltens bildet. An der Grenze solcher 
Fälle steht übrigens schon eine Form der »Simulation«, die man gegen- 
über der willkürlichen die automatische Simulation 
nennen kann und in der der Eintritt des simulierenden Impulses un- 
abhängig vom bewußten Wollen stattfindet und selbst schon das Z e1- 
chen einer seelischen Erkrankung ist. So ist etwa der erste Impuls 
zum Inohnmachtfallen und Zusammenbrechen bei einem hysterischen 
Patienten durchaus automatisch und gleichwohl zeigt der Prozeß eine 
gewisse Regulierbarkeit auf Grund (aber nicht nach »Berechnung«) 
der jeweiligen Umstände, so daß der Kranke z. B. auf einen Teppich, 
nicht aber auf einer Marmorfließe hinschlagen wird. Jene Vermi- 
schung von automatischer Nötigung und Bestimmbarkeit des Verhaltens 
durch die Bedeutung und den \Vert, den wechselnde »Umstände« für die 
Interessen des betr. Individuums besitzen, könnte man bei einer Fülle 
uns aus der Hysterie bekannter Symptome, selbst bei hysterischer 
Blindheit, Gesichtsfeldeinengung, Taubheit, Lahmheit usw., auch bei 
der automatischen Bildung unwahrer Vorstellungen, die, ohne wie bei 
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der »Lüge« willkürlich an Stelle der Wahrheit gesetzt zu sein, sich von 
Irrtümern und Täuschungen doch durch die Tatsache unterscheiden, 
daß sie auch »im Interesse« des Kranken liegen, als vorhanden nach- 
weisen. In ihre eigenartige Gesetzmäßigkeit hinein fällt nun zweifellos 
auch der Ursprung des Prozesses, der schließlich im Krankheitsbild 
der traumatischen Neurose endet. Denn nicht etwa die »Vorstellung« 
oder die »Erwartung« der in Aussicht stehenden Rente ist es, welche die 
gleich zu nennenden krankmachenden Prozesse gesteigerter »Selbst- 
beobachtung« und hypochondrischen Verhaltens bedingen, sondern — 
was zunächst wunderbar erscheinen wird — jenes »in Aussicht- 
stehen« der Rente selbst, ohne daß hiebei in Form einer gegen- 
wärtigen Vorstellung, Erwartung oder gar Berechnung diese Tatsache 
auch im Bewußtsein gegeben sein müßte. Wo immer noch die Vor- 
stellung, die Erwartung oder gar »das Rechnen auf« die Rente das Ver- 
halten bedingen, da haben wir auch noch Simulation in gewöhnlichem 
Sinne. Nun wird der Unkundige wahrscheinlich sagen: Ja wie soll 
dann ohne solche Vorstellung oder Erwartung die künftige Renten- 
zahlung überhaupt einen Einfluß aufdaspsychischeVerhalten gewinnen ? 
Liegt hier nicht eine ganz mysteriöse Annahme vor ? Und könnte denn 
der bloße Bestand des Gesetzes, das an gewisse eintretende Krankheits- 
fälle oder Unfälle jenen Rentenbezug knüpft, auf den Versicherten 
eine Wirkung üben, wenn dieser gar nichts wüßte vom Bestand dieses 
Gesetzes und den Rentenbezug sich nicht vorstellte? In diesen Fragen 
ist Wahres und Falsches eigenartig gemischt. Gewiß! Stirbt z. B. ein 
längst totgesagter »Onkel in Amerika«, der mir eine Million hinterläßt, 
so kann dies auch eine Minute, ehe ich es erfasse, keinerlei psychischen 
Einfluß auf mich haben. Und sicher muß der Versicherte »irgendwie« 
auch »wissen« von der bestehenden Gesetzgebung und muß auch unter 
ihrem Einfluß dahin leben, unter ihrem Einfluß auf sein psychisches 
Verhalten. Aber eben auf die Natur dieses »Wissens« und »Einflusses« 
kommt es hier an. Wir kennen die Erscheinungen und.Gesetze, um 
die es sich hier handelt, seit geraumer Zeit in der Psychologie ziemlich 
genau. W. James, der ausgezeichnete, kürzlich verstorbene amerika- 
nische Psychologe erzählt in seiner Psychologie von folgender Selbst- 
beobachtung: Prof. James pflegte an bestimmten Nachmittagen der 
Woche ein Pflichtkolleg über »formale Logik« zu lesen, eine Vorle- 
sung, die er in seinem dem Formalen abgewandten Geiste nur sehr un- 
willig zu halten pflegte. Er machte nun die Beobachtung, daß er auch 
schon früh morgens besonders schlecht gestimmt, »nervös«, zu allen 
Beschäftigungen unaufgelegt war, im Zimmer herumging, dies und jenes 
hierhin und dorthin stellte, Papierschnitzelchen sammelte usw.; dies 
alles aber, ohne irgendwie an die nachmittägige Vorlesung zu denken 
oder sie sich »vorzustellen«. Natürlich, hätte man ihn gefragt, so hätte 
er gewußt, daß er diese Vorlesung zu halten habe und es wäre ihm 
sicher auch seingefallen«, wenn er z. B. durch irgend ein damit Zusam- 
menhängendes daran erinnert worden wäre. Aber um diesen psychi- 
schen Einfluß zu äußern, bedurfte es einer Vorstellung der Vorlesung 
nicht. Wem fiele nicht tausenderlei Analoges hiezu ein? Wir sagen 
34* 
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oft, ein Mensch habe z.B. »Zukunft«, ein anderer keine und wir wissen, 
wie gute »Aussichten« unsere Seele hell und freudig färben, alle Er- 
lebnisse mitfärbend und schlechte alles in uns dunkel machen. Dazu 
bedarf es aber durchaus keiner Vorstellung dessen, was uns da in 
»Aussicht steht«. Daß es uns »in Aussicht steht«, das allein färbt, 
erhellt oder verdunkelt schon den gegenwärtigen Ablauf und Gehalt 
unseres Erlebens. Ganz deutlich haben wir die Erscheinung z. B. 
bei »posthypnotischer Suggestion«. Wird dem Betreffenden in hyp- 
notischem Zustand ein Auftrag suggeriert, zu bestimmtem Termin 
eine bestimmte Handlung zu vollziehen, so »weiß« die Person im 
Wachzustand von diesem Auftrag gar nichts. Nun zeigt sich aber, 
daß schon vor dem Termin, zu dem der Betreffende den Impuls der 
betr. Handlung erlebt und er ihn ausführt, eine eigentümliche 
Unruhe sich geltend macht, eigenartig gefärbt je nach dem Gehalt 
des Auftrags. Auch hiebei stellt der Suggerierte die Handlung durch- 
aus nicht vor und er »erfährt« sie erst, indem er sie vollzieht. Nun 
kann aber an die Stelle des Hypnotismus und des suggestiven Befehls 
»Du tust dies und jenes« in der normalen Breite des seelischen Ge- 
schehens auch ein »Interesse« an etwas treten, nicht im Sinne des 
»ein Interesse an etwas nehmen«, — was ein bewußt geistiger Akt 
ist, — sondern im Sinne des ein »Interesse an etwas haben«, ein 
Tatbestand, von dem der, der das Interesse »hat«, nichts zu wissen 
braucht; so wenig, wie der Hypnotisierte im Wachzustand weiß, daß 
er diesen Auftrag erhielt. Und auch dann verhält er sich a u t o- 
matısch anders, als hätte er dieses Interesse nicht; und ıst dieses 
Interesse für den Eintritt von etwas (z. B. Rentenzahlung) an eine 
bestimmte Bedingung und deren Realisierung geknüpft, so wird 
auch eine automatische »Tendenz« auftreten, eben diese Bedingung 
herbeizuführen und dies ohne eine Spur von Vorstellung 
dieser Bedingung und ohne eine Spur eines Willküraktes, sie herbei- 
zuführen. \Wie es einen organischen Lebensinstinkt und (vor dem 
»natürlichen« Tod im höchsten Alter nach Metschnikoff) auch eine 
Umkehr dieses Instinktes in einen natürlichen, organischen Todes- 
instinkt gibt, die beide mit dem »Willen« zu leben und dem »Willen« 
zum Tode (wie ihn z. B. der Selbstmörder hat, der ja nicht das Leben, 
sondern nur seine derzeitigen Bedingungen verneint) nichts zu tun 
haben, so gibt es auch einen analogen organischen Instinkt für 
Krankheit und Gesundheit und eventuell zum Unfall und 
Vermeidung des Unfalls, die wieder beide von der bewußten 
Vornahme, gesund zu werden oder krank zu sein oder zu erscheinen 
(resp. krank zu werden) völlig unabhängig sind; und zwar so unabhängig, 
daß z. B. ein alter Mann, in dem alles zum Tode drängt und der den 
Tod als einen Erlöser begrüßen würde, gleichwohl das Leben »wollen« 
kann, z. B. umeineergriffene Aufgabe noch auszuführen, 
eine Pflicht zu erfüllen usw.; und ebenso umgekehrt. Wenn sich z. B. 
bei allen Krankheitsversicherungen die Rekonvaleszenzzeitdauern ver- 
längern, so findet offenbar eine von der Vorstellung der Aussicht auf 
Rente ganz und gar unabhängige Einwirkung dieser Aussicht auf 
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jenes automatische Streben nach Gesundheit statt und zwar 
im Sinn der Verminderung der Stärke dieses Strebens, dem aber durch- 
aus ein bewußter Wunsch, möglichst bald gesund zu werden und eine 
strenge Erfüllung aller vom Arzte gebotenen Weisungen zur Seite gehen 
kann. Wenn Aerzte von Erfahrung zu ihren Patienten zu sagen pflegen, 
daß ohne die Mithilfe des » Gesundheitswillens« des Kranken alle ihre 
Weisungen vergeblich seien, so ist es offenbar dieses durch bewußtes 
Wollen und Wählen völlig unlenkbare automatische Gesundheits- 
streben, das sie mit dem Worte »Gesundheitswille« meinen. Eben 
darum wäre es auch eine völlig irrige Meinung, es seien die verlängerten 
Rekonvaleszenzzeiten Folgen einer bloßen Simulation oder Folgen 
davon, daß der Patient länger krank sein »will« und darum etwa die 
ärztlichen Weisungen gar nicht oder weniger streng erfüllt. Natürlich 
mag auch dieser Mißbrauch der Einrichtung vorkommen. Die 
Gesamterscheinung aber ist davon ganz unabhängig. 

Man kann nun auch die theoretische Frage stellen, wie denn eine 
solche Vorwirksamkeit eines doch nur in Aussicht stehenden Vor- 
teils, der gleichwohl nicht vorgestellt und »in Rechnung gezogen« ist, 
möglich sei? Die Antwort hiefür ergibt sich aus einer Gesetzmäßigkeit, 
die auch anderwärts vom Verfasser eine Darstellung gefunden hat. 
Sie besteht darin, daß uns die praktische Bedeutsamkeit, Wichtigkeit 
und der Wert sowohl von vergangenen, zukünftigen oder gegenwärtig 
um uns her sich abspielenden Ereignissen (für welche Eigenschaften 
der Ereignisse wir ein bestimmtes Vermögen des Fühlens, je nachdem 
des » Vorfühlens« und »Nachfühlens« besitzen), im Bewußtsein, sei es in 
Wahrnehmung, Erinnerung oder Erwartung jeweilig primär und 
vor der Vorstellung und dem Begriff oder dem Urteil über das 
betreffende Ereignis »gegeben« sein können. Wie bei allem 
sErinnern« die Bildungsphasen des Erinnerungsvorgangs so ver- 
laufen, daß uns zuerst zum Bewußtsein kommt, es sei das im Erinnern 
»Gemeinte« ein »Freudiges« oder » Trauriges«, ein »Schmutziges« oder 
» Schönes« usw. gewesen, desgleichen »Schuld« oder ein »Gutes« und 
»Löbliches« (wie im »reinen« Gewissen) und sich erst an dieses Phäno- 
men das Bild oder der Begriff dessen, was so beschaffen ist, anzu- 
schließen pflegen, so sind auch die Bedeutsamkeiten, die für 
uns in unserer »Zukunft« liegen oder in der Weite oder Enge, der 
Größe oder Kleinheit, und der Qualität unseres Spielraums möglichen 
Erlebens und Handelns, für unser Bewußtsein auch dann anwesend, 
wenn jede bestimmte Vorstellung oder Berechnung des Eintretenden 
fehlt. Darum die Erscheinung, daß uns die »Zukunft« selbst zu 
slächeln« oder traurig »abzuwinken« scheint, darum auch der son- 
derbare Druck, den — wie man sagt — seine »Verhältnisse« auf 
den Menschen ausüben können, ohne daß er sich selbst angeben zu 
können vermag, was denn diesen Druck ausübt. Auch der Renten- 
bezug ist eine solche bildlose Bedeutsamkeit einer bestimmten Quali- 
tät, zu der eine Vorstellung der Rente nicht nötig ist. Nun ist aber 
bekannt, daß die Wirksamkeit dieser rein gefühlsmäßigen 
»Gegenwart« von Vergangenem, Zukünftigem und in unserer Umgebung 
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Befindlichen einmal eine weit reichere und umfänglichere 
ist als die kleine Insel, die daraus von Vorstellungs-, Wahrnehmungs- 
und Begriffshelle mehr oder weniger übergossen ist und daß ihre 
Wirksamkeit sowohl qualitativ eine andere als quantitativ 
eine gesteigerte ist. Sie ist eine andere, da sie schon die auto- 
matischen und rein triebartigen Bewegungen unseres Erlebens zu 
beeinflussen vermag und nicht nur die Vorstellungs- und Wahrneh- 
mungssphäre unseres Lebens, so daß z. B. bei demselben Maß von be- 
wußtem Willen, einen Unfall zu vermeiden, bei derselben bewußten 
»Vorsicht« gegenüber den Gefahren des Arbeitsprozesses doch die in 
aller Arbeit gelegenen triebartigen Impulse und ihre Abwandlung und 
Folge durch die in der beschriebenen Form »wirkende« Rente eine Ab- 
lenkung in die Richtung von, den Unfall herbeiführenden Bewegungen 
zu finden vermögen. Aber sie ist auch eine stärkere. So ist die 
stärkste Wirkung eines vergangenen Erlebnisses niemals dort gegeben, 
wo es in klarer distanzierter Erinnerungshelle uud zeitlich im Lebens- 
zusammenhang wohllokalisiert vor uns steht; sondern am entgegen- 
gesetzten Pol der Art, wie es für uns da sein kann: dann wenn es uns 
— wie man sagt — so in »Fleisch und Blut« übergegangen ist, daß es 
alle unsere sonstigen Bewußtseinsinhalte mit seiner Bedeutung eigen- 
tümlich färbt und als Einzelerleben eben darum nicht mehr in 
Frage kommt und erinnert wird, weil es das Erleben jedes Einzel- 
erlebnisses eigenartig modifiziert hat. Solcher Art z. B. ist die Wirk- 
samkeit der »Tradition«, in der uns das vergangene Erlebnis selbst 
gar nicht gesondert gegeben ist, sein Wert und Sinn aber uns als 
ygegenwärtig« und nicht wie bei der Erinnerung auch als 
vergangen erscheint. Die Erinnerung andererseits tötet gerade die 
Kraft der Tradition und erlöst uns von ihrer bindenden stummen 
Gewalt. Solche Erlösung vollzieht z. B. für die Völker, die Kirchen 
usw. die Wissenschaft der Geschichte, die in die Vergangen- 
heit damit erst einreiht, was eben noch um uns so gespenstig 
sein Leben zu treiben, ja unser Leben selbst zu sein schien. 
Nun gibtesabereine Analogie zur Tradition inder Gegeben- 
heit unserer Zukunft, die sowenig ein »Erwarten« ist als die Tradition 
»Erinnerung« ist: eben jenes lebendige Vorwirken des »in Aussicht- 
stehenden« ohne Erwartung, analog dem lebendigen Nachwirken des 
Vergangenen ohne Erinnerung. Und auch darin herrscht Analogie: 
Wie der tradierte Inhalt z. B. eines früheren Leidens als »gegenwärtig« 
erscheint und das »Herz immer noch drückt« und auf gegenwärtige 
Dinge bezogen wird, und nicht wie bei der Erinnerung als »vergangen«, 
so erscheint auch jener vorwirkende Inhalt, nicht in der Zukunft 
gelegen, sondern als »gegenwärtig«. Die Krankheit, an die die Rente 
z. B. geknüpft ist und auf die das automatische Streben zusteuert, 
verscheint« schon »jetzt« vorhanden, wird schon »gefühlt« usw. 
Doch all das Gesagte gibt nur die Gesetzmäßigkeiten wieder, 
unter deren Herrschaft die Erkrankung einsetzt. Aber auch das kann 
nicht geschehen, wenn nicht irgend eine frühere Erkrankung oder ein 
Unfall, ein »Trauma« vorherging, an deren Nachwirkungen auf die 
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Gesamtheit der Organempfindungen und Organgefühle jener durch 
die Rentenaussicht entstehende automatische Krankheitstrieb (oder 
Unfallstrieb) eine Betätigung und gleichsam eine Nahrung findet. 
Nun findet sich freilich irgend ein derartiges Material, je nach Größe 
und zeitlicher Nähe wechselnd, fast bei jedem Menschen. Ist es größer 
und näher und steht es außerdem noch in bewußt kausaler Beziehung 
zu den im Wesen der betreffenden Arbeit liegenden gefährdenden Um- 
ständen, so ist im Maße, als dies der Fall ist, der Beginn der Erkran- 
kung um so wahrscheinlicher. Bei dem Erkrankungsprozesse kommen 
nun aber neue psychologische Gesetze zur Geltung ; und zwar solche ver- 
schiedener Art. Auf Grund jener durch die winkende Rente bestimmten 
veränderten Triebeinstellung zu Gesundheit und Krankheit in der 
Richtung auf Krankheit, stellt sich nun noch die triebhafte A u f- 
merksamkeit (nicht also die willkürliche wie das 
Bemerken, Beachten usw.) auf alle möglichen »Anzeichen« und 
inneren »Signale« der ja schon als vorhanden scheinenden Krankheit 
ein. Genau so, wie z. B. im Felde der äußeren Sinneswahrnehmung 
unter der Herrschaft von triebmäßigen starken Erwartungen eine 
im Sinne dieser Triebsrichtung sich vollziehende Verarbeitung des 
gegebenen Sinnesmaterials zu falschen Ding- und Bedeutungseinheiten 
stattfindet und sich auf diese Weise Illusionen einstellen, im Falle aber, 
daß selbst die schon das pure Sinnesmaterial übersteigenden Teil- 
ansichten der Sache nicht mehr zum Bewußtsein kommen und jene 
Verarbeitung schon vom puren Empfindungsmaterial einsetzt, auch 
sog. Halluzinationen, — so findet eben dasselbe hier an dem Mate- 
rial der Organempfindungen und Organgefühle statt. Auf mögliche 
»Symptom«einheiten von triebmäßig suggerierten Krankheitsbildern 
aller Art gerichtet, entstehen vor der grabenden, triebhaften Auf- 
merksamkeit nun auch illusionäre und in schwereren Fällen auch 
halluzinative Verarbeitungen des faktischen inneren Empfindungs- 
und sinnlichen Gefühlsmaterials zu solchen »Symptom«- 
einheiten, in denen eine bestimmte Krankheit ebenso wahrgenom- 
men erscheint wie im Falle eines organisch Erkrankten; 
dies aber anknüpfend an meist wirklich vorhandene Nachwirkungen 
früherer Erkrankungen. So wie bei der Hysterie sich wechselnde, 
organisch nicht bedingte Schmerzkomplexe einstellen, die bald da- 
bald dorthin wandern, findet auch hier ein Aehnliches statt. So ergibt 
sich schließlich ein Gemisch des hypochondrischen und hy- 
sterischen Krankheitsbildes, aufgebaut auf ein ursprüngliches 
Trauma. Gewiß sind auf dieser Stufe des Erkrankungsprozesses die 
in jenen inneren Empfindungs- und Gefühls Illusionen vermeintlich 
gegebenen organischen Erkrankungen nur »eingebildet«. Aber erstens 
ist darum der Betreffende nicht im mindesten »Simulant«, da seine 
Aussagen und sonstige Ausdrucksbewegungen sich dem Inhalt seiner 
Einbildung genau so wahrheitsgetreu anmessen wie bei dem faktisch 
organisch Erkrankten. Ihn darum moralisch tadeln zu wollen, 
ist daher ganz ohne Sinn. Es ist ja eben hier gerade nicht ein 
schuldhafter Mißbrauch der Einrichtung, sondern sie selbst, die 
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den geschilderten Zustand erzeugt. Dies vergessen ebenso häufig 
Freunde wie Gegner der Einrichtung. Wenn insbesondere Gegner 
in moralischen Tönen gegen die »Rentensucht« wettern und gar von 
»moralischer Verlumpung« reden, so scheinen sie dabei oft gar nicht 
zu bemerken, daß sie eben damit die Einrichtung selbst rechtferti- 
gen. Und wenn umgekehrt Freunde der Einrichtung demgegen- 
über die gesamten hierhergehörigen Erscheinungen als bloß »beiläufige 
Mißbräuche einer im ganzen wohltätigen Gesetzgebung« ansehen, so 
scheinen auch sie nicht zu sehen, daß sie eben damit die schärfste An- 
klage gegen die Einrichtung selbst erheben, die Erscheinungen 
zeitigt, die mit Mißbräuchen nichts zu tun haben, da sie selbst diese 
Erscheinungen bewirkt. Noch weniger aber dürfen die betreffen- 
den Individuen darum gesund genannt werden, weil jene illusionierte 
organische Erkrankungen nur »eingebildete« sind. Freilich sind sie or- 
ganisch gesund, und wer z. B. auf diesem Wege zur Ueberzeugung 
gelangt, er habe ein Magenleiden, hat faktisch kein Magenleiden. Aber 
daß er eben zu solchen Einbildungen und dauernderen Fixierungen 
dieser gelangt, das ist bereits die Folge seiner Erkrankung, aber 
seiner psychischen, nicht organischen Erkrankung. Er ist also 
nicht etwa auch ein psychischer »Malade imaginaire«, sondern ein psy- 
chisch wirklich und faktisch Kranker, dessen Krankheit unter anderem 
die Einbildung organischer Erkrankungen zur Folge hat; und eben 
darum stellt seineErkrankung auch einen Anwendungsfall des 
Gesetzes dar (und des an diese Bedingung geknüpften Rentenbezugs) 
— desselben Gesetzes, dessen Bestand die Erkrankung erst be- 
wirkte. Wären es — wie man psychologisch ganz irrig deutete — 
willkürliche Aufmerksamkeitszuwendungen und »Beobachtungen« 
seiner inneren Empfindungszustände und von bloßen »Wünschens, 
die Rente zu erhalten, geleitete falsche Urteile über diese Zustände (ct. 
»Irrtümer« über sie), so läge die Sache freilich ganz anders. Man 
könnte ihn in diesem Falle auch beschuldigen und anklagen. Das 
alles kann aber niemals eine psychische Erkrankung erzeugen 
und entspricht dem Krankheitsbild der traumatischen Neurose in kei- 
ner Weise. Wesentlich ist, daß der Betreffende die unüberwindliche, 
von der willkürlichen Aufmerksamkeit ganz unabhängige trieb- 
hafte Nötigung verspürt, in sich herumzusuchen und daß diese 
Wendung der triebhaften Aufmerksamkeit auf seinen Zustand durch 
den entstandenen »Schein« einer Erkrankung bereits bestimmt ist 
und durch den durch die bloße Rentenaussicht bedingten triebhaften 
Krankheitswillen schon geleitet ist. Seine etwaigen willkürlichen 
Aufmerksamkeitsakte, auch seine Empfindungen usw., erfolgen bereits 
unter der Herrschaft und im Spielraum jener neuen trieb- 
haften Einstellung, die selbst schon krankhafter Natur ist. Zu 
der genannten Gesetzmäßigkeit tritt aber nun noch eine zweite, die 
freilich noch weniger eingehend erforscht ist. Esist bekannt, daß eine 
dauernde Zuwendung der Aufmerksamkeit und zwar wieder der trieb- 
haften Aufmerksamkeit auf die Empfindungen, welche gemeinhin 
automatische Lebenstätigkeiten, wie Atmen, Herzschlag, Gehen 
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(vom Anfangsimpuls abgesehen), Sprechen, die automatischen Ab- 
schnitte von Arbeitsprozessen usw. begleiten, den normalen Fortgang 
jener Tätigkeiten zuhemmen und zu stören vermag; 
indirekt aber eben durch diese Funktionsstörungen auch zu den 
Krankheitsbildern von Herzkrankheiten, Asthma, Stottern, Lahmheit 
usw. zu führen pflegt. Auch die Intention (die sich auf das in oben 
beschriebener Weise sich einstellende Scheinbild, es gehe eine dieser 
Tätigkeiten nicht richtig von statten, obgleich sie faktisch tut, ein- 
stellt), dem Gang der Prozesse willkürlich nachzuhelfen, sonst auto- 
matisch sich vollziehende Teilprozesse also willkürlich zu leiten, 
bringt häufig erst das Uebel hervor, dem sie begegnen will; so 
wird z. B. stottern, wer anstattdenGedanken und den künftig 
zusagenden Gedanken die Aussprache des Gedankens und zwar des 
gegenwärtigen, intendiertt. Auch kann es hierbei vorkommen, daß 
die Zuwendung der eigenen Aufmerksamkeit auf die betr. Prozesse 
sich als Folge einer erlebten Zuwendung fremder Aufmerksamkeit 
auf sie darstellt. So fühlt man sich schon in der normalen Breite 
leicht im Sprechen oder Schreiben gehemmt, wenn ein anderer 
einem auf den Mund oder den Gang der Feder sieht. Nun sind 
aber beide Quellen jener Zuwendung der Aufmerksamkeit, die 
Illusion, »es gehe nicht gut« (aus der Illusion von »Symptomen« 
stammend) und die Zuwendung der Aufmerksamkeit anderer auch in 
unserem Falle vorhanden. Wo immer der Rentenbezug an Unfälle oder 
Erkrankungen geknüpft ist, die sich als Folgen des Arbeitsprozesses 
darstellen, werden nicht nur beliebige, z. B. an frühere Lebensstörun- 
gen anknüpfende, negativ betonte Empfindungen ohne weiteres mit 
dem Arbeitsprozeß in Beziehung gebracht werden, sondern es wird der 
automatische Teil des Arbeitsprozesses auch eine starke Aufmerksam- 
keit zugeleitet erhalten, hierdurch aber faktisch gestört werden und 
insbesondere die Unfallgefahr dadurch bedeutend wachsen. Und analog 
werden sich durch das Mittelglied dieser Gesetzmäßigkeit aus den vor- 
her eingebildeten Krankheiten faktische krankhafte Störungen z. B. 
der Herztätigkeit ergeben. An die Stelle aber jenes »Zusehenden« 
tritt hier de gesamte Summe Aufmerksamkeit, die alle 
amtlich mit der Durchführung des Gesetzes betrauten Personen aus 
Berufspflicht den die Gesundheit gefährdenden Arbeitsprozessen täg- 
lich und stündlich zuzuwenden haben. 

Damit gelangen wir zu dem letzten Punkt, den diese kleine Studie 
hervorheben möchte: die gesamte Erscheinung hat auch neben ihrer 
allgemein psychologischen auch ihre sozialpsychische Seite, die 
bisher kaum gewürdigt worden ist. Unsere große deutsche sozial- 
politische Gesetzgebung findet ihre Rechtfertigung durchaus nicht aus 
der Idee derCharitas, de Mitleids, dr Liebe — wie z.B. 
viele der ihr Wesen verkennenden » Racenethiker« annehmen —, son- 
dern zum einen Teil aus der Forderung der Gerechtigkeit, daß die 
ganze Gesellschaft und ihre höchste Organisation, der Staat, die Ver- 
pflichtung haben, für Schädigungen des Lebens usw. ihrer Mitglieder, 
die aus der Natur der herrschenden Betriebsformen 
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der industriellen Arbeit, deren Produkt alle mehr oder weniger 
mitgenießen, sich ergeben, auch als Ganzes aufzukommen; zum 
großen Teil aber auch schon aus dem rein ökonomischen Grunde, daß 
die in den Unternehmungen arbeitenden Kräfte selbst und damit das 
gesamte Arbeitsprodukt der Nation durch jene Gesetze wächst und 
auf diese Weise an der »ÄArbeit«, auch nur als »Ware« betrachtet, 
ebenso gespart wird, wie durch gutes Instandhalten und Oelen der 
Maschine die Ausgaben für Maschinen verringert werden; ein Gesichts- 
punkt, den neuerdings Goldscheid mit Recht, wenn auch übertreibend, 
hervorhob; und den vor ihm der verstorbene Professor Ernst Abbee 
hervorzuheben nicht müde wurde. Aber diese faktische »Rechtferti- 
gung« der Gesetzgebung ist mit ihrer psychischen Wirkung und mit 
der Art der A u f na h m e ihrer Maßregeln durch die Versicherten eben 
durchaus nicht identisch. Es ist sehr fraglich, wie weit die Versicher- 
ten die für sie getroffenen Maßregeln auch im Sinne der obigen Recht- 
fertigung der Einrichtung auffassen (im zweiten Sinne tun sie es 
ja gewiß nicht) und wie weit sie ihre Früchte für sie nicht als bloße 
zu einer »Einrichtung» erstarrten Gestesozialen Mitleids 
der herrschenden Klassen mit dem »arbeitenden Volke« empfinden. 
Ein Teil der Abgeordneten, insonderheit die Frh, von Stumm Nahe- 
stehenden, haben auch bei den erstmaligen Beratungen der Gesetze 
zu Beginn unserer Aera der Sozialzwangsversicherung diesen Stand- 
punkt geteilt — im Gegensatz zu den Liberalen und dem Zentrum, 
die von vornherein den andern Gesichtspunkt der Gerechtigkeit ver- 
traten und jene patriarchalische und »humane« Form des Arbeiter- 
fürsorgegedankens zurückwiesen. Anderseits hat gerade der Haupt- 
teil der Sozialdemokraten, sofern und soweit sie gegen die Gesetze 
stimmten, die Intention der Gesetzgebung gleichfalls als eine schwäch- 
liche, aus bloBem sozialen, schamverletzenden Mitleid entsprungene 
Abschlagszahlung für Schäden, deren Wurzeln nur mit Aufhebung 
der auf dem Privateigentum beruhenden kapitalistischen Wirtschafts- 
form abzugraben seien, aufgefaßt und eben diese Auffassung agi- 
tatorisch verbreitet. Mit dem vordringenden Revisionismus in den 
Kreisen der Partei gewann freilich jene obige Form der Rechtfertigung 
der Gesetzgebung auch in den Parteikreisen immer mehr Geltung und 
stellt gegenwärtig ohne Zweifel den Standpunkt der geistigen Führer- 
schaft der Partei dar. Dagegenscheint das Empfinden dergroßen 
Massen der Versicherten insbes. der wenig qualifizierten Arbeiter, 
doch jene ältere Einstellung geblieben zu sein und dies umsomehr, 
je geringer das von der faktischen Verteilung der Lasten der Versiche- 
rung unabhängige Gefühl ist, zu diesen Lasten selbst größere Teile 
beizutragen. Soweit aber dies der Fall ist, treten im Werden der 
Rentenhysterie auch Gesetze in Tätigkeit, die auch für eine große 
Reihe anderer Zeitprobleme aus der Massenpsychologie von größter 
Bedeutung sind. Fühlt sich jemand mitleidig beachtet und zwar so, daß 
nicht sein tieferes und individuelles Selbst, das ja hier keinerlei 
Rolle spielt, die Richtung des Mitleids bildet, sondern seine Existenz 
als Exemplar einer Klasse, so kann ein Doppeltes die Folge sein: 
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Entweder sein Klassenstolz und sein Klassenselbstgefühl ist stark 
genug, dieses Mitleid und das durch es geleitete fürsorgliche Tun abzu- 
lehnen und zwar aus einer Schamreaktion heraus, oder aber das 
empfundene Mitleid verstärkt und vertieft, so sehr auch die aus ihm 
quellende Fürsorge dem momentanen Uebel Abhilfe bringt, die Lei- 
densfähigkeit von Uebeln der betreffenden Art. So weint z. B. 
ein Kind, das sich gestoßen hat, heftiger und heftiger, je mehr man 
es bemitleidet und obgleich man mit den Ursachen die schmerzhaften 
Empfindungen sukzessive beseitigt, wird sein Leiden an diesen a b- 
ebbenden Empfindungen trotz deren Intensitätsverminderung g rö- 
Ber und schwingt sozusagen über seinen ersten Anlaß, den Stoß und 
die ihm entsprechenden Schmerzempfindungen noch um ein Teilchen 
hinaus, Teilchen, die sich im Falle fortgesetzter Bemitleidung bei 
allen möglichen Anlässen summieren und schließlich zu einer Art Lei- 
denssucht führen, deren Regung vom mitleidigen Zuschauer ab- 
hängig ist und die zu faktischem Leiden führen, die ohne den 
mitleidigen Zuschauer nicht ins Dasein getreten wären. Auch hier liegt 
ein Wurzelpunkt gewisser hysterischer Symptome. Das eben noch 
tiefunglückliche Gesicht und die Tränen des Patienten machen einer 
heiteren Aufhellung und vollendeter Seelenruhe Platz, sowie der 
Arzt oder sonst eine Person aus dem Zimmer ist und etwa durch ein 
Guckloch den Patienten beobachtet. Gleichwohl hat er auch in die- 
sem Falle durchaus nicht etwa »simuliert« oder »Theater gespielt«, wie 
einer, der nur den künstlichen Ausdruck des Leidens annimmt 
oder sprachlich vorgibt, daß er leidet; d. h. wie im Falle, daß Ausdruck 
und Erlebnis künstlich, inadäquat sind. Vielmehr leidet er wirk- 
lich und gerade, weilsein Ausdruck und seine sprachlichen Aeuße- 
rungen diesem Leiden natürlich und angemessen sind, fehlt hier 
die verhältnismäßig leichte Durchschaubarkeit der Sachlage, die bei 
künstlicher Trennung von Erlebnis und Ausdruck wie im Falle der 
Simulation besteht. Gleichwohl aber ist dies wirkliche Leiden ganz 
vom Dasein des Zuschauers abhängig. Ist an das Vor- 
handensein (wie fast immer) des fremden Mitleids ein Interesse 
gebunden, das durch die aus dem Mitleid des Zuschauers hervorge- 
henden Tätigkeiten gefördert werden kann, so wird wiederum jenes 
mitleidheischende Leiden des Patienten ohne besondere Vor- 
stellung oder Erwartung jener Vorteile gesteigert. Es hat darum auch 
dieser Fall mit dem »Rechnen« auf fremdes Mitleid gar nichts zu tun. 
Auch ein solches Rechnen findet ja häufig statt. Ich kenne keinen 
furchtbareren Fall desselben als den jüngst aus Rußland in der Frankf. 
Ztg. berichteten, nach welchem Bericht in der Nähe einer größeren 
Stadt ein Krüppelheim bestand, in dem Kinder der ärmsten Schich- 
ten, die von dem Unternehmer adoptiert wurden, eigens zu Krüp- 
peln gemacht, z. B. geblendet wurden, um dann an das russische 
Bettlerheer zu bestimmtem Entgelt überlassen zu werden und durch sie 
»milde Gaben« hervorzurufen. Aber das, was hier verbrecherische und 
willkürliche Ausbeutung des Mitleids ist, Hervorbringung von Leid 
und Uebeln zum Ziele, aus dem durch sie bestimmten Mitleid Vor- 
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teile einzuheimsen, kann sich auch ohneeine Spur von moralischer 
Verschuldung und ganz unabhängig von Wille und Berechnung, durch 
eine der möglichen Formen der automatischen Wirksamkeit des 
Mitleids selbst vollziehen. Denn so »wohltuend« echte Teilnahme 
ist, so wahr es ist, daß »geteiltes Leid« halbes ist, so gilt dies nur, 
soweit im Mitleiden erstens keinerlei Gefühlsansteckung stattfindet 
und damit auch jene Leidenspotenzierung, die Fr. Nietzsche völlig irrig 
auch dem echten Mitleid zuschrieb !), und soweit die Intention des 
Mitleidempfängers allein und ausschließlich auf den Aktus 
der seelischen Teilnahme selbst gerichtet ist, nicht aber, sei es bewußt 
oder in Form jener Vorwirkung der bloßen »Aussicht« auf die Vor- 
teile, die für ihn aus dem erlebten Mitleiden des anderen erwachsen 
können. Ist das letztere der Fall, so wird mit dem fremden Mit- 
leiden ganz automatisch auch das Leiden, das es hervorruft, ein 
»Interesse« des Betreffenden; aber hierdurch muß sich sein Leiden 
auf die Dauer trotz der dadurch erreichten Abhilfe von einzelnen 
Uebeln steigern, indem hierdurch seine Leidensschwelle (bei denselben 
Empfindungen und äußeren Anlässen) steigend gesenkt und schließlich 
eine Leidenssucht hervorgerufen wird, in der die Anlässe zum Lei- 
den können aufgesucht werden und auch die Vorsicht vor Ge- 
fahren entsprechend rein automatisch verringert wird. Wird nun die 
Gesetzgebung und ihre Maßregeln gefühlsmäßig von den durch sie Be- 
troffenen als ein Niederschlag, eine Kondensierung sozialen Mit- 
leids — sicher gegen ihren wahren Sinn — aufgefaßt und erlebt, 
so treten gerade darum, weil sich gesetzlich bestimmte und also 
streng regelmäßige Vorteile mit dem in den Maßregeln er- 
lebten Mitleidsquantum der Gesellschaft gegen die Versicherten ver- 
knüpfen, auch all jene Gesetze in Kraft. Das Gesetz wirkt dann mit 
der Fülle seiner Apparate und Beamten usw. sozialpsychologisch ein- 
fach als eine Summe von mitleidsvollen Beachtungsakten gegenüber 
den Versicherten und denjenigen Arbeitsprozessen, in denen bestimmte 
Gefahren für die Gesundheit resp. Unfallsgefahren liegen: Nicht 
anders wieim Falle vom Kind, das sich stößt und dem dieses mit- 
leidsvoll beachtenden Zuschauer. Durch die Gesetzesform und die da- 
mit verbundene Stetigkeit jenes Einflusses muß die Kumulierung des 
»Hinausschwingens« des Leidens über seinen ursprünglichen Anlaß bei 
den betreffenden Kranken schließlich alle jene vorhin genannten 
Symptome der Einzelhysterie hervorbringen. Als ein zweites sozial- 
psychisches Moment, das die betr. Erscheinungen freilich nur quantita- 
tiv steigert, ist hiebei auch noch der gegenseitigen psychi- 
schen Leidensansteckung sowohl durch faktische Leiden und 
Krankheitsübel (durch deren Wahrnehmung bei andern) als auch der 
krankhaften psychischen Haltung, die zu den »eingebildeten« organi- 
schen Krankheiten im vorher bestimmten Sinne führt, zu gedenken. 
Die seelische Kontagiösität gerade solcher »Haltungen«ist eine ungeheuer 

1) Siehe hiezu des Verfassers: »Zur Phaenomenologie und Theorie der 
Sympathiegefühlee, H. Niemeyer, Halle 1913. 
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starke, zumal alle dazu irgendwie Disponierten nach Charkots Wort 
sich zu »suchen« pflegen und der psychische Prozeß der Ansteckung 
sich in diesem Falle in geometrischer Reihe steigert, da jeder durch 
Ansteckung entstandene Fortschritt in jener Haltung sofort wieder 
auf seinen Ausgangspunkt zurückwirkt. Gesteigert wird diese Art 
Ansteckbarkeit unter den Betroffenen des Gesetzes aber außerdem im 
selben Maße, als überhaupt dasIndividualbewußtsein vor dem 
Klassenbewußtsein der betr. Schichten zurücktritt und das Gefühl der 
Schicksalsgemeinschaft die Empfindung des Besitzes be- 
sonderer Schicksale mehr und mehr zurückdrängt. Hiebei ist we- 
sentlich, daß der Prozeß der Leidensansteckung von den niedersten 
Schichten einerseits, von den für die Rentenhysterie erblich am mei- 
sten disponierten Gruppen andererseits beginnt und sich in der Rich- 
tung zur höheren Qualitätsarbeit einerseits zu erblich minder dispo- 
nierten Gruppen fortpflanzt und indem er sich in letzterer Richtung 
verlangsamt, immer gesundere Elemente ergreift. Ein wie großer 
Faktor aber darin die erbliche Konstitution ist, entzieht sich 
meiner Feststellung ; doch scheint es mir gewiß, daß diejenigen, die hier 
schon von einer »durch ein Gesetz hervorgebrachten Volkskrankheit« 
reden und die ökonomischen Vorteile, die das Gesetz der Arbeiter- 
klasse bringt und deren Folgen für Gesundheit und Wohlfahrt der 
Klasse für geringer halten als die durch es verletzten Forderungen der 
Sozialhygiene das Maß des konstitutionellen Faktors, als der Vorbe- 
dingung für jene geschilderten krankmachenden Prozesse bedeutend 
unterschätzen. Bestände hier nicht ein erhebliches Maß, so müßte 
nach der Dauer des Bestehens des Gesetzes die Rentenhysterie sicher 
schon ganz andere Dimensionen angenommen haben, als dies der Sta- 
tistik und den Aussagen unparteiischer ärztlicher Beobachtung ent- 
spricht. Ist dies aber der Fall, so gibt die Tatsache der neuen gesetzlich 
hervorgerufenen Summe von Krankheitserscheinungen auch zu einer 
Befürchtunginracenhygienischer Hinsicht um so weniger An- 
laß, als die Zahl der erblich zu jener seelischen Erkrankung dispo- 
nierten Individuen durch die schädlichen Einwirkungen des diese 
Erbanlagen auslösenden Gesetzes in ihrer Existenz und Fortpflanzungs- 
fähigkeit sicher nicht gesteigert, sondern eher vermindert wird. Ob 
dieselben krankhaften Dispositionen ohne das Gesetz nicht gleich- 
falls, wenn auch in einer anderen Form und die einzelnen Erschei- 
nungen der Krankheit nur in anderen Einheiten von Krank- 
heitsbildern verteilt zum Ausdruck gekommen wären, so 
daß man nicht sagen dürfte, es habe hier ein Gesetz eine Krankheit, 
sondern nur, es habe ein Gesetz ein neues Krankheitsbild er- 
zeugt, müßte in diesem Falle erwogen werden. 

Sozialethisch möchte ich aus dem Gesagten am Schlusse eine 
Folgerung ziehen, die ich anderwärts genauer begründete. Einmal die 
Folgerung, daß die tiefsten und sittlich wertvollsten Akte und Motive 
des menschlichen Wesens, Liebe und echtes Mitgefühl immer mehr aus 
der sozialen Sphäre und der Sphäre der sozialen Uebel heraus- 
gezogen und in die Sphäre des individualpersönlichen Verhaltens von 
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Mensch zu Mensch hineingezogen werden sollten, und der Gedanke 
der sozialen Gerechtigkeit und jener der Kraftersparnis an 
Menschenarbeit immer tiefer von jener ersten Sphäre Besitz ergreife; 
daß die herrschenden Schichten lernen, den Arbeiter genügend zu 
achten, um ihn nicht durch zur Schau gestelltes Mitleid und aus 
ihm quellende »Wohltaten« zu beschämen, dieser aber die betr. Ein- 
richtungen als solche, auf die er nach sozialer Gerechtigkeit ein Recht 
hat, ansehe und alles, was ihm »Humanität«, »Mitleid«, »Liebe« geben 
möchte, soweit er nicht Individuum sondern Klassenglied ist, immer 
energischer zurückweise. 

Goethe schrieb bekanntlich angesichts der Herderschen »Ideen« 
und des in ihr prophezeiten Sieges der Humanitätsidee die Worte 
nieder, er befürchte, daß hierdurch »Jeder des Anderen humaner 
Krankenwärter« sein werde. In gewissem Sinne ist durch die Tatsache, 
daß der Staat und die Steuern eines jeden von uns die Lasten der So- 
zialversicherung gegen Krankheit, Unfall usw. mitträgt, dieser Zu- 
stand erreicht. Es entspricht auch nur der Anwendung der Ge- 
rechtigkeitsidee auf die Arbeits- und Betriebsformen unserer Zi- 
vilisation, sowie jenem tieferen Solidaritätsprinzipe, das Goethes indi- 
vidualistischem sittlichem Geiste unverständlich war, daß sich dem so 
verhält. Aber in zwei Punkten fühlte Goethe doch schon die großen 
Gefahren heraus, welche die nachfolgende Geschichte zur Reife brachten 
und von denen eine ganz kleine und nebensächliche auch die hier von 
uns gekennzeichnete Erscheinungsgruppe ist: Einmal darin, daß das 
Motiv der »Humanität«, jener großen modernen Haltung, die an die 
Stelle der von ihr grundverschiedenen christlichen Liebesidee trat?), 
die Gefahr in sich trägt, die Uebel, auf die sie einseitig blickt und die 
Uebel in der Sphäre des Sozialen, auf das sie wie hypnotisiert 
starrt, und denen sie Abhilfe bringen möchte, erst zu bewirken; 
sodann aber, daß das Maß von Aufmerksamkeitsspannung, mit der 
ein Volk auf Uebel und Leid gerichtet ist, eine obere Grenze 
hat, bei der sie sich zur Abhilfe von jenen Uebeln zu verlohnen auf- 
hört, ja neue Uebel zu schaffen tendiert und außerdem um dasjenige 
Maß von Wert und Glück Volk und Menschheit betrügt, das allein 
— von allen anderen Glücksquellen abgesehen — aus der nicht minder 
erhabenen Solidarität in der Freude und dem gegenseitigen Mitfühlen 
an den Gütern der Welt hervorquillt. 

Gerne wollen wir »jeder des andern Krankenwärter sein«, aber 
nicht »nur«, wie Goethe befürchtet; sondern so, daß jeder auch des 
andern Freudenerwecker bloß durch die ihm gebotene Anschauung 
der eigenen Freude sei. 


2) Vgl. hiezu meine Arbeit über »Ressentiment und moralisches Wert- 
urteile, Leipzig, Engelmann 1912. 


535 


Ein Beitrag zu den Problemen der Unfallneurose. 
Von 


A. WETZEL. 
\ 


Nachdem schon auf dem 26. Berufsgenossenschaftstage in Ham- 
burg der Präsident des Reichsversicherungsamtes, Dr. Kaufmann }), 
die deutsche Arbeiterversicherung gegen die Angriffe, die man gegen 
sie gerichtet hat, in Schutz genommen und sich unter anderem auch 
gegen die Behauptung gewandt hatte, daß die Versicherungsgesetz- 
gebung die Rentenlüge großziehe und so zur Entsittlichung des deut- 
schen Arbeiters geführt habe, ging vor kurzem eine Mitteilung durch 
die Presse 2), welche klar und eindeutig als die Meinung des Reichs- 
versicherungsamtes ausspricht, daß bei den Rentenbewerbern die 
Simulation selten, die Rentenhysterie noch seltener 
sei. In den Kritiken dieser Kundgebung °?) begegnet man dem Miß- 
verständnis, als ob die hier genannte »Rentenhysterie« gleichbe- 
deutend sei mit der Bezeichnung Unfallneurose oder diese mit 
umfasse. Das ist aber nicht richtig; die »Rentenhysterie« hat eine 
bestimmte in den Entscheidungen des Reichsversicherungsamtes 
festgelegte Bedeutung und soll die lediglich im Verlaufe des Kam- 
pfes um einen vermeintlichen Rechtsanspruch entstandenen, und als 
solche nach dem Urteil des Reichsversicherungsamtes nicht zu 
entschädigenden Hysterien bezeichnen ®). Ein Urteil über 

1) Licht und Schatten bei der deutschen Arbeiterversicherung, Vortrag auf 
dem 26. Berufsgenossenschaftstage zu Hamburg von Dr. Dr. Kaufmann, Präsi- 
dent des Reichsversicherungsamts. Zweite Auflage. Berlin 1913, bei Springer. 

23) Vgl. z. B. Frankfurter Zeitung Nr. 130, drittes Morgenblatt, vom 
II. 5. 1913, S. 2. 

3) Vgl. Aerztliche Mitteilungen, Jahrgang 14, 1913, S. 408. 

4) Vgl. die Rekursentscheidung des RVA. Nr. 1972, 1903. Denselben Stand- 
punkt bezüglich des Unterschiedes zwischen einer durch den Unfall und einer im 
Kampfe um eine beanspruchte Entschädigung entstandene Neurose resp. Hysterie 
nimmt auch das Reichsgericht ein. Vgl. Entsch. vom 14. 11. 10: »... Nerven- 
krankheiten infolge der Aufregungen beim Rechtsstreit über den Schadenan- 
spruch anläßlich cines Eisenbahnunfalles hat die Bahnverwaltung nicht zu ent- 
schädigen, soweit sie durch Verschulden des Verletzten oder durch die maßlose 
Ueberspannung seiner Ansprüche entstanden sind . . .« 
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die Häufigkeit der Unfallneurosen ist also 
in jener Kundgebung nicht enthalten. 

Das Reichsversicherungsamt war durch die Abhandlung des 
Nationalökonomen Prof. Bernhard 5) über »unerwünschte Folgen der 
deutschen Sozialpolitik« veranlaßt worden, gerade in der Simu- 
lationsfrage Stellung zu nehmen. Bernhard war nämlich in der- 
selben Frage zu einem ganz entgegengesetzten Urteil 
gekommen. Was er in den beiden Kapiteln »Simulation« und »Die 
Rentensucht und ihre Verbreitung«, in dem Abschnitt »Der Kampf 
um die Versicherungsrente« ausführt, das ist ganz im Sinne der 
allgemeinen Bemerkungen in der Einleitung und dem Schlußworte 
orientiert, in denen es heißt: »In einem Lande, in dem viele Mil- 
lionen Menschen in einheitlicher Weise versichert sind, richten sich 
natürlich immerfort viele Millionen Augen auf den geldspendenden 
Versicherungsmechanismus. Jede Lücke im Aufbau wird erspäht 
und ausgenutzt, jede Möglichkeit wird erprobt und schnell in den 
breiten Massen wohlbekannt« und »die Arbeiterversicherung_ zeitigt 
moralisch und hygienisch unerwünschte Folgen, die man anfangs 
als unvermeidliches Uebel in den Kauf nahm, die aber allmählich 
den Segen der Arbeiterversicherung überhaupt in Frage stellen«. 

Der Gegensatz zwischen Bernhard und dem Reichsversicherungs- 
amt in ihrem Urteil über die Simulation ist deshalb zunächst nicht zu 
verstehen, weil sie letzten Endes beide auf de Auffassung 
der Aerzte in dieser Frage sich stützen. Man hat allerdings dem 
Reichsversicherungsamt gelegentlich den Vorwurf gemacht ®), daß 
es sich mit seiner Auffassung von der Seltenheit der Simulation über 
die Ergebnisse jahrzehntelanger ärztlicher Arbeit hinweggesetzt habe. 
Das trifft nicht zu; von welcher anderen Seite her kann das Reichs- 
versicherungsamt sein Urteil sich gebildet haben, als an der Hand 
der ärztlichen Gutachten? Es ist doch nicht anzunehmen, 
daß in einer statistisch überhaupt in Betracht kommenden Zahl von 
Fällen die urteilenden Instanzen da Krankheit ange- 
nommen haben, wo das ärztliche Gutachten klipp und klar 
von Simulation redete. Aber auch für Bernhard »gibt es nur 
ein Mittel, um über die Vorgänge, die durch Parteiinter- 
essen und Parteiintriguen verdunkelt sind, Klar- 
heit zu gewinnen: Man muß die medizinische Literatur möglichst 
vollständig heranziehene Wenn trotzdem die Schlüsse hüben 
und drüben so ganz verschieden sind, so kann das einmal daran liegen, 
daß die medizinische Wissenschaft überhaupt noch zu keiner ein- 
heitlichen Auffassung gekommen ist, oder aber daran, daß die ärzt- 
lichen Urteile in der Unfalls praxis nicht mit den Ergebnissen der 
wissenschaftlichen Bearbeitung übereinstimmen. Tat- 
sächlich gibt die Wissenschaft heute noch keine sichere Antwort auf 


5) Unerwünschte Folgen der deutschen Sozialpolitik von Ludwig Bernhard, 
ord. Prof. der Staatswissenschaften an der Universität Berlin. Dritte Auflage. 
Berlin 1913, bei Springer. 

6) Vgl. Acrztl. Mitteilungen a. a. O. 
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die Frage, welche Rolle die Simulation in der staatlichen Unfalls- 
versicherung spielt, Meinung steht immer noch gegen Meinung. Es 
ist selbstverständlich, daß, ehe sich ein einheitlicher Standpunkt 
durchgesetzt hat, in der Praxis die dem Rentenbezieher günsti- 
gere Auffassung vorwiegend sich geltend machen wird. Man wird 
es bei einer zweifelhaften Entscheidung vorziehen, die größere 
Masse und nicht das Individ uum unrechtmäßig zu 
belasten, zumal da ja hierbei der Schaden auf die wirtschaftlich 
stärkere Schulter abgewälzt wird und man schließlich immer noch 
letzten Endes die Wahrscheinlichkeit eines Ausgleichs unrichtiger 
Entscheidungen in der Masse ins Feld führen kann. Wohl wird in der 
Praxis der Unfallbegutachtung sehr oft Verdacht und Möglichkeit 
der Simulation besprochen, aber die Form, in der das geschieht, ist 
selten so bestimmt gehalten, daß darauf die entscheidende Instanz 
einen abschlägigen Bescheid gründen könnte. 

Bernhard hat sich sehr gründlich mit der medizinischen Literatur 
der Unfallsschädigungen beschäftigt. Hätte er daraus nur entnommen, 
daß die Simulation absolut betrachtet im Gebiete der Arbeiter- 
versicherung eine große Rolle spielt, so wäre es sinnlos, dem zu wider- 
sprechen. Denn wenn etwa im Jahre IgIo 672 961r Unfälle erstmals 
gemeldet und davon 132 064 entschädigt wurden 7), so können die 
absoluten Zahlen der Simulation trotz aller ihrer relativen 
Seltenheit eine recht beträchtliche Höhe erreichen; es hat ja auch 
das Bedürfnis nach einem Nachweis der Simulation eine große Lite- 
ratur gezeitigt ®). Aber einmal hätte Bernhard sich nicht darauf be- 
schränken dürfen, nur zu sagen, daß auf dem Gebiete der privaten 
Versicherung »auch Angehörige der ‚höheren Stände‘ sich in der 
Uebertreibung von Leiden auszeichnen, bis sie durch Erlangung 
einer Rente überraschend schnell geheilt wurden«. Durchaus not- 
wendig ist hier die Ergänzung, daß wir noch so gut wie gar kein 
Material haben, um zahlenmäßig feststellen zu können, wo die Simu- 
lation häufiger ist, bei den Arbeitern oder bei den »höheren Ständen«. 
Wenn Bernhard das auch nicht ausdrücklich sagt, bei der Art seiner 
Darstellung muß man zu dem Schlusse kommen, daß er den Ver- 
sicherten des Arbeiterstandes hier ein großes Uebergewicht zuschiebt. 
Und noch ein Grund hätte Bernhard zu größerer Vorsicht mahnen 
müssen, Er stellt hinsichtlich der Beziehungen zur Simulation 
aus dem ganzen großen Gebiet der Unfallfolgen ein Teilgebiet weit 
in den Vordergrund, de Unfallneurosen. Man kann ihm 
keinen Vorwurf daraus machen, wenn sich für ihn die Simulations- 





”) Nach Fr. Schultze-Stursberg, Erfahrungen über Neurosen nach Unfällen, 
Wiesbaden 1912. 

8) Becker bezeichnet es z. B. in der Vorrede seines Buches ‚Die Simulation 
von Krankheiten und ihre Beurteilung“ (Leipzig 1908, bei Thieme) ausdrück- 
lich als dessen Aufgabe, „dem Anwachsen eines Unkrautes der sonst segensreichen 
Unfall- und Invalidenversicherung‘“, der „Simulation und Uebertreibung von 
Krankheiten und Unfallsschäden zum Zwecke der Erlangung unrechtmäßiger 
Vorteile auf Grund des Versicherungsverhältnisses“ Einhalt zu tun. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 2. 35 
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und die Neurosenfrage fast identifiziert, das ist ein Kennzeichen für 
einen großen Teil der modernen Unfallsliteratur überhaupt. Aber 
wenn er schon die Probleme der Unfallneurosen so ganz besonders 
herausgehoben hat, dann wäre es notwendig gewesen, viel schärfer, 
als es geschehen ist, zu betonen, daß ihnen gegenüber die Ansichten 
nichts weniger als geklärt sind und daß gerade hier in ganz besanders 
komplizierter, fast unentwirrbarer Weise die Fäden durcheinander 
laufen. Auch wenn er dem mehr Rechnung getragen hätte, so würde 
das ja nicht ausschließen, daß er sich eine eigene Meinung gebildet, 
sich der einen oder der anderen Auffassung angeschlossen hätte. 
Daß Bernhard in seiner Eigenschaft als Sozialpolitiker sich 
eine ganz bestimmte Auffassung zu eigen gemacht hat, darin liegt 
an sich zweifellos en Vorzug gegenüber einem einfachen 
Referieren über die Meinungen der Mediziner. Es mag das im folgen- 
den kurz begründet werden. Unbestritten ist, daß heute die An- 
schauungen der Aerzte über die Probleme der Unfallneurosen noch 
weit auseinandergehen. Damit erschöpft sich aber die Erkenntnis 
aus der Beschäftigung mit ihrer Literatur noch nicht. Daß man 
sich nicht verständigen kann, daran sind oft nur die verschiedenarti- 
gen Betrachtungsweisen schuld, die an sich die gleiche Berechtigung 
haben, deren Resultate aber nur dann vergleichbar sind, wenn sie 
auf eine gemeinsame Basis zurückgeführt werden. Es bedeutet 
an sich zweifellos auch einen Gewinn, daß die Literatur der Un- 
fallneurosen, trotz mancher einseitig orientierter oder in ausgetre- 
tenen Geleisen sich bewegender Einzelarbeiten, im ganzen 
genommen von sehr mannigfaltigen Gesichtspunkten aus und 
mit den verschiedenartigsten Fragestellungen an ıhr Material heran- 
tritt, nur ist es, um die tatsächlich vorhandenen Differenzen heraus- 
zufinden, notwendig, sich als Voraussetzung für das Verständnis der 
Resultate vor allem auch ein Bild von dm Werkzeuge 
des anderen und der Art seiner Verwendung zu machen. Das war 
bisher nicht schwer. Wohl hat gerade bei den Unfallneurosen immer 
schon die Divergenz der Betrachtungsweisen eine besondere Rolle 
gespielt; das liegt daran, daß sie sowohl in der praktischen, wie in 
der wissenschaftlichen Behandlung gleichermaßen in den Kompetenz- 
bereich des Internisten, des Neurologen und des Psychiaters fielen. 
Aber die Fühlung zwischen diesen Spezialzweigen der ärztlichen 
Wissenschaft ist doch so nahe, daß man weiß, es ist nur ein Unter- 
schied in der Wertung bestimmter Gruppen aus der Fülle der von 
allen gleichmäßig beobachteten Symptome, wenn jener etwa vor- 
wiegend mit körperlichen Erscheinungen, dieser mit psychischen 
Symptomen die Diagnose — und zwar sehr häufig eineund dieselbe 
Diagnose — stützt. Seit dem Eingreifen des Sozialpolitikers ist die 
Neurosenfrage in ein neues Stadium getreten, und auch bei Bernhard 
liegt, wie schon erwähnt, der springende Punkt darin, daß seine Ab- 
handlung nicht ein unter Ausschaltung der eigenen Kritik unter- 
nommenes Reierieren über die Stellung der ärztlichen Wissenschaft 
zu den Unfallneurosen ist, sondern daß er, mögen die medizinischen 
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Autoren auch natürlich sehr ausgedehnt zu Worte kommen, gerade 
durch ihre Auswahl und durch die Kritik, welcher er be- 
stimmte Arbeiten unterzieht, selbständig und eindeutig zu den be- 
rührten Problemen Stellung genommen hat. 

Daß der Sozialpolitiker in dieser Weise an die Probleme der Unfall- 
neurose auch auf Gebieten, die zunächst lediglich dem ärztlichen 
Urteile zugänglich zu sein scheinen, herangeht, das ist, wenigstens von 
dem in dieser Arbeit vertretenen Standpunkt aus, nicht bloß erwünscht 
und zweckmäßig, sondern notwendig. Vielleicht ist dieser Weg 
berufen, die Unfallneurosenfrage aus ihrem unbefriedigenden Kreis- 
laufe in der medizinischen Literatur in aussichtsreichere Bahnen zu 
leiten. Eines ist dazu aber vor allem nötig. Wenn man die Tendenz 
von Bernhards Ausführungen auch so ausdrücken kann, daß er nicht 
über die Meinungen der Aerzte berichtet, sondern sich die Belege 
für seine eigene Meinung aus der medizinischen Literatur geholt hat, 
so ist damit natürlich nicht ausgeschlossen, daß seine Gewährsmänner 
selbst zur Bildung dieser seiner eigenen Meinung beigetragen haben; 
ihre Ausführungen konnten plausibel sein, weil sie seinen Erfahrun- 
gen, die von anderen Seiten her gewonnen waren, am nächsten 
kamen, sie konnten ihm aber auch deshalb zusagen, weil sie aus 
sich selbst, aus der Art ıhres Beweises heraus, 
richtiger schienen als diejenigen ihrer wissenschaftlichen Gegner. 
Wenn also die Arbeit des Mediziners nicht mehr nur mit ihrem E r- 
gebnis hingenommen, sondern nach ihrem Aufbau, ihrer Begrün- 
dung, ihrer inneren Wahrscheinlichkeit gewertet wird, dann wird es 
das Nächste sein müssen, sie diesem neuen Zwecke anzupassen. Hier 
gilt es vor allem, Klarheit über de Beweisführung des Medi- 
ziners zu schaffen, gleichermaßen, ob es sich um die Gutachten der 
Praxis oder um wissenschaftliche Arbeiten handelt; es gilt, exakt zu 
formulieren, was man überhaupt beweisen kannund was nicht. 
Und wenn ein Beweis im eigentlichen Sinne nicht möglich ist, so sind 
die anderen Wege aufzuzeigen, auf denen man zu einem Urteil kommen 
kann, falls nicht überhaupt das Urteil eine jeder Kontrolle entzogene 
subjektive Meinung bleiben muß. Dabei wird sich auch von selbst 
ergeben, wo und wieweit wir von dem Nichtmediziner, dem wissen- 
schaftlich interessierten Sozialpolitiker wie dem Richter in der Praxis, 
verlangen müssen, daß er das ärztliche Urteil als ein im 
eigentlichen Sinne sachverständiges« anerkennt und hin- 
nimmt, und wo ihm das von Sachverständigen heigebrachte M a- 
terial lediglich als Unterlage für das eigene Urteil 
dienen soll. 

Von dem, was unter diesen Gesichtspunkten über 
die Beziehungen der Simulation zur Entste- 
hung der Unfallneurose, zu ihrem klinischen Zu- 
standsbild und zu der durch sie bedingten Ein- 
schränkung der Arbeitsfähigkeit zu sagen ist, 
soll im folgenden einiges in großen Umrissen dargelegt werden. 
Es wird sich dabei Gelegenheit ergeben, in Einzelheiten noch einmal 
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auf Bernhards Kapitel vom »Kampf um die Rente« zurückzukom- 
men °). 


An einer Stelle 1%) seiner Abhandlung spricht Bernhard davon, 
daß die Mediziner sich über den Charakter der Unfallneurose keines- 
wegs einig seien. Er schließt das daraus, daß sie svon den einen 
immer noch als eine eigenartige Nervenerkrankung bestimmter Art 
angesehen wird, während andere teils hysterische, teils neurastheni- 
sche Erscheinungen annehmen, die entweder auf den Unfall oder 
sogar nur auf die Tatsache des Versichertseins zurückzuführen sind«. 
Diese Bemerkung ist insofern irreführend, als sie die Meinung auf- 
kommen lassen kann, die beiden Auffassungen hielten sich nach der 
Zahl ihrer Anhänger ungefähr die Wage. Davon ist aber 
keine Rede. Wenn etwas in der Neurosenfrage allmählich zur 
fast unbestrittenen Anschauung geworden ist, dann ist es die Er- 
kenntnis, daß die Unfallneurose symptomatisch nicht eigenartig 
ist, sondern daß sie nach ihren Symptomen durchaus mit den 
Psychopathıen zusammenfällt; was sie von jenen abgrenzt, 
sind nicht ihre klinischen Erscheinungen, sondern 
die Art ihrer Entstehung. Dasätiologische Moment spielt 
dabei aber nur insofern herein, als wir verlangen, daß die Neurose 
im zeitlichen Zusammenhange mit einem Trauma sich entwickelt 
hat. Wie man sich den tatsächlichen Zusammenhang zu denken hat, 
welcher von den vom Unfallausgehenden Effekten, einzeln oder zu- 
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®, In dem folgenden Abschnitte ist die Literatur nur in wenigen Fällen 
angezogen. Wem die Literatur der Unfallneurosen nur einigermaßen vertraut 
ist, für den versteht es sich von selbst, daß damit die Ausführungen nicht als 
etwas Neues, auch nicht etwa hinsichtlich ihrer Orientierung nach den Bedürf- 
nissen des Sozialpvlitikers, charakterisiert werden sollen. 

Mit Bernhards hierhergehörigen Ausführungen beschäftigen sich: Uner- 
wünschte Folgen der deutschen Sozialpolitik? Eine lntgegnung an Prof. 
Ludwig Bernhard von Prof. Dr. med. Hugo Stursberg in Bonn. Bonn 1913, 
bei Cohen. 

Geh. Oberregierungsrat Dr. Würmeling M. d. A. Berlin, Unerwünschte 
Folgen der Rentenversicherung. 

Sanitätsrat Dr. Faßbender, Das Recht des Arbeiters auf die Rente und 
seine Wirkungen auf den Volkscharakter und die Volkskraft. 

Beide Aufsätze stehen in: Zur Würdigung der deutschen Arbeiter-Sozial- 
politik. Kritik der Bernhardschen Schrift usw. Von Dr. Franz Hitze, o. ö. Pro- 
fessor in Münster i. W. Mitglied des Reichstags. 

Lange, der Kampf um die Rente. Die Arbeiterversicherung, 24. Jahrgang, 
Nr. 36. 

Würmeling, Zum Kampf um die Rente. Concordia, Zeitschrift der Zentrale 
für Volkswohlfahrt, 20. Jahrgang 1913. Nr. r. 

Zahn, Bespr. der Bernhardschen Schrift in Heft 2 der Zeitschrift f. d. ges. 
Versich. Wissensch. 1913. 

Franck, Acrztl. Sachverst. Zeitung, 1913, Nr. 6. 

(Die letzten 4 Aufsätze sind nach Stursberg zitiert). 
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sammen mit andern Momenten, die Neurose schafft, das ist eine neue 
Frage. 

Psychopathien und Unfallneurosen sind 
symptomatisch eins. Wir heißen Psychopathen Menschen, 
die sich in ihrem psychischen Verhalten dem Durchschnitt gegenüber 
abheben, ohne sich jedoch scharf dagegen abgrenzen zu lassen, die 
nicht im Laufe ihres Lebens irgendwann abnorm geworden sind, 
bei denen sich die psychische Anomalie nicht als etwas Neues, 
ihnen an sich Fremdes ihres Wesens bemächtigt 
hat, sondern die von vornherein, der Anlage nach, eine 
vom Durchschnitt abweichende psychische Konstitution besitzen. 
Die charakteristischen Kennzeichen ihrer Ano- 
malie liegen vorwiegend in der affektiven Seite ihrer 
Persönlichkeit und sie gruppieren sich um einige wesent- 
liche Grundstörungen, abnorme Erregbarkeit 
und Anregbarkeit, Neigung zu Stimmungsschwan- 
kungen, insbesondere zu Schwankungen nach der de- 
pressiven Seite, innere Unausgeglichenheit und 
Konzentrationserschwerung, erhöhte Milieu- 
abhängigkeit und eine besondere Einstellung 
auf die Beschäftigung mit der eigenen Person. 
Diese und eine Reihe anderer, sekundärer, Symptome finden sich 
unter den Psychopathen in der mannigfaltigsten Weise entwickelt 
und gruppiert. Entsprechend diesen Gruppierungen unterscheidet man 
innerhalb der Psychopathen gewisse Häufigkeitstypen, 
man redet von den Neurasthenikern, den Hysterikern, den Hypochon- 
dern etc. und dieselben Typen lassen sich auch innerhalb der Unfall- 
neurosen unterscheiden. Für die Gesichtspunkte dieser Arbeit kommt 
die Typeneinteilung nicht in Betracht, es soll daher im weiteren nur von 
Psychopathien und Unfallneurosen im allgemeinen und nur von den 
allen Typen gemeinsamen wesentlichen Merkmalen gesprochen werden. 

Es ergibt sich also, daß man in der Unfallneurose eine psy- 
chische Anomalie zu sehen hat und zwar eine solche, die nicht, 
etwa so wie eine körperliche Schädigung bestimmte körperliche 
Funktionen schädigt, nur eine bestimmte, einzelne psy- 
chische Funktion verändert, sondern die ihren Träger 
im ganzen gewissermaßen zu einem andern Typus von 
Mensch umgestaltet: der Unfall macht den Geschä- 
digten zum Psychopathen. Man wird demnach bei Unter- 
suchungen über die Unfallneurosen in vielen Punkten die Psycho- 
pathien zum Vergleich heranziehen können. 

Es scheint einem Vergleich zwischen Psychopathie und Unfall- 
neurose im Wege zu stehen, daß dort ausdrücklich von einer Veran- 
lagung die Rede war, während hier doch der Unfall erst die Neurose 
hervorruft. Die Sachlage klärt sich, wenn wir uns die Beziehungen 
der psychopathischen Veranlagung zur manifesten Psychopathie 
näher betrachten. Es ist keineswegs die Regel, daß die psychopathi- 
schen Eigenschaften sich bei ihrem Träger von vornherein immer in 
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derselben Ausbildung und Stärke zeigen; sie können manchmal erst 
unter bestimmten Umständen im Laufe des Lebens 
erkennbar zutage treten, oder auch, wenn sie vorhanden 
waren, sich verstärken. Die Voraussetzung dafür ist 
die akute oder chronische Einwirkung bestimm- 
ter psychischer Faktoren, und soweit wir imstande 
sind, beider Unfallneurose das auslösende Moment 
zu erkennen, kann es das gleiche sein, das unter andern Um- 
ständen eine Psychopathie manifest werden oder sich verstärken läßt. 
Zu schließen, daß nun auch bei jeder Unfallneurose eine psychopathi- 
sche Konstitution als Basis anzunehmen ist, auf welcher der Unfall 
als auslösendes Moment wirkt, liegt zwar nahe, bleibt aber eine 
Theorie. 

Bei der Frage, welche mit dem Unfall zusammenhängenden 
Faktoren es sind, die eine Neurose hervorrufen können, drängen sich 
zwei vor allem sofort auf, die der Literatur der Unfallneurosen beson- 
ders geläufig sind und die nach der Art ihrer Wirksamkeit als akute 
und chronische einander gegenübergestellt werden können, 
die Schreckwirkung und die zum allbekannten Schlagworte 
gewordenen »Begehrungsvorstellungen« Woraus ergibt 
sich, daß im einen Falle von Unfallneurose der Schreck, im andern 
die Begehrungsvorstellungen wirksam waren ? 

Art und Schwere des Unfalles selbst sagt nichts über das Zustande- 
kommen einer Neurose aus und nur bei der akuten, im Augen- 
blicke des Traumas einsetzenden Wirkung eines psychischen 
Faktors, demnach gerade bei der Schreckwirkung, ist es, 
wenigstens in manchen Fällen, möglich, sie unmittelbar als die aus- 
lösende Ursache der Neurose zu erkennen !?); die psychologische 
Analyse kann uns hier unter Umständen helfen. Den andern Faktoren 
gegenüber versagt sie. Die Tatsache, daß man bei dem Neurotiker 
den Rentenwunsch vorfindet, ist kein Beweis dafür, daß er auch bei 
der Entstehung der Neurose beteiligt war. Es holt sich auch 


11) Auf alle Fälle ist es zurückzuweisen, wenn diese Theorie in der Praxis 
der Unfallbegutachtung Anwendung findet. In einer vor einem Schiedsgericht 
anhängigen Unfallsache hatte ein Arzt nach der Begründung der Diagnose 
der Unfallneurose hinzugefügt, daß eine Veranlagung zur Neurose ‚zweifellos 
schon vor dem Unfall bestanden hat, denn nervengesunde Leute reagieren eben 
auf einen Unfall, wie ihn der X. erlitten hat, nicht in dieser Weise‘. Dabei war 
von irgend einer Anomalie des Geschädigten oder von einer verminderten Lei- 
stungsfähigkeit vor dem Unfall nicht das Geringste bekannt; er hatte seit vielen 
Jahren ganz regelmäßig gearbeitet und zuletzt einen täglichen Verdienst von 
6 M. gehabt. Die Anwendung der Theorie im Gutachten hatte die praktische 
Folge, daß das Schiedsgericht die Rente niedriger ansetzte, als sie seiner 
Meinung nach an sich der tatsächlichen Erwerbsbeschränkung entsprochen 
hätte. 

12) Die Erwähnung, daß tatsächlich ein Teil der Unfallneurosen Schreck- 
neurosen sind, ist nicht überflüssig, weil unter dem Einfluß der herrschenden 
Anschauungen der Unfallneurotiker sehr oft von vornherein als „Rentenkämpfer“‘ 
angesehen wird. 
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die Theorie, welche in der Versicherungsgesetzgebung und den durch 
sie geschaffenen Begehrungsvorstellungen die Ursache für die große 
Mehrzahl der Unfallneurosen sieht, ihre Unterlagen gar nicht in 
erster Linie aus den einzelnen Fällen selbst. Sie stützt sich vor allem 
darauf, daß von dem Inkraittreten der Versicherungsgesetze an ganz 
auffallend viel mehr und länger dauernde Unfallneurosen festgestellt 
wurden, als vorher; gekannt hatte man sie ja immer schon. Aber 
wie man den daraus erschlossenen ursächlichen Zusammenhang er- 
klären soll, das kann immer nur Konstruktion bleiben. Für die Rolle, 
welche dem Wissen um das »Recht auf die Rente« beim Zustande- 
kommen der Neurose zugeteilt wird, können noch viele andere, 
mit der Versicherungsgesetzgebung zeitlich zusammenfallende, viel- 
leicht auch durch sie mitbedingte Faktoren in Betracht kommen 9). 


13) Hellpach hat in seiner Arbeit über »Unfallneurosen und Arbeitsfreude« 
(Neurolog. Zentralblatt, 1906, Jahrg. 25, S. 605) mit Recht gesagt, daß gerade 
das wachsende Interesse der Nationalökonomie an den Unfallneurosen es er- 
fordert, die sdoch sehr komplexen Begriffes der »Begehrungsvorstellungen« 
und des »Kampfes um die Rente« zu zerlegen. »Wir müssen aufdecken, woher 
denn nun die Begehrungsvorstellungen (das Wort ist nicht einwandsfrei, aber 
immerhin eingebürgert) stammen, wie sie entstehen, wie sie wachsen, d. h. alles 
dies muß psychologisch untersucht werden .. .«e Neben der Exi- 
stenzunsicherheit des Lohnarbeiters, die »sozusagen eine 
latente immerwährende Rentensucht in ihm wachhälte und der Anspruchs- 
überzeugung sicht Hellpach — im Anschluß an Herkner, die Bedeu- 
tung der Arbeitsfreude in Theorie und Praxis der Volkswirtschaft (Dresden 1905) 
— das Verhältnis des Lohnarbeiters zu seiner Arbeit 
als einen wichtigen Faktor in dem Komplex der Rentenbegehrung an. Er hält 
es für wichtig zu prüfen, ob zwischen den Unfallneurosen und dem 
Berufe, nämlichdemim Berufeerlangtenund möglichen 
Maß von Arbeitsfreude« bestimmte Beziehungen sich nachweisen 
lassen. 

Gaupp (Der Einfluß der deutschen Unfallgesetzgebung auf den Verlauf 
der Nerven- und Geisteskrankheiten. Münch. med. Wochenschr. 1906, Nr. 46) 
spricht davon, daß zu Beginn unserer sozialen Gesetzgebung »der Boden ge- 
wissermaßen für die Wirkung neuer psychischer Schädlichkeiten vorbereitet 
war« Er sieht u. a. in der fortschreitenden Spezialisierung der Arbeit in der 
Industrie, die dem einzelnen eine immer eintönigere Beschäftigung zuwies, und 
in den politischen und sozialen Entwicklungskämpfen, die in die Zeit des Be- 
ginnes der Versicherungsgesetzgebung fielen, Ursachen eines »eigenartigen 
Seelenzustandes« bei der deutschen Arbeiterschaft, der zu einer besonders energi- 
schen Verfechtung des vermeintlichen Rechtes auf Entschädigung nach einem 
Unfall, aber auch zur Entstehung von Neurosen prädisponierte. 

So wenig sich noch heute hier Positives sagen läßt, einfach in dem Renten- 
wunsch die demoralisierende Wirkung der sozialen Gesetzgebung zu schen, 
geht nicht an. Gerade auch in der von Hellpach kurz erwähnten »Existenz- 
unsicherheit des Lohnarbeiters« steckt wohl eine Reihe von Faktoren, welche 
Entstehung und Dauer der Neurosen beeinflussen können. Dahin gehört auch, 
daß die in der Unfallsrente gegebene Entschädigungsmöglichkeit den Arbeit- 
geber leichter sich entschließen läßt, den nicht mehr voll leistungsfähigen Arbci- 
ter abzustoßen, und daß andererseits oft gerade der Rentenbezug es solchen 
halben Kräften erschwert, eine ihrer Leistungsfähigkeit angepaßte Tätigkeit zu 
finden. 
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Im Zusammenhang mit der Simulationsfrage interessiert aber vor 
allem, daß es sich bei dem Wirksamwerden dieser Faktoren, mögen 
sie sein, welche sie wollen, nicht um Vorgänge handelt, welche 
von dem Geschädigten gewollt sind. Denn wenn er sich auch des 
ursächlichen psychischen Momentes, etwa eines Schreckens, der sich 
mit einem unerwarteten Sturz, Schlag usw. verbindet, bewußt wird, 
so ist doch dessen etwaige Auswirkung in einer Neurose ganz von 
seinem Wilen unabhängig. Das wird auch von allen Au- 
toren, welche die Auffassung von der ursächlichen Bedeutung der im 
Gesetze gegebenen Entschädigungsmöglichkeiten für das Zustande- 
kommen der Neurose vertreten, ausdrücklich hervorgehoben. Es 
kann keine Rede davon sein, daß etwa der Geschädigte sich bewußt 
zum Zwecke der Hervorrufung einer Neurose, und damit einer zu ent- 
schädigenden Krankheit, diesen Einwirkungen unterzieht. Es ist 
etwas ganz anderes, wenn er sich, wie die Theorie annimmt, von seinen 
Begehrungsvorstellungen zur Verfolgung von Rentenansprüchen trei- 
ben läßt (sei’s als Entschädigung für eine von ihm angenommene 
Erwerbsbeschränkung, sei’s, weil er lediglich aus der Tatsache des 
Unfalles ein Recht auf die von ihm in den Versicherungsbeiträgen 
festgelegten Summen herleitet) und dadurch eine Neurose 
bekommt. Wenn sich überhaupt irgendwie die Simulation mit dem 
Problem der Entstehung der Unfallneurose berührt, 
dann könnte es nur hier sein und zwar in der Art, daß der Geschädigte 
seine Ansprüche, die schließlich die Neurose auslösen, wider besseres 
Wissen betreibt. Es läßt sich mit einem Worte sagen, daß unter 
diesem Gesichtswinkel die Simulation aus den für eine Neurose ver- 
antwortlichen psychischen Faktoren gerade im Gebiete der Ar- 
beiterversicherung so gut wie ausgeschaltet werden kann). 


Was das vermeintliche Anrecht auf die Rente anlangt, so istschon oft gesagt 
worden, daß man gar nicht erwarten könne, »daß der einfache Arbeiter sich 
klar darüber werde, daß er nur dann ein Recht auf Rente habe, wenn er von 
einem noch so schweren Unfall objektive erhebliche Störungen zurückbehalten 
hattes (Gaupp). »Der Arbeiter mit seinem primitiven Denken kann es nur schwer 
fassen . . ., daß sein Anspruch sozusagen platonisch sein, daß er nur unter be- 
stimmten Umständen sich realisieren solle (Hellpach\). Das aus dem Mangel 
an Verständnis für ein Gesetz entspringende Pochen auf ein 
vermeintliches Recht ist nicht der Unfallgesetzgebung allein 
eigen. Der Querulantenwahn, auch eine psychopathische 
Reaktion, kann das für den psychologischen Mechanismus seiner Ent- 
stehung wesentliche Moment des Sichbenachteiligtfühlens aus jeder Art von 
Gesetzgebung herleiten. 

Wenn die Unfallgesetzgebung bei uns mit einer Phase starker sozialer Um- 
wälzungen und Entwicklungen zusammenfiel, so kann man auch nicht aus- 
schließen, wenn es sich auch nicht exakt beweisen läßt, daß sich in deren Ver- 
laufe, bestünde das Gesetz nicht, gerade aus dem Fehlen einer Sicherung 

gegen Unfallfolgen Schädigungen entwickelt hätten, die auch ihrerseits 
zu einer Zunahme der Neurosen führen konnten. 

14) Selbst bei der zu Anfang genannten »Rentenhysterie« im Sinne der Ent- 
scheidungen des RVA. kommt das nicht in Betracht. Es sei hier noch bemerkt, 
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Man hat den Beweis für die Theorie von dem Einfluß der Be- 
gehrungsvorstellungen auf die Entstehung der Unfallneurosen auch 
von der Seite her geführt, daß man die Wirkungen der Kapitalabfin- 
dungen auf die Neurosen heranzog und man zitiert vor allem die Ar- 
beiten von Wimmer !5) und Nägeli 16), welche über sehr günstige Re- 
sultate in Dänemark und in der Schweiz berichten 1). Darüber ist 
kein Zweifel, daß die Zahlen von Fr. Schultze-Stursberg 189) und 
vollends diejenigen von Schaller 12) über die Prognose der Unfall- 
neurose bei der Rentenentschädigung viel schlechter sind, aber man 
darf nicht vergessen, daß Wimmer und Nägeli »praktische Heilungen« 
im Auge haben, d.h. die Wiederaufnahme der Arbeit, daß sie nicht 
das Kriterium des Verschwindens der neurotischen Symptome ange- 
wandt haben 2%). Selbst wenn das der Fall gewesen wäre, könnte 
man auch von dieser Seite her keinen Beweis für die Beteiligung 
der Simulation bei Entstehung der Neurosen gewinnen und 
man darf nicht übersehen, daß Wimmer »einen reinen Fall von echter 
Rentenhysterie« nicht gefunden hat, daß er die Begehrungsvorstel- 
lungen bei den Nichtneurotikern so häufig fand, wie bei den Neu- 
rotikern und daß er schließlich noch darauf hinweist, daß die relative 
Seltenheit 2!) der Unfallneurose zur Vorsicht mahnen solle. »Es ist 





daß Ernst Schultze die Unklarheiten in der Definition der »Rentenhysterie« und 
die Schwierigkeiten ihrer Abgrenzung gegen die Unfallneurose sehr ausführlich 
und mit einleuchtenden Argumenten kritisiert hat. (Ernst Schultze; Der Kampf 
um die Rente und der Selbstmord in der Rechtsprechung des Reichsversiche- 
rungsamts. Sammlg. zwangloser Abhandlungen aus dem Gebiete der Nerven- 
und Geisteskrankheiten. Herausgeg. von Hoche. Band 9, 1912.) Vgl. auch 
Anmerkung 4. 

15) Wimmer, Die Prognose der traumatischen Neurose und ihre Beeinflus- 
sung durch die Kapitalabfindung. Zentralbl. f. Nervenheilkunde und Psychiatrie, 
33. Jahrg. 1910, N. F. 21, S. 117. 

16) Nägeli, Nachuntersuchungen bei traumatischen Neurosen. Correspondenz- 
blatt für Schweizer Aerzte. 40. Jahrg. ıgıo. S. 33. 

1?) Eine umfassende und ausführliche Vergleichung aller Arbeiten über die 
Frage, Rente oder Kapitalabfindung, enthält die Abhandlung von Laquer, 
Die Heilbarkeit nervöser Unfallfolgen. Dauernde Rente oder einmalige Ab- 
findung? Klinische und sozialhygienische Studien (Sammlung zwangloser Ab- 
handlungen aus dem Gebiete der Nerven- und Geisteskrankheiten. Herausgeg. 
von Hoche. Band 9, 1912.) 

18) Fr. Schultze und Stursberg, Erfahrungen über Neurosen nach Unfällen. 
Wiesbaden 1912 bei Bergmann. 

1%) Schaller, Einige Zahlen über Unfallneurose, Rente und Kapitalab- 
findung. Inaug.-Diss.. Tübingen. 1910. 

20) Nägeli fand noch bei einer serheblichen Zahl« von Neurotikern auch nach 
der praktischen Heilung Beschwerden. Wimmer hat von einer Untersuchung 
auf die Krankheitssymptome überhaupt ganz abgesehen. 

21) Die bei Schultze-Stursberg ausführlich behandelte und mit den bis jetzt 
vorhandenen Statistiken belegte relative Seltenheit der Unfallncurosen (im 
Durchschnitt etwa 1,5°/% in bezug auf die Unfälle überhaupt und ca. 1°% im 
Verhältnis zu den Unfallrenten) ist durch Bernhards Ausführungen (S. 47—68) 
nicht widerlegt. Vgl. dazu Stursbergs ausführliche Gegenbemerkungen. 
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mir unmöglich, in solchen niedrigen Zahlen die menschliche Habsucht 
zu sehen!« sind seine Worte. 

Was alles eine Unfallneurose hervorrufen kann, wissen wir nicht. 
Doch wenn schon der Einfluß der Begehrungsvorstellungen zwar 
nicht exakt bewiesen, aber auch nicht bestritten werden kann, das 
Bild, das Bernhard aus seinem Studium der Literatur von Art und 
Umfang der Wirksamkeit der Begehrungsvorstellungen gewonnen 
hat, ist sicherlich sehr einseitig und verzerrt. Lange nicht bei allen 
Unfallneurosen bedingen Rentenwünsche ihre Entstehung, und wenn 
sie es tun, dann hat Bernhard kein Recht, für seine Beschreibung 
dieses Vorganges eine allgemeine Gültigkeit zu beanspruchen. Ein- 
fach die Erfahrung der praktischen Unfallbegutachtung ergibt, daß 
es eine unrichtige Verallgemeinerung einzelner Beobachtungen ist, 
wenn von »dem Arbeiter« ??) gesagt wird, daß er sein Leiden für eine 
»öffentliche Angelegenheit von großem Gewicht« halte, daß »die 
Arbeiter« °®) immer mehr in der Ueberzeugung bestärkt werden, 
»daß man ihnen ihr Recht vorenthalte und daß es nur berechtigte 
Gegenwehr sei, wenn sie durch allerlei Mittel und Mittelchen die Be- 
messung der Rente ‚beeinflussen‘«. Selbstverständlich gibt es auch 
solche Arbeiter, aber sie sind nichts weniger als der Durchschnitt der 
Neurotiker. Der Vorwurf unberechtigter Verallgemeinerung trifft 
auch das, was Bernhard über das »verhängnisvolle« Wirken von 
\Winkelkonsulenten und »Volksanwälten« sagt. 

Die Symptome der Unfallneurose, so wie sie oben zusammen- 
gefaßt wurden, bilden den Ausgangspunkt für die Untersuchung, 
ob und inwiefern das klinische Bild der Neurose, die krank- 
haften Erscheinungen, wie sie sich bei der 
Untersuchung präsentieren, simuliert werden kann; 
die Frage, wieweit bei der Entstehung der Neurose die Simu- 
lation wirksam werden kann, ist jetzt ausgeschaltet. Wurde dort 
als gegeben angenommen, daß eine Neurose sich im Anschluß 
an einen Unfall entwickelt hatte und nur der Modus ihres 
Werdens und seine Beziehungen zur Simulation untersucht, so 
unterliegt jetzt die Existenz der Neurose der Prüfung. Von den 
Symptomen der Unfallneurose ist ein Teil lediglich subjektiver Natur; 
von ihnen kann der Untersucher nur durch die Mitteilung des Unter- 
suchten erfahren, eine Kontrolle ist ihm unmöglich. In die Gruppe 
der nur subjektiven Symptome gehören alle die mannigfaltigen Hem- 
mungsgefühle auf den verschiedensten Gebieten, das Gefühl der 
verringerten Leistungsfähigkeit, der Unentschlossenheit, der Freud- 
losigkeit usw., aber auch alle die für den Unfallneurotiker so kennzeich- 
nenden Mißempfindungen, Schmerzen, Schwindelgefühle. Der andere 
Teil der Symptome ist zwar objektiv feststellbar, so die gemütliche 
Verstimmung, die Erregbarkeit, die Konzentrationsunfähigkeit, aber 
es ist klar, daß diese Erscheinungen auch willkürlich erzeugt werden 
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können. Die psychischen Symptome der Unfall- 
neurose sind also mit anderen Worten allesamt simu- 
lierbar und es gibt auch keinen Weg, bei dem einzelnen 
Symptom nachzuweisen, ob es krankhafter Natur oder ob es simuliert 
ist; daraus erhellt, daß bei der Unfallneurose der Beweis in dem 
Sinne, wie etwa das Röntgenbild den Knochenbruch oder der Ba- 
zillenbefund die Tuberkulose beweist, ausgeschlossen ist. 
Alles das, was zur Begründung angezogen wird, kann nicht mehr 
leisten, als die Annahme von dem Nichtsimuliertsein der Symptome 
mehr oder weniger wahrscheinlich zu machen. Diese Wahr- 
scheinlichkeit wird oft praktisch einem Beweise gleichkommen. Aber 
wenn es sich schon nicht um ein Beweisen im strengen Sinne, sondern 
nur um ein Plausibelmachen der ärztlichen Auffassung 
handelt, so erscheint es prinzipiell notwendig, ihre Begründung 
auch für das Urteil des Nichtmediziners, dem sie zu dienen hat, na c h- 
prüfbar zu gestalten. Wiederum wird hier die Parallele mit den 
Psychopathien die Aufgabe erleichtern. 

Wenn man davon ausgeht, daß jedes Symptom simuliert, d. h. bei 
Nichtvorhandensein als vorhanden angegeben oder dargestellt werden 
kann, so kommt bei der Betrachtung des Gesamtbildes der Unfallneurose 
noch ein weiterer für die Simulationsfrage wichtiger Umstand hinzu. Die 
Verbindung der Symptome zum Symptomenbild erfolgt nicht in der 
Weise, daß sie gewissermaßen einfach nebeneinandergestellt sind, 
wobei Auswahl und Stärke von unberechenbaren Momenten abhängig 
ist, sondern man erkennt, wie scheine Grundstörung 
durch das ganze psychische Geschehen hin- 
durchzieht und seine einzelnen Seiten beein- 
flußt, man sieht insbesondere, wie den Schwankungen der Grund- 
störung Schwankungen der Einzelsymptome entsprechen und wie 
dıe letzteren in ganz bestimmter Weise auch unter sich in gegenseitiger 
Abhängigkeit stehen. Es ist verständlich, daß diesem komplizierten 
Zusammenwirken gegenüber, dessen Gesetze uns aus dem psychologi- 
schen Mechanismus der Psychopathien bekannt sind, die Simulation 
einen wesentlich schwereren Stand hat, als wenn es sich nur darum 
handelte, eine Anzahl einzelner feststehender Symptome vorzu- 
täuschen. Es soll natürlich nicht geleugnet werden, daß häufig genug 
auch hier Simulation versucht wird, noch auch, daß der Arzt bei 
aller Vorsicht in einzelnen Fällen getäuscht wird. Aber diese Fälle 
sind wohl seltener, als man in der Regel annimmt, insbesondere 
können wir uns der in der Literatur der Versicherungspraxis oft ge- 
äußerten und auch von Bernhard aufgenommenen *) Befürchtung, 
man brauche sich nur die Symptome sagen zu lassen, um dem Arzt 
eine traumatische Neurose vortäuschen zu können, nicht an- 
schließen, vorausgesetzt allerdings, daß die eben skizzierten Gesichts- 
punkte bei der Untersuchung berücksichtigt werden. 

Wenn in der Literatur von Simulation gesprochen wird, so ge- 





24) S 6r. 
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schieht das regelmäßig in der Verbindung mit der Uebertreibung. 
Tatsächlich spielt in der Neurosenfrage, wie auch Bernhard hervor- 
hebt, die Uebertreibung, die Simulation in der Neurose, eine ganz 
besonders wichtige Rolle und gerade ihr gegenüber hat sich noch gar 
keine einheitliche Auffassung durchringen können. Das Problem 
dreht sich darum, ob wir imstande sind, von dem Bilde einer Neurose 
einen Teil der Klagen und Erscheinungen als ein gewolltes, zum 
Zwecke der Entschädigungserhöhung in Szene gesetztes Uebertreiben 
loszulösen. Die Uebertreibungsfrage läßt sich nicht behandeln ohne 
daß der Zweck, die Entschädigungserhöhung, mit herangezogen würde. 
Wenn etwa ein schwerer Neurastheniker, bei dem keine Rentenfrage 
in Betracht kommt, klagt, er sei unfähig, die geringste Arbeit zu ver- 
richten, mehr als ein paar Schritte zu gehen, sich zu irgend einer 
Leistung aufzuraffen, so werden wir nicht deshalb, weil der körper- 
liche Befund keine mechanische Leistungsbehinderung ergibt, von 
Uebertreibung reden, sondern wir werden das Bild als ein krankhaftes 
Darniederliegen der Willenstätigkeit auffassen. Wir werden auch 
nicht von Uebertreibung reden, wenn ein Psychopath mit hysteri- 
schen Zügen sein Leiden bis ins einzelnste schildert und für alle Miß- 
empfindungen die gesuchtesten Vergleiche heranzieht. Uebertreibung 
kann man das natürlich nennen, aber nur objektiv, vom Standpunkte 
des Beobachters aus; es ist aber etwas wesentlich anderes, ob man 
nun auch dem Subjekt das Motiv des Uebertreibens unterlegt. Genau 
wie bei den anderen Psychopathien liegt es auch bei der Unfallneurose 
so, daß in den psychischen Symptomen der Neu- 
rose selbst die Uebertreibung enthalten ist oder enthalten sein 
kann und daß wir außerstande sind, aus dem Zustands- 
bilde selbst zu beweisen, daßso und so viel von der zutage 
tretenden Uebertreibung der Krankheit nicht zuzurechnen ist. 

Aus denselben Gesichtspunkten heraus sind der Beweismöglich- 
keit noch in manchen anderen Punkten Grenzen gesetzt und zwar 
gerade in Punkten, bei denen es im ersten Augenblicke scheint, als 
ob wir uns da hinsichtlich des Nachweises von Simulation oder Ueber- 
treibung auf einem besonders sicheren Boden befänden. Das gilt z. B. 
für die Simulation des ursächlichen Zusammenhanges 
in dem Sinne, daß ein Unfallneurotiker irgendwelche Krankheits- 
erscheinungen mit dem Unfalle in Zusammenhang bringt, von de- 
nen sich aus irgend einem Grund erweisen läßt, daß das sicher nicht 
zutrifft. So kann ein solcher Neurotiker z. B. angeben, daß er seit 
dem Unfall mit einem Auge schlechter sehe. Man findet eine ange- 
borene einseitige Kurzsichtigkeit nicht sehr erheblichen Grades, die 
Simulation scheint erwiesen. Und doch mu B diese Annahme durch- 
aus nicht richtig sein; wiederum handelt es sich um eine Erscheinung, 
die man bei den anderen Psychopathien genau so treffen kann und 
die sich psychologisch aus der gesteigerten Selbstbeobachtung, der 
Konzentration des Interesses auf die eigene Person und namentlich 
auf ihr Befinden und aus der verfeinerten Einstellung auf alle ihre 
Mängel und Beschwerden erklärt. Die Angabe von dem ursächlichen 
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Zusammenhange zwischen Unfall und Sehstörung ist falsch, aber sie 
kann von dem Neurotiker in gutem Glauben gemacht sein. Man 
kann es erleben, daß ein Neurotiker eine natürliche Einsenkung des 
Schädeldaches als Wirkung eines Traumas bezeichnet; vor dem Un- 
fall hat er nie daran gedacht, sich den Schädel abzutasten;; das geschah 
erst, nachdem ihn das Trauma zum Hypochonder gemacht hat und da 
es sein Kausalitätsbedürfnis nicht befriedigt, daß von dem Schlag 
auf den Kopf, der ihn zum Krüppel machte, gar keine greifbaren 
körperlichen Schädigungen ausgegangen sein sollten, so ist ihm die 
Delle, die er findet, eine willkommene Bestätigung, daß »eben doch 
etwas zurückgeblieben ıist«. 

Wie hier de ganze psychische Beschaffenheit 
des Neurotikers sich in Erscheinungen äußert, die bei oberflächlicher 
Betrachtung als sichere Simulation oder Uebertreibung erscheinen, 
so können auf dem Boden der Psychopathie, der traumatischen wie 
der nichttraumatischen, auch bestimmte Vorgänge, wie 
z. B. die Konzentration der Aufmerksamkeit auf eine bestimmte 
Handlung oder ihre Ablenkung davon zu ungewöhnlichen, auf den 
ersten Blick simulationsverdächtigen Auswirkungen führen. Es kann 
verblüffend wirken, wenn etwa ein Neurotikerunter der Aufsicht 
des Arztes Proben einer ausgesprochenen Zitterschrift liefert, wäh- 
rend ein Brief, den er wenige Stunden zuvor in seinem Zimmer 
geschrieben hat, keine Spur davon zeigt, oder wenn er bei der 
Untersuchung dieselben Bewegungen unbeholfen und zitternd aus- 
führt, welche beim Anziehen der Kleidungsstücke ganz natürlich 
und unauffällig ablaufen, und doch braucht auch hier nicht 
der böse Wille des Patienten die Ursache zu sein. Gerade hier 
ließen sich die Beispiele reichlich aufzählen; es ist auch kein Zweifel, 
daß die Methoden, die zur »Entlarvung« der Neurotiker ersonnen 
worden sind und die zumeist auf dieser eigenartigen Wirkung des 
Hin- und Ablenkens der Aufmerksamkeit basieren, auf einer für 
ihren Zweck ganz falschen Grundlage sich aufbauen. 

Mit der Erwähnung des Zitterns und Schwankens ist ein Gebiet 
von Symptomen der Unfallneurose angeschnitten, von dem man ver- 
muten könnte, daß hier noch am ehesten objektive Kennzeichen zu 
finden sind, die körperlichen Erscheinungen. Wir erleben 
hier dasselbe, wie bei den psychischen Erscheinungen: auf den ersten 
Blick der Eindruck einer außerordentlichen Mannigfaltigkeit, Reflex- 
anomalien, Sensibilitätsstörungen, Anomalien am Gefäßsystem u. a. m., 
und doch auch hier wieder die Möglichkeit, sie auf einen ganz bestimm- 
ten Typus zurückzuführen, einen Typus, wie man ihn auch außer- 
halb der Unfallneurosen in den körperlichen Begleiterscheinungen 
von Affektanomalien kennt. Zweifellos haben wir unter ihnen Erschei- 
nungen, welche nicht simuliert oder bewußt übertrieben sein kön- 
nen, wenn sie vorhanden sind, so etwa die Puls- und Blutdruck- 
schwankungen, die Gesichtsfeldeinengung u. a. m., aber hinsicht- 
lich ihrer Bedeutung ist einmal zu berücksichtigen, daß die Aus- 
bildung der körperlichen Symptome in gar 
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keinem konstanten Verhältnis zu der Schwere 
der Neurose steht, und weiter, daß sie nicht eine Folge des Unfalls 
neben der Neurose sind, sondern daß erst die Neurose 
ihrerseits zu den körperlichen Erscheinungen 
führt. Sie sind ganz direkt von den einzelnen Komponenten des 
psvchischen Symptomenkomplexes abhängig; ein Teil beruht auf 
der allgemeinen Uebererregbarkeit (Blutdruck-, Pulsschwankungen, 
Nachröten der Haut, Zittererscheinungen, Reflexsteigerungen); zum 
anderen Teile sind es Erscheinungen, die nach Art der besonders von 
Charcots Schule untersuchten hysterischen Symptome unter der ab- 
normen Wirkung der auf sie gerichteten Aufmerksamkeit erst ent- 
stehen, so die Gesichtsfeldeinschränkung. 

Die Stellung der körperlichen Symptome im klinischen Bilde 
der Unfallneurose genau festzulegen, ist deshalb besonders wichtig, 
weil sie es sind, welche in der Praxis der Unfallbegutachtung sehr häu- 
fig, man kann wohl sagen in der Mehrzahl der abgegebenen Gutachten, 
bei der Schilderung der Neurose in erster Linie herangezogen wer- 
den und weil sie damit auch zu dem weiteren Problem der Unfallneurose, 
der Beschränkung der Arbeitsfähigkeit, in unmittelbare 
Beziehung treten. Wenn man davon ausgeht, daß die Neurose die Ar- 
beitsfähigkeit irgendwie beeinträchtigt, so können die körperlichen 
Symptome höchstens in dem Sinne verwertet werden, daß auch aus 
ihnen ganz im allgemeinen auf die zugrunde liegende Neurose geschlos- 
sen wird, deren Symptome ihrerseits die Erwerbsbeschränkung be- 
dingen. Nicht sıe machen ihren Träger arbeitsunfähig, sondern 
die psychischen Symptome. Trotzdem wird nicht nur 
in der Praxis sehr oft die Schätzung der Erwerbsfähigkeit so un- 
mittelbar mit den körperlichen Symptomen in Beziehung gebracht, 
daß der Laie den Eindruck bekommen muß, sie sei aus diesem 
abgeleitet; auch in der wissenschaftlichen Literatur sind die kör- 
perlichen Symptome schon daraufhin besprochen worden, wie weit 
se an sich betrachtet eine Beeinträchtigung der Erwerbs- 
fähigkeit bedingen. So wurde z. B. für das eingeschränkte Gesichts- 
feld der Nachweis gefordert, warum es die Arbeitsfähigkeit seines 
Trägers vermindert. Es ergibt sich aus dem Bisherigen von selbst, 
daß diese Betrachtungsweise von gänzlich unrichtigen Voraussetzungen 
ausgeht. Vielleicht hat sich schon mancher, der über Unfallsentschä- 
digung zu urteilen gehabt hat, darüber gewundert, woher der Arzt 
es weiß, daß ein Mann mit gesteigerten Sehnenreflexen, einem 
herabgesetzten Hornhautreflex und Nachröten der Haut zu 40% in 
seiner Arbeitsfähigkeit beschränkt ist, und warum derselbe Mann 
mit denselben Symptomen 2 Jahre später 20%, mehr arbeiten kann. 
Es wäre zweckmäßig, wenn nicht bloß in der wissenschaftlichen 
Literatur, sondern auch in den Gutachten der Praxis eindringlich 
darauf hingewiesen würde, daß der Arzt das nicht weiß, gar 
nicht wissen kann, daß es sich hier nur um ganz vage subjek- 
tive Schätzungen handelt. 

Es ist nicht zweckmäßig und auch nicht notwendig, die Frage 
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der Arbeitsfähigkeit mit einer Bestimmtheit zu formulieren, die in 
demjenigen, der dann auf Grund des Gutachtens zu urteilen hat, 
unwillkürlich die Meinung erweckt, als ob er es hier mit einem zwar 
seiner Kontrolle entzogenen, aber exakten Wissen zu tun hätte. In 
einem » Rundschreiben betr. Feststellung des Maßes der Erwerbsfähig- 
keit in Unfall- und Invalidenrentenangelegenheiten« vom 31. XII. 1901 
sagt das Reichsversicherungsamt, daß die »Aufgabe der ärztlichen 
Begutachtung im allgemeinen in der Feststellung der physiologischen 
Folgen des Unfalls oder der die Invalidität begründenden Gebrechen 
ihre Begrenzung findet« und daß die sonstigen Aeußerungen des 
Arztes, insbesondere hinsichtlich des Einflusses der Schädigung auf 
die Erwerbsfähigkeit für die »in den Entscheidungen selbständigen 
Feststellungsinstanzen zwar wertvolle und bei inneren Krankheiten 
sogar oft unentbehrliche, aber keineswegs bindende Unterlagen für 
die Urteilsfindung bilden«. 

Mit diesen Ausführungen des Reichsversicherungsamtes läßt 
sich zwar der Verzicht auf eine prozentuelle Abschätzung der Arbeits- 
unfähigkeit im einzelnen Falle stützen, es erwächst aber daraus die 
Verpflichtung, dann wenigstens die »UÜUnterlagen für die 
Urteilsfindung« so vollständig als möglich zu liefern. Das 
gilt vor allem für die Unfallneurose, weil hier die Bezie- 
hungen zur Arbeitsfähigkeit vielkomplizierter 
liegen, als bei den körperlichen Unfallfolgen ; die häufige schematische 
Gleichsetzung beider in der Beurteilung der Arbeitsfähigkeit ist mit 
schuld an den Schwierigkeiten, welche die Unfallsneurose in der 
Praxis der Unfallversicherung bereitet. 

Bei einer körperlichen Schädigung durch einen Unfall als 
Beispiel mag an den Verlust einer Hand bei einem Maschinenarbeiter 
gedacht sein — ist dem Laien nicht bloß die Tatsache einer Einbuße 
der Leistungsfähigkeit ohne weiteres begreiflich, er wird sich auch, 
da die unmittelbaren Beziehungen zwischen Art und Umfang der 
Schädigung in ihrer Auswirkung in der Arbeitsfähigkeit sinnfällig 
sind, selbst ein gewisses Bild von dem Grade der Einbuße an Arbeits- 
fähigkeit machen können. Wohl werden verschiedene Indi- 
viduen sich mit derselben Schädigung verschieden abfinden; 
auch abgesehen von der Art der zu leıstenden Ar- 
beit werden Geschicklichkeit, Auffassungs- und Anpassungsfähig- 
keit und guter Wille cine Rolle spielen, aber im großen ganzen wird 
es keinen großen Fehler bedeuten, wenn die Beurteilung der Arbeits- 
fähigkeit lediglich von Umfang und Art der körperlichen Schädigung 
und nicht auch von der Individualität des Geschädigten ausgeht. 
Ihr wird genügend damit Rechnung getragen, daß nicht eine allge- 
meingültige durchschnittliche, sondern die individuelle tatsächliche 
Leistungsfähigkeit vor dem Unfall die Norm darstellt, an der die 
Leistungsminderung gemessen wird. Wenn die Schadengröße und 
der Maßstab, nach dem die Arbeitsfähirkeit beurteilt wird. gleich 
bleiben, so bleibt bei den körperlichen Unfallfolgen auch die Einbuße 
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an Arbeitsfähigkeit gleich oder sie wird sich im Laufe der Zeit 
durch Anpassung und Gewöhnung vermindern. 

Bei der Unfallneurose liegen die Verhältnisse hinsichtlich der 
Beziehungen zwischen Schädigung und Arbeits- 
fähigkeit, der Konstanz der Einbuße an Arbeitsfähigkeit 
und der Anpassung an die Unfallfolgen ganz anders als bei den 
körperlichen Unfallfolgen. Genau wie diese sind auch die k ör- 
perlichen Begleiterscheinungen der Unfallneu- 
rose, zum Teile wenigstens, meßbar; die Reflexsteigerung, die 
Pulslabilität, die Gesichtsfeldeinschränkung lassen sich objektiv auf- 
zeigen und mit dem Befund beim Durchschnittsmenschen vergleichen. 
Aber diese Exaktheit ist wertlos. Denn weder bedingen die körper- 
lichen Erscheinungen selbst nach Art und Grad das Maß der Arbeits- 
fähigkeit, noch lassen sie in dieser Beziehung einen Schluß auf die- 
jenigen Faktoren zu, welche etwa im Gesamtbild der Neu- 
rose für die Arbeitsfähigkeit bestimmend sein könnten. Aber auch bei 
denpsychischen Symptomen der Unfallneurose sind die Bezie- 
hungen zwischen Anomalie und Arbeitsfähigkeit nicht so einfach und 
sinnfällig, wie bei körperlichen Schäden. Es mag plausibel erscheinen, 
daß ein psychisch heruntergestimmter, energieloser, empfindlicher, 
labiler, durch jede Kleinigkeit aus dem Gleichgewicht gebrachter, 
auf eine ängstliche Beobachtung seines Zustandes eingestellter Mensch 
überhaupt an Leistungsfähigkeit gegenüber den gesunden Tagen 
eingebüßt hat, aber es ist unmöglich, die Arbeitsunfähigkeit mit 
ganz bestimmten einzelnen Komponenten in dem psychischen Bilde 
in Verbindung zu bringen, und eine Abschätzung des Grades der 
Arbeitsunfähigkeit ist auch bei Berücksichtigung des Gesamtbildes 
der psychopathischen Persönlichkeit des Neurotikers nicht durch- 
zuführen. Selbst eine Einschätzung des klinischen Bildes, welche 
sich nur auf die Feststellung einer »leichten« oder einer »schweren« 
Neurose beschränkt, hat keine allgemeingültige Parallele in der Ar- 
beitsfähigkeit und man muB die Einbuße an Arbeitsfähigkeit des 
Unfallneurotikers zwar als eine von den übrigen Symptomen seiner 
Neurose abhängige, aber in ihrem Umfange nicht ohne wei- 
teres daraus ableitbare, individuell verschiedene, Eigenschaft 
betrachten. 

Mit dieser relativen Unabhängigkeit der Arbeitsfähigkeit von 
der Schwere des klinischen Bildes sind die Unterschiede zwischen 
Neurose und körperlichen Unfallfolgen nicht erschöpft. Auch im ein- 
zelnen Falle bleibt das Verhältnis zwischen Arbeitsfähigkeit und 
Neurose nicht konstant. Es ist eine selbstverständliche Konse- 
quenz aus den Eigenschaften der Neurose, daß hier das Zusam- 
menwirken von individuellen und Milieufak- 
toren zu beträchtlichen Schwankungen nach 
beiden Seiten, im Sinne einer Vermehrung wie einer Verminderung der 
Arbeitsfähigkeit, führen kann. Man weiß, daß es der Wil- 
lensanstrengung des Individuums in einzelnen Fällen gelingen kann, 
über die Leistungsschädigung durch eine Neurose Herr zu werden 
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und daß im Gebiete der staatlichen Unfallversicherung die Ab- 
findung den Neurotiker wieder arbeiten läßt, ohne daß da- 
mit auch die Neurose selbst geschwunden zu sein braucht. 
Aber auch hier liegt eine Gefahr in der Verallgemeinerung. 
Es kann wohl im einzelnen Falle, aber es muß nicht in 
jedem Falle ein inneres oder äußeres Moment die Arbeitsfähigkeit 
in dieser Weise beeinflussen. Wir sind nicht imstande, einem k o n- 
kreten Fall anzusehen, ob eine solche Wirkung möglich ist 
oder nicht, und wo sie ausbleibt, da haben wir kein Recht, die 
Schuld dem Träger der Neurose zuzurechnen, also wiederum 
die Simulation und Uebertreibung in dem oben 
definierten Sinne einzuschalten. Man hat von dem »erzieh- 
lichen Faktor der Not«2°) geredet, der den Neurotiker zwingt, gegen 
seine Beschwerden anzugehen, und man sieht gerade darin einen 
Nachteil der Arbeiterversicherung und des Rentenanspruchs, daß 
durch sie dieser Faktor beseitigt wird, aber man darf nicht vergessen, 
daß es viele Fälle gibt, bei denen jede »erziehliche« Einwirkung ver- 
sagt, bei denen Neurose und Arbeitsunfähigkeit die gleichen bleiben, 
einerlei mit welchen Mitteln dagegen angegangen wird, und daß es 
daher falsch ist, für alle Unfallneurosen Konsequenzen aus der 
Beeinflußbarkeit und »Erziehbarkeit« abzuleiten. Das gilt vor allem 
für die in den Gutachten der Unfallpraxis oft verwendete, wenn auch 
vom Reichsversicherungsamt nicht gebilligte Methode, im Interesse 
des »Zwangs zur Arbeit« ®) die Rente niedriger anzusetzen, als es 
der tatsächlich angenommenen Erwerbsbeschränkung entspricht. 
Wo die Arbeitsfähigkeit des Neurotikers überhaupt beeinflußt 
werden kann, unterliegt sie aber keineswegs nur, wie in den Beispielen 
von der Willensanstrengung einerseits, der Kapitalabfindung anderer- 
seits, der Wirkung solcher Faktoren, die zum ausdrücklichen Zwecke 
dieser Beeinflussung angewendet werden. Die erhöhte Milieu- 
abhängigkeit, die den Neurotiker, wie überhaupt den Psychopathen, 
charakterisiert, führt dazu, daß die psychopathischen Eigenschaften 
und mit ihnen die Leistungsfähigkeit in jedem Augenblicke unter 
dem Einflusse der ganzen Konstellation der äußeren Verhältnisse 
stehen und daß sie durch Schwierigkeiten irgendwelcher Art, die von 
dem Durchschnittsmenschen dank seiner psychischen Stabilität leicht 
überwunden werden, erheblich beeinflußt werden können. So kann 
es z. B. kommen, daß ein Neurotiker, der nach dem Unfall seine alte 
Tätigkeit wieder aufnahm und ein gewisses Maß von Arbeit leisten 
konnte, in dem Augenblicke gänzlich arbeitsunfähig wird, da er seine 
alte Arbeit verliert. Das Herausgerissenwerden aus dem alten Geleise, 
die Unsicherheit seiner Zukunft, die Notwendigkeit, sich eine neue 
Tätigkeit zu suchen und sich einer solchen anzupassen, alles das sind 
psychische Faktoren, welche auf dem Boden der psychopathi- 
schen Persönlichkeit zu einer außerordentlichen Verstär- 
kung der krankhaften Erscheinungen und zu einer völligen Aufhebung 
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jeder Leistungsfähigkeit führen können. Umgekehrt allerdings ist 
vielleicht gerade mit der Beeinflußbarkeit und Milieuabhäniggkeit 
des Neurotikers der Punkt gefunden, an dem die Versuche zur Be- 
kämpfung der Unfallneurose, und ganz besonders ihrer Auswirkung 
auf die Leistungsfähigkeit ihrer Träger einzusetzen haben werden. 
Auch abgesehen von der neuerdings viel debattierten Frage, Rente 
oder Abfindung, läßt sich sicher im Rahmen unserer Arbeiterversiche- 
rung durch eine größere Berücksichtigung der speziellen, von den 
körperlichen Unfallfolgen fundamental verschiedenen Eigenart der 
psychischen Unfallfolgen mancher Schaden mildern. 

Das Urteil über die durch eine Unfallneurose bedingte Einschrän- 
kung der Arbeitsfähigkeit kann aus dem klinischen Bilde der Neurose 
allein nicht gebildet werden, das ist das Ergebnis der bisherigen 
Ausführungen °®%). Will man in diesem Punkte zu einigermaßen faß- 
baren Resultaten kommen, so muß man nach einem andern, 
außerhalb des Symptomenbildes gelegenen Maßstabe suchen. 
Er istinder Differenz der tatsächlichen Leistung 
vor und nach dem Unfall gegeben. Damit taucht aber 
das Problem der Simulation und Uebertreibungauch 
hier wieder auf. Denn der Maßstab kann nur gelten, wenn sicher ist, 
daß der Geschädigte auch nach dem Unfall alles leistet, 
was er leisten kann. Wir sind in diesem Punkte nicht hilflos 
dem Neurotiker selbst überliefert, wie es zunächst scheinen könnte. 
Allerdings — objektive, zwingende Beweise zu erbringen, ist auch 
hier unmöglich, mehr als die eine oder andere Auffassung wahrschein- 
lich und plausibel zu machen, sind wir außerstande, und daher kann 
es sich auch hier bei den »Beweismitteln« nur um ein Material handeln, 
das der Arzt dem Richter als vielleicht »wertvolle«, vaber keineswegs 
bindende Unterlagen für die Urteilsfindung« unterbreitet. Diese 
Unterlagen finden wir in der Persönlichkeit des Geschädig- 
ten und zwar nun nicht allein in der psychopathischen 
Persönlichkeit, wie sie sich uns nach dem Unfall präsentiert, son- 
dern vor allem in dem Menschen, wie er vor dem Unfall war und die 
Untersuchung geht dahin, festzustellen, obes aus der Kennt- 
nis dieses gesunden Menschen heraus glaubhaft 
oder nicht glaubhaft, wahrscheinlich oder unwahrscheinlich ist, daß 
er nach dem Unfall leistet, was er leisten kann. Mag das schlieBliche 
Ergebnis der Untersuchung auch über eine mehr oder weniger sub- 
jektive Meinung nicht hinauskommen, zu ihrer Stütze können wir doch 
meist durch Erhebungen bei der Umgebung des Neurotikers, bei Ar- 
beitgebern und Mitarbeitern, durch Arbeitsausweise und Lohnlisten, 
durch Einsicht in alle erreichbaren Akten, neben den Unfallakten in 
Strafakten, Unterstützungsakten u. a. m. recht viel objektives Material 
herbeischaffen. Daß die objektiven Feststellungen sich auch auf die 


2°) Vielleicht noch besser als jede theoretische Begründung zeigen das die 
enormen Differenzen in der Einschätzung der Arbeitsfähigkeit, welche man in 
den Gutachten über einen und denselben Neurotiker bei gleicher Diagnose und 
gleichen klinischem Befunde antreffen kann. 
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Zeit nach dem Unfall, auf Krankheitserscheinungen und Arbeits- 
leistung ?°) zu erstrecken haben, ist selbstverständlich. 

Wenn es gelingt, ein Bild vonder Persönlichkeit vordem 
Unfall, von ihren individuellen Eigenschaften, wie von ihrer sozia- 
len Stellung und Betätigung zu bekommen, dann wird sich auch 
nicht selten diese Kenntnis bei der Beurteilung der Erwerbsfähigkeit 
verwenden lassen. Zwei kurze Beispiele mögen das illustrieren. 


Ein Vorarbeiter in einem Eisenbetongeschäft, Italiener, erlitt 1909 einen 
Unfall, arbeitete von da ab nicht mehr und erhielt wegen einer Unfallneurose 
eine Rente von 15, später von 25 Prozent. 1913 wurde er wieder begutachtet, 
die Neurose wurde wieder konstatiert und der Mann versicherte wieder, wie immer, 
ganz arbeitsunfähig zu sein. Erhebungen ergaben, daß er in den letzten vier 
Jahren seiner Tätigkeit bei einer und derselben Firma in Stellung war, daß er 
als ein außergewöhnlich tüchtiger und zuverlässiger Arbeiter galt und daß er 
etwa sechs Mark täglich verdiente. Seine Heimatbehörde teilte durch Vermittlung 
des italienischen Konsulates mit, daß er daheim Mutter, Frau und Kinder unter- 
stützte und daß er jährlich etwa 1000 Franken Ersparnisse nach Hause 
schickte. Zur Zeit der Auskunfterteilung gingen Mutter und Kinder betteln, 
die Frau arbeitete bei Bauern und »dem Eigentum, das so mühsam erworben 
wurde«, stand die Versteigerung unmittelbar bevor. Der Mann selbst lebte in 
den letzten Jahren von den Unterstützungen, welche ihm die Armenbehörde 
seines Wohnortes bewilligte. Wer immer mit ihm in Berührung kam, gewann 
den Eindruck einer gänzlichen Arbeitsunfähigkeit. 

Die Auswirkung derselben Unfallneurose mit denselben klinischen Er- 
scheinungen auf die Arbeitsfähigkeit wurde dort zu 15, hier zu Ioo Prozent 
eingeschätzt. Widerlegt ist Simulation und Uebertreibung durch alle 
Erhebungen nicht, aber sehr wahrscheinlich erscheint es auch nicht, daß 
gerade dieser Mann absichtlich nicht arbeitet und Heim und Familie zugrunde 
gehen läßt, um bestenfalls zwei Drittel von dem zu erkämpfen, was er früher 
verdient hat. 

Ein Maurerpolier bezog seit vielen Jahren eine hohe Rente für eine trau- 
matische Epilepsie. Im Anschluß an einen Sturz vom Gerüst, den niemand 
gesehen hatte, trat im Jahre 1904 nach seinen Angaben eine so wesentliche Ver- 
schlimmerung und Häufung der Anfälle ein, daß sie ihm zunächst eine Rente von 
100, dann eine seit 1911 eine solche von 85 Prozent eintrugen. Bei einer neuen Be- 
gutachtung ergaben Erhebungen und namentlich die Einsicht in die gerichtlichen 
Untersuchungs- und Strafakten, daß man es mit einem von jeher schlecht be- 
leumundeten, als Schwindler und Lügner bekannten Menschen zu tun hatte, 
der namentlich auch Heiratsschwindeleien verübt hatte. Die ursprünglichen 
Folgen des ersten, viele Jahre zurückliegenden Unfalles ließen sich aus den Akten 
nicht klar ersehen, aber von dem angeblichen Sturze vom Gerüst ließ sich er- 
weisen, daß er sicherlich simuliert war. Gegen den Mann schwebte damals ein 





27) Die Art der Arbeitsleistung kann oft allein schon ein gewisses Urteil hin- 
sichtlich der Simulation und Uebertreibung ermöglichen. Wenn ein ehemaliger 
Gußputzer mit einem Tagesverdienst von 5 M., dem ein zerspringender Schleif- 
stein eine Unfallneurose eingetragen hat, nach allerlei mißglückten Arbeits- 
versuchen schließlich mit Seife und Putzpulver hausieren geht, um das wenige, 
was er noch an Arbeitskraft besitzt, in Gestalt der paar Mark, die er in der Woche 
verdient, seiner Familie zugute kommen zu lassen, so erscheint schon allein nach 
dieser Art der Betätigung eine Simulation der Arbeitsunfähigkeit oder ihre 
bewußte Uebertreibung nicht sehr wahrscheinlich. 
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Verfahren wegen Betrugs und die angeblichen gehäuften Anfälle verschafften 
ihm — in zwei voneinander ganz unabhängigen Verfahren — nicht nur die 100 
Prozent Rente, sondern auch die Einstellung des Strafverfahrens wegen rasch 
fortschreitender Verblödung. Als er 1912 wieder nachuntersucht wurde, da 
hatte er kurz vorher wieder eine raffinierte Heiratsschwindelei begangen, während 
in den Unfallakten die Gutachten, die ihn für ganz oder für fast ganz arbeitsun- 
fähig erklärten, weiterliefen; es wurde ihnen immer nur zugrundegelegt, was 
er selbst sagte. Die Nachuntersuchung ergab keine Spur von Verblödung, da- 
gegen das Bild eines Schwindlers mit hysterischen Charakterzügen. Anfälle, 
die während der mehrwöchentlichen Beobachtung sich einstellten, zeigten zwar 
einen hysterischen Einschlag, in der Hauptsache waren sie aber ganz bewußt 
zum Zwecke der Täuschung des Arztes provoziert, 

Wenn man auf Grund der ganzen Persönlichkeit zu der Auffassung kam, 
daß man es nicht bloß mit einem Heiratsschwindier, sondern auch mit einem 
Rentenschwindler zu tun hatte, so fand das insoferne noch eine Bestätigung, 
als sich herausstellte, daß der Mann in seiner letzten Stelle vor der Begutach- 
tung neben der Rente einen monatlichen Verdienst von 200— 300 Mark gehabt 
hatte. Dem Arbeitgeber war in den fünf Monaten, die der Mann bei ihm gearbei- 
tet hatte, von irgendwelchen epileptischen Erscheinungen nicht das Geringste be- 
kannt geworden. 


Bei der Analysederganzen Persönlichkeit des Un- 
fallneurotikers, bei dem Versuche, die individuellen Eigenschaf- 
ten und die Lebensführung genau zu ergründen, um aus ihnen heraus 
eine Basis zu schaffen, von der aus für die eigene Ueberzeugung wie für 
diejenige des urteilenden Richters als glaubhaft oder nicht 
glaubhaft sich erweisen läßt, wasobjektivnicht bewiesen 
werden kann, laufen die Fäden auch von den andern erörterten Pro- 
blemen her zusammen. Was für die Glaubhaftigkeit bei der Er- 
werbsbeschränkungsilt, das gilt nicht anders da, wo bei dem 
klinischen Bilde der Unfallneurose Simulation und 
Uebertreibung in Frage steht. Und wenn man mit Hellpach 
für die Kenntnis der Entstehung der Unfallneurose in der »Auf- 
hellung der Rentensucht«, in ihrer psychologischen Analyse, in der 
Zergliederung dessen, was sich in den »Begehrungsvorstellungen« 
zusammendrängt, »für die nächste Zeit schlechthin den Schwerpunkt 
aller an der Unfallneurose nötigen Arbeit« sieht, dann kann diese 
Arbeit nur an Fällen unternommen werden, bei denen die Per- 
sönlichkeit des Unfallneurotikers in gesunden wie 
in kranken Tagen so gründlich als möglich heraus- 
gearbeitetist. 
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Die allgemeine Teuerung im Lichte der theoretischen 
Nationalökonomie. 


Von 


LUDWIG v. MISES. 
p 


Dem Problem der Teuerung, das nun seit Jahr und Tag wieder 
einmal die Geister beschäftigt, ist mit der üblichen statistisch-empiri- 
schen Behandlungsweise nicht beizukommen. 

Das Sammeln und Vergleichen von Preisangaben ist nicht im- 
stande, die Gedankenarbeit der theoretischen Nationalökonomie zu 
ersetzen; zur Klarheit, zur Erkenntnis der Zusammenhänge kann es 
nicht führen. Die vielbändigen Veröffentlichungen der statistischen 
Aemter mit ihren ziffernreichen Tabellen haben die Probleme keinen 
Schritt der Lösung näher gebracht. Was wir über Ursprung, Wesen 
und Bedeutung der Preisveränderungen wissen, stammt nicht aus der. 
Verarbeitung statistischer Materialien. Diese sind hier überhaupt: 
nur insoweit wertvoll, als sie mit den Ergebnissen der nationalöko-- 
nomischen Gedankenarbeit nutzbar gemacht werden. Wer durch das. 
Dunkel der Ziffernkolonnen einen Weg sucht, findet ihn nur dort, 
wo die theoretische Nationalökonomie voranleuchtet. 

Wo die Arbeit des Zusammentragens von Ziffern aufhört, hat die 
Statistik ihr Werk beendet. Die Schlüsse, die aus dem gesammelten 
Material gezogen werden, sind von nationalökonomischen Gedanken- 
gängen geleitet. Sie gewinnen dadurch, daß sie mit einem statistischen, 
Apparat in äußerliche Verbindung gebracht werden, nichts an Beweis-. 
kraft. Denn sie ergeben sich durchaus nicht mit zwingender Logik 
aus der Betrachtung des Materials. Es ist angesichts der Fülle der 
gleichzeitig nebeneinander und gegeneinander wirkenden Kräfte, 
deren Bedeutung der Beobachter für die Zwecke seiner Unter- 
suchung künstlich aufspüren muß, durchaus nicht bewiesen, ob 
nicht auch entgegengesetzte Schlüsse ebensogut oder ebensoschlecht 
auf dasselbe Material anwendbar wären. Unmöglich können wir der 
Preisstatistik — von einzelnen nebensächlichen und kleineren Detail- 
fragen abgesehen — eine andere Bedeutung zuerkennen als die, die 
gesicherten Ergebnisse der Preistheorie zu illustrieren. Sehen wir ge- 
nauer zu, so können wir unschwer feststellen, daß jeder Schriftsteller, 
der sich nicht auf die Sammlung von Ziffern beschränkt, sondern auch 
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den Versuch kausaler Betrachtung unternimmt, von bestimmten 
preistheoretischen Anschauungen ausgeht, die seinen Gedanken den 
Weg weisen. Die Teuerungsliteratur steht ganz im Banne der preis- 
theoretischen Anschauungen, die den einzelnen Schriften zugrunde 
liegen. 

Mit diesen ist es nun nicht immer am besten bestellt. Recht 
häufig — soweit wir von deutschen Schriften reden, müßte man leider 
richtiger sagen: nahezu immer — treten uns hier Gedankengänge ent- 
gegen, die durch die Entwicklung der Wissenschaft schon lange über- 

holt wurden. Es ist noch das kleinste Uebel, wenn die Lehre von Ange- 

bot und Nachfrage und die Quantitätstheorie in dem Sinne ange- 
~ wendet oder bestritten werden, in dem es etwa vor Ioo oder 200 Jah- 
ren hätte geschehen können. Aber auch die Kostentheorie wird in 
naivster Weise vorgetragen und nicht allzuselten begegnen wir selbst, 
mit ethischen und politischen Anmerkungen verbrämt, den beliebten 
Laientheorien, die Spekulation und Wucher für alle Uebelstände im 
. Wirtschaftsleben verantwortlich machen wollen. Die vierzigjährige 
Entwicklung der subjektiven Wertlehre hat hier kaum Spuren hinter- 
lassen. 

Neben diesen inneren Schwierigkeiten stellen sich der wissenschaft- 
lichen Behandlung des Teuerungsproblems nicht minder große äußere 
entgegen. Die Teuerung ist eine politische Frage von größter Bedeu- 
tung geworden. Jede Partei ist auf ein bestimmtes Theorem über die 
Ursachen der Teuerung eingeschworen und hat ein besonderes Re- 
zept zu ihrer Bekämpfung. Wer die Probleme zu ergründen sucht, 
lauft Gefahr, es sich mit allen Parteien zugleich zu verderben. Es 
müßte schon als ein günstiger Fall betrachtet werden, wenn die »Prak- 
tiker« seine Ausführungen als die eines »welt- und wirklichkeitsfrem- 
den Theoretikers« mit Stillschweigen übergehen wollten oder wenn 
die gegen sie gerichteten Angriffe sich innerhalb der Grenzen des An- 
standes hielten. Wer die populären Dogmen über die Ursachen und 
die Bekämpfung der Teuerung anzutasten wagt, muß in der Regel auf 
weit Aergeres gefaßt sein. 


Allgemeine Teuerungund besondere Teuerung. 


Wenn von allgemeiner Teuerung oder von Teuerung schlechtweg 
gesprochen wird, so meint man Sinken der Kaufkraft (des objektiven 
Tauschwertes) des Geldes. Verändert sich in einer Volkswirtschaft, 
in der der Gebrauch eines allgemeinen Tauschmittels unbekannt ist, 
das Austauschverhältnis, das zwischen einem wirtschaftlichen Gute 
und den übrigen wirtschaftlichen Gütern besteht, dann spricht man 
von Verteuerung oder Verbilligung einer Ware in bezug auf die an- 
deren. Von Teuerung oder Verbilligung kann in diesem Falle nicht 
ohne näheren Zusatz gesprochen werden. Sehen wir von der Tatsache 
des Geldgebrauches ab, so ergibt sich klar, daß ein Gut nicht teurer 
werden kann, ohne daß alle anderen Güter billiger werden. 

Das Problem, das uns beschäftigt, ist ausschließlich das der all- 
gemeinen Teuerung oder des allgemeinen Steigens der Geldpreise der 
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Waren. Damit soll durchaus nicht behauptet werden, daß dies das 
einzige Teuerungsproblem der Gegenwart ist. Neben den Verschie- 
bungen, die das zwischen dem Gelde und den übrigen wirtschaftlichen 
Gütern bestehende Austauschverhältnis von seiten des Geldes her er- 
fährt, treten auch Verschiebungen in den zwischen den verschiedenen 
wirtschaftlichen Gütern untereinander bestehenden Austauschver- 
hältnissen auf. In dem allgemeinen Steigen des Niveaus der Waren- 
preise erkennt man, daß die Steigerung nicht alle Güter gleichmäßig 
erfaßt, daß die Geldpreise einzelner Waren stärker gestiegen sind als 
die der anderen, die mancher Waren dagegen gesunken sind. Diese 
Erscheinung ist keineswegs nur auf den Umstand zurückzuführen, daß 
die Geldwertveränderungen stets auch Verschiebungen in der Besitz- 
und Einkommensverteilung nach sich ziehen und mithin zu Konsum- 
verschiebungen führen, die Angebot und Nachfrage und dadurch die 
Preise der Gebrauchsgüter beeinflussen. Es sind vielmehr selbständige 
Kausalreihen, die zu diesen Erscheinungen führen, und in der Mehrzahl 
der Fälle sind sie auch unschwer aufzudecken. Wenn von Fleisch- 
teuerung, von Milchteuerung, von Wohnungsteuerung gesprochen 
wird, so pflegt über die Ursachen nur selten eine Unklarheit zu be- 
stehen. Selbst den Bemühungen der Interessenten vermag es nicht 
zu gelingen, die Oeffentlichkeit auf die Dauer darüber irre zu führen. 

Es leuchtet daher ohne weiteres ein, daß das Problem der allge- 
meinen Teuerung (des allgemeinen Steigens der Warenpreise) und das 
der besonderen Teuerung (des Steigens der Preise einzelner Güter 
oder Dienstleistungen) streng zu trennen sind. Der Nichtbeachtung 
dieser Unterschiede ist manche Unklarheit in der publizistischen 
Erörterung zuzuschreiben. 

Die Verteuerung oder Verbilligung einzelner Warenpreise kann 
international auftreten; sie muß es aber nicht notwendigerweise. Es 
kann auch vorkommen, daß sie örtlich beschränkt bleibt. Steigt z. B. 
in Oesterreich der Branntweinpreis, weil die Branntweinsteuer erhöht 
wird, oder der Fleischpreis, weil die Einfuhr von Vieh und Fleisch ver- 
boten wird, so hat dies auf die Preisgestaltung von Branntwein und 
Fleisch im Auslande keinen direkten Einfluß. Die Preise im Aus- 
lande werden von dieser Maßregel unmittelbar nicht berührt; findet 
ein mittelbarer Einfluß statt, dann wirkt er in entgegengesetztei 
Richtung. Es können z. B. die Fleischpreise in Rumänien sinken, 
weil der Export nach Oesterreich unterbunden und damit die öster- 
reichische Nachfrage ausgeschaltet wurde. 

Soweit die Teuerung eine allgemeine ist, trägt sie stets internatio- 
nalen Charakter. Das ergibt sich eben aus dem Umstande, daß das 
Geld der Gegenwart, das Gold, als solches international ist. Das 
Gold ist heute Weltgeld, nicht nationales Geld bestimmter Gebiete; 
seine Verbilligung muß mithin ebenfalls stets international auftreten. 


Geldmenge und Geldwert. 


Das zwischen dem Gelde und den übrigen wirtschaftlichen Gütern 
bestehende Austauschverhältnis muß Veränderungen erfahren, wenn 
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das Verhältnis, das in den Einzelwirtschaften zwischen Geldnachfrage 
und Geldangebot besteht, sich verschiebt. Caeteris paribus muß 
daher die Kaufkraft der Geldeinheit sinken, wenn die Geldmenge 
vermehrt wird, und umgekehrt die Kaufkraft der Geldeinheit steigen, 
wenn die Geldmenge abnimmt. Das ist, in wenigen Worten, jene Lehre, 
die die Quantitätstheorie, das älteste gesicherte Ergebnis geldwert- 
theoretischer Untersuchungen, bietet }). 

Der Geldbedarf der Einzelwirtschaften wird nicht nur durch Geld 
befriedigt. Auch die Geldsurrogate, das sind jederzeit fällige, sichere 
Geldforderungen, deren Liquidität und Sicherheit allgemein aner- 
kannt ist (z. B. Banknoten, Kassenführungsguthaben, Scheidemünzen 
u. dgl.), erfüllen den gleichen Dienst. Die Geldsurrogate können ent- 
weder durch Geld »gedeckt« sein oder nicht; soweit für sie eine Geld- 
deckung besteht, nennen wir sie Geldzertifikate, soweit eine solche 
Deckung fehlt, Umlaufsmittel ?). Es leuchtet ein, daß eine Vermehrung 
oder Verminderung der Umlaufsmittel dieselben Folgen für die Wert- 
gestaltung der Geldeinheit nach sich ziehen muß, die die Vermehrung 
oder Verminderung der Geldmenge auslöst. Wenn der Geldvorrat 
(im weiteren Sinne, so daß darin auch der Vorrat an Umlaufsmitteln 
inbegriffen ist), vermehrt wird, während der Geldbedarf (im weiteren 
Sinne, so daß darin auch der Bedarf an Umlaufsmitteln inbegriffen 
ist) unverändert bleibt, muß mithin der innere objektive Tauschwert 
des Geldes sinken. Dieses Sinken ist jedoch keineswegs umgekehrt 
proportional der Vermehrung des Vorrats; es tritt auch nicht gleich- 
zeitig in der ganzen Volkswirtschaft und gleichmäßig allen Waren 
gegenüber auf. Das alles näher zu begründen und auszuführen, ist 
hier nicht notwendig. Ich habe es an anderer Stelle versucht. 

Die Bestrebungen, die Ergebnisse der Quantitätstheorie für die 
statistische Untersuchung der Ursachen und des Umfanges der Be- 
wegungen des inneren objektiven Tauschwertes des Geldes zu ver- 
werten, müssen stets ergebnislos bleiben. Von den beiden Faktoren, 
deren gegenseitiges Verhältnis diese Bewegungen bestimmt, ist nur 
der eine, der Geldvorrat, erfaßbar. Der andere, der Geldbedarf, ist 
eine von subjektiven Momenten abhängige Größe, die im besten Falle 
annäherungsweise geschätzt werden kann. Aber selbst wenn es ge- 
lingen könnte, die Veränderungen von Geldvorrat und Geldbedart 
ziffermäßig festzustellen, würde uns das noch lange nicht befähigen, 
ziffernmäßige Schlüsse zu ziehen. Einmal sind die Bewegungen des 
inneren objektiven Tauschwertes des Geldes, wie schon erwähnt, 
nicht umgekehrt proportional jenen, die im Verhältnis von Geldvorrat 
und Geldbedarf vor sich gehen. Dann aber fehlt uns die Möglichkeit, 
die Bewegungen des inneren objektiven Tauschwertes des Geldes, 
exakt zu messen. Alle Systeme des index number, auch die geist- 
reichsten und vollendetsten, dürfen keinen Anspruch auf Exaktheit 
erheben 3). 





!) Vgl. meine Theorie des Geldes und der Umlaufsmittel. München und 
Leipzig 1912. S. 133—170. 
2) Ebendort S. 144. 3) Ebendort S. 213 ff. 
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Die geldwertstatistischen Untersuchungen pflegen all dies in der 
Regel zu übersehen. Sie nehmen stillschweigend an, daß die Ver- 
änderungen der Geldmenge (im engeren Sinne, so daß darin die Um- 
laufsmittel nicht inbegriffen sind) indirekt proportionale Veränderun- 
gen der Kaufkraft der Geldeinheit — und zwar allen Waren gegenüber 
und gleichzeitig in der ganzen Volkswirtschaft — auslösen. Sie er- 
blicken in den Indexzahlen einen genauen Maßstab der Schwan- 
kungen der Kaufkraft, ein Vorgehen, das auch dann nicht milder zu 
beurteilen ist, wenn man nach verschiedenen Grundsätzen aufge- 
baute Indexziffern mehrerer Systeme kombiniert. Bei solchem Vor- 
gehen wird die angeblich wissenschaftliche Arbeit zu bedeutungs- 
loser Spielerei mit Ziffern und Worten. 

Alle diese Irrtümer schädigen das Ansehen der nationalökono- 
mischen Wissenschaft, da man im großen Publikum stets geneigt ist, 
für die Fehler der Sammler und Bearbeiter von Daten zur Wirt- 
schaftskunde die theoretische Nationalökonomie verantwortlich zu 
machen. Zu Mißgriffen der Wirtschaftspolitik vermögen sie im all- 
gemeinen nicht zu führen. Nur in einer Richtung ergeben sich 
aus der mangelhaften theoretischen Erkenntnis der Schule bedenk- 
liche Folgen für die politische Anwendung. Man pflegt zu übersehen, 
daß die Umlaufsmittel für die Gestaltung des inneren objektiven 
Tauschwertes des Geldes die gleiche Bedeutung haben wie das Geld, 
daß eine Vermehrung der Umlaufsmittelmenge caeteris paribus ge- 
radeso zu einem Sinken der Kaufkraft der Geldeinheit führen muss, 
wie eine Vermehrung der Geldmenge. Da man nun wieder anderer- 
seits — in völliger Verkennung all dessen, was die theoretische Na- 
tionalökonomie seit fünf Menschenaltern geleistet hat — meint, den 
Zinsfuß durch vermehrte Ausgabe von Umlaufsmitteln ermäßigen 
zu können, ergeben sich ganz merkwürdige Konsequenzen. Da wird 
auf der einen Seite der Kampf gegen die Teuerung, freilich mit mehr 
Ostentation denn mit ernstlichem Willen, ins Werk gesetzt, während 
auf der anderen Seite durch Erweiterung des ungedeckten Notenum- 
laufes und ähnliche Maßnahmen sowie durch das Bestreben, den 
Scheckverkehr künstlich auszudehnen, die Umlaufsmittelzirkulation 
erweitert und damit eine Tendenz zum Sinken der Kaufkraft des 
Geldes geschaffen wird ®). 

In jüngster Zeit hat sich eine Stimme geltend gemacht, die dem, 
was in den obenstehenden Zeilen über den Einfluß der Veränderungen 
im Verhältnis zwischen Geldbedarf und Geldvorrat auf die Kaufkraft 
des Geldes gesagt wurde, entgegentritt. Spann meint, die Theorie, 
welche die Teuerung aus der durch die erhöhte Goldproduktion be- 
wirkten Geldentwertung zu erklären suche, erscheine zwar relativ 
geschlossen, weil sie alle Haupterscheinungen der Teuerung aus 
einem einzigen Prinzip zu erklären unternehme. Dennoch werde 
»jeder, der einen guten Instinkt für induktive Analyse wirtschaft- 
licher Zusammenhänge hat, gegen eine Theorie mißtrauisch sein, 





*) Ebendort S. 402 ff. 
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welche Teuerungen und schließlich die ganze Preisgeschichte mit 
ihren großen auf- und absteigenden Preiskurven nicht aus dem inneren 
Gang der Wirtschaft heraus, sondern aus dem Ueberfluß oder Mangel 
an Tauschmittel erklären will«. Das alte physiokratische Bestreben, 
die volkswirtschaftlichen Vorgänge grundsätzlich unter Ausschaltung 
des Geldes verständlich zu machen, sollte wieder mehr als bisher 
zu Ehren kommen. Besonders Preisvorgängen gegenüber sei dieses 
Verfahren geboten, um das von seiten der Umlaufsmittel her Bedingte 
gegenüber dem den primären wirtschaftlichen Bestrebungen selbst 
Innewohnenden reinlich scheiden zu können 5). 

Der einen der von Spann gestellten Forderungen entspricht 
unsere Auffassung vollkommen. Sie erklärt die Teuerung nicht aus 
einem Prinzipe, sondern — wie der nächste Abschnitt zeigen 
wird — aus zwei verschiedenen Prinzipien, die sich in ihrer Wirkung 
vereinigen. Im übrigen aber müssen Spanns Ausführungen als irrig 
zurückgewiesen werden. 

Es ist seit alters her in der Nationalökonomie üblich, die Probleme 
der Preisbildung (Warenpreise, Lohn, Grundrente, Kapitalzins usf.) 
zunächst unter der Annahme zu besprechen, als ob direkter Tausch 
stattfinden würde. Das haben nicht nur die Physiokraten getan, wie 
Spann meint, sondern alle Theoretiker der Nationalökonomie; ein 
Blick auf die Schriften der Klassiker oder der Modernen kann jeder- 
mann leicht davon überzeugen. Die Erkenntnisse, die auf diesem 
Wege und nur auf diesem Wege gewonnen werden, bedürfen dann 
noch einer Ergänzung durch die Untersuchung der Modifikationen, 
die durch den Gebrauch des Geldes und der Umlaufsmittel herbeige- 
führt werden. Neben die Theorie des direkten Tausches muß die 
Theorie des indirekten Tausches — die Lehre vom Gelde und von den 
Umlaufsmitteln (Geld- und Banktheorie) — treten. Wenn man der 
theoretischen Nationalökonomie der letzten Jahrzehnte einen Vor- 
wurf machen kann, so ist es gewiß nicht der, daß sie die Notwendigkeit 
dieser Trennung nicht beachtet oder daß sie die Beschäftigung mit den 
Problemen des direkten Tausches vernachlässigt hätte. Im Gegen- 
teil. Sie hat ihre Aufmerksamkeit so sehr durch die Probleme des 
direkten Tausches, die ja logisch vorangehen müssen, in Anspruch 
nehmen lassen, daß die des indirekten Tausches dabei eher zu kurz 
gekommen sind. Darunter hat z. B. auch die Behandlung des Krisen- 
problems, dessen volles Verständnis nur die Theorie des indirekten 
Tausches erschließen kann, schwer gelitten. 

Zu den volkswirtschaftlichen Vorgängen, die unter Ausschaltung 
des Geldes betrachtet werden können und sollen, darf man jedoch 
das Problem der allgemeinen Teuerung nicht rechnen. Allgemeine 
Teuerung bedeutet Veränderung des zwischen dem Gelde und den 
übrigen wirtschaftlichen Gütern bestehenden Austauschverhältnisses. 
In einer Wirtschaftsorganisation, die keinen Geldgebrauch kennt, 


6) Vgl. Spann, Theorie der Preisverschiebung als Grundlage zur Er- 
klärung der Teuerungen. Wien 1913. S. 3—5. 
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ist allgemeine Teuerung nicht möglich. Wie soll man da das Geld aus 
der Betrachtung des Teuerungsproblems ausschalten ? Spann freilich 
unternimmt diesen, von vornherein aussichtslosen Versuch. Wenn 
er das »höhere Preisniveau« zunächst auf Grundlage des Natural- 
tausches zu erklären vermeint, so liegt darin ein Verkennen des We- 
sens dessen, was der Sprachgebrauch des täglichen Lebens der Kürze 
und Bequemlichkeit halber »Preis« nennt, was aber vollständiger 
»Geldpreis« und richtig »Austauschverhältnis in bezug auf das Geld« 
zu nennen wäre. Wenn heute folgende Austauschverhältnisse gelten: 
5 Kilo A = 7 Kilo B = ọ Kilo C = 16 Kronen und morgen 5 Kilo 
A = 7 Ķilo B = gKiloC = 18 Kronen, so kann die über Nacht ein- 
getretene Veränderung doch wohl niemals aus Ursachen, die in den 
Beziehungen zwischen A, B und C untereinander liegen, erklärt 
werden. 


Geldentwertung als Folge gewisser Eigentüm- 
lichkeiten des indirekten Tausches. 


Der innere objektive Tauschwert des Geldes erfährt nicht nur 
dann eine Verschiebung, wenn das Verhältnis zwischen Geldbedarf 
und Geldvorrat sich verändert hat. Es gibt noch eine zweite Ursache 
seiner Bewegungen, die in gewissen Eigentümlichkeiten des indirekten 
Tausches zu suchen ist. Darin liegt ein grundsätzlicher Unterschied 
zwischen der Bildung des zwischen dem Gelde und den übrigen wirt- 
schaftlichen Gütern bestehenden Austauschverhältnisses und der 
Bildung der zwischen den übrigen wirtschaftlichen Gütern unter- 
einander bestehenden Austauschverhältnisse. 

Im direkten (unvermittelten) Tauschverkehr kann ein Tausch 
nur dann zustande kommen, wenn jeder der beiden Teile die Güter- 
menge, die er hingeben soll, niedriger bewertet als jene, die er als 
Entgelt für die Hingabe in Empfang nehmen soll. Trifft diese Voraus- 
setzung nicht zu, dann wird es zu keinem Tausch kommen können. 

Das gilt für den indirekten, durch Geld vermittelten Tausch nur 
mit einer wichtigen Modifikation. Der Kauflustige kann sich hier 
unter Umständen dazu entschließen, den geforderten Preis auch dann 
zu zahlen, wenn er seine Schätzung übersteigt, dann nämlich, wenn er 
hoffen darf, daß es ihm gelingen werde, für diejenigen Waren und 
Dienstleistungen, die er zu Markte bringt, gerade deshalb höhere 
Geldpreise zu erzielen, weil er für die Waren und Dienstleistungen 
seines Bedarfes höhere Geldpreise gezahlt hat. Der höhere Geldpreis 
muß eben noch nicht durchaus auch einen höheren Sachpreis bedeuten ; 
es kann ganz gut geschehen, daß die wechselseitigen Austauschver- 
hältnisse der Güter (mit Ausschluß des Geldes) untereinander unver- 
ändert bleiben und daß nur eine Verschiebung in dem zwischen dem 
Gelde und den übrigen wirtschaftlichen Gütern bestehenden Aus- 
tauschverhältnis eintritt. 

Wenn die Arbeiter höheren Lohn fordern und die Unternehmer 
dieser Forderung nachgeben, so muß dies durchaus noch nicht eine 
Steigerung des Reallohns bedeuten. Es kann sein, daß es den Unter- 
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nehmern gelingt, die Lohnerhöhung auf die Konsumenten zu über- 
wälzen, so daß auch die Warenpreise steigen und der Reallohn kon- 
stant bleibt oder doch nicht in dem gleichen Maße steigt, wie der 
Geldlohn. Wenn die Erzeuger einer bestimmten Ware eine Preis- 
erhöhung durchsetzen, sa muß dies durchaus noch nicht auch eine 
Steigerung des Sachpreises bedeuten; auch hier kann die Preiserhöh- 
ung unter Umständen nur nominell bleiben. 

Das kann mitunter auch schon in den einfachen Verhältnissen 
der Kundenproduktion, wo Erzeuger und Verbraucher in unmittel- 
baren Verkehr treten, vorkommen. Eine Notwendigkeit ist es hier 
aber keineswegs; die Marktbeziehungen sind noch klarer und über- 
sichtlicher und der Ausgleich zwischen Konsumtion und Produktion 
kommt leicht zustande. Anders liegt die Sache auf den Entwick- 
lungsstufen der Volkswirtschaft oder gar der Weltwirtschaft. Die 
Lage des Marktes kann hier nicht mehr so leicht überblickt werden 
wie früher, als er noch kleiner war. Der Produzent tritt nicht mehr 
unmittelbar mit dem Konsumenten in Verkehr. Das Produkt wird 
»vom Markte aufgenommen«, was durchaus noch nicht bedeutet, daß 
es auch von den Konsumenten jene Bewertung erfährt, die dem Kalkul 
des Produzenten zugrunde lag. Produzenten und Händler stehen einer 
unbekannten Größe gegenüber; sie können mit mehr oder weniger 
Geschick das künftige Verhalten der Konsumenten abschätzen, sie 
vermögen aber natürlich nur wenig mit Bestimmtheit darüber 
auszusagen. Die Größe und Unübersichtlichkeit des modernen Marktes 
stellt aber an die Verkäufer gerade die höchsten Anforderungen. 
Ein Verhandeln mit den einzelnen Konsumenten ist bei der Mehrzahl 
der gebrauchsfertigen Güter ausgeschlossen. Die Produzenten und 
Händler sind genötigt, »feste« Preise vorzuschreiben, die der Konsu- 
ment entweder annimmt oder durch Zurückhaltung im Einkauf ab- 
lehnt, wenn er ihnen nicht dadurch ausweicht, daß er sie zwar auf der 
einen Seite als Geldpreise zahlt, sie aber auf der anderen Seite durch 
Umgestaltung der Kaufkraft des Geldes ummodelt. 

Damit aus dem Mechanismus des durch Geld vermittelten Tau- 
sches heraus in der angedeuteten Weise eine die ganze Volkswirtschaft 
umfassende Tendenz zur Verringerung des inneren objektiven Tausch- 
wertes des Geldes entspringe, müssen Umwälzungen der Produktions- 
und Konsumtionsverhältnisse in größerem Umfange vor sich gehen. 
In einem statischen oder vorwiegend statischen Zustand der Volks- 
wirtschaft erfahren die wechselseitigen Austauschverhältnisse der 
wirtschaftlichen Güter (mit Ausschluß des Geldes) untereinander keine 
oder nur geringfügige Aenderungen. Unter solchen Verhältnissen fehlt 
Unternehmern und Arbeitern auch jede Anregung, Preisaufschläge zu 
versuchen. Anders in Zeiten starker Umwälzung der Produktions- 
und Konsumtionsverhältnisse, wenn die wechselseitigen Austausch- 
verhältnisse große Veränderungen erfahren. Da müssen — tappend 
und tastend — alle Verkäufer (worunter auch die Verkäufer der Ar- 
beitskraft zu verstehen sind) neue Preise für die Güter und Dienst- 
leistungen, die sie zu Markte bringen, zu erzielen suchen. Sie setzen 
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Preise fest, die ihrer Ansicht nach mit den erzielbaren Preisen zusam- 
menfallen, wobei sie leicht zu hoch greifen können. Haben sie nämlich 
zu tief gegriffen, d. h. einen zu niedrigen Preis verlangt, so müssen sie 
ihren Fehler bald gewahr werden, wenn die Nachfrage über das Ange- 
bot hinauswächst. Im entgegengesetzten Falle ist der Irrtum nicht so 
schnell zu erkennen. Werden von den Verkäuiern zu hohe Preise 
verlangt, dann müßte, lehrt das Preisgesetz, die Nachfrage vom An- 
gebot überflügelt werden; die Zurückhaltung der Käufer müsse 
schließlich die Verkäufer zu einer Herabsetzung der Preisforderung 
zwingen. Hier aber setzt die Wirkung der besonderen Eigentümlich- 
keit des indirekten Tausches ein. Der Kauflustige hält mit dem An- 
kaufe der Ware nicht zurück, wenn auch der geforderte Preis seine 
Schätzung um ein Geringes übersteigt, weil er auch seinerseits auf 
größere Geldeingänge aus dem Erlös der Waren und Dienstleistungen, 
die er zu Markte bringt, hofft. Er hat seine Preisforderung erhöht 
und sieht, daß sie von den Käufern bewilligt wird; aus dem gleichen 
Grunde, aus dem jene höhere Preise zahlen, zahlt auch er sie. Alle er- 
warten, daß den höheren Geldausgaben auch höhere Geldeinnahmen 
gegenübertreten werden; sie rechnen mit einem Sinken der Kaufkraft 
des Geldes, das ihr Verhalten tatsächlich auch herbeiführt. 

Aus technischen Eigentümlichkeiten der Marktorganisation des 
durch Geld vermittelten Tausches heraus führen große Umwälzungen 
der wechselseitigen Austauschverhältnisse der wirtschaftlichen Güter 
untereinander zu einer Tendenz sinkender Kaufkraft der Geldeinheit. 


Die sozialen Wirkungen der allgemeinen Teue- 
rung. 


Ehe wir das eben Gesagte an einem wichtigen Beispiele erörtern, 
erscheint es zweckmäßig, einige Worte über die soziale Bedeutung 
der allgemeinen Teuerung einzuschalten. 

Würden die Veränderungen des inneren objektiven Tauschwertes 
des Geldes sich gleichzeitig und gleichmäßig in der ganzen Weltwirt- 
schaft vollziehen, würden die Preise aller Waren und Dienstleistungen 
gleichzeitig und gleichmäßig steigen oder fallen, dann würden sich 
ihre sozialen Wirkungen auf die Umgestaltung des Inhaltes der obli- 
gatorischen Verträge, die in Geld zu erfüllen sind, beschränken. Alle 
deferred payments werden ihre Bedeutung verändern, wenn das Geld, 
der standard of deferred payments, im Werte steigt oder sinkt. Wenn 
die Kaufkraft des Geldes sinkt, gewinnen die Schuldner, verlieren die 
Gläubiger. Vorausgesetzt ist dabei, daß sie beim Abschluß des Ver- 
trages die zukünftigen Bewegungen des inneren objektiven Tausch- 
wertes des Geldes nicht nach Richtung und Maß vorausgeahnt und 
mitkalkuliert haben, eine Voraussetzung, die immer zutrifft, da aus 
verschiedenen Gründen das Voraussehen des Maßes der Bewegungen 
der Kaufkraft des Geldes unmöglich ist. 

Würden sich die Veränderungen der Kaufkraft des Geldes tat- 
sächlich in dieser Weise gleichzeitig und gleichmäßig in der ganzen 
Sozialwirtschaft durchsetzen, dann würden die Klagen über Teuerung 
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lange nicht so laut ertönen wie heute und schwerlich die Regierungen 
zum Ergreifen teuerungspolitischer Maßnahmen veranlassen. Die 
Gläubiger, überhaupt alle jene, die aus obligatorischen Verträgen 
bestimmte Geldsummen zu fordern haben, würden wohl geschädigt 
werden und es ist recht wahrscheinlich, daß sie die Nachteile, die 
ihnen daraus erwachsen, keineswegs ruhig hinnehmen würden. Zweifel- 
los würden sie sich bemühen, eine ihnen günstigere Bewegung der 
Preise herbeizuführen. Es ıst aber kaum anzunehmen, daß ihnen dies 
gelingen könnte. Ihre Klagen würden in den breiten Massen der Be- 
völkerung kaum einen Widerhall finden. Die Zahl derjenigen, deren 
Einkommen sich ausschließlich oder vorwiegend aus dem Ertrage 
verliehener Geldkapitalien zusammensetzt, ist in den meisten Ländern 
viel zu gering, als daß ihre Wünsche und Interessen den Gang der 
Wirtschaftspolitik entscheidend beeinflussen könnten. 

Daß die Geldentwertung von der großen Menge als Nachteil 
empfunden wird, ist nicht darauf zurückzuführen, daß sie die Gläu- 
bigerinteressen schädigt, sondern auf den Umstand, daß sie in der 
Volkswirtschaft nur schrittweise in Erscheinung tritt. Die verschie- 
denen Warenpreise steigen nicht gleichzeitig in gleichem Maße. Die 
Teuerung tritt irgendwo in der Volkswirtschaft und irgendwelchen 
Waren gegenüber zuerst auf und pflanzt sich schrittweise weiter. 
Fassen wir zunächst den Fall der Geldentwertung durch Vermehrung 
der Geld- oder der Umlaufsmittelmenge bei gleichbleibendem oder 
nicht in gleichem Maße steigendem Geldbedarf (im weiteren Sinne) 
ins Auge. Es sei z. B. eine neue Goldmine erschlossen worden. Das 
neue Gold fließt zunächst den Goldproduzenten zu; es mehrt ihr 
Einkommen, vermindert ihre subjektive Schätzung der Geldeinheit 
und macht sie damit »tauschfähiger«, »kaufkräftiger«. Sie bringen nun 
auf dem Markte ihre Nachfrage nach den Gegenständen ihres Be- 
darfes stärker zum Ausdrucke als bisher; sie können mehr Geld für 
die Waren bieten, welche sie zu erwerben wünschen. Diese Waren sind 
es, welche zuerst im Preise steigen; ihnen gegenüber sinkt der objek- 
tive Tauschwert der Geldeinheit zuerst. Hier ist der Punkt, wo die 
Geldentwertung ihren Ausgang nimmt. Der weitere Verlauf ist nun 
der, daß auch diejenigen, die jene Güter zu Markte gebracht haben, 
nach denen sich der Begehr der ersten Besitzer des neuen Geldes 
richtet, kaufkräftiger geworden sind und nun ihrerseits wieder in der 
Lage sind, nach den Gütern ihres Bedarfes eine stärkere Nachfrage zu 
entfalten, so daß auch diese Güter im Preise steigen. So setzt sich die 
Preissteigerung, sich dabeı verflachend, so lange fort, bis alle Waren, 
die einen in stärkerem, die anderen in schwächerem Ausmaße, von 
ihr erfaßt sind €). Dieses schrittweise Fortschreiten der Teuerung be- 
dingt ihre sozialen Begleiterscheinungen. Diejenigen sozialen Gruppen, 
denen der neue Geldstrom zuerst zufließt, werden durch den Prozeß 
begünstigt, diejenigen, denen er später zufließt, geschädigt. Solange 


0) Vgl. meine Theorie des Geldes und der Umlaufsmittel a. a. O. S. 151 f. 
und die dort zitierten. 
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nämlich die Geldentwertung sich noch nicht in der ganzen Volkswirt- 
schaft durchgesetzt hat, sind diejenigen, welche bereits das höhere 
Einkommen, das der kommenden Geldwertverringerung entspricht, 
beziehen, in der Lage, für alle Güter ihres Bedarfes oder für einen 
Teil Preise zu bezahlen, welche der Geldwertverringerung überhaupt 
noch nicht oder noch nicht ganz Rechnung tragen; andererseits 
müssen diejenigen, deren Geldeinkommen noch nicht den neuen 
Verhältnissen entspricht, schon für einen Teil der Güter ihres Be- 
darfes Preise bezahlen, die dem höheren Preisniveau angepaßt sind. 

Ganz das gleiche gilt natürlich auch von jenen Geldwertverände- 
rungen, welche sich aus dem früher beschriebenen Steigern der Preise 
durch die Verkäufer ergeben. Auch hier nimmt ja die Preissteigerung 
ihren Ausgangspunkt von einer Stelle und pflanzt sich erst von hier 
schrittweise fort. Diejenigen Verkäufergruppen, welche mit der Preis- 
Steigerung vorausgegangen sind, sind daher auch dann im Vorteil, 
wenn die Preissteigerung der Produkte, die sie zum Verkaufe bringen, 
im Laufe des Prozesses durch die Preissteigerung der Artikel ihres Be- 
darfes vollkommen ausgeglichen wird. Denn während der Dauer des 
Prozesses, durch den sich die Geldentwertung in der ganzen Volks- 
wirtschaft durchsetzt, haben sie Vorteile genossen, die ihnen die spätere 
Anpassung aller Preise an den neuen Standard nicht mehr nehmen 
kann. Gerade in dem Umstande, daß es sich so verhält, liegt ja auch 
die Ursache, welche die mit der Preiserhöhung vorangehenden Gruppen 
zu ihrem Vorgehen veranlaßt. Das gilt von der Politik der Kartelle 
und Trusts — soweit sie nicht Monopolistenpolitik ist — und auch 
von dem Vorgehen der Arbeiterverbände. 

Dieses letzte soll nun noch näher erläutert werden. 


Lohnsteigerungund Teuerung. 


Daß zwischen den Bewegungen der Geldlöhne und den Bewegungen 
der Geldpreise der Sachgüter Wechselwirkungen bestehen, dürfte 
wohl kaum ernstlich geleugnet werden. Für eine an den Gedanken- 
gängen der modernen theoretischen Nationalökonomie orientierte 
Betrachtungsweise scheidet von vornherein die beliebte, der Wert- 
lehre der älteren Theorie entlehnte Formel aus, die die Verteuerung 
der Warenpreise aus der Verteuerung des Produktionsfaktors Arbeit 
zu erklären vermeint. Daß jene Bewegungen des inneren objektiven 
Tauschwertes des Geldes, die durch Veränderungen im Verhältnis 
zwischen Geldvorrat und Geldbedarf hervorgerufen werden, von den 
Preisen der Genußgüter aus die Geldpreise der Produktionsfaktoren 
und mithin auch den des Produktionsfaktors Arbeit beeinflussen, ist 
wieder so selbstverständlich, daß jede weitere Diskussion darüber 
überflüssig wäre. Man erkennt also unschwer, daß schon die übliche 
Art der Problemstellung der wissenschaftlichen Kritik gegenüber 
nicht standhalten kann. Will man zu brauchbaren Ergebnissen ge- 
langen, dann muß man einen anderen Gedankengang wählen. 

Allen nationalökonomischen Lohntheorien ist das eine gemein- 
sam, daß sie die Bestimmung der Lohnhöhe als Wertproblem auf- 
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fassen. Die verschiedenen Lösungen, die das Wertproblem im Laufe 
der Zeit gefunden hat, haben auch zu verschiedenen Versuchen, das 
Lohnproblem zu lösen, geführt. Die objektiven Werttheorien mußten 
wohl andere Wege einschlagen als die moderne Werttheorie. Erst 
diese hat die Bedeutung des Problems voll gewürdigt. Die Zurech- 
nungstheorie, die Böhm-Bawerk, Clark und Wieser begründet haben, 
zeigt, wie die einzelnen komplementären Produktionsfaktoren be- 
wertet werden; sie bildet somit das unentbehrliche logische Zwischen- 
glied zu jeder Theorie der Preisbildung der Produktionsfaktoren und 
somit auch zu jeder Theorie der Verteilung der Produkte. 

Die Lohnhöhe kann als Markterscheinung durch Eingriffe, die 
nicht mit den Mitteln des Marktes arbeiten, nicht beeinflußt werden. 
Will man Lohnpolitik treiben, d. h. will man die Lohnhöhe von jenem 
Stande entfernen, den sie auf dem unbeeinflußten Markte einzunehmen 
trachtet, und den wir als den natürlichen Lohn bezeichnen können, 
dann muß man eben jene Faktoren zu verändern suchen, deren Zu- 
sammenwirken auf dem Markte die konkrete Höhe des Lohnes be- 
stimmt. So’kann man z. B. den Lohn drücken, wenn man die Einwande- 
rung fremder Arbeiter erleichtert, ihn in die Höhe treiben, wenn man 
den Zuzug von Arbeitern hemmt. Macht man von solchen Mitteln 
Gebrauch, dann beeinflußt man die Marktpreisbildung der Arbeit nur 
indirekt; der Lohn, der sich nun unter dem Einfluß der veränderten 
Bedingungen auf dem Markte bildet, ist bei der neuen Lage der Dinge 
natürlicher Lohn. 

Eine unmittelbare Beeinflussung ist beim Lohne ebenso unmög- 
lich wie bei den anderen Preisen des Marktes. Sie müßte notwendiger- 
weise zu einer Reaktion führen, die das natürliche Verhältnis wieder 
herstellt. Das gilt sowohl von behördlichen Lohntaxen wie von der 
Lohnpolitik der gewerkschaftlich organisierten Arbeiterschaft. Das 
hat schon die ältere Schule gewußt, mag sie es auch mit unhaltbaren 
Theorien begründet haben. 

Was die Organisation der Arbeiter im übrigen für das Wirtschafts- 
leben, für die Politik, für Recht und Sitte, für das Volkstum bedeuten 
mag, bleibt hier außer Betracht. Wir haben nur die eine Frage vor 
uns: kann sie das natürliche Lohnniveau erhöhen oder nicht ? Diese 
Frage ist zunächst für alle jene Fälle zu bejahen, in denen es den Ge- 
werkvereinen gelingt, die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkte zu be- 
einflussen. Von der Beeinflussung der Nachfrageseite kann dabei in 
der Regel nicht die Rede sein. Oeiter gelingt es den Vereinen, das An- 
gebot ihrem Wunsche gemäß zu beeinflussen. Ist diese Beeinflussung 
auf einzelne Kategorien beschränkt, dann kann es sich immer nur um 
Vorteile handeln, die die Arbeiter eines Produktionszweiges auf 
Kosten aller anderen Arbeiter erringen. Dem künstlich verminderten 
Angebote in einem oder mehreren Zweigen steht das erhöhte Angebot 
ın allen übrigen Zweigen gegenüber; steigen dort die Löhne, dann 
müssen sie hier sinken. Damit sind die Folgen derartiger Monopole 
der Arbeiterschaft einzelne Branchen keineswegs erschöpft; sie wirken 
noch darüber hinaus. Sie stören das optimale Kombinationsverhältnis 
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der Produktionsfaktoren und verringern damit das Gesamtprodukt 
im Werte. Diese zweite Wirkung tritt deutlich, weil isoliert, bei einer 
sich auf alle Zweige der Produktion erstreckenden Einschränkung des 
Angebotes an Arbeit ein. Da sind zwei Fälle denkbar: Verringerung 
des Nachwuchses an Arbeitern durch Reduktion der Volkszahl (Ein- 
schränkung der Fruchtbarkeit) oder Verringerung des Angebotes an 
Arbeit bei unverändertem Angebot von Arbeitern entweder durch 
Kürzung der Arbeitszeit über das optimale Kombinationsverhältnis, 
sei es im gesetzlichen Wege (Maximalarbeitstag) sei es durch gewerk- 
schaftliche Selbsthilfe der Arbeiterschaft oder durch Verschlechterung 
der Arbeitsintensität (passive Resistenz, »Ca canny«-Politik). 

Werden aber die Faktoren der Lohnbildung ungeändert belassen, 
dann kann eine dauernde Abdrängung des Lohnniveaus von seinem 
natürlichen Stande nicht erzielt werden. Das trifft in der Regel bei 
nahezu allen gewerkschaftlichen Vereinigungen der Arbeiter zu. Die 
Gewerkvereine können keine allgemeine und dauernde Erhöhung 
des Lohnniveaus erreichen, weil sie die Bedingungen des großen Ar- 
beitsmarktes nicht ändern, auch nicht ändern können. 

Die Geschichte der letzten Jahrzehnte widerspricht dem schein- 
bar. Wir sehen die organisierten Arbeiter von Erfolg zu Erfolg schrei- 
ten; die Löhne steigen immer höher und höher. Zweifellos ist ein Teil 
dieser Lohnsteigerung nur eine Folge des durch die Vermehrung des 
Geldangebotes (Goldgewinnung, Vermehrung der Umlaufsmittel- 
zirkulation) bewirkten Sinkens des inneren objektiven Tauschwertes 
des Geldes. Ein anderer Teil wieder ist auf die Steigerung des Ertrages 
der menschlichen Produktionstätigkeit zurückzuführen; ein Teil des 
erhöhten Produktionsertrages fällt den Arbeitern, ihrer Mitwirkung 
am Produktionsprozesse entsprechend, zu. Das hätten die Arbeiter 
auch ohne Koalitionen und Lohnkämpfe erreichen müssen. Ist das 
aber alles, was die Gewerkschaften erreicht haben ? 

Sehr viele sind der Meinung, daß die Arbeiter mit vereinten Kräf- 
ten weit mehr erzielt haben als das, was ihnen sowieso in den Schoß 
gefallen wäre. In allen sozialpolitischen Schriften kann man heute 
lesen, daß die Gewerkvereine das Lohnniveau erhöht haben; in dieser 
Tatsache will man einen induktiven Beweis gegen die Schlüssigkeit 
aller jener Theorien erblicken, welche die Unmöglichkeit solcher 
Lohnsteigerung dartun. Das wird als so selbstverständlich hingestellt, 
daß man sich gar nicht erst die Mühe nimmt, eine Lohntheorie zu 
konstruieren, mit der derartiges vereinbar wäre. Man ist überhaupt 
in Verlegenheit, wenn man sich die Frage vorlegt, welches denn die Lohn- 
theorie der sozialpolitisch-historischen Richtung der deutschen Na- 
tionalökonomie sei. Einer ihrer hervorragendsten Vertreter sagt uns 
zwar, daß sie den unübersehbaren Schwierigkeiten gegenüber auf eine 
Lohnthieorie im Sinne einer allgemeingültigen Erklärung verzichtet 
habe 7). Aber irgend etwas müssen doch wohl diese Schriftsteller vor 


73 So Bernhard, Art. Lohn und Löhnungsmethoden im Handwörter- 
buch der Staatswissenschaften, (III. Aufl.) VI. Bd. S. 513. 
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Augen gehabt haben, wenn sie von Lohn und Lohnpolitik gesprochen 
haben. Wir glauben nicht fehl zu gehen, wenn wir annehmen, daß 
ihnen eine naive Ausbeutungstheorie vorgeschwebt hat. Die ist heute 
die populäre Lohntheorie. Sie kann auf eine berühmte literarische Ver- 
gangenheit zurückblicken, auf die marxistische Mehrwerttheorie, das 
Resultat ehrlichen, wenn auch fruchtlosen Strebens eines genialen 
Geistes. Doch Marx hat die Ausbeutungstheorie nicht geschaffen. 
Er hat sie nur auf der Straße aufgelesen und wissenschaftlich 
zu formulieren und zu begründen gesucht, ein Unternehmen, das bei 
dem damaligen Stande der politischen Oekonomie keineswegs aus- 
sichtslos schien. Lange vor ihm aber war sie bereits volkstümlich ge- 
worden. Daß Marx sie aufgenommen und daß die sozialdemokratische 
Agitation sie mit Fanatismus in die Welt hinausgetragen hat, mag 
die Anziehungskraft, die ihr innewohnt, verhundertfacht haben. 
Ihre Stärke und ihre Beliebtheit wurzeln jedoch nicht in der marxisti- 
schen Wertlehre; so konnte sie auch deren Sturz ohne Schaden zu 
nehmen überdauern. 

»Das Kapital« haben viele gelesen, nur wenige verstanden. Auch 
unter den Häuptern der Sozialdemokratie dürfte man nur ein kleines 
Häuflein Kenner der marxistischen Wertlehre finden. Die wert- 
theoretische Grundanschauung der Sozialdemokratie bildet heute 
eine naive Ausbeutungstheorie, die jener des Chartismus näher ver- 
wandt ist als dem werttheoretischen Objektivismus des dialektischen 
Systemes von Karl Marx. Diese volkstümliche Ausbeutungstheorie, 
die man, um einen marxistischen Ausdruck zu variieren, auch Vulgär- 
sozialismus 8) nennen könnte, ist freilich niemals in einer wissen- 
schaftlich gehaltvollen, ausgereiften und geschlossenen Form vorge- 
tragen. Nichtsdestoweniger muß man sie heute, zumindest in Deutsch- 
land, als die communis opinio bezeichnen. Denn außerhalb des engen 
Kreises der Freunde der theoretischen Nationalökonomie herrscht sie 
nahezu unbestritten. Auf ıhr beruht das, was heute allenthalben, 
in Lehrbüchern und auf dem Katheder, in den Parlamenten und in 
der Presse, in der Kirche und in der Volksversammlung über das 
Wesen des Lohnes gelehrt wird. Sie beeinflußt die Gesetzgebung, sie 
bildet die Richtschnur für die Politik der Gewerkvereine. Selbst die 
Unternehmer haben sich ihrem Einfluß nicht ganz zu entziehen ver- 
mocht ®). 

Der volkstümlichen Ausbeutungstheorie erscheint die Gesellschaft 
in zwei, einander feindlich gegenüberstehende Klassen gespalten: 
Auf der einen Seite stehen die Arbeiter, deren Fleiß alle \Verte erschaftt, 
und denen von Rechts wegen der volle Arbeitsertrag zufließen sollte. 
Auf der anderen Seite stehen alle diejenigen, die arbeitsloses Einkom- 
men beziehen; sie leben eben von dem, was die den Arbeitern vorent- 











8) Diesen Ausdruck finde ich bei Vogelstein, Das Ertragsgesetz der 
Industrie. (Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXXIV. Bd. 
S. 775). 

’) Vgl. Böhm-Bawerk, Einige strittige Fragen der Kapitalstheone. 
Wien 1900. S. IIO ff. 
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halten. Die Lohnbestimmung ist das Ergebnis eines Kampfes zwischen 
Unternehmern und Arbeitern; je mehr Erfolg die Arbeiter in diesem 
Kampfe haben, desto höher steigt ihr Lohn und damit ihr Anteil am 
Nationalprodukt. Der gewerkschaftliche Zusammenschluß stärkt die 
Kräfte der Arbeiter und erleichtert ihnen so die Erreichung von Er- 
folgen. 

Sieht man von dieser naiven Ausbeutungstheorie, deren Unhalt- 
barkeit wohl nicht erst näher beleuchtet werden muß, ab, dann findet 
man in der sozialpolitischen Literatur nicht viel, das als Stütze der 
Lehre von der lohnsteigernden Wirkung der Arbeiterverbände auch 
nur mit einem Scheine von Berechtigung verwertet werden könnte. 
Daß nichtsdestoweniger alle jene Schriftsteller, die von keiner ge- 
schlossenen nationalökonomischen Wert- und Preistheorie ausgehen, 
kein Bedenken tragen, aus der unleugbaren Tatsache, daß die Geld- 
löhne in den letzten Jahrzehnten gestiegen sind, den Koalitionen 
die Kraft zuzuschreiben, den Reallohn zu erhöhen, ist nicht weiter 
auffällig. 

Auf der einen Seite bietet uns also die wissenschaftliche Lohn- 
theorie keinen Anhaltspunkt, der auf eine lohnsteigernde Wirkung 
der gewerkschaftlichen Organisation der Arbeitnehmer schließen ließe; 
auf der anderen Seite finden wir die unbestrittene Tatsache, daß die 
Organisation der Arbeiter den Anteil der Arbeiterschaft am gesell- 
schaftlichen Verteilungsprozeß auf Kosten der anderen Klassen der 
Bevölkerung vermehrt. Oder können wir annehmen, daß alle jene 
Millionen Arbeiter, die ihr Heil in der Organisation erblicken, daß 
alle jene Tausende von Unternehmern, die sie bekämpfen, sich in der 
Beurteilung der Wirkungen der Arbeiterorganisation täuschen ? 

Der scheinbar unlösliche Widerspruch, der hier klafft, ist mit 
Hilfe unserer früher entwickelten Theorie unschwer zu lösen. Es ist 
richtig, daß es keiner Bemühung der Gewerkvereine gelingen kann, 
den Arbeitslohn dauernd über das Niveau des natürlichen Lohnes 
hinauf zu heben. Alles, was sie im besten Falle erreichen können, 
ist das, daß die Lohnhöhe vorübergehend über das natürliche Niveau 
steigt; die schließliche Anpassung der wirklichen Lohnhöhe an die 
natürliche Lohnhöhe vermögen sie nicht zu verhindern. Diese An- 
passung vollzieht sich aber nicht in der Weise, daß der Nominallohn 
auf den alten Stand zurückgebracht wird; der Geldlohn bleibt unver- 
ändert, die Steigerung der Warenpreise bewirkt, daß seine reale Be- 
deutung eine andere wird, bis er schließlich wieder jenem Reallohn ent- 
spricht, der unter den gegebenen Verhältnissen der natürliche ist. 
Denn die Arbeitgeber können die Lohnerhöhung, die den Lohn über 
das natürliche Niveau hinaufhebt, nur in der Erwartung zugestehen, 
daß es ihnen gelingen werde, den natürlichen Unternehmergewinn 
dadurch zu erhalten, daß sie die Lohnerhöhung auf die Preise der Pro- 
dukte weiterwälzen. Was aber die Konsumenten veranlassen kann, 
die erhöhten Preise zu bezahlen, ergibt sich aus dem früher Gesagten. 

Der Erfolg der gewerkschaftlichen Organisation hegt also in den 
Vorteilen, die den Arbeitern während der Uebergangszeit, während 
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welcher sich der erhöhte Geldlohn durch die Steigerung der Waren- 
preise dem Niveau des natürlichen Arbeitslohnes anpaßt, zukommen. 
Ist diese Anpassung vollendet, dann ist auch der Erfolg, den die Ar- 
beiterklasse durch die Geldlohnerhöhung erzielt hat, endgültig vorbei. 
Die Gewerkschaften vermögen die Vorteile, die sie den Arbeitern bie- 
ten, nur dadurch zu dauernden zu gestalten, daß sie immer wieder von 
neuem versuchen, den Geldlohn über das natürliche Niveau zu heben. 
Damit aber schaffen sie immer wieder von neuem eine Tendenz zur 
Senkung des inneren objektiven Tauschwertes des Geldes. 

In einer statischen Volkswirtschaft wäre für eine derartige Wir- 
kung der Gewerkvereine kein Raum. Dort müßte das Lohngesetz 
in voller Strenge herrschen. Nur in einem dynamischen Zustand der 
Volkswirtschaft kommt das, was eben ausgeführt wurde, zur Geltung. 
Dynamisch können die Gewerkvereine auch sonst manches leisten, 
z. B. durch Verminderung der Zahl der Arbeitslosen 1°) in den Ueber- 
gangsperioden. 


Rohstoffmangelals Teuerungsursache. 


Als besondere Ursache der allgemeinen Teuerung pflegt man viel- 
fach das Steigen der Produktionskosten anzuführen. Mit den Lehren 
der subjektiven Werttheorie kann diese Anschauung nicht vereinbart 
werden. Die moderne Schule weist ja nach, daß die Preise der Güter 
höherer Ordnung von denen der Güter erster Ordnung abhängig sınd. 
Diese Erklärung muß also von vornherein zurückgewiesen werden. 
Sie löst übrigens das Problem nicht, sie verschiebt es nur. An die 
Stelle der Frage nach der Ursache der Preissteigerung der Konsum- 
güter setzt sie die Frage nach der Ursache der Preissteigerung der 
Produktivgüter. 

In einer gewissen Verwandtschaft mit dieser Auffassung steht der 
Gedanke, daß das Angebot von Gütern geringer geworden sei und daß 
von hier aus eine Tendenz zur Steigerung der Warenpreise einsetzen 
müsse. Die Versorgung der Wirtschaft mit Gebrauchsgütern führt in 
letzter Linie stets auf die in der Natur vorhandenen Güter höherer 
Ordnung zurück. Alle menschliche Produktionstätigkeit erschöpft 
sich darin, die ursprünglichen Naturkräfte derart zu kombinieren, daß 
eine bestimmte gewünschte Stoffgestalt naturgesetzlich erfolgen muß. 
Die in der Natur vorhandenen Stoffe und Kräfte bilden den einzigen 
Fonds, der uns zur Verfügung steht. Die Fortschritte der Produk- 
tionstechnik ermöglichen es uns allerdings, diese Menge durch Heran- 
ziehung immer höherer Güterordnungen, durch Einschlagen immer 
längerer und technisch ergiebigerer Produktionsumwege zu erweitern. 
Indessen aber bleibt noch immer die Annahme zulässig, daß der tech- 
nische Fortschritt hinter der Verzehrung des vorhandenen Güter- 
vorrats zurückbleibt. Von Zeit zu Zeit hören wir von Geologen und 
Ingenieuren die Befürchtung aussprechen, daß wir uns immer schneller 
dem Zeitpunkte nähern, ın dem die Erschöpfung der Mineralschätze 





10) Im statischen Zustand gibt cs keine Arbeitslosen. 
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des Erdbodens schwere Not über uns oder unsere Nachkommen brin- 
gen wird. Wie weit diese Behauptungen gerechtfertigt sind, kann die 
Nationalökonomie nicht beurteilen. Aber wir wollen annehmen, daß 
sie vollkommen den Tatsachen entsprechen. Da ergibt sich, daß eine 
allgemeine Steigerung der Geldpreise der Waren daraus nur dann ein- 
treten könnte, wenn das Geld allein unter allen wirtschaftlichen Gütern 
jener Tendenz nicht unterliegen würde. Während sich bei allen anderen 
wirtschaftlichen Gütern das Verhältnis zwischen Vorrat und Bedarf 
zuungunsten des Vorrats verschieben würde, müßte es beim Gelde 
anders sein. Denn würde auch beim Gelde die gleiche Verschiebung 
eintreten, dann würde zwar die Versorgung der Einzelwirtschaften 
mit Geld verschlechtert werden, eine Verschiebung des Austauschver- 
hältnisses zwischen dem Gelde und den anderen Sachgütern jedoch nicht 
platzgreifen können. Tritt eine Veränderung des zwischen dem Gelde 
und den übrigen Tauschgütern bestehenden Austauschverhältnisses 
aus der geschilderten Tatsache ein, dann ist sie aber jenen beizu- 
zählen, deren Bedeutung die Quantitätstheorie darlegt; das Verhält- 
nis zwischen Geldangebot und Geldnachfrage hat sich in anderem 
Sinne verschoben, als das zwischen Warenangebot und \Varennach- 
frage oder es ist unverändert geblieben, während jenes sich verschoben 
hat. Wir hätten also keine neue Erkenntnis für die Theorie und keine 
neue Anweisung für die Politik erhalten %). 

Recht gut denkbar ist es hingegen, die fortschreitende Erschöpfung 
der den Menschen zur Verfügung stehenden Naturschätze zur Erklä- 
rung der besonderen Teuerung bestimmter \Warengattungen heran- 
zuziehen. Das Steigen der Pelzpreise oder der Kaviarpreise sind 
hierfür zwar nicht die wichtigsten, wohl aber die einleuchtendsten 
Beispiele. 


Die Erkenntnis der Ursachen der Teuerung 
und die Teuerungspolitik. 


Die öffentliche Meinung erblickt in der Teuerung eines der be- 
unruhigendsten Symptome des Wirtschaftslebens. Der Kampf gegen 
die Teuerung wird von den Regierungen und von den politischen 
Parteien heute mit derselben Entschiedenheit proklamiert wie in der 
Zeit zwischen 1873 und etwa 1895 der Kampf gegen das Sinken der 
Warenpreise. 

Wer gegen ein Uebel ankämpfen will, muß es zuerst erkennen. 
Man kann die Teuerung nicht beseitigen, solange man ihre Ursachen 
und ihr Wesen nicht versteht. 

Das, wogegen sich die Angriffe der Menge der Konsumenten 
in erster Linie richten, ist die besondere Teuerung einzelner Artikel, 
vor allem der Lebensmittel. Die Schutzzollpolitik, dıe alle Staaten 
mit Ausnahme Englands seit Jahren verfolgen, hat in jedem Lande 
bestimmte Warengruppen ganz besonders verteuert. Hier fällt der 
Kampf gegen die Teuerung mit dem gegen den Hochschutzzoll zu- 
sammen. 


t) Vgl. Hobson, Gold, Prices and Wages. London 1913. S. 94 ff. 
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Der allgemeinen Teuerung wird nur nebenbei gedacht. In der 
Regel wird auf sie nur von den durch den Schutzzoll begünstigten 
Produzenten hingewiesen, um die Aufmerksamkeit der Konsumenten 
von den handgreiflichen und leicht behebbaren Ursachen der beson- 
deren Teuerung abzulenken. Man spricht vom »internationalen 
Charakter« der Teuerung, um die in der nationalen Politik liegenden 
Ursachen der Teuerung zu verschleiern, man verweist auf die »Allge- 
meinheit« der Teuerung, um über die Tatsache, daß neben der allge- 
meinen Teuerung auch eine besondere Teuerung einer Reihe von 
Waren festzustellen ist, hinwegzutäuschen. In all dem steckt nicht der 
redliche Wille, sich mit dem Problem der allgemeinen Teuerung aus- 
einanderzusetzen, Klarheit über ihre Bedeutung und über die Stel- 
lung, die die Wirtschaftspolitik ihr gegenüber einzunehmen hätte, 
zu gewinnen. Das allgemeine Wehklagen über Teuerung, in das heute 
mehr oder weniger alles einstimmt, was in der Oeffentlichkeit zu Worte 
kommt, läßt daher nicht einmal einen Schluß dahin zu, daß die allge- 
meine Geldentwertung unpopulär geworden ist. Denn die, welche da- 
gegen auftreten, sind über die Sache durchaus nicht im klaren, und 
noch viel weniger ist dies bei den Millionen der Fall, die ihren Aus- 
führungen zustimmen. 

Es ist bekannt, daß der Inflationismus im letzten Viertel des 
19. Jahrhunderts in Europa und Amerika mehr Anhänger als Gegner ge- 
zählt hat. Daß es trotzdem nicht zur Verwirklichung der inflationisti- 
schen Projekte, vor allem des Planes der internationalen Doppel- 
währung, gekommen ist, ist nur dem Umstande zuzuschreiben, daß 
in den führenden Ländern die kleine, aber starke und von begabteren 
Führern geleitete Partei der sound money Leute über die der fiat 
money Leute siegte. Wer weiß, ob die Endentscheidung nicht schließ- 
lich gegen die Goldwährung gelautet hätte, wenn der Kampf noch 
einige Jahre länger gedauert hätte. Das Interesse der Freunde der 
Warenpreissteigerung wendete sich aber anderen Mitteln zu; sie 
wurden Schutzzöllner, weil sie im Schutzzoll ein geeigneteres Werk- 
zeug zur Erreichung ihrer Zwecke zu erblicken begannen. Ueberdies 
hat das allgemeine Sinken des inneren objektiven Tauschwertes des 
Geldes, das in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts einsetzte und noch immer anhält, den Bimetallismus 
überflüssig gemacht. 

Wenn nun heute, da das Ziel, das sich die Wirtschaftspolitik der 
meisten Länder zwischen 1873 und 1895 gesetzt hat, erreicht wurde, 
eine heftige Reaktion sich geltend macht, so ist dies auf die großen 
sozialen Wandlungen zurückzuführen, die sich mittlerweile vollzogen 
haben. Die Produzenteninteressen, die noch bis vor kurzem in der 
Politik maßgebend waren, werden teilweise durch die Konsumenten- 
interessen zurückgedrängt. War früher das Schlagwort »gute Preise« 
populär, so wird es heute das Schlagwort »billige Preise«. Soviel 
scheint gewiß zu sein, daß die Anziehungskraft dieser Parole in den 
nächsten Jahren noch wachsen wird. Dennoch muß es als fraglich 
bezeichnet werden, ob sie sich dauernd erhalten wird, ob es ihr gelingen 
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wird, die alteingewurzelte Vorstellung, daß hohe Preise auch volks- 
wirtschaftliche Prosperität bedeuten, zu entwurzeln. 

Fassen wir nämlich die sozialen Folgen der Veränderungen — 
und zwar des Sinkens, das uns ja hier allein beschäftigt — des inneren 
objektiven Tauschwertes des Geldes ins Auge, so finden wir, daß ihre 
Bedeutung verschieden ist je nach der treibenden Ursache. Das all- 
gemeine Sinken der Kaufkraft des Geldes bringt immer Verschiebun- 
gen in der Vermögens- und Einkommensverteilung mit sich, gleich- 
viel aus welcher Ursache es sich vollzieht. Aber in jedem Falle sind es 
andere Klassen der Gesellschaft, die daraus Vorteil ziehen, andere, 
die daraus benachteiligt werden. Wenn der innere objektive Tausch- 
wert des Geldes sinkt, weil das Verhältnis zwischen Geldvorrat und 
Geldbedarf durch unverhältnismäßige Vermehrung der umlaufenden 
Geldmenge eine Verschiebung erfahren hat, dann sind diejenigen 
Schichten der Bevölkerung am stärksten im Vorteil, denen die zusätz- 
liche Geldmenge zunächst, diejenigen am stärksten im Nachteil, 
denen sie zuletzt zuströmt. Da werden in der Regel, gleichviel, ob 
die Vermehrung der Geldmenge (im weiteren Sinne) durch Zunahme 
der Geldproduktion oder durch Erweiterung der Umlaufsmittelaus- 
gabe erfolgt ist, im großen und ganzen die Unternehmer den Arbeitern 
und Angestellten gegenüber im Vorteil sein. Es ist recht wohl begreif- 
lich, daß unter solchen Umständen die Angestellten und die Arbeiter 
im allgemeinen leicht auf die Seite der Gegner der Geldwertverringerung 
hinübergezogen werden können. 

Aber die Verschiebungen im Verhältnis zwischen Geldvorrat und 
Geldbedarf sind heute nicht die alleinige und vielleicht auch nicht die 
wichtigste Ursache der allgemeinen Teuerung. Es ist uns gelungen, 
den Nachweis dafür zu erbringen, daß aus gewissen technischen Eigen- 
tümlichkeiten der Marktorganisation des durch Geld vermittelten 
Tausches Kräfte wirksam werden, die zu einem beständigen Steigen 
des inneren objektiven Tauschwertes des Geldes führen müssen. Hier 
sind diejenigen im Vorteil, die es verstehen, mit den Preiserhöhungen 
der Waren und Dienstleistungen, die sie zum Verkaufe bringen, den 
anderen zuvorzukommen. Das sind nicht immer die Unternehmer. 
Neben die bestorganisierten Kartelle treten die bestorganisierten 
Arbeiterverbände. Die großen Kartelle der sogenannten schweren 
Industrie und die Gewerkschaften der leicht organisierbaren Ange- 
stellten- und Arbeiterschichten sind die Nutznießer der Teuerung, 
soweit sie in diesen Ursachen wurzelt. Im Nachteil aber sind die schwe- 
rer oder überhaupt nicht organisierbaren Klassen, die die Preise der 
Waren und Dienstleistungen, die sie zu Markte bringen, erst dann er- 
höhen können, wenn die Waren und Dienstleistungen ihres Bedarfes 
schon vorher im Preise gestiegen sind; die Schädigung, die sie in der 
Zwischenzeit immer wieder erfahren, kann bei solchem Nachhinken 
nicht mehr behoben werden. 

Nur die Interessen der Gläubiger, überhaupt aller jener, die aus 
obligatorischen Verträgen Geldforderungen bestimmter Höhe zu stellen 
haben, werden in beiden Fällen in gleicher Weise zugunsten der Inter- 
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essen der Verpflichteten geschädigt. Sind aber, davon abgesehen, 
die sozialen Wirkungen der Teuerung verschieden je nach ihrer Ur- 
sache, dann kann auch ihre wirtschaftspolitische Beurteilung keine ein- 
heitliche sein. In dem ersten Falle ist der Kreis derjenigen, die von ihr 
Nutzen ziehen, ein verhältnismäßig enger; er umfaßt nicht auch die 
weiten Schichten der Lohnempfänger, deren Beschwerden und Wünsche 
heute für die Politik von ausschlaggebender Bedeutung sind. Diese 
Klassen müßten daher ein Geldwesen vorziehen, bei dem das Verhält- 
nis zwischen Geldvorrat und Geldbedarf immer konstant bleibt, so 
daß von hier aus kein Anstoß zu Bewegungen des inneren objektiven 
Tauschwertes des Geldes kommt. Da dieses Ideal unerreichbar ist, 
müßten vom Standpunkte der Lohnempfänger aus (und auch von dem 
der zahlreichen Unternehmer, die in diesem Punkte das gleiche Inter- 
esse haben, sowie selbstverständlich auch vom Gläubigerstandpunkte 
aus) zumindest alle jene Maßregeln verdammt werden, die darauf 
hinzielen, durch künstliche Erweiterung der Umlaufsmittelzirku- 
lation den Zinsfuß zu ermäßigen. Denn wie bereits ausgeführt wurde, 
kann durch Neuausgabe von ungedeckten Noten und durch Aus- 
dehnung des Scheckgebrauchs niemals ein Sinken des Kapitalzinses 
herbeigeführt werden; der schließliche Erfolg dieser Maßregeln kann 
vielmehr nur in einem Steigen der Warenpreise bestehen. 

Ganz anders sind nun jene Veränderungen des inneren objektiven 
Tauschwertes des Geldes zu beurteilen, die aus jenen geschilderten 
technischen Eigentümlichkeiten der Preisbildung auf den Märkten 
des durch Geld vermittelten Tausches entspringen. Sie nützen nicht 
nur den bestorganisierten Unternehmerkreisen, sondern auch den best- 
organisierten Arbeiterschichten, nämlich allen jenen, die mit der Ver- 
teuerung der Waren und Dienstleistungen, die sie zu Markte bringen, 
den Preiserhöhungen der Waren und Dienstleistungen, die sie auf dem 
Markte einkaufen müssen, zuvorkommen. Soweit die Teuerung in 
dieser Ursache ihre Wurzel hat, kann sie übrigens kaum bekämpit 
werden. Das einzige denkbare Mittel wären behördliche Preistaxen; 
die stünden aber mit dem Prinzipe der individualistischen Organisation 
der Volkswirtschaft in unlösbarem Widerspruch. 

Daß der Kampf gegen die fortschreitende Verteuerung aller Waren 
und Dienstleistungen nur wenig Aussicht auf Erfolg bietet, daß man 
nur wenig Mittel in der Hand hat, den Prozeß ein wenig zu verlang- 
samen und im übrigen untätig zuwarten muß, ob nicht wieder einmal 
eine Periode eintritt, in der — wie zwischen 1873 und 1895 — ein 
Rückgang der Goldproduktion und ein stärkeres Vortreten der stati- 
schen Tendenzen gegenüber den dynamischen in der Volkswirtschaft 
die Geldpreise fallen läßt, mag vielen bedauerlich erscheinen. 
Es wäre aber eine starke Uebertreibung, wollte man darin, wie dies 
mitunter geschieht, einen schweren Uebelstand erblicken. 

Eine ernstliche Gefahr für die Zukunft der individualistischen 
Organisation des Austauschapparates liegt, wie ich dies an anderer 
Stelle ausgeführt habe 12), in der Entwicklung der Umlaufsmittel; 


12) Vgl. Theorie des Geldes und der Umlaufsmittel a. a. O. S. 472 ff. 
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wird hier nicht durch die Gesetzgebung rechtzeitig ein Riegel vorge- 
schoben, dann kann es leicht zu einer grenzenlosen Inflation kommen, 
deren zerstörende Wirkung wohl nicht näher ausgemalt werden muß. 
Auch wenn man von dieser noch nicht unmittelbar drohenden Gefahr 
absieht, ist in dem Wesen der Umlaufsmittelzirkulation genug Bedenk- 
liches enthalten. Daß es wünschenswert wäre, der künstlichen Erweite- 
rung der Umlaufsmittelzirkulation ein Ende zu machen, wurde ja 
schon erwähnt; man würde damit nicht nur das Tempo der Geldent- 
wertung verlangsamen, sondern auch das beste Mittel gegen Krisen 
finden. Aber sieht man von alledem ab, dann liegt kein Grund vor, 
in der fortschreitenden Teuerung ein beunruhigendes Symptom zu 
erblicken. Nur ganz Unkundige könnten etwa zur Vorstellung gelangen, 
sie sei ein Symptom der Verschlechterung unserer Güterversorgung, 
die zu einer fortschreitenden Verelendung der Massen führe. In Wirk- 
lichkeit sind die Nachteile, die sie den einen, die Vorteile, die sie den 
anderen bringt, nur vorübergehender Natur. Der Umstand, daß die 
Teuerung immer weiter fortschreitet, vermag sie zwar immer von neuem 
hervorzurufen, aber dann entstehen sie eben immer wieder von neuem, 
ohne daß ihre Wirkung in irgend einer Weise dadurch verstärkt wird, 
daß es auch schon früher Teuerung und Teuerungsfolgen gegeben hat. 

Soweit die Teuerung in der Vermehrung der Goldproduktion 
ihre Ursache hat, muß man sie als ein kaum vermeidliches Uebel hin- 
nehmen. Dabei bleibt noch immer die Hoffnung, daß die aufsteigende 
Entwicklung der Goldproduktion wieder einmal eine Unterbrechung 
erfahren wird. Soweit die Teuerung eine Folge der auf den Märkten 
des indirekten Tausches notwendigen Preisbildungstechnik ist, muß 
man in ihr ein Zeichen lebhafter Bewegung aller wirtschaftlichen Kräfte, 
beständiger Umwälzung aller Produktions- und Konsumtionsverhält- 
nisse erblicken. Nur wer die Ruhe des Friedhofs dem brausenden 
Wirbel des Lebens vorzieht, kann es bedauern, daß der rein statische 
Zustand der Volkswirtschaft nur ein gedankliches Hilfsmittel der 
Theorie ist, daß die Wirklichkeit stets Dynamik, Wandlung und Ent- 
wicklung bedeutet. 
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Prüfen wir die verschiedenen Anschauungen über den Merkan- 
tilismus, so werden wir bald eines ungeheuren Wirrwarts gewahr 
werden. Was ist nicht alles über ihn geschrieben, was nicht ihm an- 
gedichtet worden ? Erst ein sorgfältiges Studium der Quellen kann uns 
eine klarere Vorstellung von ihm bringen. Wir kommen nicht damit 
aus, den Inhalt des Merkantilismus in bequem zurechtgemachte For- 
men zu gießen: große geschichtliche Strömungen lassen sich nicht in 
schmale Geleise einzwängen. Wir müssen auch über die rein ökono- 
mische Kategorie des »Merkantilismus« hinaus: mit dem reinen Wirt- 
schaftsinhalt ist ein restloses Erfassen all dessen, was merkantilistisch 
war, unmöglich. Merkantilismus war mehr als eine Wirtschaftspolitik, 
wir dürfen uns an dem Wort nicht stoßen, es steht als pars pro toto, 
wir wollen es beibehalten, aber zugleich dem Begriff weit mehr unter- 
legen. Eine große Idee wurde von allen führenden Geistern Europas 
konzipiert, beherrschte die Köpfe der damaligen Welt, und diese Be- 
wegung ist der Merkantilismus. Wollen wir all das, was zu ihm ge- 
hört, vereinen, für all die sich oft widerstrebenden Meinungen einen 
Generalnenner finden, dann ist es das nationalistisch-zentralistische 
Prinzip, das damals einsetzt, zum erstenmal in der Welt, und das 
wir in unseren Tagen eine Wiedergeburt erleben sehen, der Zeit, die 
mit Recht oft Neomerkantilismus genannt wird. 

Wie wenig wir aber mit den alten oft gehörten Ideen vom Mer- 
kantilismus auskommen, davon heute nur ein Beispiel. Trotz aller 
längst existierender Gegenbeweise lebt unausrottbar die Anschauung 


1) Bei meinen Studien über die alten deutschen Kameralisten fand ich 
Bechers für verschollen gehaltenen »Moral Discurs« aus dem Jahre 1609, 
der mir eine besondere Besprechung zu verdienen schien. Im übrigen muß ich, 
was besonders die Ausführungen über den Merkantilismus betrifft, auf mein 
demnächst erscheinendes Buch »Die alten deutschen Kamera | i- 
stene verweisen. 
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fort: die Merkantilisten hätten im Gelde den einzigen Reichtum 
erblickt, obwohl jeder einigermaßen bewanderte Kenner der merkan- 
tilistischen Schriften die Stellen unschwer aufzählen könnte, aus denen 
eine solche einseitige Geldauffassung spricht, Stellen zumeist, die von 
den Autoren selbst widerlegt werden. Daß die Merkantilisten im all- 
gemeinen nicht so dachten, ist oft genug betont worden, ihr Blick für 
den volkswirtschaftlichen Organismus war geschärfter. Ist es nötig 
zu sagen, daß Geld ihnen nicht Selbstzweck, sondern Mittel zum 
Zweck war? Daß es ihnen nur der Faktor war, der die schlummernden 
Kräfte der Volkswirtschaft erwecken konnte? Es war »pendulum 
des estatse (Wilhelm von Schroeder), »Seel der Handlungs 
(Joh. Joach. Becher), das Rad des Verkehrs (M u n). Wie weit 
die Merkantilisten kapitalistisch dachten, und ihnen Geld durch- 
aus Kapital als historisch-rechtliche Kategorie war, wie weit überhaupt 
— wie eng vielleicht — Kapitalismus und Merkantilismus zusammen- 
hängen, ist hier nicht zu zeigen. 

Dafür sei hier nur ein Beweis für die Ungeschlossenheit der 
merkantilistischen Ansichten in wirtschaftlicher Hinsicht gegeben 
und für die von mir behauptete Unmöglichkeit der Annah- 
me einer wirtschaftlichen Grundidee. Ihrem Ge- 
dankenkreis — ich sage absichtlich nicht System — war das Politische 
das Primäre. Dieser Beweis sei hier in einem bisher gänzlich unbe- 
kannten Buch erbracht: 

D. J. J. Bechers von Speyer, Moral Discurs. 
Von den eigentlichen Ursachen deß Glücks und Unglücks / Allwo 
gleichsam auff einer Wagschal Alle und jede menschliche Actiones 
auf der gantzen Welt / so zum Guten / und Bösen gericht / ohn par- 
theylisch erwogen werden. Frankfurt am Mayn /In Verlegung Johann 
David Zunners. Im Jahr 1669. 8°. 285 S. 

Es gelang mir, dieses interessante Dokument auf der Kgl. Hof- 
und Staatsbibliothek in München zu ermitteln; wie ich jüngst fest- 
stellte, hat auch die Kgl. Bibliothek zu Berlin seit 1906 ein Exemplar. 
Es ist ein für Becher sehr wichtiges Buch und trotzdem seinen beiden 
Biographen, Bucher (1722) und v. Erdberg (1896) und, 
soviel ich feststellen konnte, in der ganzen Literatur bisher unbekannt 
geblieben. Erdberg 2?) schreibt darüber: »Dieses interessante Werk 
scheint leider ganz verloren zu sein. Bucher, der es noch gekannt 
zu haben scheint, berichtet a. a. O., S. I8, über seinen Inhalt, daß 
es in sieben Büchern folgende Materien behandelte. I. Anthropogogia 
seu ars educandi homines utriusque sexus. 2. Correlata politica, seu de 
mutuo officio magistratuum et subditorum. 3. Ne Hercules contra 
duos, seu de magna vi societatis humanae. 4. Vectis pro sublevamine 
laborum, seu Compendium laborum in mundo. 5. Leges salutares pro 
nova republica, civitate aut colonia feliciter faudanda. 6. Cosmo- 
glossa, i. e. Mundi Lingua, seu ars divinandi secretissima hominum 
ex actionibus eorum. 7. Scylla et Charybdis Theologica, i. e. ars cre- 


2) R. v. Erdberg-Krczenciewski: Johann Joachim Becher, Jena 1890, S. 79. 
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dendi catholice sine superstitione et atheismo.« Aus dieser Notiz 
geht hervor, daß auch Bucher selbst das Werk nicht gekannt hat, 
weil die angeblichen Kapitelüberschriften sieben andere Schriften 
Bechers sind, die eine ähnliche Materie behandeln. (Ob und wo sie 
sich befinden — Becher nennt sogar acht solcher Schriften — habe 
ich bisher noch nicht ermitteln können.) 

Becher, der größte deutsche Kameralist 3) des 17. Jahrhunderts, 
der unermüdlich war in seinen Plänen und Projekten zur Hebung all 
der Länder, in denen er wirkte, zeigt sich im »Moral Discurs« von einer 
ganz neuen Seite. Der glühende Patriot wird hier zum Sittlichkeits- 
apostel: »Was ein Lacedaemonier von den Atheniensern gesaget: Athe- 
nienses, quid rectum sit, sciunt, sed id facere negligunt: das kan man 
gar wol von uns Teutschen sagen / nemlich: Germani, quid rectum 
sit, sciunt, sed id facere negligunt. Die Teutsche wissen wol / was 
recht ist / aber sie tuns nicht.« »Wisset deshalben / daß es mir mit 
dieser Schrifft ergehet / wie man im Sprichwort saget: Wann die 


Kuhe gestohlen ist / so mache man den Stall zu. Nach dem ich von dem 


Glück hin und her geworffen worden /habeich anfangen nachzudencken/ 
was doch die Ursach solches allgemeinen Leydens und Mangels seye.« 
Dardurch habe ich dem Werck allzeit weiter nachgedacht / und nicht 
nachgelassen zu suchen / biß ich den Ursprung un Grundquelle selbsten 
angetroffen / als ich solche gesehen / habe ich auff Gegenmittel gedacht / 
un dieses mein gantzes Concept, mir zur Nachricht / zu Papier gebracht.« 
Das sind die ersten Worte des Moral Discurses. Die Menschen 
laufen wie blind umher, meint er, sie wissen nicht, woher all das Un- 
glück und Elend in der Welt gekommen ist, nur weil sie sich von ihrem 
Ziel: der Glückseligkeit entfernen. Dahin allein führt der Weg; denn 
es sei klar, »daß die Natur uns alle / so wir nur wolten / habe glückseelig 
haben wollen« (88). Becher vertritt mit diesen Gedanken die Glück- 
seligkeitsidee, die zu gleicher Zeit ein Leibniz und ein 
Thomasius vertraten, eine Auffassung, die gern als ethischer Ge- 
halt dem rein politischen des Merkantilismus gegenübertritt und dann 
zu dem allesbeglückenden und allesbevormundenden Staate führt. 
Das Naturrecht war auf seinem Siegeszuge durch die Welt, und 
Becher folgt ihm, wenn er fragt: »Aber vergebt es mir ihr Herrn / 
ist’s nicht wahr / daß wir alle Menschen und Bürger der Welt seyn? 
Ja. Wo rühret dann die Leibeygenschafft und euer vorgewandte ser- 
vitut her? Sicherlich von nichts anders / als von einer Tyranney. 
Ich bin der Obrigkeit unterthan / wann sie mich zum Guten anführet / 
ihr zu folgen / aber im übrigen mit Gut und Blut unterthan seyn / 
und ihm die Haut über die Ohren ziehen lassen / das hat unter dem 
Praetext nichts mit dieser Unterthänigkeit zu thun.« »Gedencket doch 
an die edle alte Freyheit / die unsdie Natur gegeben / und daß zwischen 
dem Jure Nature und Gentium.... ein Unterschied seye« ($ 14). Nichts 
anderes ist Pflicht der Obrigkeit, als die Menschen zur Glückseligkeit 


— 


3) In eine Erläuterung des Begriffes »Kamcralist« kann ich mich hier 
nicht einlassen. 
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zu führen. Nachdem er die Gründe auseinandergesetzt hat, die das 
Unglück verursachten, will er den Weg zur wahren Glückseligkeit 
zeigen und sieht ihn in einem christlich-kommunisti- 
schen Staate: »Dieses ist nun der Grund unter den Thieren 
und Menschen eine glückselige Regierung anzufangen / daß nemlich 
die Ungleichheit der Würden auffgehoben / und daß die Güter mit 
gleicher Arbeit erworben / auch gemein würden.« Dann würden 
»tausend andere Ungelegenheiten .. alsobalden auffhören / wann wir 
eine rechte Christliche gemeinschafft / communionem Christianorum 
hätten«. Der zweite Grad, die Glückseligkeit zu erlangen, ist ein wahres 
Verhältnis zwischen Obrigkeit und Untertanen. »Es bestehet aber der 
Obrigkeit Ampt hierin / daß sie den Unterthanen auffhelffen / und 
alle ihre Anlagen also anstellen / daß sie zum gemeinen Besten / und 
nicht den Unterthanen zum Verderb gereichen / ja daß sie als Vätter 
ihren Unterthanen Rath und That geben / ihr bestes such& / ihnen 
fort und auffhelffen / sie regieren und führen« ($ 42). Fürstenwohl ist 
Volkswohl, für den Kameralisten Becher ist die Privatwirtschaft 
des Fürsten untrennbar mit der Volkswirtschaft verknüpft. Das 
letzte Mittel zu allem Glück ist »näherer Zugang zu unserem ersten 
Beruff. Es ist aber unser Beruff zweyerley / nemblich in jener und dieser 
Welt.« Auf Erden ist unser Beruf nur eine Probe. 

Allen Ständen voran steht der Bauernstand, »der hat 
allein die Benediction von Gott« preist er ihn, und er hat »Herrn Adam 
von Gottes Gnaden den Ersten und Letzten dieses Namens und Stam- 
mes zum Fundatorem gehabt«. Er ergeht sich im Lobe des Landle- 
bens und der Landwirtschaft, gleich den Dichtern dieser Zeit der Schä- 
ferlyrik. Ich wies darauf hin, wie einseitig oft die Anschauungen 
über den Merkantilismus sind, so gehört es zur beliebtesten Auffassung, 
zu glauben, daß den Merkantilisten jedes landwirtschaftliche Interesse 
abginge. Becher straft diese Meinung Lügen, ein Buch wie Virgils 
»Georgica« erscheint ihm als leuchtendes Vorbild, und für die Lage des 
Bauern zeigt er regstes Verständnis. Eine gesunde Volkswirtschaft, 
hier als Ethiker würde er sagen, ein glückseliges Beisammenleben ist 
nur möglich bei gesunder Verteilung der nötigen Berufe im Volk: 
das ist ein Gedanke, den er im »Politischen Discurs« vertritt, und den 
er auch hier billigt, denn die Vermischung der Stände ıst schädlich, 
siehe... ein mehrers in meinem Discurs von Auffnehmen einer Statt / 
Lands oder Republick« ($ 43). Er beruft sich hier also ausdrücklich 
auf sein politisches Hauptwerk. Auf leichte Weise könnten wir zur 
Glückseligkeit gelangen, wenn wir nur wollten. Unsere Pflicht sei es, 
zu ihr streben, »denn das ist Gottes, das ist der Natur / das ist aller 
ehrlicher frommer Menschen Will / die mit Gott und der Natur eine 
Harmonij verlangen« (8 47). Ziel des Menschen sei seine innere Harmo- 
nie, st Bechers Forderung, ein Postulat, das auch Leibniz 
erhebt. 

In einer nicht einmal schlechten, für seine Zeit charakteristischen 
Ode zum Beschluß« faßt er seine Mahnungen zusammen. 
Nur einige Verse seien hier wiedergegeben: 
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sIst das ein Glück das Sorgen macht / 
Und das Unglück das frölich macht / 
Das seynd ja wunderliche Sachen / 
Die glück uñ unglück mit uns mach& / 
Wer wissen wil / was beede seyn / 
Nemblich ein blosser / falscher Schein 
DeB wahren Glücks der Menschen Kinder 
Der muß sie achten etwas minder. 

Die Larve muB er ziehen ab 

Und sehen was er drunter hab / 

Der findet sich sonst sehr betrogen / 
Der sie so lässet überzogen. 

Unglück und Glück in dieser Welt 
Wies dem gemeinen Mann gefällt / 

Ist keins von diesen rechten beyden 
Wie wol wir drunter hefftig leiden. 

Es ist ein bloßes Puppenspiel / 

Das wahre Glück das hat sein Ziel 
Auff festen Anckergrund gesetzet 
Allda es nicht bald wird verletzet. 

Der Welt Glückspicl hat sorgen viel 
Und setzt auffs lauffen nur sein Ziel: 
Das wahre Glück steht fest und stille 
Bewegt sich nur nach Gottes Wille. 
Weil sich nicht endert Gottes Will 

So steht auch die Bewegung still 

Wer sich nun drauf will feste gründe 
Wird sichere Ruhe und freude finde. 


Dies in Kürze der ungefähre Inhalt des Moral Discurses, mehr über 
ihn zu sagen und auf all die Einflüsse einzugehen, denen Becher bei 
Abfassung dieses Buches unterlag, ist hier nicht meine Absicht. 

Wenn auch manche Anschauungen des moralisierenden Becher 
der Vergessenheit entrissen zu werden verdienten, schon um die üb- 
liche Meinung vom Merkantilismus zu bekämpfen, so bieten seine Aeu- 
Berungen über das Geld in diesem Buche ein besonders gutes 
Gegenargument. Sie sind so frappant, daß es sich verlohnt, etwas 
näher auf sie einzugehen, am besten, wenn wir Becher selbst sprechen 
lassen: Zu den Mängeln auf Erden, die den Menschen an der Glückselig- 
keit hindern, gehöre die Armut, ihre letzte Ursache sei das Geld. »Ein 
mächtiger Tyrann und Ursprung a aller Armuth / möchte einer ein- 
werffen / wie ist das Gelt ein Ursach der Armuth / da es doch reich 
machet? Antwort. Gelt macht nie anderer Gestalt 
reich / als außB einer Einbildung / dann warumb ist 
der reich / der viel Gelt hat? Antwort. Daß er eine Sach hat die viel 
werth ist; Frag / warumb ist sie viel werth? Resp. daß es Silber und 
Gold ist; Ich frage aber wiederumb / Warumb ist Silber und Gold viel 
werth? Resp. Darumb daßes nicht in solcher quantität 
zu bekommen ist / als Töppfer oder on Erd / wie solches Esdra 
saget in seinem IV. Buch cap. 8v. 2...... Wol dann / so ist das 
Gold und Silber darumb / so viel w a / daB mans nicht in der Menge 
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gleich anderer / Erd haben kan / und die dann Gold und Silber nicht 
haben / seynd arm / leyden Noth und Tod / ja verschertzen manchmahl 
den Himmel darüber / daß sie eine Sach nicht haben können / die die 
Natur selbst so wenig gegeben / und die Welt doch so viel haben will / 
wer ist dann dieser Tyrann gewesen / der der Welt ein solch Gebott 
gegeben hat / daß sie eine Sach haben muß / die die Natur so sparsam 
gegeben hat? Antwort: Der Silber und Gold oder Kupffer anfangs 
zu Gelt erkieset hat. Gut / dem ist ein Mittel zu finden / lasset uns 
von Scherben / Leder / Latmen / Muscheln / oder Papier Gelt 
machen. Resp. Man wirds prägen / und dann wird der valor und 
Theurung im Prägen liegen / dann wird alsobreit als lang sein. 
Contra: Lasset das Gepräg davon oder schafiet alles Gelt 
ab. Antwort / das wird nicht geschehen. warumb? die Welt 
würde dann gleich werden / und würde niemand dem an- 
dern mehr dienen wollen / sondern müssen alle arbeiten. Genug / so 
kombt es dann herauß / daß das Geldt darumb gesetzet seye/daB 
die Menschen mit Fleiß dienstbar / elend und arm seyn 
sollen / was klaget ihr dann in der Welt / daß ihr arm seyd? Die viel 
Gelt haben / die wollen mit Fleiß / daß ihr arm / und dahero unterthan 
seyd / darum haben sie eine materi zum Geldt auffgesetzet / die wenig 
zu bekommen ist / schafft dasjenige ab / wordurch ihr wollet reich wer- 
den / und warhafftig arm werdet / so seyd ihr im ersten Stand / so 
seyd ihr Bürger der Welt. Wann ein Tyrann käme / der mit Gewalt 
gebietete / daß man in gewisser Schwäre Demanten vor Gelt gebrauchen 
solte / meint ihr nicht / daß viel 1000. Menschen Hungers sterben 
würden / warumb ? Dieweil sie solche Demanten / als eine unnützliche 
Materi / deren die Natur darum nicht viel hat geben wollen (denn 
deß nötigsten gibt sie am meisten) nicht bekommen könte. Sollte 
man nicht Mitleiden mit diesen Menschen haben / vielmehr als mit 
den Kindern Israel die Ziegel brennen solten / und hatten kein Holtz 
noch Stroh? Hingegen schaffet alles Gelt ab / und 
setzet anstatt dessen / so alle Menschen haben können / nemlich 
die Arbeit / dann dieses ist eine Müntz / die allen Menschen ge- 
geben / und bey der Natur gangbahr ist / wer dann solch Gelt /nemlich 
die Arbeit nicht nimmt / der seye verachtet. Darff also jener Doctor 
in seinen neulichst außgegangenen Orationibus usw. halb so sehr mit 
Narren umb sich werffen / wann er in der dritten Oration fol. gı fol- 
gende formalia schreibt: At vero, si qui sunt (ut sunt haud pauci 
morosi, si non stulti) qui ob ejusmodi abusus principum istorum me- 
tallorum usum invertendum plane et tollendum esse finxerint, et 
optarint, ij sané Satyro illi fabuloso consimiles mihi videntur; qui 
referente Plutarcho cum ignis novo splendore, flammaeque, claritate 
delectatus, eundem, frustra praemonente Prometheo, cum magno 
barbae, sui detrimento & adiustione, amplexu et osculatus esset, 
graviter Prometheus objurgare capit, quod tam splendidum, malum 
fovi furto subtractum mortalibus attulisset. Cui idem Prometheus 
egregie respondit: Ignem per se, malum non esse, qui quidem ureret, 
sed si quis eo recte uti sciat, lucem atque calorem, cum ad vitae com- 
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moditatem tum ad artium & opificiorum usum suppeditaret. Und 
hiermit meinet dieser Doctor Wunder / wie er sein Sach so wol verant- 
wortet / und derohalben Fug und Recht habe / diejenige für trutzige 
Leute und Narren zuschelten / die da sagen / das Gelt sey abzuschaffen / 
dieweil es höchst schädlich ist. Ich halte aber diese scharffe unbe- 
sonnene censur dem guten Mann desto mehr zu gut / dieweil er vielleicht 
das Gelt selber sehr lieb hat / und also vermeint / es seynd alle Narren / 
die solches auch nicht also lieb haben / als wie er / und dann / daß er 
einen Staats Mann wil abgeben / welcher Leut subjectum die Respublica, 
das Gelt aber nervus rerum gerendarum darinnen ist / damit nun sol- 
cher Cörper nicht nerven loß / oder lahm seye / suchen solchen Staats 
Männer diese Nerven billig zu erhalten. Sonsten habe ich wol Capu- 
einer, Franciscaner, auch viel andere / und weltliche Leut gesehen / 
die gar kein Gelt haben / ja Profession machen keins zu haben / und 
seynd doch dessentwegen weder morosi, noch stulti; vielmehr im Ge- 
genteil hab ich Leut gesehen / die das Gelt / und die Sorge solches zu 
bekommen / nicht allein zu morosis, sondern auch zu Narren oder 
wol gar / zumahlen Staats-Leute zu solchen Leuten gemacht / daß 
man sie hat müssen einsperren / und nicht allein als morosos und Narren/ 
sondern als andere / wie man deren noch kurtze Exempel haben / hat 
müssen verwahren....... Diß aber ist gewiß / daß das Gelt ein 
unnötiges Wesen sey zur conservation der Menschlichen 
Societät / wie solches die erste secula erweisen / darinnen keines ge- 
wesen / wiewol man zulassen muß / daß bey so bewanter heutiger 
Regierung notwendig Gelt seyn muß / dann wer wolte sonst die Obrig- 
keiten / die von Adel / und die Patritios ernehren? Daß aber nicht 
ein Mittel könne gefunden werden / ohne Gelt in der societate civili 
zuleben / wird niemand / wiewol es etwas neues / und Glückseliges 
wäre / leugnen. Und hat sich unser Herr Doctor, und hoher Schuels 
Cantzler nicht zubeförchten / daß darumb die gantze Welt / und alle 
negotia in einer Republic würden zu grund gehen. ...... Daß sonsten 
die Welt ohne Gelt bestehen könne / siehet man so wol in Ost als West- 
Indien / da die Inwohner viel glückseliger ohne Gelt / als wir in Europa 
mit allem unserem Geld seyn ...... Möchte einer sagen / wann ich 
arbeite / bekomme ich auch Gelt. lieber sage ich / warumb ist dieses 
Mittel nötig / so doch nichts zur Sach thut / als daß der ihme seine 
Arbeit / deinem belieben / und der Bezahlung / noch verkleinert / ver- 
mehret / oder vermindert? doch die Menschen seynd also beschaffen / 
daß wir bei der einfältigen Natur / und bey diesem / so uns gegeben / 
nicht verbleiben / sondern mit überflüssiger Nothwendigkeit unser 
Leben / uns selbst beschwerlich machen. Kürtzlich wollt ihr den 
rechten Ursprung dieser schädlichen Pest der gantzen Welt / deß 
Gelts / wissen / so sevnd es diejenige / so über andere seyn / Sclaven 
und Unterthanen haben wolten / also ist deR Gelts Vatter / der Tyrann 
der Welt / deme zugefalle / daß er groß werde / und Sclav& habe / viel 
tausend arme Menschen unter der Larve deB Gelts leiden müssen. 
Dann wo kein Gelt wäre / könte nichts anders folgen / als daß wir alle 
gleich und glückselig wären. Weil wir aber Ungleichheit und Unglück- 
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seligkeit mit Fleiß in der Welt haben wollen / so müssen wir Gelt 
haben / das doch in den ersten Zeiten der Welt nicht gewesen war. 
Ich sage noch einmal / Gelt seye die gröste Larve / die die gantze 
Welt mit einer süssen Pein betrieget.« ($ 29, Seite 148—158.) 

Was Becher hier über das Geld sagt, dürfte allerdings unser Er- 
staunen erregen. Wenn wir kurz resümieren wollen, so sehen wir, 
daß er eine Gleichsetzung von Geld und Reichtum durchaus ablehnt. 
Es mache nur in der Einbildung reich, denn Wert erhalte es nur, weil 
es selten sei. Er vertritt also einen Seltenheitswert: noch 
kostspieliger wäre ein Diamantengeld. Metallist ister nicht, 
denn die Berechtigung eines Zeichengeldes erkennt er an, das allein 
kraft der Prägung seinen Geldcharakter erhalte, aber auch davon ver- 
spricht er sich keine Abhilfe. Nur ein Radikalmittel könne helfen: 
Beseitigung dieser »Pest«, dieses »Zaumes«, mit dem »der Teufel die 
Welt regiere«. Zu den kommunistischen Aeußerungen des Buches 
treten hier rein sozialistische: nur ein Arbeitsgeld 
dürfe existieren, das sei allen Menschen gegeben, das Geld aber, wie 
es jetzt überall herrsche, sei nur dazu da, um Ungleichheit und Knecht- 
schaft unter den Menschen zu schaffen. 

Wie weit Becher originell ist, wollen wir hier nicht untersuchen, 
uns interessiert hier der merkwürdige Gegensatz zu seinen 
sonstigen Aeußerungen über das Geld, die wir 
allerdings keineswegs in so ausführlicher Weise finden, wie diese Stelle 
im »Moral Discurs«.. Wie zu diesem Buch die politischen Schriften 
im Gegensatz stehen, so sind in ihnen die wirtschaftlichen Anschauun- 
gen von merkantilistischer Weltauffassung getragen. »Die Seel der 
Handlung ist das Geld *)«, finden wir dort einmal. Ferner sagt er z. B. 
»Ueber dises, ist auch darumb auf die manufacturen, eine reflexion zu 
machen, dieweil daß gelt in dem Land dardurch permutirt, 
Und ein mehrers auß frembden Landen da hinein gezogen 
wird. ...... Was nützet Ewer Kays. Mays. Und deroselben Erb 
Landen ein Reicher Mann, der 20 000 rthir in seiner Kisten Tod Ligen 
hat Und sich hingegen sechs Jahr mit einem alten Zerißenen Kleid 
Behilfft Und sein gelt dem bono publico Zum Besten nie Under die 
Leut Kommen Läßt. Es wäre Ja Viel Besser, denn Leuten seidene 
Kleider zu Erlauben, welche nur ein Viertheil Jahr Tauwerten, Undt 
newe erforderen, also dergestalt daß Gelt Unter die Leut 
Kommen Ließen, da Von dann so wohl der Kauff-Mann, Handwercker, 
Bawer seine Nahrung, Handel Und wandel, Und Endlich durch die 
darauf gelegte imposten, Ewer Kays. Mays. selbsten einen Nutzen 
hätten«5). In derselben Schrift sagt er dann »Daß die maxima, daß 
gelt im Land zu erhalten, der einige Ursprung aller Vorhergehenden 
fragen seye«®). Diese Stellen sind echt merkantilistisch 


t4) Politische Discurs, 1673, Cap. XX, S. 193. 

5) Referat Wie die Commercien auch gemeiner Handel und Wandel gegen- 
wärtig, in Ihro Kays. Mays. Erblanden beschaffen seye etc. 1674. Handschrift 
der K. K. Hofbibliothek Wien, S. 17a und 18. 

®) A. a. O., S. 33a. 
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aufgefaßt, auch in dem Sinne, wie wir oben den Merkantilismus in- 
terpretierten. Das Geld wird hier von Becher für das Lebenselixir 
der Volkswirtschaft gehalten, es soll zirkulieren, den Gewerbefleiß 
erwecken: es ist durchaus Vertreter des Kapitals, durch das erst ein 
nationaler Wohlstand geschaffen werden kann. 

Wir stehen hier also vor einem merkwürdigen Wider- 
spruch: Becher zeigt sich uns im »Moral-Discurs« in einer unbe- 
kannten Weise, der er höchstens in der »PPsychosophia oder 
Seelen-Weißheit« wieder ähnelt, jenem eigenartigen philo- 
sophisch sein sollenden Buche, das die Quintessenz all seiner Gedanken 
an seinem Lebensabend darbieten soll. In ihm weist er auf die beiden 
so kontrastierenden Werke hin: »lieB meine Wagschal menschlichen 
Glücks und Unglücks (d. i. der Moral Discurs) / wordurch in Moralibus 
der Welt dienen wollen / meinen Commercien Tractat (d. i. der Poli- 
tische Discurs) in civil und politischen Sachen 7). Erst jetzt, da wir 
den Moral Discurs kennen, werden uns seine Ideen in der »Seelen- 
Weißheit« verständlicher erscheinen, ohne daß wir Aufschluß erhalten 
über die Zwiespältigkeit in der Seele dieses seltsamen Mannes. Diesen 
Widerspruch erkannte schon Roscher, wenn er meint, daß sich 
in den letzten Jahren »eine merkwürdige theoretische Wendung« bei 
Becher vollzogen habe, er versucht sie aber nach der moralischen 
Seite hin zu lösen: »kein Wunder bei einem so eitlen Mann, der alles 
mit Enthusiasmus ergriff, die Schwierigkeit seiner Pläne tief unter- 
schätzte und jedes Scheitern als persönliche Beleidigung empfands« ). 
Dieser Angriff trifft Becher nicht, denn seine Pläne und Projekte waren 
der Ausfluß wohldurchdachter Ideen. Auch der Biograph Erdberg 
stand vor diesen Schwierigkeiten. »Thatsächlich bekennt Becher sich«, 
sagt er, »zu diesen Ideen, ohne jedoch an die Realisierung derselben 
zu denken, oder gar von der Durchführung derselben die Möglichkeit 
kulturellen Fortschritts abhängig machen zu wollen.« »Sehen wir uns 
die Stellen an«, fährt Erdberg fort, »die Roscher zu seiner Behauptung 
veranlassen konnten. Sie finden sich sämtlich in der »Psychosophie«, 
bereits ein Umstand, der wenig geeignet erscheint, die Roschersche 
Annahme zu stützen, denn in der »Psychosophie« vertritt Becher oft 
nahezu wörtlich die Anschauungen, die er bereits im »Politischen Dis- 
curs« ausgesprochen hatte«). Erdberg weist auf einige der Wider- 
spruch erweckenden Stellen hin und behauptet: »Ich vermag nicht ein- 
zusehen, weshalb es eine theoretische Wendung bedeuten soll, wenn 
ein Gelehrter einmal den Boden der gegebenen Verhältnisse verläßt und 
im Aussprechen utopistischer Gedanken auch seinem Ideale eines Ge- 
meinwesens zu seinem Rechte verhelfen will. Wir haben aber einen 
trefflichen Beweis, daß Becher die Realisierung dieses Ideals selbst 
nicht für möglich gehalten hat. Wäre es der Fall gewesen, so hätte 
er, dem es an Kühnheit im Projektmachen ja nicht gebrach, die oben 





1) Psychosophia, S. 174, NT. 124. 

*) Geschichte der Nationalökonomik in Deutschland, 1874, Kap. 15, 67, 
S. 288. 

», A. a. O., S. 135. 
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aufgestellten Forderungen doch in seiner psychosophischen Gemeinde 
zu verwirklichen gesucht« 1°). Erdberg konnte sich etwas leicht über 
den Konflikt, der hier zweifellos besteht, hinwegsetzen, weil er den 
»Moral-Discurs« nicht kannte und nicht wußte, daß Becher eben 
nicht nur »einmal den Boden der gegebenen Verhältnisse« verläßt. 
Es sollte und soll hier keine philologische Untersuchung angestellt 
werden. Wir lassen es am besten bei dem großen Fragezeichen. Den 
Widerstreit lösen können wir nicht, wir haben es auch vor allem mit 
dem Politiker Becher zu tun; das ist der Mann, der groß und 
bekannt wurde, als solcher bleibt er Kameralist und Merkantilist, 
denn alle seine politischen Schriften atmen diesen Geist. Merkan- 
tılist sein, heißt Realpolitiker sein, heißt auch teleo- 
logisch denken, wie es dem Charakter der Zeit entsprach. »Wenn 
wir«, sagt Sombart!!), »die nationalökonomischen Systeme der 
letzten paar Jahrhunderte überblicken und sie auf die in ihnen zur 
Anwendung gelangenden Erkenntnisprinzipien hin durchmustern, so 
gewahren wir, daß sie alle bis zu den Zeiten der Klassiker wie selbst- 
verständlich, also naiv, unter teleologischem Gesichtspunkt . die 
Phänomene gruppieren.« Dies mußte »die selbstverständliche Art, 
die Dinge zu sehen sein, solange das Wirtschaftsleben als ein unwesent- 
liches von bewußten Organen der Gesamtheit geschaffenes bzw. doch 
wenigstens stark gemodeltes Gebilde sich dem Beobachter darbot: 
in dem Beamtenstaat des 16., 17. und 18. Jahrhunderts. Das Wirt- 
schaftsleben erschien damals durchaus und nur allein als ein zu bewir- 
kendes als ein nach Zwecken bewußt zu gestaltendes«.. So dachte 
auch Becher, mag daneben im innersten Herzensgrunde der Ethiker 
und Philosoph sich nach einem Urchristentum sehnen. Keineswegs 
aber wäre der Einwand berechtigt: nach diesen Aeußerungen ist 
Becher kein Merkantilist; im Gegenteil: die rein ökonomisch orien- 
tierte Definition des Merkantilismus ist unrichtig. 








10) A. a. O., S. 136. 
1) Der moderne Kapitalismus. Geleitwort S. XIV. 
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ı. Bibliographien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


ballod, Carl: Grundriß der Statistik, enthaltend Be- 
völkerungs-, Wirtschafts-, Finanz- und Handelsstatistik. Berlin 
19I3. J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. 8°, VII, 348 S. Broch. 
M. 9.50. 

DAs vorliegende Buch ist kein Grundriß der Statistik; zu einem 
solchen würden eingehendere Erörterungen über Wesen und Charakter 
der Statistik gehören, die hier lediglich als Einleitung gedacht, nur 
ganz kurz anzutreffen sind, ferner Darlegungen über Geschichte, 
Methode und Technik der Statistik, die hier z. T. vollkommen fehlen. 
Der Hauptnachdruck und Wert des Buches liegt vielmehr in der Be- 
handlung der Gegenstände, die in dem Untertitel genannt sind. In 
dieser Beziehung haben wir es, was auch nach seinen Aeußerungen 
im Vorwort das Ziel des Verf. war, mit einer recht wertvollen Material- 
sammlung zu tun, die dem »Studierenden ein Nacharbeiten des in der 
Vorlesung Gehörten an der Hand eines umfangreichen Zahlenmaterials 
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ermöglichen«, sowie die »Materialsammlung für kleinere Arbeiten in 
den praktischen Uebungen der Nationalökonomen erleichtern« soll. 
Für Ballod ist die Statistik eine Wissenschaft, daß sie nur als 
Methode anzusehen sei, beruht nach ihm auf einem logischen MiB- 
verständnis. Was B. zur Begründung dieser meiner Anschauung 
nach irrtümlicher Ansicht vorbringt, ist durchaus unzureichend. Es 
kommt keineswegs darauf an, daß die Statistik, was wohl niemand be- 
streiten wird, die Aufgabe hat, auf »wissenschaftlichem Wege die durch 
systematische Massenbeobachtung erlangten Zahlenwerte zu gruppie- 
ren usw.«; denn auch eine Methode, nicht nur eine Wissenschaft hat 
wissenschaftliche Aufgaben und wissenschaftlich vorzugehen, Ein 
etwas tieferes Eindringen in das Wesen der Wissenschaft hätte Ballod 
wohl gezeigt, welch fundamentale Unterschiede zwischen der Statistik 
in seinem Sinne und dem besteht, was man seit Aristoteles als zum 
Begriff der Wissenschaft gehörig ansieht. Denn dazu gehört, »die 
systematische Einheit prinzipiell zusammengehöriger ein eigenes 
Gebiet ausmachender Erkenntnisse«. Dieses Merkmal fehlt jedoch 
bei der Statistik vollkommen, selbst dann, wenn man mit G. v. Mayr 
unter St. als Wissenschaft »die auf erschöpfende in Zahl und Maß 
festgelegte Massenbeobachtungen gegründete Darlegung der Zustände 
und Erscheinungen des gesellschaftlichen menschlichen Lebens« ver- 
steht. Auch hier ist das einzig Gemeinsame die Art der Betrachtungs- 
weise, d.h. die Methode, ganz abgesehen davon, daß es natürlich ganz 
willkürlich und ohne innere Berechtisung ist, gerade die statistische 
Betrachtung der gesellschaftlichen Vorgänge als Wissenschaft zu er- 
klären, die der anderen jedoch als Methode, wie es Mayr tut; mit dem- 
selben Rechte kann ein Mediziner z. B. die auf Massenbeobachtung 
gegründete Darlegung der gesundheitlichen Zustände als Wissenschaft 
ausgeben und alles übrige als Methode hinstellen. 
In dem praktischen Teil beginnt B. mit der Bevölkerungsstatistik ; 
was er hier bringt, ist z. T. recht interessant und beachtenswert, 
wenngleich der knappe ihm hierfür zur Verfügung stehende Raum 
es mit sich bringt, daß wichtige Fragen gar nicht, andere wieder viel 
zu kurz behandelt werden. Es wäre auch wohl zweckmäßiger gewesen, 
in der textlichen Verarbeitung der beigefügten Tabellen weiter zu 
ehen, als es geschehen ist. Ballods Darlegungen aus dem Gebiete der 
Virtschaftsstatistik sind von recht ungleichem Wert. Bei einzelnen 
Gegenständen, wie bei der Getreideerzeugung, dem Getreidehandel, 
usf. bei Baumwolle, Kohle, Eisen, haben wir es mit äußerst sach- 
kundigen interessanten Ausführungen zu tun, die sehr viel Beachtens- 
wertes enthalten, bei anderen Gegenständen wieder, die auch weniger 
wichtig sind, hinterlassen seine Ausführungen einen recht dürftigen 
Eindruck. Auch hier können seine allgemeinen einleitenden Bemer- 
kungen kaum befriedigen; wenn B. schreibt: »Unter einer Theorie 
wäre zu verstehen zunächst eine Lehre darüber, wie die wirtschafts- 
statistischen Daten eingesammelt, wie sie erhoben werden müßten, 
um richtige Resultate zu ermöglichen, andererseits eine Lehre, wie 
die Bearbeitung zu geschehen hätte, um richtige Schlüsse zu ermög- 
lichen«. so scheint mir hier eine Verwechslung von Theorie und Tech- 
nik vorzuliegen. 
Die letzten Teile des Buches behandeln dann die Finanz- und Han- 
delsstatistik, so wie in einem Anhang, »Verschiedenes« vornehmlich 
Teile der Verkehrsstatistik. Es werden hier vor allem Tabellen ge- 
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boten, während deren textliche Verarbeitung im Gegensatz zu einzel- 
nen Teilen der Wirtschaftsstatistik sehr stark zurücktritt; die letzten 
zo Seiten enthalten nur solche Tabellen, bei der Handelsstatistik 
fehlt jeder begleitende Text. 

Bei aller Anerkennung der großen geleisteten Arbeit und der prak- 
tischen Brauchbarkeit des Buches kann man sich nach seiner Lektüre 
doch einem gewissen Gefühl der Unbefriedigtheit nicht entziehen. 
Es hängt dies sicher damit zusammen, daß ein so angelegtes Werk 
notwendigerweise nur Unvollkommenes bieten kann, wenn man die 
darin behandelten Gebiete, ausgehend davon, daß die Statistik eine 
Wissenschaft sei, wie Wirtschafts-, Finanz- und Handelsstatistik, 
durchaus selbständig behandelt und nur stellenweise auf den ökono- 
misch-sozialen Hintergrund der dabei gegebenen Zahlen eingeht. 
So erinnert das Buch in manchen Partien an ein Lehrbuch der Wirt- 
schaftspolitik, in anderen wieder trägt es durchaus den Charakter 
eines statistischen Nachschlagwerkes im Stile unserer verschiedenen 
statistischen Jahrbücher. Ballods Buch hat mich auf das lebhafteste 
in meiner Anschauung bestärkt, daß es unmöglich ist, in Vorlesungen 
oder auch literarisch die Gebiete der Wirtschafts- und Sozialstatistik 
selbständig zu behandeln, wenn man über das Niveau einer Material- 
sammlung hinauskommen will; die Finanzstatistik gehört als Methode 
in die Finanzwissenschaft, die Handelsstatistik in den Rahmen der 
Handelstheorie und -politik usf. Erst dann gewinnen die Zahlen Leben 
und Bedeutung und erst dann können Hörer und Leser etwas damit 
anfangen. (Mombert.) . 


Conrad, Professor Dr. J. (Halle a. S): Grundriß zum 
Studium der politischen Dekonomie, vierter Teil, 
Statistik, II. Tel: Die Statistik der wirtschaft- 
lichen Kultur, 1. Hälfte: Berufsstatistik, Agrar- 
statistik, Forst- und Montanstatistik. Zweite 
Auflage. Jena IgI3. Gustav Fischer. IX, 273 S. M. 6.50, geb. 
M. 7.50. 

Die in Conrads Grundriß der politischen Oekonomie behandelten 
Teilgebiete der Statistik haben bis vor kurzem — bis ihnen das von 
Zahn herausgegebene Werk »Die Statistik in Deutschland« und das 
kürzlich erschienene Buch Ballods zur Seite getreten sind — die 
einzige umfassendere Darstellung der Wirtschaftsstatistik 
gebildet, die einigermaßen Anspruch auf Durchdringung der großen 
Materie in ihrem gegenwärtigen Umfange erheben konnte. Daß das 
Werk jetzt in einer neuen Auflage erschienen ist, nachdem nahezu 
o Jahre seit der Veröffentlichung der ersten Ausgabe verflossen sind, 
muß als sehr willkommen bezeichnet werden. Denn die Statistik der 
wirtschaftlichen Kultur ist zurzeit der Zweig der Statistik, der sich 
in besonders raschem Aufschwung befindet, und infolgedessen hat auch 
das letzte Jahrzehnt eine reiche Fülle von Neuerungen und neuen Er- 
gebnissen gerade auf diesem Gebiete gebracht. Im allgemeinen wird 
die neue Auflage ihrem Zweck, die frühere Darstellung bis zu den 
neuesten Ergebnissen der wissenschaftlichen und praktischen statı- 
stischen Arbeit fortzuführen, auch gerecht; doch kann dieses Urteil 
nicht für alle behandelten Themen in Anspruch genommen werden. 
Der Charakter des Werkes als eine ergänzte, nicht ganz neu geschaffene 
Arbeit, die aus noch besserer Kenntnis der älteren als der neuesten 
Leistungen der Statistik hervorgegangen ist, tritt an manchen Stellen 
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deutlich hervor. So wird z. B. in dem Abschnitt über die »Verschul- 
dung und Bewertung des ländlichen Grundbesitzes« die alte Statistik 
der Verschuldung in einer Anzahl preußischer Amtsgerichtsbezirke 
im Jahre 1884 besonders betrachtet, die das ganze Königreich Preußen 
umfassende, sehr bedeutsame und lehrreiche Verschuldungsstatistik 
vom Jahre 1902 wird dagegen überhaupt nicht erwähnt. Bei den 
internationalen Zusammenstellungen der Erntestatistik wäre eine nähere 
Darlegung, insbesondere die Berücksichtigung der amtlichen österrei- 
chischen Arbeiten auf diesem Gebiete, erwünscht gewesen; selbst wenn 
man wegen des beschränkten Wertes der absoluten Ernteziffern 
nur ein Beispiel und einen ungefähren Anhalt geben will, wie es in der 
Absicht des Verf. liegt, könnten doch etwas neuere und vollständigere 
Ziffern als die dargebotenen vom Jahre 1895 gewählt werden. 

Solche Einwände, die auch an einzelnen anderen Stellen noch am 
Platze wären, vermögen indessen den großen Wert des bewährten 
Conradschen Werkes, den es zur Verbreitung von Kenntnissen der 
Statistik unter den jungen Studierenden und den Nichtstatistikern be- 
sitzt, im ganzen kaum herabmindern. Neben dem Ziel, Verständnis 
und Freunde für die Statistik und ihre Arbeitsmethoden zu gewinnen, 
erfüllt das Werk aber noch eine zweite wichtige Aufgabe, indem es 
dazu beiträgt, die Produktion statistischer Ziffern von seiten der 
Fachstatistiker mit den Bedürfnissen der wissenschaftlichen National- 
ökonomen und praktischen Volkswirte mehr in Einklang zu bringen, 
als es bisher der Fall gewesen ist. Ein möglichst enges Zusammen- 
wirken der wissenschaftlichen Nationalökonomie mit der statistischen 
Praxis, namentlich mit der Verwaltungsstatistik, wird für beide Teile 
von großem Nutzen sein. 

Der Ausschnitt, den der vorliegende Band aus der gesamten Sta- 
tistik der wirtschaftlichen Kultur bringt, umfaßt ein verhältnismäßig 
kleines Gebiet ; die Berufsstatistik, die Agrarstatistik, die Forststatistik 
und die Statistik des Bergbaues und Hüttenbetriebes. Das Kapitel 
über die Berufsstatistik ist in vorzüglicher Weise von Prof. Dr. Hesse 
neu bearbeitet worden, von dem vor einigen Jahren bereits ein weiterer 
Hauptteil der Wirtschaftsstatistik, nämlich die Gewerbestatistik, für 
Conrads Grundriß verfaßt worden ist. Alle übrigen, hier noch nicht 
genannten Zweige der Wirtschaftsstatistik, insbesondere die wichtigen 
Zweige der Handelsstatistik, der Verkehrsstatistik, der Bankstatistik 
usw., fehlen zurzeit in Conrads Grundriß noch gänzlich. Es wäre aber 
gewiß erwünscht, daß das Werk durch die Darstellung dieser Zweige 
in einem weiteren Bande bald vervollständigt würde. Wenn dabei 
die theoretischen, methodischen und technischen Fragen der Statistik 
noch mehr berücksichtigt würden als in den bisher erschienenen Teilen 
— was durch Einschränkung der grundsätzlich doch nur als Beispiele 
gedachten Tabellenteile des Buches unschwer erreicht werden könnte 
— und wenn zugleich dem Benutzer durch eine zweckentsprechende 
Anleitung eine selbständige Orientierung in den amtlichen Quellen- 
werken der Statistik ermöglicht und die selbständige Auitindung 
sowie kritische Verwendung der Zahlen erleichtert würde, so dürfte 
dies für die Ziele des ganzen \Verkes ohne Zweifel sehr förderlich sein, 

(Morgenroth.) 
Jastrow, Prof. Dr. J, Textbücher zu Studien über 
Wirtschaft und Staatl. Bd. 2: Arbeilerschutz. 
Berlin 1912, Georg Reimer. 202 S. geb. Mk. 3.— 
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Das vorliegende Bändchen ist in ausgezeichneter Weise geeig- 
net, Studierende und Praktiker ın die Materie des Arbeiterschutzes 
tiefer einzuführen, als es bisher möglich war. Das zeigt ein Blick 
auf den reichen Inhalt des überaus sorgsam und dabei doch eigen- 
artig und selbständig zusammengestellten Buches. Die Einleitung 
bilden die Partien des allgemeinen Landrechtes für die preußischen 
Staaten (I794), die sich mit Gewerbe und Industrie befassen, weiter- 
hin das Beispiel einer Lohntaxvorschrift aus dem Jahre 1762, wel- 
che gut die energische und unbekümmerte Art, in das Wirt- 
schaftsleben einzugreifen, veranschaulicht, und die Zustandsschil- 
derung der idyllischen Hausindustrie am Züricher See, in Leonardos 
Tagebuch, in »Wilhelm Meisters Wanderjahren«. Diesen Quellen. 
welche die Verfassung von Handwerk und Industrie vor dem Ein- 
greifen der modernen Arbeiterschutzgesetzgebung näherbringen, 
lolgt dann »das Urgesetz des europäischen Arbeiterschutzes«, The 
Morals and Health Act und als lebendigste Illustration, unter wel- 
chen Bedingungen und aus welchen Ursachen heraus die Arbeiter- 
schutzgesetzgebung sich weiter entwickelte ein Abschnitt aus 
Engels’ »Die Lage der arbeitenden Klassen in England« und Kings- 
leys »Billig-eklige Kleider«e. Nun folgt das kommunistische Mani- 
fest in den wichtigsten Partien, Zeittafeln über die wichtigsten Etap- 
pen des englischen und deutschen Arbeiterschutzes. Weiteren 
Kreisen waren alle diese Quellen (bis auf das kommunistische Ma- 
nifest und Engels’ Schilderung) bisher sicherlich größtenteils un- 
bekannt und unzugänglich. und es war ein überaus glücklicher Ge- 
danke, die größtenteils trockene, in der Formulierung vielfach un- 
zulängliche moderne Arbeiterschutzgesetzgebung so einzuleiten und 
dadurch das Interesse für die Probleme des Arbeiterschutzes beim 
Leser zu wecken. Auch ın den folgenden Partien beschränkt sich der 
Herausgeber nicht auf die Wiedergabe von Gesetzestexten, sondern 
vermittelt die leitenden Ideologien der Arbeiterschutzgesetzgebung 
und sozialpolitischen Strömungen durch Wiedergabe der kaiserlichen 
Erlasse über Arbeiterpolitik und die Enzyklika Rerum Novarum 
über die Arbeiterfrage. Nebst diesen enthält das Büchlein nun noch 
die Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund (1869), die Berner 
Arbeiterschutzkonventionen (1900/10), die Mindestlohngesetze in 
der angelsächsischen Welt, und die Bestimmungen über den Ge- 
samtarbeitsvertrag (Kollektivvertrag) im schweizerischen Obli- 
gationsrecht (IgII) — ferner in einem besonderen Teil das geltende 
deutsche Arbeiterschutzrecht, einen Abdruck der Arbeiterschutz- 
bestimmungen aus sämtlichen deutschen Gesetzen und zum Schluß 
dieses Abschnittes den Aufsatz von Prof. Jastrow: Was ist Arbeiter- 
schutz? Der dritte Teil enthält u. a. statistische Materialien über 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände und deren Organe, die 
internationale Gewerkschaftsbewegung und über die Frage ‘der Be- 
richterstattung über den Arbeitsmarkt. Ein sehr detailliertes Re- 
gister ermöglicht es, das Büchlein auch als Nachschlagewerk, nicht 
nur zu systematischem Studium zu benützen. Schon diese gedrängte 
Inhaltsübersicht macht jedes Wort der Empfehlung überflüssig; 
das Textbuch über Arbeiterschutz, aus einer souveränen Beherr- 
schung des Materials und der Probleme des Arbeiterschutzes erwach- 
sen, ist derzeit wohl der beste Ausgangspunkt für das Studium des 
Arbeiterschutzes und so ungemein wertvoll, weil es in eingehendster 
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und ansprechendster Form, und bloß durch Auswahl und Gruppie- 
rung des Stoffes zu den Gesetzesquellen hinleitet, welche namentlich 
von den berufsmäßigen Nationalökonomen, die nicht zugleich Juri- 
sten sind, bisher doch meist nur indirekt studiert wurden. (—1.) 
Tönnies, Ferdinand: Die Entwicklung der so- 
zialen Frage. 2., durchgesehene Auflage. Berlin-Leipzig, 
Göschensche Verlagsbuchhandlung (Sammlung Göschen). 160 Seiten. 
Die bekannte kleine Schrift von Ferdinand Tönnies, die nun- 
mehr in wohlverdienter zweiter Auflage vorliegt, hat das große 
Verdienst, einen schier unübersehbaren Stoff in knapper, über- 
sichtlicher, so gut wie alle wesentlichsten Elemente mit genügender 
Schärfe hervorhebender Weise bemeistert und einem weiten Laien- 
publikum zugänglich gemacht zu haben. Natürlich kann niemand 
von einem derartigen Büchlein Vollständigkeit verlangen. Aber es 
ist anzuerkennen, daß es das viele, was es gibt, trefisicher gibt. 
Dabei ist zu bemerken, daß es sich insofern beschränkt, als es, be- 
sonders in seiner Behandlung der neuesten Epochen, fast nur deutsche 
Verhältnisse berücksichtigt (was auch im Titel zu vermerken wäre). 
Der Gesichtswinkel, unter dem das geschieht, ist ein unverblümt 
radikaler, der sogar ein offenes Bekenntnis der Gregnerschaft zur »preu- 
Bischen« Methode nicht scheut (p. 138). Als Quintessenz der moder- 
nen Wirtschaftsentwicklung bezeichnet der Verf. die »Minderung der 
organischen und wesentlichen Teilung der Arbeit neben der Fort- 
setzung und Erweiterung der mechanischen und unwesentlichen, 
der Spezialisierung«. Das dürfte, wenn auch nicht für alle Gebiete 
noch für alle Länder, zutreffen. (R.M.) 
Wolf, Dr. Julius. Ord. Professor der Staatswissenschaften an 
der Schles. Friedrich-Wilhelms-Universität. Geheimer Regierungs- 
rat. Die Volkswirtschaft der Gegenwart und 
Zukunft. Die wichtigsten Wahrheiten der allgemeinen National- 
ökonomie dargestellt für die Praxis. A. Deichertsche Verlagsbuch- 
handlung Nachf. Leipzig 1912. XIV und 335 S. M. 6.50. 
Dieses»yden Technikern, dies- und jenseits un- 
serer Grenzen, die zusammen mit werk- und 
wagefreudigen Unternehmern, den Wikinger- 
naturen in Volks- und Weltwirtschaft, dank 
dem Arbeitsfleiß der Millionen, den Reichtum 
unserer Tage in der Frist weniger Geschlech- 
ter-Folgen schufen« gewidmete Buch des inzwischen an 
die Technische Hochschule nach Charlottenburg berufenen Breslauer 
Ordinarius stellt sich als eine Reihe von Vorträgen dar, die dieser vor 
dem »Zweigverein Breslau des deutschen Bankbeantenvereins« ge- 
halten hat und die inhaltlich eine gemeinverständliche Darstellung eines 
Teiles des in seiner »Nationalöükonomie« 1908 gebrachten umfassenden 
Erkenntnisstoffs sein sollen, — »wobei« ihm, wie sich der Verf. ausdrückt, 
»die besondere, nicht ganz widerspruchsfreie Aufgabe gestellt war, 
diesen Stoff gleichzeitig so dicht wie möglich zu kKomprimie- 
ren und auf der anderen Seite durchsichtig genug zu pe- 
stalten, we schmackhaft genug zuzubereiten, daB auch der 
Laie in der Lage war, sich ihn mühelos anzueignen und all der Reize 
teilhaftig zu werden, über die der Gegenstand verfügt« In dem ersten 
einleitenden Vortrag wird eine knappe Uebersicht über die geschicht- 
liche Entwicklung der nationalökonomischen Wissenschaft gegeben 
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und damit eine allgemeine Würdigung der verschiedenen in ihr zutage 
getretenen Schulen und Richtungen verbunden. Man kann nicht 
sagen, daß die Charakteristik derselben besonders klar und plastisch, 
noch daß ihre Würdigung besonders gewissenhaft und objektiv wäre. 
Eine »etwas genauere Darstellung« erfährt nur der Kathedersozialis- 
mus als die »Schule, die sich berühmen darf, noch heute die Lehrstühle 
der Nationalökonomie in Deutschland zu beherrschen« (S. 27). 
Als ihr »Vorläufer« wird Sismondi bezeichnet, »ein wenn auch zager 
Mitläufer des Sozialismus, stark in der Kritik, schwach in positiven 
Vorschlägen« (S. 20/21). Vom Kathedersozialismus selbst wird behaup- 
tet, daß er »in seinen Konzessionen an den sogenannten „wissen- 
schaftlichen Sozialismus”, d. h. in der Uebernahme großer und ent- 
scheidender Teile der von diesem an der bürgerlichen Wirtschafts- 
ordnung geübten Kritik überaus weitgegangen« sei, »ja mit dem So- 
zialismus wissenschaftlich fraternisiert« (S. 3) und sich der 
»Vorschubleistung an die sozialistische Strömung« schuldig gemacht 
habe, wenn auch von den Kathedersozialisten selbst, als deren Re- 
präsentanten Wagner, Brentano und Schmoller be 
zeichnet werden, gesagt wird, daß sie »zu weitgehenden Konzessionen 
an de sozialistische Kritik unserer Wirtschaftsordnung 
bereit, praktisch doch mit wenigen Ausnahmen (?) die sozialisti- 
sche Gesellschaftsform strikt und unzweideutig verwer- 
fen und an ihrer Statt nur eine eingreifende, wenn schon viel z u ein- 
greifende ‚„sozialpolitische Kur“ für den von ihnen als krank erklärten, 
in Wirklichkeit jedoch gesunden, wenn auch mit mancherlei Uebeln 
behafteten Wirtschaftskörper verordnen« (S. 27/28). 

In der nun folgenden dogmatischen Darstellung geht der Verf. 
vom Begriff des Einkommens aus, »das hier also als der Grund- 
begriff wieder zu Ehren gezogen« und »im volkswirtschaftlichen Sinne 
(oder Produktivität)« als »der Unterschied der Leistung gegen 
die Kosten wirtschaftlicher Tätigkeit« definiert wird. »Als Kosten 
aber kommen hier die „gesellschaftlich notwendigen‘ Kosten in Betracht 
... was notwendige Kosten sind, was nicht, ist sehr schwer 
festzustellen. Kosten, wie Leistung aber werden am Werte bzw. soweit 
Tauschwirtschaft herrscht, am Preise gemessen, in ihm ausgedrückt. 
Wert wie Preis sind aber wieder etwas Arbiträres, vom subjektiven 
Willen des Menschen mit Abhängiges, neben den Kosten also ein zweites 
schwankendes und unsicheres Element in dem bezeichneten Tatbe- 
stand; womit wir uns aber abfinden müssen, da es eine Möglichkeit der 
Heraushebung desselben aus diesen Relatıivitäten nicht gibt« (S. 39) 
— woraus sich nun jemand klar werden soll, was unter den Grund- 
begriffen »Leistung«, »Kosten« und »Einkommen« zu verstehen ist. 
»Die Frage, auf die alles weitere zugeschnitten ist, ist nach dem Gesag- 
ten also: „Wie wird Einkommen geschaffen und wie er- 
höht?‘“« (S. 39/40). 

Der klassischen, nachklassischen, sozialistischen und modernen 
Auffassung, die sagt: »Einkommen wird geschaffen durch Arbeit«, 
stellt nun der Verf. seine eigene Änsicht gegenüber. »Ich spreche nun 
aus und lehre, Einkommen wird geschaffen erfahrungsgemäß vor- 
zugsweise durch technische Idee,... welche Sachlage 
der Erfindung (und ihr wahlverwandter Betätigungen) ist. Dem 
Techniker im weiteren und im engeren Sinne 
des Wortes gebührt die Aureole, die von ande- 
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rer Seite reklamiert und dieser anderen Seite 
längst zugesprochen ist, nicht zuletzt unter dem Drucke 
humanitärer Erwägungen, die das Urteil fälschten.« (S. 40/41) 
Die »technische Idee« ist nämlich eine jener originellen Ideen, durch 
die sich der Verf. seine Sonderstellung gegenüber der gesamten übrigen 
Nationalökonomie wahrt und mit der man sich wegen der Unbestimmt- 
heit und Unklarheit des Begriffs leider nicht näher auseinandersetzen 
kann. Wir erfahren nur, daß sieneben Natur, Kapital und Arbeit 
die Rolle eines vierten Produktionsfaktors spielen soll, daß sie »bei 
der schöpferischen Arbeit herausspringt, soweit nicht, was im Laufe 
der Menschheitsgeschichte immer mehr die Ausnahme wird, der Z u- 
fall sie zur Welt bringt«, gleichsam der »Niederschlag schöpferischer 
Leistung« ist, und jedenfalls vein selbständiges Leben führt, ein Ding, 
ein wirtschaftlicher Tatbestand für sich ist« (S. 45/46; 57). Gleich 
unklar und unbestimmt ist der Begriff des Kapitals gefaßt, welches 
stechnische Idee verkörpert« (S. 55). Der Verf. glaubt »mit Recht 
fordern zu dürfen, daß die Nationalökonomie sich dieser alltäglichsten 
und gebräuchlichsten Definition ‚Kapital sind produzierte Produk- 
tionsmittel‘ weiter nicht bediene!« Sondern: »Das Kapital ist ein Ver- 
wandlungskünstler. Es ist technische Idee und solche wieder nicht, 
vielmehr nur der Stoff, der mit ihr durchtränkt ıst. Es ist danach 
Vermittler technischer Idee und doch auch wieder dieser nicht, denn 
„Vermittler“ ist der Unternehmer, Kapital ist Vermittler nur in bild- 
lichem Sinne, es ist der an sich, ohne technische Idee, schlechthin 
tote Stoff. Das Verhältnis der technischen Idee zum Kapital »besteht 
darin, daß letzteres die Hülle ist, in der sie präsentiert wird oder besser: 
der Körper, an dem sie sich niederschlägt.... Die 
technische Idee liefert Inhalt und Beseelung. Sie ist das ‚Heroische“ 
in der Wirtschaft und kein Piedestal ist zu hoch für sie« (S. 56/57, 59). 
— Besonderen Wert legt der Verf. auf seine Darstellung der Unter- 
nehmerfunktion, die jedoch auch gegenüber der kathedersozialistischen 
Auffassung nichts wesentlich Neues enthält, auch nicht in bezug auf 
die von Wolf besonders betonte Erkenntnis, daß »der Unternehmer 
nicht die Null und nicht der bösartige berufsmäßige Beutemacher in 
der bürgerlichen Wirtschaftsordnung, der Vampyr und Parasit ist, 
als welchen die sozialistische Theorie ıhn hinstellt«, sondern, daß 
sauch ihm des Lebens Mühsal und Bedrängnis nicht erspart bleibt, 
vielfach in doppeltem Maße zugemessen sind, und seine Aufgabe und 
Arbeit, wie keine leichte und einfache, nıcht weniger produktiv und 
in diesem Sinne schätzungswert, aus sich „geadelt‘‘ sind, als die des 
einfachen Arbeiters«. Jedoch glaubt der Verf., daB »man derartiges 
in unserer, dem Unternehmer wenig günstigen Zeit des Sozialismus 
wie Kathedersozialismus (!) nur bedingt bekennen dari« (S. 64). Wie 
man sieht, liebt es Wolf, die kathedersozialistischen Anschauungen 
möglichst grau in grau zu malen, um dann seine eigenen »Erkenntnisse« 
in um so lichteren Farben erstrahlen zu lassen. 

In der sich hieran anschließenden Darstellung der »Marktphäno- 
mene der bürgerlichen Wirtschaftsordnung« wimmelt es nun derart 
von banalen Mißverständnissen der herrschenden Lehren der theoreti- 
schen Oekonomie, daß man nur im Zweifel sein kann, ob es sich da um 
mangelnde Gewissenhaftigkeit oder um elementare Unfähigkeit zum 
theoretischen Denken handelt. Der Auffassung des Geldes als Wert- 
messer tritt z. B. der Verf. mit folgender Feststellung gegenüber: 
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»Geld ist niemals Wertmesser gewesen und kann es nicht sein. Nie- 
mals werden Sie den Wert eines Gutes in der Weise am Gelde messen 
können, wie Sie die Länge eines Brettes mit dem Meßstock, das Volumen 
einer Flüssigkeit am Hohlmaß messen. Legen Sie doch eine Ware 
neben Geld und versuchen Sie, den Wert der Ware am Gelde zu 
„messen‘‘, abzulesen. Das Geld wird Ihnen nicht das Geringste über 
den Wert der \Vare verraten« (S. 75). Wo ist jemals in der ökonomi- 
schen Literatur von Geld als \Wertmesser in diesem Sinne 
gesprochen worden ? 

Weiter wendet sich der Verf. gegen das Produktionskostengesetz 
bzw. gegen die Lehre, »die Produktionskosten seien die Untergrenze 
des Preises« und zwar mit dem Einwande, daß »auch zum Verkauf 
unter den Produktionskosten Waren erzeugt werden. ... Die 
Erzeugung zum Verkauf selbst unter den Produktionskosten 
ist nämlich, extreme Fälle abgerechnet, immer noch billiger, als die 
Einstellung des Betriebes, und darum wird weiter gearbeitet auch 
zum Verkaufe unter den Produktionskosten und mit der Aussicht auf 
Schaden« (S. 79). Da kommt es nun einmal ganz darauf an, was man 
unter »Produktionskosten« versteht. Und ferner besagt das Produk- 
tionskostengesetz gar nicht, daß die Produktionskosten eine Unter- 
grenze für die Preishöhe in jedem einzelnen konkreten Falle bilden 
und nicht auch konkrete Preise unter den Produktionskosten vor- 
kommen können, sondern lediglich, daß dies nicht allgemein 
und auf die Dauer der Fallseın kann, und daß die Produktions- 
kosten der Punkt sind, nach dem hin die Preise stets »gravitieren«. 
Ein solch grobes Mıßverständnis eines der fundamentalsten Gesetze 
der ökonomischen Theorie, sollte einem »vexakten« Denker schon nicht 
passieren! Aehnlich verhält es sich mit der Darstellung der Quan- 
titätstheorie, welche nach Wolf »besagt, daß die umgesetzte Geld- 
menge, geteilt durch die Zahl (!) der Umsätze (ceteris paribus) die 
Höhe des \Varenpreises entscheidet« (S. 84). 

Von einer an die mittelalterlichen Oekonomisten und ersten 
Merkantilisten gemahnenden Naivität sind manche der eigenartigen, 
positiv theoretischen Vorstellungen des Verf., so z. B. seine Krisen- 
theorie, welche die Krisen als notwendige Folgen der Spartätigkeit 
und zwar der »Spartätigkeit als solcher« erklärt und allen Ernstes be- 
hauptet, daB es keine »organischen« Krisen geben würde, wenn nicht 
gespart würde (S. 120). » sparen heißt Nichtverzehren 
des Produzierten(!) und es liegt auf der Hand, daß wenn ein 
ganzes Volk, ja der ganze Erdball spart und dieses Sparen Jahre hin- 
durch fortsetzt, solche über die ganze Welt hin geübte Unterkonsum- 
tion (!) schließlich in nichts anderem die explosive Entladung finden 
kann, als in einer Krise, die sich als Ueberproduktionskrise gebärdet (!) 

..« (S. 118). Als ob Sparen tatsächlich bedeuten würde, daß Ein- 
kommen der Konsumtion buchstäblich »entzogen« wird, d. h. Ein- 
kommensteile, die früher zu Konsumtionszwecken 
verwendet wurden, plötzlich nicht mehr dazu 
verwendet werden, also eine buchstäbliche Konsumtions- 
einschränkung gegenüber dem früheren Standard, auf den 
die Produktion eingerichtet ist, stattfindet. In Wahrheit ist das Spa- 
ren allerdings ein Nichtverzehren von Einkommen, aber in der Regel 
nicht ein »Nichtverzehren des Produzierten«, d. h. von Einkommens- 
teilen, die bisher verzehrt wurden und für die daher ein Angebot von 
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produzierten Genußgütern bereitläge, sondern von Einkommens- 
teilen, die über den gewohnten Aufwand hinausliegen, für die daher 
im normalen Wirtschaftsgang auch gar kein Angebot an realen Genuß- 
gütern vorhanden ist. Einer normalen Größe der Nachfrage ent- 
spricht eine normale Größe des Angebots (des Produzierten) und das 
Sparen ändert an beiden nichts. Im übrigen werden die Krisen vom 
Verf. mit einem Ausfall auf den Kathedersozialismus als eine »Fort- 
schrittsquelle ersten Ranges angesprochen. ... Der Katheder- 
sozialismus hat auch von dieser Würdigung der Krisen« — heißt es — 
»keine Notiz genommen. War sie doch ein weiteres Stück Rehabili- 
tierung der bürgerlichen Wirtschaftsordnung und ein weiterer Bestand- 
teil jener Zurückweisung der Hyperkritik, die er „‚berufs- und sendungs- 
mäßig“ an ihr übte!« (S. 121). 

Nicht minder naiv wie die Krisentheorie mutet die Einkommens- 
lehre des Verf. an. An Stelle der üblichen Unterscheidung der Ein- 
kommen in Arbeitslohn, Grundrente, Kapitalzins und Unternehmer- 
gewinn wird »die ganz andere Einteilung in Eriindereinkommen, 
Arbeitseinkommen, Fruchteinkommen, Glückseinkommen, Renten- 
einkommen gesetzt« (S. 139/140) und zwar weil sie erstens »vollstän- 
diger« und zweitens »tiefergehend« sei und dies deshalb, weil »sie die 
Einkommen nach der Leistung, die ihnen zugrunde liegt, also nach 
ihrer Quelle bezeichnet. Die Zurückführung auf Arbeit, Frucht, 
Glück usw. ist gleich auch eine Einkommenserklärung und tut also ein 
übriges gegenüber einer Einteilung nach der Oberflächenerscheinung, 
leistet nämlich gleich die theoretische Arbeit der Ergründung ihres 
Wesens (!)« (S. 140/141). Was sich der Verf. unter »theoretischer Ar- 
beit« denkt, ist dann gleich aus seiner Darstellung der Lohntheorie 
zu ersehen. Da wird Folgendes »gelehrt«: »In der Theorie des eigent- 
lichen Arbeitslohns hat die alte Lohnfondstheorie, wonach 
die Masse des für Lohnzwecke vorhandenen Kapitals nicht nur die Zahl 
der verwendbaren Arbeiter, sondern auch die Höhe des Lohnes be- 
stimmt, in dem Sinne und nur in dem Sinne als überwunden zu gel- 
ten, daß sie durch eine neue und wesentlich abgeänderte Lohnfonds- 
theorie, welche neben das Kapital die anderen Produktionsfaktoren 
als Lohnfonds stellt (??), zu ersetzen ist. Im übrigen wird die Höhe 
des Lohnes nicht, wie einige Kathedersozialisten in Uebereinstimmung 
mit der Praxis des Lohnkampfes lehren, durch Gewerkvereine und 
Streiks, sondern letzten Endes eben auf der einen Seite durch den Lohn- 
fonds, der die Zahl der nachgefragten Arbeiter bestimmt, und auf der 
anderen durch die Zahl der sich Anbietenden entschieden ...« (S. 
I4I). Was der Verf. dann weiter über »das Recht auf den vollen Ar- 
beitsertrag« sagt (S. 142), lese man selbst nach! Ebenso seine Behand- 
lung des Zinsproblems, das er duch eine Verquickung der Produkti- 
vitäts- und Abstinenztheorie »wirklich meistern und lösen« zu können 
vermeint (S. 143/144). Die Grundrente und das Unternehmereinkom- 
men werden als Glücks- oder Konjunkturaleinkommen bezeichnet, 
womit sie der Verf. auch schon für »erklärt« hält (SS. 144, 147). 

In einem weiteren Vortrag wird das Bevölkerungsproblem be- 
handelt. Dem Bevölkerungsgesetz des Malthus hält der Verf. 
die Tatsache gegenüber, daß nicht »jede Wohlstandsvermehrung 
sofort durch eine Bevölkerungsvermehrung aufgezehrt wird«, was 
jedoch Malthus als Tatsache so allgemeiner Natur nirgends be- 
hauptet hat. Auch nicht, daß sich »ein Mehr an Unterhaltsmitteln 
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regelmäßig in ein Mehr an Menschen umsetzt, daß jede Erweite- 
rung des Nahrungsspielraumes zu einer ebenmäßigen Vermeh- 
rung der Bevölkerung führe« (S. 175, 177). Die beobachtete Abnahme 
der Geburtenfrequenz bei steigendem Wohlstand ist gar keine Instanz 
gegen das Malthus sche Gesetz, da diese Tatsache nichts anderes 
bedeutet, als daß eine jener Hemmungen der Bevölkerungsvermehrung 
wirksam wird, vondenen Malthus selbst als »preventive restraints« 
ausdrücklich spricht. Auch die Unterscheidung in verschiedene Kul- 
turstufen, auf denen Hemmungen verschiedener Art und Stärke zur 
Geltung kommen, findet sich schon bei Malthus und zwar in 
einer weit tiefergehenden Weise, als bei Wolf (S. 186 ff.), dessen 
»Korrektur« am Malthusschen Bevölkerungsgesetz nur zeigt, 
daß er es entweder nicht genau kennt oder nicht verstanden hat. 

In einem letzten Vortrag ist schließlich »unserer Volkswirtschaft 
das Horoskop gestellt«. Der Verf. glaubt nämlich, daß man auf 
Grund seiner »Erkenntnisse« auch »einen Blick in die Zukunft tun« 
könne. Daß das, was dabei herauskommt, recht bescheiden ist, liegt 
in der Natur der Sache. Im wesentlichen ist es das, daß »in der m o- 
dernen Kulturgesellschaft ein Gesetz des technisch-ökonomischen 
Fortschritts wirksam ist« (S. 213), demgegenüber jedoch »in der 
Wirklichkeit Hemmungen wirksam sind, die ihn eines größeren oder 
geringeren Teiles seiner ökonomischen Wirkung berauben, und die 
als wahrscheinlich voraussehen lassen, daß der Fortschritt des 21. 
Jahrhunderts, in Einkommenssteigerung ausgedrückt, lange nicht 
mehr von gleicher Stärke, wie der des 19. und etwa noch des 2o. Jahr- 
hunderts sein wird« (S. 236). Anhangsweise sind dem Buch noch zwei 
Kapitel vorwiegend statistischen Charakters über die »Kinderzahl und 
Sozialdemokratie in Deutschland« und den »Bodenwert Berlins« 
beigefügt. 

In bezug auf das Ganze muß noch bemerkt werden, »daß es dem 
Verf., wie wiederholt klar hervorgeht, bei dieser Darstellung von vorn- 
herein nicht um eine objektive Erkenntnis der inneren Zusammen- 
hänge der wirtschaftlichen Erscheinungen, sondern um eine subjektive 
Würdigung« der kapitalistischen Wirtschaftsorganisation zu tun 
war, und er legt wiederholt großes Gewicht darauf, festzustellen, 
daß er sich ın dieser Beziehung in einem scharfen Gegensatz zum 
Kathedersozialismus befinde. Eine solche »Würdigung« steht nun, 
ob sie kathedersozialistisch ist oder das Gegenteil, in jedem Falle außer- 
halb einer wissenschaftlichen Kritik und deshalb ıst darüber weiter 
nichts zu sagen. Vom Standpunkt rein wissenschaftlicher Erkenntnis 
aus unterscheidet sich Wolf in gar nichts vom Kathedersozialismus. 
Seine »Methode« ist — trotz seiner Verwahrung im Vorwort — ebenso 
»politisierend« wie die des Katlıedersozialismus, nur in entgegengesetz- 
ter Richtung und muß von den Anhängern objektiver Wissenschaft- 
lichkeit ebenso energisch abgelehnt werden, wie die kathedersozialı- 
stische. Nicht minder muß ferner im Interesse des Ansehens der 
wissenschaftlichen Nationalökonomie die schärfste Verwahrung da- 
gegen eingelegt werden, daß »Erkenntnisse«, wie Wolf sie bietet, 
als vexakte Wissenschaft« ausgegeben werden. Ein ärgerer Mißbrauch 
ist mit dem vielmißbrauchten Worte vexakt« wohl nie getrieben worden, 
als dies durch Julius Wolf geschieht. 

(Alfred Amonn.) 
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Wygodzinski, Prof. Dr.: Einführung in die Volks- 
wirischaftslehre. (Wissenschaft und Bildung. Einzeldar- 
stellungen aus allen Gebieten des Wissens. Herausgegeben von 
Professor Dr. Paul Herre, 113.) Quelle und Meyer. Leipzig 
1912. 154 S. M. 1.25. 

Eine »Einführung« in diese Wissenschaft hat den Zweck, dem An- 
fänger oder Laien einen kurzen klaren Ueberblick über die Haupt- 
probleme der betreffenden Wissenschaft, über die wichtigsten Frage- 
stellungen und die wichtigsten Versuche zu ihrer Lösung zu geben. 
Eine solche »Einführung« ist selbst ein didaktisches Problem von nicht 
geringer Schwierigkeit, dessen sich jedoch die Verfasser solcher Ein- 
führungen meist nicht bewußt werden. Auch Wygodzinski 
scheint sich nicht viele Gedanken darüber gemacht zu haben, wie man 
wohl einem Anfänger oder Laien die Kenntnis eines so umfassenden 
Wissengebietes am besten vermitteln könne. Es muß sich dabei 
natürlich viel weniger um das Material, um den Wissensstoff, als 
um die Methode — im weitesten Sinn — handeln; denn sonst 
wäre eine »Einführung« überhaupt ein unlösbares Problem. Es soll 
gezeigt werden, wie die Wissenschaft ein bestimmtes Tatsachen- 
gebiet behandelt, unter welchen Gesichtspunkten sie es betrachtet, 
was ihr daran problematisch wird und wie sie der Probleme Herr zu wer- 
den sucht. Vor allem also, wie sie ihreBegriffe bildet und wie dieseBegriffe 
logisch und genetisch miteinander verknüpft sind und wie sich daraus 
ein systematischer Zusammenhang ergibt. Gerade das aber ist es, 
was man in dieser »Einführung« vergeblich sucht. Wygodzinski 
scheint alle strengen, klaren Begriffe absichtlich gemieden zu haben. 
In der herkömmlichen Weise beschreibt er die wichtigsten äußerlichen 
Prozesse der Gütererzeugung, -verteilung und -verwendung. Die 
daraus hervorgehenden »Probleme« werden nur nebenbei flüchtig er- 
wähnt, so daß sie dem Laien überhaupt nicht zum Bewußtsein kommen 
können. Dabei unterlaufen ihm mannigfache Unklarheiten, Unver- 
ständlichkeiten und Unrichtigkeiten. Was soll sich z. B. der Anfänger 
oder Laie unter einer »Produktion über die vorhandenen Mittel hinaus« 
denken oder unter einer Geldkrise, wenn als das »\Vesentliche« ohne jede 
weitere Erklärung angegeben wird, daß »alle Mittel festgelegt« sind 
(S. 82). Gerade solche journalistischen Schlagworte sollten in einer 
wissenschaftlichen »Einführung« sorgfältig vermieden werden. Was 
soll es ferner heißen, »daß der Reallohn geringer sei als der 
Nominallohn« oder daß in den letzten Jahren der Reallohn der 
deutschen Industriearbeiter, im Durchschnitt genommen, stärker 
gestiegen ist, als der Nominallohn, d. h. stärker als der Preis 
der wichtigsten Lebensbedürfnisse? 

Deutschland wird als ein Land charakterisiert, »das schr gerne 
reich werden will« (S. 83); daß es sich beim Methodenstreit um einen 
»Gegensatz von Induktion und Deduktion« handelt, sollte heute nach 
den vielen neueren Arbeiten über diese Sache nicht mehr wiederholt 
werden (S. 9/10). Daß die Umwandlung von Einzelunternehmungen 
in Aktiengesellschaften vielfach aus anderen Gründen als dem, fremdes 
Kapital heranzuholen, geschieht (S. 71), sollte, wenn man schon von 
einer Einführung davon sprechen will, nicht verschwiegen werden. 
Der Mangel an Klarheit und Bestimmtheit der Begriffe sowie Präzision 
der Problemstellung tritt besonders charakteristisch beim Kapitel über 
das Unternehmereinkommen (S. 120 fi.) hervor. Der Unternehmer- 
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gewinn wird zuerst definiert als eine »Entschädigung für die Arbeit 
der Produktionsleitung« und als der »Ertrag der Produktion über den 
durchschnittlichen Kapitalgewinn hinaus«. Dann wird aber hervor- 
gehoben, daß das Entgelt für diese Arbeitsleistung doch geringer 
sein muß(!), als der Gesamtertrag der Unternehmung abzüglich 
der Kapitalzinsen, weil sonst den Aktionären oder dem Gutsbesitzen 
nichts übrig bliebe. Dieser übrigbleibende Rest (!) wird dann als 
vreinese Unternehmereinkommen bezeichnet. Ab- 
gesehen davon, daß man nun gar nicht mehr weiß, was man sich unter 
Unternehmereinkommen zu denken hat, erinnert diese »Erklärung« 
des Unternehmereinkommens stark an die bekannte Erklärung der 
Armut aus der pauvrete. Hier kann man wohl nicht anders als den 
Schluß ziehen, daß das Problem des Unternehmereinkommens dem 
Verf. selbst nicht klar geworden ist. Dann sollte man freilich keine 
»Einführung« schreiben. Das Buch enthält im übrigen auch eine Reihe 
sinnstörender Druckfehler (S. 9, 19, 113). (Alfred Amonn.) 


— 





2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Adler, Dr. Max: Marxistische Probleme. Beiträge 
zur Theorie der materialistischen Geschichtsauffassung und Dia- 
lektik. Stuttgart 1913. J. H. W. Dietz Nachf. VIII und 320 S. 
M. 3.—, geb. M. 3.50. 

Max Adler, der Wiener Sozialist, der mit seinem ausgesprochenen 
Marxismus kantische Erkenntniskritik verbindet, ist den Lesern des 
Archivs kein Unbekannter. Wer seine an dieser Stelle veröffentlichten 
scharfsinnıgen Abhandlungen gelesen, wird es mit Freude begrüßen, 
daß er zum 30. Todestage von Karl Marx unter obigem Titel eine Reihe 
sozialphilosophischer Aufsätze in Buchform hat erscheinen lassen, 
die in den letzten 15 Jahren entstanden sind. Waren die meisten von 
ihnen auch schon in verschiedenen Zeitschriften erschienen (darunter 
VI und IX im »Archiv«), so sind sie doch größtenteils ganz umgearbei- 
tet worden; und die zwei ausführlichsten (VII und VIII), die zusam- 
men zwei Fünftel des Ganzen ausmachen, werden überhaupt hier zum 
ersten Mal veröffentlicht. 

Adler ist erklärter Marxist, aber weit entfernt, Marxscholastik 
oder -philologie treiben zu wollen, versteht er den Marxismus »nicht 
als Bezeichnung einer literarischen Sekte, sondern als ein Programm 
wissenschaftlicher Arbeit« (S. VIII). Deshalb bedeutet ihm die Beru- 
fung auf Marx, wie die auf Kant, nur die Problemstellung und -bearbei- 
tung, durch welche diese beiden Großen uns zu neuen prinzipiellen 
Erkenntnisweisen geführt haben. So kann er es sich zum Hauptzweck 
seiner Untersuchungen setzen, »die Grundgedanken der Marxschen 
Lehre mit den Errungenschaften der kritischen Philosophie zu einem 
unverlierbaren Besitz zu vereinigen« (S. VII). Philosophische Er- 
gänzung oder Weiterbildung der Marxschen Sozialtheorie durch 
Kants Erkenntniskritik: das ist der rote Faden, der sich durch alle die 
neun hier vereinigten Abhandlungen zieht, wenn auch in einigen 
(II und IV) die Dialektik das Hauptthema ist und demnach Hegel stär- 
ker hervortritt. Abgesehen von der an die Spitze gestellten allge- 
meineren Abhandlung »Das Formalpsychische im historischen Materia- 
lismus« und der zweiten über »Die Dialektik bei Hegel und Marx«, 
knüpit der Verf. seine Erörterungen in der Regel an eine literarische 
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Neuerscheinung an: so an Plechanows »Probleme des Marxismus« 
die Aufsätze »Marxismus und Materialismus« und »Dialektik oder 
Metaphysik«, an Kautskys »Ethik und materialistische Geschichtsauf- 
fassung« den über »Ethik und Wissenschaft«, an meinen »Kant und 
Marx« den über »Marxismus und Ethik, an Rudolf Stammlers »Wirt- 
schaft und Recht« die beiden zum erstenmal erscheinenden »Zur Er- 
kenntniskritik der Sozialwissenschaft« und »Stammlers Kritik der 
materialistischen Geschichtsauffassung«; endlich an die Philosophie 
Ernst Machs den letzten über »Mach und Marx«, der den Archivlesern 
zum größten Teil bereits bekannt ist. 

Ein näheres Eingehen auf alle diese zum Teil recht schwierigen 
Probleme ist natürlich im Rahmen einer kurzen Buchanzeige nicht 
möglich. Da ich selbst eine der von dem Verf. kritisierten Anschauungen 
vertrete, gedenke ich ohnehin bei gelegenerer Zeit auf die Einwände 
Adlers im Zusammenhange zurückzukommen. Nur so viel sei gesagt, 
daß mir sein Hauptbedenken, das auch in den beiden gegen Stammler 
scharf polemisierenden Aufsätzen besonders hervortritt, trotz alledem 
immer noch auf einem »Wortstreit« zu beruhen scheint. Die Zweck- 
gesetzlichkeit der Ethik ist in der Tat von so ganz anderer Art als 
die Kausalgesetzlichkeit der Naturwissenschaft und der nach kausal- 
gesetzlicher Methode behandelten Sozialwissenschaft (d. h. der Er- 
klärung, nicht Wertbeurteilung, der sozialen Phänomene), daß 
man darüber, ob man die erstere noch mit dem Namen »Wissenschaft« 
bezeichnen soll, gewiß streiten kann. Wenn Adler meine »Geschichte 
der Philosophie« aufschlägt, wird er z. B. finden, daß ich Kants Neu- 
A PE der Philosophie in eine solche a) der Wissenschaf t, 

b) der Ethik, c) der Aesthetik teile. Es genügt mir vom sachlichen 
Gesichtspunkt aus vollkommen, wenn er neben der kausalen auch eine 
»normative Gesetzmäßigkeit« (S. 149 Anm.), »normative Disziplinen 
der Logik, Ethik, Aesthetik usw.« (S. 145) anerkennt; »Disziplin« ist 
mir a lieb wie »Wissenschaft«. Und ebensowenig verstehe ıch, 
weshalb Adler sich so sehr gegen die von mir geforderte »Ergänzung« 
des die Marxsche Theorie (mit Recht) beherrschenden kausalhistori- 
schen Gesichtspunkts durch den ethischen sträubt. Schreibt er doch 
selbst S. 146: »Ich verkenne durchaus nicht die eigene in sich geschlos- 
sene Bedeutung der Ethik. Im Gegenteil: ich bin der Ansicht, daß 
das ganze Verständnis des sozialhistorischen Prozesses sich erst durch 
die richtige Erfassung der ethischen Gesetzlichkeit wirklich vollendet, 
welche nur im strengsten Anschluß an die Kantsche Lehre möglich 
ist und hier noch große Schätze zu heben hat. Und ebenso ist für mich 
gar nicht zweifelhaft, daß, wenn immer sich die Nötigung ergibt, 
den Sozialismus auch ethisch zu begründen, dies in wirklich genügender 
Weise nur auf dem Boden der Kantischen Ethik möglıch ist.« Mehr 
verlange auch ich nicht. Im Gegenteil: Adler scheint sich noch stärker 
an Kant anschließen zu wollen als ich selbst, wenn er meint, daB ich 
die Bedeutung seiner religionsphilos»phischen Anschauungen und 
seiner Postulatenlehre für seine Sozialphilosophie nicht genügend gce- 
würdigt hatte (S. 141). 

Doch genug. Es ist mir, trotz dieser m. E. geringfügigen Diffe- 
renzen, eine Freude gewesen, auf das ebenso schar fsinnig wie lebendig 
geschriebene Buch des nationalökonomisch und philosophisch gleich- 
mäßig durchgebildeten Verf. hinweisen zu können. Ist es auch keine 
leichte Lektüre, so wird es dem, der von innerlichem Interesse für die 
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philosophische Begründung der Sozialwissenschaft erfüllt ist, doch auch 
keine besonderen Schwierigkeiten bereiten. Wiederholungen einzelner 
Hauptgedanken sind zwar nicht ganz vermieden, da das Buch eben 
aus neun zu verschiedenen Zeiten entstandenen Einzelabhandlungen 
besteht, werden aber manchem Leser, der noch nicht völlig mit ihnen 
vertraut ist, vielleicht gar nicht unwillkommen sein. Möge es in den 
Kreisen der Kantianer wie der Marxisten zahlreiche Leser finden und 
beide Teile von der Notwendigkeit überzeugen, um noch einmal mit 
Adler zu sprechen: »die Grundgedanken von Marxens Lehre mit den 
Errungenschaften der kritischen Philosophie zu einem unverlierbaren 
Besitz zu vereinigen.« (Karl Vorländer.) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


Hausenstein, Wilhelm: Der nackte Mensch in 
der Kunst. Mit 100 Abbildungen. München 1913. R. Piper. 
675 Seiten. Mk. 25.—. 

Wilhelm Hausenstein ist Sozialist. Sozialisten weisen aber 
für den Sozialwissenschafter den Vorzug auf, daß sich ihnen alles, 
was sie betrachten, auch wenn es sich um die entlegensten Dinge 
handelt, in ökonomischer Beleuchtung darstellt. Dieser Vorzug bringt 
bei Betrachtung künstlerischer Dinge noch einen zweiten mit sich: 
sozialistische Kunstschriftsteller verlieren sich nicht leicht in ödes 
Aesthetisieren, sondern verstehen es, den Stoff in seinem Zusam- 
menhang mit den großen Fragen der Menschheit zu packen. Das 
Gesagte gilt in hohem Maße von Wilhelm Hausensteins Werk, das 
den, wenn auch nicht gerade irreleitenden, so doch seinen Inhalt 
nicht rein wiedergebenden Titel Der nackte Mensch in der Kunst 
trägt. Das macht, daß der Nationalökonom nicht gut an dem Werke 
vorübergehen kann, ohne sich etwas bei ihm aufzuhalten. Vielleicht 
könnte man sogar sagen, daß das Werk hie und da einen zu stark 
nationalökonomischen Stempel trägt. Ein Spaßvogel könnte meinen, 
Verf. habe seinen nackten Menschen mit Text von Kautsky und Meh- 
ring geschrieben. In der Tat finden wir die beiden und andere sozial- 
demokratische Schriftsteller oft in und unter dem Text zitiert, und 
es macht auf den ersten Blick einen merkwürdigen Eindruck, diese 
ernsten Männer zwischen erotisch hochgeschürzten Nuditäten aller 
Zeiten und Attituden zu finden. 

Das Werk ist in etwas abruptem Stil, aber in sehr kenntnis- 
und gedankenreicher Weise, die häufig ans Genialische grenzt, 
geschrieben. Auf seinen Inhalt können wir, soweit künstlerische Fragen 
erörtert und kunsthistorische Darstellungen geboten werden, natür- 
lich nicht eingehen. Seinem historischen Materialismus entsprechend 
stoßen wir beim Verf. auf eine überaus enge Beziehungsetzung von 
Wirtschaft und Kunst. Verf. neigt in gewisser Weise dazu, im Künstler 
den Repräsentanten der \Wirtschaftsepoche zu erblicken, in welcher 
cr gerade lebt, obgleich er andererseits der individuellen Note volle 
Gerechtigkeit widerfahren läßt. Immerhin ist der Einfluß von Poli- 
tik und Wirtschaft auf die bildende Kunst doch wohl geringer, als 
die historischen Materialisten unter den Kunstkritikern es anzu- 
nehmen pflegen. Und das aus zwei Gründen. Einmal ist der Künst- 
ler in der Regel für politische Begriffe und Ideen nicht sehr emp- 
fänglich, und wenn er es dennoch ist, so ist er es nur vorüber- 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 603 


gehend, hängt mit großer Begeisterung an irgend einer Aeußerlich- 
keit der von ihm bevorzugten Partei, deren innerstes Wesen er fast 
niemals erfaßt. Der Künstler ist ein Temperamentsmensch. Der 
Reflex, den die Tagesereignisse bei ihm erzeugen, gibt fast stets ein 
einseitiges, häufig ein verzerrtes Bild der tatsächlichen Verhältnisse. 
Das gilt zumal für den farbenmalenden Künstler; unter den Kupfer- 
stechern und den modernen Karikaturisten sind weit schärfer um- 
rıssene und genauere Reflexe der sie umgebenden ökonomischen und 
politischen Verhältnisse vorzufinden als unter den eigentlichen Malern. 
Der Maler abstrahiert kraft seiner entzündeten Phantasie von der 
Wirklichkeit. Die Madonnentypen weisen auch bei den verschie- 
densten Völkern, Ländern und Zeiten untereinander große ver- 
wandtschaftliche Züge auf. Das Elend der Textilarbeiterin England 
in der ersten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts ıst an den be- 
deutenden Malerschulen des gleichen Landes fast völlig spurlos vor- 
beigeglitten; und so weiter. 

Das Werk Hausensteins ist prächtig ausgestattet und auch in- 
haltlich wertvoll. Seine Lektüre wird niemanden reuen. (R. M.) 


Heitmann, Ludwig: Großstadt und Religion. 
I. Teil: Die religiöse Situation in der Großstadt. Hamburg 1913. 
C. Boysen. M. 2,50. 

Dieses ausgezeichnete, eindrucksvolle Buch behandelt den Zu- 
sammenhang zwischen wirtschaftlichem Leben und Religion, auf den 
wir jetzt immer stärker achten lernen, und zwar den Einfluß der 
unsere Zeit am meisten kennzeichnenden wirtschaftlichen Größe, 
der Großstadt, auf die Religion. Eine geradezu dramatische Spannung 
durchzieht das Buch. Die Großstadt wird als das Ergebnis der mit 
der Kraftmaschine einsetzenden neuesten Zeit des Kapitalismus ge- 
zeichnet. Die Maschine ruft eine Expansion des menschlichen Lebens, 
zugleich aber auch eine Konzentration hervor: das Ergebnis ist die 
Großstadt, die gewaltige Lebensfülle, die auf Konzentration hindrängt 
und deren kennzeichnende Erscheinungen die Masse und das Kapital 
bilden. Dem Geist der Geschichtslosigkeit und der Auflösung aller 
Gemeinschaften, der dieses Gebilde der Neuzeit kennzeichnet, mußte 
die Religion zum Opfer fallen. Das ist der Höhepunkt des Buches, 
wo die seelischen Wirkungen der manchesterlichen Wirtschaftsent- 
wicklung gezeichnet werden: Ueberzeugungslosigkeit, Individualis- 
mus, Chaos — dabei ist jede Fühlung mit der Religion verloren gegan- 
gen. Man hat keine Sammlung, das ganze Leben ist mechanisiert und 
technisiert. 

Aber nun kommt der Umschwung. Gerade das U’ebermaß der 
Arbeit läßt die Entwicklung umschlagen. Der Großstädter wird Ro- 
mantiker ; er sehnt sich nach ursprünglichem Leben, nach ältern Kultur- 
werten, nach der Natur, nach frischer Willenskraft, wie sie zumal die 
soziale Aufgabe für die Opfer braucht, die sie Jedem auterlegt. Wo ein 
solches Verlangen herrscht, da kann die Religion wieder Fuß fassen, 
wie sie auch allein diese Bedürfnisse, zumal das nach Kraft befriedigt. 
Zwar wird das nicht der alte Liberalismus und die alte Orthodoxie noch 
die Sekte sein alle diese religiösen Formen werden sehr fein ge- 
kennzeichnet — sondern eine Religion, die Askese mit Organisations- 
kraft verbindet; denn nur eine solche gibt Kraft zum Opter und tra- 
gende Gemeinschaft, gibt eine Quelle für neue Willenskraft, an der es 
vor allem fehlt. So schließt das Buch nicht ohne Optimismus. 

39* 
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Konnte diese Skizze keinen Eindruck von dem Reichtum und 
der innern Kraft des Buches geben, so sei ihm ausdrücklich bezeugt, 
daß die Verbindung von geschichtlicher Erkenntnis, von scharfer 
Beobachtungsgabe und starkem Willen zum Helfen es zu einem der 
eindrucksvollsten Bücher macht, die ich in der letzten Zeit gelesen habe. 
Auf den zweiten Teil kann man sich freuen. (F. Niebergall.) 


4. Sozialismus. 


Matthienu, J. lic. theol. (Zürich) Das Christentum und 
die soziale Krise derGegenwart. Basel 1913. Helbing 
und Lichtenhahn. VIII und 187 S 

Matthieu gehört zu den sozialistisch gesinnten Schweizer Theolo- 
gen, die wir vor mehreren Jahren an dieser Stelle in dem Artikel »So- 
zialdemokratische Pfarrer« geschildert haben: zwar nicht zu den weni- 
gen, die den Weg zur sozialdemokratischen Partei der Schweiz ge- 
funden haben, wohl aber zu der zahlreicheren Gruppe derer, die sich um 

Professor Leonhard Ragaz und die Zeitschrift »Neue Wege« gesammelt 

haben und am ehesten vielleicht mit unseren jüngeren Christlich-Sozia- 

len zur Zeit des Jungen Naumann und Paul Göhres zu vergleichen 
sind, nur daß sie, den freieren politischen Verhältnissen der Schweiz 
entsprechend, auch äußerlich der Sozialdemokratie näher stehen wie 
bei uns. \Vas sie von derselben und zugleich von dem jetzigen Nau- 
mann trennt, ist das prinzipielle Absehen von dem Mach t stand- 
punkt (vgl. bes. S. 121), die Begründung dagegen ihres Sozialismus auf 
ein Christentum des Lebens und der Tat, das, »um über die Welt zu 
herrschen, mit der Welt brechen muß, statt sich ihr anzupassen« 
(S. 111). Matthieu erinnert in seiner tiefen sozialen Ergriffenheit und 
dem Feuer, mit dem er auf eine radikale Neuorientierung des Christen- 
tums gegenüber der »sozialen Krise der Gegenwart« drängt, an den 
in Deutschland bekannteren Kutter. Nur daß an die Stelle von dessen 
vulkanıschern Ungestüm mehr das Bestreben tritt, eine zusammen- 
hängende Begründung dieser radikalen religiös- -sozialen Be- 
wegung zu geben. Das Buch ist sozusagen mit dem Herzblut des Ver- 
fassers geschrieben; darum wird sich auch der Leser, der seinen Stand- 
punkt nicht teilt, seinem Eindruck nicht entziehen können. Es ist 
cine tiefe Auffassung des Christentums, die er predigt, und es ist ein 
eindringendes V erständnis und Gefühl für die weltgeschichtliche Be- 
deutung der modernen sozialen Krise, das ihn erfüllt. Die beiden Haupt- 
teile seiner Schrift behandeln eben diese »soziale Krise« von heute und 
»das Christentum im Kampf mit der modernen Kultur«. Wissen- 
schaftliche Belehrung will der Verf. mit ihr nicht geben, sondern die 
religiös Denkenden mahnen an die Not und darum an ihre Aufgabe 
in unserer Zeit. »Die Zeit eilt mit rasenden Schritten. Sie wird mor- 
gen entwerten, was heute besteht. Darum ist es vergeblich, ja lächer- 
lich, anders als mit weiten Perspektiven und größten Maßstäben an 
die Lösung der heutigen qualvollen Konflikte zu treten... . Uns treibt 
die tiefe Üeberzeugung, daß das Christentum, wie wir es empfinden 

und erleben, heute zu einer völligen Umgestaltung drängt« (S. 182 f.). 

Wir wünschen dem Buche, daß es auch in Deutschland viele Leser 

findet. (Karl Vorländer.) 
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Spann, Othmar: »Theorie der Preisverschie- 
bungen«)). 

Die Erklärung Herrn O. Span n’s im letzten Heft dieser Zeit- 
schrift (S. 270), meine dortige Rezension seiner »Theorie der Preis- 
verschiebungen als Grundlage zur Erklärung der Teuerungen« beruhe 
fast gänzlich auf einem Mißverständnis seiner Theorie«, nötigt den 
Unterzeichneten zu einer kurzen Erwiderung. 

So sehr ich dem Verf. die Aufklärung seines Grundgedankens in 
seiner Entgegnung verdanke, so sehr bestärkt mich dieselbe in der 
Annahme, daß ich seine Theorie nicht mißverstanden habe. 
Streiten könnte man allenfalls über ihren vermittelnden Charakter 
zwischen den Erklärungsversuchen der Teuerung aus der Konjunktur 
und aus Kostensteigerungen, nicht aber über das Paradoxon der 
Spannschen These selbst, die tatsächlich die Erhöhung des allge- 
meinen Preisniveaus aus der Verbilligung einzelner Waren und aus der 
daherigen relativen Verteuerung der meisten andern ablei- 
ten will. 

Spann findet das nicht paradoxer, als die Wirklichkeit, welche 
mit fast ununterbrochener Teuerung seit dem Ende des Mittelalters 
eine Wohlstandsvermehrung zeige. Darauf ist zu erwidern, daß zwi- 
schen Wohlstandsvermehrung und steigenden Preisen durchaus kein 
logischer Widerspruch ist, wohl aber zwischen Verbilligung und gleich- 
zeitiger Verteuerung. (Nicht allein die vorhandene Gütermenge, 
sondern das Verhältnis dieser Gütermenge zur gleichzeitigen Nach- 
frage bestimmt die Preishöhe, die daher sehr wohl trotz steigenden 
Wohlstands wachsen kann, wenn nur die allgemeine Güternachfrage 
nicht hinter dem Angebot zurückbleibt.) 

So sehr ich Spann darin beistimme, daß die abnorme Verbilligung 
einiger Güter auf die Länge durch Auslösung neuer Kaufkraft alle 
andern verteuern müsse, so wenig kann ich zugeben, daß daraus eine 
Erhöhung des allgemeinen Preisniveaus folge. Die sekundäre 
Erhöhung aller »andern« Güter kann höchstens als natürliche Reaktion 
die anfängliche Teuerung wieder zum Teil aufwiegen, niemals 
aber größer sein, als ihre Ursache, die anfängliche Verbilligung. Eine 
solche Bewegung kann gleichzeitig oder später aus andern 
Ursachen, etwa— wie Spann selbst andeutet — aus aufsteigender 
Konjunktur einsetzen, aber niemals läßt sie sich restlos aus der durch 
die anfängliche Verbilligung freigewordenen Kaufkraft ableiten, so- 
wenig als eine erste Pendelschwingung eine Gegenschwingung erzeu- 
gen kann, die größer ist als sie selbst. 

»Durch Verbilligung von Waren und Produktionsfortschritten«e — 
formuliert Spann seinen Grundgedanken — »wird Kaufkraft frei; 
diese wendet sich den unverbilligten Waren zu und verteuert sie, 
Indem die Verteuerung namentlich bei den Roh- und Urprodukten 
einsetzt, findet aber eine Verteuerung der Kostenclemente aller 
Waren statt, und so kommt ein Kreislauf, eine zyklische Rückkehr 
der Teuerung zustande, welche im Laufe der geschichtlichen Ent- 
wicklung auch die Preise jener Industrieprodukte hebt, deren Her- 





1) Vgl. die Besprechung des Buches von Spann im letzten (Juli)heft 
des Archivs, S. 205 unddie Entgegnung Spanns auf die Besprechung 
ebenda 270. 
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stellung die größten Produktivitätsfortschritte erfahren hat.« — 
Das hindert aber offenbar nicht, daß sich den unverbilligten Waren 
nicht mehr neue Kaufkraft zuwenden kann, als eben durch die 
anfängliche Verbilligung freigeworden ist. Eine Steigerung des all- 
gemeinen Preisniveaus ist also nur möglich: 1. wenn wir diesem all- 
gemeinen Niveau einen hauptsächlich aus unverbilligten Waren 
fußenden Index zugrunde legen, und 2. wenn sich die Preise der un- 
verbilligten Waren gegenüber Angebot und Nachfrage empfind- 
licher zeigen, als die der verbilligten. Im ersten Falle ist die Teue- 
rung rein scheinbar, der zweite ist in dieser Allgemeinheit so 
unwahrscheinlich, daß er mindestens eines Beweises bedurft hätte, 
den wir in Spanns Aufsatz vergeblich suchen. 

Daran ändert auch die Möglichkeit einer durch verstärkte Nach- 
fräge entstehenden organisch aufsteigenden Konjunktur (durch Aus- 
lösung neuer Produktionsfortschritte) nichts. Auch sie kann das 
allgemeine Preisniveau nur erhöhen, soweit sie eben andern Ur- 
sachen zu verdanken ist, als der »durch Produktivitätsfortschritte 
entstehenden Kaufkraftbefreiung«. (W. Eggenschwyler.) 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 


Akten zur Geschichte des bayrischen Bauernaufstandes 1705/1706. 
Herausgegeben von Siegmund Riezler und Karl von Wall- 
menich. I. Teil: Akten des Jahres 1705. (Abhandlungen der 
k. b. Akademie der Wissenschaften, Philosophisch-philologische und 
historische Klasse, XXVI. Band, 4. Abhandlung. München 1912. 
Verlag der k. b. Akademie der Wissenschaften. XX und 279 S. Quart. 

Geheimrat Professor Riezler und Oberst von Wallmenich haben 
hier zwei selbständig entstandene Aktensammlungen den bayrischen 

Bauernaufstand 1705—1700 betreffend zu einem ansehnlichen Quellen- 

werk vereinigt. Es soll damit der künftigen Forschung über diese 

Frage eine feste Basis gewährt und der bez. Legendenbildung und Schön- 

färberei wenigstens in der wissenschaftlichen Literatur ein Ende ge- 

macht werden. Die veröffentlichten Akten kennzeichnen den sagen- 
umwobenen Aufstand als einen Rückschlag gegen jahrelang fort- 
gesetzte Mißhandlung seitens der Staatsgewalt, die einen großen Teil 
des Volkes an den Bettelstab brachte und den Rest mit dem gleichen 

Schicksal bedrohte, gegen harte Kriegssteuern, gegen drückende Ein- 

quartierung und Truppenexzesse und insbesondere gegen die durch 

die kaiserliche Administration getätigte brutale Zwangsrekrutierung. 

Der Kern der bayrischen Bewegung von 1705 liegt also ın der Abwehr 

ungerechter Mißhandlung. Die Bewegung war fast ausschließlich eine 

Sache der Bauern, aber sie trug doch keinen agrarischen Charakter, 

wie der gegen die Grundherrschaften gerichtete große Bauernkrie 

von 1525. Aus der vorliegenden Aktensammlung geht hervor, da 

die Hauptagitatoren: Jäger, Küttler, Hallmayer, Plinganser, Meindl 
usw. nicht unter dem Druck einer verzweifelten wirtschaftlichen Lage 
handelten, sondern daß bei ihnen patriotische Antriebe obenan standen: 
sie glaubten im Interesse des Kurfürsten, zum Teil auf dessen Befehl 
zu handeln. Und die Bewegung trug zweifellos Keime zu einer wahren 
Landeserhebung in sich; auch in den höhern Ständen herrschte 
viel Unzufriedenheit und Erbitterung gegen die kaiserliche Regie- 
rung. Aber es fehlte den Bauern an den nötigen Waffen und der nöti- 
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gen Führung, um die ersten Erfolge, welche ihnen das ganze Land zu- 
geführt hätten, zu erringen. 

Fragt man, was durch die Erhebung erreicht wurde, so kann 
immerhin darauf hingewiesen werden, daß, wie Riezler S. XVI sagt, 
»ohne die massive Warnung des Aufruhrs die Behandlung Bayerns 
unter der kaiserlichen Administration, die Aussaugung des Landes 
zugunsten des kaiserlichen Aerars, sich noch empfindlicher gestaltet 
haben würde«. Und »strategisch darf man die Fernhaltung kaiser- 
licher und Reichstruppen von den Kriegsschauplätzen, wo für den Kaiser 
die Entscheidung lag, nicht unterschätzen«. Von den Forderungen der 
Aufständischen wurden, wie die Akten erweisen, die dringendste: 
die Aufhebung der Zwangsrekrutierung, bewilligt, sowie in gewissen 
Schranken eine Entschädigung für die Exzesse der Truppen durchge- 
setzt. Im ganzen entsprach jedoch das, was erzielt wurde, nicht den 
gebrachten Opfern. l 

Die Herausgeber haben die Benützung des veröffentlichten Akten- 
materials durch manche Kürzungen und durch eine durchweg moder- 
nisierte Fassung erleichtern wollen. Die Kürzungen mögen sich ohne 
weiteres rechtfertigen; die Modernisierung der Texte wird damit be- 
gründet, daß die deutsche Sprache gerade in der in Betracht kommen- 
den Periode den Tiefstand ihrer Verwilderung erreicht hatte und darum 
größere Aktenmassen aus jener Zeit nur mit Unbehagen und selbst 
mit Widerwillen gelesen werden könnten. Immerhin wurde der 
Wortlaut überall dort beibehalten, wo er sachlich oder sprachlich 
Wichtigkeit beanspruchen durfte, so daß der Duft und Reiz des Lo- 
kal- und Zeitcharakters — obwohl die »entsetzlichen« Verstöße gegen 
Grammatik und Orthographie dem Leser vorenthalten bleiben — 
nicht wesentlich durch die Modernisierung beeinträchtigt scheint. 
Wesentlich beeinträchtigt wird aber durch die Forschungen von Riezler 
und von Wallmenich die Gloriole, derer sich im Bewußtsein der leben- 
den Generation die Helden des Bauernaufstandes erfreuen. Der Schmied 
von Kochel, dessen mächtiges bronzenes Standbild an der Steige in 
Sendling der alten Kirche gegenüber den aus München kommen- 
den Wanderer so sympathisch anmutet, sinkt bei Riezler und von Wall- 
menich zu irgend einem bei Sendling gefallenen Schmicdbalthes, einer 
Persönlichkeit ohne historische Bedeutung. Und selbst Plinganser, 
dem eine gewisse Führerrolle bei der ganzen Geschichte nicht abzu- 
erkennen ist, hat sich, wie die meisten andern »Helden« der Bewegung, 
nachher den Kaiserlichen gegenüber so kläglich benommen, daß sein 
Anspruch auf Heldentum in sehr bedenklichem Lichte erscheint. 

(R. de Waha.) 
Salvioli, Joseph, Professor an der Universität Neapel: 
Der Kapitalismus im Altertum. Studien über die 
römische Wirtschaftsgeschichte. Aus dem Französischen übersetzt 
von Karl Kautsky jun. Stuttgart IgI2. J. H. W. Dietz Nachi., 
G. m. b. H. XX und 298 S. 

Der Verfasser dieses Werkes ist Marxist, allerdings nicht ortho- 
doxer, unentwegter, wie Karl Kautsky, der die Herausgabe des Werkes 
in deutscher Sprache veranlaßt hat und es mit einer Vorrede ein- 
leitet. Salvioli läßt z. B. die materialistische Geschichtsauffassung, 
die er als ökonomischen Determinismus bezeichnet, zwar für unsere 
Zeit voll gelten, nicht aber für das Altertum. Dagegen ist der Marx- 
sche Kapitalbegrifi für seine ganze Auftassung der antiken Wirtschafts- 
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geschichte grundlegend und richtunggebend. Er will untersuchen, in- 
wiefern die Aehnlichkeiten begründet sind, die man zwischen unserer 
und der antiken Kultur zu finden glaubt, und er gelangt zu dem Er- 
gebnis, daß es der Kapitalismus ist, der antike und moderne Wirt- 
schaft, antike und moderne Gesellschaft, unüberbrückbar scheidet. 
»Der Kapitalismus«, schlußfolgert Salvıoli aus einer umfassenden und 
mit großer Akribie zusammengestellten Blütenlese aus antiken Schrift- 
stellern, »der antike Kapitalismus hat nie das Embryonalstadium 
überschritten, dank den Umständen, welche die Entwicklung der Groß- 
industrie hemmten. Die Alten sind nie über das Stadium des Handels- 
und Wucherkapitals hinausgekommen« »In der industriellen Pro- 
duktion wurde wenig oder gar kein Kapital angelegt« »Der Grund- 
besitz diente weniger kapitalistischer Spekulation, als vielmehr der 
sichern Anlage der Vermögen« »Der Kapitalismus der alten Welt 
ist nur das Ueberschäumen einer plötzlich gesteigerten, aber nur kurz 
dauernden kommerziellen und finanziellen Tätigkeit, eines stürmı- 
schen Andrangs von Reichtümern aus den eroberten Ländern, er ist 
nur ein künstliches Gerüst, das auf der schmarotzenden Ausnützung 
staatlicher U nterncehmungen und öffentlicher Versteigerungen ruhte.« 

Wenn Salvioli in dem Bestreben, das antike Wirtschaftsleben 
richtig zu verstehen und zu interpretieren, der Praxis mancher moder- 
ner Schriftsteller z. B. Mommsens, Ebers’, Guirauds u. a., die aus 
dem modernen Wirtschaftsleben abstrahierten Kategorien ohne 
weiteres auf die Antike zu übertragen, entgegentritt und zu vorsichtige- 
rer, gründlicherer Berücksichtigung der Eigenart der wirtschaft- 
lichen Erscheinungen des Altertums mahnt, so wird man ihm insoweit 
zustimmen können. Die Schuld an übertriebener Anwendung moder- 
ner Begriffe auf die Antike dürfte übrigens, wie auch Kautsky in dem 
Vorwort zu Salviolis Buch hervorhebt, weniger in mangelnder Kennt- 
nis der Antike, als in nicht ausreichend vergründlichter Information 
über das Wesen der wirtschaftlichen Erscheinungen der Gegenwart 
liegen. Andererseits kann sich der aufmerksame Leser des Eindrucks 
nicht erwehren, daß Salvioli, infolge seiner Abhängigkeit von starren, 
marxistischen Abstraktionen in ein anderes Extrem gerät und vor 
lauter Betonen der Eigenart der Antike Wesenszüge derselben verdun- 
kelt. Nichts stelt im Wege, mit Karl Marx und Salvioli das Wesen 
der kapitalistischen Wirtschaftsweise in einer solchen zu erblicken, 
die sich unter der Herrschaft und der Leitung der Besitzer des Kapi- 
tals vollzieht. Es ist aber nicht ersichtlich, warum sich dieses Wesens- 
moment der Herrschaft und der Leitung der Besitzer des Kapitals nur 
auf solches Kapital beziehen soll, das der Gütererzeugung gewidmet 
wird, und nicht auch auf jenes, das seinen Eignern als Mittel privat- 
wirtschaftlichen Erwerbes überhaupt dient, also auch des Erwerbes 
durch Tausch, Verleihen oder Vermieten z. B. von Sklaven. An der 
Konstruktion Salviolis fällt ferner auf, daß die gewerbliche Produktion 
des Altertums geflissentlich in den Schatten gestellt wird und insbe- 
sondere, daß die wichtigste Erscheinungsform des Produktivkapitals 
in der Antike, das Sklav 'enkapital, und der charakteristischste kapita- 
listische Vorgang in der antiken Wirtschaft, der Sklavenkauf und die 
Sklavenausbeutung, nicht oder nur sehr nebenher als kapitalistische 
Erscheinungen angesprochen werden. GewißB diente das Kapital in 
der antiken Wirtschaft zur Ausbeutung der Bauern und zu Wucher- 
darlehen an die Grundbesitzer, zur Pachtung von Zöllen und Steuern, 
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zu Finanzoperationen mit den Tributärfürsten und Städten, und auch 
das ist kapitalistisches Wirtschaften. Aber es diente auch jedesmal, 
wenn nach einem Kriege große Schätze in Rom zusammenströmten und 
ein ausgedehnter Menschenraub stattgefunden hatte, in ausgiebigstem 
Maße zum Sklavenkauf Die kapitalistische Sklavenwirtschaft war 
ja geradezu zur römischen Nationalwirtschaft geworden. Auch die 
gierigen Bodenkäufe und die Latifundienbildung geschahen keines- 
wegs bloß zur sichern Vermögensanlage, sondern um mit Hilfe von 
Sklavenkapital und Viehkapital auch für den Markt, nicht nur für den 
eigenen Bedarf, zu produzieren. Salviolihat dort, wo er dies in Abrede 
stellt, zu sehr nur die Verhältnisse auf der italischen Halbinsel im 
Auge. Und dafür, daß selbst auf den Latifundien Italiens Getreide 
und andere Güter für den Markt produziert wurden, spricht das von 
Salvioli selbst angeführte Beispiel, daß in einem Jahre, da die Nil- 
überschwemmungen ausgeblieben waren, größere Mengen Getreides 
aus Italien nach Aegypten dirigiert w erden konnten. Salvioli bestrei- 
tet zwar die Existenz nennenswerter Märkte ım Altertum außer Roms, 
aber es gab doch eine Reihe volkreicher Städte im Römerreiche und 
der Bedarf der Legionen an Lieferungen aller Art mußte recht häufig 
durch umfangreiche Ankäufe des Staates gedeckt werden. 

In dem Bestreben, den antiken Kapitalısmus als etwas Aeußer- 
liches, Oberflächliches hinzustellen, führt der Verfasser das Auf- 
hören der Sklavenzufuhr im dritten und vierten Jahrhundert unserer 
Zeitrechnung — das dem den Untertanen gewährten Schutz und der 
Befriedung des Reiches zu danken war — als ein an sich fast gering- 
fügiges Ereignis ein, das genügte, um den Kapitalismus zu verflüch- 
tigen und den wahren Rückhalt der antıken Wirtschaft, die Natural- 
wirtschaft, hervortreten zu lassen. Ein wesentliches Moment der Ent- 
wicklung der Dinge wird hier von Salvioli übersehen. Er gedenkt mit 
keinem Wort der Tatsache, daß der Steuerpächter zum Staatsbeamten 
wurde, daß nicht nur das Ausbleiben der Sklaven, sondern vor allem 
die Bureaukratisierung der Wirtschaft, das Ueberhandnehmen eines 
hellenistischen Liturgiestaates, eine Entwicklung zur Staatswirtschaft, 
die mit unsern heutigen Eisenbahn usw. -verstaatlichungen und -kom- 
munalisierungen große Analogien aufweist, dem antiken Kapitalismus 
den Untergang bereitete. Hätte Salvioli sich dieser Tatsache nicht 
verschlossen, so hätte er allerdings am Schluß seines Werkes nicht 
darauf hinweisen können, daß der wirtschaftliche Zusammenbruch 
der nur oberflächlich, nicht wesentlich kapitalistischen Wirtschaft 
des Altertums nicht dazu berechtige, die Hoffnung aufzugeben, daß 
aus der wesentlich kapitalistischen Wirtschaft der Gegenwart eine 
höhere Gresellschaftsordnung — gemeint ist eine sozialistische — er- 
stehen werde. 

‚Noch eine Frage: Wie kommt es, daß — wenn der Kapitalismus 
der antiken Wirtschaft wesensfremd war — in den griechischen 
Stadtstaaten in so ausgiebigem Maße, und gegen Ende der Republik 
auch in Rom, sozialistische Parteibestrebungen aufkommen konnten ? 

Salvioli sagt an einer Stelle, das Wirtschaitsleben des Altertuns, 
das sich beim Studium der Nachrichten, die wir darüber besitzen, 
vor unsern Augen abspielt, sei voll von Unklarheiten und Wider- 
sprüchen. Sie treten uns in der Tat bei ihm manchmal unvermittelt 
entgegen. Auf den Widerspruch zwischen großen Truppenlieferungen, 
von denen auch Salvioli spricht und der Auffassung, es habe den Lati- 
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fundien an Absatzmärkten geiehlt, habe ich schon hingewiesen. 
Ferner wird einerseits gesagt, für gewerbliche, kapitalistische Produk- 
tionsweise sei auf den Latifundien kein Raum gewesen; dabei wird 
aber zugegeben, daß die Sklaven in Zeiten, da die Feldarbeiten ruhten, 
vielfach zu gewerblicher Produktion auf den Latifundien verwendet 
wurden. Wie sind aber andererseits damit, daß hier der kapitalistischen 
Produktionsweise das Betätigungsgebiet abgesprochen wird, die Aus- 
führungen in Einklang zu bringen, daß es für gewöhnlich im Altertum 
viel melır Käufer als Produzenten für gewerbliche Artikel gab und daß 
die Käufer den Produzenten nachlaufen mußten? Daß auf Seite 48 
behauptet wird, man habe im Altertum Aktiengesellschaften zur Aus- 
beutung von Bergwerken gegründet, es dagegen auf Seite 133 heißt, 
die Bildung von Aktiengesellschaften sei dem Altertum absolut 
unbekannt gewesen, wird wohl auf einen Lapsus des Uebersetzers 
zurückzuführen sein. 

Alles in allem stellt das vorliegende Buch von Salvioli einen sehr 
schätzenswerten Beitrag zur Wirtschaftsgeschichte des Altertums dar. 
Der enge Kapitalbegriff, der der ganzen Auffassung zugrunde liegt, 
die gekennzeic hnete Tendenz, das Lebersehen der Absorption des an- 
tiken Kapitalismus durch eine hellenistische Staatswirtschaft etwa 
um die Zeit Diokletians sind irreführend. Aber das Buch enthält doch 
eine große Fülle von zutreffenden Ausführungen, die geeignet sind, 
dem Leser klare und vielseitige Einblicke in das Wirtschaftsleben des 
Römerreiches zu vermitteln. (R. de Waha.) 
Wridune, Dr. André Der Anschluß des Großher- 

zoglums Luxemburg an das Zollsystiem Preu 
Pens und der übrigen Staaten des Zollvereins. Ein Beitrag zur 
Wirtschaftsgeschichte des Großherzogtums Luxemburg. Luxem- 
burg 19I2. L. Schamburgers Hofbuchhandlung. VIII und 167 S. 
Straßburrer Dissertation. 

Eine fleißige und auch für weitere Kreise lehrreiche Monographie, 
durch die ein interessantes Qucllenmaterial nicht nur zur Wirtschafts- 
geschichte Luxemburgs, sondern auch zur Geschichte des deutschen 
Zollvereins und zur allgemeinen deutschen Geschichte für die Jahre 
1839— 1842 erschlossen wird. Dem Verfasser standen das geheime 
preußische Staatsarchiv und das nicht leicht zugängliche Regierungs- 
archiv in Luxemburg offen und er hat ausgiebig aus beiden geschöpft. 

Die Frage des Anschlusses Luxemburgs an den deutschen Zoll- 
verein stellte sich, als 1839 der wallonische Teil des Landes Belgien 
einverleibt wurde, während der deutsche bei dem Hause Oranien und 
beim deutschen Bunde verblieb. In einem ersten Teile gibt der Ver- 
fasser an der Hand von Handelskammerberichten und andern Mate- 
rials eine anschauliche Schilderung der wirtschaftlichen Lage des Groß- 
herzogtums in der den Zollanschlußverhandlungen unmittelbar 
vorausgehenden Periode. Die auswärtigen Handelsbeziehungen Lu- 
xemburgs waren bis dahin — Ende der dreißiger Jahre — im wesent- 
lichen auf den Verkehr mit Belgien und Frankreich beschränkt ge- 
blieben. Das Land war noch weitaus überwiegend Agrarstaat. Der 

wallonische und der deutsche Teil ergänzten sich vor der Trennung 
vorteilhaft, indem der wallonische, 1839 Belgien einverleibte Teil dem 
deutschen, der das heutige Großherzogtum bildet, das Getreide 
abnahm und ihm dagegen sein mageres Vieh ve’kaufte, das der deutsche 
Teil mästete und entweder nach Frankreich, oder nach Belgien weiter- 
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verkaufte. Da die Getreidepreise auf den Märkten des wallonischen 
Luxemburg damals höher waren als in Trier, so befürchtete die Land- 
wirtschaft von dem Anschluß an den deutschen Zollverein eine Ent- 
wertung der Liegenschaften und eine tiefgehende Schädigung. Mit 
Ausnahme der Eisen- und der Gerbereiindustrie, sowie einiger anderer 
Gewerbe von geringer Bedeutung, waren alle wirtschaftlichen Inter- 
essen Deutsch-Luxemburgs gegen einen Anschluß an den Zollverein 
und für eine Vereinigung mit Belgien. Der zweite, größere Teil der vor- 
liegenden Arbeit ist der Darstellung der Verhandlungen gewidmet, 
die bez. des Anschlusses Deutsch-Luxemburgs an das Zollsystem 
Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereins gepflogen wurden. 
Der Verfasser erbringt den ausgiebigen, quellenmäßigen Nachweis 
dafür, daß rein politische Erwägungen für den Gang der Verhandlungen 
und den Abschluß, den sie im Zollanschlußvertrag vom 8. Februar 
1842 fanden, maßgebend waren und daß die wirtschaftlichen Inter- 
essen Luxemburgs den politischen des Hauses Oranien, der Niederlande 
und insbesondere Preußens geopfert wurden. Die schlimmen Folgen, 
die man in Luxemburg von dem Beitritt zum Zollverein befürchtet 
hatte, traten nicht ein und zwar wesentlich deshalb nicht, weil Bel- 
gien bis tief in die 6oer Jahre den luxemburgischen Produkten außer- 
ordentliche Zollbegünstigungen einräumte, für die es ein Aequivalent 
vom Zollverein stets vergebens verlangt hat. Diese Vergünstigungen 
wurden erst aufgehoben, als die Aera der Handelsverträge mit Meist- 
begünstigungsklausel eine Ausdehnung derselben auf andere Länder 
mit sich zu bringen drohte, was Belgien zu deren Beseitigung bestimmte. 
Die luxemburgische Volkswirtschaft hatte inzwischen Zeit genug ge- 
habt, sich auf die Zugehörigkeit zum deutschen Zollverein einzurichten, 
so daB die Luxemburger in der Folge freiwillig die Hand zu wieder- 
holten Erneuerungen des Zollanschlußvertrags boten. 

Die Darstellung ist klar, übersichtlich, anschaulich, lebendig. Der 
Verfasser läßt die Quellen selber ausgiebig reden und setzt den Leser 
instand, sich ein persönliches Urteil zu bilden. Wohltuende Objekti- 
vität und ein besonnenes, verständiges Urteil kennzeichnen die Stoff- 
behandlung. Der Druck könnte besser sein. (R. de Waha.) 


Balch, Emily Greene: Slavische Einwanderung 
inden Vereinigten Staaten. Uebersetzt von Dr. Stephan 
von Philippovich. Leipzig und Wien 1912. Franz Deutike. X und 
187 S. 

Der fremdartigen Vielgestaltigkeit des süd- und osteuropäischen 
Völkerstromes, die die neuere Einwanderungsepoche kennzeichnet, 
stand man irn Amerika lange ziemlich verständnislos gegenüber. Die 
seltsamsten Irrtümer und Vorurteile herrschten selbst in der offiziellen 
Statistik und gingen aus ihr in die Wissenschaft und Publizistik über. 
Gegenwärtig hat sich zwar das allgemeine Interesse den Problemen, 
die durch die veränderte Gestalt der Einwanderung hervorgerufen 
werden, sehr lebhaft zugewendet und es ıst eine reiche Literatur ent- 
standen, die sich mit der Italiener- und Slaveneinwanderung beschäf- 
tigt, doch erscheint die öffentliche Meinung über diese Dinge immer 
noch wenig geklärt, was auch in der Gesetzgebung und den bestehenden 
legislativen Aspirationen zutage tritt. Alle auch ım allgemeinen und 
seit alters her widerstreitenden Parteistandpunkte zur Einwande- 
tungsfrage treten uns hier noch verschärit, durch neu auftauchende 
Kontroversen kompliziert wieder entgegen. 
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Denn die hergebrachten wirtschafts- und nationalpolitischen 
Gesichtspunkte erweisen sich den Eigentümlichkeiten dieser Ein- 
wanderung gegenüber als unzulänglich. Die gegensätzlichen Interes- 
sen am Arbeitsmarkte und in der Landpolitik, nach denen sich früher 
die Stellung der verschiedenen Klassen zur Einwanderung orientierte, 
konnten als Momente zweiten Ranges erscheinen gegenüber der Tat- 
sache, daß eine so übergroße Invasion kulturell gänzlich abweichender, 
rassentremder Volksmassen, wie nie zuvor, vorhanden ist und sich 
ständig erneut, ständig von neuem absorbiert werden soll. 

Die nationalpolitischen Bedenken gewannen hiedurch sehr an 
Gewicht, sie erforderten offenbar viel ernstere Beachtung als der vul- 
gäre Fremdenhaß vergangener Perioden der amerikanischen Einwan- 
derungsgeschichte. Andrerseits wird die wirtschaftliche Funktion 
der Einwanderung ım selben Maße, als das unqualifizierte Arbeiter- 
element in ıhr vorwiegt, eine immer bestimmtere und unentbehrliche; 
während der Druck auf den Arbeitsmarkt, den diese Massen ausüben, 
sich in immer weiteren Kreisen fühlbar macht, erweist sich zugleich 
das ungestörte Funktionieren wichtiger Industriezweige abhängig 
von dem ständigen Zustrom europäischer ungelernter Kräfte, ohne die 
deren Arbeiterbedarf nicht gedeckt werden könnte. Und auf der an- 
deren Seite verstärkt sich infolge des Zurückgehens der Geburtenziffer 
bei der älteren amerikanischen Bevölkerung der fremde Einschlag, 
den die Zuwanderer im Volkskörper erzeugen, wobei aber gleichzeitig 
ihre Unentbehrlichkeit für die Erhaltung und Entwicklung der Be- 
völkerungsmenge immer offenkundiger wird. — Dazu kommt, daß 
über die Assımilationsfähigkeit der Fremden die verschiedensten 
unvereinbaren »Erfahrungen« vorliegen, das Anschauungsmaterial 
ständig im Flusse begriffen ist: all dies bewirkt, daß alle überkommenen 
Anschauungen über die Einwanderung problematisch wurden und daß 
gesetzgreberisch eine Aera der Experimente sich etabliert hat, die eben 
so störend und hart im einzelnen als umstritten und unwirksam im 
ganzen sind. 

Diese Situation tritt uns aus dem Buche von G. B. entgegen, 
welches im Original seit IgIo vorliegt. Die Schrift ist sicher geeignet, 
zur Klärung der Kontroverse beizutragen; obzwar kein Parteibuch, 
sondern eine nach möglichster Objektivität strebende, sehr vielseitige 
soziale Studie nimmt es schließlich Stellung, und zwar in überwiegend 
slavenfreundlichem Sinne. Verfasserin gelangt nach eingehenden 
Erwägungen zum Schlusse, daß die Slaven assimilationsfähig sind 
und tatsächlich assimiliert werden. Dabei wird sie von ihrer im 
intensiven Verkehre mit zıhlreichen Angehörigen slavischer Nationali- 
täten erworbenen Sympathie sogar zu dem \Wunsche bestimmt, diese 
Assimilation möge sich in mancher Beziehung weniger rasch und 
gründlich vollziehen, als es oft beobachtet wird: es möge die nationale 
Eigenart der Slaven, unbeschadet ihrer Einordnung ins amerikanische 
Staats- und Volksleben, nicht sofort radikal abgestreift werden. Sie 
fordert als Gegnerin einer schnellen, oberflächlichen Entnationalisie- 
rung, daß den Eingewanderten ıhre Muttersprache erhalten bleibe, 
wobei sie allerdings zugleich die Absonderung in nationalen und kon- 
fessionellen Minderheitsschulen für ein Uebel hält. Ihre Ideen berühren 
sich vielfach mit sehr fortgeschrittenen Auffassungen, die auf europäi- 
schem Boden über nationales Minorititätenwesen erwachsen sind. Man 
kann hier eine l’einheit und kulturelle Sorgfalt feststellen, die dem 
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amerikanischen Geiste in fremdnationalen Dingen noch vor kurzem 
recht ferne lag. 

Verf. unterschätzt vielleicht infolge ihrer warmen, etwas frauen- 
haften Freundschaft für die Mitbürger slavischer Nation manche Schwie- 
rıgkeiten. Aber sie übersieht doch nicht, daß solche Schwierigkeiten 
der kulturellen Einordnung in hohem Maße bestehen und hat erkannt, 
daß es die Lage dieser Einwanderer als wirtschaftliche Unterschicht 
ist, welche ihre erfolgreiche Beteiligung am amerikanischen National- 
leben so sehr erschwert. »Meine Leute leben nicht in Amerika, sie leben 
unter Amerika. Amerika geht über ihre Köpfe vorwärts,« sagt ihr 
einmal ein slavischer Intellektueller. »Amerika fängt nicht eher an, 
als bis der Mann 2 Dollars täglich verdient. Ein gewöhnlicher Arbeiter 
aber kann es sich nicht leisten, Amerikaner zu sein.« 

Der reiche Inhalt des Buches wird durch eine historische Dar- 
stellung der Slaveneinwanderung eingeleitet, ın der eine detaillierte, 
wenn auch natürlich nicht entfernt vollständige Uebersicht der ver- 
schiedenen wichtigeren Siedelungsgruppen durch zahlreiche, in fast 
epischer Lebendigkeit dargestellte Einzelschicksalen ergänzt wird. 

Es folgen Kapitel über die Slaven als Industriearbeiter. In ge- 
wissen Industrien, namentlich im Kohlenbergbau und der Eisenin- 
dustrie, haben sie eine führende Stellung. Der Einfiuß der Slaven- 
imigration auf die Entwicklung der Löhne wird von der Verf. w eniger 
ungünstig beurteilt als der aut andere Arbeitsbedingungen. Sie gıbt 
zwar zu, daß manche Lohnkategorien durch diese Masseneinw anderung 
gedrückt wurden, aber im allgemeinen nimmt sie als deren Wirkung 
höchstens ein verlangsamtes Steigen der Löhne an. Die Eignung der 
Slaven für gewerkschaitliche Organisation und zur Durchführung 
von Klassenkämpfen schätzt sie — hier in Uebereinstimmung mit 
anderen ernsten Beobachtern — sehr hoch ein. 

Schlimm ist dagegen die Bereitwilligkeit, mit der sie sich einer 
unbegrenzten physischen Ausbeutung unterziehen und ihre »fatalisti- 
sche Gleichgültigkeit« gegen Betriebsgefahren. Hierin könne eine der 
Ursachen für die Zur ückgebliebenheit der Vereinigten Staaten in 
Dingen der Unfallverhütung und Unfallfürsorge geschen werden. 
Die Folge ist, daß die Slaven nach wenigen Jahren in Massen physisch 
ausgepumpt und oft verkrüppelt, zu keiner schweren Arbeit mehr 
tauglich, heimkehren. Doch erscheint der Verf. die durchschnittlich 
relativ hohe Summe ihrer Er sparnisse als ein genügender Ersatz für 
die physischen Opfer. 

Vielleicht der beste Abschnitt des Buches ist der landwirtschaft- 
lichen Tätigkeit der Slaven gewidmet. Auch hier ist das Urteil ein 
vorwiegend optimistisches. Verf. verzeichnet die wichtige Tatsache, 
daß Slaven vielfach auf den vom amerikanischen Farmer längst auf- 
gegebenen Böden der Oststaaten mit Erfolg Landwirtschaft getrieben 
haben; sie verstehen sich aber auch als Pioniere des Westens durch- 
zusetzen. Der slavische Industriearbeiter ländlicher Herkunft zeigt 
häufig eine starke Neigung, wieder zur Landwirtschaft zurückzukehren. 
— Hier ist das Bild nicht einheitlich: ein großer Teil dieser Arbeiter 
kauft sich in der alten Heimat an, andere gehen in die Weststaaten 
oder nach Kanada. Ein grundsätzlicher »bird of passage« ist der Slave 
also nicht. 

Weitere Ausführungen befassen sich mit der Stellung der Frau, dem 
häuslichen und sozialen Leben. Ersteres hält die Verfasserin für sehr 
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entwicklungsfähig: die Lage der eingewanderten Frau ist eine gün- 
stige, nicht nur wegen ihrer relativen Seltenheit unter den Einwan- 
derern, welche den Ledigen alsbaldige Verheiratung garantiert, son- 
dern insbesondere auch deshalb, weil die unter den Slaven übliche 
Kostgänger- bzw. Gruppenwirtschaft die Anwesenheit einer meist 
verheirateten Frau zur Voraussetzung hat und ihrem Gatten deshalb 
ein wirtschaftlicher Vorrang gesichert ist. Doch ist für die große Menge 
derer, die im Lande bleiben, das Kostgängerwesen nur ein Üebergang 
zu besseren amerikanischen Lebensformen, und es sei überhaupt eine 
recht rasche Steigerung der Lebensbedürfnisse zu beobachten. Die 
Bilder, welche Verf. hier entwirft, obzwar auch Züge von gänzlich 
verelendeten und demoralisierten Orten und Landstrichen nicht 
fehlen, sind doch wohl der Wirklichkeit gegenüber im Durchschnitte 
etwas zu hell gehalten: sie treffen ja meist nur für die bevorzugte 
Minderheit derer zu, denen es gelingt, sich an ihren Landsleuten zu 
bereichern und dergestalt unter ihnen emporzukommen. 

Dergleichen Vorbehalte wären wohl auch sonst noch zu machen. 
Es ist ja bei einem so zerstreuten, verschiedenartigen Beobachtungs- 
material immer schwer, Gewißheit zu erhalten, ob Licht und Schatten 
richtig verteilt sind. Ob es dem Beobachter gelingt, an alle Schichten 
der zu erforschenden Volksmasse gleichmäßig heranzukommen, ist 
immer fraglich, die Wahrscheinlichkeit, daß eine große Menge un- 
günstiger, aber nicht gerade zum offenen Skandal gewordener Zu- 
stände in der Verborgenheit bleibt, ist stets groß. Das Endergebnis 
trägt deshalb immer stark die Färbung vom Temperamente des Beob- 
achtenden. Dieses ist bei der Verf. — wie schon angedeutet — vielleicht 
etwas zu sehr von Sympathien und einer daraus entspringenden Nei- 
gung zur wohlwollenden Auffassung erfüllt. Sie mag manchmal 
glückliche Einzelfälle zu sehr als typisch ansehen, sich von der hier und 
dort gewonnenen Erkenntnis der gewaltigen Triebkräfte des Vor- 
wärtskommens, die in einzelnen Individuen lebendig und wirksam 
sind, zu sehr gefangennehmen lassen und darüber vergessen, daß 
die Masse derer, welche mangels einer überdurchschnittlichen inneren 
Kraft immer in der traurigen Lage des furchtbar schwer arbeitenden, 
gedrückten Proletariers der Gruben- und Hochofendistrikte bleiben 
müssen, ja vielleicht selbst die Zahl der gänzlich schiffbrüchigen Opfer 
weit größer ist. 

Mit solcher Vorsicht behandelt, ist dieses Buch aber doch eines 
der unterrichtendsten und sachkundigsten, die über amerikanische 
Einwanderung in neuerer Zeit erschienen sind. Die Uebersetzung 
schließt sich oft gar zu enge an den Wortlaut des Originals an, wahrt 
allzu sehr den englischen Sprachcharakter, was sogar gelegentlich zu 
sinnstörenden Unklarheiten führt. 


(Julius Fischer.) 


7. Bevölkerungswesen. 


Grünfeld, Dr. Ernst: Die japanische Auswande- 
rung. Supplement zu den Mitteilungen der Deutschen Gesell- 
schaft für Natur- und Völkerkunde Ostasiens, Band XIV. Tokio 
1913. Druck der Hobunsha. Für Europa Alleinverlag Behrend 
& Co, Berlin. 157 S. 
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Innerhalb der japanischen Auswanderung müssen zwei Massen 
genau unterschieden werden: Die eigentliche Auslandswanderung über 
den großen Ozean und die Wanderung innerhalb Ostasiens, w elch letz- 
tere mehr kolonialen Charakter hat. 

In der Auslandswanderung der Japaner erblickt Grünfeld im 
wesentlichen einen historisch abgeschlossenen Prozeß. Auf einen kurzen 
Zeitraum drängt sich eine Entwicklung zusammen, die fast alle charak- 
teristischen Momente aufweist, welche sich in der viel längeren Ge- 
schichte der Auswanderung der europäischen Völker finden. Erst seit 
der zweiten Hälfte der 8oer Jahre nahm die transozeanische Auslands- 
wanderung in Japan, soweit sich feststellen läßt, einen größeren Um- 
fang an und bereits 20 Jahre später überschreitet die Bewegung ihren 
Höhepunkt; 1909 ist sie bereits auf eine sehr geringfügige Zahl, seither 
noch weiter gesunken, so daß sie wirtschaftlich wie politisch derzeit 
keine nennenswerte Bedeutung mehr hat. 

Es handelt sich hier vor allem um die Wanderung nach dem ameri- 
kanischen Festlande und nach Hawaii, überhaupt in erster Linie um 
die Einwanderung ins Gebiet der Vereinigten Staaten. Zwei Faktoren 

beherrschen den ganzen Verlauf dieser Bewegung: Einerseits die ein- 
schneidende Art, in welcher die japanische Regierung von Anbeginn 
das Auswandern als eine politische Angelegenheit behandelt und dem- 
gemäß vollständig dem behördlichen Eingriffe unterworfen hat, 
andererseits die Rassenfeindschaft gegen gelbe Einwanderer, welche 
in Amerika zur Zeit, als die Japaner zahlreicher ins Land zu kommen 
anfingen, bereits herrschte und seither fortdauernd wirksam ist. 
Beide Momente Raben jederzeit einschränkend gewirkt und nunmehr 
der ganzen Bewegung fast vollständig ein Ende bereitet. 

Was ihre Anfänge betrifit, so glaubt Verf., daß eigentlich im gro- 
Ben ganzen ein sehr lebendiger, zwingender Drang, aus dem Lande 
zu gehen, innerhalb der japanischen Bevölkerung nicht vorhanden war. 
Trotz seiner dichten Besiedelung erscheint ihm Japan nicht übervöl- 
kert, auch nicht relativ in dem Sinne, daß irgendwo eine Bodennot 
der Bauernbevölkerung vorhanden gewesen wäre, welche keine Be- 
friedigung im Inlande tinden konnte. Es seien innerhalb Japans noch 
sehr ausgedehnte Grundflächen, teils überhaupt nicht landwirtschaft- 
lich ausgenützt, teils einer viel rationelleren Bewirtschaftung fähig. 
Die Auswanderung, an welcher sich überhaupt zum großen Teile auch 
die seefahrende Bevölkerung einiger südlicher Küstengegenden be- 
teiligt, aus welchen Gegenden auch die bäuerliche \Vanderermasse 
zumeist stammt, werde mehr durch außerhalb liegende Ursachen 
hervorgerufen: Durch den im Laufe der Entwicklung dieser Länder 
aufgetretenen Arbeitermangel in Kalifornien und besonders ın Hawaii, 
durch die ungeheure Spannung zwischen den Löhnen dort und in Ja- 
pan, welche dem Japaner der arbeitenden Klassen die Auswanderung 
als sichersten Weg zur Erwerbung vergleichsweise großer Geldmittel 
in kurzer Zeit erscheinen hieß und durch die Tätigkeit der Agenten, 
welche während einer gewissen Epoche positive Förderung seitens der 
japanischen Regierung erfuhr. 

Ein vollkommen verläßliches Urteil über die Ursachen der Aus- 
wanderung konnte Verf. wohl nicht gewinnen, weil schon die Daten 
über die Zusammensetzung der Auswanderermasse nach Herkunft 
und Beruf, die die japanische Statistik bietet, schr ungenau sind. So 
war es auch sehr schwierig, über Beschaftenheit und Erfolge der japani- 
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schen Auswanderer, ihre kolonisatorische Eignung und ihre Fähigkeit, 
sich im Einw anderungslande dem dortigen Leben einzufügen, ein 
sicheres Urteil zu gewinnen. Hier ıst alles im Streite verfangen und das 
Erfahrungsmaterial, vorzüglich, soweit es sich auf die Japaner in Ame- 
rıka bezieht, verhältnismäßig klein und vielfach parteiisch entstellt. 

Die Erfahrungen in den neuerworbenen Gebieten des japanischen 

Reiches lassen nach Anschauung des Verf. nicht zweifeln, daß die 
Japaner gewisse kolonisatorische Fähigkeiten haben. In Korea haben 
sie sich in kurzer Zeit vollständig etabliert. Ihre Zahl stieg seit dem 
Kriege bis 1909 von gegen 50 000 Auf fast 150 000, und ihre wirtschaft- 
lichen Erfolge waren bedeutende — allerdings haben sie auch alle 
Mißbräuche kapitalistischer Ausbeutung über das Land gebracht, und 
es ist zweifelhaft, wie weit das vom Verf. bezeugte Streben der Re- 
gierung, solchen Mißbräuchen zu begegnen, W irkung getan hat. 

In der Mandschurei dagegen, selbst in Formosa, haben sie keines- 
wegs mit Erfolg gegen die Chinesen konkurriert, ebensowenig in Siam, 
und in Hawalli haben sie zwar eine ungeheuer starke Stellung g gewonnen, 
sie stellen das zahlreichste Volkselement und den überwiegenden Teil 
der Arbeiterschaft dar, aber dies gelang ihnen erst nach künstlicher 
Unterbindung der chinesischen Einwanderung. 

Sowohl in letzterem Lande als am amerikanischen Festlande 
zeigen sie wenig Fähigkeit und Willen, ihre nationale Kultur autzu- 
geben und sich der fremden zu assimilieren. Sieht man auch von den 
Hemmnissen ab, die ihnen im englischen Amerika bereitet wurden, 
so zeigen die schlechten Erfahrungen mit der staatlich begünstigten 
Einwanderung in die verschiedenen Länder des lateinischen Amerika, 
daß es überhaupt sehr fraglich ist, ob die Bestrebungen, den Japanern 
auf der westlichen Halbkugel eine Stätte wirtschaftlichen Gedeihens 
zu schaffen, ein günstiges Resultat haben werden. 

Im ganzen stellt so der Verf. den Japanern außerhalb ihres Landes 
keine allzu gute Prognose und glaubt, daß gerade die Stärke und Ge- 
scilo ihrer nationalen Kultur es ist, die ihre Ausbreitung im 
Auslande erschwert. Diese Ausführungen des Verf. scheinen allerdings 
noch der endgültigen sicheren Formulierung zu entbehren, die vielleicht 
erst nach weiteren Jahrzehnten mëglich sein wird. 

Neben der allgemeinen Darstellung enthält das Buch viel wert- 
volles Detail. U. a. einen vollständigen Abdruck des bisher nirgends 
in europäischer Sprache veröffentlichten Auswändererschutzgesetzes 
samt Nachträgen und Verordnungen; weiters eine recht ausführliche 
Darstellung der Tätigkeit der japanischen Auswanderungsagenturen. 
Hier zeigt Zich die interessante Tatsache, daß die Regierung den be- 
anfsichtieten Agenturen, die die vollständige Beobachtung des Schutz- 
gesctzes sicherzustellen schienen, den Betrieb überließ, und daß gerade 
die Existenz des Schutzgesetzes in den Händen der Agenturen zum 
Mittel einer intensiven Ausbeutung wurde, welche die aus der älteren 
Auswanderungsgeschichte anderer V ölker bekannten charakteristischen 
Formen der Schuldknechtschaft wieder aufweist. (Es zeigt sich, 
daß die Versklavung noch in neuerer Zeit überall dem Auswanderer 
droht, wo ein größerer kapıtalistischer Betrieb des Transportgeschäftes 
sich ungcehemmt entfalten konnte. Die Beziehungen zwischen Per- 
sonenschiffahrt und Menschenhandel sind derart allenthalben in der 
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G.s Buch isteinesehr schätzbare Arbeit. Ungeachtet vieler Lücken, 
die auch vom Verf. selbst zugestanden werden, unterrichtet es 
in allen wichtigen Punkten über viele Tatsachen der japanischen Emi- 
gration und bringt deren besondere Eigentümlichkeiten gut zum 
Verständnisse. Hierzu war die kritische Durcharbeitung einer überaus 
zerstreuten, unübersichtlichen Materialmasse in Japanischer und eng- 
lischer Sprache notwendig. Die Mangelhaftigkeit der japanischen 
Literatur und Statistik hat dem Verf. seine Aufgabe bedeutend er- 
schwert. 

Da bisher in deutscher Sprache ausführliche Belehrung über die 
japanischen Wanderungen überhaupt kaum zu haben war und auch 
sonst in europäischen Sprachen wenig Zusammenfassendes vorhanden 
ist, stellt sein Buch eine sehr wichtige Quelle zur Kenntnis seines 
Gegenstandes dar. (Julius Fischer.) 


Hersch, L., Privat-docent à L'Université de Genève: D'I m m1- 
gration Féminine aux Etats-Unis. Lecture faite ala 
Section des sciences morales et politiques, d'archéologie et d’histoire. 
Genève, Imprimerie Centrale. 1912. 31 S. 

Die kleine Schrift will keine eigentliche Theorie der Frauenwande- 
rung geben, sondern nur die Tatsachen zusammenfassend gruppieren, 
einige charakteristische Unterscheidungsmerkmale festhalten und die 
gewonnenen Erkenntnisse in einer Reihe von Leitsätzen aufstellen. 

Hier wäre ja wirklich noch eine Lücke auszufüllen. Es ist zwar 
nicht richtig, wenn H. sagt, daß »die Wanderungen der Frauen noch 
ein unerforschtes Gebiet im wahren Sinne des Wortes« seien. Denn 
die Statistik aller wichtigen Einwanderungsländer, voran der Ver- 
einigten Staaten, seit eine solche überhaupt regelmäßig geführt wird, 
kennt selbstverständlich eine durchgehende Scheidung der Einwan- 
derermasse nach Alter, Geschlecht und Familienstand. Diese Schei- 
dung wird in zahlreichen Rubriken durchgeführt. Und wo sie fehlt, 
dort könnte folgerichtig ebensogut gesagt werden, daß die Wanderung 
derMänner eine Terra incognita in diesen Belangen ist — auch kann 
der Verf. in seiner Arbeit nichts zur Abhilfe des Mangels tun! Uebri- 
gens hat bekanntermaßen ebensowohl in der amtlichen Aufarbeitung 
wie in der Literatur die Zusammensetzung der Wanderung nach Ge- 
schlechtern, die Unterschiede, die da bestehen, deren Ursachen und 
Bedeutung reichliche Beachtung gefunden. 

Wohl aber läßt uns die bestehende Literatur noch eine besondere 
Darstellung der Wanderungstatsachen vermissen, die der spezifischen 
Rolle des weiblichen Faktors im Völkerleben gewidmet wäre. 
Eine solche Unternehmung könnte aus dem Schriftchen wohl An- 
regung und einige Erleichterung der Vorarbeiten gewinnen. 

Im einzelnen behandelt Verf. vor allem die bekannte Tatsache, 
daß die Frauenwanderung innerhalb größerer Zeiträume und von Jahr 
zu Jahr sich zwar parallel zur Gesamtwanderung, aber mit geringeren 
Schwankungen als diese, entwickelt. Sie stellt der Männerwanderung 
gegenüber das stabilere, nicht so unmittelbar der Konjunktur unter- 
worfene Element dar. Sie ist weniger vorwiegend Arbeitssuche auf 
proletarischer Basis, mehr Familienwanderung, allerdings stark im 
Gefolge der ersteren, doch vielleicht noch mehr der kolonisatorischen 
Wanderung. 

Weiter gibt Verf. auch Daten über nationale Zusammensetzung, 
Alter, Beruf und Bildungsgrad der einwandernden Frauen. Er be- 
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spricht die Rückwirkungen der Frauenwanderung auf die Situation 
der europäischen sowie der Auswandererfamilie, dagegen sieht er 
von der sicherlich wichtigsten und vor allen anderen einer eigentüm- 
lichen Behandlung würdigen Frage aus diesem Gebiete vollständig 
ab: von dem Anteile der eingewanderten Frau am Aufbau der Nation 
im Einwanderungslande. Gerade hier wären dem Thema bedeutende 
Gesichtspunkte abzugewinnen gewesen, und es hätte der Autor das Ma- 
terial dazu auch vorgefunden. 

Uebrigens weigert er sich entschieden, dem Leser zu verraten, 
was die »idée gencrale« der Frauenwanderung ist — nachdem er zuvor 
die bestimmte Vermutung in ihm wachgerufen hat, daß es derlei 
»vidée« gebe. (Julius Fischer.) 


8. Statistik. 


Statistisches Jahrbuch der Stadt Berlin. 32. Jahr- 
gang, enthaltend die Statistik der Jahre 1908—Igıı sowie Teile 
von IgI2. Im Auftrage des Magistrats herausgegeben von Prof. 
Dr. H. Silbergleit, Direktor des Statistischen Amts der Stadt 
Berlin. Berlin 1913. Druck und Verlag von P. Stankiewitz Buch- 
druckerei G. m. b. H. 246 S. Text, 1103 S. Tabellen. M. 24.—. 

Der 31. Jahrgang erschien im Jahre 1909 und enthielt die Stati- 
stik der Jahre 1906 und r907, zum Teil auch die des Jahres 1908. 

Die Herausgabe des 32. Jahrgangs wurde, wie im Vorwort dargelegt 
ist, vor allem durch die umfangreichen Vorbereitungsarbeiten, die 
mit der Herausgabe der neuen statistischen Monatsberichte »Groß- 
Berlin« verbunden waren, hintangehalten. Andrerseits war es bei 
dieser späten Herausgabe möglich, noch die Hauptergebnisse der am 
I. Dezember IgIo vorgenommenen Volkszählung und der damit ver- 
bundenen Erhebung über die Grundstücks- und Wohnungsverhält- 
nisse aufzunehmen. 

Die Anlage des Stoffes schließt sich an die in den früheren Jahr- 
gängen beobachtete an. Insbesondere die Bevölkerungsstatistik 
wurde durch eine Reihe neuer U'ebersichten bereichert. Zum ersten- 
mal veröffentlicht sind Uebersichten über die Gliederung der Bevöl- 
kerung Berlins nach Straßen, über die Bevölkerung der einzelnen dem 
Zweckverhbande Groß-Berlin angehörenden Gemeinden und Guts- 
bezirke, über die Fortschreibung der Berliner Bevölkerung nach 
historischen Stadtteilen, über die Fortschreibung nach Alter und Fa- 
milienstand, über die natürliche Bewegung der Bevölkerung, ferner 
Sterblichkeitstafeln der Säuglinge für jeden Kalendermonat der Ge- 
burt usw. 

Aus den zahlreichen bevölkerungsstatistischen Zusammenstel- 
lungen möchte ich im folgenden einige herausgreifen, die für die heute 
mit Nachdruck diskutierte Frage des Geburtenrückgangs und seiner 
Ursachen von großer Bedeutung sind. Berlin gliedert die ehelich 
Lebendgeborenen alljährlich nach der Geburtenfolge, ob es sich also 
um ein I., 2., 3. usw. Kind handelt. Diese Aufgliederung der Gebore- 
nen findet sich sehr selten, um so gewichtiger sind die Schlüsse, die 
sich aus den Berliner Zahlen ziehen lassen. Die Ergebnisse dieser Sta- 
tıstik sind S. 107* des Jahrganges niedergelegt. Es zeigt sich zunächst, 
daß von 1901—IgII sämtliche Kinder, also sowohl die I. wie die 

2. usw., stark abgenommen haben; es ergibt sich für die ersten Kinder 


8. Statistik. 6 I 9 


ein Rückgang um 12,7 v. H., für die 2. Kinder ein Rückgang um 
19,4 v. H., für die 3. ein solcher von 26,8 v. H., für die 4. ein solcher 
von 27,2 v. H. usw. Es ergibt sich also für jedes Kind ein Rückgang, 
mit jedem folgenden Kind steigt der Rückgang. Gleichzeitig fand in 
den letzten Jahren eine Vermehrung der Ehen statt, so daß also der 
Geburtenrückgang nicht etwa auf einen Rückgang der Ehehäufigkeit 
zurückführen kann. Diese Ergebnisse scheinen mir gegen die schon 
früher von den Franzosen (Bertillon, Vater und Sohn), neuerdings 
auch von deutschen Autoren, vertretene Theorie zu sprechen, daß der 
Rückgang der Geburtenziffer seine Ursache in einem Rückgang der 
Sterbeziffer habe. Nach dieser Theorie hätte sich zum mindesten beim 
I. und 2. Kind, aber auch beim 3. Kind kein Rückgang herausstellen 
dürfen. Die Berliner Zahlen sind zur Beurteilung dieser Theorie des- 
halb so bedeutsam, weil der Gegenbeweis bei dem gewöhnlichen 
— fast nirgends nach der Geburtenfolge gesliederten — Material 
nicht zu liefern ist. 

Eine zweite bedeutsame Zusammenstellung findet sich auf S. 108* 
und 109* über die Lebendgeburtenziffern und deren Entwicklung nach 
Standesamtsbezirken und Stadtteilen IGOG—IgII. Die Standesamts- 
bezirke und Stadtteile lassen sich nach Silbergleits Darlegungen 
vielfach deutlich in solche mit arbeiterreicher und wenig arbeiterreicher 
Bevölkerung scheiden; diese Statistik ersetzt also ın gewissem Maße 
die fast allenthalben fehlende Statistik der Geburten nach der sozialen 
Stellung der Eltern. Es ergibt sich aus der Zusammenstellung, daß 
vom Rückgang der Fruchtbarkeit gerade die Stadtteile mit breiten 
Schichten der Arbeiterbevölkerung am meisten betroffen wurden. 
Diese Ergebnisse scheinen mir in hohem Maße gegen die heute sehr 
weit verbreitete Wohlstandstheorie zu sprechen, daß also zunehmender 
Wohlstand die Ursache für den Geburtenrückgang sei. Innerhalb der 
Jahre 1906—ıg11 hat sich unmöglich der Wohlstand der Arbeiterbe- 
völkerung derartig gehoben, daß hierauf der starke Geburtenrückgang 
zurückgeführt werden kann. 

S. III* ist ferner eine beachtenswerte Tabelle wiedergegeben, 
welche die eheliche Fruchtbarkeit nach Altersklassen der Mutter dar- 
legt. Es sind hier die Ergebnisse der Volkszällungen 1905 und IgIo 
mit den Ergebnissen der Bevölkerungsbewegung in den entsprechenden 
Jahren verbunden. Es stellt sich das wichtige Resultat heraus, daß 
die Abnahme der Geburtenhäufigkeit mit dem Alter der Mutter wächst. 

In methodologischer Hinsicht sind die schon seit den Zeiten 
Böckhs sorgfältigen Untersuchungen über die Sterbefälle von Bedeu- 
tung, auf die jedoch hier nicht näher eingegangen wird. Gleichfalls 
für den Methodologen hat die von Silbergleit durchgeführte Ersetzung 
der Statistik der Eheschließungen durch die Statistik der Aufgebote 
(vgl. S. 81* ff.) großes Interesse. 

Wie die herausgegriffenen Beispiele beweisen, liefern die bevölke- 
rungsstatistischen Zahlen des Jahrgangs und deren sorgfältige Bear- 
beitung durch Silbergleit ausgezeichnete Unterlagen zur Beurteilung 
der heute im Mittelpunkte der Diskussion stehenden Probleme. 

(Mecerwartlı.) 


9. Soziale Zustandsschilderungen. 
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10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


11. Gewerbl. Technik und Gewerbepolitik. 


Herbig, Ernst, Dr. jur. et. phil., Kgl. Bergwerksdirektor in 
Saarbrücken: Wirtschaftsrechnungen Saarbrücker 
Bergleute. Berlin 1913. Wilhelm Ernst und Sohn. Geh. M. 5.—. 

Die Erhebung, die den »Wirtschaftsrechnungen Saarbrücker 

Bergleute« zugrunde liegt, ist veranstaltet von der Kgl. Bergwerks- 

direktion zu Saarbrücken und erfaßt Vermögen, Einnahmen und 

Ausgaben von 92 Bergmannsfamilien während des Jahres IgIo. Die 

Methode der Erhebung und Bearbeitung der Zahlen folgt dem großen 

Budgetwerke des Kais. Statistischen Amtes vom Jahre 1909. So wird 

eine durchgehende Vergleichung der Ergebnisse beider Untersuchun- 

gen ermöglicht; auch die Zahlen der Erhebung des Deutschen Metall- 
arbeiterverhandes werden überall herangezogen. 

Die Arbeit von Herbig ist durchweg sehr sorgfältig und gewissen- 
haft. Die möglichen Fehlerquellen sind überall aufgezeigt und soweit 
als möglich berücksichtigt. \Venn trotzdem das Bedürfnis nach Exakt- 
heit, das man gerade angesichts des großen Zahlenmaterials unbedingt 
empfindet, nicht ganz befriedigt wird, so liegt das an den vom Verf. 
sehr stark betonten Besonderheiten der wirtschaftlichen Lage der 
Saarbrücker Bergleute. Die Lebenshaltung dieser Arbeiter unter- 
scheidet sich sehr stark von derjenigen des städtischen Industrie- 
proletariats. Im Jahre 2010 hatten 62% der Verheirateten ein eigenes 
Haus, und für einen großen Teil der übrigen 38%, besteht die sichere 
Aussicht, durch Erbschaft in den Besitz eines eigenen Hauses zu kom- 
men. Mit dem Haus ist durchweg ein Garten, bei einem Drittel der 
Familien außerdem noch Landbesitz verbunden; auf jede Familie der 
Belegschaft kommt durchschnittlich ein Stück Nutzvieh. So spielen 
naturgemäß die im eignen Betrieb erzeugten Naturalien eine große 
Rolle in den Wirtschaften, und an die Stelle der Wohnungsmiete tritt 
in der Mehrzahl der Fälle ein Posten »Schuldentilgung und Verzinsung«. 
Die Naturalien ganz zu erfassen, ist nicht gelungen, wie denn auch der 
Verf. selbst den Posten »Grünwaren« als vollkommen falsch bezeichnet; 
und inwieweit die Ausgaben für Schuldentilgung und Verzinsung als 
Miete, inwieweit sie als Kapitalansammlung anzusehen sind, st, 
ebenfalls nach des Verf. Ansicht, nicht genau anzugeben. 

So liegt der eigentliche Wert dieser Erhebung nicht in dem exak- 
ten statistischen Material, und also auch nicht eigentlich in dem Ver- 
gleich, sondern vielmehr in der Kontrastierung mit den beiden anderen 
Erhebungen. Diese erfassen fast durchweg typische Industriearbeiter - 
schaft, während die Saarbrücker Arbeit uns — gleichgültig ob in exak- 
ten Zahlen oder nicht — ein Bild einer in sich homogenen, aber vom 
durchschnittlichen Proletariertvp sehr verschiedenen Arbeiterschaft 
zeigt: seßhafte Leute mit eingewurzelten Lebensgewohnheiten, unter 
denen das eigene Häuschen, eine kleine Landwirtschaft, große Kinder- 
zahl, häusliches Leben besonders hervorzuheben sind. Daß mitver- 
dienende Söhne bei ihren Eltern wohnen, ihren ganzen Verdienst ab- 
liefern und nur ein Taschengeld erhalten, soll die Regel sein. Die 
Bergverwaltung unterstützt diese Lebensgewohnheiten seit 1842 durch 
zinsireie Darlehen und Bauprämien. 
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Man fühlt hinter der Objektivität des Verf. eine deutliche Sym- 
pathie für diesen Arbeitertyp; das versteht sich bei seiner Stellung 
von selbst. Ein Einfluß auf die Gestaltung der Untersuchungen ist 
jedoch dieser Gefühlsposition offenbar nicht eingeräumt worden. 

(Alexander Schwab.) 
Copeland, Melvin T.: The Cotton Manufactu- 
ring Industry of the United States. (Harward 
Economic Studies VIII.) Cambridge (Mass) 1912. 

Die vorliegende Arbeit von Copeland über die amerikanische 
Baumwollindustrie verdient auch bei uns Beachtung. Sie bringt nicht 
nur ausführliches Material über eine der interessantesten amerikani- 
schen Großindustrien, sondern kann auch in mancher Hinsicht als 
Vorbild für Industriemonographien gelten. Denn sie ist — und darin 
erhebt sie sich weit über die Masse — streng wissenschaftlich durch- 
geführt, auch wenn sie in erster Linie rein beschreibend ist; sie bringt 
viel Neues auf Grund objektiver Beobachtung. 

Nach einer kurzen, historischen Einleitung behandelt der Ver- 
fasser die Standortsfrage der amerikanischen Baumwollindustrie, 
leider fehlt ihm dabei die systematisierende Grundlage der Weber- 
schen Theorie. Das Hauptinteresse gilt dem Standortskampfe zwischen 
Neuengland und den aufkommenden Südstaaten. Im Gegensatze zu 
Schumacher, der den Vorteil des Südens in den Transport- 
kostenersparnissen im Bezuge von Rohbaumwolle sieht, führt Cope- 
land aus, daß in erster Linie die billigeren Arbeitskosten den Zug der 
Industrie nach dem Süden erklären. Indessen glaubt Copeland, daß 
dieser Standortsvorteil des Südens durch Steigerung der Löhne mit 
Ausbreitung der Industrie allmählich verschwindet. Er berücksichtigt 
dabei vielleicht nicht genügend, daß sich die aa der Arbeit im 
Süden bedeutend hebt, während sie sich in Neuengland sehr ver- 
schlechtert. — Die Anpassung der Technik an die zur Verfügung 
stehenden Arbeitskräfte behandelt C. sehr ausführlich. Er zeigt auf 
Grund genauer Angaben über die technische Entwicklung der ein- 
zelnen Prozesse, wie die Notwendigkeit in Amerika zur Erfindung 
und Ausnutzung von Maschinen geführt hat, die Arbeit sparen und 
ungelernte Arbeit an Stelle gelernter ermöglichen. Die Gegenüber- 
stellung der englischen und amerikanischen Erfindungen ergibt 
interessante Schlußfolgerungen. Die arbeitsersparende Technik ist 
vielfach nicht ohne Einfluß auf die Organisationsgestaltung geblieben, 
indem sonst technisch scharf getrennte Arbeitsprozesse eng verbunden 
sind und umgekehrt. So erklärt insbesondere die allgemeine Verbrei- 
tung der Ringspindel die Verbindung von Spinnerei und Weberei, 
trotz der deutlichen Tendenz zur Differenzierung. Diese Tendenz stellt 
auch Copeland fest. Mit der Differenzierung schreitet die Speziali- 
sation fort, die bei der allgemeinen Standardisierung der Produktion 
sehr entwickelt ist. In Horizontalkonzentrationen, »amalgamations«, 
nn sich die Spezialisierung der Betriebe, wie in Lancashire, weiter 

ort. 

Die Differenzierung der Industrie ist auch in Amerika nur möglich 
auf Grundlage eines starken Handels, der die spezialisierte Produktion 
zusammenfaßt. Der rein distributive Zwischenhandel verschwindet 
und der »merchant-converter«, der die \Vebereien beschäftigt und im 
Lohn die Rohgewebe färben, bleichen oder drucken läßt, gewinnt 
mehr und mehr an Bedeutung. »Die merkantile Organisation des 
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Baumwollwarenhandels befindet sich momentan in einem Wechsel 
und der merchant converter ist der Schlüssel der Situation. 

In dem zweiten Teile des Buches behandelt der Autor die gleichen 
Themen des ersten Teiles im Verhältnis und Vergleich zu den euro- 
päischen Baumwollindustrien, über die er auf Studienreisen ein 
gutes Bild gewonnen hat. Den Hauptunterschied zwischen der 
europäischen und amerikanischen Industrie sieht er in den Größen- 
verhältnissen der Produktion. Für Copeland sind die kleinen Aufträge 
deutscher Druckereien z. B. etwas ganz Unbegreifliches. Hüben und 
drüben konstatiert er die Tendenz zur Differenzierung und den stei- 
genden EinfluB des Handels auf die Produktion. 

Es wäre zu wünschen, daß wir mehr Arbeiten hätten, die so wert- 
volles und zuverlässiges Material über amerikanische Industrien 
bringen. Es darf indessen ein Fehler nicht verschwiegen werden, 
der aus allzu großer Gewissenhaftigkeit des Verfassers hervorgeht. 
Das Buch sollte umfassend und vollständig sein, und dieser Wunsch 
läßt den Autor sich oft in Details verlieren. Er beschreibt nicht nur die 
Geschichte, Organisation, Technik, Standort etc. der Baumwoll-, 
Kurzwaren- und Wirkwarenindustrie, sondern mit der gleichen Aus- 
führlichkeit die Textilfachschulen, den Export, Import, Arbeiter- 
und Arbeitgeberorganisationen, die Rentabilität usf. Die Gewissen- 
haftıgkeit geht so weit, daß alle Vereine der Bauwollindustriellen 
bis zun Arkwright Club aufgezählt werden. Das Buch ist wirklich 
gut und deshalb bedauert man diesen Fehler. Der Verfasser hätte 
vielleicht noch mehr geben können, wenn er etwas weniger auf Voll- 
ständigkeit Wert gelegt hätte. (Edgar Landauer.) 


12. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 


13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 


14. Arbeiterschutz. 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


Jahrbuch der Arbeilerversicherung 1913. Nach 
amtlichen Ouellen zusammengestellt und herausgegeben von E. 
Götze, P. Schindler, Dr. Hans Götze. 3 Teile. Berlin. Verlag der 
Liebelschen Buchhandlung. 25. Jahrgang. Im Vorverkauf M. 10.—. 

Dieses Jahrbuch ist zum Gebrauch der an der Durchführung 
der Arbeiterversicherungsgesetze beteiligten Behörden und Personen 
bestimmt. Der Erlaß der Reichsversicher ungsordnung hat eine völlige 

Neubearbeitung des von dem Jahrbuch gebotenen Stoffes in der 25. 

Ausgabe veı Yranlaßt. Seine wesentlichen Bestandteile sind: der Text 

der "Reichsversicherungsordnung und des dazu ergangenen Einfüh- 

rungsgesetzes, nebst Erläuterungen und Anmerkungen; die in den 

Jahren ıgır und Igı2 ergangenen, einschlägigen Verordnungen, 

Bekanntmachungen und Anw eisungen; reichhaltiges Zubehör für den 

praktischen Gebrauch! Nachweisung des Personalstandes von Reichs- 

versicherungsamt und Landesve rsicher ungsämtern; Nachweisung der 

Oberversicherungsimter und Versicherungsämter: Nachweisung der 
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einzelnen Träger der Unfall- und Invaliden- und Hinterbliebenen- 
versicherung; Zusammenstellung der von den Berufsgenossenschaften 
erlassenen Unfallverhütungsvorschriften ; Nachweisung der ortsüblichen 
Tagelohnsätze und des durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienstes 
für land- und forstwirtschaftliche Arbeiter für das ganze Reich; Ren- 
tenberechnungstabelle und verschiedene praktische Anleitungen; ver- 
gleichende Uebersichten über die Paragraphen der neuen und alten 
Gesetzesbestimmungen und anderes mehr. Der Wert des Jahrbuchs 
liegt in der großen Fülle des auf engem Raume konzentrierten Mate- 
rials. Verschiedene Sachregister erleichtern die Benützung des übri- 
gens übersichtlich angeordneten Ganzen. Bei dem Bestreben der 
Verfasser, ein den Bedürfnissen der Praxis rasch und sicher genügendes 
Nachschlagewerk zu schaffen, ist wohl die Frage berechtigt, ob eine 
Nachweisung der Träger der Krankenversicherung gar so viel Raum 
beansprucht hätte, daß man vorzog, davon abzusehen? Der vielfach 
ungemein feine Druck macht das Werk für den Studiertisch wenig 
geeignet. Und das ist ja auch wohl nicht sein Zweck (R. de Waha.) 


Kaskel, Dr. Walter und Sitzler, Dr. Fritz Grund- 
riß des sozialen Versicherungsrechtes. Syste- 
matische Darstellung auf Grund der Reichsversicherungsordnung 
und des Versicherungsgesetzes für Angestellte. Jul. Springer. 
Berlin 1912. XV und 484 S. M. 9.—. geb. M. IL.—. 

In diesem Werke ist der Versuch gemacht, die Fülle des Rechts- 
stoffs der neuen, sozialen Versicherungsgesetzgebung in ein einheitlich 
und streng deduktiv aufgebautes Schema zu gießen, und diese syste- 
matische Meisterung in eine möglichst verständliche und leicht faß- 
liche Form zu kleiden. Der ganzen Darstellung ist der Begriff des 
Entschädigungsanspruches zugrunde gelegt, der den Verfassern als 
die wirtschaftliche und rechtliche Grundlage der »sogenannten« Ver- 
sicherung gilt. Das gesamte Recht der »sogenannten« Versicherung 
erscheint dann lediglich als die nähere Ausgestaltung dieses Entschä- 
digungsanspruches im einzelnen. Auf den Begriff des Entschädigungs- 
anspruches ist folgendes Schema aufgebaut: I. Voraussetzungen des 
Entschädigungsanspruchs (Personenkreis usw., entschädigungspflich- 
tige Tatbestände); II. Gegenstand des Entschädigungsanspruchs 
(Leistungen); III. Schuldner des Entschädigungsanspruchs (Ver- 
sicherungsträger) ; IV. Verwirklichung des Entschädigungsanspruches 
(Feststellung und Bewirkung der Leistungen); V. Verhältnis des 
Entschädigungsanspruchs zu andern Ansprüchen. Das Schema kommt 
viermal zur Anwendung: für die Krankenversicherung, die Invaliden- 
und Hinterbliebenenversicherung der Reichsversicherungsordnung, 
die Versicherung der Angestellten und die Unfallversicherung. Voraus- 
geschickt ist ein Abschnitt über die allgemeinen Lehren vom Ent- 
schädigungsanspruch und als letz\er Teil ist die Lehre vom Entschä- 
digungsanspruch im Streitverfahren, der Versicherungsprozeß, an- 
gefügt. 

Es ist durchaus anzuerkennen, daß durch einen weitgegliederten, 
aber streng einheitlichen und logisch nahezu einwandfreien Ausbau 
des gewählten Schemas, sowie durch eine große Präzision des sprach- 
lichen Ausdrucks eine wohltuende Uebersichtlichkeit und Verständ- 
lichkeit der ganzen Darstellung erreicht ist. Die gewählte Systematik 
hat ferner den unbestreitbaren Vorteil, daß so manches aus dem 
reichen Inhalt der Sozialversicherungsgesetze dem Leser in unge- 
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wohnter, überraschender Gruppierung und Gegenüberstellung ent- 
gegentritt, so zwar, daß man dadurch verschiedene Einrichtungen 
der Sozialversicherung in neuem Lichte sehen und verstehen lernt. 
Ganz besonders wird es auch der Leser den Autoren dieser übersicht- 
lichen, systematischen Aufmachung des Rechtsstoffes der Sozial- 
versicherung danken, daß durch sie dem Gedächtnis die Festhaltung 
des Stoffes wesentlich erleichtert wird. Eine vielgestaltige, aber immer 
leicht zu überblickende Verästelung der Systematik ermöglichte eine 
erschöpfende Vollständigkeit. Alles und jedes noch so Geringfügige 
findet ein genau vorausbestimmtes Plätzchen und selbst die verwickel- 
teren Details sind nur selten auf Kosten ihrer Verständlichkeit syste- 
matisiert. Die einheitliche Zusammenfassung der drei Zweige der 
Unfallversicherung hätte vielleicht vermieden werden sollen; denn 
sie hat eine etwas ermüdende Ueberladung des Schemas in diesem 
Teile zur Folge, sowie ein nicht genügendes Hervortreten von Beson- 
derheiten, z. B. des eigentümlich gestalteten Umfangs der Gefahren 
in der Seeversicherung und anderer Dinge. 

Eine natürliche Klippe des systematischen Stoffbehandelns ist 
von den Autoren nicht genügend beachtet und vermieden worden. 
Der mit so großer Genauigkeit und Feinheit aufgeführte Bau ist steif 
und starr. Berührungspunkte einzelner Materien, die in deren Natur 
gelegen sind, sind nicht berücksichtigt; Verwandtes und Vergleich- 
bares ist, wie Dinge, die gar nichts miteinander zu tun haben, völlig 
voneinander getrennt und ferngehalten (z. B. die Begriffe: Arbeits- 
unfähigkeit, Invalidität, Berufsunfähigkeit usw.). Verschiedene In- 
stitutionen rücken in Stellungen, die ihrer sozialen und wirtschaft- 
lichen Bedeutung auch nicht entfernt entsprechen, z. B. Maßnahmen 
zur Krankheitsverhütung, Mutterschaftsversicherung, die allgemeinen 
Maßnahmen zur Verhütung von Invalidität, die Unfallverhütungs- 
vorschriften usw. Auch ist nicht ersichtlich, warum bei den Mehr- 
leistungen von Invaliditäts- und Angestelltenversicherung das Heil- 
verfahren nicht untergebracht ist. Der Eindruck der Starrheit und 
Steifheit wird noch besonders durch den Umstand verschärft, daß 
auf einen Nachweis der Fortschritte (oder eventuellen Rückschritte) 
der Reichsversicherungsordnung gegenüber dem frühern Recht gänz- 
lich verzichtet ist. Und erst recht fehlt es an jeder Begründung und 
Kritik der gegebenen Rechtsnormen. Die systematische Behandlung 
eines Stoffes auf wissenschaftlicher Grundlage tut es allein nicht. Sie 
wird nur dann ihren vollen Wert haben, wenn sie durch den leben- 
dig fließenden Strom der historisch-kritischen Betrachtungsweise 
befruchtet wird. 

Bei allem Guten, das ich der Durchführung der gewählten Syste- 
matik nachgesagt habe, darf ich doch zwei Hauptfehler ihres innern 
Aufbaus nicht übergehen. Einmal ist es immer mißlich, wenn man 
Einrichtungen, die erst später dem Leser bekannt gemacht werden 
sollen, zur Erklärung anderer Dinge heranziehen muß. Z. B. die 
Landkrankenkassen bei Darlegung der Sonderleistungen an einzelne 
Gruppen von Versicherten. Derlei läßt sich durch bessere Anordnung 
des zugrunde gelegten Schemas vermeiden, ist aber schließlich nur 
ein Schönheitsfehler. Bedenklicher ist, daß im Rahmen der gewählten 
Systematik die Aufbringung der Mittel zu einem Unterabschnitt des 
Kapitels über Verwaltung der »Schuldner des Entschädigungsan- 
spruchs«, d. i. der Versicherungsträger, herabsinkt. Es ist mir kein 
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geordnetes Staatswesen bekannt, in dem das Finanzministerium eine 
Unterbehörde des Ministeriums des Innern wäre. Diese der Natur 
der Dinge widersprechende Behandlung der Mittelbeschaffung in den 
verschiedenen Zweigen der Sozialversicherung ist. eine Folge der 
irrigen Grundauffassung der Verfasser, welche in der Sozialversiche- 
rung weder wirtschaftlich noch rechtlich eine Versicherung sehen 
wollen (S. 13—14, 33 ff.). S. 35 schreiben sie: »Als gemeinsames 
Merkmal besteht bei beiden (Sozialversicherung und Privatversiche- 
rung) lediglich das Moment, daß sie eine Sicherung gegen 
Schäden gewähren«. Ein längerer Versuch, die Auffassung zu wider- 
legen, als sei die Sozialversicherung eine eigentliche Versicherung, 
geht diesem Satze voraus. Dazu möchte ich bemerken: Eine einwand- 
freie Definition der »eigentlichen« Versicherung haben weder National- 
ökonomen noch Juristen uns bis heute gegeben. Immerhin dürften 
als Wesensmerkmale der »eigentlichen« Versicherung folgende drei 
auch von den Verfassern des vorliegenden Werkes anerkannt werden: 
I. Die Leistung einer Sicherung, die Gewährung einer Gewißheit, 
daß ein Vermögenswert erhalten, daß ein quoad an oder quando 
ungewisser Schaden ganz oder in gewissen Grenzen repariert werde. 
2. Die Uebertragung der Risiken seitens der vielen von ihnen 
Bedrohten auf einen Dritten, den Versicherer oder Versicherungs- 
träger. 3. Die Uebernahme und Anhäufung der Risiken seitens des 
Versicherers oder Versicherungsträgers gegen Entgelt, also unter 
gleichzeitiger Anhäufung des Entgelts der einzelnen Bedrohten: 
der Prämien oder Beiträge. Der Versicherer oder Versicherungs- 
träger häuft Risiken und Prämien oder Beiträge an, weil er hofft: 
einerseits, daß von vielen übernommenen Risiken in jeder Rech- 
nungsperiode nur wenige tatsächlich wirksam werden, andererseits, 
daß die angehäuften Prämien oder Beiträge aller zur Deckung der 
wenigen, wirksam gewordenen Risiken ausreichen. In diesen drei 
Merkmalen dürfte sich das Wesen der »eigentlichen« Versicherung 
erschöpfen. Alle drei sind aber, wie eine einfache Ueberlegung zeigt, 
bei den verschiedenen Zweigen der Sozialversicherung vorhanden. 
Wären die Verfasser von dieser Analyse des Versicherungsbegriffs 
ausgegangen, statt von dem Begriff des Entschädigungsanspruchs; 
so hätten sie die unnatürliche Vergewaltigung der Materie »Mittel- 
beschaffung« vermieden. 

Was Einzelheiten betrifft, so will ich nur auf die etwas befremd- 
liche Bezeichnung »gesetzlicher Krankheitsbegriff« auf Seite 84 hin- 
weisen. Der Begriff der Krankheit ist meines Wissens in den sozialen 
Versicherungsgesetzen nicht näher bestimmt. Es kann doch wohl 
nur von einem Krankheitsbegriff nach herrschender Ansicht gespro- 
chen werden. 

Die Verfasser beabsichtigen, das vorliegende Buch zu einem Grund- 
riB des sozialen Rechts überhaupt zu erweitern. Dem Grundriß des 
sozialen Versicherungsrechts sollen als weitere Teile ein Grundriß des 
sozialen Schutzrechts (Arbeiterschutz, Hausarbeit usw.) sowie ein 
Grundriß des sozialen Vertragsrechts folgen. Hoffen wir, daß sie in 
diesen die Vorzüge eines geeigneten Systemaufbaus mit denen einer 
historisch-kritischen Behandlung der betreffenden Materien ver- 
binden. (R. de Waha.) 


Leibl, Dr. K: Das Recht der Versicherungsunter- 
nehmungen. G. J. Göschen. Berlin und Leipzig 1913. M. —.90. 
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Das Werkchen bietet eine zwar kurzgefaßte, aber doch sehr 
reichhaltige, systematische Darlegung des für die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmungen geltenden Reichsrechts. 
Die Darstellung ist meistens klar, ansprechend, leicht leslich; ab und 
zu allerdings nur mit Hinzunahme des Textes des Versicherungs- 
aufsichtsgesetzes von IgoI verständlich. Aeußerst begrüßenswert ıst 
die detaillierte Auskuntt über die Praxis des Aufsichtsamts für Privat- 
versicherung in Auslegung und Anwendung der Reichsgesetze über das 
Versicherungswesen, di ın knapper, übersichtlicher Zusammen- 
stellung geboten wird. Man merkt auf jeder Seite der kleinen Schrift, 
daß man es mit einem Praktiker zu tun hat, der für die Bedürfnisse 
der Praxis schreibt. Eine Beanstandung kann ich allerdings nicht 
unterdrücken. Der Verfasser hat manchmal eine Art, abstrakte 
Formulierungen in ungefälliger, zum Widerspruch herausfordernder 
Form hinzupflanzen, denen dann auf den folgenden Seiten eine ganz 
plausible, ansprechende Begründung oder Erklärung folgt. So z. B. 
auf S. 17 eine wenig elegante Definition der Versicherung ; S. 31 eine 
dunkle Andeutung der »Zillmerei«; S. 47 die petitio „Sicherheit bei der 
Lebensv ersicherung neben der Prämienreserve« usw, Die Erklärung 
folgt ja wohl jedesmal, aber wäre es nicht erheblich besser, statt den 
Leser mit zunachst unverständlichen Formulierungen herauszufordern, 
ihn auf analvtischem Wege zu der gewollten Schlußfolgerung hinzu- 
führen ? Ebenso unharmonisch wirkt es, wenn auf S. 36 peremptorisch 
verkündet wird, das Aufsichtsamt für Privatversicherung gestatte die 
Hinzunahme der großen Sachversicherung zur Lebensversicherung 
überhaupt nicht, und dann erst weit später, S. 47—48 darauf hinge- 
wiesen wird, die vor Erlaß des Versicherungsaufsichtsgesetzes in einem 
Bundesstaate konzessionierten Versicherungsunternehmungen dürften 
auch fernerhin ım Bereich des betreffenden Bundesstaates Lebens- 
und Sachversicheruingen neben einander betreiben, wenn sie es vorher 
taten. Diese kleinen methocdologischen und didaktischen Mängel 
vermögen Jedoch den günstigen Gesamteindruck der Schrift nicht zu 
entkrälten. (R. de Walıa.) 
Manes, Alfred: Versicherungswesen. Zweite, um- 

vearbeitete und erweiterte Auflage. B. G. Teubner. Leipzig und 
Berlin 1913. XIV und 455 S 

Das wohlbekannte, 1905 zum ersten Male erschienene Werk 
von Manes über das gesamte Gebiet des Privatversicherungswesens 
liegt nunmehr in neuer Bearbeitung vor. Im ersten Teile, der die 
Aufschrift: Die Versicherung im Allgemeinen führt, ist namentlich 
der Abschnitt über die staatliche Regelung des V ersicherungsvertrags 
auf Grund des deutschen Reichsgesetzes über den Versicherungsvertrag 
vom 12. April 1908 umgestaltet, im zweiten Teile, in dem die einzelnen 
Versicherungszweige zur Darstellung kommen, hat eine völlige Neu- 
bearbeitung der Kapitel über Feuerversicherung, Hagelversicherung 
und die kleineren Versicherungszweige stattgefunden. Aber auch 
alle andern Kapitel beider Teile, insbesondere des zweiten, haben 
eine reiche Fülle von sorgfältigen Acnderungen und Ergänzungen er- 
fahren. 

Intellektuell ist der Verfasser augenscheinlich zur Abstraktion, 
zum Theoretisieren veranla;t. Mit dieser Grundneigung kämpft un- 
ablässig ein fester, bestimmter Wille zu möglichst rascher und kurzer, 
aber auch restloser Meisterung einer Achtung gebietenden Fülle von 
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durch umfassende Lektüre und vielfache Berührung mit der Praxis 
gewonnenen Kenntnissen auf allen Gebieten des Versicherungs- 
wesens. Das rastlose Vorwärtsdrängen bewirkt manchmal, daß das 
nach möglichster Vollständigkeit strebende Aneinanderreihen von 
immer mehr Lesefrüchten in einer Form geschieht, die den inneren 
Zusammenhang, die organische Gliederung der in einem Abschnitt 
vereinten Ausführungen verdunkelt. Seite 363 z. B. wirkt es störend, 
wenn es erst heißt: »Das öffentliche Feuerversicherungswesen findet 
sich in den meisten Kantonen der Schweiz« und unvermittelt hinter- 
her: die Schweiz habe staatliche Versicherung nur in zwei, staat- 
lichen Zwang zur Versicherungsnahme nur in zwei weitern Kantonen. 
Daß es sich in dem ersten Fall um Feuerversicherung überhaupt, 
im zweiten nur um Mobiliarversicherung handelt, erfährt der Leser 
nur so ganz nebenher und erst, wenn der anscheinende Widerspruch 
ihn unangenehm berührt hat. Ein anderes Beispiel dieser Art findet 
sich auf Seite 384. Dort — es handelt sich um Hagelversicherung — 
kommt auf einmal ex officio die Rubrik »Prämienerhebung« mit 
einigen verflüchtigenden Erklärungen an die Reihe, und dabei 
scheint vergessen, daß kurz vorher S. 381 derselbe Gegenstand wesent- 
lich präziser und besser unter dem Schlagwort »innere Entwicklung« 
bereits erörtert war. Diese und andere Unebenheiten wären leicht 
auszumerzen. Andererseits ist aber anzuerkennen, daß durch mehr- 
fache Umstellungen gegenüber der früheren Ausgabe eine logischere 
Anordnung des Stoffes in vielen Abschnitten erreicht ist und daß 
das reichlichere Hervorheben der Schlagworte durch Sperrdruck die 
Lektüre in angenehmer Weise erleichtert. 

Der Kampf zwischen der angeborenen Neigung zur Abstraktion 
und dem Streben nach kurzer und rascher Erledigung aller Dinge zeitigt 
auch manchmal einen Gedankenausdruck, der für den Leser ein Un- 
behagen mit sich bringt. Es ist mir z. B. trotz wiederholtem, ange- 
strengtem Lesen nicht gelungen, die abstrakte Darstellung zu ver- 
stehen, die der Verfasser auf Seite 390 von dem Nichtreduktions- 
prinzip bei Abschätzung von Hagelschäden gibt. Und eines wissen- 
schaftlichen Buches ist es geradezu unwürdig, den Leser mit einer 
in der Luft hängenden Belehrung abzuspeisen, wie dies bei Besprechung 
der Transportversicherung in folgendem geschieht: »Bei der großen 
Haverei, die schon 900 v. Chr. eine gesetzliche Regelung erfahren hat 
usw.« Wie und wo wird nicht mitzeteilt und das ist doch im Zeitalter 
der historisch-realistischen Nationalökonomie wesentlich. Es kann 
übrigens nicht genug bedauert werden, und das ist ein Vorwurf, der 
sich mehr gegen den Verleger als gegen den Verfasser wendet, daß 
es an Zitaten- und Quellennachweisen durch das ganze Werk fehlt 
und daß der der ersten Ausgabe angezliederte »Nachweis wörtlich 
angeführter Stellen« jetzt weggeblieben ist. Für ein Werk von der 
Bedeutung des vorliegenden gibt es keine Entschuldigung dafür, 
dem Leser tausenderlei Anregungen zu geben, aber ihin das elemen- 
tırste Mittel, denselben durch Literatur- und Qucellenstudien nach- 
zugehen, vorzuenthalten. 

Was den materiellen Inhalt der einzelnen Ausführungen betrifft, 
so ist mir kein Lehr- und Handbuch des Versicherungswesens bekannt, 
das eine ähnliche, erschöpfende Fülle von Tatsächlichem bieten 
würde, wie das vorliegende. Die Versicherungsbedingungen, die in 
der ersten Ausgabe in ziemlichem Umfang abgedruckt waren, sind 
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jetzt weggeblieben, weil mittlerweile in andere leicht zugängliche 
Veröffentlichungen des Verfassers bzw. des deutschen Vereins für 
Versicherungswissenschaft aufgenommen. An deren Stelle sind kurze, 
für ein Lehr- und Handbuch durchaus genügende Ausführungen über 
den Inhalt einzelner Versicherungsbedingungen von allgemeiner Be- 
deutung getreten. Mit den Ausführungen des Verfassers über die 
zweckentsprechendste. versicherungsmäßige Behandlung des Liebhaber- 
wertes (S. 133) werden alle jene, die den wirtschaftlichen Wert als 
etwas wesentlich Subjektives auffassen, nicht übereinstimmen können. 
Der Zusatz der zweiten Auflage auf Seite 382: »Weiterhin besteht der 
Hagelschaden regelmäßig in entgehendem Gewinne, ist zu beanstan- 
den. Stecken denn nicht in jeder Ernte zunächst Produktionskosten 
(Inventarabnützung, Dünger, Arbeitslohn, Saatgut vsw.), die es erst 
herauszuschlagen und durch Versicherung sicherzustellen gilt, und 
dann erst ein darüber hinausgehender erhoffter Gewinn ? Bei der er- 
schöpfenden Vollständigkeit und Aktualität, auf die das Werk An- 
spruch erhebt, hätte Scite 237 auf die interessante schweizerische 
Gesetzgebung bzw. der Sicherung der Familie eines Versicherten 
den Gläubigern gegenüber hingewiesen werden können. Ebenso ver- 
mißte ich bei der Hagelversicherung ein Wort über die von dem inter- 
nationalen landwirtschaftlichen Institut in Rom veranstaltete En- 
quete über die Hagelversicherung in verschiedenen Ländern und die 
damit zusammenhängenden Bestrebungen, die auf eine internationale, 
durch völkerrechtliche Verträge zu begründende Organisation der 
Hagelversicherung gerichtet sind. 

Unter dem Vorbehalt, den ich in der Besprechung von Molden- 
hauers Werkchen über das Versicherungswesen in diesem Heft ausge- 
sprochen und begründet habe, daß nämlich manches von dem, was in 
der Allgemeinen Versicherungslehre zusammengestellt ist, besser bei 
Besprechung der einzelnen Versicherungszweige untergebracht würde, 
fasse ich mein Urteil über das Werk von Manes dahin zusammen, 
daß es eine vorzügliche, weithin und scharf herumleuchtende Einfüh- 
rung in das Privatversicherungswesen bietet, die dem aufmerksamen 
und fleißigen Leser eine umfassende und substantielle Uebersicht 
über dieses Gebiet zu vermitteln vermag. Ausstellungen, die ich an 
Einzelpunkten zu machen hatte, sollen den Gesamteindruck nicht ver- 
dunkeln. Seite 206 schreibt Manes: »Man sollte bestrebt sein, das 
Wissen von der Versicherung als einen notwendigen Gegenstand der 
allgemeinen Bildung aufzufassen« Ich stimme dieser Ansicht voll- 
kommen bei. Es wird sich diese Auffassung um so mehr durchsetzen, 
je mehr man die Bedeutung erkennen wird, die dem Versicherungs- 
wesen als Ganzem wie auch namentlich im einzelnen für das wirt- 
schaftliche Leben der Völker zukommt. Es ist ein Hauptverdienst 
des Werkes von Manes, von dem ständigen Bestreben geleitet zu sein, 
die Versicherungserscheinungen im Rahmen der gesamten Volkswirt- 
schaft vorzuführen, das Augenmerk des Lesers deutlich auf die wirt- 
schaftliche Bedeutung des Versicherungswesens zu lenken. Durch 
etwas ausgiebigere statistische Beigaben hätte das übrigens noch mehr 
geschehen können. Es liegt in diesem Bestreben ein Fingerzeig zu 
einer Richtungnahme, welche die Versicherungsliteratur sich sollte 
mehr als bisher angelegen sein lassen. (R. de Waha.) 


Moldenhauer, Dr. Paul: Das Versicherungswe- 
sen. I. Allgemeine Versicherungslehre; II. Die einzelnen Ver- 
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sicherungszweige. Sammlung Göschen. Berlin und Leipzig IgII 
und 1912. 

Die 1905 in der Sammlung Göschen in erster Auflage erschienene 
Darstellung des Versicherungswesens von Paul Moldenhauer hatte 
in einem Bändchen bequem Unterkunft gefunden. In der zweiten 
Auflage sind es zwei. Das erste behandelt die Allgemeine Versicherungs- 
lehre. Zu den in der ersten Auflage behandelten Materien sind neu hin- 
zugekommen: § 6 Das Versicherungsvertragsrecht und $ 8 Grund- 
züge der Versicherungstechnik. Die übrigen Abschnitte sind durch 
eine Reihe von kleinern Zusätzen ergänzt worden, die sowohl inhalt- 
lich Neues bringen, als auch insbesondere an mehreren Stellen zu grö- 
Berer Verständlichkeit der Darstellung in erfreulicher Weise beitragen. 
Nach meinen Erfahrungen im akademischen Lehrbetrieb hat es sich 
als zweckmäßig und förderlich für das Verständnis der Lernenden er- 
wiesen, die Rubrik: Allgemeine Versicherungslehre möglichst einzu- 
schränken und die hier zusammengestellten Materien mehr in engem, 
konkretem Zusammenhang mit den einzelnen Versicherungszweigen 
zu behandeln. Ich bin darum auch der Ansicht, daß in dem vorlie- 
genden ersten Bändchen von Moldenhauers Darstellung des Versiche- 
rungswesens nicht überall der Grad von Verständlichkeit erreicht ist, 
der den Leser voll befriedigen würde und der durch eine andere Anord- 
nung des Stoffes leicht zu erreichen wäre. Insbesondere kann ich mich 
nicht damit beireunden, daß ein auf das gesamte Versicherungs- 
wesen zielender Abschnitt über die Technik der Prämienberechnung 
ausgesondert wird; ebenso wird das über Verbandsbildung Gesagte 
viel verständlicher und anschaulicher, wenn man es bei Besprechung 
der Versicherungszweige anbringt, die es im einzelnen angeht. Selbst 
die Geschichte des Versicherungswesens wird für den Lernenden inter- 
essanter, wenn man sie in Einzelgeschichten der verschiedenen 
Versicherungszweige auflöst, was Hinweise auf Zusammenhänge und 
Parallelen nicht ausschließt. 

Das zweite Bändchen behandelt die einzelnen Versicherungs- 
zweige. Abweichend von der üblichen Stolfgruppierung wurden 
Haftpflicht- und Unfallversicherung getrennt, und die erstere unter die 
Hauptzweige der Schadensversicherung, die letztere unter die Personen- 
versicherungen eingereiht. Eine Reihe von durchaus zweckmäßigen 
Erweiterungen wurde bei den einzelnen Versicherungszweigen einge- 
fügt. Bei der Transportversicherung sind unter anderm Ilehrreiche 
Mitteilungen über Beschränkungen der Haftung des Versicherers, 
die Unterscheidung von Total- und Partialschäden usw. neu hinzu- 
gekommen; bei der Feuerversicherung wird der Leser mit dem aktuellen 
Thema der Haftung für indirekte Schäden und Versicherung des ent- 
gehenden Gewinns, mit den wichtigsten Bestimmungen des preußischen 
Gesetzes vom 25. Juli Igro über die Rechtsverhältnisse der öffent- 
lich-rechtlichen Feuerversicherungsanstalten, mit Neuerungen in der 
Prämienpolitik des Versicherungskartells usw. bekannt gemacht. 
Die Ausführungen über Haftpflichtversicherung sind durch verschiedene 
tatsächliche Mitteilungen, z. B. durch solche über den Automobil- 
versicherungsverband erweitert. Unter den kleinern Zweigen der 
Schadensversicherung haben die Kautions-, die Kredit-, und die 
Mietverlustversicherung eine eingehendere Behandlung gefunden. Be- 
merkenswert ist namentlich, was S. 88 über die volkswirtschaftlichen 
Wirkungen der Mietverlustversicherung gesagt ist. Neu ist ein Ab- 
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schnitt über Streik- und Boykottversicherung. Bei der Lebensver- 
sicherung sind in der neuen Auflage berücksichtigt: Risikoumtausch- 
police, Unanfechtbarkeit und Unverfallbarkeit sowie Versicherten- 
dividendensysteme. Sämtlichen Abschnitten sind schließlich in der 
neuen Ausgabe kurze statistische Nachweise, sowie etwas dürftig aus- 
gelallene Literaturangaben angefügt worden. 

Beide Bändchen, insbesondere aber das zweite, bieten in ihren 
verschiedenen Abschnitten recht viel Tatsächliches in durchweg 
knapper und ansprechender Fassung. Bei Darstellung der einzelnen 
Versicherungszweige sind eine historische Grundlegung und weiter 
ausholende, theoretische E rörterungen bei der Mietverlust- und 
der Streik- und Boykottversicherung unternommen. An vielen Stellen 
äußert der Verfasser persönliche Ansichten, die durchweg kurz aber 
gut begründet sind. Nicht überzeugend ist allerdings, was er Bd. II, 
S. 102 über die Verbindung von Lebensversicherung und Hy potheken- 
schuldtilgung ausführt, wie überhaupt seine Stellungnahme zu der 
öffentlich-rechtlichen Lebensv ersicherung nicht frei ist von unwissen- 
schaftlicher Subjektivität. Ferner trägt das über die Volksversicherung 
Mitgeteilte der gregenwärtigen Lage "der Dinge auf diesem Gebiete 
ungenügend Rechnung. Endlich hätte bei der fundamentalen Beden- 
tung der Prämienreserve für die Lebensversicherung etwas mehr zur 
Erklärung des eigentümlichen Wesens dieser Reserve gesagt werden 
können, um ın Harmonie mit dem Grade von Ausführlichkeit der Mit- 
teilungen über andere Dinge zu bleiben und um es dem Laien, für den 
ja die Darstellung berechnet ist, verständlicher zu machen, warum er 
z. B. beim Policenrückk: uf den vollen Betrag der eingezahlten Prämien 
nicht zurückerhält. 

In der Ausführlichkeit dieser Besprechung liegt ein Anerkenntnis 
des Wertes von Moldenhauers Werkchen. Ich halte es als Ganzes lür 
durchaus geeignet, dem Leser eine erste, übersichtliche, an manchen 
Punkten zu weiterm Studium anregende Orientierung über das gesamte 
Privatversicherungswesen zu geben. (R. de Waha.) 


R.-V.-0. Praktischer Führer durch die Reichsversicherungsordnung 
für alle Versicherten. \erfaßt von den Arbeitersekretären Gülden- 
burg und Klceis, Halle a. S., Mössinger und Undeutsch, Magde- 
burg. Neue, völlig umgearbeitete und mit Musterformularen ver- 
schene Ausg rabe. Magdel Jurg 1912. Verlag: Buchhandlung Volks- 
stimme, Mi wwdeburg. 

Eine gemeinverständliche und knappe Darstellung, in der alle 
wesentlichen Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung in über- 
sichtlicher Anordnung Berücksichtigung finden. Der Geist, in dem 
der Führer verfaßt ist, ist, die Versicherten zur möglichst restlosen 
Ausnützung aller Vorteile anzuleiten, die aus der Arbeiterversicherung 
für sie zu gewinnen sind. Die Vorschriften, die ein Verhalten oder Ein- 
greifen derVersicherten behandeln, sınd allenthalben in den Vordergrund 
gerückt. Die Darstellung ist im großen Ganzen durchaus sachlich; 
ab und zu sind kurze, kritische Bemerkungen eingeflochten, die ge- 
setzliche Bestimmungen, welche nach Ansicht der Verfasser für die 
Versicherten zu ungünstig ausgelallen sind, um Stile der sozialdemo- 
kratischen Tagespresse mit einigen scharf ätzenden Worten abtun. 

(R. de Waha.) 

Die Sozialversicherung in Europa nach dem gegen- 

wärtigen Stande der Gesetzgebung in den verschiedenen Staaten. 
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Sonderbeilage zum Reichsarbeitshlatte Nr. 12. Dezember 1912. 
Beitrag des Reichsversicherungsamts. 

Es handelt sich hier um eine Uebersicht über die Arbeiterver- 
sicherung in Europa, die in den Jahren IgIO und Igıı bereits vom 
Kais. Statistischen Amt unternommen worden war und nunmehr 
im Reichsversicherungsamt neu bearbeitet wurde. In drei nach 
dem gleichen Schema: Art (ob Zwangs- oder Freiwillige Versicherung), 
Umfang, Form (Versicherungsträger), Beiträge, Leistungen und Streit- 
verfahren aufgemachten Uebersichten sind in kürzester Form die we- 
sentlichsten gesetzlichen Bestimmungen und statistischen Nachweise 
der drei Zweige: Krankenversicherung, Unfallversicherung, Inva- 
liden-, Alters- und Hinterbliebenenversicherung für die europäischen 
Staaten, die eine gesetzlich normierte Arbeiterversicherung besitzen, 
zusammengestellt. Für den einigermaßen mit den Elementen der So- 
zialversicherung Vertrauten ist hier ein vergleichendes Informations- 
mittel von hervorragender Anschanlichkeit und eindrucksvoller Lehr- 
kraft geschaffen. Hinzu tritt eine Uebersicht der Verträge europäischer 
Staaten auf dem Gebiete der Sozialversicherung, sowie eine Tabelle 
über die Endergebnisse aus der Statistik der Arbeiterversicherung des 
Deutschen Reiches für IgIO und 1885—ıgıo. Hoffentlich behält 
das Reichsversicherungsamt die Gepflogenheit bei, alljährlich inter- 
nationale Uebersichten nach dem vorliegenden Muster zu veröfient- 
lichen und sie jedesmal auf den neuesten Stand zu bringen. 

(R. de Waha.) 
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I. Müller steht aufdem Standpunkt der herrschenden Wirtschafts- 
politik. Er anerkennt die Notwendigkeit, die Rentabilität der deut- 
schen Viehzucht mit den Mitteln der Zoll- und Veterinärpolitik zu 
schützen. Von der Stellungnahme sonstiger agrarischer Wirtschafts- 
politiker unterscheidet er sich aber wesentlich dadurch, daß er die 
(kontingentierte!) Einfuhr gefrorenen oder gekühlten Fleisches aus 
Argentinien befürwortet. Zu diesem Kompromiß bestimmen Müller 
die schweren Schädigungen der Volksgesundheit, die aus dem ungenü- 

enden Zustand der Fleischversorgung in Deutschland entspringen. 
Die Belege für diese Tatsachen hat er sehr gut herausgebracht. 

Müller ist mehrere Jahre in Argentinien gewesen. Von dem Stande 
der dortigen Viehzucht und der sanitären Kontrolle bei der Ausfuhr 
des Gefrierfleisches ist er durchaus befriedigt. Gegen die Einfuhr le- 
benden Viehes aus Argentinien hat er aus veterinärpolitischen Rück- 
sichten große Bedenken. Bei einer Einfuhr von Gefrierfleisch kann 
aber nach Müllers Auffassung weder in sanitärer noch in wirtschaft- 
licher Hinsicht für die deutsche Viehzucht etwas befürchtet werden. 
Für die Frage der Preisgestaltung beruft er sich auf die Erfahrungen 
Großbritanniens, wo der Preis für die einheimischen Fleischsorten 
sich unabhängig von dem des überseeischen Getreides gebildet 
haben soll. Für die feinsten Sorten ist dies wohl zutreffend. Daß 
aber die geringeren Qualitäten des Fleisches nicht durch die argen- 
tinische Konkurrenz im Preise heruntergedrückt werden, kann M. 
für England jedenfalls nicht beweisen und werden ihm wahrschein- 
lich die Landwirte auch nicht glauben. 

Nr. 2 ıst der Abdruck eines Vortrages. Er enthält einige Daten, 
die in dem besprochenen Buch nicht zu finden sind. Sonst wiederholt 
M. im wesentlichen die dort vorgebrachten Argumente. Er redet den 
agrarıschen Wirtschaftspolitikern gut zu, daß sie von ihrem eigenen 
Standpunkte eine kontingentierte Fleischeinfuhr bewilligen können. 
Die Strenge und Zuverlässigkeit der argentinischen Veterinärpolizei 
wird von M. mehrmals hervorgehoben. 

3. Das Material, das Lange bringt, ist nicht besonders reich- 
haltıg. Im wesentlichen schildert er das Marktwesen der Stadt Berlin 
mit besonderer Berücksichtigung des Systems der Markthallen. Er 
versucht einiges Licht darüber zu verbreiten, aus welchen Gründen 
die Entwicklung der Markthallen eine recht kümmerliche gewesen ist. 

4. Die ersten Vorarbeiten zu dem Buch von Gerlich sind 1905 
in der Zeitschrift für Agrarpolitik veröffentlicht worden und 
stammen aus dem Seminar von Professor Dade in Berlin. Die Arbeit 
erweitert unsere Kenntnisse ganz ausgezeichnet. Mit den einschlägigen 
Verhältnissen offenbar sehr gut vertraut, schildert G. die gesamte Or- 
ganısation und Preisbildung auf dem langen Weg vom Produzenten 
bis zum Konsumenten; ın dem zweiten Teil seiner Arbeit untersucht 
er die Preisbewegung für Schlachtvich und Fleisch und die Rentabili- 
tät der Schweineschlachtungen in den Jahren 1895—1910. Auf eine 
Skizzierung des Inhalts verzichten wir hier. (Eine Zusammenfassung 
der Hauptpunkte in der »Neuen Zeit«, 30. Jahrg. Bd. I, S. 232 ff.) 
Für die Vortrefflichkeit des Buches spricht bereits der Umstand, 
daß es mit und ohne Quellenangaben tapfer ausgeschrieben wird. 

5. Für die Arbeit von Brutzer war es kein Vorteil, daB sie 
in den Rahmen der Untersuchungen des Vereins für Sozialpohtik über 
Preisbildung gestellt worden ist. Der statistische Beleg der tatsächlich 
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eingetretenen \Verteuerung der Lebensmittel wäre vollkommen ge- 
nügend gewesen und die Ausführungen über die Absatzorganisation 
der Lebensmittel hätten ohne Schaden wegbleiben können. Hier hat 
B. nichts erhebliches zu bieten und es sind z. B. die Ausstellungen 
Eßlens an B.s Untersuchung der Preisbildung für Fleisch durchaus 
zutreffend. (EBlen a. a. O., S 

Ein Verdienst hat sich aber Verf. dadurch unstreitig erworben, 

daß er die oft recht schwer zu verarbeitenden und lückenhaften Auf- 
zeichnungen über die Löhne der Berliner Arbeiter gut durchgearbeitet 
und sie mit Geschick in Verbindung mit der Verteuerung der Lebens- 
mittel gebracht hat. Methodisch geht er so vor, daß er aus der Haus- 
haltungsstatistik Menge und Bedeutung der einzelnen Lebensmittel 
feststellt und ihre Verteuerung mit der Steigerung der Löhne vergleicht. 
Sein Resultat läßt sich kurz dahin zusammenfassen, »daß das für ein 
mäßıges Auskommen einer vierköpfigen Familie erforderliche Ein- 
kommen von 1500 M. von dem größten Teil der ungelern- 
ten Arbeiter heute durch den Lohn allein noch 
nıcht gedeckt wird, daß auch der gelernte Arbeiter durch- 
schnittlich nur bei günstigen Arbeitsverhältnissen 
einen solchen Jahresverdienst hat. Immerhin wird jene Summe jetzt 
von einer größeren Anzahl von Arbeiterlohneinkommen erreicht und 
überschritten, als im zweiten Jahrzehnt die von 1300 M., im ersten von 
1200 M. Insofern kann man auch von einer Hebung der Lebenshaltung 
sprechen. Dabei darf jedoch nicht vergessen werden, daß die Zahlen 
1500, 1300 und 1200 zu ihrer Zeit immer nur ein mäßiges Auskommen 
für eine vierköpfige Familie bedeuten. Jedes weitere Familienmitglied 
erhöht die Summe beträchtlich. ... Man kann behaupten, daß der 
tüchtige verheiratete Arbeiter, der heute unter 1500 M. jährlich ver- 
dient, mit vollem Recht die Forderung nach Lohnerhöhung stellt« 
(S. 84). 
6. Weiß hat die Untersuchung folgender Preisfrage unternommen: 
»Es ist zu untersuchen, durch welche Mittel und inwieweit es gelingen 
dürfte, die Fleischproduktion in Deutschland so weit zu steigern, 
daß unter der Voraussetzung des jetzigen Fleischkonsums pro Kopf, 
der voraussichtlich weiteren Bevölkerungszunahme und der gegen- 
wärtigen Ausdehnung des Molkereiwesens der Fleischbedarf durch 
die deutsche Landwirtschaft dauernd gedeckt werden kann.« 

Verf. greift das Problem von der rein technischen Seite an und 
glaubt die Frage, ob der Fleischbedarf durch die heimische Land- 
wirtschaft gedeckt werden kann, mit ja beantworten zu können, 
„wenn nur die Produktionskosten durch die Preise gedeckt werden« 

Dazu ist zu bemerken, daß Produktion »um jeden Preis« vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkt eine Vergeudung der nationa- 
len Produktivkräfte bedeutet, falls zur Befriedigung der Nachfrage 
auch unter ungünstigen V erhältnissen produziert werden muß. Eine 
derartige Produktion bleibt vom Standpunkt der Gesellschaft irratio- 
nell, mag das privatwirtschaftliche Interesse des landwirtschaftlichen 
Unternehmens oder Grundbesitzers dabei befriedigt sein oder nicht. 

Von den Gesetzen der Grundrente und deren Einfluß auf die Pro- 
duktionskosten hat Verf. keine Notiz genommen. Dies müßte aber 
berührt werden, wenn man sein Buch so anspruchsvoll »Grundfra- 
gen unserer Fleischversor sung« betitelt. Zur Behandlung eines solch 
umfassenden Themas gehört nicht bloß die Fähigkeit landwirtschaft- 


17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 635 


liche, sondern auch volkswirtschaftliche Fragen erörtern zu können. 

Die Berechnung des gegenwärtigen Fleischkonsums ist ganz 
haltlos, neben manchen anderen Unrichtigkeiten sind z. B. die Zahlen, 
die Weiß für die Schlachtgewichte einsetzt, unberechtigt hoch. 

7. Ueber die Organisation der Fleischversorgung bringt Rothe 
nach den vor ihm erschienenen Publikationen nichts wesentlich Neues, 
ausgenommen, wo es sich um Dinge lokaler Natur handelt, z. B. 
über den Schlachthofverkehr in Köln und den Modus der Preisnotie- 
rung am dortigen Markte. In der Aufzählung der Teuerungsursachen 
finden wir eine wunderliche Akribie, indem u. a. die Preissteigerung der 
verfeinerten Geschmacksrichtung und — der Arbeitsscheu der Haus- 
frauen zugeschoben wird, die nur mehr die besten und am schnellsten 
und leichtesten zuzubereitenden Stücke im Haushalt verwenden wol- 
len (!!). Ferner sollen die Arbeitslöhne der Landarbeiter an der Teue- 
rung Schuld sein. Aber das einzige Beispiel, das R. anführt, spricht 
auch für eine bedeutend größere Arbeitsleistung. Es erhielten nämlich 
auf einem in der Nähe von Köln gelegenen Gut ein sogenannter Schwei- 
zer und seine Frau an Lohn 1880 30 M. pro Monat nebst Kost und 
Logis bei 1o Kühen und 1909 80 M. bei 30 Kühen. 

Von der Oeffnung der Grenzen verspricht R. sich keine dauernde 
Versorgung mit Fleisch, weil das Ausland selbst nicht viel zur Ver- 
fügung hätte. Merkwürdigerweise berührt er zwar die Vereinigten 
Staaten, aber nicht Argentinien. In seltsamem Kontrast zu dieser 
Skepsis steht dann die Prophezeiung von dem wirtschaftlichen Ruin 
der deutschen Viehzucht bei der Zulassung ausländischen Fleisches. 

Die Untersuchung der Grenzöffnung macht sich R. dadurch zu 
leicht, daß er eine Grenzöffnung isoliert für sich, ohne andere 
Aenderungen iin der Warte chaftsbohitik betrach- 
tet. In der Tat erscheint eine zollfreie Zulassung von Vieh und Fleisch 
ohne Beseitigung der Futtermittelzölle und einen allmählichen, aber 
stetigen und energischen Abbau der Getreidezölle durchaus unsinnig 
und bedenklich. Das laute Lob der deutschen Landwirtschaft und 
ihrer Viehproduktion (S. rI und 120) ist auch nur möglich, weil R. zu 
wenig Faktoren berücksichtigt. Wohl ist die Viehproduktion gestie- 
gen, aber auf der anderen Seite ist nicht bloß die Bevölkerung gewach- 
sen, sondern auch der einzelne verlangt infolge der industriellen Umwäl- 
zung mehr Fleisch für sich, weil sein Körper das notwendige Eiweiß 
in der leichtest verdaulichen Form aufnehmen will (vgl. Rubner, 
Volksernährungsfragen 1908). Zur Entscheidung der Frage, ob die 
heimische Landwirtschaft dem Bedarf in volkswirtschaftlich zweck- 
mäßiger Weise genügt, gehört auch eine Betrachtung, zu welchem 
Preise eine Steigerung des Fleischvorrates geliefert werden kann. 

8. Die Entwicklung der Preise hatGschwendtner nach den 
Quellen gut zur Anschauung gebracht. Die nationalökonomischen Aus- 
führungen enthalten nichts, was für die Berichterstattung von Belang 
wäre. 

Nr. 9—11 beschäftigen sich mit den speziellen österreichi- 
schen Problemen der Teuerung und Fleischversorgung. Leider ist 
die Ausbeute an wissenschaftlicher Erkenntnis daraus nur minimal. 

Cerbeano erzählt von seinen Bemühungen, Gemeinderäte 
der Stadt Wien und andere amtliche Stellen von dem Vichreichtum 
Rumäniens zu überzeugen und die Fleischeinfuhr von dorther in die 
Wege zu leiten. \Vissenschaftliche Belehrung über die Vielhverhältnisse 
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Rumäniens ist im Buch wenig zu finden, die Bemerkungen über das 
handelspolitische Verhältnis von Rumänien zu Oesterreich sind aus 
längst bekannten Publikationen geschöpft. 

Der anonyme Verfasser von NT. 10 scheint nur praktische land- 
wirtschaftliche Kenntnisse, dagegen keine ökonomisch-theoretischen 
zu besitzen. Seine Ausführungen sind eine naive, aber in Einzelpunk- 
ten treffende Kritik der kapitalistischen Organisation der Landwirt- 
schaft und im besonderen der Grundrente. Zu ihrer Beseitigung 
macht er utopische Reformvorschläge. 

II. Die Flüchtigkeit der Richterschen Arbeit übersteigt alle 
Grenzen. R. hat es nicht der Mühe für wert gehalten, sich mit den 
Quellen irgendwie vertraut zu machen. Seine Gedanken und meist 
auch seine Belege hat er aus Zeitungen und Zeitschriftenartikeln, 
die das verschiedenste über das Teuerungsproblem produziert haben, 
zusammengesucht. Humorvoll wirkt es, wenn als Quellen für statisti- 
sche Zahlen — Parlamentsredner angeführt werden. Die theore- 
tische Untersuchung, ob zur Erklärung der Teuerung auch ein Sinken 
des Geldwertes herangezogen werden kann, steht auf derselben Höhe. 

Nicht einmal die lokalen Einflüsse, die der Teuerung in Oesterreich- 
Ungarn ihren besonderen Charakter gegeben haben, sind genügend 
klargestellt. Zwei Momente kämen hier vornehmlich in Betracht. 
Die Zölle auf Lebensmittel sind in Oesterreich-Ungarn 1906 sehr stark 
erhöht worden, für Brotretreide z. B. von Kr. 1.20 auf Kr. 6.30. Da 
die Ernten der Monarchie den Bedarf bisweilen übersteigen, öfters 
aber dahinter zurückbleiben, so müßten die Preise beim Fehlen des 
deutschen Einfuhrscheinsvstems wenigstens theoretisch bedeutende 
Schwankungen aufweisen, was empirisch zu untersuchen sehr wichtig 
wäre. Ferner sind (wahrscheinlich infolge unentwickelter Verkehrs- 
verhältnisse) die Lebensmittelpreisse in den verschiedenen Orten 
recht unausgeglichen. R. bringt nur Brocken zu diesen Fragen; weder 
sind die Zölle nach U mfang und Wir kung genügend untersucht, noch 
die Ursachen der Differenzen in den Lebensmittelpreisen zweifelsfrei 
klargelegt. Wären diese zwei lokalen Probleme allein sorgfältig be- 
arbeitet worden, so hätte man für einen wertvollen Beitrag dankbar 
sein können. 

12—13. Die spanische und schwedische Publikation bringen die 
statistischen Belege über die Preisbewegung aus dem Gebiet ihrer 
Berichterstattung. Die schwedische Arbeit ist durch eine französische 
Uebersetzung des Berleittextes ergänzt. 

14—15. Das U mfassendste und Gediegenste aus der ganzen Litera- 
tur bietet wohl EBlen in seinen beiden Publikationen. 

Kapitel I behandelt die Preisbewegung, Kapitel II die Notwendig- 
keit des Fleischkonsums und die natürliche Tendenz, den Feisch- 
konsum pro Kopf zu steigern, die letzten Endes, wie die moderne Er- 
nährungsphysiologen, besonders Prof. Rubner, nachgewiesen haben, 
auf die Industrialisierung zurückzuführen ist. 

Dann folgt eine Untersuchung über die geschichtliche Entwick- 
lung und den gegenwärtigen Stand der Fleischerzeugung in Deutsch- 
land und die technische und ökonomische Möglichkeit ihrer Steige- 
rung. Die Lesbarkeit des Buches ist dadurch erhöht worden, daB der 
rein statistische Teil der Untersuchung in einem besonderen Aufsatz 
in Conrads Jahrbüchern ausgeschieden ist und nur in einer Anlage 
resumiert wird. E. sichtet dort mit Umsicht die statistischen Unter- 
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lagen, die für diese Frage zur Verfügung stehen. Bemerkenswert ist, 
daß E. dem Kaiserlichen Gesundheitsamt nachweist, daß dessen Berech- 
nungen über den Fleischkonsum um ca. 13°, zu hoch sind. Diese Dif- 
ferenz beruht auf so groben Fehlern des Kaiserlichen Gesundheits- 
amts, daß man sich fragen muß, wie diese möglich gewesensind. Die 
Antwort des Kaiserl. Gesundheitsamtes in der Publikation »Die Er- 
gebnisse der Schlachtvieh- und Fleischbeschau im Deutschen Reiche 
im Jahre IgIo« usw., Berlin 1912 ist äußerst schwach und vermag 
das Vorgebrachte in keinem wesentlichen Punkte zu entkräften. 

Die Untersuchung des gegenwärtigen Standes der Fleischversor- 
gung resumiert EBlen dahin, »daß die deutsche Landwirt- 
schaftheute dieseErnährung zuerschwinglichen 
Preisen nicht mehr vollständig zu schaffen ver- 
mag. Für das Brot ist dies seit langem bekannt und fast allgemein 
zugestanden. Für das immer wichtiger werdende Fleisch haben wir es 
bewiesen. Die steigenden Fleischpreise der letzten 
Jahrzehnte sind also in ungenügendem Angebot 
begründet« (S. 62). 

Die Hemmung der Vieh- und Fleischeinfuhr durch Zölle, und die 
angeblich zum Schutz der Gesundheit erlassenen Sperren und Verbote 
verfolgt E. bis in die 70er Jahre des vorigen Jahrhunderts zurück. 
Er konstatiert in ihrer schärferen und gelinderen Handhabung eine 
vollkommene Parallele mit der jeweiligen Färbung der Handelspolitik. 
Die kritische Untersuchung, wie weit diese Maßnahmen durch die tat- 
sächlichen Verhältnisse gerechtfertigt sind und von wo ab sie als bloße 
Mittel der protektionistischen Handelspolitik zu betrachten sind, 
dürfte wegen ihrer ruhig abwägenden Sachlichkeit großer Beachtung 
wert sein. 

Das vorletzte Kapitel faßt das Wesentliche über die Organisation 
der Fleischversorgung zusammen. 

Im letzten Kapitel entwickelt E. seine Vorschläge zur Abhilfe. 
Da ich meine Einwendungen gegen zwei Punkte daraus — Beibehal- 
tung der Fleischzölle, Unterstützung des Kleinbetriebes in der Vieh- 
zucht — schon an anderer Stelle vorgebracht habe, seien hier nur 
E.s Hauptgedanken angegeben. 

EBlen hält es für ausgeschlossen, daß der Fleischbedarf des Deut- 
schen Reiches völlig durch die heimische Landwirtschaft gedeckt 
werden kann, wenn nicht gleichzeitig durch Aufhebung der Getreide- 
zölle der Anbau von Getreide zurückgedrängt und damit Raum für 
die Viehzucht geschaffen würde. 

Nach E. ist es wünschenswert, die Viehzucht gegenüber dem Ge- 
treidebau zu bevorzugen: Erstens könnten dann die volkswirtschaft- 
lich höchst bedenklichen Getreidezölle allmählich beseitigt werden. 
Zweitens sei die Weltproduktion in Getreide leichter steigerungs- 
fähig als die von Fleisch, daher eine billige Versorgung mit Getreide 
auf die Dauer eher zu erwarten. Drittens könne ım Kriegsfalle die 
Fleischzufuhr leichter unterbunden werden als die von Getreide. 

Aus diesen Erwägungen empfiehlt E. nur vorübergehend die 
Einfuhr von Fleisch, um die gegenwärtige Not zu lindern, bis die Land- 
wirtschaft sich den neuen Verhältnissen angepaßt habe. Später 
solle bei Zollfreiheit von Futtermittel und Brotgetreide ein Zoll auf 

Vieh und Fleisch wieder eingeführt und durch innere Kolonisation 
der in der Viehzucht angeblich produktivere Klein- bzw. Mittelbetrieb 
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auf Kosten des Großbetriebes bevorzugt werden. Auf die volkswirt- 
schaftlichen Bedenken gegen Vieh- und Fleischzölle geht E. nicht ein. 

Besonderes Gewicht legt er darauf, die Einwendungen zu wider- 
legen, welche gegen die Durchführbarkeit und Zweckmäßigkeit eines 
Ueberganges vom vorwiegenden Getreidebau zur Viehzucht erhoben 
werden (S. 184 ff.). 

Der Verf. von Nr. 16, Dr. Otto Petrenz, Assessor des stati- 
stischen Amtes, hat eine wertvolle Arbeit geliefert. Soweit die tatsäch- 
lichen Zustände erörtert werden, lernen wir den Nürnberger Schlacht- 
hof- und Viehverkehr kennen, die Entwicklung der Vieh- und Fleisch- 
preise in Nürnberg und die Entwicklung des Fleischverbrauchs. Kurz 
sei resümiert, daß die Viehpreise in Nürnberg rascher als die Fleisch- 
preise in die Höhe gegangen sind und ein Rückgang des Fleischver- 
brauchs zu verzeichnen ist, so daB der Konsum, der aus hygienischen 
Gründen als Minimum gefordert werden muß, nicht erreicht wird. 
Die Kurven der Fleischpreise und des Fleischkonsums zeigen deutlich 
einen Rückgang des Konsums bei Steigen der Preise. Bisweilen hatte 
Referent bei der Lektüre den Eindruck, als ob Verf. fürchtete, mit 
seiner Schrift in den Streit des Tageskampfes hineingezogen zu werden 
und daher einige strittige Punkte lieber offen gelassen hat. Er be- 
hauptet z. B., es sei unmöglich, den Metzgern in einwandfreier Weise 
ihren Verdienst nachzurechnen (S. 30). Weiter heißt es auf S. 40: »Ob 
nun die von der Arbeiterschaft tatsächlich erreichten Lohnverbesse- 
rungen ausgereicht haben, um die entstandenen Mehrkosten auf allen 
Gebieten zu decken, das ist, wie schon angedeutet, wissenschaftlich 
mit Bestimmtheit weder zu bejahen noch zu verneinen.« Eine Klärung 
dieser Fragen ist von anderer Seite (Gerlich, Brutzer) mit gutem Er- 
folg versucht worden. 

Zwei größere Abschnitte (Kapitel 7 und 8) sind dem Stand der 
Fleischversorgung im ganzen Reiche gewidmet. Wichtig ist die Ueber- 
sicht der staatlichen und kommunalen Maßnahmen, die bis Anfang 1912 
gegen die Teuerung ergriffen sind. Bei kritischer Durchsicht sieht man, 
daß, wenn die »großen Mittel« Oeffnung der Grenzen für gefrorenes und 
gekühltes Fleisch, Aufhebung des $ 12 des Fleischbeschaugesetzes, 
Herabsetzung oder Aufhebung der Fleischzölle, Beseitigung der 
luttermittelzölle usw. nicht angewandt werden, die »kleinen Mittels 
mit Sicherheit versagen. 

Endlich sei bemerkt, daß der Statistiker seine Freude an der exak- 
ten Darstellung und Kritik der Methoden der Fleischpreiserhebungen 
in Nürnberg haben kann. 

17. In sehr dankenswerter Weise hat Professor Silbergleit 
die Untersuchungen des Nürnberger Amtes bezüglich der Maßnahmen 
gegen die Teuerung zeitlich weitergeführt. Er publiziert das Ergebnis 
ciner Umfrage bei den 62 deutschen Städten mit über 75 000 Einwoh- 
nern, in welchem Umfange diese von den Zollerleichterungen für Fleisch 
und lebendes Vieh Gebrauch gemacht haben, die die Regierung Ende 
September 1912 den Gemeindeverwaltungen gewährt hatte. Von die- 
sen Städten, die eine Bevölkerung von 15,1 Millionen Einwohner um- 
fassen, haben nur zwei keinen Gebrauch von den Erleichterungen ge- 
macht. Insgesamt führten sie vom Herbst ıgı2 bis zum 31. März 
1913 13 862 90I kg Fleisch bzw. Vieh ein, wovon auf Berlin allein 
32°% entfallen. Diese absolut große Summe schrumpft in ihrer Bedeu- 
tung sehr ein, wenn man sie vergleicht mit der durchschnittlichen 
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Verbrauchsquote pro Kopf für ein halbes Jahr multipliziert mit 
der Zahl ihrer Bevölkerung. Es sind dann durch die Städte kaum 
3,5% des gesamten Fleischbedarfes gedeckt worden. Daher ist es kein 
Wunder, wenn die meisten Städte nur von einem geringen 
oder gar keinem Herabgehen des Fleischpreises 
berichten. Der Rahmen, der dieser kommunalen Versorgung ge- 
steckt worden ist, ist eben in jeder Beziehung unzureichend gewesen. 
Die Länder, aus denen Fleisch bezogen werden durfte, konnten nichts 
von Bedeutung zum Herabgehen der Fleischpreise beitragen, und die 
Einfuhr aus dem viehreichen Argentinien ist nach wie vor unmöglich. 
Für eine im vorhineinvorübergehendeAktion läßt sich 
natürlich auch nicht so leicht eine befriedigende Or- 
ganisation schaffen. Sehr bemerkenswert ist, daß der auslän- 
dische Vjeh- oder Fleischbezug nur in einer Minderheit von Städten 
Anfang April 1913 noch fortbestand. 

Das statistische Material ist interessant und übersichtlich zusam- 
mengestellt. Bei der Tabelle S. 14—15 wurde die Angabe der Ein- 
wohnerzahl der Städte sehr vermißt. 


Aus der gesamten Literatur über Fleischversorgung, soweit sie 
wissenschaftlich und unbefangen ist, kann man nur mit tiefstem Be- 
dauern feststellen, daß vom Standpunkt derVolksgesund- 
heit der Zustand der Fleischversorgung ein völlig unzurei- 
chender ist. Seit 1906 befinden wir uns in einem Zustand ständig 
wiederholter scharfer Preiserhöhungen, die sich nach den neuesten 
amtlichen statistischen Publikationen für IgI3 abermals eingestellt 
haben. Die Verteuerung des Fleischverbrauches pro Kopf betrug allein 
für die Zeit 1912 gegen IgıI nach Silbergleit mindestens 6.90 M. 

Was bisher an wirtschaftspolitischen Maßnahmen von Reichs 
wegen gegen die Fleischteuerung vorgenommen ist, hat gemessen an 
dem, was für eine befriedigende Versorgung notwendig wäre, nichts 
geholfen. Hält der Zustand weiter an, so laden diejenigen, 
welche sich einer zweckmäßigen und durch- 
greifenden Aenderung unserer Wirtschaftspo- 
litik widersetzen,eineschwere Verantwortung 
für die Gesundheit und Kraft des deutschen 
Volkesaufsich. (Hoppe.) 

Dritter Internationaler Mittelstandskongreß 
München ıgır. (Bericht vom Generalsekretär des Kongresses, 
Gewerbeinspektor Dr. Ing. Hans Goetz, zusammengestellt.) 

Der im Jahre 1904 gegründete »Internationale Verband zum Stu- 
dium der Mittelstandsiragen« hat im Jahre 1905 einen Internationalen 

Kongreß in Lüttich, im Jahre 1908 einen solchen in Wien und seinen 

dritten Kongreß im Jahre ıgıı in München abgehalten. Auf der Ta- 
gesordnung dieses dritten Kongresses standen die Punkte: 
Mittelstand und Schule, 
Warenhäuser und Konsumverein in ihrem Verhältnisse zum 
Mittelstande, 
Die Vergebung öffentlicher Lieferungen an den Mittelstand, 
Die Versicherungsmöglichkeiten des gewerblichen Mittelstandes 
in Deutschland, 
Hausindustrie in Bayern, 
Die Frau im Handwerk, 
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Die periodische Brot- und Fleischnot, 

Güterzertrümmerung. 

Das Programm dieses Internationalen Verbandes und seiner Mittel- 
standskongresse war ursprünglich, wie auf dem Internationalen 
Kongresse in Lüttich der damalige Präsident des Vereins, Exzellenz 
v. Boediker, hervorhob und wie ja auch schon der Name des 
Verbandes sagt, das Studium der Verhältnisse des Mittelstandes, 
nicht aber das Eintreten in die Mittelstandspolitik selbst durch Formu- 
lierung von direkten Vorschlägen und Forderungen. Es sollte ein 
Verein sein ähnlich wie der »Deutsche für Sozialpolitik«, der sich 
mit dem Studium der verschiedenen Fragen, nicht aber mit 
den Mitteln der Politik befaßt. Exzellenz v. Boediker hatte 
damals ausgeführt: »Wir lehnen es ab, selbst als Richter über das 
Erforschte, Erfahrene, Zusammengetragene aufzutreten. Wir wollen 
Bausteine liefern, aber keine Architekten sein, so nehmen wir denn 
nicht Stellung zum Zunftwesen, zum Befähigungsnachweise, zu den 
Warenhäusern. Aber Material für die hiermit zusammenhängenden, 
den Mittelstand berührenden Fragen wollen wir, wie für vieles andere, 
sammeln und es den Staatsmännern, Parlamentariern, Gelehrten 
überlassen, die ihnen geeignet erscheinenden Schlüsse daraus zu ziehen.« 

Auf den ersten beiden Kongressen hatte der Internationale 
Verein, bzw. seine Referenten, dieses Programm innegehalten, und den 
dritten Kongreß eröffnete der Präsident, Unterstaatssekretär z. D. 
Dr. v. Mayr, mit einer Ansprache, in der ausgeführt wurde, daß 
der Kongreß unter Wahrung der für den Verband maßgebenden 
Grundsätze verlaufen solle: zu erkennen, was der Mittelstand sei, 
und wie er in der fortlaufenden weiteren Entwickelung der Gesellschaft 
eine soziale Notwendigkeit sei, bilde die feste Unterlage für die weiteren 
Maßnahmen der Fürsorge für den Mittelstand, wie sie aus dessen eigener 
Kraft und dem Eingreifen der öffentlichen Gewalt erwüchsen. 

Geheimer Oberregierungsrat im Reichsamt des Innern, Spiel- 
hagen führte in seiner Begrüßungsrede aus: hinter diesem Kon- 
gresse steht der »Internationale Verband zum Studium der Verhält- 
nisse des Mittelstandes«. Er habe den Kongreß angeregt, vorbereitet 
und führe über ıhn das Patronat. Es dürfe davon ausgegangen werden, 
daß satzungsgemäß die Verhandlungen ganz im Sinne des genannten 
Verbandes vor sich gehen würden. Die Reichsregierung wisse, daß 
die Verhandlungen getragen sein würden vom Geiste unbefangener 
Objektivität und wissenschaftlicher Abgeklärtheit. 

Das erste Referat über das Thema »Mittelstand und Schule« 
hielt der Oberstudienrat Stadtschulrat Dr. Kerschensteiner- 
München, der dieses Thema in mustergültiger Weise behandelte. Er 
kam zu dem Schlusse, daß die Gewinnung von moralischen Qualitäten, 
die Erziehung zur Arbeitsfreude und Arbeitsehrlichkeit, die Haupt- 
aufgaben der Fortbildungsschulen sein müßten. Auch die übrigen 
Themata wurden — mit Ausnahme von zweien — sachgemäß er- 
ledigt. Die Behandlung dieser beiden aber wich von der bisher üblichen 
erheblich ab. Es war »Die periodische Brot- und Fleischnot«, Refe- 
rent Prof. Dr. Ruhland und »Warenhäuser und Konsumvereine in 
ihrem Verhältnisse zum Mittelstande«, Referent Sektionschef Dr. Lam- 
brechts, Brüssel. 

Ruhland, bekanntlich Sachverständiger und Beirat des 
Bundes der Landwirte, kam in seinem Referate zu dem Resultate, 
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daß die Fleisch- und Brotpreise nicht durch Angebot und Nachfrage 
gebildet würden, sondern daß die wirklichen Ursachen unserer periodi- 
schen Brot- und Fleischnöte nur in der heute herrschenden irrigen 
Auffassung von der Selbstherrlichkeit des Individuums gesucht und 
gefunden werden müssten.(!) Der heutige Individualismus, die Freiheit, 
müsste daher durch eine Neuorganisation der Gesellschaft beseitigt 
werden. Durch die Bildung von nationalen Syndikaten auf öffentlich- 
rechtlicher Grundlage allein würde man zu stetigen mittleren Brot- 
und Fleischpreisen kommen.(l) In der Diskussion wurde ihm mit Recht 
entgegengehalten, daß durch die menschliche soziale Organisation 
nichts geändert werden könnte, wenn man nicht die Krisen, Krank- 
heiten, Viehseuchen, Ueberschwemmungen usw., beseitigen könnte. 

Doch abgesehen von diesem mehr heiteren Zwischenspiele, 
drückte dem Kongresse das Referat bezüglich der Warenhäuser und 
Konsumvereine den Stempel auf. Der Referent, Sektionschef Dr. 
Lambrechts in Brüssel, der Generalsekretär des »Vereins zum 
Studium der Verhältnisse des Mittelstandes« verließ in sei- 
nem Referat den bisherigen vom Vereine inne- 
gehaltenen objektiven, rein wissenschaftli- 
chen Boden und erging sich in schweren An- 
griffengegen dieWarenhäuser und Konsumver- 
eine, wie sie bisher kaum von den schlimmsten Gegnern dieser beiden 
wirtschaftlichen Erscheinungen gehört wurden. Er schilderte sie als 
Volks- und Mittelstandsverderber und forderte ihre vollständige Unter- 
drückung. Das Hauptargument, das Lambrechts gegen die Waren- 
häuser anführte, ist das, daß, weil sie sich auf einige wenige 
Typen konzentrieren müßten, sie auf eine 
gleichförmige Massenproduktion hingewirkt, 
die Zahl der Produzenten verringert und so 
namentlich dem kleinen Kunstgewerbe, das 
auf Verschiedenartigkeit, Phantasie und per- 
sönlichen Geschmack hinarbeitete, einen töd- 
lıchen Streich versetzt hätten. Auch in Frank- 
reich sollte der Geschmack am Guten und Schönen dadurch ver- 
schwinden und durch Massenproduktion einer Schundware, die die 
Industrie erniedrigt, ersetzt werden; und auch de Amerikaner 
sollten sich vollkommen bewußt sein, daB bei ihnen auf Grund der 
ausgebreiteten mechanischen Massenproduktion ein Kunstgewerbe 
unmöglich wäre; sie kauften deshalb ihren Bedarf an Kunstsachen 
in Europa. Wenn dem so wäre, so wäre es allerdings für die Entwicke- 
lung unseres Kunstgewerbes sehr bedenklich. Glücklicherweise ist 
dies aber in keiner Weise der Fall. Das, was Lambrechts gegen die 
Warenhäuser ins Feld führt, gehört einerseits einer frü- 
heren, längst vergangenen Periode an, und andrer- 
seits bezieht es sich eben nur auf die billigen 
Massenartikel, da die große Masse der Bevölkerung nicht in 
der Lage ist, sich teuere Sachen anzuschaffen. Dieser Zustand ist 
aber im allgemeinen längst überwunden. Heute strebt jedes bessere 
Warenhaus — man denke an die führenden Warenhäuser Wertheim, 
Hermann Tietz, Leonhard Tietz, Althoff, Wronker, Grand Bazar 
Nürnberg, Barasch, Breslau usw. immer mehr nach Vervoll- 
kommnung, nach Führung von Qualitätswaren 
und von Erzeugnissen des Kunstgewerbes; denn 
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die große Menge des Publikums ist ein ganz anderes geworden, als’sie 
noch vor Io Jahren war. Der individuelle Geschmack 
hat sich inzwischen in schnellstem Maße entwickelt, der Kunstsinn 
ist ein verfeinerter geworden. Waren, mit denen sich vor Io Jahren 
noch wohlhabende Familien begnügten, werden kaum noch von dem 
unteren Mittelstande gekauft. Diese Geschmacksbildung dringt immer 
mehr auch in die besseren Schichten der Arbeiter ein ; dementsprechend 
haben die Warenhäuser und die in ihnen zum Verkaufe gestellten 
Waren ein ganz anderes Aussehen gewonnen als früher. In den Kunst- 
abteilungen der Warenhäuser befinden sich bereits hervorragende 
Erzeugnisse der Kunst und des Kunsthandwerks. Die Textilabtei- 
lungen der Warenhäuser sind wohlassortierte Spezialgeschäfte gewor- 
den, die hinter keinem besseren Spezialgeschäfte an Vollständigkeit, 
Mannigfaltigkeit und Qualität der Waren zurückstehen. Die An- 
griffe Lambrechts sind daher nicht mehr zeitgemäß; sie sind weit hinter 
der Entwicklung zurückgeblieben. Es sei hier nur an die Bestrebungen 
des »Deutschen Werkbundes« erinnert. Lambrechts fand mit diesen 
Ausführungen den Beifall fast des ganzen Kon- 
gresses, und diejenigen Diskussionsredner, die gegen diese Thesen 
auftraten, wurden von den Teilnehmern des Kongresses nieder- 
geschrien! (J. Wernicke.) 


18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 
19. Handel und Verkehr. 
20. Privatwirtschaftslehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


Lusensky, F., Ministerialdirektor ın Berlin: Einführung 
in die deutsche Zoll- und Handelspolitik (Be- 
träge zur staats- und rechtswissenschaftlichen Fortbildung, Heft 8). 
Hannover 1913. Hellwig. 106 S. M. 2,—. 

Das vorliegende Buch enthält die Vorträge, welche L. im Früh- 
jahr 1913 in der Kölner Vereinigung für rechts- und staatswissenschaft- 
liche Fortbildung gehalten hat. Der Standpunkt ist prinzipiell schutz- 
zöllnerisch. Die geringe zur Verfügung stehende Zeit veranlaßte den 
Verf. einer Erörterung der ökonomischen Wirkungen des Schutzzolles 
zu vermeiden. 

Im ersten Abschnitt gibt L. eine flüssig geschriebene Dur 
des formalen Rahmens der Zoll- und Handelspolitik. (Begriff un 
Wesen der Zölle. — Der Zolltarif. — Handelsverträge. — Das Ein- 
fuhrscheinsystem.) Der zweite Abschnitt bringt einen kurzen histori- 
schen Abriß über die Entwicklung der deutschen Zollpolitik, die sich 
im wesentlichen auf knappe Daten beschränkt. Endlich folgt eine 
Uebersicht des handelspolitischen Verhältnisses Deutschlands zu den 
anderen Staaten seit 1900. Hier sind die Tatsachen bequem benutzbar 

zusammengestellt. 
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Da die ökonomischen Wirkungen nicht berücksichtigt sind, kann 
sich die Kritik auf einen Punkt beschränken. Bei Erörterung der 
Einfuhrscheine bespricht Verf. die Folgen der Mehrausfuhr von Roggen 
und Hafer, die in den letzten Jahren mehrmals eingetreten ist. Die 
nachteiligen Folgen der Mehrausfuhr für die Reichskasse gibt L. 
beim Hafer zum Teil zu; bei der Ausfuhr von Roggen nimmt er mit 
der Regierungsdenkschrift vom Jahre ıgro an, daß dafür eine Mehr- 
einfuhr von Weizen notwendig geworden sei. Diese Annahme ist aber 
durchaus unbegründet. Die Ursache der Mehrausfuhr ist vielmehr 
neben dem forcierten Anbau von Roggen in der ausgezeichneten Ernte 
dieser Jahre zu suchen, worin mit uns der sehr ruhig und objektiv 
urteilende Roncador übereinstimmt. (Wesen und Wirkungen der 
Agrarzölle, ıgII, S. 132 ff. 138 ff.) Daher bleibt der Vorwurf gegen 
die Einfuhrscheine bestehen, daß sie die Reichskasse erheblich schädi- 
gen und den Konsumenten die wohltätigen Folgen einer reichen hei- 
mischen Ernte vorenthalten. Aus analogen Gründen halten wir auch 
den Schaden bei der Mehrausfuhr von Hafer für größer, als L. zugibt. 

(Hoppe.) 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


23. Genossenschaftswesen. 


Domack, H.: Der Genossenschaftssozialismus. 
Leipzig 1913, Ernst Möhring. 107 S. 

Die Schrift, eine Tübinger Dissertation, möchte ein »System 
des Genossenschaftssozialismus« zur Darstellung bringen. Sie bietet 
jedoch weder im theoretischen, noch in den praktischen Ausfüh- 
rungen irgend etwas Neues. Die vom Verfasser als neu bezeichnete 
Nuance der Werttheorie (daß die Arbeit nur Werte schafft, soweit 
die Waren Käufer finden, S. 79), findet sich schon bei Marx (im 
3. Bd.). Auch der praktische Weg des genossenschaftlichen 
Sozialismus, wie ihn D. bespricht, bietet kein Interesse. Er ist tat- 
sächlich der Meinung, die Konsumenten könnten die gesamte na- 
tionale Produktion aufkaufen und sieht nicht das Hindernis, das 
sich der Vergenossenschaftlichung in den monopolisierten Industrien 
gegenüberstellt — ganz abgesehen von denjenigen Industrien, welche 
ihrer Natur nach nicht in die konsumgenossenschaftliche Organi- 
sation hineingezogen werden können. Er sieht also nicht, daß der 
Genossenschaftssozialismus keine auf »bloß ökonomischem« Wege 
zu Tealisierende Wirtschaftsform ist. Auch in der Frage der Einbe- 
ziehung der Landwirtschaft erblickt er keine Schwierigkeit und be- 
trachtet die Produzentengenossenschaften als Uebergang zur An- 
gliederung an die Konsumentenorganisationen (S. 19). Die Schrift 
leistet leider nichts von dem, was wirklich ein »System des Genossen- 
Schaftssozialismus« leisten müßte, nämlich die ökonomische Natur 
der Konsumentenorganisation theoretisch auseinanderzulegen und 
ihre Wirkungsmöglichkeiten — wiederum theoretisch — darzu- 
stellen und zu zeigen, auf welchem Wege realiter die Durchsetzung 
der theoretischen Möglichkeiten erfolgen könnte. Nur gestreift sei 
die durchaus unklare Anschauung von der Realisierung des Wert- 
gesetzes im genossenschaftlichen Sozialismus als ob dann tat- 
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sächlich sich die Waren bloß nach der in ihnen verkörperten Arbeits- 
zeit tauschen würden! Im übrigen trägt die Schrift manches Material 
aus der Geschichte der englischen und deutschen Genossenschafts- 
bewegung zusammen und erörtert das Verhältnis der deutschen 
Genossenschaftsbewegung zu den Gewerkschaften und der soziali- 
stischen Partei. (—p.) 


24. Finanz- und Steuerwesen. 


Bundsmann, Dr. Ernst: Der Wertzuwachs an 
Liegenschaften und seine Besteuerung. Eine 
wirtschaftstheoretische Untersuchung unter Berücksichtigung des 
deutschen Zuwachssteuergesetzes und der österreichischen Landes- 
gesetze. Innsbruck 1912. Wagnersche k. k. Universitätsbuchhand- 
lung. 81 S. 

Nach zwei Richtungen sucht der Verf. die umfangreiche Literatur 
zu ergänzen, die in den letzten Jahren über die Wertzuwachs-Besteue- 
rung erschienen ist; er will die Grundsätze dieser neuen Art der Be- 
steuerung einerseits durch einkommenstheoretische Untersuchungen, 
andererseits durch besondere Berücksichtigung der Bedürfnisse der 
Praxis klären. In der Tat zeigt denn auch die Lektüre der Schritt, 
daß die Erforschung des Problems von diesen Seiten her sich als recht 
fruchtbar erweist und daß namentlich auch die Auffassung des Wert- 
zuwachses an Liegenschaften als eine Folge des zinswerbenden Charak- 
ters des Geldes wertvolle Ergebnisse für die prinzipielle Beurteilung 
der Zuwachssteuer erbringt. Man wird z. B. Bundsmann ohne weiteres 
zustimmen müssen, wenn er u. a. feststellt: »Die Behandlung der Ein- 
nahmen aus der Veräußerung von Liegenschaften als Erträge investier- 
ter Kapitalien ist allein das Problem der Wertzuwachs-Besteuerung, 
deren Aufgabe darin zu erblicken ıst, der Allgemeinheit Einnahmen 
zuzuführen, ohne die geldwirtschaftliche Verwertung des Bodens 
zu erschweren.« Manche schiefe Auffassungen in der wissenschaftlichen 
und politischen Begründung der Wertzuwachssteuer für Liegenschaften 
wäre vermieden worden, wenn man überall von vornherein nur dieser 
Einsicht gefolgt wäre. 

Im einzelnen beschäftigen sich die Untersuchungen Bundsmanns 
nach einer allgemeinen Klarstellung des Wesens der Wertzuwachsab- 
gabe und des Charakters der Liegenschaften als Wertzuwachsquelle 
zunächst mit den Grundsätzen der Besteuerung der Gewinne aus der 
Veräußerung von Ertragsquellen im allgemeinen und dann 
mit den Formen der Besteuerung des Wertzuwachses an Liegen- 
schaften. Daran schließt sich eine kritische Besprechung des 
deutschen Reichszuwachssteuergesetzes, das bekanntlich kurz nach 
dem Erscheinen der Schrift durch das neue deutsche Besitzsteuer- 
gesetz hinfällig geworden ist, und der Wertzuwachsabgabe in Oester- 
reich. Das Buch Bundsmanns hat so als wertvolle Ergänzung der 
Literatur über die wichtige Frage der Wertzuwachssteuer zu gelten. 

(Morgenroth.) 

Humar, Josef}, Vorsitzender des Landesverbandes bayerischer 
Grund- und Hausbesitzer-Vereine: Wehrbeitragsgeseiz, 
Reichsbesiıtzstenergesetz, Reichsstempelgeselz. 
Textausgabe mit Erläuterungen, Beispielen und Tabellen. Mün- 
chen 1913. Selbstverlag des Verfassers. 176 S. 
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Die vorstehende Schrift Humars kennzeichnet sich als kurzer, 
leichtverständlicher Führer durch den Komplex der steuergesetzlichen 
Bestimmungen, die zur Kostendeckung unserer großen neuen Heeres- 
verstärkung vor kurzem erlassen worden sind. Die Erhebung eines 
einmaligen außerordentlichen Wehrbeitrages für das Reich, die Ein- 
führung einer Reichssteuer auf den Vermögenszuwachs, die Ausdeh- 
nung der Reichsstempelabgaben auf Gesellschaftsgründungen und 
Versicherungen und die Erhöhung einzelner Sätze der Erbschafts- 
steuer bilden bekanntlich die neuen Quellen, aus denen die Reichs- 
regierung die von ihr benötigten Mittel demnächst schöpfen wird; 
auch die Weitererhebung des bereits bestehenden Zuschlags zum Grund- 
stücksstempel bis Ende März 1917 und die unveränderte Beibehaltung 
der Zuckersteuer in ihrer gegenwärtigen Höhe wird man mit Recht zu 
den Deckungsmitteln der Wehrvorlage hinzurechnen müssen. Ins- 
gesamt betrachtet, sind diese steuerlichen Maßnahmen nicht nur .für 
den unmittelbar von ihnen betroffenen Teil der Bevölkerung — 
unter ihr besonders auch den Grund- und Hausbesitzerstand —, 
sondern für unsere ganze Volkswirtschaft infolge der raschen 
Entziehung großer Summen vom Geldmarkte von tief einschneidender 
Bedeutung, die sich bei der herrschenden Kapitalknappheit um so 
stärker äußern wird. Das Wissenswerteste über die neuen Steuern 
gibt die Schrift in knapper Darstellung wieder, die sich durch Klar- 
heit und Einfachheit ebenso auszeichnet wie durch sachverständiges 
praktisches Urteil über die in Betracht kommenden Fragen. Die 
wesentlichen Bestimmungen der Steuergesetze, die im Anhang der 
Schrift im Wortlaut wiedergegeben werden, sind in besonderen Kapi- 
teln übersichtlich zusammenfassend dargelegt; die zum Teil etwas 
schwierigen Bestimmungen werden durch Beispiele, durch Tabellen zur 
Berechnung der Steuersätze oder andere Ratschläge erläutert. Das 
Buch Humars bietet so zu rascher Orientierung und leichtem Ein- 
dringen in den Geist und Inhalt der Wehrsteuergesetze ein recht gutes 
Hilfsmittel. (Morgenroth.) 


25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


26. Wohnungsfrage. 


Beiträge zur Statistik der Stadt Mannheim. 
Nr. 29. Verschiebungen im Mielaufwand für 
größere Wohnungen 1905—1910. Bearbeitet von 
Dr. Sigmund Schott. Mannheim 1912. Buchdruckerei 
von Franz Ever. 65 S. 

Was wir über das Verhältnis der Mietpreise zum Einkommen 
ungefähr wissen, wird gewöhnlich in zwei Sätze zusammengefaßt. 
Den ersten hat bereits im Jahre 1867 Schwabe, der damalige Leiter 
des statistischen Bureaus der Stadt Berlin, gefaßt: Je ärmer jemand 
ist, desto größer ist die Summe, die er im Verhältnis zu seinem Ein- 
kommen für Wohnung verausgaben muß. Der zweite Satz lautet: 
Der Anteil der Miete ıst im Lauf der Jahre bei den kleinen Ein- 
kommen gestiegen, bei den groBen gesunken. Es muß jedoch von 
vornherein hervorgehoben werden, daB zur Stütze dieser Sätze nur 
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ein geringes Beweismaterial vorliegt. Was vorhanden ist, hat Kuc- 
zynski vor einiger Zeit in den Vierteljahrsberichten des Statistischen 
Amts der Stadt Schöneberg (vgl. 3. Jahrgang 1910. Zweites Heft) 
zusammengestellt. Das Material, das den ersten Satz stützen soll, 
bezieht sich im wesentlichen auf einige Großstädte. Die Unterlagen 
für den zweiten Satz, der die Bewegung des Verhältnisses von Miete 
zu Einkommen kennzeichnen will, sind noch spärlicher; es handelt 
sich im wesentlichen um die vergleichenden Untersuchungen der 
Städte Hamburg und Breslau. 

Zu diesen letzten Untersuchungen ist nunmehr die Arbeit von 
Professor Schott über Mannheim gekommen. Sie behandelt aller- 
dings nur die Verschiebungen im Mietaufwand für größere 
Wohnungen (mit 4 Zimmer und mehr), während der Zeit von 1905 
bis 1910; sie übertrifft jedoch in methodischer Hinsicht bei weitem 
die früheren Untersuchungen. Schott hat zunächst die Wohnungen, 
deren Preisentwicklung er zu untersuchen hatte, in solche mit glei- 
chem und mit verschiedenem Mieter gegliedert. In der ersten Ta- 
belle sind für jeden Stadtteil die Wohnungen mit 4, 5, 6, 7, 8 und 
mehr Zimmer sowie deren durchschnittlicher Mietpreis für die Jahre 
1905 und IgIO wiedergegeben, wobei im einzelnen die Wohnungen 
mit gleichem und die Wohnungen mit verschiedenem Mieter getrennt 
aufgeführt sind. Gleichzeitig ist die Steigerung des Durchschnitts- 
preises von I905 auf IgIo berechnet. Der Bearbeiter hat sich aber 
mit Recht nicht mit der Verwendung der Durchschnittspreise be- 
gnügt. Er gibt in einer zweiten Tabelle die herangezogenen Woh- 
nungen in Alt-Mannheim nach Mietpreis-Aenderungsstufen. Dazu 
wurde für jede einzelne Wohnung der Mietpreis von 1905 gleich 
100 gesetzt und hiernach der Mietpreis von IgIo berechnet. Jede 
Stufe wird dargestellt durch den auf 100 (Mietpreis für Igo5) bezo- 
genen Mietpreis des Jahres IgIo und den nächsthöheren Mietpreis 
des Jahres ıgıo. Für jede Stufe sind die hierunter fallenden 4. 
5 usw. Zimmerwohnungen mit gleichem und verschiedenem Mieter 
aufgeführt. Eine weitere Tabelle und insbesondere die textliche 
Bearbeitung faßt diese Mietpreisstufen für die einzelnen Stadtteile 
zu einigen größeren Mietpreisstufen zusammen. Um für die Verän- 
derungen der Mietpreise einen einheitlichen und greifbaren Ausdruck 
zu erhalten, wird unter Heranziehung der Mietpreisveränderungs- 
stufen der Medianwert und der Wert der beiden Quartilen berechnet. 
Der Medianwert drückt, wie Schott ausführt, also die Mietpreis- 
steigerung derjenigen Wohnung aus, die ebensoviele im Preis ge- 
sunkene oder weniger stark im Preis gestiegene Wohnungen unter 
sich, wie stärker im Preis gestiegene über sich hat. Unter Benutzung 
des Mittelwertes aus sämtlichen Alt-Mannheimer Wohnungen ergibt 
sich, daß der »gleiche Mieter« auf je 100 Mark Miete, die er 1905 zu 
zahlen hatte, 1910: 106 Mark Io Pfennige zahlen muß; für die Woh- 
nungen mit verschiedenem Mieter stellt sich ein etwas höherer 
Mittelwert heraus. 

Um die Aenderungen im Einkommen und Mietaufwand wäh- 
rend der Jahre 1905 und IgIO zu berechnen, wurden nur die in der 
gleichen Wohnung während der beiden Jahre wohnhaften Mieter 
herangezogen; das einzig korrekte Verfahren, das bei den bisherigen 
Untersuchungen (Hamburg und Breslau) nicht angewandt wurde oder 
angewandt werden konnte. In ähnlicher Weise wie die Verschiebung 
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des Mietpreises wurde nunmehr die Verschiebung des Einkommens 
dargelegt und auch hier für Alt-Mannheim im ganzen ein Median- 
wert berechnet. Das Einkommen der »gleichen Mieter« stieg gegen- 
über 1905 im Verhältnis von Ioo zu 117,09, also stärker als der Miet- 
reis. Daneben wurde für die verschiedenen Einkommensstufen 
ın zwei Tabellen der Prozentanteil der Miete am Einkommen sowie 
die Aenderung des Verhältnisses des Einkommens zur Miete bei 
den gleichen Mietern gleicher Wohnungen berechnet. Das erste 
Ergebnis der Berechnung war, daß der Mietaufwand bei den in 
ihren Wohnungen verbliebenen Mietern größerer Wohnungen seit 
1905 im Verhältnis zum Einkommen durchschnittlich zurück- 
gegangen ist (vgl. S. 37). Eine weitere Aufgliederung der Zahlen 
über das Verhältnis von Miete und Einkommen ergab allerdings, 
daß sich in etwa einem Drittel aller Fälle das Verhältnis von Miete 
und Einkommen verschlechtert, bei zwei Dritteln verbessert hat. 
Die Aufbereitung des Materials ist, wie aus den kurzen An- 
deutungen bereits hervorgegangen ist, musterhaft und für spätere 
Untersuchungen vorbildlich. Mit der Verwendung der Medianwerte 
wird man sich einverstanden erklären können, insbesondere wenn man 
berücksichtigt, daß die zugrunde liegenden Zahlen verhältnismäßig 
klein sind. Hier würde eine »zufällige« Veränderung in den Extremen 
auf einen etwa berechneten Durchschnittswert tatsächlich großen 
Einfluß ausüben können, was beim Medianwert nicht der Fall ist. 
Liegen jedoch größere Zahlenmassen zugrunde, so dürfte man wohl 
unbedenklicher den Durchschnittswert verwenden. Im übrigen ist 
die Komposition der Arbeit sowie der Stil im engeren Sinne so aus- 
gezeichnet, daß man es bedauert, den Autor nicht häufiger zu 
hören. (R. Meerwarth.) 


——— 0.1200... Ze 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


29. Kriminologie, Strafrecht. 


30. Soziale Hygiene. 


31. Frauenfrage, Sexualethik. 


32. Staats- und Verwaltungsrecht. 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 
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34. Politik. 


Erzberger, Mathias: Das Deutsche Zentrum. 
2., vermehrte Auflage. Amsterdam. Verl. der Int. Verlagsbuchh. 
Messis. 146 Seiten. 

Der bekannte katholische Redner und Politiker hat in dieser 
Schrift ein knappgehaltenes Bild vom Wesen des Zentrums, freilich 
häufig mehr wie es sein möchte als wie es ist, gegeben. Da er, wie 
bekannt, der sog. Kölner Richtung innerhalb der Partei angehört, 
bekampft Erzberger die These, daß das Zentrum eine ausgespro- 
chen katholische Partei sei, auf das äußerste. Unter den Argu- 
menten, mit denen er seine Gegenthese stützt, befindet sich die 
Tatsache, daB sich ein beträchtlicher Teil der das Parlament be- 
schäftigenden politischen Fragen mit dem besten Willen nicht kon- 
fessionell oder doch unter konfessionellen Gesichtspunkten betrach- 
ten oder gar lösen lassen, sondern hier nur das Pflichtgefühl der 
Abgeordneten, der gesunde Menschenverstand und die harte Wirk- 
lichkeit entscheiden können (p. 41). Mit Eifer weist Verf. auch 
auf den Umstand hin, daß seiner Fraktion mehrere Protestanten an- 
gehört haben. Verf. macht dabei einen schiefen Vergleich, indem 
er sagt, dadurch, daß heute mindestens so viele Nichtkatholiken für 
das Zentrum wählten als Katholiken ihre Stimme für Liberale und 
Konservative abgäben, müßte man nach Analogie derer, welche das 
Zentrum als koniessionell katholische Partei verschrieen, auch die 
Liberalen und Konservativen als konfessionelle Parteien bezeichnen 
(p. 27). Im übrigen mag die hier aufgeworfene, viel umstrittene Frage 
ja taktische und opportunistische Bedeutung für die genannte 
Partei haben, sachlich ist sie leicht lösbar. Keine Partei des Deut- 
schen Reiches ist ohne Kenntnis ıhrer Vergangenheit in ihrer Wesen- 
heit schwerer zu erfassen, als das Zentrum. Diese Vergangenheit ist 
aber in ihrem Ausgangspunkt christkatholisch. Das Zentrum ist aus 
dem Widerstand der katholischen Elemente gegen die protestanti- 
schen Kulturkämpfe in der Kirchenpolitik geboren. Das wird kein 
Historiker zu leugnen wagen. Eine weitere Frage freilich ist, ob die 
Partei sich seit den Jahren ihres Entstehens sow eit umgewandelt habe, 
daß sie ihres ursprünglichen konfessionellen Charakters verlustig 
gegangen wäre. Eine Bejahung dieser Frage schiene uns indes abso- 
lut aus der Luft gegriffen. Gewiß sind mit dem Erstarken der Partei 
und insbesondere ihrer zeitweiligen Regierungsfähigkeit andere, 
mehr rein politische Zwecke und Ziele dem ursprünglich überwie- 
gend nur konfessionellen an die Seite getreten. Auch der Verfasser 
gibt übrigens zu, dab solange die Partei in gutem Verhältnis zu der 
Regierung steht, sich immer allerhand Treibholz ansammelt (p. 99). 
Aber die Gegenüberstellung von politischer Partei und konfessio- 
neller Partei, die auch der Verfasser beliebt, ist unsinnig. Das 
Zentrum darf als politisch gefärbte konfessionelle Partei angesehen 
werden. 

Das Büchlein enthält — leider nur sehr kurze — Hinweise 
auf die klassenversöhnende sowie auf die partikularistische Note 
der Partei. Die Geschichte des deutschen Volkes beweise uns, dab 
die deutschen Stämme französische oder englische Einheitsuniform 
nicht tragen wollen. Das Zentrum, das dieser Note Rechnung trage, 
sei infolgedessen als eine urdceutsche Partei zu werten. Auch 
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auf das Nichtvorhandensein eines Fraktionszwanges im Zentrum 
wird gebührend hingewiesen, indes trotz des Rechtfertigungsver- 
suches dieses Umstandes auf Grund des Freiheitsbegriffs, in seinen 
Folgen als politisch recht bedauerlich dargestellt. Die stolze Be- 
teuerung, in welcher das Buch ausklingt, daß das Zentrum noch 
über eine große Vitalität im Parteileben verfüge, dürfte wohl den 
Tatsachen entsprechen. Dem Büchlein ist eine Sammlung der 
Wahlaufrufe der Zentrumsfraktion des Deutschen Reichstages bei- 
gegeben. (R. M.) 
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SOZIALPOLITISCHE CHRONIK. 


Bewegung der öffentlichen Beamten und Beamten- 
| sozialpolitik. 


Deutsches Reich. 


In den früheren analogen Abschnitten der sozialpolitischen Chro- 
nik 1) wurde mehrfach darauf hingewiesen, in welch direktem Zu- 
sammenhang mit der ökonomischen Lage die Organisation der Be- 
amten und ihre Tätigkeit stehe, und es konnte hervorgehoben werden, 
daß bisher die deutsche Beamtenbewegung vorwiegend eine Bewegung 
zur Verbesserung der materiellen Situation sei, während die öster- 
reichische Beamtenbewegung darüber hinausgehend (wenn auch von 
der wirtschaftlichen Lage ausgehend) die prinzipiellen Grund- 
lagen der Beamtenstellung zum Gegenstand ihrer Aktionen gemacht 
habe. Hier wie dort jedoch bildet die Basis die wirtschaftliche Lage 
der einzelnen Beamtenkategorien, und diese ist wiederum ausschließ- 
lich eine Funktion des Preisniveaus. Steigt dieses, so reagie- 
ren die Beamtenorganisationen dagegen mit Forderungen nach Ge- 
haltserhöhungen, da sie ja nicht, wie die übrigen Produzentengruppen, 
an einer etwaigen Konjunktur automatisch beteiligt sind. 
Gerade in einer Zeit, in welcher alle Preise, auch die der Arbeit, be- 
ständigen Veränderungen unterliegen, schafft die Ausschaltung einer 
großen Gruppe Erwerbstätiger aus dem Mechanismus des Marktes 
in deren Bewußtsein eine Reaktion, welche in der Gründung und der 
Tätigkeit der verschiedenen Beamtenverbände ihren Ausdruck findet. 

Von den drei Gruppen der deutschen Beamtenvereine, nämlich 
den allgemeinen Beamtenvereinen resp. Verbänden von 
Beamtenvereinen, den speziellen Berufsvereinen und den so- 
zialen Organisationen seien auch diesmal die markantesten 
Vertreter und deren Tätigkeit erwähnt: 

Der Verband deutscher Beamtenvereine nimmt 
eine gleichmäßige Entwicklung. Er zählte ?) 


+) Abgeschlossen 31. August 1913. 

1) Vgl. Archiv, Bd. 31, S. 660 ff.; Bd. 33, S. 968 ff.; Bd. 35, S. 882 ff. 

23) Hauptbericht des Verbandes deutscher Beamtenvereine für das Jahr 
1912. Im Auftrag des Verbandsvorstandes erstattet von Eduard Schulz. 
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Ende ıgıı: 276 Vereine mit 249 650 Mitgliedern 
| »  IQI2: 289 » » 264 413 » 
Bei Abschluß des 


Berichtsjahres IQI2: 314 » » 267 549 » 


Wie die Mitgliederziffern zeigen auch die Verbandseinrichtungen 
eine ganz gleichmäßige Entwicklung. Nach wie vor legt der Verband 
auf diese das Schwergewicht und das Spar- und Darlehenswesen, das 
Hilfswesen, die Unterstützungskassen usw. spielen bei ihm die größte 
Rolle. Von einiger Bedeutung ist auch die Tätigkeit seiner Verbands- 
vereine auf dem Gebiete des Wohnungswesens °). Die Organisation 
selbst hat sich bisher, von diesen Einrichtungen der Selbsthilfe abge- 
sehen, zu einer weitergehenden Tätigkeit noch nicht entschlossen. 
Nur in dm Organ des Verbandes, der deutschen 
Beamtenrundschau (deren Abhandlungen allerdings nicht 
durchwegs als Meinungsäußerungen des Verbandsvorstandes aufzu- 
fassen sind) finden sich bereits Andeutungen von allgemeine- 
ren, auf Veränderung der Beamtenposition ausgehenden Bestre- 
bungen. So wird z. B. bei einer Auseinandersetzung über Beamten- 
politik $) die Forderung erhoben, die höheren Beamten sollten mit 
den unteren und mittleren mehr Fühlung halten; die Beamten sollten 
sich nicht als Untergebene ihrer Vorgesetzten, sondern als Diener 
der Allgemeinheit betrachten; die Kompetenz der unteren 
Beamten sei möglichst zu erweitern, um die Entwicklung der Persön- 
lichkeit des einzelnen zu ermöglichen. Hier sind also Anschauungen 
vertreten, die bisher in Deutschland nur von den radikalen Ver- 
bänden erhoben wurden. Auf der anderen Seite aber werden wieder- 
holt und nachdrücklichst der Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte 
durch Beamte sehr enge Schranken gezogen; so den Rechten nach 
dem Reichsvereinsgesetz 5) und der Ausübung der politischen Rechte. 
Da wird es als »unzweifelhaft zulässig bezeichnet, daß die Regierung 
die Wahl bestimmter Parteikandidaten als mit der dienstlichen Stel- 
lung unvereinbar erklärt.« Das Streikrecht von Beamten gilt dem 
Verband deutscher Beamtenvereine als begrifflich ausge- 
schlossen, da eine Arbeitseinstellung ohne Ausscheiden aus dem 





3) Er berichtet über 60 Beamtenwohnungsvereine, welche 759 ergg: 
stellte Häuser besitzen, mit einem Anlagewert von 411% Millionen M. 

4) Deutsche Beamtenrundschau, 1. VIII. 1912. 

5) Hier habe die Freiheit ihre »natürliche Grenze« in einem öffentlichen 
Interesse des Staates und in dem gleichen Recht anderer; das Reichsvereins- 
gesetz, wird ausgeführt, habe die Rechte der Vorgesetzten und des Staates 
nicht eingeschränkt. Der Beamte unterwirft sich durch den freiwilligen Eintritt 
in den Dienst den gesetzlichen und den in der Tradition der Verwaltung herr- 
schenden Beschränkungen. (Deutsche Beamten-Rundschau, 16. IV. 1913.) Dar- 
nach hätte also das Reichsvereinsgesetz für die Beamten keine Erweiterung ihrer 
Rechtssphäre gebracht und es wäre nach dieser Argumentation auch nicht mög- 
lich, eine solche durch irgend ein anderes allgemeines Gesetz zu schaffen. 
Zur Frage der Vereins- und Versammlungsfreiheit für Beamte vgl. auch die 
Rede des Staatssekretärs Delbrück im deutschen Reichstag, ro. XII. 1912. 

42” 


652 Sozialpolitische Chronik. 


Staatsdienst eine Verletzung des Dienstvertrages bedeutet. Man 
kann daher im allgemeinen sagen, daß (von einigen Nuancen der 
Ausdrucksweise abgesehen) der Verband deutscher Beamtenvereine 
auf seinem bisherigen Standpunkt unverändert beharrt, namentlich 
die Bestrebungen der sozialen Beamtenorganisation ablehnt. 
Immerhin aber zeigt sich darin schon eine Weiterentwicklung, daß 
der Verband in seinem Organ aus seiner strengen Reserve über die 
Frage des Dienstrechtes bereits herauszutreten beginnt und einen 
(anonym erschienenen, aber wahrscheinlich offiziellen) Entwurf zu 
einem Beamtengesetz gerade in dem wesentlichen Punkt des »Ver- . 
hältnisses außerhalb des Amtes« kritisiert. Die bisherige Bestimmung, 
daß sich »jeder Reichsbeamte durch sein Verhalten in und außer dem 
Amte der Achtung würdig zu zeigen hat, welche sein Beruf erfordert«, 
hält er für abänderungsbedürftig und schlägt folgenden Wortlaut 
vor: » Jeder Reichsbeamte hat die Verpflichtung, sich durch sein Ver- 
halten im Amte der Achtung, die sein Beruf erfordert, würdig zu 
zeigen. Außerhalb des Amtes hat er alles zu vermeiden, was nach 
allgemeiner Auffassung gegen Anstand und gute Sitten verstößt. 
Bestrebungen, die auf den Umsturz des bestehenden Staates hinzielen, 
darf er nicht unterstützen. Im übrigen wird ihm die freie Ausübung 
aller staatsbürgerlichen Rechte gewährleistet.« Es wird abzuwarten 
sein, ob und inwieweit sich der Verband für diese Fassung, welche 
den Beamten eine weitergehende Freiheit und Betätigungsmöglichkeit 
eröffnen würde, einsetzen wird ®). Jedenfalls ist auffallend, daß die 
strenge Reserve gegenüber jeder Politik nicht mehr so betont wird 
wie früher, und daß der Standpunkt, als ob der Beamte ausschließ- 
lich auf das Wohlwollen seiner übergeordneten Behörde sich verlassen 
könne und solle, allmählich nicht mehr mit derselben Energie aufrecht 
erhalten wird. Von da bis zur Umwandlung in eine energische 
Interessenorganisation ist natürlich noch ein weiter Weg. 

Die dem Verband angeschlossenen einzelnen Vereine wirken in 
derselben Richtung. Auch ist noch immer nicht, was ja bei der fort- 
schreitenden und andauernden Teuerung zu erwarten wäre, eine 
stärkere Betonung des Konsumentenstandpunktes zu konstatieren. 
Von den Versuchen abgesehen, ihren Mitgliedern weitergehenden 
Rabatt zu sichern, ist noch keine Tendenz zur organisatorischen Ver- 
wertung ds Konsumentenstandpunktes zu konstatie- 
ren 7). Der einzige größere Verband, der in dieser Richtung wirkt, 
ist der Berliner Beamtenwirtschaftsverein, welcher Ende 1912 ca. 


6) Deutsche Beamtenzeitung, 1. und 16. VIII. 1913. Auf die Forderungen 
bezüglich Pensionsanspruch usw. sei nicht näher eingegangen. 

N) Vgl. z. B. das Organ der Berliner Beamtenvereinigung, die »Berliner Beam- 
tenzeitschrifte. Dieser Verband beschränkt sich darauf, möglichst viele Rabatt- 
und Extrarabattverträge abzuschließen und seinen Mitgliedern durch eine 
Spar- und Darlehenskasse zu Hilfe zu kommen. Die Verzinsung des Guthabens 
der Mitglieder (mit 4%) ist aber keineswegs höher, als es den Zinssätzen der 
übrigen Sparkassen entspricht. (Vgl. Berliner Beamtenzeitschrift, 5. III. und 
5. IV. 1913.) 
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18 000 Mitglieder zählte und demnach eine immerhin erhebliche Wirt- 
schaftsmacht darstellt, die aber in ihrer Isolierung zu weiterreichender 
Bedeutung nicht gelangen kann 8). | 

Die Politik der Organisationen, welche einzelne Beamtenkate- 
gorien vertreten, hat gegenüber dem Vorjahr keine Veränderung er- 
fahren. Immer noch handelt es sich um Geltendmachung von Sonder- 
wünschen, welche das Gehaltsschema, Titulatur, Verhältnis zu den 
übrigen Beamtenkategorien usw. betreffen. So sei wie in früheren Jahren 
hingewiesen auf den Eisenbahnassistentenverband, des- 
sen Tätigkeit sich bisher darauf konzentrierte, für die preußisch- 
hessischen und die Eisenbahnassistenten der Reichslande dieselben 
Gehaltsbezüge wie für die Postassistenten zu erlangen. Wiederholte 
Resolutionen des preußischen Verbandstages hatten dieses Begehren 
unterstützt, das sich darauf erstreckte, die Gehalte der 5 untersten 
Dienststufen um durchschnittlich I00—150 Mk. jährlich zu steigern ®). 
Neben dieser Hauptforderung wurde die Vermehrung der etatmäßigen 
Stellen in analoger Weise wie bei den übrigen Beamtenkategorien 
verlangt 1°). Außer diesen Wünschen, ferner der besseren Bewertung 
des Nachtdienstes usw., die selbst vom Verband als minder wichtig 
bezeichnet werden, erschöpft sich seine Tätigkeit darin, die Bedeutung 
seiner Beamtengruppe besonders hervorzuheben und sie gegen die 
Nörgeleien des Bahnzugpersonals zu schützen — wie sich ja überhaupt 
die Tätigkeit zahlreicher Beamtenorganisationen darin erschöpft, die 
Bedeutung ihrer Gruppe gegenüber anderen Gruppen zu unterstrei- 
chen. Die Erregung des Verbandes über die ungerechte Behandlung, 
welche vielfach zu recht radikalen Aeußerungen Anlaß gegeben hatte, 
erreichte ihren Höhepunkt, als der Reichstag am 26. IV. 1913 eine 
Erhöhung der Endgehalte der Postassistenten um 300 M. (von 3300 
auf 3600 M.) beschloß. Bald genug jedoch hat der preußische Eisen- 
bahnminister in einer besonderen Audienz die bindende Zusage ge- 
macht, daß vom ı. IV. 1913 ab die Gleichstellung der Eisenbahn- 
assistenten erfolgen solle 11), worauf die Organisation aller überstan- 
denen Mühsalen vergaß und ihr Organ, nunmehr in voller Harmonie 
mit den vorgesetzten Stellen !2), sich darauf beschränkt, durch tech- 
nische Beiträge und Anekdoten das Interesse der Vereinsmitglieder 
zu erwecken. Nachdem die Organisation ihr Ziel erreicht hatte 
(und dasselbe wäre wohl bei vielen Beamtenorganisationen der Fall), 


8) Ueber diesen Verband vgl. sein Organ: Die Beamtenwirtschaftsgenossen- 
schaft. 

®) Wochenschrift des Eisenbahnassistentenverbandes, passim. 

10) Ebenda, 18. I. 1913. 

11) Ebenda, 17. V. 1913. 

18) So heißt es in dem Bericht über die Audienz beim Eisenbahnminister 
(Wochenschrift des Eisenbahnassistentenverbandes, 19. VII. 1913): daß ssie 
sich nun wieder mit stolzer Genugtuung dem erhebenden Bewußtsein hingeben 
können, Eisenbahnassistenten zu seine, da ja — wie es weiter heißt — »das Ideal, 
dem schon seit 10 Jahren unser Denken und Trachten galt, das Endgehalt von 
3600 M., damit zur Wirklichkeit geworden seie. 
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scheint für sie keine weitere Aufgabe zu existieren und namentlich 
scheint kein Interesse für die Behandlung und Entwicklung des 
Beamtenrechtes vorhanden zu sein. 

Von den übrigen Organisationen bestimmter Kategorien sei weiter- 
hin wieder erwähnt der »Bund deutscher Militäran- 
wärter«, dessen Hauptaugenmerk darauf gerichtet ist, die Befol- 
gung der Anstellungsgrundsätze für die Militäranwärter zu kontrollieren 
und die bei den übrigen Beamten und auch im Publikum vielfach 
verbreiteten ungünstigen Meinungen über die Militäranwärter zu 
korrigieren und eine etwaige differenzierte Behandlung hintanzuhal- 
ten !?). Sie verstehen es, stets auf die enge Verbindung ihrer Forde- 
rungen mit der Wehrtüchtigkeit hinzuweisen und auch die neue 
Heeresvorlage dient ihnen als Argument dafür, wie notwendig es sei, 
den Kapitulanten geeignete Stellen in genügender Anzahl nachzu- 
weisen. Die Militäranwärter, ebenso wie auch die aus dem Zivilstand 
hervorgegangenen Unterbeamten dringen darauf, namentlich die 
Einstellung von Frauen in den Post- und Telephonbetrieben (als un- 
ökonomisch) zu verhindern 1$) und treten für die Besetzung dieser 
Stellen (z. B. von Maschinenschreiberinnen) mit Militäranwärtern ein. 
Die Forderungen der Militäranwärter sind die gleichen wie bisher ®); 
der Verband zeigt eine stationäre Entwicklung, dürfte aber bereits 
die organisierbaren Schichten der betreffenden Beamtenkategorien 
umfassen. Er zählte am 31. III. 1913: 740 Vereine mit 77 942 Mit- 
gliedern (gegenüber 710 Vereinen mit 73 754 Mitgliedern am 31. III. 
1912) !®). 

Auch der bereits im Vorjahr erwähnte deutsche Kanzlei- 
beamtenbund (welcher zum Teil auf dieselben Beamtenkreise 
reflektiert wie der Militäranwärterbund, aber numerisch noch recht 
schwach ist), hat in diesem Jahr, soweit zu sehen, keine besondere 
Tätigkeit entfaltet. Er kämpft nach wie vor dagegen, daß die Kanzlei- 
beamten durch ein bestimmtes Pensum als Lohnarbeiter 
qualifiziert werden 17), allerdings ohne noch irgend einen Erfolg damit 
erzielt zu haben. Damit verbindet sich das Bestreben, als mittlere 
Beamte anerkannt zu werden. 

Eine etwas andere Note in der Bewegung der deutschen Beamten 
bedeutet der Verband der Unterbeamten des Deut- 
schen Reiches. Wie sein Name zeigt, beabsichtigt er eine 
zentrale, nicht bloß eine Kategorien-Organisation zu sein, welche 
alle unteren Beamten des deutschen Reiches umfaßt. Von diesem 
Ziel ist er noch ziemlich weit entfernt; zählte er doch 1913 erst 16 








13) Vgl. Zeitschrift des Bundes deutscher Militäranwärter, passim, z. B. 
15. XI. 1912; 1. III. 1913 usw. 

14) Ebenda, 15. XI. 1912 und Deutsche Unterbeamtenzeitung, 15. VI. 1913. 

15) Acrhiv, Bd. 35, S. 888, und Zeitschrift des Bundes deutscher Militär- 
anwärter, 15. VII. 1913. 

16) Vgl. den Jahresbericht des Verbandes ebenda, und 1. V. und 5. V. 1913. 

17) Monatsschrift des deutschen Kanzleibeamtenbundes, 1. I. 1913. 
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Vereine mit 1226 Mitgliedern 18). Auch das Budget ist sehr bescheiden, 
da es in Einnahmen und Ausgaben mit ca. 3—4000 M. bilanziert. 
Sein Hauptwunsch ist eine ausgiebige Erhöhung der Gehalte, welche 
so gehoben werden sollen, daß an Stelle der unzähligen Kategorien 
3 Gruppen mit den Gehaltsstufen von 14— 1800 M., 16—2100 M. 
und 18—2500 M. geschaffen werden sollen, wobei innerhalb jeder 
Gruppe jedes Jahr eine Gehaltssteigerung von 50M. zu erfolgen hätte, 
so daß der Höchstgehalt spätestens nach 14 Jahren erreicht würde 1°). 
Die Unmöglichkeit, diese Forderungen durchzusetzen, noch irgend eine 
erhebliche Teuerungszulage zu erlangen 2%), und die Schwierigkeiten, 
denen der Verband mit seiner Forderung der lebenslänglichen 
Anstellung begegnet 21), haben vielleicht dazu beigetragen, daß diese 
Organisation eine radikalere Tonart anzuschlagen beginnt. Das 
Verbandsorgan weist (in deutlichem Anklang an die Devise sämtlicher 
radikaler, demokratischer Organisationen) darauf hin, daß die Unter- 
beamten wie vollwertige Staatsbürger behandelt werden müßten; 
daß sie sich selbst nicht als Vorgesetzte der Bürger fühlen wollen, 
daß sie aber auch nicht als Diener ihrer Vorgesetzten betrachtet wer- 
den dürften, sondern nur als Diener des Staates, der Allgemeinheit 22). 
Zur Durchsetzung ihrer Forderungen treten sie unermüdlich für eine 
einheitliche Organisation ein (welche aber angesichts der großen 
alten Kategorienverbände zunächst aussichtslos zu sein scheint, wenn 
nicht die Beamtenschaft von einer großen stürmischen Bewegung er- 
faßt wird, wie in Oesterreich) und glossieren spöttisch die gegenseitigen 
Anrempelungen der einzelnen Unterbeamtenblätter 2). Auch treten 
sie für eine Politisierung der Beamtenschaft in dem Sinne ein, daß 
sie die Beamten auffordern, sich mehr um die Politik zu bekümmern. 
Die Politik des Verbandes liegt also auf dem Wege zu einer radikalen 
Beamtenpolitik. Das zeigt sich aber bisher mehr im Ton als in den 
konkreten Forderungen, welche durchwegs materielle Besserstellung 
zum Ziele haben *%). 

Auch die übrigen großen Organisationen von Beamten spezieller 
Kategorien entfalten keine andere Tätigkeit. Auf absehbare Zeit 
scheint in der deutschen Beamtenschaft eine allgemeinere 


18) Deutsche Unterbeamtenzeitung, 15. VI. 1913. 

19) Ebenda 15. I. 1913. 

20) Ebenda, 1. I. 1913. Hire wird mit Bitterkeit darauf hingewiesen, daß für 
die mittleren Beamten, trotz ihrer geringeren Zahl, größere Beträge zur Verfü- 
gung stünden, während die Unterbeamten, »die Arbeitsbienen des Staates, mit 
deren Hilfe die hunderte Millionen Ueberschüsse dem Staatssäckel zugeführt 
werden«, eine so geringe Einschätzung erfahren. 

21) Ebenda, ı. und 15. IV. 1913. 

22) Fbenda, 15. II. 1913. 

23) Ebenda, 15. III. 1913. 

24) Die Forderungen wurden zuletzt wiederum in einer Resolution resp. 
Petition des preußischen Unterbeamtentages formuliert, der am 12. VI. 1913 
in Berlin unter Teilnahme von 2000 Unterbeamten sämtlicher Verwaltungen 
stattfand (Deutsche Unterbeamtenzeitung, ı. VII. 1913.) 
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Bewegung, welche die Rechtsgrundlagen der Beamtenstellung nach- 
prüfen möchte, und welche eine die ganze Beamtenschaft umfassende 
soziale Strömung darstellen würde, keinen Boden zu finden. 
Das zeigt ein Blick in die Beamtenblätter der verschiedensten Dienst- 
kategorien, die zum großen Teil mit gegenseitigen Befehdungen er- 
füllt sind. Wo im Einzelfall eine allgemeinere Organisation geplant 
ist, macht sich gleich der Widerstand der Behörden geltend %). Außer- 
dem ist der Abstand zwischen unteren und mittleren und dann wieder- 
um zwischen diesen beiden Kategorien und höheren Beamten ein so 
großer, daß auch daraus Schwierigkeiten einer allgemeineren Beam- 
tenbewegung folgen. Daher sei für die großen Verbände der einzelnen 
Dienstkategorien auf das in den früheren Abschnitten der Chronik 
Gesagte hingewiesen. 

Nur die Entwicklung der Lehrerorganisation sei noch kurz ge- 
streift. Der deutsche Lehrerverein sieht nach wie vor 
seine Hauptaufgabe darin, die Ausgestaltung der Volksschule zu einer 
Einheitsschule in Deutschland zu befördern und eine bessere Ausbildung 
der Lehrer (auf Hochschulen) zu erreichen 2%). Mehr als in früheren 
Jahren (und darauf sei besonders hingewiesen) sieht er sich jetzt 
veranlaßt, der Gehaltsfrage besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 
Hier sind in erster Linie die Landesvereine tätig, welche auch be- 
reits ziemlich umfangreiche Programme entwickelt haben ?”). Sollte 
die Frage der Dienstpragmatik, welche jetzt nur gelegentlich gestreift 
wird, aktuell werden, so dürfte der deutsche Lehrerverein wohl mehr 
als die meisten übrigen Beamtenorganisationen für eine möglichst 
weitgehende Betätigungsfreiheit der Beamten im öffentlichen Leben 
und in den Organisationen eintreten. | 

Die einzige Organisation, welche nach wie vor in Deutschland 
Trägerin einer allgemeinen Beamtenbewegung ist, ist der 
Bund der Festbesoldeten. Darum ist aber nicht anzu- 
nehmen, daß außerhalb desselben in der deutschen Beamtenschaft 
nicht der Wunsch nach größerer Sicherheit der staatsbürgerlichen 
Freiheit, nach Erweiterung der Beamtenrechte besteht. Hier und da 
konnte bereits im Voranstehenden darauf hingewiesen werden. In die- 
sem Zusammenhang sei noch erwähnt, daß auch die »Monatsschrift für 
deutsche Beamte«, welche nicht die Interessen irgend eines speziellen 
Verbandes vertritt 22), an der Ausgestaltung des Dienstrechtes für 
Reichsbeamte Interesse nimmt, sich z. B. gegen die »geheimen Per- 








25) So wurde die Gründung eines allgemeinen Eisenbahnunterbeamtenbun- 
des in Preußen vom Ministerium aus untersagt (Neue Beamtenzeitung, 1. IX. 
1912.) 

26) Vgl. hierzu Pädagogische Zeitung, passim, insbesondere 12. XII. 1912. 
26. XII. ı2. 13. III. 1913 usw. 

27) Ebenda, 20. III. und 15. Y. 1913. Gehaltsforderungen der preußischen 
Lehrer. 
28) Die»Monatsschrift für deutsche Beamte, unabhängiges Organ für die- Ge- 
samtinteressen des deutschen Beamtentums« wird herausgegeben von Dr. Gerhardt 
Breslau und Dr. Ludwig, Berlin, und wird in konservativem Sinne geleitet. 
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sonalakten« erklärt hat 2) und den Beamten ein Beschwerderecht gegen 
die sie betreffenden Eintragungen geben möchte. In der Form sehr 
maßvoll, in der Sache aber sehr weitgehend ist z. B. auch der Vor- 
schlag desselben Organs, die Besoldungen der einzelnen Beamten nicht 
nur fortlaufend und regelmäßig nach dem allgemeinen Preisniveau, 
sondern auch derart zu regulieren, daß die Gehalte dauernd dem Ein- 
kommen der sozial analogen Schichten gleichkommen 30°). An der 
Hand der Steuerstatistik soll stets festgestellt werden, wieviel Prozent 
der Zensiten resp. der Bevölkerung in dem Einkommen über der be- 
treffenden Beamtenkategorie stünden und wenn sich dieser Prozent- 
satz infolge steigenden allgemeinen Wohlstandes vergrößere, sei das 
Einkommen der einzelnen Beamtenkategorien entsprechend zu er- 
höhen #). Dieser Vorschlag wird damit motiviert, daß nur so’ den 
Beamten das Zusammenleben mit bestimmten sozialen Gruppen 
dauernd ermöglicht würde und er stellt die Konsequenz der Be- 
strebungen dar, welche für die Beamten einen bestimmten Standard 
sichern wollen und die Besoldung nicht mehr als Entgelt für die Lei- 
stung, sondern als Sicherung eines Lebensfußes auffassen, wogegen 
der Beamte seine ganze Kraft dem Staate zur Verfügung stelle. Die 
Fixierung der Volkswirtschaft an diesem einen Punkte würde gewiß 
mit dem Prinzip der gegenwärtigen Wirtschaftsverfassung im Wider- 
spruch stehen und bedeutet, verallgemeinert einen Versuch, zu einer 
regulierten Wirtschaft zurückzukehren. 

Während diese Bemühungen zur Schaffung eines Dienstrechtes 
und zur Propagierung anderer Grundlagen für die Beamtenbesoldung 
aber in den meisten Organisationen nur sekundär sind, nicht die 
Haupttätigkeit der Organisation bilden, standen sie im »Bund der 
Festbesoldeten« wenigstens bei seiner Gründung und in der ersten 
Zeit seines Bestehens im Vordergrund. Es ist aber ein Zeichen dafür, 
wie weit die deutsche Beamtenschaft von einer allgemeineren 
Organisation entfernt ist, daß auch dieser »Bund der Festbesoldeten« 
bisher wesentliche Verbreitung nicht erringen konnte ??). In der 
dadurch ausgelösten Depression hat sich der Verbandsvorstand des 
Bundes der Festbesoldeten zu einem Schritt entschlossen, der in seinen 
eigenen Reihen auf großen Widerstand stieß und tatsächlich die 
Politik des Bundes von ihren ursprünglichen Bahnen erheblich abzu- 
drängen geeignet ist. Der Verbandsvorstand hat nämlich, ohne weiter 
die einzelnen Ortsgruppen zu befragen, also über den Kopf der Mit- 
glieder hinweg, für sich korporativ den Anschluß an den Hansa- 
bund vollzogen ®). Und es gelang nur mit der größten Mühe dem 
Verbandsvorstand, auf einer außerordentlichen Generalversammlung 


29) Monatsschrift für deutsche Beamte, 1. V. 1913. 

30) Ebenda, 16. VII. 1913. 

31) Dieser Vorschlag knüpft an einen Aufsatz von Ferdinand Elz in Bd. 132 
der Preußischen Jahrbücher an. 

32) Vgl. z. B. Neue Beamtenzeitung, 1. XI. 1912. 

33) Ebenda, 1. XI. 1912. 
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die nachträgliche Genehmigung dieses Schrittes zu erreichen #), die 
anscheinend nur erfolgte, um den Vorstand nicht zu desavouieren. 
Der Anschluß des Verbandes an den Hansabund ist das deutlichste 
Zeichen dafür, daß die Organisation des Bundes sich nicht fest genug 
fühlte, um auf die Dauer existieren zu können, und daß sie einen An- 
schluß an eine größere Gruppe suchte, um von da aus namentlich 
unter den Parteipolitikern zu größerem Einfluß zu gelangen. Daß es 
gerade der Hansabund war, mußte freilich bei allen, die den Bund 
der Festbesoldeten nach seinen ersten Aeußerungen beurteilt hatten, 
großes Befremden erregen. Denn wenn auch das Programm des Bundes 
mit dem des Hansabundes in vielem übereinstimmt (namentlich in 
der Wendung gegen einseitige agrarische Politik), so haben doch wie- 
derum sehr wichtige Programmpunkte, wenn sie auch da und dort 
dem Wortlaut nach übereinstimmen mögen, einen ganz anderen 
Sinn. Zwei Punkte sind es besonders, in welchen der Bund der Fest- 
besoldeten durch den Anschluß an den Hansabund Kritik in den ei- 
genen Reihen hervorgerufen hat. Erstens durch die Verpflichtung 
auf die liberale Politik, welche der 2. Bundesvorsitzende aus- 
drücklich zugab und die er als einzig mögliche Beamtenpolitik bezeich- 
net. Damit ist der Standpunkt, unpolitisch zu sein, aufgegeben und 
der Bund der Festbesoldeten kann nicht mehr als eine rein wirtschaft- 
liche, als eine reine Interessentenorganisation bezeichnet werden, 
welche eben durch die besondere Betonung ihres Gruppeninteresses 
allein von den politischen Parteien herausgehoben ist. Dazu kommt, 
daß schon die Kooperation mit anderen Interessentenverbänden, um 
so mehr dem Hansabund, der nicht reiner Interessentenverband ist, 
dem Wesen eines Interessentenverbandes widerstreitet. Denn für den 
Interessentenverband handelt es sich ja gerade darum, die beson- 
deren Interessen herauszuheben. Er will sie zwar, sagt er, nur ver- 
treten, soweit es das Allgemein interesse zuläßt. Das aber wollen, 
ihrem Programm nach, alle Interessentenverbände und es bedeutet 
ein Aufgeben des Programms, wenn der Bund der Festbesoldeten nun 
erklärt, daß er schon als solcher die Mittellinie suche und sich 
schon als Interessentenorganisation mit dem Mittelstand und dem 
im Hansabund vertretenen Kreise verständigen wolle. 

Der zweite noch wichtigere Punkt liegt darin, daß der Bund der 
Festbesoldeten sich veranlaßt sah, in der Frage der Beamtenkonsum- 
vereine sich durchaus auf den Standpunkt des Hansabundes zu stellen. 
Damit hat er zugleich erklärt (und er hat dies auch ausdrücklich getan), 
daß auch er die Gründung von Beamtenkonsumvereinen nur für 
wünschenswert halte, wo ein Bedürfnis danach vorhanden sei. 
Er hat sich damit den Standpunkt des Hansabundes zu eigen gemacht, 
wonach die Beamten nur dort Konsumvereine gründen sollen, 
wo der Detailhandel nicht ausreicht. So hat der Bund der Fest- 


3) Vgl. die ausführlichen Debatten auf diesem außerordentlichen Bundes- 
tag, abgedruckt in der »Neuen Beamtenzeitungs. Das Zentrum der Debatten 
in der No. vom. 16. V. 1913. 
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besoldeten von vornherein durch den Anschluß an den Hansabund 
darauf verzichtet, in einer großzügigen Konsumentenorganisation die 
Beamten verschiedener Interessenrichtungen und verschiedener Kate- 
gorien zusammenzufassen. Eine nachträglich eingebrachte Resolution 
auf dem Verbandstag, »eine Erhebung anzustellen über Wirkungsart 
und Umfang der in Deutschland bestehenden Genossenschaften, soweit 
sich solche auf die Kreise der Festbesoldeten stützen«, die so den An- 
schluß an den Hansabund unverbindlicher erscheinen lassen sollte, 
wird nichts daran ändern, daß im Bund der Festbesoldeten sich kaum 
eine Initiative für eine weiterreichende Konsumentenorganisation ent- 
wickeln kann. Im übrigen ist in der Politik des Bundes der Fest- 
besoldeten im Berichtsjahr keinerlei Veränderung eingetreten. Viel- 
leicht ist es nur Zufall, daß die Konfliktfälle mit den übergeordneten 
Behörden seltener geworden sind und auch das Verhalten der Be- 
hörden den verschiedenen Beamtenorganisationen gegenüber nicht so 
häufig und nicht so heftig wie vordem erörtert wird 35). 

Man wird vielleicht nicht fehlgehen, in dieser angedeuteten Ent- 
wicklung des Bundes der Festbesoldeten eine Etappe in der Entwick- 
lung zu erblicken, welche die Mittelstandspolitik aller Nuancen immer 
mehr in das Zentrum der deutschen Sozialpolitik rückt. Wie die 
Regierung danach trachtet, durch eine großzügige agrarische und ge- 
werbliche und Angestellten-Mittelstandspolitik gegen die wachsenden 
Arbeitermassen ein Gegengewicht zu schaffen, ein Bestreben, das 
von konservativen wirtschaftlichen Kreisen auf das eifrigste mit 
großen Mitteln unterstützt wird, so geht jetzt auf der anderen Seite, 
von den liberalen Parteien her, ein Bestreben analoger Art, das sich 
auch große Gruppen der Angestellten und Beamten aggregieren möchte. 
Der Hansabund muß, seinen letzten Absichten nach, auf eine Konzen- 
tration aller städtischen mittelständischen Schichten in seinen Reihen 
hinarbeiten und er hat es, wie man sieht, mit größerem Geschick ver- 
standen, die unselbständig Berufstätigen, die Privatange- 
stellten und Staatsbeamten, für sich zu interessieren, als den selbstän- 
digen Mittelstand, der wohl noch vorwiegend bei seinen eigenen Or- 
ganisationen geblieben ist. Ob die Verbindung mit dem Hansabund 
nun gerade der geeignete Weg für die Beamten ist, um ihre Forderungen 
an die Gesetzgebung hinsichtlich einer Dienstpragmatik zu unter- 
stützen, ist eine andere Frage. Jedenfalls ist der Anschluß an den 
Hansabund eines der bezeichnendsten Symptome dafür, in welch 
hohem Maße in der deutschen Beamtenschaft, selbst auf dem linken 
Flügel derselben, der Gedanke einer Interessenvertretung auf Schwie- 
rigkeiten stößt und wie weit — im Gegensatz zu der Beamtenschaft 

35) Damit soll nicht gesagt werden, daß der Bund der Festbesoldeten in den 
Fragen des Koalitionsrechtes, der Beamtenstellung usw. seine Position ge- 
ändert habe. Im Gegenteil. Nur war von ihr seltener als von Wirtschafts- 
politik die Rede. (Vgl. z. B. die Versammlung der Berliner Ortsgruppe des Bundes 
anläßlich der Unterbindung des Koalitionsrechtes der Berliner Feuerwehrleute 
(Neue Beamtenzeitung, ı. XI. 1912) und die Ausführungen anläßlich der Wehr- 
vorlage, ebenda 16. IV. 1913). 
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anderer Länder — die deutsche Beamtenschaft noch davon entfernt 
ist, in eine energische Aktion für ihre Interessen, namentlich für eine 
Veränderung ihrer Rechtslage, einzutreten. 


Oesterreich. 


Die österreichischen Beamten stehen, wie in den analogen Ab- 
schnitten der Chronik früher ausführlich berichtet wurde 3%), seit 
mehreren Jahren in einer intensiven und ausgebreiteten Bewegung 
zur Erlangung der Dienstpragmatik. — Diese Bewegung ist gewiß 
nicht einheitlicher Natur; auch in der österreichischen Beamtenschaft 
spielt die »Kategorienpolitik« eine große Rolle. Im Gegensatz zu 
Deutschland aber ist doch zu betonen, daß es immerhin eine große 
allgemeine Beamtenorganisation gibt, welche es als ihre Hauptaufgabe 
betrachtet, das Dienstrecht zu verbessern, und in diesem ins- 
besondere die staatsbürgerlichen Rechte der Beamten zu sichern. 
Diese Bewegung, welche ihr Zentrum indem Zentralverband 
der Staatsbeamten besitzt, stieß von vorneherein auf den 
entschiedensten Widerstand der Regierung, der zur Folge hatte, 
daß im Parlament eine Formulierung der Dienstpragmatik zustande 
kam, welche in wesentlichen Punkten gerade die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger enger, als es diese Beamtenorganisation wünschte, 
beschränkte. Die wesentlichsten Bestimmungen der vom 
Abgeordnetenhause angenommenen Dienstpragmatik wurden 
in dm letzten Abschnitt der Chronik eingehend dargestellt 
und es braucht daher hier nur darauf verwiesen zu werden ®%). Es sei 
nur erwähnt, daB im großen ganzen die allgemeinen Bestim- 
mungen der Dienstpragmatik ein Kompromiß zwischen dem Ab- 
geordnetenhause und der Regierung darstellten, welches von den 
Staatsbeamten selbst als »ein Bollwerk absolutistischer Willkür, 
das für immer die Herrschaft der Bureaukratie sichert«, bezeichnet 
wurde 37). In welchem Maße durch diese Form der Erledigung die 
Beamtenschaft erbittert wurde, geht daraus hervor, daß fortan in 
den Versammlungen der Staatsbeamten die sozialdemokratischen 
Abgeordneten mit dem lebhaftesten Beifall begrüßt wurden, während 
die Redner der bürgerlichen Parteien stets auf Widerspruch stießen. 
Wenn die Stimmung in den Beamtenkreisen dem Ton des allgemeinen 
Staatsbeamtenblattes konform sich entwickelt hat, muß man eine 
fortgesetzte, gesteigerte Erbitterung und Verbitterung annehmen, 
eine fortdauernde Radikalisierung, die dem ursprünglichen Charakter 
der österreichischen Staatsbeamtenbewegung durchaus nicht ent- 
spricht ®8). 

354) Archiv, Bd. 31, S. 681 ff., Bd. 33, S. 975 ff. und Bd. 35, S. 895 ff. 

36) Vgl. Archiv, Bd. 35, besonders S. 902 ff. 

33) Allgemeines österreichisches Staatsbeamtenblatt, 7. VIII. 1912. 

38) So heißt es in richtiger Beurteilung der ursprünglichen Forderungen der 
Staatsbeamten, die »Ziele ihrer Organisation seien durchwegs staatserhaltend, 
ihre Politik sei nichts anderes als ein Stück konservativer Mittelstandspolitik«e. 
Allgemeine österreichisches Staatsbeamtenblatt, 7. VIII. 1912. 
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Die Beamtenschaft scheint sich jedoch mit dem Gesetz selbst 
bald abgefunden zu haben und sie verlangte daher, sobald einmal 
die Vorlage im Abgeordnetenhause votiert war, eine möglichst schleu- 
nige Erledigung und Sanktionierung des Gesetzes mit rückwirkender 
Kraft vom ı. VII. 1912. Außerdem wurde schon damals die Regu- 
lierung der Aktivitätszulage im, Sinne des Militärzinstarifs als Aus- 
gleich für die Teuerung verlangt. Denn die Zeitvorrückung garan- 
tiert (nach der Anschauung der Beamten) nur ein »normales Avance- 
ment«, ohne daß damit gegen die Verteuerung ein Gegengewicht 
geboten wird. 

Der Einfluß der Beamtenschaft auf das Herrenhaus erwies sich 
nun in der Folgezeit als zu gering, um auch nur die Annahme der 
Beschlüsse des Abgeordnetenhauses durchzusetzen. Es fehlte dem 
Herrenhaus gegenüber nicht an Andeutungen, daß die Beamten- 
bewegung einen anderen Charakter annehmen könne; »die Beamten 
könnten, anstatt Stützen der bestehenden Staats- und Wirtschafts- 
ordnung zu sein, auch die Scharen jener verstärken, welche die Gerech- 
tigkeit der bestehenden Ordnung bereits ziemlich kräftig verneinen 39). 

Auch in die Provinz griff die Bewegung über, und es kam zu 
gemeinsamen Kundgebungen deutscher und tschechischer Beamter, 
ein bedeutsames Symptom für das Interesse, das die Beamtenschaft 
an dem Zustandekommen des Gesetzes nahm %0). Als die glatte 
Annahme des Entwurfes im Herrenhause immer zweifelhafter wurde, 
schlossen sich die verschiedenen Kategorien der Beamten, auch die 
dem Zentralbahnverband bis dahin noch fernstehenden Gruppen, zu 
einer Koalition zusammen. An dieser waren außer dem Zentral- 
verband der österreichischen Staatsbeamtenvereine beteiligt: der 
Verband akademisch gebildeter Staatsbeamten, der Reichsverband 
der österreichischen Mittelschulvereine, der Reichsverein der aus 
Militäranwärtern hervorgegangenen k. k. Beamten, der Verein der deut- 
schen Staatsangestellten in Niederösterreich und der Reichsbund der 
deutschen Postbeamten und Bediensteten Oesterreichs 41). Diese 
Koalition umschloß also Beamtengruppen, welche sich bis dahin aus- 
geschlossen hatten, sei es aus Gründen des Prestiges oder nationaler 
Gesinnung. Eine unter dem Vorsitz eines Universitätsprofessors ab- 
gehaltene große Staatsbeamtenversammlung stellte die »ungeheure 
Erregung in der ganzen Staatsbeamtenschaft über die ablehnende 
Haltung des Herrenhauses gegenüber der Dienstpragmatiksvorlage« fest. 
Die Resolution sprach weiterhin vom wachsenden Elend der Beamten- 
schaft und fuhr dann fort: »Die österreichische Beamtenschaft erkennt, 
daß der Verlust ihrer Koalitionsfreiheit die verschiedenen öffent- 
lichen und privater Unternehmer ermutigen würde, in gleicher Weise 
gegen ihre Angestellten vorzugehen. Zu diesem Verrat an allen frei- 
heitlich gesinnten Mitbürgern wird sie nie ihre Einwilligung geben. 


33) Ebenda, 7. IX. 1912. 
40) Ebenda, 7. X. 1912. 
41) Ebenda, 22. XI. 1912. 
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Die Staatsbeamtenschaft fordert von der Regierung und vom Parla- 
ment die sofortige Perfektionierung der Dienstpragmatik bei Wah- 
rung ihrer staatsbürgerlichen Rechte, die Rückwirkung der Zeit- 
vorrückung vom I. VI. ds. Js. und unmittelbar anschließend als Korre- 
lat der Teuerung die Erhöhung der Aktivitätszulagen. Die unter- 
zeichneten Verbände stellen fest, daß sie bis nun die Forderungen der 
österreichischen Staatsbeamten in vollkommen legaler Weise ver- 
treten haben. Die rapid anwachsende und heute kaum mehr einzu- 
dämmende Erregung unter den Staatsbeamten zwingen sie aber, 
jede Verantwortung für die Zukunft abzulehnen« Die Versammlung, 
welche zur Annahme dieser Resolution führte, zählte zu einer der 
stürmischsten, welche die österreichische Staatsbeamtenschaft je 
abgehalten hatte. Die Höhe der Erregung war übrigens dadurch 
gekennzeichnet, daß ein großes Wacheaufgebot die öffentliche Ruhe 
verbürgen sollte, und daß in der Versammlung selbst gerade nur die 
heftigsten Reden von den Beamten mit Beifall aufgenommen wurden *°). 
Bald darauf wurde ein allgemeiner Postbeamtentag, der nach Wien 
einberufen war, polizeilich verboten, weil die Regierung davon eine 
»Gefährdung des öffentlichen Wohles« befürchtete. 

Alle diese Anstrengungen, welche die österreichische Beamten- 
schaft machte, um wenigstens die Annahme der Beschlüsse des Ab- 
geordnetenhauses vom Herrenhause zu erlangen, waren vergeblich. 
Denn im Herrenhaus erfuhr die Dienstpragmatik noch folgende Ver- 
änderungen (meist Verschlechterungen) gegenüber dem Votum des 
Abgeordnetenhauses: 

Die vom Abgeordnetenhause eingefügte Bestimmung, wonach 
politische, konfessionelle oder nationale Gründe bei der Anstellung 
eines Beamten keinen Einfluß üben dürfen, wurde gestrichen. Da- 
mit wurde das vollkommen freie Ermessen der Regierung in der Er- 
nennung von Beamten wiederhergestellt. — Am wichtigsten sind die 
Abänderungen des Herrenhauses hinsichtlich der allgemeinen Pflich- 
ten der Beamten. Wegen dieser Paragraphen der Vorlage wurde im 
Abgeordnetenhause am längsten verhandelt, das Herrenhaus hat sich 
über alle dort abgeschlossenen Kompromisse hinweggesetzt und den 
ursprünglichen Wortlaut der Regierungsvorlage wiederhergestellt. 
Darnach lauteten also die betreffenden $$: »Der Beamte hat in 
seinem Verhalten in und außer Dienst das Standesansehen zu wahren 
und alles zu vermeiden, wodurch die Achtung und das Vertrauen, 
die seine Stellung erfordert, geschmälert werden könnte. Er hat 
alles zu unterlassen, was mit der Disziplin, d. i. dem Verhältnis der 
Ueber- und Unterordnung im Staatsdienst unvereinbar ist. Ferner: 
Insofern unter den oben angegebenen Gesichtspunkten die Mitglied- 
schaft bei einem Verein nach Maßgabe der Bestrebungen oder der 
Betätigung desselben mit den Pflichten eines Beamten nicht verein- 
bar erscheint, ist die Zugehörigkeit zu einem solchen Verein unzu- 
lässig«e. — Die Wiederherstellung dieser Bestimmungen wurde damit 


4) Ebenda, 7. XII. 1912. 
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begründet, daß das Verhältnis der Staatsbediensteten ein Dienstver- 
hältnis sui generis sei, was die Einschränkung des Vereinsrechtes un- 
bedingt notwendig mache. Fast alle Redner im Herrenhaus, auch Sozial- 
politiker, stellten sich in der Debatte auf diesen Standpunkt und es 
scheint, daß die starke Beeinflussung des Abgeordnetenhauses durch 
die Beamtenorganisationen im Herrenhause gerade eine entgegen- 
gesetzte Strömung stark befördert hat. Wie stark diese Opposition 
gegen die Beschlüsse des Abgeordnetenhauses war, geht z. B. auch 
daraus hervor, daß gewisse, dem Staatsinteresse dienende Bestim- 
mungen, die das Abgeordnetenhaus einfügte, wiederum gestrichen 
wurden, weil sie aus dem Antagonismus zwischen höherer und niederer 
Beamtenschaft heraus im Abgeordnetenhause vertreten worden waren. 
Das Abgeordnetenhaus hatte beschlossen, daß Beamten des Ruhe- 
standes in der Teilnahme bei Aktiengesellschaften an die Zustimmung 
der Zentralstelle gebunden sein sollten. Diese Bestimmung hat das 
Herrenhaus gestrichen (weil »die Beteiligung solcher Beamten von 
volkswirtschaftlichem Nutzen sein könne«) und ist damit der Tendenz, 
eine Sonderbestimmung gegen die immer zahlreicheren Uebertritte in 
öffentliche Unternehmungen zu schaffen, nicht beigetreten. — Die 
einzige wesentliche für die Beamten günstige Bestimmung, 
welche das Herrenhaus akzeptierte, besteht daher in der Zeitvor- 
rückung, welche ja für sehr erhebliche Beamtenkategorien (die Offi- 
ziere, die Staatslehrpersonen, Eisenbahnpersonal, Beamte autonomer 
Gemeinden usw.) in Oesterreich und vielfach im Ausland seit lange 
in Kraft ist, und daher den Staatsbeamten auch nicht mehr verweigert 
werden konnte— um so mehr als sich auch die Regierung mit dem Prin- 
zip bereits abgefunden hatte. Allerdings wurde dieser Beschluß un- 
ter vielen Vorbehalten und Verwahrungen gefaßt. So heißt es ım 
Bericht der Spezialkommission des Herrenhauses, daß die überwiegende 
Mehrheit der Kommission das leitende Motiv der Einführung des Zeit- 
avancements nicht anzuerkennen vermöchte; denn durch die Ein- 
führung des Zeitavancements würde dem Staat das Mittel der Hono- 
rierung besserer Kräfte entzogen; die Beispiele im Ausland seien nicht 
beweiskräftig, weil die Verhältnisse in Oesterreich nicht ohne weiteres 
damit verglichen werden könnten; auch die Analogie beim Militär 
sei verfehlt, weil beim Militär eine strengere Disziplin herrsche. Die 
Erfahrungen der Staatseisenbahnverwaltung endlich seien noch zu 
kurzfristig, als daß sie beweiskräftig sein könnten. Nur mit Rücksicht 
darauf, daß die Vorrückung dadurch gleichmäßiger in den einzelnen 
Ländern gestaltet werden könnte und daß dadurch geordnete Verhält- 
nisse der Staatsbediensteten herbeigeführt würden, glaubte die Kom- 
mission »ihre Bedenken zurückstellen und die Annahme der Zeitvor- 
rückung empfehlen zu sollene.. Das vom Abgeordnetenhause be- 
schlossene Vorrückungsschema wurde — mit einigen Verschlechte- 
rungen — vom Herrenhause akzeptiert. Ferner schloß sich das Herren- 
haus auch nicht dem Beschluß des Abgeordnetenhauses an, eine Rück- 
wirkung der Dienstpragmatik vom I1. VII. 1912 eintreten zu lassen. 
Weitere Verschlechterungen betreffen die Bestimmungen bezüglich 
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Pensionierung bei unzureichenden Leistungen, Strafen, Streichung von 
Ueberstundengebühren, Pensionshemessungen usw. ®). 

Die Verbesserungen, welche das Herrenhaus vornahm, sind durch- 
wegs recht geringfügiger Natur; es sei erwähnt die quartalweise Aus- 
zahlung der Aktivitäszulagen im voraus (zur Begleichung des Miet- 
zinses); die Verbesserung des Avancements in den höheren Rangs- 
klassen, Anrechnung der Dienstzeit in einem nicht öffentlich-recht- 
lichen staatlichen Dienst ın die Pensionsbemessung, Eröffnung des 
Rechtsweges bei Verurteilung zum Schadenersatz, Schadloshaltung 
bei ungerechtfertigter Verurteilung usw. Das Junktim mit den Steuer- 
vorlagen wurde aufrechterhalten. 

Die Beschlüsse des Herrenhauses wurden von den Staatsbeamten, 
insbesondere soweit sie die Ablehnung der Rückwirkung auf den 1. 
VII. ı912 und die allgemeinen Bestimmungen betreffen, als eine 
große Niederlage empfunden. Von da ab datiert die in der Folgezeit 
immer mehr verschärfte ablehnende Grundstimmung gegenüber dem 
Parlament, ja gegenüber dem Parlamentarismus überhaupt, woran 
sich bereits früher Anklänge gefunden haben und die späterhin immer 
deutlicher zum Ausdruck kommt. Das Ergebnis »eines mehr als 40 jäh- 
rigen Ringens« wird als ganz unverhältnismäßig gering beurteilt, das 
jedenfalls in keinem Verhältnis zu den gebrachten Opfern stehe. 

In der Beurteilung des Zentralverbandes stellt sich der vom Herren- 
haus votierte Entwurf folgendermaßen dar %): Die Einführung der 
Zeitvorrückung wird als eine »starke Aktivpost« gewertet. 
Namentlich das Vorrückungsschema wird, gegenüber der ersten 
Vorlage, als recht günstig bezeichnet. Jedenfalls wird durch die Zeit- 
vorrückung »ein gutes Stück Zufall und Willkür aus dem Beamtentum 
entfernt und die Lebensführung der Beamten auf eine geordnete und 
verläßliche Grundlage gestellt«. 

Als weitere günstige Bestimmung wird die Beseitigung der 
adjutenlosen langen Praktikanten-Dienstzeit bezeichnet. Hier sei 
zwar vieles zu verbessern, aber immerhin sei eine baldige Adjutierung 
vorgesehen, ebenso wie auch die Frist für Erlangung einer definitiven 
Stelle begrenzt. (Diese Bestimmungen werden natürlich die Einschrän- 
kung der Praktikanten-Anstellungen zur Folge haben.) Weitere 
wichtige Verbesserungen (wenn auch abgeschwächt gegenüber der 
Fassung des Abgeordnetenhauses) bringen die Bestimmungen über die 
Versorgungsgenüsse, und die Einführung kürzerer Vorrückungsfristen 
in den höheren Rangsklassen. So könne tatsächlich »in toto bezüg- 
lich des materiell-rechtlichen Teiles von einem unleugbaren Schritt 
zum Besseren gesprochen werden«. 

Die beamtenrechtlichen Bestimmungen seien nicht so günstig. 
Einiges bedeute eine Verbesserung, so der Rechtsanspruch 
auf Urlaub (der allerdings selbst besonders spärlich bemessen sei) ; 


42) Im übrigen vgl. die weiteren einzelnen Verschärfungen, deren Aufzäh- 
lung zu sehr ins Detail gehen würde, im allgemeinen österreichischen Staatsbe- 
amtenblatt, 7. XII. 1912. 

4) Ebenda, 7. I. 1913 und Beamtenzeitung, 31. XII. 1912. 
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ferner die Einführung der öffentlichen Qualifikation mit 
Einspruchsrecht. Auch die Formen des Disziplinarver- 
fahrens haben eine Verbesserung erfahren; (Durchführung der Grund- 
sätze der Strafprozeßordnung: Trennung der Funktionen des Klägers, 
Richters und Verteidigers; Unmittelbarkeit und Mündlichkeit; Ein- 
sichtnahme in die Disziplinarakten; Entschädigung für ungerechte 
Verurteilung; Einräumung des Rechtes auf einen Anwalt aus der Ver- 
teidigerliste; Möglichkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens). Hin- 
gegen werden die ‚‚drakonischen Strafbestimmungen‘ von den Beam- 
ten als eine ‚empfindliche Verschlechterung der bisherigen Rechts- 
lage“ bezeichnet. 

Als größte »Passivpost« in der Dienstpragmatik wird bezeichnet: 
die Einschränkung des Vereinsrechtes. Zwar habe 
die Regierung ausdrücklich erklärt, daß diese Bestimmungen (vgl. 
oben) auf die Zugehörigkeit von Beamten zu politischen Ver- 
einen nicht »vexatorisch« zur Anwendung gelangen werden. Nicht 
mitUnrecht wird daraus von seiten derBeamtenorganisationen geschlos- 
sen, daß demnach keinerlei Garantie dafür gegeben sei, daß die betreffen- 
den Bestimmungen nicht auch gegenüber den Beamtenvereinen 
»vexatorisch gehandhabt« werden. Diese Einschränkungen des Ver- 
einsrechtes werden als um so bedauerlicher bezeichnet, als ja auch die 
Vorlage dem »Gedanken einer bescheidenen Mitbestimmungsmöglich- 
keit in wichtigen, rechtlichen und wirtschaftlichen Fragen« keine 
Rechnung getragen habe. Insbesondere fehlten schon im Entwurf des 
Abgeordnetenhauses die von den Beamten verlangten Personal- 
kommissionen, ebenso wie die Vertretung in den Qualifikations- 
und Disziplinarkommissionen. Da überdies nun noch der bestehende 
Rechtszustand auf dem Gebiete des Vereinsrechtes zuungunsten 
der Beamten geändert wurde, sei »ein Gefühl der Bitterkeit« un- 
vermeidlich. So tauchte von vornherein schon, bevor noch das Gesetz 
endgültig gesichert war, der Gedanke der Novellierung auf, 
der jedoch auf absehbare Zeit kaum Aussicht auf Verwirklichung hat. 

Abschließend kann man sagen, daß die Erledigung des Gesetzes 
im Herrenhaus den Intentionen der Regierung entsprach; nämlich 
den Beamten eine gewisse materielle Besserstellung zu gewähren, 
aber auf der anderen Seite ihre Position gegenüber der Regierung 
und ihren Vorgesetzten, jedenfalls nicht zu verbessern, vielleicht 
sogar zu verschlechtern. Das innere Gefüge des Beamten- 
körpers sollte durch die Dienstpragmatik eher gefestigt werden, und 
die Bestrebungen, welche auf eine Demokratisierung des Beamten- 
körpers hinausgingen, haben keine Berücksichtigung gefunden. 

So sehr also von den Organisationen der Staatsbeamten an den 
Beschlüssen des Herrenhauses Kritik geübt wurde, war doch ernst- 
lich kein Bemühen vorhanden, auf das Abgeordnetenhaus in dem 
Sinn einzuwirken, es solle die Beschlüsse des Herrenhauses ablehnen 
und es auf eine Kraftprobe ankommen lassen. Im Gegenteil: von 
sehr zahlreichen Beamtenorganisationen ist geradezu nach der Vo- 
tierung der Vorlage in dieser veränderten Form im Herrenhause 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 2. 43 
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ein Sturm auf das Abgeordnetenhaus unternommen worden, es möchte 
schleunigst die so veränderte Vorlage, welche an das Abgeordneten- 
haus zurückgelangte, akzeptieren. Der Zentralverband der Staats- 
beamten zwar hat sich an diesen Bemühungen nicht beteiligt und 
er hat auch eine Einladung zu einer Enquête, die der Staatsbeamten- 
ausschuß des Abgeordnetenhauses (offenkundig zum Zweck, um die 
Verantwortung auf die Staatsbeamten selbst zurückzuwälzen) ver- 
anstaltete, nicht angenommen (mit der Motivierung, er »habe seinen 
Standpunkt zum ganzen Komplex der Dienstpragmatik wiederholt 
bekannt gegeben, und er müsse es dem Abgeordnetenhaus über- 
lassen, zu entscheiden, ob die durch die materielle Not der 
Staatsbeamten geschaffene Zwangslage . für die Beschlußfassung 
bezüglich der rechtlichen Bestimmungen der Dienstpragmatikvorlage 
maßgebend sein darf«). Die übrigen Beamtenverbände aber, welche 
in der Enquête erschienen, verlangten fast alle die sofortige Annahme 
der. Herrenhausbeschlüsse und zahlreiche andere Organisationen 
bestürmten geradezu ihre Abgeordneten, nicht durch weiteren Wider- 
stand das Zustandekommen des Gesetzes überhaupt zu gefährden. 
Nur die Organisationen der Diener wiesen durch ihre Vertreter die 
Beschlüsse des Herrenhauses zurück 45). 

Auf Grund dieser Situation wurden nun im Abgeordnetenhaus 
die Beschlüsse des Herrenhauses akzeptiert. Die Art und Weise, 
wie das erfolgte, laßt darauf schließen, daß das Abgeordnetenhaus 
bis dahin nur unter dem Druck der Beamtenorganisationen und der 
öffentlichen Meinung im wesentlichen für die Wünsche der Beamten- 
schaft gestimmt hatte und daß es sehr gern die Gelegenheit ergriff, 
die ursprünglich radikalere Fassung wieder abzuändern #%). Das 
ist ja auch bei der vorwiegend agrarıschen und mittelständischen 
Interessenvertretung, welche das österreichische Parlament darstellt, 
weiter nicht zu verwundern. Die weitere Konsequenz hiervon ist, 
daß die radikale Beamtenbewegung in Oesterreich immer deutlicher 
politisch zur Sozialdemokratie hinneigt 4) und daß die in ihrer Interes- 
senvertretung aktive Beamtenschaft in Hinkunft zum Teil von 
den nationalen Parteien abschwenken und sich der Sozialdemokratie 
zuwenden dürfte. Soweit dies nicht der Fall ist, dürfte sie zum Teil 
das Interesse am Parlament überhaupt verlieren und sich Gedanken- 
gängen zuwenden, die eine gewisse Verwandtschaft mit dem franzö- 








45) Allgemeines österreichisches Staatsbeamtenblatt, 22. XII. 1912. 

48) Ebenda, 22. I. 1913. Das gcht z. B. daraus hervor, daß die Beschluß- 
fähigkeit des Staatsangestelltenausschusses stets nur mit den größten Schwierig- 
keiten zu erreichen war, während bei Abänderung der auf das Koalitionsrecht 
sich beziehenden Bestimmungen eine ganz erstaunliche Mehrheit der Mitglieder 
anwesend war, die sich für die Beschlüsse des Herrenhauses einsetzten. Macht 
sich doch in der Entwicklung des österreichischen Parlamentarismus überhaupt 
der Grundzug geltend, daß das Abgeordnetenhaus der öffentlichen Meinung ent- 
gegenkommt und es (mehr volens als nolens) dem Herrenhaus überläßt, die radi- 
kalen Beschlüsse abzulehnen. 

47) Allgemeines österreichisches Staatsbeamtenblatt, 22. III. 1913. 
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sischen Syndikalismus (besonders dm Antiparlamentaris- 
mus in diesem) aufweisen. 

Diese radikalere Orientierung der Beamtenschaft ist umso wahr- 
scheinlicher, als sich auch nach der Annahme der Herrenhausbe- 
schlüsse wiederum erhebliche Schwierigkeiten für die Realisierung 
des Gesetzes zeigten, welche auch derzeit noch nicht behoben sind. 
Das Gesetz enthält ja, wie oben erwähnt wurde, ein Junctim mit 
dem sogenannten »kleinen Finanzplan«, sprach also aus, daß es nicht 
in Kraft treten solle, bevor nicht die Bedeckung der Aufwendungen, 
die das Gesetz erfordert, durch besondere Steuern sichergestellt 
würde. Und so sehr sich anfangs die Beamtenschaft gegen ein 
solches Junctim ausgesprochen hatte, sah sie sich nun geneigt, auf 
das Heftigste und Energischste die möglichst rasche Erledigung der 
Steuervorlagen vom Abgeordnetenhause zu verlangen, und die Be- 
amtendienstpragmatik erwies sich so tatsächlich als ein »Vorspann« 
der Steuergesetze, allerdings doch nicht stark genug, um die; all- 
gemeinen politischen (meist aus den nationalen Schwierigkeiten ent- 
stehenden) Hemmungen zu überwinden. Aus diesen Schwierigkeiten 
heraus entstand die heute zu verzeichnende politische Desorientiert- 
heit der Beamtenschaft, die zwischen den Versuchen, den Parla- 
mentarismus zu radikalisieren oder ihn überhaupt zu negieren, hin 
und her schwankt, und auf eine Neuorientierung und -Gestaltung 
der Beamtenorganisationen drängt, wovon noch die Rede sein wird. 
Alle Versuche, auf das Parlament einzuwirken, blieben resultatlos 
und ein letztes Auskunftsmittel, durch eine Audienz beim Kaiser 
die Sanktion des Gesetzes unter Nichtberücksichtigung des Junctims 
zu erzielen, hatte gleichfalls keinen Erfolg 48). Auch das Versprechen 
der Regierung, bei Erledigung des Finanzplanes bis Ende 1913 eine 
Rückwirkung vom 1. IX. 1913 eintreten zu lassen (ursprünglich war 
ja von den Beamten die Wirkung ab ı. VII. 1912 postuliert!) ist 
angesichts der politischen Situation, die eine Erledigung der Steuer- 
vorlage in der nächsten Zeit nicht wahrscheinlich macht, fragwürdig, 
und die von der Regierung inzwischen zugesagten ad personam Er- 
nennungen scheinen gleichfalls nicht in einem die Beamtenschaft be- 
friedigenden Umfang erfolgt zu sein. So ist das ‚Gesamtresultat" der 
bisherigen Kampagne, daß das Gesetz, so wenig es den Erwartungen 
der Staatsbeamten entsprach, auch noch dazu jedenfalls erst mit einer 
sehr erheblichen Verspätung in Kraft treten wird. In dem ganzen 
Kampf um die Dienstpragmatik zeigte sich die Regierung als der 
weitaus stärkere Teil und es steht gegenwärtig so, daß es fast aus- 
schließlich von ihrem Ermessen abhängt, wann die Dienstpragmatik 
tatsächlich zu Wirksamkeit gelangen wird. 

Unter dem Eindruck dieser Schwierigkeiten für die Beamten, 
auf dem Wege der Gesetzgebung rasch und leicht Erfolge zu erzielen, 
mehren sich die Bestrebungen, direkt ins Wirtschaftsleben einzu- 
greifen. Schon im Vorjahr wurde von einer beginnenden Kooperation 
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zwischen staatlichen und “privaten Angestellten auf dem Gebiete 
der Konsumdeckung gesprochen, Ansätze, welche allerdings zu grö- 
Berer Wirksamkeit bisher noch nicht gelangt sind. Nun wurde in den 
Debatten des Herrenhauses mehrfach auf die wirtschaftliche Selbst- 
hilfe der Beamten hingewiesen, als ein Mittel, die Situation der Be- 
amten zu verbessern. In dieser Hinsicht sind die Bemühungen auf 
Schaffung von Beamtenwohnungen (mit Hilfe von Zinsengarantie aus 
dem Wohnungsfürsorgefonds) und Versuche zur Einleitung einer 
Konsumentenorganisation erwähnenswert. Bisher haben diese aller- 
dings — soweit zu sehen — noch keine Ergebnisse gezeitigt, und es 
ist fraglich, ob sich gegen eine erfolgreiche Beamtenkonsu- 
mentenbewegung, genau wie in Deutschland, sehr rasch nicht nur die 
davon betroffenen Unternehmer (Detailhandel usw.), sondern auch 
späterhin unter deren Druck die Regierung wenden würde. Wie 
dem auch sei, jedenfalls ist zu erwarten, daß die organisatorischen 
Kräfte in der österreichischen Beamtenschaft sich in Hinkunft mehr 
als bisher diesem Zweig der Organisationen zuwenden werden, da sie 
von der Wirkungsmöglichkeit der reinen Standesbewegung so bitter 
enttäuscht wurden. 

Die Kämpfe um die Dienstpragmatik standen im Berichtsjahr 
zu sehr im Vordergrund des allgemeinen Interesses, als daß von einer 
anderweitigen Tätigkeit der hier in Betracht kommenden Organisa- 
tionen die Rede sein konnte. Für die Zukunft müssen, nach 
dem Ergebnis dieser Kampagne, die Beamtenorganisationen mit 
wachsenden Schwierigkeiten für ihre Tätigkeit rechnen. Darauf 
deuten auch schon die Vorsichtsmaßregeln, welche vom Zentral- 
verband der Staatsbeamten für den Fall seiner Auflösung getroffen 
wurden. Auch ist beachtenswert, daß z. B. selbst die Vereini- 
gung der Richter auf Schwierigkeiten bei der Regierung 
gestoßen ist #9), so daß der bisherige Präsident derselben sein Amt 
niederlegen mußte. Der neugewählte Präsident wies zwar darauf hin, 
daß die Vereinigung an ihren Zielen und ihrer Politik stets festhalten 
wird 5%) (»Streben nach innerer Unabhängigkeit, Förderung des 
Standesbewußtseins, Hebung der materiellen Wohlfahrts, die auf 
dem »goldenen Mittelweg« angestrebt werden soll sunter Fühlung- 
nahme mit den maßgebenden Persönlichkeiten«), aber es ist wahr- 
scheinlich, daß auch die Wirkungsmöglichkeiten dieser Organisation 
in Hinkunft nicht so groß sein werden, als es ursprünglich den An- 
schein hatte. 

Die gegenwärtige Situation für die österreichische Beamtenschaft 
kann vielleicht am besten dahin gekennzeichnet werden: die Versuche 
der Organisationen, für die Beamten eine größere Autonomie zu er- 
langen und ihre Rechtslage, namentlich ihre staatsbürgerlichen Rechte, 
zu verbessern, sind nahezu ganz erfolglos gewesen; hinsichtlich der 


— 


49) Ueber diese vgl. letzten Abschnitt der Chronik, Archiv, Bd. 35, S. 909 ff. 
50%) Beamtenzeitung, 20. III. 1913 und Allgemeines österreichisches Staats- 
beamtenblatt, 22. XII. 1912. 
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materiellen Besserstellung haben die Beamten einige Erfolge erzielt, 
die aber noch nicht zur Wirksamkeit gelangt sind; die Aussichten einer 
Standesbewegung für die Zukunft sind durch die Veränderungen der 
Rechtslage eher erschwert. So wird sich voraussichtlich ein erheb- 
licher Teil der Beamten, vielleicht am ehesten die Unterbeamten- 
schaft, radikalisieren; man spricht bereits von Versuchen, universelle 
Organisationen aller unselbständig Berufstätigen oder wenigstens 
eine Kooperation ihrer Organisationen zu schaffen. Ein anderer Teil 
wird sich mit der Situation abfinden und ihre Kategorienpolitik 
weiter betreiben. Das Endziel der österreichischen Beamtenorgani- 
sation — das ist das Fazit aller ihrer bisherigen Bemühungen — ist 
aber jedenfalls nicht erreicht worden und ist auch nicht näher als vor 
dieser Etappe der Bewegung. Trotzdem die Staatsgewalt in Oester- 
reich bedeutend schwächer ist als im Deutschen Reich und die radi- 
kalen Kräfte in der Beamtenbewegung stärker, waren die Organisatio- 
nen doch bisher nicht stark genug, um zu ihren Zielen zu gelangen. 
Es ist sehr fraglich, ob sie in den nächsten Jahren in ihren Bestre- 
bungen mehr Erfolg haben werden, als bisher. 
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Preisaufgabe 
der Rödinger-Stiftung in Tübingen. 


»Die Vererbung des ländlichen Grundbesitzes in Württemberg.« 

Gewünscht wird eine eingehende Untersuchung und Darstellung 
der heute bestehenden Formen der ländlichen Vererbung 
in den verschiedenen Teilen Württembergs und ihrer geschicht- 
lichen Entwicklung sowie der Frage einer gesetz- 
lichen Regelung, und zwar in der Art der Untersuchungen 
in dem von Sering herausgegebenen Sammelwerk »Die Vererbung 
des ländlichen Grundbesitzes in Preußen« (Vgl. Dr. Fritz Elsas: 
»Zur Frage des Anerbenrechts in Württemberg«, Schmollers Jahrbuch, 
Band 37, 3). 

Der Preis beträgt 2000 Mk. Die Arbeit ist am ı. Mai 10917 ein- 
zuliefern. 
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August Bebel. 


Von 


ROBERT MICHELS. 


Das geschichtliche Andenken großer Parteiführer ist keine 
konstante Größe. Es unterliegt der Gunst oder Ungunst des 
Schicksals, das ihrer Partei zuteil wird. Der Triumph der Partei 
macht den Namen des Führers unsterblich. Denkmäler wachsen 
pilzgleich für ihn aus dem Boden. In den Geschichtsbüchern 
werden seine Taten, seine Worte und seine Gedanken in dithy- 
rambischer Form den kommenden Generationen zu ewiger Er- 
innerung warm ans Herz gelegt. Als Heros wird er leben, so 
lange der Staat lebt, den er, oder doch seine Nachfolger 
umgeschaffen. Wäre Bismarck 1866 unterlegen, nur als Bruder- 
mörder und Schänder Deutschlands würde vielleicht sein An- 
denken fortleben; wäre ihm nicht auch der letzte Coup 1870 ge- 
lungen, keine einzige Bismarcksäule ragte gen Himmel. Mazzinis 
Traum ist zur Hälfte in Erfüllung gegangen. Die ersehnte Einheit 
Italiens ist zur Tatsache geworden. Aber die von ihr unzertrenn- 
liche Begleitidee Mazzinis, die Republik, hat keine Gestaltung 
gewonnen; die Partei, die Mazzini hinterlassen hat, ist gegen- 
wärtig weiter denn je von der Macht entfernt. Was folgt daraus ? 
Wir sehen Mazzini in Italien heute als Einheitshelden, nicht 
als Freiheitsheldeni gefeiert werden. Der halb gebliebene Erfolg 
seines Lebenswerkes gewährt seinem Andenken das Recht des 
Halbgottes; während, falls Italien heute republikanische Staats- 
form aufwiese, der italienische Patriotismus Mazzini als Gott 
verehren würde. Das gleiche Gesetz gilt auch für Bebel. 
Schon heute, wenige Monate nach seinem Tode, kann man der 
geschichtlichen Würdigung August Bebels ein ähnliches Horo- 
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skop stellen. Sein Ruhm wird, man weiß es nicht, steigen oder 
fallen. Seitens seiner Genossen freilich ist er als Parteiober- 
haupt der Kanonisierung sicher. Bebel wird von seiner Partei 
in allen Zeiten gefeiert, seine Reden und Schriften werden 
gesammelt und mit Andacht gelesen werden, seine Büste wird 
bei Maifeiern und sonstigen sozialdemokratischen Festen neben 
denen Marxens und Lassalles den Ehrenplatz erhalten. Aber 
die staatlichen Organe sowie die Massen der Gebildeten 
seines Volkes haben sich ein Urteil über Bebel gebildet, 
das ihm wegen seiner gutdeutschen Familieneigenschaften zwar 
mildernde Gründe zubilligt, aber keine Bedenken trägt, ihn als 
vaterlandsschädlichen Gesellen und unpraktischen Politiker zu 
verurteilen. Diese offizielle Prägung des Andenkens des großen 
deutschen Volksführers steht heute für alle Zeiten fest; sie ver- 
möchte sich nur in einem Falle zu ändern: wenn es den Trägern 
der Gesinnungen und Ueberzeugungen des Toten gelänge, den 
preußischen Staat zu vernichten oder doch mit ihrem Geiste 
zu durchdringen und die Herrschaft zu erringen. Erst dann 
würde August Bebel neben dem alten Fritz Unter den Linden 
ein Denkmal erhalten, das vom Reichskanzler im Beisein der 
das Gewehr präsentierenden Garnison der Hauptstadt einge- 
weiht würde. Auch Danton hat in Paris auf dem Boulevard 
Saint Germain sein großes ehernes Standbild erstehen sehen. 
Und Danton hat in seinem Leben den Gegnern seiner Partei 
mehr Leid zugefügt als Bebel den seinen. 

Indes muß es Sache des Sozialwissenschafters sein, die 
Wertung bedeutender Persönlichkeiten von den Kristallbildungen 
des Erfolgs oder Mißerfolgs loszulösen und in ernsterem Lichte 
zu betrachten. GewißB kann es in den Niederungen der Popu- 
lärliteratur von jedem bedeutenden Manne heißen: »von der 
Parteien Haß und Gunst entstellt, schwankt sein Charakterbild 
in der Geschichte«e. Die Wissenschaft muß aber doch trachten, 
dieses Charakterbild nach Möglichkeit zu fixieren. 

Bebel war in vieler Beziehung der typische moderne Massen- 
führer, wie ihn die proletarische Bewegung erzeugt, wenn dem 
auch sofort hinzugefügt werden muß, daß er nicht nur intellek- 
tuell und moralisch sich über den Durchschnitt der Seinesgleichen 
riesenhaft erhob, sondern daß er so stark individuelles Gepräge 
trug, daß hinter dem Massenführer die Persönlichkeit nie 
verschwand, so daß das Wesen Bebels nicht aus dem des 
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modernen Parteiwesens allein heraus verstanden zu werden 
vermag. 

Man kann die Wirksamkeit Bebels den Massen gegenüber 
getrost mit der Marxens, Engels’ und Lassalles vergleichen. 
Man kann sogar die Behauptung wagen, daß er ihnen mehr ge- 
wesen ist. Bebel war in weit höherem Maße als jene der Führer, 
der Exponent, der Anleiter. Marx saß weit ab vom Schuß in 
seiner Gelehrtenkammer oder im Saale des British Museum 
in London und war mit den deutschen Arbeitern, von einer 
kurzen Periode in Köln 1842/3, wo er die Rheinische Zeitung 
geleitet und ab und zu in Handwerker- und Arbeiterversamm- 
lungen gesprochen hatte, abgesehen, nicht in Berührung ge- 
kommen. Dem deutschen Proletariat ist er bis heute ein unper- 
sönlicher, olympischer Gott geblieben, zu dem sie bewundernd 
aufsehen, zu dem sie aber keinerlei inneren Beziehungen haben 
und dessen Lehren sie nur in zweimal gewässerter Form ver- 
stehen. Engels war nur im Nebenamt Sozialdemokrat, im Haupt- 
amt dagegen Fabrikant. Als er in seinen letzten Lebensjahren 
das Hauptamt mit dem Nebenamt vertauschte, war er selbst 
bereits zu einer Art olympischem Nebengott geworden; gewiß 
weltlicher als Marx: nicht ein zweiter Dioskur, sondern vielmehr, 
in den Augen der Massen, bereits Epigone, der höchstens 
als praktischer Beirat auf Selbständigkeit Anspruch erheben 
konnte. Was ihm auf seiner letzten Reise nach dem Kontinent 
1893 in Zürich und Wien Beifall zujubelte, das waren nicht so 
sehr authentische Arbeitermassen, als vielmehr zu höherem Ver- 
ständnis durchgedrungene Scharen genössischer Berufspoli- 
tiker. Lassalle gar war ganz Herrenmensch, ganz Diktator, und 
was er von Arbeitern gelegentlich jubelnd um sich sammelte, 
das war nur ein kleiner Ausschnitt der jugendlichen, noch ganz 
in Theorie und Praxis der Heroenverehrung befangenen dama- 
ligen Arbeiter, denen der geld- und wortreiche Advokat und 
Freund und Beschützer der Gräfin Hatzfeldt doch wohl mehr 
imponierte als er innerlich als zu ihnen gehörig empfunden wurde. 

Was August Bebel den Massen hingegen lieb und wert 
machte, was ihn ihnen näher brachte und zu dem ihren machte, 
das war gerade, daß bei ihm die überwiegende Note nicht die 
wissenschaftliche war. Er war nicht, wie die Marx, Engels und 
Lassalle ein Intellektueller, sondern ein Volksmann. Fleisch 
von ihrem Fleische, Blut von ihrem Blute. Man hat Bebel als 
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den unverfälschten Exponenten der proletarischen Millionen 
Deutschlands darstellen wollen. Geistig und politisch war das, 
immer cum grano salis, in sehr hohem Grade der Fall. Aber 
sozial läßt sich, bei Licht besehen, die These nicht ohne weiteres 
unterschreiben. Wenn die sozialdemokratischen Zeitungen Bebel 
auch genealogisch als »Produkt des Proletariats« beanspruchen 
und auf die kümmerlichen Verhältnisse anspielen, aus denen er 
hervorgegangen sei, so ist noch die Frage aufzuwerfen, seit wann 
ein Unteroffizier Proletarier ist und seit wann die Handwerks- 
meister und Geschäftsreisenden — und das ist Bebel, von der 
Wanderzeit, die damals noch zum Metier gehörte, abgesehen, 
doch so lange gewesen, bis seine pekuniären Verhältnisse es 
ihm gestatteten, seine Kräfte restlos in den Dienst der politischen 
Sache zu stellen, — der Arbeiterschaft im engeren Sinne anzu- 
gehören pflegen. Immerhin mag man indes zugeben, daß Bebel 
als Waisenkind schon einige Jahre die Not des Armen gekostet 
hat, und daß er zu den wenigen Männern seiner Gesellschafts- 
schicht gehört, welche in der Bewegung der unteren Volks- 
klassen einen bedeutenden Platz eingenommen haben. _ 

Gewiß: es kann und soll nicht geleugnet werden, die große 
Mehrzahl der deutschen Arbeiter fühlte Bebel auch sozial 
als zu ihnen gehörig, nicht nur als sozialdemokratischen Partei- 
genossen, sondern auch als proletarischen Klassengenossen. 
Darin liegt ja eben die merkwürdigste Erscheinung. Sie läßt 
sich zum Teil durch Bebels reinmenschliches, bescheidenes, einfa- 
ches Wesen erklären, das er auch im Verkehr mit den Arbeitern 
zur Schau trug und das auch in seinem Aeußern, seiner Kleidung, 
zum Ausdruck kam. Indes beruhte die enge Gemeinschaft, die 
den Durchschnittsarbeiter in Deutschland mit seinem Bebel 
verband, der doch im Grunde ein radikaler Kleinbürger war und 
blieb, auf der Gemeinsamkeit eben dieses kleinbürgerlichen 
 Grundzugs. Denn an den revolutionären deutschen Proletarier- 
massen sind, trotzdem an ihrer proletarischen Authentizität, 
soweit ihre Stellung im Produktionsprozeß in Frage kommt, nicht 
gezweifelt werden darf, aus historischen und vielleicht auch 
aus ethnischen Gründen tiefe kleinbürgerliche Züge haften ge- 
blieben. 

Was Bebel aber vor allem andern den Massen vertraut machte, 
das war seine Nähe. Seine Sprache war ihre Sprache, seine Art 
war ihre Art. Er entzog sich ihnen nicht durch tiefsinniges Theo- 
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retisieren, ihm lag es fern, neue Gesetze aufzustellen. Er war 
der Mann der politischen Praxis. Er war ihr Mann. Sie störte 
es auch nicht, daß er durch und durch Parlamentarier war. 
Im Gegenteil. Hier, von der Tribüne des Reichstages aus, 
sprach er vom arbeitenden Volke, ja, manchmal wollte es schei- 
nen, zum arbeitenden Volke, von seinen Leiden, seinen Bedürf- 
nissen, wie immer sie sich auf allen Gebieten äußerten. Nichts 
blieb ihm verborgen. In allen Tönen, unter allen Gesichtspunk- 
ten, in allen Stücken und mit bedingungsloser Gradheit, nahm er 
sich, angesichts der Vertreter der herrschenden Klasse sowie der 
preußischen Krone, der Darbenden an. Und im blätterreichen 
Wald der sozialdemokratischen Parteipresse schallten seine Ankla- 
gen hundertfach wieder. Von Marx hörten die Arbeiter nur etwa 
einmal im Jahre, wenn ein temperamentvoller Mairedner ihnen 
vom kommunistischen Manifest sprach, von Bebel hörten sie all- 
abendlich, wenn sie ihre Zeitung zur Hand nahmen. Wer 
von ihnen hat je Marx gelesen ? Bebel aber, seine Reden auf 
Reichs- und Parteitagen, lasen sie alle, und selten verging ein 
Monat, in welchem ihre Herzen nicht ob eines neuen gewaltigen 
Bebelwortes, in dem Zorn und Hoffnung in machtvoller Syn- 
these zusammengeschweißt waren, voll Ergriffenheit pochten 
und ihr Sinn mit dem des großen Wortführers aufs neue 
Vermählung feierte. 

Die Begeisterung und Verehrung, deren Mittelpunkt Bebel 
war, hatte aber auch noch andere Ursachen. Bebel hat nicht nur 
an der Wiege der Partei, sondern an der Wiege der modernen 
deutschen Arbeiterklasse selbst gestanden. Seine schwere, lang- 
same Entwicklung zum Sozialismus in der zweiten Hälfte der 
sechziger Jahre, nicht das feurige Ergreifen einer magnetisch anzie- 
henden Weltanschauung, sondern ein peinliches Durchringen und 
stückweises Ueberzeugtwerden, war die der intellektuell höchst- 
stehenden und politisch am lebhaftesten interessierten Schicht 
der Arbeiterklasse selbst. In diesen Jahren fand der Prophet, 
und der ist in Bebel stets schr stark gewesen, ein doppelt gün- 
stiges Feld. Einmal waren die deutschen Arbeitermassen der 
damaligen Zeit noch ungeschult und durch ihre noch nicht ge- 
lösten Beziehungen zur Kirche kindlichem Glauben leicht zu- 
gänglich. Naumann hat sich erzählen lassen, daß, wenn Bebel 
in den Jahren 1867 oder 1868 in seinen ersten Wahlkreis kam, 
die Menschen um ihn standen und ihn mit einer innigen Sehn- 





676 Robert Michels, 


sucht nach Erfüllung ihrer Hoffnungen ansahen, die tief in 
der Erinnerung derer, die das miterlebt haben, eingeprägt ge- 
blieben ist; wie immer man zur Sozialdemokratie stehe, man 
vermöge den Erzählungen jener Leute nicht ohne Ergriffenheit 
zuzuhören !). Der Hunger nach erlösenden Worten war aber 
nicht lediglich in der Jugend der Bewegung verwurzelt. Das 
deutsche Proletariat war für die Lehre einer nahe bevorstehen- 
den radikalen Umgestaltung der Dinge — Bebel hat bekanntlich 
erst spät zugegeben, sich in seinen Angaben über das Tempo der 
zu erwartenden Revolution geirrt zu haben und jahrzehntelang 
das Eintreffen der großen Tage, welche von der Aera des bürger- 
lichen Kapitalismus in die der sozialistischen Gesellschaft über- 
leiten sollten, auf eine überaus kurze Frist vorausgesagt — am 
Ende der sechziger Jahre sowie, in noch höherem Maße, nach 
Ablauf der kurzen Periode, in welcher die junge deutsche In- 
dustrie die französischen Milliarden verdaute und welche in den 
Annalen der deutschen Wirtschaftsgeschichte unter der Bezeich- 
nung »Gründerperiode« fortleben wird, besonders empfänglich. 
Man kann die Zeit von etwa 1860—78 getrost in Deutschland 
nationalökonomisch und sozial mit der entsprechenden Aera von 
1807—55 in England vergleichen. Der Hereinbruch der maschi- 
nellen Manufaktur und die Hebung der durch die Vervollständi- 
gung der Verkehrsmittel und die Vereinfachung des Tauschver- 
kehrs, insbesondere auch des Börsenwesens, neu belebten Produk- 
tion rief in dem späten Deutschland reservatis reservandis die 
gleichen Begleitumstände hervor, die sich in England ein hal- 
bes Jahrhundert früher gezeigt hatten. Mit der Verbesserung 
und Beschleunigung der Produktion hielt indes die Hebung 
der Arbeitermassen nicht nur nicht Stand, sondern man kann 
umgekchrt den Satz aufstellen, daß die Jugendzeit des modernen 
Kapitalismus die chronischen Leiden der Arbeiterschaft um 
viele akute Krankheiten vermehrte. Die Theorie von der Ver- 
clendung der Massen war demnach durchaus von Gültigkeit. Sie 
ist keineswegs dem Denkerhirn Marxens entsprungen, sondern fin- 
det sich bei allen zeitgenössischen sozialistischen wie auch bei einer 
beträchtlichen Anzahl bürgerlicher Volkswirtschaftsbeflissenen 
der ersten Hälfte des XIX. Jahrhunderts in fast stereotypisch zu 


) Friedrich Naumann: »Das Schicksal des Marxismuse, in der 
Hilfe, XIV, p. 65 £. 
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nennender Weise wieder 2). Die geängstigten und gepeinigten Ge- 
müter der Arbeiter mußte es deshalb mit der größten Hoffnungs- 
freudigkeit erfüllen und sie scharenweise der Partei, die er ver- 
trat, zutreiben, wenn ein Mann von der Autorität, der Begabung 
und der leuchtenden Ehrlichkeit eines August Bebel im vollen 
Brustton tiefster Ueberzeugung Worte aussprechen konnte, wie 
die, daß sich nur wenige im gleichen Saale mit ihm befinden 
möchten, die den Tag der Befreiung nicht noch erleben würden 3). 

Dabei war Bebel in seinen Prophezeiungen apodiktisch. 
War er »inspiriert«, so duldete er keinen Widerspruch. Da wurde 
er ganz Diktator. Nicht aus Herrschsucht, die ihm fern lag, son- 
dern aus Ueberzeugung, aus Bewußtsein vom eigenen Werte. 
David hat recht: für Bebel gab es weder Probleme noch Zweifel. 
Seine jeweilige Auffassung war ihm alleinige Wahrheit, unum- _ 
stößliche Gewißheit. Er war keine wissenschaftliche, kritisch 
forschende, sondern eine künstlerisch gestaltende Natur. Nicht 
durch logische Deduktion wirkte er, sondern durch psychologi- 
sche Suggestion ®). 

Die modernen Volksbewegungen werden, insbesondere in 
iher Jugendzeit, von Rednern geführt.: Sie sind kraft ihrer Uner- 
fahrenheit und des noch geringen Standes ihrer politischen Bil- 
dung, aber auch kraft ihrer Begeisterungsfähigkeit, wie endlich 
ihrer Leichtgläubigkeit, der flammenden Gewalt der Rede leicht 
ausgesetzt und unterliegen den Reizen redebegabter Männer 
mit Behagen, ja bisweilen mit Wollust. Darum schen wir in der 
Geschichte der Parteien des internationalen Sozialismus allüberall 
hervorragende Redner an der Spitze stehen: in Frankreich einen 
Jaures, in Italien einen Ferri, in Belgien einen Vandervelde, in 
Holland einen Troelstra, in Oesterreichisch-Polen einen Daszynski, 
in England einen Macdonald; in Deutschland erst einen Lassalle, 
dann, in anderer Form, aber nicht minder bedeutend, einen 
Bebel. Die Beredsamkeit eines Bebel war freilich ganz eigner 
Art. Sie hatte nichts von dem literarischen Schwung und dem 
häufig an Renommisterei und persönliche Eitelkeit streifenden 
hochtönendem Selbstbewußtsein des Breslauer Juden Lassalle; 

2) Hierüber verweise ich auf einige Seiten meiner Saggi Economico-Sta- 
tistici sulle Classi Popolari. Palermo 1913. Sandron, p. 131 ff. und die dort 
enthaltenen bibliograph. Angaben. 

3) Protokoll der Verhandlungen des Parteitags zu Erfurt, 1891, p. 174. 


ı) Eduard David: Die Eroberung der politischen Macht. Sozialist. 
Monatshefte, 1904, Heft ı, p. 10. 
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nichts von der dichterischen Dünnflüssigkeit, dem erhabenen 
ätherischen Idealismus und dem natürlichen Wortreichtum des 
Südwestfranzosen Jaures; nichts von der klassischen Stilistik 
und der berechnenden Treffsicherheit des italienischen Tenors 
Enrico Ferri; nichts von der advokatischen Kraft und dem 
verhaltenen Groll des holländischen Volkstribunen Troelstra. 
Die Beredsamkeit Bebels war echt deutsch-germanisch; mehr 
erworben als angeboren. Bebel selbst berichtet davon, wieviel 
Mühe ihm seine ersten Versuche auf diesem Gebiete bereiteten; 
wie nahe er daran war, daran zu verzweifeln, je Eindruck auf 
seine Zuhörer machen zu können 5). Bernstein sagt, er sei, als 
er ihn 1872 hörte, absolut kein Festredner gewesen. »Er hatte 
einen viel zu sehr am Sachlichen haftenden Geist und war auch 
dazu sehr aufs Dozieren versessen«®). 

Bebel hatte eine harte, bisweilen etwas schrille Stimme, 
deren Klang häufig an den einer geborstenen Glocke erinnerte, 
aber weit trug und in Momenten heftigen Affektes von großer, 
durchdringender Wirkung war. Sein Wort scholl militärisch, 
gchorsamheischend;; man hörte ihm an, wie der Redner selbst von 
seinem Stoffe erfüllt war. Da war kein rednerischer, gleisnerischer 
Affekt, keine wohlbedachte, flüssige Ueberredungskunst, da 
war eine mit starkem Temperament vorgetragene Ueberzeugung 
selbst. Die Klangfarbe des Wortes war prononziert ostdeutsch. 

5 August Bebel: Aus meinem Leben. Stuttgart ıgıı. Dietz Nachf., 
Bd. I, p. 91. 

6 Ed. Bernstein: Einige Erinnerungen an August Bebel. Frank- 
furter Zeitung. 1913, Nr. 234. Es ist nicht verwunderlich, daß eine so markante, 
ästhetisch anziehende Persönlichkeit wie Bebel, der von 1870 bis auf unsere Tage 
in den vordersten, sichtbarsten Reihen der politischen Welt Deutschlands ge- 
standen hat, auf Psychologen eine besondere Anziehungskraft ausübt. Der 
Charakterskizzen, die über ihn von zuständiger Seite verfaßt wurden, sind un- 
zählige. Hiermit einige der besten, freundliche wie feindliche, die dem späteren 
Biographen von Bedeutung sein könnten: von der feinen Feder von L. P. Tak: 
»Mannen van Beteekenis in onze Dagene, Amsterdam 1882;GeorgBrandes: 
»Aus Fremden Zungen«, in seinen Gesammelten Schriften, I. Bd. 1902. Mün- 
chen, Verlag Albert Langen; Albert Weidner: »Bebele, in d. Wochenblatt 
»Der arme Teufel«, Berlin 1902, II, Nr. 21; Georg v. Vollmar in seiner 
großen Verteidigungsrede auf dem Dresdener Kongreß (Protokoll, Verl. Vor- 
wärts, S. 232 ff.); Ignaz Auer: »August Bebel am 60. Geburtstag«, in den 
Sozialistischen Monatsheften, IV. (VI.) Jahrg.; Daniel De Leon: »Flash- 
lights of the Amsterdam International Socialist Congres« (Chapter II: August 
Bebel p. 5—ı1); New-York 1906 (New York Labour News Company, 150 ff.); 
Friedrich Naumann: »Demokratie und Kaisertum« 3. Aufl. Berlin 


1904, Buchverlag der Hilfe. S. ı ff.; H. v. Gerlach: August Bebel, ein bio- 
graphisches Essay. München 1909. Langen. 64 ff. 
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Zwar war sein Körper schwächlich, aber sein Auge war herrisch 
und bohrte sich mit klarem Blick hell und gebieterisch in 
das des ihm Gegenüberstehenden. Wenn Bebel sprach, konnte 
er etwas Majestätisches an sich haben. Als mein damals fünf- 
jähriges Töchterchen Manon 1909 Bebel in Grindelwald mit 
mir im Gespräch gesehen, und, wie es so ihre Art ist, beobach- 
tet hatte, frug sie mich kurz darauf: Eunre? Ist dieser Mann 
ein König? Der naiven Frage des kleinen Mädchens lag gute 
Beobachtung zugrunde. 

Bei der Untersuchung der Frage, aus welchen Elementen 
die geistige Anziehungskraft und Herrschaft eines Menschen 
über die Masse zusammengesetzt ist, führt der französische Phi- 
losoph Gabriel Tarde folgende Elemente an: Erstens Stärke 
des Willens, die längst nicht immer mit hervorragender Intelli- 
genz gepaart zu sein braucht. Zweitens außerordentliche Grad- 
stärke und Tiefe der Ueberzeugung und guter Glauben an 
sich selbst. Drittens endlich scharfe Analyse oder schöpfe- 
rische Phantasie 7). Tarde selbst sagt, nur selten seien diese 
drei Elemente in einem einzigen Menschen vereinigt. In Bebel 
waren sie indes in seltener Synthese anzutreffen. Er war ein 
gewaltiger Willensmensch, ein Mann von grundehrlicher Ueber- 
zeugung und konnte, wenn er sich tragen ließ, eine hinreißende 
Phantasie entwickeln. Aber freilich trifft auch die Analyse, 
die Mariano Patrizi vom Redner gibt, auf Bebel im wesentlichen 
zu: der Redner ist ein Mann voll angehäufter Energie, großer 
Willensfähigkeit, unumschränktem Optimismus (nach P. gibt es 
keine pessimistischen Redner, deren Existenz würde eine contra- 
dictio in adiecto sein), vermag hingegen schöpferisch nicht tätig 
zu sein. Patrizi sagt wörtlich: »Es ist so gut wie unmöglich, 
einen großen Redner namhaft zu machen, an dessen Gedächtnis 
sich auch nur die geringste neue Erkenntnis oder neue Ent- 
deckung, seien diese nun naturwissenschaftlicher, geisteswissen- 
schaftlicher oder gesellschaftswissenschaftlicher Natur, knüpft. 
Der Redner ist ein Talent, das geschaffene Werte mitteilt, nicht 
ein Genie, das eigene Werte schafft.« Das Beispiel Amerikas, 
das Dutzende von großen Rednern, aber schr spärliche Denker 
und Künstler aufweist, tut dar, daß zur Hervorbringung orato- 
rischer Künstler eine rein materielle Kultur genügt 8). Auch 


*) G. Tarde: L’Action Inter-mentale. Grande Revue, IV, 11, p. 321. 
*) Mariano L. Patrizi: L’Oratore Saggio Esperimentale, illustrato 
da 87 incisioni. Milano 1912. Frat. Treves. 328 S. 
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Bebel war sicherlich kein gewaltiger Theoretiker. 

Immerhin ist der Autodiktat ein ungewöhnlich fleißiger, 
erfolgreicher und brauchbarer Schriftsteller gewesen. 

Gelegentlich einer Rezension von Gertrud Bäumers Ge- 
schichte der Frauenbewegung in Deutschland in der Wiener 
Monatsschrift »Neues Frauenleben« schrieb eine der intelligen- 
testen bürgerlichen Frauen Jungösterreichs, Adele Gerber: 
»Andererseits hätte der große Einfluß, den Bebels ‚Die Frau 
und der Sozialismus‘ auch auf die bürgerliche Frauenbewe- 
gung ausübte, zumindest erwähnt werden müssen«®). Und 
dabei hatte die also Gerügte selber vorher im übrigen in durchaus 
anerkennenswerter Unparteilichkeit Bebels Buch einen vom bür- 
gerlichen Standpunkt aus sehr hohen Rang in der zeitgenössi- 
schen Literatur über die Frauenfrage angewiesen. Die noch 
höhere Wertung, die dasselbe im Urteil der Wienerin einnimmt, 
spricht dafür, daß das bei seinem Erscheinen von den bürger- 
lichen Frauen so stark angefeindete Buch Bebels die historische 
Anerkennung gefunden hat, die ihm gebührt. 

Um das zu erreichen, hat das Werk freilich auch seine 34. Auf- 
lage erleben müssen. Um diesen außergewöhnlichen Erfolg zu ver- 
stehen, muß man sich zunächst darüber klar sein, was Bebel ìn 
diesem seinem Hauptwerk seinen Lesern inhaltlich bietet, sowie 
ferner darüber, was es bedeuten und bezwecken wollte. Denn die 
Bebelsche »Frau«ist nicht nur ein Buch der Wissenschaft, das heißt 
ein Buch, welches, wenn auch nicht immer nach rein wissenschaft- 
licher Methode gearbeitet und auch nicht immer einwandsfrei 
in seinen erzielten Resultaten, ein ernstes Problem in ernster 
und würdiger Weise erfaßt hat und zu lösen sucht, und zwar mit 
Verwendung aller Hilfsmittel, welche die Geschichte und die 
modernen Naturwissenschaften dem Verfasser bereits vorgear- 
beitet haben. In diesem Sinne kann man das Werk getrost eine 
Enzyklopädie nennen. Wer das Wissen an Tatsachenmaterial 
und Doktrinen, welches in ihm enthalten ist, auch nur halbwegs 
beherrscht, den wird man mit Fug und Recht einen hochgebil- 
deten Menschen nennen können. Was denen gegenüber gesagt 
werden muß, welche jenes Buch schlechtweg als das ungebildete 
Machwerk eines Autodiktaten bezeichnen. Aber neben seinem 
wissenschaftlichen Wert hat das Bebelsche Werk doch überwie- 


— 





®) Adele Gerber: »Handbuch der Frauenbewegunge Neues Frauen- 
leben, XV. Jahrgang, Nr. 3. 
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gend politischen Wert, ebenso wie es neben seinem wissenschaft- 
lichen Zweck auch noch seinen politischen Zweck hat. Denn das 
Bebelsche Buch vereinigt in selten gelungenem Maße die Auf- 
fassung der in ihm gestellten Probleme als Selbstzwecke 
und als Postulate, oder vielmehr, das Studium des Problems 
entwickelt sich aus einem Selbstzweck durch die Macht der an- 
geführten Tatsachen selbst zu einer Tendenz, einer Forderung. 

Der Titel, den August Bebel seinem Werke gegeben hat: 
»Die Frau und der Sozialismus«, ist sozusagen beinahe geheiligt 
durch den langen Gebrauch durch viele Hunderttausende, ja 
beinahe Millionen von Menschen aller Gegenden und Zungen — 
denn das Buch ist nunmehr in fast sämtliche Kultursprachen, ja 
sogar auch in etliche Nichtkultursprachen übersetzt worden. Aber 
eigentlich ist er nicht ganz genau gefaßt. Der Inhalt des Buches 
ist keineswegs damit erschöpft, daß in ihm das Interesse, welches 
dem Verfasser gemäß gerade die Frau an einer möglichst baldigen 
Herbeiführung der sozialistischen Gesellschaftsform hat, klar- 
gelegt und die Stellung, welche sie in dieser später mit Natur- 
notwendigkeit einmal einnehmen soll, des näheren besprochen 
und erläutert wird. Deutlicher wäre die Benennung des Buches 
als: »Die Frau und die sozialistische Gesellschaft« gewesen. 
Denn das Werk zerfällt in zwei sehr verschiedene Teile. Der 
erstere handelt, soweit dies bei dem engen Zusammenhang, in 
welchem die Geschlechter überall — sowohl in den Berufen, als 
auch zumal in der Familie und in der Liebe — zueinander stchen, 
überhaupt möglich ist, lediglich von der Frau. Da wird 
eingehend die Geschichte des Frauenlebens im Altertum, im 
Mittelalter und in der Neuzeit geschildert, die historischen Rechte 
und Pflichten der Frau von den Zeiten des sogenannten Mutter- 
rechts bis zu der schon überlange anhaltenden Epoche des »zweier- 
lei Rechtes« für Mann und Weib. Da wird fernerhin die Frau als 
Geschlechtswesen besprochen und auf die berühmte uralte 
Frage, ob das Weib ein physisches und folglich sittliches 
Recht auf Liebesgenuß habe, die Antwort erteilt, daB nur eine so 
widersinnige Gesellschaftsordnung wie die kapitalistische und 
die aus ihr abgeleitete Geschlechtsmoral ihr dieses unbestreit- 
bare Naturrecht verweigern könne. Bebel erörtert gründ- 
lich die Ehe sowie ihre Hemmnisse und Hindernisse, das 
Zahlenverhältnis der Geschlechter zueinander und dessen Ur- 
sachen sowie Wirkungen auf das praktische Leben. Die Pro- 


682 Robert Michels, 


stitution, die Bebel als eine notwendige soziale Einrichtung, 
freilich nur der bürgerlich-kapitalistischen Ordnung, bezeichnet, 
mit all ihren furchtbaren Anhängseln und Auswüchsen, der Kup- 
pelei, dem Mädchenhandel, dem Bordellwesen und anderem wird 
einer sachlichen Untersuchung unterzogen, aus der diese Blüte 
der Kultur freilich nicht ohne die gebührende Brandmarkung 
hervorgeht. Dann wendet sich der Verfasser einer sehr feinen 
analytischen Darstellung des Erwerbslebens der Frau und der 
damit zusammenhängenden Frage ihrer geistigen sowie körper- 
lichen Fähigkeiten zu und beleuchtet schließlich die rechtliche 
und politische Stellung, welche die Frau heute im Staate einnimmt. 
Das ist kurz die Inhaltsangabe des ersten Teiles, der schon stoff- 
lich reichhaltig genug erscheint. In ihm wird die Frauenfrage 
tutta quanta behandelt, die sogenannte bürgerliche sowohl als 
die sogenannte proletarische. Daher ist das Buch auch für 
alle Frauen geeignet, das heißt alle diejenigen unter ihnen, 
welche ohne Rücksicht auf Besitz und Lebensstellung, überhaupt 
lernen wollen und lernen können. 

Ist der erste Teil des Bebelschen Werkes vorzüglich der Ge- 
schichte und der heutigen sozialen Stellung der Frau gewidmet, 
so hat der Verfasser es im zweiten Teil übernommen, die Zu- 
stände, in welchen die ganze Menschheit in der Zukunft leben 
wird, in ihrer Mutmaßlichkeit zu skizzieren. Bebel hat in pein- 
licher Ausführlichkeit ein Bild von dem gezeichnet, was er sich 
unter der »sozialistischen Zukunftsgesellschaft« vorstellt. Wie 
diese die Fragen einer Regelung von Produktion und Konsumtion, 
der Berufswahl, der Hand- und Kopfarbeit, des Tauschmittels, 
der Erziehung, der Liebe, der Uebervölkerung, der Nationalität 
lösen soll: alles das wird dem Leser wie in einem Kaleidoskop 
vor Augen geführt. Wenn auch für den Sozialisten bei Entwurf 
eines Bildes von der heißersehnten Zukunft gewisse Linien von 
vornherein als gegeben zu betrachten sind, er sich also zum Bei- 
spiel Fürsten, Hofdamen, Großgrundbesitzer, Fabrikherren, Pro- 
stituierte nicht da mithineinzudenken vermag, so ist es doch eine 
andere Sache, wenn er über diese Grundzüge hinaus bereits mehr 
oder weniger Detailmalerei betreiben möchte. Ein solches Begin- 
nen, und das hat Bebel im zweiten Teile der Frau unternommen, 
läuft stets auf eine Spekulation hinaus und wird deshalb auf eine 
Anzahl von Gegnern zu rechnen haben, und zwar nicht: nur außer- 
halb der Partei. Und das aus zwei Ursachen. Zunächst läßt sich 
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eine Entwicklung zwar vielleicht in ihrer Grundtendenz voraus- 
sagen, nie aber bis in ihre Einzelheiten hinein mehr oder minder 
apodiktisch bestimmen, und zweitens wird sich das Zukunftsideal, 
dessen große Züge Hunderttausende in der sozialistischen Welt- 
partei zusammengeführt haben, in diesen seinen großen Zügen 
— politisch: soziale Republik, ökonomisch: Kollektivismus — 
‘ar im Kopfe eines jeden Anhängers gleich widerspiegeln, aber 
‘r die positiveren Teile desselben wird noch mindestens so 

e Unklarheit und Uneinigkeit herrschen, als bis sie diese 
..ınzelbestände der künftigen Gesellschaft erst aus greifbarer 
Nähe zu beurteilen vermögen. Nun entspricht das Bild, das sich 
Bebel vom sogenannten Zukunftsstaat gemacht hat, sicherlich 
so ungefähr dem Bilde, das sich eine große Anzahl anderer Sozia- 
listen von ihm entweder bereits entworfen haben oder das sie 
im Kopfe oder doch im Herzen tragen. In diesem Sinne wird das 
Bebelsche Buch einer großen Anzahl seiner Genossen auch in sei- 
nem zweiten Teil im ganzen immer willkommen sein. Freilich 
müssen wir in vielen Punkten von Bebel abweichen. Zum Beispiel 
ist das, was Bebel über die Wahl des Berufs in der sozialistischen 
Gesellschaft sagt, nicht überzeugend (S. 348). Die Selbstwahl 
eines Berufes aus Neigung läßt sich nicht mit der von Bebel gleich- 
falls angenommenen »Verwaltung«, welche »die Arrangements zu 
treffen« und »einen Ausgleich« herbeizuführen hat, vereinen. 
Eines schließt das andere aus. Noch könnte die Verwaltung 
auf jegliche Machtbefugnisse verzichten und sich mit der Aufgabe 
begnügen, ein nur den Willen der sich an sie wendenden Genos- 
sen ausführendes Organisationsorgan zu sein. Noch weniger will 
uns die Bebelsche Ansicht von der Dezentralisation der städti- 
schen Bevölkerung, also unumwundener ausgedrückt, von der 
Selbstzerstörung der Städte (S. 401) gefallen. Die Städte werden 
immer die Heimstätten der Kultur bleiben. Man weiß nicht, 
wie sich Bebel die Benutzung von Theater und Bibliotheken und 
ähnlichem ohne eine entsprechende Benutzermenge gedacht hat. 
Will er sie auf das flache Land legen? Gleich wie im frühen Mit- 
telalter sich die Städte um die Klöster gruppierten, so würden 
sich dann in der sozialistischen Gesellschaft um die dezentralisier- 
ten Theater und Bibliotheken, deren Benutzung doch fraglos als 
sehr stark zu denken ist, herum, wohl ebenfalls neue Städte bilden. 
Der Bebelsche Versuch, den Unterschied von Stadt und Land auf- 
zuheben, würde also in ein chassez-croisez der Städte ausklingen. 
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Der Unterschied von Stadt und Land ist aber obendrein durchaus 
nützlich. Der Sozialismus kann die Menschheit nicht uniformieren, 
sondern nur immer mehr differenzieren. Mit den menschlichen 
Eigenschaften auch den Geschmack. So wird die Vorliebe der 
einzelnen entweder für Landleben oder für Kleinstadtleben 
oder für Großstadtleben später noch weit ausgeprägter sein 
als jetzt. Der kulturelle Unterschied von Stadt und Land 
aber ist doch durch Erweiterung der Bildungsmöglichkeiten 
auf dem flachen Lande, Vermehrung der Verbindungswege und 
Transportmittel, Anlage von Schulen usw. allein zu heben 
oder doch mindestens auf ein Minimum zu reduzieren. Auch 
in der Erziehungsfrage vermag man Bebels Standpunkt nur 
schwer zu teilen. Bebel plädiert bekanntlich für gänzliche Ueber- 
nahme des Erziehungswesens durch die Gesellschaft, also Zwangs- 
erziehung mittels Unterbringung der Kinder in besondere Insti- 
tute. Wenn diese Methode bei genügender Ueberwachung 
jener Einrichtungen durch die demokratische Gemeinde auch 
zweifellos ihre großen Vorzüge haben mag, so halte ich doch 
dafür, daß den Eltern eine größere Freiheit in der Bestimmung 
über ihre Kinder vorbehalten bleiben muß. Ebenso vermag 
nicht jedersich, wie Bebel, für allgemeine Einführung von Wöch- 
nerinnenheimen und Kleinkinderasylen (S. 412) ins Zeug zu legen. 
Da ist der Vorschlag schon gefälliger, den Ladislaus Gumplo- 
wicz gemacht hat 1°), nämlich, daß diejenigen Eltern, welche 
ihre Kinder sclbst zu erziehen, diejenigen Mütter, die ihre Kleinen 
selbst zu säugen gewillt sind, dies ruhig zu Hause tun mögen 
und dafür von der Gesellschaft wie für jeden anderen Dienst, 
welchen sie ihr leisten, entlohnt werden. Auch in einer anderen 
Frage vermag man sich nicht Bebel anzuschließen. Er schreibt 
von dem Tagewerk der künftigen Frau: »Eben noch prak- 
tische Arbeiterin in irgendeinem Gewerbe, ist sie in einem 
anderen Teile des Tages Erzieherin, Lehrerin, Pflegerin, übt 
sie in einem dritten Teile irgendeine Kunst aus oder pflegt 
eine Wissenschaft und versieht in einem vierten Teile irgend- 
cine verwaltende Funktion.« (S. 412.) Abgesehen davon, daß 
wir hier ja beinahe, scherzweise gesagt, den Vierundzwanzig- 
stundentag vor uns hätten, halte ich eine Einteilung des Tag- 
werks in so unendlich verschiedenartige Tätigkeiten, die jedesmal 
wieder vollständig voneinander variieren, stets aber, soll das 


— 








10) Gumplowicz: Ehe und freie Liebe. Berlin 1902. 4. Auflage. 
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Ganze nicht in ein großes, alles gleichmäßig umfassendes Dilet- 
tantentum auslaufen, tiefer gehende Fähigkeiten voraussetzen, nur 
ganz ausnahmsweise — bei Uebernaturen — für überhaupt durch- 
führbar. Gewiß birgt die einseitige spezialisierende Tätigkeit, die 
sich entweder nur der Muskelkraft oder nur der Gehirnnerven oder 
nur der Sehmuskeln bedient, wie sie heute vorherrscht, eine Ein- 
seitigkeit in sich, deren physische und soziale Schäden die Gesell- 
schaft der Zukunft durch eine gleichmäßige Ausbildung von 
Körper und Geist planmäßig einzuschränken bemüht sein muß. 
Aber Bebel scheint mir hier in seiner Forderung doch über das Ziel 
etwas hinausgeschossen zu haben, indem er das als Regel fordert, 
was immer nur eine seltene Ausnahme sein wird: das Universal- 
genie. Endlich wäre noch der überschäumende Optimismus 
Bebels zu erwähnen, der sich in dem Glauben offenbart, das Geld 
könne später von selbst wegfallen, sowie in seiner Meinung, das 
Verbrechertum könne völlig eliminiert werden — Bebel spricht 
an einer Stelle seines Buches sogar kühn von einem »Ausscheiden« 
der ganzen juristischen Literatur! Das Geld bietet als Tauschmittel 
unschätzbare Vorzüge, und daß das Verbrechergehirn nur in Cesare 
Lombrosos Kopf existiert hat, ist wissenschaftlich noch nicht defi- 
nitiv nachgewiesen. Die kritischen Bemerkungen, die vor nunmehr 
langen Jahren Simon Katzenstein über Bebels »Frau« machte, 
haben zum Teil immer noch ihre Berechtigung !!). Die fast 
durchweg ausgezeichneten Erläuterungen, die Bebel kurz darauf 
auf die ihm gewordenen Anregungen hin schrieb und die den 
Inhalt seines Buches in hervorragender Weise zu ergänzen ge- 
eignet gewesen wären, haben in den Neuauflagen, aus denen sonst 
manches Fehlerhafte ausgeschieden ist, leider keine Anwendung 
gefunden !?). Das ist um so bedauerlicher, als durch eine etwaige 
Anfügung der Bebelschen Erwiderung an den Text der »Frau« 
dem Buche wahrscheinlich manche Mißverständnisse und Miß- 
deutungen erspart bleiben würden. 

Manche bürgerlichen Blätter haben sich erdreistet, Bebels 
»Frau« als ein unmoralisches Buch zu bezeichnen. Wir sagen aus- 
drücklich erdreistet, denn es gehört die ganze Dreistigkeit partei- 
politischer Gehässigkeit dazu, die Wahrheit so zu verkehren. Und 


3) Simon Katzenstein: Kritische" Bemerkung zu Bebels Buch: 
Die Frau und der Sozialismus. Neue Zeit 1896/97, Nr. 10. Je 

13) August Bebel: Kritische Bemerkungen zu Katzensteins kritischen 
Bemerkungen. Neue Zeit, 1896/97, Nr. II. 
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diese Lüge hatte lange Beine. Es mußte erst ein konservativ gerich- 
teter Universitätsgelehrter kommen, der Nationalökonom Karl 
Oldenberg, und seinen bürgerlichen Freunden in allem Ernste ver- 
sichern, das — im übrigen nicht anzuerkennende — Werk sei 
nicht eigentlich unsittlich zu nennen !?), bevor wenigstens ein 
Teil derselben sich bekehren ließ. Und doch ist es gerade das, was 
an Bebels Buch außer dem Wissen und dem Riesenfleiß des Ver- 
fassers am meisten imponiert: Die weise Reinheit der Inten- 
tion, der erfrischende Kampfesmut, die tiefsittliche Entrüstung, 
die innerliche Ueberzeugung und der überquellende Idealismus, 
die ihm Pate gestanden haben. 

Die große historische Bedeutung des Bebelschen Buches liegt 
jedoch in dem großen Einfluß, den es auf die theoretische Stel- 
lung der Frau in den sozialdemokratischen Parteien der ganzen 
Welt gehabt hat. Wenn auch immer noch ein kleiner Restbestand, 
meist ausländischer Sozialisten — unter ihnen freilich Namen wie 
Enrico Ferri und Ernest Belfort Bax — der Anerkennung der Frau 
als gleichwertiges und gleichberechtigtes Wesen mit dem Manne 
mehr oder weniger zurückhaltend gegenübersteht, so hat Bebel 
doch mit seinem Programmsatz: »Es gibt keine Befrei- 
ung der Menschheit ohne die soziale Unab- 
hängigkeit und Gleichstellung der Ge- 
schlechter«(S. 6) die Ziele aller frauenbefreienden Bewegun- 
gen in die Ziele des Sozialismus ausdrücklich mit eingefaßt und 
so auch der Frau die Stelle angewiesen, an welcher sie für die Er- 
reichung des gemeinsamen Zieles zu kämpfen habe. 


% %* 
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Bebel war Parteimann. Völlig. Er war, wenn wir das Wort- 
spiel gebrauchen dürfen, weit mehr Sozialdemokrat denn Sozia- 
list. Außerhalb der Partei gab es für ihn kein Heil. Sozialisten, 
die der Partei den Rücken kehrten, weil sie ihnen zufolge die 
sozialistischen Ideale nicht in genügendem Maße oder nicht rein 
genug zum Ausdruck brachte, verstand er nicht. Ihnen gegen- 
über war er in seinen Urteilen härter und auch formell schär- 
fer als gegenüber ausgesprochen bürgerlichen Gegnern, über 
die ihm manches anerkennende Wort über die Lippen kam. In 
diesem Parteimannstum lag Bebels Stärke und Bebels Schwäche. 


13) Karl Oldenberg: Die Ziele der deutschen Sozialdemokratie. 
Leipzig 1891. Grunow, p. 67. (Evangelisch-Soziale Zeitfragen.) 
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Die Liebe zur Partei war in diesem Mann hell und rein wie 
ein Johannisfeuer. Und wie sollte sie es nicht sein? Ein ganzes 
Menschenalter lang hat Bebel für »die Partei« gelebt. Und kein 
persönlicher Ehrgeiz leitete ihn dabei. Auch von Bebel vermag ge- 
sagt zu werden, was der Biograph Liebknechts diesem nachzurüh- 
men wußte, als Parteiführer sei sein unverrückbarer Grundsatz 
die Wahrung der Einheit der Partei gewesen. Wenn er auch nicht 
ganz selten inneren Hader und peinliche Konflikte mitverschul- 
det habe, so habe er doch stets bereits in nächster Stunde ein 
Wort des Ausgleichs, ein Mittel der Versöhnung, eine Formel der 
Einigung gefunden "). Bebel wirkte, wie das ein gegnerisches 
Blatt mit feinem Takte hervorhob, »als echtes deutsches Volks- 
kind für die Sache um der Sache willen und verzehrte sich im 
Dienste dieser Sache« 15). 

Wir haben Bebels Liebe zur Partei einem lodernden Feuer 
verglichen. Wie ein Feuer verschlang diese Liebe in diesem von 
seiner Ueberzeugung tief durchdrungenen, so oft als herrsch- 
süchtig und nachträgerisch gescholtenen Manne alle persönliche 
Bitternis. Niemand war seinen Gegnern gegenüber nachsichtiger, 
weniger von Rachsucht getrieben als Bebel, wenn es sich um inner- 
halb der Partei stehende Gegner handelte. Die Geschichte der Ar- 
beiterbewegung wird manches harte, manches grausame, ja, man- 
ches ungerechte Wort buchen, das dieser Mann, wenn der Zorn 
ihm die Wangen rötete, öffentlich über Parteigenossen ausge- 
sprochen hat. Aber sie kennt keine Begebenheit, in der sich 
August Bebel als persönlich verletzbar und nachhaltend ge- 
zeigt hätte. Bebel empfand im Grunde die Partei als eine Familie, 
deren Mitgliedern er, wenn auch dem Grade der Intensität ihrer 
Bedeutung und der Uebereinstimmung mit seinen jedesmaligen 
Anschauungen nach natürlich abgestufte, väterliche Gefühle 
entgegenbrachte. In dem letzten Briefe, den Schreiber dieses 
von Bebel (aus Zürich, 5. Sept. 1909) aufbewahrt, heißt es: 
»Bevor wir die Schweiz verlassen, möchte ich noch Ihren 
Brief vom 11. d. Ms. beantworten. Ich bin keine Natur, die je- 
mand etwas nachträgt. In der Regel habe ich nach Jahr und Tag 
selbst ernsthaftere Differenzen, als wir sie hatten, so vergessen, 
daß ich mich ihres Zusammenhangs noch kaum entsinne. Der 


u) Kurt Eisner: Wilhelm Liebknecht, sein Leben und Wirken. Ber- 
lin 1906. 2. Aufl, Vorw., p. 10r. 
15) Tägliche Rundschau, 13. Aug. 1913. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 3. 45 
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Parteimann muß Parteigenossen gegenüber vergessen können. 
Anders dem Gegner gegenüber, über dessen Natur man sich nie 
täuschen soll. Es hat uns gefreut, Sie und Ihre Gemahlin wieder 
zu sehen und dabei auch Ihre Kinderchen kennen zu lernen. 
Ich nehme an Sie sind allesamt mit heiler Haut wieder in Turin 
angekommen. Mit den besten Grüßen von uns allen an Sie 
alle Ihr ergebener A. Bebel.« 

Indes die Partei drohte ihm doch mehr und mehr zum Selbst- 
zweck zu werden. Die Partei vor Leid und Schaden nach Möglich- 
keit zu bewahren, wenn es sein mußte auch auf Kosten der großen 
Gedanken, welchen diese Partei ihr Dasein verdankt, das war, 
bewußt oder unbewußt, Bebels konstante Sorge. Dies war es, 
was sein oft schwankendes, oft unlogisch scheinendes Verhalten 
in der äußeren wie in der inneren Politik, in der Partei oder im 
Staate, verursachte. Hundertmal hat Bebel — auch darin Wil- 
helm II. nicht unähnlich — seinen Feinden mit Tod und Verder- 
ben gedroht. Er hat die Revisionisten vernichten zu wollen ausge- 
sprochen; er hat dem Staate mit dem Umsturz Angst gemacht. 
Aber immer wieder hat dieser unversöhnliche Mann den versöhn- 
lichen Ausweg gefunden, sobald er merkte, daß die Ausführung 
der Drohung die äußere Organisation der Partei, im erstern 
Fall durch Spaltung, im zweiten durch die Provozierung eines 
machtvollen neuen Sozialistengesetzes, aufs Spiel gesetzt haben 
würde. Es war nicht innere Haltlosigkeit, es war Taktik im 
Sinne der Parteierhaltung, wenn wir Bebel wenige Monate 
nach seinen heftigen Zusammenstößen mit den Kapuanern 1903 an 
der Seite just dieser Kapuaner wiederfanden; wenn wir sahen, 
wie Bebel in Jena 1904 den Generalstreik pries und ihn für 
ein im politischen Kampf des Proletariats brauchbares Mittel 
erklärte, und ein Jahr darauf in Mannheim den schier entgegen- 
gesetzten Standpunkt vertrat. Die voraussichtliche Erklärung 
für diesen Umschwung ist die, daß Bebel sich in der Zwischenzeit 
klar gemacht hatte, daß nicht nur die Erklärung des General- 
streiks als solche, sondern selbst die Sympathieerklärung für 
ihn, die Regierung zu heftig reizen und mit Hilfe der scharf- 
macherischen Hetze zu Schritten veranlassen könnte, welche das 
Gefüge der sozialdemokratischen Partei schwer zu schädigen 
imstande seien. Das Heil der Partei, wesentlich doch in ihren äuße- 
ren Merkmalen, der Organisation, verstanden, bildete den Zen- 
tralpunkt seiner Gedanken. 
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Bebels Charakter entsprach den realpolitischen Bedürf- 
nissen des deutschen Arbeiterstandes. Indes Bebel verstand mit 
großer Umsicht und Vorsicht, wenn auch nicht in Worten, so 
doch in Taten, einen großen Fonds ewig jugendlichen Ungestüms 
und sprudelnden Idealismus zu vereinigen. Jedoch auch diese 
Eigenschaften sind dem deutschen Proletariat kongruent. Der 
deutsche Arbeiter besitzt nur in sehr bescheidenem Maße Taten- 
drang. Ueberlegter, bewußter Heroismus im französischen und 
italienischen Sinne ist ihm ebenso fremd als russisches oder 
englisches Draufgängertum. Aber er weist, auch darin ein Erbe 
der deutschen Demokratie des neunzehnten Jahrhunderts, 
ein schier unerschöpfliches Bedürfnis nach geistigen Werten auf. 
Deshalb wird der deutschen Arbeiterschaft als Führer nie ein 
Gewerkschaftsfunktionär mit seiner geschäftsmäßigen Nüchtern- 
heit auf die Dauer genügen können. Bebel aber besaß in hohem 
Grade die Eigenschaften, um die reineren Saiten im deutschen 
Arbeiter erklingen zu lassen. Bebel wußte nicht nur meisterhaft 
in ihm die Begehrlichkeit zu wecken, sondern auch den Hunger 
nach sittlichen Werten zu stillen. In einem interessanten Nekrolog 
hat Achille Loria von Bebel gesagt, er sei zugleich Zaum und Sporn 
gewesen. Sein Werk habe darin bestanden, die Partei auf den 
Weg der Gesetzlichkeit zurückzuführen, sobald es schien, daß sie 
ihn verlassen könnte, und andererseits sie sofort zu ihrer Kampfes- 
pflicht zurückzurufen, sobald sie sich anschickte, allzu tiefin die 
weichen Kissen der Kompromisspolitik zu versinken 19). 

In der Tat: Zwei Gefahren sind es, gegen die der moderne Par- 
teiführer einer sozialistischen Arbeiterbewegung Tag und Nacht auf 
der Hut sein muß, wenn anders es ihm um die Erhaltung der Partei 
als selbständigen lebendigen Organismus und der Partei als 
Werkzeug gewaltiger Ideen zu tun ist. Er muß einerseits ver- 
hüten, daß der revolutionäre Drang, sei es verzweifelter Massen- 
teile, sei es energischer, aufs ganze gerichteter Persönlichkeiten 
unter den Führern, plötzlich die eisernen Fesseln der öden Tages- 
politik durchbrechen und den großen, aber gefahrvollen, alles 
bisher erreichte und die gesamte äußere Struktur der Partei 
mit ihren historisch gewordenen kollektiven und zumal indi- 
viduellen Materialinteressen in Frage stellenden Angriff auf die 
Hochburg des Staates wagen. Andererseits aber muß er auch dar- 


16) A. Loria: Augusto Bebel, im Marzocco (Florenz), XVIII, N. 34, p. 3. 
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auf achten, daß in der Tretmühle des politischen Lebens mit sei- 
nen Notwendigkeiten und der tausendfältigen Verführung zu einer 
immer mehr im Morast des Opportunismus versinkenden Politik, 
der auch die Sozialdemokratie verfällt, der ewige Ideengehalt 
der internationalen Menschenverbrüderung nicht verkümmere und 
das heilige Feuer des klassenkämpferischen Sozialismus nicht ver- 
lösche. Dieser schwierigen Aufgabe des Führers hat August 
Bebel mit glänzendem Eifer gerecht zu werden versucht. Bebel 
hat Zeit seines Lebens sein Augenmerk darauf gerichtet 
gehabt, abwechselnd die politisch schädlichen Intransigenzen 
der einen und die seelisch schädlichen Transigenzen der an- 
deren mit Energie auf die Anklagebank der Parteiöffentlich- 
keit zu zerren, zu vernichten oder doch zu mäßigen. Er war 
der erklärte Feind aller Uebertreibungen. Dieser doppelte 
Charakter seiner innerparteilichen Tätigkeit verlieh Bebels Hand- 
lungsweise und Taktik häufig den Anschein größter Widerspruchs- 
fülle. Es nahm ihnen in ihrer Gesamtheit jeden künstlerischen 
Schwung und setzte sie den widerspruchvollsten Anklagen aus. 
Die gesammelten Schriften Bebels würden, insofern man nicht 
unter ihnen ad usum Delphini eine peinlichere Auswahl mit 
entsprechender Ausschaltung der anderen Hälfte veranstalten 
wollte, niemandem als »Text« zu dienen vermögen. Schon heute 
gleicht die Mehrzahl der Bebelschen Reden, soweit ihr theo- 
retischer Gehalt und ihre taktische Methode und Wegweisung 
in Betracht kommt, trotz aller sonstigen Verschiedenheiten 
bedenklich den sozialistischen Schriften italienischer Opportuni- 
sten vom Schlage des Prof. Enrico Ferri 1”). Theoretisch ist ihr 
hervorragendstes Kennzeichen: Unentschiedenheit und Unaus- 
geglichenheit. Selbst von der Bebelschen großen Rede auf dem 
Parteitag zu Dresden 1903, die zweifellos eine der größten red- 
nerischen und sachlichen Leistungen Bebels darstellt, hat ein 
ehemaliger Parteifreund Bebels, Johann Most, sagen können, 
sie gliche einer Echternacher Springprozession, in der bekannt- 
lich jeweils drei Schritte vorwärts und wieder drei Schritte rück- 
wärts gegangen werden !8). 

Bei der praktischen Veranlagung, welche das Heil des äuße- 


17) Wer sich davon überzeugen will, vergleiche nur die Reden Bebels auf den 
letzten Parteitagen (von Jena Igo6an) mit der Schrift von Enrico Ferri: 
Die revolutionäre Methode (Leipzig 1908, Hirschfeld; von mir übersetzt und 
kommentiert). Hauptwerke des Sozialismus, herausgegeben von Georg Adler. 

18) Der Freie Arbeiter. Jahrg. II, Nr. 43 (Berlin 1905). 
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ren Bestandes der Partei zum Angelpunkt und die Erinnerung an 
das Chaos der Zustände unter dem Sozialistengesetz zum Er- 
klärungsgrund hatte, mußte das Wort Bebels naturgemäß 
jener gedanklichen Kontinuität entbehren, welche den großen 
Theoretiker und den ganz großen Politiker gleichmäßig auszeich- 
nen. Widerspruch häufte sich auf Widerspruch. So konnten sich 
die Revisionisten lange Jahre geradezu ein Geschäft daraus 
machen, fuderweise Aussprüche von Bebel zusammenzustellen 
und ein wohlgefügtes Gebäude ihrer Sondertheorien daraus 
zu bauen. Aber auch die Marxisten, ja selbst die Anarchisten 
vermochten das. Von Bebel darf, wie von seiner Namensbase, 
der Bibel, gesagt werden, daß aus seinen Worten die Argumente 
zur Unterstützung der extrem verschiedensten Anschauungen 
geschöpft, und sich auf ihn jeder berufen, aus ihm alles bewiesen 
werden kann. Es fehlte der Bebelschen Taktik in hohem 
Grade an Kontinuität. Bebels taktische Schwankungen waren 
nicht, wie mancher hat glauben wollen, das Resultat eines Flair, 
der den wandelbaren Massenwillen herausfühlte und ihm blind- 
lings Gefolgschaft gewährte !?), sondern entstanden vielmehr 
aus der Pendelbewegung zwischen einer kühnen Phantasie und 
einer kühlen, nüchtern nachprüfenden Ueberlegung. Es war die 
Addition des Dualismus in Bebel mit dem Dualismus in der Par- 
tei, der die Pendelbewegung erzeugte. Helmut von Gerlach hat 
Bebel den Vorwurf gemacht, er habe stets nur entweder aller- 
fernste Zukunftspolitik oder allernächste Augenblickspolitik ge- 
trieben. Was dazwischen liege, habe ihn nicht beschäftigt 2°). 
Das ist richtig. Aber dieser Mangel war kein Capriccio. Er 
entsproß dem Charakter des Mannes und dem Charakter der 
deutschen Arbeiterbewegung nach 1870. 

Bebel betrachtete die Wahlen als das beste Mittel ausglei- 
chender Gerechtigkeit. Der Hinweis auf die kommenden Wahlen 
war seine Antwort auf jede Herausforderung. Jeder der ihn 
kannte, weiß, wie jäh der Zorn in ihm kochte, wenn ihn eine 








19) Werner Sombart hat die Ansicht ausgesprochen, daß Bebels Größe wie 
Bebels Schwankungen in seinem taktischen Verhalten daher rührten, daß er 
»in jedem Augenblick mit seinem Instinkt herausfühlte, was an Wünschen und 
Gedanken, an Hoffnungen und Idealen in den Massen nach Ausdruck rang«. 
(Sombart: Dennoch! Aus Theorie und Geschichte der gewerkschaftlichen 
Arbeiterbewegung. Jena 1900. Fischer, p. 107.) Wir vermögen uns dieser 
Anschauung nicht anzuschließen. 

20) Gerlach: August Bebel, l. c. p. 56. 
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Nachricht von einer wahren oder vermeintlichen Verunrechtung 
der Sozialdemokratie durch die Regierung oder die bürgerlichen 
Parteien traf; dann schien es, als ob der kleine Mann mit der 
harten Stimme zu einem grollenden Gotte werde. Der weiß aber 
auch, daß dieser Groll schnell verrauchte, sobald ihm der erlö- 
sende Gedanke an die Rache kam, welche das Schicksal in Ge- 
stalt der Wahlen schon an den Feinden nehmen werde ?!). 
Auch in dieser, der ymarxistischen« Note, die Bebel mehr als 
die Mehrzahl der übrigen Alten, sicher mehr als Ljebknecht und 
als Bernstein, anschlug, vermeinen wir einen Koeffizienten 
seiner Beliebtheit bei den deutschen Arbeitermassen erblicken 
zu dürfen. Wir sind völlig mit Willy Hellpach einverstanden, 
wenn er als typisches Merkmal des ihm bekannten Proletariats 
zwei Eigenschaften erkennen zu Können glaubt. Einerseits starke 
Instinkte, ein kräftiges Begehren; andererseits das Fehlen ent- 
schlossener Tatkraft, die fähig wäre, diese Wünsche in Taten 
umzusetzen, und die in eine gewisse Apathie ausmündet. In der 
Tat beruht zum Teil auch auf dieser psychischen Veranlagung die 
suggestive Wirkung, die gerade der Marxismus auf die Massen 
ausübt ??). Denn keine Theorie kommt so wie er den beiden Cha- 
rakterzügen der Massen entgegen: er verspricht den Begehrenden 
Erfüllung ihrer Wünsche und verlangt, da die Erfüllung selbst- 
tätig eintreten soll, vom Begehrenden keine besondere Anstren- 
gung. Er braucht nur seinen Beitrag der Parteikasse zu entrich- 
ten und bei den Wahlen einen sozialdemokratischen Stimmzettel 


21) Von Bebels Wahlglaube nur einige typische Beispiele als Beleg: »Tag 
für Tag sah man ihn dann mit seiner Tochter an den See gehen und dort prome- 
nieren, bis die Parlamentsarbeit ihn wieder nach Berlin rief. Als er zurückkam, 
glaubten wir ihn um Jahre gealtert. Aber seine Zähigkeit war erstaunlich. Als 
ich ihm damals am Sce das Telegramm brachte mit der Meldung über das Ein- 
dringen der Polizei in den preußischen Landtag, da brauste er auf: »So etwas 
ist natürlich nur in Preußen, einzig in diesem erbärmlichen Polizeistaat mög- 
lich!« Aber er setzte seine Hoffnung auf die Berliner Arbeiter, die die nötige 
Antwort schon geben würden, »jetzt oder bei den Wahlen!«... (Robert 
Albert: Bebel zu Hause in Zürich, in der Wiener Arbeiterzeitung, XXV. 224.) 
Bei einer anderen früheren Gelegenheit gab Bebel Braun auf dessen Aeußerung, 
die Partei brauche die Akademiker und müsse sie deshalb mehr als bisher zu 
gewinnen trachten, die typische Antwort: »Dafür lassen Sie nur ruhig die Ver- 
hältnisse sorgen. Sie werden uns schneller, als Sie alle meinen, die Massen zu- 
treiben. Noch ein paar Jahre Weltenrummel, noch einige Reden Seiner Maje- 
stät.« (Lily Braun: Memoiren einer Sozialistin. Kampfjahre. München, 
A. Langen, p. 259.) 

2) Willy Hellpach: Nervenleben und Weltanschauung. Wies- 
baden 19006. Bergmann, 89 S. (Grenzfragen des Nerven- und Seelen- 
lebens, N. 41.) 
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abzugeben. Das andere besorgt »die Entwicklung «. 

Bebel hat, mehr noch als die Mehrzahl der anderen Massen- 
führer der modernen Zeit, die Verehrung der Massen genießen 
können. Das Verehrungsbedürfnis persistiert neben dem kri- 
tischen Bedürfnis in den Massen in so hohem Maße, daß wir es 
als eine Umbildung des ihnen wenigstens in den protestantischen 
Großstädten Deutschlands verloren gegangenen religiösen Be- 
wußtseins betrachten können. In der bescheidenen Wohnung 
des sächsischen Arbeiters ist das Lutherbildnis nur durch das 
Bebelbildnis ersetzt worden. Die zeitgenössische, freilich dem 
politischen Laien schwer zugängliche Literatur ist voll von 
Beschreibungen, wie die Massen ihren Bebel empfingen und 
umjubelten. Man höre nur einen Gegner: »Bebel — das war 
das Zauberwort der Sozialdemokratie. Nicht die Reden und 
Flugschriften der Partei haben ihr eine solche Stimmenzahl 
erweckt: Bebel — der Nimbus — Bebel. Eine Szene, wie 
ich sie vor I2 Jahren erlebte: Vor dem überfüllten Riesen- 
saale einer Arbeiterversammlung stehen viele Tausende. Sie 
können nicht mehr hinein, die Polizei hat Saal und Straße be- 
setzt. So wollen sie ihn wenigstens sehen, durch Zuruf ihm 
ihre Liebe zu zeigen. Und als er schließlich kommt und einer 
Droschke entsteigt, da durchbricht die Menge unaufhaltsam den 
Kordon, ein donnerndes Jauchzen umtost ihn. Man will den sich 
Sträubenden tragen — leuchtenden Auges umdrängen sie ihn 
— und mühsam nur erreicht er in dieser blinden, täppischen und 
doch so rührenden Liebkosung der Menge das sichere Portal. 
Und nun mischt sich das Jauchzen drinnen mit dem draußen. 
Ein Polizeileutnant, in die wogende Menge eingepreßt, schüttelt 
verwundert, bestürzt den Kopf: »Aber — das ist ja toller, als 
wenn der Kaiser kommt!« — »Das ist unser Kaiser«! ruft 
ihm ein Arbeiter zu; das Wort pflanzt sich weiter — und 
neuen Jubel weckt es überall. — Drin aber, auf dem Podium 
ordnet der Gefeierte ruhig inmitten der lauten Begeisterung seine 
Aufzeichnungen. »Man hat mich ja beinah umgebracht«! — meint 
er zu einem Genossen. Ohne Eitelkeit, ohne merkbaren Stolz — 
man hört heraus: dieser Mann ist hinweg über den Rausch der 
Stunde; vorwärts will er, ruhelos vorwärts. In weiter Ferne 
erst liegt das Ziel. Solche Naturen haben Ziele, die sie nie errei- 
chen«22°), — In der sozialdemokratischen Presse selbst fand diese 


22e) Wei dner, lc. 
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Stimmung häufig ihren Widerhall, wenn auch natürlich in 
sozusagen destillierter intellektualisierter Form ?®). Bekannte 
sozialdemokratische Journalisten konnten sogar in gelinder 
Uebertreibung die These aufstellen, daß die Parteitage ledig- 
lich Bebels Befehle ausführten: Bebels Wille sei in der Partei 
absolutes Gesetz ?$). Gustave Hervé hat auf einem internatio- 


23) Gelegentlich der bekannten Rede Bebels auf dem Dresdener Parteitag 

brachte die Sächsische Arbeiter-Zeitung (XIV. Nr. 216) folgenden Leitartikel: 
Ichklagean! 

Das Donnerwort Zolas faßt am ehesten den Eindruck und die Bedeutung 
der zweiten großen Bebelschen Rede. Es war eine leidenschaftliche Anklagerede 
wider den Revisionismus, die die gestrige Nachmittagssitzung des Parteitages 
ausfüllte. Und diese Rede war noch gewaltiger als die des zweiten Tages. 

Die leise Befürchtung, die am Dienstag auftauchte, daß Bebel sein Pulver 
zu früh verschossen habe, daß jener großen Anstrengung die Erschöpfung folgen 
werde, ist völlig zu schanden geworden. Frischer und jugendfeuriger denn je 
sprach der Redner. Das Arsenal voll gewaltiger Kraft ward aufgetan und mit 
vollen Händen ward ausgeteilt. 

Was die Partei an Bebel hat, das konnte man gestern ermessen. Und so 
wenig wir Anhänger der matenalistischen Geschichtsauffassung die Persönlich- 
keit zu überschätzen geneigt sind — so wenig wir das Schicksal und den Cha- 
rakter einer Partei und den Inhalt einer Massenbewegung von dem Wollen und 
Können eines noch so bedeutenden Menschen allein oder auch nur vornehmlich 
bestimmt glauben, so unterschätzen wir darum doch nicht den Einfluß des 
einzelnen und wissen sehr wohl, daß die Form und die zeitweilige Richtung 
einer Bewegung in nicht unerheblichem Maße von der Persönlichkeit der Führer 
abhängig sind. Und in dieser Begrenzung ist der Einfluß Bebels auf die deutsche 
Sozialdemokratie groß und gewaltig, und der Maßstab für seine Bedeutung ragt 
weit hinauf. Diese Rede hinterließ einen Eindruck, den Jahre nicht verwischen 
werden. 

Mit einer objektiven Darlegung der politischen Situation, die der Drei- 
millionensieg geschaffen hat, beginnt Bebel. Gespannt folgen die Zuhörer. 
Auf allen Gesichtern liest man die Frage: Wann wird’s losbrechen, das Gewitter, 
das schon von Küßnacht herübergerollt hat ? Ruhig, sachlich zeichnet der Redner 
die Lage der Dinge. Manches Lehrreiche hören wir da, so jenen Exkurs über 
die Bedeutung der Ernennung Frhr. v. Stengels zum Schatzsekretär für die 
Politik Bayerns — große Bewegung ruft die Enthüllung hervor, wie der Dalles 
in Thielmanns Kasse schon so schlimm geworden, daß das Reich seine Gläu- 
biger, seine Lieferanten nicht mehr pünktlich bezahlen kann. Auch in diesem 
Teil fehlt es nicht an geistreichen Wendungen und rednerischem Feuer. Aber 
die ganze Macht seines jugendlichen Temperaments legt Redner doch erst in 
seine Worte, als über die Frage: »Was nun!s die Scheidung der Geister sich 
vollziehen muß. Sofort ist Bebel mitten in der Sache, und mit hinreißendem 
Feuer beginnt er seine Anklage. Wie elektrisiert horcht die Versammlung auf 
und die leidenschaftliche Erregung des Redners springt über auf die Versammel- 
ten — die Augen leuchten, die Gesichter strahlen, starr wie gebannt, stehen in 
drangvoll fürchterlicher Menge die Zuhörer — tiefste Ruhe herrscht, die Ruhe 
der gespannten Aufmerksamkeit, unterbrochen von stürmischen Ausbrüchen des 
Jubels, des Beifalls und auch der Heiterkeit. Denn auch dieser Anklagerede 
fehlt der liebenswürdige Humor nicht — aber auch nicht die ätzende Satire. 

24) In einer Rezension meiner »Soziologie des Parteiwesens« von Dr. August 
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nalen Kongreß unter dem Gelächter der französischen und eng- 
lıschen Delegierten Bebel als »Kaiser Bebel« apostrophiert. 
Wie ein Kaiser ist Bebel beerdigt worden #5). 


Müller, in welcher sich dieser, nebenbei bemerkt, im ganzen zustimmend äußert, 
aber meine über gewisse Formen besonders der amerikanischen Trades-Unions 
und deren Schäden gemachte Bemerkungen erst in unzulässiger Weise auf die 
Gewerkschaftsbeamten überhaupt bezieht und dann mit grobem Geschütz 
bekämpft, stellt er bezüglich Bebels und seiner Machtvollkommenheit fol- 
gende Behauptung auf: »Wo zwischen den Führern keine Meinungsverschieden- 
heiten bestehen oder wo sie wenigstens geschlossen den Mandatgebern gegen- 
übertreten, werden sie immer die Herrscher sein. Michels weist mit Recht darauf 
hin, daß auf den deutschen sozialdemokratischen Parteitagen die große Mehrheit 
der Delegierten den bekannteren Führern gewohnheitsmäßig Gefolgschaft 
leistet. Man braucht in der Tat sich nur die letzten acht Parteitagsprotokolle 
anzusehen, um festzustellen, daß es gar nicht einmal auf den Willen der bekann- 
teren Führer, sondern nur auf den Willen eines einzigen unter ihnen ankommt. 
Von Dresden bis Jena, von 1903 bis r911, haben alle Parteitage entschieden, 
wie Herr Bebel es haben wollte. Von den Meinungen, Stimmungen, von den tak- 
tischen Ueberlegungen dieses einen Mannes hängen die Parteitagsbeschlüsse ab. 
Wenn er es im vergangenen Jahre für ratsam gehalten hätte, auf die Seite der 
Ultraradikalen zu treten, so würde der Parteitag genau so gut das Verhalten des 
Parteivorstandes in der Marokkofrage verurteilt haben, wie er es diesmal billigte.« 
(Annalen für Soziale Politik und Gesetzgebung, Bd. I, Heft 4/5.) 
26) Vorwärts, XXX, Nr. 210: 
Die Leichenfeier Bebels. 


Wie uns aus Zürich gemeldet wird, ist für das Leichenbegängnis unseres 
dalingegangenen Vorkämpfers folgendes Programm aufgestellt worden: 
Die Bestattungsfeierlichkeit ist auf Sonntag mittag 2 Uhr angesetzt. Mittags 
1 Uhr wird die im »Volkshaus« aufgebahrte Leiche nach dem Trauerhause (Frau 
Dr. Simon, geb. Bebel), Schönbergstraße 5, verbracht. Die Zugordnung ist, 
kleine Aenderungen vorbehalten, wie folgt: 
1. Musikkorps »Konkordia«. 
. Kranz- und Blumenträger. 
. Leichenwagen. 
. Blumenwagen. 
. Familien-Trauerwagen. 
. Begleitwagen. 
. Delegationen: 
a) Reichstagsfraktion, 
b) Vertretung Frankreichs, 
c) Vertretung Englands, 
d) Vertretung Oesterreichs und diverser anderer Länder, 
e) Vertretung Deutschlands, 
f) Vertretung der Schweiz. 
8. Musikkorps »Eintrachte. 
9. Politische Vereine von Zürich und Umgebung. 
10. Gewerkschaftsorganisationen. 
Der Leichenzug bewegt sich durch die Rämistraße über die Kaibrücke 
durch die Thalstraße—Sihlbrücke— Badener Straße— Städtischer Friedhof Sihl- 


feld. 
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Aber das starke Bewußtsein vom eigenen Wert und der 
untrüglichen Richtigkeit seiner jemaligen Meinung besaßen 
in August Bebel nicht das Attribut, das sie in der Mehrzahl 
der Fälle zu haben pflegen: er war weder hochmütig noch hielt er 
sich im ganzen für unfehlbar. Henry Mayers Hyndman hat von 
ihm gesagt: »Ich begegnete Bebel oft, in Stuttgart und ander- 
wärts. Er machte auf die meisten anwesenden Engländer den 
Eindruck eines finsteren, unnahbaren Mannes mit geringem Sinn 
für Humor und vielleicht einem großen Bewußtsein seiner Stel- 
lung in der Partei und der Arbeit, die er in der Welt geleistet 
hat. Ich aber, der ihn von der Nähe betrachtet hatte, teilte diese 
Ansicht über ihn nicht. In der Tat, ich bin selten einem Manne 
begegnet, der so viel getan hat, worauf er hätte stolz sein können, 
und doch so einfach und bescheiden in der privaten Unterhaltung 
war oder sich im täglichen Verkehr mit seinen Genossen so wenig 
anmaßte. Es wäre leicht zu verzeihen gewesen, hätte er einiges 
Bewußtsein seiner Bedeutung gezeigt. Denn Bebel war sozu- 
sagen von allem Anfang an in der Partei, und wie er als qualifi- 
zierter Arbeiter anfing, so ließ er sich auch später von seinen 
Erfolgen im Geschäft oder von dem Gelde, das ihm ganz uner- 
beten zufloß, nie auch nur für einen Augenblick von der großen 
Aufgabe, die er sich gesetzt, ablenken« 2%). Er haßte den Per- 
sonenkultus und suchte sich ihm zu entziehen, wo immer es 
angängig war. Seine Sprache war im ganzen einfach und 
bescheiden. Der beste Beweis, hat man gesagt, wie stark er 
seine Person zurückstellte, wie für ihn die Sache das Entschei- 
dende war, sind die zwei Bände seiner Lebensgeschichte, die 
alles andere ist, als Memoiren, weil seine Erlebnisse stark zu- 
rücktreten hinter der Geschichte von der Entwicklung der Partei. 
Er konnte es nicht fassen, daß andere nicht ebenso unpersönlich 
waren wie er. Er hat in schroffster Weise in Parteidifferenzen 
eingegriffen, er hat Personen dabei nicht geschont, selbst seine 
ältesten und besten Freunde nicht, wie zum Beispiel Grillen- 


Eintritt zum Friedhof kann nur Personen mit den vom Bureau ausgegebenen 
Legitimationskarten gewährt werden. 

Um Ausstellung von Einlaßkarten in den Friedhof wende man sich an die 
Arbeiterunion Zürich, Stauffacherstraße 60, I. Stock, Telephon 2404. 

Die aufgebahrte Leiche ist bis Sonnabend für das Publikum zugänglich 
im großen Saale des Volkshauses, Stauffacherstraße 60, von morgens 9 Uhr 
bis abends 81%, Uhr. 

2) H.M. Hyndman: »Further Reminiscencese. London 1913, Mac- 
millan Co., p. 128. 
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berger, er hat es dann aber, wenn der Gegenstand des Konflik- 
tes erledigt war, auf das schwerste getragen, daß sich die alte 
Freundschaft nicht wieder einstellte. 

Bebel besaß heiligen Ernst. Man hat ihn den Ernst des Auto- 
didakten nennen wollen. Nicht ganz mit Unrecht. Dem Auto- 
didakten ist sein Wissen lieber als dem methodischen Studierten. 
Weil er es mit unendlich größerem Kraftaufwand erworben, 
und weiße Nächte und grüne Tage daran gesetzt hat, ist die Bil- 
dung dem Autodidakten ein Schatz, der nicht eifersüchtig genug 
gehütet werden kann, und dem mit Spott und Hohn zu begegnen 
Sünde wider den heiligen Geist der Arbeit wäre. Aber bei Bebel 
war der Ernst doch mehr als dies; er entsprang der Tiefe seiner 
Ueberzeugung, Bebel hatte eine hohe Meinung von den Pflichten 
des Führers. »Die Führer haben das Vorrecht, an der Spitze der 
Partei zu marschieren und alle Hiebe unserer Gegner, die der 
Partei zugedacht sind, in erster Linie zu parieren«, hat er einmal 
ausgeführt 2%). Und daß derartige Meinungsäußerungen keines- 
wegs Phrase waren, hat er in seinem eigenen Leben hundertfach 
zu beweisen Gelegenheit gehabt. Er gehörte noch zur alten Garde 
der Sozialisten, die kein Bedenken trugen, die Freiheit ihrer 
Meinungsäußerung gelegentlich auch mit Monaten oder auch 
Jahren Gefängnis, d. h. Aufopferung der äußeren Bewegungs- 
freiheit zu bezahlen. 

Bebel pflegte von tiefem Mißtrauen gegen alle Elemente 
erfüllt zu sein, welche ihn in der Partei als Opportunisten an- 
griffen und die Fahne des Radikalismus oder gar des Anarchis- 
mus schwangen. Er pflegte zu sagen, daß solche Elemente binnen 
kurzer Zeit plötzlich auf dem allerrechtesten Flügel der Sozial- 
demokratie, wenn nicht gar im bürgerlichen Lager aufzutauchen 
beliebten. Historisch traf Bebel den Nagel auf den Kopf. An 
Beispielen in der Parteigeschichte fehlt es nicht. Vollmar; die 
Mehrzahl der Jungen; Kampffmeyer; Schippel; Merlino; En- 
rico Ferri, die ihn einstens im Namen der unverfälschten Prin- 
zipien radikaler Gesinnungstüchtigkeit angegriffen hatten, haben, 
wie Bebel selbst gelegentlich sich einmal ironisch ausdrückt, die 
Mauserung vom Hyperradikalen zum Hyperopportunisten vollzo- 
gen ?”). Aber er war sich doch nicht klar darüber, einen wie gro- 
Ben Teil der Schuld für die Schwankung der jungen aus Akade- 


a, A. Bebel: Ein Nachwort zur Vizepräsidentenfrage und Verwandtem, 
Neue Zeit (Sonderabdr.) 1903, p. 2I. 2) idem, 1l. c., p. 19. 
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mikerkreisen stammenden Idealisten er selber und die allzu über- 
wiegend parlamentarische Richtung trugen, welche er vertrat, 
und die den jungen meist noch unfertigen und auch auf öko- 
nomisch schwachen Füßen stehenden Studenten oder Studierten 
eine Schwächung der idealen Potenzen dünkte. Bebel war ein 
freundlicher Berater für junge Akademiker, für deren Schicksal er 
sich besonders interessierte, wie er denn überhaupt vor Bildung 
und Wissen viel Respekt hatte. Aber er war in seiner normalen 
Nüchternheit, in seinem in Friedenszeiten fast ausschließlichen 
Interesse für parteitaktische Fragen und Schachzüge, und seiner 
manchmal selbst bis ins Kleinbürgerliche schillernden Abneigung 
gegen das, was ihm als exzentrisch erschien, gegen alles Großan- 
gelegte, Aesthetische, Heroenhafte, gegen jede Art von Roman- 
tik 282) wenig dazu angetan, junge Feuerköpfe zu lenken. Manch 
junger ehrlicher Springinsfeld, der bereit gewesen wäre, Gut und 
Blut für die gute Sache zu opfern, der aber keinen Sinn dafür hatte, 
als braver Parteibeamter an jenem Strang zu ziehen, dessen Ende 
niemand absehen konnte, ging gerade durch Bebel der Partei 
verloren. Sie ist dadurch zweifellos von vielen Abenteurern, 
unklaren Schwärmern und kleinen wie vielleicht auch großen 
Marschällen Vorwärts bewahrt worden; aber sie stieß auch viele 
prächtige Menschen und reine Idealisten von sich ab, wurde 
öde und mittelmäßig, träge und schwunglos. Es blieben ihr 
die idealkräftigeren Elemente unter der akademischen Jugend 
fern, und der Nachwuchs bestand mehr und mehr aus guten 
tüchtigen Funktionären ohne höhere geistige und seelische 
Interessen. Das fühlte Bebel bisweilen selbst. 

Aus seinem unbezwinglichen Temperament und seinem 
tiefen Glauben an den endlichen Sieg der sozialistischen Be- 
wegung floß auch Bebels bisweilen selbst bis zur Verachtung 
gehender Unmut über diejenigen unter den Arbeiterführern, 
die, niedrigen Standes entsprossen, zu Amt und Würden in der 
Partei oder den Gewerkschaften gekommen, und sich nun auf ihre 


38) Als Schreiber dieses Bebel zuerst kennen lernte, kam er — es war das 
im Garten seiner berühmten Villa — auf das damals viel besprochene Verhalten 
des belgischen Sozialisten Ansecle zu sprechen, welcher den Thronfolger seines 
Landes brieflich wie den ersten besten Genossen als Citoyen angeredet und 
überhaupt ostentativ im achtundvierziger Ton behandelt batte. Bebel war 
empört über diese Formverletzung, die er ganz deplaciert fand- Unter den 
heutigen Verhältnissen, meinte er, sei es lächerlich, im Verkehr mit den Fürsten 
deren Titel unterdrücken zu wollen. 
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alten Tage, zufrieden mit sich und den errungenen Erfolgen, 
gemütlich in das Fahrwasser eines ungläubigen oder doch glau- 
bensschwachen Quietismus begeben hatten. Wiederholtermaßen 
hat sich Bebel grimmig über gewisse, wie es in dem von ihm selbst 
geprägten Terminus heißt, »Arbeiter in gehobener Lebens- 
stellung« ausgelassen. Das seien »Leute, die eben einen gewissen 
Abschluß ihrer Lebensstellung sehen« ®). Dabei bekundete dann 
Bebel zeitweilig eine seltene Erkenntnis von der Notwendigkeit 
des angedeuteten Prozesses. So, wenn er sagte, die materialisti- 
sche Geschichtsauffassung selbst lehre uns, daß der sozialen und 
ökonomischen Entfremdung der ehemaligen Arbeiter von ihrer 
Klasse die ideologische Entfremdung auf dem Fuße folgen müsse. 
Ebenso klar war Bebel sich der notwendigerweise umgestal- 
tenden Folgen, welche sich für eine Oppositionspartei aus einer 
Regierungspolitik ergeben. »Wenn eine sozialistische Partei 
sich mit einem Teil der Bourgeoisie verbindet und Regierungs- 
politik treibt, dann wird sie nicht nur die besten Streiter von 
sich abstoBen und zum Anarchismus oder zur Eigenbrödlerei 
treiben, sondern sie wird sich auch einen ganzen Haufen von 
Bourgeois sehr zweifelhaften Wertes an die Fersen heften« 3°). 
“0 

Das waren die Eigenschaften, die Bebelschon in den ersten 
Jahren nach seinem Eintritt in die Partei das tiefe Vertrauen 
der bedeutendsten Leute in ihr einbrachten. Marx und Engels 
trauten ihm zu, durch seine Klugheit und Besonnenheit auch die 
schlimmsten Böcke seiner Parteigenossen wieder gut machen zu 
können ?!?)}. Aber auch seine Gegner von der Bakunin-Richtung 
waren von Zutrauen zu ihm erfüllt. Mehr als all. anderen deut- 
schen Sozialisten flößte Bebel ihnen Sympathie ein %). Seine 
Stellungnahme zur Kommune, die er auf das wärmste vertei- 


29) Protokoll über die Verhandlungen des Parteitags zu Dresden 1903. 
Berlin 1903, Verl. Vorwärts, p. 230. 

2) Bebel auf dem internationalen Sozialistenkongreß zu Amsterdam. 
(Nach dem Bericht von »Het Volk«, V, Nr. 1314.) 

3) Brief von Engels an Sorge aus London den 3. März 1887. (Briefe 
und Auszüge aus Briefen von Becker, Engels, Marx an Sorge und andere. Stutt- 
gart 1906, Dietz, p. 254.) 

3) James Guillaume: L’Internationale. Tome II. Paris 1907. Cor- 
nely, p. 278. 
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digt, brachte ihm auch den Ruf eines Internationalen ein ®), 
der er nie recht gewesen. Aber ein mutiger und überzeugter 
Mann ist er sein Leben lang gewesen. Ein Mann, der auch auf 
sozialpolitischem Gebiete über großes Können und Wissen ver- 
fügte, wenn auch nicht darin, sondern vielmehr in den oben 
angeführten Charakteristiken seine Bedeutung für die Partei 
liegt. Als Mann von Charakter, als moralisches Vorbild ist er 
seiner Partei unersetzlich ®). Männer wie Bebel lassen sich 
nicht improvisieren. Noch lassen sie sich, wie schon vor Jahren 
ein italienischer Geschichtsphilosoph gerade in bezug auf den 
deutschen Sozialistenführer ausführte 2), nachahmen. Sie sind, 
individualiter betrachtet, aus einem Gusse, Kunstwerke der 
Natur, mit denen diese uns vergessen machen will, daß ihre 
Maschine in der Regel nicht mehr leistet als Dutzendware. 
Deshalb mag auch von Bebel gelten, was der Psychologe der 
Zeit des großen Ludwig gesagt hat: 

»Il parait de temps en temps sur la face de la terre des 
hommes rares, exquis, qui brillent par leur vertu, et dont les 
qualités eminentes jettent un éclat prodigieux. Semblables à 
ces étoiles extraordinaires dont on ignore les causes, et dont on 
sait encore moins ce qu’elles deviennent après avoir disparu, 
ils n’ont ni aïeux ni descendants: ils composent seuls toute leur 
race« 368). 


3) Vgl. Michele Bakunin: Il Socialismo e Mazzini. 2. Aufl. Firenze 
1905, Serantoni, p. 9. 

34) Das Organ der bayerischen Regierung, die bayerische »Staatszei- 
tung« widmet dem Andenken Bebels folgende Würdigung: »August Bebel 
war eine der bemerkenswertesten Persönlichkeiten im politischen Leben Deutsch- 
lands. Hervorragende Begabung, zäher Fleiß und rastlose Arbeit an sich selbst 
führten den einfachen Drechsler, dem erst in reifen Jahren die Schätze der 
höheren Geistesbildung sich erschlossen, an die Spitze der Partei, der er von Ju- 
gend auf diente. Die Entschiedenheit, mit der er auch unter schwierigen Ver- 
hältnissen seine Ueberzeugung vertrat, sowie die Lauterkeit seines 
Charakters gewannen ihm ein mit den Jahren steigendes Ansehen in den 
Kreisen seiner Partei und sicherten ihm die persönliche Achtung auch seiner 
schärfsten Gegner, die sein politisches Programm mit allem Nachdruck be- 
kämpft haben und bekämpfen werden.«e 

35) Antonio Labriola: Discorrendo di Socialismo e di Filosoßia. 
2. Aufl. Roma 1902. Loescher, p. 19. 

3) Les Caractères de La Bruyère, Paris, Penaud, p. 47. 
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Die Agrarfrage in Rußland seit 1905. 
Von 


N. OGANOWSKY. 


I. Die Eigentümlichkeiten der russischen 
Agrarfrage. 


Seitdem in der russischen Agrarliteratur die Tatsache der 
Verarmung des Bauernstandes nach der Emanzipation immer 
deutlicher zum Vorschein kam, und in der wissenschaftlichen 
Forschung die Frage nach den Gründen dieser Erscheinung 
aufgestellt wurde, haben schon Anfang der siebziger Jahre 
Prof. Janson, Publizist G. Jelissejew und die offizielle Kommis- 
sion des Ministers Grafen Walujew festgestellt, daß die Haupt- 
gründe der Pauperisierung des Bauern in der Unzulänglichkeit 
seines, bei der Befreiung stark reduzierten Landanteils (nadjel) 
und in den schweren Loskaufszahlungen zu suchen seien. Nach 
den ungefähren Angaben von A. G. Lossitzki verloren die Bauern 
der Privatgüter bei der Emanzipation im allgemeinen ein Fünftel 
ihres früheren Landbesitzes. Dabei sei noch bemerkt, daß die 
Einziehung der Bauernländereien schon seit Ende des 18. Jahr- 
hunderts eine große Rolle spielte, insofern sich die Geldwirtschaft 
auf den Privatgütern einbürgerte und die Gutsherren zur Erwei- 
terung der Hofsfelder aufforderte. In den dreißiger und vier- 
ziger Jahren treten die Hungerjahre häufiger auf und im Zu- 
sammenhange damit hört man die ersten Klagen über die Land- 
not des Bauern. | 
Die Bauernreform, welche den bäuerlichen Landbesitz auf 
legalem Wege verminderte, wurde gleichzeitig sehr ungleichmäßig 
durchgeführt, indem die Bauern sehr verschiedene Anteile erhiel- 
ten. Die maximalen Anteile übertreffen 48 mal die minimalen. 
Ca. 5 Millionen Bauern beiderlei Geschlechts erhielten weniger als 
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je ı Dessjatine (1,09 ha) auf eine »Revisionsseele«‘). Auf 
diese Weise schuf die Bauernreform gleich bei ihrer Durch- 
führung große Massen von Landbevölkerung, welche sich bei 
den damals obwaltenden Systemen des Ackerbaues von dem 
ihnen zugewiesenen Lande nicht ernähren konnten. 

Nach der Emanzipation stieg die Zahl der Landbevölke- 
rung in raschem Tempo. Während in den letzten Dezennien 
der Leibeigenschaft die Vermehrung des Bauernstandes infolge 
der höchst schwierigen wirtschaftlichen Lage und Beschränkung 
der persönlichen Freiheit des Leibeigenen aufgehört hatte, wurde 
dieser Ausfall in der zweiten Hälfte des r9. Jahrhunderts mit 
Ueberfluß gedeckt. Gleich in dem ersten Jahrzehnt (1858—1867), 
vermehrte sich die Zahl der vormaligen gutsherrlichen Bauern 
um 3,3 Millionen, d. h. um 15% und in 40 Jahren, bis 1897, 
betrug der Zuwachs der Landbevölkerung in 50 Gouvernements 
des europäischen Rußland 26,6 Millionen oder 48,5%. Der 
Landmangel verschärfte sich in dem Maße, daß am Anfang 
des 20. Jahrhunderts die Bauernunruhen hie und da in förm- 
lichen Aufruhr ausarteten und im Jahre 1905 eine allgemeine 
revolutionäre Bewegung ausbrach. Die Parole der Bewegung 
war in den meisten Distrikten Rußlands die Erweiterung des 
bäuerlichen Landbesitzes auf Rechnung der Krons- und Apana- 
gen-(Udjel-)Ländereien und des gutsherrlichen Privatbesitzes. 
Diese Forderung wurde fast von allen politischen Parteien, 
sogar von den konservativen, unterstützt. 

Der bäuerliche Landmangel entwickelte sich nach der 
Emanzipation des Bauernstandes aus der Tatsache, daß die 
überflüssige Landbevölkerung keinen Ausweg vom Lande fand. 
In Westeuropa, wo die Aufhebung der Leibeigenschaft ebenso 
nicht überall günstig für den Bauer ausfiel, verschlingen die 
Städte, sowie die Emigration in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts den ganzen natürlichen Zuwachs der Landbevölke- 
rung, und diese letztere vermindert sich sogar absolut. Da der 
ländliche Kleinbesitz natürlicherweise den größten Prozentsatz 
der Emigranten stellt, so tritt in den meisten Staaten West- 
europas de Verminderung dieser Gruppe zutage. 

In Frankreich fiel der Vomhundertsatz der kleinen Land- 
besitzer (I—5 ha) in den Jahren 1866—92 von 56,3 auf 

!) »Revisionsseelen« — die Zahl der männlichen Bauern nach der letzten 
Volkszählung vor der Emanzipation — 10. Revision 1858. 
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52,8, in Großbritannien (0,4—2z ha 1885—1908) von 25,7 
auf 21,2, in Deutschland (r—5 ha 1882—1907) von 57,4 auf 
54,1 2). In Rußland dagegen hat sich die Zahl der Kleinbauern 
mit weniger als 5 Deßjatinen Anteilslandes seit der Emanzi- 
pation im Jahre 1861 bis 1905 verdoppelt. Die Produktivität 
der russischen Landwirtschaft ist, insofern man die relative 
Höhe des Ertrages in Betracht zieht, annähernd zweimal niedri- 
ger als in Westeuropa und muß dementsprechend das normale 
Areal einer Bauernstelle, welche die elementaren Bedürfnisse 
des Besitzers und seiner Familie befriedigen soll, die sogenannte 
»Konsumtionsnorm«, zweimal größer sein. Im Zusammenhange 
mit den verschiedenen natürlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen variiert diese Norm in einzelnen Teilen des Reiches 
in weiten Grenzen, ist aber für das europäische Rußland im 
Mittel bei Io Deßjatinen (r0,9 ha) nicht zu hoch geschätzt. 
Demnach litten im Jahre 1905 66,1% oder 23 aller Bauernwirt- 
schaften mehr oder weniger an Landmangel. 

Einige Gelehrten und unter ihnen Prof. A. A. Kaufmann 
behaupten, daß man den bäuerlichen Landmangel durch die 
Erböhung der Produktivität des Landes aus der Welt schaffen 
könne. Der weil. Prof. A. J. Tschuproff pflegte zu sagen, daß 
die Verdoppelung der Ernten in -ihrer volkswirtschaftlichen 
Bedeutung einer Erweiterung der bäuerlichen Landnutzung 
um 70 Millionen Deßjatinen gleichwertig sei. Auf dieser Auf- 
fassung fußend, entwarf der ermordete Ministerpräsident P. A. 
Stolypin seinen Plan der Agrarreform, und während vor der 
Revolution die Mehrzahl der Gelehrten, Politiker und sogar 
Bureaukraten das Hauptmittel zur Lösung der Agrarfrage in 
der Erweiterung des Bauernlandes sah, so wird in der letzten 
Zeit die Entwickelung der landwirtschaftlichen Produktivität 
mehr und mehr in den Vordergrund geschoben. 

In der allerletzten Zeit jedoch werden in der russischen 
Agrarliteratur wieder Stimmen laut, welche behaupten, daß 
der Bauer nicht entwicklungsfähig sei, bis wenigstens die schärf- 
sten Formen des Landmangels durch die Erweiterung des bis- 
herigen bäuerlichen Landbesitzes abgeschwächt sind. Ohne 
solchen operativen Eingriff ist an die Entwicklung der produk- 
tiven Kräfte seiner Wirtschaft absolut nicht zu denken. Und 








23) Die Wirtschaften bis zu r bzw. 0,4 ha sind bei Berechnung der Verhält- 
niszahlen ausgeschlossen. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 3. 46 
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in der Tat muß jeder, der das von den Semstwos gesammelte 
kolossale statistische Material über die Bauernfrage aufmerksam 
durchgearbeitet hat, wirklich zur Ueberzeugung kommen, daB 
der Landmangel in russischen wirtschaftlichen Verhältnissen 
dem Fortschritt der Landwirtschaft ernstlich im Wege steht. 
Wenn man die Benutzungsweise des Landes in verschiedenen 
Betriebsgruppen in Rußland und z. B. in Deutschland miteinander 
vergleicht, bemerkt man zwischen den russischen und deutschen 
Kleinbetrieben in dieser Hinsicht einen sehr wichtigen Unter- 
schied. Im allgemeinen weicht die Landnutzung in deutschen 
Kleinbetrieben von der der Großbetriebe wenig ab: in den 
Parzellenwirtschaften (bis 0,5 ha) spielt die intensivste Kultur- 
fläche (Gärten, Weinberge usw.) eine große Rolle (13,3% des 
Gesamtareals) und andererseits besitzen diese Betriebe ziemlich 
große Flächen von Wiesen, Weiden und Unland (41,9%). Das 
Ackerland beträgt nur 40 % des Areals. In den nächst großenGrup- 
pen, die auch zu den landarmen zu zählen sind (0,5—2 und 2 bis 
5 ha)vergrößert sich der Prozentsatz des Ackers bis zu 52,1 bzw. 
54,6, erreicht jedoch nicht die Höhe, welche die Mittelbetriebe 
(5—20 ha) dem Acker einräumen (56,1%). Im allgemeinen 
vergrößert sich in Deutschland die relative Ackerfläche ziem- 
lich gleichmäßig im geraden Verhältnis mit der Größe des Be- 
triebes und vermindern sich die Flächen intensivster Kultur. 
In der Organisation der Kleinbauernwirtschaft spiegelt sich die 
industrielle Struktur Deutschlands wider. Der Kleinbauer 
sieht sich nicht genötigt, zur Ernährung seiner Familie sein 
ganzes Landstück aufzupflügen und in Acker zu verwandeln: 
ist der Absatz sicher, so verwandelt er sein Landstück in Gar- 
ten, Weinberg oder beschäftigt sich mit Viehmästung. Sind 
die Verhältnisse ungünstig, so vernachlässigt er den Ackerbau 
und bebaut sein Landstück mit Villen; die Felder verwachsen 
mit Wald und der Bauer sucht sich anderweitig seine Nahrung 
zu verdienen. 

In Rußland bewegt sich der Prozentsatz des Ackers in ent- 
gegengesetzter Richtung: er ist am höchsten in den kleinsten 
Wirtschaften und in landarmen Gemeinden und vermindert 
sich mit der Größe des Bauernbetriebs. Der landarme Bauer 
ist außerstande, die Kornkultur zu beschränken und anstatt 
mit Getreide- sich mit Gemüsebau usw. zu beschäftigen, teils 
in Ermangelung des Absatzes, teils wegen seiner Armut und 
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Unwissenheit. Die größte Landnot herrscht in den südlichen 
Schwarzerdegebieten, die großen Industriezentren und Städte 
liegen im Norden. Dieser Umstand erschwert den Produkten- 
absatz der intensiven Landwirtschaft; auch fehlt bis jetzt jede 
kooperative Organisation des Absatzes. Schwache Entwicklung 
des Städtewesens und der Industrie fesselt den landarmen 
Bauer an seine Scholle und zwingt ihn, alles daran zu setzen, 
um von dem Boden die nötige Nahrung zu erzielen. So kommen 
Wälder, Wiesen und Weiden unter den Pflug, bis der Acker 80% 
und mehr des Gesamtareals einnimmt und dabei oft Jahr für 
Jahr ohne genügende Düngung und ohne Erholung besäet 
wird. Die nötigen Ackergerätschaften, Vieh, Bauten und übri- 
ges landwirtschaftliches Kapital kann auch der landarme Bauer 
nicht entbehren, und obwohl es unter den landarmen viele 
Höfe gibt, die kein Pferd ihr eigen nennen können, besitzen 
diese Höfe in ihrer Masse dennoch mehr Arbeitsvieh und Acker- 
gerät, als zur Bearbeitung ihrer Parzellen unbedingt notwendig 
ist. Noch wichtiger als der Ueberfluß an Kapital, ist der Ueber- 
fluß an Arbeitskräften, die auf der Bauernparzelle keine volle 
Beschäftigung finden. Dank diesen unproduktiven Aufwänden 
geben die Kleinbauernwirtschaften (bis 6 Deßjatinen Gesamt- 
areal) laut Angaben des Fürsten Kudaschew bei extensiver 
Bewirtschaftung einen Nettoverlust von Rbl. 23,45 pro Deß- 
jatine (M. 46,4 pro ha), bei intensiveren Wirtschaftsmethoden 
Rbl. 11,34 (M. 22,4). 

Die überflüssigen Arbeitskräfte bei den landarmen Bauern 
sind sehr minderwertig, sowie auch die Gerätschaften und das 
Vieh. Da das Land der Bauernfamilie bei aller Mühe nicht so 
viel abwirft, daß sie ihre elementarsten Bedürfnisse decken und 
den staatlichen und kommunalen Abgaben gerecht werden kann, 
sendet sie ihre arbeitsfähigsten Glieder aus, welche anderweitig, 
oft mehrere Tausend Werst vom Hause, Arbeit suchen müssen. 
In der eigenen Wirtschaft arbeitet ein solcher Bauer nur zeit- 
weilig. An seiner Stelle bearbeiten das Feld Weiber, Kinder und 
Greise. Bleibt der Wirt zu Hause, so pachtet er zur Ergänzung 
seiner Wirtschaft vom Gutslande ein Stück Acker für teures 
Geld zu. Noch heutzutage herrscht in diesen Verhältnissen 
die schwerste und teuerste Form der Pacht — die Naturalpacht; 
wo diese aber endgültig verschwunden ist, dort zahlt der Land- 


arme stets teurer. Hierzu zähle man noch die unproduktive 
46* 
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Verschwendung der Zeit und Arbeit bei den langen Fahrten 
vom eigenen Felde auf das Pachtland. Beim Ueberfluß der 
Arbeitskräfte schätzt man solche Verschwendung nicht, da 
Arbeit und Zeit nichts kosten. Der Uebergang zu den inten- 
siven Wirtschaftsformen erfordert eine rationelle Verwendung 
der Arbeit und Zeit. Der landarme Bauer kann dieser Forderung 
bei der Pachtwirtschaft und seinem beständigen Suchen nach 
anderweitiger Arbeit nicht nachkommen. Die Intensifikation 
ist ohne Anlegung neuer Kapitalien unmöglich: der landarme 
Bauer kann nichts sparen und hat keine Mittel, um landwirt- 
schaftliche Maschinen, gutes Vieh, Samen und künstliche Dün- 
gung zu kaufen. Der Landarme steckt tiefer in Schulden als 
andere Gruppen; wegen des größeren Risikos zahlt er dabei 
höhere Zinsen. Der Bauer hat nicht eigenes Brot genug, so daß 
er dasselbe jeden Frühling zu Hungerpreisen kaufen muß. Hier 
könnten dem Bauer verschiedene kooperative Organisationen, 
welche sich im russischen Dorfe schnell entwickeln, gute Dienste 
erweisen, jedoch ist die Kreditfähigkeit der kleinen Wirtschaften 
so klein, daß sie 2— 21%, mal weniger kooperativen Kredit genießen 
können, als die wohlhabenderen Gruppen. Hohe Mortalität, 
große Mengen von Kranken und Krüppeln und andere Zeichen 
der Entartung und der damit verbundenen Verminderung der 
Arbeitsfähigkeit sind die Folgen schlechter Ermährung und 
unmöglicher hygienischer Bedingungen, welche den landarmen 
Bauer umgeben. 

Zum Schluß ist die Zahl der Analphabeten unter den 
Landarmen sehr groß. Die Ironie des Schicksals will, daß Bauern- 
kinder, ungeachtet des Ueberflusses an Arbeitskräften in ihrer 
Familie, keine Zeit haben die Schule zu besuchen. Der Bauer 
hat keine Mittel, um seine Kinder zu bekleiden, ihnen Schulbücher 
und für Abendbeschäftigung Petroleum zu kaufen. Achtjährige 
müssen schon das Haus hüten und die kleinen Geschwister 
warten, während andere Familienmitglieder auf dem Felde 
arbeiten. 

Wir persönlich zweifeln nicht daran, daß die bäuerliche 
Landnot der gesunden Entwickelung des russischen Acker- 
baues hemmend im Wege steht. Bei der gegenwärtigen politischen 
Lage ist gar nicht daran zu denken, durch gesetzgeberische 
Maßregeln eine durchgreifende Erweiterung der bäuerlichen 
Landnutzung zu erzielen. Doch sind wir der Ansicht, daß eine 
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rationelle Agrarpolitik außer der Intensifikation der bäuerlichen 
Landwirtschaft sich noch ein anderes großes Ziel setzen muß. 
Sie muß nämlich bestrebt sein, die weitere Uebervölkerung des 
flachen Landes zu verhindern und dem jährlichen natürlichen 
Zuwachs, welcher in der letzten Zeit (1903—10) I 665 000 Seelen 
beiderlei Geschlechts erreichte, sowie den Bauern, welche laut 
dem neuen Agrargesetz vom 4. Juli ıgıo ihr Land verkaufen, 
neue Erwerbsquellen zu schaffen. Weiter unten kommen wir 
auf diesen Punkt noch speziell zurück, da derselbe u. E. für die 
Lösung der russischen Agrarfrage besonders wichtig ist. 
Durch intensiveres Wachstum der Städte und Industrie im 
20. Jahrhundert wird diese Aufgabe teilweise erleichtert. Bedauer- 
licherweise besitzen wir seit der Volkszählung von 1897 keine 
genauen statistischen Angaben über die Zahl der städtischen 
und industriellen Bevölkerung in Rußland. Laut Angaben zweier 
offiziellen Veröffentlichungen des Ministeriums des Innern ?) kön- 
nen wir die Bevölkerung der russischen Städte und Dörfer mit mehr 
als 10 000 Einwohnern am Anfang des Jahres Igır auf ca. 28 Millio- 
nen (27855000 ohne Finnland) schätzen. Subtrahiert man 
von dem mittleren jährlichen wirklichen Zuwachs der städtischen 
Bevölkerung den natürlichen, so findet man für die 6 Jahre 
1904—191o, daß die Städte ca. 350 000 Personen jährlich von 
der überflüssigen Landbevölkerung absorbieren. Angenommen, 
daß das Wachstum der Städte in immer schnellerem Tempo 
vor sich geht, können wir diese Zahl für die nächsten Io Jahre 
doch nicht über 400—500 000 Seelen jährlich annehmen. Hier- 
zu rechne man noch die Zahl der Bauern, welche außerhalb 
der Städte zu der industriellen Beschäftigung übergehen, und 
die man sogar annähernd nicht abschätzen kann. Angenommen, 
die Zahl der überflüssigen Bevölkerung wüchse jährlich durch 
den natürlichen Zuwachs und die Mobilisation des bäuerlichen 
Landbesitzes rund um 2 Millionen Seelen, so müssen wir aller- 
dings konstatieren, daß das Anwachsen der Städte und der 
Industrie nicht über ein Drittel des Zuwachses absorbiert. 
In den Jahren 1897—ıg1o vergrößerte sich die Zahl der Land- 
bevölkerung in den 50 Gouv. des europ. Rußland wieder um 
19,5 Millionen oder 24%. Um die weitere Verschärfung der 
bäuerlichen Landnot zu vermeiden, müssen zwei Drittel des 


3) »Die Städte Rußlands im Jahre 19044 und »Die Wasserversorgung der 
Städtee, Petersburg 1910 (beide russisch). 
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jährlichen Ueberflusses durch die Kolonisation, Mobilisierung 
des Großgrundbesitzes und andere Maßregeln einen Ausweg 
aus den jetzigen Verhältnissen finden. Die Wirksamkeit aller 
dieser Maßregeln hängt aber in hohem Grade von den führenden 
Prinzipien unserer Agrarpolitik ab. 


IIL. Die Auswanderung und Kolonisation. 


Nach den Revolutionsjahren kam die Auswanderung auf 
einige Zeit in solchen Schwung, daß nicht nur bei der Regierung, 
sondern auch in einigen Gesellschaftskreisen der Gedanke 
auftauchte, daß hiermit der Schlüssel zur Lösung des Agrar- 
problems gegeben sei. Doch fiel die rasch emporgestiegene 
Welle der Auswanderung ebenso rasch wieder herab. 


Jahre Die Zahl der Auswanderer in Tausend 
1906 139,1 
1907 427,3 
1908 664,8 
1909 619,3 
IQIO 310,2 
IQII 189,8 
1912 201,5 


Obwohl die Auswanderung auch in den vorigen Jahren 
in sehr weiten Grenzen schwankte, erreichte sie doch nie 
früher die Höhe der Jahre 1908—09. Dieser Aufschwung ent- 
sprang nicht so sehr wirtschaftlichen Gründen, als vielmehr 
dem psychischen Zustande der Bauernmasse, die ihre Hoff- 
nung auf die Expropriation des Gutslandes zusammenstürzen 
sah. In dieser Richtung wirkte auch das Gesetz vom Io. Juni 
1906, welches die Auswanderung erleichterte, und die breite 
Propaganda, welche die Regierung durch ihre Agenten auf dem 
Lande führte. 

Zuguterletzt wurde die Auswanderung auch durch die 
Bestimmungen des neuen Agrargesetzes gefördert, welche die 
Verschreibung der bäuerlichen Grundstücke in persönliches 
Eigentum des Familienhauptes ermöglichten und von welchen 
man in denselben Jahren (I908—1909) den größten Gebrauch 
machte. Die landarmen Bauern verkauften zugleich das soeben 
auf ihren Namen korroborierte Eigentum und wanderten nach 
Sibirien aus. 

Im allgemeinen war die Auswanderung aus dem europäischen 
Rußland in den Jahren 1906—1o gleich einem Viertel des natür- 
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lichen Zuwachses der Bevölkerung. In ganz Rußland spielt 
somit die Auswanderung bei der Lösung der Agrarfrage keine 
besonders große Rolle. Die Bewegung nach Sibirien umfaßte 
aber nie in gleichem Maße alle Teile des Reiches. Aus dem 
Gouvern. Poltava, z. B. betrug die Auswanderung in dem stati- 
stisch erfaßten Zeitraum 360 000 Personen, aus dem Gouvern. 
Olonetz jedoch weniger als 2000. In der Periode 1896—1910 
betrug die Auswanderung aus den Io Gouvernements, die nur 
28% der Landbevölkerung des europäischen Rußland fassen, 
55% aller Ausgewanderten. In den einzelnen Gouvernements 
und sogar Kreisen trifft der Drang nach Asien einzelne Gemeinden 
sehr ungleichmäßig, so gaben z. B. im Gouvern. Charkow II% 
aller Gemeinden 46% aller Auswanderer. Man muß demnach 
zugestehen, daß die Auswanderung in einzelnen Distrikten 
eine große Rolle spielt und die Landnot wenigstens nicht ins 
Unendliche wachsen läßt. In dem schon genannten Gouvern. 
Poltawa betrug der Zuwachs an Landbevölkerung von der 
Mitte der achtziger Jahre bis 1900 16,6% in dem folgenden Jahr- 
zehnt I900—I9Io nur noch 4,6%. In der letzten Periode ver- 
minderte sich die Zahl der Wirtschaften, die keine Aussaat hatten, 
um II%, die Zahl der Wirtschaften mit kleiner Aussaat um 5%. 

Die Auswanderer gehören meist zu den landarmen Schichten: 
die 5Io ooo Familien, die in den Jahren 1896—ıgıı über den 
Ural gingen, hinterließen in der Heimat nur Ix 860 000 Deßj. 
Land — nur je 3,6 Deßj. auf die Wirtschaft. In 1907—ıgıı 
besaßen die Auswanderer 


kein Land 24,5% 
bis 3 Deßj. 38,690 
3—6 Deßj. 21,0% 
6—ıo Deßj. 10,090 
mehr als ıo Deßj. 5,9% 


Wenn man alle diejenigen Auswanderer, welche weniger 
als ro Deßj. besaßen, zu den landarmen rechnet, so litten 94,1 % 
aller Auswanderer mehr oder weniger an Landnot. Wäre die 
Auswanderung somit dauernd auf der Höhe der Jahre 1908/09 
geblieben, dann hätte sie natürlich keine kleinere Rolle gespielt 
als das Anwachsen der Städte und Industrie. Wir sahen jedoch, 
daß die Bewegung in den darauf folgenden Jahren auffällig 
stark zurückging, und dieser Rückgang ist nicht nur den guten 
Ernten der Jahre xrg90oọ/ro zuzuschreiben, welche mit den 
hohen Preisen auf landwirtschaftliche Produkte zusammen- 
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fielen und vielen Bauern wieder auf die Beine halfen, sondern 
hat noch einen tieferen Grund. Der Vorrat an kultur- 
fähigen Ländereien ist im asiatischen Ruß- 
land fast erschöpft und neue Siedlungs 
flächen sind nur durch kostspielige Melio- 
rationen zu gewinnen. 

Schon im Jahre 1907 erklärte der Vertreter der Regierung 
in der Reichsduma, »daß die Regierung schon mit der jetzigen 
natürlichen Bewegung (der Auswanderer) vollauf zu tun habe 
und diese durchaus nicht mit Verlockungsmaßregeln fördern 
wolle, sondern daß sie vielmehr im Begriffe sei, die Bewegung 
in das planmäßige Gerinne zu richten« Das letztere Streben 
äußerte sich zuerst darin, daß das schon ziemlich mit Kolonisten 
überfüllte Westsibirien für die Auswanderung geschlossen wurde. 
Diese Maßregel hatte jedoch keinen Erfolg und vergrößerte nur 
die Desorganisation, indem sie die »yeigenmächtige« Auswande- 
rung vergrößerte. Die »Eigenmächtigen« (Samowolzy) sind 
Auswanderer, welche die Heimat aufs Geratewohl verlassen, 
ohne durch die vorgesandten Boten (Chodok) sich das Land- 
stück auswählen und auf ihren Namen verschreiben zu lassen. 
Diese Samowolzy zahlen für die Fahrkarte den vollen Preis, 
anstatt eines Viertels laut dem Auswanderungstarif, und müssen, 
an Ort und Stelle angekommen, oft mehrere Jahre auf Zuwei- 
sung des Landes warten, denn ihre Ansprüche werden seitens 
der Ansiedlungskommission nur in zweiter Linie befriedigt, 
wenn die »legalen« Auswanderer schon angesiedelt sind. Oft 
müssen sie sich die Aufnahme in Stammgemeinden für teures 
Geld erkaufen. Die wirtschaftliche Lage der Samowolzy ist 
äußerst schwer: sie bewohnen die Viehställe der Urbewohner, 
werden von den letzteren auf die unverschämteste Weise exploi- 
tiert, nähren sich dürftig und oft kommt es vor, daß bei ihnen 
alle Kinder ohne Ausnahme sterben. Die Hälfte von ihnen hat 
keine Aussaat, ein Drittel besitzt kein Großvieh. 

Im allgemeinen siedeln sich die Auswanderer vorzugsweise 
in westsibirischen Gebieten an. Von den 4 Millionen Auswan- 
derern, über welche wir entsprechende Auskunft besitzen, ließen 
sich 3 Millionen in Westsibirien und der Kirgisensteppe nieder, wo- 
bei auf das Gouvern. Tomsk und das Akmolinsk-Gebiet 2,2 Mil- 
lionen entfallen. Diese Anziehungskraft des Westens erklärt sich 
I. durch die besseren natürlichen Verhältnisse; der Boden, das 
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Relief, die Vegetationsverhältnisse des Gebietes ähneln denen 
der Steppen- und Waldsteppengebiete des europäischen Ruß- 
land, woher die größte Masse der Auswanderer stammt; 2. durch 
die Nähe dieses Gebietes, was die Wanderungskosten vermindert; 
3. durch die relative Dichtigkeit und Wohlhabenheit der Bevöl- 
kerung, bei welcher die Auswanderer leichten Verdienst finden 
können, bis sie selbständige Wirtschaft einrichten; 4. durch 
den Umstand, daß die Samowolzy, welche hauptsächlich auf die 
Briefe ihrer Verwandten und Bekannten hinziehen, bei den 
letzteren Unterkunft und Hilfe bei der Ansiedlung zu finden 
hoffen. 

Gegenwärtig ist der Vorrat kulturfähigen freien Landes 
im Westen erschöpft. Der Norden mit seinem rauhen Klima 
und unendlichen Nadelholzwäldern und Sümpfen ist zwar noch 
frei, doch ist seine Kolonisation, wie es offiziell bestätigt worden, 
»eine Frage der Zukunft«; frei ist auch die südliche Kirgisen- 
steppe, eine wasserarme Ebene mit stark salzhaltigem Boden, mit 
dürftiger Vegetation, welche im Sommer von der Sonne ausge- 
brannt wird. Der Landfonds für Auswanderer kann im Westen 
nur noch durch künstliche Maßregeln geschaffen werden. Neue 
Flächen für Kolonisation werden durch Abtrennung des soge- 
nannten »überflüssigen« Landes der Eingeborenen-Kirgisen und 
der Urbewohner geschaffen. Diese Expropriation wird durch 
die Fiktion legalisiert, daß das Land der Kirgisen und Urbe- 
wohner staatliche Domäne sei, welche in temporäre Nutzung 
der bisherigen Besitzer gegeben worden, bis die Regierung von 
demselben anderweitig Gebrauch machen könne. Eben sind 
bei den Urbewohnern die Feldregulierungsarbeiten im Gange; 
jede Wirtschaft erhält ein bestimmtes Landstück in ihr Eigen- 
tum, die Landgemeinde wird vernichtet und das freigewordene 
»überflüssige« Land zur Ansiedlung neuer Kolonisten verwendet. 

In der Kirgisensteppe geschieht die Absonderung des über- 
flüssigen Landes auf Grund der Normen, welche durch besondere 
statistische Expeditionen festgestellt sind. Die Expeditionen 
bestimmen den nötigen Viehbestand, welchen eine normale 
Kirgisenwirtschaft besitzen muß, und die Fläche der Weiden, 
welche in verschiedenen Gegenden zum Unterhalt des Viehs 
ausreicht. Die erste Expedition, welche unter der Leitung 
des bekannten Statistikers F. A. Schtscherbina arbeitete, fand 
als Norm 24 Stück Großvieh pro Wirtschaft (20% als weiterer 
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Zuwachs der Vięhzucht mitgerechnet). Sobald jedoch die Aus- 
wanderer in großen Massen in die Steppe strömten, wurde eine 
zweite Expedition zu den Kirgisen kommandiert (unter der Lei- 
tung von W. K. Kusnetsow), welche die Norm bis auf 14—15 Kopf 
Großvieh herabminderte und die normale Weidenfläche stark 
reduzierte, obwohl in den Kirgisenwirtschaften im Mittel 18—21 
Kopf vorhanden waren. Durch diese doppelte Reduzierung 
wurden 22 Millionen Deßj. (ca. 24 Millionen ha) »überflüssigen« 
Landes in der Kirgisensteppe für die Auswanderer frei. Davon 
sind 5 Millionen Deßj. in den letzten Jahren schon besiedelt. ` 
Die übrigen 17 Millionen Deßj. gehören meist zu der Region 
der sogenannten »Sommerweiden«, wo die Kirgisen selbst nur 
während einiger Sommermonate für ihre Herden Nahrung 
finden und eine seßhafte Wirtschaft wegen Wassermangels un- 
möglich ist. 

Die unentgeltliche Verteilung des Landes ist jetzt in den 
besseren Gebieten des Westens eingestellt; die Regierung hat einen 
Gesetzentwurf über den Verkauf des Landes an die Kolonisten 
in diesen Gebieten der Reichsduma vorgelegt. Ohne abzuwarten, 
bis aus der Vorlage das Gesetz wird, schrieb das Ministerium 
den betr. Behörden vor, das Land einstweilen an die Kolonisten 
zu verpachten mit der Verpflichtung, daß dasselbe ausgekauft 
wird, sobald das Gesetz es erlaubt. 

Die drei übrigen Gebiete — ÖOstsibirien, der ferne Osten und 
russisch Turkestan — haben wenig über ı Million Auswanderer 
empfangen, von welchen sich 626 ooo in Ostsibirien und haupt- 
sächlich im jenisseiischen Gouvernement niederließen. Im 
Süden des letztgenannten Gouvernements dehnen sich weite 
Steppen aus, welche in besser bewässerten Teilen übrigens 
schon besiedelt sind. In den unkolonisierten Teilen sind eben 
hydrotechnische Forschungen im Gange, von deren Ergebnis 
die Möglichkeit des Kolonisierens der Steppen abhängt; inzwischen 
aber siedelt man die Kolonisten auf den »überflüssigen« Lände- 
reien der Urbewohner und Eingeborenen an. Der größte Teil von 
Östsibirien ist bergig und mit Wäldern bedeckt; die kulturfähigen 
Gebiete können nur für die aus Nordrußland kommenden Kolo- 
nisten von Wert sein. Die nordrussische Auswanderung: ist 
aber, wie schon angedeutet, relativ klein. Deshalb kann die 
Kolonisation von Ostsibirien nie besonders große Wichtigkeit 
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erlangen, obwohl die Zahl der Einwanderer in den letzten Jahren 
schnell gewachsen ist (rgII bis 28 000, 1912 bis 4I 000). 

Der ferne Osten hat seit dem japanischen Kriege die beson- 
dere Aufmerksamkeit der Regierung auf sich gezogen, welche be- 
strebt ist, unsere Grenzen gegen China’ und Japan zu befestigen. 
Die Bestrebungen der Regierung gehen dahin, die gelbe Bevölke- 
rung aus den Grenzgebieten hinauszudrängen und sie durch 
russische Ackerleute und Arbeiter auf der in Bau begriffenen 
Eisenbahn und auf den Goldminen zu ersetzen. Die Russifikation 
der Arbeiterschichten hat wenigstens in den Unternehmungen 
der Regierung einige Erfolge aufzuweisen. (Im Jahre ıgıı 
kamen aus Rußland 52 000 Arbeiter, 1912 schon 106 000); die 
landwirtschaftliche Kolonisation aber ist bis jetzt völlig miß- 
lungen. Im Jahre 1907 kamen hier 85 000 Auswanderer an, 
welche jedoch meistens im folgenden Jahre nach dem Westen zu- 
rückkehrten. In der darauffolgenden Periode war die Auswande- 
rung nach dem Amurgebiet bedeutungslos.. Der Hauptgrund 
des Mißlingens der Kolonisation liegt in den ungünstigen natür- 
lichen Verhältnissen. Das Klima ist voll von Kontrasten: der 
heiße Sommer, welcher etwa dem der Krim und des Kaukasus 
entspricht, und der rauhe Winter mit 40° C Kälte, wobei die 
mittlere Januartemperatur niedriger ist als in Archangelsk. 
Der Sommer ist äußerst feucht, besonders aber regnet es im 
August, wo dem Landmann jede trockene Stunde teuer ist. 
Der Winter ist trocken und schneearm, weshalb die Erde so tief 
gefriert, daB im größeren Teil des Gebiets der Boden während 
der Sommermonate nur auf der Oberfläche auftaut, tiefer unten 
aber eine ewig gefrorene Schicht sich befindet. 

Die Sommerregen verursachen häufige Ueberflutungen; 
längs der Ufer ziehen hohe Wälle aus Stein, Land und Schutt — 
Spuren früherer Ueberflutungen —, welche das Wasser in den Fluß- 
tälern zurückhalten. Die Folge davon ist eine allgemeine Ver- 
sumpfung des Landes, welche durch die üppige Vegeta- 
tion, die dem unerfahrenen Kolonisten so sehr imponiert, noch 
vergrößert wird. Die Versumpfung ist das größte Hindernis 
bei der Kolonisation: Ing. Kljagin behauptet, daß z. B. im 
Amurgebiet von den südlich vom 60. Breitengrad liegenden 36 Mil- 
lionen Deßj. 15 Millionen versumpft sind. Im Primorskaja- 
gebiet ist die Versumpfung noch größer. Die trockenen Teile des 
Landes sind schon kolonisiert und der Prozentsatz der Sümpfe 
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in den neukolonisierten Ländereien hat sich von 17—ı8 im 
Jahre 1goı bis auf 40 im Jahre 1909 gehoben. Spezialisten be- 
haupten, daß es vorläufig keinen Sinn hat, die höchst kostspieligen 
Meliorationen im Amurgebiet vorzunehmen, da der Boden dort 
nicht besser ist als in der Umgebung von Petersburg (Gouvern. 
Pleskau, Nowgorod und Petersburg), wo große Sümpfe liegen, 
deren Austrocknung nicht nur viel billiger, sondern auch in 
volkswirtschaftlicher und fiskalischer Hinsicht viel vorteilhaf- 
ter ıst. 

Die Auswanderungsverwaltung hat selbst eingesehen, dab 
sie sich betreffs der Kolonisation im Amurgebiet getäuscht 
hat. Sie ist nur noch bestrebt, die unbenutzten Ländereien des 
amurischen und ussurischen Kosakenheeres zu exproprieren, 
was ihr teils auch gelungen ist: von den 15 Millionen Deßj., welche 
die Kosaken seinerzeit erhielten, sind schon 9 Millionen für die 
Kolonisation zurückgenommen (der sogenannte Fonds von 
General Duchowskoi). Die Auswanderungsverwaltung hofft 
außerdem, daß durch die »Regulierung« der Besitzverhältnisse 
bei den Kosaken, wobei jede männliche »Seele« 30 Deßj. erhalten 
soll, noch weitere 44, Millionen Deßj. frei werden. 

Es bleibt noch Turkestan. Nach den mit den Vereinigten 
Staaten entstandenen Differenzen lenkte die Regierung ihr Augen- 
merk auf Turkestan und hofft durch die Entwicklung des Baum- 
wollbaues in diesem Gebiet die einheimische Baumwollindustrie 
von dem amerikanischen Rohmaterial unabhängig zu machen. Der 
Vorsteher des Ackerbauressorts, Herr Kriwoschein, hat nach seiner 
Turkestanreise den Plan entworfen, wie, seiner Ansicht nach, 
der Baumwollbau durch die russische Kolonisation des Gebietes 
zu heben sei. Das russische Turkestan zerfällt nach seiner Be- 
völkerung und nach den Typen der Landwirtschaft in zwei Teile: 
im Semiretschenskgebiet und teilweise in den Syr-Darja- und 
Fergana-Gebieten besteht die Hauptbevölkerung aus Kirgisen, 
und obwohl dieselben hier mehr Ackerbau treiben als irgendwo 
anders, so liegt der Schwerpunkt ihrer Wirtschaft doch in der 
Weidenviehzucht. Im übrigen Lande, längs den großen Flüssen, 
leben die seßhaften Sarten, welche durch künstliche Bewässe- 
rung ihrer Felder Ackerbau und Gärtnerei auf eine relativ sehr 
hohe Stufe gebracht haben. Bei den Sarten entwickelt sich 
in letzter Zeit der Baumwollbau in raschen Schritten (im Jahre 
1906 waren unter Baumwolle 61 ooo Deßj., im Jahre ıgıı 
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401 000 Deßj.). Die weitere Entwicklung der Baumwollplantagen 
ist aber dadurch erschwert, daß die Eingeborenen ungefähr eine 
Hälfte des bewässerten Areals, welches ca. 2,3 Millionen Deßj. 
beträgt, mit Weizen besäen müssen, um sich zu ernähren. Könnte 
sich die Bevölkerung den nötigen Weizen zum billigen Preise 
kaufen, so könnte sie ihre eigene Weizenaussaat noch weiter 
reduzieren und die Baumwollplantagen würden nicht 17%, 
sondern etwa ein Drittel der bebauten Fläche, d. h. ca. 400 000 
Deßj. einnehmen. Die Weizenproduktion wird nach dem Plan 
des Herrn Kriwoschein in die Kirgisensteppe und hauptsächlich 
in das Semiretschenskgebiet verlegt, wo die statistischen 
Expeditionen bei den Eingeborenen ı2 Millionen DeBßj. »über- 
flüssiges Land gefunden haben. Dieses Gebiet wird durch die 
Eisenbahnstrecke Arys-Werny mit der Baumwollregion ver- 
bunden. 

Doch die Hoffnung auf das Semiretschenskgebiet ist 
schwach begründet: das Relief des Landes stellt einen stufen- 
weisen Uebergang vom hohen Gebirgsplateau zu den salzigen 
Wüsten dar. Der Weizenbau ohne künstliche Bewässerung ist 
nur im Hochland möglich, dessen Fläche relativ klein ist und 
nur ca. 2—3 Millionen Deßj. beträgt. Meistenteils ist das Land 
hier schon von Kirgisen und Kolonisten besiedelt. Die ersteren 
haben hier ihren Winteraufenthalt und besitzen umfangreiche 
Felder und Wiesen. Um für Kolonisten freies Land zu schaffen, 
jagt die Regierung die Kirgisen aus ihren Wohnplätzen einfach 
weg: so waren im Jahre IgIo 5 Ioo Herden der seßhaften Kirgisen 
zum Wegschaffen bestimmt, um an ihrer Stelle 3 000 Koloni- 
stenwirtschaften einzurichten. Bis heute wird das meiste Land 
von Kirgisen bebaut (im ganzen sind ca. 600 000 Deßj. besäet), 
wozu sie sich zur Bewässerung ihrer Felder ein dichtes Netz 
kleiner Kanäle gebaut haben, und solche rücksichtslose Behand- 
lung der Kirgisen kann dem hiesigen Ackerbau großen Schaden 
bringen, ohne davon zu sprechen, daß die Viehzucht im Lande 
nur durch beständige Wanderungen von den Bergen in die 
Wüste und umgekehrt möglich ist. Dazu muß noch bemerkt 
werden, daß der Ackerbau ohne künstliche Bewässerung, wie 
er von den Kolonisten getrieben wird, wegen der häufigen Dürren 
sehr riskant ist und bei der Brachfelderwirtschaft ohne Düngung 
sehr große Flächen fordert. Eine sichere Entwicklung der Land- 
wirtschaft in diesem Gebiete ist nur durch künstliche Bewässerung 
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möglich, welche von der Regierung große Geldauslagen und 
von den Kolonisten mehr Geschick und Intelligenz fordert. 
Bis heute hat das Kolonisationsressort nur 4 000 Deßj. bewässert, 
die Eingeborenen aber 400 000 Deßj. 

Im eigentlichen Turkestan ist der Ackerbau ohne Bewässe- 
rungsanlagen überhaupt unmöglich: alle bewässerten Ländereien 
gehören als Grundeigentum den Eingeborenen, und die russi- 
sche Kolonisation des Landes ist nur entweder durch Bewässe- 
rung neuer Ländereien oder durch Ankauf des Landes zu 
hohem Preise bei den Eingeborenen möglich. Herr Kriwoschein 
schätzt das Areal des bewässerungsfähigen Landes auf ca. 3 Mil- 
lionen Deßj. und die Bewässerungsanlage auf 700 Millionen 
Rubel. Selbstverständlich ist die Regierung nicht geneigt, diese 
enorme Summe auszulegen und Herr Kriwoschein hofft dem- 
nach auf »privaten Unternehmungsgeist«. Es sind auch schon 
einige Bewässerungsgesellschaften gegründet worden, unter ande- 
ren seitens der Moskauer Industrieller, doch ist die Hoffnung 
klein, daß man auf diese Weise beim allgemeinen Kapitalmangel 
im Lande große Mittel flüssig machen kann. Allerdings werden 
diese Gesellschaften für die Kolonisation in nächster Zukunft 
nichts Nennenswertes leisten. 

Zufolge aller erwähnten Gründe kann das russische Turke- 
stan als Kolonisationsgebiet nie eine große Bedeutung erlangen. 
Die maximale Zahl der Einwanderer betrug im Jahre 1912 
15 000 Menschen. Die Kolonisierungskapazität aller asiati- 
schen Besitzungen Rußlands läßt nur eine Ansiedlung von 200 
bis Maximum 300 000 Menschen jährlich zu, und auch die- 
ses ist nur durch beständige Expropriation des Landes beı 
den Urbewohnern, Kosaken und Eingeborenen, möglich. Auch 
diese Zahl der Kolonisten kann nur durch die Regulierung der 
bisherigen Bewegung angesiedelt werden, wenn größere Massen 
der Kolonisten nach Osten gerichtet werden und die Koloni- 
sationsverwaltung ihrerseits durch leichtere Meliorationen die 
ungünstigen natürlichen Verhältnisse zu mildern sucht. 

Ohne Zweifel tut man in letzter Zeit in dieser Richtung 
mehr als früher. Im Jahre 1909 wurden die Ausgaben der Koloni- 
sationsverwaltung im Reichsbudget zum ersten Male abgesondert. 
Damals betrugen die Ausgaben für Wegebau 2,5 Millionen 
Rubel, im Jahre 1913 schon 4,8 Millionen, für hydrotechnische 
Operationen entsprechend 1,4 und 2 Millionen. Ueberhaupt 
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wurden im Jahre 1906 für die Kolonisation 5,5 Millionen Rubel 
ausgegeben, im Jahre IgI3 sind schon 28,1 Millionen Rubel ver- 
anschlagt. Im laufenden Jahre will die Regierung die Auswande- 
rungsbewegung nicht mehr durch polizeiliche Vorschriften 
beeinflussen, sondern durch volkswirtschaftliche 
MaßBregeln, indem sie die Auswanderer durch erhöhte Zu- 
schüsse nach den östlichen Gebieten verlocken will. Laut den 
unlängst publizierten Zuschußlisten werden jeder Kolonisten- 
familie Zuschüsse von I00—400 Rubel gewährt, wobei die Höhe 
des Zuschusses von Gebiet zu Gebiet variiert: die größten ent- 
fallen auf das Semiretschensk- und Amurgebiet. In den west- 
lichen Gebieten werden nicht nur keine Zuschüsse gewährt, 
sondern man beabsichtigt, die besten Landstücke sogar zu ver- 
kaufen. 

Wir stimmen dem System der variablen Zuschüsse bei, 
müssen aber das projektierte Gesetz über den Verkauf des Lan- 
des in Westsibirien entschieden verwerfen. Die Vorlage wider- 
spricht im Grunde dem Hauptziel der russischen Kolonisation 
— der Verminderung des Landmangels im europäischen Ruß- 
land — da sie die Auswanderung der Minderbemittelten erschwert, 
welche nicht in der Lage sind, die Kosten der langen Reise zu 
tragen, und keine Mittel besitzen, um die rauhe Natur erfolg- 
reich zu bekämpfen. Außerdem bedürfen solche Kolonisten an- 
fangs der Nebenverdienste, die sie nur im dichter bevölkerten 
Westen finden können. Solche Kolonisten noch mit Zahlungen 
für das Land zu belasten heißt ihnen die Mittel zur Anschaffung 
des notwendigen Inventars wegnehmen und von Anfang an 
schwächliche Wirtschaften schaffen. Richtiger wäre es, an- 
statt das Land zu verkaufen, den Kolonisten unentgeltlich 
etwas kleinere Anteile zuzuschneiden, welche eben ziemlich 
groß sind (bis 15 Deßj. pro männliche Seele). Uebrigens beab- 
sichtigt die Regierung, zwischen den sibirischen Kleinbauernwirt- 
schaften auch größere arrondierte Bauernhöfe einzuführen, 
wobei einzelne Höfe aus technischen Gründen oft bis 750 Deßj. 
erhalten, was auch zur Verminderung der Kolonisationskapa- 
zität der westlichen Gebiete beiträgt und die Ansiedlung der 
Minderbemittelten erschwert. 

Eine andere Gesetzvorlage greift den Vorrat an Koloni- 
sationsländereien noch stärker an: unter dem Vorwande der 
Entwicklung einer »kulturellen Viehzucht« ist die Regierung 
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bestrebt, den Großgrundbesitz in Sibirien anzupflanzen. Einst- 
weilen sind zu diesem Zwecke 300 000 Deßj. besten Landes in 
verschiedenen Gebieten bestimmt. Einige Vertreter der titu- 
liertten Familien (Graf Medem, Fürst Kassatkin-Rostowzew, 
Fürst Kotschubei u. a.) haben diese Ländereien teils schon ver- 
griffen. Die Versuche, in Sibirien einen Großgrundbesitz zu 
entwickeln, sind schon 9o Jahre alt, doch sind ihre Erfolge ziem- 
lich klein: das Gesamtareal des Privatgrundbesitzes in Sibirien 
übersteigt nicht ı Million Deßj., wobei die Besitzer fast absolut 
keine eigene Wirtschaft führen und bei der ersten Möglichkeit ihre 
Güter verkaufen. Auch die jetzige Idee, vermittelst des Großgrund- 
besitzes die »kulturelle Viehzucht« zu entwickeln, ist ohne Zweifel 
eine Chimäre: wenn man dazu die Ländereien benutzen will, 
welche für den Ackerbau untauglich sind, so ist dort nur die 
Zucht einheimischer Rinderrassen möglich, welche wegen der An- 
passung an die Ortsbedingungen am besten gedeihen und in die- 
sem Falle wird aus der »kulturellen Viehzucht« eine Nachahmung 
der Wirtschaftsweise der Eingeborenen; wenn man jedoch wie 
bisher für diesen Zweck die besten, kulturfähigen Ländereien 
verwenden will, so ist es dem Besitzer vorteilhafter, das Land 
an Kolonisten zu verpachten oder zu verkaufen, als sich mit 
der Kultivierung edler Viehrassen zu bemühen. Aus vielen 
Beweisen dafür greifen wir nur ein Beispiel heraus, welches 
wir aus dem Buche des vormaligen Generalgouverneurs vom 
Amurgebiet Herrn P. F. Unterberger $) entnehmen. Es wandte 
sich jemand an Herrn U. mit der Bitte, ihm 8000 Deßj. Land 
in langjährige Pacht zu geben, um darauf eine Herde von 2000 
Kopf Rindvieh und 3000 Schafen zu unterhalten. Die Bitte 
wurde abgelehnt; dann verlangte der Unternehmer ı 500 Deßj. 
Land und verpflichtete sich, darauf Ioo Köpfe Rindvieh und 
500 Schafe zu unterhalten. Auf diese Bedingungen ging Herr 
U. ein. Nach einiger Zeit fand man bei der Revision auf dem 
Gute nur 2 Pferde und 4 Ziegen®). 

Der letzte und wichtigste Gesetzentwurf, welchen die 
Regierung der Reichsduma eingereicht hat, betrifft die Feld- 

4) Priamurski kraij (russisch), Petersburg 1912. 

5) Die Regierung strebt aus politischen Grūnden die Entwicklung des 
GroBgrundbesitzes an, da die Einführung der Selbstverwaltung (Semstwo) in 
Sibirien nur eine Frage der Zeit ist Diese wird von der Regierung verschleppt, 


um Zeit zu gewinnen, und in die demokratische Masse der sibirischen Bevöl- 
kerung eine konservative Grundbesitzerklasse einzuschichten. 
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regulierung der Urbewohner und hat den Zweck, die Prinzipien 
des Gesetzes vom 14. Juli IgIo auf das asiatische Rußland zu 
erweitern. In Sibirien wird dieses Gesetz die Landgemeinde noch 
gründlicher vernichten als im europäischen Rußland. Wie 
bekannt, werden nach dem geltenden Gesetz alle diejenigen 
Landgemeinden als nicht existierend angesehen, welche seit 
der Bauernreiorm keine allgemeine Landverteilung zwischen 
ihren Gliedern vorgenommen haben, sondern, wo nur partielle 
Verteilungen (Uebergabe der freigewordenen Anteile an land- 
lose, teilweise Ausgleichung der Anteile usw.) stattgefunden 
haben. In Sibirien gibt es fast ausschließlich nur solche Gemein- 
den. Noch unlängst dominierte hier die Brachfelderwirtschaft, 
wobei gewöhnlich einfache Okkupation seitens einzelner Fami- 
lien vorherrschte. Infolge des schnellen Zuwachses der Bevölke- 
rung fingen viele Gemeinden an, den Eigentümern größerenGrund- 
besitzes das Land wegzunehmen und unter die übrigen zu ver- 
teilen, d. h. sie nahmen sogenannte partielle Verteilungen vor. 
Gründliche Verteilungen (Korjennoi peredjel) entstehen nur beim 
Uebergang zur regulären Dreifelderwirtschaft, wovon der sibirische 
Ackerbau noch weit entfernt ist. Bei der Herrschaft des Okku- 
pationsrechts bildet sich die unregelmäßige Zerstreutheit ein- 
zelner Parzellen, welche in allen möglichen Teilen des Dorf- 
landes weit von einander entfernt liegen. Diese Zerstreutheit 
und Ungleichheit der Landnutzung wird durch den Uebergang 
des Landes in persönliches Eigentum einzelner Wirte fixiert. 
Gleichzeitig bekennt die Regierung in den Motiven zum Gesetz, 
daß sie außerstande sei, die Arrondierung einzelner Bauernwirt- 
schaften vorzunehmen, und daß der Zweck des Gesetzes nur sei, 
die Ländereien einzelner Dörfer voneinander und von den Krons- 
ländern zu separieren. Innerhalb des Dorfes verbleiben die 
Besitzungen einzelner Wirte in ihrem ursprünglichen chaotischen 
Zustande und dieses Chaos wird sich durch die Zerstückelung 
des Landes zwischen den Erben mit der Zeit noch vergrößern. 

Es ist somit einleuchtend, daß viele von den Gesetzesvorlagen 
der Regierung, die bei der heutigen politischen Situation zweifel- 
los die Sanktion der gesetzgebenden Körperschaften erhalten, 
störend auf die Weiterentwicklung unserer asiatischen Kolonien 
einwirken werden. Obwohl die äußerlichen Ergebnisse der wirt- 
schaftlichen Evolution Russisch-Asiens glänzend sind (die Fläche 
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um 52%, die Kopfzahl des Großviehs um 63—72%, die Zahl 
der Landbevölkerung um 41%, der Stadtbevölkerung um 77%), 
muß man doch an ihrer Stabilität zweifeln, was besonders die in 
letzter Zeit öfter vorkommenden Mißernten beweisen. Sie zeigen, 
daß auch Sibirien in die kritische Epoche der extensiven Feld- 
wirtschaft getreten ist, was im europäischen Rußland eine allge- 
meine Verarmung des Bauernstandes zur Folge hatte. Um 
diese Krise leichter zu überwinden, sind eine Reihe gut durch- 
dachter Maßregeln notwendig, die die Kolonisation regulieren, 
die Kolonisationskapazität des Landes nach Möglichkeit er- 
weitern, die Auswanderung den Landarmen zugänglicher machen 
sollen und dabei eine rasche Entwicklung der Landwirtschaft 
ermöglichen. Es reifen im europäischen Rußland momentan neue 
Bedingungen, die eine vergrößerte Auswanderung zur Folge 
haben müssen: die großen Landbesitzer vermindern ihren Land- 
verkauf, die Ländereien der Bauern-Landbank sind fast gänzlich 
ausverkauft, die Kronsgüter auf lange Fristen verpachtet. 
Selbst das Auswanderungsressort erklärt, daß »die Hauptquellen 
zur Erweiterung des Bauernlandes im europäischen Rußland 
schon erschöpft sind« Andererseits wird die Liquidation der 
Bauernstellen größer, besonders im Osten und Süden, wo infolge 
der letzten Mißernten (1911—1912) viele schwächere Bauernwirt- 
schaften zugrunde gingen und die Besitzer gezwungen sind, in 
der Auswanderung eine Rettung zu suchen. Die Auswanderung 
war schon im Jahre 1912 etwas größer als im vorigen Jahre, 
im laufenden Jahre wird sie wahrscheinlich wieder einen Sprung 
nach oben machen, wie aus folgenden Angaben hervorgeht: 
Vom ı. Januar bis zum 7. Mai gingen nach Asien: 


Jahre Zahl der Auswanderer Zahl der Boten 


in Tausend in Tausend 
IgII 102,4 12,1 
1912 101,2 32,7 
1913 116,2 55,9 


Besonders stark ist die Gruppe der Boten angewachsen, 
welche die Landstücke für Auswanderer auswählen und an 
einzelne Familien verschreiben. Die Vermehrung dieser Boten 
ist stets ein Vorzeichen für größere Auswanderung im folgenden 
Jahre. l 

Unter diesen Umständen müßte die Regierung alle Maß- 
regeln rein politischer Natur unterlassen, Maßregeln, welche 
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die Kolonisation erschweren. Die obenerwähnten Gesetzesvor- 
lagen sind jedoch größtenteils Früchte rein bureaukratischen 
Politisierens. Und wenn P. A. Stolypin bei seiner Fahrt in West- 
sibirien im Jahre IgIoO 700 000 Auswanderer noch nicht ange- 
siedelt, in Elend und Armut fand, so kann man, wenn diese 
Entwürfe einmal zum Gesetz werden, die Wiederholung aller 
dieser Erscheinungen befürchten. 


III. Die Landwirtschaft. 


Es ist unmöglich, in einem kurzen Aufsatz über die landwirt- 
schaftliche Entwicklung Rußlands ein vollkommenes Bild zu 
geben und die Gründe und Bedingungen ihrer Fortschritte 
allerseits zu erforschen, weil die Frage an sich, besonders aber 
in Rußland mit seinen verschiedensten natürlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnissen, zu groB und verwickelt ist. Wir 
begnügen uns deshalb nur mit der Charakteristik einiger u. E. 
besonders wichtiger Momente der landwirtschaftlichen Evolution 
Rußlands und bitten im voraus um Entschuldigung wegen etwas 
systemloser Auslegung. 

Die erste und wichtigste Frage ist, ob sich unsere Landwirt- 
schaft überhaupt entwickelt und wie schnell das Tempo ihrer 
Fortschritte ist. Früher haben wir schon bemerkt, daß einige 
Volkswirtschaftler der Ansicht sind, die Entwicklung der land- 
wirtschaftlichen Produktivität könne Rußland vom Drucke der 
bäuerlichen Landnot befreien. Ist das der Fall, so muß die 
Produktivität der Landwirtschaft überhaupt und in den land- 
armen Distrikten im besonderen schneller wachsen, 
als die Landbevölkerung zunimmt. Laut den im diesjährigen 
Expose des Finanzministers publizierten Angaben ist es auch 
wirklich so. Auf Seite r lesen wir: Im Jahre 1895 wurde die 
landwirtschaftliche Produktion auf 4 Milliarden Rubel 
geschätzt, eine ähnliche Schätzung für das Jahr IgIo ergab 
9 Milliarden, d.h. in 15 Jahren hat sich die Produktion 
mehr als verdoppelt. Weder in Westeuropa noch in den 
Vereinigten Staaten finden wir einen derartigen raschen Fort- 
schritt. Und wenn die Ziffern des Marktpreises uns einen korrekten 
Maßstab für die landwirtschaftliche Entwicklung gäben (wie es 
der Herr Finanzminister, welcher weiter schon ausdrücklich über 
die »Erhöhung der landwirtschaftlichen Produktivität« spricht, 
zu glauben scheint), so müßte der Wohlstand des Bauern beinahe 
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zweimal größer sein als vor 15 Jahren. In der Tat zählte man 
im Jahre 1897 in Rußland 108,8 Millionen Landbevölkerung, 
ıgıı war die Zahl nach offiziellen Angaben 141,2 Mill., oder 
korrigiert auf schnelleres Wachstum der Städte ca. 137,8 Millionen. 
Der Zuwachs in 14 Jahren betrug 26,7%. Von der landwirtschaft- 
lichen Gesamtproduktion kamen auf den Kopf der Landbevölke- 
rung im Jahre 1895/96 36,7 Rubel, im Jahre 1g1o schon 65,4 Ru- 
bel; somit hatte sich die Produktivität des Landmannes um 
78,2% vergrößert. Wäre es wirklich so, dann hätte sich die Zahl 
der landarmen Bauernfamilien fast um die Hälfte vermindern 
müssen, da schon 5 Deßj. dem Bauer soviel Produkte geben als 
im Jahre 1895 9 oder Io Deßj. Der allgemeine Wohlstand des 
Bauern hätte sich so weit gehoben, daß im Dorfe die Lehmhütten 
mit Strohdächern gemütlichen ziegelsteinernen Häusern Platz 
machen müßten, das tote und lebendige Inventar des Bauern- 
hofes sich qualitativ und quantitativ verbessert hätte und der 
Bauer nicht Io wie jetzt, sondern wenigstens Ioo Tage im Jahre 
Fleisch essen könnte. Wir wissen jedoch, daß sich im Dorfe 
eine solche Metamorphose nicht vollzogen hat; wir können nicht 
einmal bestimmt sagen, ob der Wohlstand des Bauern sich 
überhaupt gehoben hat. Und wenn wir die Entwicklung der 
reellen landwirtschaftlichen Produktivr 
tät näher untersuchen, so ersehen wir, daß die bejahende Ant- 
wort sehr schwer zu begründen ist. Die Gesamtgetreideproduk- 
tion Rußlands betrug nach Angaben des schon zitierten Exposés 
in 72 Gouvernements des Reiches: 


Verhältniszahlen 
1891—95 3 016 Mill. Pud 100 
1896—I900 3287 „ RA 109 
1901-05 3857 » „ 129 
1906—10 4 032 „ ” 133 


Diese Angaben zeigen, daß die Getreideproduktion sich 
nur um 33% vermehrt hat, also nur um ca. 4,5% das Wachstum 
der Landbevölkerung übersteigt. Wenn wir aber noch in Be- 
tracht ziehen, daß der Getreideverkauf im Reichsinnern 
sowie die Ausfuhr sich von 1895—1909 auf ca. 455 Millionen Pud 
vergrößerten und IgIo—II die Ausfuhr allein um 200 Millionen 
Pud größer war als 1909, so kann man mit Bestimmtheit sagen, 
daß ungeachtet der guten Ernten des vergangenen Jahrzehnts 
die Kopfquote des Getreides, welches im Dorfe bleibt, eher 
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gefallen ist $}. Der Bauer ißt weniger als früher, obwohl er auch 
etwas mehr verkauft. 

Bedeutend schlimmer sind die Verhältnisse in dem anderen 
wichtigen Zweige der Landwirtschaft — in der Viehzucht. 
Die Produktionsberechnung für 1895 beruht augenscheinlich 
auf den offiziellen Angaben des Jahres 1888. (Siehe das Buch 
»Die Produktivkräfte Rußlands«, Petersburg 1896, russisch). 
Ein Vergleich mit den Ziffern des Jahres ıgro gibt uns folgendes 
Bild: 


Die Kopfzahl in Auf 100 der Auf 100 der Land- 

Millionen in ganz Landbevölkerung ?) bevölkerung im 

Rußland europ. Rußland 
1888 1IgIo 1888 roro 1888 1IgIo 
Pferde 25,9 33,2 23,8 24,1 25,7 20,8 
Großvieh 32,9 51,2 30,2 37,2 34,3 31,1 
Schafe und Ziegen 65,7 79,2 60,3 57,4 60,8 37,2 
Schweine 11,5 13,4 10,6 9,7 13,1 10,0 


Im europäischen Rußland verminderte sich die Vergleichs- 
zahl in diesem Zeitraum durchweg bei allen Vieharten. Die 
Zahl der Schafe und Schweine fiel sogar absolut (der ersteren 
von 49,4 Millionen bis auf 38,5 Millionen, der letzteren von 10,7 
Millionen bis auf 10,3 Millionen) ®). Nur im asiatischen Rußland 
macht die Viehzucht Fortschritte, teils wegen Zufluß der Aus- 
wanderer, teils dank einer Reihe günstiger Jahre für die Wei- 
denviehzucht in den Kirgisensteppen. Allerdings muß man 
auch einige Verbesserungen der Viehzuchtstatistik in Betracht 
zieben, die aber im allgemeinen noch immer viel zu wünschen 
übrig läßt. Das beste Zahlenmaterial besitzen wir über Pferde 
in den sogenannten Militär-Pferdezählungen, die alle 6-10 Jahre 
in den meisten Gouvernements unternommen werden. Leider 
sind die Resultate der neuesten Zählungen noch nicht publiziert 
worden. Die Zahl der Arbeitspferde bei den Bauern war nach 
dieser Quelle: 


¢) Im Jahre 1911r betrug die Ernte aller Getreidearten in den 72 Gouverne- 
ments des Reiches 3 699 Mill. Pud, in ganz Rußland 3 834 Mill.; im Jahre 1912 
hob sich die letzte Zahl wieder auf 5 032 Mill. Pud. 

1) Bei Zusammenstellung dieser Tafel wurde von der offiziellen Zahl der 
Landbevölkerung für ıgıo die Zahl der in die Städte übergesiedelten abgezogen. 

3) In der allerletzten Zeit hat sich dieSchweinezucht wieder etwas gehoben 
(die Zahl der Schweine in ganz Rußland war: 1908 12,4 Mill., 1911 14,1 Mill.); 
im europäischen Rußland beobachtet man die Aufwärtsbewegung seit 1909, wo 
man 9,7 Mill. Schweine zählte gegen 10,9 Mill. im Jahre 1911. 
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Jahre Zahl der Pferde pro Bauernhof 
(in Taus.) 
1858 — 1 10 647,3 1,29 
1899-— 1900 9 672,9 1,07 
1904—00 IO 539,I 1,08 


Der Pferdestand bei den Bauern ging in den Hungerjahren 
189I—92 stark zurück. Die Abnahme des übrigen Viehs war 
wahrscheinlich noch größer, da der Bauer das Arbeitspferd am 
meisten schätzt und es nur in der äußersten Not verkauft. In 
den letzten 5 Jahren hat sich der Pferdestand wahrscheinlich 
etwas vergrößert, jedoch ist es gewagt zu behaupten, daß die 
Bauern die Norm der achtziger Jahre pro Hof wieder erreicht 
haben. 

Es ist also bewiesen, daß die Produktivität der landwirt- 
schaftlichen Hauptzweige wenigstens im europäischen Rußland 
mit der Vermehrung der Bevölkerung nicht Schritt gehalten hat. 
Der unerhörte Aufschwung der landwirtschaftlichen Produktion, 
die der Herr Finanzminister uns beweisen will, erklärt sich fast 
ohne Ausnahme durch den hohen Preisstand der letzten Jahre, 
wie aus folgender Zusammenstellung folgt: 


Preise auf Innenmärkten 


(Kopeken pro Pud.) Vermehrung in % 
| im J. 1895 im J. 1910 
Roggen 36,6 113,0 209 
Weizen 58,0 116,7 IOI 
Hafer 377 97,8 159 
Großvieh pro Kopf in St. Petersburg (in Rubel) 
87,5 143,8 64 


Die Verteuerung der landwirtschaftlichen Produkte wäre 
für den Bauer nur dann von Bedeutung, wenn er den größten 
Teil seiner Produkte verkaufte und dabei die auf den Innen- 
und Außenmärkten existierenden Preise bekäme. Der Bauer 
konsumiert jedoch das meiste Getreide selbst, und wenn er etwas 
verkauft, so erzielt er stets viel niedrigere Preise als auf den 
Zentralmärkten. Von den hohen Preisen profitiert nicht der 
Bauer, sondern die kleinen und großen Zwischenhändler, die es 
verstehen, die Differenz von vielen Millionen zwischen dem Markt- 
preise und dem Arbeitswerte der Produkte an sich zu reißen, 
solange die letzteren sich vom Produzenten zum Konsumenten 
bewegen. Was die landarmen Bauern betrifft, so verlieren 
dieselben beim Steigen der Preise, da sie sich oft das Brot 
zukaufen müssen. 
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Daß die russische Landwirtschaft sich dennoch und besonders 
rasch seit 1905 entwickelt, wollen wir nicht verneinen. Dieser 
Fortschritt geschieht aber größtenteils von sich selbst, unab- 
hängig von den planmäßigen Maßregeln der Regierung und 
anderer gesellschaftlicher Organisationen, weshalb ihre Resultate 
relativ klein und unauffällig sind. Dabei ist die Evolution in 
verschiedenen Teilen des Reiches verschieden. 

Rußland ist ein Land fortwährender Kolonisation, defi- 
nierte der unlängst verstorbene Historiker W. O. Kljutschewski. 
Aus den früher besiedelten alten Kulturgebieten floß und fließt 
die Bevölkerung auch heute noch in die später in das Reich ein- 
verleibten südlichen und östlichen Gebiete, die schwächer bevölkert 
und unkultiviert sind. Es stehen somit verschiedene Teile des 
Landes auf verschiedenen Stufen der landwirtschaftlichen Ent- 
wicklung, je nach der Dichte der Bevölkerung, der allgemeinen 

Kulturhöhe, Entwicklung des Stadtwesens und Bedingungen 
physisch-geographischer Art. Im allgemeinen entwickelt sich die 
Landwirtschaft vom Osten nach Westen und von den südlichen 
Grenzgebieten dem Zentrum zu. Um dem Leser ein übersicht- 
liches Bild von dieser Evolution zu geben und ihn nicht mit 
Zitfern zu überhäufen, teilen wir ganz Rußland (inkl. Polen) in 
4 große Gebiete: in das erste Gebiet gehören die Ostseeprovinzen 
nebst Polen, das zweite umfaßt Westrußland, d. h. Klein- 
rußland, Weißrußland und Litauen, das dritte den zentralen 
Industrie- und Landwirtschaftsbezirk und das vierte die östlichen, 
südlichen und nördlichen Gouvernements. Wenn wir alle landwirt- 
schaftlichen Kulturen in diesen Gebieten in zwei Gruppen zer- 
legen, wobei alle Getreidearten in eine Gruppe und alle anderen 
Kulturen, so wie Wurzelfrüchte, Futterkräuter, Hülsen- und 
Oelfrüchte, als Zeichen intensiverer Wirtschaft in die zweite 
Gruppe gehören, und den Ertrag pro Deßj. und die Dichte der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung pro 100 Deßj. Aussaat ein- 
ander gegenüberstellen, so erhalten wir folgendes Bild (Mittel- 
werte für 19g0o1—ıgIo) (Tabelle s. folg. Seite): 

Diese kleine Tabelle zeigt uns deutlich, welchen elementaren 
Einfluß die Dichte der landwirtschaftlichen Bevölkerung, sowie 
eine rationelle Bearbeitung der Felder auf die Produktivität 
der Landwirtschaft ausüben. Wir sehen, daß unsere westlichen 
Grenzgebiete — Polen und Ostseeprovinzen — die Dreifelder- 
wirtschaft mit Getreidebau schon gänzlich aufgegeben haben 
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% des Ackers unter): E H F 
© oA ‚003 
b) Wurzel- 38, DATE 
a) Getreide er BE Bw 
usw. Ey. are 
aE- x 3S0 
Polen u. Ostseeprovinzen 69,5 30,5 60,5 161 
Westrußland 84,3 157 52,8 176 
Der zentr. Industr.- und 
Landw.-Bezirk 89,1 10,9 45,5 156 
Oestl., südl. u. nördl. 
Gouv. 96,5 3,5 42,1 98 
Ganz Rußland (Co Gouv.) 88,9 11,1 45,9 140 


und in intensiveren Kulturen den Nachbarprovinzen Deutsch- 
lands sehr nahe kommen. Dank diesem relativ progressiven 
System der Landwirtschaft ist die Ernte in diesen Provinzen, 
ungeachtet der kleineren Volksdichte und des schlechteren Bo- 
dens, um 15% höher als in Westrußland. Die kleinere Volks- 
dichte beweist, daß die größere Ernte nur durch intensivere 
Agrikultur hervorgebracht wird. 

In Westrußland dominiert auf dem Felde Getreide; die 
besseren Ernten (verglichen mit dem Zentralgebiet — um 16%) 
resultieren größtenteils aus der größeren Volksdichte, d. h. aus 
größerer Arbeitsleistung pro Ackereinheit. Die Volksdichte ist 
um 15,2% größer als im Zentrum; die Produktivität des Feldes 
bewegt sich also im geraden Verhältnis mit der Volksdichte. 

Das »verarmte« Zentralgebiet bleibt vor Westrußland wieder 
einen großen Schritt zurück. In den meisten‘ Gouvernements 
herrscht noch unantastbar die reine Dreifelderwirtschaft: der 
Boden, dessen Fruchtbarkeit durch genügende Düngung nicht 
wiederhergestellt wird, ist so weit erschöpft, daß die Ernte den 
Süd- und Ostgebieten gegenüber nur um 8% größer ist, die Volks- 
dichte aber um volle 59%. Während im Osten und Süden die Ge- 
treideproduktion 42 Pud pro Kopf ausmacht, kommen im Zen- 
trum pro Kopf nur 26 Pud. Aber auch im Osten und Süden resul- 
tiert die größere Produktivität der Arbeit nicht aus der Geschick- 
lichkeit des Menschen, sondern ist vom natürlichen Reichtum 
des Bodens abzuleiten, welcher in der jüngsten Zeit auch schon 

ziemlich erschöpft ist. Die immer häufiger werdenden Mißernten 
sind ein unzweideutiges Zeichen dafür, daß der jungfräuliche 
Boden der Steppe erschöpft ist und daß man ungestraft die 


%) Die Landbevölkerung nach Angaben des Jahres ıgı0; für die Fläche 
der Futterkräuter sind nur für 1901 die Zahlen erhältlich. 
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Weizenfelder ohne jeden planmäßigen Fruchtwechsel nicht ins 
Unendliche erweitern kann. Wenn man dieser Raubwirtschaft 
in nächster Zukunft nicht Schranken zieht, so werden unsere 
Ost- und Südgebiete, diese wahren Kornkammern Europas, deren 
Kolonisation erst vor ca. Ioo Jahren eingeleitet wurde und auch 
heute noch nicht beendet ist, eine heftige Krise ihrer Landwirt- 
schaft durchleben müssen, ähnlich jener, unter welcher unser 
Zentrum in den neunziger Jahren so schwer gelitten hat. 

Der Schwerpunkt der Getreideproduktion verschiebt sich 
immer mehr und mehr nach Osten. Im Westen und Zentrum 
verschmälern sich die Getreidefelder oder bleiben unverändert. 
Die Flächenveränderungen einzelner Kulturen in den Jahren 
190I—05 und I906—ıo sind in folgender Tabelle zusammen- 
gestellt (in I0ooo Deßj.): 


Getreide Kartoffel Zuckerrübe Flachs !°) 


Ditfe- Diffe- Diffe- Diffe- 


1000 1000 JOooo 1000 


Deßj. ir Deß;j. Bu Deßj. Rs Deßj. a 


n % 


ae ras „ee A S) ag 
Westrusland tra, Hos zol ins 
enta. ece asas T at ram e 
en Mean ea a ea 


1906—10 74740 


GanzRußland 1901—95 73 202 + 2,2 3 33° +6,4 497 4 10,0 1305 F 10,0 


Eine Vergrößerung des Getreidebaues beobachtet man 
nur in den Ost- und Südgebieten, wo ein großzügiger Landver- 
kauf an die Bauern seitens der Großgrundbesitzer stattfindet, 
was den ersteren ermöglicht, ihre Felder zu erweitern. Im Westen 
und Zentrum sind alle kulturfähigen Ländereien schon aufge- 
pflügt, die Mobilisation des Privatgrundbesitzes ist schwächer 
und die zuwachsende Bevölkerung kann sich nur durch inten- 
sivere Bearbeitung existierender Felder ernähren. Das ist nur 
durch Uebergang vom dreifeldrigen Ackerbau zur vielfeldrigen 
Landwirtschaft mit Futterbau und verschiedenen Handelsge- 
wächsen möglich. Die in diesem Gebiet herrschende Landnot 
erschwert diesen Uebergang sehr, indem sie den Bauer zwingt, 
seinen kleinen Anteil mit Getreide zu besäen, um sich selbst 


10) Für andere intensive Kulturen sind leider keine Angaben erhältlich. 
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und seine Familie zu ernähren. Deshalb muß sich hier die Re- 
gierung sowie auch die Semstwo neben rein agrikultureller Tätig- 
keit auch sozialwirtschaftliche Aufgaben stellen, um die Schärfe 
der bäuerlichen Landnot zu mildern. 

Im asiatischen Rußland geht die Erweiterung des Getreide- 
baues in noch schnellerem Tempo vor sich als im Osten Europas. 
In ıı asiatischen Gouvernements vermehrte sich die Aussaat- 
fläche der Zerealien in den schon erwähnten Jahrfünften von 
8680 ooo Deßj. bis auf Io 822000 Deßj. oder um 12,5%, 
während im europäischen Osten und Süden der Zuwachs nur 
7,2% betrug. Es werden die Ostgebiete Europas und Asiens 
immer mehr zur Kornkammer von Rußland und von ganz 
Europa, bis endlich im Zusammenhange mit der anwachsenden 
Volksdichte die Krise der extensiven Wirtschaft dazu führt, 
daß die Regierung für die Ernährung hungernder Bauern gerade 
in diesen Gebieten sorgen muß, wie es schon im Jahre ıgır der 
Fall gewesen. 

Anstatt Getreidebau treiben die Bauern im Westen Kar- 
toffel-, Rüben- und Futterbau. Es vermehrte sich die Fläche 
unter Kartoffeln und Rüben in ganz Rußland seit 1896 fol- 
gendermaßen (in I0ooo Deßj.): 


Jahre Kartoffeln Rüben 
1896 3 081 318 
1901 3 004 510 
1906 3 739 523 
1911I—12 3414 712 

Zuwachs in 9, (1896—1912) 
40% 123,9% 


Diese systematische Vermehrung läßt uns nicht zweifeln, daß 
wir es hier mit einem dauernden Prozeß zu tun haben. Besonders 
schnell vergrößern sich die Rübenplantagen, wobei nicht uner- 
wähnt bleiben darf, daß die Bauern in diesem Falle schnellere Fort- 
schritte machen, als die Großgrundbesitzer: im Jahre 1904 gehör- 
ten den Bauern 14,6 % aller Plantagen, im Jahre 1910 schon 21,6 %. 
Die Rübenkultur erfordert viel Handarbeit und die Arbeitskräfte 
sind bei der Bauernschaft, wie früher schon erwähnt, im Ueber- 
fluß vorhanden; es fehlen nur Kapital und die nötigen Kenntnisse. 
In letzter Zeit wenden sich die Zuckerfabriken oft an den Bauer, 
geben ihm Vorschüsse und lehren ihn, mit den Rüben umzugehen. 
Natürlich sind die Fabrikanten dabei stets bereit, den Bauer 
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womöglich zu exploitieren; die gesellschaftlichen Organisationen 
müßten sich mehr für diese Sache interessieren. 

Wie die Tabelle auf S. 727 zeigt, neigt der Flachsbau, 
schon seit dem Mittelalter eine der wichtigsten Erwerbsquellen 
des Bauern in Westrußland und in dem zentralen Industrie- 
bezirk, zum Verfall. Eine systematische Verminderung der 
Flachsfelder fing schon seit Mitte der neunziger Jahre an: 1896 
waren unter Flachs 2036000 Deßj., I901 1635000, Igo6 1386000, 
IgIo I 320 000 Deßj. Doch ıgıı hörte das Fallen auf und 1912 
waren die Flachsfelder schon auf 141000 Deßj. erweitert. 
Besonders verbreitet ist der Flachsbau im zentralen Industrie- 
gebiet, wo ihm der Uebergang zum Futterkrautbau zugute 
gekommen ist. Nach dem Futterkraut gibt der Flachs gute 
Ernten, weshalb die Bauern die vernachlässigte Flachskultur 
wieder aufnehmen, besonders aber weil auch die Absatzbedin- 
gungen sich verbessert haben. In den Industrie-Gouvernements 
nahmen die Flachsfelder 190I—05 443 000 Deßj. ein, IgI2 
schon 491 000 Deßj., was eine Vergrößerung um 11% bedeutet. 

Von anderen Kulturen macht besonders dr Baumwoll- 
bau auffällig große Fortschritte. Das Areal der Baumwoll- 
plantagen hat sich im Reiche in 6 Jahren fast verfünffacht 
(von 107 000 Deßj. 1906 auf 492 000 Deßj. 1912). Doch müs- 
sen wir für diese Fortschritte im Turkestan ganz besonders 
den Eingeborenen danken. Nur in Transkaukasien gehen die 
russischen Kolonisten den Eingeborenen voran. Sehr viele der 
russischen transkaukasischen Kolonisten gehören zu verschie- 
denen rationalistischen Religionssekten, die Mitglieder dieser 
rationalistischen Sekten sind aber die besten, nüchternsten und 
arbeitsfähigsten Elemente des russischen Bauernstandes. In 
letzter Zeit verstärkt sich die politische und religiöse Reaktion 
und im Zusammenhange damit bringen die Zeitungen Nach- 
richten, daß die Sekte des »neuen Israels«, die im Kaukasus 
sehr verbreitet ist, ihre Sachen in Eile liquidiere, um, dem Bei- 
spiel der Duchoboren folgend, nach Amerika auszuwandern. 

In raschem Tempo entwickelt sich in Westsibirien sowie in 
Nordrußland die Butterwirtschaft wie auch die Milch- 
wirtschaft überhaupt. Auf den Eisenbahnen wurden im Jahre 
190I g Millionen Pud Milchprodukte befördert, ıgıı aber 
schon 16 Millionen. Die sibirische auf Kooperation begründete 
Butterwirtschaft, welche eine der bemerkenswertesten Erschei- 


730 | N. Oganowsky, 


nungen im russischen Wirtschaftsleben darstellt, steht bis jetzt 
allerdings nicht auf festem Boden; das Vieh ist meist dem Wei- 
denfutter überlassen, was aber nur so lange möglich ist, bis der 
Bauer genug Land hat. Der heranrückende Landmangel sowie 
die Verteuerung des Futters erschweren laut Aussage eines Sach- 
kenners, A. M. Melkich, den weiteren Fortschritt der Milchwirt- 
schaft: sorgfältige Pflege und Veredelung des Viehs ist zur 
Notwendigkeit geworden, dieser Aufgabe »ist aber der neue 
Kulturträger-Kolonist nicht gewachsen, es kann sogar sein, daB 
sie für seinen Verstand zu groß ist«. 

In Nordrußland, wo das Wachstum der Milchwirtschaft 
parallel mit dem Futterbau und einiger Qualitätsverbesserung 
des Viehs vor sich geht, ist ihr Erfolg mehr gesichert, doch 
macht sich hier der Fortschritt nur in jüngster Zeit bemerkbar. 

Was den Futterkrautbau anbetrifft, so sind allge- 
meine Angaben für das ganze Reich nur für 2 Jahre, 1881 und 
1901, vorhanden. Während dieser 20 Jahre hat sich das Areal 
unter Futterkräutern (in 50 Gouvernements) verdoppelt (von 
541000 Deßj. auf 1086000 Deßj.), wobei die Zunahme bei 
den Bauern etwas größer war, als in Gutswirtschaften. Spätere 
Angaben besitzen wir nur für einige Gouvernements, aus welchen 
man schließen kann, daß ein bedeutender Fortschritt nur in den 
nördlichen Regionen, in den sogenannten »unschwarzerdigent 
Gouvernements zu finden ist. So z. B. betrug im Jahre 1909 
im Gouvernement Moskau das Areal des bäuerlichen Anteilslandes 
mit regulärer Vierfelderwirtschaft nebst Futterkrautbau 31 % des 
Gesamtareals der Bauernländereien, während im Jahre 1890 im 
ganzen Gouvernement kein einziges Dorf mit regulärem Krautbau 
vorhanden war. Eine unlängst publizierte Untersuchung über 303 
Dörfer zeigt, daß sich dank dem Futterbau das Arbeits- sowie das 
Milchvieh der Bauern quantitativ und qualitativ verbessert hat. 
In den 5 zentralen Industrie-Gouvernements waren bis IQIO ca. 
4 000 Dörfer zum regulären gesellschaftlichen Futterkrautbau 
übergegangen. Hier müssen wir die interessante Tatsache kon- 
statieren, daß das Gesetz vom 9. November, welches den Ge- 
meindebesitz vernichtet, das zentrale Industriegebiet weniger 
traf als andere Regionen. Viele Forscher dieses Gebiets bekennen, 
daß die Landgemeinde die Einführung des regulären Futter- 
krautbaues nicht verhindert, sondern dieselbe noch erleich- 
tert: hat die Mehrzahl der Gemeinde den Uebergang zur 
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Fruchtwechselwirtschaft beschlossen, wobei die Gemeindefelder 
neu eingeteilt werden, so muß sich die Minderheit diesem Be- 
schlusse fügen. Die jetzigen Privatbesitzer unter den Bauern, 
deren Felder zwischen den Gemeindefeldern zerstreut liegen 
(wie wir weiter erfahren, sind solche in Mehrzahl), können gegen 
solche Maßregeln, falls dieselben ihre Rechte betreffen, prote- 
stieren und somit die Reform fast unmöglich machen. Sehr 
oft hört man schon Klagen über solche reaktionäre Wirkungen des 
persönlichen Eigentumsrechts auf Grund und Boden. Ueber- 
haupt muß man sagen, daß, wenn die Gemeinde in einzelnen 
Fällen die persönliche Initiative des Bauern, der seine Wirt- 
schaft verbessern will !!), auch paralysiert, so wirkt sie bei m a s- 
senhaftem Uebergang zu neuen Wirtschaftsmethoden för- 
dernd auf die Zurückgebliebenen, indem sie die letzteren zwingt, 
den anderen zu folgen. 

Im Schwarzerdegebiet entwickelt sich der bäuerliche Futter- 
krautbau einstweilen noch schwach; die Gründe sind teils tech- 
nischer, teils wirtschaftlicher Natur, indem die Schwarzerde 
andere Grassorten erfordert als der Norden, mit deren Anbau 
man erst Erfahrungen sammelt, und andererseits die bäuerliche 
Landnot hier am schärfsten ist. Häufig hört man den Bauer 
klagen, er könne nicht einmal genug Korn säen, wo solle denn 
noch das Futterkraut wachsen, und die Klagen haben ihren 
Grund. Der Futterbau verschmälert die Getreidefelder, und bis 
die rationelle Rotation ihre Wirkung auf den Ertrag ausübt, 
vergeht einige Zeit, während welcher der Landarme, der jetzt 
schon Korn zukauft, hungern muß. 

Im Südwesten ist allem Anschein nach ein direkter Ueber- 
gang zum Fruchtwechsel mit Anbau der Wurzelgewächse mög- 
lich. Ueberhaupt kann man in verschiedenen Gebieten im Zu- 
sammenhange mit verschiedenen physisch-geographischen Be- 
dingungen erwarten, daß die Organisation der Fruchtwechselwirt- 
schaft sich sehr verschieden gestalten wird. 

Eine äußerst erfreuliche Erscheinung ist die rasche Verbrei- 
tung vervollkommneter Ackergeräte und Ma- 
schinen. Im Jahre 1895 wurden in Rußland für 5,5 Millionen 


11) So erklären z. B. viele Bauern, daß sie ihre Felder deshalb nicht düngen, 
weil bei neuer Grundverteilung ihre gedüngten Grundstücke an andere über- 
geben werden. Ebenso können sie intensivere Feldkulturen nicht einführen, 
weil das Land nach der Ernte zum Weidegang dient. 
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Rubel Ackergeräte und landwirtschaftliche Maschinen eingeführt, 
I9oo schon für 13,9 Millionen Rubel, 1905 für 20,3 Millionen 
Rubel, ıgıı für 57,5 Millionen Rubel. Die letzten 6 Jahre sind 
durch einen sprunghaften Aufschwung charakterisiert. 1911 
wurde die innere Produktion landwirtschaftlicher Maschinen 
auf 61,5 Millionen Rubel geschätzt, so daß im ganzen für 119 Mil- 
lionen Rubel landwirtschaftliche Maschinen auf den russischen 
Markt kamen. In einer Reihe von Gouvernements ist der alte 
Hakenpflug gänzlich durch neuere Pflüge ersetzt worden. Die 
verbesserten Pflüge verbreiten sich in allen Gebieten. So wird 
z. B. aus dem poltawaschen Gouvernement berichtet, daß »die 
Hakenpflüge verschwunden sind und die ärmsten Bauern schon 
verbesserte Pflüge haben« !2). Von anderen Geräten verbreiten 
sich besonders Dreschmaschinen, welche artellweise angekauft 
werden, im Süden und Osten auch Mähmaschinen, von welchen 
Tausende jährlich in landreichen Gegenden und sogar bei Kirgisen 
verkauft werden. 

Laut den vom Statistischen Zentralkommitee im Jahre 1910 
gesammelten und soeben publizierten Angaben wurden im 
ganzen Reiche in der Landwirtschaft verwendet: 


eiserne Pflüge 6012 Tausend 
Haken- und andere hölzerne Pflüge Ir 836 M 
Dampfpflüge 335 Stück 
Säemaschinen 354,5 Tausend 
Getreidemähmaschinen 811,0 5 
Dreschmaschinen mit Pferdekraft 549,9 j 
Dampfdreschmaschinen 27,1 = 
Handdreschmaschinen 81,3 ER 
Grasmähmaschinen 200,4 i 
Pferderechen 252,6 A 
Getreidereinigungsmaschinen 2 099,4 i 


Viel schwächer entwickelt sich die Verwendung mine- 
ralischer Düngung. Obwohl die absoluten Ziffern einen 
raschen Fortschritt beweisen (1908 verbrauchte Rußland 23 Mil- 
lionen Pud mineralischer Düngung, 1911 schon 56 Millionen Pud), 
so sind die Relativzahlen (1912 waren in ganz Rußland 97,7 Mil- 
lionen Deßj. besäet) verschwindend klein. Es ist nicht erstaun- 
lich, wenn man in Betracht zieht, daß in vielen Gegenden und 
selbst im europäischen Rußland der Bauer sogar den Stallmist 


12) W. W. Moratschewski, Die Entwickelung der bäuerlichen Wirtschaft 
in Rußland (russisch). 
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nicht zur Düngung verwendet: außer den primitiven großväter- 
lichen Bearbeitungsmethoden, wobei die Wiederherstellung der 
natürlichen Fruchtbarkeit des Bodens dem »barmherzigen Gott« 
überlassen war, außer Viehmangel usw. verhindert die Verbrei- 
tung der Stallmistdüngung in den Steppengegenden auch der 
Holzmangel: gepreßter und mit Stroh gemischter Stallmist ist 
das hauptsächliche Heizmaterial des Bauern im Süden und 
Osten vom Schwarzen Meer bis zur chinesischen Grenze. Die 
Verbreitung der mineralischen Düngemittel in den Steppen 
ist sehr wünschenswert, doch ist ihre Wirkung auf den Steppen- 
boden noch ungenügend erforscht. ... . 

Hiermit schließen wir unsere Betrachtungen über die Er- 
folge der russischen Landwirtschaft in den letzten Jahren. 
Unsere flüchtige Uebersicht zeigt, daß die russische Landwirt- 
schaft zweifellos Fortschritte macht, die besonders nach 1905 sehr 
bedeutend gewesen sind. Die Vorwärtsbewegung ist aber elemen- 
tar, unorganisiert und unbewußt, weshalb sie auch keine so gro- 
Ben Resultate gibt, wie z. B. in Polen oder in den Ostseeprovinzen, 
wo mehr Sachverständigkeit und Planmäßigkeit vorhanden ist. 
Bessere Düngung, verbesserte Geräte und Maschinen, Einfüh- 
rung von Wurzelfrüchten, verbesserte Methoden der Boden- 
bearbeitung, alles verbreitet sich allmählich in konzentrischen 
Ringen von Nachbar zu Nachbar, von Dorf zu Dorf. Das alles 
sind aber nur Elemente eines neuen Landwirtschaftssystems, 
das System selbst aber ist noch nicht da, es muß erst geschaffen 
werden. Dazu fehlt ein gut durchdachter, harmonischer Or- 
ganisationsplan der bäuerlichen Wirtschaft, 
welcher dem Bauer nur vom Sachverständigen gegeben werden 
kann. Diese Aufgabe fordert von den Regierungs- und Semstwo- 
behörden eine Menge Kulturarbeit, große Geldauslagen; ebenso 
erforderlich sind Zutrauen der Bevölkerung und richtige Vor- 
stellung von der schaffenden Arbeit seitens der Organisatoren. 
Die jetzige Tätigkeit der Regierung wird aber diesen Forderungen 
durchaus nicht in allen Punkten gerecht. Die Ausgaben des 
Ackerbauministeriums haben sich zwar in 6 Jahren verdreifacht 
(von 33,2 Millionen Rubel im Jahre 1907 auf 108 Millionen Rubel 
laut Ausgabenbudget des Jahres 1913; ausgeschlossen sind die 
Ausgaben für Kolonisation), doch geht davon nur ein kleiner 
"ruchteil auf direkte agronomische Hilfe der Bauernmasse. 

Angaben des Finanzministers in dem schon erwähnten 
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Expose wurden für direkte Förderung der Landwirtschaft im 
Mittel der Jahre 1908—ı2 12,4 Millionen Rubel, zusammen 
61,9 Millionen Rubel ausgegeben. Aber auch von dieser Summe 
geht ein Teil noch für hydrotechnische Meliorationen, ein anderer 
bedeutender Teil ist direkt für Verbesserungen der separierten 
(Chutor- und Otrub-)Bauernwirtschaften !?) bestimmt, für die 
übrige Bauernmasse verbleibt nur etwa ein Drittel. Wenn man 
noch die Ausgaben der Semstwos, die 1912 11,4 Millionen Rubel 
erreichten, hinzurechnet, so erhält man etwa 15—1ı6 Millionen 
Rubel, die für den agronomischen Beistand der Bauern (die 
Einzelhöfe ausgeschlossen) jährlich angewiesen werden. Das 
sind etwa 15 Kopeken pro Kopf der Bevölkerung oder Io Kopeken 
pro Deßj.; vor 5 Jahren waren es nur 2—3 Kopeken. 

Abgesehen von den Hindernissen politischer Natur ist den 
Regierungsvertretern (und teils auch den Semstwos) sehr schwer, 
das Vertrauen der Bevölkerung zu erwerben und ihnen den Wert 
der vorgeschlagenen Verbesserungen zu beweisen, weil diese 
Vorschläge nicht immer durch vieljährige Beobachtungen bestätigt 
und ihre Resultate nicht genug abgewogen und der Bevölkerung 
klar gemacht sind. Obwohl der Landmann in letzter Zeit auch 
instinktiv schon zu Verbesserungen strebt, zweifelt er doch stets 
bei jeder Neuerung. Ueberhaupt ist die Arbeit des Regierungs- 
sowie auch des Semstwo-Agronomen heutzutage, zur Zeit der 
völligen Reorganisation des Wirtschaftssystems, äußerst ver- 
antwortlich: der kleinste Fehler kann ihm das Zutrauen der 
Bevölkerung rauben. Die Fehler sind aber infolge Verschieden- 
heit der lokalen Bedingungen, teils wegen Mangel an Versuchs- 
stationen mehr als möglich. 

Ueberhaupt haben sowohl die Regierung als auch die 
Semstwos in der letzten Zeit für die Entwicklung der Land- 
wirtschaft wenig gesorgt und noch weniger getan. Jetzt, wo 
landwirtschaftliche Fragen im Vordergrunde stehen, macht sich 
der Mangel an erfahrenem Personal und früheren Beobachtungen 
sehr störend geltend. Das Haupthindernis sind jedoch die 
politischen Tendenzen der jetzigen Regierung, welche nicht 
so sehr danach strebt, die bäuerliche Landwirtschaft überhaupt 
direkt zu fördern, sondern ihre Aufmerksamkeit auf Maßregeln 
konzentriert, die nach der Ansicht der herrschenden Klasse die 
soziale Weltanschauung der Bauernschaft in gewünschter Rich- 


23) Siehe weiter unten. 
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tung verändern sollen. Der rein wirtschaftliche Wert dieser 
Maßregel ist noch sehr unklar und nicht genug erforscht. Wir 
meinen de Vernichtung der Landgemeinde 
und de Regulierung der Besitzverhältnisse 
auf persönlicher Grundlage, was der Regierung 
nur im europäischen Rußland in den letzten 5 Jahren 95 Millionen 
Rubel gekostet hat, ohne den Gehalt der großen Armee von 
Regulierungsbeamten mitzurechnen. 


IV. Die Vernichtung der Landgemeinde. 


Die russische Gesellschaft hat das Flugwort des Minister- 
präsidenten P. A. Stolypin, wodurch er das von ihm geschaffene 
Agrargesetz charakterisierte, noch nicht vergessen. Das Wort war: 
»Einsatz auf Starke«. 

Wie wir schon eingangs erwähnten, war »die Hilfe den 
Schwachen«, d. h. Befriedigung bäuerlicher Landnot, vor 1905 
der Hauptpunkt im Agrarprogramm nicht nur der progressiven 
Politiker, sondern auch der Regierung. Jedoch konnte sich die 
Regierung für eine radikale Agrarreform in diesem Sinne nicht 
entscheiden, da die Erweiterung des bäuerlichen Grundbesitzes 
bis zur Konsumtionsnorm eine absolute Vernichtung des Groß- 
grundbesitzes zur Folge gehabt hätte, mit welchem die herrschende 
Bureaukratie jedoch in engen Beziehungen steht. Und wenn 
die Regierung im Moment der Revolution einige schüchterne 
Schritte ın dieser Richtung machte, wie z. B. verstärkter Ankauf 
der Güter durch die bäuerliche Agrarbank, Verkauf der Apana- 
gengüter und Verpachtung der Kronländereien, so wurde der 
Kurs ın der darauffolgenden Zeit gründlich verändert. 

P. A. Stolypin hat eingesehen, daß, wenn man alles beim 
alten läßt, man in nächster Zukunft einen neuen Sturm fürchten 
muß, den der geschwächte Großgrundbesitz vielleicht nicht 
mehr überlebt, und beschloß daher, zwischen den Gutsherren 
und Kleinbauern eine neue Klasse der »Starken« in Form ein- 
zelner separierter und arrondierter größerer Bauernhöfe (Chutor 
und Otrub) zu schaffen, welche ihr eigenes und somit auch frem- 
des Eigentum schützen würden, also konservativ wären. 
Zugleich glaubte Stolypin, daß das Grundeigentum für den 
landwirtschaftlichen Fortschritt eine fördernde Kraft darstellt 
und die Form der separaten Bauernhöfe das beste Werkzeug 
des Fortschritts ist, wobei diese Wirtschaften als Pioniere der 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 3. 48 


736 N. Oganowsky, 


landwirtschaftlichen Verbesserungen eine große Wirkung auf 
ihre ganze Umgebung ausüben würden. 

Der Premier wollte somit eine große Klasse politisch konser- 
vativer, wirtschaftlich starker und progressiver Großbauern 
schaffen, womit zwei gordische Knoten, der sozialpolitische 
und landwirtschaftliche, welche sich in den letzten 50 Jahren 
so verwickelt hatten, mit einem Schlage durchhauen wären. Wenn 
dadurch einige Millionen Bauern ihr Land verlieren und in 
Proletarier umgewandelt werden, so können sie in Zukunft in 
der Industrie Unterkunft finden, einstweilen aber (1906-07) 
propagierte die Regierung Auswanderung nach Sibirien. Zuletzt 
vergrößert sich mit dem Fortschritt der Landwirtschaft auch die 
Nachfrage an Arbeitskräften seitens der Gutsbesitzer und Groß- 
bauern. Die Differenzierung der Bevölkerung im Dorfe und 
die Entstehung des Antagonismus zwischen den »Starken« und 
»Schwachen« hat auch im politischen Sinne einige Vorteile: der 
Antagonismus zwischen Millionen von Großbauern und ihren 
Knechten ist weniger gefährlich als ein solcher zwischen Millionen 
von Arbeitern und Hunderten von Unternehmern in der Indu- 
strie, weil die Landarbeiter weniger organisationsfähig sind. 

Das war in Grundzügen das Stolypinsche Programm. Seine 
Realisierung zerfällt natürlicherweise in zwei Teile: vorläufig 
soll die Landgemeinde vernichtet werden, um auf ihren Trümmern 
verhältnismäßig große Bauernhöfe zu errichten. Zuerst unter- 
suchen wir, wie der erste Teil des Programms faktisch gelöst 
wird. Die Angaben über Austrittsbewegung aus der Gemeinde 
seit dem Ukas vom 9. November 1906 bis zum I. Januar 1913 
geben folgendes Bild: 


Die Zahl der Bauern Die Zahl der endgültig 





‚(in Taus.), von welchen in Privatbesitz 
Austrittserklärungen übergegangenen Wirt- 
einliefen schaften (in Taus.) 

Zum Schluß 1907 2 208 49 
j5 5 1908 840 508 
„ » 1909 050 579 
F Ss I9IO 348 341 
s i IQII 242 146 
en yj IQI2 I 50 123 
im ganzen 2438 I 740 


Nach annähernden Berechnungen von A. E. Lossitzki 
waren in den Gemeinden im Jahre ıgıı 10,3 Millionen Bauern- 
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höfe vorhanden und folglich waren bis zum Anfang des laufenden 
Jahres ca. 16,8% in persönlichen Besitz übergegangen. 

Das Gesetz vom 14. Juni IgIo erweiterte noch die Wirkung 
des Ukases, indem alle Gemeinden, in welchen seit der Bauernbe- 
freiung keine allgemeinen Landverteilungen 1) stattgefunden 
haben, als nicht existierend und die Anteile als persönliches 
Eigentum der Wirte angesehen werden. Dieses Gesetz, welches 
mit einem Federzuge mehrere Millionen Bauernhöfe, ohne ihre 
Wirte zu fragen, in persönliches Eigentum verwandelte, war 
seinem Wesen nach höchst ungerecht. Das Fehlen allge- 
meiner Verteilungen bedeutet noch gar nicht, daß der aus- 
gleichende Verteilungsmechanismus in der Gemeinde zum Still- 
stand gekommen ist. Außer den allgemeinen Verteilungen korri- 
gierten viele Gemeinden mit sogenannten partiellen Vertei- 
lungen !5) wesentlich die mit der Zeit durch Verschiedenheiten 
des Bevölkerungszuwachses sich bildende Ungleichheit der Land- 
verteilung zwischen einzelnen Wirtschaften. In einigen Gemein- 
den wurden die Besitzverhältnisse durch jährliche partielle Ver- 
teilungen so weit reguliert, daß allgemeine Verteilungen überhaupt 
überflüssig waren. " 

Die gesetzlich erforderliche Untersuchung aller Gemeinden in 
betreff ihrer Lebensfähigkeit wurde den Landhauptmännern 
(Semskij Natschaljnik) !%) anvertraut, welche diese große, höchst 
verwickelte Arbeit, die spezielle juridische und wirtschaftliche 
Forschungen erfordert, mit erstaunlicher Eile in wenigen Monaten 
vollbrachten. Es kamen bei dieser Arbeit manche Kuriositäten 
vor, wo z. B. in zwei Bezirken, die nebeneinander liegen und 
dieselbe Bevölkerung mit denselben Gebräuchen haben, in einem 
der Landhauptmann eine Menge Gemeinden als existierende aner- 
kannte, während sein Nachbar keine einzige solche Gemeinde 
fand; oder wenn ein Landhauptmann in seinem Bezirk mehrere 


14) Unter allgemeiner Landverteilung (korjennoi peredjel) versteht man 
in den russischen Gemeinden den periodisch sich wiederholenden Prozeß der 
Verteilung des Landes zwischen allen Gemeindemitgliedern nach einer gegebenen 
Einheit (Zahl der männlichen Arbeiter, männlichen Seelen, Seelen überhaupt 
usw.). Das Land wird in so viel gleiche Stücke geteilt, wieviel solcher Einheiten 
im Moment der Verteilung vorhanden sind und jede Familie erhält so viel Teile, 
wieviel Einheiten sie enthält. 

15) Partielle Verteilungen betreffen entweder einzelne Landarten (am 
öftesten Wiesen), oder einzelne Mitglieder der Gemeinde. 

18) Ländliche administrative Beamten, die gleichzeitig als Richter in Bauern- 


sachen funktionieren. 
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funktionierende Gemeinden fand, sein Nachfolger dieselben 
Gemeinden zu den nicht existierenden zählte. Auf diese Weise 
wurden bis zum I. Januar IQII 1I6000 (Gemeinden mit 
3490000 Wirtschaften gezählt, die durch das Gesetz vom 
14. Juni juridisch vernichtet waren; zum 15. Januar 1912 wurde 
diese Zahl auf 3543 000 vergrößert. Nach dem schon oft 
zitierten Exposé des Finanzministers ist die Untersuchung noch 
nicht vollendet und »wird deshalb die wirkliche Zahl der gesetz- 
lich geschaffenen neuen Privateigentümer viel größer sein«. 

Juridisch wurden 5,3 Millionen Bauernwirte, also die Mehr- 

zahl, zu den Privateigentümern gezählt. Faktisch aber bleibt, 
wie Prof. A. A. Manuiloff schreibt, in den »vernichteten« Gemein- 
den alles beim alten, es werden partielle Verteilungen vorgenom- 
men, jährlich werden die Wiesen von neuem verteilt, mit einem 
Wort, die Gemeinde behält alle ihre Funktionen und weiß sogar 
manchmal nicht, daß sie juridisch schon lange nicht mehr exi- 
stiert. Außerdem nehmen die Landhauptmänner gegen solche 
Gemeinden laut Instruktionen des Ministeriums keine aggressiven 
Schritte vor, bis die Gemeinden oder wenigstens einzelne Wirte 
in denselben Gesuche wegen Ausganges aus der Gemeinde den 
Behörden einreichen. Deshalb kann man von Gemeinden 
dieser Kategorie nur solche als faktisch erloschen ansehen, in 
welchen wenigstens ein Wirt schon das Zeugnis erhalten hat, 
welches ihm das Eigentumsrecht auf sein Anteil einräumt ”). 
»Es ist schwer zu erwarten, daß sich bei dieser Ordnung viele 
Gemeinden lange behaupten können«, schreibt Prof. Manuiloff 
yund es ist deshalb sehr wahrscheinlich, daß die großen, im Exposé 
des Finanzministers publizierten Zahlen der Privateigentümer 
unter Bauern in Zukunft sich verwirklichen werden: heute sind 
sie nur Früchte der Einbildung«. 

Am I. Januar 1912 war die Zahl der Gemeinden, welche 
schon Eigentumszeugnisse erhalten hatten 2 638 mit 76,2 Tausend 
Wirten. Außerdem erhielten noch 95,2 Tausend einzelner Wirte 
in anderen Gemeinden solche Zeugnisse. Unter der Voraussetzung, 
daß die letzteren Gemeinden im Mittel ebensoviel Wirte haben, 
wie die vorigen, findet Prof. Manuiloff, daß in der zweiten Gruppe 
nicht nur de jure, sondern auch de facto noch 568 000 
Privatbesitzer ohne ihren Willen entstanden sind. Wenn man 








17) Siehe A. A. Manuiloff, Die neuere Gesetzgebung über die Land- 
gemeinde, »Wjestnik Jewropy« 1912, Nr. 11. 
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dieselbe Berechnungsmethode für das Jahr 1912 verwendet, findet 
man, daß die Zahl der faktisch zum Privatbesitz übergegangenen 
Wirte in den durch das Gesetz vernichteten Gemeinden am 
I. Januar 1913 sich auf I 325000 belief; zählt man hierzu 
noch die 1746000 Wirte, welche in den durch das Gesetz 
vom I4. Juni nicht getroffenen Gemeinden zum Privatbesitz 
übergegangen waren, so finden wir, daß zwischen den Bauern 
schon 3 071000 oder 30% aller Wirte Privatbesitzer sind. 
Aehnlich der Auswanderungsbewegung vermindert sich 
nach 1909 auch die Zahl der aus den legalisierten Gemeinden 
sich ausscheidender Bauern. Es fällt auch die Zahl der Eigen- 
tumszeugnisse in den für nichtig erklärten Gemeinden. 


Die Zahl der Ge- . 
Jahre meinden, welche in Zahl der Wirte Ben. 
j corpore Eigentums- in denselben bine Zeur iste 

zeugnisse erhielten 8 
IQII 2 623 75 350 9I 849 
1912 I 320 36 756 70 905 


Es ist klar, daß, insoweit sich in diesen Ziffern die selbständige 
Tendenz der Bauern zum Ausscheiden aus der Gemeinde äußert, 
dieselbe systematisch schwächer wird. 

Diese Parallelität der Auswanderung und des Ausscheidens 
aus der Gemeinde ist nicht zufällig. Beide Erscheinungen sind 
u. E. im Zusammenhange mit den psychischen Faktoren: der 
vollen Enttäuschung des landarmen Bauern seine Lage durch 
Erweiterung des Landanteils zu verbessern, welche nach Erdrük- 
kung der Revolution des Jahres 1905 eintrat. Die landarmen 
Bauern waren am meisten aufgeregt und hofften auf Zuweisung 
des Landes. Als sie sich getäuscht sahen, wandten sie sich zur 
Auswanderung und waren die ersten, die ihre Anteile aus dem 
Gemeindelande ausscheiden ließen, denn während in den Ge- 
meinden im Mittel 10,2 Deßj. auf eine Wirtschaft kommen, sind 
die ausgeschiedenen nur 7,16 Deßj. groß, wobei die mittlere 
Größe des Landstücks beständig fällt. 


Mittlere Größe der ausgc- 
schiedenen Wirtschaft 


“ bis zum 1. Mai 1908 7,81 Deßjat. 
vom 1. Mai bis zum r. November 1908 09 = 
vom I. November 1908 bis zum ı. Mai 1909 5:47 re 
vom ı. Mai 1909 bis zum I. Januar 1910 7,07 5 
vom I. Januar bis zum I. Juli 1910 6,81 Ne 
vom I. Juli ıgıo bis zum ı. April ıyıı 6,48 RR 
vom ı. April ıyır bis zum ī. Januar 1912 6,91 a 
vom I. Januar 1g12 bis zum I. Januar 1913 0,44 “u 
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Seit Inkrafttreten des Ukases vom g. November bis zum 
Januar 1913 verminderte sich die mittlere Größe der ausschei- 
denden Einheit um 20%, was beweist, daß zwischen den aus- 
scheidenden Wirtschaften die Landarmen eine immer größere 
Stelle einnehmen. Noch kleiner sind die Wirtschaften, welche 
in den vernichteten Gemeinden die Eigentumszeugnisse bekom- 
men haben, nämlich im Mittel nur 6 Deßj. 

Und doch ist der mittlere Anteil bei den Ausscheidenden 
viel größer als bei den Auswanderern, wo der Anteil, wenn man 
die Landlosen ganz ausschließt, nur 4,8 Deßj. beträgt. Die 
Auswanderer sind fast ausschließlich entweder landlos oder 
landarm, während zwischen den Ausscheidenden nicht nur 
mittelgroße, sondern auch die großen und wohlhabenden Bauern- 
wirtschaften repräsentiert sind. Bedauerlicherweise besitzen wir 
nur wenige detaillierte statistische Untersuchungen, welche diese 
höchst wichtige Frage über die ökonomische Natur der aus der 
Gemeinde ausscheidenden Wirtschaften näher beleuchten. In der 
Tages- sowie Fachpresse und Literatur ist aber schon oft darauf 
hingewiesen worden, daß der Ausscheidungsprozeß sich haupt- 
sächlich auf die extremen Wirtschaftsgruppen ausbreitet, die 
Ausscheidenden sınd entweder landreiche Bauern, welche fürch- 
ten, daß ihre Anteile bei der nächsten Teilung gekürzt werden, 
oder landarme Existenzen, die den Kern der Ausscheidenden 
bilden. Massenhafte Angaben, obwohl auch etwas ungenaug, 
besitzen wir nur für das Gouvern. Kasan, wo bis zum I. Januar 
aus der Gemeinde ausgeschieden waren: in den Gemeinden mit 
bis 11% Deßj. Anteillandes p. männl. Seele (bis 41% Deßj. p. Fam.) 8,3% 

aller Wirte 
mit ıl,— 21; Deßj. Anteillandes p. männl. Seele (bis 41/3—9 Deßj. p. Fam.) 4,3% 
aller Wirte 


mit 3—6 Deßj. Anteillandes p. männl. Seele (bis g—ı8 Deßj. p. Fam.) 4,1% 
aller Wirte 


mit mehr als 6 Deßj. Anteillandes p. männl. Seele (mehr als 18 Deßj. p. Fam.) 5,1% 
aller Wirte 


Diese Differenzen illustrieren recht gut den Prozeß, welcher 
sich augenscheinlich in vielen Gebieten vollzieht, wo das neue 
Gesetz angewandt worden ist. 

Die Regierung hat sich, wie aus den vorigen Angaben her- 
vorgeht, in ihren Rechnungen etwas geirrt. Die vielköpfigen 
»starken« Wirtschaften, die a priori an der Ausscheidung am 
meisten interessiert sein müßten, gehen lange nicht so gem 
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zum Privatbesitz über, als die landarmen. Die Regierung hat 
nämlich außer acht gelassen, daß die landreichsten Familien in 
der Gemeinde zugleich auch die größte Kopfzahl auf- 
weisen: die landreiche Bauernwirtschaft besteht in den meisten 
Fällen aus einer großen, noch nicht in ihre Bestandteile zer- 
fallenen Familie, wo unter der Leitung des Aeltesten mehrere 
erwachsene Familienglieder mit ihren Familien zusammenleben. 
Solche zusammengesetzten wohlhabenden Familien vermehren 
sich in besseren wirtschaftlichen Verhältnissen schneller und 
können daher bei nächster Neuverteilung des Gemeindelandes 
auf Vergrößerung ihres Anteils rechnen. Diese Hoffnung fällt 
fort, sobald der Anteil in Privateigentum des Familienhauptes 
verwandelt ist. Daher kommt es, daB von den landreichen 
Wirtschaften hauptsächlich nur die mit kleiner Kopfzahl zum 
Privatbesitz übergehen. So hatten z. B. im Kasaner Gouverne- 
ment in Wirtschaften mit 6 und mehr Deßj. pro Kopf die Fami- 
lien im Mittel 3,1 männliche Seelen, während auf eine ebenso 
groBe ausgeschiedene Wirtschaft nur 1,9 männliche Seelen 
kamen. 

Die landarmen Wirtschaften gehen aus ganz anderen Grün- 
den zum Privatbesitz über. Sehr viele von ihnen wollen einfach 
ihre Anteile verkaufen. Es sind dies erstens Städter, die 
schon längst jede Verbindung mit dem Dorfe und ihrem Anteile 
verloren haben und jetzt ihre Rechte auf das Land in Geld 
verwandeln wollen; zweitens die Auswanderer. Bevor der Bauer 
auswandert, verschreibt er sein Anteilland in Privateigentum, 
um es verkaufen zu können und Geld für die Reise zu erhalten. 
Die Auswanderer, welche ihre Anteile verkaufen, realisieren 
im Mittel 373 Rubel auf die Familie, während die anderen nur 
113 Rubel durch die Liquidation in der Heimat flüssig machen 
können. Drittens verkaufen ihre Anteile die Landarmen (teils 
auch Landreiche und Wohlhabende) im Westen, besonders in 
Kleinrußland, wo das Land teuer ist, um in den Östgebieten, 
wo das Land billiger ist, durch die Bauern-Agrarbank usw. 
größere Gesinden zu erwerben. Sie machten das auch früher, 
doch sind jetzt die Bedingungen dazu wegen der Mobilisierung 
des Großgrundbesitzes, besonders aber des Kleingrundbesitzes 
im Osten nach dem letzten Hungerjahre, besonders günstig. 
Viertens verfallene Wirtschaften arbeitsunfähiger Per- 
sonen, Witwen, Waisen usw. Solcher Wirtschaften ohne männ- 
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liche Arbeitskräfte gibt es im Dorfe im Mittel etwa 8%. Sie 
haben in der Gemeinde keine selbständige Wirtschaft, sondern 
verpachten gewöhnlich ihr Land. Da sie bei Neuverteilung ganz 
ohne Land bleiben können, so ziehen sie vor, es rechtzeitig zu 
verkaufen. 

Im großen ganzen streben diese Bauern, die entweder die 
Unsicherheit ihres L an d b es it z e s (obere, landreiche Schicht) 
oder ihrer Wirtschaft (untere, landarme Schicht) fühlen, 
ihr Anteilsland in Privateigentum zu verwandeln; die ersteren, 
um es zu verstärken, die letzteren, um es gänzlich zu liquidieren. 
Da diese Gruppen schon mehr oder weniger erschöpft sind, so 
ist das rasche Fallen der neuen Ausscheidungen ganz natürlich, 
während der Verkauf des Anteilslandes immer größer wird. 
Von den ausgeschiedenen Bauerngesinden wurden verkauft: 


bis zum I. März ıg910 10%, 

bis zum I. Jan. ıgıı 16,5%, 
i (è) 
bis zum ı. Jan. 1912 21,5% 


Dies sind offizielle, im Verhältnis zur Wirklichkeit bedeutend 
verkleinerte Angaben, die hauptsächlich auf den notariellen 
Akten beruhen !%). Sehr viele von den Verkaufsakten werden 
aber nicht beim Notarius vollzogen. So wurden z. B. im Gouvern. 
Charkow nur 32% aller Verkäufe notariell bestätigt, 34% wur- 
den vor dem Gemeindegericht registriert und in 34% aller Fälle 
begnügte man sich mit einfachen häuslichen Abmachungen ohne 
jegliche offizielle Registration. Schon nach diesen offiziellen 
Angaben waren bis zum I. Januar 1912 385000 Höfe mit 
1514000 Deßj. verkauft worden. Das kleine mittlere Areal 
eines Gesindes 3,9 Deßj. beweist, daß hauptsächlich die Land- 
armen ihr Verhältnis zum Lande liquidieren. 

Es vollzieht sich die Liquidation der Landgemeinde somit 
in bedeutendem Maße nicht in der Richtung, wie es der Autor 
unserer Agrarreform sich vorgestellt hat. Die Regierung hoffte, 
daß der Gemeinde hauptsächlich die »Starken« den Rücken 
kehren würden, es hat sich aber herausgestellt, daß es in Mehr- 
zahl die »Schwachen« sind, die ihre Wirtschaften absondern, 
nicht um sie weiter zu vervollkommnen, sondern um sie gänzlich, 
wenigstens in der Heimat, zu verlassen. Vielleicht geht aber das 


18) Offizielle Verkaufsziffern sind den »kontrollierten Angaben der Archive 
der Obernotarien« entnommen (vgl. Expose d. Finanzministers). 
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Land an die Starken über und wird das Ziel der Reform wenig- 
stens auf diesem indirekten Wege erreicht’? 

Nach den offiziellen Angaben entsteht beim Verkauf der 
Anteile fast gar keine Konzentration des Landbesitzes: auf 
385 ooo Verkäufer kommen 363 000 Käufer und auf einen Käu- 
fer 4,2 Deßj. Land. Auch hier sind die offiziellen Angaben 
zweifelhaft, denn obwohl das Gesetz den Ankauf von mehr 
als 6 Anteilen in eine Hand untersagt und die Käufer dem 
Bauernstande angehören müssen, werden viele Befehle des Ge- 
setzes dennoch vielfach umgangen. Es wird öfters auf den Namen 
der Familienmitglieder, Verwandten, Bekannten usw. gekauft, 
wobei als Käufer nicht nur Bauern, sondern auch Kaufleute, 
Bürger, Geistliche und Beamte figurieren. Fürst W. A. Obo- 
lenski teilt in »Rußkaja Myssl« den Fall mit, wo der vormalige 
Deputat der ersten Duma und der jetzige Landregulierungs- 
beamte sich I2o Anteile ankaufte. In einem anderen Falle war 
der Ankäufer ein Kaufmann, der sich indie Gemeinde aufnehmen 
ließ und 400 Deßj. à 10—ı5 Rubel zusammenkaufte. Das Land 
wurde mit Hilfe der Schutzmänner (Strashnik) vom Gemeinde- 
lande separiert und dann zu je 8o Rubel pro Deßj. an Klein- 
russen verkauft. Die Mißernte des Jahres ıgıı im Südosten 
war dem spekulativen Ankauf der Bauernstellen besonders 
günstig: die hungernden Bauern verkauften ihre Anteile zum 
minimalen Preise, wobei die Ankäufer eine Art von öffentlichen 
Auktionen veranstalteten und nachher das Land an die von 
den Westgouvernements anwandernden Bauern verkauften. 
Da solche Fälle laut der Tagespresse ganz allgemein waren und 
offiziell selbstverständlich nicht registriert sind, so kann man 
natürlicherweise den offiziellen Ziffern nicht trauen. Die An- 
gaben aus anderen Quellen sind nicht zahlreich. In den Gouverne- 
ments Poltawa, Tschernigow und Charkow wurden spezielle 
Untersuchungen über Auswanderung vorgenommen, welche 
unter anderem auch die Frage beantworten wollten, an wen die 
Auswanderer ihre Anteile verkaufen. In den Gouvern. Poltawa 
und Tschernigow hatten unter den bäuerlichen Käufern: 


Gouv. Tschernigow. Gouv. Poltawa 
kein Land 11,0% kein Land 10,1% 
bis 5 Deßj. Antcils- bis 3 Deßj. auf eine 
land auf eine Wirtschaft 48,0% Wirtschaft 29,0%, 
5—10 Deßj. 25,5% 3— 9 Deßj. 38,5% 
10—ı15 Deßj. 7,305 9—1I5 Deßj. 11,3%, 


mehr alsı5 Deß;j. 7,095 mehr alsı5 Deßj. 11,19, 
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Die Mehrzahl der Käufer, an welche fast die Hälfte des ver- 
kauften Landes überging, waren vorher landlos oder sie hatten 
unzureichende Anteile. In diesen Gouvern. verkaufen die 
Bauern ihre Anteile zerstückelt in verschiedene Hände. 
Im Gouvern. Charkow dagegen gingen die Anteile in 40% aller 
Fälle an eine Person, die im Mittel 35 Desj. ankaufte. Endlich 
wurden im Gouvern. Samara nach den soeben publizierten An- 
gaben 87,5% des Landes durch die wohlhabende und reiche Dorf- 
bourgeoisie angekauft. Ueberhaupt vergrößert sich die Konzen- 
tration des Landes scheinbar vom Nordwesten zum Südosten, 
im ungeraden Verhältnis zum Preise des Landes und der Inten- 
sität der Landwirtschaft, wie dieses auch aus den offiziellen 
Angaben hervorgeht: während im Gouvern. Samara auf 100 Ver- 


käufer 45 Käufer, Astrachan 27 und Orenburg 12 Käufer kommen, 


d. h. der einzelne Käufer im letzten Falle 8 Anteile in seinen 
Händen konzentriert, kommen im Gouvern. Pleskau auf 100 Ver- 
käufer 143 Käufer, Nowgorod 125 und Tschernigow sogar 154. 
Hier sehen wir keine Konzentration, sondern Zerstücke 
lung. 

In den Gebieten der hohen Landpreise und intensiverer 
Kultur gewinnen die »starken« Bauern sogar auf indirektem 
Wege nichts. In der östlichen und südlichen Region der exten- 
siven Landwirtschaft entsteht entweder Landspekulation, welche 
die landwirtschaftliche Entwicklung verhindert, da sie mit 
all ihrer Schwere auf den landlos gewordenen Bauern lastet, der 
endlich das Land von den Wucherern doch pachten oder kaufen 
muß, oder entwickeln sich im günstigen Falle einige Tausende 
neuer Gutswirtschaften, welche, wie auch die jetzigen, keine 
intensive Wirtschaft führen werden, sondern durch den Raub- 
bau die produktiven Kräfte des Bodens vernichten. Soviel die 
Mobilisation des Anteillandes dem »Starken« zugute kommt, 
wird sie somit nicht den landwirtschaftlichen Fortschritt fördern, 
da sie nur in den zurückgebliebenen Raubkulturregionen vor- 
kommt. 

Im Zentrum und im Westen, wo die Ausscheidung aus der 
Gemeinde weniger entwickelt ist, ist sie an sich ohne weitere 
Separation der Grundstücke auch dem Fortschritt nur schädlich. 
Die Manipulation der Ausscheidung beschränkt sich nur auf 
Veränderung des juridischen Titels der dem ausscheidenden 
Bauernhofe zugewiesenen Ländereien, wobei Dutzende einzelner 
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Landstreifen in den Gemeindefeldern ebenso zerstreut und 
manchmal Io und mehr Kilometer vom Hofe entfernt liegen 
bleiben. Solange die einzelnen Streifen nicht in separierte Wirt- 
schaft zusammengebracht sind, verhindern sie nicht nur die 
Neuverteilung des Gemeindelandes, sondern auch den Ueber- 
gang zur Vielfelderwirtschaft, erschweren das Zusammenziehen 
enger Landstreifen, das Durchführen neuer gerader Wege, die 
Abtrennung einzelner Tochterdörfer vom großen Stammdorfe 
und eine Reihe anderer Vorbereitungsmaßregeln, welche zum 
Uebergang zu den vervollkommneteren Landwirtschaftssystemen 
notwendig sind. Es gibt nichts Unnatürlicheres und Schädlicheres 
für die Landwirtschaft, als das gezwungene Zusammenleben 
neuer Grundeigentümer und alter Gemeindelandbesitzer, und so- 
lange dieses Zusammenleben fortdauern wird, kann von einem 
ernsten Fortschritt der Bauernwirtschaft nicht die Rede sein. 

Auch P. A. Stolypin selbst erblickte in der Vernichtung 
der Gemeinde nur eine vorbereitende Uebergangsstufe zur wirk- 
lichen Landregulierung, welche die neuen Wirtschafts- 
formen schaffen soll. Das folgende Kapitel gibt eine Uebersicht 
der Regierungsmaßregeln in letzterer Hinsicht. 


V. Die Regulierung und Mobilisation des 
Landes. 


Etwas zu zerstören ist immer leichter, als zu schaffen. Eine 
neue Stadt nach gegebenem Plan zu bauen ist leichter, als eine 
alte umzubauen. Bei Vernichtung der Gemeinde hatte die 
Regierung gute Erfolge, aber nur in den neu zu kolonisierenden 
Ländern, wie z. B. in den Vereinigten Staaten von Amerika, 
Kanada, Argentinien usw. haben die Regulierungsarbeiten der 
Regierung freie Bahn. In Westeuropa und in England hatte 
die Bevölkerung schon auf ihre eigene Art das Landregulierungs- 
problem gelöst, bevor die Regierung eingreifen mußte. Vor allem 
war schon überall eine bestimmte Sıiedlungsform vor- 
handen, welche je nach physisch-geographischen Bedingungen, 
Rassengewohnheiten, geschichtlichen Traditionen und wirt- 
schaftlicher Entwicklung verschieden war. 

Wie bekannt, bevorzugen die Slawen stets die Dorf- 
siedelung und dominiert das Dorf in Rußland über Einzelhöfe. 
Jedoch variiert die Größe der Dörfer in verschiedenen Teilen 
des Landes im Zusammenhange mit den natürlichen und histori- 
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schen Bedingungen. Wenn wir das europäische Rußland in zwei 
Teile teilen — den nördlichen und südlichen (Schwarzerderegion) 
— und beide Teile meridional in drei — Westen, Zentrum und 
Osten — zerlegen, so ergeben sich folgende mittlere Größen der 
Siedlungen: 


Westen Zentrum Osten Zusammen 
Norden 68 Pers. 136 Pers. 194 Pers. 5709 Pers. 
Süden 438 Pers. „ 438 Pers. 472 Pers. 446 Pers. 


Die Siedlungen des Schwarzerdegebiets sind viermal größer 
als die des Nordens. Minimale Größe haben die Siedlungen im 
nord-westlichen Gebiet, was besonders den baltischen und 
litauischen Einzelhöfen zu danken ist. Die Siedlungen des 
Nordens vergrößern sich schroff vom Westen dem Osten zu, 
während dieselbe Tendenz im Süden schwach zum Vorschein 
kommt. Im großen ganzen vergrößern sich die Siedlungen 
von Nord-West nach Süd-Ost des Reiches. 

Dies sind Tatsachen, die dem Agrarreformplane zugrunde 
gelegt werden sollten, damit dieser Plan der Wirklichkeit ent- 
spräche und nicht reines Phantasiebild des Ministers darstelle. 
Die Größe der einzelnen Siedlung ist durch verschiedene natür- 
liche Verhältnisse bestimmt, die nicht nur für den Bauer, son- 
dern größtenteils auch für die Regierung unüberwindlich sind. 
Wenn im Schwarzerdegebiet die Siedlungen viermal größer sind 
als im Norden, so kommt es hauptsächlich davon, daß der Süden 
wasserarm ist und wenig Quellen aufweist; »die Siedlung in 
Einzelhöfen hängt aber vollständig von den Wasserver- 
sorgungsbedingungen ab« sagte P. A. Stolypin 
selbst. Der Einzelhof ist ohne Wasser absolut unmöglich und 
fristet bei dürftiger Wasserversorgung ein klägliches Dasein. Je 
intensiver die Wirtschaft, desto größer der Wasserverbrauch. 
Die Einzelhöfe ohne genügende Bewässerung sind in diesen 
Rayons nur auf großen Flächen bei extensivem Getreidebau 
oder Viehzucht möglich, wobei der Boden bei Erweiterung der 
Aussaat schnell erschöpft wird. Deshalb sind z. B. die existieren- 
den Einzelhöfe der deutschen Mennoniten im trockenen Gouvern. 
Samara sehr groß, wie die Farmen in Amerika in ähnlichen Distrik- 
ten. Im Schwarzerdegebiet fließen große wasserreiche Flüsse 
von Norden nach Süden. Die Mehrzahl der großen Dörfer liegt 
in den Tälern dieser Flüsse, und perpendikulär zu den letzteren 
verbreiten sich die Dorffelder in langen Rechtecken auf dem 
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höheren Plateau der Wasserscheide. Oft kommen Dörfer mit 
1000 und mehr Höfen und 10—15000 Deßj. Land vor, wo- 
bei das Ende der Felder 20—30 Kilometer vom Dorfe ent- 
fernt ist. Selbstverständlich ist an Düngung und intensive 
Bearbeitung der entlegenen Felder gar nicht zu denken. Die 
Siedlung in großen Dörfern führt zwei äußerst schädliche Er- 
scheinungen mit: Streu- und Langfeldrigkeit. Beide sind nicht 
Resultate des Gemeindebesitzes, sondern nur der Siedlungsform. 
Der bekannte offiziöse Schriftsteller Herr Kofod beginnt sein 
zweibändiges Werk über die Wirtschaft der Einzelhöfe mit der 
Erklärung, daß das größte Uebel im Dorfe, welches die landwirt- 
schaftliche Entwicklung hemmt, nicht die juridische Form des 
Gemeindebesitzes sei, sondern die Streufeldrigkeit der Anteil- 
länder, die in den Einzelwirtschaften fast ebenso stark sei, wie 
beim Gemeindebesitz 1). Z. B. mußte man im Gouvern. Poltawa, 
wo die Gemeinde unbekannt ist, schon in den fünfziger Jahren 
eine spezielle Feldregulierung vornehmen, um die durch Verer- 
bungen verwickelten Streuländereien zu ordnen. 

Das Gemeindeland wird je nach seinen physischen Eigen- 
schaften und der Entfernung vom Dorfe in einzelne Rechtecke 
oder Gewanne geteilt, die durch Raine und Wege vonein- 
ander abgegrenzt sind. Diese Gewanne werden dann perpendi- 
kulär in kleinere Streifen geteilt. Bei Dreifelderwirtschaft wird 
diese Teilung in Gewanne und Streifen in allen 3 Feldern vorge- 
nommen, wodurch die Gemeindemitglieder wohl ganz gleiche 
Anteile in betreff ihrer physischen Eigenschaften und Entfernung 
vom Hofe bekommen, die aber in 30, 40, 50, ja sogar Ioo und 
mehr Streifen zerschnitten sind. Die Streifen sind manchmal 
nur I m und sogar weniger breit. Diese Streifen kann man nur 
längs pflügen und auch dann ist es schwer, mit dem Pfluge umzu- 
kehren; bei der Aussaat wird der Samen mit dem des Nachbars 
vermischt usw. Alle diese Bedingungen erschweren sehr den 
Uebergang zur intensiven Landbearbeitung und machen ihn fast 
unmöglich. 

Außer durch Wassermangel wird hier die Siedlung in Einzel- 
höfen noch durch die Gleichförmigkeit des Bodens erschwert — 
Wälder gibt es hier fast gar nicht —, natürliche Wiesen und Wei- 
den sind in den Flußtälern konzentriert. Wie wir schon sagten, 
ist der Futterkrautbau im Schwarzerdegebiet sehr schwach ent- 


19) A. A. Kofod, Die bäuerlichen Einzelhöfe auf Anteilland (russisch). 
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wickelt, daher muß auch der Einzelhof natürliche Weiden und 
Wiesen besitzen. Im Norden und besonders Nordwesten ist das 
Wasser überall vorhanden, Wiesen und Weiden, Wald und 
Felder liegen nebeneinander und ist daher die Absonderung 
der Dörfer in Einzelhöfe eine leichte Sache. Die Pleskauer und 
Nowgoroder Bauern fingen nach dem Beispiel ihrer westlichen 
Nachbarn — Letten und Esten — schon frühzeitig mit der 
Absonderung an, ehe die Regierung ihrerseits eingegriffen hatte. 
Im Südosten versuchte die Regierung schon in den r84o0er Jahren, 
die Kolonisten in Einzelhöfen anzusiedeln, der Versuch mißlang 
aber völlig, die Kolonisten kamen an den Bettelstab und ver- 
ließen ihre Besitzungen ?°). In dieser Sachlage wäre es u. E. 
am rationellsten, im Schwarzerdegebiet die Zwischenformen der 
Landregulierung zu wählen. Einzelhöfe sind in technischer 
Hinsicht natürlich die ideale Form, das Ideal ist aber für uns 
noch zu schwer zu erreichen. Solche Zwischenform wäre die 
Absonderung großer Dörfer in kleinere mit einigen 
Dutzend Höfen und Kommassation der engen Streifen einzelner 
Wirte in zwei bis drei größere Landstücke. Wie bekannt, ist 
diese Form der Landregulierung in Westeuropa weit verbreitet 
und gibt sehr günstige Resultate ?!). Solche große Dörfer 
kommen aber in Westeuropa nur zufällig vor, während wir 
die kostspiclige Zwischenoperation der Zerlegung dieser Dörfer 
in unsere Landregulierungsarbeit aufnehmen müssen. Doch 
ist diese Operation aus technischen Gründen viel leichter und 
billiger auszuführen als direkte Absonderung in arrondierte 
Einzelhöfe. 

Außer natürlichen Bedingungen, welche die Verbreitung 
der Einzelhöfe in Rußland verhindern, gibt es auch wirt- 
schaftliche, die in derselben Richtung wirken. Wenn 
die Einzelhöfe wirklich eine Avantgarde des landwirtschaftlichen 
Progresses darstellen sollen, so müssen ihre Inhaber wohl- 
habend und gebildet sein; die Schicht der wohlhaben- 


20) In den siebziger Jahren wurde der Versuch von D. A. Stolypin, einem 
nahen Verwandten des weil. Premiers, wiederholt. Doch, als die Güter an Er- 
ben des genannten Stolypin übergingen, wurden die Einzelhöfe vernichtet. 

2!) Bci uns in Rußland fanden die Semstwo-Statistiker in den Jahren nach 
1900 im Gouvern,. Jaroslaw bei den Bauern selbständige Versuche der Kom- 
massation. Jetzt kommt das Zusammenziehen enger Streifen im Zusammen- 
hange mit dem Futterkrautbau und der Vielfelderwirtschaft in den Industrie- 
Gouvernements vielfach vor, wobei die Gemeinde ihre Funktionen völlig behält. 
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den Wirtschaften ist in unserem Dorfe äußerst dünn, gebildete 
Wirte gibt es noch weniger. Und wenn die Regierung wirklich 
riskieren wollte, auch nur ein Drittel aller Bauernfamilien auf 
Einzelhöfe umzusiedeln und für diese Operation mehrere hundert 
Millionen Rubel ausgeben würde 22), wäre das Resultat nicht 
eine Bereicherung des Bauernstandes, sondern vielmehr weitere 
Verarmung, da die landarmen und ungebildeten Bauern sich 
in den Einzelhöfen äußerst schlecht fühlen. 

Da aber die Regierung weder genügende Arbeitskräfte 
noch Geldmittel besaß, um die Aufgabe der Einzelsiedelung zu 
lösen und die Natur zu besiegen, betrat sie faktisch den 
Weg, wo der Widerstand am kleinsten war. Außer den wirklichen 
arrondierten Einzelhöfen, wobei auch die Gebäude des Besitzers 
auf sein Landstück umgeführt werden, bevorzugt die Regulie- 
rungspraktik öfters das sogenannte Otrub-System, wobei der 
Bauernhof mit Gebäuden auf dem alten Platze im Dorfe bleibt 
und nur die Felder in eine zwei oder mehrere größere Flächen 
zusammengezogen werden. Die Wiesen- und Weidenbenutzung 
bleibt bei diesem und öfters auch bei Einzelhof-Regulierung 
beim alten. Folglich führt die Regierung faktisch nur Kom- 
massation durch und vermindert die Streufeldrigkeit, während 
das andere Uebel des Schwarzerdegebiets — die fernen 
Felder — nicht beseitigt wird. Der Unterschied ist nur, 
daß früher alle Bauern ihre Felder in nah und fern hatten, während 
jetzt die einen nähere, die anderen fernere Anteile erhalten ®®). 
Das eine Uebel wird geschwächt, das andere gelassen und in Wirk- 
lichkeit bleibt die Regulierungsreform mehr als um die Hälfte 
unbeendigt. 

Die Regierung führt die Regulierungsreform durch auf 
zwei Wegen: durch den Kauf des Landes mittelst der bäuerlichen 
Agrarbank und auf dem bäuerlichen Anteillande. 

Bis zum Jahre 1906 waren die Käufer des Banklandes 
fast ausschließlich Bauerngesellschaften oder ganze Gemeinden. 
Später veränderte die Bank ihre Position und versuchte teils 


22) Die Ausgaben der Regierung bei Umsiedlungen sind sehr hoch: Regu- 
lierung, Wegebau, Wasserversorgung, Vorschüsse für den Umbau der Gebäude 
erfordern sogar bei den jetzigen, von vielen Seiten angegriffenen vereinfachten 
Methoden dennoch von der Regierung 150—200 Rubel pro Wirtschaft und 
ebensoviel vom Bauer. 

23) Gewöhnlich wird die weitere Entfernung vom Hofe entweder mit Geld 
beglichen, oder es werden entsprechend größere Felder zugeschnitten. 
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durch verschiedene Vorzugsbedingungen, teils durch Zwangs- 
maßregeln die Bauern zum persönlichen Ankauf des Landes zu 
bewegen, wobei die Ländereien in arrondierten Einzelhöfen 
oder Otruben zum Verkauf angeboten wurden. Aus diesem 
Grunde vermindert sich der Prozentsatz des gesellschaftlich 
gekauften Landes mit jedem Jahre: 


Es wurden von der Bank . Sa 
Davon in persönliches 





Jahre und durch die Bank Eigentum 
gekauft (in Taus. Deßj.) 
1900 522,7 1,6% 
1907 932,8 1,8% 
1908 I 019,0 14,9% 
1909 I 227,1 41,099 
1910 1 549,7 55,8% 
1911 I 397,6 60,9% 
1912 943,2 ? 
Total  7592,1 (1906—11) 36,0% 


Für 1912 sind die Angaben über die Verteilung des verkauf- 
ten Landes nach Kategorien der Käufer vollständig noch nicht 
publiziert worden. Von eigenen Ländereien der Bank wurden 
87,1% in persönliches Eigentum verkauft. Allerdings werden 
wir nicht übertreiben, wenn wir annehmen, daß wenigstens 
40% des 1906—1912 verkauften Landes, also 3 Millionen Deß). 
in Einzelhöfe und Otruben separiert worden sind. Die Gutslände- 
reien haben besseren Boden, sind verhältnismäßig wasser-, 
wiesen- und waldreich, weshalb ihre Zerstückelung in Einzel- 
höfe viel leichter ist als des Bauernlandes. Aber auch hier prä- 
valiert das Otrubensystem über die Einzelhöfe. Bis zum ı. Juli 
19Io wurden 26,3 % des in persönliches Eigentum übergegangenen 
Landes in Einzelhöfen verkauft und in Otruben 73,7%, IQII 
erhöhte sich der Prozentsatz der Einzelhöfe bis 32%, 1912 war 
er auf den Bankländereien 36%. Im ganzen hat die Bauern- 
Agrarbank bis heute auf ca. ı Million Deßj. Einzelhöfe gegründet; 
bei mittlerer Größe einer Wirtschaft von 15—16 Deßj. gibt das 
ungefähr 60 000 Einzelwirtschaften. Otrub-Wirtschaften hat 
die Bank ca. 170 000 organisiert. Aufden Bankländereien kommt 
oft auch die Zerlegung großer Dörfer in mehrere kleinere mit 
10o—20 Höfen vor, was wir momentan für die beste Form der 
Landregulierung halten. So wurden IgIz auf den Banklände- 
reien 7000 Bauernhöfe auf diese Weise reguliert, ohne Ueber- 
siedelung 9000. 
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Daß die eine oder andere Form der Landregulierung haupt- 
sächlich von den natürlichen Bedingungen — Wasserversorgung 
und Landverhältnissen — abhängig ist, ersieht man aus folgender 
Tabelle: 

Von ıoo Deßj. des Banklandes wurden verkauft 


In den Gouvernements, wo der in Einzelhöfen Otruben 
Acker weniger als 30%, des Gesamt- 

areals ausmachte 76,3% 23,7% 

30—00%0 33,770 66,3% 

mehr als 60% 18,2% 81,8% 


Je kleiner der Anteil des Ackerlandes in den Gütern der 
Bauern-Agrarbank ist, je mehr Wiesen, Weiden, Wälder und 
somit Wasser die Güter haben, desto leichter gelingt es den 
Regulierungsbeamten, dieselben in Einzelhöfe zu zerlegen. 

Die Bauernländereien bestehen besonders im Schwarz- 
erdegebiet fast ausschließlich aus Acker. Man muß also schon 
a priori denken, daß die Organisation der Einzelhöfe hier viel 
schwerer ist. Bedauerlicherweise werden in den offiziellen Be- 
richten über Regulierung des Anteillandes die Einzel- und Otrub- 
Wirtschaften nicht gesondert angegeben. Für einzelne Gebiete 
besitzen wir jedoch statistische Erhebungen der Semstwos 
und lokaler Landregulierungskommissionen. Nach diesen An- 
gaben verbreiten sich die Einzelhöfe besonders rasch im Nord- 
westen, wo Z. B. im Gouvern. Pleskau 24 aller aus der Gemeinde 
ausgeschiedenen Wirte direkt in Einzelhöfe übersiedeln und 
13 Otrub-Wirtschaften bilden. Im industriellen Zentrum geht 
die Separierung schon ziemlich schwer vor sich: im Gouvern. 
Moskau schieden bis zum Jahre 1913 ca. 57 000 Wirte aus, 
davon in Einzel- und Otrub-Höfe 4 500, von welchen auf 
Einzelhöfe nur 17,3% entfielen. Ferner nach Osten ist die 
Sache noch schlimmer: im Gouvern. Nishni-Nowgorod sind 
von den zum persönlichen Besitz übergegangenen Wirtschaften 
96% Otrub-Wirtschaften, nur 1% typische Einzelhöfe, während 
3% gemischtem Typus angehören, da ıhre Besitzungen örtlich 
nicht zusammenliegen. 

Auf diesem Material fußend, kann man behaupten, daß die 
Einzelhofwirtschaft im nördlichen Rußland in den Westgebieten 
rascher sich verbreitet als im Osten. Dieselbe Tendenz kann 
man auch im Schwarzerdegebiet beobachten, nur mit der Diffe- 
renz, daß hier die Einzelhofsiedlung überhaupt schwieriger ist. 
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Im Südwesten und sogar in Wolhynien, wo die Einzelsiedlung 
schon vor der offiziellen Landregulierung anfing, gab es im Now- 
grad-\Volynschen Kreise nach den soeben publizierten Angaben 
unter den 5 500 Otrub-Wirtschaften nur 867 Einzelhöfe und 
im östlichen Gouvern. Samara, wo aus der Gemeinde 30% aller 
Wirtschaften ausgeschieden sind, waren laut Zählung im Jahre 
ıgıı nur 3% Otrub-Wirtschaften und 1 % Einzelhöfe vorhanden. 

Wir kommen somit zu folgenden Schlüssen: ı. Wenn auf 
den durch die Bauern-Agrarbank gekauften Gutsländereien nur 
14 aller Wirtschaften in Einzelhöfen angelegt ist und % zu den 
Otrub-Wirtschaften gehören, so ist die Zahl der Einzelhöfe auf 
dem bäuerlichen Anteillande relativ noch viel kleiner; 2. die 
Zahl der Einzelhöfe beider Kategorien auf dem Lande vergrößert 
sich von Süd-Ost nach Nord-West, also im umgekehrten Ver- 
hältnis zur Größe der Siedlungen. Die Regierung ist außer- 
stande, mit den unüberwindlichen natürlichen Bedingungen zu 
kämpfen, und tröstet sich damit, daß sie durch Vermischung 
beider Kategorien der regulierten Bauernwirtschaften in ihren 
Berichten — der Einzelhöfe und Otrub-Wirtschaften — das 
Publikum irreführt. 

Die Totalsumme der regulierten Bauern ist viel kleiner 
als die der aus der Gemeinde ausgeschiedenen 2%). 


Die Zahl der gebildeten Finzel- 


Jahre und Otrub-Wirtschaften (in Taus.) 
1907 8 
1908 4. 
1909 119 
1910 150 
1911 204 


Total 523 


Es sei noch bemerkt ı. daß diese Summe nicht nur die 
früheren Gemeindewirtschaften umfaßt, sondern auch die Bauern- 
höfe, die schon früher im persönlichen Besitz waren; 2. daß die 
Gemeinden, welche in corpore reguliert und in Einzelhöfe sepanert 
werden, nicht unter die Gesetze vom 9. November und 14. Juni 
gehören, laut welchen der Bauer das Recht hat, aus der Gemeinde 
auszuscheiden. Die Zahl der Ausgeschiedenen war am I. Januar 





21) Als diese Zeilen schon niedergeschrieben waren, erhielten wir das neueste 
Buch von A. A. Kofod, »Die russische Landregulierung«e (russisch), laut wel- 
chem bis zum ı. Dezember 1912 836 427 Bauernwirte mit 8 7306 747 Deßjät. 
reguliert waren. 


Die Agrarfrage in Rußland seit 1905. 753 


I19I12 1622 000 Höfe, von denen nur 129 000 oder 8% regu- 
liert wurden. Die Ländereien der übrigen 92% blieben un- 
berührt, in nah und fern auf dem Gemeindelande zerstreut. 
Daraus geht hervor, daß die Ausscheidung aus der Gemeinde 
und die Landregulierung nicht zwei Stadien eines und desselben 
Prozesses sind, sondern zwei selbständige Prozesse dar- 
stellen, welche nur dadurch miteinander verbunden sind, daß 
sie laut Initiative und unter dem Drucke der Staatsgewalt vor- 
sichgehen. 

Die Ausscheidung geht mit jedem Jahre zurück, die Land- 
regulierung entwickelt sich dagegen mehr und mehr. Es verlassen 
die Gemeinde hauptsächlich die landarmen Wirtschaften, während 
die Feldregulierung und Separation alle gleichmäßig betrifft, 
und daher der mittlere regulierte Bauernhof genau so groß ist, 
wie der mittlere Anteil der gesamten Bauernschaft (Io,ı Deßj.). 
Diese Tatsache ist desto mehr erklärlich, daß die Regulierung 
gewöhnlich dorfweise vorgenommen wird. 

Ihrem Inhalt nach entsprechen beide Prozesse nicht den 
Zwecken des Programms von P. A. Stolypin, dem Autor der 
neueren Agrargesetzgebung. Wir haben schon darauf hinge- 
wiesen, in welchen Punkten der tatsächliche Vernichtungsgang 
der Gemeinde den erwarteten Resultaten widerspricht. Die 
soeben geschilderte Sachlage beweist, daß auch die Landregu- 
lierung sich nicht nach den obrigkeitlichen Instruktionen richten 
läßt, sondern den natürlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
sich anpassend gänzlich ihre Konturen verändert. 

Anstatt der Einzelhöfe werden notwendigerweise haupt- 
sächlich Otrub-Wirtschaften organisiert. Bei diesem System 
bleibt die Siedlungsform des Dorfes unberührt, wobei die Bauern 
dieselbe kompakte Masse bilden wie früher, die im Momente 
der Aufregung wie ein Mann aufstehen kann, wie cs 1905 der 
Fall gewesen. Für den wirtschaftlichen Fortschritt ist dieses 
System wenig günstig, weil die Felder oft sehr fern vom Dorfe 
zu liegen kommen. Durch Mobilisation und Vererbung wird das 
Land nach einigen Jahrzehnten wieder in kleinsten »Streifen- 
staub« zerstückelt. Die Hauptsache ist aber, daß die Land- 
regulierung nicht den »Starken« zugute kommt. Die Regulie- 
rung betrifft alle Bauernwirtschaften, kleine und mittlere 
ebenso wie große. Die auf den Privatgütern gebildeten Wirt- 
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schaften werden hauptsächlich durch Landlose und Landarme 


erworben. 
Von 100 Bauern, die 1908—ıı Privatland kauften, hatten: 


c) alle Bauern d. 

a) einzelne b) gesellschaftliche europ. Rußland 

Käufer Käufer (nach d. Angaben 

von 1905) 

kein Land 28,9 11,4 7,0 
bis 3 Deßj. Anteilland 35.2 27,3 9,0 
3—9 Deßj. 28,1 43,9 45,2 
9—ı5 Deßj. 5,6 12,5 22,4 
mehrals 15 Deß;j. 2,2 4,9 16,4 


Die einzelnen Käufer gehören zu den Landärmsten: in 
92,2% Fällen hatten sie weniger als 9 Deßj., was eine selbständige 
Existenz unmöglich machte. Die ökonomische Lage der gesell- 
schaftlichen Käufer ist wesentlich höher und noch höher ist 
sie in den Bauernwirtschaften überhaupt. Die durch die Bauern- 
Agrarbank gebildeten Höfe sind für den einzelnen Bauer, der 
schon einen mittleren Anteil besitzt, nur eine Last, da sie zu groß 
und die Zahlungen zu schwer sind ?5). Deshalb zieht er vor, 
gesellschaftlich oder mit ganzen Gemeinden seinem Anteile 
etwas zuzukaufen, so daß bei den gesellschaftlichen 
Käufen nur 5,I Deßj. pro Wirtschaft kommen. Die Einzelkäufer 
dagegen, deren eigene Anteile noch kleiner sind und die sich 
gezwungen sehen, eine ganze Bauernstelle von der Bank zu er- 
werben, vergrößern dadurch ihren Landbesitz um ganze 12,8 Deß). 
Aus den Landlosen und Landarmen verwandeln sie sich plötzlich 
in Landreiche. Da aber diese Verwandlung nicht von gleich- 
zeitiger Vermehrung des Kapitals (Ackergeräte und Vieh) be- 
gleitet wird, so ist das letztere stets unzureichend. Ueber den 
Viehbesitz haben wir genaue Angaben: die Einzelkäufer besitzen 
13 Kopf Arbeitsvieh pro roo Deßj., die gesellschaftlichen — 
18; Kühe haben die ersteren II, die letzteren — 16; Kleinvieh 
entsprechend 34 und 54 pro Ioo Deßj. Die Einzelkäufer besitzen 
weniger Vich und wahrscheinlich auch weniger Geräte. 

Die bisherigen Realisierungsergebnisse des Stolypinschen 
Agrarprogrammes beweisen also, daß die landarmen Schich- 


25) Die Preise des Privatlandes sind so hoch, daß die reicheren Bauern es 
vorziehen, das Bauernland zu kaufen. Die Preise stiegen besonders nach 1905, 
als die Regierung hastig anfing, ihre Güter zu liquidieren. In dem letzten Jahr- 
zehnt haben sich die Preise verdoppelt. 


EU, | 
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ten der Bauernschaft in der ganzen Bewegung, bei der Ausschei- 
dung aus der Gemeinde sowie auch bei der persönlichen Land- 
regulierung, die größte Rolle spielen: sie sind das bewegliche 
Element des Dorfes, das zu jeder Lebensveränderung bereit 
ist, weil der Mangel an Lebensmitteln sie aus der Heimat jagt 
und in jede Tür zu schlüpfen zwingt, welche sich vor ihnen 
öffnet. »Nur anders, wenn auch schlechter«, sagt das klein- 
russische Sprichwort. 

Die mittleren Schichten der Bauernschaft nehmen an der 
Bewegung nur bei Regulierungen der ganzen Dörfer teil. Die 
Großbauern figurieren in allen Prozessen der heutigen Agrar- 
reform, bleiben aber stets im Schatten und rücken nur im Süd- 
Osten, im Gebiete der extensivsten Wirtschaft mehr hervor. 
Insofern »der Einsatz auf Starke« sich in Wirklichkeit realisiert, 
ist sie mehr Arena der Landspekulation und Exploitation der 
»Schwachen« als des landwirtschaftlichen Fortschritts. Es gibt 
natürlich auch Großbauern, die ihre Wirtschaft verbessern. 
Von ihnen wird jetzt viel gesprochen, für sie gesorgt, sie werden 
mit Geld überschüttet, man zeigt sie den hohen Petersburger 
Beamten und ausländischen Ehrengästen. Damit diese progres- 
siven Einzelwirte die Bauernmasse von hundert Millionen mit sich 
reißen könnten, müßte man ihrer jedoch nicht wie heute Tausende 
sondern Hunderttausende zählen, sie müssen aufhören, ein Wun- 
derding zu sein, welches man den Ausländern zeigt. Wenn 
Rußland solche Bauernwirtschaften Millionen zählt und wenn 
dieselben jährlich von ihren Feldern Ioo-pudige Erträge ?$) 
pro Deßj. erhalten, dann nur können wir sagen, daß das Agrar- 
programm Stolypins verwirklicht ist. Wie groß die Chancen 
dafür sind, können unsere Leser beurteilen. 


Hiermit beenden wir unsere kurze Uebersicht der jetzigen 
agraren Zustände in Rußland. Wir konnten nur das Wichtigste 
berühren: der wesentliche Punkt, den wir nicht erörtert haben 
und welcher immer größere Aufmerksamkeit erregt, ist die 
kooperative Bewegung im Dorfe. Jedoch muß man über Koope- 
ration entweder sehr viel sprechen oder es gänzlich unter- 
lassen, weil hier viele Einzelheiten wesentliche Bedeutung haben. 
Außerdem ist die kooperative Bewegung im ganzen der west- 


22) 15 dz pro ha. 
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europäischen schr ähnlich und weist keine solche Eigentümlich- 
keiten auf, wie die Agrarfrage. 

Alles, was wir bisher geschildert haben, gibt uns das Recht, 
eines zu behaupten: die Agrarfrage ist in Rußland 
noch nicht gelöst und kann nach der jetzigen 
Stolypinschen Methode nicht gelöst wer- 
den. »Der Einsatz auf Starke« wäre nur dann möglich, 
wenn die Bauernmasse viel genug solcher »Starken« — wohl- 
habender und gebildeter Wirte — in seiner Mitte hätte. In 
der Landwirtschaft ist jedoch die Wirkung des Gesetzes der 
wirtschaftlichen Differenziation auch dann, wenn es die politi- 
schen Faktoren begünstigen, äußerst schwach, und man kann 
einen großen Prozentsatz der »Starken« nur dann in der Bauern- 
schaft finden, wenn die ganze landwirtschaftliche Bevölkerung 
in ihrer Mehrzahl wohlhabend und gebildet ist. Wo die Massen 
aber arm und ungebildet sind, wo urgroßväterliche Landwirt- 
schaftssysteme vorherrschen, dort gibt es auch wenig »Starke«, 
die sich nicht zur wirtschaftlich fortschrittlichen Klasse heraus- 
bilden, sondern vielmehr einzelne raubgierige Wucherer und 
I:xploitatoren bleiben. Nur die Hebung des Wohlstandes 
der ganzen Masse landwirtschaftlicher Bevölkerung, wobei 
in der ersten Reihe die Landnot der untersten Schichten zu 
befriedigen ist, könnte am Ende zum standhaften landwirt- 
schaftlichen Fortschritt und zu einer wohlhabenden und gebilde- 
ten Bauernschaft führen. Obwohl wir seit I905—06 in eine Aera 
der aufsteigenden wirtschaftlichen und speziell auch landwirt- 
schaftlichen Konjunktur getreten sind, ist doch die Hebung 
unserer wirtschaftlichen Lage durch eine zufällige Uebereinstim- 
mung guter Ernten und hoher Preise bestimmt, und außerdem 
darf man nicht vergessen, daß die wirtschaftliche Evolution an- 
derer europäischer Länder noch schneller ist. Wir sind weit hinter 
ihnen zurückgeblicben und brauchen, um sie einzuholen, ein 
von jeglichem Politisieren freies Zusammenarbeiten der Regierung, 
der Intelligenz und des Volkes. Unsere Regierung hat jedoch eine 
unglückliche Eigenschaft: in Jahren der Not verliert sie den Kopf 
und versucht durch Liberalismus ihre alten Sünden zu decken; 
in günstigen Jahren ist die Reaktion desto größer und verdirbt 
alle guten Anfänge. Das sehen wir auch jetzt: viele Seiten der 
Agrarpolitik sind schon unter dem Drucke der reaktionären 
Elemente der Bureaukratie und Gesellschaft verdreht worden. 
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Eine Reihe von Symptomen (das Wachstum der Auswanderungs- 
bewegung, Mißernte, anormaler Gang der Landregulierung, 
wobei die Mobilisation des Bauernlandes zunimmt usw.) zeigt, 
daß wir in der Agrarfrage noch auf einem schwankenden Boden 
stehen und daß noch allerhand Perturbationen möglich sind, die 
für die Regierung ganz unerwartet kommen können. Die in den 
ersten Jahren nach der Revolution gut funktionierenden Sicher- 
heitsventile — Auswanderung und Mobilisation des Gutslandes — 
versagen in der letzten Zeit. Die Landnot vergrößert sich wieder 
und beunruhigt den Gedankengang des Bauern. Deshalb ist es 
höchst wahrscheinlich, daß die Zeit nicht weit ist, wo die Um- 
stände die Regierung wieder vor die schwierige Frage der Er- 
weiterung des bäuerlichen Landbesitzes stellen. 
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Methodologisches zu den Problemen des Wertes 
und des wirtschaftlichen Prinzips *). 


Von 


EDUARD HEIMANN. 


Inhaltsübersicht. 


I. Individual- oder Sozialmethode für die Wert- 
lehre? ı. Amonn erklärt die Nationalökonomie für eine Sozialwissenschaft: 
Darstellung seiner Lehre S. 759; Oppenheimers Einwände zurückgewiesen S. 701, 
Amonns Lehre unhaltbar, da sie die methodologische Selbständigkeit der Na- 
tionalökonomie gefährdet, S. 703, und da sie das Hauptproblem zum Datum 
macht, S. 765; 2. Oppenheimer errichtet mit individualistischer Methode eine 
objektive Wertlehre: Darstellung S. 768; auf die subjektive Wertlehre reduziert 
S. 770. 3. Marx’ objektive Wertlehre auf Basis der Sozialmethode beansprucht 
das Preisproblem zu erklären: Darstellung S. 775; es besteht aber kein Zusam- 
menhang zwischen diesem Wertbegriff und dem Preise S. 781; ebensowenig 
zwischen Gesamtmehrwert und Gesamtprofit S. 783; Beispiele S. 784; Aus- 
dehnung der Argumentation auf den Objektivismus im allgemeinen S. ;87; 
dessen Berechtigung S. 788. 4. Der Haupteinwand gegen die subjektive Wertlehre 
trifft diese nicht: Darstellung S. 790; zurückgewiesen auf Grund der Interdepen- 
denz S. 790; Nachweis eines Fehlers in der Preisformel S. 791; Alfred Webers 
Lösung S. 793. 

ll. Der Problemkomplex des wirtschaftlichen Prin- 
zips. ı. Das wirtschaftliche Prinzip ist eine allumfassende Maxime des indi- 
viduellen Handelns S. 794. a) Daher ohne konstruktive Bedeutung im objek- 
tivistischen System S. 795, b) Oppenheimers Versuch einer Einschränkung 
S. 796; die Einschränkung ist nur eine scheinbare S. 798, c) Die allumfassende 
und daher nichtssagende Natur des wirtschaftlichen Pinzips sonst anerkannt, 
S. 8co; 2. Befürwortung der klassischen Eigennutz-Deduktion, S. 803. Schluß. 
S. 807. 

I. 


Eine alte Streitfrage hat die theoretische Nationalökonomie in zwei 
feindliche Heerlager geteilt: Ist die den nationalökonomischen Proble- 
men angemessene Methode die soziale oder die individualistische ? 

Die Entscheidung hierüber kann natürlich nicht aus allgemeinen 
Erörterungen über das Wesen der Phänomene gewonnen werden, 
die unserer wissenschaftlichen Betrachtung unterworfen sind: etwa 


*) Die Abhandlung von Herm Dr. Heimann war bereits im Sommer 1913 
druckfertig, konnte Jedoch aus Raummangel nicht früher zum Abdruck gelangen. 
(D. Red.) 


Methodologisches zu den Probl. des Wertes u. des wirtschaftl. Prinzips, 759 


so, daß man sagte, die Nationalökonomie als eine Gesellschaftswissen- 
schaft müsse sich der sozialen Methode bedienen. Sondern nur aus der 
Prüfung der Art, wie die Wissenschaft an ihren Problemen arbeitet, 
aus der Prüfung dieser Probleme — und dies ist etwas ganz anderes 
als die Prüfung der zu den Problemen Anlaß gebenden Phänomene — 
kann die Lösung der Frage erwachsen. Sonderbarerweise hat man noch 
nie versucht, den alten Streit mit prinzipiell methodologischen Waffen 
auszutragen; jeder Theoretiker arbeitete einfach mit der ihm zusa- 
genden Methode, ohne sie vor sich selbst und seinen Lesern zu recht- 
fertigen. Bezeichnend genug lesen wir bei demjenigen Theoretiker, 
dessen Werk wie kein zweites von methodologischen Erwägungen 
durchsetzt und geleitet ist: »Wir meinen... ., daß innerhalb der reinen 
Theorie uns eine soziale Betrachtungsweise keine wesentlichen Vorteile 
gewährt und mithin überflüssig ist«!). Kein weiteres Wort zur Begrün- 
dung einer These, die doch nun einmal nicht nach allgemeinen Ein- 
drücken, sondern nach logischen Gesichtspunkten entschieden werden 
muß, wie ja Schumpeter wohl zu allererst einräumen würde! Zur Lö- 
sung dieses Problems, das gemeinhin übersehen oder aber in der soeben 
gekennzeichneten axiomatischen Weise erledigt wurde, sollen hier 
einige Beiträge folgen. 

Wir sind in der sehr glücklichen Lage, über ein Buch zu verfügen, 
das uns der unsere Kräfte sicher weit übersteigenden Aufgabe ent- 
hebt, die Grundsätze darzulegen, nach denen jegliche formale Unter- 
suchung eines bestehenden wissenschaftlichen Aussagekomplexes vor- 
zugehen hat ?), und der Führung dieses Werkes wollen wir uns unver- 
züglich anvertrauen, wobei auch Sinn und Bedeutung unseres Pro- 
blems erst in das rechte Licht treten werden. 

Amonns Gedankengang ist in Kürze dieser. Ausgehend von der 
Scheidung zwischen theoretischer und historischer Wissenschaft, wie 
sie Karl Menger zuerst aufgestellt, Windelband und Rickert dann für 
das gesamte Gebiet der Methodenlehre durchgeführt haben, weist er 
zunächst darauf hin, daß jede theoretische Wissenschaft sich mit 
einer mehr oder weniger scharf umgrenzten Gruppe von Erscheinungen 
beschäftige, die er als das »Erfahrungsobjekt« dieser Wissenschaft be- 
zeichnet. Dieses sei jedoch weit davon entfernt, selbst schon theoretisch 
erfaßbar zu sein; denn in der Welt um uns weise ein Jedes Ding eine 
komplexe Viclheit von Eigenschaften auf, während unser Verstand, 
sofern er eine Mehrzahl von Erscheinungen zugleich erfassen wolle — 
und eben dies sei ja das Wesen der theoretischen Wissenschaft zum 
Unterschiede von der historischen —, stets nur in einer Richtung 
vorzugehen vermöge, stets nur einheitliche, d. h. unter einem logischen 
Gesichtspunkte homogene Erscheinungen zu begreifen imstande sei. 
Daher fasse unser Verstand an jenem noch ganz rohen Erfahrungs- 
objekt in durchaus willkürlicher, dann aber planmäßig festgehal- 

1) Schumpeter, Wesen und Hauptinhalt der theoretischen Nationalöko- 
nomie 1908, S. 95. 

2) Alfred Amonn, Objekt und Grundbegriffe der theoretischen National- 
ökonomie (Wiener Staatswiss. Studien, X. Band 1. Heft) 1911. 
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tener Weise gewisse, unter einem einheitlichen Gesichtspunkt inter- 
essante »Seiten« ins Auge und lasse prinzipiell alle anderen Seiten un- 
berücksichtigt. Das so durch Abstraktion aus dem Erfahrungsobjekt 
gewonnene »Erkenntnisobjekt« sei natürlich ein rein gedankliches 
Gebilde, prinzipiell unwirklich, weil für unser beschränktes Begriffs- 
vermögen sozusagen präpariert 3). 

Nun komme es aber in unserem Falle nicht darauf an, unter Ig- 
norierung des doch nun eınmal bestehenden Inhalts der theoretischen 
Nationalökonomie nach irgendwelchen willkürlichen Grundsätzen ein 
neues Erkenntnisobjekt für unsere Wissenschaft zu finden. Denn die 
dieses neue Erkenntnisobjekt bearbeitende Wissenschaft würde eben 
nicht mehr die alte Nationalökonomie sein, so logisch einwandfrei ihr 
Objekt auch definiert wäre. Vielmehr gelte es, die Form einer längst 
bestehenden Wissenschaft festzustellen; die allgemeinsten Bedingun- 
gen zu finden, unter denen Tatsachen stehen müssen, um national- 
ökonomischer Behandlung im überlieferten Sinne zugänglich zu sein; 
den logischen Gesichtspunkt aufzuzeigen, unter dem man die Erschei- 
nungswelt oder doch den so roh und unbestimmt ausgegrenzten Teil, 
der das Erfahrungsobjekt bildet, betrachten müsse, damit die ın 
concreto so verschiedenen Tatsachen alle homolog würden, und zwar 
in nationalökonomischem Sınne, so daß also aus ihnen die Probleme 
entstünden, die wir als den Inhalt der Nationalökonomie kennen. 
M. a. W. die Formbestimmung könne nicht spekulativ vor sich 
gehen, sie müsse sozusagen empirisch erfolgen; aus dem als Inhalt 
der Nationalökonomie anerkannten Problenmstock seien die formalen 
Bedingungen abzulesen, denen jene Probleme ihre logische Einheitlich- 
keit verdankten ?). Die formale Objektsbestimmung hat somit zwei 
Anforderungen zu genügen! sie muß im Einklang mit dem historisch 
gewordenen Inhalt der Nationalökonomie stehen, also aus ihm empirisch 
gewonnen werden, und sie muß — selbstredend 5) — formal korrekt 
sein. 

Nun seien manche Autoren der Meinung — und wer möchte ihnen 
nicht auf den ersten Blick zustimmen — die Nationalökonomie sei 
eine Sozialwissenschaft, und zwar als Spezies innerhalb dieser Gat- 
tung die wirtschaftliche Sozialwissenschaft. Auch dies ist logisch un- 


3) Der sich hier aufdrängenden Frage nach dem Erkenntniswert der Theorie 
ist Amonn nicht nachgegangen. Max Weber gelanst in seinem Aufsatz: »Die 
Objektivität der sozialwissenschaftlichen und sozialpolitischen Erkenntnise 
zu einem für die Theorie sehr ungünstigen Urteil (Archiv für Sozialwissenschaft 
und Sozialpolitik Band XIX). Milder urteilt Schmoller (Artikel »Volkswirt- 
schaft, Volkswirtschaftsichre und -methode« im Handw. der Staatswiss., 3. Aufl. 
Bd. VIII). 

4, S. 12 und an vielen anderen Stellen, namentlich in der Polemik gegen 
Spann, Wirtschaft und Gesellschaft (S. 112 ff.). 

5, Dies ist aber im Grunde auch nicht selbstverständlicher als das erste Er- 
fordernis. Und wenn man Amonns kritische Uebersicht der bisherigen Ob- 
jektsbestimmungen studiert, so überzeugt man sich, daß weder das eine noch 
das andere Erfordernis »verständliche gewesen zu sein scheint, geschweige denn 
svon selbste«. 
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zulässig. Der Begriff Wirtschaft, wie man ihn auch definiert, 
steht in keinerlei logischer Beziehung zum Begriff Gesellschaft, seine 
Merkmale sind nicht notwendig in denen des Begriffes Gesellschaft 
enthalten. Und doch muß das Artmerkmal zum Gattungsmerkmal ın 
einem analytischen Verhältnis stehen. Dies Verhältnis findet also 
zwischen den Begriffen sozial und ökonomisch nicht statt, es gibt un- 
zählige soziale Beziehungen außerhalb des Kreises der Wirtschaft und 
wirtschaftliche Tatsachen außerhalb des Kreises des Sozialen. Jene 
Forscher hätten daher, wenn sie vorausschickten, daß die National- 
ökonomie eine Sozialwissenschaft sei, das soziale Kriterium nicht 
durch das völlig heterologe ökonomische Kriterium determinieren 
dürfen, sondern sie hätten die spezifische Gestalt zeigen müssen, 
die die sozialen Beziehungen annehmen müssen, damit aus ihnen die 
nationalökonomischen Probleme entstehen: sie hätten, um mit Amonn 
zu reden, feststellen müssen, »welche Art sozialer Bedingtheit es ist, 
die die Grundprobleme der Nationalökonomie ın ıhrer spezifischen 
sozialwissenschaftlichen Eigenart konstituiert«. (S. 165.) 

Dies ist der Weg, den Amonn gegangen ist. Sein Ausgangspunkt 
ist der übliche, wonach die Nationalökonomie eine Sozialwissenschaft 
ist (S. 151). Nunmehr aber gelte es, sich vor jeder falschen Artbestim- 
mung zu hüten und die spezifischen Merkmale jener besonderen Art 
sozialer Beziehungen fcstzustellen, die das formale Objekt der National- 
ökonomie ausmachen. Soziale Bezichungen würden zu nationalöko- 
nomischen Problemen, wenn und soweit sie unter den folgenden vier 
Bedingungen als den allgemeinsten und notwendigen Voraussetzungen 
ihrer Existenz ständen: »Erstens: Die A einer In gewisser 
Hinsicht ausschließlichen . . . individuellen Yerik rungsmacht über 
äußere... Objekte... Zweitens: Die Anekennline eines freien... 
Wechsels dieser Verfügungsmacht . .. Drittens: Freiheit (d. h. ledig- 
lich vom individuellen Willen der Tauschenden abhängige Möglichkeit) 
der Bestimmung des quantitativen Verhältnisses der anzu lanschende n 
Verkehrsobjekte.... Viertens: Die Anerkennung eines allgemeinen so- 
zialen Wertinaßes und Tauschmittels ... .« (S. 181r). Diese vierfach 
bestimmte Organisation des sozialen Verkehrs begreift Amonn dann kür- 
zer unter dem Namen der individualistischen Verkehrswirtschaft. 

Gegen diesen Gedankengang hat nun Oppenheimer in einer aus- 
führlichen Besprechung 6) neben einigen sekundären Ausstellungen 
zwei prinzipielle logische Einwendunge n erhoben. Erstens umfasse 
Amonns Objektsbegriff yauch solche Handlungen, die von aller Wissen- 
schaft und Praxis bisher nicht als wirtschaftliche, sondern im Gegen- 
teil als unwirtschaftliche angeschen werden« »Wenn ein spleeniger 
Millionär... .., lediglich um mit seinem Reichtum zu protzen, für einen 
Gegenstand von geringem Wert eine Million Dollars zahlt«, so stehe die- 
ser Fall offenbar innerhalb des von Aınonn festgestellten formalen 
Rahmens, und doch sei er eben BE R O Natur. 

Uns will scheinen, daß Amonn keine große Mühe hätte, diesem 
Angriff auszuweichen. Abgesehen davon, daß es erst einer besonderen 

6) Im Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik Bd. 33, S. 194. 
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Untersuchung bedürfte, um zu erkennen, ob nicht am Ende selbst 
Oppenheimers Charakteristik der wirtschaftlichen Handlung auf 
jenen »unwirtschaftlichen« Vorgang passe’), und sogar zugegeben, 
daß jenes Beispiel unwirtschaftlichen Charakters sei, so wäre damit 
noch gar nichts bewiesen. Oppenheimers Einwand beruht auf demsel- 
ben Argument, das Amonn durch sein ganzes Buch als mißverständ- 
lich zu erweisen sich bemüht: als ob nämlich jeder wirtschaftliche 
Vorgang und nur ein solcher eo ipso nationalökonomischer Betrach- 
tung unterliege. Das trifft zwar von Oppenheimers Standpunkt aus 
zu, weil Oppenheimer nämlich expressis verbis die von ihm genau 
definierten wirtschaftlichen Vorgänge als Objekt der Oekonomik 
proklamiert. Wenn man aber mit Amonn davon ausgeht, daß die Na- 
tionalökonomie von bestimmt gearteten sozialen Beziehungen handelt, 
so muß man ihm auch darin beistimmen, daß dann empirische Tatsa- 
chen weder durch ihre wirtschaftliche Natur zu nationalökonomischen 
Problemen werden noch durch ihre unwirtschaftliche Natur aus dem 
Kreis dieser Probleme ausscheiden. Wenn mit dem Beispiel von dem 
protzenden Millionär etwas ausgerichtet werden soll, so wäre zu be- 
weisen, nicht daß der Vorgang, der in Amonns formalen Rahmen 
paßt, unwirtschaftlich ist— dennoch könnte er nationalökonomisch, 
will sagen sozialwissenschaftlich, erfaßbar sein —, sondern daß er 
eben nationalökonomischer Betrachtung im überlieferten Sinne nicht 
unterliegen kann. 

Das scheint denn auch Oppenheimer empfunden zu haben; er 
zielt vor allem nach einer andern Richtung: er stellt den von Amonn 
verworfenen bisherigen Definitionen der Wirtschaft seine eigene 
entgegen und fährt dann fort: »Es wird also alles darauf ankommen, 
ob der Begriff der Wirtschaft, wie er oben definiert ist, geeignet ist, 
als Erkennungsobjekt einer eigenen Wissenschaft zu dienen . .. muß 
er (Amonn) die Definition zugeben, so wird er auch zugeben 
müssen, daß das ganze Gebäude seiner Konklusionen damit in sich 
zusammenfällt.« Keineswegs! Vielmehr würde Amonn, solange sein 
sozialwissenschaftlicher Standpunkt nicht erschüttert ist, sich darauf 
berufen, daß eine Sozialwissenschaft nur durch soziale Kriterien be- 
stimmt werden darf, daß ein noch so scharfsinnig definierter Begriff 
der Wirtschaft vollständig aus ihrem Gesichtskreis herausfällt. Er 
sagt wörtlich: »(es) besteht immer und notwendig eine Diskrepanz 
zwischen jedem Begriff der Wirtschaft oder des Wirtschaftlichen und 
dem tatsächlichen Erkenntnisobjekt der Nationalökonomie« (S. 146), 
weil nämlich der Begriff wirtschaftlich nur von einem individualisti- 
schen Gesichtspunkt aus gebildet werden kann. »Der Versuch einer 
methodologischen Verknüpfung zweier so völlig disparater Begriffe 
(nämlich wirtschaftlich und sozial) müßte auch dann scheitern, wenn 
der Begriff der Wirtschaft wirklich eindeutig bestimmbar wäre« (S. 
156). Diesen Standpunkt halten wir für durchaus konsequent. 

Wie bei jedem geschlossenen Gedankengang, so kann es auch 
hier nur einen Angriffspunkt geben, und das ist der Anfang der eigent- 


7) Vgl. unten S. 797 ff. 
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lichen Untersuchung, der Punkt, wo sie in den allgemeinen metho- 
dologischen Grundsätzen verankert ist. Oppenheimers Einwände 
konnten wir zurückweisen, indem wirunseinfach auf Amonns Ausgangs- 
punkt stellten; sobald man diesen anerkennt, so muß man auch alle 
Schlüsse anerkennen. Aber diesen Ausgangspunkt selbst kann man 
in Frage stellen: ist die Nationalökonomie wirklich eine Sozialwissen- 
schaft in dem von Amonn gewollten streng methodologischen Sinn ? 

Offenbar unterlegt Amonn dem alten Terminus Sozialwissen- 
schaft eine neue Bedeutung, ein Vorgang, dessen Tragweite wir uns 
an einem analogen Vorgang aus der allgemeinen Methodenlehre 
klarmachen können. Rickert machte den Namen Naturwissenschaft 
aus einem vagen empirischen Kollektivbegriff zu einem methodolo- 
gischen Instrument, indem er das, was Menger theoretische Betrach- 
tung, Windelband nomothetische Betrachtung genannt hatten, als 
naturwissenschaftliche Betrachtung bezeichnete. Aehnlich ergeht es 
dem alten Sammelnamen Sozialwissenschaft durch Amonn. Bisher eine 
unverbindliche Bezeichnung für eine ganz heterologe Gruppe von Wis- 
senschaften, deren einzige Verwandtschaft in ihrer Beziehung auf die 
Verhältnisse der Individuen untereinander bestand, soll er nun ein 
methodologisches Instrument sein; die Nationalökonomie soll nichts 
mehr mit Oekonomik, und vermutlich doch analog die Sozialpsycho- 
logie nichts mit Psychologie, die Sozialethik nichts mit Ethik zu tun 
haben usw. Aus dieser Betrachtung ergibt sich zunächst, daß es sich 
hier keineswegs um eine interne Angelegenheit unserer Wissenschaft 
handelt, daß die Psychologie, die Ethik usw. und besonders natürlich 
die Logik allen Anlaß haben, sich mit Amonns tiefgründigem Werk 
eingehend auseinanderzusetzen. Ferner aber: wenn wir im folgenden 
nachzuweisen versuchen, daß das neue methodologische Instrument 
der alten Nationalökonomie nicht adäquat ist, leugnen wir darum den 
Charakter der Nationalökonomie als einer Sozialwissenschaft? Es 
steht sicherlich nichts im Wege, daß wir an dem alten Ausdruck 
Sozialwissenschaft festhalten, selbst wenn sich herausstellen sollte, 
daß auch der neue Begriff methodologisch berechtigt ist, obwohl 
jedenfalls nicht für die Nationalökonomie 8). 

Nachdem nun also der Sinn der Frage: ist die Nationalökonomie 
eine Sozialwissenschaft ? unzweideutig festgestellt ist, ist unsere Auf- 
gabe die Verifikation der formal unangreifbaren Amonnschen Objekts- 
definition an dem gegebenen Inhalt unserer Wissenschaft. Amonn 
selbst erleichtert uns diese Aufgabe ungemein, indem er mit der ihn 
auszeichnenden Gewissenhaftigkeit sozusagen die Probe auf seine 
Rechnung unternimmt. \Wenn nämlich jene vier Bedingungen die lo- 
gische Form der nationalökonomischen Probleme ausmachen, so müs- 
sen diese Probleme sich augenscheinlich mit den in jenem formalen 


8) Nur im Vorübergehen sei bemerkt, daß wir das für schr unwahrscheinlich 
halten; die von der Psychologie losgelöste Sozialpsychologie, die von der Ethik 
unabhängige Sozialethik dürften gerade so in der Luit schweben wie — nach 
unserer nunmehr zu begründenden Auffassung — die rein sozialwissenschaftliche 
Nationalökonomie. 
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Objekt enthaltenen Begriffen darstellen und lösen lassen ?); da jene 
allgemeinen und notwendigen Voraussetzungen aus der Anschauung 
des nationalökonomischen Problemstocks heraus bestimmt wurden, 
so muß man aus ihnen auf analytischem Wege die Begriffe gewinnen 
können, die wieder zu jenen inhaltlichen Problemen zurückleiten, 
ihrer Darstellung dienen. Diese »Grundbegriffe«, deren spezifische 
Funktion demnach die Verknüpfung von Form und Inhalt der Wissen- 
schaft bildet, müssen in Amonns Falle, wie sich ohne Schwierigkeit 
ergibt, folgende sein: I. Subjekt und 2. Objekt der sozialen Beziehung 
(diese beiden folgen aus der I. und 2. Bedingung), 3. die quantitative 
Objektivation jener Beziehung (aus der 3. Bedingung) und 4. ein sozial 
anerkanntes Wertmaß (aus der 4. Bedingung) (S. 208). 

Ueber die beiden ersten Punkte ist nicht viel zu sagen, wenn man 
sich einmal auf den Boden der Amonnschen Grundanschauung stellt. 
Wohl aber ist man gespannt, wie Amonn im Zusammenhang mit dem 
dritten Punkt die Werttheorie methodologisch beurteilen wird. Nun, 
wie zu erwarten, stellt er fest, daß von allen Wertbegriffen allein der 
objektive Tauschwert ein ursprüngliches Heimatsrecht in der National- 
ökonomie habe; denn der subjektive Wert sei offenbar ein individuali- 
stischer Begriff. Das logisch Primäre in der Nationalökonomie seı 
zweifellos der objektive Tauschwert, der mit dem Preise identisch ist, 
und nur von dem Erklärungsbedürfnis für diese allein soziale Erschei- 
nung hänge es ab, wie weit man den subjektiven Wert, diese rein in- 
dividualistische, psychologische Kategorie, als sekundären Begriff, 
als Hilisbegriff zu Rate ziehe. »Erst wenn man die Objektivation, 
die im Preise zum Ausdruck kommt, in ihrer Entstehung genetisch 
bis zu den einfachsten realen Elementen zurückverfolgt, d. h. kausal 
zu erklären sucht, dann stößt man auf... die ursprüngliche subjektive 
Wertschätzung, die im subjektiven Wertbegriff zum Ausdruck gebracht 
ist« (S. 366). »Hier geht die Nationalökonomie zum Zwecke der voll- 
ständigen Auflösung eines ihr eigentümlichen Problems über ihre 
methodologischen Grenzen hinaus ... Hier liegt für die National- 
ökononie ein Grenzgebiet, in dem sie ihre letzten Grundlagen ver- 
ankert und an das sie sich dann als eigene selbständige Wissenschaft 
mit neuen Voraussetzungen und Erkenntnisbedingungen anschlıeßt« 
(S. 367). Dieser Vorgang sei in dem wohlbekannten Prinzip der Einheit 
alles Wissens begründet, das seinerseits aus dem Allzusammenhang 
des realen Seins notwendig folge. 

Mit Verlaub: Wie vermag die Nationalökonomie eine »eigene selb- 
ständige Wissenschaft« zu bleiben, da doch »ein ihr eigentümliches Pro- 
blem« jenseits ihrer methodologischen Grenzen, d.h. von einer anderen 
Wissenschaft, »vollständig aufgelöst« wird ? Wenn sie für ihren inneren 
Betrieb cine Antwort auf jenes Problem benötigt, ist dann ihr Geschick 
nicht auf Gnade und Ungnade an das jener anderen Disziplin gekettet ? 
Wird nicht jede Umgestaltung jener anderen Wissenschaft auch ihre 
Grundvesten mit Einsturz bedrohen ? Wo bleibt da die »Selbständig- 
keit«, wo die „neuen Erkenntnisbedingungen«? Oder aber, sie benötigt 


®») A. a. O. IV. Abschnitt, r. Kapitel. 
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keine Antwort auf jene Frage: hat es dann einen Zweck, sic an jene 
unzuverlässige Nachbarin zu verweisen? Beruht nicht die Größe der 
Mechanik auf der splendid isolation, die es verschmäht, nach einer Er- 
klärung des seinem Inhalt nach gewiß problematischen Energiebegriffs 
zu suchen, da ein solcher Erklärungsversuch notwendig die Selbstän- 
digkeit der Wissenschaft gefährden müßte 10%)? Wenn er wirklich rein 
psychologisch ist, so darf der subjektive Wert zunächst einmal über- 
haupt nicht herangezogen werden, soll die Nationalökonomie autonom 
bleiben. Autonomie oder Bankrott — ein drittes gibt es hier nicht, 
und auch die Berufung auf die Einheit aller Wissenschaften nützt da 
gar nichts, grade wenn man sich auf den Boden der Amonnschen Schei- 
dung von Erkenntnisobjekt und Erfahrungsobjekt stellt. Einheitlich 
sind allerhöchstens die Erfahrungsobjekte der verschiedenen Wissen- 
schaften, und Aufgabe eines modernen Methodologen kann es füglich 
nicht sein, diese platte Wahrheit zu betonen, die ja logisch ganz 
uninteressant ist. Daß man vielmehr vermöge der verschiedenen Ge- 
sichtspunkte, unter denen man Amonns Erfahrungsobjekte — wir 
sprächen in der Tat lieber von einem »einheitlichen« Erfahrungsobjekt 
— betrachtet, grundverschiedene Erkenntnisobjekte für die verschie- 
denen Wissenschaften erhält, das ist es, worauf es ankommt 4). 

Wer aber von der Einheit aller Wissenschaften dennoch nicht 
lassen will und demnach recht wohl Gedankengänge aus anderen Dis- 
ziplinen zur Erklärung nationalökonomischer Probleme heranziehen 
möchte, der soll uns hören stärker beschwören. Noch anstößiger als 
an sich das Heranziehen einer fremden Wissenschaft ist die Tatsache, 
daß es zum Zweck der Erklärung eines Grundbegriffs geschieht. Grund- 
begriffe einer Wissenschaft sind, da aus dem formalen Objekt analytisch 
gewonnen, selbst rein formaler Natur in bezug auf diese Wissenschaft, 
was natürlich nicht ausschließt, daß ihr Inhalt für andere Disziplinen 
problematisch ist. In der Wissenschaft, die sich ihrer für die Problem- 
stellung bedient, müssen sie — auch und gerade in Amonns Sinne 
— eben vor allen Problemen stehen, sie sind vorhanden, ohne daß ihre 
Herkunft uns etwas anginge, sie sind Daten des Systems, die wir kraft 
methodologischer Willkür an die Spitze des Gedankenganges stellen 1?) 
— daß uns dabei empirische Beobachtungen, vielleicht gar sorgfältige 
Induktionen zur Wahl gerade dieser Annahme veranlassen, während 

10) Der kundige Leser hat längst erkannt, daß diese ganze Argumentation 
nichts anderes ist als eine Nutzanwendung der Gedanken, die sich wie ein Leit- 
motiv durch Schumpeters Wesen und Hauptinhalt« ziehen. Es ist nicht genug 
zu bedauern, daß Amonn über der herben Kritik, die er — von seinem Stand- 
punkt aus mit vollem Recht — an Schumpeters individualistischer Auf- 
fassung übt, die absolut unanfechtbaren Ausführungen Schumpeters zur allge- 
meinen Methodologie ganz unberücksichtigt laßt. 


11) Daran können auch die schwungvollen Ausführungen Oppenheimers. 


über das Thema der HKınheitswissenschaft (zu Anfang sciner »Theorie der reinen 
und politischen Oekonomiee) nichts ändern. Immerhin kann man einem »Lchr- 
und Lescbuch« am Ende einiges konzedieren, was man in einer methodologischen 
Grundlegung unter allen Umständen verwerfen muß. 

12) Vgl. Schumpeter a. a. O. S. 46. 
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wir doch rein formal genommen jeden beliebigen Satz hypostasieren 
können, ist für die Systematik der Wissenschaft, also methodologisch, 
ganz belanglos. »Erst bestimmte wechselnde Beziehungen der Grund- 
begriffe zueinander konstituieren dann die verschiedenen sachlichen 
Probleme« (S. 204), bemerkt Amonn bei der prinzipiellen Erörterung 
über die methodologische Bedeutung von Grundbegriffen. Für die mit 
seiner Hilfe darzustellende Wissenschaft darf der Grundbegriff un- 
möglich etwas Problematisches enthalten, die Begriffe Grundbegriff 
und Problem schließen sich geradezu aus, genau wie die ihnen zukom- 
menden Attribute formal und inhaltlich. Daher ist es nicht angängıg, 
die Differenz zwischen Amonns und unserer Auffassung dadurch 
auszugleichen, daß man im Interesse der Autonomie der Nationalöko- 
nomie einfach auf die »vollständige Auflösung« des Grundbegriffs 
objektiver Tauschwert verzichtet, da diese in die Psychologie führen 
würde; sondern die Differenz spitzt sich nunmehr zu der ganz kon- 
kreten Frage zu: Besteht innerhalb der Nationalökonomie ein Er- 
klärungsbedürfnis für den objektiven Tauschwert oder nicht? Wäre 
dies nämlich der Fall, so könnte der objektive Tauschwert kein for- 
maler Begriff sein, da wir uns mit seinem Inhalt befassen müßten; 
er könnte kein Grundbegriff sein, da er Problem wäre; der Objekts- 
begriff, dem er entstammt, würde den Problemen, die den Inhalt der 
Wissenschaft ausmachen, nicht entsprechen und wäre demnach abzu- 
lehnen. 

Die Antwort auf jene Frage ist leicht zu geben. Nicht nur besteht 
in der Nationalökonomie ein Bedürfnis nach der Erklärung des ob- 
jektiven Tauschwerts. Sondern zufolge der übereinstimmenden An- 
sicht aller Theoretiker mit Einschluß Amonns ist der Preis — der ja 
mit dem objektiven Tauschwert identisch ist — geradezu das Problem 
der Nationalökonomie. Man stelle sich doch einen Augenblick vor, 
wie die Nationalökonomie aussähe, wenn Amonn Recht hätte. Sie 
hätte auszugehen von einer Reihe gegebener Subjekte der Verkehrs- 
beziehungen, diese tauschten eine Reihe von gegebenen Objekten 
untereinander aus, und zwar in gegebenen Tauschrelationen unter 
Zugrundelegung eines gegebenen Maßstabes für diese Relationen. 
Man beachte, daß wir nicht übertreiben, sondern lediglich Amonns 
Gedanken zu Ende denken. Gerade wie Schumpeter, der den subjek- 
tiven Wert zum Ausgangspunkt nimmt, auf dessen psychologische Wur- 
zeln nicht eingeht, sondern sich begnügt, seine Größe bei den gegebenen 
Subjekten für die gegebenen Güter als gegeben anzunehmen, da eben 
an diesem »Grundbegriff« nichts zu erklären ist — gerade wie Amonn 
selbst, wenn man ihn um eine »vollständige Auflösung« seines Grund- 
begriffs Verkehrssubjekt angehen würde, nur antworten könnte, daß 
es die Nationalökonomie nicht kümmere, welche Personen Verkehrs- 
subjekte seien und aus welchem Grunde — grade so hätte die von ihm 
definierte Wissenschaft auf jede Ableitung der Preise für Waren, 
für Arbeitsleistungen, für Bodennützungen, für Gelddarlehen zu ver- 
zichten, hätte diese Preise einfach zur Kenntnis zu nehmen. 

Die Probe auf Amonns Rechnung stimmt also nicht, entgegen dem 
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Eindruck, den er mit seiner — freilich im Munde eines so scharfsin- 
nigen Methodologen von vornherein verdächtigen — Einführung der 
»Hilfswissenschaft« und des Prinzips der Einheit aller Wissenschaften 
zu erwecken bestrebt ist. Die Nationalökonomie ist keine Sozialwissen- 
schaft im methodologischen Sinne, denn sonst setzt sie die Lösung 
ihres Problems voraus — wenigstens wenn man mit Amonn der Mei- 
nung ist, daB ı. der »Grundbegriff« objektiver Tauschwert auf dem 
Preisphänomen beruht, das doch nun einmal das nationalökonomische 
Problem bildet, und daß 2. die Analyse dieses objektiven Tausch- 
wertes zu dem psychologischen subjektiven Wertbegriff führt. 

Nun kann man bekanntlich auch anderer Ansicht sein, wie heute 
noch das Beispiel der Marxisten zeigt. Nach der Marxschen Lehre 
setzt sich der Wert einer Ware ganz unabhängig von irgendwelchen 
subjektiven Schätzungen »hinter dem Rücken der Produzenten« fest 
und zwar nach einem individuell gar nicht erkennbaren Maßstab, der 
gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit; dieser objektive Tauschwert 
ist also ganz und gar frei von subjektiven Elementen. Und ferner ist 
hier der Preis nicht mit dem objektiven Tauschwert identisch, sondern 
beruht auf einer Kombination von Elementen dieses Wertes und ande- 
ren gesellschaftlichen Elementen 1°). Hier also hätte es einen Sinn, 
den Preis als das Problem der Nationalökonomie zu bezeichnen, und 
dennoch den Tauschwert — besser natürlich die gesellschaftliche Ar- 
beit — als Grundbegriff anzusprechen. Amonns ganzer Gedankengang 
scheint diesem Ziele zuzustreben, und es ist äußerst enttäuschend, ihn 
im entscheidenden Moment von dem klar vorgezeichneten Wege ab- 
biegen zu sehen. Wäre Amonn objektiver Werttheoretiker, seine Lehre 
wäre von vollkommener Konsequenz, und es ist durchaus anzu- 
nehmen, daß sie — natürlich mit Ausnahme jener Schwenkung ins 
Lager der subjektiven Wertlehre — bei den Objektivisten rückhaltlose 
Zustimmung findet. Dahingegen ist sie für alle subjektivistischen 
Richtungen gänzlich unannehmbar 14). Für diese ist die theoretische 
Nationalökonomie keine Sozialwissenschaft in methodologischem 
Sinne, denn sie benötigt, trotz Amonn, die individualen Begriffe für 
ihren eigentlichsten Be tieh: 

Ist es nötig, die Ausführlichkeit und Weitschweifigkeit unserer 
Ausführungen gegen Amonn zu rechtfertigen? Wir hoffen, daß der 
Leser diese Rechtfertigung schon in den Ausführungen selbst gefunden 
hat. Wollten wir doch nicht lediglich ein Buch katei :n, sondern 
kam es uns doch darauf an, durch fortwährende Kontrastierung mit 
Amonns sozialem Standpunkt unsere individualistische ‚Auffassung 
genau zu präzisieren und sie durch die umfassende Auseinandersetzung 
mit dem fortgeschrittensten Methodologen kritisch zu sichern. 


13) Wenigstens behauptet das die Marxsche Lehre; die Richtigkeit dieser 
Behauptung wird im folgenden eingehend zu prüfen sein, siehe unten S. 777 ff. 
14) Dag somit die verschiedenen sachlichen Problemlösungen in der Na- 
tionalökonomie auch methodologisch verschieden aufgefaßt werden müssen, 
ist abermals cine Tatsache von höchstem methodologischem Interesse. Wir 
kommen darauf zurück. Siehe unten S. 775. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 3. Ko 
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Zu sichern freilich nur gegen einen Vertreter der subjektiven Wert- 
lehre, dem wir nachzuweisen uns bemühten, daß diese seine materiale 
Auffassung und jene seine formale Lehre — wir möchten sie aus 
Symmetriegründen den methodologischen Sozialismus nennen — 
miteinander unvereinbar sind. Damit ist immerhin etwas erreicht, 
nämlich die Feststellung, daß die subjektive Wertlehre notwendig auf 
individualistischer Methode ruhen muß — es klingt beinahe zu banal, 
um es auszusprechen 15). Es ist aber ersichtlich, daß wir, solange der 
Kampf zwischen der objektiven und der subjektiven Wertlehre nicht 
endgültig entschieden ist, d. h. solange nicht eine von beiden verschwin- 
det, ain wenigsten ın einer methodologischen Untersuchung die eine 
oder die andere als berechtigt annehmen dürfen. Auch nach unserer 
Auscinandersetzung mit Amonn ist die Frage offen, ob denn, wie die 
subjektive Wertlehre an die individualistische Methode, so auch die 
objektive Wertlehre prinzipiell an die sozialistische Methode gebunden 
ist, da Oppenheimers so überaus eingehend motivierte und kunstvoll 
konstruierte Wertlchre dem widerstreitet. Und dann bleibt, angesichts 
dieser engen Verknüpfung zwischen dem Wertproblem und der Metho- 
dik, noch die weit wichtigere Frage zu erörtern, ob nicht am Ende 
der methodologische Gesichtspunkt einen ganz wesentlichen Beitrag 
zur Wertdiskussion selbst zu liefern vermag — cine Erörterung, die 
ganz ungezwungen aus der Diskussion der Oppenheimerschen Wert- 
lehre hervorwachsen wird. Uns erscheint der Wert, wenn wir dies 
vorweg und ohne Begründung 18) aussprechen dürfen, überhaupt an 


15) Und doch ist das, wie man sicht, nötig, da cin ebenso sorgfältiges als 
geistvolles Werk auf der Verkennung dieses Satzes beruht. Noch mehrfach 
werden wir im folgenden in der unangenehmen Lage sein, solche Gemeinplätze 
als Ergebnis einer komplizierten Untersuchung zu proklamieren, und wir müch- 
ten gleich bemerken, daB wir das tun, nicht weil wir diese Sätze für tiefgründıze 
Weisheiten halten, sondern lediglich, weil selbst die besten Köpfe unserer Wissen- 
schaft gegen sie — trotz aller Banalität — verstoßen haben. Wir dürfen wohl 
beanspruchen, daß uns darum niemand eines Mangels an Ehrfurcht vor jenen 
Meistern beschuldigt. In der Tat liegen die Dinge so, daß nicht etwa ein von 
allen als richtig anerkannter Satz mißachtet würde, vielmehr wurde früher die 
Methodologie als Ganzes außer acht gelassen — man weiß ja, seit wie kurzer 
Zeit sie bei uns bewußt verwendet wird! Nun sind wir der Ansicht — und die vor- 
liegende Arbeit wird, so hoffen wir, nicht gar zu schr gegen sie sprechen — dab 
der methodologische Gesichtspunkt sich als überaus fruchtbar zur Aufhellung 
einiger Streitfragen erweist, die man gemeinhin als inhaltliche Probleme ansıcht. 
Wenn wir daher der Lehre eines Großen einen dieser methodologischen Gemein- 
plätze entgegenstellen, so ist das keine Ueberhebung, sondern einfach die Wir- 
kung des in solchen Diskussionen bisher nicht verwendeten Instruments. 

16) Auch werden wir diese Ansicht gar nicht expressis verbis begründen, 
sondern glauben, daß unsere Art, das Problem zu behandeln, diese Begrün- 
dung implicite enthält. Ucbrigens ist Schumpeter unseres Wissens bisher der 
einzige Vertreter der im Text ausgesprochenen Auffassung. Selbst stark metho- 
dolvgisch interessierte Gelehrte halten an der gegenteiligen Auffassung fest; 
so spricht Max Weber (a. a. O. S. 83) von dem Werte als dem »Schmerzenskindes 
unserer Disziplin, welchem eben nur idealtypisch irgend ein eindeutiger Sinn 
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sich als ein rein formales Problem, das also nur unter methodologi- 
schem Gesichtspunkt lösbar ist. 

Wenn wir uns nun also zu Oppenheimers Wertlehre wenden, 
so ist die Richtung unseres Vorgehens von vornherein insofern bestimmt, 
als wir die methodologische Grundlage dieser Theorie prüfen müssen. 
Der Grundbegriff dieser Theorie ist ein eigentümlich erdachter Kosten- 
begriff. Als kostend werde alle Energieausgabe empfunden, soweit 
sie nicht im Dienste des Entspannungstriebes (Sexualtrieb, Spieltrieb 
usw.) vor sich gehe; zunächst also koste ein Mittel der Bedürfnisbefrie- 
digung, wenn und soweit seine Beschaffung Energieausgabe erfordere. 
Dann aber übertrage sich diese Kennzeichnung auch auf solche Güter, 
die ihrerseits durch Hingabe von kostenden, also unter Energieverlust 
beschafften Gütern erworben würden 1°). 

Nur der Vellständigkeit halber wollen wir feststellen, daß Oppen- 
heimers Kostenbegriff, den wir als entscheidend für seine Wertlehre 
— wie auch später für seine Objektsdefinition 13) — ansehen dürfen, 
überhaupt kein ökonomischer Begriff ist. Nun wissen wir wohl, daß 
Oppenheimer selbst dies nicht nur nicht bestreiten, sondern vermutlich 
als einen Vorteil ansehen würde, wenigstens zeigt er, der ja von der 
Naturwissenschaft herübergekommen ist, allerorten das Bestreben, 
»die Pfeiler der Untersuchung auf den Felsboden der Biologie zu grün- 
den«, wie er es einmal nennt. Demgegenüber müssen wir betonen, 
daß die Biologie für uns alles andere als einen Felsboden darstellt; 
wir brauchen das nach unserem Hinweis auf Schumpeter wohl kaum 
zu begründen. Und wie nun, wenn die Biologie, wie uns von natur- 
wissenschaftlicher Seite versichert wurde, die Scheidung von Energie- 
ausgabe, die als Last empfunden werde und demnach die Quelle der 
Kosten sei, und solcher Energieausgabe, die im Dienste des Entspan- 
nungstriebes erfolge und demnach Lustempfindungen wecke, nicht 
anerkennt? Hier ist deutlich, daß die Heranziehung fremder Hilfs- 
wissenschaften nicht zu rechtfertigen ist; auch Oppenheimer wird 
die Biologen nicht gern zu Richtern über sein System setzen. 

Dies ist nun sicherlich ein schwerwiegender Einwand, aber ebenso 
sicher keine Widerlegung. Denn hier handelt es sich um etwas ganz 
anderes als vorhin bei Amonn in dem scheinbar analogen Falle des 
subjektiven Wertes. Dort würde das nationalökonomische Problem 
selbst durch die Psychologie gelöst werden, wenn Amonns Auffassung 
richtig wäre, und dies war uns der Grund zur Ablehnung dieser Auf- 
fassung: Hier aber handelt es sich um einen echten Grundbegriff — 
Amonn hielt ja den objektiven Tauschwert nur fälschlich für einen 
Grundbegriff — und dieser, der natürlich an den Grenzmarken un- 
serer Disziplin steht, wird in einer anderen Disziplin definiert. Daher 
werden wir zwar konstatieren, daB die Definition dieses Grundbegriffs 
formal höchst anfechtbar ist — grade wie es in der älteren Grenznutzen- 


gegeben werden kann« von den älteren Grenznutzentheoretikern oder den 
Marxisten ganz zu schweigen. 
17) Theorie der reinen und politischen Oekonomie 1911, S. 22 ff. 
18) Siehe unten S. 797. 
50* 


770 Eduard Heimann, 


lehre die Definition des Wertes war, die auch möglichst tief in die Psy- 
chologie hinabzusteigen versuchte. Aber wir werden uns gleichzeitig 
erinnern, daß der ökonomische Inhalt des ursprünglich so inkorrekt 
formulierten Wertbegriffs sich sehr brauchbar gezeigt hat; so kann auch 
die ökonomische Bedeutung des biologisch fundierten Kostenbegriffs 
bei Oppenheimer ein wirksames Instrument zur Darstellung und 
Behandlung der nationalökonomischen Probleme sein; und diesen 
ökonomischen Inhalt herauszuschälen ist nun also unsere Aufgabe. 
Zweifellos gibt es nämlich im Wirtschaftsleben ein Phänomen, das 
Anlaß zu Oppenheimers Kostenvorstellung gibt, eben das, was wir 
populär als Kosten bezeichnen und was vermutlich irgend einen 
Zusammenhang mit dem populären Wertphänomen hat. Bei Oppen- 
heimer — und in jeder Arbeits- und Kostenwerttheorie — ist der Zu- 
sammenhang der, daß der Wert auf den Kosten beruht. Grade die 
originelle Verarbeitung dieses alten Motivs bei Oppenheimer zwingt 
uns zu einer eigenen Betrachtung seiner Wertlehre, in der, wie gesagt, 
sein Kostenbegriff sich sozusagen ökonomisch auslebt. 

Oppenheimer unterscheidet zwei verschiedene, in ganz bestimmter 
Weise zu kombinierende Arten des Wertes, den subjektiven Verwen- 
dungswert und den objektiven Beschaffungswert. Ersterer, der sich 
durchaus mit dem Werte der Grenznutzenschule deckt, gelte zunächst 
nur für die Wertung eines bereits vorhandenen, der Verwendung 
harrenden Gütervorrats, er versage aber, wo, wie das heutzutage 
stets der Fall sei, das Individuum einem Markte Güter entnehmen 
müsse; denn hier habe man es nicht nur mit der Brauchbarkeit des 
Gutes für die Bedürfnisbefriedigung, mit dem subjektiven Verwendungs- 
werte, zu tun, sondern hier hänge der Wert von den Beschaffungs- 
kosten ab; diese aber seien eine, vom Standpunkt des Individuums 
geschen, objektiv gegebene Tatsache, und somit unerklärlich für die 
subjektive \Wertlehre 19). Dem subjektiven Verwendungswert, dessen 
Quelle die Nützlichkeit des Gutes für das Subjekt sei, müsse man daher 
einen objektiven Beschaffungswert gegenüberstellen, dessen Quelle 
die objektiv gegebenen Beschaffungskosten darstellten. »Jedes be- 
schaffte Gut kostet den Wirtschaftsmenschen einen bestimmten 
Kostenaufwand an Körperenergie. Daher trägt jedes Gut, nur für ihn, 
aber für ihn deutlich erkennbar, die Preisauszeichnung seines inneren 
geheimen Kalkulationsbureaus an sich« seinen Beschaffungswert 
(S. 335). Werde das Gut nicht im Konsum, sondern zu weiterer Beschaf- 
fung verwendet, so übertrage sich sein Wert auf das neu beschafite 
Gut. »Die subjektive Kostenempfindung und die Wertempfindung 
sind schlechthin identisch, der Wert ist nichts anderes als die Objekti- 
vierung der subjektiven Kostenempfindung nach außen, ihre Projektion 
auf ein Objekt der Außenwelt« (S. 335). 

Selbstredend müssen wir zunächst darauf hinweisen, daß jener 


19) Nach Abschluß dieser Arbeit erschien in Conrads Jahrbüchern Bd. 44 
S. 411 eine ganz kurze Abhandlung von G. Albrecht: »Hat Oppenheimer die 
Grenznutzentheorie widerlegt ?«, worin nachgewiesen wird, daß Oppenheimers 
Argumente die Grenznutzentheorie überhaupt nicht treffen. 
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Wertdualismus auf Merkmalen biologischer Art beruht — Nütz- 
lichkeit und Kosten. Der Unterscheidung liegen also jedenfalls 
Tatsachen außerökonomischer Art zugrunde, prinzipiell nicht anders, 
als sich etwa Automobile und Stahlfedern in mancherlei außeröko- 
nomischer Beziehung unterscheiden, was sie aber nicht verhindert, 
sich ökonomisch durchaus gleichmäßig zu verhalten. Auch wenn 
daher die Unterscheidung zwischen Nutzen und Kosten zu Recht 
besteht, so wäre damit noch nicht bewiesen, daß sich der auf dem Nutzen 
beruhende Wert von dem auf den Kosten beruhenden Werte auch öko- 
nomisch unterscheide; wenn man dann nämlich sagt, der letztere 
sei im Unterschied von dem ersten objektiv gegeben und müsse daher 
eine besondere Kategorie bilden, so ist das wieder kein Beweis, sondern 
eben die zu beweisende Behauptung. 

Was heißt denn objektiv gegeben? Offenbar: ohne Zutun des 
Subjekts, unabhängig von seinem Willen vorhanden, dem Objekt an- 
haftend und darum gleichmäßig für alle Subjekte gültig. Eine Eisen- 
bahnfahrt kostet 20 M.; dann hat jeder, der dies Gut erwerben will, 
diese gleichen Kosten zu erlegen, sie sind objektiv gegeben. Hat wirk- 
lich jeder, der Reiche und der Arme, die gleichen Kosten zu erlegen ? 
Oder ist es nicht vielleicht etwas ganz anderes, wenn ein stellungs- 
loser Proletarıier 20 M. zahlen soll, als wenn das einem Finanzkönig 
begegnet? Als subjektiver Verwendungswert und objektiver Be- 
schaffungswert auf Grund von physiologischen Merkmalen unter- 
schieden wurden, da mußten wir darauf hinweisen, daß sie dennoch 
ökonomisch durchaus gleichartig sein können. Umgekehrt hier: 
Physisch genommen gleicht ein 20-Markstück dem andern, aber öko- 
nomisch ist es ein anderes in der Hand des Arbeitslosen, ein anderes 
in der Hand des Großfinanziers. Jenem leistet die Gelddecke kümmer- 
lich die Notdurft, diesem reicht sie bis tief in die Regionen des geringsten 
Wertes hinab. So gewiß die Kosten demnach objektiv gegeben er- 
scheinen, so gewiß können sie durch eine einfache Analyse auf den sub- 
jektiven Wert zurückgeführt werden. Wir brauchen dazu nur durch 
den Geldschleier hindurchzublicken und den Grenzwert des 20-Mark- 
stückes festzustellen, der offenbar in den beiden Fällen so verschieden 
hoch ist, daß man von gleichen Kosten schlechthin nicht mehr spre- 
chen kann. 

Aber besteht denn nicht noch ein Unterschied ? Die Kosten sind 
doch in dem Sinne objektiv, daB das Subjekt sie bei gegebener Markt- 
lage nicht zu ändern vermag. Das trifft sicherlich zu; nur wäre es ein 
Irrtum zu glauben, daß etwa die Höhe des subjektiven Verwendungs- 
wertes von der Willkür des Subjekts abhinge. Dem Menschen steht 
in jedem Augenblick seine physische und psychische Anlage durchaus 
objektiv gegenüber. Diese Anlage, und nicht seine Willkür, bestimmt, 
daß, wenn er wenig Geld hat, der Grenznutzen des Geldes für ihn 
hoch ist; er kann seine Wertfunktionen für die einzelnen Güterarten 
in keiner Weise beeinflussen; sie sind ihm in dem hier besprochenen 
Sinne objektiv gegeben. Gewiß zwingt ihm der objektive Beschaf- 
fungswert der begehrten Güter ein ganz bestimmtes wirtschaftliches 
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Verhalten auf; aber das gilt nicht minder für ihren subjektiven Ver- 
wendungswert; denn er würde ja nicht nur unwirtschaftlich, sondern 
geradezu verrückt 2°) handeln, wenn er sich nicht nach dem subjekti- 
ven Wert der Güter einrichtete, und ändern kann er ihn nicht. Es 
besteht also nach keiner Richtung ein ökonomischer Unterschied 
zwischen dem subjektiven Verwendungswert und dem objektiven Be- 
schaffungswert: vielmehr sind objektiv, d. h. physisch, gleiche Be- 
schaffungskosten von verschiedenem subjektiven Wert und anderer- 
seits ist der subjektive Verwendungswert dem Subjekt genau so ob- 
jektiv, d. h. selbständig, gegeben wie die Beschaffungskosten. 
Soll nun damit gesagt werden, daß Oppenheimers Lehre »falsch« 
sci? Gewiß nicht; sie ist sogar unbestreitbar richtig, wie ja schon daraus 
hervorgeht, daß sie in wichtigen Resultaten mit der eigentlichen Wert- 
theorie zusammentrifft 1). Aber sie braucht, wie jede Kostentheorie, 
zwei Hypothesen, Nützlichkeit und Kosten, wo die Wertlehre mit 
einer einzigen auskommt, nämlich der Wertfunktion. Wenn es nun 
gelingt zu zeigen, daß die beiden Hypothesen jener Arbeitstheorie, 
weiter zurückverfolgt, auf eine hinauslaufen, und zwar auf die der 
Werttheorie, so ist damit diese Kostentheorie überhaupt auf die Wert- 
theorie zurückgeführt. Diesen Nachweis haben wir eben zu erbringen 
versucht, und daß er wirklich gar keine Schwierigkeiten bietet, sei 
an einem Beispiel dargelegt, mit dem Oppenheimer die Unzulänglich- 
keit der Werttheorie nachweisen will (S. 333). Ein reicher Mann 
steht vor der Wahl, ob er ein Landschloß oder eine seegängige Dampf- 
jacht kaufen soll, und entscheidet sich für das Landschloß, findet aber, 
wie es wörtlich weiter heißt, »daß nunmehr seine Decke für die Beschaf- 
fung und Verwaltung der Dampfjacht zu kurz geworden ist. Er hat 
subjektiv nach dem Grenzwert für das Landschloß entschieden; 
aber nun zwingt sich ihm objektiv nach dem Beschaffungswert eine 
bestimmte Gliederung seines Gesamtbedarfs auf, der die Jacht aus- 
schließt. Wir sehen, die beiden Werte, der subjektive und der objektive, 
wirken beide gemeinschaftlich als Maßstab der Personalwirtschaft«, 
Darauf wäre in psychologischer Sprache folgendes zu erwidern: das 
nachgefragte Landschloß bietet offenbar einen höheren Wert als die 
Jacht; sonst würde es nicht gekauft werden. Einen geringeren Wert 
als beide hat das angebotene Geld; ein armer Mann, für den das Geld 
hohen Grenzwert hat, kommt nicht darauf, sich eine Jacht oder ein 
Schloß zu kaufen. Es wird also das höherwertige Schloß gegen das 
geringerwertige Geld eingetauscht; dadurch aber steigt der Grenz- 
nutzen des Geldes, von dem ja jetzt viel weniger vorhanden ist; und 
wenn er sich nicht außerdem noch die Jacht kauft, so offenbar des- 
halb, weil der durch den Schloßkauf emporgeschnellte Grenznutzen 


20) Streng genommen richtet sich selbst der Verrückte nach seinen Wert- 
schätzungen; die Anomalie liegt vielmehr in der Art und Größe dieser — in nor- 
maler Weise verwirklichten — Wertschätzungen selbst, vgl. unten S. 799. Die 
Nichtbefolgung der subjektiven Wertschätzung ist demnach nicht verrückt, 
sondern schlechtweg undenkbar. 

21) Z. B. in dem Satze von den Grenzkosten. 
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der in Rede stehenden Geldsumme jetzt über demjenigen der nach- 
gelragten Jacht steht. Der ganze Unterschied ist der, daß wir nicht, 
wie Oppenheimer, von dem Aufwande, von den Kosten schlechthin 
sprechen, sondern von deren Wert. Denn die Kosten eines Gutes 
sind nichts weiter als der Wert der dafür hinzugebenden Güter. Wer 
die Grundlagen der Werttheorie kennt, der weiß, daß der Wert des 
Kaufgutes aus seiner Nachfragefunktion abgelesen wird, die mit der 
allgemeinen Wertkurve übereinstimmt, der Wert des Kostengutes 
aus seiner Angebotsfunktion. Jede Wertfunktion wird, umgekehrt, 
zur Angebotsfunktion; weil ein Ding Wert hat, darum wird es, ange- 
boten, zu Kosten. Der Kostenbegriff ist nicht ein gegebener, unab- 
hängiger, sondern nur eine Anwendung des Wertbegriffes. Umgekehrt 
ist die Sache bei Oppenheimer. Hier hat ein Ding darum Wert, weil 
es — aus einem biologischen Grunde — kostet. Und neben diesem 
Kostenwert steht dann doch wieder ein ökonomischer Wert im Sinne der 
Grenznutzenschule: der subjektive Verwendungswert. Ist dieser 
Dualismus an sich schon bedenklich, so schlagen unseres Erachtens 
die Bedenken durch, wenn der ökonomische Inhalt jenes physiolo- 
gischen Kostenbegriffes sich als eine Ableitung aus dem ökonomischen 
Wertbegriffe herausstellt. Und das hat er in der Tat getan: die An- 
gebotsfunktion, die ja nur eine besondere Wertkurve ist, leistet, wie 
wir an dem Beispiele von dem Landschloß und der Jacht sahen, alles, 
was ein eigener Kostenbegriff zu leisten vermag, und weit mehr als 
dieser. Die Harmonie der Oppenheimerschen Wertlehre mit der Grenz- 
nutzenlehre kann man kurz so ausdrücken: der subjektiveVerwendungs- 
wert eines Gutes folgt aus seiner Nachfragefunktion, sein objektiver 
Beschaffungswert aus der Angebotskurve seiner Beschaffungsgüter. 
Wie aber ist es zu erklären, daß sich diese Kostenlehre so mühelos 
in die eigentliche Werttheorie auflösen läßt, da dieser Vorgang doch 
bei Ricardo und Marx prinzipiell unmöglich ist? Die Antwort auf diese 
Frage ist leicht gefunden, wenn wir die Gegensätzlichkeit der Aus- 
gangspunkte bei Marx als dem konsequentesten Verfechter des ob- 
jektiven Wertes einerseits, bei Oppenheimer andererseits ins Auge 
fassen. Bei Marx entsteht der Wert nicht nur ohne Zutun des einzelnen 
Wirtschaftssubjekts, sondern auch ohne sein Wissen; denn die Größe 
der gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit kann der einzelne weder 
beeinflussen 22), noch auch nur feststellen. Die Bezeichnung »objektiv« 


22) Ganz richtig wäre dies freilich nicht, falls Hilferding mit der folgenden 
Interpretation dieser schwierigen Dinge Recht hat (»Böhm-Bawerks Marxkritike 
in den Marxstudien, Bd. I Wien 1904, S. 10): »Das Resultat des... . gesellschaft- 
lich bestimmten Produktionsprozesses ist quantitativ bestimmt durch die Ge- 
samtmasse der aufgewendceten gesellschaftlichen Arbeit. Als alıquoter Teil 
des gesellschaftlichen Arbeitsprodukts — und nur als solcher fungiert sie im 
Tauschverkehr — ist die Einzelware quantitativ bestimmt durch die in ihr ent- 
haltene Quote der Gesamtarbeitszeite. Danach hätte man also die Summe aller 
tatsächlich geleisteten Arbeit durch die Anzahl der produzierten Waren zu 
dividieren; der Quotient wäre die gesellschaftlich notwendige Arbeit pro Einheit. 
Wäre also z. B. in einer Sphäre eine Hälfte der Warenmasse mit sehr viel ge- 
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ist für diese Werttheorie sehr wenig charakteristisch; mit dem Objekt 
hat dieser Wert gar nichts zu tun, da er durch einen gesellschaftlichen 
Vorgang festgesetzt wird; die Bezeichnung »sozial« wäre ungleich 
zutreffender. Und wäre dieser Name im Gebrauch, so würde Oppen- 
heimer ohne weiteres zugeben müssen, daß es ein Irrtum ist, wenn er 
prinzipiell auf dem gleichen Boden zu stehen glaubt wie Marx; denn 
es ist klar, daß ein Wert, den das »innere geheime Kalkulationsbureau: 
jedes Wirtschaftsmenschen genau anzeigt, weil er auf dem Müheauf- 
wand dieses Menschen beruht, kein sozialer Wert ist. Das einzige, 
was diese beiden heterogenen Wertlehren gemeinsam haben, ist, 
daß in beiden dasselbe Objekt für verschiedene Subjekte den gleichen 
Wert hat — darum hält Oppenheimer seine Theorie für eine objekti- 
vistische. Oppenheimers Wert ist vielmehr, genau wie derjenige 
der eigentlichen Wertlehre, ein rein individualer, und der ganze Unter- 
schied ist der, daß Oppenheimer gleiche Werte zu sehen glaubt, wo die 
Kosten äußerlich gleich sind, während die Wertlehre, in konsequenterer 
Verfolgung ihres methodologischen Individualismus, auch diese glei- 
chen Kosten in ungleiche Werte auflöst. Wir sagen: dies ist kon- 
sequenter; denn wenn man, wie Oppenheimer, von dem »inneren 
geheimen Kalkulationsbureau« des einzelnen Individuums ausgeht, 
so darf man nicht davor zurückschrecken, zwei äußerlich gleichen 
20-Markstücken die ihnen in zwei verschiedenen Kalkulationsbureaus 
zukommenden verschiedenen Wertbezeichnungen auch wirklich auf- 
notieren zu lassen. Oppenheimers Wert- und Kostenbegriff läßt die 
wahrhaft überwältigende Größe der Marxschen Wertidee vermissen; 
er ist offensichtlich von dem Bestreben eingegeben, die metaphysischen 
Gefahren dieses rein sozialen Wertes zu vermeiden und den Boden 
reiner Empirie nicht zu verlassen. Was Wunder, daß diese angebliche 
Kostenlehre nichts anderes ist als eine verkappte Werttheorie! Ein 
objektivistisches System auf individualistischer Basis ist eine me- 
thodologische Unmöglichkeit 2). 
ringerer Arbeit hergestellt als die andere, so würde der Wert offenbar in der 
Mitte zwischen beiden liegen. Diese Darstellung widerspricht der, soweit wir 
wissen, gewöhnlicheren Auffassung, wonach der jeweilige Stand der Technik 
die gesellschaftlich notwendige Arbeit bestimmt, so daß also in obigem Beispiel 
alle Waren den Wert der mit geringerer Arbeit hergestellten Einheiten hätten. 
Für diese Auffassung bleibt die Arbeit, die der einzelne Produzent aufwendet, 
ganz ohne Einfluß auf den Wert; für Hilferding ist sie einer der zahllosen Sum- 
manden, aus denen sich die Gesamtsumme der gesellschaftlich aufgewandten 
Arbeit zusammensetzt, beeinflußt daher diese Summe um ein geringes, und 
auch den Wert pro Einheit noch um ein minimales. Ob Marx sich selbst übrigens 
über den Begriff der gesellschaftlich notwendigen Arbeit ganz klar war, da er 
ihn doch sonst vielleicht erklärt hätte? Und ob wohl Hilferding Recht hat, da 
seine Deutung die gesellschaftlich snotwendige«e Arbeit doch durch eine gesell- 
schaftlich saufgewendete« Arbeit ersetzt ? Doch sind diese Fragen wohl nur für 
die eigentliche Marxphilologie von Interesse; der materielle Unterschied zwischen 
Hilferdings und unserer Auffassung ist zu gering, als daß er an dem Satze des 
Textes etwas wesentliches ändern könnte. 

23) Abermals einer von den oben (S. 768 Anm. 15) gekennzeichneten und ent- 
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Ist es nicht schon von vornherein verdächtig, daß Oppenheimer, 
dieser vermeintliche Objektivist, sich in so schroffen Gegensatz zu 
Amonns Versuch stellt, die Nationalökonomie auf sozialistischer 
Basis zu gründen ? Sahen wir nicht, daß den eigentlichen Objektivisten 
jener Versuch als die Verwirklichung ihrer methodologischen Forde- 
rung erscheinen müßte? Daran halten wir auch jetzt fest und wieder- 
holen die schon oben gemachte Bemerkung, daß ın unserer Wissenschaft 
also für die verschiedenen sachlichen Problemlösungen verschiedene 
logische Voraussetzungen notwendig sind — ein Vorgang, der sich nicht 
leicht in einer anderen Disziplin wiederholen wird und der der National- 
ökonomie keineswegs zum Ruhme gereicht. Nichts ist ja klarer, 
als daß es eine sachliche Diskussion gar nicht geben kann, wenn die 
beiden Richtungen, die jede die Nationalökonomie zu verkörpern be- 
anspruchen, sich nicht einmal über die Prinzipien der Untersuchung 


einig sind; daß die Gegner notwendig aneinander vorbeifechten, wenn 


sie nicht auf demselben Kampfboden stehen *). So erklärt sich die 
nicht genug zu beklagende Tatsache, daß man so oft von einer geson- 
derten marxistischen Wissenschaft sprechen hört; es ist in der Tat 
eine ganz andersartige, durchaus heterologe Disziplin, verglichen mit 
dem auf einem individualen Wertbegriff fundierten System. Eine 
Verständigung kann es natürlich da gar nicht geben; die Einheit un- 
serer Wissenschaft wird nicht eher hergestellt sein, als bis die eine oder 
die andere der beiden Richtungen kapituliert hat. Dennoch ist es nicht 
angängig, diese Tatsachen nur zur Kenntnis zu nehmen und so die Exi- 
stenz zweier formal und inhaltlich heterogener Nationalökonomien 
mit heterologen Erkenntnisbedingungen und — deren Folge — grund- 
verschiedenen Problemlösungen anzuerkennen. Vielmehr muß, wem 
die formale Einheit unserer Wissenschaft am Herzen liegt, zweifellos 
versuchen, die eine oder andere der widerstreitenden Richtungen als 
ausschließlich berechtigt zu erweisen. Daher sind wir nun zum dritten 
Mal genötigt, uns, zur Klärung des formalen Problems, mit dem vor- 
nehmsten sachlichen Problem unserer Wissenschaft zu befassen >). 
Das Hauptproblem der Marxschen Werttheorie ıst ihre Beziehung 
zur Preistheorie. Zwar ist auch formal gegen ihre Ableitung mancher- 
lei einzuwenden und tatsächlich eingewendet worden, doch ist offen- 
bar wenig gewonnen, wenn man, wie es oft geschehen, den Beweis zu 
erbringen versucht, daß in diesem oder jenem Detail eın Fehler stecken 
müsse 2°); denn damit ist allerhöchstens die Notwendigkeit einer Kor- 
schuldigten Gemeinplätzen! Einige weitere Bemerkungen zu Oppenheimeis Wert- 
lehre s. unten S. 755, Anm. 42. 

3) Auf das schlagendste findet man diese Anschauung durch Hilferding 
belegt (a. a. O. und namentlich S. 51 ff.), der einwandfrei beweist, daß Böhms 
so überaus minutiöse und scharfsinnige Kritik der Marxschen Wertlchre groBen- 
teils vorbeizielt, weil sie unbewußt von dem Marxschen \Wertbegriffe die Lei- 
stungen verlangt, die sie von dem ganz anders konstruierten individualen Wert- 
begriff her gewöhnt ist. 

25) Wofern man eben die Wertichre als ein sachliches Problem auffassen 
will. 

26) So könnten wir Böhms Polemik gegen die Reduktion von qualifizierter 
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rektur aufgezeigt, die Theorie als ganzes aber nach wie vor aufrecht; 
diese widerlegt man nur, wenn man ihre Grundprinzipien als unhalt- 
bar dartun kann. Diese Grundlage nun weicht, wie wir schon mehr- 
fach hervorhoben, zweifellos von der heute in unserer Wissenschaft 
üblichen weit ab. Man hat ihr oft vorgeworfen, sie sei reine Meta- 
physik, und man wird in dieser Auffassung nicht gerade erschüttert, 
wenn man etwa bei Hilferding (a. a. O. S. 21) liest, die Gesellschaft 
allein sei der große Rechenmeister, der die Preise auszurechnen fähig 
sei. Denn unwillkürlich vervollständigt man diesen Gedanken dalın, 
daß die simplen Sterblichen also von den Wertungsvorgängen keine 
Ahnung haben können und nur die Marxisten begnadet sind, das Ge- 
setz zu erkennen, nach dem diese Normierung vor sich geht. Aber glück- 
licherweise hat man hüben und drüben noch die Möglichkeit, andere 
als solche nicht gerade sehr überzeugende Argumente zutage zu 
fördern. Denn wenn die Wertlehre empirisch zu halten ist, so kann sie 
auch ihre Berechtigung in concreto erweisen: es muß sich auf ihr die 
Preislchre aufbauen lassen, und eben das ist es, was die Marxisten 
behaupten, die Gegner bestreiten. In dem prächtigen Duell Böhm- 
Hilferding hat der Marxismus jedenfalls mit Bezug auf diesen Punkt 
recht gut abgeschnitten; denn so überaus schwer es sein mag, in den 
hundert Einzelheiten dieser oft Haare spaltenden Diskussion Recht 
und Unrecht zu erkennen, so ist doch mindestens klar, daß Hilferding 
durch die Anbringung einer notwendigen Korrektur an Böhms Ta- 
bellen seinem Gegner die wuchtigste Waffe aus der Hand geschlagen 
hat (S. 46). Und beide Gegner kommen darin überein, daß der Ge- 


Arbeit auf Durchschnittsarbeit aufnehmen, da in diesem Punkte Hilferdings 
Replik zu versagen scheint. Hilferding ersinnt eine sehr geistreiche Konstruk- 
tion, um diese Reduktion theoretisch zu ermöglichen (a. a. O. S. zo {f.): »Um 
komplizierte Arbeitskraft herzustellen, war eine Reihe einfacher Arbeiten not- 
wendig. Diese sind in der Person des qualifizierten Arbeiters aufgespeichert; 
erst wenn dieser zu arbeiten anfängt, werden diese Ausbildungsarbeiten für 
die Gesellschaft flüssig.« Bei der Verausgabung der komplizierten Arbeits 
kraft »wird also eine Summe von einfachen Arbeiten verausgabt und damit 
eine Summe von Wert und Mehrwert geschaffen, die der Wertsunıme entspricht, 
die die Verausgabung aller einfachen Arbeiten erzeugt hätte, die notwendig 
waren, um die komplizierte Arbeitskraft und ihre Funktion, die kompl- 
zierte Arbeit, zu erzeugen«. Aber ein angehender Feinmechaniker kann 20 Jahre 
lang von gewöhnlichen Metallarbeitern unterrichtet werden und wird dennoch 
nur ein gewöhnlicher Metallarbeiter bleiben. Vielmehr entsteht qualifizierte 
Arbeit nur durch Aufwendung von gleichfalls qualifizierter Arbeit: der Fein- 
mechaniker erhält Fachausbildung! Sonst käme man zu dem netten Paradoxon, 
daß z. B. das ursprüngliche künstlerische Genie Arbeit im Werte derjenigen 
Arbeit leistet, die entstanden wäre, wenn irgend ein Durchschnittsmensch das 
von dem Genie während seiner Jugend gegessene Brot verzehrt hätte und die 
so entstandene Durchschnittsarbeitskraft nun verausgabte. Diese Rechnung 
stimmt schwerlich. Vielmehr leitet qualifizierte Arbeit entweder — der Fall be- 
sonderer Begabung — auf Naturanlage oder auf Aufwand von anderer quali- 
fizierter Arbeit zurück; natürlich auch auf eine Kombination beider Gründe. 
Die Reduktion bleibt auch nach Hilferdings Erklärungsversuch problematisch. 
Aber damit ist natürlich Marx nicht »widerlegt«. 
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samtwert der Waren den Gesamtmehrwert, dieser die gesamte Profit- 
masse, diese den Durchschnittsprofit und endlich dieser in Verbindung 
mit dem Wert der Ware ihren endgültigen Preis bestimme; freilich 
will Böhm überall außer dem Einfluß des Wertes auch noch einen sol- 
chen der Lohnhöhe feststellen, womit er eben nicht viel Glück zu haben 
scheint. Für uns entscheidend aber ist, daß man kaum behaupten 
kann, der Streit um die Durchschnittsprofitrate sei nun in dem einen 
oder anderen Sinne erledigt, wenn er auch in letzter Zeit geruht zu 
haben scheint; eher könnte man sagen, daß alles beim alten geblieben 
ist, da jeder auf seinem Schein steht, ohne den anderen von seinem Recht 
zu überzeugen. Wir werden also die ganze bisherige Diskussion beiseite 
liegen lassen 2”) und auf eigenem Wege die Lösung der Frage suchen. 

Die Schwierigkeit in der Lehre von der Durchschnittsprofitrate 
liegt bekanntlich in der Frage nach dem Mechanismus, der die Aus- 
gleichung der verschieden hohen Mehrwertraten zu einer allgemein 
herrschenden Profitrate bewirkt. Strömt von dem überdurchschnitt- 
lichen Mehrwert, der in einer Sphäre mit unterdurchschnittlicher 
Zusammensetzung des Kapitals produziert wurde, ein Teil aus der 
Tasche des Unternehmers dieser Sphäre, dem er doch zunächst zu- 
fällt, fort und fließt er einem Unternehmer einer höher zusammen- 
gesetzten, daher an sich geringeren Mehrwert produzierenden Sphäre 


37) Der weitaus hervorragendste Kritiker der Marxschen Wertlehre ist 
nach allgemeiner Ansic.t v. Böhm-Bawerk (»Zum Abschluß des Marxschen 
Systemss in den Festgaben für Karl Knies, und »Geschichte und Kritik der Kapi- 
talzins-Theorien«), ihr bester Verteidiger Hilferding (a. a. O.). Sehr scharfsinnige 
Argumente gegen Marx neuesterdings bei Oppenheimer, »Die soziale Frage und der 
Sozialismus«; doch geht diese Kritik nicht an die Wurzel der Marxschen Lehre, 
da auch sie prinzipiell auf objektivistischem Boden steht. Auf Böhm fußend, 
gibt Diehl, »Ueber das Verhältnis von Wert und Preis im ökonomischen System 
von Karl Marx«, eine erschöpfende Darstellung der »Modifikationene, die das 
Wertgesetz in der kapitalistischen Wirtschaft erleidet, zuerst durch den Aus- 
gleich der Werte in jeder einzelnen Sphäre, danach durch den Ausgleich der 
Mehrwerte verschiedener Sphären zur Durchschnittsprofitrate usw. Im Mittel- 
punkt der Diskussion steht nach alledem die Frage, wieweit ein »Prinzip« »modi- 
fizierte werden darf, um nicht den Anspruch auf Geltung zu verlieren. Denn 
die Marxisten berufen sich stets darauf, daß alle von Marx zugegebenen Abwei- 
chungen vom ursprünglichen Wertgesetz eben doch nur »Modifikationen« seien, 
eine etwas andere Gestaltung des allbeherrschenden »Prinzips«, während die 
Gegner behaupten, ein bis zur Unkenntlichkeit modifiziertes Prinzip sei einfach 
nicht mehr in Geltung. Man sieht, daß die Diskussion damit auf dem 
toten Punkt angelangt ist: man kann genau so gut den einen wie den andern 
Standpunkt vertreten, da es zwingende Gründe der Logik für keinen von beiden 
gibt; denn wer wollte das erlaubte Maß der Modifikation und den Maßstab 
festsetzen ? Somit wäre das kritische Problem der Marxschen Profitrate unlös- 
bar, wenn nicht die gemeinsame Grundauffassung beider Parteien, als stelle das 
Preisgesetz überhaupt eine mehr oder weniger weitgehende Modifikation des 
Wertgesetzes dar, auf einem Irrtum beruhte. Dies hoffen wir wenigstens zeigen 
zu können. 
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zu ?®)? Und wie könnte das geschehen? Oder ist der Ausgleichs- 
prozeß anders zu verstehen ? 

Zur Beantwortung dieser Fragen halten auch wir uns, wie dies 
alle unsere Vorgänger taten, an die berühmten Sätze: »Werden die 
Waren...zuihren Werten verkauft, so entstehen... . sehr verschiedene 
Profitraten in den verschiedenen Produktionssphären ... Das Kapital 
entzieht sich aber einer Sphäre mit niedrigerer Profitrate und wirft 
sich auf die andere, die höheren Profit abwirft. Durch diese beständige 
Ein- und Auswanderung, mit einem Wort, durch seine Verteilung 
zwischen den verschiedenen Sphären, je nachdem dort die Profitrate 
sinkt, hier steigt, bewirkt es ein solches Verhältnis der Zufuhr zur 
Nachfrage, daß der Durchschnittsprofit in den verschiedenen Produk- 
tionssphären derselbe wird und die Werte sich in Produktionspreise 
verwandeln« 2). Auf Grund dieser Sätze kann man den Ausgleich 
der Mehrwertraten wohl folgendermaßen darstellen: damit, daß der 
Mehrwert produziert wird, ist noch keineswegs gesagt, daß er auch reali- 
siert, d. h. vom Kapitalisten eingenommen wird. Eine Ware kann 
ja in kapitalistischer Weise erzeugt sein, mit nicht mehr Arbeit, als 
gesellschaftlich nötig; dann hat sie sicher — vermöge der ihr inkor- 
porierten Arbeit — Wert, und ebenso sicher — vermöge der kapita- 
listischen Ausbeutung — Mehrwert; stockt aber der Absatz, z. B. 
wegen Ueberführung des Marktes, so muß sie weit unter ihrem Wert 
verkauft werden, vielleicht soweit, daß der Mehrwert ganz entfällt und 
noch ein Teil des vorgeschossenen Kapitals unreproduziert bleibt. 
Der momentane Preis einer Ware bildet sich eben ganz ohne Rück- 
sicht auf den Wert der Ware; jener bestimmt sich lediglich nach dem 
Verhältnis von Zufuhr und Nachfrage, dieser lediglich nach einem 
ganz heterogenen Grunde, der Arbeit. Genau ebenso bewirkt das Ein- 
greifen der von Marx allerdings ziemlich stiefmütterlich behandelten 
Konkurrenz eine solche Preisgestaltung, daß die mit überdurchschnitt- 
lichem Mehrwert produzierte Ware dauernd unter ihrem Wert, die 
mit unterdurchschnittlichem Mehrwert produzierte Ware dauernd über 
ihrem Wert verkauft wird. Sei z. B. in Sphäre I der in den Warenwert 
eingehende konstante Kapitalwert 4, der variable 6, die Ausbeutung 
100°, und daher der Mehrwert 6 und der Warenwert 16; in Sphäre Il 
bei gleicher Ausbeutung der konstante Kapitalwert 6, der variable 4, 
daher der Mehrwert ebenfalls 4 und der Warenwert 14, so ist hiermit 
über die Preise der Waren noch garnichts gesagt, weil diese nicht vom 
Werte, sondern von der Marktgestaltung abhängen. Nehmen wir aber 
mit Marx an, die Waren verkaufen sich zunächst zu ihren Werten, 
die Preise seien also 16 bzw. I4. Dann hat Unternehmer I einen Profit 
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28) In dieser krassen Zuspitzung findet sich die Frage unseres Wissens in 
der Literatur nicht, wiewohl wir guten Grund zu der Behauptung haben, daß die 
durch sie vertretene Auffassung keineswegs eine bloße Fiktion unsererseits ist. 
Aber nehme man selbst letzteres an: diese fingierte Marxauslegung soll uns in der 
Tat nur den einen Dienst leisten, unsere eigene, schnurstracks entgegengesetzte 
Auffassung deutlicher hervortreten zu lassen. 

29) Kapital Bd. III, S. 175—76. 
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von 60%, Unternehmer II einen solchen von 40%, — ein Zustand, der 
auf die Dauer nicht bestehen kann ?°). Denn alles neugebildete Kapital 
strömt nun in die lukrativere Sphäre I und drückt dort den Preis, der 
ja bei gleichem Bedarf sich umgekehrt bewegt wie die Zufuhr, auf 15 
herab. Aehnlich strömt — theoretisch ist dies ja möglich — aus der 
Sphäre II Kapital fort, der Preis steigt auf 15. Beide Preise werden auf 
15 bleiben, da nun für neues Kapital kein Grund besteht, eine oder die 
andere Sphäre zu bevorzugen. Die Mehrwertraten 40%, und 60% 
haben sich zu Profitraten von 50% »ausgeglichen«. 

Man sieht, daß in dieser Erklärung kein Raum bleibt für die Auf- 
fassung, daß die überdurchschnittlichen Teile der in den tieferen Sphä- 
ren produzierten Mehrwerte aus diesen Sphären in die höher zusammen- 
gesetzten Sphären hinüberströmen, um dort den Profit auf die durch- 
schnittliche Höhe zu heben — eine Auffassung, die bei wörtlicher Aus- 
legung des Marxschen Ausdrucks »Ausgleich« wohl nahe genug läge. 
Dieser Ausdruck dürfte — wie so oft bei Marx — eher bildlich zu ver- 
stehen sein. Mehrwert kann gar nicht strömen, denn er wird, grade wie 
Wert überhaupt, nicht sichtbar; er ist der Ware untrennbar einver- 
leibt und kann keinen Teil an eine andere Sphäre abgeben; er ist eine 
Rechengröße, keine Geldsumme. Der Ausgleich der Profite vollzieht 
sich vielmehr dadurch, daß die Konkurrenz, durch geeignete Beein- 


30) An dieser Auffassung muß man auch nach Lederers Darlegung der gegen- 
teiligen Ansicht (Wiener Zeitschrift Bd. XV, S. 307) festhalten. Wohl gibt es 
in Wirklichkeit keine einheitliche Profitrate, weil diese nur bei vollkommener 
Beweglichkeit des Kapitals zu erreichen wäre, während doch ein ungeheurer 
Teil des Kapitals eben »fix« ist. Aber eine Tendenz zur Ausgleichung ist aus be- 
kannten Gründen jederzeit vorhanden, und auch Lederer wird nicht bestreiten, 
daß sie sich mindestens in bezug auf das neu anzulegende Kapital recht scharf 
durchsetzt. Da sich nun diese Tendenz den Grundhvpothesen der Nationalöko- 
nomie ohne weiteres einordnen läßt, überhaupt nur einen Spezialfall der zu diesen 
Annahmen Anlaß gebenden allgemeinen Tatsachen darstellt, so ist ihre Ver- 
wertung im nationalökonomischen System unerläßlich. Alles, was nach Lederers 
Ansicht sich jener Tendenz entgegenstemmt, ist bestenfalls Friktionswider- 
stand; und wie die Theorie des Preises z. B. von den die Tendenzen der Konkurrenz 
hier hemmenden Momenten — Unübersichtlichkeit des Marktes usw. — ab- 
strahiert, so muß auch die Tendenz zum Profitausgleich ganz ohne Rücksicht 
auf alle Hemmungen systematisch eingegliedert werden. Sehr interessant sind 
die anderen Einwände Lederers, namentlich sein Hinweis auf jene Stelle, wo 
Marx seine bekannte Wertichre so radikal umbieet, daß sie in die allernächste 
Nähe der — Grenznutzenlehre gerät! Man darf aber nicht vergessen, daß der 
III. Band des Kapitals kein abgeschlossenes und durchgearbeitetes Buch ist, 
und wir können uns recht gut vorstellen, daB Marx in seinem Manuskript man- 
cherlei Gedanken notierte, die ihm gerade durch den Kopf schossen und die viel- 
leicht auswemerzt oder duch verarbeitet worden wären, wenn er selbst sein Werk 
redigiert hätte. So könnte es auch mit der in Rede stehenden Darlegung sein, 
da sie nicht im Zusammenhang der Wertlehre gegeben wird, scndern an anderer 
Stelle ziemlich unvermittelt eingestreut ist. Schwerlich dürfte man daher be- 
rechtigt sein, solche Aphorismen gegen den systematischen Gedankengang aus- 
zuspielen. Immerhin ist es hochinteressant zu schen, daß Gedanken, die die 
Jünger als vernunftwidrig anschen, dem Meister gar nicht so fern lagen. 


P E aaa 


780 Eduard Heimann, 


flussung des Angebots, in den niedrigeren Sphären dauernd den Preis 
der Ware unter ihrem Werte hält, in den höheren Sphären dauernd 
über den Wert hebt. Man darf sich also durch den Ausdruck »Aus- 
gleich« nicht zu dem Glauben verleiten lassen, der jener von uns auf- 
gelösten Frage zugrunde lag: daß nämlich das Plus des Profits II 
gegenüber dem Mehrwert II identisch sei mit dem Minus des Profits I 
gegenüber dem Mehrwert I; was dort dem Werte zugeschlagen wird, 
ist zwar gerade gleich groB mit dem Abzug vom Werte hier, aber es 
ist nicht die identische, sondern eben nur eine gleich große Menge von 
\Vert. Es kann keine Rede davon sein, daß ein in Sphäre I produziertes 
\Wertquantum in Sphäre II realisiert wird; sondern es fällt ganz ein- 
fach, infolge der Marktgestaltung, ein Quantum des in I produzierten 
\Vertes unter den Tisch, kann dauernd nicht realisiert werden; und 
ebenso hebt die Verbesserung der Marktlage den Preis II so sehr, 
daß über den hier produzierten Wert inklusive Mehrwert hinaus 
dauernd ein Plus gewonnen wird, dessen Existenz eben durch die Markt- 
lage erklärt ist. 

Folgende Stelle aus Marx (S. 17) wird diese Auffassung bestätigen: 
»Es bedarf . . . keiner Erörterung, daß, wenn eine Ware über oder unter 
ihrem Werte verkauft wird, nur eine andere Verteilung des Mehrwertes 
stattlindet, und daß diese verschiedene Verteilung, das veränderte 
Verhältnis, worin verschiedene Personen sich in den Mehrwert teilen, 
weder an der Größe noch an der Natur des Mehrwertes irgend etwas 
ändert.« Diese höchst merkwürdige Stelle zeigt jedenfalls, daß der 
Abzug I vom Werte 10 der Ware I, die ja nur den Preis 135 erzielt, 
nicht in irgend eine andere Sphäre strömt, um dort den Profit zu ver- 
größern, sondern daß er dem Käufer zufließt. Dies ist auch ohne 
weiteres klar: denn wenn ich eine Ware, die objektiv I6 wert ist, 
für 15 kaufe, so gewinne ich eben r. Und diesen Gewinn kann ich offen- 
bar nur machen, weil mir die Marktlage — steigende Zufuhr bei glei- 
chem Bedarf — die Macht gibt, ihn dem Produzenten abzutrotzen; 
ähnlich wie etwa ein Händler dem Produzenten einen Teil seines 
Erlöses abnimmt ??). Man könnte vielleicht sagen: in der tieferen 
Sphäre, wo ja die Käufer in den gekauften Waren die ganze produzierte 
\Vertsumme in Händen haben, während sie eine geringere Wertsumme 
zahlen, machen sie cine Art von Monopolgewinn, eine Konsumenten- 


31) Freilich kommt man auch mit dieser Marxschen Auslegung bald in die 
Brüche; denn wie kann man von einer sanderen Verteilung des Mehrwerts« 
sprechen, wenn Ware II mit dem Wert 14 zu 15 verkauft wird? Man hätte etwa 
zu sagen, daß, genau wie Käufer I durch die Konkurrenz der Kapitale dauern: 
Gelegenheit hat, den Produzenten I ı abzunehmen, Käufer II dauernd gezwungen 
ist, 1 aus löigenem zuzuzahlen, um die Konkurrenz der anderen Käufer auszu- 
schließen; und das ist in der Tat wieder nur die im Text gegebene Analyse. Aber 
es ist klar, daß dieser Zuschlag nicht durch eine sandere Verteilung des Mehr- 
werts« zu erklären ist; denn der Mehrwert ist ja nur 4, der Profit 5, der Mehrwert 
fließt unverteilt in die Tasche des Kapitalisten, und eben dahin fließt ı aus 
der Tasche des Käufers! Sonderbar, daß diese so handgreiflich unvollkommene 
Stelle bisher unbeachtet geblieben zu sein scheint. Vgl. aber oben S., 779, Anm. 30. 
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rente; in den höheren Sphären zahlen sie entsprechend eine Art von 
Monopoltribut. 

Damit aber ist eine Kritik der Marxschen Wertlehre ausgespro- 
chen, die weit über alles hinausgeht, was der radikalste Kritiker, 
Böhm-Bawerk, jemals behauptet hat. Denn Böhm gab doch immer 
noch zu ®), daß der gesellschaftlich bestimmte Wert einen und sogar 
einen sehr starken Bestimmungsgrund des Preises bei Marx darstellte, 
und wollte nur noch andere Faktoren an dieser Bestimmung teilneh- 
men lassen 33). Wir aber behaupten nichts Geringeres, als daß der durch 
den Aufwand an abstrakt menschlicher Arbeit bestimmte Wert über- 
haupt nichts mit dem durch die Marktlage bestimmten Preise zu tun 
hat, und wir entnehmen den Beweis unserer eingehenden Analyse 
des Ausgleichsprozesses 34). Ganz schematisch ergibt sich aus unseren 
Ausführungen, die, wie wir durch das Zitat aus Marx belegten, den 
Ausgleichsprozeß im Sinne Marxens darstellen, folgendes: der Wert 
der Ware beruht auf der zu ihrer Produktion nötigen Menge gesell- 
schaftlicher Arbeit; der Preis beruht auf dem Verhältnis von Zufuhr 
und Bedarf auf dem Markte ®), oder aber, wenn man dies nicht zu- 
gibt, verfällt man in die von uns unter Berufung auf Marx zurückge- 
wiesene Fiktion von dem Strömen des Mehrwertes aus einer Sphäre 
in die andere. In der tieferen Sphäre gestattet die Marktlage nicht 
volle Realisierung des Mehrwertes, mit anderen Worten nicht volle 
Verwandlung von Mehrwert in Profit; in den höheren Sphären gestattet 
die Marktlage einen Preis, der einen Ueberschuß über den Mehrwert 
enthält; einen Ueberschuß, der nicht etwa in der tieferen Sphäre pro- 
duziert wurde, sondern der gar nicht produziert wurde, der vielmehr der 
Zirkulation entstammt; gerade wie z. B. Monopolgewinn nicht produ- 
ziert wird, sondern der Marktlage seine Entstehung verdankt. Die Ana- 
logie ist durchaus keine oberflächliche, denn in der höheren Sphäre 
wird ja, weil der Profit sonst zu tief stände, die Zuiuhr eingeschränkt. 
Und wenn der Preis also durch die Marktlage erklärt wird, so wird er 
nicht durch den Wert erklärt, was wir ja behaupten. 

Nun können wir uns auf einen gewiß kompetenten Zeugen berufen, 
auf Hilferding. Auf die Frage: was ist der normale Preis? antwortet 
er (a. a. O., S. 59): »Auf Basis der kapitalistischen Produktion ist der 
Verwertungsprozeß des Kapitals Bedingung der Produktion. Damit 
der Kapitalist weiter produzieren soll, muß er die Ware zu einem Preise 





32) „Zum Abschluß des Marxschen Systems« in den Festgaben für Karl 
Knies, S. 138 ff. 

33) S. oben S. 777. 

3) Wir müssen den Leser bitten, noch weiterhin mit abstrakten Ausführun- 
gen vorlieb zu nehmen. Denn wir müssen unbedingt eine Polemik vermeiden, 
die an Einzelheiten eines konkreten Beispiels anknüpfen könnte, als wenn dieses 
nämlich nicht adäquat konstruiert sei — ein Mangel, der die Stoßkraft von 
Böhms Kritik so ungemein schwächt, weil Hilferding ihm mehrfach cine zweck- 
widrige Konstruktion der Beispiele nachzuweisen vermag. 

35) Also zweifellos auf individuellen Antrieben, wie Böhm (a. a. O. S. 175 ff.) 
— trotz Hilferding (a. a. O. S. 57 ff.) — nachweist. 
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verkaufen können, der gleich ist seinem Kostpreis + dem Durch- 
schnittsprofit. Kann er diesen Preis — den normalen Preis der kapita- 
listisch produzierten Ware — nicht realisieren, so stockt der Repro- 
duktionsprozeß, die Zufuhr vermindert sich bis zu einem Punkte, wo 
das Verhältnis von Nachfrage und Zufuhr erlaubt, diesen Preis zu rea- 
lisieren. Das Verhältnis von Nachfrage und Zufuhr hört damit auf, ein 
rein zufälliges zu sein, es erscheint als beherrscht durch den Produk- 
tionspreis, der das Zentrum bildet, um das in stetig entgegengesetzten 
undsich daher auf die Dauer kompensierenden Abweichungen die Markt- 
preise schwanken. Der Produktionspreis ist so Bedingung der Zufuhr, der 
Reproduktion der Waren. Und nicht nur der Reproduktion der Waren. 
Die Erzielung eines solchen Verhältnisses von Nachfrage und Zufuhr, 
daß der normale Preis, der Reproduktionspreis realisiert werden kann, 
ist notwendig, damit der Gang der kapitalistischen Produktion unge- 
stört erhalten werden kann, damit die gesellschaftlichen Bedingungen 
einer Produktionsweise, deren treibendes Motiv das Verwertungsbe- 
dürfnis des Kapitals 36) ist, selbst durch den Ablauf des Zirkulations- 
prozesses ständig reproduziert werden. Auf die Dauer muß das Ver- 
hältnıs von Angebot und Zufuhr daher ein solches sein, daß der un- 
abhängig von diesem Verhältnis bestimmte 37) Produktionspreis er- 
zielt wird, der dem Kapitalisten den Kostpreis mitsamt seinem Profit, 
um dessentwillen er die Produktion unternommen hat, einbringt. 
Dies alles ist gänzlich unanfechtbar und so sonnenklar, daß es jeder 
Vulgärökonom unterschreiben muß. Hat doch schon Smith ganz ge- 
nau das gleiche ausgedrückt — freilich mit weniger Apparat, wenn er 
als den natürlichen Preis denjenigen bezeichnet, bei dem der Kapitalist 
einen angemessenen Profit macht. Nur hat dies alles mit spezifisch 
marxistischen Gedankengängen gar nichts zu tun. Denn es ist ja eben 
Gemeingut, solange es cine nationalökonomische Theorie gibt; und wer 
subjektivistisch denkt, wird sich nicht enthalten können zu bemerken, 
daß die moderne Theorie die rohe Formel von Zufuhr und Nachfrage 
wesentlich verfeinert hat. Jedenfalls nehmen wir zur Kenntnis, dad 
unsere aus der Analyse des Ausgleichsprozesses geschöpfte Auffassung, 
wonach die Marktlage die Preishöhe verursacht, von Hilferding be- 


386) Dies ist natürlich nur eine objektivistische Einkleidung für »Bedürfnis 
des Kapitalisten, sein Kapital zu verwerten«, führt also ohne Umweg zu Böhms 
Einwand gegen die Einschmuggelung individualer Antri.be in die objektivi- 
stische Lehre. 

37) Diese letzten Worte sollen wohl den marxistischen Einschlag der 
Ausführungen noch einmal besonders betonen und dies bedeuten: wenn ihr 
schon Angebot und Zufuhr als individuale Kategorien anseht, so müßt ihr 
doch zugeben, daß beide an einen festen Punkt gebunden sind, und gerade dieser 
entscheidende Punkt ist gesellschaftlich, d. h. also durch den Wert, bestimmt. 
Daß der Produktionspreis nicht durch den Wert bestimmt ist, ist die These 
unserer Ausführungen und wird im folgenden, wie wir hoffen, noch viel klarer 
werden. Daß aber das Spiel von Angebot und Nachfrage gar nicht absolut frei 
ist, ist wahrlich nichts spezifisch Marxistisches, siehe die Bemerkungen im Text. 
In dem ganzen Zitat darf man sich nicht durch den marxistischen Dialekt blenden 
lassen; das alles läßt sich auch in anderer Sprache mühelos aussprechen. 
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stätigt wird. Sombart, der selber die Wertlehre durch eine Umdeutung 
zu retten versucht, womit er natürlich weder bei den Marxisten noch 
bei Böhm Zustimmung findet 3) — Sombart meint, es müsse allge- 
meines Kopfschütteln hervorrufen, »wenn nun plötzlich aus der Ver- 
senkung eine ganz gewöhnliche Produktionskostentheorie auftauchte«. 
Gewöhnlicher kann sie allerdings nicht sein als in der angeführten 
Darstellung Hilferdings 39). 

Wenn es nun nach alledem wahr ist, daß die Profitraten nicht durch 
ein Ueberströmen eines Teiles des Mehrwertes aus einer tieferen in eine 
höhere Sphäre ausgeglichen werden — also überhaupt nicht im wört- 
lichen Sinn ausgeglichen werden —, sondern durch ein Steigen bzw. 
Fallen der Zufuhr bei gleichbleibendem Bedarf, so ist damit bereits 
alles erreicht, was wir erstrebten. Denn dann hat der Wert eben keinen 
Einfluß auf den Preis. Speziell der zu erwartende Einwand, daß doch 
mindestens die gesamte Mehrwertmasse mit der gesamten Profitmasse 
identisch sein müsse, wäre durch jenen Nachweis schon im voraus er- 
ledigt; denn wenn der Erklärungsgrund des Preises lediglich in der 
Zirkulation liegt, so ist auch der als Profit bezeichnete Teil des Preises 
unabhängig von dem als Mehrwert bezeichneten Teil des Wertes. 
Streng genommen brauchten wir uns also mit jenem Gedanken, der, 
wie bekannt, die eigentliche Brücke zwischen der Wertlehre und 
Preislehre bildet, gar nicht mehr besonders zu befassen, da unsere 
allgemeine These ja auch diesen Spezialfall umfaßt. ` Aber bei der 
Wichtigkeit und Schwierigkeit der Frage ist es doch angezeigt, zu diesem 
Punkt noch besonders Stellung zu nehmen. 

Betrachten wir zunächst, was Marx selbst zum Beleg des Satzes 
vorbringt. »Die Konkurrenz verteilt das Gesellschaftskapital so zwi- 
schen die verschiedenen Produktionssphären, daß die Produktions- 
preise in einer jeden Sphäre gebildet werden nach dem Muster der 
Produktionspreise in den Sphären der mittleren Komposition. ... . 
Diese Durchschnittsprofitrate ist aber nichts anderes, als der prozentig 
berechnete Profit in jener Sphäre der mittleren Komposition, wo also 
der Profit zusammenfällt mit dem Mehrwert. Die Profitrate ist also 
in allen Produktionssphären dieselbe, nämlich ausgeglichen auf die- 
jenige dieser mittleren Produktionssphäre. ... Hiernach muß die Sum- 
me der Profite aller verschiedenen Produktionssphären gleich sein der 
Summe der Mehrwerte und die Summe der Produktionspreise des ge- 
sellschaftlichen Gesamtprodukts gleich der Summe seiner Werte« 
(S. 151). Es bedarf wohl keiner Erörterung, daß dies kein theoretischer 
Beweis ist, sondern bestenfalls eine Anweisung zur Berechnung der 
Durchschnittsprofitrate. Ferner: »Es ist klar, daß der Durchschnitts- 
profit nichts sein kann, als die Gesamtmasse der Mehrwerte, verteilt 
auf die Kapitalmassen in jeder Produktionssphäre nach Verhältnis 
ihrer Größen. Es ist das Ganze der realisierten unbezahlten Arbeit, 


38) Im Archiv für soziale Gesetzgebung, Bd. VII, Heft 4, S. 571. 
°) Was aber natürlich kein Vorwurf gegen Hilferding sein soll, der ganz 
einfach nicht mehr herausholen konnte, als darin ist. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 3. ȘI 
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und diese Gesamtmasse stellt sich dar... in der Gesamtmasse von Wa- 
ren und Geld, die dem Kapitalisten zufällt« (S. 153). Und da Marx 
findet, daß es klar ist, so sieht er keine Notwendigkeit, es zu erklären. 

Nehmen wir eine allgemeine Krise an. Die produzierte Wert- 
und Mehrwertmasse ist genau so groß wie in der letzten Zeit der Kon- 
junktur; aber die Preise stehen durchweg unter dem Wert, ihre Summe 
unter der Wertsumme, die Profitsumme ist überhaupt nicht vorhanden, 
während doch die Mehrwertsumme, die Gesamtmasse unbezahlter 
Arbeit, unvermindert ist. Wo bleibt die Gleichheit ? Geschweige denn 
— was ja die Fiktion eines Ausgleichs im wörtlichen Sinne verlangen 
würde — die Identität der ausgleichenden, hier entzogenen, dort zuge- 
schlagenen »Mehrwertteile« ? Oder nehmen wir eine recht lange anhal- 
tende Hochkonjunktur, ähnlich derjenigen, in welcher wir uns nun seit 
Jahren befinden: die Preise steigen andauernd und weit über die Werte, 
der Gesamtprofit übertrifft den Gesamtmehrwert so gründlich und auf 
so lange Zeit, daß ein etwaiger Hinweis auf das momentane Abweichen 
des Marktpreises vom Produktionspreise gar nichts helfen kann ®). 
Der ganze Aufschlag auf den Gesamtmehrwert ist nicht produziert; er 
stammt aus der Zirkulation — ein Vorgang, den Marx und Hilferding 
für undenkbar halten würden. Für uns freilich hat dessen Erklärung 
keine Schwierigkeit; denn wir stehen ja eben auf dem Standpunkt, 
daß der Marxsche Wert überhaupt keine Verbindung mit dem Preise 
hat, der sich vielmehr lediglich aus der Zirkulation, also in letzter Linie 
aus den individuellen Wertschätzungen für die begehrten und die dafür 
hinzugebenden Güter herleitet. Aber für den Marxismus dürfte eine 
solche Hochkonjunktur denn doch unerlaubt sein. 

Und nun endlich dürfen wir uns wohl auch das soviel dankbarere 
Verfahren erlauben, an einem Beispiel zu demonstrieren, was wir unter 
dieser Unabhängigkeit des Preises vom Werte meinen. Nehmen wir an, 
wir hätten zwei Sphären mit je 100%, Ausbeutung, das Kapital bestehe 
in I aus 4 c und 6 v, in II aus 6 c und 4 v, daher sind die Werte 16 und 
14; und nehmen wir ferner an, es habe sich zwischen ihnen die durch- 
schnittliche Profitrate von 50% hergestellt — alles wie oben, so dab 
also beide den Preis 15 erzielen. Nun komme eine neue Industrie aut, 
deren Produkte einer sehr großen Nachfrage begegnen, so daß sie zuerst 
— ehe die Konkurrenz der Anlage suchenden Kapitale wirksam wird 
— sehr teucr verkauft werden. Z. B. seien hier Größe und Zusammen- 
setzung des Kapitals die durchschnittlichen, ebenso der Grad der Aus- 
beutung. der Wert ist dann also 15. Bei ihrem ersten Auftreten mögen 
aber die Produkte den Preis 30 erzielen, also, wenn man will, einen mo- 
mentanen Monopolpreis; der ursprüngliche Gewinn beträgt also 200°,. 
Nun setzt der Ausgleichsprozeß ein, es strömt Kapital in die neue Sphäre 
und drückt den Preis. Bis wohin? Wenn Marx Recht hat, auf 15. 


40) Es sei denn, daß man den Prosperitätspreis auf der einen, den Krisen- 
preis auf der anderen Seite als die Schwankungen des Marktpreises um den 
Produktionspreis bezeichnen wollte — was natürlich eine ganz unsinnige Kon- 
struktion wäre. 
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Denn in allen drei Sphären zusammen wird 6 +4 + 5 = 15 Mehr- 
wert produziert, auf das Gesamtkapital von 30 also eine durchschnitt- 
liche Profitrate von 50%, was einen Produktionspreis von 15 auch für 
die neue Sphäre verlangt. In Wirklichkeit aber verläuft der Prozeß 
ganz anders; in I und II werden nach deren wechselseitigem Ausgleich 
je 50% gewonnen, in III bei deren erstem Auftreten 200% ; das Kapital 
wandert also von I und II nach III, solange bis sich die Profite — und 
nicht etwa die Mehrwerte — ausgleichen; denn das »Verwertungsbe- 
dürfnis des Kapitals« verlangt gleiche Profitraten. 20 +5 +5 = 30 
Gesamtgewinn, auf das Gesamtkapital 30 verteilt, erlaubt eine Profit- 
rate von Ioo°,, also einen Preis von 20 für alle drei Waren. Dies Re- 
sultat können wir auch auf etwas anderem Wege gewinnen: der Preis 
in I und II wird durch die verringerte Zufuhr zunächst auf je 16 
steigen; gleichzeitig fällt der Preis III durch Kapitaleinwanderung aus 
I und II auf 28 — denn er wird ersichtlich schneller fallen als der Preis 
in I und II steigt; die weiteren Stufen sind dann je 17 für I und II 
und 26 für III, je 18 für I und II und 24 für III, je ı9 für I und II 
und 22 für III und schließlich 20 für alle drei Sphären. Dieser Preis 20 
gewährt allen Kapitalisten den gleichen Profit von 100%; er ist die 
Durchschnittsprofitrate, aber er hat mit der durchschnittlichen Mehr- 
wertrate keinen Zusammenhang. Nicht die verschieden hohen Mehr- 
wertraten, sondern die verschieden hohen ursprünglichen Profitraten 
gleichen sich zu einer durchschnittlichen Profitrate aus. 

Und lassen wir die an sich ja unnötige Konzession an die Marxsche 
Lehre, als ob sich überhaupt irgendwelche Mehrwerte ausgleichen, 
fallen, so nehmen wir nun einfach zwei Sphären an: in I sei c = 4, 
v=6, der Wert also = 16; in II sei c =6, v =4, der Wert also 
= I4. Nun würde also nach Marx der Preis 15 sein. Wie aber, wenn 
zufolge der Marktlage der Preis II sich zwar zufällig mit dem Wert 
deckt, also auf 14 steht, der Preis I aber sich anfangs auf 2o stellt, 
wobei wir diesen Preis ruhig, wie oben, als einen temporären Mo- 
nopolpreis ansehen mögen ? Dann wandert das Kapital aus I nach II 
und die Preise verschieben sich auf 15 und 19, I6 und 18, bis sie bei 
I7 allen beteiligten Kapitalisten den gleichen durchschnittlichen 
Profit von 70% zu realisieren gestatten. Die Mehrwertrate ist aber 
im Durchschnitt 50%. 

Wie kommen wir nun zu der Annahme — mit der unsere Beispiele 
offenbar stehen und fallen —, daß sich der Preis ursprünglich auf 
ein anderes Niveau als das der Werte stellt? Nun, gerade mit dem- 
selben Recht, mit dem Marx annimmt, daß zuerst zum Werte verkauft 
wird. Man beachte nämlich: Die Beantwortung der »eigentlich schwie- 
rigen Frage«, »wie diese Ausgleichung der Profite zur allgemeinen Pro- 
fitrate vorgeht«, beginnt so (S. 153): »Nehmen wir zuerst an, daß alle 
Waren in den verschiedenen Produktionssphären zu ihren wirklichen 
Werten verkauft würden.« Dann würden in den einzelnen Sphären 
ungleiche Profitraten herrschen. Darnach kommt die Auseinander- 
setzung, daß in einer früheren, weniger kompliziert organisierten 
Wirtschaftsordnung, wo die Arbeiter selbst über die Produktionsmittel 
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verfügten, die Waren sich tatsächlich zu ihren Werten tauschten; 
und unmittelbar hierauf der lapidare Satz (S. 156): »Abgesehen von der 
Beherrschung der Preise durch das Wertgesetz ist es also durchaus 
sachgemäß, die Werte der Waren nicht nur theoretisch, sondern histo- 
risch als das Prius der Produktionspreise zu betrachten.« Was zu be- 
weisen war! Mit Verlaub: Was vorher ganz unzweideutig als eine An- 
nahme bezeichnet wurde, ist nun plötzlich Tatsache? »Nicht nur 
theoretisch« sind die Werte das Prius der Produktionspreise ? Ist denn 
inzwischen die Annahme, daß sie es überhaupt seien, als eine Tatsache 
erhärtet worden? oder aber ist denn von einer entgegengesetzten 
Annahme aus gezeigt worden, daß das Resultat dennoch ungeändert 
bleibt? Nichts von alledem ist geschehen, und somit steht nichts 
im Wege, daß wir, gestützt auf einen oft beobachteten Vorgang, 
von der Annahme ausgehen, daß der Preis einer neu eingeführten 
Ware sich zunächst über ihren Wert stelle. Im selben Augenblick aber 
offenbart sich die Ohnmacht des Wertgesetzes gegenüber den nor- 
malen, d. h. ausgeglichenen Preisen. : 

Jetzt wird uns klar, warum in allen Marxschen Rechnungen die 
Profite sich stets auf das Niveau des mittleren Mehrwertes ausglei- 
chen. Daß die Konkurrenz der Kapitale die Profite ausgleicht, ıst 
klar; fraglich ist nur, welches die auszugleichenden Extreme sind. Be- 
trachtet man nun von vornherein nur den — wohl möglichen, aber 
nicht notwendigen — Fall, daß alle Preise sich mit den Werten decken, 
also alle Profite mit den Mehrwerten, so muß sich selbstredend auch der 
mittlere Profit mit dem mittleren Mehrwert decken; denn es kann na- 
türlich nichts anderes herauskommen, als man hineingetan hat. Aber 
es ist ebenso klar, daß damit die These, der Durchschnittsprofit stehe 
auf dem Niveau des Durchschnittsmehrwertes, nicht bewiesen ist; 
denn eine einfache Umbildung dieser These steht ja schon in der Vor- 
aussetzung. Trivial ausgedrückt: unter der Voraussetzung, daß alle 
unausgeglichenen Profite sich mit den unausgeglichenen Mehrwerten 
decken, deckt sich natürlich der ausgeglichene Profit mit dem ausge- 
glichenen Mehrwert; das ist fast ein analytischer Gedankengang, 
dessen Voraussetzung aber unerwiesen ist, so daß wir eine Art von pe- 
titio principii vor uns haben. Und sie ist unerweisbar, sie kann ein- 
treten, aber sie muß es ganz und gar nicht, da ja auch unsere ent- 
gegengesetzte Voraussetzung stattfinden kann. 

Wir können die Sache aber noch etwas allgemeiner fassen. Um 
zu zeigen, daß der Durchschnittsprofit dem mittleren Mehrwert 
entspricht, macht Marx die willkürliche Annahme, daß Preis und Wert 
sich zunächst decken, und vergißt dann, daß es eine willkürliche An- 
nahme ist. Sollte ihm da nicht, wie anscheinend auch seinen bisherigen 
Kritikern und Verteidigern, die alltägliche Anschauungsweise einen 
Streich gespielt haben, die eine enge Beziehung zwischen Wert und Preis 
verlangt? Diese Beziehung soll im IX. und X. Kapitel des III. Bandes 
ja erst hergestellt werden; denn so liegt die Sache: wir sehen in der Wirk- 
lichkeit eine Preisgestaltung, die jedem Kapital den Durchschnitts- 
profit gewährt, und wir sollen nun erfahren, ob diese zweifellos vor- 
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handene Erscheinung in einem Zusammenhang steht mit einer anderen 
— nun, sagen wir ruhig mit Marx: Tatsache, dem Werte. Da dürfen 
wir wohl dagegen protestieren, wenn der zu beweisende Zusammenhang 
dem Beweise vorausgesetzt wird. Daß Marx die notwendige Unter- 
scheidung zwischen Wert und Preis außer acht läßt, sieht man am 
besten an den berühmten Tabellen, die einen Hauptstreitpunkt zwi- 
schen Böhm und Hilferding bildeten: da werden Mehrwert und Profit 
schlankweg als identisch angesehen (S. 133—35)! Wir sind überzeugt: 
wer beim Studium des IX. und X. Kapitels sich stets gegenwärtig 
hält, daß die Beziehung zwischen Wert und Preis, zwischen Mehrwert 
und Profit Problem ist, da absolut nichts vorher darüber gesagt wird®), 
muß uns darin zustimmen, daß diese Beziehung postuliert, aber nicht 
hergestellt wird. Und sollte das aus der vorliegenden Darstellung 
nicht mit genügender Klarheit hervorgehen, so kann das nur der 
Unzulänglichkeit dieser Darstellung, nun und nimmermehr aber 
einem Mangel des ihr zugrunde liegenden kritischen Gedankens zu- 
zuschreiben sein; und wir bitten den Leser, sich mit diesem Gedanken 
— der ursprünglichen Scheidung zwischen Wert und Preis — zu be- 
waffnen und sich dann auf eigene Faust einen Weg zu bahnen durch 
die grandiose und wahrhaft erschütternde Wildnis, in der sich Wert, 
Tauschwert, Marktwert, Preis, Produktionskreis, Marktpreis zu einem 
atemraubenden und fast unentwirrbaren Dickicht verschlingen. 

Es ist aber an der Zeit, daß wir uns an den Zweck dieser Unter- 


4) Nur für einen Spezialfall scheint Marx die Notwendigkeit eines Be- 
weises für diesen postulierten Zusammenhang gefühlt zu haben: für das Ver- 
hältnis des Wertes der Arbeitskraft zum Lohne; wenigstens kann man unter 
diesem Gesichtspunkt die berühmte Deduktion in der Akkumulationslehre be- 
trachten (Kapital Bd. I, S. 580 ff.). Man könnte nämlich das dort behandelte 
Problem formulieren als die Frage, ob und warum auf die Dauer kein Teil des 
Mehrwertes dem Arbeiter zufallen könne, ob und warum m. a. W. der Lohn 
auf die Dauer nicht über dem Werte der Arbeitskraft stehen könne. Wenn in 
der Preislehre alles in Ordnung wäre, so wäre dieser Spezialbeweis offenbar ganz 
überflüssig; dann würde auch der Preis der Arbeit sich irgendwie mit ihrem 
Werte decken. Nun ist aber, wie wir uns zu zeigen bemühten, die Preislehre 
nicht in Ordnung. Es besteht kein Zusammenhang zwischen Wert und Preis. 
Da muß man natürlich auch erwarten, daß dieser Zusammenhang auf dem Ar- 
beitsmarkte ebenfalls nicht besteht, trotz des Marxschen Beweises, und in der 
Tat hat Oppenheimer diesen Beweis analysiert und als unhaltbar nachgewiesen 
(»Das Grundgesetz der Marxschen Gesellschaftslehree, 1903, verkürzt wiederge- 
geben in seiner »Theorie der reinen und politischen Oekonomie«). Wir wissen wohl, 
daß beide, Marx und Oppenheimer, sich in diesen Deduktionen gar nicht mit 
unserem Problem befassen, sondern mit der Frage, ob das Kapitalverhältnis 
gesprengt werden könne oder nicht; das hindert aber nicht, daß beide Deduk- 
tionen auch in der Richtung unseres Problems auszudeuten sind, daß also Oppen- 
heimers Polemik gegen das Akkumulationsgesetz den unbeabsichtigten und un- 
ausgesprochenen Nebenerfolg hat, zu beweisen, daß im Arbeitsverhältnis kein 
notwendiger Zusammenhang zwischen Wert und Preis besteht. Der Leser be- 
greift, daß uns dies Zusammentreffen mit Oppenheimer bei der vollkommenen 
Verschiedenheit der behandelten Fragen wie der erstrebten Ziele mit doppelter 
Genugtuung erfüllt. 
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suchung erinnern. Für uns handelt es sich um die Frage, ob man auf 
der Basis einer objektivistischen Lehre eine Preistheorie errichten 
kann; denn das Kriterium für die Brauchbarkeit der methodologischen 
Grundlage ist, ob sie auf geradem Wege zur Darstellung und Lösung 
des Zentralproblems unserer Wissenschaft führt. Und wir bemühten 
uns zu zeigen, daß von dem Marxschen Objektivismus her überhaupt 
kein Weg zum Preisproblem führt, daß auch Marx im Grunde die 
Gesetze der Preisnormierung ganz losgelöst von seinem Wertgesetz 
auf individualistischer Grundlage entwickelt, und daß nur die in der 
alltäglichen Anschauungsweise begründete mangelhafte Scheidung 
der Begriffe Wert und Preis jenen Tatbestand verhüllt. Wohlgemerkt, 
wir sagen nicht, daß die Arbeitswertlehre »falsch« sei; denn so schweren 
formalen und systematischen Bedenken sie ausgesetzt sein mag, so 
ist es dennoch nicht logisch widersprechend, einen sozial bestimmten 
Wert anzunehmen. Rein theoretisch könnte man sich immerhin vor- 
stellen, daß zu irgendwelchem Zweck einmal eine Berechnung über die 
Verteilung der gesellschaftlichen Arbeitskräfte auf die verschiedenen 
Produktionssphären vorgenommen würde, obwohl eine solche Vor- 
stellung für den heutigen Stand unseres Wissens wohl kaum einen 
Erkenntniswert besäße. Im übrigen zieht diese Lehre ja ihre Lebens- 
kraft gar nicht aus irgend welchen theoretischen Erwägungen, und 
daher ist sie auch gänzlich immun gegen alle theoretischen Wider- 
legungen; viel zu fest wurzelt sie im ethischen Bewußtsein des Men- 
schen, der eben Leistung und Gegenleistung miteinander vergleichen 
will; viel zu notwendig ist sie für die Beantwortung der Frage nach 
der Gerechtigkeit der Wirtschaftsordnung — einer Frage, der man 
doch schlechterdings die Daseinsberechtigung nicht mit der Begrün- 
dung absprechen kann, daß sie eine unwissenschaftliche Frage sel. 
Uns will im Gegenteil bedünken, daß in diesem Argument gegen die 
Arbeitswertlehre weit eher ein Vorwurf für die Nationalökonomie 
steckt, die keine Lösung für ein so weltbewegendes Problem weiß; 
und wir möchten die Hoffnung nicht ganz aufgeben, daß sich die 
Wissenschaft doch eines Tages in der Lage sehe, ohne Hereinziehung 
einer Norm die Merkmale einer gesund entwickelten Wirtschaft zu 
konstatieren, gerade wie die Medizin nicht normativ, sondern objektiv 
den gesunden vom kranken Körper unterscheidet. Der kundige 
Leser weiß, woran wir hier denken: an Oppenheimers Lehre von der 
Physiologie der Tauschwirtschaft, der reinen Oekonomie, einerseits, 
von deren Pathologie, der politischen, kapitalistischen Oekonomie, 
auf der anderen Seite. Rein theoretisch glauben wir nicht, daß sich 
diese Scheidung halten läßt, da und solange sie auf der Arbeitswert- 
lehre beruht #2); dennoch vertrauen wir auf die Zukunft dieser gewal- 
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4?) Diese Verknüpfung ist glücklicherweise keine zwingende, so daß es uns 
vorläufig nicht aussichtslos erscheint, wenn man versuchte, sie aufzulösen. 
Das Kriterium der Aequivalenz des Tausches ist natürlich eine reine Anwendung 
des Arbeitswertes und also theoretisch hinfällig; die Nichtäquivalenz in der 
politischen Oekonomie beruht aber auf den dieser eigentümlichen »Klassen- 
monopolverhältnissen«, auf die also alles ankommt. Grade diesen Kern der 
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tigen Konzeption. An diesem Beispiel kann man erkennen, was die 
Idee des Arbeitswertes heute noch zu leisten vermag; es gibt in der 
Tat auch noch andere Verstandesaufgaben als rein wissenschaftliche. 

Um aber zum Ausgangspunkt dieser Abschweifung zurückzu- 
kehren, so wiederholen wir: Der Grund für die Ablehnung der Marx- 
schen Arbeitswertlehre war in unserer Kritik kein materialer, als ob 
diese Lehre etwa falsch wäre, sondern die rein formale Erwägung, 
daß sie bei der Ableitung der Preistheorie sich als ein untaugliches 
Mittel erweist. An sich kann man ja jeden beliebigen materiellen 
Satz zum logischen Ausgangspunkt einer Deduktion nehmen; die 
Aufgabe besteht aber darin, aus den ungezählten Möglichkeiten die 
zweckmäßige auszuwählen, die wirklich auf deduktivem Wege zu dem 
zu erklärenden Phänomen führen kann. Wenn man zur Ableitung 
der Preise gelangen will, so ist es, wie wir gezeigt zu haben glauben, 
unzweckmäßig, von der Annahme des Marxschen Arbeitswertes aus- 
zugehen; denn es gähnt zwischen dieser Annahme und dem Phänomen, 
zu dessen Erklärung sie dienen soll, eine unüberbrückbare Kluft. 

Wir legen aber das allergrößte Gewicht auf die Feststellung, 
daß das Argument, mit dem wir die Marxsche Wertlehre bekämpften, 
sich keineswegs gegen eine spezifische Eigentümlichkeit etwa gerade 
dieser einen objektivistischen Lehre richtet. Der Nachweis, daß die 
Preistheorie durch die Analyse der Konkurrenz restlos aufgeklärt 
wird — der ja schon hundertmal erbracht wurde, nur nicht gerade 
durch Konfrontation mit dem Objektivismus — enthält ja das end- 
gültige Gebot, den Objektivismus zu verabschieden und die National- 
ökonomie auf der logischen Grundlage des Individualismus als ein 
subjektivistisches System aufzubauen ®). | 
Oppenheimerschen Lehre kann man aber vermutlich auch mit den Mitteln der 
subjektivistischen Monopolpreistheorie darstellen. Auch der genialste Teil 
dieser Oppenheimerschen Theorie, die wundervolle Lehre vom Einkommen als 
Maß der Werte, die freilich Umfang und Bedeutung der »Personalmonopoles, na- 
mentlich an Rohstoffen, unterschätzt, läßt sich in das subjektivistische System 
einfügen. Es ist im höchsten Grade auffallend, wie sehr, trotz des entgegen- 
gesetzten Ausgangspunktes, Schumpeters Lohntheorie (a. a. O. Teil III Kap. 2, 
z. B. S. 351) sich derjenigen Oppenheimers nähert. Unsere Erwartung, daß 
Schumpeter womöglich daraus die Konsequenzen für die Zinstheorie ziehen 
würde, ist freilich durch sein neuestes Werk (Theorie der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung, 1912) desavouiert worden. 

43) Merkwürdigerweise stellt uns diese Erkenntnis in einen schroffen Gegen- 
satz zu einem Gelehrten, der in dem Eroberungszuge des Subjektivismus an 
leitender Stelle gestanden hat. In seiner Marxkritik erwähnt Böhm-Bawerk 
(S. 203) Sombarts Aufforderung (a. a. O. S. 593), sich über die Berechtigung der 
objektivistischen und der subjektivistischen Methode Rechenschaft abzulegen, 
und erklärt, er persönlich sei sich längst bewußt, daß beide einander ergänzen 
müßten und also gleichberechtigt seien; seine Ablehnung des Marxismus gründe 
sich nur auf die Tatsache, daß hier die an sich unanfechtbare Methode des Ob- 
jektivismus nicht einwandfrei gehandhabt werde. Es bedarf nach allem Vor- 
stehenden wohl keiner Erläuterung, daß wir dies Urteil eines der ersten Theore- 
tiker unbegreiflich finden und als einen Beleg für die in der Nationalökonomie 
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Wir haben nun noch den Subjektivismus und die ihm entspre- 
chende individuale Methode gegen einen schweren Tadel in Schutz 
zu nehmen, ehe wir unser Resultat als endgültig gesichert ansehen 
dürfen. 

Freilich haben wir hier nichts zu sagen, was dem Kenner der sub- 
jektiven Wertlehre neu wäre, haben vielmehr nur eine ihrer besten 
Errungenschaften für unsern Zweck auszudeuten, um das Argument 
ihrer Gegner als haltlos darzutun. Alle Objektivisten pflegen ihre 
Stellungnahme mit dem Hinweis zu begründen, daß auf dem Markte 
dem einzelnen Individuum und seinen subjektiv bestimmten Wert- 
schätzungen der Preis als eine mehr oder minder unverrückbare, 
objektiv gegebene Tatsache gegenüberstehe, mit der er sich abzufin- 
den habe %#). Dies will z. B. Oppenheimer offenbar ausdrücken, wenn 
er meint, nachdem der reiche Mann »subjektiv, nach dem Grenzwert: 
für das Landschloß entschieden habe, zwinge sich ihm sobjektiv, nach 
dem Beschaffungswert, eine bestimmte Gliederung seines Gesamt- 
bedarfs auf«, die die außerdem noch erwünschte Jacht ausschließe #). 
Diese Uebermacht eines objektiv feststehenden Preises verkenne der 
Subjektivismus grundsätzlich, da er jedem einzelnen Individuum 
einen so großen Einfluß auf die Preisgestaltung einräume. Gerade 
vom Standpunkt des einzelnen gesehen sei der Preis doch offenbar 
eine außer und über ihm stehende Kategorie, deren Natur nur durch 
eine soziale Methode erforscht werden könne, und wir halten es durch- 
aus nicht für unmöglich, daß gerade diese Ueberlegung — die prak- 
tische Unverrückbarkeit des Preises für das einzelne Individuum — 
für Oppenheimer der Anlaß zu jener merkwürdigen Verquickung 
von Individualismus und Objektivismus wurde. Nun sind unglück- 
licherweise die Subjektivisten durchaus in der Lage, jenem Axiom 
von der objektiven Uebermacht des Preises gegenüber dem Indivi- 
duum zuzustimmen; sie meinen nur, daß es überstürzt ist, aus dieser 
Tatsache auf die Notwendigkeit einer objektivistischen Behandlung 
des Preisproblems zu schließen. Ein einfacher Kunstgriff gestattet 
uns in der Tat, innerhalb des Systems des individualen — des sog. 


subjektiven — Wertes die Tatsache der Uebermacht des Preises 
gegenüber der individuellen Wertschätzung zur Geltung zu bringen 
und zwar — wie das ja bei der konsequenteren, will sagen zweck- 


mäßigeren Konstruktion dieses Systems nicht anders sein kann — 
in ungleich präziserer Form, als das die objektive Wertlehre vermag. 

Wir dürfen es uns wohl versagen, auf die Lehre von der Inter- 
dependenz aller Preise im statischen System 46) einzugehen. Es ist 
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herrschende Unklarheit in methodologischer Hinsicht auf das tiefste beklagen. 
Vgl. auch Hilferdings Protest — von der anderen Seite her — gegen jene Aus 
führungen Böhms, a. a. O. S. 54. 

4) Vgl. z. B. Sombart a. a. O. S. 591. 

45) A. a. O. S. 331, vgl. auch oben S. 772. 

46) Vgl. die Darstellungen ihrer Begründer Marshall, Wieser, Walras sowie 
die zusammenfassende und leichtverständliche Darstellung bei Schumpeter, 
Wesen und Hauptinhalt S. 133 ff. 
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ganz klar, daß schon der bloße Begriff der gegenseitigen Abhängigkeit 
die Verwirklichung jener objektivistischen Forderung enthält, da, 
banal ausgedrückt, die Preise dann eben nicht durch die subjektiven 
Wertschätzungen zweier Kontrahenten, sondern durch den unge- 
heuren Komplex aller Verkehrsakte in der Volkswirtschaft geregelt 
werden. Doch können wir den Kern dieses Arguments noch weit 
schärfer herausholen. Man denke sich nämlich ein bestimmtes sta- 
tisches und also interdependentes System in der Art, wie man es bei 
Schumpeter beschrieben findet; gegeben seien Wirtschaftssubjekte, 
die in ihrem Besitz befindlichen Mengen der verschiedenen Güter 
-und ferner ihre Wertfunktionen für alle Güterarten; gesucht seien die 
Preise, zu denen getauscht wird, und die positiven oder negativen 
Quantitätsveränderungen in den einzelnen Arten der individuellen 
Güterbestände. Dies System denke man sich aufgelöst; man kennt 
dann u. a. die Preise, zu denen die Gütertäusche unter den angenom- 
menen Voraussetzungen abgeschlossen werden müssen. Nun denke 
man sich ein Individuum fort; es komme aus irgend einem Grunde 
verspätet zu Markt. Mit dem Individuum verschwinden natürlich 
auch seine Güterbestände und seine Wertfunktionen auf der Seite 
der bekannten Größen, ebenso aber auf der Seite der unbekannten 
die Aenderungen, die durch den Tausch in seinem Besitzstand an 
den einzelnen Güterarten eingetreten wären. Leicht ließe sich zeigen, 
daß in dem so verkleinerten System prinzipiell alles genau so liegt 
wie in dem ursprünglichen: wieder ist das System eindeutig bestimmt, 
denn wieder gibt es ebenso viele Bestimmungsgleichungen #7) wie 


47) Uns will freilich scheinen, als hätte diese Sache noch einen sehr bösen 
Haken. Eine Gruppe der Bestimmungsgleichungen im statischen System wird 
nämlich durch den Satz vom einheitlichen Grenznutzennivcau der verschiedenen 
Güterarten beim Individuum geliefert: wenn eine Güterart bis zum Grenz- 
nutzen 4 vorhanden ist, eine andere bis zum Grenznutzen I, so werden von der 
zweiten Exemplare fortgegeben, um dagegen Exemplare der ersten einzutau- 
schen, und zwar bis beide sich auf ein einheitliches Grenznutzenniveau stellen. 
Ganz unbestreitbar. Der Preis nun, zu dem sich jener Austausch vollzieht, 
soll der reziproke Wert des Grenznutzenverhältnisses sein, wäre also=Y.. 
In der Tat, da der Grenzwert des einen Gutes 4mal so groß ist, wie der des 
zweiten, so müßte man 4 Exemplare des zweiten fortgeben, um eines vom er- 
sten zu erlangen. Aus diesem Satze entstehen für das Gleichungssystem 
Gleichungen, deren Anzahl gleich dem Produkt aus der Zahl der Individuen 
und derjenigen der Güter ist, und die sämtlich die Form haben 

Grenznutzen a I 





Grenznutzen b Preis afb. 
Gehen wir aber schrittweise vor. Erinnern wir uns, wie Schumpeter den Irrtum 
aufdeckt, den, weil Wieser ihn beging und mit den reichen Gaben seines Scharf- 
sinns und seiner Phantasie sich und anderen plausibel machte, die ganze Wiener 
Schule diesem ihren Führer 20 Jahre lang nachsprach: als ob nämlich der Gesamt- 
wert eines Gütervorrats gleich dem Produkt aus seinem Grenzwert und der 
Stückzahl sei. Dann wäre ja der Gesamtwert der atmosphärischen Luft = o, 
in Wahrheit ist er unendlich groß; denn der Grenznutzen bestimmt nur den Wert 
eines beliebigen Exemplars, ganz isoliert betrachtet; betrachtet man dagegen 
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Unbekannte. Aber wir bedürfen dieses schwerfälligen Apparats nicht 
einmal, sondern begnügen uns mit der Ueberlegung, daß, wenn ein 
aus Vorräten und Wertfunktionen von m Individuen gebildetes 
System lösbar ist, auch ein anderes lösbar sein muß, das aus den Be- 
ständen und Wertfunktionen von l = m-—-ı Individuen besteht; 
denn wir können uns ja für m jede beliebige absolute Zahl denken. 

Es unterliegt also keinem Zweifel, daß das neue System methodo- 
logisch unanfechtbar ist. Nun lassen wir in ihm die Tauschakte ge- 
schehen, bis der Gleichgewichtszustand eintritt, d. h. wir lösen das 
Gleichungssystem auf und erhalten auf bekannte Weise unter anderem 
die Preise der getauschten Waren. Vergleichen wir diese Preise mit 
denen für dieselben Waren in dem ursprünglichen System, wo der 
Markt von einem Individuum mehr besucht war, so haben wir den 
exakten Ausdruck einerseits für die Uebermacht, mit der der :gesell- 
schaftlich« bestimmte Preis der individuellen Wertschätzung ent- 
gegentritt, und andererseits — dies ist in der Tat genau dasselbe, 
nur anders interpretiert — für den freilich so überaus beschränkten 
Spielraum, innerhalb dessen die von unserem Individuum ausgehende 
Nachfrage und die von ihm herrührende Zufuhr den Preis doch noch 


den Gesamtwert, so steht jedes Exemplar an einer anderen Stelle der Mengen- 
Abszisse, jedem entspricht also cine andere Wertordinate, und der Gesamtwert 
ist nicht ein einfaches Produkt, sondern ein Integral. Derselbe Schumpeter nun, 
dem wir diese so überaus einleuchtende Beweisführung verdanken (a. a. O. 
S. 102), schreibt dennoch die oben wiedergegebene Preisformel als typisches 
Muster einer Gruppe von Bestimmungsgleichungen (a. a. O. S. 262, vgl. auch 
S. 128—132 und S. 212)! Wenn aber b den Grenzwert ı hat, so hat eben nur 
das jeweils letzte Exemplar von b den Wert rı — und isoliert betrachtet ist Ja 
jedes das Grenzgut; betrachtet man aber mehrere zugleich, wie das ja jene 
Formel tut, so sieht man sie in ciner sicherlich ganz willkürlichen, aber dann doch 
festgelegten Anordnung: nur eines kann in diesem Moment das Grenzgut sein 
und den Wert ı haben; ein anderes steht an vorletzter Stelle und hat einen 
höheren Wert, vielleicht 1,3; und das drittletzte hat einen noch höheren Wert, 
etwa 1,7, so daß das umgekehrte Grenznutzenverhältnis über den Preis gar 
nichts auszusagen vermag. Denn wollte man wirklich, der Formel folgend, 
4b für 1a geben, so würde man ein sehr schlechtes Geschäft machen, da der 
»Gesamtwert« von 4 b jedenfalls größer ist als der Wert von ı a, nämlich größer 
als 4. In unserem Beispiel würde man für ein Exemplar der Güterart mit dem 
Grenzwert 4 nur 3 Exemplare der Güterart mit dem Grenzwert ı geben; denn 
durch deren Hingabe würde man die Werte 1 +1,34 1,7 = 4 verlieren, um 
den gleichen Wert einzutauschen. Wie man sicht, ist die ganze Gleichungsgruppe, 
die aus dem — an sich zweifellos zutreffenden — Theorem vom Grenznutzenniveau 
abgeleitet wurde, unhaltbar, ohne daß wir — als Nichtmathematiker — auch nur 
einen Fingerzeig zu geben vermöchten, wie die korrekte Formel auszusehen 
hätte. Es ist klar, daß die Wertlehre dadurch in eine sehr prekäre Lage gerät. 
Dennoch halten wir unbedingt an ihr fest. Denn wie wir die Arbeitswertlehre 
nicht wegen der Mängel in ihrem Ausbau verwarfen, die schlimmstenfalls eine 
gründliche Korrektur notwendig machen würden, sondern weil wir ihren Aus- 
gangspunkt verkehrt finden, so kann uns die soeben aufgezeigte Reformbedürf- 
tigkeit der subjektiven Wertlehre nicht von ihr abbringen, da wir ihr Prinzip für 
überaus fruchtbar halten, Aber reformbedürftig scheint sie uns allerdings. 
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zu beeinflussen vermögen. Man könnte die Preise im zweiten System, 
mit Rücksicht auf das hier ausgeschaltete Individuum, »objektive 
Beschaffungswerte« nennen, da sie seiner »subjektiven«, will sagen 
individuellen Wertschätzung wie etwas objektiv Gegebenes, den 
Dingen als solchen Anhaftendes und nur in bescheidenstem Ausmaß 
Beeinflußbares erscheinen; dann wäre auf dem Boden der Wertlehre 
erfüllt, was Oppenheimer fordert und was er für unvereinbar mit 
eben dieser Wertlehre hält: daß nämlich dem Individuum sich »ob- 
jektiv, nach dem Beschaffungswert, eine bestimmte Gliederung 
seines Gesamtbedarfs« aufzwinge. Wir brauchen wohl kaum daran 
zu erinnern, daß dann dieser objektive Beschaffungswert, der ja nichts 
anderes darstellt als die Kosten, in der Angebotsfunktion derjenigen 
Güterart erscheint, in der er erlegt werden soll. Daß bei der Fest- 
setzung des Preises eine freilich sehr enge Sphäre anderen Einflüssen 
als denen der gesellschaftlichen Produktion unterworfen ist, leugnet 
kein Objektivist: der Erklärung dieses Sachverhalts dient die Kate- 
gorie des Marktpreises, der von dem natürlichen oder Produktions- 
preise, wie ihn angeblich die gesellschaftliche Produktion regelt, 
stets etwas abweicht. Das Eingeständnis, daß es neben dem — in 
statischen Produktionsverhältnissen offenbar starren — Produktions- 
preis überhaupt noch einen beweglichen Marktpreis geben muß, da 
ja bei gleichem Angebot die Nachfrage sich ändern mag — dies Ein- 
geständnis ist schon an sich der Bankerott des Objektivismus. 

Eine andere Lösung des Problems, und zwar eine Lösung von 
geradezu verblüffender Einfachheit und Anschaulichkeit, schlägt 
Alfred Weber vor 2). Wie sattsam bekannt, richtet sich der Preis 
nach der Wertschätzung des Grenzkäufers, d. h. desjenigen, ohne 
dessen Heranziehung nicht die ganze angebotene Produktenmenge 


abgesetzt werden könnte, bzw. — ein etwas komplizierterer Fall — 
nicht das Optimum des Ueberschusses des Ertrags über die Kosten 
erzielt werden könnte — dies Optimum braucht ja keineswegs bei 


dem Absatz der gesamten Menge zu liegen. Wenn nun im einfachsten 
Fall ein Monopolist 4 Einheiten verkaufen will und die tauschkräftig- 
sten Abnehmer ihm dafür 10, 9, 8 und 7 bzw. bieten, so wird er, falls 
er differenzierte Preise nicht durchsetzen kann, den Preis auf 7 fest- 
setzen. So alt diese Erkenntnis ist, so neu ist doch die ausdrückliche 
Feststellung, daß dann eben 7 der »objektive« Preis ist, den die Wert- 
schätzungen der 3 tauschkräftigsten Käufer in keiner Weise beein- 
flussen; oder — um ganz genau zu sein — doch nur insofern, als sie 
eben höher sind als die des Grenzkäufers, während ihre eigene abso- 
lute Höhe gar nicht in Betracht kommt: bleibt doch der Preis un- 
geändert, wenn man sich statt Io, 9 und 8etwa II, I0 und ọ oder 
dreimal 8 oder gar — im Grenzfall — dreimal 7 denkt! 

Eine noch weitergehende Verdeutlichung erfährt der Sachver- 


48) Professor Alfred Weber hatte die außerordentliche Freundlichkeit, die 
Darstellung dieser Lösung dem Verfasser zu übertragen, da sie in den Zusammen- 
hang der vorliegenden Arbeit gut hineinpaßt. Denjenigen, die Prof. Webers 
theoretische Vorlesungen gehört haben, ist diese Lösung bekannt. 
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halt, wenn man für die nachfragenden Individuen mit verschieden 
hohen Wertschätzungen soziale Klassen einsetzt. Dann ist nämlich 
ohne Schwierigkeit ersichtlich, daß und warum bei allen auf Massen- 
absatz berechneten Produkten die reichen Leute nur den Preis zu 
zahlen brauchen, den die Grenzkäuferschicht, die Arbeiter, noch 
zahlen können: der auf der Wertschätzung der Grenzschicht beruhende 
Preis ist eben objektiv feststehend, die intensivere Nachfrage der 
Reichen tritt nicht mit der Stärke ihres Begehrs, mit der Höhe ihrer 
subjektiven Wertschätzung in Rechnung, sondern nur mit der Anzahl 
der begehrten Stücke. So bietet das Prinzip des Grenzwerts selbst 
schon die Lösung der Frage nach dem objektiven Preise ®). 

Sollte aber auf diese oder jene Weise der Nachweis gelungen sein, 
daß — entgegen der Behauptung der Objektivisten — auch die sub- 
jektive Wertlehre durchaus die zwingende Gewalt des »bjektive 
feststehenden Preises über die subjektive Wertschätzung zum Aus- 
druck bringen kann, so möchten wir glauben, daß nunmehr unser 
im Eingang dieser Untersuchung gegebenes Versprechen eingelöst 
ist: mit allen Mitteln der kritischen Analyse Schumpeters Behauptung 
zu rechtfertigen, daß der methodologische Individualismus allein ein 
brauchbares Fundament für die ökonomische Theorie liefere. Daher 
dürfen wir uns nun mit beiden Füßen auf den Boden dieser Methode 
stellen und eine weitere methodologische Frage erörtern, die nur im 
individualistischen System entsteht oder doch entstehen sollte: die 
Frage des wirtschaftlichen Prinzips. 


1. B 


b 


Wir sagen: die Frage nach dem wirtschaftlichen Prinzip solte 
nur im individualistisch fundierten System entstehen. Denn dies 
Prinzip kann unmöglich etwas anderes sein als eine Maxime des per- 
sönlichen Handelns, und wenn man wohl die Frage aufgeworfen hat ®), 
ob die zweifellos vorhandene Tendenz zur Befolgung dieser Maxime 
sich durchsetze oder nicht, ob nicht vielmehr staatliche und gesell- 
schaftliche Einrichtungen wie Arbeiterschutz etc. die schrankenlos 
Ausdehnung ihrer Herrschaft verhindern, so liegt hier eine vollstän- 
dige Verkennung des Begriffes vor. Genau wie der Arbeiterschutz 
der »Tendenz« zum wirtschaftlichen Prinzip im Wege steht, insofern 
der Unternehmer ohne ihn vielleicht (??) billiger produzieren würde 
— ebenso würden wir »wirtschaftlicher« leben können, wenn z. B. das 
Getreide ein freies Gut wäre. Methodologisch besteht da kein Unter- 
schied; ob die Schranken gesellschaftlich oder natürlich-technisch — 
genug, sie sind da. Daher wäre die »Tendenz« zum wirtschaftlichen 


49) Es erübrigt sich wohl darzulegen, daß diese Lösung, die die Objektivität 
des Preises veranschaulicht, mit der weiter oben vorgetragenen, die rein theore- 
tisch das exakte Maß dieser Objektivität zu suchen unternahm, nicht in Wider- 
spruch steht; beide beruhen ja auf ganz verschiedenen Methoden. 

50) A. Voigt in der Zeitschrift für Sozialwissenschaft, Neue Folge, 3. Jabr- 
gang S. 204. 
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Prinzip nach Voigt offenbar erst dann verwirklicht, wenn wir ohne 
Arbeit und Kosten alle unsere Bedürfnisse befriedigen könnten; denn 
es ist absolut nicht ersichtlich, an welchem Maßstabe man sonst den 
Grad der Wirtschaftlichkeit einer Handlung messen sollte. Der so 
durchgeführte Sinn des Ausdrucks wirtschaftlich ist an sich nicht 
widersprechend, aber augenscheinlich ohne jede wissenschaftliche 
Brauchbarkeit. 

Selbstredend bezieht sich das wirtschaftliche Handeln stets auf 
eine irgendwie gegebene und also unabänderliche Sachlage; inner- 
halb der von ihr gezogenen Schranken ein Nutzenmaximum zu er- 
reichen, ist der Inhalt des wirtschaftlichen Prinzips, und die »Ten- 
denz« dazu ist augenscheinlich durchgesetzt, wenn das erstrebte 
Nutzenmaximum verwirklicht ist. Das wirtschaftliche Prinzip kann 
und darf nichts anderes sein als eine rein formale Annahme über das 
individuelle Handeln. Daher fällt es ganz aus dem Rahmen einer streng 
objektivistischen Betrachtung heraus, da für eine solche Ausgangs- 
punkt und Richtung der individuellen Handlungsweise durchaus 
irrelevant sind und die gesellschaftliche Methode der Bestimmung 
und Durchsetzung der Preise ganz ebenso funktioniert, wenn je- 
des Wirtschaftssubjekt seinen Vorteil wahrnimmt, als wenn es 
ihn vernachlässigt 5!). Daran wird auch durch die Tatsache nichts ge- 
ändert, daß kein Nationalökonom den Eigennutz der Unternehmer- 
klasse — der doch sicher irgend etwas mit dem wirtschaftlichen 
Prinzip zu tun hat — in so grellen Farben malt wie gerade der Ob- 
jektivist par excellence, Marx. Die Rolle des Eigennutzes ist im 
Marxschen System eine doppelte. Einmal ist er ein — wie man ruhig 
zugeben wird, höchst dekoratives — Ornament und als solches ohne 
konstruktive Bedeutung, da ja die Regelung des Wertes und, nach 
dem Marxschen Postulat, des Preises »hinter dem Rücken der Produ- 
zenten« erfolgt. Augenscheinlich verdankt dieses Ornament den 
breiten Raum, der ihm zugewiesen wird, der allgemeinen Marxschen 
Kulturanschauung, dem Materialismus. Wir sahen nun freilich, 
daß das »Verwertungsbedürfnis des Kapitals« in der Preislehre plötz- 
lich eine funktionelle Bedeutung erlangt, insofern als es der Grund 
für die Wanderbewegung des Kapitals zwischen den verschieden hoch 
rentierenden Anlagesphären wird. Aber es wäre verkehrt, hieraus 
zu schließen, daß das wirtschaftliche Prinzip also doch in dieser Form 
einen legitimen Platz im objektivistischen System einnimmt. Im 
Gegenteil: grade der Punkt, wo die ornamentale Bedeutung dieses 
Prinzips in eine funktionelle »umschlägt«, ist der nämliche, an dem 
das Grundprinzip des Objektivismus überhaupt versagt. Man könnte 
geradezu sagen, daß die Einfügung des wirtschaftlichen Prinzips 
in das objektivistische System — also als systematischer Bestandteil 
— ein Anzeichen für dessen Unhaltbarkeit ist. Gäbe es ein in sich 
geschlossenes objektivistisches System, so würde der Eigennutz oder 
das wirtschaftliche Prinzip oder das Verwertungsbedürfnis des Kapi- 
tals darin niemals eine systematische Rolle spielen dürfen. All dies 

51) Zu der Frage, ob letzteres überhaupt denkbar, vgl. unten S. 799 ff. 
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könnte man wörtlich auch von den Systemen der Klassiker sagen, 
die sich ja in der von uns besprochenen Beziehung vom Marxschen 
System nicht unterscheiden. Daß das Selbstinteresse bei Adam 
Smith so scharf betont wird, kann niemanden verwundern; es ist ja 
bekannt, wıe sehr das Werk des Altmeisters, das an Wissensstoff und 
Anregungen fast unerschöpflich erscheint, jede formale Durchbildung 
vermissen läßt, so daß bei den meisten Fragen schlechthin alle denk- 
baren Betrachtungsweisen friedlich nebeneinander stehen. 

Amonn ist wohl der erste, der die Methode des Objektivismus, 
den methodologischen Sozialismus, konsequent bis zu Ende durchge- 
dacht hat; daher auch der erste, der erkennt, daß das wirtschaft- 
liche Prinzip in all seinen Formen innerhalb dieses Systems, das wir 
allerdings als unausführbar darzutun versuchten, keine Stelle haben 
kann. Der bei aller Schwerfälligkeit der Einzelheiten im ganzen doch 
so spannende Ablauf des Gedankenganges in diesem Buche ist ja ge- 
rade der: zuerst werden alle irgendwann und von irgendwem formu- 
lierten Definitionen der Nationalökonomie der Reihe nach vorge- 
nommen — sie operieren sämtlich mit den Begriffen des wirtschaft- 
lichen Prinzips oder der Wirtschaft — und der Reihe nach verworfen, 
die einzige Ausnahme macht als strenger Objektivist Ricardo; und 
danach kommt der große Effekt, die Feststellung, daß das Objekt der 
Nationalökonomie als einer Sozialwissenschaft überhaupt nichts mit 
jenen Begriffen zu tun hat. Daher findet man auch keine Spur von 
ihnen in der Amonnschen Objektsdefinition, und wir sahen ja, daß 
diese formal ganz untadelig ist; unser Argument gegen sie holten wir 
vielmehr aus der Inkongruenz zwischen dieser Formel und dem Er- 
kenntnisstoff, der nach Amonns eigener Meinung den Kern der Na- 
tionalökonomie ausmacht. 

Eine besondere Betrachtung gebührt auch hier Oppenheimer. 
Die ihm eigentümliche Verbindung der individualistischen Methode 
mit einer objektivistischen Wertlehre hat die merkwürdige Folge, 
daß dies objektivistische System in der Tat von dem Begriff des 
wirtschaftlichen Prinzips getragen wird — eben dank seiner indivi- 
dualistischen Methode. Wir finden da eine äußerst sorgfältige Aus- 
arbeitung des Begriffes der Wirtschaft, den Oppenheimer in der Er- 
kenntnis, daß der beschämenden Ungewißheit über diesen fundamen- 
talen Punkt unserer Disziplin ein Ende gemacht werden müsse, so 
formuliert, daß durch ihn die Mängel der älteren Formeln gleichmäßig 
vermieden werden sollen. Alle älteren Definitionen lassen sich nach 
ihm auf zwei Typen zurückführen, entweder sei die Wirtschaft gleich- 
bedeutend mit Bedürfnisbefriedigung nach dem Prinzip des kleinsten 
Mittels zum größten Erfolge oder mit Bedürfnisbefriedigung unter 
Benutzung eines Sachgutes (jenes bei Wagner, dies bei Philippovich 
und Dietzel). Offenbar sei jene Definition zu weit, da sie den Begriff 
der Wirtschaft zum rationalen Handeln überhaupt ausweite, diese 
sei zu eng, da ja z. B. auch mit Arbeitsleistungen gewirtschaftet werde. 
Zwischen diesen beiden die rechte Mitte zu halten, gestatte die Orien- 
tierung des Begriffs der Wirtschaft an dem uns schon bekannten 
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Kostenbegriff. Unter Zugrundelegung der Definition, nach der ein 
Mittel zur Befriedigung eines Bedürfnisses als kostend gelte, wenn 
es unter Energieverlust beschafft würde, werden dann als »wirtschaft- 
lich und den Umfang der Oekonomik begrenzend zugleich und erfül- 
lend alle menschlichen Handlungen der Beschaffung und Verwaltung 
von kostenden Mitteln nach dem Prinzip des kleinsten Mittels« ange- 
sehen (Theorie S. 35). 

Der Kostenbegriff ist, wie gesagt, das Steuer, das diese Defi- 
nition zwischen der Scylla der zu weiten Definition und der Charyb- 
dis der zu engen glücklich hindurchführen soll. Nun, das tut er wohl 
zunächst einmal nicht in dem von Oppenheimer gewollten Sinne. 
Wir erinnern uns des Beispiels von dem protzenden Millionär, mit 
dem Oppenheimer gegen Amonn operierte°?). Indem dieser Parvenü, 
lediglich um seine Geldmittel zu demonstrieren, für den billigen 
Gegenstand 1000 Dollars zahle, handle er unwirtschaftlich, denn 
er wende ja zur Beschaffung des kostenden Gegenstandes nicht das 
kleinste Mittel auf, da er tausend Dollars gebe, wo mit 5 Dollars genau 
derselbe Erfolg erreicht wäre. Die Frage ist nur, ob in der Tat die 
Hingabe von 5 Dollars denselben Erfolg erzielen würde, wie die von 
1000 Dollars. Auch für 5 Dollars könnte er den Gegenstand erwerben, 
sicherlich; aber für 1000 Dollars erwirbt er ja außerdem noch etwas 
ihm ungleich wertvolleres, nämlich Sättigung seines Protzbedürf- 
nisses. Und zu diesem »Erfolge« ist eben die Hingabe der 1000 Dollars 
das kleinste Mittel. Denn nach dem Prinzip des kleinsten Mittels 
verfahren bedeutet: »kostende Mittel, die irgend einem Zweck dienen 
sollen, mit dem Aufwand möglichst geringer Kosten zu beschaffen«. 
Diese Definition (S. 27) sieht ausdrücklich von dem Zweck der Be- 
schaffung ab; sie umfaßt also den Kauf des Buches gleichmäßig, wenn 
er dem Lesebedürfnis und wenn er außerdem noch dem Protzbedürf- 
nis dient. Der Vorgang wird als unwirtschaftlich bezeichnet und 
wird doch durch die Wirtschaftsdefinition erfaßt 5). 

Nun könnte man die Definition zu retten versuchen, indem man 
in subtiler Weise unterscheidet zwischen dem eigentlichen Kauf des 
Buches für 5 Dollars und dem Geschenk an den Buchhändler in Höhe 
von 995 Dollars. Denn das Buch wird ja gar nicht gegen 1000 Dollars 
gekauft; das kostende Mittel Buch, das der Befriedigung des eigent- 
lichen Lesebedürfnisses dient — welcher Zweck ganz außerhalb der 
Betrachtung bleibt — wird für 5 Dollars gekauft; die Hingabe der 

restlichen 995 Dollars ist gar nicht »Beschaffung eines kostenden 
Mittels«, sondern selbst Bedürfnisbefriedigung und ganz unabhängig 
von dem zufälligen materiellen Substrat Buch; sie könnte ebensogut 
an jedem anderen Substrat geübt werden, ja sie braucht im Grunde 
überhaupt kein Substrat. 
Darauf aber wäre wiederum zu duplizieren, daß man diese Unter- 


#2) Vgl. oben S. 761. 
53) Diese Argumentation wurde von Fräulein Cora Berliner, einem Mitglied 
des Oppenheimerschen Seminars, angeregt. 
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scheidung zwar vornehmen kann, daß sie aber keineswegs im Sinne 
der Oppenheimerschen Wirtschaftsdefinition gelegen ist. Hier bleiben 
die Motive oder Zwecke der Handlung ganz unberücksichtigt; und 
wenn es nun einmal feststeht, daß unter den gegebenen Umständen, 
dem Lese- und Protzbedürfnis, der Preis des Buches sich nicht unter 
1000 Dollar stellen kann, so sind diese eben das kleinste Mittel zu dem 
angestrebten Erfolge, und die Handlung ist nach Oppenheimers 
Definition, wenn auch gegen deren Absicht, eine wirtschaftliche. 
Es wäre gelogen, wenn wir behaupten wollten, daß uns diese 
Polemik an einem spitzfindigen Beispiel sehr gut gefiele; doch läßt 
sich leider der Einwand, den wir gegen jene Lehre vorzubringen 
haben, sehr schwer darstellen. Was unser Beispiel verdeutlichen 
soll, ist dies: Die Beschaffung eines kostenden Dinges, das irgend 
einem Zwecke dienen soll, nach dem Prinzip des kleinsten Aufwandes 
zum größten Erfolge ist nur scheinbar ein engerer Begriff als der von 
Oppenheimer verworfene Wagnersche Objektsbegriff: Bedürfnisbe- 
friedigung nach dem Prinzip des kleinsten Mittels. In Wahrheit 
decken sich die beiden Begriffe vollkommen, und es läßt sich sogar 
nachweisen, wo diese enge Verwandtschaft liegt: darin, daß Oppen- 
heimer, genau wie Wagner, die Richtung des angestrebten Erfolges, 
die Art des Deckung suchenden Bedürfnisses ganz unbestimmt laßt. 
Es beruht auf einer Täuschung, wenn Oppenheimer meint, den Um- 
fang dieser Definition durch Einfügung des Kostenbegriffes verklei- 
nern zu können; denn — und dies ist der Kern unseres Arguments — 
im Grunde liegt hier eine reine Tautologie vor. Nur weil das Ding 


kostet und folglich Wert hat — nach Oppenheimer; wir würden 
natürlich den Tatbestand umgekehrt darstellen, was in unserem Falle 
aber keinerlei Unterschied macht — nur weil das Ding kostet und 


Wert hat, kann man überhaupt von einem kleinsten Aufwande spre- 
chen, den man zu seiner Beschaffung macht; hätte es keinen Wert, 
würde es nichts kosten, wäre es m. a. W. ein freies Gut, so käme keın 
Mensch auf den Gedanken, irgend etwas zu seiner Beschaffung aufzu- 
wenden. Die Formel des kleinsten Mittels zum größten Erfolge be- 
zicht sich also ohnehin lediglich auf die Beschaffung wertvoller, 
kostender Bedürfnisbefriedigungsmittel, und daher bleibt die Wirt- 
schaftsdefinition ganz unverändert, ob man diese Beziehung nun 
ausspricht oder nicht. 

Sehr merkwürdig ist eine Stelle bei Oppenheimer, wo ihm selbst 
sich dieser Tatbestand zu enthüllen scheint, ohne allerdings zu einer 
allgemeineren Erkenntnis zu führen. Er wendet sich da gegen Som- 
barts Bemerkung, es sei abnormal, »wenn ein kapitalistischer Unter- 
nehmer eine Insektenpulverfabrik gründet, um eine Laune seiner Ge- 
liebten zu befriedigen« (S. 33), und reklamiert diesen Vorgang für die 
Sphäre des Wirtschaftlichen. Dies ist nun ganz unsere Meinung; 
denn die Motive sind irrelevant und der angestrebte Erfolg kann ver- 
mutlich auf dem bezeichneten Wege am besten erreicht werden, selbst 
wenn das Geld als solches in einer anderen Anlage besser arbeiten 
würde. Aber Oppenheimers Meinung sollte es eigentlich nicht sein, 
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er sollte sich — nach der Absicht seiner Definition — hier vielmehr 
Sombart anschließen. Oder welches ist sonst der ökonomische Unter- 
schied zwischen diesem Fall und einigen anderen Beispielen, die 
Oppenheimer ausdrücklich als unwirtschaftlich bezeichnet (S. 35)? 
Wenn einer seinen Besitz verschleudert, so handelt er nach Oppen- 
heimer unwirtschaftlich. Warum aber? Der Grund ist seine Prunk- 
sucht oder seine Leichtfertigkeit oder sein mangelhaftes Rechnen 
oder sonst irgend ein seelischer oder geistiger Zustand, der den Oeko- 
nomen nichts angeht; den ihm vorschwebenden Zweck — z. B. zu 
prunken — kann er nicht anders erreichen. Und wenn einer »die 
Henne schlachtet, die die goldenen Eier legt«, so gewiß darum, weil 
die Intensität des augenblicklichen Bedürfnisses ihn die Folgen seiner 
Handlung vergessen läßt. Für ihn — und das wirtschaftliche Prinzip 
gilt ja nur für das individuelle Handeln — ist in der gegebenen Si- 
tuation, in der die Ausschaltung der Ueberlegung einen wichtigen 
Bestandteil ausmacht, die unvernünftige Handlung in der Tat das 
kleinste Mittel. Der Irrtum wird offenkundig, wenn Oppenheimer im 
Anschluß hieran erklärt: »Das alles ist dann unwirtschaftlich, wenn 
es zwecklos nur darum geschieht, weil der Handelnde nicht dem Prin- 
zip des kleinsten Mittels folgt. Geschieht es aber zu Zwecken, erreich- 
baren oder unerreichbaren, vernünftigen oder unvernünftigen, guten 
oder bösen — so ist es nicht unwirtschaftlich, sondern außerwirt- 
schaftlich« (ebenda). Es ist aber unmöglich, sich vorzustellen, daß 
irgend eine Handlung zwecklos geschehe; irgendwelche Genüsse 
schweben dem Verschleuderer seines Erbteiles sicher als Zweck vor — 
nur ist es eben ein unvernünftiger Zweck — so daß sich die beiden 
Kategorien der unwirtschaftlichen und der außerwirtschaftlichen 
Handlungen zunächst decken. Ferner aber: wir sahen, daß Oppen- 
heimer sich in der Tat bemüht, seinen Begriff der Wirtschaft so einzu- 
richten, daß diese von ihm als unwirtschaftlich und außerwirtschaft- 
lich bezeichneten Vorgänge ausgeschlossen würden; wir sahen aber 
auch, daß dieser Versuch mißlang, da die Definition sich in Wahrheit 
von den älteren Definitionen nicht unterscheidet und daher genau 
wie jene älteren alles Handeln schlechthin einschließt. Denn da der 
Zweck des Handelns der Betrachtung nicht unterworfen wird, so 
ist vom Standpunkt des Handelnden aus seine jeweilige Handlung 
stets das kleinste Mittel, um den irgendwie gearteten Zweck zu errei- 
chen. Nur auf diese individuell-momentane Zweckmäßigkeit kommt 
es ja an, da sonst der Boden des methodologischen Individualismus 
verlassen würde und man anfangen müßte, die individuelle Handlung 
nach einem übergeordneten Zweckmäfßigkeitskriterium zu unter- 
suchen und — zu werten. 

Und hier dürften wir nun vor der Quelle des Irrtums stehen. 
Offenbar will Oppenheimer ein sozusagen wirtschaftlich normales 
Handeln einem wirtschaftlich abnormen Handeln gegenüberstellen. 
Er will die unendlichen Schwankungen der subjektiven Möglichkeiten 
an einem festen Maße messen, einer Regel, der das Individuum sich 
zwar entziehen kann und in der Tat sehr häufig entzieht, die es aber 
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nicht umbiegen kann. Wenngleich der konkrete Versuch mißlungen 
ist, könnte doch d'e ihm zugrunde legende Absicht gerechtfertigt 
sein. Aber wir erkennen nun ohne weiteres, daß die tiefere Ursache 
des Mißlinzens gerade in d’eser Absicht zu finden ist, in ein indivi- 
dualistisches System einen Begriff cinzuführen, der auf logisch dis- 
parater Grundlage ruht. Wir erkennen aber weiter die Verwandtschaft 
dieses Irrtums mit dem anderen, den wir früher aufzudecken glaubten. 
Ein Beispiel erläutere diesen Zusammenhang. Jemand benötigt für 
einen bestimmten, leicht zu erratenden Zweck einen Strauß von einer 
besonderen Rosenart; der Gärtner wisse von der Zwangslage des 
Käufers, er fordere und erhalte einen besonders hohen Preis, ganz 
ungleich höher, als die Summe der Selbstkosten und des normalen 
Gewinnauf-chlares gewesen wäre Da diese letztere Summe den 
Wert der Rose darstellt — im objektivistisch-individualistischen 
Sinne Oppenheimers — so liegt hier das Wesen dessen, was Oppen- 
heimer als wirtschaftlich und außerwirtschaftlich bezeichnen will, 
darin, daB das wirtschaftlich handelnde Subjekt dem objektiv fest- 
stehenden Werte zu folgen sucht, während die außerwirtschaftliche 
Handlung sich an ıhn nicht kehrt. Damit ist Oppenheimers Lehre 
von der Wirtschaft auf seine von uns eingehend behandelte Wertlehre 
zurückgeführt; und natürlich würde mit dieser auch jene ihre me- 
thodologiısche Verzweigung fallen. 

Und doch, wird man sagen, muß etwas Wahres hinter diesem Ver- 
such einer Unterscheidung zwischen wirtschaftlicher und unwirt- 
schaftlicher Handlung stecken; wir alle fühlen ja genau, was gemeint 
ist, und der Beweis, daß der Veerschwender ebenso wirtschaftlich han- 
delt wie der homo sapiens Sombartstradarius, mag noch so stringent 
sein — den einfachen Verstand wird er nicht befriedigen, denn der 
sieht eben den Unterschied. 

Gewiß, dieser Unterschied ist auch vorhanden, und es ist gar 
nicht einzusehen, warum er nicht eines Tages definiert werden sollte, 
z. B. von der Psychologie. Wir sagen nur, daß die Nationalökonomie 
als solche nicht fähig ist, die »wirtschaftliche« Handlung abzugrenzen, 
so seltsam das auch klingen mag; und das liegt nicht an der wirtschaft- 
lichen Handlung, sondern an der Nationalökonomie. Wir können 
uns in der Tat gar keine bessere Illusiration zu den uns von Amonn 
dargestellten Lehren der allgemeinen Methodologie denken, als diese. 
Der einfache Verstand stellt sich die Welt in verschiedene Teile ge- 
teilt vor und vermutet die wirtschaftliche Handlung in dem der Na- 
tionalökonomie zur Bearbeitung überwiesenen Teil. Die aber lehnt 
die Aufgabe als unlösbar ab, weil die Gesichtspunkte, von denen aus 
sie ihre Begriffe bildet, dem in Rede stehenden Phänomen nicht bei- 
kommen können: die Qualitäten der Dinge sind nichts, die Metho- 
den der Wissenschaft sind alles! 

So überaus scharfsinnig und geistvoll Oppenheimers Versuch 
einer engeren Umgrenzung des wirtschaftlichen Prinzips auch sein 
mag, in gewissem Sinne müssen wir ihn als einen Rückfall der Wissen- 
schaft bezeichnen. Denn die alles Handeln umfassende Bedeutung, 
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die Oppenheimers Definition doch nur gegen die Absicht ihres Ur- 
hebers schließlich annimmt, ist längst als Inhalt des wirtschaftlichen 
Prinzips anerkannt. Ohne auf Einzelheiten einzugehen, wollen wir 
nur zum Beleg dieses Satzes einige Stellen aus älteren Werken zu- 
sammenstellen. Wagner bezeichnet als wirtschaftliche Erscheinung 
und wirtschaftliche Handlung alles, »was sich auf Beschaffung und 
Verwendung von Gütern zur menschlichen Bedürfnisbefriedigung 
bezieht« 54), wobei unter Gut »jedes Mittel zur Befriedigung eines 
Bedürfnisses« verstanden wird 55). Schmoller bezeichnet als Wirt- 
schaft »den Inbegriff oder geschlossenen Kreis von Veranstaltungen 
oder Beziehungen, den eine oder mehrere zusammenlebende Per- 
sonen .. . zum Zweck ihres Unterhalts ... . hergestellt haben« 58). 
Philippovich sagt von dem wirtschaftlichen Prinzip, es sei »die Folge 
eines vernünftigen Zweckstrebens ... . ein in der menschlichen Natur 
und zwar nicht nur auf materiellem Gebiet begründetes Prinzip«®”°). 
Und Dietzel hat wohl als erster das Wesentliche ausgesprochen, 
wenn er sagt, das sogen. ökonomische Prinzip sei »das Vernunftprin- 
zip jeder menschlichen Handlung, jeder zweckbewußten Tätigkeit« 58) 
und wenn er es daher mit dem ob seiner Farblosigkeit empfehlens- 
werten Namen des Sparprinzips belegt 59). 

Tatsächlich hat denn auch die moderne Theorie aus dieser Er- 
kenntnis die Konsequenz gezogen und erwähnt unter ihren Voraus- 
setzungen das wirtschaftliche Prinzip überhaupt nicht mehr. Das 
heißt natürlich nicht, daß es nun aus diesen Voraussetzungen ausge- 
schieden sei; im Gegenteil rangiert es nun in der großen Fülle der- 
jenigen Annahmen, die zu banal sind, als daß man sich nicht scheuen 
müßte, sie auszusprechen. Z. B. stehen die Sätze der Nationalöko- 
nomie offenbar unter der Voraussetzung, daß die atmosphärische 
Luft nicht plötzlich verschwindet. Täte sie das, so würde die reale 
Welt mit einem Schlage so umgestaltet, daß gar keine Beziehung 
zwischen ihrem neuen Zustand und den Sätzen der Nationalökonomie 
mehr bestünde. Ebenso stehen die Sätze der Nationalökonomie 
unter der Annahme, daß die Menschen wirtschaftlich handeln; täten 


5) Grundlegung der politischen Oekonomie I, 3. Aufl. 1892, S. 81, 349, 
Zit. nach Amonn S. 67. 

55) S. 143. 

56) In dem wunderschönen Artikel »Volkswirtschaft, Volkswirtschaftslehre 
und -methode« im Handw. d. Staatsw. Bd. VIII, S. 427, so auch schon in der 
2. Aufl. 

57) Grundriß der politischen Oekonomie I. 8. u. 9. Aufl. S. 2. 

58) „Der Ausgangspunkt der Sozialwirtschaftslehre und ihr Grundbegriff« 
in der Ztschr. f. d. ges. Staatsw. 1883, S. 29. Aehnlich Liefmann, »Ertrag und 
Einkommene, S. 48: ». . . . spielt bei allen menschlichen Handlungen eine Rolles. 
Was soll man aber dazu sagen, wenn derselbe Dietzel die theoretische National- 
Ökonomie als -sdie Wissenschaft von der spezifischen Wirkungsweise des wirt- 
schaftlichen Motivs als eines der psychischen Kausalmomente des menschlichen 
Handelns« definiert (Theoretische Sozialökonomik S. 76) — ein Satz, den Philip- 
povich rühmend hervorhebt! 

5) Theoretische Sozialökonomik S. 175 ff. 
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sie das nicht mehr, so würde das wiederum eine solche Revolution der 
realen Welt bedeuten, daß die alte Nationalökonomie jeden Zusammen- 
hang mit ihr verloren hätte. Beide Voraussetzungen aber sind offen- 
bar nicht originell genug, als daß man ein Wort über sie zu verlieren 
brauchte. 

Am deutlichsten tritt das in den Schriften der mathematisch ge- 
richteten Oekonomen zutage, in denen aus gegebenen Gütermengen 
und den dazu gehörenden Wertfunktionen scheinbar ohne irgend- 
welche Intervention von Subjekten die logischerweise sich ergebenden 
Veränderungen bis zum Gleichgewichtszustande abgeleitet werden. 
Die Zwecke, die das Individuum vermittels der nachgefragten Güter 
verwirklichen will und die, wie wir sahen, trotz allen Ableugnens 
selbst bei Oppenheimer noch ihr Unwesen treiben — hier sind sie 
durch ein ganz einfaches Mittel unschädlich gemacht: sie werden in 
der Wertfunktion zum Ausdruck gebracht. Variieren wir zum Zweck 
der Erläuterung unser Beispiel von der Rose und nehmen wir an, 
daß diese besonders teure Rosenart dem persönlichen Geschmack 
des Käufers gar nicht sehr zusage, für ihn persönlich also nur geringen 
Wert hätte. Da sie aber die Lieblingsblume seiner Dame ist, so er- 
hält sie für ihn den ungleich höheren Wert, mit dem das Bedürfnis, 
diese zu erfreuen, im System seiner Wertfunktionen vertreten ist. 
Das System aber ist ja gegeben, kann also kein Kopfzerbrechen mehr 
machen. \Venn unser Individuum nun also für diese ihm nicht sehr 
zusagende Rose einen hohen Preis zahlt, so wäre das einer von den 
Fällen, die Oppenheimer — ohne Erfolg — als außerwirtschaftlich 
bezeichnen möchte; für uns unterläge der Fall selbstredend der öko- 
nomischen Betrachtung; denn auch dieser Preis hängt von der sub- 
jektiven Wertschätzung ab, sowie zugegeben ist, daß die Rose hier 
eben einem anderen Bedürfnis dient als gewöhnlich, daß sie also 
auch nach ihrer neuen Verwendung bewertet werden muß. Dies 
Beispiel zeigt wohl deutlich den Weg, auf dem es der neueren Theorie 
gelingt, den Schwierigkeiten, mit denen sich so viele und zuletzt noch 
Oppenheimer abgemüht haben, aus dem Wege zu gehen. Freilich 
will uns scheinen, als ob zwischen dieser Auffassung der modernen 
Werttheoretiker und der oben gegen Oppenheimer entwickelten auch 
noch eine kleine Differenz besteht, insofern als das wirtschaftliche 
Prinzip bei jenen immerhin als eine Regel des rationalen Handelns 
gilt, während wir uns zu zeigen bemühten, daß bei konsequenter 
Verfolgung des Gedankens überhaupt alles Handeln durch dieses 
Prinzip geleitet erscheint. Aus dieser Abweichung aber erwachsen 
für die Methode der Nationalökonomie keinerlei Folgen. 

Die geschilderte Auffassung ist zwar, wie uns scheint, allein 
konsequent und darum allein möglich, aber sie ist bisher nur ver- 
einzelt aufgetreten °) und im ganzen noch keineswegs durchgedrun- 
gen; im Gegenteil bringt jedes Lehrbuch nach wie vor umständliche 
Erörterungen über das wirtschaftliche Prinzip und die Motive des 


— 


80) Schumpeter S. 29 ff., S. 76 ff. 
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wirtschaftlichen Handelns, während doch in Wahrheit eine Not- 
wendigkeit dazu nur bei Oppenheimer vorliegt, der das Prinzip ein- 
engen will, so daß es keine Selbstverständlichkeit mehr ist. Bei allen 
anderen — eine Ausnahme ist uns nicht bekannt und, unseren obigen 
Ausführungen zufolge, dürfte eine solche schwerlich möglich sein — 
sind die Erörterungen der bezeichneten Art, so viel Geist im einzelnen 
an sie verschwendet sein mag, toter Ballast; und sie werden verschwin- 
den in dem Maße, als es der Wissenschaft gelingen wird, ihre wahren 
` Bedürfnisse zum Bewußtsein ihrer Diener zu bringen. 

Rein formal wäre nun also mit Bezug auf diesen Punkt alles in 
bester Ordnung: das wirtschaftliche Prinzip ist bei dem methodo- 
logischen Sozialismus als unzulässig erkannt, bei dem Individualismus 
zu einer Banalität geringsten Ranges herabgedrückt, es ist erledigt. 
Dennoch wird man schwerlich sagen können, daß dies ein sehr be- 
friedigendes Resultat sei, und keine logische Erwägung wird das un- 
bestimmte Gefühl überwinden, daß irgendwo in der Nähe des wirt- 
schaftlichen Prinzips ein Wert für unsere Wissenschaft zu finden sei. 

Ein theoretisches System erhebt, wie wir wissen, nicht den An- 
spruch, die Wirklichkeit als solche oder einen Teil der Wirklichkeit 
darzustellen; es will vielmehr nur unter gewissen Gesichtspunkten 
ein Abbild der Wirklichkeit sein, es will, wie Schumpeter sagt, auf 
die Wirklichkeit passen, für sie gelten. Der Forscher hat dabei die 
Aufgabe, das System mit Rücksicht auf diesen Anspruch zweckmäßig 
zu konstruieren, d. h. die Ausgangspunkte des theoretischen Denkens 
so festzulegen, daß das Ergebnis eben wirklich auf die reale Welt 
paßt. Die Prüfung, ob dieses Ziel erreicht, ob jener Anspruch der 
Theorie erfüllt wird, geschieht durch die Verifikation der Theorie. 

Verifiziert man nun das ökonomische System, das, nach den oben 
entwickelten Grundsätzen, alle entstehenden Preise gleichmäßig der 
Betrachtung unterwirft, ohne Rücksicht auf die Motive, die zum 
Tausch führen, so ergibt sich, daß dies formal völlig korrekte System 
in materialer Hinsicht einen recht willkürlichen Eindruck macht — 
und hier ist die Quelle der geringen Befriedigung, die uns seine Be- 
trachtung verschafft: das Bild paßt nicht sehr gut auf die Wirklich- 
keit. Daß dem so ist, wird, soweit wir sehen, kaum bestritten. Immer- 
hin möchten wir uns zwei Argumente Schumpeters für den Wert 
des Systems zu eigen machen. Erstens betont er die ungeheure Be- 
deutung, die der Nationalökonomie kraft der Tatsache zukomme, 
daß sie die erste exakte Wissenschaft vom menschlichen Handeln 
sei, und zweitens weist er darauf hin, daß die Abneigung so weiter 
Kreise gegen diese Theorie sich zum Teil darauf gründe, daß sie gar 
zu selbstverständliche, zu alltägliche, zu uninteressante Vorgänge 
erkläre. In diesem Vorwurf aber sieht er mit Recht ein hohes Lob; 
denn hier wird ausgesprochen, daß das Maximum- und Gleichge- 
wichtstheorem, die Lehre vom Konkurrenz- und Monopolpreis einen 
ganz ungeheuren Kreis realer Tatsachen decken — eben den des 
alltäglichen Wirtschaftslebens. 

Und hier nun, wo es sich also darum handelt, zu prüfen, ob unser 
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Bild dem Urbilde angenähert ist, möchten wir uns zum Schluß einen 
kleinen Reformvorschlag erlauben. Ueber die Motive, die das Han- 
deln der Wirtschaftssubjekte beim Tausch bestimmen, m. a. W. 
über die Gestaltung der einzelnen Wertfunktionen wird nichts aus- 
gesagt, alle Arten sind gleichmäßig als Daten des Systems verwend- 
bar. Uebersetzt man das in die Sprache der Tatsachen, so würde 
diese Wirtschaftskonstruktion am besten auf eine Wirklichkeit passen, 
in der tatsächlich die wirtschaftlichen Handlungen bald durch dieses 
Motiv, bald durch jenes regiert werden, in der tatsächlich alle nur 
denkbaren Handlungsweisen nebeneinander in gleicher Stärke im 
Wirtschaftsleben vertreten wären. Dies ist nun offenbar nicht unsere 
heutige Wirtschaftsepoche, ja die heutige ist es höchst wahrschein- 
lich weniger als alle vorhergehenden ®!). Nie zuvor hat das Wirtschaits- 
leben einen so gewaltigen Raum im allgemeinen gesellschaftlichen 
Leben eingenommen wie heute, nie zuvor aber auch war das Wirt- 
schaftsleben in so hohem Grade von den Kräften beherrscht, die wir, 
unter Vernachlässigung der bisherigen Terminologie, als die rein 
wirtschaftlichen bezeichnen könnten: von den rein kaufmännischen 
Erwägungen, den rein geschäftsmäßigen, rechnerischen Gesichts- 
punkten. Es wäre daher vermutlich nicht unangebracht, wenn man 
den Versuch machte, dieser Sachlage auch in der Problemstellung 
derjenigen Wissenschaft gerecht zu werden, die ein Abbild des ge- 
schilderten Wirtschaftslebens zu geben berufen ist. Durch ihre neueste 
Wendung hat sie zwar den Vorteil erlangt ĉ?), für alle Wirtschafts- 
epochen gleichmäßig zu gelten, solange in ihnen nur der Tauschver- 
kehr in irgend einer Form lebendig war; aber da sie ihren Umfang so 
sehr erweitert hat, hat sie natürlich auch ihren Inhalt beschränkt; 
je mehr verschiedenen Urbildern sie einigermaßen ähnlich sieht, 
desto weniger ähnelt sie jedem einzelnen im besonderen. Weniger 
wäre entschieden mehr, und es dürfte sich empfehlen, den logischen 
Voraussetzungen des Systems eine kleine Einschränkung hinzuzu- 
fügen, um die Theorie wieder einen Schritt näher an unsere heutige 
Wirtschaftswelt zurückzuführen. Was wir meinen, ist nichts anderes, 
als daß man das Vorherrschen des »wirtschaftlichen« Gesichtspunktes 
im modernen Leben in unserer Problemstellung dadurch zum Aus- 
druck bringen sollte, daß man nicht alle denkbaren Wertfunktionen 
gleichmäßig der Betrachtung unterwirft, sondern nur diejenigen, 
die entstehen, wenn und soweit die Wirtschaftssubjekte die Güter 
nur nach kaufmännischen Gesichtspunkten werten, nach rein utilita- 
ristischen Erwägungen oder wie man es sonst nennen will — jeder 
fühlt ja, was gemeint ist. Wir befürworten die alte Konstruktion 
des homo oeconomicus. 

Drei kurze Empfehlungen möchten wir diesem Vorschlag noch 
mit auf den Weg geben. Einmal kommt ohnehin ein wichtiges und 


8) Wie zu allem Ucberfluß einer der geistreichsten unter den jungen Theo- 
retikern an der Geschichte der Preise nachgewiesen hat, leider ohne seine Unter- 
suchungen bisher zu veröffentlichen. 

62) Auf den z. B. Schumpeter einiges Gewicht legt. 
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fruchtbares Gebiet der ökonomischen Theorie eingestandenermaßen 
ohne diese einschränkende Hypothese nicht aus; sie ist eine not- 
wendige Spezialhypothese für die Lehre vom Monopolpreis 6). Wenn 
aber der moderne Wirtschaftsgeist hier doch schon herangezogen 
wird, warum ihn nicht lieber an die Spitze des Ganzen setzen, da doch 
die einzige Wirkung dieser Maßnahme eine formale Vereinheitlichung 
wäre, während andererseits dadurch auch nicht die geringste Aende- 
rung im System als solchem involviert würde! Denn so liegt es in 
der Tat: mit der Feststellung, daB alle Wertfunktionen als unter 
kaufmännischen Erwägungen entstanden angenommen werden sol- 
len oder — was praktisch auf dasselbe hinausläuft, sich aber mit 
Rücksicht auf die ethischen Gegner der Theorie mehr empfiehlt — 
daß nur die unter jenen Erwägungen entstandenen Wertfunktionen 
der Betrachtung unterliegen sollen — mit dieser einen methodologi- 
schen Feststellung wäre alles getan. 

Wichtiger erscheint uns ein zweites Argument. Wenn man z. B. 
die Preistheorie verifizieren wollte, indem man die Vorgänge eines 
begrenzten Marktes verfolgt, so würde man ganz selbstverständlich 
der Rechnung lauter von kaufmännischen Gesichtspunkten diktierte 
Werte zugrunde legen müssen. Denn erstens würde man andere 
Wertschätzungen vermutlich gar nicht finden, da sie nun einmal 
vergleichsweise selten sind; aber vor allem sind ja die Eigennutzwerte 
die einzigen, die sich ohne Mühe — infolge des Kostenzusammen- 
hanges — feststellen lassen. Oder wer wüßte exakt anzugeben, wie- 
viel ihm ein Familienerbstück wert ist oder wieviel ihm daran liegt, 
einem guten Freunde durch tüchtigen Ankauf von dessen Waren 
aus geschäftlicher Bedrängnis zu helfen? Denn die zu kaufenden 
Waren sind dann das Mittel zur Befriedigung dieses Freundschafts- 
bedürfnisses und müssen entsprechend gewertet werden. 

Schließlich möchten wir noch darauf hinweisen, obwohl das über- 
flüs»ıg erscheinen könnte, daß unser Vorschlag nichts weniger als 
eine Neuerung enthält. Er will ja nichts weiter als den »Eigennutz« 
der Klassiker wieder zu Ehren bringen. DaB wir den Ausdruck der 
Klassiker nicht adoptieren, hat seinen Grund einfach darin, daß, 
wenn ein Direktor einer Aktiengesellschaft für seine Aktionäre mög- 
lichst hohe Dividende herauswirtschaftet, dies nur sehr mittelbar 
als Eigennutz bezeichnet werden kann — nämlich nur insofern, als 
er seine Auftraggeber befriedigen möchte, um seinen Posten zu be- 
halten. Die anderen Ausdrücke passen in der Tat besser, aber das ist 
ganz belanglos; in der Sache wollen wir genau dasselbe, was schon 
die Klassiker wollten: größere Achnliehkeit der Theorie mit ihrem 
Urbilde. Nur im Vorübergehen möchten wir einem möglichen MiB- 
verständnis begegnen: als ob nämlich, im Gegensatz zu dem viel be- 
rufenen wirtschaftlichen Prinzip, das Eigennutzprinzip nicht rein 
formaler Natur wäre. Das ist vielleicht für eine psvchologische Be- 

62) Schumpeter a. a. O. S. 205: Diese Hypothese ist, daß der Monopolist 
seinen Erlös zu cınem Maximum zu machen strebe.« 
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trachtung der Fall; für die ökonomische Betrachtung ist nichts In- 
haltliches ausgesagt, wenn konstatiert wird, daß ein Kaufmann seine 
Waren nach diesem Prinzip verkauft. 

Wie aber konnte es geschehen, daß die von den Klassikern mit 
vollem Recht eingenommene Position in der Folgezeit verlassen 
wurde, grade als man, durch die methodologische Umgestaltung der 
Theorie, das Eigennutzprinzip erst wirklich systematisch verwenden 
konnte, während es doch im objektivistischen System der Klassiker, 
methodologisch gesehen, stets ein Fremdkörper war? Die Ursache 
kennt jeder: es sind die Angriffe der historischen Schule gegen die 
angeblich so unmoralische Theorie. Man wußte nicht zu unterscheiden 
zwischen der wirtschaftspolitischen Forderung der Klassiker, dem 
wirtschaftlichen Egoismus freien Spielraum zu lassen, und der rein 
darstellenden Funktion, die der Eigennutz in den theoretischen Tei- 
len ihrer Werke ausfüllt — ein Fehler, an dem die Klassiker selbst 
freilich nicht ohne Schuld sind. Indem man nun das Manchestertum 
verwarf, glaubte man, auch die bloße Darstellung des Seienden vom 
Eigennutz befreien zu müssen, und konnte sich nicht genug daran 
tun, all die hochherzigen und gottesfürchtigen Gesinnungen zu unter- 
suchen, aus denen das Handeln der Menschen erwachse. Dabei be- 
streitet kein Mensch, und auch die Klassiker nicht, daß der einzelne 
Wirtschaftsakt tatsächlich von allen denkbaren Motiven geleitet sein 
kann; was man demgegenüber betonen muß, ist vielmehr der ebenso 
unbestreitbare Tatbestand, daß die wirtschaftliche Handlung in aller 
Regel eben nicht von irgendwelchen ethischen Motiven, sondern von 
dem banalen wirtschaftlichen Selbstinteresse ausgeht. Jedenfalls war 
die Entwicklung die, daß unter der Wucht jener Angriffe der Eigen- 
nutz verschwand und, soweit nötig, durch das umfassendere und 
somit weniger anstößige wirtschaftliche Prinzip ersetzt wurde, dessen 
auch vom Standpunkt einer Motivationslehre rein formale und daher 
vollkommen nichtssagende Natur dann erst in neuerer Zeit zutage 
trat. Inzwischen ist, was die Ethiker zerstörten, neu und besser auf- 
gebaut worden, und manch kräftig Wörtlein findet man heute bei den 
Theoretikern gegen jene moralisierende Konfusion #). Und doch 
hat nur Oppenheimer versucht, die Nationalökonomie so zu formen, 
wie es den tatsächlichen Verhältnissen angemessen ist, indem er die 
endlose Reihe der »außerwirtschaftlichen« Handlungen aus ihr ver- 
bannen wollte. Schumpeter aber, der es doch »nachgerade an der Zeit« 
findet, hervorzuheben, »daß die egoistische Handlungsweise ein Ge- 
bot der Natur ist, auf dessen Nichtbefolgung Todesstrafe steht), 
weigert sich gleichwohl, über die Gestalt der Wertfunktionen irgend 
etwas auszusagen, und Jäßt daher, nach dem Vorgange von Walras, 
sein System für alle verschieden motivierten Handlungsweisen offen. 
Wir haben ohne weiteres zugegeben, daß die Hypothese des Eigen- 
nutzes systematisch wohl entbehrlich ist, aber wir möchten noch- 


6) Oppenheimer S. 77 tf., Schumpeter S. 82 ff. 
65) A. a. O. S. 83. 
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mals betonen, daß es nicht nur auf die formale Einheitlichkeit eines 
Systems ankommt, sondern ebensosehr auf seine materiale Annälhıe- 
rung an die Tatsachen. Und darum ist unsere Meinung: man hole 
die Nationalökonomie aus dem leeren Raume der unbestimmten 
Motivation herab und setze sie auf den festen Boden des die Wirt- 
schaftswelt beherrschenden Eigennutzprinzips; denn in der Wissen- 
schaft gibt es nur eine Moral, die Ehrlichkeit. 

Methodologische Erörterungen sind in jüngster Zeit in der Na- 
tionalökonomie sehr modern, vielleicht muß man schon sagen: modern 
gewesen. Denn das Interesse dafür ist wohl wieder im Abflauen 
begriffen, und das ist ohne weiteres verständlich, wenn man bedenkt, 
daß eine solche Erörterung niemals einen sichtbaren Machtzuwachs 
der Wissenschaft bedeutet. Mit Recht hat man gesagt, daß es nicht 
gut um eine Wissenschaft stehen könne, die sich gar zu tief in diese 
Fragen einlasse; und auch uns erscheinen sie nur als ein notwendiges 
Uebel. Ein Uebel, weil sie nicht vorwärts bringen; notwendig aber, 
weil bei dem allseits anerkannten unbefriedigenden Zustand unserer 
Wissenschaft nur eine innere Konsolidation imstande ist, die Kräfte 
zu erzeugen, ohne die eine gesunde Expansion nicht durchgeführt 
werden kann. 

In diesem Sinne ist es der höchste Ehrgeiz der vorliegenden kleinen 
Arbeit, daß sie in noch so bescheidenem Maße dazu beitragen möge, 
methodologische Erörterungen überflüssig zu machen. 
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1. Einführung und Standort. Die Werkstätten der Bayerischen’) 
Staatsbahnen zerfallen wie die der meisten größeren Eisenbahnnetze 
in zwei Gruppen, in Zentral- oder Hauptwerkstätten und in Betriebs- 
werkstätten einschließlich der Maschinenhäuser. In ersteren werden 
vor allem die größeren Reparaturen ?) und Revisionen am Fahrma- 
terial (dazu gehören auch die Postautomobile) sowie an den verschie- 
denen Betriebsanlagen, z. B. an den Weichen, vorgenommen. Letz- 
tere dienen zur Behebung der kleineren Schäden und zur fortwähren- 
den Instandhaltung und Bereitstellung der Lokomotiven ®) und Wägen. 

Beide Arten sind möglichst in der Nähe von Hauptknotenpunk- 
ten 4) anzulegen. Wohl stellen sich hier die Arbeitskosten, insbesondere 


1) In dieser Betrachtung sind vornehmlich die Verhältnisse im rechts- 
rheinischen Bayern ıns Auge gefaßt. 

2) In den großen amerikanischen Werkstätten werden außer 
Repsraturarbeitc.ı zuzeiten einer geringeren Inanspruchnahme durch solche 
Neubauten von Betriebsmitteln ausgeführt. Dadurch soll eine möglichst 
vollkommene Ausnützung des Kapitals und der Maschinen und eine gleichheit- 
liche Beschäftigung der Angestellten unter Vermeidung von Arbeiterausstellun- 
gen erreicht werden. S. Annalen für Gewerbe und Bauwesen, Bd. LXVI, S. 225. 

3) Zu diesen sind auch die Triebwägen zu rechnen. 

4) Die vom Verein Dcutscher Eisenbahnverwaltungen herausgegebenen 
»lechnischen Vereinbarungen über den Bau und die Betriebseinrichtungen der 
Haupt- und Nebenbahnen« schreiben dies ausdrücklich vor; siehe Ausgabe vom 
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bei den Zentralwerkstätten mit ihrem großen Personal 5) recht hoch; 
allein einerseits sind die Transportkosten im weitesten Sinne gering, 
da hier der größte Teil des Fahrparks ohnehin zusammenströmt und 
mangelhaftes Material rasch ausgeschieden werden kann, um nach der 
Reparatur unter Vermeidung leerer Rücktransporte sofort wieder 
als Nutzlast auftreten zu können, andererseits ist hier die Konsumtion 
am leichtesten zu regeln, d. h. es können hier die Frauen der Arbeiter 
bzw. die ledigen Arbeiter den Markt der nahegelegenen (Groß-)Stadt 
und die Kinder deren Mittelschulen kostenlos®) besuchen; wohnen 
aber die Arbeiter in der nahegelegenen Stadt selbst, dann genießen 
sie wiederum freie Fahrt ®) nach der Arbeitsstätte hin und zurück. 
Außerdem ist betreff des Standorts noch zu bemerken, daß die Zu- 
sammenballung, d. h. die Anlage weniger großer umfassender der Er- 
richtung mehrerer kleiner (Spezial-)Werkstätten 7) wirtschaftlich weit 
vorzuziehen ist. Für die Maschinenhäuser und Wagenmeistereien der 
Betriebswerkstätten, die eben ungeheuer nach dem Konsumplatz, 
d. h. nach dem Ort, wo die Lokomotiven bzw. Wägen abgehen sollen, 
tendieren, gilt der letzte Satz naturgemäß nicht ; doch wäre eine mäßige 
Konzentration der außerordentlich großen Zahl der Betriebswerk- 
stätten vom fiskalischen Standpunkt aus recht erstrebenswert, wobei 
man sich allerdings über örtliche Sonderinteressen hinwegsetzen 
müßte. Im folgenden wollen wir vor allem die Lage der Arbeiter 
der Zentralwerkstätten näher betrachten, welche ins- 


I. Jan. 1909, S. 32. Vgl. auch »Das Eisenbahnmaschinenwesen der Gegenwarte, 
Herausgeber: Blum, v. Borries, Barkhausen, II. Abschnitt: Die Eisenbahnwerk- 
stätten, Wiesbaden 1898, S. 746. 

5) Die durchschnittliche Zahl der Arbeiter im Jahre ıyrr (einschließlich 
der insgesamt 147 Lehrlinge) verteilte sich bei den 6 rechtsrheinischen Zentral- 
werkstätten folgendermaßen: 


München 1 205 
Nürnberg 840 
Weiden 038 
Regensburg 540 
Aubing 40I 
Augsburg 187 


S. Jahresbericht der K. Bayer. Staatseisenbahnverwaltung für das Betriebs- 
jahr 1911, Beilage 20. 

¢) Durch die Institution der Freifahrtsvorweise, die bei einer Darstellung 
der Wohlfahrtseinrichtunge.n näher zu betrachten sein wird. Es dail aber viel- 
leicht hier darauf hingewiesen werden, daß die amtlichen Angaben über die 
Einnahmen aus dem Vorortsverkehr der Großstädte, auf die sich doch die dies- 
bezügliche vorsichtige und zurückhaltende Politik der Verwaltung (vgl. z. B. 
auch Niederschrift über die Verhandlungen in der vierten Sitzung des Bayeri- 
schen Landeseisenbahnrates, Munchen, den 14. u. 15. Juli igıo, S. 16 ff.) stutzt, 
dadurch einer bedeutsamen Korrektur bedürfen, daß viele dieser Züge nahezu 
ausschließlich von Werkstättearbeitern zwischen Wohn- und Arbeitsstätte 
und von ihren Angehörigen zwischen Wohn- und Marktort benützt werden, so 
daß ein beträchtlicher Teil der Betrieb-ausgaben für den Vorortsverkehr eher 
als Auslagen für Wohlfahrt-zwecke gebucht werden durfte. 

7) In Augsburg befindet sich eine Räderwerkstätte. 
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besondere hinsichtlich cer Entlohnung ®) weit mehr des wissenschaft- 
lich Interessanten als die der Betriebswerkstätten bieten. 

2. Allgemeines über die Arbeiten und die Arbeiter. In den Zentral- 
werkstätten finden, wie schon angedeutet, die gesetzlich vorgeschrie- 
benen Generalrevisionen der Lokomotiven (mindestens alle 3 Jahre) 
und der Wägen (mindestens nach einer Laufzeit von 30 000 Kilometern 
bzw. auch nach 3 Jahren ?) sowie nach Bedarf innerhalb dieser Fristen 
die Laufrevisionen der Lokomotiven und die »Instandsetzung« der 
Wägen statt. Es ist daher durch die immerwährende Wiederkehr an- 
nähernd gleichartiger Arbeiten die Möglichkeit einer gewissen Typi- 
sierung derselben und somit der Stücklöhnung !) gegeben. 

Bei der Betrachtung des Gesamtbildes der Werkstättearbeiter 
und ihrer beruflichen Stellung, wie sie sich insbesondere im 
Bayern !!) gestaltet hat, ist mit allem Nachdruck hervorzuheben, 
daß diese Arbeit zunächst nur als ein stransitorisches Sta 
diu m« im Sinne eines nachfolgenden Aufstiegs aufzufassen ist. Mehr 
als die Hälfte !?) der in die Werkstätten eintretenden gelernten Arbeiter 
und ungefähr ein Fünftel der ungelernten gelangen später im Zug- 
förderungs- und Fahrdienst, als Bahnwärter oder als Werkführer usw. 
— heute im Durchschnitt etwa nach zehn Jahren — in das Beamten- 
verhältnis, wo ihre Tätigkeit mit verschwindenden Ausnahmen besser, 
oft weit höher entlohnt wird. Dieser im einzelnen später noch näher 
zu betrachtende Aufstieg, der von diesen Posten noch einige Stufen 
weiter bis zu einem Einkommen von ca. 4000 M. bei entsprechender 
körperlicher und geistiger Eignung fortgesetzt wird, fand in früheren 
Dezennien häufiger und z. T. auch rascher als in der Gegenwart statt. 
Heute wird vor allem durch eine außerordentlich strenge Auslese aul 
dem Gebiet der körperlichen Tauglichkeit die Zahl der Bewerber mehr 
und mehr auf dasjenige Maß herabgedrückt, das aller Voraussicht 
nach auf vakanten Stellen (durch Tod, Invalidität, Beförderung usw.) 
seine Anstellung finden wird. — Was die geographische Herkunit 


— u 


8) In den Betriebswerkstätten der Bayerischen Staatsbahnen ist nirgends 
Stücklöhnung eingeführt. — Dagegen besteht für die von uns in den Abschnitten 
4, 7, 8 und 9 dargestellten Verhältnisse kein Unterschied zwischen den Arbeitern 
der Zentral- und Betriebswerkstätten. 

°) Näheres hierüber siehe »Eisenbahn- Bau- und Betriebsordnung für die 
Haupt- und Nebeneisenbahnen Bayernse, $ 43 und 44. Gesetz- und Verord- 
nungsblatt f. d. Kgr. Bayern, 1905, S. 280 ff. 

10) Um jedweder irrtümlichen Auffassung vorzubeugen, sei hier ausdrück- 
lich bemerkt, daß wir die Terminologie der Lohnordnung, die Akkord- und 
Stücklohn unterschiedslos gebraucht, beibehalten haben; das gleiche gilt auch 
für den Ausdruck Gruppenakkord. 

11) Es fällt hiebei die Tatsache sehr ins Gewicht, daß in Bayern das Ver- 
hältnis der etatsmäßigen Beamten zu den Arbeitern ein weit günstigeres ist, 
als in sämtlichen anderen deutschen Bundesstaaten. Vgl. W. Lotz, Der Fis- 
kus als Arbeitgeber im deutschen Staatsbahnwesen; Archiv für Sozialwissen- 
schaft und Sozialpolitik, Bd. 2r, S. 636. 

12) Genaue spezielle Daten für die Werkstättearbeiter sind hierüber nicht 
zu erhalten. 
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der Arbeiter betrifft, über die keinerlei eingehendere Angaben seitens 
der Verwaltung veröffentlicht werden, so ist schon durch die Auf- 
nahmebestimmungen bewirkt, daß im allgemeinen nur deutsche 
Reichsangehörige eingestellt und bayerische Staatsangehörige bevor- 
zugt werden. Es wird in dieser Beziehung eine »Inzucht« in doppeltem 
Sinne getrieben, indem vor allem gebürtige Bayern und ferner wiederum 
auch Söhne von bayerischen Eisenbahnbediensteten beschäftigt wer- 
den. Die Arbeiter aber, die innerhalb dieser eben erwähnten Grenzen 
überhaupt eintreten, strömen auch in die entferntesten Werkstätten 
ein, wobei die Anziehungskraft der Großstädte und spezielle Vorteile 
einzelner Werkstätten (z. B. leichtere Handhabung der Aufnahme- 
bestimmungen) sowie die verschiedenartige Höhe des Reallohnes, so- 
weit wir einen Einblick gewinnen konnten, die subjektiven Haupt- 
richtungspunkte darstellen dürften. Freiwillige Wanderungen 
von einer Werkstätte zur anderen seitens der eingestellten Arbeiter 
kommen nur ziemlich selten vor!?); es ist im Gegenteil eine be- 
deutende Bodenständigkeit, auch bei den Taglöhnern, zu beobachten. 

Die Fluktuation solcher Elemente, die sich nur kurze Zeit im 
Eisenbahndienst aufhalten, ist eine sehr beträchtliche). 
Ueber die Austritte von Arbeitern, die mindestens schon ein Jahr 
bei der Verwaltung beschäftigt waren, gibt Spalte 9 der Tabelle III 
nähere Auskunft. Diese Zahlen stellen auch einige Anhaltspunkte 
dafür dar, daß sich das Argument der Existenzsicherung, das (auch 
O. v. Zwiedineck-Südenhorst heute der »Pflichttheorie« substituie- 
ren will und) darauf hinausläuft, daß die Arbeiter andauernde, in 
schlechten Jahren nicht sinkende, dafür aber auch bei günstiger 
Konjunktur nicht entsprechend steigende Entlöhnung erhalten und 
auch annehmen sollen, tatsächlich nicht ganz verwirklicht. 

Bei günstigen Budgetverhältnissen und reichen Aufsteigemöglich- 
keiten (s. die Zahlen der Tab. III für die Jahre 1898 bis 1900), die ja 
schon in den Beginn einer schlechten (Betriebs-)Konjunktur hinein- 
fallen können, sind nur relativ wenige Austritte zu verzeichnen. Das 
gleiche ıst auch der Fall bei allgemein und speziell ungünstiger Kon- 


13) Es ist aber immerhin sehr beachtenswert, daß den Arbeitern auch eine 
weite geographische Wechselmöglichkeitoffensteht. Die 
Leiter gestatten nämlich bei entsprechender Begründung (z. B. Nähe der Eltern) 
im allgemeinen eine Versetzung in eine andere Werkstätte, falls sie Ersatz für 
ihren Entgang an Arbeitskräften erhalten. So finden sich ab und zu in den 
Verbandszeitungen Inserate etwa folgenden Inhalts: Schlossergehilfe A aus 
München möchte mit einem Schlossergehilfen in Nürnberg tauschen. 

14) So betrug bei Abteilung A der Arbeiterpensionskasse im 


Jahr f. eine durchschnittl. der Gesamt- Mean 
Mitgliederzahl von abyang sang 
1910 44 144 18 343 17 223 
IQII 43 806 17 104 17 547 
1912 45 908 15 323 19 205 


S. Beilage 23 der Jahresberichte. Bezüglich der Postarbeiter usw. vgl. S. 858, 
Anm. 98; doch ist es für die hiesigen Feststellungen gleichgültig, um welche 
Gruppen von Staatsarbeitern es sich handelt. 
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junktur (was sich aus unseren rechtsrheinischen Zahlen allerdings 
weniger ersehen läßt, vgl. höchstens das Jahr 1907), wenn der Arbei- 
ter seinen Lebensunterhalt immer noch leichter bei der Staatsbahn 
verdienen kann. Schließlich verlassen die Arbeiter bei sehr gün- 
stiger allgemeiner Konjunktur, wenn sie in der Privatindustrie mit 
ihrer Arbeitskraft einen höheren Ertrag erzielen können, in großer 
Zahl den Dienst, eine Tatsache, die ja dem speziellen Kenner wohl- 
bekannt ist '®), sich aber selbst für das industriearme Bayern, das zu- 
dem einige Zeit in der Entlöhnung seiner Eisenbahnarbeiter nahezu 
an der Spitze der deutschen Bundesstaaten stand und nach der letz- 
ten Lohnerhöhung wohl wieder stehen wird, etwa an Hand der 
Zahlen für die Jahre IgIo und IgII entnehmen läßt. 

Die ungelernten Arbeiter spielen verhältnismäßig keine bedeutende 
Rolle unier der Arbeiterschaft; zu einem großen Teile verrichten 
sie reine Handlangerc'tenste, sie sind z. B. einer Gruppenakkordpartie 
zum Holen der Getränke beigegeben und haben die Reinigung der 
Werkstätteräume zu besorgen. Mit der zunehmenden Einführung 
von Werkzeugmaschinen, die meist in Amerika mit seinem typisierten 
Betrieb zuerst angewandt wurden, wird freilich der notwen 
dige Bedarf an Handwerkern immer mehr abnehmen. Doch stellt 
die Verwaltung auf Posten, die auch von ungelernten oder angelern- 
ten Arbeitern ausgefüllt werden könnten, nicht selten Handwerker. 

Der Typus der angelernten Arbeiter wird in den Verwaltungspubli- 
kationen überhaupt nicht !#) erwähnt. Doch sind diese Arbeiter, 
ähnlich wie es die jüngsten Untersuchungen des Vereins für Sozial- 
politik in der Privatindustrie zeigten — und zwar als Typus der 
»Maschinenarbeiter«e —, z. B. an Hobel- und Fräsmaschinen und an 
Revolverdrehbänken beschäftigt. Die Einübungszeit (in der über- 

15) So bemerkte W. Zimmermann für Preußen (mit einer allerdings 
relativ weit geringeren Entlohnung der Eisenbahner) schon vor einem Jahr- 
zchnt: »Der Kisenbahr«diensthat.....ın der letzten industriellen Hochkonjunk- 
tur an Anziehungskrait für die Arbeitermassen eingebüßte. S. Schr. d. Ver. 
f. S., Band 90, S. 202. Vul. auch die von uns auf S. 823 angeführten Dar- 
legungen des Herrn v. Sceidlein. 

16) Dagegen enthält das Reglement Nr. 25 a (betreffend die Löhnung der dem 
Fabrikgesetz unterstellten Werkstättearbeiter) der Schweizerischen Bundes- 
bahnen für die definitiven Arbeiter folgende Unterscheidung: 

Die definitiven Arbeiter werden mit Bezug auf die Löhnung in folgende 
drei Klassen cinget.ilt: 

I. Klasse: Handwerker, welche sich über eine genügende Lehrzeit und 

entsprechende Fähigkeiten in ıhrem Berufe ausweisen; 

II. Klasse: Handwerker, welche den vorstehend genannten Anforderungen 

nicht genügen, ferner Handwerkergehilfen und Arbeiter an 
Maschinen; 

III. Klasse: Handlanger.s 

Auch die Arbeitsordnung der österreichischen Staatsbahnwerkstätten 
macht in ähnlicher Weise einen Unterschied zwischen eigentlichen Professio- 
nisten, Maschinenarbeiter. und Taglöhnern. (Vgl. auch im »Bericht über die 
Ergebnisse der k. k. Staatseisenbahnverwaltung f. d. Jahr 1912«, S. 253, $ 2 
Ziff. 3.) 
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wiegenden Mehrzahl der Fälle werden sie erst in den Staatsbahnwerk- 
stätten angelernt und nicht von der Privaiindustrie schon so über- 
nommen) dauert wenige Monate; der Lohn ist meist um einen ge- 
ringen Betrag höher als der der ungelernten Arbeiter. Mit den Ver- 
hältnissen in der Privatindustrie verglichen, sind sie nur in ziemlich 
geringer Zahl vorhanden. Denn einerseits werden eben von der Ver- 
waltung, wie schon erwähnt, auf solchen Posten oft schon a priori 
Handwerker verwendet, andererseits werden diese Stellen in großer 
Zahl von älteren oder halbinvaliden Handwerkern, die in ihrer Kraft 
und Gewandtheit nicht mehr ganz auf der Höhe stehen, eingenommen. 
So sind — nach meinen Informationen — z. Z. mehr als die Hälfte 
der Arbeiter an solchen Maschinen Handwerker. 

Rechtlich werden die Arbeiter von der Verwaltung in »stän- 
dige« Gehilfen, deren Stellenzahl immer im Etat aufgeführt 
ist, undin Aushelfer geschieden; diese werden im Durchschnitt 
nach Jahresfrist in die Gehilfenstellung überführt, manchmal währt 
aber die Wartezeit für Tarlöhner weit länger. Diese Differenzierung, 
die sich auch in der Lohnordnung vom 1. April 1907 findet, ist für die 
Arbeiter der Zentralwerkstätten tatsächlich von Keiner sehr großen 
Bedeutung. Ist doch für beide Gruppen die eben erwähnte Lohn- 
ordnung als Verwaltungsvorschrift, an der jeder- 
zeit von der Verwaltung Aenderungen verfügt 
werden können, maßgebend. Der $ ı der Arbeitsordnung, 
der bestimmt, daß das Arbeitsverhältnis beiderseits 
jederzeit ohne vorhergängige Aufkündigung 
und ohne Grundangabe gelöst werden kann, 
gilt rechtlich auch für die Gehilfen, während tatsächlich 
auch die Aushelfer im allgemeinen bei entsprechender Leistung keine 
Entlassung zu gewärtigen haben. Außerdem unterscheidet die Ver- 
waltung noch Handwerker und handwerksunkundige Arbeiter oder 
Taglöhner; jene sollen einen um 20%, höheren Verdienst als 
diese erreichen, ihre Aufsteigemöglichkeit ist naturgemäß ebenfalls 
eine verschiedene. 

3. Leitung. An der Spitze der Zentralwerkstätten bzw. der Werk- 
stätteinspektionen 17) stehen hervorragend ausgebildete Maschi- 
neningenieure, meistim Range eines Regierungsrates (Klasse 7 
der Gehaltsordnung, jährlicher Bezug: 6000—8400 M.), für die die- 
ser Posten im allgemeinen das Endziel ihrer Laufbahn darstellt. 
Dieses Moment ist nicht ohne Bedeutung für das Verständnis der 
großen Selbständigkeit und Unabhängigkeit, mit der die meisten 
Leiter und ihre Untergebenen in der Praxis zu handeln pilesen — 
mitunter selbst gegenüber bureaukratischen bzw. auch politischen 
Anordnungen des Verkehrsministeriams und der Eisenbahndirektionen, 
welchen sie unmittelbar unterstellen. Es treten ja naturgemäß beim 
Werkstättel:strieb der Staatsbahnen !*) die Gegensätze zwischen der 
. 1?) Die vier größten Zentralwerkstätten München, Nürnberg, Regensburg 

und Weiden zerfallen wiederum in einzelne Werkstatteinspektionen. 
14) Auf diese Gegen-ätze bam kommunalen Klem- und Straßen- 
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politisch-bureaukratischen und der technisch-privatwirtschaftlichen 
Verwaltung besonders bemerkbar auf und manche dieser Folge- bzw. 
Begleiterscheinungen des staatlichen Betriebs werden von den Werk- 
stätteleitern als recht unangenehm und für ihre Tätigkeit hemmend 
empfunden. Ich erwähne nur z. B., daß sämtliche Vorsitzende, mit 
denen der Verfasser über diesen Punkt gesprochen, die Mitglieder 
des gegenwärtig vom bayerischen Verkehrsminister so heftig be- 
kämpften und zu einem langsamen Absterben verurteilten Süddeut- 
schen Eisenbahnerverbandes einstimmig und rückhaltslos 1?) als recht 
tüchtige und kenntnisreiche Arbeiter und zugleich als sehr fleißige 
und objektive Vertreter ihrer Arbeiterausschüsse ?0) bezeichnet 
haben und daher ihre Verdrängung außerordentlich bedauern würden 
und daß ihnen ein gewisser Schematismus in der Löhnung aufge- 
zwungen ist, den manche als starken Hemmschuh für die Arbeits- 
intensität ıhrer Untergebenen empfinden. Recht fühlbar machen 
sich die bureaukratischen Fesseln auch noch geltend beim Verkauf 
von Altmaterial (insbesondere Kupfer), der nach einer Submissions- 
vorschrift zu erfolgen hat und von einer kaufmännischen Leitung 
wohl etwas abweichend und auch für die Verwaltung gewinn- 
bringender gehandhabt würde. 

Nächst den Vorsitzenden, die in erster Linie die Verantwortung 
für die Ausführung der Arbeiten tragen, obliegt die Beaufsichtigung 
den Werkführern bzw. Oberwerkführern (erstere in Klasse 22 der 
Gehaltsordnung, jährlicher Bezug 1800—2400 M.; letztere in Klasse 
18, jährlicher Bezug 2250—3150 M.), von denen je einer durchschnitt- 
lich auf ca. 40—60 Arbeiter trifft. Die gleiche Funktion üben auch 
die Vorarbeiter aus, die nicht etatsmäßig, sondern gegen Taglohn an- 
gestellt sind, aber im allgemeinen Bewerber auf den Posten eines 
Oberwerkführers ?!) darstellen. 


bahnbetrieb hat Richard Passow an verschiedenen Stellen seines jüngst 
erschienenen Werkes: Die gemischt privaten und öffentlichen Unternehmungen 
auf dem Gebiete der Elektrizitäts- und Gasversorgung und des Straßenbahn- 
wesens (Jena 1912) hingewiesen. — Wir haben hier nicht spezielle politische 
Gegensätze etwa der Artim Auge, daß die Beamten Anordnungen, die nach ihrer 
Meinung nur auf eine parteipolitische Einstellung der höheren Stellen zurück- 
zuführen sind, kritisieren würden, sondern denken nur an den generellen 
Gegensatz. Vgl. selbst Fr. J. Stahl, Rechts- und Staatslehre auf der Grundlage 
christlicher Weltanschauung. Zweite Abteilung: Die Lehre vom Staat und die 
Prinzipien des deutschen Staatsrechts. Heidelberg 1846, S. 256 ff. 

19) Wenn sich dem Verfasser gegenüber ein Leiter über das durch die 
gegenwärtige Akkordregelung geradezu gezüchtete Bremssystem dieser seiner 
tüchtigsten Arbeiter unmutig geäußert hat und mehrere die politischen An- 
sichten dieser Menschen bedauert haben, so hat das ja mit der Beurteilung 
ihrer Arbeitskraft nichts zu tun. 

30) Vgl. auch die Zeugenaussage des Vorsitzenden der Zentralwerkstätte 
Aubing in einem Prozeß zwischen Mitgliedern des Bayerischen und des Süd- 
deutschen Eisenbahnerverbandes am 17. Juni 1913. 

21) Ihr Lohn ist zumeist schon so hoch, daß der Anfangsgehalt eines Werk- 
führers ein materielles Heruntersinken bedeuten würde. 
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4. Aufnahmebestimmungen. Nach den teilsweise schon etwas ver- 
alteten Aufnahmebestimmungen °*) sind die wichtigsten Vorausset- 
zungen für die Einstellung (= Aufnahme als Aushelfer) folgende: 

a) Deutsche Reichsangehörigkeit, insoweit nicht durch Staats- 
verträge ?3) eine Ausnahme bedingt ist. Diese Forderung ist in der 
Regel 24) bei allen größeren Staatsbahnnetzen (nicht nur aus 
Versorgungspolitik, sondern) aus militärischen Gründen eine unerläß- 
liche Voraussetzung für die Erlangung einer Anstellung. 

b) Vollendung des 18. und Nichtüberschreitung des 25. Lebens- 
jahres. Die Festlegung der oberen Altersgrenze auf 25 Jahre, von 
der nur in Ausnahmefällen eine Dispens zu gewähren ist, wird von 
den Arbeitern deshalb als recht hart empfunden, weil häufig Bewerber, 
die vielleicht schon jahrelang fest auf ihre Einstellung gehofft, da- 
durch von der Vormerkungsliste gestrichen werden müssen. Ferner hat 
diese Vorschrift naturgemäß noch die Wirkung, daß nur sehr selten 
vollkommen ausgereifte Männer, die längere Zeit in größeren Betrieben 
oder gar im Auslande im Dienst standen und dort reiche praktische 
Erfahrung und die Kenntnis mannigfaltiger Arbeitsmethoden sich 
erwerben konnten, in die Staatsbahnwerkstätten gelangen. Aus 
diesem Gedankengang heraus und insbesondere von der Erwägung 
geleitet, daß sich die Fähigkeiten der Arbeiter und speziell der Hand- 
werker erst um die Mitte der zwanziger Jahre klar erkennen und 
bewerten lassen, ist sowohl für die Werkstättearbeiter der Schwei- 
zerischen wie der Oesterreichischen Staatsbahnen die Altersgrenze 
für den Eintritt nach oben ?5) auf 35 Jahre festgesetzt. Es ist dabei 
allerdings zur Beurteilung der bayerischen Bestimmung das transi- 
torische Moment zu berücksichtigen, daß eben im Gegensatz zu den 
(weit) geringeren Aufsteigemöglichkeiten, insbesondere bei der öster- 
reichischen Verwaltung, hier die Werkstättearbeit heute noch für die 
Mehrheit der Arbeiter nur als Uebergangsstadium zum Lokomotiv- 
führer- bzw. Schaffnerposten usw. zu betrachten ist. Wenn freilich 
diese weite Möglichkeit zum Uebertritt in das Beamtenverhältnis 
mehr und mehr bis nahezu zu dem durch natürliche Vakanz beding- 
ten Maß eingeschränkt werden sollte, wofür ja gewisse Anzeichen 
sprechen, wie später noch eingehender darzulegen ıst, dann wird 
sich die jetzige Regclung nicht mehr vollkommen durch das 


#2) S. Amtsblatt der Generaldirektion der K. B. Staatseisenbahnen 1903, 
Nr. 52. 

23) Auf Grund von Staatsverträgen über Gemeinschaftsbahnen (z. B. bei 
Kufstein und Eger) waren am 31. Dezember 1910: 120 Ausländer als Arbeiter 
beschäftigt; wieviele davon im Werkstättedienst standen, ist nicht ausgeschieden, 

21) S. Enzyklopädie des Eisenbahnwesens. Zweite, vollständig neubearbeitete 
Auflage. Urban und Schwarzenberg, Berlin und Wien ıgı2, II. Bd., S. 72. 

235) In Oesterreich, wo einerseits formell die untere Altersgrenze auf 18 Jahre 
festgesetzt ist, andererseits auf einen größeren Bestand an gedienten Arbeitern 
bzw. Militäranwärtern mit Rücksicht auf deren höher gewertete Solidität be- 
sonders großes Gewicht gelegt wird, erfolgt die Einstellung erst meist nach 
Zurücklegung der Dienstzeit, d. h. in einem Alter von 23 Jahren. 
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Argument begründen lassen, daß ja auch die Betriebsbeamten beim 
Amtsantritt wiederum eine bestimmte Altersgrenze nicht überschreiten 
dürfen, so daß eine gewisse Modifikation, vielleicht nur für ein- 
zelne Arbeitergruppen, wohl auch für Bayern in den Bereich 
der Möglichkeit gerückt ist. 

Bei der Einstellung müssen die Bewerber ledig sein; sind sie 
aber einmal als Aushelfer beschäftigt, dann haben sie nur die Pflicht, 
eine etwaige Verehelichung anzuzeigen, während einer Ueberführung 
Verheirateter in das Gehilfenverhältnis keine Hindernisse mehr %) 
im Wege stehen. 

c) Ungetrübter Leumund. 

d) Körperliche Tauglichkeit, die durch eine bahnärztliche Unter- 
suchung festgestellt wird. Hiebei werden nicht immer die gleichen 
Anforderungen gestellt wie bei der Bewerbung für den Fahrdienst. 
Die Arbeiter beklagen es nun als empfindlichen Nachteil, daß sie 
über die Gebrechen, die eine Untauglichkeit für jenen bedingen, oft 
nicht entsprechend aufgeklärt werden und so bei der späteren Unter- 
suchung nicht selten sehr unliebsame Enttäuschungen erleben. 

e) Entsprechende Schulbildung, die der Bewerber bei einer Prü- 
fung in den Elementarfächern zu zeigen hat. Zum Nachweis der 
speziellen Handwerkskenntnisse sind für die größere Zahl der Fälle 
die Zeugnisse ausreichend; besteht aber der geringste Zweifel an den 
Fähigkeiten des Bewerbers, so kann eine praktische Erpro- 
bung derselben an Hand eines Probestücks angeordnet 
werden. Diese Tatsache der Forderung einer Minimalleistung 
ist sehr beachtenswert deshalb, weil sie — vom Standpunkt der 
ausgleichenden Gerechtigkeit aus — eine unentbehrliche Prämisse 
für die Forderung eines Minimallohns bzw. auch einer Min- 
destzeitlohnrate beim Stücklohn darstellt. 

f) Seit einiger Zeit wird schließlich bei einigen Dienststellen 
den neueintretenden Arbeitern ein Revers vorge- 
legt, dessen wichtigste Bestimmung die ist, daß sich der Unter- 
zeichnete verpflichtet 27), nicht in den Süddeutschen Eisenbahnerver- 
band einzutreten. Offiziell ist der Revers im Verkehrsministerialblatt 
nicht veröffentlicht worden. 


26) Früher mußte auch beim Eintritt in das Gehilfenverhältnis der Nach- 
weis der Ledigkeit erbracht werden, eine Forderung, die nicht selten zu einem 
Konkubinat (an Stelle einer Ehe) zwang und manche Verurteilung dieser Bedien- 
steten und somit auch Stellungsverluste mit sich brachte. S. auch Denkschnift 
über die Lage des niederen Eisenbahnpersonals in Bayern, herausgegeben von 
Franz Dauer, München 1905, S. 71 ff.; vgl. auch die Ausführungen des Abg. 
Beyhlin der Sitzung der Abgeordnetenkammer vom 8. August 1900. 

21) Dieser Revers lautet: Im staatlichen und dienstlichen Interesse muß 
von der Verkehrsverwaltung der unbedingte Verzicht auf die gemeinsame Ein- 
stellung der Arbeit oder des Dienstes gefordert werden, Dem Personal ist darum 
strengstens untersagt, einem der Vereine anzugehören, deren Verhalten nicht 
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Bei Gleichartigkeit der sonstigen Vorbedingungen werden solche 
Arbeiter, die bereits ihrer Militärpflicht genügt haben, bevorzugt. 
Dasselbe ist der Fall bei Bayern gegenüber den Angehörigen anderer 
Bundesstaaten. Im allgemeinen soll — nach den Bestimmungen 
des Ministeriums — die Reihenfolge der Anmeldungen für den Zeit- 
punkt der Aufnahme maßgebend sein; tatsächlich halten sich aber 
die Vorstände nicht immer ganz genau an diese Anordnung, 
sondern sie gehen bei sehr guten Zeugnissen und bei besonderen 
häuslichen Verhältnissen (Armut, unterstützungsbedürftige Eltern) 
auch ab und zu von der Regel ab. 

Die Folgeerscheinung des staatlichen Betriebes, daß manche 
Landtagsabgeordnete und sonstige eines größeren politischen Ein- 
flusses sich bewußte Persönlichkeiten dann und wann die Bewer- 
bungen ihnen nahestehender Persönlichkeiten (z. B. Verwandte oder 
Leute aus dem gleichen Landtagswahlkreis) warm unterstützen, hat 
bei den heutigen Beamten wohl noch sehr selten im Sinne einer nicht 
ganz zulässigen Beeinflussung gewirkt. Doch birgt dieser Zustand 
für die Zukunft manche Gefahren in sich, da doch derartige Zumutun- 
gen auch einmal an einen Beamten mit einem nicht so steifen Rück- 
grat gestellt werden könnten; dieser wäre dann bei der Freiheit, mit 
der die Werkstätteleiter sich ihre Bewerber auswählen, wohl imstande, 
eine derartige Bevorzugung eintreten zu lassen ohne daß eine solche 
sicher nachgewiesen werden könnte. 

Das Uebereinkommen über die Aufnahme wird schriftlich ge- 
troffen und eine Abschrift desselben dem Arbeiter ausgehändigt. Für 
jeden neueintretenden Arbeiter wird sofort ein Personalblatt ange- 
legt, bei dem die verschiedenen Zeugnisse und Nachweise verwahrt 
werden und das bei einer etwaigen Bewerbung um eine Beamten- 
stellung eine Qualifikation aufzunehmen bestimmt ist. 

5. Lehrlingsordnung. Zur Heranbildung eines geeigneten Hand- 
werkernachwuchses trägt die Verwaltung zum Teile unmittelbar 
selbst bei, indem sie in den vier Zentralwerkstätten München, Nürn- 
berg, Regensburg und Weiden in den für sie wichtigsten Berufen 
Lehrlinge in beschränkter Zahlausbildet. Vorbildlich für das bayerische 
wie überhaupt das ganze deutsche Lehrlingswesen in Staatsbahn- 
werkstätten ist dabei im allgemeinen die Regelung, wie sie durch das 
Reskript des Ministers Maybach vom 2I. Dezember 1878 in 
Preußen ?®) eingeleitet wurde. Doch tritt in Bayern der Charakter 
einer Wohlfahrtseinrichtung gegenüber einer rein erwerbswirtschaft- 


genügende Sicherheit dafür bietet, daß sie von dem Mittel einer solchen Ein- 
stellung der Arbeit oder des Dienstes im Bereiche der Verkehrsverwaltung 
keinen Gebrauch machen werden. 

Ich bestätige, Kenntnis erhalten zu haben, daß zu diesen Vereinen zurzeit 
die freien Gewerkschaften der Metall- und Transportarbeiter, sowie der Ver- 
band des Süddeutschen Eisenbahn- und Postpersonals gehört 

Datum Unterschrift. 
28) Ansätze zu einer Ausbildung von Lehrlingen für Eisenbahnwerkstätten 
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lichen noch weit mehr in den Vordergrund als in Preußen. Nach den 
zurzeit 2°?) geltenden Bestimmungen werden Lehrlinge für das Schlos- 
ser-, Dreher-, Schmied-, Kesselschmied- und Schreinerhandwerk auf- 
genommen. Es sollen in einer Hauptwerkstätte nicht mehr wie 32 
beschäftigt werden, so daB jährlich im allgemeinen 8 eingestellt wer- 
den können ??). Von den Bedingungen zur Aufnahme, die nicht analog 
mit den schon betrachteten allgemeinen lauten, ist zu erwähnen die 
Altersgrenze, die nach unten auf I4, nach oben auf 16, in Ausnahme- 
fällen auf 18 Jahre festgesetzt ist. Auch hier ist zumeist die Reihen- 
folge der Vormerkungen maßgebend. Doch bestimmt die Lehrlings- 
ordnung ausdrücklich, daß Söhne von Angehörigen der Staatseisen- 
bahnverwaltung den Vorrang haben und daß neben der Würdigkeit 
der Bewerber auch die Dürftigkeit der Eltern bei der Auswahl zu 
berücksichtigen ist. Die ersten 8 Wochen gelten als Probezeit, wäh- 
rend derer das Verhältnis durch einseitigen Rücktritt gelöst werden 
kann. Später kann dies im allgemeinen nur mehr durch Ueberein- 
kommen °!) geschehen. Der schriftliche Vertrag ist von beiden Teilen 
zu unterzeichnen; die Lehrzeit dauert 4 Jahre. Die Arbeitszeit 
beträgt 9 Stunden; Ueberstunden, Nacht- und Sonntagsarbeit sind 
ausgeschlossen, ebenso sind besondere Vergünstigungen für die Ar- 
beitspausen bestimmt. 

Der Lehrling erhält sofort für jeden Arbeitstag 70 Pfennig Tag- 
lohn, bei entsprechenden Leistungen und gehörigem Betragen steigt 
der Lohn halbjährlich um ıo Pfennig. Bei besonders tüchtigen und 
fleißigen darf der Lohn im letzten Jahre in kürzeren Zeiträumen 
oder um einen größeren Betrag erhöht werden. 

Was nun die Ausbildung selbst betrifft, so ist zunächst die Vor- 





zeigten sich bereits bei der Bergisch-Märkischen Eisenbahnverwaltung etwa 
seit 1870. Noch heute finden sich in den »Berichten über die Ergebnisse des 
Betriebs der vereinigten preußischen und hessischen Staatseisenbahnens recht 
eingehende Nachweise über alle Verhältnisse der Lehrlinge, s. z. B. Bericht 
für das Rechnungsjahr ıgıı, S. 19. — Vgl. auch das Referat des Maschinen- 
inspektors Garbe über das Lehrlingswesen in der Versammlung des Vereins 
Deutscher Maschineningenieure am 8. April 1882, abgedruckt in Glasers 
Annalen für Gewerbe und Bauwesen, Bd. XI, S. 147 ff. und Paul Scheven, 
Die Lehrwerkstätte, ı. Bd., Tübingen 1894, S. 447 ff. 

29) S. Verkehrsministerialblatt, Jahrg. 1908, Nr. 177 und Jahrg. 1911, 
Nr. 285; früher wurden auch noch andere Handwerker z. B. Sattler, Lackie- 
rer usw. ausgebildet. Da sich dies doch als zu unwirtschaftlich herausstellte, 
müssen die Vertreter dieser Berufe jetzt gänzlich von der Privatindustrie be- 
zogen werden. In Preußen werden im allgemeinen nur Lehrlinge für das Schlos- 
ser- und das Schlosser- und Dreherhandwerk eingestellt. 

30, Nach der »Statistik über die Arbeits- und Lohnverhältnisse der Arbeiter 
der Staatseisenbahnverwaltung . . .e im Jahre ıgıo betrug die Zahl der Lehr- 
linge 154. Die höhere Gesamtsumme erklärt sich daher, daß früher 40 Lehrlinge 
bei jeder der vier Werkstätten aufgenommen werden durften. 

31) Diese Bestimmung ist aus der preußischen Lehrlingsordnung übernommen 
worden; bei den Arbeitern kann dagegen, wie schon erwähnt, formell das Arbeits- 
verhältnis jederzeit von beiden Seiten gelöst werden. 
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schrift sehr bemerkenswert, daß die Lehrlinge nicht nur in den im 
Werkstättebetrieb vorkommenden Arbeiten des gewählten Hand- 
werks zu unterweisen, sondern, soweit tunlich, im ganzen Um- 
fange ihres Handwerks auszubilden sind, und zwar (womöglich) 
in eigenen Lehrlingswerkstätten $°). Mit der Ausbildung sind geeignete 
Werkführer oder auch tüchtige Arbeiter besonders betraut. Sind 
Lehrlinge einer Akkordpartie eingereiht, so zählen sie bei der Berech- 
nung der Zahl der Gruppe nicht mit, sondern der Partieführer, der 
mit ihrer Leitung beauftragt ist, erhält als Entgelt für seine durch 
die Unterweisung bedingte Minderleistung die Arbeit des Lehrlings hin- 
zugerechnet. Im übrigen werden die Pflichten und Rechte, die der 
Staatseisenbahnverwaltung als Lehrherrin obliegen und zukommen, 
von den Vorständen der Werkstätteinspektion ausgeübt, bei der die 
Lehrlinge ausgebildet werden. Eine fortwährende Beaufsichtigung 
findet vor allem nach der Richtung hin statt, ob die Lehrlinge in den 
Schulen, zu deren Besuch sie nebenbei während der ganzen Lehrzeit 
verpflichtet sind, entsprechenden Fleiß und gute Leistungen auf- 
weisen. Der Unterricht an diesen Fortbildungsanstalten, einerseits 
der Sonntags- andererseits je nach den individuellen Verhältnissen 
einer Gewerbe-, Baugewerks- oder Fortbildungsschule, soll den Lehr- 
ling in den Stand setzen, »sich angemessene Kenntnisse in der Arith- 
metik, niedern Mathematik, Physik, Materialienkunde und Fertigkeit 
im Zeichnen und in der Abfassung kleinerer Schriftstücke zu erwerben«. 
Für die Stunden, die in die Arbeitszeit hineinfallen, ist ohne Lohn- 
abzug Urlaub zu gewähren; sämtliche Schulgebühren werden von 
der Staatseisenbahnverwaltung bezahlt und unbemittelten Lehr- 
lingen sogar die Gebrauchsgegenstände für den Zeichenunterricht 
leihweise überlassen; es trägt also diese ganze Institution, wie schon 
eingangs erwähnt wurde, in hervorragendem Maße 3#) auch den Charak- 
ter einer Wohlfahrtseinrichtung für die Söhne von (verunglückten 
oder bedürftigen) Staatsbediensteten an sich. 

Der Prüfungsausschuß bei den Gesellenprüfungen, die nach 
Bedarf abgehalten werden, besteht aus dem Vorsitzenden und zwei 
Beisitzern. Vorsitzender ist einer der Inspektionsvorstände der 
Hauptwerkstätte, der erste Beisitzer ist ein aus dem einschlägigen 
Handwerk hervorgegangener Werkführer oder Oberwerkführer, der 
zweite regelmäßig ein mindestens vierundzwanzigjähriger Arbeiter, 
der die Gesellenprüfung für das betreffende Handwerk bestanden 
hat; beide Beisitzer werden vom Vorsitzenden ernannt. Die Prüfung 
enthält: Anfertigung eines Probestücks, eine schriftliche über- 


3) Solche sind zurzeit in allen vier Werkstätten eingerichtet, in denen 
Lehrlinge ausgebildet werden. 

33) Auch bei den Oesterreichischen Staatsbahnen wurde »die Institution der 
Lehrlinge vornehmlich zu dem Zwecke eingeführt, um den Söhnen einzelner 
hilfsbedürftiger Bediensteter die Erlernung eines Handwerks zu erleichtern«. 
S. auch den »Bericht über die Ergebnisse der k. k. Staatseisenbahnverwaltung 
für das Jahr 1ı908«, S. 57 ff. 
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schlägige Berechnung für dieses Probestück und eine mündliche 
Prüfung zur Ausweisung der erforderlichen Kenntnisse im gewählten 
Handwerk. Wenngleich die Verwaltung ausdrücklich jede Ver- 
pflichtung ablehnt, die Lehrlinge nach bestandener Prüfung weiter 
zu beschäftigen, werden sie tatsächlich doch immer eingestellt. 

6. Löhnung. Rechtlich-formelle Regelung. Die Arbeiter in den 
Zentralwerkstätten haben im allgemeinen an Sonn- und Feiertagen 
keinen Dienst zu leisten ; sie werden also durchschnittlich nuran ca. 300 
Tagen jährlich beschäftigt und auch nur für jeden wirklichen 
Arbeitstag entlohnt. Für sie sind keine örtlichen Grundlöhne auf- 
gestellt, sondern sie erhalten feste Taglöhne, die (r.) nach 
persönlicher Tüchtigkeit und Brauchbarkeit sowie (2.) nach Angebot 
und Nachfrage zu bemessen sind. Für die Arbeiter im Zeitlohn ist 
jedoch der Anfangstagelohn für handwerksunkundige Arbeiter nicht 
unter dem ortsüblichen Taglohn 34), für Handwerker aber entsprechend 
höher festzusetzen. »Regelmäßige Lohnvorrückungen finden nicht 
statt, jedoch werden bei entsprechender Führung und Leistung von 
Zeit zu Zeit angemessene Lohnerhöhungen bewilligt.« 

Für die Arbeiter ım Stücklohn seien die wichtigsten Bestimmungen 
aus der Lohnordnung wörtlich angeführt: 

I. »Auch bei der Beschäftigung im Akkord erhält jeder Arbeiter 
einen festen Taglohn, der ihm unabhängig von 
Akkordergebnis als Mindestbezug gesichert 
bleibt. 

2. Der Anfangstaglohn für handwerksunkundige Arbeiter ist 
dabei so zu bemessen, daß der Arbeitsverdienst (Taglohn- und Akkord- 
mehrverdienst) bei mittlerer Leistung dem örtlichen Grundlohn min- 
destens gleichkommt; Handwerkern sind entsprechend höhere An- 
fangslöhne zu bewilligen. 

3. Die Preise für Akkordarbeiten richten sich nach den ört- 
lichen 35) Verhältnissen und den zur Verfügung stehenden mechani- 
schen Einrichtungen. Sie werden so bemessen, daß ein mittlerer Ar- 
beiter ohne besondere Anstrengung einen Mehrverdienst über den 
festen Taglohn erreichen kann. Der Mehrverdienst darf 
jedoch nicht über 40% des Taglohnes betragen. 
Bei Gruppenakkorden werden die Taglöhne auf die Akkordsumme 
angerechnet, der verbleibende Ueberschuß wird an die einzelnen 
Akkordteilnehmer im Verhältnis ihrer Taglohnsummen verteilt. 

4. Der Partieführer einer mindestens 5 Mann starken Akkord- 


34) Formell ist dieser Passus zwar aus einer besonderen Veranlassung in 
der Lohnordnung gestrichen worden; doch tatsächlich ist jetzt diese Streichung 
bedeutungslos. 

35) Es ist hiebei auch von großer Bedeutung, ob die einzelnen Werk- 
stätteabteilungen parallel zu den aufeinanderfolgenden Arbeitsprozessen er- 
richtet sind, oder ob ein Arbeitsobjekt mit erheblichem Zeitaufwand von einer 
Abteilung zur anderen weit herumgefahren werden muß (ob z. B. die Schreinerei 
neben der Wagenwerkstätte und die Poliererei wieder neben der Schreinerei 
liegt). 
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partie kann, sofern er eine höhere Verantwortung hat und durch 
seine Tätigkeit einen wesentlichen Einfluß auf das Akkordergebnis 
auszuüben vermag, eine besondere Zulage erhalten, die je nach der 
Höhe seiner Verantwortung, dem Umfange seiner Geschäftsaufgabe 
sowie nach der Ausführung und dem Ergebnis der Akkordarbeit bis 
zu 7% des über die Taglohnsumme erzielten Mehrverdienstes beträgt «. 

Für die Festsetzung einer Höchstgrenze des Akkordverdienstes 
war dabei maßgebend, daß die Arbeiten eine große Genauigkeit und 
eine sehr gute Qualität erheischen und ein Ueberhasten im Hinblick 
auf eine erhöhte Unfallgefahr im Betrieb nicht vertragen können. 
Man hat auch zumeist bei den Verwaltungen, wo unbegrenzter Akkord 
ganz allgemein bestand oder besteht, keine sehr günstigen Erfahrungen 
in der Richtung hin erzielt, daß die Haltung eines großen technisch 
hochgebildeten und kostspieligen Aufsichtspersonals zur Aufdeckung 
von Fehlern im Material und in der Arbeit sich als Notwendigkeit 
herausstellte. Doch ist die Leitung der preußischen Staatsbahnen 
von den Erfolgen ihrer Regelung, daß hervorragend qualifizierte Ar- 
beiter einen unbegrenzten Mehrverdienst erzielen können, nach ihren 
eigenen Angaben recht befriedigt. 

Die tägliche regelmäßige Arbeitszeit beträgt 9 Stunden. 
Bei außerordentlichen Dienstleistungen werden folgende Lohnzu- 
schläge gewährt: 

I. Bei Ueberstunden im Bereiche der Werkstättestation 25% 
2. Bei Arbeiten auf auswärtigen Stationen 50% 
3. Bei Einhebungsarbeiten %8) und für Freimachen der Bahn 

bei Unfällen 

a) im Bereiche der Werkstättestation 50% 

b) auf freier Strecke oder in einer auswärtigen Station 100%. 
Ist einer dieser außerordentlichen Dienste an einem Sonn- oder Feier- 
tag zu leisten, so werden hierfür weitere 25% vergütet. 

Der Taglohn wird von 14 zu 14 Tagen und zwar vom Donners- 
tag bis zum zweitnächsten Mittwoch Abend berechnet und in den 
meisten Werkstätten an jedem unmittelbar folgenden zweiten Samstag 
Vormittag zu der vom Werkstättevorstand bestimmten Stunde aus- 
bezahlt. Der Mehrverdienst aus Akkordarbeit bzw. die Abschlags- 
zahlung wird zumeist ebenfalls an jedem zweiten Samstag oder Frei- 
tag den Arbeitern ausgehändigt, und zwar in jenen Wochen, in denen 
keine Taglohnauszahlung stattfindet; die Stücklohnarbeiter erhalten 
so den festen Taglohn und den Mehrverdienst gesondert (s. auch 
das Lohnbuch im Anhang). 

Tatsächliche Handhabung seitens der Verwaltung und der Vorge- 
setzten. Eine sehr gewichtige Abweichung von der rechtlichen Rege- 
lung besteht zunächst darin, daß Unterschiede in der Tüchtigkeit 
und Brauchbarkeit innerhalb einer jeden Werkstätte und Berufs- 
gruppe ım allgemeinen nicht in so hervorragendem Maße durch 
entsprechende Lohndifferenzierung gekennzeichnet werden, wie es 


3) D. h. Reparaturarbeiten bei Entgleisungen und sonstigen Unfällen. 
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nach dem Wortlaut der Lohnordnung zu erwarten wäre. Von aus- 
schlaggebender Bedeutung hiefür ist einerseits die wachsende Ein- 
führung mechanischer Hilfsmittel und die dadurch erhöhte Schwierig- 
keit einer richtigen Qualifikation, die durch die gewerkschaftlichen 
Differenzen und eine damit doch oft verbundene Trübung des Urteils 
der Mitarbeiter (im Gruppenakkord) wie auch hie und da der Vor- 
arbeiter bzw. Werkführer noch gesteigert wird, vor allem aber auch 
der Wunsch von »oben«, möglichst alle Bediensteten gleichmäßig 
zufrieden zu stellen und ja keine irgendwie vermeidbaren Reibungs- 
flächen innerhalb der Arbeiterschaft entstehen zu lassen. Werkstätte- 
leiter, die aus irgend einem Grunde zermürbt sind und ein großes 
Ruhebedürfnis ihren Leuten gegenüber hegen, führen dann diese 
Art der Lohnbemessung noch weiter als es den derzeitigen Inten- 
tionen der Verwaltung entspricht. Alle Vorsitzenden müssen zudem 
fortwährend gewärtigen, daß eine neue Lohnordnung mit einer ge- 
nauen Fixierung der örtlichen Löhne über Nacht eingeführt werde. 
Es würden dann keine Mittel mehr zur Verfügung stehen, die Dienste 
der höher entlohnten Arbeiter weiter entsprechend zu vergüten und 
bei diesen würde dann naturgemäß Unzufriedenheit entstehen. Eine 
derartige Lohnordnung mit Sätzen, die die heutigen durchschnitt- 
lichen Löhne teilweise um ein Beträchtliches übersteigen, hatte noch 
der Vorgänger des jetzigen bayerischen Verkehrsministers, Herr v. 
Frauendorfer, ausgearbeitet; er wurde aber an ihrer praktischen 
Durchführung 7) durch seine und des ganzen Ministeriums Podewils 
Entlassung verhindert. Die beiden ®#) einflußreichsten Verbände, der 
Bayerische wie der Süddeutschie Eisenbahnerverband, haben auch 
schon wiederholt um eine feste Differenzierung der Löhnung nach 
Ortsklassen petitioniert; da die »Süddeutschen« trotz des Vorgehens 
des Verkehrsministers auch nach den letzten Wahlen die überwäl- 
tigende Mehrheit in den Arbeiterausschüssen der meisten Werk- 
stätten inne haben, drängen diese Ausschüsse, insoweit die Vorsitzen- 
den eine Stellungnahme dazu überhaupt zulassen, ebenfalls stark 
auf eine Ausgleichung der Löhne hin. Es ist so ohne weiteres klar, 
daß man von einem reinen Individuallohnsystem, wie es die Lohn- 
ordnung formell fordert, tatsächlich nicht sprechen kann, wenn sich 


3) Für einige Orte seien deren Sätze beispielsweise angeführt: 


Stücklohnarbeiter Zeitlohnarbeiter 
Dienstort Partieführ. Handwerk. Taglöhn. Vorarbeit. Handwerk. Taglöhn. 
Aubing M. 4.30 3.80 3.30 4.80 4.20 3.50 
München » 5.— 4:40 3.90 5.60 4.80 4.10 
Weiden » 4.20 3.70 3.10 4.70 4.— 3.40 


Die geringe Spannung zwischen Stück- und Zeitlohn ist dadurch zu er- 
klären, daß bei dieser Regelung beabsichtigt war, ähnlich wie in Preußen mit 
der Einführung des Stückzeitverfahrens, die tägliche bzw. stündliche Minimal- 
zeitlohnrate bedeutend (um ca. 209%) zu erhöhen, dafür aber den Akkordmehr- 
verdienst auf 20°, herabzusetzen. 

38) Die »Handwerkervereinigung der K. Bayer. Verkehrsanstalten«, eine noch 
junge reine Spartenorganisation, hat meines Wissens zu dieser Frage noch keine 


ausgeprägte Stellung genommen. 
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auch da und dort je nach den Intentionen des Werkstätteleiters teil- 
weise beträchtliche Ansätze dazu finden. Auch die Lohnvorrük- 
kungen innerhalb einer jeden Werkstätte ge- 
stalten sich recht gleichheitlich und sind nicht selten in 
bedeutendem Maße davon abhängig, wieviele Mittel am Jahresschluß 
noch vorhanden sind; allerdings bestehen hiedurch zwischen den 
verschiedenen Werkstätten, was die Fristen und die Höhe der Vor- 
rückungen betrifft, oft recht beträchtliche Unterschiede. Es kommt 
hinzu, daß immer wieder nach bestimmten Zeiträumen Lohn- 
erhöhungen in der Summe von etwa 20, 30 oder 40oPf. ohne jede 
örtliche Differenzierung vom Landtag gefordert und bewilligt werden. 

Zur Kritik dieser automatischen Vorrückungen ist es von In- 
teresse, daß die Difterenz zwischen den höchsten und niedersten 
örtlichen Grundlöhnen ®) nur 80 Pf. (M. 2.90 bis M. 3.70) beträgt. 
Die Spannung zwischen den ortsüblichen Taglöhnen und den Grund- 
löhnen der Eisenbahn ist zumeist (in einem für den Fiskus materiell 
ungünstigen Sinne) recht hoch; so gibt es Orte mit einem üblichen 
Taglohn von M. 1.40%°), wo die Verwaltung doch M. 2.90 zahlt. Dabei 
sind Klagen seitens landwirtschaftlicher Kreise über die Entziehung 
von Arbeitskräften in der weiteren Oeffentlichkeit noch selten laut 
geworden, eine Tatsache, die auch politisch zu würdigen ist, da sie 
einen interessanten Beleg dafür bietet, welch hoher Wertschätzung 
sich die Gunst der Eisenbahner bei den politischen Parteien erfreut. 
Grundlöhne der Eisenbahn, die niedriger als die ortsüblichen Tag- 
löhne wären, bestehen dagegen zurzeit nirgends. Am geringsten ist 
die Spannung in den Großstädten; in München sind jetzt ortsüblicher 
Taglohn und Grundlohn der Verwaltung auf gleicher Höhe, nachdem 
eine Zeitlang sogar dieser um 30 Pf. niedriger war als jener in der 
Höhe von M. 3.70. 

Welche Wirkungen sich mitunter bei günstiger industrieller 
Konjunktur daraus ergeben bzw. ergaben, daß die Bayerische Abge- 
ordnetenkammer für die Arbeiter in den Großstädten keine höheren 
Lohnaufbesserungen als für die gesamte übrige Arbeiterschaft bewilligt, 
zeigen am besten die Ausführungen des jetzigen Verkehrsministers 
im Finanzausschuß dieser Kammer, die wir nach dem Referat des 
Abgeordneten Dr. Pichler im Wortlaut folgen lassen *). 

»Es steht wohl außer Zweifel, daß in München, Nürnberg und 
Ludwigshafen die beklagenswerte Erhöhung der Kosten der gesamten 
Lebenshaltung sich noch wesentlich mehr tühlbar macht als im übri- 


39, Formell existieren solche für die Werkstättearbeiter nicht. 

40) An einem solchen Orte befindet sich meines Wissens ja keine Betriebs- 
werkstätte, sondern ihre Aufzählung ist vor allem für die ungelernten Bahnunter- 
haltungsarbeiter von Bedeutung. Doch schien mir dieser extreme Fall auch 
erwähnenswert zur Zeichnung der Politik der Verwaltung. Für das Verständnis 
dieser ist wohl nicht bedeutungslos, daB (eben in Bavern) nach einer gewissen 
Zahl von Jahren ein großer Teil aller Arbeiter in das Beamtenverhältnis gelangt, 
wo der Gehalt örtlich nicht differenziert ist. 

4) Siche 130. Sitzung vom 2I. September 1912. 
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gen Lande. Deshalb hat sich in Nürnberg und Ludwigshafen auch 
ergeben, daB die Eisenbahnverwaltung zu dem 
bisherigen Taglohn zeitweise vollwertige Ar- 
beitskräfteim erforderlichen Maße nicht mehr 
bekam. Sie mußte wie im vorigen Jahre bei dringenden Strecken- 
umbauten zwischen Roth und Nürnberg täglich Arbeiterzüge mit 
Neubauarbeitern vom Bahnhofumbau aus Nürnberg unter erheblichen 
Mehrkosten auf die Strecke hinausbefördern, da hiefür andere Arbeiter 
in Nürnberg nicht zu erhalten waren. Auch in Ludwigshaien ist 
nach dem Bericht der Inspektion und Direktion das gleiche der 
Fall. In Ludwigshafen herrscht ganz bedeutender Arbeitermangel. 
Die meisten Fabriken zahlen für nichtgelernte®?) Arbeiter 
wesentlich höhere Löhne als die Staatseisenbahnverwaltung. Infolge- 
dessen macht die Deckung des Arbeiterbedarfs für die Staatseisen- 
bahnverwaltung erhebliche Schwierigkeit. Abgesehen da 
von, daß der Bedarf nur zum Teil gedeckt wer 
den kann, muß auf nicht vollwertige Arbeits- 
kräfte, namentlich solche zurückgegrifien 
werden, die zur Verwendung auf verantwort 
lichen Posten eigentlich ungeeignet sind. Da 
zu kamen im vorigen Jahre zahlreiche Austritte 
von Arbeitern des Staatseisenbahndienstes, 
darunter sogar solche mit längerer Dienstzeit. 
Der Arbeitermangel wird noch fühlbarer werden, wenn die Verkehrs- 
steigerung anhält und die in Aussicht stehende Betriebserweiterung 
und Gründung neuer Fabriken verwirklicht wird ....... «»). 

Die nicht gerade sehr deutliche Anweisung der Lohnordnung, 
die Freise für Akkordarbeiten seien so zu bemessen, daß 
ein mittlerer Arbeiter ohne besondere Anstrengung einen Mehrverdienst 
über den festen Taglohn erreichen kann, ist tatsächlich s% 
gedacht und durchgeführt, daß alle Arbeiter die Höchst- 
grenze von 40% erreichen sollen. Faktisch wird dies 
Ziel auch im allgemeinen nahezu oder fast ganz erreicht: so betrug 
ıgro nach der schon erwähnten Statistik der durchschnittliche Stück- 
lohnmehrverdienst 39,3%; unter 38% ist er meines Wissens im letzten 
Jahrzehnt nie gesunken. Um dieses Ziel einer größtmöglichen Gleich- 
heit des Verdienstes zu erreichen, d. h. um einerseits ein Zurück- 
bleiben hinter 40% wie auch ein Aufsteigen über 40% zu vermeiden, 
stehen der Verwaltung verschiedene Mittel zur Verfügung, die natur- 
gemäß — z. T. im Verein mit gewissen gewerkschaftlichen Ideolo- 





43) In der Pfalz sind die Löhne der Handwerker beträchtlich höher als die 
der ungelernten Arbeiter; siehe auch S. 832, Anm. 56. 

43) Der Minister begründete mit diesen Ausführungen die Forderung einer 
höheren Lohnaufbesserung für die Arbeiter in den Großstädten als für die im 
übrigen Lande; die Abgeordnetenkammer war aber nur mit einer gleichheit- 
lichen Erhöhung einverstanden, die ersteren weniger, letzteren mehr als der 
Voranschlag brachte. Schließlich gab dann der Minister auch hiezu seine Zu- 
stimmung. 
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gieen — auch bei den Arbeitern eine verschiedene Stellungnahme 
auslösen. Es ist hier von vorneherein zu beachten, daß ein wesent- 
licher Unterschied besteht zwischen Arbeiten, wie sie ım Einzel- 
oder Gruppenakkord nur ganz vereinzelt innerhalb einer 
Werkstätte vorkommen, und solchen Arbeiten, dein annähern- 
der Gleichartigkeit in großer Zahl ausgeführt 
werden. Trotz der weitgehenden Differenzierung bei der Aufführung 
der Arbeiten im Stücklohntarif (vgl. das Beispiel im Anhang) sind 
ja doch die großen Schwankungen im Arbeitsaufwand, der für einen 
Einzelgegenstand eines bestimmten Typus benötigt wird, nicht be- 
rücksichtigt; es ist z. B. für die Reparatur einer Lokomotive einer be- 
stimmten Gattung ein genauer Preis festgesetzt, aber ohne jede Be- 
zugnahme auf diespeziellen Schwierigkeiten, die gerade diese 
Maschine durch besondere Defekte oder eine übergroße Abnützung 
darbietet. — Einem Arbeiter oder einer Partie, die sehr rasch vor- 
wärts kommen, werden dann vom Vorstande oder vom Werkführer die 
mühsamsten Arbeiten zugewiesen, um ein zu starkes Anwachsen des 
Mehrverdienstes nach Möglichkeit zu verhindern; freilich läßt sich 
vor der Zerlegung das Arbeitserfordernis niemals genau feststellen ®'), 
so daß wiederum doch nicht selten eine Partie, der man eine recht 
leichte Arbeit übertragen wollte, tatsächlich eine sehr zeitraubende er- 
hält. In Verbindung mit diesem dilatorischen Verfahren der 
Ueberweisung der schwierigsten bzw. auch leichtesten Arbeitsobjekte 
der in Betracht kommenden Gattung herrscht ferner im allgemeinen 
folgende Praxis: Der Stücklohnmehrverdienst wird zunächst alle 
ı4 Tage in Form einer Abschlagssumme ausbezahlt, 
d. h. es werden den Arbeitern nur ca. 35% ausgehändigt; erst nach 
längerer Zeit, wenn der ganze Akkord »vollendet« bzw. als vollendet 
erklärt worden ist und die Listen, d. h. die Angaben der Arbeiter 
über ıhre Leistungen nachgeprüft sind, wird genau festgestellt, wie 
hoch sich die Forderungen der Arbeiter belaufen. Hat sich nun bei 
der endgültigen Berechnung ergeben, daß ein Arbeiter oder eine 
Gruppe hinter 35% beträchtlich zurückgeblieben ist, so werden 
die »>Schulden«®) d. h. das, was die Verwaltung zu viel bezahlt 


4) Um diese häufig recht beträchtlichen Ungleichheiten im Arbeitsauf- 
wand zu vermeiden, die sich insbesondere bei der Lokomotivrevision und -repara- 
tur bemerkbar machen, und so einerseits die Verwaltung wie die Arbeiterschaft 
vor etwaigem Schaden zu bewahren, andererseits aber die Arbeiter mehr nach 
der individuellen, wirklich geleisteten Arbeit zu entlohnen, 
wird jetzt in den Werkstätten der preußischen Staatsbahnen das Stückver- 
zeichnis in drei bei einem jeden Arbeitsobjekt zeitlich nacheinander aufzustel- 
lende Teile zerlegt; der erste enthält die ganz gleichheitlichen svorbereiten- 
den Arbeiten«, der zweite die Hauptarbeiten und der dritte die Nacharbeiten. 
Diese Art einer genaueren und detaillierteren Feststellung der Stückarbeiten 
hat sich nach den Angaben der preußischen Verwaltung in der schon erwähn- 
ten Denkschrift recht gut bewährt. 

45) Dieser sehr charakteristische Ausdruck ist in den Werkstätten allge- 
mein üblich. 
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hat, den Arbeitern belassen 48), in der Erwartung, daß sie durch 
spätere Ueberleistungen wieder ausgeglichen werden. Umgekehrt 
wird aber auch einer Gruppe, die z. B. »um eine halbe Lokomotive 
voraus Iste, diese nicht gutgeschrieben, in der Hoffnung, daß durch 
Zuweisung von besonders schwierigen Objek- 
ten während der nächsten Periode dieser Ueberverdienst (über 40°) 
wieder verschwinden werde. Beı Arbeiten, die nur ziemlich vereinzelt 
in einer Werkstätte vorkommen, ist de Herabsetzung der 
Stückpreise auch ein Mittel, dessen sich der oder jener Leiter 
gerne bedienen würde, das aber schon infolge der hier al!gemeineren 
präventiven Stellungnahme der Arbeiter wie auch zur Vermeidung 
von größerer MiBstimmung unter diesen und von deren Widerhall im 
Landtag nur selten in Anwendung kommt. Wird eine solche Herab- 
setzung aber tatsächlich vorgenommen, so ist die Wirkung naturgemäß 
die, daB der Arbeiter bei erhöhter Intensität nur die gleiche Summe 
wie früher verdient; seine Genossen, die dieselbe Arbeit zu verrich- 
ten haben, sehen sich zugleich, um bedeutendere materielle Schä- 
digungen hintanzuhalten, durch das Verhalten des einen veranlaßt 
und werden auch von den Aufsichtsorganen im Interesse eines 
möglichst gleichheitlichen Verdienstes lebhaft angetrieben, 
ihre Kräfte, die sich eben vielleicht mit jenen des »Akkordbrechers« 
nicht messen können, aufs äußerste anzustrengen, um so des gleichen 
Erfolges teilhaftıg zu werden. Bei Arbeiten, die von vielen, z. B. zehn 
Partien nebeneinander gleichheitlich ausgeführt werden, ist eine 
derartige Herabdrückung der Akkordsätze aber (vom Standpunkte 
der Verwaltung und einer gesunden Arbeiterpolitik aus) gar nicht 
angängıg, wenn etwa nur ein oder zwei Gruppen weit voraus 
sınd, während die anderen acht oder neun durchschnittlich 40% 
verdienen. In solchen Fällen einer durch großen Fleiß, 
Geschicklichkeit, sehr gute Dispositionen des 
Partieführers und glänzendes Zusammenwir- 
kenaller Arbeiter ermöglichten fortwährenden 
Hartnäckigkeit ın der Vollendung zu vieler 
Arbeiten wird — und zwar gar nicht so selten —als letztes 
Mittel die Drohung einer Versetzung zum Zeit- 
lohn oder einer Streichung tatsächlich ge 
leisteter Veberverdienste angewandt. Ist nun 
das Bedürfnis nach Geld ein derart dringliches bei den beteiligten 
Arbeitern, daB sie gerne ab und zu vollkommen ungelohnte oder 


4) Dadurch wird auch für die Stücklohnarbeiter die formell schon 
gegebene Teilstabilisierung im allgemeinen zu einer vollkom- 
menen. In dem überaus seltenen Falle aber, daß sich ein sehr bedeutendes 
Zurückbleiben oder sogar ein Pendeln um die Mindestzeitlohnrate längere Zeit 
fortsetzt, wird schon ab und zu auch einmal ein annähernd geminderter Lohn- 
betrag ausbezahlt. — Auf die ganze Frage der Lohnproblematik der Staats- 
arbeiter und insbesondere auch auf die Wirkungen der Stabilisierung der öster- 
reichischen Werkstättearbeiter beabsichtigt der Verfasser ausführlich zurück- 
zukommen. 
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nicht entsprechend vergütete Arbeit leisten, um nur ja den letzten 
Rest 4) des ihnen möglicherweise zustehenden Verdienstes zu erlangen, 
oder hegen dieselben aus irgend einem Grunde den (in solchen %#) 
Fällen meist nicht entsprechend gewürdigten) lebhaften Wunsch, sich 
den Vorgesetzten als sehr verlässige und fleißige Arbeiter zu zeigen, 
so daß derartige Drohungen ungehört verhallen, dann tritt wirk- 
lich eine zeitweilige Versetzung in den Zeit- 
lohn ein oder es werden den Arbeitern faktisch 
geleistete Arbeiten nicht gutgeschrieben; letz- 
teres Verfahren wird insbesondere dann angewandt, wenn eine große 
Zahl gleicher gering entlohnter Verrichtungen während längerer Zeit 
ausgeführt wurde. — 

Mögen auch diese Fälle nicht sehr häufig vorkommen, so ist 
doch vor allem die Tatsache von Belang, daß sich die Arbeiter 
genau bewußt sind, mit welchen generellen und speziellen 
Nachteilen im allgemeinen solche Ueberverdienste für sie verknüpft 
sind: In erster Linie macht sich der Akkordbrecher, dem man jedes Soli- 
daritätsbewußtsein abspricht, bei sämtlichen (gleichartig beschäftigten) 
Arbeitern außerordentlich verhaßt und hat von diesen zum mindesten 
mutwillige Neckereien und Unfreundlichkeiten %) zu gewärtigen, selbst 


47) Zumeist werden Ueberverdienste von 40,1 und 40,2%, noch bezahlt. 

48) Ist aber ein ungewöhnlich großer Anfall von Arbeit (z. B. vor Pfingsten, 
wo zur Bewältigung des außerordentlich lebhaften Verkehrs auch ältere Maschi- 
nen und Wägen in den Betrieb gestellt werden und alle Reparaturen und Revi- 
sionen sehr dringlich sind), zu bewältigen und drängt der Vorsitzende dann 
selbst auf eine sehr rasche Erledigung, dann sprechen auch — mitunter, 
wenn bei allen Arbeitergruppen im ganzen Zufriedenheit mit der Leitung und 
somit ein allgemeines Solidaritätsbewußtsein »der Werk. 
stätte« herrscht, recht stark — ideelle Momente mit. Nach meinen 
Informationen aus Arbeiterkreisen wie seitens höherer Stellen ist ein derartiges 
Zusarnmenarbeiten von Leitung und Arbeiterschaft, daß solche Leistungen 
ohne Murren innerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit und nicht in höher bezahlten 
Ueberstunden erzielt werden, nurin sehr wenigen Werkstätten zu konsta- 
tieren. 

4%) Ich widerstehe mit Absicht der Versuchung, die Frage des Terroris- 
mus und der Verträglichkeit der Arbeiter der verschiedenen Verbände in den 
Werkstätten — in diesem Teile meiner Arbeit, wo sich die Vorlage eines 
reicheren Materials verbietet — näher zu beleuchten. Doch ist es mit Rücksicht 
auf die Möglichkeit von falschen Vorurteilen des Lesers, der vielleicht unter dem 
Eindruck von manchen einseitigen düsteren Schilderungen stehen mag, uner- 
läßlich festzustellen, daß positive Akte von Terrorismus bei der 
eigentlichen Arbeit, wie Verstecken von Werkzeug und Kleidern außerordentlich 
selten vorkommen. Doch ist es z. B. für die Leistungen einer Gruppenpartie 
bisweilen schon von Belang, ob keine bedeutenden gewerkschaftlichen und 
politischen Differenzen mit starkem persönlichen Beigeschmack zwischen dem 
Partieführer und den Arbeitern oder unter den Arbeitern selbst bestehen; außer- 
ordentlich häufig arbeiten aber auch gewerkschaftlich ganz unharmonische 
Gruppen friedlich und erfolgreich zusammen. Zumeist entstehen die Reibungen 
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wenn sein Vorgehen keine Akkordreduzierung im Gefolge hat. Tritt 
eine solche aber tatsächlich ein, dann erhält der betreffende und alle 
bei derselben Beschäftigung stehenden Arbeiter für erhöhte Leistungen 
nur den gleichen Lohn. Kann sie aber mit Rücksicht auf die parallelen 
Verrichtungen schwächerer Arbeiter oder Gruppen nicht stattfinden, 
so bleibt infolge der Streichung des Ueberverdienstes oder einer 
zeitweiligen Versetzung in den Zeitlohn eine große Summe von Arbeit 
unvergütet. 

Wirkungen der Akkordhandhabung auf das Verhalten der Arbeiter. 
Und die Wirkung dieser Zurückhaltung auf die Arbeiter 5°)! Sie 
ist die Züchtung eines Bremssystems von einer für deutsche Ver- 
hältnisse ganz ungewöhnlichen Stärke und Konstanz. Am leb- 
haftesten und zugleich kunstvollsten ist das System beim Gruppen- 
akkord entwickelt, wo es an die Rechenkunst und die Voraussicht 
des Partieführers hohe Anforderungen stellt. Naturgemäß zeichnen 
sich dabei die Gruppen aus, die — auch bei ganz ungleichartiger 
gewerkschaftlicher Zusammensetzung — bei der Arbeit vollkommen 
harmonieren. Am zielbewußtesten ist es aber nach dem Zeugnis 
mancher Vorsitzender von vielen Mitgliedern des Süddeutschen 
Eisenbahnerverbandes ausgebildet, während mir allerdings von einem 
leitenden Mitglied des Baycrischen Eisenbahnerverbandes versichert 
wurde, daß hinsichtlich des Bremssystems zwischen den verschiedenen 
Verbänden kein Unterschied bestehe. Offenbar ist aber das prä- 
ventive System, d. h. das Hinarbeiten auf eine Leistung, die sich 
immer auf einer gewissen Grenze unter 40% bewegt, vornehmlich 
unter den Mitgliedern des Süddeutschen Eisenbahnerverbandes ver- 
breitet; dabei spielt eine gewisse (philosophische) Einstellung selbst 
seitens politisch-lıberaler Mitglieder im Sinne der Anschauungen 
von Bebel und Marx über die gleiche Begabung aller Menschen 
bzw. über die Exploitation der Arbeiter neben altruistischen Rück- 
sichten auf schwächere Arbeiter nicht selten eine Rolle. Zur Illu- 
strierung darf ich vielleicht anführen, wie ein sehr klassenbewußter 
Arbeiter (Mitglied des Süddeutschen Eisenbahnerverbandes) sein 


— 


beider Konkurrenz zwischen einer Partie undeineranderı, 
die dann allerdings von einem verkehrten Standpunkt aus mitunter als 
Terrorismus angesehen werden. Bei der »Instandsetzung« eines Personenwagens 
I. und II. Klasse z. B. arbeiten oft gleichzeitig Leute aus einer Schreiner-, Sattler-, 
Lackierer- und Glaserpartie nebeneinander innerhalb eines Wagens. Ist 
dann kein sehr guter Wille vorhanden, so ereignet es sich manchmal, daß sich 
die Leute in rücksichtslosem Egoismus gegenseitig aufhalten und daß z. B. 
der Schreiner auf den Glaser warten muß, der das Fenster noch nicht gebracht 
hat, und der Sattler, der den Riemen anzufertigen hat, wiederum auf beide, 
während der Lackierer ebenfalls mit seinen Farben ungeduldig auf deren Ent- 
fernung harrt. — Jede Partie hat schon mehrere Wagen gleichzeitig zur Bearbei- 
tung, um ein gegenseitiges Aufhalten nach Möglichkeit zu vermeiden, falls eine 
Unterbrechung der Arbeit an dem einen Objekte nötig sein sollte. 

50) Die sehr erheblichen finanziellen Schädigungen, die 
sich die Verwaltung damit selbst auferlegt, sind bei dieser sozialpolitischen 
Betrachtung ja nicht weiter zu verfolgen. 
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Vorgehen als Partieführer schilderte: »Um ja keinerlei Anlaß zu einer 
Herabsetzung der Akkordsätze zu geben und um im Gegenteil der 
Verwaltung recht augenfällig zu zeigen, daß ihre Akkordsätze noch 
zu nieder seien, richtete ich mich immer nur auf einen Mehrverdienst 
von ca. 38% ein. Ich habe es auch tatsächlich oft erreicht, daß 
schwächere Gruppen, insbesondere wenn daraufhin eine kleine Er- 
höhung der Stückpreise stattfand, mit uns Schritt halten und einen 
Mehrverdienst von nahezu 40% erwerben konnten. War ich mit 
diesem Ziel vor Augen einmal zu früh daran — die letzten Tage vor 
Abschluß machte ich immer eine genaue Berechnung — dann ließ 
ich einfach meine Arbeiter ihre Werkzeuge sehr gründlich und lang- 
sam reinigen, entließ sie sogar zeitenweise und auf diese Weise konnte 
ich mein Ziel erreichen.« Ein ehemaliger Partieführer des Baycrischen 
Eisenbahnerverbandes erzählte mir ebenfalls, daß er die letzten 2 Wo- 
chen am Schluß eines jeden Jahres samt seinen Arbeitern ruhig der 
Werkstätte hätte fernbleiben können, da er seinen Mehrverdienst 
von 40% schon im voraus vollendet hatte. Eine »sehr gründliche 
Reinigung der Werkzeuge« dient dann in solchen Fällen meist zur 
Ausfüllung der Zeit. 

Wenngleich meines Wissens die ganze Art dieses begrenzten 
Akkords in Staatsbahnwerkstätten?!) sonst meist nur 
eine recht freundliche Beurteilung gefunden hat, kann ich doch ge- 
rade aus der schr befriedigten Darstellung eines Mannes, der selbst 
in den preußischen Werkstätten in leitender Stellung tätig war, einen 
Beweis für die Richtigkeit meiner Schilderung bringen. Ige1°%) 
gibt folgende Charakteristik des damaligen preußischen Systems, die 
sogar nach dem Urteile eines der leitenden Mitglieder des Süd- 
deutschen Eisenbahnerverbandes, dem ich sie vorgelegt, als zu rosig 
bezeichnet werden muß. 

>}. . . Die Stücklohnsätze sind nach Möglichkeit schon so festgesetzt, daß 
ungefähr immer der Mehrverdienst von 50°, erreicht wird. Die Arbeiter 
halten infolgedessen ihre Arbeitskraft innerhalb 
dieser Grenze, welche ihnen nur die 50%, Erhöhung 
des Zeitlohnes zusichert, oder sie sind gewärtig, 
daß infolge des zu hohen Mehrverdienstes die Stück- 
löhne herabgesetzt werden, d. h. sie würden bei glei- 
cher Arbeitsintensität weniger verdienen.. .& 

»... Um das Herabdrücken der Stücklöhne nach Möglichkeit zu ver- 
hindern, ist es de Aufgabe der Werkführer, die Arbeiten 
so zuverteilen, daß dererlaubte Mehrverdienst nicht 
überschritten wird. Jeder Werkstatt ist vom Ministerium der öffent- 
lichen Arbeiten ein bestimmter Arbeitslohnetat vorgeschrieben, welcher keines- 
falls überstiegen werden darf, und es ist cin Lob für den Werkstättenvorsteher, 





51) S. auch O. v. Zwiedineck-Südenhorst, Beiträge zur Lehre von den Lohn- 
formen. Zeitschr. für die ges. Staatswissenschaft, Ergänzungsheft XIV, S. 112. 

#2) Die Lohnverhältnisse bei der Preußischen Staatseisenbahn. (Erlanger) 
Inaug.-Dissert. 1905. S. 81. — Die verschiedenen Stellen wurden von uns 
gesperrt. 
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wenn sich am Ende des Rechnungsjahres herausstellt, daß er weit unter dem 
ausgeworfenen Etat geblieben ist. 

Die Akkorde müssen derart ausgeglichen werden, daß der Verdienst eines 
Arbeiters am Ende einer Lohnperiode nicht zu sehr von dem Verdienst der 
vorhergehenden oder folgenden verschieden ist. Dieses Ausgleichen der Akkorde 
ist am leichtesten, wenn eine Arbeıitergruppe zur gleichen Zeit an verschiedenen 
Maschinen auf Grund getrennter Akkordvereinbarungen arbeitet oder wenn 
die im Stucklohn vergebenen Arbeiten weniger Zeit erfordern und infolgedessen 
schneller aufeinanderfolven. Natürlich wird diese Art der Selbst 
hilfe, wıe sie sich der Werkführer (Vorarbeiten schaf- 
fen muß, um alle Teile zufriedenzustellen, von der 
Verwaltung offiziell nicht gebilligt. Sie geht aber 
stillschweigend darüber hinweg, da ihr kein Schaden 
daraus erwächst...... 

Sache des Werkführers ist es schließlich auch, die Arbeit »fertige zu schreiben, 
d. h. zu erklären, daß auf die Arbeit kein Lohnbetrag mehr in Rechnung kommt. 
Selbst wenn am Schluß einer Lohnperiode eine bestimmte Arbeitergnruppe die 
ihr im Akkord zugewiesene Arbeit beendet hat, so schreibt der Werkfuhrer 
trotz!em die Arbeit nicht »fertige, wenn er merkt, daß der Mehrverdienst für 
diese Lohnperiode ein zu großer ist und er fürchtet, daß — vielleicht infolge 
von Arbeitsmangel — in der nächsten Periode dieser Verdienst annähernd 
nicht erreicht werden kann; d. h. es werden Akkordreste von günstiger über- 
nommenen Arbeiten benutzt, um sie zur Ergänzung der Akkordsätze bei un- 
günstiger verlaufenden Auftragen anzuwenden. 

Dies geschieht nicht etwa hinter dem Rücken der Arbeiter. Dieselben kennen 
ganz genau das Prinzip der Lohnausgleichung, wissen auch wohl, daß es nur zu 
ihrem Besten dienen und den Zweck haben soll, ihnen einen möglichst großen 
Lohn zu garantieren. Sie richten denn auch ihre Arbeits 
intensität darnach ein und man kann an den aller 
letzten Tagen jeder Löhnungsperiode an dem Fleiße 
des einzelnen erkennen, wer bereits die nötige Lohn 
summe ins Verdienen gebracht hat und wer dagegen 
mit seinem gewöhnlichen Monatsverdienste noch im 
Rückstande ist. 


Mögen nun die Farben bei dieser Schilderung des früheren preußi- 
schen Systems zu zart aufgetragen sein oder nicht, es ergeben sich 
für Bayern jedenfalls noch einige Momente, die auf das Bremssystem 
verstärkend wirken; einerseits durfte 5) dort das Maximum von 


— 








63) Es wurde auch oft tatsächlich überschritten; so berichtet Igel (a. a. O. 
S. 80), daß Mehrverdienste bis zu r00% gar nichts Seltenes waren. Mit der 
Neueinführung des Stückzeitverfahrens in den Werkstätten der Preußischen 
Staatsbahnen ist diese Handhabung noch viel allgemeiner geworden und die 
»Denkschrift über das l.ohnwesen der Staatseisenbahnverwaltung« (s. d. Bericht 
über die Ergebnisse des Betriebes der vereinigten preußischen und hessischen 
Staatseisenbahnen im Rechnungsjahr ıgıo, Anhang C, S. 35) stellt kurz fest: 
Der schon seit Jahren in Geltung gewesene Grundsatz, daß der wirkliche 
Verdienst des Stückarbeiters nach oben keiner Be 
schränkung unterliegt und in keinem Falle gekürzt 
werden darf, bleibt, wie noch ausdrücklich bemerkt wird, auch bei der 
neuen Regelung unverändert in Geltung«. Daß in Preußen das Maximum auf 
500, festgesetzt war, ist für das (negative) Bremssystem ja weniger von Bedeu- 
tung, sondern die Verwaltung hielt seinerzeit eine Spannung von 50% zwischen 
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hervorragend tüchtigen Handwerkern überschritten werden, anderer- 
seits aber ist die straffere gewerkschaftliche Schulung bei einem 
beträchtlichen Teil der in Betracht kommenden Arbeiterschaft in 
Bayern ebenfalls nıcht ohne Bedeutung. 

Allgemeine Wirkungen der Löhnungsform und einige zahlenmapıze 
Angaben. Haben wir nun die Wirkungen des begrenzten 
Akkords auf die Arbeitslust und -leistung der Arbeiter — und sohin 
auch auf die finanziellen Ergebnisse der Verwaltung — skizziert, 
so erübrigt es noch die allgemeinen Wirkungen dieses Systems in bezug 
auf die Anziehungskraft für die Arbeiter der Privatindustrie festzu- 
stellen. Da ist zunächst als bedeutsamste Folgeerscheinung einfach 
die Tatsache zu konstatieren, — die mir auf eindringliches Befragen 
von einem der hervorragendsten Leiter der bayerischen Werkstätten 
auch unumwunden zugegeben wurde —, daß nämlich im 
allgemeinen hervorragend qualifizierte Ar- 
beiter nicht in die Werkstätten einströmen. 
Die Tatsache, daß es dem Arbeitgeber im deutschen Staatsbahn- 
wesen, falls keine bedeutsamen ideellen Momente mitsprechen, recht 
schwer fällt, hervorragende Techniker in seinen Gehaltsschema- 
tismus einzustellen, bzw. festzuhalten, ist ja bekannt 5$); daß sich 
die gleiche Erscheinung in bedeutendem Maße selbst bei den Ar- 
beitern (insbesondere in Bayern) zeigt, erklärt sich daraus, daß in- 
folge desschematisiertendemokratischenWohl- 
wollens der Verwaltung, das alle aristokrati- 
schen Spitzen ausschalten will,hervorragende 
Arbeiterkeinenentsprechendhohen Verdienst 
wie in der Privatindustrie erlangen können 
und daß ja der AusleseprozeBund die Erkennt- 
nis einer besonderen Fähigkeit zumeist schon 
im Keime erstickt werden. Es ist dabei ferner die schon 
erwähnte Altersgrenze von 25 Jahren für den Eintritt und die ganze 
sInzuchtpolitik« gar nicht bedeutungslos (s. S. 811 u. 815). Wenn 
aber trotzdem einige wenige hervorragende Arbeiter sich zum Ein- 
tritt in die Werkstätten melden, so hängt das zum Teil auch mit folgen- 
dem Umstand zusammen: Indem Gehalt fürdieunteren 
Beamtenstellen (Heizer, Lokomotivführer, Schaffner, Wagen- 
meister, Werkführer . . .), die von der Mehrzahl der Werkstätte- 
arbeiter nach einer gewissen Zeit erreicht werden, steckt auch 
ein Stück nachbezahlten Lohnes für die Ar- 
beitszeit in den Werkstätten. Es ist dies nicht nur 
etwa theoretisch 55) zu beachten, sondern es kommt gar nicht selten 


Mindestzeitlohnrate und Höchstverdienst für nötig zur (positiven) Anspannung 
des Eifers der Arbeiter; die bedeutsame Modifizierung dieser Ansicht seitens 
der preußischen Verwaltung wird im Zusammenhang mit der Lohnprobleruia- 
tık behandelt werden. 

59) Vgl. auch W. Lotz, Verkehrsentwicklung in Deutschland 1800—1990 
3. Aufl. ıgro, S. 40. 

55) Z. B. als Ergänzung zu dem Aufsatz von E. Engel (in der Zeitschr. des 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 3. 54 
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vor, daß man Arbeiter, die sich beim Eintritt mit ihrer Löhnung 
zunächst nicht zufrieden geben wollen, mit der Aussicht auf den Fahr- 
dienst und den hohen Gehalt, der dort bezahlt werde, vertröstet. Bildet 
nun so diese später noch eingehend darzustellende Verdienstkurve 
des Werkstättearbeiters der deutschen bzw. Bayerischen Staatsbahnen 
einen sehr scharfen Gegensatz zu der Linie des Verdienstes bei 
einem Arbeiter der Privatindustrie, indem dort die hier produk- 
tivste Lebenszeit (etwa das Alter zwischen 25 und 35 Jahren) in 
einer zu nieder bezahlten Stellung verbracht wird, während sodann 
statt des hier nun allmählich einsetzenden Heruntersinkens ein be- 
deutsamer Emporstieg bei der Mehrzahl der Arbeiter beginnt (ein 
materielles Heruntersinken aber niemals eintritt), so hängt die Wahl 
zwischen Privatindustrie und Staatsbahndienst — insoweit diese 
Unterschiede dem Wählenden klar sind — von dem »Kapitalisierungs- 
trieb« des betreffenden hochwertigen Arbeiters ab. In den meisten 
Fällen wird dieser die lockende Aussicht eines sehr hohen Verdienstes 
in dr Gegenwart, unbekümmert um eine vielleicht etwas 
trübe Zukunft vorziehen; ab und zu wird aber doch eine Verzicht- 
leistung auf die zeitlich nächstliegenden Genüsse zugunsten bedeutend 
höherer in der Zukunft stattfinden. Würden sich die Vorrückungen 
in der Laufbahn der unteren Beamten nicht mehr und mehr zu rein 
schematischen nach dem Dienstalter gestalten und der Arbeiter 
— wie es in früheren Dezennien bei größerem Bedarf an Betriebs- 
beamten der Fall war — die Aussicht haben, bei sehr guten Lei- 
stungen in verhältnismäßig wenigen Jahren etwa schon die Stelle 
eines Lokomotivführers erreichen zu können, so wäre der Zuzug 
hervorragender Werkstättearbeiter wohl noch ein weit größerer. 
Ueber die tatsächliche Gestaltung der Löhne im rechtsrheinischen‘®) 
Bayern gibt die schon erwähnte »Statistik über die Arbeits- und Lohn- 
verhältnisse der Arbeiter der Staatseisenbahnverwaltung .. .« ım 
Jahre 1910 einige bedeutsame Aufschlüsse. Bei der Beurteilung 
der Ergebnisse dieser Statistik ist zunächst generell zu beachten, 
daß eben heute der Gehalt der unteren Beamten noch einen b:- 
t:ächtlichen Teil nachbezahlten Arieitslohn:is enthält. Ferner hat 
man zu berücksichtigen, daß im »Durchschnittsjahresverdienst« Ver- 
gütungen für Ueberstunden, Nacht- und Feiertagsarbeit sowie aus- 
wärtige Beschäftigung mit eingeschlossen sind. Ob die Prämien für 
Aufdeckung von gewissen Fehlern im Material und an den Betriebs- 
mitteln mit hinzugerechnet sind, ist nicht mit Sicherheit zu entnehmen; 
jedenfalls spielt dieser Nebenverdienst nur eine äußerst geringfügige 





k. preuß. Statistischen Bureaus, XIV. Jahrg., Heft 1, S. 93 ff.): Der Preis der 
Arbeit bei den deutschen Kisenbahnen in den Jahren 1850, 1859 und 180. 

56) In der Pfalz, wo für den Stücklohnmehrverdienst keine Höchstgrenze 
besteht, ist insbesondere der Verdienst der Handwerker ein weit höherer als ım 
rechtsrheinischen Bayern. Nach der schon erwähnten Statistik betrug dort der 
durchschnittliche Jahresverdienst bei den Handwerkern 1728 M., bei den nicht- 
gelernten Arbeitern 1395 M., so daß erstere um rund 24%, mehr erhielten, zu- 
gleich aber auch 20°, mehr als die Handwerker im rechtsrheinischen Bayern. 
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Rolle. Die Beiträge an die Kranken- und Pensionskasse, die, nach 
Lohnklassen abgestuft, ungefähr 5—6% des Einkommens ausmachen, 
werden sofort bei der Lohnsauszahlung jedesmal zurückbehalten; 
sie sind bei den hier mitgeteilten Zitfern noch nicht abgezogen. Für 
die heutigen Verhältnisse bedürfen die Ziffern einer Korrektur nach 
obenhin durch die im Jahre 1912 erfolgte allgemeine Erhöhung der 
Taglöhne um 30 Pf.; der durchschnittliche Jahresverdienst der Zeit- 
lohnarbeiter dürfte sich dadurch um ca. 95 M., der der Stücklohn- 
arbeiter um ca. 135 M. erhöhen; dagegen sind die Löhne der weit 
über den Durchschnitt bezahlten Partieführer und Vorarbeiter auch 
einbezogen, so daß sich dadurch wieder ein gewisser Ausgleich ergibt. 


Tabelle I. 


Die Löhne der Werkstättearbeiter im rechts- 
rheinischen Bayern. 


durchschnittlicher 
Arbeitergruppen: Jahresverdienst: 
M. 
ı. Handwerker 1440 
Nichtgelernte Arbeiter I 305 
Es verdienen sohin mehr die Handwerker 135 (= 10,35°,,) 


2. Handwerker im Stücklohn bei den Hauptwerkstätten 1509 
Nichtgelernte Arbeiter im Stücklohn bei den 


Hauptwerkstätten 1437 
Es verdienen sohin mehr die Handwerker 132 (= 9,199 ,) 
3. Handwerker im Zeitlohn bei den Hauptwerkstätten I 458 
Nichtgelernte Arbeiter im Zeitlohn beı den 
Hauptwerkstätten 1170 
Es verdienen sohin mehr die Handwerker 288 (= 24,02°,,) 


4. Handwerker im Zeitlohn bei den Betriebswerkstätten 1 263 
Nichtgelernte Arbeiter im Zeitlohn bei den Betriebs- 


werkstätten 1194 
Es verdienen sohin mehr die Handwerker 0y (= 0° ,) 
5. Handwerker in den Hauptwerkstätten 1 557 
Handwerker in den Betriebswerkstätten I 203 
Es verdienen sohin mehr die Handwerker ın den 
Hauptwerkstätten 294 (= 23,28%) 
6. Nichtgelernte Arbeiter in den Hauptwerkstätten I 317 
Nichtgelernte Arbeiter in den Betriebswerkstatten I 194 
Es verdienen sohın mehr die nichtgelernten Arbeiter in 
den Hauptwerkstätten 123 (= 10,309) 
7. Zeitlohnarbeiter der Hauptwerkstätten 1 308 
Zeitlohnarbeiter der Betriebswerkstätten 1 200 
Es verdienen sohin mehr die Zeitlohnarbeiter in den 
Hauptwerkstätten 48 (= 3,819) 


S54" 
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IO. 


II. 


12. 


13. 


14. 


15. 


16, 


Arbeitergruppen: 


Handwerker im Zeitlohn bei den Hanptwerkstätten 

Handwerker im Zeitlohn bei den Betriebswerkstätten 

Es verdienen sohin mehr die Handwerker bei den 
Hauptwerkstätten 


. Nichtzelernte Arbeiter im Zeitlohn bei den Haupt- 


werkstatten 

Nichtgelernte Arbeiter im Zeitlohn bei den Betriebs- 
werkstätten 

Es verdienen sohin weniger diese Arbeiter in den 
Hauptwerkstätten 


Stücklohnarbeiter der Hauptwerkstätten 
Handwerker im Stücklohn bei den Hauptwerkstätten 


Nichtgelernte Arbeiter im Stücklohn bei den Haupt- 
werkstätten 


Handwerker ım Stücklohn bei den Hauptwerkstätten 
Handwerker im Zeitlohn bei den Hauptwerkstätten 
Es verdienen sohin mehr die Handwerker im Stücklohn 


Nichtgelernte Arbeiter im Stücklohn bei den Haupt- 
werkstätten 

Nichtgelernte Arbeiter im Zeitlohn bei den Haupt- 
werkstätten 

Es verdienen sohin mehr (die nichtgelernten Arbeiter im 
Stücklohn 


Handwerker im Stücklohn bei den Hauptwerkstätten 

Handwerker im Zeitlohn bei den Betriebswerkstätten 

Es verdienen sohin mehr die Handwerker im Stücklohn 
(bei den Hauptwerkstätten) 


Nichtgelernte Arbeiter im Stücklohn bei den Haupt- 
werkstätten 

Nichtgelernte Arbeiter im Zeitlohn bei den Betriebs- 
werkstätten 

Es verdienen sohin mehr die nichtgelernten Arbeiter im 
Stücklohn (bei den Hauptwerkstätten) 


durchschnittlicher 
Jahresverdienst 
M. 
I 458 
I 203 


195 (= 15,44°9) 


I 170 
1194 

24 (= 2,05°,) 
1542 


1569 


1437 


1 509 
1458 
tir (= 7,61%) 


un 


1437 

1170 ! 
| 

267 (= 23°%) | 


1 569 
1 263 i 


306 (= 24,23°,) | 


1437 
1194 


243 (= 20,350) 


Aus diesen Ziffern ergeben sich einige gewichtige Feststellungen: 
Zunächst ist im allgemeinen der Unterschied im Einkommen zwi- 
schen Handwerkern und Taglöhnern relativ gering; nur für die 
hochwertigen Berufe (z. B. Modellschreiner), wie sie von der Mehrzahl 
der Handwerker im Zeitlohn bei den Hauptwerkstätten ausgeübt 
werden, übersteigt die Vergütung um mehr als 20% den Verdienst 
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der ungelernten Arbeiter (s. Ziff. 3). Sodann ist der Bezug der Arbeiter 
bei den Hauptwerkstätten ein weit höherer als bei den Betriebswerk- 
stätten, in welchen Stücklöhnung nicht eingeführt ist. Für diese Be- 
messung ist auf seiten der Verwaltung die Voraussetzung maßgebend, 
daß unter dem Einfluß des Stücklohns tatsächlich mehr geleistet werde 
als im Zeitlohn; bei den ungelernten Zeitlohnarbeitern (s. Ziff. 9) 
ist daher auch die Differenz nur geringfügig und sogar eine umge- 
kehrte. Die Arbeiter hesen aber doch gegen den Eintritt und ein 
Verbleiben in den Betriebswerkstätten keine bedeutende Abnei- 
gung. Einerseits müssen nämlich die Bewerber für die Lokomotiv- 
führerstellen mindestens ein Jahr als Schlosser in einer Betriebs- oder 
in einer Zentralwerkstätte bei der Lokomotivreparatur beschäftigt 
gewesen sein und diese Posten sind naturgemäß (hier) nurin beschränk- 
ter Zahl vorhanden. Andererseits bildet es für manchen Arbeiter 
auch einen Anziehungspunkt, daß in den Betriebswerkstätten, wo 
oftmals eine Arbeit außerhalb des Werkstättegebiets und ohne die 
strenge Aufsicht wie in den Zentralwerkstätten — mit ihrer örtlichen 
Konzentration der Arbeit in einzelnen Werkstätteabteilungen — 
verrichtet wird, die Kräfte dann und wann auch einmal weniger kon- 
stant und intensiv angespannt werden können, ohne daß dies ein 
Vorgesetzter bemerkt. Daß schließlich (nach Ziff. 13) trotz der Argu- 
mentation der Verwaltung hinsichtlich der arbeitssteigernden Wir- 
kung des Stücklohns bei den Hauptwerkstätten der Unterschied 
bei der Bezahlung der Handwerker im Zeit- und im Stücklohn 
nur gering ist, hängt damit zusammen, daß eben diese Zeitlohnarbeiter 
meist hochwertige Berufe ausüben (s. oben). 

Aus Tabelle II ist ersichtlich, welche Spannungen in der Ent- 
lohnung bestehen und wie viele Arbeiter sich in einer jeden Verdienst- 
klasse befinden. Das Zahlenmaterial wurde zunächst der »Statistik 
über die Arbeits- und Lohnverhältnisse der Arbeiter der Staatseisen- 
bahnverwaltung ... .« nach dem Stande vom 3I. Dezember 1910 
entnommen; der dort angegebene tägliche Durchschnittsverdienst 
wurde sodann um 30 Pf. für Zeitlohnarbeiter, um 40 Pf. für Stück- 
lohnarbeiter erhöht, um die jüngste Lohnaufbesserung noch zu be- 
rücksichtigen 5), ein Verfahren, das wohl im Hinblick darauf gerecht- 
fertigt erscheinen dürfte, daß diese Statistik ohnehin nur runde 
Zahlen bringt und daher etwa eine kleine Unterschätzung 58) des 
Verdienstes der Stücklohnarbeiter ohne Belang ıst. Der Wert dieser 
Tabelle ist natürlich etwas gemindert dadurch, daß sie die Werk- 
stätten örtlich nicht differenziert und keine Angaben über Dienst- 
alter (bzw. Vorrückungsklassen) enthält. Hieraus ist es auch zu 


5) Die Zahlen der Statistik für 1912, die bei der Abfassung dieser Arbeit 
noch nicht erschienen war, können mit unseren naturgemaß nicht übereinstim- 
men, da die Erhöhung erst in der Mitte des Jahres 1912 eintrat, dagegen gibt 
unsere Tabelle ein annäherndes Bild für das Jahr 1913. 

5) Für die Stucklobnarbeiter beträgt ja die tatsächliche Erhöhung 

o 
(304 93% 


Pf. = rund 42 Pf. 
100 
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erklären, warum die Handwerker der Betriebswerkstätten, die sich 
an Orten mit recht unterschiedlichen Lebensmittelpreisen befinden, 
in einer größeren Zahl von Verdienstklassen ziemlich gleichmäßig 
vertreten sind. — 


Tabelle II. 
Rechtsrheinisches Bayern. 






T sück 
Zeitlohnarbeiter . 
Es beziehen bei einer Entloh- arbeiter 


~ ” . A l. EA k A iia RIESEN — 
nung für durchschnittlich 0 Ar- | Zenıralwerkstätten |Betriebswerkstätten | Zentralwerkstätten 
beitstage einen durchschr:ittli- 








chen Tages- n A Hand- ae Hand- a Hand- nn 
werker Arbeiter] “ ereer Arbeiter werker Arbeiter 
3,10 — 3,20. Q 30-—900 zer 6 9 2 | 6 | = | 
3,30 — 3,40. 4990-1020 t, IÒ 22 2 — | = 
3,50—3,00. 1050-—1 030 So | 50 SI 9 Ti 3 
3,70—3,50. I [IO—I 140 Ss: y 183 © 9 = I | 
3,90—4,00. I I170—I 200 I5 O2 223 | 17 3 Ä I | 
4,10- 4,20. 1239-1 200 7 l ob 221 | 25 O | 6 | 
4,30— 4.40. 1 290—I 320 13 174 170) 9 29 | 19 | 
4,50 — 4,60. 1350—1 3850 20 52 208 | 5 83 | 85 
470—4,80. I 410-1 440 25 I 27 151 8 110 | 35 
4,90—5,00. I 470—1 500 40 | 20 iz. 5 314 | 50 
5,10—5,20. I 530—1I 500 35 n r00 | 4 314 140 
5,30—5,40. 1590—1 620 23 | 8 63 | 4 376 103 | 
5,50—5,09. 1050—I OSO I5 | 4 50 3 241 50 
5,70—5,50. 1 710—1 740 I4 , I 38: o = 179 46 
5,90—6,00. 1770—1 800 15 ` 3 33 5 > 121 32 
6,10—h,20. I 530—I 800 14 4 22 | I QI I3 
6,30—^,40. I 890—1 920 7 | I 13 I 125 | 6 
0,50—0,00. I 950—1 980 3 | I 5 | — 81 4 | 
6,70—0,50. 2 010—2 040 5 | — O A 83 3 
0,90— 7,00. 2 070 —2 100 4 — 3 — 73 I 
7,10—7,20. 2 130—272 100 == | — 3 — 02 | I 
7,30—7,40. 2 190—2 220 2... 8 4 — ya = | 
7,50—7,00. 2 250—2 280 — — Il — 21 = | 
ee 2 310—2 340 == | — I — I9 a 
7,90 —8,00. 2 370—2 400 I — a i 8 = 
8,10—--8,20. 2 430 —2 400 — |o — — = — 3 we 
8,30—8,40. 2 4902 520 — 1. — | — 4 | = 
8,50—8,00. 2 550—2 580 — | — — — I = | 
Summe: | 267° 509 11733 | 104 |2385 | 6u | 


Lohnordnung für die definiliven Arbziter der Schweizerischen Bun- | 
desbahren. Nach dieser Darstellung der formellen und tatsächlichen 
Löhnung für die Werkstättearbeiter der Bayerischen Staatsbahnen 
wollen wir noch einen kurzen Blick auf die Lohnordnung für die de- 
finitiven Arbeiter der Schweizerischen Bundesbahnen werfen, deren 
Dienstverhältnis rechtlich prinzipiell ebenso wie das der bayerischen 
Werkstättearbeiter gestaltet ist; die ordentliche Auflösung kann im 
allgemeinen jederzeit beiderseits bei einer vierzehntägigen Kündi- 





Die Lage der Arbeiter in den Werkstätten der Bayerischen Staatsbahnen. 837 


gungsfrist erfolgen. In den kurzen Bestimmungen ist in recht bemer- 
kenswerter Weise ein für den Großbetrieb nun einmal nötiger Sche- 
matismus mit einer großen Freiheit für die Kreisdirektionen 
wie für die Werkstätteleiter verbunden, und damit wird eine 
große Elastizität gegenüber der Verschiedenartigkeit der örtlichen 
Verhältnisse und gegenüber den individuellen Fähigkeiten der ein- 
zelnen (hochwertigen) Arbeiter bei Sicherung eines Verdienstminimums 
erzielt. Und wenn auch diese Bestimmungen zunächst nur für Zeit- 
löhnung gelten — Stücklöhnung findet nur in relativ beschränktem 
Maße statt; doch wird die ganze Frage nach einer mir erteilten Infor- 
mation der Generaldirektion eben geprüft, und wahrscheinlich wird 
binnen kurzem das Akkordwesen auch einheitlich für die ganze Schweiz 
geregelt werden — so ist es Ja einleuchtend, daß innerhalb dieses 
Rahmens ohne andere als rein technische Schwierigkeiten ein Stück- 
zeitverfahren etwa nach preußischem Vorbild geschaffen werden 
könnte. Die einschlägigen Artikel lauten nun folgendermaßen: 

»Art. 2. Für definitive Arbeiter werden die Lohnsätze in folgender 
Weise begrenzt: 

a) durch ein Minimum, das nicht ın allen Werkstätten 
gleich ist, sondern den örtlichen Lebensverhältnissen angepaßt wird; 

b) durch een ordentliches Maximum, welches für 
die Arbeiter I. Klasse °) durch Zurechnung der vierfachen 
periodischen Lohnaufbesserung und für die Arbeiter II. und III. Klasse 
durch Zurechnung der dreifachen periodischen Lohnaufbesse- 
rung zu den gemäß lit. a für die einzelnen \Verkstätten festgesetzten 
Lohnminima gebildet wird; 

c) durch ein außerordentliches Maximum, bei 
welchem für die betreffenden Aufbesserungen nebst der Wichtigkeit 
der dienstlichen Stellung vor allem die individuellen 
Fähigkeiten und Leistungen der Arbeiter maß- 
gebend sind. 

Die für die einzelnen Werkstätten gültigen Lohnminima werden 
unter Berücksichtigung der örtlichen Lebensverhältnisse auf Antrag 
der Kreisdirektionen durch die Generaldirektion innerhalb der in 
Art. 3 genannten Grenzen festgesetzt. 

Art. 3. Die Löhne der definitiven Arbeiter bewegen sich inner- 
halb der folgenden Sätze: 





Lohnsätze für eine Arbeitsstunde: 


Für die Arbeiter 

















der e E Ordentliches | Außerordentliches 
Minimum | 
| Maximum | Maximum 
| Ct. | Ct. Ct. 
I Klase . . . | 54—00 | 74—80 | 94 
II. Klase . . . 48—54 | 60—66 78 
Ill. Klasse ©.. | 40—52 , 55—61 68 





59) S. 5. 312, Anm. 10. 
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Art. 4. Die Aufbesserung der Löhne der definitiven Arbeiter 
beträgt nach je zwei abgelaufenen Jahren bis zur Erreichung des 
ordentlichen Maximums: 

für die I. Klasse 5 Ct. pro Arbeitsstunde 
» > II > 4» > » 
» >» IIl. » 3> > b, 

Die Aufbesserung tritt mit dem der Vollendung der zweijährigen 
Dienstzeit folgenden Kalenderquartal ein. Bei ungenügenden Leistun- 
gen oder tadelhafter Aufführung kann die Aufbesserung ganz oder 
teilweise eingestellt werden, worüber der Obermaschineningenieur 
der Kreiscdirektion auf Antrag des betreffenden \Werkstättevorstandes | 
entscheidet. Die über das ordentliche Maximum hinausgehenden | 
Lohnaufbesserungen sind an keine Periode gebunden, sondern werden 
von Fall zu Fall auf Vorschlag des Obermaschineningenieurs durch 
die betreffende Kreisdirektion zugesprochen.« 

7. Arbeiterausschüsse ®): Die Arbeiterausschüsse haben die 
Aufgabe: 

a) Anträge, Wünsche und Beschwerden allgemeiner Art, 
die von den Ausschußmitgliedern für die von ihnen vertretenen 
Arbeiter vorgebracht werden, dem Vorstande der Inspektion in 
Zusammenküniten mündlich darzulegen) und sich 
hierzu gutachtlich zu äußern; 

b) über sonstige, das Arbeitsverhältnis betreffende Fragen auf 
Anfordern®) ihr Gutachten abzugeben. Solche 


Gegenstände sind insbesondere die Lohnordnung, die Arbeitsordnung, | 
die Bemessung der Dienst-, Arbeits- und Ruhezeit .. . (sowie die | 


verschiedenen Sicherheits- und Wohlfahrtseinrichtungen) ; 

c) Streitigkeiten der Arbeiter untereinander zu schlichten, wenn | 
beide Streitteile die Vermittlung des Ausschusses anrufen; in dieser 
Funktion als Friedenstiiter werden die Ausschüsse nur selten, aber 
meist mit guten Erfolgen in Anspruch genommen. 

Die Einrichtung der Arbeiterausschüsse 
darf nur den angegebenen Aufgaben dienen 
und nurin der Weise nutzbar gemacht werden, 
wie es in diesen Bestimmungen vorgesehen 
ist; esist dabei besonders zu beachten, daß die unter b bezeichneten 
Gegenstände, vor allem die Lohnordnung, nur auf Anfordern behandelt 
werden dürfen und daß so tatsächlich von manchen Werkstätteleitern 
jede Diskussion über Lohnfragen unterbunden wird, obwohl eine 
solche von Amts wegen, »soweit es irgendwie tunlich ist«, zugelassen 
werden sollte. 





eo) Der Verfasser hat sich in diesem Abschnitt teilweise enger an den 
Wortlaut der Bestimmungen (Verkehrsministerialblatt 1907, Nr. 78) gebalten, 
aber der verschiedenen Einfügungen und Verschiebungen halber eine beson- 
dere Kennzeichnung der übernommenen Stellen unterlassen. 

61) Aus eigener Initiative. 

*2) Nur, falls der Arbeiterausschuß um seine Meinungsäußerung ersucht 
worden ist. 
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Die Arbeiterausschüsse werden an den Sitzen der Werk- 
stätten bzw. der Inspektionen 8) gebildet. Beamtenausschüsse®), 
um deren Einrichtung das beteiligte Personal schon wiederholt 
petitioniert hat, bestehen nicht; diese Institution wäre ja — 
ganz generell — für Bayern im Vergleich zu den anderen deutschen 
Bundesstaaten relativ am ehesten zu fordern, da hier die Beamten- 
stufe am weitesten heruntergeht bis zu Berufsschichten, die z. B. in 
Preußen noch von den Arbeiterausschüssen erfaßt werden. Die Aus- 
schüsse setzen sich aus mindestens 3 und höchstens 15 Mitgliedern 
zusammen, wobei die Zahl der im Ausschußbezirk Beschäftigten maß- 
gebend ist. Die Auswahl des Vorsitzenden trifft die vorgesetzte Eisen- 
bahndirektion, fal's cine solche nötig ist; es können ja mehrere In- 
spektionsvorstände oder auch mehrere Werkstätteleiter innerhalb 
einer Inspektion in Betracht kommen. 

Außer dem Vorsitzenden bzw. auch den Vorständen der anderen 
Inspektionen können noch weitere Beamte wie auch Arbeiter zu 
den Beratungen beigezogen werden. Doch steht diesen kein Stimm- 
recht zu. Die regelmäßigen Sitzungen finden zweimal im Jahr, ın 
der Regel Ende April und Ende September, statt. Außerdem hat die 
Einberufung zu erfolgen, wenn die Eisenbahndirektion oder der Aus- 
schußvorsitzende oder zwei Drittel der Ausschußmitglieder es für 
erforderlich erachten. Die Tagesordnung wird vom Vorsitzenden 
festgesetzt; doch wird eine Einberufung den Mitgliedern so frühzeitig 
hekanntgegeben, daß diese die Aufnahme weiterer Gegenstände in die 
Tagesordnung noch beantragen können. Die Mitglieder erhalten 
während ihrer Amtsdauer diejenigen Verkehrsministerial- und Amts- 
blätter sowie die sonstigen Verfügungen, die für sie von allgemeiner 
oder spezieller Bedeutung sein dürften, um so über die einschlägigen 
Fragen immer genau unterrichtet zu sein. 

Die freie Meinungsäußerung innerhalb der durch die Gesetze und die allge- 
meinen Dienstvorschriften bedingten Schranken ist dadurch gewährleistet, 
daß wegen der Abstimmung in den Sitzungen kein Mitglied dienstlich zur Ver- 
antwortung herangezogen werden darf. Die Vorsitzenden haben bei den Bera- 
tungen dahin zu wirken, daß die Verwaltung über die Interessen, Wünsche und 
über die Meinung der Arbeiter durch deren Vertrauensmänner unmittelbar 


6) Häufig bilden mehrere kleine Betriebswerkstätten einen Arbeiter- 
ausschuß. 

4) In sehr bemerkenswerter Weise bestehen hingegen bei den öster- 
reichischen Staatslalinen Personalkommissionen undein Zen. 
tralausschuß für Per:onalkommissonen. Diese Ausschüs:e zerfallen je 
in drei Sektionen, in eine jür Beamte, cire für Unterbeamte und cine für 
Diener. Diese Scktioren tagen zumeist sowohl in den einzelnen Ausschüssen 
bei cen Staatsbähndisektionen :ls auch im Zenträlausschuß getrennt; bei 
allgemeinen Fragen finden aber auch gemeinsame Feratungen statt. Nal:eres 
hierüber s. im Fericl t über die Ergebnisse der k. k. Staatscisenbahnverwal- 
tung, Jahrg. 1907, S. 289 ff. — Die dort angetührten recht beachtenswerten 
Bestimmungen über die aulerdem roch Lestehenden Arbeiterausschüsse (eben: 
falls mit einem ZentralausschuBß) wurden in cinıgen wichtigen Punkten 
geändert; vil. Jhrg. 1909, S. 313 ff. — Vgl. auch Ziff 2 des recht be- 
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unterrichtet wird, daB die Ausschüsse wegen ihrer fortdauernd möglichen un- 
mittelbaren Fühlung mit der Inspektion ein wichtiges Bindeglied zwischen 
Verwaltung und Arbeiterschaft bilden und daß im Wege geordneter und fried- 
licher Verhandlungen ın möglichst umfangreichem Maße eine Verständigung 
über Arbeiterangelegenheiten allgemeiner Natur herbeigeführt wird. Die Vor- 
sitzenden müssen es sich daher angelegen sein lassen, das Vertrauen der Arbeiter 
zu gewinnen und müssen es v.rstelien, im Arbeiterausschuß die Interessen der 
Verwaltung mit denen der Arbeiter soweit als möglich in Einklang zu bringen. 
Den Arbeitervertretern ıst bei den Verhandlungen tunlichst entgegenzukommen, 
jede Beschränkung ihrer Meinungsäußerungen soll vermieden werden. 

Das Protokoll über die Beratungen ist in einem Verhandlungs- 
buche schriftlich niederzulegen und wird von dem Vorsitzenden 
und einem Mitglied des Ausschusses gemeinsam angefertigt. Diese 
Verhandlungsbücher werden von Zeit zu Zeit von den Eisenbahn- 
direktionen wie auch von dem Verkehrsministerium eingefordert, 
um Einblick in die gesamten Wünsche und Beschwerden des Arbeiter- 
personals zu gewinnen. Die verschiedenen Anträge sind möglichst in 
der Sitzung selbst zu verbescheiden. Falls aber der Vorsitzende dazu 
nicht zuständig ıst, hat er alsbald die Entscheidung der Eisenbahn- 
direktion herbeizuführen und diese hat ebenfalls wiederum die An- 
träge schleunigst zu erledigen bzw. eine Erledigung vom Verkehrs- 
ministerium zu erwirken. 

Die Wahl der Mitglieder und Ersatzmänner 
fürjedes Mitglied zwei Ersatzmänner)eriolgt 
auf drei Jahre und geheim. Doch ist die Eisenbahn- 
direktion ermächtigt, Arbeiterausschüsse, welche sich nach ihrem 
Ermessen als ungeeignet zur Erfüllung der ihnen gestellten Aul- 
gaben erwiesen haben, aufzulösen und eine Neuwahl anzuordnen, — 
eine Befugnis, von der aber meines Wissens noch nie Gebrauch gemacht 
worden ist. Das aktive und passive Wahlrecht besitzen alle ständigen 
Arbeiter, die das 2I. Lebensjahr vollendet haben und mindestens 
ein Jahr ım Dienste der Verwaltung stehen. 

Ueber den tatsächlichen Wert und die Leistungen der Arbeiter- 
ausschüsse ist nun folgendes zu sagen: Innerhalb der ihnen gesteckten 
Grenzen und bei wohlwollenden Vorsitzenden werden häufig manche 
kleinere Beschwerden und Wünsche der Arbeiter in recht befriedigen- 
der Weise erledigt; so wird z. B. die Festsetzung der Tagesstunde der 
Lohnauszahlung, die tägliche und wöchentliche Verteilung der 
Arbeitszeit und der Arbeitspausen oder auch schließlich noch eine 
gewisse Ausgleichung der Löhne innerhalb der einzelnen Berufs- 
gruppen , oft in bedeutendem Maße von den Ausschüssen beein- 
flußt. Dagegen finden die Arbeiter bei manchen Leitern schon 
für derartige Dinge recht wenig Gehör. Und da es schließlich häufig 
ganz von der Meinung des Vorsitzenden abhängt, ob der Ausschuß 
über einen Gegenstand mit seinem Gutachten gehört werden soll 
oder nicht, ist für manchen Ausschuß das Arbeitsfeld außerordent- 
lich eingeschränkt. So wird es verständlich, daß es im Bereiche der 


merkenswerten Antrages Pr. Ablaß u. Gen.; Sten. Ber. üb. d. Verh. “es 
deutsch. Keichtages, 1912—13, Anlage 999, S. 1373; 
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bayerischen Staatseisenbahnverwaltung schon vorgekommen ist, daß 
sämtliche Ausschußmitglieder einmütig ihr 
Amt niederlegten, weil sie sich von ihrer weiteren Tätig- 
keit keinerlei Nutzen mehr versprachen. 

Der Hauptwunsch der Arbeiter geht aber dahin, es mögen in 
größeren Zwischenräumen und bei bedeutsameren Fragen Zusammen- 
künfte von Vertretern aller Ausschüsse unter Leitung eines höheren 
Ministerialbeamten stattfinden, damit die Verwaltung die Wünsche 
der Arbeiterschaft ganz ungeschminkt und unmittelbar erfahren 
und bei Neuanordnungen auch gebührend berücksichtigen könne. 
Derartige Zusammenkünfte von Vertretern aller Arbeiterausschüsse 
haben z. B. bei der bad. Generaldirektion schon wiederholt zur 
beiderseitigen Zufriedenheit stattgefunden. Auch in den bayerischen 
Bestimmungen ist der Fall theoretisch vorgesehen; doch sind die 
Ausschüsse seit einer Reihe von Jahren nicht mehr zusammengetreten, 
nachdem sich einmal eine gemeinsame Sitzung unter der Leitung 
des jetzigen Verkehrsministers nicht an die Tagesordnung halten 
wollte. (Es wurde den Vertretern von dem damaligen \Vohlfahrts- 
referenten der Gebrauch von empfehlenswerten Kochkisten für das 
auswärts beschäftigte Personal vorgeführt, während die Arbeiter 
für Lohnfragen höheres Interesse zeigten.) 

Endlich wünscht ein großer Teil der Arbeiterschaft, daß die 
Ausschüsse auch zu anderen Dingen herangezogen werden sollen; 
insbesondere wird ein Mitbesilmmungsrecht bei Strafen und bei der 
Qualifikation verlangt, doch haben derartige Wünsche in der nächsten 
Zeit wohl keine Aussicht auf Erfüllung. 

Abschließend läßt sich also.sagen, daß die Ausschüsse bei gering- 
fügigen Angelegenheiten, die in der Zuständigkeit — wohlwoliender — 
Werkstätteleiter liegen, eine ganz fruchtbringende Tätigkeit ent- 
falten, dab sie aber auf Gegenstände, deren Erledigung der Eisen- 
bahndirektion zusteht, von geringerem EinfluB und überdies von 
manchen \Werkstätteleitern zu einer gewissen tatsächlichen Untätig- 
keit verurteilt sind. \Venn trotzdem bei den Wahlen zu den Aus- 
schüssen die verschiedenen Verbände mit regstem Eifer ihre Kan- 
didaten durchzubringen suchen, so liegt das daran, daß die Zahl der 
Mitglieder als Gradmesser für die Stärke und Werbekraft eines Ver- 
bandes aufgefaßt wird. Die tatsächlichen Leistungen schätzen aber 
die Arbeiter in der Regel nicht gerade sehr hoch ein. 

Auf die anderen vielgestaltigen Wohlfahrtseinrichtungen der 
Bayerischen Staatsbahnen beabsichtigt der Verfasser nicht, hier näher 
einzugehen; einerseits würde eine solche umfassende kritische Dar- 
stellung außerordentlich viel Raum beanspruchen und zudem in einem 
sehr wichtigen Punkte bald veralten, da mit dem ı. Januar Igı4 ein 
neues Statut für die Krankenkasse in Kraft tritt, andererseits werden 
im »Archiv für Eisenbahnwesen« ®), das ja allgemein zugänglich ist, 
über die wichtigsten Leistungen aui diesem Gebiete periodisch wieder- 
kehrende Uebersichten gegeben. 


65) Siche Jahrg. 1912, S. 1032 ff. und Jahrg. 1913, S. 1004 ff. 
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= 8. Pflichten, Strafen und Qualifikation. Von den Artikeln der 
Arbeitsordnung, die das Verhalten der Arbeiter an der Arbeits 
stätte®) regeln, seien hier einige im Wortlaut angeführt. 


A. Art. 2. Der Arbeiter verpflichtet sich, an den Werktagen wöchentlich 
regelmäßig 54 Stunden, somit im Durchschnitte täglich 9 Stunden und auber- 
dem auf Anordnung des Werkstättevorstandes oder dessen Stellvertreters bei 
unaufschieblichen oder eine Unterbrechung nicht gestattenden Arbeiten, sowohl 
nach Umfluß der regelmäßigen Arbeitszeit als auch an Sonn- und Feiertagen 
zu arbeiten und hiebei den Anweisungen der Werkstättebeamten und Vorar- 
beiter Folge zu leisten. Derselbe haftet für die sparsame und richtige Verwen- 
dung der ihm zur Eearbeitung übergebenen Materialien sowie für den Schaden, 
welcher durch unrichtige oder vorschriftswidrige Ausführung von Arbeiten 
oder durch Verheimlichung von wahrgenommenen Fehlern an dem zu bear- 
beitenden Material entsteht. 

B. Art. 5. Das unbefugte Verlassen des Arbeitsplatzes während der Ar- 
beitszeit sowie das Betreten anderer Räume, namentlich der Kesselhäuser und 
Dampimaschinenlokale, sowie Lärmen und gegenseitiges Necken während der 
Arbeit und in den Pausen, ist verboten. .... 

Art. 8. Die Arbeiter erhalten die Anweisung zur Arbeit von dem Werk- 
stättevorstande oder dessen Stellvertreter bzw. Vorarbeiter. Fertige Gegen- 
stände sind sofort nach der Vollendung zur Beurteilung vorzulegen und auf 
Anordnung mit der Arbeitsanweisung an das Magazin abzuliefern. Zeigen sich 
Fehler im Material, so ist hievon ohne Rücksicht auf den Stand der bereits 
begonnenen Bearbeitung sofort Anzeige zu erstatten. Jeder Arbeiter hat in der 
vom Werkstättevorstande bestimmten Weise genau anzugeben, an welchen 
Arbeiten und wic lange er an jeder derselben beschäftigt war. Die Anfertr 
gung von Privatarbeiten in den Werkstätteräumen 
ist strengstens verboten. 

Art. 9. Materialien dürfen nur gegen Abgabe eines vorschriftsmäßig ausge- 
stellten Verlangscheines gefaßt werden. Wer ohne einen solchen Schein Matera- 
fen oder sonstige Gegenstände eigenmächtig entnimmt, ist zum Ersatz ver- 
pflichtet und hat außerdem weitere Einschreitung, unter Umständen Entlassung 
zu gewärtigen. Die erhaltenen Materialien sind nur zu dem auf dem Verlang- 
scheine bezeichneten Zwecke zu verwenden. Ueberreste müssen alsbald an das 
Werkstättemagazin rückgeliefert und dort auf dem Verlangscheine gekürzt 
werden. Das bei der Arbeit anfallende Altmaterial, sowie der durch die Bearbei- 
tung der Materialien entstehende Abfall, insbesondere von Kupfer und Kompo- 
sition, ist sorgfältig zu sammeln und an den Vorarbeiter abzuliefern, welcher 
für die Einlieferung an das Magazin verantwortlich ist. Falls Materialien oder 
fertige Gegenstände abhanden gekommen sind, ist sofort Anzeige zu erstatten. 
Ebenso ist jede wahrgenommene Veruntreuung eines Nebenarbeiters zur Anzeige 
zu bringen. 

Art. 10. Jeder Arbeiter hat die ihm mit einem Verzeichnisse übergebenen 
Werkzeuge in gutem Zustande zu erhalten und während der Mittagszeit und nach 
Arbeitsschluß einzuschließen. Derselbe ist für jeden Abgang und für jede fahr- 
lässige oder böswillige Beschädigung von Werkzeugen verantwortlich. Das 
Mitnehmen von Werkzeugen und Arbeitsplänen aus dem Werkstättebereicht, 


6) Andere Verpflichtungen enthält die Arbeitsordnung überhaupt nicht, 
während sie für die Arbeitsausführung und das ganze Verhalten in der Werk- 
stätte außerordentlich ausführliche Anweisungen gibt (s. die obenstehenden 
Proben); jener Mangel von genau fixierten Bestimmungen kann, wenn tatsächlich 
doch Bindungen vorhanden sind, jedenfalls nicht als ein Vorzug auigefaßt werden. 
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sowie das eigenmächtige Wegnehmen von Werkzeugen der Mitarbeiter oder das 
Oeffnen fremder Werkzeugkästen zu diesem Zwecke ist strengstens verboten 

. Die zugewiesenen allgemeinen Werkzeuge sind nach gemachtem Gebrauche, 
jedenfalls aber am Schlusse jeder Woche, im gereinigten Zustande zum Auf- 
bewahren abzuliefern. Zu der gleichen Zeit ist auch eine gründliche Reinigung 
des Arbeitsplatzes und der Werkzeugmaschinen vorzunelimen. 

Art. ıı. Die Beschädigung und Beschmutzung von Gebäuden, Treppen 
und Aborten usw. ist verboten und hat der Täter die Reparatur- und Reinigungs- 
kosten zu tragen. 

Außerdem bestehen noch besondere Vorschriften zur Verhütung 
bzw. Bekämpfung von Feuersgefahr sowie zur Vermeidung von Blei- 
erkrankungen; giftiges Bleiweiß wird nämlich ebenso wie in den preu- 
Bischen Werkstätten auch in den baverischen noch in beschränktem 
Umfang verwendet, da man — so w urde die diesbezügliche Verfügung 
des Eisenbahn-Zentralamtes vom 23. September 1907 begründet — 
ein vollgültiges Ersatzmittel nicht gefunden habe ). 

Von den außerdienstlichen Verpflichtungen und persönlichen 
Bindungen des Arbeiters sei hier zunächst erwähnt, daß alle Arbeiter, 
die eine Ehe einzugehen beabsichtigen, hievon ihrer vorge- 
setzten Dienststelle Mitteilung® zu machen 
haben. Diese Bestimmung, die sich an Art. 17 des bayerischen 
Beamtengesetzes ®) vom 16. August 1908 anschließt, wird in unserem 
Falle folgendermaßen ausgeführt: »Um eine Beurteilung der Verhält- 
nisse der Braut zu ermöglichen, ist den Anzeigen nach Art. 17 des 
bayerischen Beamtengesetzes beizulegen: a) Leumundszeugnis der 
Braut, ausgestellt von der Ortspolizeibehörde ihres Wohnortes, b) Fa- 
milienstandszeugnis der Braut«. Dadurch soll die Verwaltung in den 
Stand gesetzt werden, »etwaige Bedenken gegen die beabsichtigte 
Eheschließung dem Beamten bekannt zu geben und gegebenenfalls 
ihn vor der Eingehung der Ehe zu warnen«. 

Was nun die Frage einer anderweitigen Nebenbeschäftieung der 
Werkstättearbeiter ®) und ihrer nächsten Angehörigen betrifft, so 
bestehenhiefür offiziellinder Arbeitsordnung 


67) In doi badischen und württembergischen Eisenbahnwerkstätten wird 
dagegen BleiweiB nicht mehr verwendet; in Frankreich besteht ja z. B. cin 
allgemeines gesetzliches Verbot. Siche auch Soziale Praxis XVI. 
Jahrg., S. 136, 164 und 182. 

e) Früher war nicht (nur) cine Mitteilung des Arheiters, sondern ein: 
Erlaubnis der vorgesetzten Behörde nötig. Vgl. auch Abs. 2 des Art. 17 des 
bayerischen Beamtengesetzes. 

ss), Dieser lautet folgendermaßen: »Ein Beamter, der cine Ehe einzugehen 
beabsichtigt, hat dies rechtzeitig der zuständigen Dienstbehörde anzuzeigen. 

Durch Verordnung kann bestimmt werden, daß gewisse Klassen von Beamten 
zur Eingehung einer Ihe der Erlaubnis der zuständigen Dienstbehöorde bedürfen. 

Die Erlaubnis darf nur verweigert werden, wenn der Lıinzeliung der Ehe 
dienstliche Bedenken entgegenstehen« — S. auch Amtsblatt der kKısenbahndirck- 
tion München ı911, Nr. 39. 

70) Zur näheren Orientierung über die diesbezügliche Rechtslage der Beam- 

ten vgl. die Ausführungen in KeindIs Kommentar zu Artikel 18 des bay r- 
Beamtengesetzes. H! 


a nn 
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keinerlei Beschränkungen; nur innerhalb der Werk- 
stätteräume ist die Anfertigung von Privatarbeiten strengstens ver- 
boten. Aus Anlaß einer Petition der Freien Schuhmacherverenigung 
in Regensburg, die sich für ein Verbot der Ausübung des Schuh- 
machergewerbes als Nebenbeschäftigung gegenüber einzelnen Regens- 
burger \Werkstättearbeitern aussprach, wurde diese Rechts- 
lage auch seıtens der Verwaltung anerkannt, 
zugleich aber bemerkt, daB die Verwaltung eine Leberwachung nach 
der Richtung hin ausübe, »ob eine solche Nebenbeschäftizung nicht 
die dienstliche Beschäftigung in der Werkstätte beeinträchtige«. 
Die praktische nicht ganz gleichartige Handhabung ın den 
verschiedenen Werkstätten wird seitens der Arbeiter oft recht unan- 
genehm empfunden. Während nar z. B. aus einer größeren Werkstätte 
mehrere Fälle bekannt sind, in denen Arbeiter unbehelligt auf den 
Namen ihrer Frau Grstwirtschaften betreiben, sind wiederum 
anderwärts (Geld)-Strafen zu verzeichnen wegen Führung eines kleinen 
Zigarrengeschäfts oder wegen Uebernahme einer Hausmeisterstelle. 
Es würde daher vielleicht dem Interesse der Verwaltung wie der Ar- 
beiter entsprechen. wenn auch in die bayerische Arbeitsordnung em 
diesbezügliche, die Rechtslage für beide Seiten 
klärender Passus neu eingefügt würde. Dieser dürite wohl de 
preußische Fassung in § I der »Gemeinsamen Bestimmungen« ver- 
meiden, insbesondere von der Erkenntnis geleitet, daß sich die ma- 
terielle und auch ideelle Zufriedenheit der Arbeiter durch eine kleine 
landwirtschaftliche”!) oder gewerbliche Nebenbeschäftigung und die 
hieraus fließenden Einnahmen erfahrungsgemäß bedeutend hebt, 
hingegen doch wiederum die Verwaltung in den Stand setzen, 
nach Feststellung einer Ueberanstrengung eines Arbeiters von einer 
sicheren Grundlage aus bremsend einschreiten zu können, wobei ja 
die Arbeiterausschüsse zur Kontrolle und zur Mitbestimmung in Zwei- 
felsfällen wohl gute Dienste leisten dürften. 

Andere persönliche Bindungen des Werkstättearbeiters sind 
gesetzlich ebenfalls nur in außerordentlich beschränktem Male 
festgesetzt, und auch auf dem Verordnungswege hatte die Verwaltung 
bis vor kurzem ihren Arbeitern nur wenig vorgeschrieben. In jüngster 
Zeit, seit der L’ebernahme der Leitung der bayerischen Verkehrsan- 
stalten durch Herrn von Seidlein hat sich diese Politik der Verwaltung 
nicht unbedeutend geändert. So ist auf dem Verordnungs 
wege, wie Ja schon erwähnt, bestimmt worden, daß alle neuein- 
tretenden Arbeiter den (auf S. 816 Anm. 27 im Wortlaut) angeführten 
Revers zu unterzeichnen haben und damit also, falls die Unterzeich- 
nung dieses Reverses die vom Verkehrsminister beabsichtigte praktische 
Wirkung erzielen sollte, in ihrer privaten Betätigung wie auch in der 
Teilnahme an den materiellen und ıdeellen Wohlfahrtseinrichtungen, 
die die dort angeführten Verbände bieten, eingeschränkt bzw. behin- 


—— 





1) Vgl. auch die einschl'gigen Ausführungen des Abg. Lutz in der 
Sitzung der Bayenschen Abgeordnetenkammer vom 25. Sept. 1912. 


w- - 
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dert sind. Auf de Beamten und Beamtenanwärter übt 
die Verwaltung nunmehr ebenfalls auf dem Verordnungswege einen 
rewissen Druck aus; einerseits ist nämlich in den neuesten Bestim- 
mungen über die Qualifikation???) der Verkehrsbeamten und -bedien- 
steten ein längerer 7?) Passus enthalten, der insbesondere auch durch 
den Zeitpunkt der Veröffentlichung mit einigen anderen Schritten des 
Verkehrsministers in Verbindung gebracht wurde und so — nicht ganz 
ohne Grund — in weiten Kreisen der Bediensteten große Unruhe zu 
erregen geeignet war, andererseits suchen nicht selten einzelne Dienst- 
vorstände, insbesondere wenn Beförderungen ihrer Untergebenen in 
Frage stehen, auf diese dadurch einwirken, daß sie ihnen vurstel!ien, 
wie pflichtwidrig es sei, im Süddeutschen Eisenbahnerverband zu ver- 
bleiben und von welchen Folgen ein Widerstand in diesem Punkt 
auch für die weitere dienstliche Laufbalın ”%) begleitet sein könne. 
Da alle Bediensteten, die sich um eine etatsmäßige Stellung bewerben, 
eine vollkommene Qualifikation %) erhalten, wird dadurch naturge- 
mäß auch ein Rückschlag auf die Arbeiter ausgeübt; denn das offere 
Halten sozialdemokratischer Zeitungen wie ja auch schließlich des 
Organs des Süddeutschen Eisenbahnerverbandes usw. könnte vielleicht 
später von dem Vorgesetzten als ein »näherer Anhaltspunkt« für 
eine diesbezügliche schlechte Qualifikation angesehen werden. Auf dem 
Wege eines Verbotes mit einer bestimmten Rechts- 
grundlag eist dagegen die Verwaltung bisher weder gegen Arbeiter, 
die bei Inkrafttreten des Reverses bereits Mitglieder der genannten 





723) Verkehrsministerialblatt 1912, Nr. 70. 

73) Es fand sich nämlich in den Qualifikationsbestimmungen der Verkelirs- 
bediensteten auch bisher (siehe Verordnung; und Anzeigeblatt für die K. Bayer. 
Verkehrsanstalten, Jahrg. 1587, Nr. 32) in der Qualıfıkationsliste cine Spalte 
mit dem Titel sAnhänglichkeit an den König, das K. Haus und die Verfassunge. 
Doch war es für eine ungünstige Eintragung hiebcı nötır. daß dem qualitizieren- 
den Beamten ohne jede besondere Nachfoischung bekannt war, daß sich der 
betreffende Beamte oder Anwärter sinbedenklicher Weise politisch 
betätigte (vgl. auch die einschlägigen Ausführungen des Herrn von Frauen- 
dorfer in der Sitzung der Bayırischen Abgeordnetenkammer vom 31. Oktober 
1911, 5. 558). 

?4) DaB man in diesem Punkte bei Drohungen nicht stehengehlieben ist, 
sondern daß ohne positive gesetzliche Unterlage Arbeiter, die die Prüfungen 
gut bestanden haben und sich auch körperlich eignen, tatsächlich wegen 
ihrer Zugehörigkeit zum S.E.V. eine sch'echte Qualifikation erhalten (s. auf S.> 2, 
Ziff. 2 der allgemeinen Qualifikationsbestimmungen) und damit von der Beam- 
tenlaufbalın ausgeschlossen werden, lest zen beh raho ein Artikel in Nr. 7 (Jahrg. 
1913) des Organs der Handwerkervereinigung, die dem S.E.V. keineswegs freund- 
Lch gegenübersteht. Dieser Aufsatz, in dem die jetzige Art der Qualifikation scharf 
kritisiert und d'e Meinung ausgesprochen wird, man konne cher von einer »l’ro- 
tektion« als von einer »(ualiiinatione sprechen, enthalt namlich folgende Stelle: 
Bei den letzten durcherefallen »swordenene Bewerbern 
sind ja einige, die wahrscheinlich wegen Zugehörig- 
keit zum S. E. V. abgewiesen wurden, aber die ubrıeen «e - Nach 
unseren Imtormabonen bestatt sich aber trotz. am tie hier auspesprochene 
Vern.utung — in ıhrer Allzen.eınheit — nicht. 
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Verbande waren, noch auch gegen widerrufliche oder unwiderri- 
hehe) Beamte vorgegangen. Insbesondere für letzteren Fall mül:: 
— falls die Verwaltung vor einer nıchtraslichen Desavouierung ganz 
sicher sein will — erst de Rechtsfrage entschieden sèin, ob der 
SE. V. tatsichlieh ein Verband ist, »dessen Zwecke oder Bestrebunzen 
den staatlichen oler dienstlichen Interessen zuwiderlauien«. Nach 
ATU ID des baver. Besmtengesetzes kann nämlich den Beamten und Be- 
amtenanwaärtern nur die Teilnahme an solchen?) Vereinen unter- 
sagt werden. Obwohl nun gar mancher unwiderruflicher Beamter ganz 
orten als Mitghed des S.E.V. auftritt, ja sogar agıtatorisch für den 
Verband tatg ist, und so dem Verkehrsminister nicht nur auf dem 
Verorinungswege, wo keinerlei unabhängige neutrale Instanz em 
Kontrollrecht auszuüben vermag, sondern schließlich auch hier die 
Moörlichkeit eines Einzreitens otien stünde, Ist doch, da seinerzeit der 
Verwaltung kein unwiderruflicher Beamter als Mitglied des S.E.V. 
bekannt war 7), noch niemals gezen einen solchen irgendeine") 
Ordnungs- oder Disziphnarstrate wegen der Teilnahme am S.E.V. 
ausgesprochen worden; es wurde dıher die Rechtsfrage noch nie 
den höchsten richterichen Beamten im Diszipiinarhof vorgelegt. 
Ein Verbot und bei Zuwidernandlungen auch Strafen können aber 
den Arbeitern gegenüber ohne weiteres auszesp.ochen werden, ins- 


besondere da die Arbeitsordnung keinerlei diesbezüglichen Passus *’ 





?3) Die hier in Betracht kommenden Beamten werden nach einer Amtszeit 
von 10 Jahren unwiderruflich. å v 2 4 

*, Naheres hierüber siche in dem Kommentar zum bayerischen Beamten- 
gesetz von Mınisterialrat Dr. Reindl, S. 95 ff. In dem gleichen Kommentar 

(s. S. O4 ff.) gibt der Verfasser eine glänzende Darstellung der allgemeinen Pilch- 
ten der Beamten und zwar unter besonderer Berücksichtigung der »politischen 
Beamten« und der charakteristischen Unterschiede gegenüber $ 25 des Reichs 
heamtenzesetzes; es Ist so eim Einblick in diese Darlegungen auch für den 
Nationalökonomen und Sozivloren außerordentlich instruktiv. 

”) Vgl. die längeren Ausführungen des Herrn von Seidlein in der Sitzung 
der Bayerischen Abzeordnetenkammer vom 20. September ı912. Der Minister 
erklärte — h.n:ichtl cn der Bram’en — ebenso wie sein Vorgänger, er wolle he.n 
Schnüff-ls.st-m ceıintü ıren un! die Frage offen lassen, ob sich der S.E.V. als 
eine sozialdemokratische Organisation charakterisiere. Der Unterschied besteht 
eben darin, daß Herr von Frauendorfer entsprechend seinem Non lıquet« 
gegenuber den Beamten auch für die Arbeiter, die im Gegen 
satz zuden Beamten hier der Verwaltung ganz recht 
los gegenüberstehen, kein Verbot ausgesprochen 
bzw. keinen Revers angeordnet hat. 

33) Auch Ordnungsstrafen wegen Zuwiderhandlungen gegen Art. r6 des 
bayerischen Beamtengesetzes können nur von den Disziplinargerichten ver- 
hängt werden. 

3) Dagegen enthält gleich der § ı der »Gemeinsamen Bestimmungen« der 
preußischen Staatsbahnen ein Verbot der Teilnahme an ordnungsfeindlichen 
Bestrebungen; er ist außerdem bemerkenswert durch das Verbot gewisser Neben- 
beschäftigungen und soll daher hier im Wortlaut angeführt werden. 

»Dic einzustellenden Arbeiter müssen sich in ihren bisherigen Lebensverhält- 
nissen achtbar und unbescholten geführt und an ordnungsfeindlichen Vereinen 
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enthält und so der Verkehrsminister bei seinem Vorgehen nicht an 
einen genau vorgeschriebenen Weg gebunden ist. 

Das Verbot einer allgemeinen Arbeitseinstellung war bis vor kurzem 
weder in der Arbeitsordnung noch sonst irgendwie ausgesprochen, 
findet sich auch z. B. nicht in den »Gemeinsamen Bestimmnungen« 
der preußischen Staatsbahnen; es war dabei in Bayern, wie es z. B. 
Herr von Frauendorfer in der Sitzung der Bayerischen Abgeordneten- 
kammer vom 3I. Oktober IgII ausgesprochen hat, insbesondere der 
(sedanke maßgebend, daß eine derartige theoretische Bestimmung 
praktisch nur eine sehr geringe Bedeutung habe und daß eine gesunde 
und gerechte Arbeiterpolitik in weit höherem Maße als ein papierener 
Paragraph zur Hintanhaltung eines jeden Streikgedankens geeignet 
sei. Dagegen ist in dem schon erwähnten Revers ®) ein Verzicht auf 
den Streik seitens der neueintretenden Arbeiter ausdrücklich ausge- 
sprochen. 

Vereidigt werden die Werkstättearbeiter im allgemeinen nicht; 
nur Angestellte an solchen Posten, die ein erhöhtes Maß von Verant- 
wortungsgefühl und ein besonderes Vertrauen erfordern, wie z. B. Ar- 
beiter, die in den Werkstättemagazinen zu tun haben, Vorarbeiter 
usw., haben den Diensteid zu leisten. Zugleich mit der Vereidigung 
werden diese Bediensteten auch den Disziplinarvorschriften, wie sie 
für die Eisenbahınbeamten ®!) gelten, unterstellt, so daB sie in weit 
höherem Maße als gewöhnliche Werkstättearbeiter bei etwaigen Ver- 
fehlungen herangezogen werden können. 

Hinsichtlich der Strafbestimmungen für die Uebertretung oder 
Außerachtlassung einer dieser dienstlichen oder außerdienstlichen 
Verpflichtungen enthält die Arbeitsordnung nur einen einzigen Artikel, 
der folgendermaßen lautet: 

»Verfchlungen gegen die Arbeitsordnung können mit Geldstrafen 


und Bestrebungen nicht beteiligt haben und aus ihrem letzten Dienstverhältnis 
ohne Verletzung der etwa eingegangenen vertraglichen Verpflichtungen ausge- 
schieden scın. 

Auch außerhalb des Dienstes hat der Arbeiter sich achtbar und ehrenhaft 
zu fübren und sich von der Teilnahme an ordnungsfeindhichen Bestrebungen 
und Vercinen fernzuhalten. Kein Arbeiter darf ohne schriftliche Erlaubnis des 
vorgesetzten Inspektionsvorstandes Gast- oder Schankwirtschaft oder, wenn 
er als Handwerker beschäftigt ist, sein Handwerk gewerbsmaßig für sich betrciben 


oder durch seine Hausangehörigen betreiben lassen.« - - Siehe W. Zimmermann, 
Zur sozialen Lage der Eisenbahner in Preußen. Schr.d. Ver. f.S.; Bd. 99, S. 103 
und 104. 


80) Auf die Frage des Nutzens des Reverses und die Seite der Kritik, wie 
sie am bemerkenswertesten Reichsrat v Scha z (5. Verhandlungen der Kammer 
der Reichsräte des baverischen Landtages, 36. Landtagsversammlung, F Session 
1912; Beilagen Bd. 2, S. 962) angeschlagen hat, ist hier nicht weiter einzugehen. 

") Sie sind enthalten in der »lDdienstordnunge vom 5. April zgı1; deren 
Vorschriften, dico das gesamte Dienstverhaltnis in recht klaren und bemerkens- 
werten Ausführungen regeln (insoweit nicht schon cine generelle Regelung durch 
das Beamtengesetz vorliegt), gelten nur ın außerordentlich wenigen Punkten 
(z. B. hinsichtlich der Ersatzzuweisungen) für die Arbeiter. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 3, 55 
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bis zu dem Betraze von I M. beahndet werden. Die Strafe wird nach 
Feststellung einer Verfehlung sofort von dem Werkstättevorstande oder 
dessen Stellvertreter ausgesprochen, dem fehligen Arbeiter mündlich 
bekannt gegeben und ist von demselben innerhalb einer Frist von 
S Tagen einzuzahlen. widrızentalls sie bei der nächstfolgenden Lohn- 
zahinnzın Abzug gebracht wird. Die verhängten Geldstrafen werden 
in an Verzeichnis einzetraren, welches den Namen des Bestratten, 
den Tag der Bestrafung sowie den Grund und die Höhe der Strafe 
erzibt und auf Eriordern den Auitsichtsbeamten vorgelegt wird. Die 
Stratbetraxe werden der Betriebs- und Werkstättekrankenkasz 
überwiesen.« 

Neben diesen Geldbußen in der Höhe von 10 Pf. bis ı M. — höhere 
Geldstrafen werden nicht verhängt — können noch Ersatzansprüche 
wegen eines durch Fahrlässigkeit oder Böswilligkeit verursachten 
Schadens gezen den betreifenden Arbeiter geltend gemacht werden; 
bei Fahrlassızkeit wird meist nur ein geringer Teil des Betrags vom 
Arbeiter einzefordert und auf dessen wirtschaftliche Lage immer 
Rücksicht genommen. Auf diese relativ geringen Geldstrafen folgt als 

nächsthöhere Strafe sofort Androhung der Versetzung oder der Ent- 
lassung und dann Versetzung oder Entlassung selbst, als milderes 
Einschreiten kennt die Verwaltungspraxis nur formlosen Verweis. der 
im Strafregister nicht eingetragen werden soll ®). Doch ist es hiebai 
von sehr schwerwiegender Bedeutung, daß die verhängten Geld- 
strafen nicht nur in das genannte Verzeichnis, 
sondern auch in das Personalblatt des betreft 
fenden Arbeıters eingetragen werden. Bei dem groben 
Andrang zu den Beamtenstellen, der die Verwaltung zu einer immer 
stärkeren Auslese zwingt, fallen nun diese Einträge oft sehr in die 
Wagschale und so wird gar häufig durch eine derartige schließlich 
doch oft zutällige Bestrafung die ganze künftige Laufbahn eines Werk- 
stättearbeiters entscheidend beeinflußt. ‚Ändererseite ist zu beachten, 
daß Entlassungen als Folgen vorausgegangener Verfehlungen — abso- 
lut wie etwa im Vergleich mit der preußischen Verwaltung — nur 
außerordentlich selten eintreten bzw. bei »Berufung« seitens des 
Arbeiters von der den \Werkstätteleitern vorgesetzten Dienststelle 
bestätigt werden; dabei ist der Wunsch, jede Mißstimmung unter 
der Arbeiterschaft hintanzuhalten, auch nicht ohne Bedeutung. Es 
entstehen ja in dieser Beziehung manchmal Meinungsverschieden- 
heiten zwischen den Werkstätteleitern und der Verwaltung. So ist 
z. B. dem Verfasser dieser Zeilen folgender Fall bekannt: Ein Ar- 
beiter hatte seinen Vorgesetzten tätlich bedroht und sollte auf Ver- 
anlassung desselben versetzt bzw. entlassen werden; der Arbeiter 
reichte ein Gesuch um Erlaß der Strafe bei der übergeordneten Stelle 
ein, er wurde dann an seiner bisherigen Arbeitsstelle belassen, so daß 
sich der Vorgesetzte — nach seiner subjektiven Auffassung — ge- 
82) Sowohl die österreichischen wie die schweizerischen diesbezüglichen 
Bestimmungen enthalten eine stärker differenzierte Strafenskala. 
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zwungen sah, seinerseits um Versetzung an eine andere Dienststelle 
einzukommen. Ueber Einlegung einer Berufung und den hiebei etwa 
einzuschlagenden Instanzenweg ist in der Arbeitsordnung ja nichts 
bemerkt 83); formell ist die ausgesprochene Strafe sofort gültig. Doch 
werden, wie in dem eben erwähnten Beispiel, häufig »Gesuche« um 
Erlaß einer schon verhängten Strafe bei den Eisenbahndirektionen 
eingereicht, und zwar oft mit günstigem Erfolg. Irgendeine 
Mitbestimmung oder direkte Einflußnahme auf 
die einzelnen Strafen steht den Arbeitern 
bzw dem Arbeiterausschuß nicht zu. 

Zum Vergleich mit dem eben geschilderten diesbezüglichen 
(Werkstätte-)Arbeiterrecht der Bayerischen Staatsbahnen sei es uns 
gestattet, auch diesmal wieder aus dem Bereich der Schweizerischen 
Bundesbahnen ein Beispiel heranzuziehen. Die nachstehenden Artikel 
aus dem Reglement Nr. 38, betreffend die Dienstverhältnisse der im 
Taglohn angestellten Arbeiter, enthalten — wiederum bei gleicher 
prinzipieller Auffassung, auch hier ist den Arbeitern kein Mitbe- 
stimmungsrecht eingeräumt — eine Regelung der Strafen wie des 
Beschwerdewegs in recht verständlichen und kla- 
ren Bestimmungen, die in einem außerordentlich bemer- 
kenswerten Gegensatze zu der ja auch bei Theoretikern viel- 
fach verbreiteten Anschauung stehen, daß das Arbeitsverhältnis 
der Staatsarbeiter gewissermaßen naturgesetzlich als herrschaft- 
liches aufzufassen sei. Es braucht so einerseits der Arbeiter keines- 
wegs zu fürchten, der Willkür eines ungerechten Vorgesetzten 
schutzlos gegenüber zu stehen, andererseits hat aber auch der ge- 
rechte und wohlwollende \Werkstätteleiter — auf einem 


sicheren Rechtsboden stehend — nicht fortwährend das Damokles- 
schwert einer nachträglichen — in jenem Falle, wo offiziell 
keine höhere Beschwerdeinstanz besteht — doch nicht sehr ehren- 


vollen Desavouierung vor Augen und kann so seiner wahren Ueber- 
zeugung bei der Handhabung der Disziplinarstrafen jederzeit unge- 
hindert Raum geben. Die diesbezüglichen Bestimmungen für die 
ständigen Arbeiter der Schweizerischen Bundesbahnen lauten: 

»Art. 23. Arbeiter, welche absichtlich oder aus Nachlässigkeit 
ihre Dienstpflichten nicht erfüllen, werden, unter Vorbehalt des ge- 
richtlichen Einschreitens gegen den Fehlbaren, durch die zuständigen 
Vorgesetzten auf dem Disziplinarwege bestraft. 

Art. 24. Die Disziplinarstrafen sind: 

I. Mündlicher Verweis; 

2. Schriftlicher Verweis; 

3. Ordnungsbuße bis auf Fr. 5; 


83) Ebensowenig enthält sie Bestimmungen über einen allgemeinen Be- 
schwerdeweg (vgl. Art. 30 der schweizer. Bestimmungen); doch werden solche 
— meist mündliche — Beschwerden schon entgegengenommen und zwar so» 
wohl vom Werkstätteleiter über Vorarbeiter bzw. \WVerkfuhrer als auch von 
der Eisenbahndirektion über den Wertstätteleiter. 


55* 
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4. Zeitweilige Einstellung im Dienste, verbunden mit Lohn- 
entzug für die Dauer der Einstellung; 
5. Versetzung im Dienste mit gleichem oder geringerem Lohn 

6. Einstellung in der periodischen Lohnaufbesserung. 

Art. 25. Wenn aus der Nichterfüllung von Dienstpflichten oder 
aus Nachlässigkeit eines Arbeiters Schaden entstanden ist, kann der 
Fehlbare außer der Bestrafung zum ganzen oder teilweisen Ersatz des 
Schadens angehalten werden. 

Art. 26. Ueber die verhängten Disziplinarstrafen und Schadens- 
beteiligungen wird von der betreffenden Dienstabteilung ein Ver- 
zeichnis geführt. Jeder Arbeiter ist berechtigt, 
von demselben, soweites seine Person betrifft, 
Einsicht zu nehmen. 

Art. 27. Die Befugnis zur Erteilung eines Verweises stelıt jedem 
Vorgesetzten gegen seine Untergebenen zu. Die übrigen Disziplinar- 
strafen werden vom vorgesetzten Abteilungsvorstand verfügt; ebenso 
Schadensbeteiligungen bis zum Betrage von Fr. 10. Höhere Schadens- 
beteiligungen werden von dem Departementsvorsteher bzw. von der 
vorgesetzten Direktion ausgesprochen. In dringenden Fällen ıst 
jeder V orgesetzte befugt, Einstellung im Dienste zu verfügen; er hat 
jedoch seinem nächsten Vorgesetzten sofort Anzeige zu machen 
behufs Einholung der Bestätigung durch den betreffenden Abteilungs- 
vorstand. 

Art. 28. Gegren die disziplinarische Bestrafung oder Beteiligung 
am entstandenen Schaden steht dem Betreffenden das Rekursrecht 
an die Stelle offen, welche derjenigen, die ihn bestraft oder am Schaden 
beteiligt hat, unmittelbar übergeordnet ist. Der Rekurs hat keine 
aufschiebende Wirkung und muß innerhalb von Io Tagen angebracht 
werden. 

Art. 30. Beschwerden gegen Vorgesetzte sind bei dem betr. Ab- 
teilungsvorstand anzubringen. Gegen den Entscheid des Abteilungs- 
vorstandes kann der Rekurs an die vorgesetzte Direktion ergrilien 
werden. 

Entscheide der Generaldirektion können nicht weitergezugen 
werden.« — 

Die also von den geringsten Bestrafungen bedeutsam beein- 
flußte »Qualifikation« vollzieht sich in der Form von Ein 
trägen auf einem Personalblatt. Derartige Personal- 
blätter sind bei allen äußeren Dienststellen, d. h. in unserem Falle 
bei den Werkstätteinspektionen der Zentralwerkstätten für sämtliche 
Gehilfen wie auch Aushelfer anzulegen. In diesen Blättern werden 
zunächst die verschiedenen (ärztlichen und Lehr-) Zeugnisse verwahrt, 
sodann enthalten jene Angaben über den Familienstand, das mil- 
tärische Verhältnis, eine etwaige Doppelversicherung ®) usw. und 


#4) Jedwede Doppelversicherung ist nach den bisherigen Bestimmungen 
anzugeben, doch sind ihr keinerlei Grenzen gesteckt. — 
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eine fortwährende Registrierung der jeweiligen Beschäftigung und 
Lohnhöhe. Sämtliche Geldstrafen werden eingetragen; »Verwarnun- 
gen und Rügen sind nicht vorzumerken, Ersatzzuweisungen nur dann, 
wenn gleichzeitig Geldstrafen verhängt werden«. Doch ist in letzteren 
Punkten die Handhabung seitens einzelner Werkstätteleiter nicht 
immer ganz im Einklang mit dem Wortlaut der Ministerialverfü- 
gung, da eben jenen manchmal auch Dinge einer Eintragung wert 
erscheinen, die einer solchen nicht unbedingt bedürfen. Diese » Quali- 
fikation« erstreckt sich also vor allem nach der negativen Seite hin, 
indem etwaige Mängel und Unregelmäßigkeiten des Arbeiters genau 
aufgezeichnet, dagegen positive günstige Momente, soweit sie sich in 
normalen Grenzen bewegen, weniger bemerkt werden. Doch sind 
andererseits wieder besondere Fähigkeiten und spezielle 
Eignung zu gewissen Stellen zu erwähnen, vor allem dann, wenn der 
betreffende Arbeiter schon längere Zeit in der Werkstätte gearbeitet 
hat und über seinen Aufstieg in eine Beamtenstellung voraussichtlich 
in einiger Zeit zu entscheiden sein wird. Den Arbeitern steht 
ein Einblick weder in das Strafregister noch 
in die Personalblätter zu. 

Hat sich ein Arbeiter um eine Beamtenstellung beworben, dann 
gibt der Werkstätteleiter eine regelrechte Qualifikation über ihn 
ab; über diese hat dann die Eisenbahndirektion bzw. deren Personal- 
referent das letzte Wort, wobei naturgemäß im allgemeinen der 
Bericht des Werkstätteleiters doch den Hauptausschlag gibt. Der 
Arbeiter ist unter allen Umständen 8) über den Entscheid zu unter- 
richten, bei Ablehnung mit Angabe der Gründe, die der Eisenbahn- 
direktion 8) hiefür maßgebend waren. Erscheint nun der Direktion 
der Arbeiter geeignet für die Stelle, dann wird er zu den betreffenden 
Prüfungen zugelassen und, falls er diese mit gutem Erfolg bestanden, 
in die Bewerberliste eingetragen. Die neuesten Bestimmungen über 
die Qualifikation der unteren Beamten bzw. der Anwärter besagen 
nun ım wesentlichen folgendes: 

»Qualifikationsbestimmungen für den unte- 
ren Dienst. Die Qualifikationen für die Anwärter und Beamten 
des unteren Dienstes werden abgegeben, wenn ihre Anstellung oder 
Beförderung in Frage kommt. Die Qualifikationen beschränken 
sich in der Regel auf kurze Aeußerungen der Dienstvorstände, ob 


8$) Vgl. auch Ziff. 5 unter sAllgemeines« bei den Qualifikationsbestimmungen; 
auch das Amtsblatt der Gencraldirektion (1903, Nr. 52) schreibt vor: Die Be- 
werber sind von dem Erfolg ihrer Bewerbung, bei Ablehnung der letzteren unter 
Angabe des Grundes hierfür, verständigen zu lassen. 

86) D. h. in Verbindung mit dem letzten Satz der Ziff. 5 der nachfolgenden 
Qualifikationsbestimmungen: Hatte der Werkstätteleiter einen Bewerber für 
geeignet erklärt, der Personalreferent der LEisenbahndirektion ihn aber abgelehnt, 
Oder hatte umgekehrt der \Werkstätteleiter eine ungunstige Ansicht, während 
die Kiısenbahndirektion die Bedenken nicht teilte, dann erfährt in beiden Fällen 
der Bewerber nicht die abweichende Meinung semes direkten Vorgesetzten. 
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die Anwärter oder Beamten für die Einreihung in die betrefiende 
Beamtenklasse in jeder Hinsicht geeignet sind. 

Allgemeines: I. Ungünstige Urteile sind in allen Fällen 
näher zu begründen. 

2. Falls Bedenken bestehen, ob das Verhal- 
ten des zu Qualifizierenden vereinbar ist mit 
der durch den Diensteid übernommenen Ver 
pflichtung zur Königstreue und zur Beobach- 
tung der Staatsverfassung, so ist dies unter 
Anführung der näheren Anhaltspunkte anzu 
geben. 

5. Den Anwärtern und Beamten ist auf Verlangen ihre Quali- 
fikation im vollen Umiange schriftlich bekannt zu geben. 
Maßgebend ist hiebei für die nicht dem Staatsministerium für Ver- 
kehrsangelegenheiten angehörenden Beamten das Urteil der Eisen- 
bahndirektion, der die Abgabe bzw. die Prüfung der Qualifikationen 
zukommt. Abweichende Aeußerungen unterge 
ordneter Dienststellen sind den Beamten nicht 
zu eröffnen. 

6. Gegen die Qualifikationen der Eisenbahndirektionen ist Be- 
schwerde zum K. Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten 
zulässige 9. 


87) Auf die z. T. recht interessanten BestimmungenY für die Qualifikation 
der mittleren und höheren Beamten kann naturgemäß in dieser Monographie 
über (\Werkstätte-)Arbeiter nicht näher eingegangen werden. Doch ist immerhin 
noch ein ganz genereller für alle Beamtenstufen maßzebender Erlaß des 
letzten Leiters der bayerischen Verkehrsanstalten sehr bemerkenswert, wenn- 
gleich zwischen den Intentionen des Herrn von Frauendorfer und ihrer 
allseitigen praktischen Verwirklichung noch eine bedeutende Lücke 
klafft. Dieser Privaterlaß vom 4. Jan. 1907 (er wurde erst später im Amtsblatt 
der Staatseısenbahnverwaltung veröffentlicht) lautet folgendermaßen: 

»Ich habe wiederholt, wenn auch nur in vereinzelten Fällen, die Wahrneb- 
mung gemacht, daß über die Führung und die Leistungen von Beamten und 
Bediensteten ungünstige Qualifikationen ausgestellt wurden, ohne daß den 
Beteiligten über ihre (ualifikationsmängel Vorhalt gemacht worden wäre. Im 
allgemeinen sind, wie ich auf Grund der seitherigen Beobachtungen anerkennend 
und mit Genugtuung feststelle, die qualifizierenden Dienstvorstände sich der 
großen Verantwortung, die sie mit den Qualifikationsbegutachtungen über- 
nehmen, voll bewußt. 

Von den Dienstvorständen erwartet aber die Ver 
waltung nicht allein, daß sie bei Abgabe der Quali- 
fikationen gewissenhaft und gerecht vorgehen. Die 
Dienstvorstände würden die Aufgabe, die ihnen in be 

zug auf das Qualifikationswesen gegenüber dem Per 
sonale zukommt, nicht richtig erfassen, wenn sie 
dieselbe mit der Abgabe desschriftlichen Gutachtens 
für erschöpft hielten. Nimmt ein Dienstvorstand wahr, daß Beamte 
oder Bedienstete in bezug auf die allgemeine Führung oder an Kenntnissen, 
Fleiß und Plichttreue zu wünschen lassen, so ist es seine nächste Pflicht, durch 
wohlmeinendeMahnung oder nötigenfalls durch nach- 
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Für diese verschiedenen Einträge in das Personalblatt bzw. 
auch neben denselben ist die tatsächliche Wertschätzung der Fähig- 
keiten und des Charakters des betreffenden Arbeiters seitens des 
Vorsitzenden und des Werkführers bzw. des Vorarbeiters von hervor- 
ragender Bedeutung, insbesondere da ja die Höhe des Lohnes und 
der Lohnvorrückungen — formell nach der Lohnordnung nahezu 
ausschließlich, tatsächlich — je nach den Intentionen des Vorsitzen- 
den schwankend, aber zumeist nicht unbeträchtlich nach persönlicher 
Tüchtigkeit und Brauchbarkeit bemessen werden und ferner für eine 
Beförderung zum Partieführer das Urteil des unmittelbaren Vorge- 
setzten ja nahezu allein ausschlaggebend ist. Daher sind die Ver- 
hältnisse, die auf diese Einschätzung von speziellem Einfluß 
sind, recht bedeutungsvoll und noch näher zu betrachten. Zunächst 
ist nämlich schon durch die zum Teil bedeutsamen gewerkschaftlichen 
und politischen Differenzen innerhalb der Arbeiterschaft und somit ®) 
auch zwischen Werkführer bzw. Vorarbeiter und Arbeiterschaft eine 
gewisse Trübung des Urteils des unmittelbaren Vorgesetzten bedingt. 
In ganz hervorragendem Maße machen sich derartige Störungen beim 
Gruppenakkord geltend, wenn bei einer Partie Leute sind, die, ver- 
schiedenen Verbänden angehörend, durch heftige, mitunter auch 
persönliche Zwistigkeiten getrennt sind, oder wenn wiederum nur 
Arbeiter aus einem Verbande in einer Partie zusammenarbeiten. 
Es ereignet sich so gar nicht selten, daß die Mehrzahl oder gar sämt- 
liche Arbeiter einer Partie einen Mann übereinstimmend als unbrauch- 
bar bezeichnen, der, dann vom Werkstätteleiter in eine andere Gruppe 
versetzt, von dieser als ein sehr tüchtiger Mitarbeiter bezeichnet 
wird. Andererseits kommt es wieder vor, insbesondere bei Gruppen, 
die sich ausschließlich aus Mitgliedern des Süddeutschen Eisenbahner- 
verbandes zusammensetzen, dessen Angehörige (nach Angabe der 
Werkstätteleiter) die relativ straffste gewerkschaftliche Disziplin 
und das höchste Maß von Solidaritätsbewußtsein besitzen, daß die 
Arbeit eines weniger leistungsfähigen, insbesondere auch eines älteren 


drückliche Warnung auf eine Besserung hinzuwirken., 
Daß gegebenenfalls den Beteiligten in solcher Weise und zur rechten Zeit Vor- 
halt gemacht wird, erscheint mir ohne weiteres in die Rücksich- 
ten väterlichen Wohlwollens eingeschlossen zu sein, 
welche die Dienstvorstände dem untergebenen Personal entgegenzubringen 
haben. 
Die Verwaltung muß aber auf ein derartiges Vorgehen auch von einem anderen 
Gesichtspunkte aus allen Wert legen, insoferne es nämlich für die Würdigung 
festgestellter Qualifikationsmängel nicht ohne Bedeutung ist, ob hierauf der 
betreffende Beamte oder Bedienstete richtig und rechtzeitig aufmerksam gemacht 
wurde. Gewisse Qualifikationsmängel können nämlich leichter gewürdigt 
werden, soferne ein entsprechender Vorhalt unterlassen wurde, wogegen sie 
zweifellos schwerer wiegen, wenn eine geeignete Mahnung oder Warnung ohne 
bessernde Wirkung geblieben ist.« 
88) Es ist hiebei, wie überhaupt zum Verständnis der besonders großen 
Gegensätze (im Vergleich zur Privatindustrie), die auch häufig zwischen 
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oder kränklichen Arbeiters, in hervorragendem Maße von anderen 
Mitgliedern der Akkordpartie verrichtet wird. Auf diese Weise stellt 
es sich manchmal erst viel später heraus, daß ein Arbeiter, der viel- 
leicht jahrelang bei allen Vorgesetzten als sehr kräftig und lei- 
stungsfahig gegolten, diese Qualitäten nicht in dem erwarteten 
Maße besitzt. Bekanntlich hat ja der Gruppenakkord schon im 
allgemeinen eine außerordentlich nıvellierende und auf einen Ausgleich 
hinzielende Wirkung ®). Diese generelle Wirkung wird aber in ganz 
hervorragendem Mabe noch dadurch verstärkt, daB eben Ueber- 
verdienste über 40°, nicht ausbezahlt werden und die für den betref- 
fenden Arbeiter aufsewendete Mühe dessen Genossen nicht zunite 
käme bzw. eben sonst nicht aufgewendet würde. Es ist so zu verstehen, 
warum z. B. dem Verf. gegenüber ein hervorragender Werkstätteleiter 
bemerkt hat, er messe der »Onalifikation« seiner Arbeiter nicht den 
geringsten Wert bei und sei auch gerade wegen der Unmöglichkeit 
einer richtigen Einschätzung einer jeden Arbeitskraft für eine völlig 
gleichheitliche Löhnung innerhalb der einzelnen Arbeitsgruppen. 
Andere Vorsitzende wiederum schätzen die Einträge im Personalblatt 
ebenfalls mehr oder weniger gering ein, legen aber dafür mehr Gewicht 
auf die Art der Arbeitsausführung, wobei allerdings — wie dem Ver- 
fasser wohl bekannt ıst — zuweilen auch bedeutsame Täuschungen 
unterlaufen. 

9. Aufst eg: Um die Bedeutung der Tatsachen, deren Betrach- 
tung dieser Abschnitt gewidmet ist, entsprechend würdigen zu können, 
sei zunächst einiges zur allgemeinen Orientierung mitgeteilt. Jeder 
Eisenbahnbetrieb zerfällt — abgesehen von der allgemeinen Verwal 
tung — in einzelne große Sparten, z. B. in Zugförderungs-, Fahr- 
oder Zugbegleitungs-, Werkstätte-, Bahnhofs- oder Stations- und 
Bahnunterhaltungs- mit Bahnbewachungsdienst. Jeder dieser »Dienste+ 
berinnt mit einer Arbeiterschicht, auf der sich die unteren, mittleren 
und höheren Beamten stufenweise aufbauen. Diese Teilung der 
einzelnen Sparten wurde nun in den verschiedenen Ländern und bei 
den einzelnen Verwaltungen nicht in ein und derselben Weise vor- 
genommen 9, und ferner ist vor allem — dies ist die Hauptsache 
für das beteiligte Personal — diese Trennung nicht 
gleichmäßig scharf durchgeführt. Zunächst ist esschon sehr wichtig, 
ob und in welchem Maße die Arbeiter aus einer Sparte — in der glei- 
chen Höhe des Berufschicksals — in eine andere Sparte übertreten 
können, sodann, wie sich der Aufstieg quantitativ (d.h. zahlen- 





Beamten und Arbeitern bestehen, zu beachten, daß ja diese Beamten 
sämtlich früher auch Arbeiter waren. 

89) Vgl. z. B. das Kurvenblatt 3 auf S. 23 des 134. Bandes der Schriften des 
Vereins für Sozialpolitik mit seiner relativen Konstanz im Vergleich zu den 
großen Schwankungen, die die anderen Kurvenblätter aufweisen. 

s) Daß sich aus diesem Grunde auch hinsichtlich der finanziellen 
Verhältnisse und der ganzen Buchführung bedeutsame Unterschiede ergeben, 
ist ja bekannt. Vgl. W.M. Acworth, Grundzüge der Eisenbahnwirtschafts- 
lehre; übersetzt von H. Ritter von Wittek, Wien 1907, S. 19 ff. 
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mäßig) und qualitativ?!) (d. h. bis zu welcher Höhe) innerhalb 
einer jeden Sparte gestaltet, und schließlich hat die praktische Frage- 
stellung vor allem zu untersuchen, wie es sich mit der verbun- 
denen Wechsel- und Aufsteigemöglichkeit aus einer Sparte in eine 
höhere Stelle einer anderen Sparte verhält. 

Während nun z. B. in Oesterreich der Falhır-, Zugförderungs-, 
(das in diesem beschäftigte Personal ist allerdings zu einem ganz 
geringen Teile vorher beim) Heizhaus- und Werkstätte- sowie der 
Bahnerhaltungsdienst ganz getrennte Sparten sind, — etwa wie 
verschiedene Ministerien, — und nach den Informationen, die mir von 
einem höheren österreichischen Beamten in außerordentlich dankens- 
werter Weise erteilt wurden, nur einige seltene Uebertritte vom Bahn- 
erhaltungs- zum Fahrdienst zu verzeichnen sind, besteht in Bayern 
eine Möglichkeit der Fluktuation, wie sie meines Wissens von keiner 
anderen kontinentalen Verwaltung erreicht wird, indem zurzeit die Ar- 
beiter sowohl zwischen sämtlichen Sparten in ihrer Beschäftigung 
wechseln als sich auch — den Besitz der etwa nötigen Handwerks- 
kenntnisse vorausgesetzt — um die unteren Beamtenstellen aller 
»Dienste« bewerben Können, so daß wir also nicht nur eine unbegrenzte 
Wechselmöglichkeit innerhalb der gleichen materiellen (Taglohn-) 
und ideellen Stufe, sondern auch eine sehr weite Aufsteigemöglich- 
keit nach den verschiedenen Beschäftigungsarten auf ein materiell 
und ideell höheres Niveau hin zu verzeichnen haben. Diese beiden 
Tatsachen des Wechsels einerseits und des Aufstiegs andererseits 
— das darf vielleicht nochmals betont werden — sind ja theoretisch 
auch isoliert %) zu betrachten. 

Neben der Breite der Aufsteigemöglichkeit und der tatsächlichen 
zahlenmäßigen Gestaltung der Uebernahmen in das Beamtenver- 
hältnis sind ferner für die vergleichende Beurteilung des ganzen 
Berufsschicksals die Aufsteigefristen von Bedeutung, d. h. 
die verschiedene Dauer des Arbeitsverhält- 


m 


”) Es kann auch mit einer häufig schr bedeutsamen Qualität 
der Aufsticge eine relativ geringere Quantität Hand in Hand 
gehen. So liegen z. B. die Dinge bei den Bahnen der Vereinigten Staaten; 
v.l. auch Hoff u. Schwabach, Nordamerikanısche Eisenbahnen, Berlin 
190b, S. 141 ff. — Eine genaue Erfassung der dortigen Aufstiegsgestaltung ist 
aber infolve des Fehlens von gecignetem Material heute wohl kaum mörlich. 

#2) So besteht z. B. in Ocsterreich eine Aufsteige- ohne Wechselmöglichkeit; 
es kann also dort der ungelernte Fahrdienstarbeiter schließlich Oberkondukteur 
in einem Expreßzug werden, aber der ungelernte \Verkstättearbeiter hat diese 
Aussicht nicht. — Ganz generell, — hat ja anderer-eits Altred Weber das 
Postulat des Wechs Is zunächst ganz isoliert von ideellen allzemeinen 
bzw. auch sozialpolitischen Wertungen aus anfgestellt; s. Keliuion und Kultur, 
Jena 1912, S. 35 und im Archiv f. Sozialwissensch. u. Sozialpolitik, Band 34, 
Das Berutsschieksal der Industricarbeiter, S. 409. — In unserem materiellen Tat- 
sachenzelset treten die Ve reänge des Wechsch gezenüber denen des Aufstiees, 
der hantiz mehr zufallız als notwendig oder beab-ichtist mit jenem verbunden 
ist (es snd ceben naturgemäß ın der einen Sparte weniger, in der andern 
mehr gehobene Stellen vorhanden), in den Hhıntergrund. 








856 Eugen Fränkel, 


nisses, in dem die Bediensteten vor ihrem 
Uebertritt bei der Verwaltung standen. Während 
nun, was die (relative) Quantität und Qualität der Aufstiege betrifft, 
Bavern an der Spitze der deutschen Bundesstaaten steht, sind die 
Fristen hier recht groß. Es rührt dies eben daher, daß grundsätzlich 
alle Arbeiter zu den Bewerbungen zugelassen werden und die ein- 
zelnen Jahresklassen immer erst dann aufgerufen werden können, 
wenn Nachfrage nach all diesen Arbeitern besteht. Weit kürzer ist 
dagegen die »Arbeiterperiode« in Baden), wo ebenso wie in Württem- 
berg*%) gewisse Arbeiterkategorien von vornherein von einem Auf- 
stieg ganz ausgeschlossen sind und für die verminderte Zahl der mög- 
lichen Bewerber sich die Uebertritte dann rascher vollziehen können. 
Während das baverische Gutachten über die Vermögenslage der Ab- 
teilung B der Arbeiterpensionskasse annimmt, daß die Ueberführung 
ins Beamtenverhältnis durchschnittlich nach zehnjähriger Mitglied- 
schaft, also nach elfijähriger Arbeitszeit erfolgt, gestaltete sich in 
Baden die Urebernahme in das Beamtenverhältnis für die 1834 Mit- 
glieder der Kasse, die in den Jahren 1900—1904 aus derselben aus- 
schieden, folgendermaßen: 


Die Dauer derMitgliedschaft beiAbteilung B*) betrug 
vollendete anrechnungsfähige 

Jahre: O I 2 345696 780910111213 141516 

bei Mit- 

gliedern: 93 158 90 227 62I 270 200 94 35 21136 I ı 2 IL 
»») Im Zusammenhang mit der verschiedenen Politik der einzelnen deut- 
schen Staatsbahnverwaltungen inbezug auf das zahlen mäßige Verhält- 
nis der etatsmäßigen, nichtetatsmäßigen und diätarischen Beamten (die 
beiden letzten Gruppen spielen in Bayern nur eine ganz verschwindende Rolle) 
zu den Arbeitern weicht natürlich auch die relative Zahl der Aufstiege 
z. T. stark von den hier mitgeteilten Ziffern ab. Allein zunächst fällt es hier 
schon einigermaßen ıns Gewicht, daß bei manchen Verwaltungen zum Zwecke 
einer Steigerung des Interesses an recht zufriedenstellenden Leistungen zahl- 
reiche materiell sehr günstige gehobene Stellen nicht mit (unwiderruflichen) 
Beamten, sondern mit Arbcitern besetzt werden. Doch selbst, wenn wir die- 
sen Punkt ganz außer acht lassen, ist immer noch, wie ja auch ein Vergleich 
mit entsprechenden Privatbahnnetzen lehrt, ein sehr beträchtlicher 
TeildesPersonals—nichtetwa vom Standpunkt der Pflicht 
oder von anderen ideellen Momenten aus, sondern ent 
sprechend einer rein erwerbswirtschaftlichen Gestal 
tung — auf gehobenen Posten beschäftigt. 

#) Einen sehr interessanten Einblick in die dortige Politik der 
Aufstiegsfristen gibt Spalte 5 der Tabelle 12 der Verwaltungsberichte der K. 
Württembergischen Verkehrsanstalten. 

95) Es ist auch hier wie in Bayern zur Berechnung der Dauer der Ar- 
beitszeit je ein Jahr hinzuzufügen; doch wurde aus einem speziellen 
Grunde der Kopf der Tabelle beibehalten. — Inwieweit die allerdings ganz 
geringfügige Zahl der badischen Salinenarbeiter an diesem Aufstieg be- 
teiligt ist, ist aus der sehr instruktiven Tabelle 37 des badischen Gutachtens nicht 
ersichtlich. Etwas zu nieder gegriffen sind die Ziffern schließlich noch dadurch, 
daß solche Mitglieder, die ins Beamtenverhältnis übergetreten sind, aber frei- 
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Ganz generell ist schließlich noch bei dieser wie bei jeder ähn- 
lichen Untersuchung klarzulegen, ob diese Aufstiegsmöglichkeiten 
sich einzig und allein denen bieten, die von der Pike auf bei 
der Staatsbahn beschäftigt sind, oder ob auch auf einer späteren 
oder der letzten Stufe (z. B. für die Lokomotiv- oder Zugführer- 
stellen) Leute mit besserer Vorbildung einspringen können. 
Diesbezüglich ist zu bemerken, daß heute in Bayern die hier in Be- 
tracht kommenden Stellen der unteren Beamten ausschließlich von 
solchen Leuten erreicht werden, die als Taglohnarbeiter mit Volks- 
schulbildung °?) eingetreten sind. Freilich wird dies Bild wiederum 
etwas getrübt durch die Militäranwärter, die insbesondere auf den 
Posten eines Zugführers und Berufsheizers ”) in weit kürzerer Frist 
als die Zivilbewerber gelangen. 

Ueber die zahlenmäßige Gestaltung der Uebertritte in das Beam- 
tenverhältnis gibt Tabelle III nähere Aufschlüsse. Das beste Material 
zu solchen Angaben für das Lebensschicksal der Bediensteten ist 
ganz allgemein ®) bei den deutschen Verwaltungen in den Arbeiter- 


willig weiter ihre Beiträge entrichten, nicht mitgerechnet sind; deren 
Zahl war aber, wie das Gutachten mitteilt, in dem hier beobachteten Zeitraum 
nur sehr niedrig (sie betrug im Maximum jährlich 19). 

»®, Auch auf diesen Punkt wird seitens der Verwaltung großes Gewicht 
gelegt. So ist dem Verfasser ein Fall bekannt, in dem ein notleidender junger 
Mann, der kurz vorher die Einjährigenprüfung bestanden hatte, auf seine dringen- 
den Bitten hin in eine Betriebswerkstätte eingestellt wurde. Die Werkstätte- 
leitung erhielt aber von der Eisenbahndirektion, welche nachträglich von der 
Sache erfuhr, eine sehr scharfe Rüge. — Der junge Mann hatte inzwischen schon 
eine andere Beschäftigung gefunden. 

”) D. h. solche ungelernte Heizer, für die dieser Posten das Endziel ihrer 
Laufbahn bedeutet. — Die anderen Stellen werden in der Regel weniger von 
den Militäranwärtern begehrt. Ein näheres Eingehen auf das Problem der 
Militäranwärter hat der Verfasser absichtlich unterlassen. 

%) Ueber die Zahlen in den Spalten 7—9, insbesondere in der Spalte 8, 
ist noch folgendes zu bemerken: Die Zahlen bis zum Jahre 1908 (inkl.) sind 
dem Material der Arbeiterpensionskasse — teils der »Versicherungstechnischen 
Prüfung der Vermögenslage der Abteilung B der Arbeiterpensionskasse der 
K. Bayer. Staatseisenbahnen nach dem Stande vom ı. Januar 1908«, teils der Bei- 
lage 23 der Jahresberichte der K. Bayer. Staatseisenbahnverwaltung — entnom- 
men. Außerdem enthält auch seit einer Reihe von Jahren Beilage 18 dieser 
Jahresberichte, die eine Uebersicht über die Zahl und die Bezüge des Personals 
gibt, in der Spalte 4 eine Zusammenstellung der Beamten im unteren Dienst, 
die in jedem Jahr (ins Beamtenverhältnis) neu aufgenommen werden; ähn- 
liche Angaben (inkl. der Reaktivierungen) finden sich z. B. in der Beilage 30, 
Spalte 4, des Berichts für das Jahr 1900. 

Die Zahlen des Materials der Arbeiterpensionskasse stimmen nun mit den 
Personalangaben der Jahresberichte nicht überein. Bis zum Jahre 1908 sind 
die Personalangaben etwas höher als die der Pensionskasse; diese geringe Diffe- 
renz ist aber leicht dadurch zu erklären, daß nur in jenen Angaben auch die Mili- 
täranwärter mit ganz kurzer Arbeiterperiode sowie die reaktivierten Personen 
erschienen. Vom Jahr 1909 ab liegen die Dinge umgekehrt; mit dem ı. Januar 
dieses Jahres kamen zu den 27 093 bisherigen Mitgliedern dieser Kasse 6379 
Pfalzbahnarbeiter und 2086 Bedienstete der Post- und Tele- 
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Jar Betriebslänge der Betriebs- 
f. d. Personen- f d. Güter- u. npe = 
verkehr Tierverkehr 

18495 a 200 813 375 991 24 170 I 949 | 

1890 231021 393 304 25 902 7341 

1847 220 330 415 574 20 840 8934 | 

1898 243 578 435 242 28 443 7367 | 

1599 245 532 457 400 28 898 7 023 | 

19,00 263 301 474 592 30 I50 3 720 

1901 202 370 440 330 28 790 7105 
1902 204 404 448 215 29 196 2 042 

1903 274.490 400 909 29 715 2 568 

1904 270 499 407 091 29 892 I 087 
1905 284 331 482 397 30 778 3336 | 

19006 300 326 510 010 32 432 5 612 

1907 32019 549 023 32 796 3112 | 

1908 3b5 316 519 060 33 319 Ä 1745 
1909 a 377 100 517 442 33 246 8 333 
1909 b 543 201 I OOI 300 47 075 | 334 
1909 € 390 017 622 500 34 805 | 8 667 
IYIO 427 OXI 636818 30 203 16 715 

IyIlı 438 002 607 717 37 665 22 912 

19T 2C 459 752 628 957 39 239 16 906 





= Rechtsrheinisches Netz; b = Pfälzisches Netz; c = Gesamtnetz. Mit dem 
ı. Januar 1909 wurden die Pfalzbahnen vom Staat übernommen. 


graphenverwaltung hinzu. Infolgedessen sind jetzt die Zahlen 
der Arbeiterpensionskasse zu hoch gegriffen. Wir haben daher für ıgıo bis 
1912, — für 1909 wurden dagegen noch die Angaben der Pensionskasse benutzt, 
da die anderen Zahlen dieses Jahres nicht brauchbar sind, — die Ziffern der 
Personalbeilage eingesetzt, die jedenfalls der Wirklichkeit näher kommen, 
und die andern Zahlen bloß in Klammern beigefügt. Ob sich die Differenz, 
die z. B. 1911 mehr als 200 Mann beträgt, durch die Beförderungen innerhalb 
des Arbeiterpersonals der Post- und Telegraphenverwaltung restlos erklären 
läßt, vermag ich nicht zu entscheiden. Ich habe wegen der großen Differenzen 
der letzten Jahre den betreffenden Herrn Referenten im Verkehrsministenum 
befragt, der aber trotz der großen Liebenswürdigkeit, mit der er mir entgegen- 
kam, auch nicht in der Lage war, mir vollkommen befriedigende Auskunft zu 
geben, da ja auch das ganze Rohmaterial in dem Wohlfahrtsamt in Rosenheim 
liegt und nicht so rasch zugänglich ist. Jedenfalls wäre es sehr dankenswert, 
falls die Verkehrsverwaltung künftig eine statistische Ausscheidung bei den 
Mitgliedern der Abteilung A und B in Eisenbahn- und Postarbeiter vornehmen 
würde. Es sind ja seit 1909 auch die Angaben über den Mitgliederstand und vor 
allem über die Austritte für die Eisenbahnverwaltung nicht mehr ganz brauch- 
bar; und wenn auch die Jahresberichte der K. Bayer. Post- und Telegraphen- 
verwaltung (s. Beil. ı) die Zahl der Arbeiter (wie auch der Abgänge) enthalten, 
so ist ja nicht zu entnehmen, wie viele davon auch Mitglieder der Abteilung B 
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Zahl (zu Beginn des Uebertritte ins Beamten- Austritte aus der 
Jahres) verhaltnis seitens Beschättigung seitens Jahr 


der Mitglieder der Abteilung B der Arbeiterpensionskasse 














11 351 1051 278 189548 
12 50I 470 340 1890 
13 043 524 300 1897 
15 640 2 830 288 1898 
15 052 I 300 253 1899 
17 145 "2 318 280 1900 
18 025 1 253 5069 1901 
20 572 553 714 1902 
22 803 883 891 1903 
22 949 438 791 1904 
23 900 ' 730 1 078 1905 
24 497 1002 700 1900 
24 795 829 758 1907 
20 050 I 008 820 1908 
27 093 19094 
0379 1909 b 
(35 558) (1 102) (1 417) 1909 C 
(30 399) 741 (805) (1 423) I9IO 
(35 889) 851 (I 052) (1 401) IgII 
(34 900) 1447 (1 573) (967) 1912C 


pensionskassen, insbesondere bei den Abteilungen B zu finden, aus 
denen durch die Aufstiege alljährlich eine größere Zahl von Mitgliedern 
ausscheidet. Die Ziffern erscheinen auf den ersten Blick willkürlich 
und schwankend, stehen aber zunächst in engerem Zusammenhang 
mit der Verkehrsintensität, in zweiter Linie auch mit dem (nachträg- 
lichen) Reingewinn (der vorhergehenden Jahre) und schließlich mit 
der ganzen finanziellen Lage, auch mit der zu erwartenden bei Auf- 
stellung des Sollbudgets, selbst wenn die Stellenbesetzung schon zu 
Beginn einer ungünstigen Betriebskonjunktur erfolgt. Es ist Ja ein 
ziemlich weiter Spielraum dadurch gegeben, daß bei schlechter Finanz- 
lage die Bediensteten, z. B. als Hiltsheizer, sehr lange Zeit im Ar- 
beiterverhältnis in Beamtenfunktionen verwendet werden, während 
bei besserer Betriebskonjunktur die normale »Arbeiterperiode« weit 
kürzer wälırt. 

Eine genaue Vorausschätzung für die Zukunft zu geben ist 
daher nicht angängig; aber jedenfalls ergibt sieh auch aus diesen 
Ziitern der Eindruck, daß Zahlen, wie ste das Jahr 1898 und IYoO 
der Pensionskasse sind (bzw. waren). — Be: den anderea Nelenbetri ben der 
Staatseisenbahnverwaltung (Ludyvigkanal usw., s. Jahresber.cht f. 1912, S. 19 
und die entsprechenden Beilagen) {and Arbeiter nur ın sehr geringer Zahl 
beschafuet, so daß deren Vernachlassgung kaum ıns Gewicht tallt. 
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aufweist, in nächster Zeit wohl nicht mehr wiederkehren werden, 
da ein derartiges sprungweises Anschwellen der Verkehrsintensität 
wohl nicht mehr zu erwarten ist und z. B. im Güterverkehr der Höhe- 
punkt des Jahres 1907 (von der ziffermäßigen Steigerung durch die 
Pfalzbahnen ist ja natürlich abzusehen) nicht mehr erreicht wurde. 

Ueber die Qualität der Aufstiege, d. h. darüber, wieviele Be- 
dienstete bei den untersten Beamtenposten stehen bleiben und wieviele 
— nach welcher Zeit — die und die höheren und höchsten Posten der 
zugänglichen Stellen erreichen, geben die Statistiken keinen Auischluß. 
Es herrscht aber bei der überwiegenden Mehrheit der Bediensteten 
der Wunsch vor, es mögen mehr und mehr Stellen, auch des mitt- 
leren Dienstes, mit vormaligen Arbeitern besetzt und solche gehobene 
Stellen auch recht zahlreich geschaffen werden; auch die Verwaltung 
verfolgt qualitativ die gleiche Politik, obwohl die Zahl der relativ 
höheren Stellen naturgemäß eine mehr oder minder beschränkte ist. 
Einige Anhaltspunkte für diese Gestaltung ergeben sich aus den 
Personalangaben. So standen im Durchschnitt des Jahres ıgı1: 
den 151r Oberlokomotivführern 1133 Lokomotivführer, den 737 Zug- 
führern 1013 Schaffner und 2663 Stationsdiener, den 688 Wagen- 
wärtern, 33 Oberwagenmeistern und Igo Wagenmeistern 2649 Wagen- 
wärtergehilfen gegenüber. 

Für die Werkstättearbeiter stellen sich in der Tat die Aufstiegsver- 
hältnisse weit günstiger dar als für die Gesamtheit heute ®). Einer- 
seits gelangt hier etwas über die Hälfte der Bediensteten ins Beam- 
tenverhältnis, andererseits erfolgen die Uebertritte durchschnittlich 
schon nach einer 8—ıo jährigen Arbeiterperiode. Wenn wir nun 
im folgenden das Aufsteigen für gelernte und ungelernte Arbeiter im 
einzelnen darstellen, dürfen wir wohl weniger Gewicht legen auf die 
theoretischen Vorbedingungen und die Mindestzeit, die die Bewerber 
vorher als Arbeiter verbracht haben müssen, als auf die tatsächliche 
Dauer und die ganze praktische Gestaltung. 

Das Gewerbe, das bei entsprechender körperlicher und geistiger 
Tauglichkeit die höchsten wie auch die häufigsten Aufsteigemöglich- 
keiten bietet, ist bei der bayerischen wie (im Vergleich mit den 
übrigen Berufen) auch bei den anderen deutschen Verwaltungen 
der Schlosser- bzw. der Dreherberuf. Mindestens zwei Drittel von der 
Gesamtheit der in den Werkstätten vorhandenen Schlosser gelangt 
heute nach ungefähr 6—8 jähriger Werkstättetätigkeit zunächst 
auf die Stelle eines Hilfsheizers, sodann nach etwa 2 Jahren auf den 
Posten eines Heizers (Anfang des Beamtenverhältnisses) und von da 
auf den eines Lokomotiv- und Öberlokomotivführers (siehe Kur- 
venblatt 1). Es findet bei dieser Laufbahn nicht nur ein zweimalı- 
ger Berufswechsel statt, sondern auch innerhalb der beiden Beamten- 
perioden eine große Variation der Beschäftigung, indem Lokomotiv- 
führer und Heizer zuerst längere Zeit im Rangier- dann vielleicht im 


») Dagegen dauert die Arbeiterperiode bei den ungelernten Bahnunter- 
haltungsarbeitern häufig ca. 15—ı8 Jahre. 
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Vororts- und Güterzugsdienst und schließlich bei D- und Expreßzügen 
nicht mehr ausschließlich auf bayerischen Strecken verwendet werden, 
so daß die Mannigfaltigkeit nicht nur des Berufsschicksals bedeutend 
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5152 62 66 
Eintrittsaijeg: 22 Jahre . 


gesteigert wird. Diejenigen Schlosser, die sich körperlich nicht ent- 
sprechend qualifizieren, sowie alle anderen Handwerker, mit Aus- 
nahme der Spengler, die bei den Bayerischen Staatsbahnen ganz all- 
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gemein nicht als vollwertige Handwerker angesehen werden, können 
sodann im Betriebsdienst die Stellung eines Wagenwärtergehilfen 


und Wagenwärterss (= 


Zugbegleitungsdienst, ın der 


Regel bei 
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Güterzügen — siehe Kurvenblatt II), unter Umständen auch die 
eines Wagenmeisters oder Oberwagenmeisters (diese haben die Züge 
in den Stationen zusammenzustellen) erreichen. Außerdem ist aus- 
schließhches Feld der gelernten Arbeiter noch der Posten des Werk- 
tührers und Oberwerklührers in den Werkstätten. 

In bedeutend geminderter Frequenz und Qualität be- 
stehen die Aufsteigemögrlichkeiten auch für die ungelernten Werk- 
stättearbeiter, die übrigens ja nur in recht geringer Zahl vor- 
handen sind (1201 gegen 5643 Handwerker im Durchschnitt des 
Jahres 1911). Von ihnen werden die Posten der Wagenwärterge- 
hilfen und der Berufsheizer am häufigsten angestrebt und erreicht. 
In geringer Zahl gelangen sie auch im Bahnhofs- und Zugbegleit- 
dienst auf die Posten der Stationsdiener, Schaffner und Zugführer 
(s. Kurvenblatt Ill), wenngleich diese Stellen — wenn die Militär- 
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anwärter unberücksichtigt bleiben — im allgemeinen mehr von unge- 
lernten Bahnunterhaltungsarbeitern erreicht werden 1%), 


100) Bezüglich der Kurvenblätter, bei deren Anfertigung ich durch das 
Material eines früheren Bediensteten der Verkehrsverwaltung in sehr dankens- 
werter Weise unterstützt wurde, sei zunächst bemerkt, daß diese Berufsschick- 
sale keineswegs alle gleichmäßig verlaufen und daß das Lebertrittsdienstalter 
wie auch die Vorrückungen innerhalb der Beamtenlaufbahn von Jahr zu Jahr 
schr schwanken, so daß die Kurven bloß als Beispiele aufgefaßt werden diirfen. 
In den Bezügen ist das fixe Gehalt + aller Nebeneinkünfte enthalten, die z. B. 
beim Endgehalt des Oberlokomotivführers auf ı 500 M. veranschlagt sind. Die 
Senkung beim Uebertritt in das Beamtenverhältnis wird dadurch bedeutend ab- 
geschwächt bzw. sogar ausgeglichen, daB mit dem Uebertritt die Versicherungs- 
beiträge für die Kranken- und Pensionskasse wegfallen. Schließlich darf viel- 
leicht noch erwähnt werden, daß zu einem vollständigen Bild natürlich 
noch das durchsebnittliche Pensionierungsalter und die Gesundheitsverhältnisse 
der einzelnen Berufe mit heranzuziehen sind, 
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Diese so bedeutsamen Tatsachen werden aber nicht mehr gar 
lange Zeit in solcher Konstanz und Allgemeinheit des Aufstiegs fest- 
zustellen sein, nachdem schon jetzt, wie Tabelle III näher zeigt, das 
Bild — relativ wie sogar auch absolut — ein weit ungünstigeres ist 
als in den neunziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts. Der 
Zugang an neuen Linien und der dadurch bedingte Per- 
sonalbedarf verliert relativ mehr und mehr an Bedeutung. 
Zudem scheint ja der Güterverkehr im industriearmen Bayern schon 
nahezu den Höhepunkt erreicht zu haben. Und mag sich auch die 
Intensität wie der Gewinn des Personenverkehrs noch längere Zeit 
selbst in einer stark aufsteigenden Linie bewegen, so wird doch, wie 
in anderen Ländern, auch in Bayern einmal der Zeitpunkt kommen, 
von dem ab — solltensich keinegroßen Umwälzungen im Eisenbahnwe- 
sen vollziehen — der Verkehr nur mehr unbedeutend erweiterungsfähig 
ist und auch der Zugang an neuen Linien kaum mehr ins Gewicht 
fällt. Dann wird aber — die verschiedenen Personaleinsparungen bei 
Reorganisationen verstärken bzw. beschleunigen diese Erscheinung — 
der Zustand ein ähnlicher sein, wie er schon heute z. B. in vielen 
österreichischen Staatsbahndirektionen eingetreten ist: die Stel- 
lenzahl wird fast nur mehr durch die natür- 
liche Vakanz bedingt. Der Wunsch der Arbeiter 1°!) in 
das Beamtenverhältnis zu gelangen, der schon heute nicht ausreichend 
erfüllt werden kann, wird dann in steigendem Maße unbefriedigt 
bleiben müssen. Daß in dieser Beziehung ein einigermaßen kritisches 
Stadium bereits eingetreten ist, hat ja auch Herr v. Seidlein in 
der Sitzung der Bayerischen Abgeordnetenkammer vom 25. Septem- 
ber 1912 angedeutet. 

Zur Vermeidung dieses übermäßigen nicht mehr zu befriedi- 
genden Andrangs zu den Beamtenstellen wären zunächst schon einige 
kleine Mittel zur Hand. So könnte durch eine Verschärfung der 
Anforderungen, die bei den Prüfungen und hinsichtlich der körper- 


101) Die naheliegende Vermutung, daß sich der Bedarf an (Werkstätte-) 
Arbeitern dann auch entsprechend verringern würde, ist nicht richtig. 
Die von diesen zu leistenden Arbeiten sind nämlich in hohem Maße un- 
veränderliche. Einerseits sind die Revisionen (s. S. 810) zunächst von der 
Zeit abhängig; falls aber die durchlaufene Kilometerzahl bei Lokomotiven 
oder Wägen eine Revision erheischt, ist es gleichgültig, ob diese Betriebsmittel 
— bei einer Stundengeschwindigkeit von 30 km und einer täglichen Laufzeit 
von 10 h — in sehr g ro Ben oder — bei einer Geschwindigkeit von 80 km und 
einer täglichen Laufzeit von 20 h — in sehr kleinenZwischenräumen 
in die Werkstätte einströmen. Weit stärker noch ist de Unveränderlich- 
keit der Arbeiten z.B. für die Bahnunterhaltungsarbeiter; es ist hier 
ja relativ belanglos, ob ein Schienenstrang, auf dem täglich 6 oder einer, auf 
dem stündlich 15 Züge verkehren, in Ordnung zu halten ist. Wenn sich freilich 
einmal die Verbesserungen in der Fahrtechnik in ähnlicher Weise wie die Ver- 
kehrsintensität (nur mehr ziemlich unbedeutend) fortentwickeln würden, dann 
könnte wohl eine gewisse Parallelität in dem Arbeiter- und Beamtenbedarf ein- 
treten. Doch wird in Deutschland das stärkere Einströmen von Mili- 
täranwärtern in nächster Zeit das Bild ungünstiger gestalten. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 3. 56 


864 Fugen Fränkel, 


lichen Tauglichkeit für die Zivilbewerber gestellt werden, wie schließ 
lich auch durch eine noch größere Berücksichtigung der etwa ver- 
hängten Strafen eine beschränkte Zahl der Bewerber ausgeschlossen 
werden. Fine solche Politik würde aber wohl die Arbeiter stark 
verstimmen und zudem doch keinen dauernden Erfolg versprechen. 

Bei einer Erwägung der einschneidenderen Maßnahmen drängt 
sich vielleicht zunächst der Vorschlag auf, die Aufsteigefristen noch 
bedeutend zu verlängern. Doch sprechen hiegegen schwerwiegende Be- 
denken. Schon heute ist die durchschnittliche Arbeiterperiode bei 
den Bayerischen Staatseisenbahnen eine außerordentlich lange ım 
Vergleich zu anderen Verwaltungen und eine gewisse Grenze muß ja 
schließlich doch für den Eintritt in die Beamtenlaufbalın gesteckt 
werden. Zudem werden schon jetzt, allerdings vornehmlich aus den 
Kreisen der Spartenvereine, Klagen laut, daB durch die lange anstren- 
gende Arbeit in den Werkstätten die körperliche Tauglichkeit ganz 
erheblich herabgesetzt und auch die geistige Beweglichkeit ungünstig 
beeinflußt werde. Wenn wir nun auch nicht genau nachprüfen können, 
in welchem Umfange diese Behauptungen zutreffen — die Mitglieder 
der »Industrieverbäncde« erblicken in der langen Arbeiterperiode keinen 
erheblichen Nachteil —, so wird ja vielleicht eine allzulange Arbeits- 
zeit in der Werkstätte die gesamte körperliche und seelische Kraft 
eines Lokomotivführers wohl etwas ungünstig beeinflussen; haben 
doch z. B. die Lokomotivführer der Schweizerischen Bundesbahnen 
nur mindestens ein Jahr ın der Werkstätte zu verbringen. 

Der zweite Weg, der auch tatsächlich von einigen Verwaltungen 
schon eingeschlagen wurde, ist eine grundsätzliche Aus 
schließBung gewisser örtlicher oder berufl- 
cher Arbeiterkategorien vom Aufstieg; d.h 
es wird z. B. auf dem Verordnungswege bestimmt, daB künftig nur 
mehr die Schlosser der Betriebswerkstätten Lokomotirführer, nur 
mehr die Schreiner der Zentralwerkstätten Wagenwärter und nur 
mehr die ungelernten Bahnunterhaltungsarbeiter Schaffner und 
Zugführer werden können. Eine bedeutsame Folgeerscheinung 
wäre die, daß eben das ganze Arbeiterberufsschicksal bei denen. 
die in der Werkstätte zurückgeblieben sind, zu einem recht gleich- 
heitlichen gestaltet würde, während die glücklicheren Kolleg ven aller- 
dings bedeutend rascher als heute in die Beamtenstellen "gelangen 
könnten. Ferner ıst mit dieser Regelung, wie die Erfahrung lehrt, 
häufig noch die Wirkung verbunden, daß die lebenslänglichen Arbeiter 
unzufrieden und der Meinung sind, die Protektion spreche bei Ent- 
scheidung der einzelnen Fälle bedeutsam mit. 

Schließlich gibt es aber — allein oder auch in Verbindung mit 
dem eben gezeichneten Weg — noch eine Möglichkeit alle Bedienste- 
ten wenigstens materiell annähernd gleichheitlich zu stellen. Die 
Verwaltung könnte nämlich — bei Festhalten an den derzeitigen 
Realanfangslöhnen — mit steigender Dienstzeit, vor allem für die 
Handwerker, weit höhere Lohnvorrückungen gewähren. Wie aus 
den Kurvenblättern ersichtlich ist, erfährt schon heute der Angestellte 
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beim Uebertritt in das Beamtenverhältnis zunächst eine kleine 
Schmälerung seines Einkommens, die allerdings z. B. beim Lokomotiv- 
führer durch den Wegfall der Versicherungsbeiträge nur eine vir- 
tuelle ist. Würde nun eine bedeutende Steigerung der Häufigkeit 
wie des Betrags der Vorrückungen eintreten, dann wäre die Senkung, 
insbesondere bei höherem Dienstalter, für eine längere Reihe von 
Jahren eine so beträchtliche, daß der Uebertritt in das Beamten- 
verhältnis keinen so allgemeinen Anreiz mehr bieten dürfte!%). Hand 
in Hand damit hätte dann allerdings eine Steigerung der Leistungen 
der Pensions- und Krankenkasse sowie eine Gewährung von längerem 
Urlaub bei höherem Lebensalter in Angleichung an das entspre- 
chende Beamtenrecht zu gehen, um die Arbeiter mit dem Verblei- 
ben in der Werkstätte gänzlich auszusöhnen. Dieser Gedankengang 
liegt offenbar der Lohnordnung für die Werkstätten der Schweizeri- 
schen Bundesbahnen zugrunde; dort erhalten nämlich die Hand- 
werker I. Klasse, welchen die Lokomotivführer und die Wagen- 
visiteure nach ganz kurzer Arbeiterperiode entnommen werden, vier- 
mal eine bedeutende Aufbesserung im Gegensatz zu den dreimaligen 
geringeren Vorrückungen der übrigen Arbeiter. 

Aber nicht nur wegen des übergroßen Andrangs zu den Beamten 
stellen, sondern noch in einer anderen für die gesamte Angestell- 
tenpolitik der Staatseisenbahnen schwerwiegenden, aber auch jim 
Hinblick auf die allgemeine Entwicklung in Privatbetrieben sehr 
bemerkenswerten Frage steht die Leitung der bayerischen Ver- 
kehrsanstalten vor einer außerordentlich bedeutsamen Entschei- 
dung. Während nämlich bisher all diese Beamtenstellen nur von 
Leuten erreicht werden, die von der Pike auf gedient haben 
und dann allmählich in der Beamtenlaufbahn emporgestiegen sind, 
zeigen sich seit kurzem bei den Spartenvereinen Bestrebungen, die 
— z. T. den Beteiligten selbst noch nicht ganz klar — diese unbe- 
schränkte Aufsteige- und Wechselmöglichkeit einengen oder gar 
unterbinden wollen. Vor allem macht sich beim Lokomotivführer- 
verein in jüngster Zeit ein sehr starker Bildungsdrang bemerkbar, aus 
dem heraus die dringende Forderung nach Schaffung von weiteren 
Lokomotivführerschulen bzw. -kursen erhoben wird, da für den so ver- 
antwortungs- und bedeutungsvollen Posten ganz besonders umfas- 
sende Kenntnisse erforderlich seien. Das Verkehrsministerium verhielt 
sich diesen Wünschen gegenüber zunächst recht ablehnend, änderte 
aber dann seine Stellung und wird sich jedenfalls bald vor eine ganz 
generelle Entscheidung gestellt sehen. — Obwohl diese Weiterbildung 
zunächst nur in den Feierstunden erfolgen soll und das besondere 
Standesgefühl, das sich ja ebenso bei den Lokomotivführern der »In- 
dustrieverbände« (aber ohne diesen Bildungsdrang) findet, noch nichts 
besonders Bemerkenswertes darstellt, so ist doch vor allem der Wis- 
senstrieb, der den offenbar nicht so ganz überzeugten Mitgliedern 


102) In ähnlicher Weise hat sich in der Bayerischen Abgeordnetenkammer 
‚Herr v. Seidlein bzw. auch Abgeordneter Schrepfer ausgesprochen. 
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im Verbandsorgan immer wieder als etwas außerordentlich Wichtiges 
hingestellt wird, ein Zeichen dafür, daß die Wünsche der Lokomotiv- 
führer eines Tages dahingehen könnten, daß zu diesen Stellen nur 
mehr Leute zugelassen werden sollen, die die Zinjährigenprüfung 
bestanden haben. Diese Forderung hat z. B. die leitende Persön- 
lichkeit eines Spartenvereins dem Verfasser gegenüber aufgestellt. 
zugleich auch den generellen Wunsch nach einer völlıgen Trennung 
der einzelnen Berufe und nach einem dauernden Verbleiben in der 
einmal gewählten Beschäftigung ausgesprochen. 

Ganz abgesehen davon, daß es fraglich ist, ob diese »zünftlerischen« 
Bestrebungen, in die Tat umgesetzt, den Erfolg einer Einengung der Zu- 
gangsmöglichkeit in einem den Befürwortern angenehmen Sinne erzie- 
len würden, ist es im Zusammenhang mit derartigen Forderungen der 
Spartenvereine — vom Eisenbahnbetrieb ausgehend — zu prüfen, ob 
nicht vielleicht die Erkenntnis bzw. das Urteil der großen Klassi- 
ker des englischen und deutschen Gewerkschaftswesens einer gewissen 
Modifikation bzw. Ergänzung bedarf für das hier betrachtese neue 
Tatsachengebiet wie überhaupt fürandere (parallele) Organı- 
sationsformen, in denen die Beschäftigten dauernd im glei- 
chen oder in einem verwandten Güterkreis tätig sich nach obenhin 
bzw. auch hin und her mit einer gewissen Regelmäßigkeit be- 
wegen 1*3). Während nämlich Brentano!) bekanntlich die 
(englischen) Spartenvereine als die natürlichere und dem reinen 
Arbeiterinteresse entsprechendere Form den (deutschen) »Industrie- 
verbänden« vorzieht, deren Gründung mehr von obenher und nicht 
einzig und alleın aus dem beruflichen Arbeiterbewußtsein erfolgte, 
wobei ja politische Momente und politisch beeinflußte Persönlich- 
keiten bedeutsam mitgesprochen haben, wird z. B. im historisch-gewerk- 
schaftlichen Teil dieser Arbeit gezeigt werden, wie sich der Süd- 
deutsche Eisenbahnerverband aus einer reinen Handwerkerorganı- 
sation der Werkstättearbeiter, zunächst ganz frei von jedem politi- 
schen Einfluß, durch die Uebertritte der Mitglieder in das Beamten- 
verhältnis allmählich ganz organisch trotz des Widerstands des 
Führers der Vereinigung zu einem »Industrieverband« entwickelte. Und 
es ist ja ohne weiteres klar, daß auch der Deutsche Holzarbeiterver- 
band eine ganz harmonische Vereinigung darstellen würde in 
dem Augenblick, wo etwa der gewöhnliche Tischler mit einer gewissen 
Regelmäßigkeit zum Klavierbauer aufsteigen könnte. Doch hat der 
Verfasser hier nicht im Zusammenhang damit die Prage näher zu 
prüfen, ob und in welchem Maße derartige Wechsel- und Aufsteige- 
möglichkeiten auch in der Privatindustrie ganz allgemein ge- 
funden werden könnten, ob etwa auch der Arbeiter der Textilin- 








103) Vgl. das einschlägige Postulat Alfred Webers an die Gewerk- 
schaften in dem schon erwähnten Aufsatz im Archiv für Sozialw. und Sozialpol., 
Band 34, S. 403. — Ueber »Die Konzentrationsbewegung bei den deutschen Ge- 
werkschaftene, die dieses Postulat ja mehr und mehr erfüllt, gibt neuerdings 
A. Wende einen recht instruktiven Ueberblick. 

104) Vgl. Handwörterbuch der Staatswissenschaften, IV, S. 1113. Sp. â 
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dustrie, der in langjähriger Beschäftigung alle Stoffe genau kennen 
gelernt hat, dann als Privatbeamter, d. h. als Verkäufer im Laden, 
diese Stoffe den Kunden verkaufen kann, oder ob sich eine derartige 
Entwicklung etwa nur in einem gemeinnützigen Betriebe und ın 
dem (auch privaten) Eisenbahngewerbe zu vollziehen vermag !%). 
Einerseits ist es die große Integrierung des Betriebes, 
die sich aber auch mehr und mehr in der Privatindustrie vollzieht, 
und die dadurch gebotene weite Verwendungs- 
möglichkeit des Personals, durch welche im 
Eisenbahnwesen derartige Tatsachen gegeben 
sind, während das zweite allgemeine Charak- 
teristikum darin zu suchen ist, daß für diese 
Beamtenposten außer Handwerkskenntnissen 
bzw einer gewissen Handfertigkeit eine im 
Laufe der Zeit erworbene und mit diesem Be- 
sitz harmonisch verarbeitete beträchtliche 
Summe von Erfahrungen und geistiger Gewandt- 
heit!% gefordert wird. 

Nach diesen längeren Ausführungen über die positive 
Seite des Aufstiegs bleibt uns noch festzustellen übrig, daß ein materiel- 
les Herabsinken überhaupt nicht, ein ideelles nur in sehr beschränktem 
Maße stattfindet und daß im Gegenteil, solange eine gewisse Tauglich- 

105) Fs wäre nun eben zu untersuchen, ob nicht diese Arbeiter — unter W eg- 
fall des LEinspringens der überwältigenden Mehrzahl der Privatbe- 
amten vor allem in die Organisationen des Handels — etwa in einem Alter von 
40 Jahren von der Produktionsstätte in die Handelsabteilung dieses Guterkreises, 
— oder ebenso die Arbeiter und Arbeiterinnen der Nahrunesmilttel- und Tabakindu- 
strie in huherem Lebensalter in die heute allerdings großenteils noch atomisierten 
Ladengeschäfte eben dieser Branchen gestellt werden können. Es wäre dies prin- 
zipiell gar wohl innerhalb einer rein erwerbswirtschaftlichen kapitalistischen Ge- 
staltung möglich, nuy ist eine größere Integrierung, eine einheitliche Oberleitung 
und eine enge Verbindung von Produktion, Zirkulation und Distribution eines je- 
den Güterkreises dazu notig. 

106) Z. B. beim Lokomotivführer rasches Erkennen aller Veränderungen an 
der Maschine usw. und beim Schaffner und Zugführer eine allmählich erwor- 
bene Vertrautheit mit den Tarifen und Umgänglichkeit mit den Reisenden. 
Diese Aufsteigemöglichkeiten sind alse nicht etwa an gelernte Ar- 
beit(er) gebunden. Es ist daher unwesentlich hiefür, daß früher und z. T. 
auch noch heute manche Verwaltungen auf handwerksmäßige Vorbildung für 
die meisten Beanitenstellen, wie in begrenztem Maße ja auch für die Werk- 
stättearbeit, weniger Gewicht leuten bzw. legen. Es wäre selbst ziemlich be- 
lang!os, wenn eine entgegengesetzte Politik, wie sie doch nur sporadisch von 
Hoff und Schwabach (a. a. O, S. 143) mitgeteilt wird, weıter um sich 
greifen sollte. Daß in Bavern die Zahl der Autstiege bei den ungelernten Ar- 
beitern verhältnismäßig geringer ist, rührt eben daher, daß in die hier in Be- 
tracht kommenden Stellen Mılıtäranwärter in bedeutender Zahl einstremen. — 
Die Tatsache, daß bei manchen Verwaltungen, wo umgekehrt auf eine ganz 
spezielle Vorbildung ein besonderes Gewicht gelegt wird, die ganze berufliche 
Organisation starrer und unbeweglicher ist, hat ja auch auf den Gang dieser 
Untersuchung zunachst keinen Einfluß. 
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keit noch vorhanden ist, auch bei zunehmendem Alter Lohnvor- 
rückungen gewährt werden. So schreibt die Lohnordnung: »Lohn- 
kürzungen dürfen wegen Rückgangs der Leistungsfähigkeit oder 
wegen Bezugs der Altersrente nicht stattfinden. Abnehmende Lei- 
stungsfähigkeit soll von Lohnvorrückungen nicht grundsätzlich 
ausschließen, solange der Dienst auf geeigneten Posten voll und 
ordnungsmäßig versehen wird« Außerdem ist durch den weitver- 
breiteten Gruppenakkord auch älteren Arbeitern bei entsprechender 
Solidarıtät der anderen Gruppenmitglieder eine weitgehende Mög- 
lichkeit zur Erzielung eines hohen Verdienstes gegeben. Ferner 
ist ja für diese lebenslänglichen Arbeiter die schon kurz erwähnte 
Politik der Verwaltung sehr bedeutungsvoll, an gewisse leichtere 
Posten, die auch von ungelernten und angelernten Arbeitern be- 
setzt werden könnten, ältere und geschwächte Handwerker zu 
stellen. So finden sich z. B. an den Arbeitsmaschinen in der 
Fräserei und Hoblerei, wo die Haupttätigkeit in der Beaufsichti- 
gung liegt, sehr viele Handwerker (vgl. auch S. 813); auch als Maschi- 
nisten werden halbinvalide Werkstättearbeiter in großer Zahl ver- 
wendet. Dabei ist zu beachten, daß diese Möglichkeiten wiederum 
durch die große Integrierung des Eisenbahnwesens gegeben sind. 
Die gleiche Politik findet sich ja neuerdings auch in der Beamtenlauf- 
bahn, indem z. B. Lokomotivführer mit geschwächtern Sehvermögen 
als Oberwerkführer in die Werkstätten versetzt werden. 

10. Schlußbetrachtung. Wenn wir zum Schluß die besonderen 
Vorzüge und Nachteile des staatlichen Betriebes vom Stand- 
punkt des Bediensteten aus zusammenfassend nochmals über- 
blicken, dürfen wir nicht übersehen, daß unsere Feststellungen für 
die bayerische Staatseisenbahnverwaltung, die, was die mate 
rielle Sozialpolitik betrifft, ın vielen Punkten an der Spitze der 
deutschen Verwaltungen steht, nicht auf alle Bundesstaaten olıne 
weiteres übertragen werden können, wie sie sich auch wiederum, 
was die ideelle Sozialpolitik betrifft, in keiner Weise etwa aut 
das Gebiet der Schweizerischen Bundesbahnen anwenden lassen. 
Von dem gewissenhaften Forscher ist ferner noch die Kluft zu be- 
rücksichtigen, die manchmal zwischen der Auffassung des Sozialpe- 
litikers und des Bediensteten klafft, indem jener das oder jenes Mo- 
ment als bedeutenden Vorzug!) ansieht, was dieser nicht in dieser 
Weise einschätzt oder überhaupt nicht als eine Besonderheit beachtet. 
So wird die Tatsache des Aulstiegs, deren spezielle Problematik hier ja 
zum erstenmal zusammenfassend und in ihrer besonderen Methodologie, 
wenn auchan Hand einesnur knappen Materials, dargestellt wurde, von 





107) Natürlich sieht auch der objektive Betrachter manches vielleicht als 
Nachteil an, was die deutsche Arbeiterschaft eher als Vorzug auffaßt. So wird 
die Begrenzung der Stücklöhnung nach obenhin bzw. auch das Fehlen jeglicher 
Prämien bei sehr großen Leistungen im Zeitlohn wohl verschieden beurteilt 
werden, als eine Regelung, die, abgesehen vom Standpunkt des finanziell ge- 
schädigten Fiskus und des Steuerzahlers, vor allem für die hervorragend tüch- 
tigen Arbeiter eine bedeutende Schattenseite darstellt. 
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den Bediensteten zwar schon hoch bewertet; allein dadurch, daß doch 
etwa nur die Hälfte der Werkstätte- und nicht viel mehr wie ein Drit- 
tel sämtlicher Arbeiter ins Beamtenverhältnis gelangt, ist der 
ganze Aufstieg, insbesondere auch das Erreichen der höchsten über- 
haupt zugänglichen Stellen für die Psyche des Neueintretenden 
nicht sehr greifbar und nahegerückt. Allerdings wird — das ist im 
Gegensatze zur heutigen allgemeinen p:ivatindustriellen Gestaltung 
zu betonen — durch die tatsächliche »Stabilisierung« des Dienstver- 
hältnissess und die Unmöglichkeit eines bedeutenden materiellen 
Herabsinkens unter normalen Verhältnissen eine gewisse Stetigkeit 
in der ganzen Lebensführung bewirkt, in der der Uebertritt ins Be- 
amtenverhältnis nur das positiv erregende Moment bildet; und 
in diesem Punkt gehen nun die Bestrebungen der Arbeiter ausein- 
ander, indem die »Industrieverbände« dies Moment beibehalten und 
noch verstärkt wissen wollen, während die Spartenvereine eine mög- 
lichste Trennung und Schematisierung der einzelnen Berufe wünschen. 
:# Der Verfasser beabsichtigt nun nicht, an Hand einer genauen 
Abmessung der Vor- und Nachteile des staatlichen und privaten Be- 
triebs eine gewissermaßen mathematische Lösung zu zeichnen, die 
ja auch in die Mitte beider Formen in Gestalt einer »gemischt privaten 
und öffentlichen Unternehmung« fallen könnte. Ebensowenig hat er 
Vermutungen darüber Ausdruck zu geben, ob vielleicht das Gesetz der 
zunehmenden Staatstätigkeit selbst auf dem Gebiete des Eisenbahn- 
wesens eine bedeutende Modifikation erfahren wird. Dagegen möchte 
er gerade im Hinblick auf die Unmöglichkeit eines allgemeinen ge- 
nauen Abwägens die Anregung geben, diese Berufsschick- 
sale durch planmäßige Arbeiten in einer Reihe von anderen Ländern 
mit Staatsbahnbetrieb 1®) (z. B. in der Schweiz und Oesterreich) 
ert überall vollkommen zu klären. Wohl könnten 
derartige Arbeiten einzelner oder Erhebungen eines größeren Vereins 
nur dann mit einem Entgegenkommen der Verwaltungen und damit 
mit einem sicheren Teilerfolg rechnen, wenn sie (sich natürlich jeder 
Kritik in der Darstellung enthalten und) bewußt von vorneherein 
auf eine Erfassung der ideellen!®) Nachteile verzichten, die 
aus den politischen 11%) Maßnahmen der Verwaltung bzw. auch aus 


108) Den charakteristischen Privatbetriebin England — dort ist 
ja auch das störende Element der Militäranwärter nicht vorhanden — behält 
sich der Verfasser vor, selbst noch darzustellen. 

10) Unwiderlegliche, sichere materielle Nachteile, wie z.B. die Tat- 
sache der verschiedenen Arbeiterentlassungen bei der preußischen Verwaltung 
wegen Zugehörigkeit zum Hamburger Verband, können ja ohne weiteres ver- 
zeichnet werden. 

110) Also hauptsächlich Bedrängung bzw. Unterdrückung als sozialdemo- 
kratisch und staatsgefährlich (auch mit Rücksicht auf einen Kriegsfall) ange- 
sehener Bestrebungen; dagegen ist natürlich die »patriarchalisches Auffassung 
des Arbeitsverhältnisses und die dadurch bedingte tatsächliche Rechtslosigkeit 
der Arbeiter, die ja auch hier in einigen Punkten gezeigt wurde, in ihren einzelnen 
Ausstrahlungen darzustellen. — Dem Verfasser dieser Arbeit waren übrigens 
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den parteipolitisch beeinflußten Forderungen der Parlamente resul- 
tieren. Wohl mag ja — ganz generell — hier der Nachteil des reinen 
Staatsbahnbetriebs zu suchen sein da, wo die politischen Parteien und 
Interessentenkreise einen hervorragenden Einfluß auf dessen ganze 
Führung und Verwaltungspolitik ausüben, wohl mögen auch da und 
dort für die Bediensteten oder gewisse Schichten derselben die be- 
deutsamsten Passivposten hieraus stammen, trotzdem bleibt eine ge- 
naue Erfassung der greifbaren materiellen Sozialpolitik immer 
noch eine ganz außerordentlich notwendige und dankenswerte Aufgabe. 

Sollte es nämlich durch dieses bewußte kleine Opfer 
gelingen, ganz genaue Feststellungen über die 
Dynamik?) der Berufsschicksale der Staats 
(bahn)arbeiter zu gewinnen, dann könntenwir 
in den Besitz sicherer Kenntnisse gelangen, 
welches allüberall die großen sozialpolitischen 
Wirkungen des Staatssozialismus sind, Und 
vielleicht könnte man auf einem derartigen 


auch in diesem Punkte keinerlei Schranken gezogen. Doch hat er von vome- 
herein freiwillig auf die Benutzung amtlichen Materials für den historisch-ge- 
werkschaftlichen Teil seiner Arbeit (der hier nicht vorliegt) verzichtet. 

Ich darf aus der neuesten Literatur über die Staatsbahnfrage in diesem 
Zusammenhang vielleicht auf einen geistvollen Vortrag von Fairfax 
Harrison, Präsident der sChicago, Indianapolis und Louisville-Bahngesell- 
schafte mit dem Titel »Die Verstaatlichung der Eisenbahnen in den Vereinigten 
Staaten sowohl unnötig wie auch unerwünschte, aufmerksam machen (abge- 
druckt im Bulletin des Internationalen Eisenbahnkongreßverbandes, Bd. 26, 
Nr. I; deutsche Ausgabe S. 152 ff.). 

Da diese Bulletins nicht allgemein zugänglich sind, will ich aus diesen 
Darlegungen über die politische Scite einer Verstaatlichung hier einiges im Wort- 
laut anführen: »Die größte wirkliche Gefahr bei Staatsbahnen liegt in der Poli- 
tik. Mehr als 1 700 000 Menschen werden heute bei den Bahnen der Vereinigten 
Staaten beschäftigt und verdienen jährlich über eine Milliarde Dollar an Löhnen. 
Diese sämtlichen Leute würden bei Verstaatlichung der Bahnen Staatsbeamte 
werden. Nach den Erfahrungen in Belgien und Italien ist anzunehmen, dad 
die Zahl der Angestellten sich bei der Verstaatlichung eher erhöhen als ver- 
mindern wird. Es ist nicht schwer, sich ein Bild zu machen, welche praktische 
Politik sich daraus ergeben würde, welcher Druck da von der Par- 
tei, die die Macht hat, auf die bestehenden Geschäfte 
und für die Schaffung neuer Stellen ausgeübt werden 
würde, ein Druck, dem selbst alle vereinigten Privatbetriebe nicht wider- 
stehen könnten. Eine gutgeleitete politische Maschine 
würde unzweifelhaft danach trachten, alle Stimmen 
der Eisenbahner für die in Machtstellung befind 
liche Partei durch behördliche Beeinflussung zu 
gewinnen.. .« 

111) Die bisherigen Forschungen haben sich eben nahezu ausschließlich auf 
eine Darstellung der Statik beschränkt. (Historisch) bemerkenswert sind wohl 
nur die wenigen Worte, mit denen Regierungsrat Loewe in seiner Kritik 
der erwähnten Arbeit von W. Zimmermann auf die preußische Aufsteigemög- 
lichkeit hinweist; s. Arch. f. Eisenbahnw., 1903. S. 754. 
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festen Untergrund auch der Lösung eines Zen- 
tralproblems der Sozialpolitik näherkommen 
durch Untersuchungen darüber, ob ähnliche 
Aufstiegsmöglichkeiten, wie sie hier gezeigt 
wurden, auch in anderen Privatbetrieben ge- 
funden werden könnten und ob sich so ganz 
generell das Berufsschicksal der großen Mehrheit!) 
der Industriearbeiter zu einem dem heutigen 
gänzlich entgegengesetzten gestalten ließe, 
indem hievon fast alle nach einer (körperlich 
am aufreibendsten) Tätigkeit in derProduk- 
tion in — naturgemäß und auch heute — geho- 
beneren Stellungen in der Zırkulation und 
Distribution eben dieser!!!) Güter beschäftigt 
würden. 








112) Es gibt ja auch Güterkreise, in denen ein unteres und mittleres Privat- 
beamtentum in allen Sparten nahezu fehlt, wie z. B. beim Baugewerbe. — Die 
verschiedenen Seiten des hier aufgerollten Problems wird der Verfasser in 
anderem Zusammenhang noch näher beleuchten. 

113) Damit ist auch dem bedeutsamsten ganz allgemeinen Argument, das gegen 
das allgemeine Postulat des Wechels durch Alfred Weber geltend gemacht werden kann 
und zum Teil auch wurde (vgl. auch Ludwig Feuchtwanger, Die ethischen Grund- 
lagen der Nationalökonomie im Lichte der neuen »Tätigkeitsphilosophiee, Schmol- 
lers Jahrbuch, Jahrg. 1913, 2. Heft, S. 421), der Boden entzogen. Es nimmt ja 
bekanntlich jeder Akt und jeder Impuls, je öfter er wiederholt wird, um so weniger 
unsere Zeit und Kraft in Anspruch. Bei einigen gänzlichen Berufswechseln inner- 
halb eines Menschenlebens würde so eine große Summe von Energie — materiell 
nulzlos — verbraucht. Würden dagegen die Arbeiter mit Verwertung ihrer in län- 
gerer Arbeitszeit erworbenen Handwerks- oder speziellen technischen Kenntnisse 
in eine andere Sphäre des gleichen (rüterkreises gestellt, wo außerdem auch eine 
gewisse geistige Gewandtheit erforderlich ist, so würde eine solche Regelung sogar 
in weit höherem Mape als die heutige etwa dem »energetischen Imperative Ost- 
walds genügen. 


(Anhang siche nächste Seite.) 
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Stücklohnbuch des Partieführers A. 
Beschäftigung: Aupferschmied. Kontr.-Nr. 579. Beginn 29. Juni vorm. 7 Uhr. 
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1413.... (Es folgt hier Gattung und 
Nummer der betreffenden Lokomotiven). I 178 
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Ueber das Verhältnis von Arbeitszeit und geistiger 
Aufnahmefähigkeit der Arbeiter. 


(Die Vergleichung Ungleichartiger auf Grund der relativen kon- 
stanten Normalleistung und ihre Anwendung für ökonomische 
Zwecke.) 


Von 


WILHELM KOCHMANN. 
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3. Die Versuchspersonen und ihre Vergleichbarkeit 886. B. Die spezielle Methodik 
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artiger 898. 5. Die allgemeine Anwendbarkeit der »Methode der relativen Norm 
und der Konstanz «er Leistunge für ökonomische Zwecke 903. 


Vorbemerkung. 


Die vorliegende Untersuchung stellt ein Teilproblem und eine 
Spezialuntersuchung zu der Frage dar, dıe den Verfasser in seiner 
Eigenschaft als Techniker und Volkswirtschaftler besonders interes- 
sieren mußte, zu der Frage nach den Zusammenhängen, die zwischen 
dem Kulturniveau und den produktiven Kräften (technisch-wirtschaft- 
licher Leistungsfähigkeit) einer Wirtschaftsgemeinschaft bestehen. Die 
Erfahrungsgrundlage bildet ein mehrjähriges Unterrichten von Arbei- 
tern, eigene praktische Erfahrungen über \Vesen und Tätigkeit bei man- 
cherlei gewerblicher Berufsarbeit sowie über deren psychische und phy- 
sische Einflüsse, dazu ein ziemlich umfassendes Beobachtungsmaterial 
über Arbeit und Arbeiter. \Venn sich der Verfasser für berechtigt 
hielt, im folgenden nicht sowohl festgestellte Tatsachen und Resul- 
tate, die ohne weiteres für ökonomische Folgerungen verwandt werden 
können, der Kritik zu unterbreiten, sondern Untersuchungsmethoden 
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und methodisch-kritische Vorerwägungen zu publizieren, so geschah 
das aus der Erwägung heraus, daß einmal diese methodisch-kritischen 
Betrachtungen auch für andere Untersuchungen sozialer Zustände 
und Verhältnisse von Interesse sein können und dann, weil die 
aus der speziellen Aufgabe abgeleitete Methodezur 
Vergleichbarmachung von an sich Ungleichartigem 
auf Grund der »relativen, konstanten Normallei- 
stung« ganzallgemein für ökonomische und soziale 
Forschungen anwendbar erscheint, bei denen es sich um 
Untersuchung von Zustandsänderungen und um Vergleı- 
chung verschiedenartiger Menschen und Dinge 
handelt. 

Bemerkt sei noch, daß orientierende Vorversuche die Brauchbar- 
keit der ım folgenden entwickelten Untersuchungsmethoden zu bestä- 
tigen scheinen. 

In nationalökonomischen Fachkreisen historischer Richtung hat 
die Untersuchung vor ihrer Publikation insofern mehrfache Anfeın- 
dung gefunden, als man ihr einen Platz im Rahmen der ökonomischen 
Wissenschaften nicht recht zugestehen und sie vielmehr in das Gebiet 
der experimentellen Psychologie verweisen wollte, mit der Begründung, 
daß zwar die Ergebnisse der Untersuchungen in der Oekonomik Platz 
finden könnten, nicht aber die Untersuchung selbst. Diese in der 
Natur des Historismus liegende, aber, wie mir scheint, unrichtige 
Auffassung von dem Wesen einer Wissenschaft, hat mich veranlaßt, 
der eigentlichen Untersuchung noch eine Einleitung vorauszuschicken, 
die sich grundsätzlich mit der Stellung derartiger Untersuchungen 
im Rahmen der ökonomischen Wissenschaften auseinandersetzt. 


1. Einleitung: Ueber die Stellung der folgenden Untersuchung im 
Rahmen der Volkswirtschaftslehre. 


Die menschliche Psyche hat ein gewisses Beharrungsvermögen, 
eine gewisse Trägheit und neigt daher dazu, bei ihrer Betätigung ın 
den einmal betretenen Bahnen, in der einmal eingeschlagenen Rich- 
tung zu bleiben und neue und fremdartige Impulse von sich abzu- 
weisen. Sie wird dadurch naturgemäß enger und ihre Fähigkeit, 
mit der Umwelt und mit neu entstehenden Aufgaben sich abzufinden, 
wird geringer. Darum ist es für alles menschliche Handeln noch immer 
gut gewesen, wenn der Mensch einmal gewissermaßen aus sich selbst 
heraustrat und sich auf seine Grundlagen, seine Ziele und Hilfsmittel 
zu besinnen anfing. Nicht anders liegt es bei wissenschaftlicher Be- 
tätigung. Eine Wissenschaft, die nicht im Laufe der Zeit eng werden, 
die auch wachsenden Aufgaben gerecht bleiben will, wird von Zeit 
zu Zeit die gewohnten Bahnen verlassen und zur Selbstkritik schreiten, 
sich auf ıhre Aufgaben, Methoden und Erkenntnismittel besinnen 
und das Verhältnis zwischen sich und ihren Hilfsdisziplinen neu 
gestalten müssen. Ganz besonders notwendig ist diese Selbstbesin- 
nung bei den ökonomischen Wissenschaften, denn einmal hat die 
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fast absolute Herrschaft des nicht immer toleranten Historismus 
die Entwicklung dieser Wissenschaft in einseitiger Weise beeinflußt; 
außerdem aber sind mit der zunehmenden Komplizierung und Inten- 
sivierung des wirtschaftlichen und kulturellen Lebens, mit der Ent- 
wicklung der Technik und anderer Wissenschaften neue Aufgaben 
und Probleme in schier unendlicher Fülle entstanden. Diese neuen 
Erscheinungen sind es, die von Tag zu Tag dringender eine Prüfung 
und einen Ausbau des Wissenschaftsbetriebes in der Oekonomik 
erfordern. 

Man pflegt wohl die Wissenschaft von der Volkswirtschaft gemäß 
den Hauptgebieten des Wirtschaftslebens einzuteilen in die Lehre 
von der Produktion, dem Verkehr und der Verteilung, oder aber 
ihrer Struktur und formalen Erscheinung nach in die Erforschung 
der konkreten Tatsachen, der Individualerscheinungen, in die Wissen- 
schaft von den Typen oder dem Generellen und in die Kunstlehre, 
d. h. in die Anweisungen zur praktischen Beeinflussung wirtschaft- 
licher Vorgänge. 

Aber beide Einteilungsprinzipien erschöpfen das Gebiet der 
Volkswirtschaftslehre nicht völlig. Zwei Gruppen von Faktoren 
sind für den Verlauf einer Volkswirtschaft von entscheidendem 
Einfluß: die organisatorischen, die von dem Menschen als Wirtschatts- 
subjekt ausgehen, und diejenigen, die die historisch orientierte Oeko- 
nomik als »naturgegebene Voraussetzungen der Wirtschaft« gerne 
als »nichtökonomisch« aus dem Gebiet der Nationalökonomie heraus- 
drängen möchten. Aber diese »naturgegebenen Voraussetzungen der 
Wirtschaft« sind eben gar nicht einfach »naturgegeben«, zum großen 
Teil sind sie entstanden aus einem Zusammenwirken von Mensch und 
Natur (z. B. Entdeckung, Erfindung), z. T. stehen sie auf der Grenze 
von »naturgegebener Voraussetzung der Wirtschaft«, und von »Wirt- 
schaft« im Sinne der historisch orientierten Oekonomik. Beispiels- 
weise ıst eine chemische Reaktionsmöglichkeit eine solche naturge- 
gebene Voraussetzung. Ein darauf basiertes Monopol, z. B. ein Patent, 
dagegen wird eingereiht in die Kategorie der Wirtschaftsobjekte; 
aber nicht nur, weil es nun mit einem Rechtsanspruch (einem wirt- 
schaftssubjektiven Moment) abgestempelt ist, sondern dieser Effekt 
tritt erst dann ein, wenn dieser Rechtsanspruch auch eine tatsächliche 
Möglichkeit deckt. Er tritt also nicht ein bei einer nicht ausführbaren 
Papiererfindung. Auch psychische, physische und psychophysische 
Eigenschaften des Menschen selbst gehören unter diese Rubrik der 
Voraussetzung der Wirtschaft. Jede Aenderung in diesen »Voraus- 
setzungen« (ich gebrauche diesen Ausdruck, ohne die dazugehörige 
Vorstellung zu akzeptieren) greift selbstverständlich auch tief in den 
Bereich derjenigen Wirtschaftserscheinungen ein, die auch der Histo- 
rismus den ökonomischen Wissenschaften zuweisen will. Wegen dieser 
Inkongruenz von realer Erscheinung und bisherigem Wissenschafts- 
gebiet wird man daher den Aufgabenkreis der Oekonomik nach ihren 
Grenzgebieten zu erweitern müssen und ihr als Aufgabe zuweisen 
einmal die Erforschung der Organisation des wirtschaftlichen Lebens 
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oder einzelner Faktoren darin, und andererseits die Erforschung 
tatsächlicher Dinge und Vorgänge hinsichtlich ihrer Lebenswichtig: 
keit für einen wirtschaftlichen und sozialen Organismus, hinsichtlich 
ihrer Einflüsse und Zusammenhänge mit der Gesamtheit der Wirt- 
schaft, also nicht nur hinsichtlich ıhrer unmittelbarsten quantitativen 
Beziehungen, sondern auch hinsichtlich ihrer motorischen Einwir- 
kungen !). 

Diese letztere Aufrabenrichtung der Oekonomik kann man 
wohl auch als Erforschung der »Phvsiologie der Wirtschaft« bezeichnen, 

Bisher hat sich die deutsche Oekonomik, wenigstens sobald 
sie praktische und konkrete Fragen untersuchte — unter dem Druck 
des Hıstorismus — nahezu ausschließlich mit den Faktoren der Wirt- 
schaft beschäftigt, die einen organisatorıschen Charakter haben 
(was sich ziemlich genau mit »historischer Kategorie« deckt), und hat 
de Frage nach den Zusammenhängen nicht 
wirtschaftlicher Gebilde (Organisationen), son 
dern wirtschaftlicher Prozesse mit der Ge 
samtheit einer Volkswirtschaft so gut wie gar 
nicht untersucht. — Es ist nicht ganz leicht, diese Vorstellungen ın 
der üblichen Terminologie auszudrücken, zumal ihnen hier kein brel- 
terer Raum gewidmet werden soll. Deshalb mögen hier statt abstrak- 
ter Ausführungen einige praktische Beispiele zur Illustration dienen. 
Sie führen nur scheinbar vom Thema ab. 

Es sei hier einmal an den Prozeß der Erzeugung von Thomas- 
eisen erinnert, bei dem als Nebenprodukt das landwirtschaftlich 
wichtige Düngemittel. das Thomasmehl, entsteht. Sieht man die 
volkswirtschaftliche Literatur durch, so findet man wohl Unter- 
suchungen über die Lage der verschiedenen Eisenindustrien, über 
die Verkaufspohtik des Stahlwerksverbandes und ähnliche schöne 
Dinge. Ueber die volkswirtschaftliche Bedeutung nicht der Werke, 
die ihn benutzen, sondern etwa des Thomasprozesses selbst findet 
sich nichts, höchstens einmal die Bemerkung, daß er Deutschland, 
das ja immer mehr Fisenexportland wird, erst die Ausnutzung seiner 
phosphorhaltigen Erzlager ermöglicht habe. Damit ist natürlich 
nicht viel gesagt. Denn dieser ProzeB greift sehr tief in unser ganzes 
wirtschaftliches Leben ein. Er hat nicht nur unsere Eisenindustrie 
und alles, was mit ihr zusammenhängt, auf das stärkste beein- 
flußt, er hat auch auf unsere Mühlenfabrikation — auch für andere 
Industrien — eingewirkt, unsere Schwefelsäureindustrie befruchtet, 
damit auf unsere Hüttenindustrie, speziell unsere Zinkhütten wirt- 
schaftlich und organisatorisch eingewirkt, war dadurch indirekt von 


1) Ein konkreter Versuch einer solchen Betrachtungsweise ist die kürzlich 
bei Sıemenroth, Berlin, erschienene technisch-wirtschaftliche Studie des Ver- 
fassers: Deutscher Salpeter. Die Erzeugung von Salpeter aus Ammoniak, Ihre 
volkswirtschaftliche Bedeutung und Stellung in der Stickstoffrage. Uebrigens 
stehen derartige Aufgaben der Wirtschaftsforschung in engem Zusammenhang 
mit der Frage der Betrachtung von Wirtschaftserscheinungen im Quer- und 
im Längsschnitt. 
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Einfluß auf die Hygiene dieser Werke und hat damit vieles in der 
Frage der Flugstaub- und Abgasbeseitigungen und mithin der ge- 
samten Gewerbehygiene überhaupt ins Rollen gebracht. Er hat ein 
wichtiges inländisches Düngemittel geschaffen, damit die Produktivi- 
tät und Rentabilität unserer Landwirtschaft und dadurch wieder 
deren Organisation und Besitzverteilung beeinflußt; er hat auf diesem 
Wege indirekt eingewirkt auf unsere Bevölkerungspolitik, die ja mit 
den gestreiften Agrarverhältnissen zusammenhängt, und damit wie- 
derum auf unsere Wirtschafts- und auswärtige Politik. Ein Aufgeben 
dieses Prozesses würde unsere ganze Volkswirtschaft auf das stärkste 
beeinflussen. 

Noch ein anderes Beispiel: In Laienkreisen wenig bekannt sind 
die sogenannten Quahtäts- oder Spezialstähle, Stahlsorten, die durch 
ganz geringe Zusätze anderer Stoffe in ihrer Härte, Zähigkeit usw. 
weitgehend verändert werden. Es gibt wenig Faktoren, die unser 
Wirtschaftsleben so stark beeinflußt haben, wie diese Spezialstähle. 
Sie erst ermöglichten die rationelle Ausbildung von automatischen Werk- 
zeugsmaschinen, die Serienfabrikation, eine weitgehende Arbeitsteilung. 
Sie schufen die Organisation unserer Maschinenindustrie; die Pro- 
duktivität der durch sie erst ermöglichten Maschinen verursacht 
die bekannte Ueberproduktion der Maschinenindustrie, damit wieder 
die nicht immer gesunde Hast im Herausbringen von Neukonstruk- 
tionen (Erschütterung der diese Maschinen benutzenden Industrien; 
besonders deutlich z. B. bei Zucker- und Zementindustrie, Einfluß 
auf Angestellte und Arbeiter). Daraus leitet sich ferner her die Grün- 
dertätigkeit der Maschinenindustrie, die sich Abnehmer schaffen 
muß; damit zusammenhängend beeinflussen sie — diese Stähle 
nämlich, die an sich keine großen wirtschaftlichen Werte darstellen — 
die Gründungs- und Emissionstätigkeit unserer Finanzinstitute, 
die Diskontpolitik, die Arbeiterfrage usw., kurz unsere ganze wirt- 
schaftliche Zukunft. Unter derartigen Fragen nach den Zusammen- 
hängen und Einflüssen nicht von Organisationen, sondern von Vor- 
gängen und produktiven Grundlagen in unserer Wirtschaft auf die 
gesamte Volkswirtschaft, verstehe ich die »Phvsiologie der Volkswirt- 
schaft«. Aehnliche Probleme gibt es natürlich auch beim wichtigsten 
Faktor aller Wirtschaft: beim Menschen selbst. Seine Leistungs- 
fähigkeit und deren Beeinflussung durch Erziehung, Art der Arbeit, 
Ernährung, Erholungsformen und deren Rückwirkungen auf die 
gesamte Volkswirtschaft sind ebenfalls Fragen, die unter die Physio- 
logie der Wirtschaft (ihre Funktionslehre) fallen, und auch das engere 
Problem der folgenden Untersuchung gehört dazu. Aber derartige 
Untersuchungen sind bisher in der deutschen Volkswirtschaftslehre 
noch so gut wie gar nicht vorhanden und wenn man von einer »gegen- 
wärtigen Krise in der deutschen Volkswirtschäftslehre« sprechen 
kann, so ist das vielleicht weniger der Fall im Sinne des Pohleschen 
Buches als im Sinne der hier gekennzeichneten Einseitigkeit, die eines 
der schwersten Bedenken darstellt, die man gegen das Dominieren 
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des Historismus erheben muß, der ja für die Lösung derartiger Fragen 
nicht in Betracht kommen kann. 

Wenn der Historismus in den ökonomischen Wissenschaften 
den Menschen lediglich als Wirtschaftssubjekt betrachten will, so 
übersieht er eben, daß er zugleich ein Objekt der Verhältnisse ist, 
daß er sich den Verhältnissen und den »naturgegebenen Voraus- 
setzungen der Wirtschaft« anpaßt, daß diese nicht nur sein 
unmittelbares praktisches Handeln, sondern auch seine Psyche, 
sein Denken mit bestimmen. Er übersieht, daß der Mensch nicht 
nur wirtschaftet, sondern daß auch die Wirtschaft, die Verhältnisse, 
den Menschen »haben«. Geradezu vor unseren Augen spielt sich ja, 
um nur ein Beispiel zu erwähnen, das Uebermächtigwerden, der 
Triumph des Kapitalismus als Sache, als System über den Menschen, 
seinen Träger und Schöpfer, ab. 

Einige dankenswerten Versuche und erste Anfänge in der skız- 
zierten Richtung sind übrigens die Untersuchungen zur Psychophysik 
der Arbeit und die Untersuchungen des Vereins für Sozialpolitik 
über Anpassung und Auslese. 

Es ıst natürlich klar, daß der Volkswirtschaftler die oben als 
Beispiele aufgeführten Probleme und unzählige ähnlich geartete 
Fragen nur lösen kann, wenn er in die technischen und naturwissen- 
schaftlichen Seiten der Probleme selbständig einzudringen vermag, 
wenn er auf diesen Gebieten zwar nicht über 
selbstschöpferische Fähigkeiten, wohl aber 
über eigenes Verständnis und eigene Urteils- 
kraft verfügt. Man kann schlechterdings die deutsche Volkswirt- 
schaft nicht völlig verstehen, ohne beurteilen zu können, welche 
Rolle Kohle und Eisen ın ihr spielt; man kann die Agrar- und Wirt- 
schaftspolitik nicht völlig erfassen ohne biologisches und technisches 
Verständnis für Züchtung und Oedlandkultur usw. Aber in dieser 
Hinsicht liegt nicht nur der nationalökonomische Wissenschafts- 
betrieb, sondern auch der volkswirtschaftliche Unterricht völlig im 
argen. Der Verfasser hat durch viele Semester hindurch die Vor- 
lesungsverzeichnisse der deutschen Hochschulen vergeblich nach 
derartigen Vorlesungen durchsucht. Dieser Mangel ist übrigens um 
so verwunderlicher, als sich derartige technische Probleme sehi 
leicht in einer solchen Weise darstellen und vortragen lassen, daß 
der gebildete Nichttechniker sie in einer für volkswirtschaftliche Zwecke 
ausreichenden Weise verstehen kann. Die ältere Oekonomik war in 
dieser Hinsicht besser beraten. Man findet bei ihr die ganz richtige 
Erkenntnis, daß man nicht eine Wirtschaft studieren könne, wenn man 
nicht ihre — noch dazu veränderlichen — »Voraussetzungen« berück- 
sichtigt, in der Tatsache ausgedrückt, daß in den alten Vorlesungs- 
verzeichnissen der Hochschulen die Technologie unter der Rubrik 
Staatswissenschaften aufgeführt wird. Inzwischen hat sich wohl 
der Begriff der Technologie gewandelt und erweitert; das Prinzip, 
daß technische und naturwissenschaftliche Kenntnisse für einen 
sachgemäßen Wissenschaftsbetrieb der Oekonomik notwendig sind, 
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hat sich eher verschärft. Zwar ist es charakteristisch für die moderne 
Produktion, sich bei ihren Erzeugnissen möglichst der Ungeschick- 
lichkeit und Gedankenlosigkeit des Benutzers anzupassen, also bei- 
spielsweise eine elektrische Beleuchtung so anzulegen, daß sie auch 
der völlig Unkundige benutzen und nicht verderben kann; aber 
dieses Prinzip läßt sich doch nicht gut auf den Wissenschaftsbetrieb 
übertragen! Man kann nun einmal nicht schlechthin Ergebnisse 
anderer Disziplinen verstehen und für seine eigene benutzen, wenn 
man nicht beurteilen kann, welche Bedeutung und Zusammenhänge 
diesen Ergebnissen zukommen, wie sie zustande gekommen sind. 
Ja, man wird sie unter Umständen sogar für die Zwecke der eigenen 
Wissenschaft erst umformen und modifizieren müssen (man denke 
beispielsweise an die Probleme und Ergebnisse des neueren Biologie). 
Kurz, auch der Nationalökonom wird daher lernen müssen, in den Ge- 
dankengängen und Methoden der Naturwissenschaften zu denken, wenn 
er diese Disziplinen als Erkenntnismittel für wichtige, rein volks- 
wirtschaftliche Probleme verwenden will; für Probleme, deren Er- 
forschung mit jedem Tage brennender wird. Er wird lernen müssen, 
auch für praktische Fragen grundsätzlich, d. h. deduktiv, zu denken 
und er wird sich dafür die notwendigen naturwissenschaftlichen 
Forschungsprinzipien aneignen müssen; genau so, wie der Mediziner 
lernen mußte, für die Lösung rein medizinischer Fragen sich biologi- 
scher und bakteriologischer oder hydromechanischer Gedanken- 
gänge zu bedienen, wie der Chemiker das mit physikalischen und mathe- 
matischen Gedanken und Methoden tun mußte, wie der Kunstwissen- 
schaftler chemische und physikalische Methoden (nicht Ergebnisse!) 
unter seine Erkenntnismittel aufnehmen mußte. Jede Disziplin und 
jedes Mittel, das geeignet ist, die Erkenntnisse einer Wissenschaft 
zu fördern, sie auszudehnen und zu vertiefen, wird zur Hilisdisziplin, 
deren Elemente man kennen muß. 

Eine besonders wichtige Rolle für Erkenntnis und Beherrschung 
wirtschaftlicher Vorgänge spielt die Psychologie und zwar nicht nur 
die »Vulgärpsychologie« sondern die naturwissenschaftlich geartete, 
die Experimentalpsychologie. Ihr verdanken wir die Erkenntnis über 
die Ermüdung, über die Wirkung von Arbeitspausen und mithin über 
eine rationelle Einteilung des Arbeitstages. Ueber viele andere wirt- 
schaftlich wichtige Dinge vermag sie uns Auskunft zu geben. 

In einer Zeit der rationellsten technischen Arbeits- und Wirt- 
schaftsmethoden ist auch volkswirtschaftlich (vielleicht sogar welt- 
wirtschaftlich) die Rationalisierung der menschlichen Arbeitsleistung 
von höchster Bedeutung; ist es wichtig, daß der arbeitende Mensch 
auf den Platz gestellt wird, der seiner psychophysischen Veranlagung 
nach für ihn der geeignetste ist und auf dem er in der Lage ist, seine 
Fähigkeiten weiter zu entwickeln. 

Amerika ist uns in der Anwendung der Psychologie auf wirt- 
schaftliche Probleme, auf erkenntnismäßige und praktische, weit 
voraus und es sei hier besonders auf das Buch von Münsterberg »Psycho- 
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logie und Wirtschaftsleben« ?) verwiesen, das eine gute Orientierung 
gibt. Schon die bisherigen Ergebnisse dieser Anwendung der Experi- 
mentalpsychologie auf praktische Fragen wie Reklamewirkung. 
Arbeitseignung usw. sind wirtschaftlich sehr wertvoll und mit vollem 
Recht zitiert Münsterberg in seinem Buche einen Satz von Kent: 
»Eines Tages wird eine intelligente Nation die Tatsache einsehen, 
daß sie durch ein wirklich wissenschaftliches Studium der Bewegungs- 
vorgänge im Wirtschaftsleben die industrielle Beherrschung der Welt 
erlangen kann. Wir hoffen, daß dies die Vereinigten Staaten sein 
werden.« — Vergessen wir also in Deutschland nicht, daß die deutsche 
Industrie, insbesondere die chemische und die Maschinenindustne, 
nur durch ihre ständige enge Verbindung mit der Wissenschaft ihre 
weltbeherrschende Stellung gewonnen hat und lassen wir uns nicht 
durch Geringschätzung experimentalpsychologischer Erwägungen in 
unserem Wirtschaftsleben von anderen einen Vorsprung abgewinnen. 

Freilich lassen sich die Ergebnisse und Methoden der — natur- 
wissenschaftlich orientierten — Experimentalpsychologie nicht immer 
ohne weiteres für volkswirtschaftliche Gedankengänge anwenden, 
denn die psychophysischen Reaktionen des Menschen, betrachtet 
nach seinen organısch-biologischen Eigenschaften, sind doch bisweilen 
andere als die Reaktionen des Menschen als eines sozialen Wesens. Zur 
Illustrierung dieser Tatsache ist es ja nur nötig, darauf hinzuweisen, 
daß Angehörige verschiedener sozialer Klassen hinsichtlich ihrer 
biologischen und ihrer Rasseneigenschaften völlig identisch und doch 
hinsichtlich ihrer sozialen Wesensart und psychischen Verfassung 
so verschieden sein können, daß eine Vergleichbarkeit bisher, d. h. 
vor der Ausarbeitung der ım folgenden entwickelten Methoden, über- 
haupt nicht vorhanden war. Auch aus diesem Grunde (neben manchen 
anderen) haben die psychophysischen Untersuchungen von Mosso, 
von Ebbinghaus, Kraepelin und anderen, ja selbst die Arbeiten von 
Max Weber und seinen Schülern uns für volkswirtschaftliche Zwecke 
bisher so verhältnismäßig wenig gefördert. 

Daher mußte auch im folgenden für die besonderen Zwecke der 
Fragestellung eine besondere Methode der Untersuchung entworfen 
werden, die dann allerdings zu einer für ökonomische und soziale 
Untersuchungen, wie ich glaube, generell anwendbaren Methode 
führte. 

Aus diesen Darlegungen ergibt sich ohne weiteres die Stellung 
dieser Untersuchung sowie anderer Untersuchungen aus den Grenz- 
gebieten im Rahmen der gesamten Volkswirtschaftslehre. 


II. Die Problemstellung, Bedeutung und Zusammenhänge der Frage. 


Die Aufgabe der vorliegenden Untersuchung ist es, festzustellen, 
wie die geistige Aufnahmefähigkeit des Arbeiters durch die Arbeitszeit 
beeinflußt wird. Der Zweck der Untersuchung ist es, Aufschlüsse 
darüber zu gewinnen, ob und bis zu welchem Grade der Arbeiter 
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nach Erledigung seiner Tagesarbeit überhaupt noch in der Lage ist, 
sich weiter zu bilden. Ob er ferner, abgesehen von unmittelbar materiell 
nützlicher Fortbildung, seine Erholung auf Gebieten suchen kann, 
die wie Kunst, populäre Wissenschaft usw. noch einen gewissen Rest 
physischer und psychischer Leistungsfähigkeit erfordern; oder ob er 
auf kulturell wertvolle, die Persönlichkeitsentwicklung fördernde 
Erholungsmöglichkeiten verzichten muß ?) und auf Wirtshaus, Kine- 
matographen, Varietes, Fußball und dergl. angewiesen ist. 

Die Fragestellung will ausdrücklich die Abhängigkeit der Auf- 
nahmefähigkeit von der Arbeitszeit untersuchen. Sie gibt also 
damit eine wichtige Ergänzung zu den schon mehrfach angestellten 
Untersuchungen, die sich mit der Veränderung der Leistungsfähigkeit 
des Arbeiters durch die Arbeitszeit innerhalb seiner Berufs- 
tätigkeit befassen, indem sie die Veränderung seiner Arbeitsfähigkeit 
außerhalb seiner Berufstätigkeit untersucht; auf einem Gebiet, 
auf dem eine Mechanisierung und Automatisierung der Funktionen 
nicht eintreten kann. 

Dabei entstehen große Schwierigkeiten, die an die Methodik 
besondere, bei den erwähnten anderen Untersuchungen nicht in 
demselben Maße auftretende Anforderungen stellen. Da wir ihnen 
späterhin im einzelnen begegnen werden, sei hier nur kurz angedeutet, 
daß die Aufnahmefähigkeit u. a. stark abhängt von der Ermüdung. 
Diese aber wird nicht nur durch die Arbeitszeit, sondern auch durch 
das Arbeitsquantum und die Arbeitsintensität bestimmt. Umfaßten 
ferner die früheren Untersuchungen über den Leistungsabfall jeweils 
nur einen Beruf, so muß die vorliegende möglichst viele Berufe um- 
fassen, also sich mit zunächst ganz ungleichartigen Menschen und 
Tätigkeiten beschäftigen. Diese kurzen Andeutungen mögen an 
dieser Stelle genügen, die Berechtigung der Wichtigkeit zu erweisen, 
die der Aufstellung einer Methodologie für derartige Untersuchungen 
beigelegt wurde. 

Es muß hier ferner noch festgestellt werden: aus dem Aus- 
fallvon Versuchen läßt sich zunächst kein Schluß 
aut die Richtigkeit der erhaltenen Resultate bzw. 
der angewendeten Methode ziehen. Wohl mag das 
etwaige Resultat scharf, selbst zahlenmäßig hervortreten; solange 
es sich nicht auch auf anderem Wege erhalten oder an anderweitig für 
richtig erkannten Tatsachen messen läßt (solange sich nicht gewisser- 
maßen die Probe aufs Exempel machen läßt), solange ist ein Beweis 
dafür, daß das Versuchsresultat wirklich die unzweideutige Antwort 
auf die gestellte Frage gibt, nicht erbracht. Ist eine Rückkontrolle 
von Versuchen auf anderem Wege nicht möglich — und in diesem 
Falle befinden wir uns hier — so gibt es nur eine einzige 
Garantie für die Richtigkeit der Versuchs- 








3) Diese Fragen werden in einer unmittelbar vor dem Abschluß stehenden 
Untersuchung: »Iheoretische und soziologische Vorfragen der Sozialpolitik« 
noch ausführlich behandelt. 
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ergebnisse: dasist die innere Logik der Methode, des Verfahrens, 
nach dem sie erhalten wurden. Darum war im folgenden ein syste- 
matischer Aufbau der Methode nötig, selbst auf die Gefahr von Wieder- 
holungen hin, wenn etwa ein und dasselbe Argument unter verschie- 
denen Gesichtspunkten wieder erschien. 

Die Bedeutung der hier aufgeworfenen Frage ist eine ungeheure. 
Einmal in wirtschaftlicher Hinsicht: hier gibt sie Anhaltspunkte für 
die Beurteilung ob und in welchem Maße dem Arbeiter durch Tätig- 
keit und Fortbildung nach der Arbeit eine Verbesserung seiner 
Qualitäten und mithin ein soziales Aufsteigen möglich ist. Viel tiefer 
greifend jedoch ist sie für unsere ganze soziale Struktur und unsere 
kulturelle Entwicklung. 

Es gibt in unserer Zeit kaum ein ebenso kompliziertes Gebilde 
wie die Seele unserer Arbeiterschaft. Zerrissen und erfaßt von den 
mannigfachsten Strömungen und Tendenzen ist sie fast unberechen- 
bar. Was stecken nicht für Gegensätze in ihr: Nachklänge alter 
Hörigkeit und ein Gefühl ihrer gewaltigen Macht und ihrer Zukunft. 
Starkes Vorwärts- und Aufwärtsstreben und mangelhafte Grundlagen 
und Vorbildungen, die häufig genug unbewußt, meist aber halbbe- 
wußt als unselige Folge schlimmster Halbbildung zur Pose und gerade 
bei den strebendsten Elementen zum Unechten, Anempfundenen 
führen. 

Vereint findet sich das starke Aufwärtswollen mit einem radikalen, 
wenn auch vielleicht unbegründeten Freiheitsempfinden und dennoch 
auch zugleich mit dem Druck des Kapitalismus, mit dem Druck der 
mechanisierenden und automatisierenden Tendenzen unserer Arbeits- 
organisation. Vereint findet sich dieses Vorwärtsstreben und das 
Suchen nach Gerechtigkeit und nach neuen Werten — also ein höchst 
»persönliches« Empfinden, mit einem »Massenbewußtsein«, mit einem 
Machtgefühl und einem Machtwollen, das nicht auf der Persönlichkeit 
sondern auf der Klasse, auf der Gesamtheit als solcher, also gerade 
auf einem nivellierenden Momente beruht. Kann man sich größere 
Widersprüche denken ? Zerrissen und verworren wie unsere ganze 
Kultur ist die Seele unserer Arbeiterschaft. Aber die gesamte Kultur 
und Wirtschaft wurzelt in der breiten Masse eines Volkes, wie sie 
letzten Endes in ewigem Kreislauf zu dieser breiten Masse als ihrem 
Objekt und Arbeitsfeld zurückkehren muß. Ist erst noch darüber 
zu reden, wie entscheidend die Geschlossenheit einer Kultur auch 
für das Wirtschaftleben ist ? Was sie für den sozialen Frieden bedeutet ? 
Es mag sein, daß ein gut Teil der festen Position Englands und Amerikas 
in der \Veltwirtschaft darauf beruht, daß die Kultur dieser Länder 
— ohne damit etwas über ihre Höhe aussagen zu wollen — einheit- 
licher und geschlossener ist als die deutsche; und ebenso ist es wohl 
nur diese verhältnismäßig weitgehende Einheitlichkeit und Geschlossen- 
heit der Kultur, die die Länder des Islam bis jetzt vor dem völligen 
Zerfall bewahrt hat ô). 


4) Diese Studie wurde geschrieben vor dem beginnenden Zusammenbruch 
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Wer wie der Amerikaner in einem reichen Lande wohnt, der mag 
sich eine extensive Kultur und Wirtschaft gestatten; für Deutschland 
gibt es nur einen Weg der zunehmenden Bevölkerung Lebensmög- 
lichkeit zu schaffen. Und dieser Weg muß früher oder später dahin 
führen, daß wir das Heil in der Erhöhung der Qualität unserer Pro- 
duktion suchen, wozu jetzt schon starke Ansätze vorhanden sind. 
Dazu aber ist eine Erhöhung der Qualität des Menschenmaterials 
unvermeidliche Voraussetzung. Diese aber erfordert eine größere 
Geschlossenheit der Kultur, die die Kräftevergeudung durch innere 
Reibungen mindert, die die produktiven Kräfte, die Persönlichkeits- 
werte fester zusammenfaßt. Unsere Frage ist, ob der Arbeiter nach 
seiner Tagesarbeit überhaupt noch zu einer geistigen Aufnahme 
fähig, noch kulturellen Erholungen zugänglich ist. Denn die jetzt 
üblichen Kinematographen und selbst die Art und Weise, wie der 
Sport vielfach betrieben wird, fördern nur die Sensationslust und 
die Disposition zur Hysterie und zu Arbeits- und Unfallneurosen; 
sie führen dazu, daß für immer kleinere seelische Vorgänge immer 
größere äußere Reize notwendig werden. Aber sie sind wenig geeignet 
zur Sammlung und Selbstbesinnung, zur Erhöhung der Persönlich- 
keitsqualitäten und mithin der produktiven Kräfte zu führen. Diese 
Entwicklung kann nur durch eine höhere und wertvollere Art der 
Erholung herbeigeführt werden. 

Werfen wir hier gleich die Frage auf, ob uns denn eine exakte 
Experimentaluntersuchung, und für eine solche ist die im folgenden 
entwickelte Methode ja bestimmt, überhaupt diese Frage nach der 
Aufnahmefähigkeit für solch komplizierte, kulturell hochwertige 
Erholungsformen unmittelbar beantworten kann. Unsere Antwort 
muß ein klares Nein sein. Es ist schlechterdings nicht möglich, viel- 
leicht niemals möglich, solche komplizierten Funktionen experimentell 
einwandfrei zu erfassen. Aber einmal ist diese Untersuchung über- 
haupt nur erst ein Anschneiden eines Gebietes, dessen Tragweite 
hier angedeutet wurde; dann aber vermag uns das Experiment tat- 
sächlich über die Aufnahmefähigkeit für verhältnismäßig einfache 
geistige Vorgänge, für verhältnismäßig einfache Assoziationen, exakten 
Aufschluß zu geben. Das ist an sich schon wertvoll, besonders für 
die Beurteilung der Frage, ob der Arbeiter nach der Arbeit noch 
lernfähig, fortbildungsfähig ist. Das größere, das Kulturproblem, 
wird immer in seiner Beantwortung von der persönlichen Schätzung, 
der persönlichen Lebenserfahrung und Anschauung des Unter- 
suchenden abhängig sein. Aber das Urteil wird nicht mehr ein rein 
subjektives sein, sondern eine durch exakte Tatsachen wohlbegründete 
Abschätzung. 

Wenden wir uns nach diesem Ausblick wieder der engeren Auf- 
gabe und den Wegen zu ihrer Lösung zu! Zuvor sei aber das Problem 
nochmals in aller Schärfe festgestellt: es soll festgestellt werden, auf 


der Türkei (italienisch-türkischen Krieg), der mir übrigens auch kein Gegen- 
beweis gegen diese Auffassung zu sein scheint. 
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welchem Wege die Abhängigkeit der geistigen Aufnahmefähigkeit 
des Arbeiters, also auf einem andern Gebiete als in seinem Beruf, 
von der Arbeitszeit zu untersuchen ist. 


III. Die Wege zur Lösung. 
A. Allgemeines zur Methodik der Untersuchung. 


Die Grundlage zur Beantwortung der gestellten Aufgabe bietet 
neben einer Reihe von theoretischen, allgemeinen Ueberlegungen 
das psychologische Experiment. Mag dieses sich auch von dem ge- 
wöhnlichen naturwissenschaftlichen Experiment mitunter dadurch 
unterscheiden, daß es als analytisches Hilfsmittel das eigene Bewußt- 
sein gelegentlich gebraucht und im allgemeinen auch weniger quantı- 
tative Resultate zu liefern pflegt, so ist in ihm doch der allgemeine 
und grundsätzliche Charakter des naturwissenschaftlichen Experi- 
mentes gewahrt. 

Unerläßliches Erfordernis jeder wissenschaftlichen experimen- 
tellen Untersuchung ist es, die Versuche so anzustellen, daß ein etwal- 
ges Resultat auch tatsächlich die Beantwortung der gestellten Frage 
bedeutet und Beweiskraft besitzt. Dazu ist es nötig, die Anteile, die 
verschiedene Ursachen an einem Effekte haben, isolieren zu können; 
oder aber man muß die Versuche so einrichten, daß alle etwaigen 
Neben- und Sekundärerscheinungen sich kompensieren. Schließlich 
wäre noch nachzuweisen, daß etwaige, der genauen Untersuchung 
unzugängliche Nebenerscheinungen für das zu behandelnde Problem 
ohne Bedeutung sind. 

Ein weiteres, allgemeingültiges methodisches Prinzip ist es: 
überall da, wo für eine Erscheinung ein absolutes Maß nicht zu finden 
oder schwer anzuwenden ist, einen relativen Maßstab zu suchen. 
Das geschieht ganz generell, indem man das Problem von der Messung 
eines Zustandes auf die Messung einer Zustandsänderung verschiebt. 
Inhaltlich sachlich ist das zumeist gleichbedeutend, kann aber die 
Ausführung der Untersuchung selbst sehr erleichtern. Im vorliegenden 
Falle würde also, da ja ein natürlicher Maßstab für die Aufnahme- 
fähigkeit kaum anzugeben ist, das Problem verschoben werden auf 
eine »Messung des Abfalls der Aufnahmefähigkeit mit zunehmender 
Arbeitszeit«. Dabei wäre dann irgend eine Einzelmessung aus näher 
anzugebenden Gründen als »Anfangs- oder Normalzustand« zu defi- 
nieren und die übrigen Messungen wären dann statt auf ein absolutes 
Maß der Aufnahmefähigkeit auf diese eine reale, als »normal« geltende 
Messung zu beziehen. 


2. Exakter Versuch und Massenversuch. 


Soll ein Experiment Beweiskraft haben, so muß es wirklich und 
eindeutig die Antwort auf die gestellte Frage geben, d. h. die causa 
efficiens muß isoliert, Nebenreaktionen müssen ausgeschaltet sein. 
Dazu sind zwei Wege vorhanden. Der eine, den das naturwissenschaft- 
liche Experiment zu gehen pflegt, will den Versuch unter genau 
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kontrollierten Bedingungen, unter Ausschaltung von Nebenerschei- 
nungen, unter möglichster Isolation der causa efficiens anstellen. 
Der andere Weg will Nebenwirkungen kompensieren und ausgleichen, 
indem er Massenversuche anstellt und das allen Gemeinsame heraus- 
zufinden sucht. Dieser gemeinsame Faktor aller Einzeltälle wird 
dann als causa efficiens angesehen. Es ist klar, daß auf diesem Wege 
sich dann zuverlässige Antworten nicht erhalten lassen, wenn dieser 
gemeinsame Faktor selbst wieder durch das Zusammenwirken mehrerer 
[variabler] Momente entsteht. Diesen letzteren Weg pflegt das soziale 
bzw. soziologische Experiment zu gehen. Dabei ist die Untersuchung 
realer [historischer] Verhältnisse auf ihre Ursachen hin und die Anstel- 
lung eines Experimentes als gleich anzusehen, denn es ist ja offenbar 
derselbe geistige Prozeß wenn man bei einem abgelaufenen [historisch 
gewordenen] Vorgang von den Nebenerscheinungen nachträglich 
abstrahiert und ihn auf seine eigentliche Ursache zurückführt, oder 
wenn man bei einem erwarteten, zukünftigen Vorgang [bei dem 
anzustellenden Experiment] die Nebenerscheinungen voraussieht und 
von vornherein ausschließt. Diesen Weg des Massenversuches geht 
wohl auch das psychologische Experiment, sofern es einen kompli- 
zierteren Vorgang zu untersuchen hat, bei dem eine Isolation bestimm- 
ter Momente sich nicht durchführen läßt. Der erste, exakte Versuchs- 
modus, der bei der Versuchsanordnung Nebenreaktionen von vorne- 
herein ausschließt, liefert an sich die genauesten Resultate. Derartige 
Versuche werden sich aber naturgemäß immer nur an wenigen Ver- 
suchspersonen oder Objekten ausführen lassen [Laboratoriumsver- 
suche]. Sollen die gewonnenen Resultate eine allgemeinere Gültigkeit 
haben, wie das etwa bei ihrer Verwendung zur Lösung eines ökonomi- 
schen Problems nötig ist, so muß natürlich immer erst festgestellt 
werden, ob die Personen und Umstände, die bei dem ökonomischen 
Problem in Frage kommen, vergleichbar sind mit den Personen, an 
denen die exakten Versuchsresultate gewonnen wurden. Diese Fest- 
stellung wird aber gerade für ökonomische Zwecke oft große Schwierig- 
keiten haben, denn für diese Zwecke kommt der Mensch in seiner 
Eigenschaft als soziales Wesen in Betracht. So betrachtet aber ver- 
halten sich — wie in der Einleitung ausgeführt — Angehörige ver- 
schiedener Klassen, die sonst hinsichtlich ihrer biologischen und 
elementaren psychologischen Verhältnisse gleich sind, oft völlig 
verschieden. 

Der Massenversuch [bzw. die Massenuntersuchung] setzt selbst- 
verständlich die Vergleichbarkeit der Versuchspersonen voraus und 
es ist bedauerlich, daß gerade in diesem Punkte häufig nicht kritisch 
genug vorgegangen wird. Denn über eines muß man sich klar sein: 
der Massenversuch kann nach dem Gesetz der großen Zahlen zwar 
zufällige Unterschiede unter sonst vergleichbaren Versuchspersonen 
ausgleichen, z. B. also ungleiche Disposition am Versuchstag, nie 
und nimmer aber kann er verschiedenartiges Menschenmaterial ver- 
gleichbar machen oder gar Fehler und Unsicherheiten in der Frage- 
stellung ausgleichen. Ein tausendfältig wiederholter Fehler wird nicht 
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richtiger; nur zufällige Variationen in Nebenumständen können sich 
ausgleichen. 

Unsere Aufgabe hier ist eine doppelte. Einmal soll die Abhängig- 
keit der Aufnahmefähigkeit von der Zeit bestimmt werden. Die Auf- 
nahmefähigkeit wird aber, wie bereits angedeutet und wie später 
noch ausführlicher abzuhandeln, außer durch die Zeit noch durch 
andere Momente bestimmt. Von den Versuchen wird also verlangt, 
daß sie den Einfluß der Zeit von anderen Einflüssen isolieren, oder 
aber daß andere Einflüsse kompensiert werden, also nicht im Resultat 
erscheinen. Es ergibt sich also die Forderung der Exaktheit und der 
Isolierung der causa efficiens für jeden einzelnen Versuch und für jede 
einzelne Versuchsperson. Das Resultat soll ferner für ökonomische 
Zwecke eine gewisse Allgemeingültigkeit besitzen. Dazu ist erfor- 
derlich, daß nachgewiesen wird, daß die Arbeiterschaft als Gesamt- 
heit den Versuchspersonen der einzelnen exakten Versuche gleichar- 
tig ist und unter den gleichen Versuchsbedingungen steht. Gelingt 
dieser Nachweis nicht — und man sieht auf den ersten Blick, dab 
er nicht gelingen kann — so bleibt nur ein Ausweg: den Massen- 
versuch in jedem einzelnen Falle mit der Genauigkeit eines exak- 
ten Laboratoriumsversuches anzustellen. Dazu muß noch als Er- 
gänzung eine Methode treten, die gestattet, die ungleichartigen Per- 
sonen des Massenversuches als vergleichbar anzusehen. 


3. Die Versuchspersonen und ihre Vergleichbarkeit. 


Die Art der Versuchsausführung ist natürlich von dem verfüg- 
baren Material abhängig. Während exakte, isolierende Einzelver- 
suche sich in beliebiger Weise einrichten lassen, lassen sich aus diesem 
Grunde Massenversuche gewöhnlich nur nach Erledigung der Tages- 
arbeit ausführen. Es liegt dabei nahe, als Boden für diese Versuche 
etwa die akademischen Arbeiterunterrichtskurse (die ja in Deutsch- 
land etliche tausend Arbeiter umfassen) oder sonst gemischt zusam- 
mengesetzte Arbeitervereinigungen zu benutzen. Es ergeben sich 
dann jedoch eine Reihe von Fragen, deren Lösung nötig, aber 
wohl zunächst unmöglich ist. 

Werden verschiedene Leute zu gleichen Versuchen herangezogen, 
so ist die Vergleichbarkeit ihrer äußeren Lebensbedingungen und 
ihrer persönlichen Qualitäten erforderlich. Es würde sich daher die 
Aufgabe ergeben, zunächst einmal festzustellen, inwieweit die Tätig- 
keiten in den einzelnen Berufen vergleichbar sind. Dazu wird man 
an Stelle des Begriffes »Arbeitszeit« den Begriff »Arbeitsquantum« 
einführen müssen. Aber auch das Arbeitsquantum ist nicht allein mab- 
gebend für die Arbeitsermüdung, die ja die zu untersuchende Auf- 
nahmefähigkeit stark beeinflußt. Auch die Arbeitsintensität ist hier- 
für von Bedeutung; die Größe der auf den »Leergang« 5) verwendeten 


5) Der von Abbe zuerst auf den Menschen angewendete Begriff des »Leer- 
gangs ist aus der Maschinentechnik übernommen. Man versteht dort unter 
Kraft des Leerganges diejenige Kraftmenge, die nötig ist, um die Maschine 
selbst in Bewegung zu erhalten, ohne daß sie darüber hinaus Arbeit leistet. 
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Kraft kommt auch dafür in Betracht. Arbeitsintensität und Auf- 
wand für Leergang sind sogar innerhalb derselben Berufsklasse außer- 
ordentlich verschieden; je nach den Tätigkeitsgebieten, nach der 
Maschine, die gerade bedient wird, variieren sie sehr stark. Die Arbeit 
eines Bauschlossers und eines Maschinenschlossers in einer größeren 
Fabrik ist überhaupt nicht zu vergleichen und dürften ganz ver- 
schiedene Anforderungen an die Leistungsfähigkeit stellen. Man 
würde ferner objektive und subjektive Leistungsfähigkeit feststellen 
müssen, um dem Begriff der subjektiven Anstrengung näher zu 
kommen £). Aber auch der bloße Aufwand an Arbeitskraft, das 
Arbeitsquantum, ist nicht allein maßgebend, sondern die Arbeitszeit 
als solche spricht ebenfalls mit; sei es daß sie ihren Einfluß bei den 
Arbeitspausen geltend macht, oder daß sie mitspricht, indem sie als 
Zeit der Arbeitsbereitschaft ebenfalls einen Druck ausübt, selbst 
wenn einmal tatsächlich kein effektiver Kraftaufwand durch Arbeit 
stattfindet. Die Pausen wirken also nicht völlig als Erholungszeit 
und je größer die subjektive Intensität der Arbeit ist, um so weniger 
können Routine und Gewohnheit wirken und es etwa erreichen, 
daß Momente der Untätigkeit während der Arbeit (etwa das Warten 
auf ein neues Werkstück usw.) als Erholungszeit betrachtet werden 
können. 

Auch ist zu berücksichtigen, inwieweit eine Abwechslung in der 
Tätigkeit die subjektive Ermüdungsempfindung herabsetzt; dabei 
kann die Abwechslung eine doppelte sein. Sie kann ständig wirken 
(etwa bei einem Monteur oder Mechaniker, der fortgesetzt andere Auf- 
gaben bekommt) und sie kann periodenweise auftreten, wobei dann 
die Tätigkeit innerhalb jeder Periode ohne Abwechslung stattfindet 
(etwa bei einem Monteur, der drei Monate hindurch Hobelmaschinen 
und die nächsten drei Monate Drehbänke aufzusetzen hat). Dazu 
wäre die Relation zwischen Ermüdungsgefühl und tatsächlicher 
Ermüdung (dem Verhältnis von möglicher Leistung zu tatsächlich 


Wenn beispielsweise ein Arbeiter eine Maschine nur in gebückter Körperhaltung 
bedienen kann, so wird seine Arbeitsermüdung sich zusammensetzen aus der 
Ermüdung auf Grund der tatsächlichen, nutzbaren Arbeitsleistung und aus der 
Ermüdung auf Grund des Kräfteverbrauches, der aus dem dauernden Einhal- 
ten einer bestimmten Körperhaltung entstanden ist. Der Kraftaufwand für 
das Gebeugthalten des Körpers würde hier dem »Leergang« einer Maschine 
entsprechen. 

6) Ein Beispiel mag hier kurz illustrieren: je weiter bei einem Werkstück 
die Arbeitsteilung geht, desto einfacher werden die Funktionen jeder Teilstufe. 
Je einfacher die Funktionen werden, desto weniger zahlreiche Teile des Organis- 
mus (Muskelgruppen) nehmen sie in Anspruch; um so mehr entfällt die erholende 
Wirkung, die die Abwechslung in der Tätigkeit verschiedener Muskelgruppen 
ausübt. Bei zunehmender Vereinfachung der Arbeitsfunktionen kann daher 
bei gleichbleibender absoluter Arbeitsleistung die subjektive Arbeitsanstrengung 
sehr steigen. Eine sehr weit gesteigerte Arbeitsteilung, die zu schr einseitiger 
Ermüdung führt, kann also unwirtschaftlich werden. Näheres darüber in einer 
demnächst erscheinenden Arbeit: »Theoretische und soziologische Vorfragen der 
Sozialpolitik.s 
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geleisteter Arbeit, wobei »mögliche Leistung« als ohne Ueberanstren- 
gung usw. mögliche Arbeit noch näher zu definieren wäre) auch noch 
zu untersuchen; es fehlt aber abgesehen von dem nur sehr beschränkt 
anwendbaren Ausdruck in Meterkilogramm zurzeit jeder Maßstab 
für aufgewendete menschliche Arbeit, besonders wenn geistige Faktoren 
mitsprechen. 

Bevor nicht diese Fragen geklärt sind, ist natürlich nicht daran 
zu denken, die Personen eines Massenversuches resp. einer Massen- 
untersuchung als unter gleichen Versuchsbedingungen stehend zu 
betrachten. 

Aber auch in ihren persönlichen Qualitäten sind sie nicht zu 
vergleichen, wie aus folgenden Erwägungen hervorgeht. 

Die städtische Entwicklung mit ihrer Großindustrie führt — im 
Gegensatz zu dem platten Lande mit spärlicherer Arbeitsgelegenheit — 
eine größere Anzahl von Angehörigen gleicher Berufe zusammen. 
Nun ist ohne Zweifel, daß im großen und ganzen die Menschen mit 
höherer moralischer Qualität, worunter hier verstanden seien: Energie, 
Pflichtgefühl, geistige Fähigkeiten, Streben usw., in höher qualılı- 
zierte Berufsgruppen strömen ?), daß diese Berufe andererseits höhere 
Qualitäten wecken, erhalten und ausbilden. Kommen nun zahl- 
reiche Angehörige derselben Berufe in der Stadt zusammen, so finden 
sie in ihrer Zahl die Möglichkeit zur Koalition. Koalition jedoch 
bedeutet, wie die tatsächliche soziale Entwicklung zeigt, Macht und 
diese wieder eine Beeinflussung der Arbeitszeit derart, daß im allge- 
meinen die menschlich höher qualifizierten Gruppen sich eine kürzere 
Arbeitszeit erzwingen konnten, ohne daß damit etwas über ihren 
Kräfteaufwand, die Anstrengung, die moralische Erschöpfung durch 
erhöhte Aufmerksamkeit, Verantwortung usw. gesagt ist. (Dies gilt 
natürlich nur in großen Zügen.) 

Nun arbeitet niemand bis zur völligen Erschöpfung: es werden 
immer noch Kräftereserven vorhanden sein. Eine geistige Arbeits- 
leistung außerhalb und nach der notwendigen Berufstätigkeit wird 
daher abhängig sein von der Inanspruchnahme dieser Kräftereserven. 
Sie wird folglich stark beeinflußt sein durch moralische Faktoren 
als da sind: Streben, Zurückdrängung der Erschöpfung durch Energie- 
aufwand und guten Willen. Haben wir nun zuerst darauf hingewiesen, 
daß gerade die höher qualifizierten Berufe eine kürzere Arbeitszeit 
haben und zugleich ım allgemeinen ein höher qualifiziertes Menschen- 
material enthalten, so nehmen wir damit einem etwaigen zahlen- 
mäßigen Versuchsresultat jede Sicherheit. Gesetzt den Fall nämlich, 
man findet durch das Experiment bei kürzerer Arbeitszeit eine größere 
Aufnahmefähigkeit als bei langer, so kann dabei in der Tat die Zeit- 
dauer von Einfluß sein. Man könnte aber auch gemäß den Bezie- 
hungen zwischen Qualität und Arbeitszeit annehmen: kraft ihrer 


1) Es wäre interessant, einmal die Momente genauer zu untersuchen, die 
die Berufswahl beim Arbeiterkinde bestimmen. Eine Enquête darüber dürfte 
nicht allzu schwierig sein. 
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besseren geistigen Ausbildung und ihrer höheren moralischen Quali- 
täten haben diese Arbeiterschichten ihre Ermüdung stärker zurück- 
gedrängt. Bei gleichem oder schlechterem Resultat, als bei den 
Berufen mit längerer Arbeitszeit würde man wiederum annehmen 
können, daß die Vergrößerung der Arbeitsintensität, die Nerven- 
beanspruchung durch erhöhte Aufmerksamkeit, Verantwortlichkeit 
u. dgl. die Wirkung der Zeitverkürzung überkompensiert hat. 
Jedenfalls wäre so eine eindeutige Isolation des Einflusses der Zeit 
unmittelbar nicht möglich. 

Infolge dieser nicht vorhandenen oder zunächst nicht nachweis- 
baren Vergleichbarkeit der Bedingungen und der Personen muß also 
der rohe Massenversuch ausscheiden und wird ersetzt werden müssen 
durch eine andere Versuchsart, die ich als Serienversuche bezeichnen 
will und die bei der speziellen Methodik genauer zu behandeln sind. 
Selbstverständlich gelten derartige kritische Erwägungen nicht nur 
für das vorliegende Problem, sondern für jede Untersuchung von 
Massenverhältnissen. 


B. Die spezielle Methodik. 
ı. Die Analyse des Begriffs der Aufnahmefähigkeit. 


Um nach den obigen allgemeinen Kriterien nun zu einer Ver- 
suchsordnung zu kommen, die der Aufgabe möglichst völlig entspricht, 
ist es nötig, den Begriff der Aufnahmefähigkeit (im Sinne der Pro- 
blemstellung) zunächst zu analysieren. 

Im Wesen der »Aufnahmefähigkeit« liegt es, daß ein doppeltes 
besteht: einmal die Fähigkeit, das Aufzunehmende zu verstehen, 
dann die Fähigkeit, das Verstandene dem eigenen geistigen Besitz 
einzuverleiben. Dies geschieht dadurch, daß es durch Ideenassozia- 
tionen mit dem »geistigen Bestande« verknüpft wird. Verhältnis- 
mäßig unwesentlich ist es für den Begriff der Aufnahmefähigkeit, 
ob das Aufgenommene nun vollständig reproduzierbar ist, wie ein 
gut gelerntes Schulpensum. Wichtig ist, daß sein Inhalt oder eine 
gleichzeitig mit der Aufnahme stattgefundene geistige Verarbeitung, 
z. B. eine Bewertung, des Aufgenommenen zurückbleibt. Nicht im 
Wesen des Begriffes liegt es jedoch, daß das so Aufgenommene pro- 
duktiv zu neuen Assoziationen (bewußt) weiter verwandt wird. Daher 
kann hier die Fähigkeit, einem beliebigen Begriff andere zu assoziieren, 
nicht wie etwa bei der Intelligenzprüfung als Maßstab dienen; die 
Assoziationsfähigkeit, bzw. die Intelligenz der Versuchsperson ist 
hier nur ein Faktor der Aufnahmefähigkeit, und zwar einer, der 
weder quantitativ erfaßt, noch durch Versuchsanordnung ausge- 
schaltet werden kann. Es wird also nachzuweisen sein, daß er auf 
andere Weise zu behandeln ist (andererseits muß hier gleich darauf 
hingewiesen werden, daß hier auch ein einfacher Begriff gar nicht 
als Messungs- oder Untersuchungsgegenstand dienen kann). 

Die Aufnahmefähigkeit einer Versuchsperson wird bestimmt 
durch drei Gruppen von Faktoren: durch die persönlichen Eigen- 
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schaften, durch die Ermüdung und durch zufällige Nebenmomente, 
Diese letzteren können für die Betrachtung der Methodik ausscheiden, 
da sie durch eine sorgfältige Versuchsanordnung reduziert und durch 
Massenversuche kompensiert werden können. 

Die persönlichen Qualitäten werden bestimmt durch die typi- 
schen der betreffenden Schicht oder Klasse und durch die speziellen 
des Individuums. Die einzelnen für die Aufnahmefähigkeit maß- 
gebenden Momente sind: die Intelligenz, die geistige Schulung (Uebung) 
die Konzentrationsfähigkeit, das Gedächtnis®), moralische Momente 
wie Lerneifer, Pilichtgefühl u. dgl. und schließlich Willensmomente, 
wobei dıe moralischen und die Willensmomente als verwandt zu be- 
trachten sind. Während die vorher aufgezählten Momente die positive 
Aufnahmedisposition vergrößern, wirken die moralischen und Willens- 
momente der Ermüdung entgegen. 

Auf somatische Momente, die Nahrungsaufnahme u. dgl. 
ist natürlich sorgfältig Rücksicht zu nehmen; werden sie nämlich 
nicht beachtet, so können sie Irrtümer bei dem eigentlichen Unter- 
suchungsgegenstand hervorrufen, während sie sonst unter Umständen 
interessante und wichtige Nebenresultate ergeben können. 

Die Ermüdung, die hervorgerufen wird durch die Berufsarbeit 
und ihre Nebenumstände, beeinflußt sämtliche anderen Faktoren. 
Methodisch ist hierbei zu prüfen, ob eine etwaige ungleichartige Beein- 
flussung der einzelnen Momente das Gesamtbild verschieben kann. 
Es ist ja z. B. sehr wohl denkbar, daß die moralischen Faktoren an- 
ders beeinflußt werden als die anderen °). Die Frage beantwortet sich 
dahin, daß innerhalb gewisser Grenzen, also bei einer Arbeit, die den 
Menschen nicht vollständig aufbraucht, das Gesamtbild nicht davon 
tangiert wird, daß also die an sich wohl überhaupt kaum lösbare Auf- 
gabe, die verschiedenen Einflüsse der Ermüdung auf die einzelnen 
Momente der Aufnahmefähigkeit zu bestimmen, für unser Problem 
nicht von unmittelbarer Wichtigkeit ist. Allerdings könnte die Er- 
müdung an sich ein guter Maßstab sein, da sie ja alle Faktoren der 
Aufnahmefähigkeit tangiert, aber unser Interesse richtet sich ja gar 
nicht auf den Grad der Ermüdung, sondern auf die restliche Leistungs- 
fähigkeit. Nicht wie müde der Arbeiter ist, hat für uns Bedeutung, 
sondern was er noch schaffen kann. Dieser Rest an Leistungsfähig- 
keit, in diesem Fall an Auinahmefähigkeit, wird aber bestimmt durch 
das Zusammenwirken beider Gruppen von Momenten, nämlich der 
Ermüdung und den [entgegenwirkenden] moralischen Qualitäten 
der Versuchsperson. Kann man die Wirkungen der einzelnen Ursachen 
nicht scheiden oder die Wirkung der einen, in unserem Falle der 
Willensmomente, nicht als subjektiv konstant ansehen — das ist 


8) Intelligenz und Gedächtnis stehen hier in enger Wechselbeziehung. 

°) Es ist sogar wahrscheinlich, daß sich zwei große Gruppentypen bilden 
würden: Personen, bei denen erst die physischen und intellektuellen Fähig- 
keiten erschöpft werden und dann erst die Willensmomente und solche mit 
dem umgekehrten Verlauf. 
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aber nur möglich, wenn man die größtmögliche Willensanspannung 
als vorhanden annehmen darf — so ergibt sich die Aufgabe, eine Ver- 
suchsanordnung zu finden, die den Einfluß der beiden Gruppen von 
Momenten in seiner Gesamtheit erfaßt. 


2. Kritik üblicher Methoden. 


Die exakte experimentelle Untersuchung psychischer Vorgänge 
und Zustände erfolgt im allgemeinen auf zwei verschiedenen Wegen. 
Hat man etwa festgestellt, daß für eine psychische Erscheinung sich 
analytisch mehrere verschiedene Momente als maßgebend erweisen, 
so strebt man durch Untersuchung der Veränderung eines jeden ein- 
zelnen Momentes und durch nachherige Berücksichtigung sämtlicher 
Einzeluntersuchungen zu einem richtigen Gesamtbild zu gelangen. 
Es erübrigt sich, für die Zwecke dieser Arbeit auf eine Diskussion 
der hierfür notwendigen Einzeluntersuchungen und ihrer Methoden 
einzugehen, sobald die generelle Unbrauchbarkeit dieses Weges fest- 
gestellt ist. 

Hierfür genügen allein schon zwei spezielle Gesichtspunkte: ein- 
mal ist es vorläufig unmöglich, irgendwie der Beeinflussung der Wil- 
lensmomente durch vorausgegangene Arbeitsleistung experimentell 
nahezukommen. Es würden also bei einer Untersuchung der einzelnen 
Momente die der Ermüdung entgegenwirkenden moralischen Faktoren 
bei der Untersuchung unberücksichtigt bleiben und das Bild würde 
falsch werden. Dann aber würde eine derartige Feststellung der Be- 
einflussung der einzelnen Komponenten der Aufnahmefähigkeit — 
ganz abgesehen von der Schwierigkeit, für jedes Einzelmoment einen 
Normalzustand zu definieren, auf den die Veränderung zu beziehen 
wäre — als Gesamtergebnis immer nur ein Bild von der Ermüdung, 
nicht aber von der restierenden Leistungsfähigkeit geben. 

Grundsätzlich ist dieser Weg aber ebenfalls zu verwerfen. Denn 
wenn man auch durch die Analyse finden kann, welche Komponenten 
dıe Aufnahmefähigkeit bestimmen, so sagt die Analyse doch nichts 
aus über die Relationen, die zwischen diesen Komponenten bestehen, 
welcher Anteil an der Gesamterscheinung jedem einzelnen Momente 
zukommt und ob nicht die Ermüdung in ganz verschiedener Weise 
einwirkt. Ebensowenig wird etwas darüber bestimmt, ob nicht auch 
auf rein psychischem Gebiet, ähnlich wie für eine bestimmte Leistung 
verschiedene Muskelgruppen gewissermaßen sich vertreten können 
(Uebung), ein Ersatz eines Faktors durch einen andern bis zu einem 
gewissen Grade möglich ist. Naheliegend ist es sicherlich, zu ver- 
muten, daß z. B. Konzentrationsfähigkeit und Gedächtnis sich in 
gewissen Grenzen vertreten können. Eine Kenntnis der Relationen 
zwischen den einzelnen Momenten der Aufnahmelfähigrkeit ist aber 
schon deswegen unumgänglich nötig, weil es ja doch ein Grund- 
prinzip jeglichen Naturgeschehens ist, daB eine Superposition von 
Kräften (Fähigkeiten) niemals einer einfachen Addition entspricht. 

Der zweite Weg zur Messung der komplizierteren psvchischen 
Fähigkeiten oder Erscheinungen sucht sie in ihrer Gesamtheit zu er- 
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fassen, indem er irgend ein Moment der Gesamterscheinung bestimmt, 
und dieses dem ganzen Erscheinungskomplex proportional setzt; 
in unserem Fall würde also irgend eine bestimmte Fähigkeit gemessen 
werden an Stelle der gesamten Aufnahmefähigkeit. Die Wesensart 
der Antwort würde also durchaus dem Charakter der Fragestellung 
entsprechen. Eine Veränderung nicht der Leistung, sondern der Lei- 
stungsfähigkeit laßt sich nach dieser Methode natürlich nur 
dann konstatieren, wenn die Versuchsperson beim Experiment auch 
tatsächlich alles das leistet, dessen sie überhaupt noch fähig ist, wenn 
sie nichts zurückhält. Mit andern Worten: derartige Versuche müssen 
nach dem Prinzip der maximalen Leistung ausgeführt werden. 

Die praktische Schwierigkeit dieses Versuchsprinzips ist jedoch 
sehr groß. Sehr leicht wird die Versuchsperson, von der ja verlangt wird, 
daß sie alle Kräfte verausgabt, während des Versuches selbst unlustig 
oder ermüdet, so daß ein Resultat entsteht, das nicht der Fragestellung 
entspricht, sondern das durch Nebenreaktionen entstellt wird, die erst 
während des Versuches eintreten. Außerordentlich leicht ıst der 
Experimentator bewußten oder halbbewußten Täuschungen durch dıe 
Versuchspersonen ausgesetzt, die den Versuch sehr leicht als »unnötige 
Anstrengung« empfinden. Teberdies fehlt auch noch jede Möglichkeit 
der Kontrolle, ob die aufgeführte Leistung wirklich die maximale ist, 
die unter den gegebenen Bedingungen möglich ist. 

Welche Testobjekte werden nun als Maßstab der Gesamterschei- 
nung angewendet ? Es können willkürlich gewählte oder wirklich für 
eine Erscheinung maßgebende Momente sein. Als willkürlich ge- 
wähltes MaB der noch vorhandenen geistigen Fähigkeiten würde be- 
sonders nahe liegen — und wurde für unser Problem auch tatsächlich 
vorgeschlagen — eine Messung der Rechenfähigkeit; natürlich unter 
der allgemeinen Voraussetzung, daß alle Versuchsleistungen ma- 
xımale sind. 

Wurde eben die praktische Schwierigkeit solcher Maximalversuche 
und die Fülle ihrer Fehlerquellen konstatiert, so muß jetzt auch nach 
der inhaltlich-sachlichen Richtigkeit solcher Versuche gefragt werden. 
Hier muß die Möglichkeit verneint werden, eine ganz spezifische Fä- 
higkeit, wie die Rechenfähigkeit, als Maßstab einer so allgemeinen 
und komplizierten Eigenschaft wie der Aufnahmefähigkeit zu be- 
nutzen. Die Analyse des Begriffes der Aufnahmefähigkeit hatte au- 
Berdem ergeben, daB es nicht im Wesen des Begriffes liegt, daB eine 
»produktive Weıiterverarbeitung«e des Aufgenommenen stattfindet. 
Bei einer Rechenaufgabe ist das zu Verstehende, das Aufzunehmende, 
offenbar die Aufgabe selbst; die Lösung der Aufgabe entspricht je- 
doch bereits einem »Weiterverarbeiten des Aufgenommenen«, ist 
also mehr als bloß rezeptiv. Dagegen kommt die für unser Problem 
besonders wichtige Fähigkeit, Aufgenommenes durch Assoziationen 
im eigenen »geistigen Bestande« zu verankern, bei Rechentests natur- 
gemäß nur wenig oder gar nicht zur Geltung. 

Ueberdies kann man den üblichen Rechentests nicht skeptisch 
genug gegenüberstehen. Sie führen ganz generell und nicht nur bei 
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dieser speziellen Problemstellung außerordentlich leicht zu falschen 
Resultaten. Einmal, weil bei ihnen (zumal sie doch unter dem Prinzip 
der maximalen Leistung stehen müssen) besonders leicht Täuschun- 
gen von seiten der Versuchspersonen vorkommen (Unwilligkeit, 
Ermüdung durch den Versuch selbst). Vor allem aber liefern sie falsche 
Ergebnisse, weil sie immer entweder zu schwer oder zu leicht sind. 

Jegliche Rechentests, die unter dem Prinzip der maximalen 
Leistung zustande kommen, werden sich als Messung der Rechen- 
geschwindigkeit oder der Beziehung von Richtigkeit und Schnellig- 
keit darstellen. Sind die Rechenexempel einfach, sind es besonders 
Additionen, so werden sie vielfach durch Schätzung und Gefühl ge- 
löst, werden stark mechanisiert und unterliegen wie alle mechani- 
schen Funktionen der Wirkung der Uebung. Sind sie schwerer, neh- 
men sie insbesondere die Form eingekleideter Gleichungen an, so 
beanspruchen sie die individuelle Rechenbegabung in so verschieden 
starkem Maße, daß sie nicht mehr für allgemeinere geistige Fähigkeiten 
als Maßstab dienen können. Ferner sind derartige Rechenproben 
für den Arbeiter ungewohnte Dinge; es muß daher der Unterschied in 
der geistigen Veranlagung und Vorbildung der einzelnen Versuchsperso- 
nen sich besonders scharf und das Bild verfälschend bemerkbar machen. 

Ein letzter Weg, die Messung eines einzelnen Momentes der Mes- 
sung des Gesamtkomplexes der Erscheinung proportional zu setzen, 
würde es sein, an Stelle eines willkürlich gewählten Testobjektes (wie 
z. B. der Rechengeschwindigkeit) einen entscheidenden Faktor der 
Aufnahmefähigkeit zu setzen. Auch dieser Weg ist ungangbar, denn 
es wurde oben festgestellt, daß die Relationen zwischen den einzelnen 
Momenten, die die Aufnahmefähigkeit bestimmen, nicht zu erfassen 
sind. Der einzige alle diese Momente beeinflussende Faktor, die Er- 
müdung, ist, wie ausgeführt, für unsere Fragestellung zunächst wenig 
nützlich. Außerdem ist eben die »geistige Ermüdung« ein nicht we- 
niger komplizierter Begriff wie die geistige Aufnahmefähigkeit. 

Es bleibt also nach diesen kritischen Betrachtungen nichts anderes 
übrig, als eine besondere Versuchsanordnung zur Bestimmung der 
Aufnahmefähigkeit zu entwerfen und zwar eine Anordnung, die die 
Aufnahmefähigkeit nicht ın ıhren einzelnen Komponenten, sondern 
in ihrer Gesamtheit erfaßt. 


3. Die Versuchsordnung, Ausschaltung der Fehlerquellen. 


Es wurde als wesentlich für den Begriff der Aufnahmefähigkeit 
angegeben, daB etwas Ausgenommenes durch Verknüpfung mit an- 
deren Assoziationen im »geistigen Bestande« der Versuchsperson ver- 
ankert wird. Unwesentlich sollte die Weiterverarbeitung zu neuen 
Assoziationen sein; es sollte also von Wichtigkeit für die Untersu- 
chung nicht die produktive, sondern lediglich die rezeptive Seite der 
geistigen Fähigkeiten sein 3%). Dazu kam als selbstverständliche Vor- 
aussetzung das »Verstehen« des Aufgenommenen. 





10) Selbstverständlich werden bei jeder Aufnahme auch neue Assoziationen 
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Diesem Wesen des Begriffes entspricht es nun am besten, wenn 
man den Versuchspersonen zusammenhängende, einen Sinn erge- 
bende (im Gegensatz zu Methoden der Gedächtnisprüfung) Gedanken- 
gänge vorbringt. Diese müssen eine Reihe von Daten, Namen oder 
sonstwie punktweise zählbaren Angaben enthalten. Diese Inhalte 
haben die Versuchspersonen in sich aufzunehmen und später wieder- 
zugeben, wobei die richtig wiedergegebenen Punkte gezählt werden. 

Es ist nun im einzelnen nachzuweisen, daß diese Art Aufgaben 
ein Maßstab für die Aufnahmefähigkeit sein kann. 

Zunächst sind die einzelnen Punkte dieser zusammenhängenden 
Inhalte, mögen sie nun Namen oder Daten irgendwelcher Art sein, 
unter sich durch Assoziationen verknüpft, die den Versuchspersonen 
(im Gegensatz zu Methoden der Intelligenzprüfung) bereits fertig gege- 
ben werden. Diese Erzählungen wenden sich, da sie ja durch ihren Zu- 
sammenhang, d. h. durch ihre bereits fertig gegebenen Assoziationen ge- 
wissermaßen einen »inneren Halt« haben, nicht direkt an die produktive 
Seite der geistigen Fähigkeiten, um im Gedächtnis zu bleiben. Sie er- 
fordern nıcht das Suchen nach neuen Assoziationen, wie das etwa bei 
der Intelligenzprüfung der Fall ist. Natürlich müssen die bestehenden 
Zusammenhänge erst verstanden werden. Die Erzählung wendet sich 
also vorwiegend an die rezeptive Seite. Die Zahl der später richtig 
wiedergegebenen Punkte wird bestimmt durch Gedächtnis und Er- 
innerungsvermögen, ferner durch die Intelligenz. Beide Momente äu- 
Bern sich darin, daß der neue Komplex von Assoziationen mit bereits 
bestehenden verknüpft wird. Dies geschieht aber in diesem Falle 
ungewollt und ungesucht. Je größer die Konzentration und je stärker 
die beiden eben genannten Momente sind, desto mehr Verknüpfungen 
mit bestehenden Assoziationen werden sich von selbst bilden, um so 
fester und sicherer wird das Pensum aufgenommen, um so richtiger 
wiedergegeben werden können. Die Ermüdung wirkt allen diesen 
Momenten entgegen, sucht sie zu verringern, während wiederum die 
moralischen und Willensfaktoren die Konzentrationsfähigkeit und die 
»Spannkraft des Geistes«, d. h. die Intensität der eben aufgeführten 
rezeptiven Fähigkeiten verstärken. 

Die Aufnahme dieser einen zusammenhängenden Sinn ergeben- 
den Erzählungen und Gedankengänge wird also vollständig von den 
gleichen Momenten bestimmt, wie sie vorher bei der Analyse des 
Begriffes »Aufnahmefähigkeit« als maßgebend und charakteristisch 
aufgeführt wurden. Die Ermüdung beeinflußt hier ebenfalls sämt- 
liche anderen Faktoren. Es wurde aber bei der Analyse des Begriifes 
bereits festgestellt, daß es für das vorliegende Problem nicht in Be- 
tracht kommt, ob die einzelnen Komponenten von der Ermüdung ın 
gleicher Weise betroffen werden. Also gibt die Wiedergabe aufge- 
nommener Assoziationskomplexe einen Maßstab ab für die Aufnahme- 
intensität und im Verlaufe mehrerer Messungen für die Aufnahmefä- 


entstehen; es ist aber cin Unterschied, ob diese bewußt gesucht werden oder 
nicht. 
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higkeit; und zwar nicht für ihre einzelnen Momente, sondern für die 
Gesamterscheinung. 

Werden solche Versuche nach verschieden langer Arbeitszeit aus- 
geführt, so ergibt sich daraus — sonstige Vergleichbarkeit voraus- 
gesetzt — die Veränderung der Aufnahmefähigkeit mit der Arbeits- 
zeit. 

Nun sind hier allerdings noch wichtige Kriterien anzufügen. 

Zunächst in bezug auf die Uebungserscheinungen. Diese sind in 
mehrfacher Hinsicht zu berücksichtigen. 

Es ergibt sich die Frage: wird der Arbeiter etwa ähnlich wie bei 
den Rechentests während des Versuches selbst geübt, so daß die 
Wirkung der Uebung den reinen Ausdruck seiner normalen Auf- 
nahmefähigkeit verdeckt? Die Frage ist zu verneinen, denn einmal! 
kann das Aufnehmen und Wiedergeben von sinngemäßen Gedanken- 
inhalten nicht mechanisiert werden; dann genügen auch die wenigen 
notwendigen Versuche, die sich über eine relativ lange Zeit verteilen, 
nicht, ihn über seine gewöhnlichen Fähigkeiten hinaus zu schulen. 
Zudem wird der Assoziationskomplex eines jeden Versuches (mit 
derselben Versuchsperson) einen anderen Inhalt haben, wobei aller- 
dings zu beachten sein wird, ob die verschiedenen Inhalte als »gleich- 
artig oder gleichwertig« zu betrachten sind. Die Versuche, die je- 
weils nur wenige Minuten in Anspruch nehmen, müssen während 
der Arbeitszeit angestellt werden und zwar beispielsweise um 7, 
um 8, um 9, um II, um 2, um 5 Uhr und eventuell noch später. Die 
Wiedergabe hat je nach dem speziellen Versuchsplan — methodisch 
ist das unerheblich — kurz nach der Aufnahme oder nach einer gewis- 
sen Zeit zu erfolgen. Ist die Zwischenzeit allerdings erheblich lang, so 
müssen die Zwischenerlebnisse berücksichtigt werden. Die Versuche 
selbst müßten natürlich an verschiedenen, allerdings nach Witte- 
rung und Arbeitsmenge möglichst ähnlichen Tagen ausgeführt werden. 
Die Wochenkurven der Arbeit sind also zu berücksichtigen; am besten 
dürften mittlere Jahreszeiten geeignet sein. Der Arbeiter wird bei 
jedem Versuch aus seiner gewohnten Tätigkeit herausgerissen. Er muß 
sich zum Versuche »neu einstellen« und so wird auch dadurch eine 
Uebung durch den Versuch selbst ausgeschaltet. 

Eine andere Frage ist die: ob der Arbeiter, der bereits 5 Stunden 
Berufsarbeit geleistet hat, sich nicht schwerer neu einstellt, als etwa 
der, der nur drei Stunden tätig war. (Während die tatsächliche Auf- 
nahmefähigkeit also nicht geändert zu sein braucht, kann die Ge- 
schwindigkeit der Neueinstellung wohl durch die Arbeitszeit beeinflußt 
sein.) Diese Frage wird durch später noch zu behandelnde Korrek- 
turen der Versuchsanordnung ausgeschaltet. 

Welcher Art sind nun die vorzubringenden Assoziationskomplexe ? 
Ein wichtiges Erfordernis ist zunächst, daß sie inhaltlich möglichst 
neutral und farblos sind, damit sie nicht an besondere Interessen ap- 
pellieren, sondern möglichst wenig interessebetont sind. Sie müssen 
ferner ihrem Inhalt nach eine Punktzählung — Namen, Daten usw. — 
ermöglichen. Weiterhin ist unbedingt erforderlich, daß sie sich mit 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 3. 58 


VEEE S EE NA E E SEHE SESFEFREOREH BEI IB, VFEFEREBERN E E A EEE 


896 Wilhelm Kochmann, 


ganz alltäglichen Inhalten befassen, damit alle Versuchspersonen, trotz 
sonstiger Verschiedenheit, diesen Inhalten gegenüber möglichst als 
gleich »geübt« zu betrachten sind. Für solche Komplexe eignen sich 
besonders gleichgültige Zeitungsnotizen, Gewerkschaftsberichte, histo- 
rische Anekdoten, geographische Aufzählungen usw.; wenigstens 
habe ich beim Unterrichten von Arbeitern gerade derartige Erzäh- 
lungen für ähnliche Zwecke als besonders günstig ermittelt. (Scherz- 
fragen führen leicht zu einer irreführenden Interessenbetonung). Der 
Arbeiter fühlt sich dabei auch nicht so sehr als »geplagte« Versuchs- 
person und gewinnt leichter Verständnis und mithin guten Willen für 
den Zweck solcher Versuche. 

Eine wichtige Frage ist die, ob solche Erzählungen verschiedenen 
Inhaltes als gleichwertig anzusehen sind, so daß verschiedene Versuche 
miteinander verglichen werden können. Im allgemeinen sind nun für 
den Psychologen verschiedene Inhalte nicht als gleichwertig zu be- 
trachten, doch kann man durch geschickte Auswahl doch die Un- 
gleichwertigkeit auf ein erträgliches Maß reduzieren, indem man bei- 
spielsweise Namen und Daten, die Satz- oder Wortstellung usw. 
Punkt um Punkt verändert, so daß eine Parallelität, eine Gleichartig- 
keit, aber keine Identität (also auch keine Uebung bei der Versuchs- 
person) bestehen kann. Auch muß man berücksichtigen, daß für 
unsere volkswirtschaftlichen und soziologischen Zwecke eine In- 
haltsverschiedenheit und Ungleichwertigkeit, die für experimental- 
psychologische Zwecke unzulässig wäre, noch durchaus angängig ist. 

Von großem Interesse müßte es auch sein, dieselben Versuchs- 
reihen zu verschiedenen Zeiten mit Inhalten von veränderter Schwie- 
rigkeit und Kompliziertheit zu wiederholen. 

Da nun der Einfluß der Arbeits zeit isoliert werden soll, müssen 
eine Reihe weiterer Komponenten ausgeschaltet werden. Dies sind 
zunächst einmal gewisse persönliche Qualitäten. Solche sind die indi- 
viduell größere oder geringere Begabung und Lernfähigkeit, die schnel- 
lere oder langsamere Einstellung auf die neue geistige Tätigkeit nach 
dem Herausreißen aus der Berufsarbeit. Diese Faktoren, die den 
reinen Einfluß der Arbeitszeit verschleiern, werden ausgeschaltet, in- 
dem man die Versuchspersonen ihr Pensum solange lernen läßt, bis 
sie selber glauben, es zu beherrschen. Will man das nicht tun, so muß 
man jedenfalls eine reichliche Zeit zur Einprägung lassen, Unter- 
schiede in der Tagesdisposition, in Begabung und Lernfähigkeit, ın 
der Einstellungsgeschwindigkeit sowie in etwaiger Interessebetonung 
in den Inhalten werden schon teils hierdurch, teils durch eine genügend 
große Anzahl von Versuchen kompensiert. 

Werden so die individuellen Verschiedenheiten der Versuchsper- 
sonen ausgeschaltet, so ist die Wiedergabe offenbar nur noch ab- 
hängig von der Intensität der Einprägung. Die Intensität jedoch, 
oder, wenn man so will, die »geistige Spannkraft« hängt nunmehr 
lediglich noch ab von dem Grade der Ermüdung, die zu verschiedenen 
Zeiten der Arbeit ermittelt wird; allenfalls könnte sie noch aufgefaßt 
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werden als abhängig von einer Resultante aus Ermüdung und morali- 
schen Gegenimpulsen. 

Die Versuche selber nehmen nur eine ziemlich kurze Zeit in An- 
spruch, so daß eine Ermüdung durch den Versuch selbst nicht ein- 
tritt. 

Interessant ist es, dabei gleichzeitig zu beobachten, wieviel Zeit 
die Versuchspersonen brauchen, bis sie glauben, ihre Pensa aufge- 
nommen zu haben. Diese Aufnahmezeit kann für ganze Berufs- 
schichten generell verschieden sein und stellt jedenfalls für die Ver- 
suche eine nützliche Art von »Rückkontrolle« dar. Tatsächlich an- 
gestellte Vorversuche scheinen diese generelle Verschiedenheit der Auf- 
nahmezeit sowie die Verschiedenheiten ausgleichende Wirkung belie- 
biger Lernzeiten zu bestätigen. 

Ein wichtiger Gesichtspunkt ist noch zur Korrektur der Versuchs- 
anordnung zu berücksichtigen. 

Wir erkennen die Aufnahmefähigkeit aus der Wiedergabe eines 
Pensums. Diese Wiedergabefähigkeit ist selbst wieder beeinflußt durch 
die Ermüdung, durch Uebung, Ausdrucksfähigkeit, Schüchtern- 
heit usw. Auch hier wird man von einer typischen Wiedergabefähig- 
keit einer Klasse und einer individuellen sprechen können. Diese 
Wiedergabefähigkeit kann nun durch die Ermüdung und durch andere 
Faktoren in ganz anderer Weise beeinflußt sein wie die Aufnahme- 
fähigkeit. Da wir die Aufnahmefähigkeit nur aus der Wiedergabe 
erkennen können, muß diese Quelle der Unsicherheit ausgeschaltet 
werden. Das geschieht dadurch, daß man die Versuchspersonen 
in reichlicher Zeit und unter Nachhilfe im Ausdruck geschickt 
oder ungeschickt ihr Pensum sagen oder schreiben läßt und so alles 
aus ihnen herausholt, was sie überhaupt noch wissen, wobei die Aus- 
drucksschwierigkeiten, die ja für die Aufnahmefähigkeit ohne Interesse 
sind, durch vorsichtige Nachhilfe erleichtert werden. Dabei dürfen 
selbstverständlich Suggestivfragen nicht gebraucht werden. So lassen 
sich die Schwierigkeiten der Wiedergabe ausschalten und man kommt 
wieder zu dem obigen Schluß zurück, daß der Umfang des Wieder- 
gegebenen nun lediglich abhängt von der Intensität der Einprägung, 
d. h. von der Ermüdung bei der Aufnahme. 

Voraussetzung dieser Versuchsanordnung ist die erlaubte An- 
nahme einer gleichen subjektiven Aufnahmewilligkeit aller Versuchs- 
personen. 

Erfahrungsgemäß werden Versuche dieser Art vom Arbeiter nicht 
ebenso als zwecklose Anstrengung empfunden wie etwa die Rechen- 
versuche. Es kommt hier überhaupt nirgends eine »AÄnstrengung« 
heraus, obwohl doch auch hier das Maxımum des Aufgenommenen 
aus den Versuchspersonen herausgeholt wird, da nırgends ein 
Maximum der Geschwindigkeit für einen Vorgang ver- 
langt wird; das ist um so wichtiger als es ja für die diesen ganzen Unter- 
suchungen zugrunde liegenden (ökonomischen) Probleme praktisch auch 
nie auf größtmögliche Geschwindigkeit ankommt. Es entfällt mit dem 
Ausbleiben einer »Anstrengung« aber auch die bewußte oder halbbe- 
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wußte Tendenz der Versuchspersonen, den Experimentator zu täuschen. 
Durch die hier im Prinzip angegebene Art des Testobjekts sowie durch 
die Art und Weise der Aufnahme und der Wiedergabe sind aus der 
Untersuchung die Fehlerquellen ausgeschaltet. Die so gewonnenen 
Resultate erfassen exakt die Abhängigkeit der Aufnahmefähigkeit 
von der Arbeitszeit, und zwar der Aufnahmefähigkeit in der Totalıtät 
ihrer Erscheinung ohne Berücksichtigung ihrer Komponenten. Er- 
forderlich ist allerdings noch, daß eine genügend große Anzahl von 
Versuchen sich über die Arbeitszeit verteilt, damit auch wirklich die 
ganze Kurve des Abfalls der Aufnahmefähigkeit und nicht bloß ein 
kleiner Teil davon feststeht. Aber für alle diese Versuche gilt bisher 
immer noch die Voraussetzung, daß die Versuchspersonen und die 
Bedingungen, unter denen sie stehen, vergleichbar sind. Das einzelne 
Versuchsresultat ist nach der obigen Methode einwandfrei, aber für 
seine Verallgemeinerung, für den Massenversuch besteht immer noch 
die Unvergleichbarkeit des Menschenmaterials, wie sie bei der Aus- 
einandersetzung zwischen exaktem Einzelversuch und Massenversuch 
und in dem Abschnitt über die Versuchspersonen (II. A., 2 u. 3) fest- 
gestellt wurde. Es ist also noch nötig, zu der Methode der eigent- 
lichen Versuche eine Methode hinzuzufügen, die es gestattet, ungleich- 
artige Versuchspersonen als vergleichbar anzusehen. 


4. Gruppierung der Versuchspersonen ; die Vergleichbarmachung 
Ungleichartiger. 

Die Verschiedenheit der persönlichen und der äußeren Bedingungen 
bei den einzelnen Versuchspersonen und zwischen ganzen Schichten 
der Arbeiterschaft können auf zwei Wegen aus den Versuchen eli- 
miniert werden. Der eine, übliche Weg, sucht die Verschiedenheit 
durch Fragebogen zu erfassen und zu berücksichtigen ; der andere Weg, 
den ich im folgenden vorschlage, löst den Massenversuch in eine An- 
zahl von Versuchsserien von unter sich vergleichbaren Personen aui 
und schafft eine Basis, auf der die in sich exakten und richtigen Durch- 
schnittsresultate einer jeden Serie mit denen einer jeden anderen 
verglichen werden können. 

Es ist nun nötig, den ersten Weg, der die Verschiedenheiten durch 
Fragebogen (also ganz und gar subjektiv) erfassen und berücksichtigen 
will, zu kritisieren. Er erscheint zwecklos und aussichtslos, denn es 
ist gar nicht einzusehen, wie auf diese Weise die immensen Verschie- 
denheiten sollten erfaßt werden können. Auch fehlt natürlich jeder 
objektive Maßstab, an dem diese Verschiedenheiten gemessen werden 
könnten. Wie z. B. willman Unterschiede der Vorbildung — und auch 
das Leben selbst vergrößert den Schulsack gewaltig — oder Unter- 
schiede der moralischen Qualitäten messen, wie zum Ausdruck brin- 
gen; wie die aufgewendete Arbeitsenergie, Arbeitsintensität und 
-Quantum etwa bei einem Metalldreher und einem Bäcker vergleichen? 
Man muß hier immer zu subjektiven und unverbindlichen Schätzun- 
gen kommen, ob nun der befragte Arbeiter selbst seine Tätigkeit ab- 
schätzt (indem er sie etwa als schwer, besonders schwer usw. bezeich- 
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net), oder ob es der Experimentator für ihn tut; und er tut es be- 
reits, wenn er Fragebogen als zusammengehörig gruppiert. Der Wert 
einer solchen Schätzung wird immer nur von der persönlichen Ge- 
schicklichkeit und Lebenserfahrung des Schätzenden abhängen. Aber 
gerade das ist das Kriterium einer wissenschaftlichen Methodik, daß 
sie völlig unabhängig von der Person des Forschers zum Ziele führen 
muß. Dies trifft aber sicher nicht zu auf die für Massenversuche 
und Untersuchungen ganz allgemein übliche Methode, Unterschiede 
so mit Fragebogen subjektiv abzuschätzen und nachher zu berück- 
sichtigen — was übrigens auch wieder völlig willkürlich geschehen 
muß (die Berücksichtigung nämlich). 

Demgegenüber ist der einzig mögliche Weg der, die Masse der 
Versuchspersonen in Serien von unter sich vergleichbaren Personen 
aufzulösen, derart, daß für die Zusammenfassung zu einer Serie sich 
die Gruppierungsgründe gewissermaßen automatisch und nach natür- 
lichem System ergeben. Jede Serie mag etwa sechs bis zehn Personen 
umfassen. 

Die Untersuchung würde an den einzelnen Arbeitsstätten statt- 
zufinden haben. Ein Beispiel mag die Methode gleich illustrieren. 

In einer großen Maschinenfabrik mögen 100 Modelltischler, 100 
Monteure, 100 Schlosser und Ioo Former arbeiten. Im allgemeinen 
geschieht das ja für jede Berufsgruppe in denselben Räumen, an den- 
selben Maschinen, unter gleichen hygienischen Bedingungen, mit an- 
nähernd derselben Arbeitsintensität. Man kann nun annehmen, daß 
die Angehörigen einer jeden solchen Berufsgruppe unter sich unter 
ziemlich gleichen äußeren Arbeitsbedingungen stehen. Auch ihrer 
persönlichen Qualität und ihren Lebensschicksalen nach darf man 
im großen und ganzen eine jede solche Gruppe als gleichartig an- 
nehmen. Nun sucht man aus dieser an sich schon nahezu vergleich- 
baren Gruppe eine Serie von etwa 6 bis Io Leuten heraus; einige 
leicht zu machende und leicht zu beantwortende Fragen über Familien- 
stand, Abstammung, Alter usw. sowie ein Vergleich der Arbeitsintensi- 
taten durch Einsicht in die Lohnbücher ermöglicht es hier sehr leicht, 
eine solche kleine Serie wirklich unter sich vergleichbarer Leute heraus- 
zufinden. Mit diesen Serien — im obigen Beispiel wäre es je eine 
Serie für jede Berufsgruppe — nimmt man nun die Versuche vor. 
Man kann dabei die Arbeitsbedingungen der einzelnen Angehörigen 
jeder Serie hinsichtlich der Tagesarbeit und der Arbeit der vorausge- 
gangenen Tage als gleich ansehen; natürlich müssen die Versuchstage 
sorgfältig gewählt sein. 

Man erhält so einmal die Einzelresultate jeder Versuchsperson ; 
ferner erhält man den Durchschnitt jeder Serie, wodurch kleine, zu- 
fällige Unterschiede in Interessebetonung, Tagesdisposition usw. aus- 
geglichen werden. Der Seriendurchschnitt stellt also eine Art »tvpi- 
sches Resultat« dar. Diese Serientypen können an sich sehr wichtige 
Teilresultate von henristischem Werte bedeuten. Einzelne Resultate, 
die von dem Durchschnitt der Serie sehr stark abweichen, können 
berechtigterweise entfernt werden. Natürlich wird man auf diese 
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Weise möglichst viele Berufsklassen und innerhalb jedes Berufes 
möglichst viele Fälle (auch Altersklassen!) zu erfassen suchen. Die 
bisherigen orientierenden Vorversuche scheinen zu bestätigen, daß die 
Resultate innerhalb einer Serie vom jeweiligen Seriendurchschnitt 
nicht erheblich abzuweichen pflegen. 
Diesen durch sorgfältige Personenauswahl gebildeten Serien kön- 
nen nun auch noch Serien gegenübergestellt werden, die durch Zu- 
sammenfassung von Personen mit gleicher Leistung gebildet werden, 
so daß die Serienbildung also nach zwei Prinzipien, nach Person und 
Leistung, stattfindet. 
Es handelt sich nun darum, Serien verschieden gearteter Per- 
sonen zu vergleichen. Dies ist nur möglich, wenn man eine Normal- 
leistung finden kann, mit der diese verschiedenen Serienleistungen 
verglichen werden können. Offenbar muß dies aber eine relative 
Norm sein, sonst müßte man ja den verschiedenen Qualitätsgruppen 
verschieden schwere Aufgaben stellen, da einem gut Vorgebildeten 
naturgemäß cine Aufgabe leicht aufnehmbar erscheinen kann, die 
einem andern vielleicht schon sehr schwer erscheint. Wir hatten aber 
die Forderung aufgestellt, daß die Versuchspersonen dem Aufgaben- 
inhalt gegenüber möglichst gleich geübt sein sollen. Hätte man keine 
relative, jeder Qualitätsgruppe zugehörige Normalleistung, so würde 
man die Schwierigkeit der Aufgaben — wiederum schätzungsweise — 
so wählen müssen, daß die Aufgaben für jede Gruppe relativ gleich 
schwierig werden, da sonst eben die Unterschiede in der Persönlich- 
keitsqualität — und zwar diesmal der individuellen und der spezili- 
schen, der betreffenden Schicht oder Klasse zugehörigen — den rei- 
nen Einfluß der Arbeitszeit verschleiern würden. 
Aus diesen Gründen ist es nötig, für die Vergleichbarmachung 
der Serien cine relative Normalleistung aufzustellen. Diese 
Normalleistung soll aber ferner nicht willkürlich bestimmt sein — 
etwa so, daß man die richtige Wiedergabe von 75% der Punkte des 
Testobjektes als »normal« ansieht —, sondern die Normalleistung 
soll durch natürliche Umstände organisch definiert sein. Eine Messung 
der Aufnahmefähigkeit an einem arbeitslosen Tage ist hierfür nicht 
geeignet, aus theoretischen, vor allem aber aus praktischen Gründen. 
Auch Durchschnittsleistungen können nicht genommen werden, denn 
Durchschnitts- und Normalleistungen sind ihrem Wesen nach ganz 
verschieden, obwohl sie zahlenmäßig gleich oder ähnlich sein können. 
Im Durchschnittsresultat stecken sämtliche Fehler, die durch Unver- 
gleichbarkeit der Personen und äußere Umstände herbeigeführt wer- 
den; die Durchschnittsleistung gibt eben die reale, tatsächliche Lei- 
stung mit allen Nebeneinflüssen, nicht aber die mögliche Leistung. 
Eine relative Norm, die allen Anforderungen entspricht, läßt sıch 
finden — und dies ist das wesentliche Ergebnis dieser methodologischen 
Studie auf Grund folgender Ueberlegung. 

Der menschliche Organismus besitzt eine gewisse Elastizität; er 
kann ein gewisses MaB von Beanspruchung ertragen, ohne daß er da- 
durch merklich verändert wird. So kann auch ein gewisses 
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Maß von Arbeit geleistet werden, ehe sich eine Ermüdung geltend 
macht. Mit anderen Worten: jede Arbeitskurve, mag sie sonst aus- 
sehen wie sie will, zeigt irgendwo, zumeist in ihrem ersten Teil, eine 
Strecke konstanter oder nahezu konstanter Leistung, ehe der deutliche 
Abfall beginnt. Diese Leistung, dieeine gewisse Zeit 
hindurch gleichmäßig aufrechterhalten wer- 
den kann, nehmen wir als Normalleistung der 
betreffenden Qualitätsstufean; an dieser Nor- 
malleistung, die alle Anforderungen erfüllt, 
wird jede Aenderung gemessen. Eine solche »Normal- 
leistung« ist eben die, den äußeren und inneren Bedingungen der be- 
treffenden Serie, für die sie entstanden ist, zugehörige und adäquate 
Leistung, ist die für die gegebenen Bedingungen »mögliche« Leistung. 

Die prozentuarische Aenderung der jeweiligen »Normalleistung« 
wird nun eine einfache unbenannte Zahl und kann mit jeder anderen 
ohne weiteres verglichen werden, selbst wenn die Versuchspersonen, 
auf die sich die Zahlen beziehen, sonst als Menschen unvergleichbar 
sind. Aber, und hier beginnt bereits eine der wertvollen Nebenwir- 
kungen dieser Art von Normbestimmung, auch die Normalleistungen 
erscheinen nunmehr als unbenannte (oder als gleichnamige) Zahlen 
und werden miteinander vergleichbar; außerdem ergeben sich aus 
dieser Methode gleichzeitig noch eine Fülle wichtiger anderer Ge- 
sichtspunkte ganz automatisch. Ein fingiertes Beispiel mag 
das Prinzip verdeutlichen. 

Gemessen wird die Aufnahmefähigkeit von, sagen wir, vier Be- 
rufen: Feinmechanikern, Buchdruckern, Maurern und Bäckern. Die 
Normalleistungen sollen betragen für die 

Feinmechaniker Drucker Maurer Bäcker 

80 80 v0 40°, 
aller Punkte des Testobjekts. 

Die Leistung soll für dieselben betragen 


2 Fein- ’ 
nach x Stunden Arbeit Drucker Maurer Bäcker 
mechaniker 
zo so 40 30°53 
nach 2x Stunden Arbeit 60 zo 20 Zu, 


aller Punkte des Testobjekts. 

Man setzt zunächst einmal die erhaltenen Normalleistungen von 
80, 60 und 40°, mit je 100°, für die betreffende Quali- 
tätsschicht ein. Dann verlauten die Abfallkurven folgender- 
maßen !): 


Feinmechaniker Drucker Maurer Bäcker 
Ioo 100 100 100 
85 100 OG` 75 
75 85 33! 50 


11) Piese Zahlenverlialtnisse entsprechen annahernd den Resultaten von 
Vorversuchen; sie sind aber als Versuchsergebnisse vorlautig nur durch eine 
so kleine Zahl von Versuchspersonen bestätigt, daß sie hier nur als fiktive Illu- 


stration des Versuchsprinzipes gelten durten. 
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Was könnte man daraus ablesen ? 

Zunächst könnte man feststellen: bei den Mechanikern beträgt 
der Abfall innerhalb der bestimmten Zeiten 15 bis 25% der Normal- 
leistung, bei den Druckern o bis 10%, bei den Maurern 33,3 bis 66,6%, 
bei den Bäckern 25 bis 50%. Kann man auch die einzelnen Berufe 
nicht unmittelbar miteinander vergleichen, so sind diese prozentuellen 
Veränderungen einfach unbenannte Zahlen. Die Abnahmen der Aul- 
nahmefähigkeiten stehen im Verhältnis von 25: 15: 66,6: 50. 

Man kann ferner ablesen, daß Feinmechaniker und Drucker an- 
nähernd dieselben moralischen und geistigen Qualitäten (im weiteren 
Sinne des Wortes) und eine ziemlich gleichwertige Vorbildung haben 
dürften, denn ihre »Normalleistungen« (bezogen auf Aufnahmefähig- 
keit) sind gleich, nämlich 80% der Testpunkte. Man kann daraus 
folgern: die Qualitäten der Mechaniker, Drucker, Maurer und Bäcker 
verhalten sich wie ıhre Normalleistungen, also nach unserer Fiktion 
wie 8:8:6:4. (Selbst wenn dieser Schluß nicht in dieser Schroffheit 
zulässig sein sollte, so wäre er bei ungefährer Geltung immer noch von 
großem orientierendem Wert.) 

Weiter würde sich ergeben: die Abnahme der Leistungsfähigkeit 
ist beim Bäcker und Maurer gleichartig (im Verhältnis von 1:2); 
sie fällt beim Maurer im Verhältnis von 14:3, beim Bäcker im Ver- 
hältnis von 44: 2/,, ist aber absolut in ihrer Größe verschieden. Wenn 
also andere Einflüsse wie Ernährung, Alkohol usw. ausgeschlossen 
bzw. mit zulässiger Genauigkeit als gleich angesehen werden können, 
so würde sich daraus ergeben, daß, bei gleichem relativen Kräftever- 
brauch, die Anstrengung im Maurer- und Bäckergewerbe sich ver- 
halten wie 4:3. Beim Mechaniker ist der Abfall stetig und etwas 
schneller als beim Buchdrucker, bei dem die Normalleistung länger 
erhalten bleibt. Also steht die »Schwierigkeit und aufreibende Wir- 
kung« der Berufe wohl im Verhältnis der Abfallsgeschwindigkeiten. 

Man kann ferner in verschiedenen Landesteilen Betriebe aut- 
suchen, die nach Einrichtung, hygienischen Bedingungen usw. als 
gleichwertig zu betrachten sind; das wird insbesondere für sehr große 
und moderne Anlagen zutreffen. Der Techniker kann eine solche 
Gleichwertigkeit verhältnismäßig leicht feststellen, auch lassen sich 
aus der Gefahrenklasse und den Krankenkassen solcher Betriebe 
hierfür genug exakte Anhaltspunkte geben. Findet man dann bei- 
spielsweise in verschiedenen Landesteilen bei vergleichbaren Betrieben 
dieselbe Normalleistung der Arbeiter, so wird man sie annähernd 
als gleichqualifiziert und entsprechend vorgebildet betrachten können. 
Würden sich aber verschiedene Abfallsgeschwindigkeiten innerhalb 
gleicher Berufe und gleicher Qualitätsstufen ergeben, so könnten diese 
nur zurückzuführen sein auf klimatische Bedingungen, Lebenshaltung 
oder ungleiche Eignung dieser Bevölkerung für die betreffende Arbeit 
gemäß ihren Stammeseigentümlichkeiten; das wäre von größtem 
heuristischem Wert. 

Ebenso wäre eine innerhalb langer Zeiträume wieder aufgesuchte 
Normalleistung derselben Versuchspersonen von allergrößtem In- 
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teresse, z. B. für die Frage der »Abnutzung« des Menschen und für 
die Veränderung der Leistungsfähigkeit mit dem Alter. 

Derartige, für unsere soziale Struktur und für die Entlohnung 
der Arbeiter keineswegs gleichgültigen Hinweise erhält man sozu- 
sagen als Geschenk nebenbei, wenn man die im Voraufgegangenen 
ausgeführten Methoden der Versuchsanordnung und der Vergleichbar- 
machung ungleichärtiger auf Grund der »relativen, konstanten Nor- 
malleistung« anwendet. 

Praktisch ergänzend sei noch bemerkt, daß man natürlich zweck- 
mäßig bei der Vornahme der Serienversuche noch einige Notizen über 
Konjunktur, hygienische Bedingungen usw. des betreffenden Be- 
triebes hinzufügt. (Die Serienversuche selber summieren sich natür- 
lich zum Massenversuch.) 

Die Methode der Vergleichbarmachung disparater Vergleichsob- 
jekte auf der Basıs der relativen Norm der konstanten Leistung ist 
natürlich hier nur in ihren großen Umrissen ausgeführt und kann 
noch viel tiefer liegende Resultate liefern. 

So läßt sich natürlich statt der geistigen Leistungsfähigkeit auch 
eine physische Leistung, eine Organfunktion, eine Reaktion auf Reize 
irgendwelcher Art zugrunde legen und nach derselben Methode der 
relativen Norm und der konstanten Leistung auch der Verbrauch 
an Nerven- und physischen Kräften durch verschiedene Tätigkeiten 
vergleichen. 


5. Die allgemeine Anwendbarkeit der Methode der relativen Norm und der 
Konstanz der Leistung für ökonomische Zwecke. 


Die Kritik des üblichen Massenversuches war eine allgemein 
gültige, da sie sich nicht auf spezielle Aufgaben bezog, sondern metho- 
dologisch erfolgte. Die hier vorgeschlagene Ers:tzung des bisherigen 
kritiklosen Massenversuches durch den Serienversuch ist allgemeın 
gültig. Ebenso ist das Prinzip, jede Messung einer Zustandsänderung 
auf eine relative, natürlich gegebene Norm zu beziehen, die bestimmt 
wird durch eine konstante Leistung, allgemein anwendbar. Es ist 
nunmehr durch die hier entwickelte Methodik die Möglichkeit gegeben 
jeden Massenversuch mit der Exaktheit des wehlkontrollierten, isole- 
renden Einzelversuches zu kombinieren. Dies ıst der tragende Punkt 
dieser ganzen Untersuchung, demgegenüber es nicht viel verschlägt, 
falls der Fachmann gegen einzelne experimentalpsychologische De- 
duktionen Einwände erheben sollte. Kein Massenversuch und keine 
soziale Massenuntersuchung, die eine Zustandsänder ung messen wol- 
len und bei denen komplizierte Reaktionen in Frage kommen, wer- 
den Anspruch auf Beweiskraft haben, wenn sie nicht die Richtlinien 
dieser Methodik befolgen. Auch wenn eine solche Untersuchung 
nicht auf dem engeren Gebiete der Oekonomik liegt. 

Ein beliebiges Beispiel mag dies zeigen. Es mag sich beispiels- 
weise in einer überseeischen Kolonie darum handeln, etwa den Ein- 
fluß des Alkohols auf Neger, Kreolen, Chinesen und Europäer zu messen. 
Man wird fragen müssen: welche Momente können hier bestimmend 
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sein? Die Antwort muß lauten: individuelle Unterschiede, Rassen- 
unterschiede und zufällige Faktoren. Die Kompensation der letzteren 
macht den Massenversuch nötig. Man wird sich nun irgendeine ge- 
eignete Testarbeit, die natürlich veränderlich sein muß, aussuchen, 
eine Normalleistung für jeden Typ innerhalb einer jeden Rasse fest- 
stellen, z. B. die konstante Größe einer Empfindlichkeit gegen irgend 
einen Reiz. Auf diese Normalempfindlichkeit, die durch eine unbe- 
nannte Zahl wiedergegeben wird, können alle anderen Messungen be- 
zogen werden. Die verschiedenen Gruppen innerhalb jeder Rasse 
werden so hinsichtlich ihrer Normalleistung vergleichbar; vergleich- 
bar werden außerdem die verschiedenartigen Leistungsänderungen 
von Individuen resp. Serien, die bei derselben Normalleistung (also 
bei persönlicher Gleichartigkeit) verschiedenen Rassen angehören. 
Es würde also aus dem Versuchsresultat nunmehr der reine Einiluß 
der Rasse abrelesen werden können. 

Die Beispiele für die Anwendbarkeit und Fruchtbarkeit dieser 
exakten Form der Massenuntersuchung könnte noch ins Beliebige 
vermehrt werden. 

Selbst auf rein anorganische Dinge läßt sich die »Methode der 
Bestimmung einer relativen Normalleistung aus der Konstanz der 
Leistung« und daraus die Vergleichbarmachung von an sich Unver- 
gleichbarem anwenden. Z. B. sind zwei Fabriken derselben Branche 
an zwei verschiedenen Orten, mit verschiedenen Einrichtungen und 
Arbeitern, mit verschiedenen Ingenium der Leitung, in ihrer Leistungs- 
fähigkeit zunächst unvergleichhar. Denn eine Durchschnitts- 
leistung ergibt nur die tatsächliche Leistung, die übertrieben, un- 
rationell groß oder klein sein kann; über die mögliche und die 
den gegebenen Bedingungen adäquate Leistung 
sagt die Durchschnittsleistung, die man bisher festzustellen pflegte, 
jedoch gar nichts aus und oft genug wird gerade das Verhältnis 
der möglichen Normalleistung zur tatsäch 
lichen Durchschnittsleistung unser besonde 
res ökonomisches Interesse beanspruchen. 

Solche Vergleiche zwischen den einzelnen (streng genommen 
unvergleichbaren) Betrieben einer Industrie werden sogar direkt not- 
wendig sein, sobald man sich ein Bild von der Lage und Leistungs- 
fähigkeit der ganzen Industrie machen will. Auch hier wird man an- 
nehmen, daß ein gewisser Spielraum in der Leistungsfähigkeit jedes 
einzelnen Betriebes vorhanden ist, daß eine gewisse Menge von Ein- 
flüssen ertragen werden kann, ehe sie sich bemerkbar machen. Man 
wird also auch hier diejenige Leistung, die mit einer gewissen Kon- 
stanz innegechalten werden kann, als die für den Betrieb oder die 
ganze Industrie normale, als die seiner Konstitution (Maschinen- 
usw, Einrichtungen, Qualität der Arbeiter und der Leistung, Kapital 
usw.) zugehörige betrachten können. Man wird dann jede Lei- 
stungsveränderung — z. B. durch eine andere Leitung, einen anders 
geschulten Arbeiterstamm, durch Veränderung der Arbeitszeit oder 
durch andere soziale und hygienische Bestimmungen, durch einen 
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neuen Rohstoff usw. — auf diese Normalleistung eines jeden einzelnen 
Betriebes zurückführen können und mithin ein exaktes zahlenmäßiges 
Bild gewinnen, in welchem Verhältnis jeder einzelne Betrieb von der 
Veränderung betroffen wird. Wie entscheidend wichtig die einwand- 
freie Ermittlung solcher Verhältnisse aber für die Preisbewegungen, 
bei Kartellierungen und für die Gesetzgebung, etwa für die Zollgesetz- 
gebung und Besteuerung oder für soziale Maßnahmen, sein kann, 
das bedarf keiner weiteren Erörterung. 

So ergibt sich denn, daß die für die Untersuchung der Abhängig- 
keit der geistigen Aufnahmefähigkeit von der Arbeitszeit geschaf- 
fene »Methode der relativen und natürlichen Normalleistung und der 
Vergleichbarmachung von an sich zunächst Unvergleichartigem« einer 
weitergehenden Verallgemeinerung zugänglich und besonders auch für 
ökonomische Zwecke gut anwendbar ist. 


Der soziale Gedanke Kropotkins. 
Von 
LUIGI FABBRI. 


B 

Anfang Dezember 1912 haben die Freunde, die Glaubensgenossen 
und die Bewunderer Peter Kropotkins, des russischen Fürsten, der 
als Emigrierter in England wohnt, gelegentlich seines 70. Geburts- 
tages — er ist am 9. Dezember 1842 geboren — an verschiedenen 
Orten ihm zu Ehren Demonstrationen veranstaltet, die von neuem 
auf den Namen des bekannten Theoretikers des Anarchismus das In- 
teresse der sozialen Bewegung gelenkt haben. 

Es ist für jeden Soziologen und Sozialpolitiker interessant, die 
sozialen Gedanken des Mannes zu untersuchen, der in den letzten vier- 
zig Jahren den stärksten intellektuellen Anstoß für eine wesentliche 
Strömung des sozialistischen Gedankens gegeben hat: die freiheitliche 
und anarchistische Strömung. 

Auf den persönlichen Einfluß Kropotkins sind zum größten Teil 
die anarchistische Doktrin und Bewegung, die heute vom internatio- 
nalen Anarchismus allgemein akzeptierten Ideen und ihre Entwick- 
lung zurückzuführen; vor allem verdanken wir ihm ihre aktuelle 
Gestaltung. 

Er war in sciner Jugend und den Jahren seiner Reife ein Mann 
der Tat, aber zugleich und immer und bis in die Greisenjahre hinein 
ist er ein Mann des Gedankens gewesen. Er hat zuerst an der russi- 
schen revolutionären Bewegung teilgenommen, dann an der sozialısti- 
schen Internationalen in Europa; und nach dem Ende der Internatio- 
nalen an der eigentlichen anarchistischen Bewegung in der Schweiz, 
Frankreich und England. Aber von den ersten Jahren an hat er 
durch ununterbrochene Arbeit einen ungewöhnlichen Einfluß auf die 
Entstehung und Modifikation der sozialistischen und anarchistischen 
Ideen gehabt. 

Die kommunistische Interpretation und Abweichung des Anar- 
chismus geht vor allem auf ihn zurück, außer auf Reclus, Cafiero, 
Malatesta und Grave. Vor 1880 war der Anarchismus, den Ideen Baku- 
nins entsprechend, im wesentlichen kollektivistisch. Es war in den 
Sitzungen der Juraföderation, dem letzten Ueberrest der internationa- 
len Assoziation der Arbeiter, wo um 1880 die Theorie des kommu- 
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nistischen Anarchismus formuliert wurde, und in jenen Jahren war 
Kropotkin einer der ersten jener Föderation, wenn nicht der erste 
als ihr intellektueller Exponent. 

Wenn man den sozialen Gedanken anderer hervorragender Anar- 
chisten untersucht, so findet sich, daß ihre Gedanken sich nicht überall 
und immer mit den Ideen Kropotkins decken; aber es ist Kropotkin, 
dem es mehr als allen gelungen ist, der ganzen anarchistischen Bewe- 
gung seinen Stempel aufzudrücken. Deshalb ist es vor allem wichtig, 
in seinen Werken seine Ansicht über die soziale Frage zu studieren. 

Peter Kropotkin erzählt in seinen Memoiren, daß er in den 
Bannkreis sozialistischer Bewegungen und Ideen in den Jahren kurz 
vor und nach dem Tode Bakunins (1876) gezogen worden sei. Nach- 
dem er die verschiedensten revolutionären und Arbeiterkreise der 
Internationalen frequentiert hatte, nachdem er aufmerksam ganze 
Sammlungen von Zeitschriften studiert hatte, fand er in den Ge- 
danken, welche im Kreise der Juraföderation und der romanischen 
Schweiz vorhertschten, die größte Gewissensberuhigung und ihnen 
stimmte er tätig bei. 

»Die theoretische Exposition des Anarchismus, wie sie damals 
durch die Juraföderation und vor allem von Bakunin geschah; die 
Kritik des Staatssozialismus, die Furcht vor einem ökonomischen 
Despotismus, der viel gefährlicher sei als der einfache politische — 
die ich dort formulieren hörte und der revolutionäre Charakter der 
Agitation lenkten meine Aufmerksamkeit stark auf sich. Aber die 
Grundsätze und Charaktere, die ich in den Bergen des Jura antraf, die 
Freiheit der Gedanken und der Rede, die ich unter den Arbeitern sich 
entwickeln sah, und ihre absolute Hingabe an die Parteisache, übten 
auf meine Gefühle einen immer stärkeren Einfluß; und als ich jene 
Berge nach einem mehrtägigen Aufenthalt unter den Uhrmachern 
verließ, waren meine Ansichten über den Sozialismus fixiert. Ich war 
Anarchist«#). 

Seitdem haben sich Kropotkins Ideen etwas in ihrer theoreti- 
schen Richtung modifiziert, wie es Guillaume am Schluß seiner Arbeit 
über die Internationale bestätigt: »Später unterhielt ich mich mit 
Kropotkin, als er durch Paris kam, um sich von Thonon nach London 
zu begeben; seine Gedanken entwickelten sich nach neuen Gebieten 
hin« 2). 

Kropotkin selbst bemerkt über diese Entwicklung in einem später 
veröffentlichten Brief, den er 1898 an die Mitglieder einer Gruppe von 
sozialistisch-revolutionären Studenten in Paris schrieb: »die Konzeption 
des Anarchismus, welche in der föderalistischen und kommunistischen 
Internationalen herrschte, ist sicherlich nicht die der Genossen von 
heute und ist auch nicht mehr die meinige« 3). 


1) S. Kropotkin, Autour dune Vie. Stock, Paris p. 293—294. 

3 S. Guillaume, L'Internationale. Tome IV. p. 352. V Stock. 
Paris. 

3 InLes Temps Nouveaux. (Paris) Nummer 4 vom 25. Mai 1907. 
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In der Tat war die internationale und bakunistische Konzeption 
des Anarchismus hauptsächlich sozialistisch und auf die Arbeiterklasse 
bezogen. Dagegen richtete Kropotkin, von demselben Ausgangs- 
punkt ausgehend, seine intellektuelle Aktivität dann darauf, eine 
hauptsächlich philosophische und wissenschaftliche Konzeption des 
Anarchismus zu formulieren — was dazu beitrug, den Anarchismus 
immer mehr vom sozialistischen Stamm, der ihn hervorgebracht, ab- 
zulösen. Gewiß hat Kropotkin nie die sozialistische und Arbeiterseite 
der Frage aus dem Auge verloren; aber seine geistige Richtung war 
eine andere geworden. 

Wer die Paroles dun Revolte — die Sammlung von 
Schriften, deren Veröffentlichung Reclus 1883 während Kropotkins 
Gefangenschaft in Frankreich besorgte — vergleicht mit der 1892 
erschienenen Conquête du Pain, bemerkt ohne weiteres diese 
Richtungsänderung, wenn auch die Grundideen dieselben sind. Trotz- 
dem das erste Buch sich spezieller mit der kritischen Seite der anar- 
chistischen Theorie befaßt und das zweite mit den aufbauenden Ten- 
denzen, läßt doch das zweite die Tatsache fühlen, daß die Anarchisten 
nach dem Ende der Internationalen in dem Bemühen, sich gegen die 
andern sozialistischen Schulen abzugrenzen, sich immer mehr in sich 
zurückzogen, daß die Doktrin deshalb strenger anti-autoritär wurde 
und die Propaganda intellektueller und prophetischer. 

Von da ab bis 1896 war das Charakteristische am Anarchismus 
nicht mehr — wie zu Zeiten der Internationale — die Emanzipation 
des Proletariates vom kapitalistischen Joch, sondern die Emanzipation ` 
der Menschheit von jeder Autorität. Man führte natürlich den Kampf 
gegen die kapitalistische Ausbeutung weiter, aber man wandte sich 
damit mehr gegen die autoritäre Manifestation einer Tatsache, als 
gegen die Tatsache selbst; man bekämpfte den Kapitalisten mehr als 
Autorität denn als Ausbeuter. Während die Internationalen sich 
mehr gegen das Kapital richteten, sahen die Anarchisten dieser Periode 
den Hauptfeind im Staate. 

Obgleich es scheinbar auf dasselbe herauskommen kann, ob man 
die Bourgeoisie als Feindin der individuellen Freiheit oder Ausbeu- 
terin des Arbeiters bekämpft, entfernte sich der Anarchismus doch 
nach und nach von der eigentlichen Arbeiterbewegung, die beinahe 
völlig den gewerkschaftlichen und sozialdemokratischen Strömungen 
überlassen blieb. Der Anarchismus wurde immer mehr zur philoso- 
phischen Schule; er warf sich mit Eifer auf Fragen ethischer Natur: 
die religiöse, die sexuelle, die strafrechtliche, die Erziehungsfrage, 
das Verhältnis zwischen Egoismus und Altruismus, zwischen Indi- 
viduum und Gesellschaft, zwischen Freiheit und Zusammenschluß 
usf. Die Propagandaschriften, die Kropotkin von 1886 bis 1896, als 
er in Frankreich aus dem Gefängnis entlassen war, veröffentlichte, 
haben alle diese Richtung. Die Artikel über die anarchisti 
sche Moral, welche im Revolte erschienen und dann in einem 
Bändchen zusammengefaßt wurden, bezeugen dies. 

Dies war mehr eine Konsequenz als eine von Kropotkin aus- 
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drücklich gewollte Sache; er hat es nicht unterlassen, mehr als einmal 
die Anarchisten auf eine realistischere und mehr der Arbeiterfrage 
zugewandte Auffassung hinzuweisen. Aber nun war einmal die andere 
Richtung gegeben und dafür ist der intellektuelle Einfluß Kropot- 
kins ungeheuer gewesen — es kommt dabei nicht darauf an, ob weiter 
gegangen wurde, als er ursprünglich wollte. 

Außer in den beiden schon erwähnten Büchern (Paroles 
dun Revolte und Conquete du Pain) findet man die 
Philosophie des Anarchismus zusammengefaßt in: Les Temps 
Nouveaux (nicht zu verwechseln mit der gleichnamigen Zeit- 
schrift) aus den Jahren 1893/94 und in L’Anarchie, sa Philoso- 
phie, son Ideal (1896). In diesen beiden umfangreichen Wer- 
ken will Kropotkin zeigen, daß die allgemeine Tendenz der 
heutigen Gesellschaft auf eine freiheitlich-kommunistische Ordnung 
geht, daß der Anarchismus die vollkommenste Interpretation des 
Naturgesetzes ist und daß das auf die sozialen Beziehungen ange- 
wandte Naturgesetz die von den Anarchisten gewollte freie Ver- 
einigung zur Folge haben müßte. Hinter Kropotkin fühlt man 
Darwin und vor allem Spencer und in gewissem Sinn auch den Einfluß 
des marxistischen Fatalismus. Er wendet den philosophischen Natu- 
ralismus auf die Lösung des sozialen Problemes an und kommt dabei 
zum Anarchismus. Um Kropotkins Ideen noch besser zu verstehen, 
muß man die beiden obengenannten Schriften mit zwei anderen ver- 
gleichen: The Scientific Basis of Anarchy‘) und 
L’Inevitable Anarchie?). 

»Freiheit dem Individuum! Nehmet Kieselsteine, sagte Fourier, 
tut sie in eine Schachtel und schüttelt sie; sie werden von selbst ein 
Mosaik bilden, das man nie zu Stand bringen würde, wollte man sie 
selbst harmonisch ordnen«®). Diese Sätze dokumentieren den über- 
triebenen Glauben an die Kraft der Naturgesetze, alles in einem 
Reich völliger Gleichheit zu ordnen. 

»Es kann sein — bemerkte dazu später Enrico Malatesta — aber 
eine Madonna von Tizian werdet ihr dann gewiß nicht haben, ihr 
werdet, selbst wenn es etwas garstiges sein sollte, nicht haben, was 
ihr wollt, und darauf kommt es doch an« 7). — Von daher die Theo- 
retisierung des Rabelaisschen: »Tut, was ihr wollt«, die so lange ım 
anarchistischen Lager vorgeherrscht hat, wonach in der kommu- 
nistischen Gesellschaft alles gut gehen wird, wenn jeder von dem 
durch die gemeinsame Arbeit geschaffenen Gütervorrat nach Belieben 
erlangen kann. Diese Vorstellungen durchziehen die Zukunfts- und 
konstruktiven Vorschläge der Conqucte du Pain. 

Nineteenth Century (london). Nummer vom Februar 1887, 
S. 238— 232. 

5% La Société Nouvelle (Brüssel) Nummer vom Januar 18953. 

6^ Kropotkin, L’Anarchie dans 1.'Evolution Socia'iste. Edit. La 
Revolte. 1892. S. 21. 

‘) E. Malatesta, 1.’Individualismo nell Anarchismo, in Il Pensiero 
(Rom) Nummer 2 vom 15. Januar 1904, S. 25. 
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Dieser Glaube an die Natur beruht vor allem auf zwei Vorstel- 
lungen: daß der Mensch nur deshalb böse ist, weil er nicht frei ist und 
seine Bedürfnisse nicht ausreichend befriedigen kann; und daß die 
Erträgnisse der Industrie und vor allem die der Erde immer so reich- 
lich sind 8), daß die Menschen immer unbegrenzt ihre Bedürfnisse 
befriedigen können, nicht nur die dringendsten, sondern auch jene, 
welche als Luxus gelten. 

Ein anderer Gedanke Kropotkins ist, daß der Anarchismus aufs 
engste mit den Fortschritten der modernen Wissenschaft verknüpft 
sei. Er hat darüber eine Reihe von Artikeln veröffentlicht, die aber 
gesammelt nur auf russisch und englisch veröffentlicht sind °). Sie 
stehen dem schon erwähnten Buch: Basi scientifiche dell 
Anarchia nahe und versuchen den Anarchismus mit der wissen- 
schaftlichen, naturalistischen und materialistischen Philosophie der 
liberalen Bourgeoisie, mit den Enzyklopädisten von 1879, mit 
Auguste Comte, mit Darwin und Spencer in Verbindung zu bringen. 

Ich bemerke nebenbei, daß diese eudämonistischen, ultraoptimi- 
stischen und naturwissenschaftlichen Ideen von keinem der bekann- 
testen Anarchisten geteilt werden, besonders nicht von den Italiern, 
unter denen sich Malatesta befindet. Als Saverio Merlino noch Anar- 
chist war, schrieb er einen polemischen Artikel, um zu zeigen, daß 
in Kropotkins harmonistischem Bild der sozialen Zukunft ein Prinzip 
individualistischer Abweichung enthalten sei. Und wer schreibt, ıst 
nicht weit davon, ähnlich zu denken, wenn er auch Anarchist bleibt. 

Alle diese Seiten der Konzeption Kropotkins schließen sich zu 
einem Ganzen zusammen, das die Philosophie des Anarchismus bildet, 
wie sie heute von der Gesamtheit — oder doch beinahe — der Anar- 
chisten angenommen ist. Es ist bekannt, daß Kropotkin eine voll- 
ständigere Zusammenfassung all dieser Ideen vorbereitet, die wahr- 
scheinlich gereinigt sein werden von jenen absolutistischen Ueber- 
treibungen, welche sie in der Zeit charakterisierten, die wir die evan- 
gelische Periode des Anarchismus nennen könnten, — die Jahre 
1887—79 — als mit der beinahe religiösen Verkündigung moralischer 
und philosophischer Thesen auf der einen Seite die augenfälligsten 
Taten des individuellen und kollektivistischen Anarchismus Hand 
in Hand gingen, und auf der anderen die heftigste Unterdrückung 
der Regierungen gegen die anarchistische Propaganda und ihre Ver- 
treter. 

Diese historische Koinzidenz zu bemerken ist notwendig, um zu 
verstehen, wie trotz des vorwiegend intellektuellen Charakters des 
damaligen Anarchismus weder Kropotkin noch seine Anhänger den 
Kontakt mit der Wirklichkeit verloren haben. Mit der brutalen 





8) Man sehe speziell bei Kropotkin das letzte Kapitel von La Conquête 
du Pain über den Ackerbau. S. 265 ff. 

»» In Les Temps Nouveaux (Paris), Nummer 25 des VIII. Jahr- 
ganges bis Num. 20 des IX. (18. Oktober 1902— 18. Sept. 1903). — Kropot- 
kin, Modern Science and Anarchism. Verlag: Mother Earth, New-York. 
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Realität der Gegenwart im Namen der Zukunft kämpfen, heißt immer 
sich im Kontakt mit ihr erhalten. Diesen Kontakt auf dem revolutio- 
nären Gebiet, zwischen Theorie und Praxis, Zukunft und Gegenwart 
hat Peter Kropotkin nie verloren; und das hat ihn davor bewahrt, 
sich in eine sterile und einseitige, abstrakte und theoretische Ver- 
kündigung einzuspinnen. 

Man lese La Conquête du Pain, das doktrinärste seiner 
Bücher, das die meisten Uebertreibungen enthält und man wird Stellen 
finden, die von einem unvergleichlich praktischen, sowohl als revolu- 
tionären Geiste erfüllt sind. Die besten Kapitel sind jene, welche sich 
mit der Sicherung des Unterhaltes und der Unterkunft, der Produk- 
tion und des Konsums während einer Revolution beschäftigen, so daß 
sich das soziale Leben ohne Unterbrechung abspielen kann. 

Von anderen ist, — ich habe z. B. Merlino und Malatesta schon 
erwähnt — eine individualistische Tendenz bei dem Kropotkin 
des Révolté und der Conquête du Pain — festgestellt. Aber der 
revolutionäre Geist wachte in ihm und verhütete, daß dieser Indivi- 
dualismus zu den letzten antiorganisatorischen Konsequenzen etwa 
nach der Art Stirners geriete. Er fühlte und verstand wie eine 
Revolution unmöglich sei ohne die Entfaltung des Gemeinschaftsgeistes 
in den Massen und wie eine Gesellschaft von Freien und Gleichen 
auf einen Solıdaritätspakt nicht verzichten könne. Diese Vorstellung 
reagierte gewissermaßen in ihm auf etwaige unwissentlich individua- 
listische Tendenzen und führte ihn auf anderem Wege zu den soziali- 
stischen — oder wie man heute sagt: sozietaristischen — Ursprüngen 
des Anarchismus zurück. 

Die Schriften Kropotkins, in welchen hauptsächlich diese Seite 
zum Ausdruck kommt, sind vor allem die historischen Inhaltes. Schon 
von 1890—1896 hatte er in der Nineteeth Century und in 
der Société Nouvelle (Brüssel) eine Serie interessanter Stu- 
dien veröffentlicht über »Gegenseitige Hilfe« unter den Tieren, den 
Wilden und Barbaren, in den Mittelalterlichen Städten und der mo- 
dernen Gesellschaft — von zugleich naturwissenschaftlichem und 
historischem Charakter — in denen er den Darwinismus neu und ori- 
ginell interpretierte. Er nahm eine schon von Darwin angedeutcte 
Idee wieder auf, die aber dessen Nachfolger verlassen hatten und setzte 
den Uebertreibungen der Theorie des Kampfes um das Dasein die der 
Lebenssolidarität entgegen. 

Diese Studien sind vervollständigt in einem in mehreren Sprachen 
erschienenen Buch gesammelt, welches in der französischen Aus- 
gabe nach den Vorschlägen von Elisée Reclus LEntre Aide heißt. 
Es will aufzeigen, daß im Leben der Tiere wie der Menschen, sowohl 
der wilden wie der zivilisierten im Daseinskampf nicht die gewalt- 
tätigsten siegen, sondern die, welche am besten zusammenhalten 
und daß die beste Kraft der Lebenserhaltung und des sozialen Fort- 
schrittes in der Solidarität beruht; daß der Geist der Solidarität und 
des Zusammenschließens der beste Evolutionsfaktor ist. 

Diese Arbeit ist in engstem Zusammenhang mit der anarchisti- 
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schen Doktrin vollendet worden, wie sie niedergelegt ist in einer Mono- 
graphie über die historische Entwicklung des Staates, ın der Kropot- 
kin die auf Raub gegründete Entstehung des gegenwärtigen Staates 
zeigt und seine verderbliche Funktion, im Gegensatz zu den freiheit- 
lichen Tendenzen der Massen auf dem Lande und in den Städten seit 
dem Mittelalter 1%). Der Fortschritt und der Bürgersinn haben sich 
bis heute fortgesetzt und entwickelt vor allem dank der Initiative des 
Volkes, der Institutionen, die aus den Massen hervorgegangen sind, 
der verborgenen und unbekannten Freunde des Zusammenbhaltens, 
der ununterbrochenen Opposition gegen die zentralen Mächte der Re- 
gierungen — viel mehr als durch die Taten der Regierenden, der Poli- 
tiker und Krieger, welche, nachdem sie bis heute angesichts der Ge- 
schichte die Verdienste der Zivilisationsbegründer usurpiert haben, in 
Wirklichkeit die Zivilisation auf das geringste Maß beschränkt haben 
und sie den eigenen persönlichen und Kasteninteressen gebeugt haben. 

Dieser Untersuchung über die Funktion und den Einfluß der ak- 
tiven und freien Solidarität der anonymen Masse in der menschlichen 
Entwicklung folgte eine Anwendung in größerem Maße; eine Arbeit 
über die französische Revolution, der sich der Verfasser lange Jahre 
mit Liebe gewidmet hat; sie ist das letzte, bis jetzt von ihm veröffent- 
lichte Werk 1). 

In diesem Buch tut er — indem er einen schon in anderen klel- 
neren Schriften angedeuteten Gedankengang aufnimmt — das, was 
Taine von einem anderen Standpunkt aus ebenfalls tat: er greift dıe 
verborgensten historischen Elemente der französischen Revolution 
heraus, um ilınen einen ganz neuen Rahmen zu geben. Jetzt muß, wer 
eine relativ vollständige Vorstellung von dem haben will, was die 
französische Revolution war, neben Thiers, Michelet, Blanc, Taine, 
Carlyle auch Kropotkin zu Rate ziehen. Er hat, wie er selbst sagt: 
»pnicht den dramatischen Teil der grandiosen Episoden, die schon oft 
erzählt wurden, wiederholt«; er hat sich vielmehr »bemüht, die 
modernen Untersuchungen« zu fruktifizieren, um das intime Gewebe 
und die Ursachen der großen Ereignisse herauszuarbeiten, die zusam- 
men das große Heldengedicht bilden, welches das 18. Jahrhundert 
krönt 22). 

»Die Parlamentsgeschichte der Revolution, ihre Kriege, ihre Poli- 
tik, ihre Diplomatie sind bis in die Details studiert und erzählt worden. 
Aber die Volksgeschichte der Revolution ist noch nicht geschrieben 
worden. Den Anteil, den in dieser Bewegung das Volk der Stadt und 
des Landes gehabt hat, wurde in seinem Umfang bis jetzt weder 
untersucht noch dargestellt. Von den beiden Strömen, welche die 
Revolution machten, ist der eine, der des Gedankens, uns bekannt; 


10) L'État, son rôle historique. Les Temps Nouveaux, Paris 
1900. 

n) La Grande Révolution (1789—1793). P. V. Stock, Paris. 
750 Seiten. 

12) A. a. O. pag. VI. 
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der andere, der des Volkshandelns, liegt im Dunkeln. Uns Abkömm- 
lingen jener, welche die Zeitgenossen Anarchisten nannten, kommt 
es zu, jenes Volkshandeln zu studieren und wenigstens seine charak- 
teristischen Züge aufzudecken ®#), 

Diese neue Geschichte der Revolution ist neben ihrem allgemeinen 
historischen und dokumentarischen Wert deswegen besonders wichtig. 
weil Kropotkin in jener Periode die ersten Anfänge des modernen 
Sozialismus untersucht, so daß er schließen kann, die Revolution von 
89—93 sei die Quelle aller kommunistischen, anarchistischen und 
sozialistischen Gedankengebilde unserer Zeit; daß aus den fruchtba- 
ren und irrtümlichen Handlungen der damaligen Revolutionäre die Re- 
volutionäre von heute für ihre erhoffte Revolution lernen können 14) 15), 

Oefters ist den Anarchisten vorgeworfen worden, daß sie dem 
ökonomischen Faktor der sozialen Bewegung nicht genügend Rech- 
nung tragen und sich ausschließlich an die politische und moralische 
Seite halten. Es handelt sich hier nicht darum, die Berechtigung 
dieses Vorwurfes zu prüfen. Jedenfalls gilt er nicht für Peter Kropot- 
kin. Wenn er aufs wirksamste dazu beigetragen hat, dem Anarchis- 
mus eine geistige Richtung zu geben und sich besonders damit be- 
schäftigt hat, ihm eine Philosophie zu formulieren, so hat er deswegen 
die ökonomischen Studien nicht vernachlässigt. Und diese halfen neben 
dem revolutionären Geist, seine Ideen fest mit ihren sozialistischen 
Ursprüngen zu verknüpfen. 

Von ausschließlich ökonomischem Inhalt ist sein Buch: Cham ps, 
Usines et Ateliers (Paris IgIo), in welchem er schon vorher 
erschienene Studien über die Kombination von Industrie und Land- 
wirtschaft, geistiger und Handarbeit veröffentlicht hat. Er beleuch- 
tet darin ausführlich ein ökonomisches Problem, daß bestimmten 
marxistischen Behauptungen eigentümlich widerspricht: das Phä- 
nomen der industriellen Dezentralisierung, die Tatsache, daß die 
kleine Industrie nicht nur nicht abstirbt, sondern die Tendenz hat, 
zuzunehmen parallel, wenn nicht sogar entgegengesetzt der großen 
Industrie: »ım Hinblick auf das Zeugnis der Statistiken über die Ar- 
beiterzahl in den verschiedenen Unterabteilungen der Industrien und 
über die Zahl der kleinen Fabriken und Werkstätten sind die Schlüsse 
der Nationalökonomen über das unvermeidliche Verschwin- 
den der kleinen Industrie nur Hypothesen, die auf einer zu geringen 
Anzahl von Beobachtungen in einigen Textil- und Metallindustrien 
beruhen« 256). 

Viele wissen nicht, daß die literarische Produktion Kropotkins, 
auch in der einfachen Propagandaliteratur sich sehr viel mit ökonomi- 





13) A. a. O. S. 540. 

14) A. a. O. S. 745. 

18) Hauptsächlich wegen dieses revolutionspädagogischen Wertes wollte 
Francisco Ferrer auf seine Kosten eine große illustrierte spanische Aus- 
gabe des Werkes besorgen. Er war von den Vorbereitungen dazu ın Anspruch 
genommen, als er gefangen genommen und erschossen wurde. 

16) Champs, Usines et Ateliers. S. XL 
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schen Fragen und den ökonomischen Ursachen sozialer Erscheinungen 
beschäftigt. Wir denken an die Artikel über die Agrarfrage, über 
Produktion und Konsum, über die Kleinindustrie in England, über 
die ökonomischen Ursachen des griechisch-türkischen Krieges von 
1897 und der französisch-russischen Allianz und viele andere ähnliche 
Fragen, die in großer Zahl in Propagandaschriften erschienen sind, 
und besonders im Revolte, der Revolte und den Temps 
Nouveaux, welche drei Titel nacheinander das von Kropotkin 
1897 ın Genf gegründete Blatt trug, das heute noch lebt und das so- 
zusagen das Laboratorium gewesen ist, in dem er alles ausgearbeitet 
hat, was er in 30 Jahren der politisch-sozialen Doktrin geschenkt hat. 

Zeitlich zuletzt erschien eine Artikelreihe über den Krieg, 
seine Ursachen und Wirkungen 17). 

Im Zusammenhang mit den ökonomischen Studien Kropotkins 
ist zu bemerken, daß er den uneingeschränkten Optimismus nicht 
teilte, der eine lange Zeit hindurch den Anarchismus erfüllte in bezug 
auf die Quantitäten der gegenwärtigen agrarischen und industriellen 
Produktion; von diesem Optimismus legt eine Broschüre Zeugnis 
ab, die lange Elise Reclus zugeschrieben wurde, die aber auf sein 
Ersuchen von Prof. Gensine (Lausanne) verfaßt worden ist: Les 
Produits de la Terre et de I’Industrie!%3). Kropot- 
kin schrieb Igo7 an einen Anarchisten, der um eine Vorrede für 
ein Werkchen ähnlichen Inhaltes bat, unter anderem folgendes: 
»Was die Schrift des Professor Gensine betrifft, so habe ich Reclus 
immer gesagt, daß ich absolut anderer Ansicht sei. Wir produzieren 
nicht genug. Es gibt nur zwei Produkte, die man über den Bedarf 
irgend einer Nation hinaus erhalten kann: den Weizen in Amerika 
und viclleicht die Baumwollgewebe in England. Im übrigen produ- 
ziert man überall im ganzen weniger als den Bedarf. Rußland 
exportiert das Getreide, das den Bauern vor dem Mund weggenommen 
wird; an der ganzen Ernte hätte man, wenn auch nicht eine 
einzige Tonne exportiert würde, kaum genug für das nötige Brot: 
Alle Kohle, die in England gefördert wird, würde für die Bevölkerung 
nicht ausreichen. Ueberall finden wir dasselbe« 19. 

Aber wenn nun Kropotkin, entgegen Reclus und Gensine, nicht 
glaubt, daß heute genug für alle produziert werde, so ist er für 
die Zukunft von absolutem Optimismus. In Champs, Usines 
et Ateliers will er zeigen, wie man aus der Kombination von 
landwirtschaftlicher, intellektueller und industrieller Arbeit genug 
Produkte erhalten kann, um die weitgehendsten Bedürfnisse zu be- 
friedigen mit weniger Energieaufwand als heute jeder Arbeiter nötig 
hat, um nicht Hungers zu sterben. Aber die Voraussetzung dafür ist 

natürlich eine ganz andere Organisation der Gesellschaft. In der Bedeut- 

17) Gesammelt in La Guerre. Edit. Les Temps Nouveaux. Paris 1912. 

18) Zuerst veröffentlicht im R&evolte von Genf. Jahrgang 1885, dann 
im Revolte von Paris. Jahrgang 1887. 

19) Epifane, Verso l’Anarchia — la Protesta Umana. Milano 1907. S. 4. 
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ung, die Kropotkin der Nationalökonomie beimißt, berührt er sich mit 
der syndikalistischen Arbeiterbewegung (wir verstehen darunter den 
revolutionären Syndikalismus, wie er seit 1897 etwa in Frankreich 
besteht). Vielleicht besteht mehr als eine zufällige Koinzidenz zwischen 
dem den Syndikalisten von den Sozialdemokraten vorgeworfenen Loka- 
lismus und Kropotkins Negation der wachsenden Zentralisierung der 
Industrie. Könnte man nicht sagen, daß der Syndikalismus mit seinen 
lokalen Gruppen einer tatsächlichen Notwendigkeit entspricht, die 
aus der Dezentralisation der Industrie, wie sie Kropotkin gesehen 
hat, erwächst ? 

Sicher ist, daß die syndikalistische Bewegung, besonders die fran- 
zösische, die lebhaftesten Sympathien Kropotkins hat. Nach einer 
Vortragsreise in Nordamerika im Jahr 1887, als ihm die organisierten 
Arbeiter der Vereinigten Staaten eine Botschaft an die englischen 
auftrugen, hielt er in New-York und in London zwei Vorträge, welche 
ungefähr dieselben Ideen ausdrückten, welche gerade damals anfingen, 
in den französischen Arbeiterorganisationen zu obsiegen. 

In einer Polemik mit Hubert Lagardelle hat er vor einigen Jahren 
dieselben Ideen bekräftigt mit den Worten: »die Arbeiterorganisatio- 
nen sind die Kraft, welche die soziale Revolution zu machen im Stand 
ist, wenn sie einmal erwacht sein werden zuerst zu individueller Akti- 
vität, dann zu kollektivistischer wie Streiks und immer ausgedehnte- 
ren Revolten« 2%). So berührt der Gedankenkomplex Kropotkins, 
nachdem er durch die Reife und Klärung der Jahre hindurchgegangen 
ist, wie eine logische Spirale, ohne sich je widersprochen zu haben, 
weiter oben wieder den Ausgangspunkt des internationalen Anarcho- 
Sozialismus: die Befreiung des Proletariates durch Zusammen- 
schluß ohne jede Einmischung des Staates und der autoritären 
Parteien und durch die direkte Aktion der Arbeiter selbst in Freiheit 
für die Freiheit. 

Wie schon die große Erhebung von 1789—93 das Resultat der 
revolutionären Aktion des Volkes und des revolu- 
tionären Gedankens des fortgeschrittenen Intellektes und 
der Philosophie war, — so wird nach der Ansicht Kropotkins die so- 
ziale Revolution aus den zwei revolutionären Strömungen der mo- 
dernen Welt entspringen: dem anarchistischen Gedan- 
ken der Auflehnung gegen jeden autoritären Zwang, der aus dem 
immer mehr verbreiteten Bedürfnis nach Freiheit kommt und der 
Aktion der Arbeiter, gegen jede Form der Ausbeutung, 
die hervorgehen wird aus dem immer stärkeren Verlangen der Ar- 
beiter nach einer menschenwürdigen Existenz. 

Man versteht Kropotkins Gedankengänge nicht ausreichend, 
wenn man sich nicht auch rein wissenschaftlich seine Arbeiten als 
Geograph und Geologe vergegenwärtigt, die seine anarchistischen 
Ideen und die naturwissenschaftliche Deutung, die er ihnen gibt, 
eigenartig beeinflußt haben. 

. 2) Les Temps Nouveaux, Nummer 4 vom XIII. Jahrgang. 
25. Mai 1907. 
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Bis zu seinem dreißigsten Jahr, als er 1872 seine erste Reise nach 
Westeuropa machte, war er ausschließlich wissenschaftlich beschäftigt. 
Aus seinen Memoiren dürften seine verschiedenen geographischen 
Reisen im östlichen Asien bekannt sein. Beobachtungen in Finnland 
brachten ılın auf den Gedanken einer prähistorischen Eiszeit für 
Europa, der damals nur belächelt wurde und den er in den Zeiten 
seiner Gefangenschaft ın der Peter- und Paulsfestung weiter aus- 
arbeitete. 

Als er von 1872 ab beschloß, sein Leben und seine Kraft der so- 
zialen Revolution zu widmen, traten die wissenschaftlichen Arbeiten 
in den Hintergrund, doch hat er sie nie ganz aufgegeben; hat er 
doch grade durch diese — seit seiner Auswanderung — sich seinen 
Lebensunterhalt gesichert, vor allem auch durch Artikel für Revuen 
und große u so die Times und die englische Zeitschrift 
Nature. Alser 18 77 zu Reclus in Beziehung trat, wurde er sein 
Mitarbeiter an der Redaktion der Geographie Universelle 
und hat auch in den Gefängnissen von Lyon diese Arbeit fortge- 
setzt 2), ebenso wie auch die Enciclopedia Brittanica 
und die Nineteenth Century Beiträge von ihm aus jenen 
Jahren enthalten. Die Académie des Sciences in Paris und Renan 
stellten ihm dafür ihre Bibliotheken zur Verfügung. 

Nach seiner Befreiung — 1886 — fruktifizierte er seine eigenen 
Erfahrungen, um über die Gefängnisse in Frankreich und Rußland 
zu schreiben °°). Er sieht in der Schuld eine Krankheit des menschli- 
chen Organismus, die durch zum großen Teil zu eliminierende soziale 
und biologische Ursachen hervorgerufen ist und die nur durch soziale 
Verbesserungen, durch Brde en und Freiheit zu heilen ist. 
Er will weder die heutigen, noch die »pädagogischen Gefängnisse«, 
noch die von Philanthropen vorgeschlagenen Rettungshäuser gelten 
lassen. »Die menschliche Brüderlichkeit und die Freiheit sind die 
einzigen Heilmittel für die Krankheiten des menschlichen Organismus. 
Achnliches sagt er in einem Vortrag, der 1900 bei einem internatio- 
nalen Anarchistenkongreß in Paris — der aber verboten wurde — 
gehalten werden sollte und der dann als Broschüre erschien ®). Sie 
schließt folgendermaßen: »Die organisierte soziale Rache, die Ge- 
rechtigkeit heißt, ist ein Ueberbleibsel einer sklavischen Vergangen- 
heit, das sich entwickelt hat auf der einen Seite durch die Interessen 
der privilegierten Klassen, und auf der anderen durch die Ideen des 
römischen Rechtes und jene der göttlichen Rache, die die Essenz des 
Christentumes sind. ...... Das Gesetzbuch ist nur eine Kristallisation, 
eine Vergöttlichung von Sitten und Ideen, die einer allen Sozialisten 
verhaßten Vergangenheit angehören. Eine gut organisierte Gesell- 








21) Klisée Reclus, Correspondance. bei Schleicher, Paris 
1911r. Bd. II. S. 268, 311 usw. 

2) In Russian and French Prisons. London, Ward and 
Downey. Les Prisons. Edit. La Revolte. Paris 1888. 

23) L’organisation dela Vindicte&, appelée Justice 
Edit. Les Temps Nouveaux. Paris ıgo1. 
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schaft wird ohne Justiz auskommen und nicht die Sorge für ihre 
Moralhygiene dem Gendarmen überlassen.« 

Der Vollständigkeit halber wollen wir das vor kurzem auch in 
einer deutschen Uebersetzung erschienene Buch: »Ideals and Realities 
in Russian Litterature« nennen, das einen vollständigen Ueberblick 
über die Entwickelung der russischen Literatur bis in die Moderne 
gibt, auch über das Drama und die lyrische Dichtung. Kropotkin 
hat versucht, jede polemische Tendenz in dem Buche zu vermeiden, 
immerhin verstehen wir seine Sympathien für jene, die in seinem 
Sinne das russische Denken beeinflußt haben. Unseres Wissens ist 
dieses Buch das einzige über russische Literatur, das ein Russe für West- 
europäer geschrieben hat, es hat schon insofern einen besonderen, 
sozusagen dokumentarischen Wert. Denn wer bei uns über russische 
Literatur schreibt, kann über ihr Wesen, da es ihm fremd sein muß, 
das letzte nicht sagen. Kropotkin dagegen, als Russe und zugleich 
völlig eingebürgert in der westeuropäischen Kultur bringt dafür ganz 
andere Möglichkeiten des Verständnisses und des Ausdruckes mit. 

Das schönste Buch, das Kropotkin je geschrieben, haben wir 
bisher nur vorübergehend erwähnt, seine Memoiren; es ıst in alle 
Kultursprachen übersetzt und allzu bekannt, als daß wir darauf ein- 
zugehen brauchten. Hier finden wir den eigentlichen Kropotkin, 
seinen ganzen Opfermut, seine männliche Liebe zur Menschheit, sein 
reines Herz — aber nicht deutlich ausgesprochen durch Preisgabe in- 
timer Erlebnisse oder in theoretischen Betrachtungen — wir fühlen 
seine Art, gewissermaßen gegen seinen Willen, in seinem einfachen Aus- 
druck, in seinem Sehen der Dinge, in seinen Urteilen über Menschen 
— darin, wie er so viel, von dem was um ihn ist und so ganz wenig 
von sich selber spricht. Dies hat wohl den französischen Heraus- 
gebern ët) die Idee suggeriert (oder hat Reclus den Rat gegeben ?) das 
Buch, anstatt wie die englische Ausgabe »Memoiren«, zu nennen: 
»Autour d'une Vie« (Rings um ein Leben). 

Die Lektüre des Buches ist — abgeschen von seinem menschlichen 
Wert — unentbehrlich zur Kenntnis des Entwicklungsganges des 
Autors; erleben wir doch zugleich die Umwelt und die Menschen mit, 
die seine Ideen formen halfen. Seine Geschichte ist fast die eines 
Jahrhunderts von Ost- und Westeuropa; seiner Beobachtungs- 
gabe danken wir durch dieses Buch die Beleuchtung mancher 
ungekannter Seiten des zeitgenössischen Lebens; und auch seine poh- 
tischen und sozialen Ideen leuchten ebenso klar und umrissen daraus 
hervor wie aus seinen besten anderen Schriften. Durch ıhn lernen 
wir cine Reihe bedeutender Menschen besser kennen, besonders jene 
aus der revolutionären Welt. Seine kurzen, aber treffenden Schil- 
derungen Malons, Guillaumes, Cafieros, Malatestas, Elisée und Elie 
Reclus’, Sofia Perowskayas, Stepniaks, Turgenjews und von andern 
können ganze Biographien ersetzen, 

In dieser kurzen Besprechung der Arbeiten Kropotkins mußte 


34) P, V. Stock, Paris 1902. 
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notgedrungen manches weniger bedeutungsvolle aber auch einiges 
wichtige unerwähnt bleiben. Es sind zum Beispiel nur wenige seiner 
zahlreichen Broschüren erwähnt worden und der vielen, vielen un- 
gezählten Artikel, die über der ganzen Welt zerstreut sind und von 
denen der größte Teil vor 1895 anonym erschien. Es genüge, daran zu 
erinnern, daß er seine dauerndste Mitarbeit und seine besten Sachen 
den drei französischen anarchistischen Journalen gegeben hat, dem 
Revolte, der Revolte und den Temps Nouveaux, 
dann bis 1896 der belgischen Revue: La Societe Nouvelle, 
der kleinen anarchistischen Revue Freedom in London und der 
großen Nineteenth Century. 

Und nun zum Schluß noch dies: der soziale Gedanke Kropotkins 
ist um der Klarheit der Darstellung willen nach seinen verschiedenen 
Seiten hin getrennt dargestellt worden, die evolutive Logik in ihren 
verschiedenen Momenten. Aber diese Teilung darf nicht wörtlich ge- 
nommen werden; denn ein wirklicher Abschnitt zwischen Idee und 
Idee, Periode und Periode ist nicht vorhanden, das polyedrische Ge- 
dankengebäude Kropotkins muß, um recht verstanden zu werden, 
als Ganzes gesehen werden, ohne die Kontinuität zu durchbrechen 
und ohne künstliche Auseinanderlegungen. 
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Die letzten Ursachen des Geburtenrückgangs 
unserer Tage. 


Von 
JULIUS WOLF. 


In meinen Arbeiten über den Geburtenrückgang, zumal in dem 
Buche »Der Geburtenrückgang, die Rationalisierung des Sexual- 
lebens in unserer Zeit« (1912) führe ich den Geburtenrückgang in der 
Hauptsache darauf zurück, daB von einem großen Teil des Volkes 
viel energischer als früher dem Anwachsen der Familie entgegen- 
gewirkt wird. Ich bin trotz aller »Widerlegungen« nach wie vor der 
Meinung, daß diese größere Energie die Folge einer Aenderung der 
Psyche ist, die sich in immer breiteren Schichten vollzogen hat und 
weiterhin vollzieht. Es mußte ein großer Teil des Volkes, wie es ım 
»Faust« heißt, aus-der Kirchen ehrwürdiger Nacht heraus ans Licht 
gebracht werden, damit früher oder später bei ihm das, was So m- 
bart für das Judentum behauptet, vor sich gehen konnte: 
die Ausschaltung des Tuns aus naturalem Antrieb, der Lebens- 
betätigung um ihrer selbst willen und die Ersetzung der naturalen 
Motivation durch Zweckbedachtheit, damit der Geburtenrückgang 
zu jener, man darf wohl sagen »weltgeschichtlichen«e Erscheinung 
wurde, die er heute für die Kulturstaaten des Westens geworden ist. 

Ohne weitgehende Rationalisierung der Lebensführung hätte, 
das steht für mich unerschütterlich fest, ein Geburtenrückgang von 
den Dimensionen desjenigen, dessen Zeugen wir sind, nie und nimmer- 
mehr eintreten können. Dabei bin ich mir aber sehr wohl bewußt, 
daB der Präventivverkehr keine Erfindung von heute oder gestern 
ist. Ich übersehe nur nicht den Unterschied der Prävention von einst 
und jetzt. Die Prävention von einst war die ultima ratio, das letzte, 
zu dem man griff, wenn es die Einschränkung der Kınderzahl galt. 
Mit ihrer Hilfe suchte man sich allerhöchstens den überkommenen, 
den traditionellen Lebensstandard zu erhalten. Schr oft suchte man 
auf diese Weise auch nur das Allerschlimmste von sich abzuwehren. 
Man griff zu dem Mittel nie ohne wirkliche Not. Ihm haftete für 
alle Welt ein Makel an. Nicht bloß der Kirche galt Prävention als 
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Unrecht. Umgekehrt war man stolz auf eine große Familie. Doch 
heute? Verschwunden ist die Scheu vor dem probaten Mittel. Die 
Prävention hat aufgehört zu den Dingen zu gehören, die man zwar 
tut, von denen man aber nicht spricht. Dementsprechend macht 
man von ihr auch einen ganz anderen Gebrauch. Kein »moderners 
Mensch begnügt sich mit dem Versuche, sich und seiner Familie die 
herkömmliche Lebensführung zu sichern. Vielmehr muß die Prä- 
vention normalerweise dazu herhalten, den Lebensstandard zu er- 
höhen. Dazu ist aber erforderlich, daß man viel früher vorbeugt als 
elhedem. Wer es unterläßt, beizeiten einzugreifen, riskiert in ge- 
wissen Klassen bereits zur Zielscheibe des Spottes zu werden. Und 
wehe dem Armen, der seinen Mitteln überhaupt nicht gebührend 
Rechnung trägt. Von einem modernen Menschen wird gefordert, daß 
er den Familienzuwachs »kontrolliert«e. Im Einklang hiermit heißt es bei 
Paul Leroyv-Beanlieu: »Depuis le troisième quartier du XIXe siècle 
toutefois, les choses se sont aggravces: le neo-malthusianisme, qui 
n'existait Jusqu'alors en France qu'à létat de pratique particulière, 
spontanće, discrète et quasi honteuse, a pris corps, s'est organisé, 
a ses lignes, ses journaux, ses méthodes, sa philosophie, si l'on peut 
dire, son enseignement et sa propagande.« Aus dem bloßen »Mab- 
halten« von ehedem ist, wie l Houet in seinem Beitrag zur Psychologe 
des Bauerntums sich ausdrückt, eine »Verkrüppelung der Fortpilan- 
zung« geworden. 

Gegen meine Auffassung, daß der Geburtenrückgang in erster 
Linie durch eine Aenderung in der Psvche der Kulturnationen verur- 
sacht worden sel, hat sich unter anderen im Märzheft des »Archivs 
für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik«') Siegfried Budge, zweifel- 
los einer der trefflichsten Kenner der Bevölkerungstheorie, die Deutsch- 
land hat, gewandt. Er hat nachzuweisen versucht, daB meine Er- 
klärung jenes Prozesses nicht das Richtige treffe. Ich glaube mich der 
Aufgabe nicht entschlagen zu sollen, auf die Beweisführung dieses 
Kritikers an der gleichen Stelle, an der er seine Bemerkungen nieder- 
gelegt hat, einzugehen. Budge spielt »den ganzen Verlauf des Ge- 
burtenrückgangs« aus, um ihm eine andere Deutung, als dies durch 
mich geschicht, zu geben. »\ır sahen«, so schreibt er, »mit Ausnahme 
Frankreichs setzt die Geburtenabnahme in allen Landern höherer 
Kultur nahezu gleichzeitig ein und setzt sich von Jahr zu Jahr un- 
aufhaltsam fort. Wären vorwiegend psychische Faktoren ausschlag- 
gebend gewesen, so hätte die Linie der Geburtenhäufigkeit wohl eine 
Tendenz nach unten zeigen können, es hätten sich aber doch innerhalb 
dieser Linie gewisse Hebungen und Senkungen bemerkbar machen 
müssen«. Für Budge ist offenbar nur eine ruck- und stoßweise Aus- 
breitung des »neuen Evangeliums«, des Glaubens an die allein selig 
machende Zweikindschaft verständlich, er meint wohl auch, daß Rück- 
schläge mit einem Phänomen sozialpsychologischen Charakters ver- 
bunden sein müssen. Es könnte ihm unbedenklich zugegeben werden, daß 
schwerlich Jahr aus, Jahrein annähernd dieselbe Zahl Menschen mehr 

1) Archiv, Bd. 36, S. 594 fi. 
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den Entschluß faßt: Zwei Kinder und keines darüber. Dies ist aber 
keine unerläßliche Voraussetzung für ein ziemlich gleichmäßiges Zu- 
rückgehen der Geburtenziffer. Auch wenn die Gemeinde derer, die 
es mit dem Zweikindersystem halten, sehr ungleichmäßig anwächst, 
kann dennoch die Geburtenziffer ziemlich gleichmäßig sinken. Die 
Konsequenzen des Entschlusses »Allerhöchstens zwei Kinder!« zeigen 
sich in dem einen Falle früher, in dem andern später. Die einen wün- 
schen sich alsbald, die andern später das »Pärchen« Ebenso ist der 
Geschmack bezüglich der Pause zwischen den Geburten sehr ver- 
schieden. Im übrigen widerspricht aber ein ziemlich gleichmäßiges 
Fortschreiten einer — sagen wir »sozialen Epidemie« keineswegs so 
ganz der Erfahrung, wie Budge meint. Die Forderung, daß der Ver- 
lauf ein ausgeprägt irregmlärer sei, kann durch die Erfahrungen an 
anderen »Epidemien« verwandter Art keineswegs gestützt werden. 
Budge ıst, wenn ıch ıhn richtig verstanden habe, der Auffassung, nor- 
malerweise ändere mit einem Schlage eine ganze Gegend oder eine 
ganze Schicht von Personen die ehelichen Sitten. Diese Annahme ist 
aber eine Gewaltsamkeit. Im Gegenteil dürfte sich der Vorgang auf 
eine große Zahl Jahre erstrecken. Damit ist aber eine gewisse Kon- 
tinuität des Prozesses naturgemäß gegeben. 

Der gleichmäßige Verlauf des Geburtenrückgangs ist aber nur 
eines der Argumente Budges gegen die Erklärung des Geburten- 
rückgangs aus der »Aenderung der Volkspsyche« Ihm zufolge strafen 
mich auch Frankreich und Belgien Lügen. Frankreich in- 
sofern, als dort der Geburtenrückgang im Zeitalter der sogenannten 
Restauration, der »Zeit einer Renaissance der katholischen Frömmig- 
keit« einzusetzen begonnen hat. Noch mehr aber Belgien, das nach 
Budge noch heute in seiner ganzen Ausdehnung ein Land »katholischer 
Irömmigkeit« ist. Es ist Budge schlechthin unverständlich, warum 
gerade in Frankreich und Belgien die Kirche einer übermächtie BEWOT- 
denen Volkssitte gegenüber die Waffen gestreckt haben sollte, wenn 
sie ın anderen Ländern die Tendenz zur Durchsetzung der gleichen 
Volkssitte erfolgreich zu bekämpfen in der Lage war. 

Es lohnt durchaus, auf diese Einwände des Näheren einzugehen. 

Was zunächst den Hinweis auf die Renaissance der französi- 
schen Frömmigkeit zu Beginn der Periode des Geburtenrückgangs 
betrifft, als einer der zwei Erscheinungen, die sich, bzw. meiner Erklä- 
rung des Geburtenrückgangs widersprechen, so liegen die Dinge doch 
wesentlich anders als der Kritiker sie zur Darstellung bringt. In der 
Zeit der Restauration ist von einem Geburtenrückgang überhaupt so gut 
wie nichts zu merken. Erst in den beiden (!) letzten Jahren dieser 
Epoche beginnt die Geburtenziffer abzubröckeln. Es ist die Zeit 
Louis Philippes, in der die Geburtenziffer merklich zurückgeht. Von 
dieser Zeit läßt sich aber doch wirklich nicht behaupten, daB es 
eine Solche der Renaissance französischer Frömmigkeit gewesen sei. 
Doch selbst wenn dem anders wäre, würde der Hinweis nur sehr wenig 
besagen, und am allerwenigsten ein Beweis für die Richtigkeit der der 
meinen entgegenstehenden Auffassung sein. Die religiöse Bewegung, 
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an die Budge denkt, ist keine Volksbewegung. Sie hat nur die oberste 
Schicht der Gesellschaft erfaßt, von der noch heute Leroy -Beau- 
lieu aussagt, daß sie mit am wenigsten dem Zweikindersystem hul- 
digt. »Nous croyons que, en France notamment, il y a plus d'enfants 
dans la tout à fait haute bourgeoisie et dans l'ancienne aristocratie 
que parmi les petits bourgeois, les paysans des départements bour- 
guignons ou gascons, et même que parmi les artisans, les contremaitres 
et les ouvriers d’elite.« 

Auch mit der belgischen katholischen Frömmigkeit, auf 
die Budge verweist, hat es seinen Haken. Man darf nicht übersehen, 
daß Belgien sich aus zwei sehr verschiedenen Landeshälften, den 
wallonischen und den flämischen Provinzen zusammensetzt. Die Be- 
völkerung der wallonischen Provinzen und der »gemischten« Provinz 
Brabant ist durch und durch modern. Es ist derselbe Schlag Menschen 
wie jener, der in Frankreich am Ruder ist. Läßt man für Frankreich 
die Unkirchlichkeit als ausreichende Erklärung der niederen Geburten- 
ziffer zu, so hat man bezüglich der erwähnten belgischen Provinzen 
keine Wahl mehr. Schlimm stände es um meine Erklärung nur, wenn 
der Geburtenrückgang hier nicht von frappanter Aehnlichkeit mit dem 
französischen wäre. In den wallonischen Provinzen Hainaut, Namur, 
Liege und Luxembourg ging die Geburtenziffer aber in der Zeit von 
1840—I906 von 30,39 bzw. 34,44, bzw. 35,94, bzw. 33,41 aul 
20,67, bzw. 21,36, bzw. 20,99, bzw. 24,12 zurück. Das sollte ge- 
nügen. Auch in der gemischten Provinz Brabant herrschen bezüglich 
der Geburtenhäufigkeit »französische Zustände«. Es sank in gleicher 
Zeit die Geburtenziffer von 35,67 auf 23,59. Damit vergleiche man 
die Entwicklung der Geburtenziffer in jenen Provinzen, die von dem 
modernen französischen Geist nicht oder wenigstens nicht mit gleicher 
Stärke erfaßt worden sind. Es betrug die Geburtenziffer in 


1840 1906 
Antwerpen 32,42 30,28 
Westtlandern 34,80 31,67 
Östtlandern 31,99 29,50 
Limburg 31,20 32,57 


Weder der Rückgang noch der heutige Stand der Geburtlichkeit 
erinnern an Frankreich. Sonach sind die belgischen Verhältnisse, die 
auf den ersten Blick gegen mich zu sprechen scheinen, eine geradezu 
eklatante Bestätigung meiner Auffassung. 

Ganz unverständlich ist mir, wie man die Ohnmacht der katholı- 
schen Kirche gegenüber einer durch und durch modernen Bevölkerung 
als besten Beweis für die Hinfälligkeit meines Erklärungsversuchs ver- 
wenden kann. Die Macht der Kirche ist doch ganz selbstverständlich 
je nach der Bevölkerung sehr verschieden. Groß ist die Macht der 
Kirche bei fehlenden Konflikten mit Andersgläubigen nur im Falle 
ausgesprochen metaphysischer Veranlagung bzw. Entwicklungsstufe 
der Bevölkerung. Hier kann die Kirche ihren Willen durchdrücken 
und drückt ihn auch durch. Daß »Rom« unter widrigeren Verhältnissen 
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nicht gleich »intolerant« ist, gibt aber nur eine Erfahrung wieder, die 
auf vielerlei Gebieten zu machen ist. Mit diesem Einwand Budges hat 
sich übrigens auch Leroy-Beaulieu, dem er offenbar gleichfalls von 
anderer Seite gemacht worden ist, befaßt. Er schreibt: »On argue 
de ce que nombre de ménages fréquentant les églises et remplissant 
leurs devoirs religieux se signalent par la reduction du nombre de 
leurs enfants. Cela se rencontre souvent, en effet, et les bons obser- 
vateurs ont déjà signalé que les membres du clergé catholique, dans 
les petites villes et les campagnes, soit par insouciance, soit pour ne 
pas compromettre leur autorité, s’abstiennent de rappeler à leurs 
ouailles, en chaire ou au confessionnal, que l'Eglise est contraire à 
la réduction abusive du nombre des enfants. Mais les populations qui 
sont restées pénétrées des sentiments religieux n’ont pas besoin de 
ces avertissements.« 

Wenn meine Erklärung des Geburtenrückgangs aus zunehmender 
Rationalisierung richtig ist, dann muß zweifellos, so viel räume 
ich Budge bereitwilligst ein, ceteris paribus (!) die Ge- 
burtenziffer in Gegenden überwiegend protestantischen Bekennt- 
nisses niedriger sein als in Gegenden überwiegend katholischen Be- 
kenntnisses, den Fall gänzlicher Indifferenz beiseite gelassen. Daß 
dem nicht so ist, hat man mir bisher nicht zu beweisen vermocht. Bis- 
her hat man sich an das weteris paribus« überhaupt nicht 
gekehrt, sondern einfach hervorgehoben, daß es überwiegend katholi- 
sche Gegenden mit viel größerer Geburtenziffer gibt, als sie die 
oder jene überwiegend protestantische Gegend aufweist. So macht 
mich auch Budge darauf aufmerksam, daß der Regierungsbezirk 
Düsseldorf eine wesentlich höhere Geburtenzifier als der Re- 
gierungsbezirik Koblenz hat, obwohl »in dem erstgenannten Be- 
zirk der Prozentsatz der Katholiken ein kleinerer als in dem letztge- 
nannten« ist. Meinetwegen doch! Damit sagt man mir durchaus nichts 
Neues. Ich habe in meinem Buche mehr als einmal erwähnt, daß 
dem so ist, ja daB dem notwendig so sein muß, weil die Gegenden in 
wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht so außerordentlich verschieden 
sind. Ein katholisches Land mit vielen seßhaften kleinbürgerlichen 
und kleinbäuerlichen Existenzen kann keine so hohe Geburtenziffer 
wie etwa Ostpreußen haben, für dessen fluktuierendes ländliches 
Proletaiat die Existenzbedingungen wesentlich anders liegen. Die 
katholische Kirche ist in thesi Gegnerin jeder Prävention, ın praxt 
geht sie, wo immer sie es kann, rigoros nur gegen eine übermäßige 
Prävention vor. Mit einer maßvollen, uneigennützigen, aus Rücksicht 
auf den Grutshof oder aus ähnlichen Gründen erfolgenden Prävention 
findet sie sich als einer bedauernswerten, aber nun eınmal nicht aus 
der Welt zu schaffenden menschlichen Schwäche ab, wenn auch nicht 
leicht. Sıe verhält sich trotz dieser gewissen Duldsamkeit aber jeden- 
falls noch immer viel oppositioneller als die protestantische Kirche. 

Allzu großes Gewicht scheint mir übrigens selbst Budge auf die 
angeblichen Unstimmigkeiten in meiner Beweisführung nicht zu legen. 
Von viel größerer Bedeutung ist ihm, daß die größere Fruchtbarkeit 
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der Länder griechisch-orthodoxen Bekenntnisses und römisch-kathol- 
schen Bekenntnisses mit anerkannter Kirchlichkeit sich zwangloser, 
»zwingender« anders deuten läßt, als ich es tue. Sie erklärt sich nach 
ihm einfach aus der größeren Sterblichkeit dieser Länder. Er stellt 
fest: »Wie die größte Fruchtbarkeit, so zeigt sich auch die größte Sterb- 
lichkeit in den Ländern der griechisch-orthodoxen, sowie bei den süd- 
amerikanischen katholischen Staaten mit gleichfalls hoher Geburten- 
ziffer. Die europäischen Katholischen Staaten zeigen mit zwei Aus- 
nahmen (Belgien, Irland) eine mäßıg hohe Geburten- und Sterbeziifer, 
in den protestantischen Staaten ist sowohl die Geburten- als auch die 
Sterbeziffer miedrig.« Sehr schön! Nur bleibt noch der Zusammen- 
hang zwischen hoher Sterblichkeit und bestimmter Konfessionszuge- 
hörigkeit der Bevölkerung zu erklären. Im Unterschiede zu mehreren 
meiner Kritiker, die ın ihrer Oberflächlichkeit diese Erklärung sich 
schenken, hat Budge es nicht unterlassen, sich hierzu zu äußern. »Es 
ist ja klar«, bemerkt er, »daB hygienische Fortschritte sich da am 
leichtesten durchsetzen, wo die Bevölkerung am aufgeklärtesten ist, 
wo religiöse Vorstellungen ihrem Eindringen in die Massen am wenig- 
sten Hindernisse in den Weg stellen.« Den Einfluß der Konfessions- 
zugehörigkeit auf die Sterblichkeit gibt also Budge zu, unterstreicht 
auch die Abhängigkeit der Geburtenhäufigkeit von der Sterblichkeit, 
leugnet aber das »Zwingende« des Zusammenhangs zwischen Kirchlich- 
keit und Geburtlichkeit. Budge durfte und wollte auch offenbar nur 
den unmittelbaren Zusammenhang beider Phänomene leug- 
nen. Dem ist aber zu entgegnen, daß der von ihm eingeräumte mittelbare 
Zusammenhang zwischen Konfessionszugehörigkeit und Geburten- 
häufigkeit nur möglich ist, wenn man auch den unmittelbaren 
zugibt. Hohe Sterblichkeit kann, muß aber nicht eine hohe 
(seburtenziffer zur Folge haben. Sie wird und muß es nur 
bei bestimmter Geistesverfassung. Wie will auch 
Budge aus seiner Malthus entlehnten Theorie den annähernd gleichen 
Geburtenüberschuß der protestantischen und der römisch-katholischen 
Welt erklären! Ist doch anerkanntermaßen das Tempo des wirtschaft- 
lichen Fortschritts ın den protestantischen Ländern im allgemeinen 
ein wesentlich flotteres. Je flotter aber das Tempo des Fort- 
schritts, desto größer der Spielraum für einen Bevölkerungszuwachs. 

Es ist überhaupt schwer zu begreifen, daß nicht bloß Statistikern, 
sondern auch Volkswirten die Gleichheit des Geburtenüberschus- 
sesheiso verschiedenen wirtschaftlichen Verhältnissen eine be- 
sondere Prüfung nicht wert ıst. Ohne Berücksichtigung des so ver- 
schiedenen Pressens gegen den Nahrungsspielraum wird sie all- 
zeit unverständlich sein. Denn mit dem Hinweis auf die Unterschiede 
der Lebenshaltung der verschiedenen Völker ist nichts erklärt. 
Woher die Unterschiede der Lebenshaltung? Wohl mit daher, weil 
wir Unterschiede in dem »Pressen« gegen den Nahrungsspielraum bei 
religiösen und rationalistisch geschulten Völkern und dann noch inner- 
halb der ersteren bei dieser und jener Konfession besitzen. Man muß 
wissen, daB der Wunsch vorwärts zu kommen, aufzusteigen un- 
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gehemmt nur bei den religiös indifferenten Völkern, wenig ge- 
hemmt bei den protestantischen, stärker gehemmt bei den rö- 
misch-katholischen und fast gar nicht bei den griechisch-katholı- 
schen Völkern wirkt. Sonst gelangt man zu keiner ausreichenden, 
ungezwungenen Erklärung einer annähernden Gleichheit des Geburten- 
überschusses und damit der Verschiedenheit der Geburtenziffern hier 
und dort. Daß die religiösen Glaubenssätze dabei das maßgebende 
Moment sind, ist und war selbstverständlich nicht meine Meinung; 
daß aber die Zugehörigkeit zu verschiedenen 
Religionen eine verschiedene Prädisposition, 
eine verschiedene Empfänglichkeit, eine ver- 
schiedene Schulung, einenverschiedenenHori- 
zont schafft, und daß bisher kein anderes Mo- 
ment sich für diesen Komplex von Tatsachen als 
so wichtig, oder mindestens so bezeichnend, so 
»illustrativ« erwiesen hat, wie die Religion, kann 
nur derjenige, der die Augen gelflissentlich ver- 
schließtoder Fanatiker einer bestimmten anderen 
Meinung ist, übersehen. Mindestens gilt das Gesagte für 
das ausgehende 19. und angehende 20. Jahrhundert. — 

Mit Bezug auf Budges eigne Erklärung bin ich bereit, folgendes zu 
konzedieren: 

Lebensstandard und Lebensgewohnheiten vertragen sich immer 
nur mit einer ganz bestimmten durchschnittlichen Größe der Familie. 
Bei dieser Sachlage wird ein Rückgang der Kindersterblichkeit bei 
stationären Einkommensverhältnissen zweifellos einen Rückgang der 
Geburtenziffer nach sich ziehen, doch wird dieser Rückgang unbedingt 
prozentual geringer sein müssen als jener. Denn dem Anwachsen der 
Familie ptlegen erfahrungsgemäß nicht alle mit gleicher Energie vor- 
zubeugen, Lebensstandard und Lebensgewohnheiten werden nicht von 
allen mit gleichem Erfolg verteidigt. Dazu kommt aber noch, daß 
nicht bloB die Kindersterblichkeit, sondern auch die Sterblichkeit 
der Erwachsenen einen Rückgang erfahren hat. Für sich allein ist dieser 
Rückgang aber der Anzahl und Dauer der Ehen und damit einer 
höheren Geburtenziffer günstig. Die Wirkung des Rückgangs 
der Kındersterblichkeit wird also zu einem beträchtlichen Teil durch 
den Rückgang der Sterblichkeit der Erwachsenen wett gemacht. Man 
sieht also, selbst unter der Budge günstigen Annahme stationärer Ein- 
kommensverhältnisse könnte der Rückgang der Sterblichkeit nur 
einen beschränkten Teil des Geburtenrückgrangs erklären. Bei wirt- 
schaftlichem Fortschritt müssen aber sehr viele nach Budge (ceteris 
parıbus) überhaupt nicht aufden Rückgang der Sterblichkeit reagieren. 
Jedenfalls setzt steigendes Einkommen viele in Stand, ohne die bis- 
herige Lebenshaltung irgendwie zu gefährden, ein Kind oder deren 
zwei mehr aufzuziehen. Der Rückgang der Kindersterblichkeit reicht 
also in Wahrheit zur Erklärung des Geburtenrückgangs noch viel 
weniger aus. Um zu Zeigen, wie verschieden die Völker 
auf den Rückgang der Kindersterblichkeit »antwortene, habe ich in 
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meinem Buche »Der Geburtenrückgang« den Rückgang der Säuglings- 
sterblichkeit mit dem Rückgang der Geburtenziffer verglichen. Es 
hat sich ergeben, daß Uebereinstimmung zwischen der Gestaltung der 
beiden Faktoren entfernt nicht besteht. Mit Recht macht Budge 
darauf aufmerksam, daß ich besser getan hätte, die Fruchtbarkeits- 
ziffern zu wählen. Es wäre gewiß auch korrekter gewesen, die gesamte 
Kindersterblichkeit statt der Säuglingssterblichkeit zu nehmen, denn 
beide brauchen keineswegs immer in gleicher Weise sich zu ändern. 
Jedoch stehen die Ziffern der Säuglingssterblichkeit international viel 
vollständiger zur Verfügung. Darum wurden sie gewählt, und mein 
Vergleich ist auch durch die Beschränkung auf die Säuglingssterblich- 
keit keineswegs des Wertes entkleidet. Nur muß man mit Vorsicht 
Folgerungen aus der Gegenüberstellung ziehen. Diese Vorsicht glaube 
ich vollauf beobachtet zu haben. Ich muß deshalb bitten, die kritische 
Sonde nicht an den Vergleich mit seinen möglichen Fehler- 
quellen, sondern an meine Schlußfolgerungen daraus zu legen. 
Was den Einfluß eines hohen Lebensstandards auf den Geburten- 
rückgang betrifft, so darf auch er nicht überschätzt werden. Ein hoher 
Lebensstandard erklärt für sich allein eine kleinere Bevölkerungszahl 
und ein langsameres Anwachsen als anderwärts. Nicht aber ein Ab- 
nehmen, eine Verlangsamung des Anwachsens. Der Wunsch aber, die 
Geburtenzahl herabzusetzen um des Lebensstandards willen, ist nichts 
anderes als die Erklärung des Geburtenrückgangs aus der »Rationali- 
sierung« ım Sinne der Erklärung, welche ich ihm gegeben habe. 
Ich komme zu dem letzten der drei Faktoren, mit denen Budge 
operiert, zu der Wirkung der jüngsten wirtschaftlichen Entwicklung. 
An dem Bilde, das Budge von dem internationalen Status quo gibt, 
könnte Karl Kautsky seine Freude haben, wenn Budge von dem 
Sozialismus eine bessere Meinung hätte. Völlige wirtschaftliche und 
soziale Stagnatur in Frankreich! In England: ein »nicht unerhebliches« 
Sinken des Reallohns. Auch in Deutschland neuerdings eine »nicht 
unerhebliche Belastung des Konsums der großen Masse des Volks« 
(durch Zolltarif und Fınanzreformen!), also wohl auch hier möglicher- 
weise ein Rückgang des Realeinkommens der arbeitenden Klassen. 
An einer Stelle polemisiert freilich Budge gegen den dänischen Schrift- 
steler Wiedth-Knudsen, der behauptete, daß der Lebens- 
fuß der sächsischen Bevölkerung sich in der letzten Zeit überhaupt 
nicht gelioben hat. Für Deutschland scheint danach Budge mehr 
mit stationärem als rückläufigem Reallohn zu rechnen. Ich für meinen 
Teil beurteile die Sachlage günstiger. Was man heutzutage Teue- 
rung nennt, ist eine empfindliche Verlangsamung in dem Aufstieg 
der Lebenshaltung der Massen, die nur stellenweise bis zum Stillstand 
gediehen ist. Auch das ist noch geeignet, Erregung auszulösen, worauf 
Budge so großes Gewicht legt. Selbst wenn man sich aber Budges 
Auffassung zu eigen macht, so bleibt eine Erklärung des Geburten- 
rückgangs aus der Teuerung unserer Tage noch immer eine Hyperbel. 
Ceteris paribus vermag ein stationärer Reallohn am Gebur- 
tenüberschuß überhaupt nichts und an der Geburtenziffer nur wenig 
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zu ändern. Er gestattet ja die Beibehaltung der früheren Lebensge- 
wohnbheiten. 

Mich darf daher und m u B das Sinken des Geburtenüberschusses 
der Kulturnationen frappieren, solange mir keine anderen Erklärungs- 
gründe als jene Budges geboten werden. 

Verständlich wird die Erscheinung aber, wenn man be- 
denkt, daß die Menschen andere geworden sind, wenn man sich 
vergegenwärtigt, daß ein energisches, unbeirrbares Ueben der Prä- 
vention an Stelle ihrer laxen und erzwungenen Handhabung von 
früher getreten ist. 

Ich habe mich jedoch nicht der Erkenntnis verschlossen, daß ein 
Teil des Geburtenrückgangs sich auch ohne diesen psychologischen 
Wandel erklären läßt. Speziell den deutschen Geburtenrückgang 
glaubte ich zu einem nicht unbeträchtlichen Teile auch auf eine bloße 
Wandlung in den Siedlungsverhältnissen zurückführen zu müssen. 
Davon will aber Budge gar nichts wissen. Eine bloße Wandlung in 
den Siedlungsverhältnissen könne niemals einen Geburtenrückgang 
von Belang herbeiführen. Er verweist darauf, daß die durch Auswan- 
derung geschaffenen Lücken, sofern es die wirtschaftliche Lage gestat- 
tet, rasch ausgefüllt werden, daß die Zurückbleibenden um so mehr 
Kindern das Leben geben, und fragt im Anschluß daran: »Warum 
soll das, was sich im Fall der Auswanderung so vielfach als möglich 
erwiesen hat, nicht auch im Falle der Abwanderung vom Lande in 
die Stadt möglich sein, wenn nicht andere Faktoren dem entgegen- 
stehen ?« Hierzu habe ich nur zu bemerken, daß ich gar nicht ausge- 
sprochen habe, daß unter allen Umständen die Landflucht 
zu einem Geburtenrückgang führen muß. Ich habe nur behauptet, 
daß, wie die Dinge heute in Deutschland liegen, die Abwanderung 
vom Lande nach der Stadt die Geburtenziffer herabdrücken muß. 
Es ist ganz unmöglich, daß der »lokale« Geburtenrückgang der Städte 
kompensiert, geschweige denn überkompensiert werde durch gestei- 
gerte Fruchtbarkeit auf dem Lande. Wirtschaftlich günstiger ist durch 
die Abwanderung nur die Lage der Landarbeiter und Stellenbesitzer 
geworden. Sie sind es aber gerade, die ihrer Fruchtbarkeit nie enge 
Schranken gezogen haben, sondern die Dinge gehen ließen, wie sie 
gingen. Für alle anderen ländlichen Bewohner haben sich durch die 
Abwanderung die Verhältnisse eher verschlechtert als verbessert. Bei 
ihnen muß es daher bei der erzwungenen Prävention von einst unbe- 
dingt bleiben. Hätte sich in der Stadt nicht der von mir in den Mittel- 
punkt der Erklärung gerückte psvchologische Wandel vollzogen, dann 
hätte der Wandel in den Siedelungsverhältnissen zweifellos einen ge- 
ringeren Rückgang der Geburten zur Folge gehabt als gegenwärtig. 

Zu den neben dem psychologischen Wandel, d. h. unabhängig 
von ihm wirksamen Faktoren zähle ıch nıcht, wie Budge mir imputiert, 
die steigende Erwerbstätigkeit der Frauen. Die Erwerbstätigkeit der 
Frauen ist für mich nur einer der Hauptgründe, die eine modern 
empfindende Arbeiterschaft bestimmen, die Familie klein zu halten. 
Für den robusteren Teil der Frauen der niederen Stände bedeuten 
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gewiß Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett nicht soviel wie für 
die Frauen der höheren Stände. Die dadurch veranlaßte Arbeitspause 
ist nicht gar zu lang. Auch helfen Kassenunterstützungen über sie 
hinweg. Ein Stellenverlust ist gleichfalls nicht von katastrophaler 
Bedeutung. Trotzdem wird das alles als ungemein lästig empfunden, 
die Geburt nicht mehr für Erfüllung einer Naturbestimmung, sondern 
für eine überflüssige Störung der Erfüllung anderer Pflichten gehalten. 
Die Wartung der kleinen Kinder bedeutet aber, was Budge zu über- 
sehen scheint, für die arbeitende Frau, die keine hilfreichen Geister 
hat, eine viel größere Behinderung ihrer Erwerbstätigkeit als für die 
Frauen höherer Stände. Das gilt nicht bloß für die Fabrikarbeiterinnen, 
sondern auch für die Heimarbeiterinnen. — 

Damit glaube ich die wichtigsten Einwände Budges gegen meine 
Erklärung des Geburtenrückgangs gewürdigt und abgewehrt zu haben. 
Diese Abwehr hat, wenn das noch möglich war, meine Ueberzeugung 
von der Notwendigkeit, den Geburtenrückgang psychologisch zu 
deuten, eher befestigt, als erschüttert. 

Ob man den Geburtenüberschuß, wie Budge es will, oder die Ge- 
burten- bzw. Fruchtbarkeitsziffern, wie mit mir alle übrigen Be- 
völkerungstheoretiker mit Ausnahme von Budge es bisher getan haben, 
zum Gegenstand der Untersuchung macht, ist aber so gut wie gleich- 
gültig. Vor Irrtümern schützt weder das eine, noch das andere Ver- 
fahren. Macht man den GeburtenüberschußB zum Gegenstand der 
Untersuchung, dann muß man ihn aber unbedingt analysieren. Es 
ist nicht gleichgültig, wie er zustande kommt. Er ist auch als gleich- 
bleibende, ja anwachsende Zahl ein Problem. Führt er sich in der 
Hauptsache auf einen Rückgang der Sterblichkeit zurück, so schließt 
das für seine Höhe unter Umständen große Gefahren in sich. 

Zum Schluß nur noch ein paar Worte über das Malthus- 
sche Bevölkerungsgesetz. Ich habe Budge darin Recht 
gegeben, daß eine Erhöhung des standard of life nach Malthus nicht 
unter allen Umständen unmöglich, sondern in Zeiten außerordentlich 
großer technisch-ökonomischer Fortschritte durchaus denkbar ist. 
Damit soll ich mich zu meiner Bemerkung in Widerspruch gesetzt 
haben: »Der Standard of life als ein selbständiger Faktor (!) des Lohnes 
denaturiert das Malthussche Gesetz vollständig und führt Malthus 
meiner Ueberzeugung nach gegen alle Absicht ad absurdum.« Ich 
kann beim besten Willen keinen Widerspruch erkennen. Weitet sich 
mit einem Schlage der Nahrungsspielraum außerordentlich, dann 
braucht trotz bisherigen Pressens der Bevölkerung gegen den alten 
Nahrungsspielraum der neue durch die unausbleibliche Vermehrung 
der Bevölkerung nicht ausgefüllt zu werden. Damit ist aber die Mög- 
lichkeit einer Erhöhung des standard of life gegeben. Ebenso ist es 
noch im Sinne von Malthus gedacht, wenn man bei einem zusammen- 
schrumpfenden Nahrungsspielraum einen Verzweiflungskampf um den 
überkommenen standard of life annimmt. Nicht mehr malthusianisch, 
sondern neomalthusianisch gedacht ist es aber, wenn man auch die 
Prävention, wie sie heute geübt wird, die Kleinhaltung der Familie 
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in der Absicht, den standard of life zu erhöhen, auf das Niveau der 
Ansprüche hinaufzuschrauben, die man an das Leben stellt, für eine 
Anwendung des Bevölkerungsgesetzes ausgibt. Hätte das bereits 
Malthus getan, so wäre sein Bevölkerungsgesetz ein Gemein- 
platz gewesen, hätte nur besagt, daß die Menschen immer mehr 
begehren als sie haben. Das soziale Elend vermag ein derartiges Ge- 
setz aber ganz bestimmt nicht mehr zu erklären. Soziales Elend ist 
nur dort, wo die Verteidigung des überkommenen standard of life 
eine unzulängliche ist. Das ist bei der alten schüchternen Prävention 
in der Tat der Fall. Ganz gewiß aber nicht bei der raffinierten, mo- 
dernen. Ich will und kann keinen Menschen hindern, das Malthussche 
Gesetz zu einem Gemeinplatz zu machen. Ebensowenig wird 
man mich aber daran hindern können, die Wert- 
losigkeit des frisierten Malthusschen Gesetzes 
ıns hellste Licht zu rücken. 
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Zum Malthus-Problem. 
Eine Antikritik. 


Von 


SIEGFRIED BUDGE. 


Im 2. Heft des XXXV. Bandes dieser Zeitschrift hat Dr. Franz 
Oppenheimer einen Aufsatz »zum Malthus-Problem« veröffentlicht, 
zu welchem er seiner Angabe nach durch meine Abhandlung »Das 
Malthussche Bevölkerungsgesetz und die theoretische Nationalöko- 
nomie der letzten Jahrzehnte«!) veranlaßt worden ist. Er hat darin 
Dietzel, Julius Wolf und mich selbst scharf angegriffen und uns 
»grobe methodologische und sachliche Fehler« vorgeworfen. Diese 
Form der Kritik nötigt mich zu einer Erwiderung, so stolz ıch auch 
darauf bin, als Novize einem Mann von der Bedeutung Oppenheimers 
Veranlassung gegeben zu haben, zu dem hier in Rede stehenden Pro- 
blem nach langem Schweigen das Wort zu ergreifen. Der Uebersicht- 
lichkeit und leichteren Vergleichbarkeit halber werde ich mich soweit 
als möglich an die Reihenfolge der von Oppenheimer vorgebrachten 
Argumente halten. 


I. 


Oppenheimer beginnt seine Kritik gegen mich mit dem Vorwurfe, 
es sei zu befürchten, daß durch mein Buch das Gesamtproblem, 
das er seiner Zeit zu entwirren sich bemüht habe, wiederum verschüt- 
tet werde. Er behauptet, in dem, was man heute als »Bevölkerungs- 
theorie« vortrage, drei voneinander völlig verschiedene Theorien nach- 
gewiesen zu haben, welche man nur durch Trugschlüsse einander 
gleichsetze. Diese Theorien sollen sein: 

I. die eigentliche Malthussche Theorie, deren Inhalt sei, daß 
auf Grund eines ewigen Naturgesetzes auf die Dauer und im Durch- 
schnitt ein Mißverhältnis zwischen Menschenzahl und Nahrung immer 
bestanden habe, bestehe und in Zukunft bestehen werde. Diese 
Theorie sei eine Lohntheorie, da sie den Lohn der kapitalistischen 
Wirtschaft auf dieses MißBverhältnis zurückführe. 


1) Heft 8 der volkswirtschaftlichen Abhandlungen der Badischen Hoch- 
schule. Karlsruhe i. B. 1912. 
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2. »Der prophetische Malthusianismus, der mit Zahlen jongliert«. 
Dieser behaupte, daß ein solches Mißverhältnis für eine nicht allzu- 
ferne Zukunft unvermeidbar sei. 

3. »Der prophetische Malthusianismus zweiter Abart« welcher 
für eine nahe Zukunft ein Mißverhältnis zwischen der Produktions- 
kraft der Industrie und deren Absatzmöglichkeit befürchte, ein 
Mißverhältnis, das im Gegensatz zur eigentlich Malthusschen Auf- 
fassung nicht auf natürlichen, sondern auf sozialen Ursachen beruhe, 
mithin auch durch eine Aenderung der sozialen Organisation heilbar sei. 

Demgegenüber habe ich behauptet: 

I. Es ist richtig, daß der Zweck der Malthusschen Theorie die 
Erklärung der »sozialen Frage« ist, daß sie also für unsere Zeit, die 
Zeit des kapitalistischen Lohnsystems eine Erklärung der Bestim- 

mungsgründe des Arbeitslohnes liefern soll. Die relative Niedrigkeit 
des Arbeitslohnes pro Kopf leitet sie aus einem dauernden Pressen 
der Bevölkerung gegen den Nahrungsspielraum her, und dieses Pressen 
ist wiederum eine Konsequenz der ständigen Tendenz der Bevölkerung 
über das zu ihrer Erhaltung erforderliche Quantum von Subsistenz- 
mitteln hinauszuwachsen ?). Ich behaupte aber weiter, 2. daß bei 
Malthus der »Nahrungsspielraum« nicht ausschließlich der »natürliche«, 
d. h, der durch die Ergiebigkeit der Natur bedingte, ist, sondern, 
daß er wesentlich mitbedingt wird durch die »soziale Organisation«. 
Es handelt sich bei Malthus um den »potentiellen Nahrungsspielraum«, 
den ich in meinem Buche °) definiert habe als »diejenige Menge von 
Subsistenzmitteln, welche in einem gegebenen Zeitpunkte einer Be- 
völkerung je nach der Ergiebigkeit des in- oder ausländischen Bodens, 
nach ihrer Veranlagung, nach der Kulturstufe, auf der sie sich be- 
findet, nach der von ihr erreichten Stufe der Technik und ıhrer wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Organisation zur Verfügung steht, 
d. h. von ihr, sei es direkt, sei es indirekt, gewonnen werden kanne. 
Es kann somit, wie ich behaupte, nach der Lehre des Malthus eine 
Aenderung der sozialen Organisation sehr wohl zu einer Erweiterung 
oder Verringerung des Nahrungsspielraumes führen. Nur hat eine 
solche Umwandlung der sozialen Verhältnisse auch ein vergrößertes, 
bzw. verringertes Bevölkerungswachstum im Gefolge. Das sollten 
die von mir zitierten Stellen beweisen und sie beweisen es m. E. unum- 
stößlich. 

3. Die »prophetischen Malthusianer« betrachten das Malthus- 
sche Gesetz keineswegs ausschließlich als eine Zukunftsprophezeiung, 
sondern sie ziehen aus der Malthusschen Lehre lediglich Schlüsse auf 
die Zukunft. 





2) Diese »Tendenz« des Hinausstrebens der Bevölkerung über das Niveau 
des Nahrungsspielraums darf nicht mit ihrer Konsequenz dem Pressen der vor- 
handenen Bevölkerung gegen den Nahrungsspielraum verwechselt werden. 
Oppenheimers Ausdrucksweise laßt den Verdacht zu, als ob er dieser Verwirrung 
nicht ganz entgangen sei, so, wenn er den »kapitalistischen Notstand« auf das 
sMißBverhältnis zwischen Menschenzahl und Nahrung« zurückführt. 

a 3.20. 
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a) Ueber den prophetischen Malthusianismus, »der mit Zahlen 
jongliert«, kann ich dabei kurz hinweggehen. Er schließt aus der von 
Malthus behaupteten Vermehrungstendenz der Bevölkerung unter 
Zugrundelegung ihrer heutigen Zuwachsrate auf eine in Zukunft be- 
vorstehende »absolute Ueberbevölkerung« Diese Schlußziehung ist 
von Haus aus eine falsche, und wird durch das Malthussche Gesetz 
als Prämisse nicht gerechtfertigt, denn aus der Lehre des Malthus 
kann auf die Dauer nicht eine gleichmäßige, sondern nur eine allmäh- 
lich abnehmende Zuwachsrate der Bevölkerung geschlossen werden, 
entsprechend der allmählich abnehmenden Zuwachsrate der Sub- 
sistenzmittel, bis die Bevölkerung auf ihrem stationären Stand ange- 
langt ist ®). 

b) Der »prophetische Malthusianismus zweiter Abart«, heute 
repräsentiert vornehmlich durch Adolf Wagner, zieht aus der Mal- 
thusschen Lehre, die er als solche durchaus zutreffend interpretiert, 
folgenden Schluß: Da die Bevölkerung überall zunimmt, wo die 
Subsistenzmittel zunehmen, so muß die derzeitige industriestaatliche 
Organisation der Kulturvölker, bei der in zunehmendem Maße die Er- 
trägnisse ausländischer jungfräulicher Böden im Austausche gegen die 
Produkte der heimischen Industrie eingeführt werden, zu einer rapiden 
Bevölkerungszunahme führen, wie wir sie ja auch vor Augen sehen. 
Nun besteht die Gefahr, daß eines Tages plötzlich die Möglichkeit 
dieses Austausches abgeschnitten werden könnte, sei es, weil die 
Rohstoffstaaten sich selbst industrialisieren, sei es, weil sie es vorzie- 
hen, nach anderen Ländern zu exportieren. Als Folge davon ist eine 
plötzliche Kontraktion des Nahrungsspielraumes zu befürchten, 
welche für die nunmehr zu groß gewordene Bevölkerung zu unabseh- 
barem Elend führen müßte. Zur Verhütung einer solchen plötzlichen 
Zusammenziehung des Nahrungsspielraumes empfiehlt Wagner eine 
schutzzöllnerische Wirtschaftspolitik, d. h. er empfiehlt, den Nahrungs- 
spielraum schon jetzt allmählich einzuengen, um auf diese Weise ein 
zu großes Bevölkerungswachstum und damit eine plötzliche Kata- 
strophe zu verhindern. Wagner stellt also nicht etwa eine von der des 
Malthus verschiedene Bevölkerungstheorie auf, sondern er zieht aus 
der Malthusschen Theorie einen Schluß auf die praktische Politik. 
Es sieht in der von ihm empfohlenen »Aenderung der sozialen Organi- 
sation« nicht etwa ein Heilmittel wider das »Pressen der Bevölkerung 
gegen den Nahrungsspielraum«, sondern nur ein Mittel zur Verhü- 
tung einer von ihm befürchteten plötzlichen Zusammenziehung des 
Nahrungsspielraums. Er wünscht ein langsameres Wachstumstempo 
der Bevölkerung, will aber nicht etwa behaupten, daß damit der 
Andrang der langsamer zunehmenden Bevölkerung gegen den nun 
enger gewordenen Nahrungsspielraum aufhöre 5). 

Ich glaube nach diesen Darlegungen wird Oppenheimer nicht 
länger mehr behaupten können, daß ich drei völlig verschiedene 
Theorien miteinander verquicke oder annehme, »daß das, was morgen 


4) Cf. mein »Malthus«, S. 156, Anm. 24 und die dort zitierten Stellen. 
5) cf. mein »Malthus«, S. 82, 148, 151. j 
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sein wird, die Ursache von etwas sein könne, das gestern war und 
heute ist«. Eher wird man sagen können: die »prophetischen Malthu- 
sianer« erklären das, was gestern war und heute ist für die Ursache 
von etwas, das morgen sein wird. 

Ich stimme Oppenheimer darin völlig bei, daB dem Dogmenkri- 
tiker, ehe er zu der zu kritisierenden Lehre Stellung nimmt, die Auf- 
gabe obliegt, »den Gedankengang des Autors reinlich, ausführlich 
und sogar liebevoll darzustellen«, das Thema probandum sauber her- 
auszuschälen. Ich behaupte aber, dieser Anforderung nachgekommen 
zu sein. Das «erste Kapitel meins Buches ist ausschließlich dieser 
Aufgabe gewidmet. Mein Buch setzt mit dem Thema probandum 
des Malthus als Auftakt ein und klingt in dieses Thema aus, und ich 
glaube, daß auch im Gesamtverlaufe meiner Darstellung dieses Thema 
als Leitmotiv immer wieder durchklingt. Das Malthussche Thema 
probandum ist meiner Auffassung nach das, daB infolge der Tendenz 
der Bevölkerung, sich über das Maß der vorhandenen Lebensmittel 
hinaus zu vermehren, die große Masse des Volkes, welches auch ihre 
soziale Organisation sein mag, sich stets und dauernd in relativ dürf- 
tiger Lebenslage befinden wird. Oppenheimer stellt Malthus als einen 
Wirrkopf und »schwachen Denker« hin, der nicht fähig gewesen sei, 
sein Thema probandum reinlich durchzuführen, dessen Buch von 
\Widersprüchen wimmele. Hiergegen muß ich protestieren. Malthus 
mag nicht der scharfe Logiker gewesen sein, wie sein großer Zeitge- 
nosse und Freund Ricardo. Er hat im Gegensatze zu Ricardo immer 
wicder versucht, mit der ihm vor die Augen tretenden Wirklichkeit 
der Dinge ın möglichst enger Fühlung zu bleiben, er neigt infolge- 
dessen dazu, vielleicht oft im Uebermaße, seine Behauptungen ein- 
zuschränken, Ausnahmen zuzulassen, so daß seine Darstellung stellen- 
weise den Eindruck des Zaghaften und Schwankenden macht. Aber 
das hindert nicht, daß sich Malthus in seinen leitenden Gedanken stets 
konsequent geblieben ist. Ich ersuche Oppenheimer, mir aus der 
Malthusschen Lehre, so wie ich sie dargestellt habe, irgend einen innern 
Widerspruch nachzuweisen. 


II. 


Bekanntlich stützt sich das Malthussche Gesetz als auf eine 
seiner Prämissen auf das Gesetz des abnehmenden Bodenertrages im 
dynamischen Sinne, d. h. in dem Sinne, daß im Laufe der Entwick- 
lung der menschlichen Gesellschaft von einem gewissen Punkte ab 
die Gewinnung eines bestimmten Quantums von Bodenprodukten 
nur zu steigenden Kosten erfolgen könne, daB mithin die Produktivität 
der landwirtschaftlichen Arbeit auf die Dauer die Tendenz habe, zu 
sinken. Oppenheimer behauptet demgegenüber, das Bodengesetz gelte 
nur für den stationären Zustand der lJandwirtschaftlichen Technik, 
sei mithin kein volkswirtschaftliches Entwicklungsgesetz, sondern 
lediglich ein »Rentabilitätsgesetz der landwirtschaftlichen Privatöko- 
nomie«®). Im Laufe der Entwicklung erfolge nicht ein Sinken, son- 
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dern eine Steigerung der Bodenerträgnisse, weil das Bodengesetz 
ständig durch andere Faktoren überkompensiert werde. Für diese 
Behauptung hat Oppenheimer zwei Beweise zu erbringen gesucht, 
einen direkten und einen indirekten. Der direkte Beweis beruht auf 
statistischen Daten, welche dartun sollen, daß mindestens im Laufe 
des letztverflossenen Jahrhunderts die Quote an Nahrungsmitteln 
pro Fläche und Kopf.erheblich gestiegen sei und zwar nicht nur infolge 
der Inangriffnahme überseeischer Böden, sondern auch in den euro- 
päischen Kulturländern selbst. Oppenheimer schreibt in seinem 
»Malthus« ?) wörtlich: »Hätten wir nur die Ziffern für die Gesamt- 
produktion der zivilisierten Welt angeführt so wäre daraus zwar ein 
Argument gegen das »Bevölkerungsgesetz«, nicht aber gegen 
die von Malthus angenommene Geltung des 
Gesetzes der sinkenden Erträge herzuleiten 
gewesen. Denn man hätte annehmen können, daß die Mehr- 
produktion pro Kopf der Kulturwelt dadurch zustande gekommen 
sei, daß neues Land, vielleicht auch besseres Land, massenhaft 
unter den Pflug genommen wurde Die Zahlen für die 
beiden alten Kulturländer Deutschland und 
Frankreich, beide zu Malthus Zeit voll be 
setzt,sperren diese Ausflucht. Siezeigeneinekolos- 
sale Steigerung der Binnenlandsproduktion 
pro Kopf der mittlerweile sehr stark gestiegenen Einwohnerschaft, 
und das ist schlechterdings nicht anders zu 
verstehen, als wenn man zugibt, daß jenes 
Gesetz nicht in Kraft gewesen ist«®) Die Ziffern, 
deren Oppenheimer sich bedient, um sein Argument gegen das Gesetz 
der sinkenden Erträge zu begründen, stammen großenteils aus Mul- 
hals »dictionary of statistics« und sind reine Fantasiegebilde. Um dies 
darzutun, um also den Oppenheimerschen Gegenbeweis gegen die 
Wirksamkeit des Bodengesetzes zu entkräften, haben Wolf, Dietzel, 
und ich dieser Statistik exaktere Ziffern gegenübergestellt, aus denen 
sich ergibt, daß die Bodenerträge aus Kultureuropa längst nicht in 
dem Maße gestiegen sind, wie Oppenheimer es annimmt, vielmehr 
nur wenig mehr zugenommen haben, als die Bevölkerung jener Län- 
der. Keineswegs war es unsere Absicht, mittels dieser Ziffern nachzu- 
weisen, daß das Bodengesetz gewirkt habe, und daß die »Landwirte 
des Erdkreises« (NB! nur von den europäischen Ländern war die Rede) 
infolge von Bodenerschöpfung nicht mehr zu erzeugen imstande 
gewesen wären. Oppenheimer aber stellt es so hin, als ob wir diesen 
Beweis hätten antreten wollen und wirft uns eine »Verwirrung der 
beiden Kategorien der Produktivität und der Rentabilität« vor. Er 
weist darauf hin, daß die Landwirte nicht mehr zu erzeugen brauchen 
als die Nachfrage der Konsumenten erfordert habe, da andernfalls 
ja ein Preissturz hätte eintreten müssen, der die Produktion un- 


) S. 48 u. 49. 
°) Die gesperrten Stellen sind im Original nicht gesperrt. 


— — oe — a 


Zum Malthus-Problem. 035 


rentabel gemacht hätte. Nun bedürfte dieses Argument keiner wei- 
teren Erörterung, da wir ja, wie gesagt, garnicht das haben behaupten 
und beweisen wollen, was Oppenheimer uns unterstellt hat. Ich möchte 
aber doch in Parenthese bemerken, daß wenn die Landwirtschaft 
nicht mehr erzeugt hat, als es tatsächlich der Fall war, daraus durchaus 
noch nicht der Schluß gezogen werden kann, daß die Konsumenten 
nicht noch mehr Nahrung oder Nahrung besserer Qualität hätten ge- 
brauchen können, wenn dieselbe für sie zu gleichibleibenden oder gar 
sinkenden Preisen erlangbar gewesen wäre. Oppenheimer wird doch 
selbst nicht behaupten wollen, daß die Ernährung der großen Masse 
des Volkes bereits eine so reichliche sei, daß sie an der Grenze zwischen 
Ernährung und Ueberernährung angelangt sei. 

Oppenheimer wirft Dietzel und mir noch einen »zweiten ele- 
mentaren Schnitzer« vor. Wir hatten, um einen Wahrscheinlichkeits- 
beweis dafür zu erbringen, daß trotz fortgeschrittener landwirtschaft- 
licher Technik auch im Laufe des 19. Jahrhunderts das Gesetz des 
abnehmenden Bodenertrages sich durchgesetzt habe, an der Hand der 
Preisstatistik gezeigt, daß in England wie in Deutschland in neuer Zeit 
die Geldpreise des Getreides so lange ständig gestiegen seien, als jene 
Länder vorzugsweise auf die Erträgnisse des heimischen Bodens ange- 
wiesen waren. Oppenheimer hält uns entgegen, der steigende Geld- 
preis des Urprodukts beweise nichts für absolut wachsende Schwierig- 
keit seiner Beschaffung, sondern nur für relativ wachsende Schwierig- 
keit derselben im Verhältnis zur Schwierigkeit der Beschaffung des 
Geldstoffes ®). Allerdings hat Dietzel die Frage des Geldwertes nicht 
ausdrücklich berücksichtigt, offenbar weil er sie von Haus aus für das 
hier in Rede stehende Problem für unbeachtlich hielt. Mir aber hätte 
Oppenheimer jenen Vorwurf überhaupt nicht machen dürfen; denn 
ich habe die Frage des Geldwertes sehr wohl beachtet. Auf Seite 66 
meines Buches heißt es wörtlich: »noch eine andere Erklärung freilich 
wäre vielleicht denkbar, die nämlich, daß der Wert des Geldes ent- 
sprechend gesunken sei. Hierin will Kautsky die Ursache der Preis- 
steigerung finden. Er meint, es könne der Geldwert rascher gesunken 
sein, als die agrarische Produktivität gestiegen sei, während anderer- 
seits die Produktivität in der Industrie rascher als das Sinken des Geld- 
wertes sich gesteigert habe. Damit wäre dann nach ıhm die Erklärung 
geliefert, daB wiederum gleichzeitig mit dem Steigen der Agrarpro- 
dukte die Preise der gewerblichen Artikel gesunken sind. Indessen, 
ganz abgesehen davon, daß von einer starken Geldentwertung nur in 
den 5oer Jahren des vorigen Jahrhunderts nach Entdeckung der kali- 
fornischen Goldfelder die Rede sein könnte, ist es auch ausgeschlossen, 
daß bei einer Entwertung des Geldes, die eine solche Preishausse im 
Gefolge hatte, wie wir sie beispielsweise aus der preußischen Statistik 
erschen, gleichzeitig der Preis der Gewerbeprodukte so stark und an- 
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», Oppenheimer hätte hier auch Pohle nennen können, der sich, soweit ich 
sehe, unter den deutschen Schriftstellern als Erster dieses Argumentes bedient 
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haltend hätte sinken können, daß die Lebenshaltung des Volkes sich 
wesentlich heben konnte«. 

Ich will indessen Oppenheimer gern die Konzession machen, 
daß dieser Punkt einer ausführlicheren Erörterung bedurft hätte, und 
an dieser Stelle das Versäumte nachholen. Für die englischen Getreide- 
preise nämlich zu Beginn des ıg. Jahrhunderts steht Oppenheimer 
scheinbar ein starkes Argument zur Seite. Im Jahre 1797 war in Eng- 
land die sogenannte restriction act Gesetz geworden, d. h. die Bank 
von England wurde von der ıhr seither obliegenden Verpflichtung, 
ihre Noten in barem Gelde einzulösen, entbunden. Erst im Jahre 1819 
wurde dieses Gesetz aufgehoben und der Bank von England die Pflicht, 
ihre Noten einzulösen, wiederum auferlegt. Bekanntlich gaben diese 
Vorgänge die Veranlassung zu der Erstlingsschrift Ricardos »on the 
high price of bullion«, worin dieser behauptete, daß infolge einer 
übermäßigen Ausgabe des uneinlöslichen Papiergeldes eine Geld- 
entwertung und entsprechend eine Steigerung der Preise eingetreten 
sei. Es ist sehr streitig, ob diese Behauptung Ricardo’s den Tatsachen 
entsprach. Aber nehmen wir einmal an, sie hätte auf Wahrheit beruht; 
auch dann ist es nicht schwer, den Nachweis zu erbringen, daß die 
Preissteigerung des Getreides in jener Zeit nicht in erster Linie auf eine 
Geldentwertung zurückgeführt werden kann, denn die Verteuerung 
des Getreides infolge einer solchen hat auf die Verteilung der Ein- 
kommen nicht die gleiche Wirkung wie die Zunahme der Gestehungs- 
kosten für das letzte noch erforderliche Quantum. Angenommen, die 
Gestehungskosten des Getreides bleiben stabil, und der Wert der Geld- 
einheit sinkt, so steigt naturgemäß der Preis des Getreides; zunächst 
wird der Pächter einen vorübergehenden Vorteil haben, da er das 
Getreide zu höherem Preise verkaufen kann, während er die Löhne 
noch auf der Grundlage des alten Geldwertes bezahlt hat und auch die 
Rente nach dem Pachtkontrakt noch im früher festgesetzten Geld- 
betrage zu zahlen hat. Auf die Dauer aber werden sich Arbeitslohn, 
Profit und Rente gleichmäßig dem veränderten Geldwerte anpassen, 
während das Realeinkommen der drei Klassen das gleiche bleibt. Wie 
aber lag die Sache im damaligen England? Wir haben zuviele em- 
wandsfreie Zeugen, um darüber im Zweifel zu sein. Der reale Arbeits- 
lohn und der Profit gingen herunter, während die Rente des Landlords 
auffallend stieg. Eben diese Erscheinung gab ja den Anstoß zu den 
Schriften von Malthus, West und Ricardo über die Grundrente. Und 
charakteristisch ist gewiß, daß gerade Ricardo, der hervorragendste 
Vertreter der Quantitätstheorie in jener Zeit, für den es sicherlich nahe 
gelegen hätte, die Preissteigerung des Korns aus der Entwertung des 
Geldes herzuleiten, sich bei dieser Erklärung nicht beruhigte, sondern 
seine ganze Verteilungstheorie auf das Gesetz des abnehmenden Boden- 
ertrages und das Steigen der Grundrente aufbaute. Oppenheimer 
selbst betont ja einmal 1°) mit vollem Recht, daß Ricardo seine Theo- 
rien keineswegs »in den luftleeren Raum hineingebaut habe«, sondern 
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daß’es seine Absicht, wie die jedes ernsten Forschers gewesen ’sei, »die 
realen Tatsachen seines Arbeitsgebietes zu erklüren«e. So darf also 
für das England jener Tage wohl angenommen werden, daB dort das 
Bodengesetz in Wirksamkeit gewesen Ist. 

Wie steht es nun aber mit den deutschen Ziffern von 1820—1880 ? 
Hier könnte lediglich eine Entwertung der Edelmetalle in Frage kom- 
men. Ich gehe nun mit Oppenheimer im Gegensatze zu vielen anderen 
Theoretikern darin völlig einig, daß wıe bei allen Waren, auch bei der 
Ware »Geld« die Beschaffungskosten derselben letzten Endes über 
ihren Wert entscheiden. Aber das wird Oppenheimer doch wohl selbst 
zugeben, daß sich beim Gelde infolge der demselben anhaftenden 
Ligentümlichkeiten das Kostengesetz nur erheblich langsamer durch- 
setzen kann, als bei anderen Waren, ja, daß dazu sehr lange Zeiträume 
erforderlich sind. Schon dieser Umstand macht es unwahrscheinlich, 
daß andauernde Preisveränderungen im Durchschnitte von Jahrzehn- 
ten sich auf eine fortgesetzte Aenderung der Beschaffungskosten des 
Geldstoffes sollten zurückführen lassen. Wohl aber könnte das Ver- 
hältnis des Geldangebotes zur Geldnachfrage in Betracht kommen. 
Es steht aber fest, daß in der Zeit von 1820— 1850 der Geldvorrat 
im Verhältnis zum Geldbedarf geringer wurde, daß der Geldwert stieg, 
und die Geldpreise der meisten Waren demgemäß sanken. »Allent- 
halben hörte man über Geldmangel klagen« !!). Und dennoch die 
Preissteigerung des Getreides und der anderen wichtigen Nahrungs- 
mittel in jener Zeit! Da ist doch wohl kaum eine andere Erklärung 
denkbar, als daß die Preise stiegen, weil die absoluten Beschaffungs- 
kosten sich erhöhten. Von 1850 an muß dann freilich das Zuströmen 
des kalifornischen Goldes in Betracht gezogen werden. Es ist nicht 
ausgeschlossen, daB von diesem Zeitpunkte ab, wie ich Oppenheimer 
gerne zugebe, die weitere Preissteigerung teilweise auf diesen Faktor 
zurückzuführen ist 1). Aber auch nur teilweise, denn ohne daB be- 
sondere Anhaltspunkte dafür vorliegen, läßt sich nicht ohne weiteres 
annehmen, daß gerade gleichzeitig mit dem Zuströmen des neuen 
Edelmetallcs die Bewegung der Beschaffungskosten des Getreides 
begonnen habe, eine umgekehrte Richtung einzuschlagen. 


~ 111. 


Für die von ihm behauptete Veberkompensation des Bodengesetzes 
hat; Oppenheimer noch einen indirekten Beweis angetreten: Die rela- 
tive Zunahme der städtischen im Verhältnis zur Landbevölkerung 
bei allen wachsenden Kulturvölkern. Wäre, so argumentiert Oppenhei- 
mer, das Gesetz des abnehmenden Bodenertrages ın Wirksamkeit 
gewesen, so hätte das Umgekehrte eintreten, es hätte die Landbevöl- 
kerung stärker zunehmen müssen, als die Stadtbevölkerung. Diese 


21) Sombrart, »Deutsche Volkswirtschaft im rg. Jahrhunderte S. 89. 

12) Die Frage wäre immer noch, ob der innere Geldwert infolge Zuströmens 
des neuen Goldes tatsachlich gesunken jst, eine Frage, die durchaus nicht ohne 
Weiteres zu bejahen ıst. 
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Argumentation kann selbstverständlich nur Geltung für sich beanspru- 
chen für die Zeit, in der die Völker noch ganz oder vorwiegend von den 
Erträgnissen des inländischen Bodens sich nährten. Denn darüber, 
daß das Bodengesetz von dem Augenblick an, wo jene Völker Getreide 
aus überseeischen Ländern mit extensiver Landwirtschaft in größeren 
Mengen importierten, nicht mehr in Kraft war, herrscht ja wohl kein 
Streit. Für jene Zeit der landwirtschaftlichen Eigenproduktion sind 
nun dem indirekten Beweis Oppenheimers gegenüber zwei Einwände 
erhoben worden: 

I. Dietzel, Pohle und ich haben Oppenheimer vorgehalten, daß 
der Unterschied zwischen Stadt- und Landbevölkerung nicht identisch 
seı mit dem zwischen dem in und für die Landwirtschaft tätigen und 
dem nicht für die Landwirtschaft tätigen Teil der Bevölkerung und zwar 
deshalb nicht, weil heute ein nicht unerheblicher Teil der für die Land- 
wirtschaft tätigen Arbeiter nicht auf dem Lande, sondern in der Stadt 
wohne. Dahin gehören insbesondere die Anfertiger landwirtschaft- 
licher Maschinen und Geräte, die Erzeuger künstlicher Düngemittel 
usw. Gerade wenn das Bodengesetz wirkt, wird unter den heutigen 
Verhältnissen die Zahl dieser Arbeiter zunehmen müssen, die Ein- 
wohnerschaft der Städte wird wachsen, während die auf dem Lande 
wohnende Bevölkerung auch nicht um einen Mann zuzunehmen braucht 
Oppenheimer erwidert darauf, dieser Einwand sei lediglich eine »Ver- 
dunkelung eines sehr klaren Tatbestandes«. Für die Frage, um die es 
sich hier handele, komme ausschließlich der Ueberschuß an Nahrungs- 
mitteln in Betracht, den die »unmittelbar über das reife Urprodukt ver- 
fügenden Produzenten« über ihren eigenen Bedarf hinaus erzeugten, 
und dieser Ueberschuß sei bei zunehmender Verdichtung der Bevöl- 
kerung zweifelsohne gewachsen. Diese Argumentation ist irrig. Denn 
das Getreide, welches die in der Stadt wohnenden »indirekte land- 
wirtschaftlichen Arbeiter verzehren, ist nicht ausschließlich von der 
auf dem Lande wohnenden Bevölkerung produziert, sondern von jenen 
städtischen Arbeitern miterzeugt. Ihr Verzehr an Nahrungsmitteln 
stammt nicht aus einem Ueberschuß der Landwirtschaft über ihren 
eigenen Bedarf hinaus, ist nicht »produit net« der Landwirtschaft, 
sondern gehört zum Rohertrag derselben. Bilden doch jene indirekt 
agrikolen Arbeiter Produktionskostenelemente der Landwirtschaft 
und auf deren Zunahme, nicht auf die Zunahme der »über das Ur- 
produkt unmittelbar verfügenden Produzenten« kommt es an, wenn 
es sich fragt, ob das Bodengesetz in Wirksamkeit ist oder nicht. 

2. Einen weiteren Einwand — den einzig erheblichen, wie Oppen- 
heimer sagt — hatten ihm bereits früher Pohle, Bernstein und Wolf 
gemacht und auch dem hatte ich mich angeschlossen. Wir hatten 
behauptet, die relative Zunahme der Stadtbevölkerung könne auch 
auf einem »statistischen quiproquo« beruhen, davon herrührend, 
daß bei zunehmender Arbeitsteilung und Rentabilität der Stoffverede- 
lung sich mehr und mehr Gewerbe, die seither von den Landwirten 
im Rahmen der geschlossenen Hauswirtschaft betrieben wurden, 
selbständig machten, sich aus der Hauswirtschaft loslösten und in die 


Zum Malthus-Problem. 939 


Städte verzogen. Dadurch erwuchs den zurückbleibenden Land- 
wirten eine erhebliche Ersparnis an Nebenarbeiten, die dazu verwandt 
werden konnte, die Tätigkeit im Ackerbau zu steigern und ein grö- 
Beres Produkt zu erzeugen. Dieser Einwand ist nicht, wie Oppen- 
heimer annimmt, »von ungefähr der gleichen Art«, wie der hier unter I 
behandelte. Denn hier handelt es sich nicht um »indirekt agrikole Ar- 
beiter«, nicht um Produktionskostenelemente der Landwirtschaft, 
sondern um nicht landwirtschaftlich tätige Stadtbewohner. Das von 
ihnen verzehrte Produkt ist nicht Rohertrag, sondern in der Tat reines 
Ueberschußprodukt der Landwirtschaft. Oppenheimer hat geglaubt, 
diesen Einwand durch die Zuwachsziffern der englischen Bevölkerung 
in der Zeit von 1754—1900 entkräften zu können, die viel zu bedeu- 
tend gewesen sei, um sich aus jener bloß örtlichen, nicht beruflichen 
Verschiebung der Bevölkerung erklären zu lassen. Ich habe daraufhin 
Oppenheimer entgegengehalten 12), daß der englische Bevölkerungszu- 
wachs von etwa 1820 an für das hier in Rede stehende Problem nicht 
mehr in Betracht kommen könne, vielmehr seit dieser Zeit durch den 
Import ausländischen Getreides nach England hinreichend erklärt sei. 
Oppenheimer erwidert darauf, das gehöre nicht hierher, denn hier 
handele es sich »lediglich um die Schätzung, wie groß wohl maximal die 
Zahl jener zu viel gezählten quiproquo Landwirte und faktischen Städ- 
ter gewesen sein könnte«. Das ist mir offen gestanden unverständ- 
lich. Die Frage ist doch, wie der rapide Zuwachs der englischen Bevöl- 
kerung zu erklären ist, und es ist niemanden eingefallen, diese Ver- 
mehrung von dem Zeitpunkte des Imports ausländischen Getreides an 
noch aus jenem »statistischen quiproquo« erklären zu wollen. 


IV. 

Ich gelange nun zu den SchlußBausführungen Oppenheimers. Er er- 
klärt, es genüge ihm völlig, daß Dietzel, Wolf und ich ihm zugeben, 
daß z. Z. das Bodengesetz überkompensiert werde. Denn damit kon- 
zedierten wir gleichzeitig, daß die Malthussche Lehre falsch sei. Finde 
Ueberkompensation tatsächlich statt, so gebe es keine Erklärung 
mehr für den Proletarierlohn und das kapitalistische Elend, das sei die 
Bankerotterklärung der Wissenschaft. In dieser Argumentation 
Oppenheimers scheint mir ein klaffender Widerspruch enthalten zu 
sein. Oppenheimer argumentiert nämlich folgendermaßen: 

I. Das Bodengesetz wird gegenwärtig überkompensiert; Beweis: 
Die Bevölkerung ist besser ernährt, die Lebenshaltung des Volkes also 
gestiegen. 

2. Wenn aber das Bodengesetz überkompensiert ist, woher dann 
die schlechte Lebenslage des größten Teils der Bevölkerung ? 

Oppenheimer hat, und daraus findet wohl sein ganzer Gedanken- 
gang seine Erklärung, den Haupteinwand, den ich gegen seinen »Malt- 
hus« erhoben habe, nicht berücksichtigt, obgleich sich dieser Einwand 
gegen eine der wesentlichsten Prämissen seines Angriffes auf Malthus 


13) Mein »Malthus«, S. 58. 
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richtet. Oppenheimer behauptet, die Malthussche Lehre enthalte not- 
wendigerweise eine »quantitative Behauptung«, die nämlich, »daß 
mindestens die niederen Klassen der Bevölkerung«, auf die Dauer 
(also von zeitweiligen Schwankungen abgesehen) immer auf das Mi- 
nımum an den Subsistenzmitteln beschränkt bleiben müsse« 1). 
So weit ist freilich selbst Lassalle nicht gegangen, dessen »ehernes 
Lohngesetz« doch nichts anderes sein soll, als eine Wiederholung der 
Lohnlehre der Klassiker. Selbst Lassalle spricht doch nicht von einem 
absoluten physischen, sondern von einem »gewohnheitsmäßigen« 
Existenzminimum. Die Interpretation, wie sie Oppenheimer der 
Malthusschen Lehre hat zu teil werden lassen, ist unrichtig, und ich 
habe mich bemüht, dies in meinem Buche eingehend nachzuweisen ®). 
Malthus hat sehr wohl nicht nur eine vorübergehende, sondern eine 
dauernde Hebung der Lebenslage der unteren Klasse für möglich ge- 
halten. Hat einmal infolge von Verbesserung der sozialen Organi- 
sation oder durch rapide Zunahme der Kapitalien in einem Lande 
der Arbeitslohn und damit der standard of life der großen Masse des 
Volkes eine bestimmte Höhe erreicht, so kann dieser standard of life 
nach Malthus maßgebend werden für die Bevölkerungskapazität dieses 
Landes. Der reale Arbeitslohn reguliert dann die Bevölkerungsgröße, 
d. h., der individuelle Nahrungsspielraum pro Kopf reguliert die Be- 
völkerungsziffer 18). In dieser Doktrin liegt kein Widerspruch gegen 
den Gesamtinhalt der Malthusschen Lehre, sie bildet vielmehr einen 
integrierenden Bestandteil derselben. Sie ist auch in die Lohntheorie 
Ricardos und seiner Nachfolger mit hineingenommen worden "). 
Allerdings hat Malthus weiterhin zweierlei behauptet: 1. daß bei 
zunehmendem Wohlstand die Zuwachsrate der Bevölkerung stets eine 
solche sein werde, daß die Lebenshaltung der großen Masse des Volkes, 
auch wenn sie sich hebe, eine relativ dürftige bleibe und 2., daß die 
Existenz des Privateigentums das beste Mittel sei, eine solche Hebung 
der Lebenshaltung herbeizuführen, daß eine sozialistische Gesell- 
schaftsordnung hierfür weit weniger Garantien biete. 

Fragen wir uns an der Hand dieser Ausführungen: Wie kommt es, 
daß trotz Ueberkompensation des Bodengesetzes die Lage der Volks- 
massen in der Gegenwart eine zwar gegen früher gehobene, aber doch 
noch eine relativ dürftige ist ?, so wird die Antwort zu lauten haben: 
Nicht darauf kommt es an, ob überhaupt Ueberkompensation statt- 
gefunden hat, sondern die Frage ist, in welchem Grade die Ueber- 
kompensation erfolgt ist und inwieweit die Bevölkerung auf die 
Vermehrung des Wohlstandes durch eine Steigerung ihrer Zuwachsrate 
reagiert hat. Daß die Zunahme der Bevölkerung im Laufe des ver- 
flossenen Jahrhunderts in allen Kulturländern (Frankreich ausge- 
nommen) eine so rapide war, wie nie zuvor, wird Oppenheimer nicht 








14) Oppenheimer »Malthus«, S. 23. 

15) Mein »Malthuss, S. 29 ff. 

16) Mein »Malthuse, S. 32. 

1) Vgl. dazu Kap. II Abschn. 2, Ziffer ı, meines »Malthuse, S. 109 ff. 
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bestreiten wollen. Sie erfolgte nicht in völlig gleichem Maße, wie die 
Steigerung des Wohlstandes, die Lebenshaltung des Einzelnen konnte 
sich heben, aber sie konnte es infolge des Bevölkerungszuwachses nur 
in beschränktem Umfange. Es bleibt das Wort Sombarts wahr: 
»Alle Steigerung der Produktionskraft vermag dem Wohlstand des 
Einzelnen nur wenig zuzusetzen, wenn die Bevölkerung sich so wahn- 
sinnig vermehrt, wie es in den letzten Ioo Jahren der Fall gewesen ist.« 

Daher also der Proletarierlohn. 

Wie steht es nun aber mit der Zukunftsprognose, deren Ver- 
mengung mit der Gegenwartserklärung der gedrückten Lebenslage 
der unteren Klassen mir Oppenheimer weiter zum Vorwurf macht ? 
Warum haben meine Vorgänger und ich uns bemüht, darzutun, daß 
die gegenwärtige Ueberkompensation des Bodengesetzes keine dau- 
ernde sein könne? Selbstverständlich nicht, um die Wirksamkeit 
des Malthusschen Gesetzes für die Gegenwart zu erweisen. Diese 
scheint mir durch die heutige Bevölkerungszunahme ausreichend 
erwiesen. Aber Malthus wußte sehr wohl, warum er das Bodengesetz 
zu einer wesentlichen Prämisse seiner Lehre machte und sich nicht 
damit begnügte, auf die Tendenz der Bevölkerung, auf jede Zunahme 
des Wohlstandes mit einer Vergrößerung ihrer Zuwachsrate zu re- 
agieren, hinzuweisen. Wäre nämlich eine dauernde Ueberkompensa- 
tion des Bodengesetzes auch für die Zukunft möglich, dann allerdings 
müßte die Zunahme der Subsistenzmittel eine so rapide werden 
daß die Bevölkerung noch in ganz anderem Maße als bisher hinter der 
Zunahme des Wohlstandes zurückbleiben müßte. Dann freilich wäre 
auf die Dauer ein Pressen der Bevölkerung gegen den Nahrungs- 
spielraum undenkbar, und ein allgemeiner Wohlstand pro Kopf des 
Einzelnen müßte die Folge sein. Wer also der Meinung ist, daß nach 
allem menschlichen Ermessen das Malthussche Gesetz auch für die 
Zukunft in Kraft bleiben wird, daß es eben eine »natürliche Kate- 
gorie« darstellt, dem liegt es ob, nachdrücklich auf die Faktoren 
hinzuweisen, die es ausgeschlossen erscheinen lassen, daB jene 
Ueberkompensation andauern kann. 

Ich glaube, diese Darlegungen sind klar genug, um ersichtlich 
zu machen, daß es sich hier nicht um »Durcheinandermischung zweier 
Probleme«, um »Massenfabrikation von Trugschlüssen« handelt, »die 
das Problem fast unsichtbar machen« Es liegt hier ein einheitliches 
Problem vor und dieses ist: Ist das Malthussche Gesetz auf Grund 
unserer heutigen Erkenntnis haltbar als eine natürliche »Kategorie«, 
d. h. als ein Gesetz, das in der Vergangenheit wirksam war, in der 
Gegenwart wirksam ist und allem Ermessen nach auch in Zukunft 
wirksam sein wird ? Diese Frage ist meiner Ansicht nach unbedingt zu 
bejahen. 
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ı. Bibliographien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


Rubakin, N.: Rossija w zifrach (Rußland in Ziffern). 
Petersburg 1912. Verlag »Westnik Snanija«, S. 216. 

Auf Grund umfangreichen offiziellen und sonstigen wissenschaft- 
lichen Materials macht der Verf. den Versuch, ein Gesamtbild Rußlands 
zu geben und zwar Insofern es in genauen, ziffernmäßigen Daten mög- 
lich war. Im ersten Abschnitt wird Rußland als Ganzes behandelt. Hier 
sind die Angaben über Land, Bevölkerung, über die Nationalitäten- 
und Religionsverhältnisse usw. versammelt, die leider meistenteils 
veraltet sind. Im zweiten geht die Rede von der standesmäßigen 
Zusammensetzung des Riesenreiches. Im dritten und vierten werden 
die Klassenverhältnisse untersucht, im fünften das Volkseinkommen 
und dessen Verteilung. Mehrere Diagramme und Vergleichsbilder 
veranschaulichen die Darlegungen und vergrößern somit den Wert 
des überaus nützlichen Büchleıns. (Streltzow.) 
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Wygodzınski, W.: Wandlungen der deutschen 
Volkswirtschaft im Neunzehnten Jahrhun- 
dert. Cöln 1912. Du Mont-Schauberg’sche Buclıh. 

Anspruchslose, z. T. in Plauderton geschriebene Aufsätze über 
die deutsche Volkswirtschaft im verilossenen Jahrhundert bis auf 
unsere Tage. Der Verf. fußt offenkundig auf den Arbeiten anderer 

Gelehrter auf diesem Gebiete, — worunter insbesondere auch Som- 

bart zu nennen wäre — wendet sich dabei indes durchweg an die 

besten Quellen. Was er an Eigenem hier und da gibt, sind zum Teile 
von guter Beobachtungsgabe Zeugnis ablesgende Randbemerkungen 
und Zusätze (z. B. auf p. 93), zum Teil allerdings auch kleine Un- 
beholfenheiten und Impotenzen: so versagt Verf, in der von ihm 
aufgeworfenen Frage der Klassenbildungen (p. 99). Der Uebergang 
von Elementen aus dem Arbeiterstande zum selbständigen Detail- 
handel ist bei weitem nicht so häufig als Verf. (auf p. 112) anzuneh- 
men scheint. Dies geschah häufiger ın Deutschland bloß ın den Zeiten 
des sogenannten Sozialistengesetzes, wo die Gemaßregelten und 
aus der Arbeit Geworfenen noch nicht in den Gewerkschaften und 
in der politischen Partei einen neuen lohnenden Unterschlupf fin- 
den konnten und die Etablierung als »Bucdiker« oft der einzige Ret- 
tungsanker für sie war. Es ist auch nicht zutreffend, was Verf. 
über die soziale Funktion des Warenhauses sagt. Dieses spekuliert 
keineswegs bloß auf die »unwirtschaftlichen Neigungen des Käufers« 
(p. 113). Die Bequemlichkeitsliebe ist im Gegenteil als zeit- und 
kräftesparendes Element eine durchaus wirtschaftliche Qualität des 
Homo veconomicus, die bei der Anhäufung großer und billiger Waren- 
massen der verschiedensten Gattungen, wie wir sie im Warenhaus 
antrefifen, völlig auf inre Rechnung kommt. Auch die Behaup- 
tung, die Erscheinung des sog. »\arenhausdiebstahls« sei eine 
Folge der »inneren Disziplinlosigkeit« des Warenhausklienten, 
will mir als sehr gewagt erscheinen. Die Erklärung für die Waren- 
hauscdiebstähle legt viel näher und viel einfacher: einerseits in der 
Masse und leichten Erreichbarkeit der dort aufgestapelten Güter, 
andererseits in der Masse des dort frei und ohne jeglichen Kaufzwang 
verkehrenden Publikums, Umstände, die die Gelegenheit der Dieb- 
stahlsbegehung mehren und die Wahrscheinlichkeitschancen der Ent- 
deckung mindern. In dem Kapitel Deutschland und die Weltwirt- 
schaft setzt Verf. sehr anschaulich die Theorien von Oldenberg, 
Sombart und Dietzel auseinander, ohne freilich aus den wider- 
streitenden Direktiven der Exportentlusiasten, der Verfechter der 
autonomen Wirtschaft und der Lobredner des Imports enen rechten 

Ausweg zu wissen (p. 178). Daß der Wertmaßstab der Inerın Betracht 

kommenden Probleme vorzüglich in der Weltanschauung der Be- 

obachter liege, vermag nicht ohne weiteres zugegeben zu werden. 


(R. M.) 


— m u en m 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Rickert, Heinrich: Die Grenzen der nalurwissen- 
schaftlichen Begriff[sbiıldung. Eine logische Einlei- 
tung in die historischen Wissenschaften. Zweite neu bearbeitete 
Aullage. Tübingen 1913. J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). S. XII 
und b44 M. IS.—, geb. M. 20.—. 
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Der große Methodenstreit zwischen den Hauptvertretern der 
historischen und »abstrakten« Richtung in der Nationalökonomie hat 
eine Reihe grundlegender methodologischer Fragen der Wirtschafts- 
wissenschaft klargelegt und dabei in vielen Beziehungen auf Gedan- 
kengänge geführt, welche sich mit den neuesten Ergebnissen der 
erkenntnistheoretischen und logischen Literatur sehr eng berühren, 
und doch sind die entscheidendsten Probleme, ja das Zentralproblem 
ungelöst geblieben. Zugunsten der historischen Betrachtung wird 
noch jetzt das Argument ins Feld geführt, sie allein könne das Wirt- 
schaitsleben in seinem ganzen historisch-gesellschaftlichen Zusammen- 
hange erfassen, während die abstrakte Analyse von der »vollen empi- 
rischen Wirklichkeit« abstrahieren müsse. Und selbst ein so scharf- 
sinniger Forscher, wie Menger, empfindet dies als gewissen Mangel, 
denn sonst hätte er nicht zu beweisen versucht, daß während jede ein- 
zelne sozialwissenschaftliche Disziplin jeweils nur eine bestimmte 
Seite des sozıalökonomischen Lebens erforscht, die Gesamtheit der- 
selbenes erschöpfend erklären könne. Diese Annahme in ihrer 
völligen Unhaltbarkeit erwiesen zu haben, war geradezu eine Tat 
von Rickert. Ihm gebührt das Verdienst, freilich neben anderen, aber 
doch am entschiedensten und eingehendsten den Beweis geliefert zu 
haben, daß jede Wissenschaft (auch die Geschichte) einer unüber- 
sehbaren Mannigfaltigkeit der gegebenen »Wirklichkeit« gegenüber- 
steht, die sie zu überwinden hat. Diese Aufgabe haben alle Wissen- 
schaften gemeinsam, und logisch unterscheiden sie sich nur dadurch, 
welche Zwecke sie bei der vorzunehmenden Umformung der Wirk- 
lichkeit verfolgen und welche Mittel sie dabei zu wählen haben. Esıst 
vor allem unbedingt notwendig, »daß wir uns auf das Unmittel- 
bare in seiner Unmittelbarkeit so weit besinnen, wie das nur irgend 
möglich ist und dann uns zugleich den Abstand vergegenwärtigen, 
den jeder wissenschaftliche Begriff... . von der empirischen Reali- 
tät zeigt« (IX) !). Diese letztere kann aber betrachtet werden: ent- 
weder nut Rücksicht auf das Allgemeine oder mit Rücksicht auf das 
Besondere. Das ergibt die logisch extremsten Gegensätze: auf der 
einen Seite die (generalisierenden) Naturwissenschaften, auf der an- 
deren die (individualisierenden) historischen Wissenschaften. Rickert 
streitet keineswegs ab, daB man die Wissenschaften auch nach ihren 
Stoffen gliedern kann, ist aber mit Recht der Ansicht, daß man nur 
auf logischem Wege »den Unterschied von Naturwissenschaft 
und Geschichte auch mit Rücksicht auf ihre sachlichen Eigentümlich- 
keiten philosophisch verstehen und begreifen« kann (22). 

Fügen wir zu dieser Voraussetzung noch die aus ihr folgende 
Konsequenz hinzu, so ist bereits durch die Problemstellung eine Reihe 
der wichtigsten methodologischen Fragen der Nationalökonomie, auf 
die übrigens Rickert unmittelbar gar nicht eingeht, implizite gelöst 
oder jedenfalls der Weg zu ihrer Lösung gebahnt. Hängt nämlich die 
logische Struktur einer Wissenschaft nur von ihrem Zwecke 
ab, so ist es gleichgültig, ob sie geistige Vorgänge oder körperliche 
Erscheinungen zu ihrem Objekt hat, denn nicht nur die Natur, sondern 
auch die Kulturerscheinungen können generalisierend, ebenso wie 
individualisierend dargestellt werden (28), auch stellen die konkreten 





I) Die eingeklammerten Zahlen geben die Seitenzahlen des besprocheien 
Werkes an. Der gesperrte Druck in den Zitaten stammt von uns. 
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Wissenschaften keineswegs logisch reine Typen dar, es weisen vielmehr 
die naturwissenschaftlichen Disziplinen historische Bestandteile auf 
und umgekehrt bedienen sich historische Wissenschaften naturwissen- 
schaftlicher Begriffe. Daraus folgt aber auch, daß das Historische 
unter logiıschem Gesichtspunkte sich nicht deswegen dem generali- 
sierenden naturwissenschaftlichen Begreifen entzieht, »weil es Pro- 
dukt freier Wesen ist, sondern weil es in seiner Individualität 
dargestellt werden soll, und durch den Satz, die Geschichte habe es 
mit freien Individuen, die Naturwissenschaften mit kausal bedingten 
Vorgängen zu tun, wird daher ebenfalls eine Entscheidung in metho- 
dologischen Streitfragen niemals zu gewinnen sein . . .« (372). Der 
logische Gegensatz zwischen Natur und Geschichte 
ist einzig und allein entscheidend, nicht de sachliche Verschie- 
denheit von Natur und Geist. Dieser Ausgangspunkt Rickerts 
ist auch für die Klarlegung der logischen Struktur der Nationalöko- 
nomie von allergrößter Bedeutung. Indem Rickert endgültig die 
Alleinherrschaft des Allgemeinen in der Wissenschaft be- 
seitigt und nachweist, daß auch die Darstellung des Individuellen 
Anspruch auf Wissenschaft erheben darf, hat er implicite auch dem 
Streit zwischen historischer und abstrakter Betrachtung in der Natio- 

nalökonomie, einer jeden von ihnen ihre speziellen Aufgaben zuweisend, 
ein Ende gemacht. Diese grundlegenden Sätze der Rickertschen Wissen- 
schaftslehre dürften wohl als bleibende Errungenschaft der Wissenschaft 
angesehen werden. Gegen einige Konsequenzen, die Rickert aus diesen 
zieht, müssen wir aber recht wesentliche Einwände erheben. Es sind 
vor allem zwei schr eng miteinander zusammenhängende Fragen, die 
sich uns dabei aufdrängen. Hat Rickert das logische Wesen der Natur- 
wissenschaft erschöpfend charakterisiert und ihre Grenzen an dem 
logisch entscheidenden Punkte festgelegt? Denn das ist ein Zentral- 
problem der ganzen Untersuchung. Die Grenzen der naturwissen- 
schaftlichen Begriffsbildung sollen uns doch die Lücke aufzeigen, die 
suns eine zu höchster Vollkommenheit gebrachte Naturwissenschaft 
notwendig in unserem Wissen lassen muß, und so auf das hinführen, 
was durch die naturwissenschaftliche Begriffsbildung . . . . nicht 
bewältigt werden kann« (19). Rickert meint nun, daß, weil die Natur 
»die empirische Wirklichkeit mit Rücksicht auf das Allgemeıne« 
(169) darstellt, »die logische Vollkommenheit eines naturwissenschaft- 
lichen Begriffes von dem Grade abhängt, in dem die empirische A n- 
schauung aus scinem Inhalte entiernt ist« (189). Die Ergänzung 
der Naturwissenschaften müßten somit diejenigen Wissenschaften dar- 
stellen, welche die individuelle Anschauung zu ıhrem Rechte 
bringen. Es ist aber ein verhängnisvoller Irrtum von Rickert, das 
Schwergewicht auf das Anschauliche als auf das logisch relevantere 
zu verlegen. 

Die Umformung der »Wirklichkeit« durch allgemeine Gattunes- 
begrifie, die durch Vergleichung mehrerer direkt beobachteter Ob- 
jekte gebildet werden, genügen für die Zwecke der Naturwissenschaften 
nicht, weil sie nur empirische Geltung besitzen. Wie Rickert es mit 
großer Schärfe nachweist, ist für die Naturwissenschaft weniger 
die quantitative Allgemeinheit des Gattungsbegriffes als die Allge- 
meinheit der Geltung desselben das Wesentliche. Die Voraussetzung 
der höchsten Leistung des naturwissenschattlichen Begriffes besteht 
darin, »daß er von allen besonderen räumlichen und zeitlichen Be- 
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stimmungen frei ist, um so auf jede Gestaltung der Wirklichkeit zu 
passen, welche räumliche und zeitliche Bestimmungen sie auch haben 
möge.« Er muß also nicht nur empirische, sondern unbegrenzte oder 
unbedingte Allgemeinheit (56), oder anders ausgedrückt, unbedingt 
allgemeine Geltung besitzen. Der prinzipielle Unterschied zwi- 
schen dem allgemeinen Gattungsbegriff und dem Naturgesetz kann 
gar nicht schärfer gekennzeichnet werden, als dies Rickert in den 
angeführten Sätzen getan hat, dennoch unterlaufen ihm bei der Ab- 
leitung des vollendeten naturwissenschaftlichen Begriffes — des Natur- 
gesetzes schr wesentliche Irrtümer. Rickert hat trotz dem durchaus 
zutreffenden Einwande Frischeisen-Köhlers, die Naturgesetze ließen 
sich nicht aus dem Postulate, die Begriffe zur höchsten Allgemeinheit 
zu erheben, ableiten, seine diesbezügliche Behauptung aufrecht zu er- 
halten gesucht. Demgegenüber muß hervorgehoben werden, daß der 
Uebergang von allgemeinen Gattungsbegriffen zu Naturgesetzen sich 
rein logisch. ohne bestimmte »ontologische« Voraussetzungen gemacht 
zu haben, nicht vollziehen läßt. Daß Rickert dies übersieht, verleitet 
ıhn zu der ganz unbegründeten Annahme, der Begriff des allgemeinen 
Naturgesetzes ließe sich durch Analyse eventuell eines einzigen 
Objektes finden (03). Diese Annahme Rickerts ist weder logisch halt- 
bar, noch entspricht sie der wirklichen Forschung. Dem Natur- 
forscher sind unmittelbar nur individuelle Kausalreihen gegeben. Diese 
hat er zu Naturgesetzen umzuformen und muß dabei vor allem von 
jeder konkreten zeitlichen und räumlichen Beziehung absehen und 
ferner die Grewißheit zu erlangen suchen, daß die die Ursache zusam- 
mensetzenden Elemente, sagen wir ABC, den Elementen der Wir- 
kung A’B’C’ genau entsprechen. Das wird aber nur in den seltensten 
Fällen, auf die hier einzugehen uns zu weit führen würde, zutreffen. 
Nie und nımmer kann aber z. B. der Physiker durch Analyse eines 
einzigen Experimentes, wie Rickert es meint, zu einem Naturgesetz 
gelangen. Er wird vielmehr stets zu befürchten haben, er könnte mit 
Kausalbeziehungen zu tun haben, die sich aus ABC X und ABCX 
zusammensetzen. In diesem Falle muß er aber zu dem Umwege der 
Massenbeobachtung greifen — das ist ein rein logisches 
Postulat — und kann so nur mit einem bestimmten, mathematisch 
ausdrückbaren Wahrscheinlichkeitsgrade den Kausalzusammenhang 
charakterisieren. Auf diese Voraussetzung stützt sich auch die jüngste 
puysikalische Disziplin — die statistische Mechanik. Wir 
beobachten gegenwärtig geradezu eine völlige Umwertung und Um- 
formung aller Begriffe der Physik durch diese der Sozialwissenschaft 
eigentümliche Betrachtungsweise. Diese neueste Strömung in der 
Physik hat Rickert vollständig übersehen, wie überhaupt die Stellung 
der statistischen Methode in der Wissenschaftslehre, und dies ıst 
durch die unzureichende, z. T. direkt irreführende Charakteristik des 
Wesens des Naturgesetzes bedingt. Ist es nämlich für das Naturgesetz 
wesentlich, daß es von Raum und Zeit (richtiger gesagt von jeder be- 
stimmten räumlichen und zeitlichen Beziehung) absieht und daher 
auch unbedingt allgemein gilt, so kommt es in erster Linie nicht darauf 
an, daß durch dasselbe die Anschauung des Begriffes beseitigt wird, son- 
dern eben die Beziehung zu einem bestimmten Raum und zu einer 
bestimmten Zeit. Zieht man aber hier die Grenze der naturwissen- 
schaftlichen Begriffsbildung, so muß man die Ergänzung derselben 
nicht in der Anschaulichkeit der Begriffe suchen, sondern darin, daß 
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sie auf bestimmte räumlich-zeitliche Verhältnisse sich beziehen ?). 
Als Mittelglied erscheint bei einer solchen Einteilung der Wissenschaften 
diejenige Disziplin, die mit räumlich und zeitlich nur innerhalb g e- 
wisser Grenzen bestimmten Begriffen operiert — die St&x 
tistik, auf die wir noch mit ein paar Worten eingehen möchten. 
Mit Hilfe der statistischen Methode können wir zunächst in Analogie 
zu den naturwissenschaftlichen Begriffen zum Zwecke der Klassifika- 
tion »Gesamtheiten« (Kollektivbegriife) bilden. Die Aufstellung sol- 
cher Begriffe, die keineswegs Exemplare eines allgemeinen 
Gattungsbegriffes darstellen, kann einen Selbstzweck haben. Diese 
Begriffe können aber auch zur Charakteristik von Kausalzusammen- 
hängen verwendet werden, führen jedoch dann, weil sie eben keine 
Gattungsbegriffe sind, nicht zu Naturgesetzen, sondern zu Kausal- 
beziehungen, die sich dadurch auszeichnen, daß sie nur innerhalb 
gewisser Grenzen mit einem bestimmten Grade der Wahrscheinlich- 
keit gelten (Anwendungsgebiet der Korrelationsmethode). Die sta- 
tistische Methode hätte wegen ihrer logischen Tragweite auch Rickert 
berücksichtigen müssen, obwohl er auch keine erschöpfende Klassifi- 
kation der Wissenschaften erstrebt. Daß er dies nicht getan hat, zeigt 
daß er die große Bedeutung, welche die verschiedenen "Bestimmungen 
der räumlich- zeitlichen Beziehungen für die Einteilung der Wissen- 
schaften haben, ganz übersieht. Es ıst hier nicht der Ort, darauf näher 
einzugehen, doch wollen wir noch an der Hand eines Beispiels zeigen, 
wie nahe durch die statistische Betrachtungsweise die moderne Physik 
in formaler Beziehung an Probleme herantritt, die bisher nur für die 
Sozıalwissenschaften als eigentümlich betrachtet wurden. Die 
Physiker haben in den letzten Jahren versucht, gestützt auf die 
Hypothese von Avogadro (wonach bekanntlich in gleichen Volumina 
von Gasen bei gleichem Druck und gleicher Temperatur die gleiche 
Anzahl Moleküle enthalten sind), die Anzalıl der Moleküle tatsäch- 
lich zu bestimmen. Die (natürlıch nur indirekt [vermittelst ra-lıo- 
aktiven Iirscheinungen] ausiührbaren) »Zählungen« ergeben stets ver- 
schiedene, aber nur um weniges voneinander abweichende Werte. 
Diese müßten methodologisch "als Stich proben betrachtet und 
(mit den Hilfsmitteln der Wahrscheinlichkeitsrechnung) daraufhin 
geprüft werden, ob die Abweichungen auch derart sind, dab die Stich- 
proben für die als Gesamterhebung gedachte Molekülzahlung als 
yrepräsentativ« betrachtet werden können. Eine logisch sehr 
bemerkenswerte Modifikation tritt dann ein, wenn die Avogadrosche 
Hypothese dahin geändert wird, daB die Anzahl der Moleküle ın glei- 
chen Volumina nicht als gleich, sondern um einen Mittelwert (in 
Uebereinstimmung mit dem Gausschen Fehlergesetz) schwankend an- 
gesehen wird. Die statistische Betrachtungsweise tritt dann noch 
deutlicher zutage, wiewohl nur die wenigsten Physiker sich dessen 
bewußt werden. Mit Absicht haben wir ein Beispiel aus einem so ent- 
fernt liegenden Gebiete gewählt, um noch deutlicher zu zeigen, daß 
nicht das Objekt, sondern das Erkenntnisziel die Methode 
bestimmt, und dies zu verstehen, haben wir durch Rickert gelernt. 

Wir haben hier nur einige Probleme der umfassenden Rickertschen 

2) Wir folgen hierin A. A. Tschuprow, halten aber abweich'nd von 
ihm daran jest, daB cie ımlividualisierende Begriff-bildnng der Kulturwis- 
senschaften auf stlieoretischer Wertbt zichunge beruht. 
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Untersuchung anschneiden können — (die geschichtsphilosophischen 
Erörterungen i. e. S., die in der neueren Auflage in mancher Hinsicht 
eine Vertiefung erfahren haben, mußten wir unberücksichtigt lassen, 
der eigentlich methodologische Teil weist nur wenige Aenderungen 
auf) — und wiewohl wir auch dabei in einigen wichtigen Punkten uns 
zu einer anderen Auffassung genötigt sahen, so müssen wir doch mit 
größtem Nachdruck hervorheben, daß kein einziges philosophisches 
Werk im letzten Jahrzehnt in so hohem Maße zur Klärung methodo- 
logischer Fragen der Nationalökonomie beigetragen hat, wie das 
besprochene, und das, trotzdem es diese unmittelbar gar nicht berührt. 
(E. Altschul.) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


Kahane, Dr. Heinrich: Der defekte Mensch. Wien, 
Georg Szelinski. 

Der Ursprung der Kahaneschen Schrift ist dem, der dasselbe 
Erlebnis immer wieder und tief durchkostet hat, sehr klar: es ist der 
Ekel vor dem defekten Menschen, der in unserer Zeit ja häufig ge- 
nug als »interessanter« Mensch auftritt, der die Urbedingungen, unter 
denen die Art gedeiht, eingebüßt und sie stellenweise durch willkür- 
liche V'errenkungen und psychische Mätzchen ersetzt hat. Und kaum 
irgend eine Zeit war jemals reicher an »Originalen« und ärmer an Per- 
sönlichkeiten, an denen die harmonische Durchbildung aller jener 
Kräfte, mit denen der Mensch die verschiedenen Anforderungen 
des Lebens bewältigt, erkenntlich ist. 

Dr. Kahane hat für den Begriff der vollkommen ausgeglichenen, 
in ihren Elementen ausgewogenen, von einfachen Grundgesetzen 
durchleuchteten Seele den Begriff der Luzidität geprägt. In ıhr 
sicht er sein Ideal ım Psychischen und definiert diesen Zustand bio- 
logisch als Gesundheit; in der Sphäre des Erkennens heißt das Ideal: 
Wahrheit; in der des Wahlvermögens: Klugheit; in der der alltäg- 
lichen Betätigung: Reinlichkeit und Oekonomie; in der moralischen 
Sphäre: Ethik. Er spricht der luziden Psyche die Fähigkeit zu dırı- 
gieren zu, der die Bereitwilligkeit der subalternen Elemente als Kor- 
relat zu dienen habe. Die luzide Psyche ist vielseitig, sie wird von 
einer einzigen Aktion oder einem einzigen Plan nicht gleich bedrängt 
und überfüllt, sondern ist vieler Relationen fähig. Sie hat in jedem 
Sinne des Wortes Orientierungsgabe. Sie meidet wahllose Assimila- 
tionen und ist nicht durch jeden neuen Eindruck zu kaptivieren. 
Nicht absoluter Reichtum der Psyche, sondern die Qualität ihrer 
Organisation bilden ihre »imperiale Gewalt«, so daß auch eine ihrem 
Umfange nach begrenzte Organisation eine in ihrem Rahmen perfekte 
Natur darstellen kann. Vollkommen fern liegt der luziden Psyche die 
verneinende Richtung der Defekten, die immer irgendwelche Gründe, 
fast könnte man es Vorwände nennen, haben, um unterzugehen. 
Die luzide Psyche braucht nicht den fortwährenden Kampf gegen sich 
selbst und die Umwelt zu führen, der den größten Teil der Kräfte 
der zwar sittlich strebenden, aber nicht harmonisch und orientiert 
geborenen Naturen verschlingt. Sie besitzt alle jene Lebenskünste. 
welche man heutzutage aus allen möglichen Religionen und Legenden, 
Sitten und Gebräuchen, zumeist der orientalischen Völker zu lernen 
sucht (man denke an Bushido, Joghi) als Instinkte. Sie ist von allen 
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Zwangsvorstellungen und Zwangsgelüsten geradeso weit entfernt als 
von Launen, Schrullen, Faxen, Passionen. Sie wird in der Erkenntnis 
und darum auch in der Tat sehr selten irr. Wenn nun der Verfasser 
auch eine Menge von Merkmalen, welche die spezifisch künstlerische 
Natur kennzeichnen, kurzer und strenger Hand in das Gebiet der 
Defekten verweist, so ist hier mit jener Verschärfung zu rechnen, mit 
der sich alle Assoziationen, die ein starkes ideelles Erlebnis begleiten 
in die Phantasie drängen, — ein Erlebnis, das er Jedenfalls der luziden 
Psyche absprechen würde. So nennt er schon das Walten des Er- 
wartungsaffektes einen Defekt, — »die Lust am Abenteuer, an un- 
gewissen Situationen, an exotischen Menschen und Dingen« In 
einer Welt aber, die so vernünftig geworden ist, an solchen Dingen 
keinen Gefallen mehr zu finden, möchten wohl viele der Besten nicht 
leben wollen. Absolut klar erkannt ist der positive Zweck der wohl- 
gebauten Psyche: Erhaltung des organischen Systemes und ihres 
eigenen imperialen Aufbaues. Mit Recht nennt auch der Verfasser 
die Richtung der Seele auf das bloße Lusterlebnis an sich — jenes, 
welches in keiner Weise zur Entfaltung des inneren Imperiums beiträgt, 
sondern im Gegenteil hemmt und verzehrt — eine dauernde Abirrung 
vom einzigen Höhenweg. Und diese Richtungslinie gibt seiner Schrift 
ihren Adel. Ein wenig Absichtlichkeit in der Verherrlichung des rein 
spießbürgerlichen Ideals, ist dieser so geistreich geführten Untersu- 
chung, die kostbare und durchaus neue Analysen liefert, nicht abzu- 
sprechen. So, wenn der Autor schon dann von Perversion spricht, 
wenn der Liebesakt mit einer illegitim gewonnenen Person vollführt 
wird!! Sicherlich ist Ehe und Nachkuommenschaft, die volle Ver- 
einigung mit einem ebenbürtigen Geschlechtspartner und fürs ganze 
Leben, ein Endziel des kompletten menschlichen Willens. Aber die 
Versuche auf diesem Gebiet dürften wohl nicht anders zu werten sein, 
als alle anderen Versuche, die unternommen werden, um Erfahrung 
und endlich auch den ersehnten Besitz zu erwerben. Interessant ist 
seine Deutung der Faustsage und des Helena-Mvthos, welcher für 
ihn eine jener Sagen von »alten gelehrten Masturbanten« ist, welche 
Weiber der Vorzeit »heraufbeschworen«. Trotz mancher Uebertrei- 
bungen aber ist diese Untersuchung von positivem Wert und trägt 
echte Früchte in Form klar aussesprochener Sentenzen, die nach 
vorangegangener, höchst besonderer Analvse gewisse allgemeine Wahr- 
heiten klar best: itigen. So ıst dem darın ausgesprochenen Glauben 
an die freie Lebensbahn der imperialen Psyche im Rahmen der vor- 
handenen Möglichkeiten durchaus zuzustimmen, trotz aller Leidens- 
geschichten großer Geister. Denn der Reichtum dieser Geister war 
dort, wo sie zugrunde gingen, wohl kaum jemals so hoch geordnet, so 
fein ausbalancıert als es ihrem quantitativen geistigen Vorrat gemäß 
nötig gewesen wäre, um zu breiterer und sicherer Wirkung zu gelangen. 
Und dennoch am Ende dieser Analvse fragen wir uns mit der 
uralten Frage jenes Gelehrten-Masturbanten: Was ist der Weisheit 
letzter Schluß? Das Ende dieser Untersuchung gibt keine Antwort, 
zeitiyt vielmehr die alte Frage, die heute so Jung und neu ist, di B 
sle als Disziplin der Psv chologie und der Physiologie nicht zur Ruhe 
kommt. Gerade diese Frage hat die Kalunesche Schrift so recht 
lebhaft in uns ertönen lassen, namlich: wie erhalten wir denn 
diese Juziden, imperialen Psvchen? Im geheimnisvollen Hexenkessel 
der Natur gibt es keinen Zufall. Das alte Homunkulus-Problem läßt 
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immer wieder hinunterspähen zu den Müttern. Die junge und strenge 
Wissenschaft der jüngsten Epoche, die Rassenhygiene, hat dieses 
Problem scharf aufs Korn genommen. Sie hat beobachtet, wie man die 
Lebenswerte der Tiere und der Pflanzen systematisch steigert und 
wie nur die Menschheit allen Jämmerlichkeiten und ihren degenerieren- 
den Wirkungen sich unbekümmert ausliefert. Und sie fragt: wie ist 
da zu helfen? Daß es mit züchterischen Gewalttaten nicht geht, 
darüber sind wohl die Vernünftigen einig. Und so hat man vorerst 
mit der Feststellung der Prophylaxe begonnen, mit der Untersuchung 
der Schädlichkeiten, welche die Art dezimieren, als da sınd: Alkohol, 
Syphilis, Vergiftungen aller Art. Mit diesen Bestrebungen parallel 
aber müssen — wenn Wirkung erzielt werden soll — jene gehen, 
die die Forderungen der Sexualreform betreffen. Hier hat man er- 
kannt, daß das Ansteigen der Art durch die Unterbindung der freien 
Auslese bedreht und vielfach hintertrieben ist und bemüht sich daher, 
diese Auslese von wirtschaftlichen Konjunkturen möglichst unab- 
hängig zu machen und die Bedingungen schaffen zu helfen, unter denen 
der gesunde, starke Mensch auf dem Höhepunkt seines Lebens Seines- 
gleichen oder noch Höheres erzeugen könne. 
(Grete Meisel-Heß) 

Patrizi, Marrano L.:L’Oratore. Saggio Esperimentale, 

illustrato da 87 incisioni. Milano ıgI2. Frat. Treves. 328 >. 

(5 Lire.) 

Das Buch eines bedeutenden Anthropologen — Mariano Patrizi 
ist Nachlolger von Lombroso an der Turiner Universität — und 
zugleich das Buch eines Künstlers. Von dem Inhalt des Werkes, 
das eine Untersuchung darüber darstellt, ob und bis zu welchem 
Grade der Typus des Redners auf psychologischer Basis ruht, mit 
andern Worten, ob es physiologische Charakteristiken oder gar 
Voraussetzungen für den Redner gibt, also ob, wie Lombroso vom 
»ereborenen \erbrecher« sprechen konnte, auch das Wort vom 
»rreborenen Redner« zulässig wäre, interessiert uns hier, der Wesen- 
heit unserer Zeitschrift entsprechend, nur der soziologische und 
sozialwissenschäftliche Einschlag. Physiologisch betrachtet füllt 
die Abhängigkeit des Redners von den Atmungsorganen ins Ge- 
wicht (p. 12). Erfahrung lehrt, daß der Brustumfang ja bisweilen 
selbst die Luitzutülirung durch die Nasenflügel (breite Nasenanlage, 
anormal große Nasenlöcher, — Gambetta, Jaurès) zu den phy- 
sischen Charakteristiken des Redners gehören. Ueberhaupt ist gute 
Gesundheit das erste Erfordernis und auch tatsächlich stets anzutrel- 
fende Requisit des Redners (p. 139.), das vom Verf. die kräitige Anı- 
malität des Redners genannt wird (p. 279). Wie die Instrumente zur 
Festsiellung des Blutdruckes erweisen, findet während des öffentlichen 
Redens ein sehr bedeutend erhöhter Blutumlauf sowie eine inten- 
sivere llerztätigkeit statt (p. 32, 58). Die Sprachgeschwindigkeit 
der Redner ist in der Regel erstaunlich. Ein italienischer Parla- 
mentarier, Grimaldi, bringt es auf 193 Worte in der Minute (p. 192). 
Interessant ist auch die Feststellung, daß unter den großen Rednern 
der italienischen Gegenwart die Radikalen und Sozialisten über- 
wiegen (vgl. Tabelle auf p. 264). Die moralische und intellektuelle 
Beurteilung, welche der Typus des Redners durch den Verf. erfährt, 
ist gering. Der Redner ist ein Mann voll angehäufter Energie, 
großer Wıllenstäligkeit, unumschränktem Optimismus (nach P. gibt 
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es keine pessimistischen Redner, deren Existenz ja eine contradictio 
in adiecto wäre, vgl. p. 291), aber im ganzen ein kalter, berechnender 
Egoist. Der Verf. bestreitet hingegen, daß der Redner schöpferisch 
tätig sein könne. Er sagt wörtlich (p. 317): »Es ist so gut wie un- 
möglich, einen großen Redner namhaft zu machen, an dessen Ge- 
dächtnis sich auch nur die geringste neue Erkenntnis oder neue 
Entdeckung, seien diese nun nattrwissenschäaftlicher, geisteswis- 
senschaftlicher oder gesellschaftswissenschaftlicher Natur, knüpft. 
Der Redner ist ein Talent, das geschaffene Werte mitteilt, 
nicht ein Genie, das eigene Werte schafft.« Das Beispiel Ameri- 
kas, das Dutzende von großen Rednern, aber sehr spärliche 
Denker und Künstler aufweist, beweist, daß eine rein materielle 
Kultur zur Hervorbringung oratorischer Künstler genügt (p. 2Co). 
Das Problem der Macht des Redners über die Masse und die Koetti- 
zienz der Redekunst zur Bildung von Olgarchien im Gesellschafts- 
leben werden vom Verl. leider bloß gestreiit (p. 309.) Das Werk ist 
ein wertvoller Beitrag zur Wissenschaft der Soziologie menschlicher 
Typenbildung. (R. M.) 


Radın, E.V. Duschewnoje nastroenie sowremennoj ustchaschejsa 
molodeshi (Der seelische Zustand der gegenwär- 
tigen Hochschuljugend). Petersburg 1913. S. 118. 

Ein Kulturdokument der russischen nachrevolutionären Krise. 
Das Material wurde durch eine großzügige Enquete gewonnen, die im 
März 1912 veranstaltet wurde. In den 2118 gültigen Antworten 
kamen die Nachwehen der Revolution in allen ihren Schattierungen 
zur Sprache. Der Historiker und der Kulturpsychologe wird hier eine 
reiche Beute finden, nicht minder aber der Politiker und der Soziologe. 

(R. Streltzow.) 

E. Rittershans, Irrsinn und Presse. Jena, G. Fischer, 
1913. Preis M. 5.—. 

Der Verfasser, Arzt an der Hamburgischen Irrenanstalt Friedrichs- 
berg, hat ein Jahr lang — vom 1. Tan bis 31. Dez. ıgıı — aus den 
fünf bedeutendsten Hamburger Zeitungen alle Notizen, die sich auf 
Psvchiatrisches beziehen, sammeln lassen. Dies Material hat er hier — 
nicht vollständig — publiziert. Ergänzt wurde es durch einzelne 
Ausschnitte aus anderen Zeitungen. Der Annoncenteil blieb unbe- 
rücksichtigt. Nur tür einen Tag wurde letzteres Material zusammen- 
gestellt. Der Zweck war, auf diese Weise qualitativ einigermaßen voll- 
ständig zu zeigen, wie die öffentlichen Meinungen über psvchiatrische 
Fragen sind und wie sich diese in der Presse spiegeln. Der weitere 
Zweck war, die Unrichtigkeit vieler dieser Meinungen aufzuweisen; 
dementsprechend ıst die W iedergabe der Zeitungsausschnitte über all 
mit kritischen Bemerkungen versehen. Insbesondere wird hervorge- 
hoben, wievie Unheil verhütet werden könnte, wenn die Vorurteile 
gegen die Irrenanstalten und Psvehiater und die Scheu vor Geistes- 
krankhieiten, die nichts beim rechten Namen zu nennen gestattet, ver- 
schwänden. 

Das Material ist in folgende Gruppen geordnet: Plötzlicher Aus- 
bruch der Geisteskrankheit in der Oetfentlichkeit; Spurloses Ver- 
schwinden Geisteskranker ; Selbstmorde; Mordtaten Geisteskranker: 
Familienmord; Brandstittung, Leichenschändung und ähnliches; son- 
stire Kriminalität; Simulation von Geisteskrankheit: Geisteskranke 
als Zeugen; Alkohohlsmus; Zivulrechtliches, »widerrechtliche Inter- 
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nierung« Geisteskranker; Mißhandlungen Geisteskranker; Verständ- 
nislosigkeit; Psychische Epidemien; Entweichungen aus der Irren- 
anstalt; Therapie; Psychologisch Interessantes; Varia. — Der Inhalt 
des Buches besteht im wesentlichen aus den abgedruckten Zeitungs- 
ausschnitten. Die Bemerkungen des Verfassers wollen außer dem 
angegebenen praktischen Zweck offenbar keine neuen wissen- 
schaftlichen, zumal keine soziologischen Resultate bringen. Das 
Interessante des Buchs liegt darin, daß man in dem Material mit einem 
Blick übersehen kann, was sonst nur bruchstückweise in der Zeitung 
auftaucht. (J as per s-Heidelberg.) 


4. Sozialismus. 


Pöhlmann, Rob. von, ord. Prof. der alten Geschichte an 
der Universität München: Geschichte der sozialen Fræ 
ge und des Sozialismus in der antiken Welt 
Zweite, vermehrte und verbesserte Auflage. München 1912. C. H. 
Becksche Verlagsbuchhandlung. 2 Bände. XV und 610, sowie XII 
und 644 S. 

Die erste Auflage dieses bedeutsamen Werkes war betitelt »Ge- 
schichte des antiken Kommunismus und Sozialismus«. Für die vor- 
liegende Neubearbeitung hat der Verf. den oben vorgetragenen Titel 
gewählt, der dem tatsächlichen Inhalt mehr entspricht. Das Werk 
ist im wesentlichen eine (reschichte der sozialen Bewegungen und 
sozialistischen Ausgleichungsbestrebungen in der antiken Welt. In 
zwei Teilen von ungleicher Größe, von denen der umfangreichere 
Hellas, der beschränktere Rom gewidmet ist, bietet der Verf. zunächst 
je eine stramm zulassende Kritik der gewöhnlichen Ansichten über 
primitive, agrarkommunistische Organisationsformen der beiden 
Milieus; dann eine historisch-genetische Darstellung der sozialen De- 
mokratie von Hellas und Rom sowie von der Revolutionierung der 
antiken Gesellschaft durch die soziale Frage; endlich eine kritische 
Analvse und sozialpolitische Würdigung der sozialtheoretischen und 
einschlägigen geschichtlichen und poetischen Literatur der Griechen 
und Römer. Ein besonderes Novum der zweiten Auflage ist ein am 
Schluß angefügtes Kapitel über den Sozialismus im antiken Christen- 
tum. Es ıst überraschend, wie ergiebig — trotz vielfach mit Recht 
beklagter Düritigkeit der Quellen, besonders für Rom — die Durch- 
forschung der antiken Literatur auf Material zur Geschichte der so- 
zialen Frage und über sozialistische Tendenzen sich erwiesen hat. 
Das Altertum wird uns hier von einer Seite erschlossen, von der es 
die traditionelle Geschichtsschreibung zu sehen bisher nicht ge- 
wohnt war. 

Pöhlmann tritt in ausführlicher Argumentation der Anschauung 
entgegen, als ob in Hellas und Rom ursprünglich nachweisbar agrari- 
scher Kommunismus geherrscht habe. Er vertritt die Ansicht, daß 
sowohl in Hellas als in Rom die Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
schon in sehr alter Zeit weithin zuf dem Prinzip des Privateigentums 
an Grund und Boden aufgebaut war. Für die hellenische Welt ist 
»die allgemeine Verbreitung der edlen, von Beschaffenheit und Güte 
der persönlichen Arbeit in hohem Grade abhängigen Kulturen, des 
Weinbaus und der Baumzucht (in der Entstehungszeit der homerischen 
Epen) ein untrügliches Symptom der uralten Entwicklung des Privat- 
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eigentums an Grund und Boden, ohne welches diese individuellen 
Kulturen nicht gedeihen können (I. 43)« Und in Rom »erscheint das 
Privateigentum ım 5. Jahrhundert v. Chr. in so ausgebildeter Gestalt, 
die Mobilisierung des Grundes und Bodens ist so weit fortgeschritten, 
daß, wenn das agrarische Eigentum auf römischem Boden eine gemein- 
wirtschaftliche Entwicklungsphase durchgemacht hat, «dieser Zustand 
unmöglich, wie Mommsen glaubt, bis in verhältnismäßig späte Zeit 
bestanden haben kann. Hier könnte nur eine Epoche der Volks- 
geschichte in Frage kommen, die jenseits aller und jeder Ueberlieferung 
liegt (II. 432)«. Für die gemeinwirtschaftlichen Einrichtungen, deren 
Vorhandensein in der althellenischen Welt berichtet wird, hat Pöhl- 
mann denn auch andere Erklärungen, als deren gewöhnlich beliebte 
Zurückführung auf den Agrarkommunismus der Urzeit. Das Syssitien- 
wesen (gemeinsame Bürgerspeisungen) der Spartaner, Kreter usw. 
erklärt er aus dem staatssozialistischen Charakter des kriegerischen 
Gesellschaftstvpus; das tradıtionelle Bild Altspartas, das sozialistische 
Lvkurgideal, ist nach Pöhlmann ein Erzeugnis von Reflexion und Le- 
gende. Die geschichtsphilosophische Spekulation hat die theoretischen 
Anschauungen über den Naturzustand und eine naturgemäße Gesell- 
schaftsordnung ohne weiteres auf Sparta übertragen. »Das traditio- 
nelle Bild Altspartas zeigt wesentliche Züge des Staatsromans (I. 
125).« Den Staatsruman, die Schilderung idealer Volkszustände, 
weist Pöhlmann als »eine überaus bezeichnende Eigentümlichkeit« 
des hellenischen Schrifttums nach. »Die Welt, in der diese Literatur 
lebt, ist die der historischen Phantasien und der sozialphilosoplischen 
Theorie .... Wer sich den Gesamtcharakter der Literatur über den 
Idealstaat vergegenwärtigt, wird schwerlich glanben können, daß 
uns in ıhr ein so bedeutsamer Niederschlag geschichtlicher Erinnerun- 
gen aus der Vorzeit erhalten ist (I. 139).« 

Sehr anschaulich und überzeugend schildert Pöhlmann, wie der 
hellenische Stadtstaat zu einer Stätte der Demokratie wurde und wie 
der Demokratismus im hellenischen Stadtstaat, im Sinne der Masse 
bis ın seine letzten Konsequenzen verfolgt, folgerichtig zu dem Ge- 
danken führte, daß die überkommene Ordnung des Güterlebens durch 
eine zwangsweise gesellschaftliche Regelung der Güterverteilung 
im Sinne des Sozialismus umzugestalten sei. In den letzten Jahrhun- 
derten der hellenischen Staatengeschichte war die eigentliche Ur- 
sache allen bürgerlichen Zwistes in den Eigentumsverhaltnissen ge- 
legen. Die Unvereinbarkeit der sozialen und wirtschaftlichen Ungleich- 
heit mit dem Gleichheitsprinzip der politischen Demokratie tritt in der 
spätern griechischen Geschichte immer drohender in den Vordergrund. 
Aber, wenn auch verlangt wurde, daß der staatsbürgerlichen Gleich- 
heit die ökonomische zu tolgen habe so hat doch die Masse in den alt- 
hellenisschen Staaten kaum je weiter gedacht, als auf die Ausgleichung 
des Eigentums durch Neuverteilung, so daß die dauernde Beseitigung 
des Privateigentums selbst schwerlich jemals Parteiparole wurde 
(I. 413). Der Roman des Jambulos vom Sonnenstaat zeigt Jedoch, 
daB der Gedanke einer sozialistischen Organisation der Arbeit, einer 
Vergesellschaftung der Produktions- und Konsumtionsmittel auf 
demokratischer Basis, dem Griechentum nicht fremd geblieben ist. 
Als Ziel tatsächlicher Parteibestrebungen finden wir aber, von der 
ersten agrarrevolutionären Bewegung ın Attıka im 6. Jahrhundert 
v. Chr. bis in die späteste Zeit der altgriechischen Staatengeschichte, 
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nicht ein sozialistisches im Sinn des Marxismus, sondern ein bäuerliches 
oder kleinbürgerliches Ziel, nämlıch »gleiche Beteiligung aller am Boden 
des Vaterlandes«; wirtschaftliche Gleichheit auf dem Boden des Pri- 
vateıgentums; »dem freien, auf eigener Scholle gesessenen Manne 
sollen die Früchte seiner Arbeit ungeschmälert zufallen (I. 198 {f.)« 
Nach Emile Faguets psychologisch begründeter Definition des Sozialis- 
mus (Sozialismus = wirtschaftliche Gleichheit aller) hat aber Pöhl- 
mann recht, wenn er alle jene auf die wirtschaftliche Gleichheit hin- 
zielenden Bestrebungen im Rahmen der Antike als echten und rechten 
Sozialismus anspricht. 

Wie wenig gemeinwirtschaftlich — trotz allen proletarischen 
Massenbewußtseins — die große Zahl griechischer Sozialrevolutio- 
närer dachte, zeigte sich regelmäßig, wenn in irgendeinem Stadt- 
staat eine soziale Revolution geglückt war. Die Beteiligten pflegten 
sich zu beeilen, in den Besitz einer Scholle Landes oder eines Kapitals 
zu kommen, und was der einzelne so bei dem gemeinsamen Beutezug 
gegen die Optimaten ergattert hatte, das hielt er fest und suchte es zur 
Erhöhung seines individuellen Daseins zu verwerten. Der Bestand 
einer neuen, ausgleichenden Ordnung des Güterlebens war selbstver- 
ständlich fortwährend in Frage gestellt einmal durch die zahlreichen 
Depossedierten, die draußen als Emigranten lebten und stets auf 
Rückkehr lauerten; dann auch durch zahlreiche der Gleichheit wider- 
strebende Elemente, die im Stadtstaate verblieben waren und die man 
unmöglich alle auszutilgen vermochte; endlich nicht zum wenigsten 
durch ein sich neu bildendes Proletariat, ein Entwicklungsprodukt, 
das in kürzern oder längeren Zeiträumen unvermeidlich war. Wie 
sehr auch im Namen der sozialen Gerechtigkeit revolutioniert wurde, 
bei der Masse ist es immer wieder das persönliche Interesse, die »aur 
sacra fames«, welche die Triebkraft abgibt. Ideale Persönlichkeiten, 
wie der König Agis von Sparta oder der Fürstensohn Aristonikos 
von Pergamon, die sich aus opferbereiter Hingabe an die Gemein- 
schaftsidee, an das Wohl des Demos, an die Spitze der sozialrevolutio- 
nären Bewegung setzen, sind seltene Ausnahmen. Das Endergebnis 
der sozialrevolutionären Bewegung in Hellas ist nicht eine Erhöhung 
der Summe von Freiheit in der Gesellschaft, sondern im Gegenteil 
eine Steigerung der Unfreiheit und Ungleichheit, der politischen und 
sozialökonomischen Abhängigkeit (I. 508). 

Es entsprach den wirklichen Verhältnissen in der althellenischen 
Welt, daß die Staats- und Gresellschaftstheorie die Herstellung einer 
möglichst beiriedigenden Verteilung der wirtschaftlichen Güter als 
ein Haupt- und Fundamentalproblem aller Staatsweisheit proklamiert 
hat (I. 297). Die hellenische Staatslehre stellte dem extremen Indi- 
vidualismus »eine wahrhaft soziale Auffassung entgegen, welche die 
Freiheits- und Eigentumsfragen aus den Bedingungen des Gemein- 
schaftslebens heraus zu entscheiden suchte und damit ein Ziel auf- 
stellte, zu dem wir selbst uns nur mühselig durchzuringen vermochten. 
Das 4. Jahrhundert v. Chr. hat uns den Kampf vorgekämpft, in welchem 
wir selbst mitten innestehen. Es hat einen guten Teil der Geisteswatlen 
geschmiedet, deren wir uns heute noch wie damals in diesem Kampf: 
bedienen (I. 560)«e. Die Wirtschaftsphilosophie des Plato und Ar- 
stoteles, in der die soziale Theorie des Griechentunss gipfelt, »ist nicht 
der den tatsächlichen Zuständen und Bedürfnissen mehr oder minder 
entsprechende Ausdruck einer relativ niedrigen Stufe der Volkswirt- 
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schaft, sondern vielmehr das Erzeugnis einer Reaktion gegen die Aus- 
wüchse einer hochentwickelten volkswirtschaftlichen Kultur, einer 
der ganzen tatsächlichen Gestaltung des Wirtschaftslebens prinzipiell 
feindlichen Weltanschauung (I. 596)«. Pöhlmann vertieft sich in eine 
eingehende Analyse von Platos Idealstaat, Platos zweitbestem Staat 
und Aristoteles’ Staatsideal. Er weist die Koinzidenz von Sozialis- 
mus und Individualismus im platonischen Idealstaat nach und be- 
tont die Berührungen der Politeia Platos mit den sozialreformato- 
rischen Bestrebungen der Gegenwart. Plato verkündet »den Kampf 
gegen Armut und Reichtum« als eine der wichtigsten Aufgaben aller 
Gesetzgebung, und auch Aristoteles will der Vermehrung der Güter- 
erzeugung und -ansammlung grundsätzlich eine gesetzliche Grenze 
gesetzt wissen. Ganz aktuell und modern mutet uns die Politeia 
an, wo Pöhlmann uns zeigt, wie Plato in ihr die Berechtigung einer 
umfassenden staatlichen Tätigkeit auf dem Gebiete der Volkswirt- 
schaft begründet; wie er verhindern will, daß die untern Schichten 
unter ein gewisses Niveau herabsinken; wie er verlangt, daß allen 
aufstrebenden Talenten die Möglichkeit geschaffen werden soll, auf 
der sozialen Stufenleiter so hoch zu steigen, wie die persönliche Be- 
gabung gestattet usw. Und man wird lebhaft an die Begründung 
zu dem neuen schweizerischen Bürgerlichen Gesetzbuch erinnert, 
wenn Pöhlmann darauf aufmerksam macht, wie in Platos zweit- 
bestem Staate das Privateigentum, insbesondere das Grundeigentum, 
nicht als ein bloß privatrechtliches, sondern als ein sozialrechtliches 
Institut aufgefaßt und behandelt wird. »Der Privateigentums- 
ordnung wird hier ein Rechtsprinzip zugrunde gelegt, welches die 
dem Privateigentum zustehenden Rechte von vornherein so um- 
grenzt, wie es dem Bedürfnis der Gemeinschaft entspricht (II. 310)«. 
Nicht minder berührt sich mit modernem, sozialpolitischem Denken, 
was Aristoteles verlangt, wo er dem demokratischen Staatsmann 
den Rat gibt, die Leberschüsse der Staatseinkünfte dazu zu ver- 
wenden, »um möglichst vielen Besitzlosen die Mittel zum Erwerb 
eines Grütchens oder wenigstens zur Begründung eines Kramhandels, 
zur Uebernahme einer kleinen Feldpachtung zu gewähren (II. 339)«. 

Die sozialistischen Einrichtungen, die Plato und Aristoteles in 
ihren Idealstaaten verlangen, halten sich durchaus in den Schranken 
der Polis. Mit dem Gründer der Stoa, Zeno, der in einer Zeit lebte, 
in welcher der dem römischen Weltstaat vorauseilende Vereinigungs- 
prozeß der antiken Kulturmenschheit beginnt, wird der Sozialismus 
zum Organisationsprinzip des Weltstaates. In Zeno’s Idealstaat hat 
nach Pöhlmann »das utopische Element im Sozialismus, sein unwider- 
stehlicher Drang, sich in unermeßliche Perspektiven zu verlieren, 
den denkbar reinsten Ausdruck gefunden (ll. 348).« Das utopische 
sozialistische Traumland kommt aber ungleich ausgiebiger, in de- 
taillierter Ausmalung in der umfangreichen Literatur der griechi- 
schen Staatsromane, wie übrigens auch in den poetischen Aus- 
schmückungen der Sage vom goldenen Zeitalter, auf der athenischen 
Bühne und später in dem romantischen Utopismus der Römer zur 
Geltung. Das Gerechtigkeitsideal, von dem die griechischen Reise- 
und Staatsromane getragen sind, ist das Ergebnis einer tatsächlich 
vorhandenen und weitverbreiteten sozialphilosophischen Strömung. 
Pöhlmann nimmt darum auch den entschiedensten und gleichheit- 
lichsten der Staatsromane, den Sonnenstaat des Jambulos, als ein 
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bedeutsames Zeugnis für die Entwicklungsgeschichte des sozialisti- 
schen Gedankens in der hellenischen Welt ın Anspruch. Der Sonnen- 
staat des Jambulos läßt uns erkennen, sagt Pöhlmann, »daß sich 
(in der hellenischen Welt) die Entwicklung des Sozialismus zum Teil 
wenigstens in derselben Richtungslinie bewegte, wie im neuern 
Europa (Il. 402)«. 

Im Bereiche der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung 
Roms führt Pöhlmann uns einerseits die sozialpolitische Verständ- 
nislosigkeit der führenden Kreise Roms vor, andererseits sucht er, 
da die Quellen der Ueberlieferung hier äußerst spärlich fließen, die 
Unsumme proletarischer Empörung, die in den Massen auifgespei- 
chert war, aus indirekten, darauf hinweisenden Zeugnissen uns zum 
Bewußtsein zu bringen. Der Schlüssel der Entwicklung der Dinge 
in Rom ist übrigens der gleiche, wie für Hellas: eine oligarchische 
und plutokratische Klassenherrschaft, ein rücksichtslos ausbeuten- 
der Kapitalismus erzeugt hier wie dort eine besitzlose Proletarıer- 
menge, ın der ganz naturgemäß Massenbewußtsein und Gleichheits- 
streben erwachen. »\Venn auch die Schuldgesetze und Agrarroga- 
tionen der spätern republikanischen Zeit, soweit wir ihren Inhalt 
kennen, sich formell nicht gegen die Eigentumsordnung als 
solche richteten, wenn auch die ungeheuren Expropriationen itali- 
schen Grundbesitzes, welche siegreiche Generale zugunsten ıhrer 
Proletarierlegionen und ihres sonstigen Anhanges verfügten, für ihre 
Urheber nichts waren, als Exekutionen an der Gegenpaitei und der 
Kaufpreis für den Erwerb und die Sicherheit der Macht, so viel ist 
doch gewiß, daß es sich für das proletarische Klassenbewußtsein 
und die kommunistische Begehrlichkeit der Massen, welche Dema- 
gogen und Gewalthaber zu befriedigen hatten, ganz wesentlich eben 
darum handelte, daß nicht sowohl politischen Gegnern als vielmehr 
den Reichen und Besitzenden das Ihrige genommen und den Armen 
gegeben werde, daB durch staatliche Eingriffe in die bestehende 
Güterverteilung, durch eine gewaltsame ökonomische Ausgleichung 
und Verallgemeinerung des Eigentums auch der Arme einen größer 
Anteil an den Früchten erhalte, die gerade hier in unendlicher Fülle 
auf der Tafel des Lebens bereit standen (II. 560—561).« Aus den 
Einbrüchen in d'e bestehenden Eigentumsverhältnisse, wie sie der 
römischen Politik geläufig waren (Schuld-, Zins- und Mietserlasse, 
Agrargesetze usw.), folgert Pöhlmann, daß »der Expropriations- 
gedanke sozusagen in der Luft gelegen haben muß«, daß »die soziale 
Bewegung mit innerer Notwendigkeit zu sozialistischen Schlub- 
folgerungen geführt haben muß, die sich ohne Zweifel in noch radi- 
kalere praktisch-legislative Versuche umgesetzt hätten, wenn nicht 
die sozıal-revolutionäre Strömung durch den Untergang der repu- 
blikanischen Freiheit eine gewaltsame Eindämmung erfahren hätte 
II. 562)«. | 
Was uns Pöhlmann endlich über den Sozialismus im antiken 
Christentum mitteilt, geht aus von der in der prophetischen Litera- 
tur stark hervortretenden antikapitalistischen Stimmung, gipfelt in 
ausführlichen, privateigentumsfeindlichen Zitaten aus der Väter- 
literatur und betont die große Utopie des tausendjährigen Reiches. 

Und nun zur Kritik! Dem Nationalökonomen, den die Beschät- 
tigung mit den sozial- und wirtschaftspolitischen Fragen unserer 
Gegenwart nachgerade an die trockene Sprache der Paragraphen 
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gewöhnt hat, tut es ordentlich wohl, einmal wieder ein Buch zu 
lesen, das in einer frischen, lebendigen, harmonischen, vom Hauche 
der klassischen Literatur der Alten berührten Sprache geschrieben 
ist. Die ausgedehnte, gründliche und scharfsinmge historisch- 
philologische Kritik, speziell wo es dem Verfasser um ein Polemi- 
sieren gegen fremde Auffassungen zu tun ist, wird dem Staatswissen- 
schaftler allerdings ab und zu ausgiebig behaglich scheinen. Auf 
das Detail der Argumentation in diesen Dingen will ich nicht ein- 
gehen, weil das viel zu weit führen würde; ich glaube aber nicht, daß 
auch nur ein einziges der von Pöhlmann beigebrachten Argumente 
die von E. de Laveleye, Bücher und vielen andern verfochtene An- 
nahme, daß die Hellenen bei der ersten Niederlassung agrarkommu- 
nistische Einrichtungen gehabt haben, entkräftet. Andererseits 
ist es nur zu begrüßen, daß der Tendenz entgegen getreten wird, in 
historischer Zeit überall und auch dort Spuren des Agrarkommunis- 
mus der Urzeit finden zu wollen, wo der unbefangene Forscher solche 
nicht entdecken würde. Ich bin ferner der Ansicht, daß Pöllmann 
einseitig und übermäßig verallgemeinernd urteilt, wo er äußert, wer 
sich den Gesamtcharakter der Literatur über den Idealstaat ver- 
gegenwärtigt, werde schwerlich glauben können, daß uns in ihr ein 
so bedeutsamer Niederschlag geschichtlicher Erinnerungen aus der 
Vorzeit erhalten sei (l. 139). Soweit die philosophische Spekulation 
und die Staatsromane in Betracht kommen, mag Pöhlmann recht 
haben. Was aber die Sage vom goldenen Zeitalter bei griechischen 
und römischen Dichtern angeht, so schließe ich mich lieber Tacitus 
als Pöhlmann an. Diese Sage hat überall, wo sie uns entgegentritt, 
durchaus den Charakter einer jener idealisierten, von der Volks- 
phantasie ausgeschmückten Ueberlieferungen aus grauer Vorzeit, 
deren Kern historisch ist. 

Ein Moment, das Pöhlmann bei Besprechung der Bedeutung 
und Ausdehnung der Sklavenarbeit in der antiken Welt übersieht, 
ist der Kostenpunkt. Sklavenarbeit ist nach den Erfahrungen aller 
Zeiten gegenüber der freien Arbeit minderwertig. Ferner war die 
fortwährend notwendige Wiedererzeugung des Sklavenkapitals vor- 
übergehend, nach siegreichen Kriegen und Beutezügen in barbari- 
sche Länder, mit geringen Kosten möglich, auf die Dauer aber eine 
kostspielige Sache. An eine irgend erhebliche Selbstreproduktion 
der Sklaven war nicht zu denken. Pöhlınann setzt die Kostspielig- 
keit der Sklavenwirtschaft nicht in Rechnung und bleibt bei den 
Zeugnissen stehen, die eine Verdrängung der freien Arbeit in der 
althellenischen Gesellschaft durch die Sklavenarbeit berichten. 
Daß berechtigte Klagen über eine Beschränkung des Nahrungs- 
spielraums der freien Arbeiter durch kapitalistische Sklavenbetriebe 
in Hellas aufkommen konnten, soll nicht bestritten werden. Wenn 
man aber gegenüber solchen, in momentaner Aufwallung formulier- 
ten Klagen die allgemeine Tatsache der Kostspieligkeit der Sklaven- 
arbeit beachtet, so gewinnt die Auffassung von Wilken, Francotte, 
Salvioli u. a. an Wahrscheinlichkeit, daB sowohl in Hellas wie in 
Rom die unproduktivere, minderwertige Arbeit der Sklaven speziell 
im Gewerbe normalerweise und dauernd nur wenig zur Anwendung 
kam, weil gleichzeitig ein Angebot billigerer, produktiverer und 
besserer, freier Handarbeit bestand. 

Der Prozeß der Erstarrung, der die antike Gesellschaft zum 
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Opfer fiel, wird von Pöhlmann zwar wiederholt erwähnt, aber nach 
meinem Dafürhalten nicht in seiner vollen Bedeutung gewürdigt. 
Wenn Pöhlmann dem Wirtschaftsleben der hellenistischen Staaten, 
z. B. des Ptolemäerstaates, mehr Beachtung geschenkt hätte, so 
wäre er darauf aufmerksam geworden, daß die Erstarrung der anti- 
ken Gemeinwesen die Bedeutung einer Ueberwindung des Kapitalis- 
mus durch staatssozialistische Zwangswirtschaftsformen hat. Bei 
den staatssozialistischen Tendenzen, die sich in unsern heutigen 
Volkswirtschaften breit machen, wäre aus dieser Erkenntnis eine 
Lehre von unmittelbarerer Tragweite für unsere Gegenwart erstanden, 
als die, welche Pöhlmann im Vorwort zur zweiten Auflage an den 
Entwicklungsprozeß »ochlokratischer Verwilderung und einer den 
Wünschen der Massen entsprechenden Politik« in der hellenischen 
Staatengeschichte für die Jetztzeit knüpft. 

Den griechischen Staatsroman, insbesondere den Sonnenstaat 
des Jambulos, sucht Pöhlmann dadurch in seiner Bedeutung zu 
würdigen, daß er ihn zu Thomas Morus’ Utopia in Parallele stellt 
und am marxistischen Sozialismus mißt. Die Tatsache jedoch, dab 
Jambulos, im Gegensatz zu Plato, Morus und vielen andern Ver- 
fassern von Utopien, einen demokratisch gleichheitlichen Idealstaat 
ausmalt, der ohne die Dienste einer degradierten Klasse auskommt 
und einen rationellen Wechsel der Arbeitsverrichtungen, in harmoni- 
scher Anordnung, in die alle Bürger sich einfügen, vorsieht, diese 
Tatsache ruft geradezu nach einer andern Parallele: dem soztalisti- 
schen Systeme Fouriers, das nıcht nur an phantastischen Absonder- 
lichkeiten, sondern vor allem an Tiefe und Genialität der Gedanken 
dem Marxismus überlegen ist. Pöhlmann wäre der Bedeutung des 
griechischen Staatsromans gerechter geworden, die sozialistische 
Gedankenwelt des Hellenentums wäre in hellerm Lichte erstrahlt, 
wenn sie an der Schöpfung des genialsten aller Utopiker beleuchtet 
worden wäre. 

Was endlich das Christentum betrifft, so sieht man an dessen 
Behandlung durch Pöhlmann so recht, wie es zur Karikatur, zum 
kulturwidrigen Zerrbild wird, wenn man es aus seinem Lebensele- 
ment, der Uebernatur, herauszulösen unternimmt. Ich habe mich 
der Mühe unterzogen, eine Reihe von Schriftstellen, deren Inter- 
pretation in der Darstellung Pöhlmanns mich befremdete, nach- 
zulesen und jedesmal gefunden, daß der natürliche Sinn des kon- 
textes nicht zugunsten der Pöhlmannschen Auffassung spricht. 
Wie man z. B. aus den Werken, die Christus zur Betätigung der 
Feindesliebe empfiehlt (Luk. 6, 27 ff., insbesondere 30) und aus der 
Aufiorderung Christi, die Gläubigen sollen von ihrem Besitze ver- 
kaufen, um Almosen zu geben (Luk. 12, 33), den Schluß ziehen kann, 
der Verfasser des Lukasevangeliums denke »ausgesprochen sozia- 
listisch (II. 596)«, ist mir unerfindlich. Pöhlmann begeht in der 
Beurteilung und Verwertung der christlichen Quellen überhaupt 
einen oflfenkundigen Methodenfehler. Um in das Verständnis des 
sozialtheoretischen und sozialistischen Inhalts des antiken Christen- 
tums einzudringen, hätte er etwa so verfahren müssen: aus dem Ge- 
samtinhalt der Lehre der neutestamentlichen Schriften und der 
Väterliteratur geht klar hervor, daß ein Unterschied gemacht wird 
zwischen dem, was die tun sollen, die nach der Vollkommenheit 
streben und dem, was unterschiedslos von allen verlangt wird. 
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Was denen, die nach der Vollkommenbheit streben, angeraten wird, 
gipfelt in der Betätigung vollkommener persönlicher Armut im Zu- 
sammenleben mit Gleichgesinnten in Gütergemeinschaft. Was da- 
gegen unterschiedslos von allen verlangt wird, ist Glaube und gute 
Werke, die Privateigentum und Einzelwirtschaft nıcht ausschließen. 
Wer diesen ın der christlichen Lehre gegebenen Unterschied vor 
Augen hat, wird kaum der Versuchung erliegen in Schriftstellen, 
wie z. B. »Sammelt euch keine Schätze auf Erden, wo Rost und 
Motten sie verzehren und wo Diebe sie ausgraben und stehlen (Matth. 
6, 19)«, eine Anschauungsweise zu entdecken, »die den Boden der 
Wirklichkeit unter den Füßen verloren hat (II. 593)«. Hätte Pöhl- 
mann, statt sein Augenmerk auf den leicht mißzuverstehenden 
Wortsinn der einzelnen Stellen zu beschränken, stets die christliche 
Lehre als Ganzes vor Augen gehabt und den erwähnten Unterschied 
in seiner fundamentalen Bedeutung erkannt, so wäre er dem Chri- 
stentum gerechter geworden. Dann hätte er auch sonder Zweifel 
die für die Geschichte des Kommunismus und Sozialismus primor- 
diale Tatsache — die er, soweit ich erkennen konnte, überhaupt 
übersieht — daß nämlich Christus selbst in feierlicher Weise denen, 
die vollkommen werden wollen, die Betätigung vollkommener per- 
sönlicher Armut und eines Lebens in Gütergemeinschaft anrät, und 
daß das Leben nach diesem Rate — ein Kommunismus reinster 
christlicher Inspiration — von zahllosen religiösen Gemeinschaften 
durch die Jahrhunderte bis heute verwirklicht wurde, in ihrer ge- 
waltigen geschichtlichen Bedeutung gewürdigt. Es wäre dann auch 
weniger hervorgetreten, daß Pöhlmann bei Behandlung der sozial- 
theoretischen Literatur der heidnischen Welt nicht nur deren so- 
zialistischen, sondern auch deren sozialpolitischen Ideengehalt liebe- 
voll herausarbeitet, während er bei Besprechung der christlichen 
Literatur nur auf Sozialismus fahndet und der sozialpolitischen 
Bedeutung des Christentums nur geringe Beachtung schenkt. Ver- 
ständlicher wären auch für den Unkundigen die vielen privateigen- 
tuinsfeindlichen Väterstellen, wenn, wie das für die heidnische Zeit 
von Hellas und Rom geschehen ist, die volkswirtschaftliche Signa- 
tur des Milieus, in dem sie so urwüchsig und bodenständig sich 
ausnehmen, wenigstens skizziert worden wäre. 

Wenn ich noch einmal zusammenfassend das ganze Werk von 
Pöhlmann überblicke, so möchte ich den Wunsch ausdrücken, daß 
es recht viele Leser finde. Jeder, der es in die Hand nimmt und 
der sich durch die für den Nichtphilologen manchmal etwas eso- 
terische Ausdrucksweise nicht abschrecken läßt, wird daraus eine 
vielseitige Vertiefung seiner Kenntnis der antıken Geschichte 
schöpfen und manches Wertvolle darin finden, das sein Verständnis 
der Gegenwart zu reifen und seinem Urteilen und Handeln häufig 
eine lichtvolle, sichere Richtschnur zu geben vermag. 

(R. de Waha.) 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 
Fisher, Prof. Irving: The equation of exchange 
for ı9I2 and [orecast. American Economic Review. Juni 
IQI}. 
Im Juniheft der American Economic Review setzt der Verfasser 
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von »The Purchasing Power of Money« seine schon im Märzheft ver- 
suchsweise unternommene statistische Verifikation seiner »Verkehrs- 
gleichung« fort. Indessen konnte eine der wichtigsten Größen der 
Gleichung, das Handelsvolumen T., nur viel unvollkommener er- 
mittelt werden, als in den früheren Jahren, da das »Bureau of Foreign 
Commerce« des amerikanischen Handels- und Arbeitsdepartements 
seine detaillierte Statistik des Innenhandels im »Monthly Summary 
of Commerce and Finance« vom I. Juli 1912 an aufgab. Fisher sieht 
sich daher zu seinem Bedauern gezwungen, sein früher wenigstens 
teilweise auf materielle Güterquanten aufgebautes Verkehrsvolunen 
mit viel unzuverlässigeren Mitteln als bisher abzuschätzen und ihm 
in der Hauptsache Geldwerte zugrunde zu legen, die natürlich 
ihrerseits dem Einfluß der Preisbewegung unterliegen, die das Ver- 
kehrsvolumen erklären soll. 

Die wichtigste Frage der gegenwärtigen Preisforschung, meint 
Fisher, sei die, ob die fortdauernde Teuerung einem Mangel an Gi- 
tern (!!) oder einem Ueberfluß an Geld zu verdanken sei. Diese Alter- 
native vorausgesetzt, kann die Schuld — da ja die Gütermenge wieder- 
um um 10", zugenommen hat — natürlich nur am Geldüberfluß 
liegen. 

Da das früher verwendete »Barometer« des Verkehrsvolumens 
nur für die ersten sechs Monate des Jahres zu erhalten war, stützt 
Fisher seine Berechnung zu zwei Dritteln auf einen Vergleich 
dieses Halbjahrs mit der entsprechenden Periode des Vorjahrs, zu einem 
Drittel auf cine empirische, auf die mittlere Zunahme der neun Güter- 
arten: Baumwolle, Rüben, Tabak, Reis, Weizen, Korn, Roggen, 
Roheisen und — Eisenbahnerträgnisse gestützte Schätzung des 
ganzen Jahres. Da diese Schätzung gegenüber IgII einen Zuwachs 
von 8, die Statistik des Bureau of Foreign Commerce aber einen sol- 
chen von 14 (!) Prozent ergibt, so hält Fisher in Anbetracht der ver- 
schiedenen Zuverlässigkeit beider Methoden den Durchschnitt 12 für 
den wahrscheinlichsten. Dringen wir näher in die Elemente seiner 
Berechnung ein, so sehen wir folgende Zunahmen gegen IQI: 


Innenhandel (der ersten sechs Monate) +10% 
Import (ganzes Jahr) +2% 
verkaufte »stocks« nach Babson + 3% 
Wagenverkehr der Eisenbahnen (6 Monate) — 5%, 


Wenn wir von dem ersten, unwahrscheinlich hohen Posten absehen, 
so erscheint uns also schon äußerlich betrachtet der Fishersche Ge- 
samtdurchschnitt eher zu hoch als zu niedrig gegriffen, was seine 
nachherige Anpassung an die Verkehrsgleichung im Sinne einer Re- 
duktion auf 9°, in gewissem Sinne rechtfertigt. 

»\Wenn wir die so für die sechs Größen ermittelten Ziffern (die 
Einzelheiten der Berechnung entziehen sich dem Leser) in die Ver- 
kehrsgleichung einzustellen suchen, fährt Fisher fort, so sehen wır, 
daß die beiden Gleichungsseiten (MV + M’V’ und PT) bis auf eine 
Differenz von 414,°% stimmen.« Diese Dissonanz ist erheblich größer, 
als die in früheren Jahren gefundene, die selten 1°% überstieg. Die 
Schuld daran schreibt Fisher der unvollständigen Berechnung des 
Verkehrsvolumens zu, das er denn auch in der definitiven Anpassung 
der stärksten Korrektur (9% statt 12) unterwirft. Nebenbei sei be- 
merkt, daß die auf Grund des Monthly Summary ermittelte Steigerung 


der Gütermenge um volle 14°% der Fisherschen These von der Fixi- 
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tät des Verkehrsvolumens und des menschlichen Arbeitsertrages 
(siehe »The Purchasing Power« etc.) nicht unerheblich widerspricht; 
und wenn auch der in die Verkehrsgleichung eingestellte Aufschlag 
von 9% der Wirklichkeit mehr entsprechen mag, so ist doch wenig 
wahrscheinlich, daß bei einer Fortsetzung jener Statistik bis Ende 
1912 ein geringerer Betrag herausgekommen wäre, als die genannten 
14%: 

Das Ende ist, daß Fisher die für das Handelsvolumen ermittelte 
Ziffer um nicht ganz 4 Prozent herunterkorrigiert und statt mit 
463 mit 450 Milliarden Dollar in die Gleichung einstellt. Aehnlich 
wird die Umlaufsgeschwindigkeit V des Geldes um einen Prozent 
erhöht. Die sechs Größen !) zeigen so im Vergleich mit den drei 
letzten Jahren das folgende Bild: 


M M’ V Vy? PF T 
Milliarden Milliarden 
1909 101 608 2I 53 100 387 
IQIO 104 723 2I 53 104 399 
III 104 778 2I 50 102,2 413 
1912 171 817 22 53,4 105,2 450 


Der in »The Purchasing Power« formulierten Teuerungstheorie 
widerspricht dieses Resultat insofern, als der Scheckumlauf MV’ 
in den letzten Jahren sichtlich aufgehört hat, eine »hinlänglich fixe 
Relation« zum Geldumlauf MV zu bewahren. Die Geldmenge hätte 
also aufgehört, die Hauptdeterminante der Preisstcigerung zu sein, 
um ihren Vorrang dem Kreditumlauf abzutreten. Von 1906 bis 1912 
weist Fishers MV sozusagen keine Steigerung auf, während sich der 
»Kreditumlauf« um annähernd 50°, steigerte. 

(Eggenschwyler.) 
Taussig,Prof.: The Plan for acompensated Dol- 
lar. In Onarterlv Journal of Economics. Maiheft 1913. 

Die Zweifel an Prof. Irving Fishers Vorschlägen zur Stabilisie- 
rung der Werteinheit mehren sich. Nach dem ım Juliheft besproche- 
nen Aufsatz Prof. David Kinleys in der »American Economic Review« 
ergreift nun Fishers Kollege Taussig das Wort, um der vermeint- 
lichen Reform mit nicht weniger triftigen Gründen zu Leibe zu gehen, 
was um so bemerkenswerter ıst, als sich Taussig selbst als Anhänger 
der neuen ÖQuantitätstheorie bekennt, auf die Fisher seinen Regu- 
lierungsv orschlag aufbaut. 

Taussig bezweifelt nicht, daB das Projekt eines Com pen- 
sated dollar, d. h. eines Dollars mit einem im Verhältnis des 
Preisindex schwankenden Goldgehalt, konsequent durchgeführt, we- 
nigstens die sehr langen Preisschwankungen beseitigen würde, 
wohl aber zweifelt er an der Ausführbarkeit und andem Nutzen 
einer solchen Reform, die ja den ganzen Außenhandel aufs schwerste 
schädigen müßte und dazu die lastigsten aller Preisschwankungen, 

die sehr kurzen und vor allem diejenigen der Lebensmit- 
tel, fast unberührt ließe. 

Fishers Plan — schreibt der Verf. — bezweckt eine Verminde- 

I) Für Einzelheiten siehe meinen Aufsatz »Die Kaufkraft des Geldese im 
‚Archive, Januar und März 1913. Zum bessern Verständnis sei daran erinnert, 
daB in der Fisherschen Verkehrsgleichung (MYM V = PT) M die Geldmenge, 
V ihre mittlere Umlaufsfrequenz, M’V’ den Scheckumlauf, P das Preisniveau 
und T die vorhandene Gütermenge bedeutet. 
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rung der Goldprägung (bekanntlich sollten F. zufolge die Goldmünzen 
nur noch als Anweisungen auf wechselnde Mengen Rohgold funktio- 
nieren!). Das bedeutet einfach, daß weniger Goldmünzen entstehen 
werden als zuvor. Der Effekt auf die Preise muß also derselbe sein, 
wie der einer geringeren Goldausbeute oder einer Beschränkung der 
Prägung (?). Damit nicht zufrieden, stellt Fisher einen noch innigeren 
Zusammenhang zwischen seiner Maßnahme und dem Preisniveau in 
Aussicht. Er setzt voraus, daß sich die Preise spontan sofort an den 
durch den Golddollar »vertretenen« Rohgoldbetrag, an das Bul- 
lion equivalent anpassen und durch die Erhöhung dieses 
Betrages automatisch entsprechend fallen werden.« (In Wirk- 
lichkeit erwartet Fisher diesen Effekt nur für die dem allgemeinen 
Niveau vorausgeeilten oder mit ihm Schritt haltenden 
Preise, während alle zurückgebliebenen sich ihm so »anpassen« sollen!). 

Mit Recht macht daher Taussig darauf aufmerksam, daß Fisher 
selbst ın »The Purchasing Power etc.« die Theorie aufgestellt habe, 
die Preise könnten nur durch eine Veränderung der gesam- 
ten Geldmenge modifiziert werden. Außerdem habe er nach- 
gewiesen, daß das Verhältnis zwischen der Menge des gepräg- 
ten Goldes und dem Preisniveau kein festes ist, so daB von der 
projektierten Reform mindestens sehr unangenehme Ueberraschungen 
zu gewärtigen wären. 

Noch viel bedenklicher aber findet Taussig die praktische Seite 
der Frage: eine internationale Verständigung zur Einführung des 
Compensated dollar scheint ihm im höchsten Grade unwahrscheinlich. 
Man brauche sich nur der vergeblichen Bemühungen um die Ein- 
führung des internationalen Bimetallismus zu erinnern, um Ihre 
Aussichtslosigkeit zu begreifen. Zudem sei im allgemeinen der Preis 
aufschlag nicht eine so unwillkommene Erscheinung, wie etwa das 
Fallen der Preise und Löhne. Die Klage über das steigende Preis- 
niveau gehe in der Hauptsache von wirtschaftlichen Theoretikemn 
aus, während der Preisfall besonders in »Schuldner- und Schutzzoll 
kreisen als harter Druck empfunden werde. Für besonders schwierig 
hält Verf. eine Verständigung mit — Deutschland, wo die 
Preissteigerung im allgemeinen nicht unwillkommen sei (?), und wo 
»nicht über Geldüberfluß sondern im Gegenteil über Geldnot« geklagt 
werde! Man brauche nur Helfferichs Buch »Das Geld« zu öffnen, um 
zu merken, wessen man sich in diesem Falle zu gewärtigen habe . 
Selbst wenn aber eine internationale Verständigung möglich wäre. 
so liefe sie Gefahr, durch den ersten Krieg oder die erste "lokale De- 
pression vereitelt zu werden. Außerdem wäre der zu befolgende Index 
von Land zu Land verschieden, und voraussichtlich würde keines den 
der andern akzeptieren wollen, daes sich sonst der Gefahr aussetzte, 
einem aufsteigenden Index zu folgen, wenn es selbst einen Preistall 
zu verzeichnen habe. 

»\Würde etwa Deutschland England und Amerika zuliebe die 
Kaufkraft seiner Werteinheit noch erhöhen, wenn bei ihm selbst 
Preisfall herrscht ?« 

Nicht versprechender erscheint Taussig die Durchführung ın 
ein und demselben Lande. Der ganze Außenhandel stützt sich ja 
auf den Parallelismus der Preise im In- und Auslande, auf die fixe 
Wertrelation zwischen den Münzen verschiedener Staaten. Würde 
die daherige Schädigung der Kaufleute durch die Vorteile der neuen 
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Werteinheit aufgewogen? Da die letzteren im besten Falle erst nach 
einer langjährigen mit eiserner Konsequenz angewandten Regulierung 
fühlbar würden, so sähe sich ein großer Teil der Exporteure ruiniert, 
lange bevor sich die Nation irgend eines Gewinns bewußt wäre. Sie 
würden sich daher geradeso aufgebracht zeigen, wie wenn ihre Pro- 
dukte plötzlich mit einer excise tax belegt worden wären, ohne 
daß sie sich durch Erhöhung der Verkaufspreise schadlos halten könn- 
ten. Allein der Druck der Baumwolleexporteure de. Südstaaten 
würde genügen, um die Regierung zur sofortigen Aufhebung der 
Reform zu zwingen. »Stellt man sich vor, was geschähe, wenn etwa ein 
Mitglied des Bundeskongresses seinen W ählern antwortete, sie sollten 
sich nur gedulden, bis alle Preise an das neue Niveau angepaßt seien, 
da dann niemand schlimmer dran sein werde, als zuvor!« 

Angesichts dieser Komplikationen und Ungewißheiten hält Taus- 
sig die zu erwartenden Vorteile für zu problematisch, als daß man 
daraufhin eine so tiefgreifende Reform wagen dürfte, um so mehr als 
ihm die Tendenz zu einer lang andauernden Teuerung nicht bewiesen 
scheint. (Im Fall eines anhaltenden Preisfalls würde der 
Fishersche Plan unanwendbar, da der »virtuelle Dollar« nicht unter 
den Goldgehalt des heutigen fallen darf!). Wie vorsichtig man die 
Prophezeiungen über die Zukunft der Goldausbeute aufnehmen 
müsse, ersehe man aus der Prophezeiung Sueß’, der 1892 die baldige 
Erschöpfung der Goldminen und die Notwendigkeit eines allgemeinen 
Bimetallismus predigte. 

Endlich aber macht Taussig gegenüber dem »Compensated Dollar« 
das geradezu entscheidende Argument geltend, daß derselbe an der 
Beweglichkeit derjenigen Preise, die am drückendsten empfunden 
wird und die ganze Agitation gegen den »unsichern Dollar« verursacht 
haben, nämlich des L ebensunterhalts, fast nichts zu ändern 
vermöchte. Alle Hoffnungen auf die soztalen Segnungen des festen 
Dollars beruhen im Grunde auf einer Verwechslung zwischen »allge- 
meinem Preisaufschlag« und dem davon unabhängigen Aufschlag der 
Lebensmittel und Landwirtschaftsprodukte, die dank dem Gesetz des 
abnehmenden Ertrages und der steigenden Nachfrage gegenüber den 
meisten andern Preisen steigen müssen. Was ım Haushalt jeder Fa- 
milie, in den Verträgen über Renten, Arbeitslöhne, Entschädigrungs- 
summen usw. eine Rolle spielen könnte, das ist die »Kaufkratt« des 
Geldes hinsichtlich der gebräuchlichsten Lebensmittel, die 
mit der allgemeinen Kaufkraft so gut wie nichts zu tun hat. Wie 
wenig die Regulierung dieser letzteren den Schäden der Lebensver- 
teuerung abzuhelfen vermöchte, zeigt Taussig an Hand der folgenden 
Indices des Bureau of Labor: 


Allgemeiner Index Landwirtschaftsprodukte 
1907 129,5 137,1 
1908 122,8 133,1 
1909 126,5 153,1 
I910 131,0 140,0 
IgII 129,3 102,06 


Beim Gleichbleiben der allgemeinen Kaufkraft ein Auf- 
schlag der Lebensmittel um 18—19" ,! Wozu dient da der Compen- 
sated dollar ? (Eggenschwyler.) 
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6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 


7. Bevölkerungswesen. 


Worms, Rene: La Sexualité dans les Naissan- 
ces Françaises. Paris 1912. M. Girard et E. Brière. 235 S. 
(5 frcs.). | 

Wer der Soziologie den Vorwurf macht, das Gebiet des wis- 
senschaftlich feststellbaren Tatsachenlebens über Gebühr leicht 
zu verlassen und sich auf das Gebiet phantastischer Spekulation 
zu begeben, wird über diese Schrift des bedeutenden Pariser So- 
ziologen freudig überrascht sein: sie enthält eine nüchterne, vor- 
sichtige und gründliche Untersuchung über ein Spezialthema: die 
französischen Geburtenziffern bezüglich des Geschlechtes der Ge- 
burten (leider läßt sich das französische Le sexualité dans les 
naissances — Die Geschlechtlichkeit in den Geburten? — auf 
deutsch nur sehr schlecht wiedergeben). 

Der Inhalt des reichen, mit gutem statistischem Material aus- 
giebig arbeitenden Werkes ist etwa folgender: In Frankreich stehen 
wir, bereits seit einem Jahrhundert, vor zwei wichtigen Tatsachen, 
Einerseits werden, den standesamtlichen Eintragungen zufolge, 
mehr Knaben als Mädchen geboren, andererseits aber ergeben alle 
Volkszählungen einen tatsächlichen Ueberschuß der weiblichen Be- 
völkerung über die männliche. Diesen scheinbaren Widerspruch 
erklärt der Autor auf folgende Weise: Unterernährung oder auch 
gesundheitsschädliche Ernährung befördert die Erzeugung von 
Kindern männlichen Geschlechts; da also eine geringe Quantität 
und eine geringe Qualıtät der Nahrung zur Entstehung von Knaben 
genügt, so werden deren weit mehr geboren, als Mädchen. Aus dem- 
selben Grunde aber, nämlich weil sie zu einem größeren Prozentsatz 
als die Mädchen von schlecht ernährten Eltern gezeugt werden, sind 
die Knaben auch zarter und anfällıger, sowohl während der Periode 
ihrer Entwicklung im Mutterleibe, als auch während ihrer ersten 
Lebensjahre. Es folgt daraus sowohl eine große Zahl männlicher 
Totgeburten als auch eine große Säuglingssterblichkeit unter dem 
männlichen Geschlecht, zwei Umstände, die vereint den männ- 
lichen Geburtenüberschuß vollkommen wieder zu nichte machen 
und dem weiblichen Geschlecht, das in der Regel aus dem Schobe 
genügend ernährter Mütter hervorgeht und also widerstandsfähiger 
ist, den Vorrang verschaffen. Aus der Beobachtung aber, daß Unter- 
ernährung die Erzeugung männlicher Nachkommenschaft begün- 
stigt, ergibt sich die Schlußfolgerung, daß ein Ueberschuß an männ- 
licher Bevölkerung vom biologischen Standpunkt aus durchaus 
nicht alsein Glück für eine Nation zu betrachten ist. Die Behauptung, 
daß die Lebensverhältnisse der Eltern auf das Geschlecht ıhrer 
Kinder von rückwirkendem Einfluß sind, wird durch die Tatsache 
erhärtet, daB der Prozentsatz der männlichen Geburten im Laule 
des 19. Jahrhunderts, bei zunehmendem allgemeinen Wohlstand der 
Bevölkerung, ganz beträchtlich gesunken ist. 

Desgleichen kann im heutigen Frankreich mit Leichtigkeit fest- 
gestellt werden, daß in Departements mit armer Bevölkerung, wie 
in Lozere und Morbihan, der männliche Koeffizient der Geburten 
besonders hoch ist. In Paris ist im Monat Juni der geringste Ueber- 
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schuß an männlichen Geburten über die weiblichen vorhanden. 
Die größte Zahl der Mädchen wird also in der für die Lebens- 
haltung der Armen billigsten Jahreszeit gezeugt. Ebenso ist der 
männliche Geburtenüberschuß größer bei den staatlichen Arbei- 
tern als bei den staatlichen Beamten. Noch eine ganze Reihe 
weiterer Tatsachen werden zum Beweise der These, daß schlechte 
Ernährung das Verhältnis der männlichen Geburten zu den weibli- 
chen steigert, Verbesserung der Lebensverhältnisse dagegen eine 
Abnahme des männlichen Geburtenüberschusses verursacht, ange- 
führt, so z. B. die (geringe) Zunahme des männlichen Geburtskoetii- 
zienten nach einem unglücklichen Kriege. 

Zum Schlusse erhebt der Autor Verwahrung gegen die An- 
nahme, daß er etwa eine unfehlbare, oder auch nur bereits völlig 
feststehende Theorie entdeckt habe. Er halte sie jedoch für dazu taug- 
lich, mittelst ihrer einen Ueberblick darüber zu gewinnen, was be- 
reits als feststehend zu betrachten sei und was noch der genaueren 
Untersuchung bedürfe. Jedenfalls aber glaube er den Beweis für 
die Richtigkeit der These erbringen zu können, daß, vom Beginn 
des 1g. Jahrhunderts ab, der Ueberschuß an männlichen Geburten 
in Europa und ganz besonders in Frankreich mit der Entstehung 
des öffentlichen Reichtums abgenommen habe. 

Sehr belangreich und, wenigstens meines Wissens, zum großen 
Teile neu sind die Erörterungen. die Worms zum Problem der Be- 
einflußbarkeit des Geschlechts durch den Willen der Zeugenden 
anstellt. Er weist zwar die Versuche derer, die, gestützt auf die 
Wahrnehmung, daß der Prozentsatz Kinder männlichen Geschlechtes 
bei den in der Ehe Geborenen größer als bei den außer der Ehe Ge- 
borenen ist, an die direkte Beeinflußbarkeit des Foetus durch das 
\Wunschvermögen der Eltern glauben, als kindlich und außerhalb der 
Wissenschaft liegend ab. Aber er bringt andere und neuere Gesichts- 
punkte zu unserer Frage, welche zwar nicht die direkte metaphv- 
sische Bestimmung der Eltern über das Geschlecht der Sprößlinge 
dartun, wohl aber den Beweis dafür erbringen, daß innerhalb bestimm- 
ter Grenzen die Eltern wohl auf die Zahl ihrer männlichen und 
ihrer weiblichen Nachkommen Einfluß haben. Aus mancherlei ernsten 
wie weniger ernsten Gründen — die aus der übertriebenen Achtung 
vor dem Männlichen, ein Charakteristikum der Leutigen Kultur, 
stammende flammende Sehnsucht der meisten Eltern nach einem 
Erben, der verständliche, zumal in alten Familien rege Wunsch 
nach der Erhaltung des Familiennamens, welcher, bei "ler gelten- 
den Sitte, daß die Tochter bei ihrer Heirat des Mädchennamens 
verlustig geht, nur durch die Geburt eines Sohnes gewährleistet zu 
werden vermag, endlich das Bedürfnis einer männlichen Nachfolger- 
schaft in ganz oder doch überwiegend von Männern ausgeübten Be- 
rufszweigen (zumal in der Industrieherrschaft) u. a. mehr — er- 
scheint in der Mehrzahl der Familien die Erzeugung eines Sohnes 
als besonders erstrebenswertes Ziel. Die Folgen dieser psychischen 
Vorliebe sind klar. Viele Elternpaare, denen als erstes Kind ein 
Sohn geboren wird, sind damit so befriedigt, daß sie von nun an 
zum Gebrauch neomalthusianistischer Mittel übergehen. Andere, 
denen gegen ihren Wilen Mädchen geboren werden, setzen das 
Greschätt der Kindererzeugung so lange fort, bis ihnen endlich der 
große Wurf gelingt und ihnen der Sohn entsteht (p. 201r ff.). So- 
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weit Worms. Es ist zweifellos, daB sich seine Bemerkungen zumal 
auf solche Länder beziehungsweise Gesellschaftsklassen beziehen, 
ın denen die Kindererzeugung überhaupt der Regelung durch den 
menschlichen Willen untersteht. Es liegt auf der Hand, daß in Län- 
dern oder Gesellschaftsklassen, die, sei es aus Unwissenheit oder 
auch Besorgnis, in den unerforschlichen Ratschluß Gottes einzu- 
greifen, sich überhaupt jedes Mittels zur Regelung der Zahl der 
Nachkommenschait enthalten, sei es zu dem gleichen Standpunkt 
aus einem anderen Grunde, nämlich der wohlerwogenen Neigung 
zur Bildung kinderreicher, patriarchalischer Familien gelangen 
(von einer dritten Kategorie, derjenigen der Kindererzeuger aus 
militärtechnischem Patriotismus reden wir hier nicht, da sie erst 
noch der Feststellung ıhrer Existenz harrt), die hier angestellten 
Erwägungen von vornherein gegenstandslos sind. Worms meint, 
daß die von ihm in Kapitel VI seines Werkes für alle Länder festge- 
stellte allmähliche Abnahme des männlichen Bevölkerungsteiles zu- 
gunsten des weiblichen, zum Teile mit dem Wunsch nach dem Sohn 
und der Regelung der weiteren Nachkommenschaft, je nachdem dieser 
Wunsch erfüllt oder noch nicht erfüllt ist, ursächlich zusammenhängt. 
In vielen Fällen wird ein solcher Zusammenhang in der Tat vorhanden 
sein. In anderen Fällen nicht: wie z. B. in Italien, wo bis 1901 der 
männliche Bevölkerungsteil über den weiblichen überwog, nach 
dem genannten Jahre indes das Verhältnis sich umkehrte, weil die 
ganz überwiegend männliche Auswanderung nach Amerika all- 
mählich derartige Dimensionen angenommen hatte, daß sie nıcht 
ohne Rückwirkung auf die Zusammensetzung der Bevölkerung des 
Landes bleiben konnte. Jedenfalls ist immerhin die Tatsache festzu- 
halten: daB ın vielen Ländern der Prozentsatz der Männer nach 
geringer sein würde, wenn die Erzeugung der Nachkommenschatt 
bis zu einem gewissen Grade nicht doch dem Willen der Eltern 
unterläge. (R. M.) 
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Carlsson, Dr. Wilhelm: Der Arbeitgeber-Schulzr 
Verband für das Holzgewerbe. Jena 1912, Gustav 
Fischer. gı S. M. 3.—. 

Eine Spezialdarstellung des Arbeitgeberschutzverbandes im 
deutschen Holzgewerbe ist dadurch gerechtfertigt, daß die gewerk- 
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schaftliche Organisation im Holzgewerbe relativ gut ausgebildet ist, 
und daß eine weitgehende Zersplitterung der Betriebe eine Organi- 
sation der Unternehmer entstehen ließ, die in ähnlicher Weise sich 
auch in anderen Gewerben oder mittleren Industrien herausgebildet 
hat oder herausbilden wird. Leider gibt der Verfasser nur eine ziem- 
lich trockene Darstellung der Geschichte des Arbeitgeberschutz- 
verbandes, seinen Aufbau und Umfang (an der Hand der Statuten) 
und skizziert sodann die Tarifpolitik des Schutzverbandes, welche 
sich mit der Tatsache der Arbeiterorganisation und der Tatsache 
des Tarifvertrages abgefunden zu haben scheint. Auch das Ver- 
halten des Schutzverbandes zu wichtigen Fragen, nämlich zur Ar- 
beitsvermittlung, bei Lohnkämpfen und zur Frage der Arbeits- 
kammern wird erörtert. Im wesentlichen besteht jedoch die Dar- 
stellung leider nur in der Wiedergabe der Quellen, ohne daß der Ver- 
such unternommen worden wäre, das Unterscheidende dieser 
Organisation gegenüber anderen Ärbeitgeberorganisationen heraus- 
zustellen. Der Verfasser, welcher im allgemeinen der Politik des 
Arbeitgeberschutzverbandes für das Holzgewerbe zuzustimmen 
scheint, unterläßt es also, diese in ihrem speziellen Charakter zu 
erörtern und beschränkt sich auf eine farblose Wiedergabe dessen, 
was er in den Veröffentlichungen des Verbandes gefunden hat. (—;) 


Liefmann: Beteiligungs- und Finanzierungs- 
gesellschaften. Eine Studie über den modernen Kapitalis- 
mus und das Effektenwesen in Deutschland, den Vereinigten 
Staaten, der Schweiz, England, Frankreich und Belgien. Zweite, 
vermehrte Auflage. Gustav Fischer. Jena IQI3. 

Es ist das Verdienst von R. Liefmann, als erster die Formen der 
Durchkapitalisierung des ganzen Wirtschaftslebens einer genaueren 
Analvse unterzogen zu haben. Sein \Werk über die »Beteiligungs- 
und Finanzierungs-Gesellschaften«, das nunmehr bereits in zweiter 
Auflage !) vorliegt, hat zum ersten Male diese Organısationsformen 
in ihrer praktischen Anwendung und Bedeutung geschildert 
und sie zugleich auch theoretisch zu erfassen gesucht. Der 
theoretisch-systematische Zweck, den Liefmann bei der ersten 
Auflage verfolgte, ist heute etwas zurückgetreten. Lieimann meint, 
»len raschen Absatz, den die erste Auflage gefunden hat, zu einem 
guten Teile dem Interesse zuschreiben zu sollen, das die wirtschatt- 
liche Praxis, insbesondere die Bankpraxis, an dem Werke genom- 
men hat«, und ihr hat er »daher bei der Neuauflage vor allem dienen 
zu sollen geslaubt« Die Fortführung des Tatsachenmaterials bis 
zur Gegenwart und ein Register sämtlicher in dem Buch genannten 
Gesellschaften Ist bestimmt, den »praktischen Gebrauch als Nach- 
schlagebuch« zu erleichtern. Ob Lietimanns Buch diesen Zweck erfüllt, 
entzieht sich im einzelnen unserer Beurteilung. Eine Nachprüfung 
seiner »praktischen« Angaben bei der Metall-Gesellschaft, der Amalga- 
mated Development Co. und dem Guggenheim Konzern ergab zwar, 
daß seine Beschreibung nicht durchweg richtig und zuverlässig Ist. 
Alleın darüber möge der Praktiker mit ihm richten; für die Wissen- 
schaft, vor allem für die Theorie ist es verhältnismäßig irrelevant, ihr 








1) Da seinerzeit die erste Auflage des Buches nur ganz kurz angezeigt 
wurde (Archiv BA. XXX, S. 900), so erfolgt jetzt eine eingehende Besprechung. 
(Anm. d. R.) 
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ist genug getan, wenn sie Liefmanns theoretische Grund- 
lagen, Abgrenzungen, Folgerungen zu akzeptieren vermag. Diese 
eingehend zu untersuchen, ist umso mehr notwendig, als Liefmann 
in der Einleitung zur zweiten Auflage die Nichtanwendung der von 
ihm geschaffenen Begriffe seitens der Wissenschaft einzig und allein 
darauf schiebt, daß »das Interesse für begriffliche Klarheit leider 
in der ökonomischen Wissenschaft noch recht wenig verbreitet ists. 
Es gilt daher zu untersuchen: erstens, ob und inwieweit die von 
Liefmann zuerst untersuchten Formationen in ihrer vollen Wesen- 
heit von ihm erkannt sind, und zweitens, inwieweit ihre Einreihung 
in eine allgemeine Theorie des Kapitalismus gelungen ist. Bei einer 
derartigen Anordnung der Probleme folgt unsere Untersuchung 
bewußt dem ursprünglichen Gedankengang Liefmanns, nicht der 
aus methodischen Gründen von ihm bei der definitiven Fixierung 
vorgenommenen Umstellung; schon hierdurch dokumentierend. 
daß eine schließliche Ablehnung des ersten Teils des ersten Kapitels 
(»Arten des Kapitalismus«) nichts gegen den Wert und die Bedeutung 
der beiden folgenden theoretischen Kapitel (»Beteiligen und Beteı- 
ligungsgesellschaften«; »Finanzieren und Finanzierungsgesellschaften« 
zu sagen braucht. 

Aufbauend auf einer ungemein reichhaltigen Materialsammlung 
unternimmt es Liefmann, eine wissenschaftliche Einteilung und Ab- 
grenzung der vielfachen organisatorischen Neubildungen zu schaffen, 
die der »Effektenkapitalismus« mit sich gebracht hat und die die 
bisherige Literatur teils unbeachtet gelassen, teils mit den Banken 
zusammengeworfen hatte. Schon die Wahl des Wortes »Efiekten- 
kapitalismus« weist darauf hin, daß das Unpersönlichwerden, die 
Versachlichung oder — wie Liefmann es nennt — die »Effektifizierung: 
des Kapitals diejenige Erscheinung ist, die Liefmann für das Haupt- 
kennzeichen der heutigen Wirtschaftsform hält; sie macht er denn 
auch zum leitenden Prinzip seiner Einteilung. 

Diese Entpersönlichung des Wirtschaftslebens, die Verkörperung 
des Kapitals in Effektenform war bereits schon früher, so u. a. von Som- 
bart, auch schon von Schäffle, in den Vordergrund gestellt worden. 
Das besondere Verdienst Liefmanns in diesem Punkte ist, daß er einige 
Grundbegriffe klarer gestellt hat. Sombart ®) versteht unter E f fe k- 
ten »vertretbare Wertpapiere, zu Vermögensbezügen berechtigende 
Rechtsurkunden, die nicht ein Rechtsverhältnis zwischen bestimmten 
Personen begründen, sondern nur ein solches zwischen dem zufälligen 
Inhaber des Titels und einer dritten Person, weshalb der Jurist sie 
als Inhaberpapiere, titres au porteur, zu bezeichnen pflegte Gegen- 
über dieser nicht nur irreführenden, sondern direkt falschen Idenufi- 
kation von Effekt und Inhaberpapier —- derzufolge z. B. die Namens- 
aktien keine Effekten wären — bedeutet Liefmanns Trennung der Wert- 
papiere in Geldpapiere (Banknoten, Wechsel, Sehecks) und 
Kapitalpapiere, dieim Gegensatz zu ersteren einen Anspruch 
auf dauernde Erträge verkörpern — ebenso wie seine Kennzeich- 
nung der Effekten als vertretbarer Kapitalpapiere eine wesent- 
liche Verbesserung. Sie ist nicht nur sachlich unangreifbar, sondern 
sie hat auch gegenüber ınhaltlich nicht direkt falschen Scheidungen 


%) Sombart, Die deutsche Volkswirtschaft im 19. Jahrhundert, 2. Aufl. 
S. 205. 
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(wie der von Fuchs, die ich —- nicht ihrer Formulierung, sondern 
ihrer richtigen Absicht wegen — nicht für so verfehlt halte, wie dies 
Liefmann tut) den großen Vorteil, daB sie schon in der Benennung 
(»Geld«, »Kapital«) das hauptsächlichste Unterscheidungsmerkmal 
beider Kategorien enthält und daß sie der »Vertretbarkeit« ihre alte 
Stellung eines obersten Differenzierungsprinzips nimmt. Die 
Banknote ist vertretbar, der Wechsel nicht ; trotzdem gehören Wechsel 
und Banknote enger zusammen, als Banknote und Aktie, und nicht 
der Schritt vom nicht-fungiblen zum fungiblen Wertpapier — wie 
Sombart dies darstellt —, sondern der U e bergangvom Geld- 

zum Kapitalpapier trennt den modernen Kapitalismus von 
seinen Vorstufen. 

Die Effekten wiederum scheidet Liefmann in Anteilseffek- 
ten (Aktien) und Leih- oder Krediteffekten (Obliga- 
tionen, Pfandbriefe, Staatsrenten), womit keine völlig neue Erkennt- 
nis, aber doch wieder ein Fortschritt gegenüber Sombart erzielt wird, 
der rein äußerlich Schuldverschreibungen öffentlicher Körper Pfand- 
briefe, Aktien und Obligationen kapıtalistischer Unternehmungen 
nebeneinander gestellt hatte. Seltsamerweise hält Liefmann später- 
hin diese Scheidung nicht konsequent aufrecht. Trotzdem er an ver- 
schiedenen Stellen betont hat, daß nur Aktienbesitz eine Teilha- 
berschaft, Obligationen- oder Rentenbesitz dagegen eine Gläubi- 
gerstellung bedeutet, verwendet er späterhin das Wort »Beteilirung«, 
um damit dem Erwerb von Aktien und von Obligationen 
zu bezeichnen. Dadurch entsteht —- trotz seiner ausdrücklichen Defi- 
nition — eine Unklarheit, die gerade bei der Neuschöpfung eines Be- 
griffes hätte vermieden werden müssen. 

Beteiligung, d. h. also Erwerb eines Anspruchs auf Er- 
träge, Erwerb von Effekten einer Unternehmung, und Finanzie- 
rung, d.h. Beschaffung von Geld, um damit eine Unternehmung zu 
schaften, sind für Liefmann »die beiden tür den Effektenkapitalismus 
charakteristischen, speziell effekten kapitalistischen Handlungen«. 
Diese Formulierung wäre nur dann richtig. wenn man die kapitalisti- 
sche Unternehmung und die »Versachlichung der Anteilsberechtigung« 
als identisch mit »Effektenkapitalismus« ansähe. Für jene, für die 
Schaffung und den Absatz der Efiekten bezeichnen allerdings »Betei- 
liven« und »Finanzieren« die bedeutsamen Erscheinungen der Ange- 
bot- und der Nachfrageseite, nicht aber für den Kapitalverkehr 
überhaupt. Sie sind charakteristisch für das Fffektenkapital, nicht 
aber für den Effektenkapitalismus als Wirtschaftsperiode. Auf diesen 
Hauptmangel der Liefmannschen Theorie, die beiden Begritie »Ka- 
pital« und »Kapıtalısmus« nicht genügend getrennt zu haben, wird 
unten noch des Näheren einzugehen sein. 

Die Beteiligung ist ein effektenkapitalistischer Vorgang, der nicht 
nur für den privaten Kapitalisten, welcher vertügbares Geld anlegen 
will, sondern auch für Erwerbsunternehmungzen standig an Ausdeh- 
nung gewonnen hat, sei es, daß diese eine Risikoverteilung vorneh- 
men, series daß sie auf Rohstoflheferung oder Weiterverarbeitung Ein- 
fluß gewinnen wollen und dergleichen mehr. Kommt es so weit, daß de: 
großte Teil der Ettekten einer Unte micht durch $ Sachkapi- 

tal, sondern durch Etickten anderer Gesellschaften repräsentiert 
wird«, so hert hier der Üebergang vor zur»E ffektensubstitu- 
tionsgesellschaft« einer Gesellschaft, deren einziger 
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Zweck es ist, ihre eigenen Effekten anderen, die sie dauernd — also 
nicht zum Zweck der Emission oder des Effektenhandels — im Besitze 
hat oder die sie zu dauerndem Besitz erwerben will, zu substituieren. 
Diese Eifektensubstitutionsgesellschaften, deren Untersuchung den 
Hauptteil des Liefmannschen Buches ausmacht, scheidet Lieimann in 
vier Typen, je nach den Absichten, die mit der Effektensubstitution 
verfolgt werden: 

1. Die Efiektensubstitution wird angebahnt, um anlagesuchenden 
Kapitalen die Beteiligung an höherrentierenden oder riskanteren 
Unternehmungen zu ermöglichen, ohne das Risiko der direkten 
Anlage. Es werden also zwecks Risikoverteilung Effekten mehrerer 
solcher Unternehmungen erworben, und auf der Grundlage dieses 
Besitzes wird eine besondere Gesellschaft gegründet. Derartige Ge- 
sellschaften, die am häufigsten ın England vorkommen und dort 
unter dem Namen »Investment Trusts« bekannt sind, nennt Lieimann 
Kapıtalanlagegesellschaften _| 

2. Die Efiektensubstitution findet statt, um das Publikum zur 
Kapitalbeschaffung für Unternehmungen heranzuziehen, deren El- 
fekten aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht direkt an das- 
selbe emittiert werden können. Es werden in diesem Falle Gesellschaft- 
ten gegründet, die diese Effekten übernehmen und auf diesen Besitz 
hin eigne Aktien und Obligationen emittieren: Effektenübder- 
nahmegesellschaften. Sie haben am meisten Ausdehnung 
erlangt in Deutschland, wo sie im Bahnwesen (Lenz-Gruppe), in der 
elektrischen Industiie (Sıemens-Elektrische-Betriebe A.G.; Elektri- 
zitätslielerungsgesellschaft) und ım Metallhandel (Merton Konzern) 
von großer Bedeutung sınd. 

3. Die Eflektensubstitution findet statt, um Effekten verschie- 
dener Unternehmungen dem Verkehr zu entziehen, ohne dazu in grübe- 
rem Maße das eigene Kapital angreifen zu müssen. Es werden Aktien 
oder Obligationen einer besonderen Beteiligungsgesellschaft ausgegeben; 
vermöge deren wird den Kapitalisten das Kapital, das sie für die Er- 
werbung der als Aktivum in diese Gesellschaft eingebrachten Ettek- 
ten aufzuwenden mußten, wieder zugeführt, ohne daß sie dazu aui den 
Besitz dieser Effekten und damit auf die Einflußnahme verzich- 
ten müßten. Diese Art der Beteiligungsgesellschaften — ihr Haupt- 
anwendungsgebiet liegt in den Vereinigten Staaten (Holding Com- 
panies) — bezeichnet Lieifmann mit Kontrollgesellschat 
ten. 

4. Den bisher betrachteten drei Gesellschaftstypen war das 
gemeinsam, daß es sich bei ihnen um den Erwerb schon vor- 
handener Eiiekten, um die Beteiligung bei einer bereits 
bestehenden Gesellschaft handelt; sie werden unter dem Namen 
Beteiligungsgesellschaften zusammengefaßt. Wo da- 
gegen die zu substituierenden Effekten erst geschaffen werden 
müssen, wo also die Finanzierungstätigkeit in den Kreis der gewöhn- 
lichen Geschäfte der Beteiligungsgesellschaft tritt, bezeichnet Liefmann 
die betreffenden Gesellschaften — einerlei ob sie im übrigen Kapital- 
anlage-, Uebernahme- oder Kontrollgesellschaften sind — nach die- 
ser ihrer weıtestgehenden Funktion als Finanzierungsge 
sellschaften. 

Die Finanzierungstätigkeit, deren Definition sowie Abgrenzung 
gegenüber den Vorgängen der Gründung und der Emission Liefmann 
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überzeugend und eindeutig vornimmt, war bisher — vor allem wegen 
der Vermischung von Finanzierung und Emission — fast ausschließ- 
lich den Banken zugewiesen worden. Allein Subjekte der Fi- 
nanzierungstätigkeit sind nicht nur die Banken, die die 
von anderen oder von ihnen selbst gegründeten Unternehmungen 
finanzieren, sondern ebenso gewerbliche Unternehmungen, welche den 
von ihnen errichteten Tochterunternehmungen die Form selbständiger 
Gesellschaften geben, und schließlich besondere Gesellschaften, die 
zur Finanzierung anderer Unternehmungen errichtet werden: die 
oben genannten, eigentlichen Finanzierungsgesellschaften. 

Man mag zu der von Liefmann vorgenommenen Unterscheidung 
und Abgrenzung im einzelnen stehen wie man will; man mag die 
sofortige Koordinierung von Kapitalanlage-, Kontroll- und Effekten- 
übernahmegesellschaften insofern bedauern, als hierdurch der sehr 
wesentliche Unterschied zwischen der Kapitalanlagegesellschaft als 
einer durch das Interesse des anlagesuchenden Ka- 
pitals hervorgerufenen Beteiligungsgesellschaft auf der einen Seite 
— und den Kontroll- und Uebernahmegesellschaften als durch das 
Interesse der kapitalistischen Unternehmer 
hervorgerufenen Gesellschaftsformen auf der anderen Seite nicht zur 
Geltung kommt: allein all solche Ausstellungen vermögen nichts an 
dem Gesamturteil zu ändern, daß diese ganze Darstellung der »Effek- 
tensubstitutionsgesellschaft« einen außerordentlich wichtigen Beitrag 
zur Erkenntnis der Organisationsformen des modernen Kapitalismus 
darstellt. Zum erstenmal ist hier das Effektenwesen in seiner vollen, 
realen Wichtigkeit für die ganzer ÖOganisationsgestaltung erfaßt und 
geschildert; Formationen, die vordem kaum beachtet waren, sind 
hier in erschöpfender Weise theoretisch und praktisch behandelt; die 
Beteiligungs- und Finanzierungsgesellschaften sind zu gleichgerich- 
teten Unternehmungen wie den Banken in das rechte Verhältnis 
gerückt 3). Und wie die diesbezüglichen theoretisch-praktischen Aus- 
führungen, so sind auch die wirtschaftspolitischen Forderungen, die 
Liefmann im Anschluß an seine Analyse der einzelnen Gesellschafts- 
formen erhebt, fast durchweg wohldurchdacht und begründet, und 
es ist— im Interesse einer Reinerhaltung unseres deutschen Finanz- 
geschäftes von amerikanischen Praktiken — dringend zu wünschen, 
daß Vorschläge wie der einer größeren Bilanzspezialisierung, einer 
Verdeutlichung des Besitzes von Effekten anderer Unternehmungen 
u.dergl. m. eine allgemeinere Beachtung und Berücksichtigung finden. 

Damit ist gesagt, daB Liefmann all das, waserim Titel seines 
Buches verspricht, auch tatsächlich gehalten hat: er hat die B e- 
teiligungs- und Finanzierungsgesellschaftenin 
erschöpfender Weise behandelt. Liefmanns Ausführungen im Text 
aber sind umfassender, sie wollen eine Theorie des Kapita- 
lismus geben, und wir haben uns nun noch zu fragen, ob Liefmann 
auch dieses Ziel erreicht hat. 

Es ist bereits verschiedentlich gezeigt worden, daß Liefmanns 
Definitionen einen Fortschritt gegen frühere Versuche bedeuten, 
und es ist mit Bedacht gerade die größere Präzision Liefmanns im Ver- 


3) Ihre Abgrenzung gegenüber den »Trusts«, die Liefmann nicht gelungen 
ist, soll, da sie mit dem eigentlichen Zweck des Liefmannschen Buches nur 
in losem Zusammenhang steht, hier nicht näher besprochen werden. 
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gleich zu Sombart hervorgehoben worden. Dies nicht nur deshalb, 
weil Liefmann selbst vor allem gegen Sombart seine Polemik richtet; 
sondern auch um deswillen, weil auch Liefmanns Gesamttheo- 
rie ihrer inneren Struktur nach sich verschiedentlich mit Sombarts 
Modernem Kapitalismus berührt. Man könnte infolgedessen versucht 
sein, Sombarts und Liefmanns Theorie direkt einander gegenüber 
zu stellen. Man wird hierauf nur in Anbetracht dessen verzichten, daß 
die Sombartsche Theorie in der Form, gegen die Liefmann seine An- 
griffe richtet, von ihrem eigenen Autor nicht mehr gehalten wird, son- 
dern einer Neubearbeitung unterliegt — wonach ihre Besprechung 
heute wenig mehr am Platze ist. Man wird infolgedessen auch aus 
Liefmanns Theorie all das ausscheiden, was sich nur gegen Sombart 
richtet, und keinen Eigenwert hat — und nur insoweit sie besprechen, 
als sie absolute Geltung haben soll. 

Liefmann scheidet zwischen Sach kapital, Geld kapital und 
Effektenkapital und baut vermittels dieser Scheidung eine 
Theorie der wirtschaftlichen Stufenfolgen auf. Er legt sich die 
Frage vor, ob man nicht »die Form, die das Kapital einer Einzel- 
wirtschaft annımmt, zur Unterscheidung für verschiedene Stufen des 
Kapitalismus verwenden kann« und kommt hierbei zu folgendem 
Resultat: Man kann tatsächlich in der Entwicklung des Wirtschafts- 
lebens eine Epoche des Natural- oder Sach-Kapıtalismus, eine des 
Geld-Kapıitallsmus und eine des Effekten-Kapitalismus unterscheiden. 
Diese Epochen folgen sich nicht so, daß die nächste eine T’eberwindung 
oder Beseitigung der vorhergehenden Organisation ist, sondern sle 
ist eine Ergänzung und Erweiterung der früheren in der Weise, daß in 
der ersten Stufe das Kapital nur die Form des Sachkapitals hat, 
in der zweiten auch die des Geldkapitals, in der dritten auch 
die des Effektenkapitals, 

Es würde zu weit führen, wollte man hier Stellung nehmen zu 
den Einzelheiten von Liefimanns Kapitalstheorie; es 
wäre dazu eine Diskussion seiner ganzen Wertlehre nötig. Man kann 
hierauf um so eher verzichten, als das allein für die vorliegende Arbeit 
in Betracht kommende Endergebnis Liefmanns, seine Identi- 
fikation von »Kapital« und »Ertragsmittel« sich mit der einen Gat- 
tung der heute allgemeiner verwandten Kapitalbegriffe deckt und 
daher ohne weiteres verständlich ist. Man wird auch — im Rahmen 
dieser Besprechung — die Scheidung in Sach-, Geld- und Eifekten- 
kapital mitmachen können; — selbst wenn man es für bedenklich 
und gefährlich hält, daß derart Begriffe, die nicht gleichwertig sind, 
durch den gemeinsamen Nenner »Kapital« zusammengefaßt werden. 
Gewiß ist es möglich, von Geldkapital zu reden, wenn man damit nur 
bezeichnen will, daB »jetzt nicht mehr nur mit dem Besitz von Sach- 
gütern, durch Produktion und Verkauf von solchen, sondern auch durch 
bloßen Besitz von Geld Erträge erzielt werden können. 
Aber man muß sıch klar sein darüber, daß doch das Geld nur dann 
Erträge abwirft, wenn es nutzbringend in einem Naturale angelegt 
werden kann. Ertragsmittel, Kapital ist also in letzter Linie nie das 
Geld, sondern irgendein Sachgut, und volkswirtschaftlich 
ist es daher vollkommen ındifferent, ob es außer dem Naturale — auch 
»Geldkapital« gibt; einen Unterschied macht es nur privatwirt 
schaftlich. Liefmann selbst ist sich dessen wohl bewußt; aber 
anstatt die Konsequenz daraus zu ziehen, daß ein für den Gesamt- 
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wirtschaftsorganismus derart peripherer Umstand denkbar ungeeignet 
ist zur Abgrenzung :von Wirtschaftsepochen, unterscheidet er paral- 
lel seinen drei Formen des Kapitals drei Stufen des Kapitalismus — 
eine Einteilung, die nicht nur dieses ihres allzu peripherischen Charak- 
ters wegen Bedenken erregt, sondern auch »im Interesse einer begriif- 
lichen Klarheit« abgelehnt werden muß. 

Liefmann macht Sombart den Vorwurf ¢), er sei sich nicht darüber 
klar gewesen, daß nicht in der von Sombart mit »Kapitalismus« be- 
zeichneten Wirtschaftsperiode zum erstenmal Kapital 
vorhanden ist, sondern daB sie nur eine besondere 
und neue Art des Vorkommens und der Verwen- 
dung von Kapital darstellt; und daB man daher ihre Epoche 
nicht schlechthin als »Kapitalismus« bezeichnen kann, sondern daß 
man verschiedene Stufen des Kapitalismus unter- 
scheiden muße«e. Demgegenüber ist gegen Liefmann der Vorwurf zu 
erheben, daB er erstens Sombarts Begriff des Kapitalismus nicht ge- 
recht wurde und daB er infolgedessen zweitens den — nicht nur von Som- 
bart, sondern von der ganzen ökonomischen Theorie — ın ganz be- 
stimmten Sinne bereits gebrauchten und angewandten Begriff, ohne 
auch nur mit einem Worte darauf hinzuweisen, mit ganz anderem In- 
halt füllt und so irreführend verwendet. Liefinann ırrt, wenn er meint, 
daß die Bezeichnung »der Epoche der Geldwirtschaft als kapitalistisch« 
gleichbedeutend ist mit einer völligen Ignorierung des Vorkommens 
von Kapital auf früheren Wirischaftsstufen. GewißB kommt es vor, 
daß »kapitalistisch« oder »Kapitalist« in der von Liefmann hier suppo- 
nierten Bedeutung gebraucht wird. So wenn Böhm-Bawerk in seiner 
Theorie des Kapitals jede Produktion »kapitalistisch« nennt, in deren 
Verlauf Kapitalgüter verwandt werden. Aber ganz abgesehen davon, 
daß auch hiergegen erhebliche Bedenken bestehen — (es ıst gar nicht 
einzusehen, warum man nicht statt dessen von »kapıitaler« oder 
von »indirekter« Produktion reden soll, wodurch doch jedes 
Mißverständnis a limine ausgeschlossen wäre) — so ist doch hier 
die Gefahr einer Beeriffsverwirrung weit mehr vermieden; denn Böhm- 
Bawerk weist ausdrücklich darauf hin, daß er für die Zwecke seiner 
abstrakten Theorie diese Begriffe in einem anderen als dem üblichen 
Sinne gebraucht, und vor allem, er ist sich klar darüber, daß der Haupt- 
begriff, der des »Kapitalismus« weder als Mittel theortischer Erkennt- 
nis noch als Mittel wirtschaftshistorischer Abgrenzung mit anderem 
Inhalte gefüllt werden kann. Daß — wie bei allen ähnlichen Wortbil- 
dungen — eine ganz bestimmte Geistesrichtung ein besonderes Kenn- 
zeichen des »Kapitalismus« bildet: ein »kapitalistischer Geiste, ein 
»Geist der Rechenhaftiekeit«, ein egoistisches Gewinnstreben — all 
das ist Liefmann offenbar trotz der Untersuchungen von Max Weber, 
Sombart u. a. nicht in seiner vollen Bedeutung zum Bewußtsein ge- 
kommen, sonst hätte er sich selbst sagen müssen, daß dieser kapita- 
listische Geist sich frühestens dann durchsetzen kann, wenn eine Ver- 
mögensschätzung, eine Ertragsberechnung und dergleichen möglich ist; 
er hätte sich ferner sagen müssen, daß die Voraussetzung hierfür 
in erster Linie die Existenz des Geldes als allgemeinen Tauschmittels 

t) Vgl. S. 9 der ersten Auflage. Die dort gegebene Kritik der Sombart- 
schen Theorie wird durch Autlage 2, S. 3, Anm. I auscdrucklich aufrechter- 
halten. 
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und Wertmessers bildet (womit für ihn der Geldkapitalismus beginnt); 
und er hätte so schließlich selbst erkannt, daß »Naturalkapitalismuss 
fast eine Contradictio in adiecto bedeutet. 

Wenn wir nun bei dem alten Begriffe des Kapitalismus beharren, 
was vermag uns dann die Liefmannsche Scheidung von Geld- und Eifek- 
ten-Rapıtal resp. Kapitalismus zu fördern? Wir verstehen also jetzt 
unter Kapitalismus diejenige \Wirtschaftsperiode, in der der 
Gedanke des Kapitalertrages (der Kapitalansammlung und der Kapital- 
anlage) in letzter Linie also "las Kapıtal« (Geldkapital) direkt oder in- 
direkt geleitet von den Kapitalbesitzern, den Kapitalisten, über 
Art und Größe der Produktion entscheidet. Wer sich nunmehr die 
Liefmannsche Trennung von Geld- und Effektenkapitalismus zu 
eigen macht, besagt hiermit, daB er den Vorgang der Eifektifizierung 
fiir wichtig genug hält, um danach zwei verschiedene Perioden dės 
Kapitalismus zu unterscheiden. Wer dagegen, wie wir, der Ansicht ist, 
daß hierdurch andere, wesentliche Unterschiede eine zu sekundäre 
Stellung erlangen (wie das Zusammenfallen resp. die Trennung von 
Besitz und Leitung und dergleichen mehr), der wird es vorziehen, die 
alten Unterscheidungen von »Kapitalismus« und »Hochkapitalismus 
u. dergl. m, als Regel beizubehalten. 

Zusammenfassend ist zu sagen: Liefmanns Versuch, eine Theorie 
des Kapitalismus zu schaffen, ist infolge verschiedentlicher begrnit- 
licher Unklarheit einstweilen noch nicht gelungen. Allein nichtsdesto- 
weniger ist seine Darstellung der Beteiligungs- und Finanzierungs- 
gesellschatten wegen der Fülle des zugrunde gelegten Materials und 
wegen der Sachlichkeit und systematischen Exaktheit der theoreti- 
schen Verarbeitung als ein wichtiger Beitrag zur Theorie und Praxis 
des modernen Kapitalismus zu begrüßen. 


(Edgar Salın.) 
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Becker, Dr. Otto und Bernhard, Dr. Ernst: Die 
gesetzliche Regelung der Arbestsvermiltlung 
in den wichtiesten Ländern der Erde. Schriten 
des Verbands deutscher Arbeitsnachweise Nr. Io. Berlin 191}. 
Carl Heymann. VIII und 332 S. M. 8.—. 

Jeder, der sich mit Fragen aus dem Gebiet der Stellenvermittlung 
abgegeben hat, weiB, daß das vorliegende Buch einem wirklichen 
Bedürfnis entgcgenkommt, und zwar, was die Hauptsache ist, nicht 
nur einem solchen einiger weniger Wissenschaftler, denen hier Matenal 
für weitere Forschungen in der denkbar bequemsten Form dargeboten 
wird, sondern vor allem auch einem Bedürfnis der Praxis. Wir haben 
seit drei Jahren in Deutschland über das Arbeitsnachweiswesen ein 
Gesetz, das zwar als Anfang sehr begrüßenswert ist, das sich aber kaum 
lang unverändert erhalten wird und nach dem Willen des Gesetz- 
gebers auch gar nicht erhalten soll. In einer für unsere Verhältnisse 
ungewöhnlichen Weise hat dieser von allem Beginn an eine baldige 
Ergänzung in Aussicht genommen; am eigenartigsten drückte das em 
Vertreter des Reichsamts des Innern in der Reichstagskommission 
mit der Erklärung aus, er fasse die Meinung der verbündeten Regie- 
rungen dahın zusammen, es sei dringend zu wünschen 
daß der Entwurf in einigen Jahren überholt werde! Wer den In- 
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halt des Gesetzes genauer kennt, kann nicht im Zweifel sein, daß 
dieser Zeitpunkt für mehr als eine Bestimmung binnen kurzem kommt, 
wenn er nicht gar schon eingetreten ist. Sobald aber an eine Aende- 
rung des Stellenvermittlergesetzes oder auch nur an eine Erörterung 
hierüber herangegangen wird, muß sich der Blick auch auf das Aus- 
land richten, um von den dort gemachten Erfahrungen zu lernen und 
aus den dort bestehenden Vorschriften Anregungen zu entnehmen. 

Das ist aber bisher recht schwierig gewesen, da es nicht m 
für die europäischen Staaten eine genügende Sammlung gab; das 
beste war noch die Denkschrift »Die Arbeitsvermittlung a Oester- 
reich«, die 1898 von der statistischen Abteilung des österreichischen 
Handelsministeriums herausgegeben wurde und dankenswerte Mit- 
teilungen auch über die Regelung in anderen Staaten enthält, aber 
natürlich schon lang vielfach veraltet ist. Die letzte Zusammenstellung 
für die europäischen Staaten habe ich in meinem IgII herausgegebenen 
Kommentar zum Stellenvermittlergesetz auf S. 28—34 versucht; 
doch konnte ich dort des beschränkten Raumes wegen nicht viel 
mehr als Andeutungen geben. Heute sind wir aller Schwierigkeiten 
durch das Buch von Becker und Bernhard enthoben. 

Das Werk zerfällt in zwei Hauptteile. In dem umfangreichen 
zweiten werden die gesetzlichen Bestimmungen abgedruckt, wobei 
unter Gesetz nicht nur dasjenige ım formellen Sinn, sondern jede 
wichtigere Rechtsnorm einer Zentralbehörde verstanden ist. Dabei 
wird bereits eine Scheidung insofern durchgeführt, als zuerst die Be- 
stimmungen zur Regelung der öffentlichen "Arbeitsvermittlung, dann 
die zur Regelung der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung behandelt 
werden; eine Sonderung, die als zweckmäßig anzuerkennen ist. Da 
das Stellenvermittlergesetz zusammenhängend im zweiten Abschnitt 
abgedruckt ist, führt das allerdings für Deutschland dazu, daß §§ 16 
bis 18 des Gesetzes, die zur Grundlage einer Regelung auch der öttent- 
hechen Arbeitsvermittlung wenigstens geeignet sind, in diesem 
Zusammenhang nicht zur Erscheinung kommen; eın Hinweis auf sie 
im ersten Abschnitt des zweiten Teils wäre wohl angezeigt gewesen. 
Nahe legt außerdem die Frage, warum für Deutschland, abgesehen 
von den Sondervorschriften für die Kolonien, nur der Wortlaut des 
Stellenvermittlergesetzes wiedergegeben wird, das doch nur ein 
Rahmengesetz ist und ohne Kenntnis der Anordnungen, welche die 
Landeszentralbehörden auf Grund der außerordentlich weitgehenden 
Befugnis der 8% 8 und 15 getroffen haben, in seinem Wesen nicht 
erfaßt werden kann; eine Aufnahme der Vollzugsvorschriften minde- 
stens der größten Bundesstaaten wäre wünschenswert gewesen, wenn- 
gleich das den Umfang des Buches nicht unerheblich vergrößert hätte. 
Freilich darf nicht verkannt werden, daß das Werk ın der Hauptsache 
doch für deutsche Leser bestimmt ist, denen die Vollzugsvorschriften 
aus anderen Ausgaben zu Verfügung stehen. 

\litzeteilt werden die bezeichneten Bestimmungen für alle Länder 
der Welt, welche solche erlassen haben (Deutschland, Bulgarien, 
Danemark, Frankreich, Großbritannıen, Monaco, Norwegen, Oester- 
reich, Rumänien, Schweden, Schweiz, Ungarn, Vereinigte Staaten 
von Nordamerika, Kanada, Peru, Westaustrahen, Neuseeland und Kap- 


kolonie). Die Lebersetzungen sind im allgemeinen — aber nicht im- 
mer! — in einem erträrlichen Deutsch ertolgt; das Streben nach mög- 


lichst wortgetreuer UÜebersetzung hat freiich zur Aufnahme sehr vieler 
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höchst unflüssiger Fremdwörter geführt (z. B. Arbeitsagent, affi- 
chieren, Kommissar, Placierung, Munizipien, Auskunftskontor, In- 
telligenzkontor, Information betr. Arbeitsplätze, Lizenz oder gar die 
lizensierte Agentur« — wohl die Uebersetzung von licensed employ- 
ment agency — auf S. 287). Das Vorwort hebt hervor, daß die Texte, 
die nicht auf andere Weise erreichbar waren, auf diplomatischem Weg 
beschafft wurden; diese amtliche Mithilfe verbürgt für sich allein 
Zuverlässigkeit des Wortlauts. Nicht aufgenommen sind die Bestim- 
mungen über die Auswanderungsagenten und, mit Ausnahme von 
Deutschland, die Verordnungen über die Anwerbung eingeborener 
Arbeiter in den Kolonien; die Regelung der Arbeitsvermittlung bei 
den \Vanderarbeitsstätten, Naturalverpflegstationen usw. wird nur 
gestreift. 

Schon die Zusammentragung aller Texte war eine mühevolle 

und dankenswerte Aufgabe. Die Verfasser haben sich aber damıt 
nicht begnügt, sondern geben im ersten Teil des Buches außerdem 
eine Uebersicht über die Entwicklung der gesetzlichen Regelung in 
den einzelnen Ländern — hier hätte ich einen häufigeren Hinweis 
auf die entsprechenden Veröffentlichungen ın den leichter zugäng- 
lichen Zeitschriften gewünscht — und einen vergleichenden Ueberblick 
über die Regelung der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung; der letztere 
ist nach folgenden Hauptgruppen geordnet: Begriff des Stellenver- 
mittlers, Geschäftseröffnung, Geschäftsschließung, Verhältnis zu an- 
deren Gewerben, allgemeines Geschäftsgebahren, Gebühren, Kon- 
trolle und Strafbestimmungen. Das Vorwort bezeichnet den letztge- 
nannten Ueberblick, bei welchem (nach der Angabe an der gleichen 
Stelle) Dr. Michalke mitgearbeitet hat, als einen »ersten und darum 
ganz bescheidenen Versuch einer rechtsvergleichenden Systematik des 
Gresetzesstolfese. Gegenüber solchem Ergebnis anerkennenswerter 
Selbstkritik ist aber die Bedeutung gerade dieses Teiles besonders 
zu betonen. Allerdings darf man nicht streng wissenschaftliche, rest- 
lose Durchdringung des ungeheuren Stoffes verlangen; dem steht 
schon die Art der Einteilung entgegen, die ausschließlich nach prak- 
tischen Gesichtspunkten getroffen wurde. Dagegen muß die Praxis 
umso dankbarer dafür sein, daß ihr die Mühe des Sonderns und Grup- 
pierens wenigstens dann abgenommen wurde, wenn es nur auf dıe 
Hauptgesichtspunkte ankommt; für jede einzelne wichtigere Frage 
hat man jetzt in der denkbar übersichtlichsten und klarsten Weise 
eine Zusammenstellung aller Regelungsversuche, die irgendwo aul 
der Welt zu verzeichnen sind. Für die allenfallsige Umarbeitung des 
deutschen Stellenvermittlergesetzes, von der am Eingang gesprochen 
wurde, ist so dem Gesetzgeber eine Vorarbeit geleistet worden, die 
gar nicht hoch genug angeschlagen werden kann. Auf S. 139 f. haben 
die Verfasser denn auch einen »Ausblick auf das deutsche Stelen- 
vermittlergesetz« gegeben, in dem sie feststellen, welche Anregungen 
hiefür aus dem Studium der außerdeutschen Gesetzgebung zu ge- 
winnen sind; es wird dabei erklärt, daß sich diese in der Hauptsache 
mit den Reformvorschlägen decken, die ich in meinem Referat fü: 
den 7. deutschen Arbeitsnachweiskongreß im September 1912 (nicht 
1910, wie es ın dem Buch heißt) gemacht habe, und daß der Vollzug 
meiner Vorschläge die nächste Etappe auf dem weiteren Weg wäre. 
Das Buch ist unter den Schriften des Verbands deutscher Ar- 
beitsnachweise ersch.enen und + in defen Reihe insofern eine Be- 
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sonderheit dar, als es die erste Veröffentlichung ist, die etwas anderes 
bietet als den Abdruck von Umfragen oder von Verhandlungen der 
Verbandsversammlungen. Man kann nur wünschen, daß der Verband 
bei Auswahl der folgenden ähnlichen Schriften eine ebenso glückliche 
Hand haben möge, wie es diesmal der Fall war. Wenn noch ein wei- 
terer Wunsch erlaubt ist, so sei es der, in der Zeitschrift des Verbandes 
solle jeder Fortschritt der ausländischen Gesetzgebung unter Hinweis 
auf die zu ändernden Stellen des vorliegenden Buches derart bekannt- 
gegeben werden, daß eine unbesorgte Benützung des Werkes auf 
recht lange Zeit hinaus möglich ist. 
(Rechtsrat Dr. Fischer-Nürnberg.) 


Kuczvnski, R.: Arbeitslohn und Arbeitszeit in 
Europa und Amerika 1870—1909. Berlin 1913. Ju- 
lius Springer. 817 S. M. 24.—. 

Nach langjährigen mülievollen Vorarbeiten hat Kuczynski sein 
umfangreiches Werk veröffentlicht. Er hebt im Vorwort hervor, 
daB die Arbeit den ersten Versuch bilde, die Entwicklung der gewerb- 
lichen Löhne ın den wichtigsten Industrieländern auf breiter Grund- 
lage darzustellen. 

Die Arbeit zerfällt in zwei get’ennnte Teile; der erste Teil be- 
handelt Arbeitslohn und Arbeitszeit in Europa und Amerika. 1870 
bis 1903 auf Grund von Lohnbüchern, der zweite Teil Arbeitslohn 
und Arbeitszeit in Deutschland und Amerika 1870—1909 auf Grund 
von nn 

Im ersten Teil sind die wichtigsten Berufe folgender Ge- 
werbe a Baugewerbe, Steinverarbeitungsgewerbe, Holz- 
verarbeitungsgewerbe, Maschinenindustrie und Buchdruckereige- 
werbe; im zweiten Teil ist nur das Baugewerbe, das Steinverarbei- 
tungs- und das Buchdruckereigewerbe berücksichtigt. Es ist also 
aus dem gesamten Gewerbe nur ein ziemlich eng umgrenzter Kreis 
von Berufen herangezogen worden. Selbst wenn man zugibt, daß 
beispielsweise die bei der Maschinenindustrie behandelten Berufe 
auch ın anderen Gewerben vorkommen, und die Lohnhöhe der zu 
der Mäschinenindustrie gezählten Berufe vielfach auch für die glei- 
chen Berufe, soweit sie in anderen Gewerben vorkommen, zutrifft, 
so ist doch zu betonen, daß ein überaus großer Teil von Gewerben 
und Berufen, welche für die gewerbliche Produktion von wesent- 
licher Bedeutung sind, unberücksichtigt geblieben ist. Man denke 
nur an den Bergbau und seine Berufe, an die Textilindustrie, an die 
chemische Industrie, an die Industrie der Nahrungs- und Genuß- 
mittel, an den größten Teil der Gewerbegruppe V der deutschen 
Statistik (Metallverarbeitung), an den Schifisbau, das Verkehrs- 
gewerbe usw. Man kann auch nicht behaupten, dıe ın dem vorlie- 
genden Werk herangezogenen Gewerbe und Berufe repräsentierten 
das Greewerbeleben der behandelten Länder in dem Sinne, daß aus 
der Betrachtung der Entwicklung der Löhne ın den genannten Ge- 
werben und Berufen ver rallgemeinernde Schlüsse aut die Entwick- 
lung der gewerblichen Löhne in den ın Betracht kommenden Län- 
dern überhaupt gezogen werden könnten. Mıt diesen kritischen 
Betrachtungen soll der vorliegende »erste Versuch«, als den die Ar- 
beit sich bezeichnet, lediglich umgrenzt, keinesfalls seine Bedeutung 
herabgesetzt werden 

Was zunächst den ersten Teil der Arbeit betrifft, so ging 

63? 
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Kuczynski von zwei vom amerikanischen Arbeitsamt veranstalteten 
internationalen Lohnerhebungen, die im wesentlichen in Nr. 18 (1808) 
und in Nr. 53 (1904) des Bulletins des Arbeitsamtes niedergelegt 
sind, aus. Die erste dieser Erhebungen suchte für 25 ausgewählte 
Berufe (vgl. S. 6 des Buches von Kuczynski) in etwa einem Dutzend 
amerikanischer Städte sowie nach Möglichkeit für die gleichen Be- 
rufe in London, Manchester, Glasgow, Paris, Lyon und Lüttich 
die durchschnittlichen Tageslöhne für jedes Jahr des Zeitraums 
von 1870—18g98 festzustellen und wiederzugeben. Auf Grund der 
zweiten internationalen Erhebung sind für 13 ausgewählte Berufe 
für jedes Jahr des Zeitraums I8go—ı1903 für Großbritannien, 
Frankreich, Belgien und Deutschland die Stundenlöhne sowie die 
wöchentlichen Arbeitszeiten dargestellt. Die Ergebnisse der gleich- 
zeitig in Amerika vorgenommenen Erhebung sind in großer Aus- 
führlichkeit in der bereits genannten Nr. 53 des Bulletins sowie vor 
allem im 19. Jahresbericht des Commissioner of Labor (Washington 
1905) niedergelegt. Die genannten amerikanischen Veröffentli- 
chungen waren, abgesehen von dem erwähnten 19. Jahresbericht, 
bisher kaum zu verwerten; sie wiesen große Undurchsichtigkeit und 
offenbare Mängel auf. Man konnte nicht ersehen, auf welche Weise 
in der ersten Erhebung der durchschnittliche Tageslohn für jeden 
Beruf berechnet war; wurden Ueberstunden und Arbeitszeitver- 
kürzungen einbezogen ? Angaben über die den Löhnen entsprechende 
Arbeitszeit fehlten vollständig. Wie waren bei der zweiten Erhebung 
Stundenlöhne sowie die wöchentlichen Arbeitszeiten berechnet wor- 
den? Was sollte man beispielsweise mit den Stundenlöhnen und Ar- 
beitszeiten eines Eisenformers für Deutschland, für Belgien, Groß- 
britannien usw. anfangen? (Vgl. dazu auch meine Darlegungen in 
Band ı2 der »Beiträge zur Arbeiterstatistik: Gebiete und Methoden 
der amtlichen Arbeitsstatistik in den wichtigsten Industriestaaten«, 
Seite 270 und 271). 

Kuczynski hat sich zunächst das Verdienst erworben, diesen 
fragmentarischen Nachweisen zu einem guten Teil Leben eingetlößt 
zu haben; er ist auf das der Darstellung des amerikanischen Arbeits- 
amtes zugrunde liegende handschriftliche Urmaterial zurückgegangen 
und hat außerdem ein ungeheures neues Material dazu gesammelt. 
Kuczynski hat nunmehr für jeden wesentlichen Beruf der eingangs 
erwähnten Gewerbe zunächst die durchschnittlichen Stundenlöhne 
auf dem europäischen Festland für jedes Jahr des Zeitraums 1870 
bis 1903, für Großbritannien für 1890—1go3 nachgewiesen. Wenn 
dabei vom europäischen Festland die Rede ist, so sind, wie eine 
nähere Betrachtung ergibt, ım wesentlichen die Städte Berlın. 
Nürnberg, Elberfeld, Lüttich, Paris, Lyon verstanden; für Groß- 
britannien fehlt allerdings jede nähere Angabe, welche Städte ein- 
bezogen wurden. Bei den Städten des Festlandes wurde für 1890 
bis 1903 auch die Zahl der Betriebe und die Zahl der Arbeiter wie- 
dergegeben, auf welche sich die durchschnittlichen Stundenlöhne 
beziehen. Eine zweite Tabelle enthält für die gleichen Berufe die 
durchschnittlichen Stundenlöhne in den Vereinigten Staaten für 
1890—1903, und zwar einmal nach Landesteilen, das andere mal 
nach Städten; auch hier ist jeweils die Zahl der einbezogenen Be- 
triebe und Arbeiter angegeben. Zwei weitere Tabellen suchen die 
eben dargestellten durchschnittlichen Stundenlöhne aufzulösen, und 
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zwar in Stundenlohngruppen; für jedes Jahr ist die Zahl der berück- 
sichtigten Arbeiter und ihre verhältnismäßige Verteilung auf die 
einzelnen Lohnstufen dargelegt. Eine angegliederte Tabelle geht 
nicht von den Arbeitern, sondern vom Lohne aus: sie weist 
Mindest- und Höchstlöhne nach sowie die Grenze der Lohnsumme, 
die Y,, ⁄ und % der Arbeiter jeweils erhielten. Damit ist auch der 
in methodologischer Hinsicht bedeutungsvolle Mittelwert (Median- 
wert) dargestellt; es ist die obere Grenze des Lohnes, den 1%, der 
Arbeiter erhalten. Aehnlich wie der Stundenlohn ist auch die Ar- 
beitszeit, also die durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitsstunden 
dargestellt. Die letzten Tabellen legen die Tagelöhne zugrunde, 
wobei wiederum einmal durchschnittliche Tagelöhne wiedergegeben 
werden, zum zweiten Tagelohngrupren gebildet sind. In textlicher 
Darstellung werden schließlich die Wochenlöhne behandelt. Nach- 
dem so jeder Beruf gesondert behandelt ist, findet sich am Schlusse 
jedes Abschnittes ein Ueberblick auf die ganze Gewerbegruppe. Hier 
sind die wichtigsten Ergebnisse bezüglich der durchschnittlichen 
Stunden- und Tagelöhne sowie der durchschnittlichen wöchentlichen 
Arbeitsstunden für die einzelnen Berufe und Städte in übersichtlicher 
Form zusammengestellt und zugleich Relativzahlen berechnet der- 
art, daß der Lohn bzw. die Arbeitszeit des Zeitraums 1890—1899 
bzw. 1898 gleich I00 gesetzt wurde. Es sei hier gleich anerkennend 
hervorgehoben, daß Kuczynski es vermieden hat, aus den Angaben 
für die einzelnen Berufe Zahlen für das gesamte Gewerbe 
zu errechnen, wie es beispielsweise die amerikanischen Erhebungen 
häufig tun. 

Nach dieser allerdings nur groben Skizzierung des Inhaltes des 
ersten Teils erhebt sich die Frage, welche Bedeutung kommt diesen 
mit unsäglicher Mühe und Geduld zusammengestellten Lohnangaben 
zu. Ich glaube nicht, daß Kuczynski seine Zustimmung gäbe, wenn 
man seine Angaben dahin kennzeichnete, daß sie eben eine nach 
systematischen Gesichtspunkten zusammengestellte Materialsamm- 
lung seien, die an sich lediglich für die Arbeiter und der herangezo- 
genen Betriebe Geltung und Bedeutung hätte. Kuczynski will 
aller Wahrscheinlichkeit nach mehr; er will, wie schon angedeutet, 
letzten Endes die Entwicklung der Löhne der einbezogenen Berufe 
in den aufgeführten Ländern darstellen. Zunächst wird man beto- 
nen müssen, was Kuczynski vielleicht hätte deutlicher hervorheben 
können, daß seine wiedergegebenen Durchschnittslöhne Rückschlüsse 
auf die tatsächliche Höhe der Löhne in dem einzelnen Beruf etwa 
gar für das ganze Land sehr häufig nicht zulassen. Ich greife ein Bei- 
spiel heraus. Seite 238 sollen die durchschnittlichen Stundenlöhne 
der Eisenformer in Europa dargestellt werden. Dazu liegen für 
die Zeit von I890—I903 zugrunde: für Berlin ı Betrieb, der während 
der genannten Zeit 25—62, für Lüttich I Betrieb, der während der 
gleichen Zeit 9—39, für Paris I Betrieb, der 100—138 Eisenformer 
umfaßte. Die Angaben für Großbritannien sind der genannten ame- 
rikanischen Veröffentlichung entnommen; es konnte also weder die 
Stadt, noch die Zahl der Betriebe und Arbeiter genannt werden. Wie die 
auf Seite 241 für die einzelnen Jahre (1890—1902) mitgeteilte Ver- 
teilung der Eisenformer des Berliner Betriebs auf die einzelnen 
Stundenlohngruppen ergibt, verteilten sich die Former jeweils derart 
auf die einzelnen Lohnklassen (mit Spannungen von 5 Pfennig), daß 
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fast in keinem Jahr eine besonders hohe Besetzung einer Lohnklasse 
nachgewiesen werden kann. Ich will damit lediglich sagen, daß sıch 
gewöhnlich die Stundenlöhne der Arbeiter auf mehrere Klassen ziem- 
lch gleichmäßig verteilen. Man kann bei diesem Betrieb unmöglich 
von enem vorherrschenden Stundenlohn sprechen. Auf jeden Fall 
ergibt die Berechnung eines Durchschnittstundenlohnes für ein 
jedes Jahr aus einer so kleinen Zahl Arbeiter (1891: 40, 1892: 38, 
1093: 26, 1900: 37. IQOI: 32, 1902: 25 Arbeiter; die höchsten Zahlen 
sind 1890: 62, 1896: 60 Arbeiter) ein durchaus zufälliges 
Ergebnis; auch die Feststellung des beim Gesamtüberblick 
über die Maschinenindustrie (vgl. S. 318) nicht verwendeten Mittel- 
lohnes ist mit den gleichen Zufälligkeiten behaftet. Also über die 
tatsächliche Höhe des Lohnes kann dieser durchschnittliche Stunden- 
lohn gar nichts aussagen. Das herausgegriffene Beispiel scheint mir 
aber auch zu lehren, daß selbst über die Bewegung der Löhne 
(also ın unserem Fall der Eisenformerlöhne) ein begründetes Urteil 
nicht abgegeben werden kann; die Löhne laufen von 1890—1902, 
wenn der Durchschnitt von 1890—189g gleich 100 gesetzt wird, wie 
folgt: 98. 100, 109, 102, 85, 94, IOI, 88, 103, 113, 117, I04, II}. 
Man kann mit hoher Wahrscheinlichkeit annehmen, daß die Former- 
löhne irgend eines andern Berliner Betriebes eine anders geartete 
Bewegung ergeben hätten. Oder gar eines Betriebes in dem für dıe 
deutsche Maschinenindustrie noch bedeutungsvolleren Rheinland- 
Westfalen oder in Schlesien. Man kann dagegen behaupten, zum 
mindesten würde doch durch die Löhne des Berliner Betriebes die 
Tendenz der Lohnbewegung, ob also nach oben oder unten, richtig 
dargestellt. Dem ist entgegenzuhalten, daß wohl die Gesamttendenz 
also in unserem Falle von Idgo—ıIgo2 im ganzen eine Bewegung 
nach oben, festgestellt werden kann; über das Ausmaß der Be- 
wegung, anf die Bewegung innerhalb der einzelnen Jahre kann kein 
beweiskräftiger Schluß gezogen werden. Es muß allerdings zugegeben 
werden, daß die für die übrigen Gewerbe — ausschließlich der Ma- 
schinenindustrie — wiedergegebenen Löhne der einzelnen Berufe 
in höherem Grade beweiskräftig sind als die Löhne der Beruisarten 
der Maschinenindustrie. Innerhalb der Berufsarten dieser Gewerbe 
bestand und besteht tatsächlich eine viel größere Tendenz zur Uni- 
formierung der Löhne; es sind zugleich auch die Gewerbe, in denen 
der Tarifvertrag bereits früh eine große Verbreitung gefunden hat. 

Der zweite Teil des Werkes behandelt, wie bereits erwähnt, 
Arbeitslohn und Arbeitszeit I870—Igog in Europa — im wesent- 
lichen in Deutschland — und Amerika auf Grund von Tarifverträgen. 
Auch dieser Teil läßt die ungeheure Arbeitslast und Arbeitsleistung 
des Verfassers ahnen; er hat ein überaus großes Material von Ta- 
rifverträgen in Deutschland und in den Vereinigten Staaten ge- 
sammelt. Dieser zweite Teil gliedert sich in drei Abteilungen. Die 
erste legt die Bestimmungen der Tarifverträge über Lohn und Ar- 
beitszeit sowie Vertragsdauer in Deutschland, die zweite in den 
Vereinigten Staaten dar. Die dritte Abteilung gibt eine Gegenüber- 
stellung von Lohn und Arbeitszeit in Deutschland und in den Ver- 
einigten Staaten auf Grund der ausgezogenen Tarifverträge. In 
diesem zweiten Teil werden die Berufe folgender drei Gewerbe be- 
handelt: Baugewerbe, Steinverarbeitungsgewerbe und Buchdrucke- 
reigewerbe. Für jedes Gewerbe ist einleitend eine kurze, aber aus- 
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gezeichnete Darstellung der allgemeinen Entwicklung der Tarif- 
verträge gegeben. Es folgt eine tabellarische Uebersicht über die 
einzelnen Tarifverträge nebst Wiedergabe der Orte, in denen sie 
abgeschlossen wurden. Dann werden für jeden Beruf des Gewerbes 
in tabellarischer Form Vertragsgebiet. Vertragsdauer, Mindestlohn 
und Höchstarbeitszeit nachgewiesen. In der dritten Abteilung, in 
der also die Verhältnisse in Deutschland und Amerika vergleichend 
dargestellt werden, ist jedem Beruf ein besonderes Kapitel gewid- 
met; hier ist in je einer Tabellenserie für Deutschland und die Ver- 
einigten Staaten für jeden Ort mit mehr als 2000 Einwohner Mindest- 
stundenlohn, längste wöchentliche Arbeitszeit und Mindestwochen- 
lohn für den 15. Juli jedes Jahres bis Igog nachgewiesen. 

Ich halte diesen zweiten Teil des Werkes — vielleicht im Gegen- 
satz zum Verfasser — für wertvoller und ergiebiger als den ersten. 
Es scheint mir, als ließen sich mit dem bisher nicht genügend ge- 
achteten Material der Tarifverträge doch schlüssigere Ergebnisse 
gewinnen als bisher angenommen wurde. Der naheliegende Ein- 
wand, daß man die Zahl der Personen, welche zu den mitgeteilten 
Tariflöhnen und Arbeitszeiten arbeiteten, nicht kenne, wird insbe- 
sondere für die von Kuczynski herangezogenen drei Gewerben von 
Jahr zu Jahr bedeutungsloser. 

Kuczynski hat die Ergebnisse der Tabellen des ersten und 
zweiten Teils jeweils mit einem paraphrasierenden Text begleitet. 
Der Einwand liegt nahe und wird sicher gemacht werden, daß die 
letzte Verarbeitung zu großen Schlüssen und Endergebnissen 
fehle. Wenn ich auch gern einige Hinweise gesehen hätte, in welcher 
Weise das ungeheure Material zu weiteren Schlüssen verwendet 
werden kann und in welcher Weise nicht, so sehe ich doch anderer- 
seits in dem Mangel einer weiteren »tieferen« Verarbeitung auch 
einen nicht zu unterschätzenden Vorzug. Es hätte sich bei einer 
solchen Verarbeitung vor allem um eine Zusammenfassung der für 
die einzelnen Berufe gewonnenen Ergebnisse zu großen Index- 
ziifern für das ganze Land usw. handeln können, etwa in der Art, 
wie sie uns das englische Handelsamt geboten hat. DaB wir auf 
diesem Wege nicht weiter kommen, haben aber gerade die Unter- 
suchungen des englischen Handelsamtes mit aller Deutlichkeit be- 
wiesen. Ich sehe in dem von Kuczynski eingeschlagenen Ver- 
fahren, die Berufe und Gewerbe des einen Landes den entspre- 
chenden des andern Landes nacheinander gegenüberzustellen, um 
hieraus nach langen Einzeluntersuchungen — unter Vermeidung 
aller »letzten« Indexziffern — ein sicher nicht in einer Zahl ausdrück- 
bares Gesamtbild zu gewinnen, den einzig möglichen Anfang schlüssi- 
ger internationaler Lohnvergleichungen. (Meerwarth.) 
Morskoj7, A. Subalowschna (Das Subatowtu m). Moskau 

1913. S. 213. 

Fın »Kapitel aus der Geschichte der Arbeiterfrage in Rußlande«. 
Dieses Kapitel wurde nach seinem geistigen Vater, dem Polizeigewal- 
tiren Subatow, getauft, der mehrere Jahre hindurch die russische 
Arbeiterbewegung korrumpieren durfte. Das Buch erzählt ausführlich, 
welche Versuche gemacht wurden, um die Arbeiter durch die Pohzei- 
netze für den Absolutismus zu gewinnen. Die Versuche scheiterten 
kläglich an der inneren Logik der sozialen Entwicklung und das Suba- 
towtum erwies sich mehr als Faktor der Revolution als der Reaktion. 
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Im allgemeinen enthält das Buch wenig Neues, aber es besitzt einen 
besonderen Wert, da es aus den bureaukratischen Kreisen kommt. 
Der Verf. verfügte über Quellen, die den meisten verschlossen waren 
und dies versetzte ihn in die Lage, einiges aufzuklären, was nicht 
ganz klar wurde. Der politische Standpunkt des konservativen Ver- 
fassers kann den historischen Wert der Schrift natürlich nur er- 
höhen. (R. Streltzow.) 
Pragıier, Dr. A.: Die Produktivgenossenschaften 
der schweizerischen Arbeiter. 1. Heft der Zürcher 
Volkswirtschaftlichen Studien, herausgegeben von Professor Dr. 
Sieveking. Verlag von Rascher u. Co. Zürich 1913. 

Alsam Ende der 60er Jahre des vorigen Jahrhunderts die Arbeiter- 
bewegung am Kontinent einen größeren Aufschwung nahm, begann 
auch die Organisation der schweizerischen Arbeiter festere Formen 
anzunehmen. Um diese Zeit entstanden unter dem Einflusse der 
internationalen Arbeiterassoziation in der Schweiz die ersten Arbeiter- 
Produktivgenossenschaften. Dem Beispiele der internationalen Ar- 
beiterassoziation folgten in der Förderung des Genossenschaftswesens 
die nationalen und lokalen Arbeitervereine. Sowohl die sozialdemo- 
kratische Partei als auch die Gewerkschaften unterstützten die Grün- 
dung von Produktivgenossenschaften auf das lebhafteste. Prager 
schildert nach einer längeren theoretischen Einleitung über das Wesen 
und die Theorie der Produktivgenossenschaften die Entwicklung der 
schweizerischen Vereine in recht klarer und übersichtlicher Weise. 
Er beschreibt die Verteilung der schweizerischen Produktivgenossen- 
schaften auf die einzelnen Gewerbezweige, legt die Tätigkeit der inter- 
nationalen Arbeiterassoziation zur Förderung der Produktivgenossen- 
schaften dar und bespricht sodann die Stellung der Arbeiterschait 
sowie die der schweizerischen Großindustriellen zu diesen Genossen- 
schaften. Dann werden die Einrichtungen der Produktivgenossen- 
schaften geschildert, wobei Wert darauf gelegt wird, die demokratischen 
Züge der Verwaltung in das richtige Licht zu setzen. Pragier betont, 
daß die Stellung der Arbeiterschaft in den genossenschaftlichen Be- 
trieben im wesentlichen dieselbe ist, wie in den kapitalistischen Unter- 
nehmungen, d. h. daß die Idee, den Arbeitslohn durch Arbeitsertrag 
zu ersetzen, bis jetzt in keiner Genossenschaft praktisch durchgeführt 
werden konnte. Außer wenigen Ausnahmefällen sind indes die Pro- 
duktivgenossenschaften durchaus arbeiterfreundliche Unternehmungen, 
die sich bemühen, ihren Arbeitern und Angestellten die größtmöglich- 
sten Vorteile zu gewähren. Interessant ist, daß nach der Darstellung 
Pragiers die schweizerischen Produktivgenossenschaften »keinerlei 
Tendenz zur Konzentration in irgendwelcher Form aufweisen«. Dem 
allgemeinen Teil der Studie folgt eine Beschreibung der einzelnen 
Produktivgenossenschaften. In seinem Schlußwort führt der Ver- 
fasser über das Verhältnis der Produktivgenossenschaften zu den 
Gewerkschaften aus: 

»Die meisten Gewerkschaften behaupten eine den produktiv- 
genossenschaftlichen Organisationen prinzipiell günstige Stellung. 
Freilich sind sie aber auch dessen wohl bewußt, daß die Produktiv- 
genossenschaften mitunter sehr hohe Anforderungen bezüglich der 
Solidarität und Verleugnung der Sonderinteressen an ihre Mitglieder 
stellt. Deshalb wird die starke gewerkschaftliche Organisation der 
ganzen Branche und besonders der lokalen Sektion als eine unab- 
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wendbare Voraussetzung zur Gründung einer Produktivgenossenschaft 
an einem Ort angesehen.« ... . 

. »Die Stellung der Gewerkschaften gegenüber den produktiv- 
genossenschaftlichen Organisationen, wie wichtig sie auch sein mag, 
ist Jedoch für die allgemeine Entwicklung des Genossenschaftswesens 
nicht entscheidend. Es kommen hier vielmehr auch andere Umstände 
in Betracht, vor allem die Entwicklungsbedingungen und Eigenschaf- 
ten verschiedener Industriebranchen. Wir haben bereits in unseren 
früheren Ausführungen hervorgehoben, daß die Produktivgenossen- 
schaften nur in denjenigen Branchen gedeihen können, welche keine 
allzu kostspielige maschinelle Technik ertordern, mit relativ hoch- 
qualifizierten Kräften arbeiten und auf einen sicheren Absatz in der 
Arbeiterklasse rechnen können.« (Julius Deutsch-Wien.) 
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Feldmann, Dr. Felix, Freihandel (Schriften der kriti- 
schen Tribüne über Politik und Zeitfragen. I. Reihe, Heft Num- 
mer 9). Hans Wehner. Leipzig I9I12. 48 S. 

Die vorliegende Schrift ist im wesentlichen eine Kompilation aus 
Brentanos Publikationen zur herrschenden Wirtschaftspohtik. Der 
schlecht unterrichtete Leser kann aber nicht ersehen, was von Bren- 
tano und was vom Verfasser stammt. Auf S. 31 findet sich ein grobes 
Versehen. Es ist dort statt Dr. Ruhland Ad. Wagner zum wissen- 
schaftlichen Berater des Bundes der Landwirte gemacht. 

Durch welche Tatsachen mag Feldmann zu folgendem Satze 
veranlaßt worden sein? »Es wird sich darum handeln, unsere neuge- 
wählten Volksvertreter zu einer energischen Stellungnahme für den 
Freihandel zu gewinnen. In diesem Sinne läßt auch die größte und 
an Mandaten jetzt zahlreichste Partei und ausschlaggebende Partei 
der Linken, die Sozialdemokratie, an prinzipieller Stellungnahme zu 
wünschen übrig« (?!) (S. 40—41). (ID oppe). 
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Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


FannoMarco:Lebanche edil mercato monetario. 
Athenaeum. Rom 1912. 

Eine origincile mathematisch-theoretische Untersuchung über die 
Entwicklungsgesetze der Großbanken und über den Mechanismus 
des Kapitalmarktes auf Grund von Angebot und Nachfrage. Das 
387 Seiten starke Buch zerfällt in zwei nur lose miteinander zusam- 
menhängende Teile, deren erster die Entwicklungsgeschichte der Grob- 
banken, der zweite im Anschluß an Supino, Wicksell und Fisher die 
mathematischen Gesetze des Kapitalangebots und der Kapitalnach- 
frage (offerta e domanda di prestiti) untersucht. 

Wenig ist hier über den dem zweiten als Einleitung dienenden 

ersten Teil »Le banc h e« zu sagen, der sich mehr durch seine klare 
logische Anordnung und Schematisierung des Stoffes als durch Be- 
reicherung des historischen Tatsachenmaterials auszeichnet, Sicht- 
lich ist schon hier das Bestreben, in Uebereinstimmung mit der Quan- 
titätstheorie einige in Kreditangebot und Kreditnachfrage zum Aus- 
druck kommende, vom Menschen unabhängige Notwendigkeiten als 
die wahren Triebräder alles wirtschaftlichen Aufschwungs und Still- 
standes, aller Konjunkturen, Krisen und Preisbewegungen darzustel- 
len. Schr lesenswert und originell sind die Betrachtungen über die 
wesentlich verschiedene Entwicklungstendenz der von der bisherigen 
Geschichtsschreibung meist ın erster Linie untersuchten Noten- 
banken und der sie an wirtschaftlicher Macht allmählich über- 
flügelnden Effektenbanken, die wohl in neuer Zeit eine 
ebenso unwiderstehliche Tendenz zur Konzentration in wenigen Hän- 
den aufweisen, aber diese nie bis zum Monopol treiben, wie die 
ersteren. Fanno teilt die Entwicklungsgeschichte der modernen 
Großbanken schematisch in drei große Phasen ein, deren jeder eine 
charakteristische Phase des Uebergangs zur Geld- und Industrie- 
wirtschaft entsprechen soll, nämlich: 1. die anfängliche vorwiegend 
landwirtschaftliche Periode mit Teilung des Landes in isolierte Lokal- 
wirtschaften und unabhängige Geldmärkte, 2. die Periode der ersten 
Industrialisation mit bemerkenswerter Vermehrung der Notenbanken. 
3. die industrielle Periode mit Verschmelzung der lokalen 
Wirtschaften und Geldmärkte zur nationalen Wirtschaft, mit Zen- 
tralisation des Notenbankwesens und verhältnismäßigem Macht- 
zuwachs der übrigen Banken. 

Die ersten Vorläufer der modernen Banksysteme waren überall 
die großen Notenbanken. Ursprünglich monopolisiert und von den 
zu Währungsverschlechterungen geneigten Fürsten abhängig, zeigten 
sie lange Zeit eine ausgesprochene Tendenz zum freien W ettbewerb. 
um erst neuerdings mit der Konsolidation der modernen National- 
wirtschaften, wieder zum Monopol zurückzukehren. Fanno zufolge 
soll ihr Einfluß auf den Zins- und Diskontfuß gegenüber dem der großen 
Privatbanken im Abnehmen sein, was nicht hindert, daß sie im Augen- 
blick der drohenden Krise die Regelung des Geldmarktes plötzlich 
wieder an sich reißen. 

Die Zentralisation des Bankwesens in den Hauptstädten geschieht 
zum großen Schaden der Landwirtschaft. Solange die Kapitalvorräte 
in den verschiedenen Provinzen zerstreut blieben, kamen diejenigen 
der Ackerbaudistrikte vorwiegend der Landwirtschaft zugute, die 
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auf dem beschränkteren Geldmarkt so gut wie keine Konkurrenten 
fand. Heute vollzieht sich die Spaltung des Landes in sparende und 
kapitalbrauchende Distrikte, und die letzteren beschränken sich mehr 
und mehr auf die Brennpunkte des Handels und der Industrie. Der 
Grund davon ist nicht die geringere Produktivität des landwirtschaft- 
lichen Kapitalaufwands, sondern teils die psychologisch erklärbare 
Vorliebe der Kreditvermittler für die Geldanlagen, die sie aus der 
Nähe überwachen können, teils ihre Vorliebe für kurzfristige 
Anlagen, die in der Landwirtschaft nicht möglich sind. »Der ganze 
Prozeß drängt die Volkswirtschaft in immer rascherem Tempo auf 
den nicht unbedenklichen Weg der Industrialisation und Großstadt- 
bildung.« 

Das progressive Ueberwiegen der Depositenbanken gegenüber 
den zentralen Noteninstituten hat Fanno zufolge die Konsequenz, daß 
der offizielle Diskontfuß immer mehr seinen 
Einfluß auf den freien Diskont verliert und 
selbst unter seine Abhängigkeit gerät. 

Je mehr die Mittel der Depositenbanken gegenüber denjenigen 
der Notenbanken wachsen, um so unabhängiger wird (ihr durch 
freie Konkurrenz entstehender) Diskontfuß vom öffentlichen. Um 
ihre Klienten gegen die Schäden allzu großer Abweichungen zwischen 
beiden Diskontos zu schützen, gewähren die Notenbanken ıhren Kun- 
den einen Rabatt vom offiziellen Diskont, diskontieren unter 
dem offiziellen Satz und geben so selbst ihre Suprematie auf dem 
Geldmarkt preis. Die Neuheit dieser Praxis beweist, daß sie der 
sinkenden Autorität der Notenbanken über den freien Diskont zu 
verdanken ist. 

Von größerem, wenn auch rein theoretischem Interesse ist der 
zweite Teil des Buches: Il mercato monetario. Er be- 
zweckt das »Studium des um die Banken sich drehenden und aus 
einem täglichen Strom kurzfristiger Leihverträge bestehenden Zirku- 
lationsprozesses oder des Geldmarktes als eines Systems kontrastie- 
render Kräfte, die auf gewisse Gleichgewichtszustände hinzielen«. 
Die Studie gliedert sich von selbst in eine Analyse der Kapitalnach- 
frage (domanda di prestiti monetari) und des Kapitalangebots (offerta 
di prestiti monetari), sowie in eine sterk mathematisch angehauchte 
»Iheorie der Wechselwirkunge beider, der »Leggi organiche 
del mercato monetarıo« Das ganze hat rein theoretischen 
Charakter — im Sinne einer Science pure als verster Approxi- 
mation« der Wissenschaft, wie wir sie bei bei Pareto und in Fishers 
Werken über den Zınsfuß usw. finden: d. h. es setzt nicht nur einen 
einheitlichen Zinsfuß, einen einheitlichen objektiv gegebenen Kapi- 
talbedarf, sondern auch einen vom Menschen unabhängigen objek- 
tiven Zinsfuß, eine Art natürlicher Produktivität« des Kapitals voraus, 
die ohne weiteres mit dem mittleren Zınsfuß des Landes 
identifiziert, Ja nicht einmal immer von ihm unterschieden wird. 
Das doppelsinnige italienische Wort »interessee wird so unterschiedslos 
bald im Sinn von Zins, bald im Sinne eines natürlichen Rapitalnutzens, 
des »Interessesa des Unternehmers an neuem Kapital, genommen. 

Er schließt an an Fishers quantitative Preistheorie, an Wicksells 
»Theorie des Bankzinses als Regulator der Warenpreise«, der er 
in einigen Punkten als »spinta troppo oltre« betr .chtet, da ihm die 
Repulierbarkeit des allgeineinen Preismiveaus allein durch die Dis- 
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kontpolitik unannehmbar scheint. Bemerkenswert ist, daß Fanno 
nach seinem eigenen Geständnis aus einem Gegner zu einem Anhänger 
der Fishersschn Quantitätstheorie geworden ist, deren 
Grundbegriffe er an verschiedenen Stellen tiefer zu fassen bestrebt 
ist. Er hatte sich früher zur Produktionskostentheorie des Geldwertes 
bekannt (mit Roscher, Loria, Supino, Graziani), die ihm auch heute 
noch »die logisch unanfechtbarste Erklärung« scheint, die konkrete 
Wirklichkeit aber nicht getreu genug widerspiegle. Und zwar scheint 
es hauptsächlich die Unregelmäßigkeit der Goldausbeute zu sein, 
die ihn von einer Anwendung der Grenznutzentheorie auf den Goldwert 
abbrachte. Wenn daher der Wert der Edelmetalle sich auf längere 
Zeit von ihren Produktionskosten entfernen kann, meint er, so müsse 
er notwendig im Verhältnisihrer Menge variieren. Trotzdem erklärt 
er, die Quantitätstheorie nur mit Vorbehalt aufzunehmen, da sie durch 
das Spiel des Geldmarktes zahlreiche Ausnahmen erleide. Der Gegen- 
stand brachte es so mit sich, daß seine Theorie der Gleichgewichte 
zwischen Kreditangebot und Kreditnachfrage gleichzeitig zu einer 
nicht uninteressanten neuen Teuerungstheorie wurde, der 
freilich schon die Spezialisierung der vorliegenden Studie einen durch- 
aus einzeitigen Charakter aufdrückt. Sie gipfelt in der praktisch 
nicht sehr wertvollen Einsicht, daß die Fishersche Theorie jedesmal 
dann zutreffe, wenn sich der Geldmarkt »in stabilem Gleichgewicht 
befinde«, und jeden Wert verliere, wenn es zu einem »provisorischen 
Gleichgewicht« komme, eine Unterscheidung, die freilich durch eine 
genauere Definition dieser zwei Gleichgewichtsarten viel gewonnen 
hätte! 

An Stelle der Fisherschen Scheidung aller Zahlungsmittel in Geld 
M und in »deposit currency« M’, setzt Fanno die viel schärfere Unter- 
scheidung in eine von den Kreditoperationen unabhängige 
und eine erst durch sie entstehende Klasse von Zahlungsmitteln, 
deren jede Banknoten und deposit-currency, erstere außerdem als 
Hauptzahlungsmittel bares Geld umfasse. In Anlehnung an die 
Formelsprache der Fisherschen »Verkehrsgleichung« nennt er die 
erstere M (Geld + geldvertretende Noten + notenvertretende Schecks), 
die zweite, die allen ungedeckten Noten- und Scheckumlauf 
umfaßt, M’. An Stelle der Fisherschen Unterscheidung zwischen Geld 
und deposit-currency tritt also hier die viel feinere und für die Theorie 
des Geldmarktes wertvollere Einteilung in Geld und nicht-extensives 
Kreditgeld einerseits, in extensiven, die Kaufkraft der Ge- 
meinschaft wirklich erweiternden Kredit anderseits. Nur ein Teil 
aller Noten, lehrt Fanno, steht zu dem vorhandenen Geld, nur ein 
Teil aller deposit currency zu den vorhandenen Noten in einem festen 
Verhältnis. — Zu dem einfach deponiertes Geld vertretenden Noten- 
und Scheckumlauf treten in allen modernen Volkswirtschaften Zah- 
lungsmittel, die erst bei Anlaß des Kreditgebens entstehen, ihre Exı- 
stenz den Banken verdanken, und daher zu der insgesamt vorhan- 
denen Münzenmenge in einem viel loseren Verhältnis stehen. Eigen- 
tümlicherweise verwendet aber Fanno diese Theorie nie, wie man e!- 
warten könnte, zur Widerlegung der Fisherschen These, daß der 
Kreditumlauf zu der vorhandenen Geldmenge in einem ganz festen 
Verhältnis stehe. Er hält vielmehr im großen ganzen an der unbe- 
wiesenen und der Quantitätstheorie so förderlichen Fisherschen 
Annahme fest: Wie die gedeckte Noten- und Scheckmenge durch den 
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Münzvorrat, lehrt er, so ist der reine Kreditumlauf in der Hauptsache 
durch das Verhältnis der (gedeckten) deposit-cur- 
rency zum Geld bestimmt, da gedeckter und ungedeckter 
Notenumlauf, gedeckte und ungedeckte deposit currency in einem 
hinlänglich festen Verhältnis zueinander stehen. 

Fannos Lehre von der Kreditnachfrage ruht, wie be- 
reits bemerkt, auf der Voraussetzung eines objektiv gegebenen Pro- 
duktivitätsgrades des neuen Kapitals. »Il capitale presenta 
in qualsiası forma di produzione un grado di 
produttivitä marginale il quale, per legge di 
equilibrio, € uguale in tutti i rami di produ- 
zione« Und dieser natürliche Produktivitätsgrad bestimmt den 
Zinsfuß. Uebersehen wird dabei, wie sehr Geschäfts- und Unter- 
nehmersitten, Erfinder- und Organisationsgabe, Vorliebe für diese 
oder jene Unternehmungsform (für verschwenderische Aktiengesell- 
schaften oder sparsames Sich-beschränken auf eigenen Reichtum) 
den allgemeinen Produktivitätsgrad des Kapitales beeinflussen. 

Da nun jeder, der Kapital entlehnt, dafür einen vom Diskontfuß 
bestimmten Zins zahlen muß, dafür aber einen dem »natürlichen 
Zinsfuß« entsprechenden Gewinn macht (??), so muß die Kapital- 
nachfrage steigen, sobald der DiskontfuB unter... und 
sinken, sobald er über dem normalen Zinsfuß (oder »Produk- 
tivitätsgrad«) steht. »Dank dieser automatischen Anpassung des 
Diskonts an den Zinsfuß können wir ihre Differenzen theoretisch als 
vorübergehend betrachten. Normalerweise strebt die Nachfrage nach 
Kredit nach einem Gleichgewichtszustand, der durch das völlige Zu- 
sammenfallen des Zins- und des Diskontfußes charakterisiert ist.« 

Hier knüpft auch Fannos Theorie des Preisniveaus an. Da jede 
Steigerung der Kreditnachfrage die Umlaufsmittel vermehrt und — 
nach Fisher — die Gesamtmenge dieser das Preisniveau bestimmt, 
so muß jedes Steigen des Diskontfußes zu einer allgemeinen 
Teuerung, jedes Fallen zu einem Preisfall führen. Diese 
ihrerseits wirken in umgekehrtem Sinne auf den Diskontfuß zurück, 
so daß er wieder ins Gleichgewicht mit dem ZinsfuBß zurückkehrt. 
» Jede einer Differenz zwischen Zins- und Diskontfuß entstammende 
allgemeine Preisbewegung löst so Kräfte aus, die jene wieder unter 
Erzeugung eines neuen Preisniveaus ins Gleichgewicht zurückführen.« 
Es ist die Theorie Wicksells von der Preisregulierung durch den 
Bankzins — mit dem Unterschied, daß Fanno diesen letztern nicht 
durch die Willkür der Notenbanken, sondern durch »objektive Not- 
wendigkeiten« bestimmt glaubt. 

Außer der kritiklosen Annahme der Fisherschen Preistheorie 
liegt dieser Deduktion Jedoch eine verhängnisvolle Verwechslung zwi- 
schen der Kapitalnachfrage und — den wirklich zustande kommenden 
Kreditoperationen, dem Produkt von Angebot und 
Nachfrage zugrunde Denn während im vorigen die Kredit- 
nachfrage stillschweigend mit den zustande kommenden Kreditope- 
rationen identifiziert wurde (Diskontfuß erzeugt Kreditnachfrage, 
diese stärkeren Zahlungsverkehr etc.), so wird nun im folgenden der 
Nachweis versucht, daß der wirklich zustande kommende Leihbetrag 
von dieser Nachfrage fast unabhängig sei. Logisch wäre daraus zu 
schließen, daß auch der Kreditumlauf und daher die Preise von der 
Kreditnachfrage unabhängig sein müßten, während Fanno, wie wir 
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sahen, schon aus der wachsenden Kreditnachfrage auf eine 
Preissteigerung schloß. | 

Ebenso bedauerlich ist die stellenweise Verwechslung des Kapital- 
bedarfs mit dem Bedarf nach Zahlungsmitteln. Die Kapital- 
nachfrage soll in erster Linie von dem durch eine bestimmte Ge- 
schäftsausdehnung gegebenen Bedarf nach Umlaufsmitteln abhängig 
sein. Diesem Bedarf an Umlaufsmitteln, dem fabbisogno 
monetario, soll nun in erster Linie die normale, vom Kredit 
unabhängige Geldmenge M entsprechen. »Quindi«, schreibt Fanno 
wörtlich, »la domanda dei prestiti é uguale al fabbisogno monetario 
totale diminuito dall’, ammontare della prima parte (M) della circo- 
lazione«. Bedarf an Zahlungsmitteln und Bedarf an Leihkapital 
sind hier bunt durcheinander geworfen, als ob der einzige Nutzen, 
den der Kreditsucher vom fremden Geld erhofft, in der Erleichterung 
der Zirkulation bestände! In Wirklichkeit käme natürlich auch die 
auf wirklich deponiertem Geld ruhende »deposit currency« nicht zu- 
stande, wenn nicht auch sie gegenüber dem materiellen Münzen- 
austausch eine Erleichterung des Zahlungsverkehrs ermöglichte. 
Nicht nur die bei Anlaß des Kredits entstehende, sondern schon die 
normale »deposit currency« erweitert, wenn nicht die Zahl, so 
doch die Leistungsfähigkeit der normalen Geldmenge M. Auch sie 
bedeutet, soweit die Schecks an Geldesstatt genommen werden, 
tatsächlich Kredit, genügt also auch einem Teil der Kreditnach- 
frage. Ebenso dient auch die gedeckte Notenmenge der Emissions- 
banken dem Kredit. Fannos Theorie beruht, wie man sieht. zum 
großen Teil auf der Annahme, daß nur der ungedeckte Kredit 
der Nachfrage nach Kapital genüge, während es dem Kreditnehmer 
doch offenbar ganz gleichgültig ist, ob sich sein Gläubiger durch die 
Kreditgewährung wirklich etwas vorenthalte oder nicht, ob er mit 
dem Geld von unbekannten Sparern oder mit reinem Kreditgeld be- 
zahlt werde! 

Diese und ähnliche rein aprioristischen Deduktionen führen den 
Verf. im Kapitel über de Kreditnachfrage zu Schlüssen, 
die teilweise aller Erfahrung ins Gesicht schlagen, wie zu dem, dab 
ein Steigen des Zinsfußes zugleich die Nachfrage und das Angebot 
an Kapital steigere!! — Und zwar soll in erster Linie die N ach- 
frage steigen, der erst, wenn auch der Diskont gefolgt sei, das An- 
gebot folge! Die Kreditnachfrage selbst, die in den spätern Ausfüh- 
rungen vom Diskontfuß fast unabhängig erscheint, wird auf S. 194 
selegentlich zu einer bloßen Funktion des Angebots und des mittleren 
Zinsfußes herabgewürdigt, ohne jede »eigene Bewegungsfähigkeit«. 
Sie tritt als rein passives Element auf dem Geldmarkt auf. Wie reimt 
das zu der alltäglichen Erscheinung, daß diese Nachfrage unter dem 
Einfluß der Konjunktur, d. h. des Unternehmungsgeistes und des 
allgemeinen geschäftlichen Vertrauens von Zeit zu Zeit ganz kolossale 
Schwankungen durchmacht und Zins- und Diskontfuß in die Höhe 
treibt ? 

Schließlich gelangt Fanno dazu, sowohl für das Angebot als für 
die Nachfrage nach »Prestiti monetari« (deren genaue Definition er 
unterläßt) eine lange Reihe von Gesetzen aufzustellen, die er in eine 
komplizierte Gleichung für das Gesamtgleichgewicht des Geldmarktes 
kondensiert, Gleichung mit deren mathematischen Allüren die Ein- 
deutigkeit der angeführten »Größen« leider nicht Schritt hält, und 
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die daher, gleich der Fisherschen »Verkehrsgleichung« ungefähr eben- 
soviel Fehlerquellen in sich schließt, als Glieder. Denn weder ist die 
zu untersuchende »Domanda di prestiti monetari« klar von der gesam- 
ten Kapital- oder Kreditnachfrage unterschieden, noch ist die große 
Rolle des sog. natürlichen Zinsfußes, des »Produktivitätsgrades« des 
Kapitals, irgend einer Verifikation zugänglich. 
(Eggenschwyler.) 

Pietri-Tonelli Alfonso de: La Speculazıone 

di Borsa. Rovigo 1912—13. Tipografia Sociale Editrice. 

236 pp. Preis: 8,60 Lire. 

Das vorliegende Werk bietet eine gute Einführung in das Stu- 
dium der Börsenspekulation. Ueberreich mit Quellenangaben, 
Zitaten, Exkursen, Tabellen und geometrischen und mathematischen 
Figuren versehen, ist es ein vorzüglicher Leitfaden sowohl für Theore- 
tiker als auch für Praktiker und eignet sich besonders auch für den 
Gebrauch in Handelsschulen, zur Unterstützung und näheren Er- 
läuterung des mündlichen Unterrichts. Die Schrift zerfällt in drei 
Teile. Der erste, hauptsächlichste, von p. I bis p. 126, unterrichtet 
über den Zweck, die Organisation und die gesetzliche Regelung des 
Börsengeschäftes in den verschiedenen Ländern. Drei Paragraphen 
handeln über die in den Börsen zum Verkauf gelangenden Objekte 
(Produkte und Wertpapiere), ihre Beschaffenheit, ihre Klassifikation, 
die juridische und finanzielle Ordnung, der sie unterworfen sind, sowie 
ihre numerische Bedeutung. Ein anderer Paragraph isi der Beschrei- 
bung der Organisation und der Entstehungsgeschichte der verschiede- 
nen Börsentvpen ın den einzeinen Ländern gewidmet. Die Personen 
welche am Börsenhandel beteiligt sind (als Börsenhändler, als Kun- 
den oder als Makler) werden in ihren Funktionen und ihrer juridischen 
Stellung geschildert, ebenso auch das ökonomische Gebiet, auf wel- 
ches sich die Börsenspekulation erstreckt, sowie die technischen 
Hilfsmittel, deren sich die letztere zur Orientierung auf diesem Ge- 
biete bedient, wie der Nachrichtendienst, die Zirkulare, die Preis- 
listen, Börsenblätter usw. Die verschiedenartigen Börsenzreschätte 
selbst werden eingehend behandelt, und zwar befaßt sich der Au- 
tor ganz besonders mit den Termingeschäften. Unter Benützung 
geometrischer Figuren und mathematischer Berechnungen gelangt 
De Pietri Tonelli zur Aufstellung eines eigenen »Theorems von der 
Kombinabihtät und gegenseitigen Ableitbarkeit der Börsenopera- 
tionen vonemander« (Teorema Generale della Combinabilita e della 
Reciproca Derivabılıta delle Operazioni di Borsa) (p. 76 ft.), mittelst 
dessen er das Gewirr der bunten Fülle der verschiedenartigen Bör- 
sengeschäfte übersichtlicher und leichter fabbar zu gestalten hofft. 

Der zweite Teil des Werkes (p. 127-204) ist theoretischer Natur. 
Er entwickelt die kommerzielle Spekulations- sowie die Finanz- 
theorie des Börsenwesens. Die Börsen-Spekulation wird mit einer 
»Versicherung gegen das Risiko der Preisschwankungene«e verglichen 
und untersucht, wie sich das Verhältnis zwischen Produktion und 
Konsum (von Effekten sowohl als Produkten) unter der Einwirkung 
resp. bei dem Fehlen der Spekulation gestaltet, und zwar a) unter 
dem Regime der freien Konkurrenz, b) unter dem monopolistischen 
Regime. Der dritte, weniger umfangreiche Teil enthalt cine Ueber- 
sicht über die hinsichtlich des Wertes oder der Schädlichkeit der 
Börsenspekulation herrschenden Meinungen und Urteile sowie über die 
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zur Regelung des Börsengeschäftes getroffenen Vorkehrungen und 
3estimmungen. (G. M.-L.) 


23. Genossenschaftswesen. 


24. Finanz- und Steuerwesen. 


25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


26. Wohnungsfrage. 


Margarethe-Krupp-Stiftung für Wohnungsfür 
sorge, Auargarethen-Höhe bei Essen. Erbaut von Professor 
Georg Metzendorf. Text von Dr. A.E. Brinckmann 
und Beigeordneter Rath. Darmstadt 1913, Alexander Koch. 
Mit über 200 Illustr., Grundrissen usw. 108 S. M. 8.—, geb. M. 10. 

Die Publikation dient dazu, die breitere Oeffentlichkeit über 
die Margarethe-Krupp-Stiftung für Wohnungsfürsorge zu informieren, 

die im Betrag von ı Mill. Mark an Barkapital am I. Dezember 1900 

(aus Anlaß der Vermählung ım Hause Krupp) errichtet wurde. 

Diese Stiftung gehört nicht zu den Wohlfahrtseinrichtungen der 

Kruppschen Firma, sondern ist als Maßnahme allgemeiner Woh- 

nungslürsorge gedacht. Hiebei sollen allerdings Angehörige des 

Kruppschen Werkes angemessene Berücksichtigung« finden; tatsäch- 

lich sınd ca. 45°, von den Bewohnern der Anlage im Kruppschen 

Werk beschäftigt. Die Stiftung stellt insoferne innerhalb der Ein- 

richtungen der Wohnungsfürsorge eine Ausnahme dar, als es möglich 

war, für sie von vornherein eine von der übrigen Stadt getrennte, 
nach eigenen Gresetzmäßigkeiten entwicklungsfähige Gartenstadt- 
siedlung zu errichten. Dieser Möglichkeit wurde noch besonders 

— dureh Erbauung der ganzen Siedlung von einem Architekten 

— Rechnung getragen. Soweit aus den zahlreichen Plänen, Skizzen 

und Abbildungen hervorgeht, ist hier nach einem einheitlichen 

Plan eine Anlage geschafien, die nicht nur in jeder Einzelheit be- 

friedigt, sondern auch im ganzen einen harmonischen Eindruck 

gewährt — obzwar der Anlage als solcher von vornherein, auch ent- 
sprechend der Vermögenslage ihrer Bewohner, ein spezifisch be- 
scheidener, fast kleinbürgerlicher Anstrich gegeben ist. Nur die 

Zufahrtbrücke und die Fronten gegen diese hin machen einen mo- 

numentaleren Eindruck. Die Siedelung (der Gelände von 50 ha 

und außerdem 50 ha Wald zur Verfügung steht) ist für ca. 16 000 

Menschen, also auf ca. 3—4000 Wohnungen berechnet. Gegen- 

wärtig bestehen bereits 209 Häuser, 266 Wohnungen, mit 1300 

Bewohnern. ?/s der Wohnungen sind drei- und vierräumig. Die Woh- 

nungspreise hegen zwischen denen der gemeinnützigen Baugenossen- 

schaft und dem Wohnungsmarkte von Essen. Da jedoch für die Be- 
wohner mit erheblichen Kosten für Straßenbahnabonnements ge- 
rechnet werden muß, wird sich die Gesamtausgabe ungefähr so hoch 
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stellen, als in der Stadt Essen selbst. Die Ausstattung der Wohnun- 
gen stellt wohl das Vollkommenste dar, was bei diesen Mietpreisen 
(von 250—550 Mk.) geleistet wird; jede Wohnung hat neben der 
Küche (Wohnküche) und den Zimmern eine besondere Spülküche, 
einen abgeschlossenen Flur mit eingebauter Kleiderablage, Keller, 
Bodenraum, Bad, Zentralheizung, Warmwasseranlage, W. C., Gas 
zum Kochen und Beleuchten und einen Garten. Das Kapital ver- 
zinst sich derzeit durchschnittlich mit 5,8%, und wird sich bei wei- 
terem Wachstum der Anlage mit 6°, verzinsen. (Der Grund ist 
allerdings geschenkt und rechnet nicht für die Verzinsung.) Damit 
ist die ökonomische Möglichkeit einer rationellen, in großem Stil 
einheitlichen Stadtanlage wieder einmal unzweifelhaft erwiesen. 


(7) 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


29. Kriminologie, Strafrecht. 


Dauber, J, Die Gleichförmigkeit des psychi- 
schenGeschehens und dieZeugenaussagen. Fort- 
schritte der Psvchologie I, 83, 1912. 

Manche psvchologischen Forscher finden es erstaunlich, daß bei 
einem somatisch so gleichartig gebauten Geschöpi, wie der Mensch 
set, psychisch so verschiedenartige Verhaltungsweisen vorkommen: 
sie wenden sich der Psychologie der individuellen Differenzen zu. 
Andere Autoren wundern sich, daß überhaupt gleichartige Verhaltungs- 
weisen zu beobachten sind: zu ihnen gehört D., wenn er von der 
Gleichförmigkeit des psychischen Geschehens handelt. Im Anschluß 
an Marbe, der unter anderem feststellte, daß bestimmte Farben mit 
Vorliebe genannt werden, wenn man irgendwelche Farbennamen 
niederzuschreiben verlange, daß bestimmte Zahlen zwischen I und 
10 bevorzugt werden, wenn man irgendeine aus diesem Zäahlenspiel- 
raum zu nennen forderte usw., untersucht nun D. höchst verschie- 
denartire Aufgaben, bei denen sich gleichartige Ergebnisse in irgend- 
einer Form vorfinden. Er bezieht sich auf die Gleichförmigkeit des 
Strafmaßes im richterlichen Urteil, des Stürkmaßes bei Schätzungen, 
der Altersingaben auf römischen Grabschritten, der Altersangaben 
beim Zensus in den Vereinigten Staaten, der UÜeberschätzungen bei 
Bergeshöhen und besonders auf die Gleichförmigkeit bei den Fehlern 
in den Zeurenaussagen. D. geht die bisher vorlierende Literatur zum 
Problem der Aussage durch und findet, daß die meisten Autoren an- 
geben, die V. P. hätten im sehr vielen Fällen nicht irgendwelche, 
sondern die gleichen Fehler gemacht. Zwar erwähnt D. kurz die von 
den verschiedenen Forschern herangezogenen »Erklärungseversuche, 
etwa im Sinne einer Unterschätzung des Großen, Üeberschätzung des 
Kleinen, Bevorzugung des Gelänfigen auf Kosten des Ungewohnten 
usw., doch begnügt sich D. im großen ganzen damit, aus der Literatur 
der Psychologie der Aussage und aus Gerichtstallen irgendwelche 
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gleichfalschen Aussagen nachzuweisen und auch eigene Versuche an 
Schülern und Seminaristinnen anzustellen. Diesen legt er äußerst 
verschiedenartige Fragen und vor allem Aufgaben darüber vor, wie 
lange irgendwelche Ereignisse zurückliegen. Er konstatiert dann die 
gleichfalschen Antworten bzw. die gleichen Tendenzen zu solch fal- 
schen Antworten. Dabei stellt er umständlich die niemandem ver- 
borgene Tatsache fest, daß die Gewohnheit eine große Rolle spielt. 

Dort, wo man den Beginn der eigentlichen wissenschaitlichen 
Forschung erwartet, hört D.s Arbeit auf. Man erfährt nämlich keines- 
wegs auch nur den Versuch einer Erklärung, warum manche Fehler 
so gleichförmig ausfallen (abgesehen von dem Moment der Gewohnheit 
und Geläufigkeit und von höchst unbestimmten Schätzungstendenzen|, 
und was denn die Gleichförmigkeit römischer Altersangaben mit 
falschen Zeugenaussagen verbinde, man hört nirgends etwas davon, 
inwieweit solche gleichfalschen Aussagen objektiv oder subjektiv 
bedingt seien usw., sondern man sieht diese in sich doch sicherlich 
äußerst verschiedenartig fundierte Gleichförmigkeit im wesentlichen 
nur festvestellt. 

Wie bei so vielen Arbeiten moderner experimenteller Psychologie 
hat man den Eindruck: zwangvolle Plage, Müh ohne Zweck. 

(Gruhle, Heidelberg.) 
Homburger, A., Lebensschicksale geisteskran 
ker Strafgefjangener. Abhandlungen aus dem Gesamtge- 
biete der Kriminalpsychologie (Heidelberger Abhandlungen). Heft 2. 

In dem zweiten Hefte der Heidelberger Abhandlungen, die ın 
systematischer Forschung den Ursachen der Kriminalität nachgehen 
wollen, beschäftigt sich Homburger mit den Lebensschicksalen geistes- 
kranker Strafgefangener. Er hat dabei das einzige Material benutzt, 
das für kıtamnestische Untersuchungen größeren Stils vorlag, indem 
er de von Kirn im Jahre 1889 beschriebenen Psychosen, die in 
der Strafanstalt zur Beobachtung gekommen waren, in ihrem weiteren 
Verlaufe nachprüfte. Bei der großen Anzahl der Fälle und der langen 
Zeitspanne, die seitdem verflossen ist, stieß die Untersuchung auf 
außerordentliche Schwierigkeiten. Um so mehr ist das mühevolle Er- 
gebnis zu begrüßen, das wichtige Aufschlüsse über die Lebensschicksale 
geisteskranker Strafgefangener gibt. Von 129 Fällen konnte ba 
105 Fällen der Lebenslauf rekonstruiert werden. Auf den überreichen 
Inhalt kann nicht des genaueren eingegangen werden. Einige ın 
sozialer Hinsicht bemerkenswerte Ergebnisse seien jedoch hervorge- 
hoben. 

Von besonderer Wichtigkeit sind die Dementia praecox und die 
degenerative Haitpsvchose, die zusammen 82 Fälle des Gesamtma- 
terials ausmachen. Bei der Dementia praecox zeigt das Gesamtbild 
der Kriminalität nicht das des schweren Verbrechertums. Rauban- 
fälle, Mord, Totschlag usw. fehlen darin. Zum Teil hängt das mit dem 
Verlust an krimineller Energie, mit der Stumpfheit und dem Mangel 
an verbrecherischem Wollen zusammen. Häufig ist die Haft die Ursache 
für den Ausbruch oder die Verschlimmerung des Leidens, dessen Vor- 
boten sich schon lange bemerkbar machten und die Kriminalität 
bedingten. 

Bei den degenerativen Haftpsychosen handelt es sich nicht um 
Menschen, ın deren Leben eine chronische und fortschreitende Geistes- 
störung hereinbricht, sondern um degenerativ veranlagte Rechts- 
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brecher, welche in der Haft an einer funktionellen Psychose erkranken. 
Bei den Gewohnheitsverbrechern treten die Beziehungen zwischen 
Milieu und Entwicklungsgang am deutlichsten zutage. Für die Ge- 
wohnheitsdiebe ist die leidliche intellektuelle Veranlagung und das 
erhebliche Zurücktreten der explosiven Gewalttätigkeit charakteri- 
stisch. In frühem Alter äußert sich der Trieb zum Diebstahl. Alkohol 
spielt kaum eine Rolle. Dagegen ist der Einfluß der erblichen Veran- 
lagung und des äußeren Milieus unverkennbar. Noch schlechter sind 
Verhältnisse und Milieu bei den andern Gewohnheitsverbrechern. Die 
Mehrzahl von ihnen ist derartig gemütlich reizbar veranlagt und so 
arm an normalen Hemmungen, daß ihre pathologische Affektivität 
zumeist von Anbeginn für ihre Kriminalität bestimmend wird und 
sie zum Leidenschaftsverbrechen hintreibt. Demgegenüber tritt bei 
den Spätkriminellen und nicht mehr sozial gewordenen Verbrechern 
der verderbliche Einfluß des Milieus zurück, so daB sie eine Strecke 
ihres Lebensweges ohne Anstoß zurücklegen können. Aber immer 
sınd es sonderbare, von normalem Denken und Empfinden sich ent- 
fernende Personen, die sekundär durch die jeweiligen Außenbe- 
dingungen kriminell geworden und im erwachsenen Alter auf absteı- 
gende Bahnen geraten sind. Schließlich gibt es eine Gruppe von de- 
generierten Rechtsbrechern, die wieder dauernd sozial werden. Hier 
treten die verschiedenartigsten Individualitäten auf. Der jugendliche 
Dieb von übelster Prognose steht neben dem Affektverbrecher reiferen 
Alters, der Sprößling psychopathischer und asozialer Vorfahren neben 
dem Sohne rechtlicher und gesitteter Eltern, der Minderbegabte neben 
dem Gutbefähigten. Interessant ist, daß hier die äußere Vorbe- 
dingung für die soziale Rehabilitierung durch Familie, Beruf usw. 
gegeben sind, und daß darum der Beruf des landwirtschaftlichen 
Gselegenheitsarbeiters selten ist. Bei allen diesen Degenerationszu- 
ständen tritt die Haftpsychose als eine pathologische Reaktion auf. 
Sie ist ein Symptom der Degeneration, sie ist aber kein Gradmesser 
ihrer Schwere. Für alle degenerativ veranlagten Personen ist die 
Haft ein schädliches Miheu. Aber die Haft ist ein Agens, aut das 
derselbe Mensch zu verschiedenen Zeiten und unter verschiedenen 
Umständen nicht den gleichen Ausschlag zeigt. Im Rahmen der ge- 
samten Kriminalität des einzelnen spielt die Haftpsvchose lediglich 
che Rolle einer Episode, eines Ereignisses, das nach Eintritt und 
Dauer von äußeren Faktoren bekannter Art abhängig, auf die späteren 
Geschicke des Menschen ohne jede Wirkung bleibt. 
(Ewald-Bremerhaven.) 
Kauffmann, Max: Die Psvchologie des Verbre- 
chens. Eine Kritik. Berlin 1912. Julius Springer. 344 5. 
M. 10.—, geb. M. 11.—. 

Die Wissenschaft der Verbrechensprobleme entbehrt noch einer 
modernen, gründlichen Krimmalpsvehologie. Nur Ansätze zu einer 
solchen liegen in Form von Programmen oder Einzeluntersuchungen 
bisher vor. Aber selbst diese Einzeltorschungen haben mit wirklicher 
Psychologie meist nur sehr wenig zu tun, sondern behandeln mehr 
Statistische, wirtschaftliche usw. Probleme. In dieser Erkenntnis 
wendet man sich einem starken Bande über die Psychologie des 
Verbrechens mit besonderer Erwartung zu. 

Der Dr. dreier Fakultäten. Max Kauttmann, nennt sein Buch in 
der Leeberschriit »eine Kritike. Und in der Tat vermittelt er nicht die 
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Kenntnis neuen Materiales, bringt keine neue Kasuistik. keine Lebens- 
läufe, keine neuen Statistiken, keine neuen psychologischen Zusammen- 
hänge, sondern er teilt eine überaus große Menge seiner persönlichen 
Meinungen über alle möglichen Fragen mit, die mit der Kriminal- 
psychologie in nahem oder auch nur in sehr entferntem Zusammen- 
hang stehen. Man gewinnt keine rechte Klarheit darüber, an welchem 
Materiale sich K. seine Meinungen gebildet hat. Es geht aus gelegent- 
lichen Aeußerungen hervor, daß er viele Strafanstalten und Arbeits- 
häuser, Fürsorgeanstalten und Herbergen usw. besucht »und aus den 
gepilogenen Unterhaltungen manches gelernt« hat (S. V), ja daß er, 
wenn er in einem Verbrecher einen »vernünftigen Menschen« vor sich 
fand, auch stundenlang mit ihm redete (S. 94). Ob der Verfasser 
aber an irgendwelchen Anstalten eigentliche Spezialuntersuchungen 
angestellt hat, dies ıst nirgends in seinem Buche recht zu erfahren. 
Er legt einen ganz besonderen Wert darauf, daß er den Verbrecher 
in der Freiheit studiert hat. In der Untersuchungshaft, im 
Prozeß, im a lerne man den Verbrecher nicht kennen, 
und gar der ’sychiater sei ein ganz ungeeigneter Forscher: dessen 
Versuch, »die en von dem Verbrechen aus seiner Domäne heraus 
erklären zu wollen«, sei »nur ein spezieller Fall der falschen Analogie- 
schlüsse« (S. 59). So bleibe nichts übrig, als selbst unter die Verbrecher 
zu gehen, d. h. mit ihnen zu verkehren. Und in dieser Hinsicht bringt 
K. Einzelheiten über sein Quellenstudium. Schon als Student be- 
suchte er Kaschemmen und geriet mit Zuhältern in Schlägereien (S. 174), 
später mischte er sich unter die verschiedensten Verbrecherkreise: 
photographierte auch Prostituierte, als diese gerade zur Arbeit abge- 
holt wurden; beobachtete das Straßenleben in Halle, das Kaschemmen- 
leben ın Berlin; sah häufig mit an, »wie ın dem dunkelsten Berlin Zu- 
hälter sich gegenseitig Schlachten lieferten« (S. 89); hat mit Land- 
streichern einmal in einer Scheune übernachtet (S. 110); hat Ver- 
brecher in seinem Hause empfangen (S. 224) usw.; ja er wurde schlieb- 
lich in diesen Kreisen so vertraut, daß er »auch keine große Besorgnis 
hätte, wenn er veinigen Verbrechern im Walde allein begewnete« (S. 91). 
Aus diesen Erlebnissen teilt K. eine Anzahl interessanter Einzelzüge 
mit, die zweifellos für die Psychologie mancher Verbrechersorten, 
besonders für den großstädtischen Zuhälter interessant sind. Doch 
nehmen leider diese einzelnen, für das Verständnis gewisser Typen 
wertvollen Beobachtungen nur einen sehr kleinen Teil des Kauli- 
mannschen Buches ein. Auf Grund seiner Erfahrungen, und zwar — 
so scheint es — seiner ganz allgemeinen, nie spezifizierten Erfahrungen 
teilt der Verfasser nun die Anschauungen mit, die er sich über die 
allermeisten Probleme der Kriminalpsy: chologie und verwandte Ge- 
biete gebildet hat. — »Ich schätze die Zahl der von mir untersuchten 
Landstreicher . .« usw. (S. III). Solche Schätzungen können sehr 
irren; warum erfährt der Leser nicht des Verfassers genaue Zahlen 
und ihre örtliche Herkunft? — »Bei den Angestellten eines groben 
\Warenhauses habe ich Erhebungen darüber angestellt« usw. (S T15); 
warum teilt K. nicht mit, wo das Warenhaus ist, und wieviele Angestellte 
er befragte, auch welchen Alters sie waren? Diese Beispiele sollen 
die ganze Art des Buches veranschaulichen: man gewinnt niemals 
eine klare Einsicht in die Herkunft der Kauffmannschen Ansichten; 
man ist vielmehr gezwungen, sie einfach als persönliche Meinungen 
des Autors hinzunehmen. So wird das Ganze mehr zu einem Be- 
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kenntnisbuch. Der Verfasser teilt seine Ansichten mit, ohne sie zu 
begründen. Er verfehlt nicht, häufig darauf aufmerksam zu machen, 
wie sonderbar doch die Ueterzeugungen anderer Forscher seien 
(S. 137) und liebt es, deren Erfahrungen als »total falsch« abzutun 
(S. 137); er sagt sich dabei nicht, daB seine eigenen Meinungen dem 
Fachmann ebenfalls oft höchst sonderbar vor kommen müssen. 

Es ist infolge dieser sehr persönlichen Stellung einerseits, der 
geschilderten Ungenauigkeit seiner Methodik andererseits recht schwer, 
den Inhalt des Kauffmannschen Buches zu skizzieren. In der 
großen Einleitung, die der Autor »Grundelemente« benennt, stehen 
neben einer Art psvchologischer Einführung ın buntem W echsel unter 
anderen Kapitel über Motive, Vererbung, die Fragestellung des er- 
kennenden Richters, den Anstaltsgeistlichen, über Analogieschlüsse, 
Laboratoriumsversuche, die Physiognomie, den Gefängnisblick, die 
Statistik. Das 2. Drittel des Buches ist den Verbrechertypen gewidmet. 
Hier stellt K. den Landstreichertvpus, unter dem er die Prostituierte, 
den Sittlichkeits-, Alkohol-, Leidenschafts-, Gelegenheitsverbrecher 
subsummiert, dem energischen Typus gegenüber. Dieser umfaßt den 
Einbrecher, Dieb, Hochstapler, Betrüger, Zuhälter und merkwürdiger- 
weise auch den Jugendlichen. Daß der Alkohol- und Sittlichkeits- 
verbrecher zu der ersten, passiven Gruppe gestellt sind, begründet K. 
so, daß sie passiv gegenüber ihrer Sucht, ıhrem Sexualtrieb sind 
und sich von diesem beherrschen lassen. Warum dann nicht Ein- 
brecher derselben Gruppe zuzuweisen wären, weil sie sich von ihrer 
Sucht nach Bereicherung usw. beherrschen lassen, bleibt unaufgeklärt. 
K. bemüht sich übrigens nicht, unter denUleberschriften seiner »Tvpen«- 
Kapitel nun eine anschauliche Schilderung dieses Typus zu bringen, 
etwa ein Idealschema oder ein reales Beispiel, sondern er bringt jedes- 
mal nur eine lose Folge sehr verschiedenartiger Bemerkungen vor. 
Ein Anhang zum Zuhälterkapitel enthält wertvolle Notizen über das 
3erliner Zuhältertum »von einem verbrecherischen Journalisten«. 
Den Mörder, der »kein Typus« sei, behandelt K. unter der Ueber- 
schrift »Uebergänge und atypische Verbrecher«. 

Das reichliche letzte Drittel des Buches bespricht die Ursachen 
des Verbrechens und die Reaktion der Allgemeinheit auf das Ver- 
brechen. Bei den Ursachen wendet sich K. gegen die »kritiklos 
soziologische Auftassunge«e v. Liszts und besonders gegen die angebliche 
Veberschätzung der Not. In den Kapiteln endlich. in denen er die 
verschiedenen Straftheorien und die Ausgestaltung des Strafvollzuges 
bespricht, teilt K. eine große Zahl eigener Reformvorschläge mit. 
Hier wird es besonders deutlich, wie sich der Verfasser in der Oppo- 
sition gegen die bestehenden Meinungen gelällt, wie behaglich er häulig 
gerade das Gegenteil alles dessen behauptet, was die heutige Krimi- 
nalıstik lehrt. 

Der Zwang zur Arbeit in der Strafanstalt bewirke nur, »daB dem 
Sträfling die soziale Arbeit gründlich verleidet wird« (S. 311); es sei 
eine gesunde Idee, »die Leute zur Langeweile zu verurteilen; gerade 
für die Landstreicher wäre es ganz angebracht, wenn man sie zu- 
weilen in eine Zelle setzte ohne Arbeit« (S. 324). — Das Schweige- 
gebot diene »nur dazu, um die Leute zu reizen, es möglichst zu über- 
treten und damit die Autorität der Anstaltsdirektion zu untergeraben« 
(S. 315). — Während heutzutage sich die meisten Sachkundigen einig 
sind, daB kurztristige Freiheitsstrafen für Jugendliche keinen Sinn 
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haben. empfiehlt K. die kurzen Arreststrafen: »so wäre die Tat hin- 
reichend gesühnt, oder es wäre eine genürende Abschreckung gegebene 
(S. 331). — Die Häftlinge sollen »Geld in die Finger bekommen«. 
» Jeder Mensch hat gern sein verdientes Geld in Händen; die Leute, 
lie mit dem Gelde draußen so verschwenderisch umgehen. müssen 
sich gewöhnen, größere Summen ın der Tasche tragen zu können« 
(S. 325). Klingt dieser Vorschlag schon fast wie ein schlechter Witz, 
so meint man dies noch mehr, wenn man des Verfassers Stellung zum 
Alkoholgenuß erfährt. Im Sicherungshaus nämlich soll den Leuten 
ein Schnäpschen gestattet sein: einige Wochen vor ihrer Entlassung 
aber mögen sie freien Ausgang mit Geld erhalten, vüber dessen Ver- 
brauch sie anfangs Rechnung ablegen müssen« Für Leidenschaits- 
verbrecher wäre der beste Prüfstein, »wenn man sie am Sonntag 
Nachmittag auf einen Tanzboden heße« (S. 300). Auch über angeb- 
liche Alkoholabstinenzsymptome entwickelt K. sehr seltsame Behaup- 
tungen: so sollen die Entziehungserscheinungen »einen sogenannten 
Schwachsinn vortäuschen« (S5. 128). Dabei erinnert man "sich, dab 
K. auch der Verfasser einer »Kritik der fanatischen Alkohol-Abstinenz- 
Bewerung« (Leipzig, Konegen, 1913) ist, eines inhaltlich wie formal 
höchst bedenklichen Büchlems. — »Unsere ganze pastorale Ausse- 
staltung des Strafvollzurs« könne »ohne Schaden zum alten Eisen 
geworien werden« (S. 54), Ja der Zwang für den Sträfling, in die Kirche 
zu gehen, sei eine Verlöhnung der Religion (S. 317). — Die mit der 
Zuchthausstrafe heutzutage verbundene Uniähirkeit, ins deutsche 
Heer oder die Marine einzutreten, sei für manche Leute ein Ansporn, 
ins Zuchthaus zu kommen (S. 321). — Wenn in Zukunft (Kauffinanns 
Vorschlag nach) em Mörder unter mildernden Umständen 7 Jahre (:) 
Gefängnis bekommen habe, so solle er bei guter Führung schon nach 
1, Jahren unter Bewährungsfrist entlassen werden (S. 326). — 
vared sel die Prügelstrafe, es sei sehr bedauerlich, daß em 
falscher Humanitätsdusel sie nicht aufkommen lasse. — In der Ab- 
schätzung unserer heutigen Strafarten verwickelt sich K. in deut- 
liche Widersprüche. Einerseits redet er wiederholt von »unserer 
heutigen lächerlich milden und dabei so unzweckmäßigen Straie« 
(S. 295), andererseits von den »Verwüstungen, welche die Isolierhaft 
angerichtet hat« (S. 309). sie sei »grausam, unmenschlich, unnatür- 
lieh« und zwecklos (S. 310); — in Wirklichkeit sei aber das Gefängnis 
ja doch nur eine Speise- und Arbeitsanstalt (S. 320). 

Man kaun sich an vielen Stellen des Buches des Gedankens nicht 
erwehren — so Z. B. bei seinen hettigen Ausfällen gegen die Psychu- 
ter —, dab sich der Verfasser, verbittert und doch vom eigenen Wert 
fest überzeugt, als Outsider fühlt und nun gegen die üblichen Meinungen 
mit Uebertreibungen, Paradoxen und Vorwürfen zu Feld zieht. Nicht 
nur hierdurch erschwert er die Lektüre seines Buches, die, wie schon 
oben erwähnt, besonders dort ertragreich ıst, wo er sich auf eigene 
nicht verallgemeinerte Erfahrungen beschränkt, sondern er schadet 
sich auch durch eine nachlässige Form. Wenn K. einen Leidenschatts- 
ausbruch ernstlich neben die explosive Kraft mancher salpetersäure- 
haltigen Verbindungen stellt (S. 151), wenn er sich Gegenüberstellungen 
gestattet, wie „Naturmensch und sensibler Gedankenmensch« ($; 1). 
wenn er vom Kadi, von zartbesaiteten Dienern der Kirche, sozio- 
logisch angehauchten Staatsanwälten usw. spricht, so erinnert dies 
an einen schnoddrigen Reporterstil niederer Sorte und verrät kein 
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Verständnis für die formalen Forderungen und die Würde wissen- 
schaftlicher Arbeit. 

Ich kann das Buch Kauffmanns nur demjenigen empfehlen, der 
sich für des Autors persönliche Meinungen interessiert — in diesem 
Sinn ist das Buch originell —, nicht jenem, der sich mit den Tat- 
sachen der Kriminalpsychologie vertraut machen will. 

(Gruhle, Heidelberg.) 


— 
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L’Educazione Sessuale. Rivista dı Neomaltu- 
sitanısmo e di Enungenrtca. Monatsschrift, herausgegeben 
in Turin von Dr. med. Luigi Berta und Rechtsanwalt Alfredo 
Polledro. Redaktion und Gechäftstelle Torino, Via Lamarmora 22. 
(Jede Nr. hat 12 Seiten groBen Formats, Preis für das Ausland 
2,50 Lire jährlich). 

Der Neomalthusianismus hat in Italien bisher außer in den ihn 
gewohnheitsmäßig, aber auf völlig untheoretischer Basis treibenden 
bürgerlichen Kreisen des geschäftigen Nordens sehr wenig Anhänger 
gewonnen. Einmal wegen des großen Familiensinnes oder vielmehr 
des Sinnes für möglichst ße patriarchalische Familien, dem 
weiteste Teile der Bev ölkerung des Landes huldigen. Dann auch, 
weil das Bevölkerungsplus infolge seiner Auswanderung nach Amerika 
dem Lande nicht sonderlich lästig fällt, sondern durch die von dort her 
zurücktließenden Ersparnisse in der Höhe von etwa 50 Millionen 
Lire jährlich selbst von ernsten Volkswirtschaftslehrern als eine 
ökonomische Wohltat empfunden wird. Endlech auch, in letzter 
Zeit, aus militärischen Gesichtspunkten, unter denen jede Volks-, 
d. h. Gewehrträger-Verminderung als eine Gefahr für die Existenz 
des Vaterlandes erscheint. Trotz dieser in Italien bestehenden, dem 
Neomalthusianısmus entschieden feindlich gesinnten \Windrich- 
tungen ist, entgegen den in Holland, Frankreich und England auf 
diesem Gebiete gemachten Erfahrungen, ein von der Turiner Staats- 
anwaltschaft gegen die Verfasser und Herausgeber einer Propa- 
ganda-Broschüre mit Ratschlägen und Abbildungen für die prak- 
tische Anwendung des Neomalthusianismus angestrengter Pro- 
zeß in erster und zweiter Instanz zugunsten der Angeklagten 
ausgegangen. Vorliegende Zeitschrift ist als die erste Frucht 
dieser Freisprechung zu betrachten. Geleitet von zwei Aka- 
demikern, einem jungen Arzt, Dr. Luigi Berta, und einem 
jungen Rechtsanwalt, Alfredo Polledro, die beide der syndikalisti- 
schen Richtung des modernen Sozialismus angehören, ist die Zeit- 
schrift, die entsprechend den vorläufig noch geringen Mitteln des 
Vereins äußerlich ın noch bescireidener Form auftritt, bestrebt, 
auf wissenschaftlicher Grundlage Material zu sammeln und die Grund- 
sätze der künstlichen Kinderverhütung und deren wirtschaftliche 
und moralische Notwendigkeiten zu vertreten. Die erste Nummer 
enthält vor allem den eingehenden Bericht über die Gerichtsver- 
handlungen, insbesondere die Aussagen der Sachverständigen (Se- 
nator Prof. Pio Foà und Schreiber dieses) vor Gericht; in der 
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zweiten befindet sich ein interessanter Aufsatz von Polledro über die 

(reschlechterfrage, die bei aller Anerkennung des Strebens nach Ent- 
haltung vor der Ehe, doch in der Empfehlung des Verhältniswesens 
eipfelt; die dritte bringt eine eingehende Auseinandersetzung des 
gleichen Verfassers mit den von mir ın meinen »Grenzen der Ge- 
schlechtsmoral« niıedergelegten Anschauungen. Die Zeitschrift 
macht einen guten, ernsten Eindruck. Inwieweit sich die Heraus- 
geber der Tragweite und der Klarheit ihrer eigenen Ziele bewußt 
sind, muß die Zukunft ergeben. Reinen Willen und ein gutes Stück 
weltiremden Idealismus bringen sie mit. Die Revue ist zu empfehlen. 


(R. M.) 


32. Staats- und Verwaltungsrecht. 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


34. Politik, 


Alter, Wilhelm: Die auswärtige Politik der 
ungarischen Revolution 1848/49. Berlin 1912. Gebrüder 
Pactel. 242 Ss. M: 3.— 

Im Januar dieses Jahres hat »der Fall Alter« einiges Aufsehen 
erregt. Ein junger Tagesschriftsteller, nicht viel mehr als 34 Jahre 
alt, der sich durch einige größere und kleinere historische Arbeiten 
einen Namen gemacht hatte, war freiwillig aus dem Leben geschieden, 
weil Zweifel an der Echtheit, ja an dem Vorhandensein handschriitli- 
cher Quellen wach geworden waren, die er benützt zu haben behaup- 
tete. Mit einigem Mißtrauen nimmt man daher auch sein Buch über 
die auswärtige Politik der ungarischen Revolution zur Hand. Nach- 
denklich, im Innersten erregt, legt man es nach aufmerksamer Durch- 
sicht fort. 

Und die Erregung wächst bei eingehender Beschäftigung mit dem 
Falle nicht etwa nur durch die Gedanken an Alters tragisches Ende. 
Was selbst den Unbeteiligten zu ernstem Nachdenken zwingt, sind 
weit mehr die Ereignisse, die erst nach seinem Tode bekannt wurden, 
ist vor allem die Art der Beurteilung, die auch sein Buch über die aus- 
wärtige Politik der ungarischen Revolution von mancher Seite fand. 
Bannt den unbefangenen Leser doch gleich auf den ersten Seiten 
des Buches die knappe Darstellung der Wirkungen, die das tolle Jahr 
1848 mit seinen, alle Kräfte des nationalen Gedankens auslösenden 
Ideen in dem v jelsprachigen Habsburgerreiche, besonders in dem schon 
früher zu kraftvoller politischer Entwicklung gelangten Ungarn wek- 
ken mußte. Fesselt doch gleich die auf Springers Charakteristik 
fußende, doch durchaus selbständig empfundene plastische Zeichnung 
der blendenden aber nicht tiefen Persönlichkeit Ludwig Kossutlis, 
der, von dem Wahne befangen, daß »Ungarns selbstständige Staatlich- 
keit die fundamentale Bedingung für die” Befestigung des europäischen 
Gleichgewichtes sei und ein vitales Interesse sämtlicher europäischen 
Mächte bilde« bei seinen die Loslösung von dem österreichischen 
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Kaiserstaate erstrelenden Plänen, auf den Beistand fremder Mächte 
rechnete und so sein Land unrettbar ins Verderben trieb. 

Von Etappe zu Etappe, von Leidensstation zu Leidensstation, 
folgt man den von nationalen Hochgelühlen getragenen Bemühungen 
der ungarischen Regierung, mit dem Auslande — noch vor dem Aus- 
bruche des Krieges mit Oesterreich — in diplomatische Beziehungen 
zu treten. Man liest, wie die — dank der unentschlossenen und zwei- 
deutigen Haltung der österreichischen Staatsmänner — anfangs von 
kleinen Erfolgen begleiteten Bemühungen Ungarns um Anerkennung 
durch die deutsche Reichsregterung und um ein Bündnis mit dem deut- 
schen Bunde schließlich doch scheiterten. Man liest von den frucht- 
losen Anstrengungen der ungarischen Emissäre in London und Paris, 
von dem durch die Siege Radetzkvs herbeigeführten schnellen Abbruch 
der kaum geknüpften Beziehungen zu Piemont. Ueberall fand Ungarn 
begeistertes Entgegenkommen bei der Öffentlichen Meinung, namentlich 
bei den radikalen Parteien, überall kühle Zurückhaltung bei den Diplo- 
maten. 

Auch nach dem Ausbruche des offenen Revolutionskrieges ım 
September 1848, ja selbst nach den ersten Waffenerfolgen der ungari- 
schen Truppen gelang es den ungarischen Staatsmännern — wenn 
man von flüchtigen Beziehungen zu den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika absieht — nur mit de m, im Krieg mit Oesterreich stehenden 
Sardinien in offizielle Verbindung zu treten. Auch diese fand je- 
doch nach Radetzkvs Sieg bei Novara ein rasches Ende. Die übrigen 
Staaten aber schreckten schon die Anknüpfungsversuche ab, die Kos- 
suth bei den revolutionären Parteien ın Serbien, Polen, Italien, Deutsch- 
land und Frankreich machte und die den — im Herzen doch meist kon- 
servativen — zünfttiren Diplomaten die Gefahr einer allgemeinen euro- 
päischen Revolution vor die Augen rückte. Auch in Frankreich ebbten 
die revolutionären Fluten ja damals schon ab und selbst der »l’ener- 
brande Palmerston, der im schäristen diplomatischen Zwist mit Oester- 
reich lebte, mußte doch erkennen, daB ein starkes Oesterreich eme 
Grundbedingung des europäischen Gleichgewichtes sei, daB seine 
Schwächung auch Englands Orientinteressen gelährde. So fand 
denn Ungarn immer und überall nur Sympathien, aber keine Unter- 
stützung. 

Selbst die Sympathien aber verlor es, als Kossuth am 14. April 
1849 die Proklammerung der Unabhängigkeit Ungarns durchgesetzt 
hatte, in dem Wahne, damit das einzige indem. für die Anerken- 
nung Ungarns als kriegführende Macht und für die Unterstützung 
der ungarischen Bestrebungen durch die westeuropäischen Mächte 
hinwegraumen zu können. Tatsächlich gewann Ungarn damit nicht 
einmal die nichtmagvarıschen Nationalitäten im eigenen Lande, 
sondern nur die nn. der Einjahresrepublik Venedig und des 
Tschechentührers Rieger, legitimmerte dafür jedoch das Einschreiten 
Rußlands, das sich mit Recht bedroht jühlen mußte, da em Sieg Un- 
garns leicht den Abfall Polens zur Folge haben konnte. 


Vergebens bot man dann — um gegen Rußland Verbündete zu 
gewinnen — die Stephanskrone dem englischen Prinzen Artur, dem 


preußischen Prinzen Friedrich Karl sowie einem Koburger Prinzen 
an. Vergebens wollte man sogar den Herzog von Leuchtenberg, 
einen nahen Verwandten des Zaren, zum König wählen, der dann das 
Land unter russischem Protektorate konstitutionell regieren sollte 
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Nirgends rührte sich eine Hand für Ungarn. Selbst die Türkei, wo 
so impulsive, phantasievolle Staatsmänner, wie Raschid und Aali 
Pascha wirkten. bewahrte ihre vorsichtige Neutralität. Und im preubi- 
schen Landtage sprach der junge Otto von Bismarck gar sein Bedauern 
darüber aus. daß nicht auch Preußen an der Seite Oesterreichs und Rub- 
lands an dem Kampfe gegen den Umsturz in Ungarn teilnehme, 

Erst als dann die ungarischen Heere völlig geschlagen waren 
und Kossuth mit dem Reste seiner Getreuen auf türkischen Boden 
fliehen mußte, nahmen sıch England und Frankreich der Flüchtlinge 
an. Doch auch dies geschah nicht den Ungarn zuliebe, sondern weil 
England die unbedingte Beugung der Pforte unter den Willen Rub- 
lands, die in einer Auslieferung der Emigranten hätte erblickt wer- 
den müssen, im Interesse seines Ansehens im Orient nicht zulassen 
konnte. So erhielt denn Kossuth, dessen Pläne so hoch geflogen 
waren, endlich (1851) wenigstens seine Freiheit wieder. 

So schildert Alter die auswärtigen Bestrebungen der ungarischen 
Staatsmänner noch über das Ende der Revolution hinaus. Zwischen- 
durch bhtzen — wie dies bei einem Journalisten wie Alter zu erwarten 
ist — eine Menge sehr aktuell anmutender Gedanken auf. Man liest 
(S. 23), daß es sich bei den Beziehungen zwischen Oesterreich und 
Ungarn um eine Ehe handle, »die triltige Gründe unlösbar machen 
und an deren Bestand Europa cin ebenso wichtiges Interesse hat, 
wie die beiden Reichshälften selbst« Man erfährt (S. 54), wie sich dic 
»ad hoc kreierten ungarischen Diplomaten .. .. überraschend schnell 
auf dem ihnen vollkommen a Felde zurecht fanden«, wie sich 
dagegen die österreichischen Staatsmänner durch Unentschlossenheit 
und Zw eideutigkeit auszeichneten (5. 30 und 64), wobei man sich daran 
erinnert, daß die Monarchie seit Andrassy keinen namhaften Diplo- 
maten mehr aufzuweisen hat. Man vernimmt (S. 51). wie Rußland 
Oesterreich seine Waffenhilfe auch deshalb lich, um den Slaven Oester- 
reichs wie der Balkanländer seine starke Hand zu zeigen und wie infolge- 
dessen aus dem gemeinsamen österreichisch-russischen Feldzuge, die 
Todfeindschaft zwischen den beiden Staaten entsprang (S. 211). 
Man liest, wie damals England Oesterreich als den traditionellen 
Verbündeten seiner Orientpolitik betrachtete (S. 217), da es Rußlands 
Einfluß auf dem Balkan und ın der Türkei nicht zu mächtig werden 
lassen wollte, weswegen Kossuth sogar daran dachte, die Bildung 
eines Balkanbundes unter der Oberhoheit der Türkei zu fördern, dem 
sich dann Ungarn anschließen wollte (S. 186). 

Neben solchen aktuellen Gedanken findet man freilich auch — 
mehr als notwendig — journalistische Flüchtigkeiten. Der englische 
Gesandte in Wien heißt grundsätzlich Posonby statt Ponsonby., 
die angeführten Depeschen werden vielfach mit unrichtigen Aufg abs- 
orten und Tagen zitiert, auch wohl — wenngleich nicht sinnwidrig = 
gekürzt, ohne daß ersichtlich w üre, wo. Die ungarischen Emigranten 
läßt Alter nach Kreta schaffen, statt nach Kandia. aus dem Vertrage 
von Kutschuk-Kainardji vom 21. Juli 1774 macht er einen Vertrag 
von Kutschuk-Kairandji vom 21. Juli 1747, aus dem österreichischen 
Geschäftsträger in Paris Thom einen Gesandten Thon u. ä. m. Doch 
sind dies schließlich Kleinigkeiten, die sıch leicht richtigstellen lassen. 
Indessen ist bekanntlich überdies an Alters Quellen herbe Kritik 
geübt worden. Man hat nicht bloß die wahllose Benützung wertvoller 
Werke und flüchtiger Tagesschriften, sowie die Nichtbenützung 
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beachtenswerter Quellenschriften getadelt, sondern auch die Zuver- 
lüßhıchkeit, ja das Vorhandensein der von Alter angeblich benützten 
ungedruckten Quellen bestritten. Schon in einem, ım Januar dieses 
Jahres ın einer Wiener Halbmonatsschrift erschienenen Aufsatze hatte 
Heinrich Friedjung die Probehältigkeit dieser Onellen in Zweifel ge- 
zogen und bereits damit jedem, der die Schrift Alters zu beurteilen 
hat, die nicht immer leichte Aufgabe auferlegt, sich gründlich mit 
der Ouellenkritik zu belassen. In einer der neven Auflage des zweiten 
Bandes des »Kampfes um die Vorherrschaft in Deutschland« angetügten 
Abhandlung über »Wilhelm Alter und seine Enthüllungen über den 
Krieg von 1800« hat Friedjung dann diesen Zweifeln verstärkten Aus- 
druck gegeben, und diesmal auch versucht, sie näher zu begründen. 
Sie müssen daher — zumal die Angelegenheit ja für die wissenschaftliche 
Kritik überhaupt von Wichtigkeit ist und auch bisher schon allgemeine 
Beachtung fand — hier etwas austührlicher, als sonst vielleicht üblich 
(wenngleich naturgemäß in den durch die Aufgaben dieses Archives 
gezogenen Schranken), erörtert werden. 

Zunächst wird Alter vorgeworfen, er habe in der Einleitung zu 
seiner Schrift behauptet, das notwendige Aktenmatertal aus den Ar- 
chiven der auswärtigen Acmter in Paris und London von einem Dr. 
\Wirther erhalten zn haben. Dieser Wirther aber sei unauffindbar und 
es se] »wohl sichere, daß es einen Greschuchtsforscher dieses Namens 


nicht gebe. Demgegenüber wurde indessen — wie auch Friedjung er- 
wahnt — nachgewiesen, daß Alter durch einen anderen, in Lemberg 


lebenden Geschichtstorscher namens Dr. Wawrzkowicz Material aus 
dem enelhschen Staatsarchive erhielt. Es dürfte daher die Frare, 
ob es neben Dr. Wawrzkowiez auch einen Dr. Wirther gibt, der Alter 
die Kenntnis archivalischen Materiales vermittelte, dem Unbefange- 
nen nicht eben besonders wichtig erscheinen. 

Ueberdies wurde jedoch auch bemängelt, Alter habe in seiner 
Schritt Depeschen Palmerstons benützt, die in so wrobschlächtigem 
Ton und so beleidigend für die Österreichische Regierung geschrieben 
seien, daß sich der Verdacht ihrer Unechtheit autdränge. Dies trifft 
indessen nicht zu. Der Ton der Depeschen entspricht vollkommen 
dem Temperamente und den Gesinnungen Palmerstons. Schon durch 
Walpole (The Lite of Lord John Russel, IL Bi, S. 53) weiß man, 
dab Palmerston während des ganzen Sommers IS49 ununterbrochen 
scharfe und bittere Vorwürfe a. Oesterreich richtete, so daß sich 
der österreichfreundliche englische Gesandte in Wien Lord Ponsonby 
bei Russel beklagte, er habe von Palmerston Briefe bekommen, die 
niemand ertragen könne. Zudem finden sich die beargwöhnten De- 
peschen — wie auch Friedjung erwahnt — bei Ashley »Lite of Viscount 
Palmerston« abgedruckt, was Jeden Zweifel über ihre Echtheit behebt. 
Während der nahezu 40 Jahre, die seit dem Erscheinen von Ashlevs 
Werk verstrichen sind. ist es auch niemanden eingetallen, die Echtheit 
der Depescehen zu bestreiten, was dem ganz selbstverständlich erschei- 
nen wird, der weiß, daß Lord Ashılev, der Sohn des Grafen von Shaftes- 
burv, cine Zeit lang Privatsekretär Palmerstons, also in der Lage war, 
aus bester Quelle zu schöpten. Der englische Archivsbeamte Head- 
lam, der Friedjung »unter dem amtlichen Stempel des Record Ottice« 
die Auskunft erteilte, daB die verdächtigten Depeschen Fälschungen 
seien, hatte sich daher wohl auch vorsichtiger geäußert, wenn er ge- 
wußt hätte, daB sie sich bei Ashley abgedruckt finden. 
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Zudem erwies sich die erwähnte yamtliche« Mitteilung auch in einem 
zweiten, etwas verwickelteren Falle als irrig. Alter hatte nämlıch als 
Quellen seiner Darstellung unter anderem Berichte des englischen 
Gesandten Sir Hudson aus Turin angeführt, wogegen Headlam be- 
hauptete, es komme im britischen diplomatischen Dienste dieser Zeit 
augenscheinlich keine Person namens Hudson vor. Auch diese Aus- 
kunft ist falsch. Sir James Hudson war — wie dem Dictionary of 
National Biography zu entnehmen ist — von 1838—1863 im englischen 
diplomatischen Dienste tätıg. Nach Turin kam er — dem erwähnten 
Nachschlagebuche zufolge — allerdings erst 1857, nach einer Mittei- 
lung, die mir vom englischen auswärtigen Amte zukam, sogar erst 1852. 
In den Jahren 1848 und 1849 war er Legationssekretär in Rio de 
Janeiro. Es ıst somit allerdings unwahrscheinlich, daß er schon ın dieser 
Stellung Berichte über italienische Angelegenheiten erhielt und nach 
London gelangen hieß. Immerhin läßt die Wärme, mit der er — ganz 
im Gegensatz zu dem früheren englischen Gesandten in Turin Abere- 
romby — von allem Anfange an für die italienischen Einheits- und 
Unabhängigkeitsbestrebungen eintrat, darauf schließen, daß er sich 
schon vor dem Antritt seiner Stellung in Turin selbstständig mit diesen 
Angelegenheiten beschäftigt hatte, in welchem Falle es nicht unmüg- 
lich wäre, daß er auch seiner Regierung Mitteilungen über dies 
Dinge zugehen ließ, die Alter benützen konnte. Zum mindesten fällt 
es auf, daß in den bisher veröffentlichten, dem englischen Parlamente 
vorgelegten Berichten über die italienischen Angelegenheiten die Be- 
ziehungen zwischen Ungarn und dem Königreich Sardinien nur sehr 
flüchtig berührt werden, obwohl diese Beziehungen gewiß bestanden 
haben und nicht anzunehmen ist, daß die englische Regierung nicht 
genau über sie unterrichtet wurde. 

‚Jedenfalls wirkt das bisher vorliegende, von Friedjung denn auch 
in der maßvollsten und zurückhaltendsten Weise vorgebrachte An- 
klagematerial gegen dıe Altersche Schrift nicht sehr überzeugend und 
man darf wohl sagen, daB kaum ein Schwurgerichtshof daraufhin 
zu einer Verurteilung des Angeklagten käme. Es beweist dies neuerlich, 
wie vorsichtig die Forschung mit der Verwendung von amtlichen Schrift- 
stücken — selbst wenn sie aus dem englischen Staatsarchive stam- 
men — sein muß und es ist zugleich eine Mahnung für die wissenschaft- 
liche Kritik — zumal wenn sie vor einem frischen Grabe steht — 
ein ungünstiges Urteil über ein Werk nicht ohne zwingende Notwendig- 
keit, nicht ohne gewissenhafteste Prüfung des Falles und nur mit 
größter Zurückhaltung zu fällen. 

Im vorliegenden Falle scheinen freilich auch eingehendere Nach- 
forschungen zu ergeben, daß Alter häufig auch dort ungedruckte 
Quellen antührte, wo er nur gedruckte benützt hatte. Dafür spricht 
schon der Umstand, daß sıch ın seinem Nachlasse nur verhältnismäßig 
wenig Aktenauszüge aus dem englischen Staatsarchive fanden —etwa 
38 eng beschriebene Folioseiten —, wobei auch nicht damit gerechnet 
werden kann, daß alles übrige verloren ging. Indessen hat Alter 
das Fehlende nicht etwa selbst hinzugedichtet, sondern offenbar 
aus älteren Schriften und Abhandlungen entnommen. Dies gilt 
zunächst von den beiden schon erwähnten Schreiben Palmerstons 
auf S. 215 und 218 des Alterschen Buches, die, wie bereits an- 
deutet, aller Wahrscheinlichkeit nach aus Ashleys Palmerston Bio- 
graphie nachgedruckt wurden. Ebenso beruht die Darstellung auf den 
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Seiten 228 und 236—239, für die gleichfalls diplomatische Schrift- 
stücke als Quellen angeführt sind, offenbar auf Ashlevs Werk. Darauf 
weist Alter — wenngleich nicht ausdrücklich — selbst hin, indem er 
am Schlusse des betreffenden Kapitels bemerkt: »Der ganze Gang der 
Verhandlung... ausführlich bei Ashley.« Der Inhalt der auf S. 236 
angeführten Depesche aber dürfte Wertheimers Andrassy-Buch (Bd. I, 
S. 43), der Inhalt der angeblichen Hudson-Depesche auf S. 56 Schle- 
singers Schrift: »Aus Ungarn« (S. 298) entnommen sein. 

Dieses Vorgehen kann nicht entschuldigt werden. Doch die Ge- 
schichtsforschung soll — wie Heinrich Friedjung einmal meinte 
zu erklären versuchen, ehe sie verdammt. Und die Erklärung liegt 
hier nahe genug. Wohl darf man sie nicht wie Friedjung — einfach 
in der »Großmannssucht« oder gar in der »anormalen Geistesbeschaf- 
fenheit« Alters suchen. Etwas tiefer muß man auf die Gründe für sein 
Vorgehen schon eingehen. Da aber wird man zunächst an die selt- 
same Ueberschätzung urkundlicher Forschungen erinnert werden, 
die gerade die dem wissenschaftlichen Betriebe” Fernerstehenden, die 
sich einen Platz in der wissenschaftlichen Welt erobern möchten, 
leicht verlocken mag, um jeden Preis zu versuchen, mit »neuen Onellen« 
zu wirken. Es ist für den Nichtzünftigen ja nicht leicht, den King der 
Fachleute zu brechen. Männer wie Gregorovius und jüngst Ferero 
haben dies fühlen müssen. Die Beckmesser halten strenge Wacht und 
überall hört man ihr: »Hier wird nach der Regel nur eingelassen.« Das 
sind aber eben die Leute, die — wie Schäfer in dem Vorworte zu seiner 
Geschichte von Dänemark meint — gewohnt sind, beim Erscheinen 
historischer Arbeiten zuallererst zu fragen, »ob sie neues, will sagen 
bislang nicht gedrucktes Material verwertet haben«. Für Schäfer hat 
diese Frage freilich »leicht den Anstrich des Lächerlichen und Schüler- 
haften«. Die »kompakte Majorität« der Fachgelehrten stellt sie trotz- 
dem stets und so mußte sich Alter, der fleißige, kleine Wiener Jour- 
nalist, wohl klar darüber sein, daß es für ihn nur eın Mittel gebe zu 
wissenschaftlicher Bedeutung, ja auch nur zu einem Verleger zu ge- 
langen: dıs Zitieren neuer Quellen. So ließ er sich — wie Friedjung 
treffend meint — bestimmen, »seine an sich tüchtiren Studien mit 
archivalischen Hinweisen zu verbrämen und zu verunzieren«e Er 
wußte: tat er dies nicht, würde er totgeschwiegen werden. Nun 
hat er seine Schuld mit dem leiblichen Tode gebüßt, der alle 
menschlichen Schwächen tilgt. Sein hier besprochenes Buch aber, 
das er hinterließ, das — wie ein Kritiker zutreffend meint — »die erste 
systematische, zusammenfassende Bearbeitung der auswärtigen Politik 
Ungarns in der Revolutionszeit 1848/49 Ist und sich von Anfang bis 
zu Ende mit steigendem Interesse lesen laßt«, verdient wohl in einer 
zweiten Auflage der Schlacken entkleidet zu werden, die Ihm jetzt an- 
haften. Man wird nur einige Flüchtigkeiten beseitigen und die Quellen- 
zitate richtigpstellen müssen. Dann wird das Buch nicht nur. wie die 
Frankfurter Zeitung meint, neben Springers Geschichte Oesterreich 
mit Nutzen von jedem, der sich mit der Geschichte der Revolution 
von IS4S und 1549 beschäftigt, gelesen werden. Mit seiner glänzenden 
Darstellung einer wichtigen, bis nun fast ganz unbeachtet gebliebenen 
Seite der ungarischen 1848er Bewegung, mit den mannigfachen geist- 

vollen Anregungen, die es bietet, den scharfen Lichtern, die es auf 
manche auch heute noch bedeutsamen Tatsachen wirft, wird es dann 
noch für viele eine reiche Quelle ungetrübten Genusses sein. 
(Julius Bunzel.) 
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Kuropatkın, A.N. Russko-Kitajskij wopros (D te russisch- 
chinesische Frage). Petersburg IgI3. S. 223. Preis: 1,20 
Rubel. 

Bennigsen, Graf A. Ve Neskolko dannych o sowremennn] 
Mongoli (Einige Daten über die gegenwärtige 
Mongolei). Petersburg 1912. 5. 103. Preis: 0,75 Rubel. 

Das "Kuropatkinsche Buch bietet eine fleißig geschriebene Studie 
über das politisch wichtige Problem der russisch-chinesischen Bezie- 
aT Auf Grund ziemlich umfangreichen (in der Hauptsache r u s- 

schen) Materialien schildert der Verfasser die Hauptetappen der 
eo h-chinesischen Politik und entwirft ein ausführliches Bild der 
politisch-wirtschaftlichen Lage der wichtigsten Grenzgebiete — 

Mandschurei, Mongolei und Si-Tzanj. Die Darlegungen gipieln in der 

Behauptung, ein russisch-chinesischer Krieg seı unvermeidlich und Rub- 

land muß sich darauf möglichst bald vorbereiten. Als die unerläßliche 

Voraussetzung für einen erfolgreichen Krieg im fernen Osten bezeichnet 

Kuropatkin die Freimachung derjenigen Kräfte, die durch die deutsch- 

russischen und österreichisch-russischen Gegensätze gebunden sind. 

Eine Einigung mit Deutschland und Oesterreich in bezug auf den nahen 

Osten würde diese Freimachung vollauf bewirken und der Verf. ver- 

teidigt deshalb eine entsprechende Annäherungspolitik. Gegen die letz- 
tere wäre natürlich nichts einzuwenden, aber um so mehr gegen Jedes 
aggressive Vorgehen an der chinesischen &renze. Rußland hat noch 
so viel Arbeit zu Hause, daß jede aktive auswärtige Politik unbedingt 
vom Uebel sein muß. Die »gelbe Gefahr«, die der Verf. besonders ins 
Feld führt, ıst bedeutend übertrieben und kann übrigens viel wirk- 
samer mit wirtschaftlichen als militärischen Maßnahmen bekämpit 
werden. Diese politischen Einwendungen sollen aber den sonstigen 

Wert der Studie nicht verringern und wir möchten sie jedem Interessen- 

ten angelegentlich empfehlen. 

Ebenso und vielleicht noch mehr empfehlenswert ist die Bennigsen- 
sche Schrift. Im Gegensatz zur Kuropatkinschen entstammt sie nicht 
dem literarischen Studium, sondern der persönlichen Beobachtung 
und Untersuchung an Ort und Stelle. Der Verf. war in der Mongolei 
etwa 20 Monate (April 1909 bis Februar r911) und stellte sein Büchlein 
auf Grund seiner Reisenotizen zusammen. Die ersten 40 Seiten 
geben eine frisch geschriebene Uebersicht über die Mongolei als Ganzes, 
der Rest bildet eine statistische Beschreibung verschiedener Einzelorte 
der Mongolei und des Sin-Tzanj-Gebietes. Politisch sind beide Schrift- 
ten identisch und die Einwendungen, die man gegen die erstere machen 
könnte, gelten auch der zweiten gegenüber. (R. Streltzow.) 
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Mittelstandsbewegung. 


-——p DieSignatur der Mittelstandsbewegung in Deutschland ist noch 
immer ungefähr die gleiche, wie sie in den analogen Chronikabschnitten 
der früheren Jahre zu zeichnen versucht wurde !). Das Charakteristi- 
sche ist nach wie vor die weitgehende Zersphitterung der Organiısatio- 
nen, die aber nicht, wie es bei den übrigen Klassen der Gesellschaft 
der Fall ist, je einen bestimmten Teil des Mittelstandes organı- 
sieren wollen, sondern der Idee nach vielfach zentrale Organi- 
sationen sind, also einander in ihrem Organiısationsgebiet Konkurrenz 
machen (ähnlich wie es bei vielen Verbänden der Angestellten der 
Fall ist). Trotzdem diese Form der Organisation technisch absolut un- 
zureichend ist und von den Vertretern des Mittelstandes auch als 
technisch unzulänglich erkannt wird, sind doch in den letzten Jahren 
wesentliche Verschiebungen hierin nicht eingetreten, und es 
kann sici: daher hier nur darum handeln, wieder die einzelnen Organi- 
sationen in ihrer Weiterentwicklung zu verfolgen, ihre Stellungnahme 
zu den Problemen mittelständischer Poltik zu skizzieren und zu 
untersuchen, ob etwa Tendenzen aufgetreten sind, welche auf eine 
Neuorientierung der Mittelstandsbewegung, auf die Durchsetzung 
neuer Prinzipien im Organisationswesen, schließen lassen. 

Ziemlich deutlich scheiden sich die Organisationen des Gewerbes 
von denen des Handels, und der vom Hansabund unternommene 
Versuch, es zu einer einheitlichen Organisation beider Gruppen zu 
bringen, hat, wenn man von der bisher vorerst geplanten Arbeits- 
gemeinschaft des »Reichstleutschen Nittelstandsbundes« absieht, keine 
Nachfolger gefunden. Schon die Trennung in der offiziellen 
Organisation ist hierin entscheidend. Denn das Handwerk, das Ge- 
werbe bis zur mittleren Industrie, findet seine offizielle Vertretung 
in den Handwerkskammern, der Detailhandel, auch der Kleinhandel, 
in den Handelskammern, resp. den Kleinhandelsausschüssen. Diese 
offiziellen Organisationen sind aber, trotzdem die freien Verbände 
vielfach älter sind, von ausschlaggebender Bedeutung für die Ent- 
wicklung der freien Organisationen. 


*), Abg ac hlöesen am 8. November 1913. 
I) Vel Archiv Bd. 31, S. 970 ff. und Bd. 35, S. 913 ff. 
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Die freien Organisationen des Gewerbes, die Handwerker- und 
Gewerbevereine haben im Berichtsjahr ihre Stellung ziemlich unver- 
ändert beibehalten. Ihre Mitgliederziffer unterliegt, wie schon im 
Vorjahr erwähnt, Schwankungen, welche zum Teil auf eine Unvoll- 
kommenheit der Erhebungen zurückzuführen sein mögen; jedenfalls 
aber ıst eine Aufw int bene egung oder eine Ausdehnung über das bis- 
herige Verbreitungsgebiet nicht zu konstatieren. Der Verband zählte 
an Mitgliedern: 


Vereine Mitglieder davon Handwerker 
1909 1449 152 837 
1910 1410 142 552 
IQII 1527 147 02I 98 647 
1911/12 Ê) 1450 142 403 


Neben der steigenden Macht der Innungen, Innungsausschüsse und 
Handwerkskammern tritt die Bedeutung der Gew.rbevereine freilich, 
namentlich für die Weiterentwicklung der Gesetzgebung, etwas zurück. 
Trotzdem kann man sagen, daß sie für Süddeutschland und bestimmte 
Teile von Mitteldeutschland noch immer ein sehr wichtiges Zentrum des 
gewerblichen Mittelstandes bilden. Auch sind sie wegen ihrer innigen 
Fühlung mit den liberalen Parteien politisch nicht ganz einflußlos. Ein 
besonderes Wachstum haben sıe ım Berichtsjahr nicht zu verzeichnen, 
und auch ihre Tätigkeit wickelt sich mehr ım Anschluß an die der 
Handwerkskammern, also ganz unselbständig ab. Bemerkenswert 
ist, daB die Gewerbevereine jetzt mit größerer Energie darnach trach- 
ten, auf dem Gebiete der Jugendfürsorge, insbesondere der Lehr- 
lingsfürsorge, sich zu betätigen. Allerdings sind die materiellen Mittel, 
welche für. diese Zwecke den Vereinen zur Verfügung stehen, außer- 
ordentlich gering und es hat bemerkenswerterweise die Debatte auf 
der Tagung der Gewerbevereine über diese Frage?) gezeigt, dab 
irgendwelche erhebliche Opfer von den Gewerbetreibenden selbst — 
sei es nur in der Form der Gewährung freier Zeit für die Lehrlinge, oder 
die Leistung eines geringen Mitglied»beitrages zum » Jungdeutschland- 
bund« usw. — nicht zu erwarten sind. 

Für die Tätigkeit der Gewerbevereine kann auf das in den früheren 
Chronikabschnitten Gesagte verwiesen werden. Es entspricht der 
Tradition und den grundsätzlichen Auffassungen der Verbände, daß 
neuerdings wieder die Frage des Berechtigungsw esens an den gewerb- 
lichen Bildungsanstalten betont wird, daß verlangt wird, den Absol- 

vonten gewerblicher Schulen, die analoge oder höhere Anforderungen 
stellen, als für die Meisterprüfung notwendig sind, auch höhere Be- 
rechtigungen zu verleihen — insbesondere in der Richtung der Er- 
leichterung des Militärdienstes und einer Erleichterung bei der Meister- 





2) Berechnet aus den Angaben des Tätigkeitsberichtes für das Jahr 1911/12, 
S. 33—44 

3) Verhandlungen der 17. ordentlichen Hauptversammlung des Verbandes 
deutscher Gewerbevereine und Handwerkervereinigungen zu Bingen a. Rhein, 
16. und 17. IX. 1912. S. 50 ff. 
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prüfung ?). Wenn diese Forderungen durchgesetzt werden würden, 
so könnte sich die Position der Gewerbevereine — welche selbst 
Schulen ins Leben gerufen haben und noch besitzen — verbessern, 
während jetzt die Meister- und Gesellenprüfung allen damit gegebenen 
Einfluß auf die Innungen und Handwerkskammern übertragen hat. 
Diese sträuben sich auch zunächst noch gegen eine Ausdehnung der 
Berechtigungen ın den gewerblichen Fachschulen. 

Auch an Eifersüchteleien sonstiger Art zwischen Handwerks- 
kammern und Gewerbevereinen fehlt es nicht, aber es kann wohl 
keinem Zweifel unterliegen, daß die offizielle Vertretung des Gewerbes 
immer mehr an Bedeutung gewinnt und die Gewerbegesetzgebung 
dürfte in ihrer weiteren Entwicklung dieses Verhältnis immer noch 
zugunsten der Handwerkskammern verschieben. Die Beziehungen, 
welche die Gewerbevereine, namentlich im Süden, zum Mittelstand 
und den Regierungen haben, werden ihre Weiterexistenz ermöglichen, 
ohne daß man annehmen kann, es werde aus dem Lager der Gewerbe- 
vereine heraus die Mittelstandsbewegung wesentliche neue Impulse 
oder starke Einwirkungen erfahren. 

Denn der gewerbliche Mittelstand — mehr noch als der Detail- 
und insbesondere der kleine Detailhandel — findet immer mehr sein 
Zentrum in den Handwerkskammern, deren organisatorischer Unter- 
bau, die Innungen, wachsende Bedeutung erlangt haben. Für Preußen 
fehlt allerdings die Vergleichsmöglichkeit. Während nämlich früher 
die offizielle Statistik ®) freie und Zwangsinnungen sowie die Innungs- 
ausschüsse territorial erhoben hatte (dabei konnte namentlich 
eine rapide Vermehrung der Zwangsinnungen und der Innungsäaus- 
schüsse seit 1902 konstatiert werden), so registriert das offizielle Mi- 
nısterialblatt der Handels- und Gewerbeverwaltung, soweit zu sehen ô), 
für das Jahr 1912 die Zahl der Innungen (und damit sind zweifelsohne 
die freien Innungen gemeint) nach Gewerbezweigen. Daraus erklärt 
sich die geringere Ziffer gegenüber 1911, da offenbar nicht alle Gewerbe- 
zweige, für welche Innungen bestehen, aufgeführt sind. In der Stati- 
stik sind 42 Innungsverbände berücksichtigt, welchen 1912 5050 In- 
nungen angehörten (1911 wurde die Zahl der freien Innungen mit 5803, 
die der Zwangsinnungen mit 3005 angegeben). Nach dieser Statistik 
sind die stärksten Organisationen der Zentralverband der deut- 
schen Bäckerinnungen (1350 Innungen mit 64000 Mitgliedern), der 
deutsche Fleischerverband (1221 Innungen mit 43 000 Mitgliedern), 
der Bund der deutschen Schneiderinnungen (290 Innungen mit 25 000 
Mitgliedern) usw. Insgesamt zählten die 5050 Innungen 244 000, und 
mit den Einzelmitgliedern 249 000 Mitglieder. — Als Symptom für 








4) Die Gewerbevereine verweisen darauf, daß viele Absolventen höherer 
Fachschulen auf die Ablegung der Meisterprüfung verzichten und sie verlangen, 
daß diese von der Ablegung des theoretischen Teiles der Meisterprufung 
befreit werden, um die Meisterprutung auf diese Weise uberhaupt popularer 
und allgemeiner (auch für Absolventen von Fachschulen) zu machen. 
5) Vgl. das deutsche Handwerksblatt, r. II. 1912 
6, Ebenda, r. II. 1913. 
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das Wachstum des Innungswesens sei ferner erwähnt, daß die An- 
zahl der Innungen in Süddeutschland, wo bisher stets die Form der 
freien Vereinigungen sehr beliebt war, immer mehr zunimmt: Es 
bestanden in Süddeutschland 1903: 499 Innungen, 1909/11 bereits 
1251; hingegen wuchs die Zahl der sonstigen gewerblichen Vereine von 
1189 auf 1776. Die Differenz hat sich also zugunsten der Innungen 
verringert, wenn auch die freien Verbände nach wie vor rasch zu- 
nehmen ?). Diese Zunahme der Innungen ist es vor allem, auf welcher 
die steigende, auch von den Regierungen anerkannte Bedeutung des 
deutschen Handwerks- und Gewerbekammertages beruht. 

Die Tätigkeit des deutschen Handwerks- und Gewerbekammer- 
tages hat im Wesen wieder die bereits im Vorjahr ausführlich erörterten 
Fragen zum Gegenstand gehabt ®). Die bereits im Vorjahr registrierten 
Hauptforderungen des Handwerks- und Gewerbekammertages wur- 
den im Berichtsjahr in einer ausführlichen Denkschrift begründet und 
den zentralen Instanzen übermittelt. Diese Denkschrift, welche ım 
deutschen Handwerksblatt im Wortlaut zum Abdruck gelangte °), 
bringt keinerlei Neuerungen gegenüber der früheren Tätigkeit und es 
kann daher auf die schlagwortweise Wiedergabe in der analogen Chro- 
nik des Vorjahres verwiesen werden 1°). Von einzelnen Erweiterungen 
und Abänderungen gegenüber dieser Denkschrift wird noch die Rede 
sein. 

Eine Hauptrolle in aller Handwerkspolitik in Deutschland spielt 
nach wie vor die Frage des Verdingungswesens. Um diese 
einer Lösung ım Sinne der Handwerkerinteressen näherzubringen, 
wurde im April 1913 in Berlin ein außerordentlicher Handwerks- und 
Gewerbekammertag abgehalten, welcher folgende Beschlüsse faßte ”): 

I. Der deutsche Handwerks- und Gewerbekammertag beschließt, 
in Gemeinschaft mit den beteiligten wirtschaftlichen Verbänden, die 
hierzu bereit sind, eine Hauptstelle für Verdingungs 
wesen zu errichten. Ihre Aufgaben sollen hauptsächlich sein: 

I. die Vertretung und Verbreitung einheitlicher gesunder Grund- 
sätze auf dem Gebiete des Verdingungswesens; 

2. die Beratung und Unterstützung einzelner Kammern und ihrer 
Verdingungsämter, sowie der ausschlaggebenden Stellen; 

3. die Anregung zur Bildung von Lieferungsverbänden und Sub- 
missionsgemeinschaften des Handwerks für größere Bezirke. 

II. Der deutsche Handwerks- und Gewerbekammertag richtet an 


7) Ebenda, 1. IV. 1913. 
8) Vgl. überhaupt für den gesamten Komplex der Handwerkerpolitik den 
betreffenden Abschnitt der Chronik des Vorjahres (Archiv Bd. 35, 5. 917 ff.). 
Hier werden nur die Fortschritte und die Weiterentwicklung der Hand- 
werkerpolitik erörtert. 

9) Deutsches Handwerksblatt, 22.—24. Heft ex 1912 und Heft 4—11 ex 1913. 

10) Archiv Bd. 35, S. 919/20. 

11) Das deutsche Handwerksblatt, 15. IV. 1913. Diese Beschlüsse wurden 
von der ordentlichen Tagung der Handwerks- und Gewerbekammem 
in Halle a. d. S. bestätigt (ebenda 15. VIII. 1913). 
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den Bundesrat und Reichstag die Bitte, zur Durchführung dieser Auf- 
gaben einen jährlichen ausreichenden Beitrag zu gewähren. 

Schon im Jahre 1gı2 hatten die Beschlüsse des preußischen Ab- 
geordnetenhauses, die Erlasse des preußischen Ministeriums für 
öffentliche Arbeiten und einiger Ministerien der deutschen Bundes- 
staaten !?), im Jahre 1913 hatte ein Erlaß des Reichspostamtes 23) die 
vom deutschen Handwerks- und Gewerbekammertage früher aufge- 
stellten Grundsätze für das Verdingungswesen, namentlich hinsicht- 
lich des angemessenen Preises berücksichtigt. Neuerdings erst hat 
die Regelung des Submissionswesens in Elsaß-Lothringen auch in 
diesem Lande die vom deutschen Handwerks- und Gewerbekammertage 
vertretenen Forderungen realisiert !?). Die erwähnte Resolution jedoch 
geht noch darüber hinaus und sucht nun auch im einzelnen 
eine Einflußnahme der Handwerkerorganisationen auf die Vergebung 
von Lieferungen zu üben. Von der unmittelbaren Einwirkung auf die 
ausschreibenden Stellen abgesehen, sollen ferner innerhalb des Hand- 
werks Ablieferungsgenossenschaften gebildet wer- 
den, denen bei Submissionen dann vorzugsweise die Ausführung der 
Arbeiten übertragen werden sollte. Es ist das insofern eine wichtige 
Neuerung in der deutschen Handwerkerpolitik, als jetzt von zentraler 
offizieller Stelle — wenn auch zunächst nur für bestimmte Leistungen 
— eine Kooperation der selbständigen Handwerksbetriebe vorbereitet 
und propagiert wird. Zwar wurden auch schon früher Genossenschaf- 
ten oder Innungen zu Submissionen herangezogen und namentlich in 
Sachsen wurden Lieferungsverbände gebildet, und auch auf der Ta- 
gung des »Allgemeinen Verbandes der auf Selbsthilfe beruhenden 
deutschen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften«e in Nauheim 
im Jahre 19170 wurde die Gründung von Submissionsgenossenschaften 
empfohlen. Die offiziellen Organisationen des Handwerks aber haben 
erst Jetzt diesen Weg als gangbar bezeichnet und es fehlt nicht an 
Stimmen, welche davor warnen, eine neue Art von Genossenschaften 
zu bilden, die eventuell durch den Mangel an Aufträgen oder aus 
technischen Gründen Schiffbruch leiden könnte !$). 

Jedenfalls aber ist die Frage des Submissionswesens durch die 
Propagierung des Genossenschaftsgedankens in ein neues Stadium 
getreten. Der Gedanke einer kooperativen Betriebsführung der Hand- 
werker, die in Oesterreich so großen Spielraum einnimmt (namentlich 
in der Form der Maschinengenossenschaften) bekommt einen ncuen 


12) Archıv Bd 35, S. 91778. 

13) Deutsches Handwerksblatt, ı. III. 1913. 

It) Ebenda, 1. VI. 1913. 

15, Vgl. den eingehenden, alle bisherigen Versuche dieser Art und dic ganze 
Frage erschöpfend behandelnden Artikel im Deutschen Handwerksblatt, z. VIII. 
1913 von Dr. Hampke. Dieser lehnt die Bildung besonderer Subnussionsgenossen- 
schaften ab und schlägt vor, die bereits bestehenden Magazin-, Werk-, Roh- 
stoff- und Produktivgenossenschaften als Kontrahenten bei Submissionen her- 
anzuzichen. (In Oesterreich indessen bestehen bereits derartige Submissions- 
penossenschaften.) 
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Inhalt und würde allerdings auch die selbständige Betriebsführung der 
Handwerker — soweit Submissionen in Betracht kommen — immer 
mehr zurückdrängen und die einzelnen Gewerbebetriebe einer leiten- 
den technischen Stelle unterordnen. Es ist fraglich, ob diese Betriebs- 
form (also die eines Großbetriebs, der aus Kleinbetrieben besteht) 
Chancen für einen Erfolg hat. Jedenfalls würde ein Versuch grund- 
sätzlich etwas Neues gegenüber den bisherigen Genossenschaftsformen 
bedeuten und könnte den Beginn zu einem kooperativen Zusammen- 
schluß kleingewerblicher Betriebe überhaupt bilden — Versuche, die 
z. B. auf dem Gebiete des Handels bereits gemacht, aber wieder 
aufgegeben wurden (Zusammenschluß der Detaillisten zu einem 
Warenhaus). Namentlich bei der Vergebung von Lieferungen anläßlich 
der letzten Heeresverstärkung sollen derartige Handwerkergenossen- 
schaften bereits gebildet werden, resp. sich um die Lieferungen be- 
werben 39). 

Aehnlich wie der deutsche Handwerks- und Gewerbekammertag 
propagiert seit langem der Hansabund und neuerdings auch der 
deutsche Handelstag die Einrichtung von halbamtlichen Submissions- 
stellen, welche die Aufgabe haben sollen, die ausschreibenden Be- 
hörden zu beraten und zwischen ihnen und den in Betracht kommen- 
den Ausschreibungswerbern zu vermitteln 1). 

In formeller Hinsicht hat sich der deutsche Handwerks- und Ge- 
werbekammertag bereits wiederholt füreinereichsgesetzliche 
Regelung des Verdingungswesens ausgesprochen. Auch der deutsche 
Handelstag nimmt diesen Standpunkt ein. Gegenüber dieser Form 
der Regelung wurden allerdings verfassungsrechtliche Bedenken 
erhoben. Trotzdem befaßt sich seit längerem eine Kommission des 
Reichstags mit einem Initiativgesetzentwurf, betreffend das Verdin- 
gungswesen, dem die Regierung nach seiner Verabschiedung die Zu- 
stimmung erteilen dürfte !8). Den Verhandlungen im Reichstag liegt 
ein von der nationalliberalen und fortschrittlichen Partei eingebrach- 
ter Gesetzentwurf zugrunde, der sich mit dem von der Submissions- 
zentrale des Hansabundes ausgearbeiteten Gesetzentwurf deckt ®). 

Die übrigen, in der oben erwähnten Denkschrift des Handwerks- 
und Gewerbekammertages enthaltenen Postulate gewerblicher Mittel- 


16) Das deutsche Handwerksblatt, 15. X. 1913. 

17) Hansabund, August 1913. 

18) Hansabund, Oktober 1913. 

19) Hansabund, April 1913. Dieser Entwurf rezipiert im Wesen die Forde- 
rungen des Handwerks und des Handels an die Gesetzgebung. Namentlich 
wird gefordert: Beseitigung des Schematismus und formaler Handhabung bei 
Vergebungen, Forderung sachgemäßer Ausschreibung, welche eine richtige 
Kalkulation ermöglicht, von bestimmten Preisgrenzen ab soll nur Submission. 
nicht freihändige Vergebung möglich sein; Erleichterung in Haftpflichtsummen, 
Kautionen usw.; im Vordergrund aber steht wieder die Forderung nach Ver- 
gebung der Lieferungen zu angemessenen Preisen, nicht nach dem nie- 
drigsten Angebot. Auch wird beantragt, Handwerkervereinigungen und Inter- 
essentenverbände ebenso zu berücksichtigen, wie Einzelbewerber. (Hansa- 
bund, ı. III. 1913.) 
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standspolitik wurden unter Zuziehung von Vertretern des Handwerks- 
und Gewerbekammertages und des Zentralausschusses deutscher 
Innungsverbände, jedoch unter Ausschluß der sonstigen Mittelstands- 
organisationen ?°) auf einer Handwerkerkonferenz am 30. VI. und 
1. VII. 1913 im Reichsamt des Innern beraten. Hierbei sind insbeson- 
dere folgende Punkte zur Erörterung gestellt worden *). 

Die Abgrenzung von Fabrik und Handwerk. 
Diese Frage war bereits in der oben erwähnten umfangreichen Denk- 
schrift ausführlich erörtert worden. Die Gesetzgebung des Jahres 
1897 hatte die Frage der Abgrenzung offen gelassen. Diese Lücke in 
der Gesetzgebung ermöglicht es dem größeren Gewerbe, sich von der 
gesetzlichen Vertretung des Handwerks loszulösen. Namentlich ın 
Hinblick darauf, daB das Handwerk von der Voraussetzung ausgeht, 
im wesentlichen für die Ausbildung der zukünftigen Fabrikarbeiter 
während ihrer Lehrzeit Sorge zu tragen (was ja nur zum Teil richtig 
ist), fordert der Deutsche Jlandwerkskammertag auch die organi- 
satorische Einordnung des Großgewerbes in die Handwerkskam- 
mern und Beiträge desselben zu den Kosten der Lehrlingsaus- 
bildung. Diese früher ganz allgemein erhobenen Forderungen 
scheinen sich aber jetzt darauf zu reduzieren, daß von offiziel- 
ler gewerblicher Seite nur der organisatorische Zusam- 
menschlußB von einigen Teilen der Industrie mit dem Hand- 
werk und Gewerbe gewünscht wird, während ein besonderer Zu- 
schuß der Industrie zu den Kosten der Lehrlingsausbildung nicht 
mehr verlangt wird, weil diese Kosten außerordentlich schwer fest- 
zustellen und zu repartieren wären. Aber auch diese organisatorische 
Heranziehung des Großgewerbes und bestimmter Industrien macht 
Schwierigkeiten, weil, selbst nach dem Zeugnis des Handwerks- und 
(rewerbekammertages, kein berriffliches Kriterium für die Zugehörig- 
keit eines Betriebs zum Handwerk oder Gewerbe gefunden werden 
kann. Zwar hat die Rechtsprechung bereits mit der Auffassung, daß 
Handwerk mit Kleingewerbe identisch sei, gebrochen, doch 
ist die Ansicht der offiziellen Vertretungen des Handwerks noch nicht 
durchgedrungen. Darnach sollte also für die Zugehörigkeit zum Hand- 
werk allein maßgebend sen das gesamte Betriebssystem, 
ohne daß das eine oder andere Berriffsmerkmal schematisch 
zur Anwendung gelangen würde. Dieser Grundsatz würde zweifels- 
ohne die Grenze der Handwerksbetriebe nach oben hin erweitern, 
ohne daß man sagen könnte, daß dadurch alle Streitigkeiten in der 
Abgrenzungsfrare vermieden werden würden. Auf das Detail der 
Frage, insbesondere die Abgrenzung zwischen Gewerbeordnung und 
Handelsgesetzgebung, die Behandlung »genuschter Betriebes (welche 
teils Gewerbe-, teils Handelsbetriebe sind), die Bestrebungen nach 

20) Mıttealungen des Verbandes deutscher Gewerbevereine und Hand- 
werkervereinieungen, Auzust 11713. 

2!) Zum Folgenden vgl. Das dentsche Handwerksblatt, 15. VHL und 15. N. 
IOI 3}. 
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Einsetzung von paritätischen Gutachterkommissionen usw. sei nicht 
näher eingegangen. 

Diese Heranziehung von Teilen der Industrie in die Handwerker- 
organisation ist auch innerhalb des Gewerbes nicht ohne Widerspruch 
geblieben ??). und die Industrie hat, wie sie sich schon gegenüber 
analogen Beschlüssen früherer Konferenzen geäußert hat, auch dies- 
mal gegen die Denkschrift energisch Protest erhoben. Es ist nicht an- 
zunehmen, daß der versöhnliche Ton, den die Handwerkskammern in 
der Frage der Beitragsleistung zu den Kosten der Lehrlingsausbildung 
angeschlagen haben, in der Haltung der Industrie eine Aenderung mit 
sich bringen wird. Die Versuche, eine Kooperation zwischen Industrie 
und Handwerk (welche auch eine politische Basis hat) herbeizuführen, 
könnten zwar auch die Verständigung in diesen Fragen erleichtern; 
doch wird sich die Industrie sicher nicht bereit finden, der extensiven 
Interpretation des Handwerksbegriffes zuzustimmen ®). 

Bei dieser Kooperation wird es sich zunächst um Arbeiterfragen- 
handeln, und zwar wie schon die Handwerkerkonferenz erkennen ließ, 


22) Betrachtungen zur Denkschrift des ireutschen Handwerks- und Gewerbe- 
kammıertages, betreffend Abänderung des Handwerkergesetzes vom 26. VII. 1397; 
herausgeg. vom Verband deutscher Gewerbevereine und Handwerkervereini- 
gungen. 

3) Vgl. hierzu den Bericht über die Verhandlungen des Zentralverbandes der 

Industriellen vom ı. II. 1913. Diese hatten die mehrfach erwähnte Denkschnift 
des Handwerks- und Gewerbekammertages zum Gegenstand; hier werden manche 
Widersprüche in der Denkschrift des Handwerkskammertages aufgedeckt und 
es wird namentlich der Ausdruck »handwerksmäßiger Betriebe, »handwerks- 
mäßige Ausbildung« als Kriterium für die Zuordnung des Betriebs zum Hand- 
werk wegen seiner Unklarheit »mit aller Entschiedenheit verworfen« Der Zen- 
tralverband der Industriellen findet, daß irgendwelche charakteristische Be- 
griffsmerkmale des Handwerks überhaupt nicht mehr anerkannt werden und 
die Zugehörigkeit zum Handwerk schon angenommen wird, wenn der Betrieb 
vorwiegend Personen beschäftigt, die in mehrjähriger Lehrzeit die Fertigkeit 
zur kunstgerechten Ausübung der in ihrem Gewerbe vorkommenden Arbeiten 
erworben haben, so daß sie imstande sind, auf Grund dieser erlernten Tätigkeit 
ein selbständiges Gewerbe betreiben zu können. Darnach müßte z. B. die ganze 
Maschinenindustrie zum Handwerk gerechnet werden — wie ja überhaupt in 
den Darlegungen der Denkschrift zwischen handwerksmäßig und in der Fabrik 
ausgebildeten Arbeitern keinerlei Unterschied mehr gemacht wird. Nach der 
entschiedenen Ablehnung dieser und anderer Versuche seitens der Vertreter der 
Industrie den Begriff des Handwerks zu bestimmen, kann wohl mit einer gesetz- 
lichen Festlegung der Wünsche der Handwerks in dieser Richtung nicht ge- 
rechnet werden. Auch über die Versuche der Handwerkskammern, alle neu 
auftauchenden Industriezweige, bloß weil in ihnen zuerst handwerksmäßig 
geschulte Arbeiter zur Verwendung gelangten, als handwerksmäßige zu bezeich- 
nen, äußert sich der Zentralverband sehr sarkastisch und betont noch ausdrück- 
lich die Einschränkung des Begriffes »Handwerk« auf das Kleingewerbe. Es 
ist immerhin abzuwarten, ob nicht die Kooperation zwischen Industrie und 
Handwerk, welche sich bereits vorbereitet hat, die Interessenten auch in diesen 
Fragen selbst zu einer Einigung kommen läßt. Wäre eine solche nicht zu erzie- 
len, dann dürfte es beim bisherigen gesetzlichen Zustand verbleiben. 
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um die Frage der Ausbildung des gewerblichen Nachwuchses. Hier geht 
das Streben der Handwerkskammern dahin, einheitliche Prüfungs- 
ausschüsse für die Gesellenprüfung sowohl der Handwerks- als auch 
der Fabriklehrlinge zu erreichen. Um in dieser Frage eine Zusammen- 
arbeit zu erzielen, wird von seiten der Handwerkskammern befürwortet, 
daß auch die Fabriklehrlinge vor den Prüfungsausschüssen der Hand- 
werkskammern die Prüfung ablegen, daß aber hierbei die Industrie eine 
entsprechende Vertretung finde. Von diesem gemeinsamen Boden aus 
erhoffen sie dann weiterhin eine Förderung des guten Einvernehmens 
zwischen Industrie und Handwerk. (Die Interessengemeinschaft 
zwischen Industrie und Handwerk ist inzwischen in viel weitergehen- 
dem Maße durch Kooperation der freien Organisationen ange- 
bahnt worden. Hierüber vgl. unten S. 1018ff.) 

Diese beiden erwähnten Forderungen haben also den Zweck, den 
organisatorischen Zusammenschluß des Handwerks zu festigen und 
den Aktionsradius seiner offiziellen Verbände zu erweitern. Dieselbe 
Absicht verfolgen die Bemühungen, die juristischen Personen zu ver- 
pflichten, den Organisationen des Handwerks anzugehören. Ent- 
scheidungen in dieser Richtung sind bereits von einigen Verwaltungs- 
behörden gefällt. Dennoch wird eine gesetzliche Regelung 
dieser Frage als wünschenswert bezeichnet. Endlich hat denselben 
Zweck die Forderung, daß die handwerksmäßigen Berufe mit der 
technischen Entwicklung eine Vermehrung durch Einbeziehung neu 
entstehender oder selbständig werdender Berufsuntergruppen erfahren. 
So z. B. sollen Eisenbetonbau, Terrazzoarbeit, Motor- und Fahrrad- 
werkstätten, die zum Teil landwirtschaftlichen Gärtnerei-, Molkerei- 
und Käsebetriebe usw., Reparaturwerkstätten verschiedener Art, die 
früher entweder überhaupt nicht bestanden oder nicht den Gegen- 
stand selbständiger Gewerbsausübung bildeten, dem Handwerk einver- 
leibt werden. Damit soll auch dem Prinzip zur Anerkennung verholfen 
werden, daß das Gewerbe nicht eine aussterbende Betriebsform, 
sondern organisch mit der volkswirtschaftlichen Entwicklung ver- 
knüpft sei, so daß es mit dieser wachse und an Ausdehnung gewinne. 

Von den Anträgen im einzelnen stand wiederum im Vordergrund 
die Beratung über die Abschaffung des $ 100 q. Diese Handwerker- 
forderung, welche nunmehr auch vom Handwerks- und Gewerbe- 
kammertage vertreten wurde, steht schon seit vielen Jahren im Mittel- 
punkt aller Postulate der Handwerkerverbände, und bezweckt, auch 
den Zwangsinnungen die Möglichkeit einer autoritativen, für die 
Mitglieder verbindlichen Preisregelung zu geben. Man gewinnt bei der 
Lektüre der Verhandlungen in der Handwerkerkonferenz den Ein- 
druck, als ob die Vertreter des Handwerkskammertages nur infolge 
ihres gebundenen Mandats sich für die Aufhebung des $ r00 q ein- 
setzten, während sie von vornherein der Vereinbarung eines Kom- 
promisses sehr geneigt waren. Der Bericht über die Handwerker- 
konferenz betont, dal die Vertreter des Handwerks trotz aller Be- 
mühungen nirgends einen überzeugenden Nachweis für die Durch- 
führbarkeit einer zwangsweisen Preisfestsetzung durch Innungen ge- 
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funden hätten, und »daß sie auch nicht in der Lage gewesen seien, 
ihn von sich aus zu geben« Dadurch hätten die Gründe der Regie- 
rung für die ablehnende Haltung ein erhöhtes Gewicht erhalten. Als 
solche werden aufgeführt: die Notwendigkeit für das Handwerk, mit 
Betrieben konkurrieren zu müssen, welche außerhalb der Innungen 
stehen und daher an die Preisfestsetzung nicht gebunden sind; nament- 
lich die Konkurrenz der Industrie und der Warenhäuser würde durch 
Preisfestsetzungen der Innungen großgezüchtet werden. Auch im 
Handwerk selbst, das keineswegs in seiner Gänze in die Innungen zu 
bringen sein werde, würde dadurch unlautere Konkurrenz möglich 
sein; in der Preisfestsetzung wäre es ferner nicht möglich, die auber- 
ordentlich weitgehende Differenzierung in der handwerksmäßigen 
Gütererzeugung, namentlich ın der Güte und Bearbeitung des Materials 
zu berücksichtigen. Die Gesellen würden nach einer Festsetzung von 
Mindestpreisen mit der Forderung von Mindestlöhnen antworten 
usw. Aus diesen Gründen, welche von der Regierung vorgebracht 
wurden, konnten sich die Vertreter der Beschlüsse des Handwerks- 
kammertag res, die auftraggemäß die Denkschrift zu verteidigen hatten, 
nicht entschließen. in diesem Punkte auf den Beschlüssen des Hand- 
werkskammertages zu beharren, sondern »haben sich überzeugen 
lassen, daB eine Beseitigung der wohlgemeinten Schranke des $ 100q 
dem Handwerk nicht förderlich sein wird«. So ist die offizielle Ver- 
tretung des Handwerks (denn auch die Vollversammlung des Hand- 
werks- und Gewerbekammertages im August IgI3 hat gegen dieses 
Vorgehen nicht opponiert) in dieser prinzipiellen Frage, welche von 
den radikalen Mittelstandspolitikern gerazu zum Schibboleth der 
Mittelstandsfreundlichkeit gestempelt worden war, zurückgewichen 
und hat einem Kompromid, das in der Handwerkerkonferenz für 
zweckmäßig befunden wurde, zugestimmt. Dieses Kompromiß stellt 
in der Frage der Preisfestsetzung die Zwangsinnung den freien Innungen 
gleich. Die freie Innung hat zwar das Recht, mit verbindlicher Kraft 
für ihre Mitglieder Mindestpreise vorzuschreiben, doch können sich 
die Mitglieder jederzeit durch Austritt aus der Innung dicser Vorschrift 
entziehen. Die Zwangsinnung soll nach dem hier vorgeschlagenen 
kompromiß »zur Aufstellung von Preisverzeichnissen für Waren oder 
Leistungen befähigt sein, jedoch dürfen die Innungsmitglieder zur 
Einhaltung dieser Preise gegen ıhren W nicht verpflichtet werden, 
E ntgegenstehende Beschlüsse sind ungültig«. Damit ist also der Innung 
ein gewisser Einfluß auf die Beine gewährleistet und es 
ist ihr insbesondere möglich, ihren Mitgliedern eine Direktive für 
richtige Kalkulation zu geben. In dieser F orm könnte das Verlangen 
der Handwerkskammern in den gesetzgebenden Körperschaften eine 
Mehrheit finden, und man kann sagen, daß damit schon ein erheblicher 
Schritt für die Rartellbildung der Handwerker in ihren offiziellen 
Vertretungskörpern getan würde. Wenn diese Regelung auch weit 
von der zwangsweisen Festsetzung entfernt ist, so wäre sie immerhin 
geeignet, der Innungsleitung einen erheblichen Einfluß auf die Preis- 
bildung ım Gewerbe zu geben 
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Endlich sei noch erwähnt, daß zwischen Handwerkskammern 
und Gewerbevereinen hinsichtlich des Wahlrechtes der letzteren zu 
den Handwerkskammern insofern eine Einigung erzielt wurde, als 
nun die Handwerkskammern sich bereit erklärten, daß alle, auch in 
Grewerbevereinen organisierten Handwerker, für die Handwerks- 
kammern wahlberechtigt sein sollten. Doch ist zweifelhaft, ob damit 
der tiefgehende Antagonismus zwischen Handwerkskammiern und 
Gewerbevereinen beseitigt sein wird, um so mehr, als dieser Ja In einer 
Differenz der grundsätzlichen Anschauungen über die Aufgaben der 
Handwerkergesetzgebung besteht. (Die Gewerbevereine vertreten 
eine der liberalen Auffassung nähere Anschauung von den Aufgaben 
der Gewerbegesetzgebung.) 

Von den einzelnen auf dieser Konferenz noch erwähnten Fragen 
kann im Detail nicht mehr die Rede sein. 

Die anderen Fragen, mit welchen sich die Handwerks- und 
Gewerbekammern im Berichtsjahr befaßten, sind von untergeordneter 
Bedeutung ??) oder werden im Zusammenhang mit der Wirtschafts- 
politik des Detailhandels besprochen werden (Stellungnahme zur 
Konsumvereinsfrage, zur Frage des Zugabeunwesens usw.). 

Man kann daher im allvemeinen feststellen, daß die offizielle 
Vertretung des Handwerks schon von sich aus in manchen Fragen im 
Gegensatz zu früheren Jahren eine Stellung einzunehmen sucht, die 
von der Regierung und den politischen Parteien eher akzeptiert wer- 
den könnte. Es ist das Bestreben des Handwerks- und Gewerbekammer- 
tages, das Handwerk in den Fluß der wirtschaftlichen Entwicklung 
einzuordnen, es nicht in Gegensatz zur industriestaatlichen Entwick- 
lung zu bringen, sondern im Gegenteil industrialisierte Teile des 
Handwerks in die Organisation hineinzuziehen und dadurch die öko- 
nomische und politische Macht des Handwerks zu steigern. Diese 
Bestrebungen unterscheiden sich also in charakteristischer Welse 
von der Politik, die vom österreichischen Handwerk 
befolgt wird. Angesichts der Tatsache, daß auch von Regierungs- 
seite in Deutschland immer mehr die Mittelstandspohtik den Kern- 


. 2H) Es sei aber immerhin erwähnt, daß sich der Deutsche Handwerks- und 
Gewerbekammertae trotz mehrfacher Anlantfe in der Richtung smoderner Wirt- 
schattspolitike doch vielfach wieder auf den speziell mittelstandischen Stand- 
punkt stellt, von welchem aus cin sltecht auf Kundschafte cin Vorrecht der 
ebefuzten Gewerbetreibendene vorausgesetzt und em Anspruch auf einen un- 
gehemmten Gewerbebetrieb dieser betugten Gewerbetreibenden erhoben wird. 
Das zeigte sich z. B. wiederum anläßlich der von einzelnen Kommunen get:of- 
fenen Maßnahmen zur Minderung der Fleischteuerunge. Diese wurden von der 
Zentralstelle der Handwerkskainmmern schroif bekampft, inscweit damit cne 
direkte Versoreung der Bevölkerung mit Fleisch unter Ausschaltung des Flei- 
schergewerbes gegeben war. (Das deutsche Handwerksblatt, 1. VII. 1913.) Sie 
erblicken in den schwachen Ansätzen zu einer kommunalen Fleischversergung 
den Beginn des Kommunalsozialismus. Auch vertritt der Handwerks- und Ge- 
werbekammertaz m den Frauen des Handels (Konsumvercine, Zugabeunwesen, 
Warenhäuser usw.) neuerdings immer mehr den Standpunkt der radikalen 
Handlergruppen. 
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punkt aller Aktionen bildet, gewinnt die Tatsache Bedeutung, daß 
die offizielle Vertretung des Handwerks eine Mittellinie sucht, auf der 
sie sich mit der Regierung und den anderen Interessentengruppen be- 
gegnen könnte. Wie das durch den »Reichsdeutschen Mittelstands- 
bund« versucht wurde, davon wird noch weiter unten die Rede sein. 
Besondere Beachtung unter den Aktionen der mittelständischen 
Organisationen des Handwerks und Gewerbes verdient das in neuerer 
Zeit hervortretende Bestreben, in den Arbeiterfragen den Anschlud 
an die Industrie zu suchen. Noch im Vorjahr konnte berichtet werden, 
daß sich der Handwerks- und Gewerbekammertag in einer ausführ- 
lichen Resolution für Tarifverträge ausgesprochen habe. In dieser 
Resolution wurde namentlich auch die Voraussetzung von Tarifver- 
trären, starke Organisationen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 
gebilligt ®). Dieser Resolution sind irgendwelche Aktionen nicht ge- 
folgt und es fragt sich, ob jetzt noch dieselbe Stellungnahme aufrecht- 
erhalten wird. Im Berichtsjahr hat sich der Handwerks- und Gewerbe- 
kammertag mehr als mit dieser Frage mit dem Problem des Schutzes 
der Arbeitswilligen befaßt und er hat auf der Tagung in 
Halle im August 1913 Leitsätze angenommen, welche sich mit dem 
Standpunkt der Industrie in dieser Frage ziemlich decken. In der von 
der Handelskammer Hannover eingebrachten, von der Versammlung 
ohne Widerspruch angenommenen Resolution heißt es u. a °®®): 
»Der 15. Deutsche Handwerks- und Gewerbekammertag zu Halle 
a. S. richtet an die deutschen Bundesregierungen und Parlamente 
die dringende Bitte, einen wirksamen gesetzlichen Schutz gegen 
den zunehmenden Mißbrauch des Koalitionsrechtes zu schaffen. Die- 
ser Mißbrauch wird besonders dem Handwerk gegenüber durch 
willkürliche Arbeitseinstellungen, verbunden mit Tarifbruch, durch 
Koalitionszwang, Bedrohung Arbeitswilliger, öffentliche Verleum- 
dung von Arbeitgebern, Ueberwachung der Betriebe immer häufiger 
ausgeübt und führt zu schweren wirtschaftlichen Schädigungen vieler 
Handwerksmeister. Dazu kommt die Taktik mancher Berufsver- 
bände, einzelne Handwerksbetriebe durch die Presse und mit Unter- 
stützung bestimmter Bevölkerungsschichten zu boykottieren, und 
sie durch Androhung des wirtschaftlichen Ruins den willkürlichsten 
Forderungen geneigt zu machen. In weiteren Ausführungen wird’ die 
gegenwärtige Gesetzgebung als unzureichend bezeichnet und gefordert, 
»das mit dem gewerblichen Arbeitsverhältnis verbundene Koalitions- 
recht unter ein Sondergesetz zu stellen, ähnlich wie es zum 
Schutz der Bauforderungen oder des unlauteren Wettbewerbs auf 
anderen Gebieten geschehen ist«. Das Gesetz soll »Handhaben bieten, 
den einzelnen Arbeitgeber und Arbeitnehmer schnell und erfolgreich 
gegen die Ucberspannung des Koalitionsrechtes zu schützen« Als 
solche Handhaben werden im Interesse des Handwerks verlangt: 





25) Die Resolution ist in ihren wesentlichen Teilen abgedruckt im Archiv 
Bd. 35, S. 922. 
26) Das deutsche Handwerksblatt. 15. VIII. 1913. 
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I. Berufsvereine für ungerechtfertigte wirtschaftliche Schädigungen 
materiell haftbar zu machen; 2. das Streikpostenstehen zu ver- 
bieten; 3. alleöffentlichen Maßnahmen zu verbieten, welche anknüpfend 
an das gewerbliche Arbeitsverhältnis dazu dienen, Ansehen oder wirt- 
schaftliches Fortkommen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
willkürlich zu beeinträchtigen. Dazu gehören insbesondere: Bekannt- 
machungen durch Flugblätter, Anschläge, öffentliche Versammlungen, 
oder durch die Tagespresse; 4. den Handwerkerinnungen zu gestatten, 
Arbeitsvereinbarungen nur durch Vermittlung der Gesellenausschüsse 
abzuschließen ?”); 5. den gewerblichen Korporationen Klage- oder 
Anzeigerecht bei Uebertretungen des Gesetzes zu geben. 

Endlich wird gefordert, das Gesetz auch auf Boykottfälle auszu- 
dehnen, die mit politischen oder kommunalen Wahlen zusammen- 
hängen. 

Es ist natürlich, daß das Bestreben, mit der Industrie in Fühlung 
zu kommen, die Handwerkskammern zu diesen Beschlüssen führen 
mußte. Zur Durchsetzung von Maßnahmen zum Schutz von Arbeits- 
willigen braucht die Industrie in Deutschland mehr denn je breitere 
Massen, welche auf die politischen Parteien einen Druck in dieser 
Richtung ausüben können. Die Unterstützung der agrarıschen Kreise 
(repräsentiert durch die konservative Parteı) hat sich als nicht ausrei- 
chend erwiesen. So ıst eine Kooperation zwischen Industrie und 
Handwerk erklärlich, in welcher die Industrie dem Handwerk ın 
manchen Fragen entgegenkommt und dafür das Handwerk die Forde- 
rungen der Industrie hinsichtlich des Schutzes der Arbeitswilligen 
(was nur ein Sammelname für mehrfache Forderungen ist) unterstützt. 
Diese Unterstützung erfolgt auf dem Wege, die pohtischen Parteien 
und die Gesetzgebung zu beeinflussen, während die direkte Aktion, 


die Bildung und Unterstützung von Arbeitgeberverbänden — nach 
der ganzen Konstruktion der Innungen — durch die offiziellen Ver- 


tretungskörper des Handwerks nicht erfolgen kann. Erst in letzter 
Zeit ist wiederum ein Erlaß des preußischen Ministeriums für Handel 
und Gewerbe kundgemacht worden, ın welchem den Innungen als 
den Vertretern des ganzen Gewerbes, welche für den Frieden 
im Gewerbe zu sorgen hätten, Neutralität in den Arbeitskämpfen 
zur Pflicht gemacht wurde #2), Als aktives Element in den 


2”) Damit wird eine ähnliche Regelung wie in Oesterreich erstrebt, wo die 
Innungen (dort Gewerbegenossenschaften) mit den in der Genossenschaft zu- 
sammengeschlossenen Gesellen (dort Gehilien), repräsentiert durch den Ge- 
hilfenausschuß, Tarifverträge abschließen dürften, die subsihare Geltung naben. 

28) Nach dem erwähnten Erla (abgedruckt im Deutschen Handwerksblatt 
1. VIII. 1913) dürfen die Innungen »keine Beschlusse fassen, die sich als Kampf- 
maßnahmen in einem wirtschattlichen Streit zwischen Arbeitgebern und Ar- 
beitern darstellen. Deshalb ist es z. B. unzulässig, wenn Zwangsinnungzen ihre 
Mitglieder bei Strafe verpflichten, alle gewerkschaftlich organısiıerten Arbeiter 
zu entlassen und nur solche Gesellen in Arbeit zu nehmen, die einen bestimmten 
Revers unterzeichnet haben, oder wenn sie ihren Mitghedern unter Strafandro- 
hung allgemein und ohne Rücksicht auf den Inhalt verbieten, Sonderverträge 
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konkreten Arbeitsstreitigkeiten kommen daher die gesetzlichen Ver- 
tretungen des Handwerks nicht in Betracht, und darum konzentrieren 
sich ihre Bemühungen in dieser Richtung dahin, die Gesetzgebung 
zu beeinflussen. Ein Versuch in größerem Stil, alle an der Steigerung 
der autoritären Macht des Unternehmers gegenüber den Arbeitern 
interessierten Kreise zusammenzufassen, ist seitens des »Reichs- 
deutschen Mittelstandverbandes« erfolgt, der nunmehr eine Koopera- 
tion mit Organisationen der Industrie und der Landwirtschaft anzu- 
bahnen versucht hat. 

Der Reıichsdeutsche Mittelstandsverband 
trat — wie bereits in der Chronik berichtet wurde **) — kurz vor den 
letzten Reichstagswahlen ins Leben. Er vertritt die konservative 
Richtung des Detailhandels und des Handwerks, und die Beschlüsse 
seiner letzten Tagung brachten ihn seinem Ziel, eine Kooperation 
zwischen Handwerk, Industrie und Landwirtschaft herbeizuführen, 
um eine wichtige Etappe näher. An dem Reichsdeutschen Mittel- 
standstag, der in Form einer großen Demonstrationsversammlung 
im August 1913 ın Leipzig stattfand, nahmen Vertreter der Großindu- 
strie (des Zentralverbandes der Industriellen) und des Bundes der 
Landwirte teil, und es ist hier die Kooperation der erwähnten Berufs- 
stände von den führenden Persönlichkeiten im Reichsdeutschen 
Mittelstandsverband propagiert worden. Die erwähnte Tagung des 
RReichsdeutschen Mittelstandsverbandes 3) hat die Interessensolidarı- 
tät der »erwerbenden Stände« insbesondere gegenüber dem Grob- 
kapital und den Arbeitermassen in den Vordergrund gestellt und 


— — 


mit den Gesellen abzuschließen und wegen der Nichtbefolgung solcher Vor- 
schriiten Strafen gegen die Innungsmitglieder festsetzen, Beschlüsse, welche 
lediglich dazu dienen, die Innungsmitglieder zur Befolgung der von den Arbeit- 
gebern zum Behufe der Erlangung günstigerer Lohn- und Arbeitsbedingungen 
getroffenen Verabredungen zu nötigen, verletzen überdies die Vorschriften der 
GO. gegen den Koalitionszwang. Eine Verpflichtung der Innungsmitglieder, nur 
bestimmte Gesellen in Arbeit zu nehmen oder bestimmte Gesellen zu entlassen, ist 
nach § 41 GO. unzulässig. 

Soweit indes die Innungsmitglieder in den von ihnen abzuschließenden Son- 
derverträgen Verpflichtungen übernehmen sollen, die mit bestimmten, gesetz- 
lich von den Innungen zu verfolgenden und daher auch von den cinzelnen In- 
nungsmitgliedern zu unterstützenden Innungsaufgaben in Widerspruch stehen 
würden, z. B. die Verpflichtung, ausschließlich einen anderen als den von der 
Innung eingerichteten Arbeitsnachweis zu benutzen und somit den Innungs- 
arbeitsnachweis grundsätzlich zu meiden, oder soweit sie sich zur Innehaltung 
der Sonderverträge durch ehrenwörtliche Erklärungen verpflichten scllen, sind 
die Zwangsinnungen befugt, ihren Mitgliedern den Abschluß derartiger, gegen 
die Gesetze oder gegen die guten Sitten verstoßenden Verträge zu untersagene. 
Hier ist also mit aller Bestimmtheit die neutrale, vermittelnde Position der In- 
nungen betont, und eine jede weitergehende Kooperation von Innungen und 
Arbeitschberverbänden untersagt. 

29) Archiv Bd. 34, 5. 352 ff. Vgl. auch Bd. 35, S. 928. 

30) Ucber die Verhandlungen berichtete ausführlich die Deutsche Tages- 
zeitung, 25. VIII. 1913. 
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damit deutlich gegen den Hansabund Front gemacht und den Kampf 
gegen die Sozialdemokratie als Hauptaufgabe anerkannt. Aus der 
Betonung dieser Interessensolidarität heraus sind es insbesondere 
zwei Forderungen, welche in den Mittelpunkt der Verhandlungen gestellt 
und in den Leitsätzen fixiert wurden: 1. Aufrechterhaltung der Autori- 
tät in allen wirtschaftlichen Betrieben, Schutz der Arbeitswilligen; 
2. Schutz der nationalen Arbeit, Sicherung angemessener Preise. 
Dazu tritt: Bekämpfung der Sozialdemokratie und sozialistischer 
Irrlehren. Die Betonung der ersten Forderung, Aufrechterhaltung 
der Autorität in allen wirtschaftlichen Betrieben, kommt namentlich 
den Bedürfnissen der Industrie und der Landwirtschaft entgegen. 
Das Gewerbe hatte sich noch durch die Handwerkskammern vor 
einem Jahr für Tarifverträge ausgesprochen, die mit der Unterstreichung 
der Autorität im Betriebe in Widerspruch stehen. Auch daß 
der Schutz der Arbeitswilligen in den Vordergrund gestellt wird, 
deutet auf einen innigen Konnex mit der Industrie hin, welche nun 
schon seit 2 Jahren darnach trachtet, für diese Forderung Anhänger 
zu gewinnen. So hat nun jetzt ein Zusammenschluß von Strömungen 
stattgefunden, die sich bis dahin noch ferngestanden waren, und es 
berührt eigenartig, zu sehen, wie Gewerbe und Industrie nun koope- 
rieren, während die ganze Problematik des Mittelstandes, insbe- 
sondere des gewerblichen Mittelstandes, eine Konsequenz der industrie- 
staatlichen Entwicklung ist. Die Zeiten der ursprünglichen Mittel- 
standspolitik in Deutschland sind vorüber und die Solidarität gegen- 
über der Arbeiterschaft hat Erwerbskreise zusammengeführt, die 
sich noch vor kurzem als »natürliche Gegner« gegenüberstanden. 
Dieselben Erwägungen tauchen bei Betrachtung der zweiten 
Forderung auf, denn die »Sicherung angemessener Preise« kann, von 
dem Gebrauch dieser Formel bei Subventionen abgesehen, nur 
weitere Eingriffe der staatlichen Gewalt (oder der Innungen) in das 
Wirtschaftsleben durch Preistaxen bedeuten, da ja die Zollschranke 
allein dem Gewerbe keine ausreichende Sicherung »angemessener 
Preise« gewährleistet. Diese staatlichen Eingriffe sind nun aller- 
dings in den Verhandlungen des Reichsdeutschen Mittelstandstages 
ausdrücklich nicht genannt worden, es wurde nur von den Preisen 
bei Subimissionen ausdrücklich gesprochen, und das lag zweifelsohne 
im Interesse des Zweckes, eine Kooperation von Erwerbsgruppen zu 
erzielen welche ihrer Struktur und ihren Wünschen nach duch ziem- 
lich weit divergieren. Die Verhandlungen der Tagung ım einzelnen 
lassen erkennen, daß sich der Zusammenschluß in erster Linie gegen 
die Macht und die Betätigung der Gewerkschaften und der Arbeiter- 
parteien richten würde. Prinzipiell wäre ein solcher Zusammenschluß 
zwischen den erwähnten drei Gruppen, wenn er wirklich auf einer 
Kooperation beruhen würde, von außerordentlicher Bedeutung, da 
ja auch die Regierungen in Deutschland die Mittelstandspolitik 
allmählich zum Zentrum ihrer sozialen Politik gemacht haben. Doch 
ist zu bezweifeln, daß der Reichsdeutsche Mittelstandsverband über die 
bereits ın ihm vereinigten konservativen Kreise hinaus große An- 
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hängerscharen gewinnen wird. Zu sehr ist der Mittelstand in Deutsch- 
land — wie in früheren Chronikabschnitten ausgeführt wurde — in 
vielfältige Organisationen zersplittert, die keineswegs geneigt sein 
werden, ihre Selbständigkeit zugunsten eines auch weitreichenden 
wirtschaftlichen und politischen Programms aufzugeben. Zu sehr sind 
auch persönliche Interessen mit der Vielheit der Organisationen 
verknüpft, als daß eine Kooperation leicht durchführbar sein würde. 
Dort, wo die Verhältnisse besonders günstig liegen (wegen der politi- 
schen und sozialen Uebermacht der Industrie) wie in Rheinland- 
Westfalen, ıst auch erst teilweise und sehr zaghaft, mit außerordentlich 
vielen Kautelen, eine Kooperation verschiedener Mittelstandsorgani- 
sationen vorbereitet worden ?!). Bei dieser Kooperation sind die 
einzelnen Verbände auf das eifersüchtigste darauf bedacht, nichts 
von ihrer Selbständigkeit zu opfern. Die Verknüpfung mit ver- 
schiedenen politischen Parteien (neben den Konservativen 
sind es ja besonders die Nationalliberalen und das Zentrum, die mit 
Mittelstandskreisen Fühlung haben) trägt dazu bei, die Kooperation 
zu erschweren oder ganz zu verhindern. So ist auch der Reichsdeutsche 
Mittelstandstag mehr als ein Symptom für die Bestrebungen zu werten, 
welche die Vertretung der Industrie und Landwirtschaft beherrschen, 
als ein Ansatz zu einer wirklich neuen einheitlichen Orientierung 
des gesamten Mittelstandes in Handel und Gewerbe. Er bedeutet 
nur eine neue zentrale Organisation neben so vielen anderen zentralen 
Organisationen, die vielleicht in Zeiten politischer Erregung für manche 
verwandte Verbände zu einem Sammelpunkt werden kann, ohne 
jedoch den Mittelstand tatsächlich in sich zu konzentrieren. So wie 
der Hansabund die bereits bestehenden Mittelstandsorganisationen 
nicht abgelöst und ausgeschaltet hat, so wird das auch dem Reichs- 
deutschen Mittelstandstag kaum gelingen. Und die Industrie wird 
zwar vielfach die Stimmen und die Sympathie des Mittelstandes für 
ihre Forderungen haben, sie wird aber kaum imstande sein, die Organı- 
sationen des Mittelstandes so umzugießen, daß sie zu geeigneten 
Instrumenten der Industriepolitik gegenüber der Arbeiterschaft wer- 
den; es wird der Leberführung des Gewerbes in ihre Arbeitgeberver- 
bände bedürfen, um das Handwerk wirklich zu einem aktiven Ver- 
treter der Forderungen gegenüber der Arbeiterschaft zu machen. 
Und gerade für diese Arbeitgeberverbände wird die politisch aus- 
schlaggebende Masse der Alleinunternehmer und der Inhaber kleim- 
ster Betriebe (von I—3 Arbeitern) doch nicht erreichbar sein %). 


31) So hat sich der Deutsche Mittelstandsbund, mit dem Sitz in Düsseldorf, 
an den KReichsdeutschen Mittelstandsverband für Rheinland und Westfalen 
angeschlossen. Deutsche Rundschau, offizielles Organ des Deutschen Zentral- 
verbandes für Handel und Gewerbe, e. V. Leipzig. 5. X. 1913. 

32) Der Zentralverband der Industriellen bezeichnet als Bedeutung der 
Tagung den Entschluß zu einer »rein wirtschaftlichen Gemeinschaltsarbeit« 
behufs Aufrechterhaltung der bestehenden Gesellschafts- und Wirtschaftsord- 
nung, für den Schutz der nationalen Arbeit gegen Wirtschaftsstörungen durch 





Boykott und Streik und für eine weise Beschränkung der Sozialpolitik durch Be- 
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Am ehesten ist noch anzunehmen, daß sich die meisten Mittel- 
standsorganisationen den auf der Tagung vertretenen Postulaten, 
insbesondere Schutz der Arbeitswilligen, und dem Verlangen nach 
Hemmung der sozialen Gesetzgebung anschließen werden. Ob das 
aber ausreichen wird, um die vertretenen Forderungen zur Geltung und 
zur Durchsetzung zu bringen, ist noch nicht zu entscheiden. Es sei 
noch betont, daß eine solche Interessengemeinschaft zwischen Industrie, 
Mittelstand und Landwirtschaft von den Vertretern des Reichs- 
deutschen Mittelstandstages in der Form von Kartellen — nicht 
in der Form einer Verschmelzung der Organisationen — gefordert 
wurde. Und zwar sollten nach ihren Bestrebungen ein Reichsaus- 
schuß (bestehend aus Vertretern der Zentralvorstände), ferner Pro- 
vinzial- oder Landeskartelle und 3. Ortskartelle gebildet werden °®). 
Doch ließ der Vertreter des Zentralverbandes der Industriellen — wie 
er späterhin auf der Delegiertenversammlung des Zentralverbandes 
ausdrücklich erklärte 3) — keinen Zweifel darüber, daß er nicht zu 
einer Erklärung im Sinne dieser Wünsche legitimiert sei, und es ist 
tatsächlich auf dieser Tagung irgendeine »Interessengemeinschaft« 
oder ein »Kartell« nicht abgeschlossen werden. Auch seither ist irgend- 
ein bindender Beschluß der beteiligten Organisationen nicht erfolgt, 
so daB der erwähnten Tagung mehr ein demonstrativer Charakter 
zukommt 3°). 

Wie beim Handwerk hat sich an den Organisationsverhältnissen, 
prinzipiellen Forderungen’ und der Politik des Detailhandels Wesent- 
liches nicht geändert; die Mannigfaltigkeit der Organisationen ist beim 
Detailhandel besonders groß und es bestehen nicht nur mehrere 
»Zentralverbände«, sondern auch für die wichtigen Branchen Sonder- 
organisationen, welche mit speziellen Wünschen an die Gesetzgebung 
oder speziellen Aktionen hervortreten. Diese Organısationszersplitte- 
rung wird vom Mittelstand selbst und seinen Verbänden außerordent- 
lich beklagt; doch ist zunächst, soweit zu sehen, keine Aussicht darauf 
vorhanden, daß die Verbände zu einem kräftigen, wirkungsvollen 
Zusammenschluß kommen. Der Zentralverband für Han- 
del und Gewerbe, immer noch eine der ruhrigsten Detail- 


kampfung sozialistischer Irrlehren (Deutsche Industriezeitung, 30. VIH. 1913). 
Es kann wohl behauptet werden, daß von seiten des Mittelstandes, soweit er 
an der Tagung beteiligt war, größere Hoffnungen an die Zusammenarbeit ge- 
knüpft wurden. 

33) Deutsche Tageszeitung, 23. VIIT. 1913. 

4) Deutsche Industriezeitung, 30. VIII und 20. IN. 1913. 

35) Auch fehlt es nicht an Stimmen aus Mittelstandskreisen, welche davor 
warnen, daB sich der Mittelstand von Industrie und Landwirtschaft ins Schlepp- 
tau nehmen und in einen Gegensatz zur Arbeiterschaft hineinticiben lasse; 
so sagt die Westdeutsche Mittelstandszeitung in Nr. 42 (abgedruckt in der kon- 
sumeenossenschäftlichen Rundschau, r. XL 1913), deB der gewerbliche Mittel- 
stand, welcher auf die Kaufkraft der Arbeiter angewiesen sei, gar kein Interesse 
daran habe, den Anschein zu erwecken, als ob er beabsichtige, in das Scharf- 
marherlager zu gehen. Das konnte fur den gewerblichen Mittelstand und den 
kleinen Detailhandel verhangnisvoll werden usw. 
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handelsorganisationen ®), hat in diesem Jahre das Jubiläum seines 
25 jährigen Bestandes gefeiert und konnte auf demselben konsta- 
tieren, daß er nunmehr 13 Unterverbände mit ca. 250 Vereinen und 
30 000 Mitgliedern umfasse 37); im Jahre 1909 zählte er erst 200 Vereine 
mit ca. 20 000 Mitgliedern, doch ist es fraglich, ob es sich bei diesem 
Wachstum um ein effektives handelt, oder ob nicht mit vielen Verbän- 
den nur ein loser Zusammenschluß, ermöglicht durch außer- 
ordentlich geringe Beiträge, besteht. 

Von den übrigen Organisationen des Detailhandels seien bei- 
spielsweise erwähnt der Verband katholischer kauf 
männischer Vereine, mit ca. 35 000 Mitgliedern ®). Auf 
seiner Tagung in Leipzig beschloß er, mit anderen Mittelstandsorgani- 
sationen Fühlung zu suchen ®). Daß das Gefühl vorherrschend ist, 
man müsse aus der ÖOrganisationszersplitterung herauskommen, 
zeigt das Bemühen der meisten Verbände, Anschluß zu suchen (schon 
oben wurde ein solcher Fall mitgeteilt). 

Daneben aber gehen wieder Bestrebungen, welche nach Bran- 
chengesichtspunkten eine Einigung anstreben, und zwar nicht bloß 
unter den Händlern, sondern eine Verbindung der Händler mit den 
Grossisten und Fabrikanten. Für den Lebensmittelhandel hat sich 
eine solche Organisation unter dem Namen »Degrofa« gebildet "), 
mit dem Wirkungsgebiet in Westdeutschland; doch ist nicht zu er- 
fahren, ob sie bisher schon erhebliche Erfolge zu erzielen vermochte. 
Solche Vereinsbildungen sind wohl ebenso wie der Versuch, Kartelle 
zu bilden, als vorübergehend anzusehen. So dürfte z. B. auch der 
Beschluß des katholischen Zentralverbandes für Handel und Gewerbe 
mit der Zentralvereinigung deutscher Vereine für Handel und Gewerbe, 
sich zusammenzuschließen ?!), keine neue Aera im Organisationswesen 
des Mittelstandes einleiten, während universelle Organisationen zur 
Verfolgung eines speziellen Zweckes mehr Aussicht auf Erfolg haben 
und auch durchdringen könnten. So entwickelt sich anscheinend 
der Verband der Rabattsparvereine Deutsch- 
lands recht günstig *); sind ihm doch 467 Vereine mit 70 000 Mit- 
gliedern gegenwärtig angeschlossen, so daß er (wenn auch natürlich 
nur für einen Sonderzweck) weit mehr Detaillisten organisiert hat, 
als irgend eine der »zentralen« universellen, alten Organisationen, die 
überdies ein ziemlich loses Konglomerat von Vereinen bilden. Er 





36) Ueber ihn vgl. zuletzt Archiv Bd. 35, S. 929. 

37) Deutsche Rundschau, Nr. 34. 

3) Kbenda, Nr. 31r; dieser Verband katholischer kaufmännischer Vereint- 
gungen scheint identisch zu sein mit einer Kollektivorganisation von Verbänden, 
die auch Gehilfen in großer Anzahl zu Mitgliedern zählen und eigentlich, der Zv- 
sammensetzung nach, eher eine Gehilfenorganisation ist. Ueber diese vgl. Jetzt 
Correspondenzblatt der Generalkommission der Gewerkschaften, ı. XI. 1913. 

3) Deutsche Rundschau, Nr. 31. 

40) Ebenda, Nr. 33. 

41) Deutsche Rundschau, Nr. 35. 

42) }:benda, Nr. 30. 
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besteht bereits jetzt ro Jahre und gewinnt noch stets an Ausdeh- 
nung, da ein geordnetes Rabattsystem gegenwärtig ungefähr das 
einzige aussichtsreiche Mittel der Selbsthilfe gegen die Warenhäuser 
und Konsumvereine zu sein scheint. Eine andere Organısation wieder, 
welche direkt als Gegenschlag gegen die Konsumvereine gedacht 
war, als Abwehrverband, der wirtschaftliches Material sammeln und 
praktische Ratschläge geben sollte, um die Konkurrenz der Detail- 
listen gegenüber den Konsumvereinen zu ermöglichen, die Konsum- 
vereinszentrale, mußte aufgelöst werden und hat vorderhand keine 
Aussicht auf eine Erneuerung. 

Von Branchenverbänden sei nur erwähnt der große Verband 
deutscher Eisenwarenhändler, welcher auch die 
Fabrikanten von Eisenwaren zu seinen Mitgliedern zu gewinnen 
wußte. Er steht gegenwärtig im 17. Geschäftsjahr #) und zählt 
2528 ordentliche, 628 außerordentliche, zusammen 3156 Mitglieder, 
was gegenüber dem Vorjahrein Wachstum von 98 Mitgliedern bedeutet. 
Die Tätigkeit des Verbandes erstreckt sich auf die Warenhausfrage, 
demgegenüber er die Vorzüge des spezialisierten Detailhandels betont. 
Daneben hat er, wie die meisten Branchenverbände, spezielle Wünsche. 
Er strebt an, daß die Konkurrenz der Militärbüchsenmacher beseitigt 
wird 12). Seiner speziellen Situation entsprechend überträgt er ein 
Hauptprinzip der Mittelstandspolitik des Detailhandels, den Begriff 
des »befugten Handels« auf den Mittelstand selbst und ist demgemäß 
gegen eine Entwicklung, welche dahin führt, daß Handwerker, Land- 
wirte usw. ihren Bedarf an Eisenwaren, Maschinen usw. auf genossen- 
schaftlichem Wege oder direkt von den Fabriken decken. Es ist 
also innerhalb des Mittelstandes hier ein Interessengegensatz ge- 
geben, welcher die Solidarität und das Zusammenarbeiten wichtiger 
Teile des Mittelstandes erschwert. 

Alle Detatlhandelspohtik konzentriert sich nach wie vor auf 
die Bekämpfung von Konsumvereinen und Warenhäusern. Die Be- 
strebungen auf eine rigorose steuerliche Erfassung der Konsum- 
vereme wurden bereits in den früheren Chronikabschnitten erörtert ®). 
Diese Bemühungen, namentlich durch Filialsteuern die Ausbreitung 
von Konsumvereinen (auch von Warenhäusern) zu hindern, werden 
fortgesetzt. Auch wird die Ausdehnung des Margarinegesetzes auf 
die Konsumvereine verlangt t8), weil mit diesem eine spezielle Aus- 
Stattung der Läden und damit Kosten für die Konsumvereine verknüpft 
sind. Neben den Mitteln der Gesetzgebung werden auch stets die 
der Selbsthilfe gegen Konsumvereine propagiert. Unter diesen Mitteln 
der Selbsthilfe ist wichtig das Bestreben, durch Verbreitung des Prin- 
zips der Markenartikel den Konsumvereinen den Boden zu entzie- 
hen 3). Die Markenartikel werden bekanntlich in ganz bestimmter 

43) Deutscher Eisenhandel, 22. II. 1913. 

4) Ebenda, r. 11. 1913. 

4) Archiv Bd. 35, S. 930 tf. 

46) Deutsche Rundschau, Nr. 4. 

47) Ebenda, Nr. 13. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 37. 3. 66 
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Ausfertigung und Verpackung, durch eine Wortmarke geschützt, zu 
festen Preisen verkauft, und es ist den Konsumvereinen in den Marken- 
artikeln speziell keine Möglichkeit gegeben, durch Qualität- oder 
Preisdifferenzen zu konkurrieren. Auch werden manche Markenartikel 
an Warenhäuser und Konsumvereine nicht abgegeben, so daß sie nur 
vom Detailhandel bezogen werden können. Bei den Markenartikeln 
übernimmt der Fabrikant die Garantie für Maß und Qualität, Gewicht 
usw. Daher ist es sehr interessant, daß der Detailhandel eben die 
Ausdchaltung der Konkurrenz durch die Qualität und den 
Preis der Ware als Mittel des Kampfes gegen Warenhäuser und Konsum- 
vereine wünscht, während es ja seine, von ihm immer wieder betonte 
Funktion im volkswirtschaftlichen Prozeß ist, eben durch die Kon- 
kurrenz um Preis, Qualität usw. der Ware zu einer besseren Versor- 
gung der Konsumenten beizutragen. Im Markenartikelgeschäft ist 
aber der Detailhandel erst recht eine bloße Verteilungsstelle des 
Produzenten und auch der Konsumverein und das Warenhaus wird zu 
einer solchen Verteilungsstelle. Damit sind die Bedingungen für alle 
drei Handelssysteme die gleichen. Sie sind zwangsläufig organisiert, 
und es ist ein deutliches Symptom für die technische und wirtschaft- 
liche Ueberlegenheit des Konsumvereins und der Warenhäuser, daß 
der Detailhandel die völlige Durchsetzung eines Prinzips fordert, in 
welchem ihm eine selbständige Funktion überhaupt unmöglich ge- 
macht wird, 

Von besonderen Forderungen und Aktionen der Detailhandels- 
verbände seien noch die wichtigsten erwähnt: 

I. Die Frage des Petroleummonopols. Der Detailhandel hatte 
schon früher, als der Kannenbetrieb des Trusts immer größere Dimen- 
sionen anzunehmen begann, sich für ein Reichsmonopol ausgesprochen, 
das dem Händler eine gewisse Möglichkeit, an der Verteilung des 
Petroleums zu partizipieren, belassen würde 48). Die Detaillisten trach- 
teten von vornherein darnach, die Aktien der Vertriebsgesellschaft an 
sich zu bringen, mußten sich jedoch damit zufrieden geben, daß ihnen 
nur ein Teil derselben zur Zeichnung überlassen wurde, und daß die 
Zahl der Vertreter des Detailhandels im Aufsichtsrate ziemlich 
gering, gleich der Zahl der Konsumvereinsvertreter, 
bemessen wurde. Trotzdem scheinen sich die Detaillisten auch mit 
dieser Form des Monopols, die ihnen recht geringen Einfluß gibt, 
befreundet zu haben ®). 

2. Eine große Rolle in aller Detailhandelspolitik spielt das Be- 
streben, die Tatbestände des Gesetzes über den unlauteren Wettbewerb 
zu erweitern. Namentlich das »Zugabeunwesen« steht jetzt 
im Mittelpunkt der Diskussion, ohne daß noch eine Formel gefunden 





18) Vgl. Deutsche Rundschau, passim; insbesondere Nr. 9 und Io. 

3) Bei 21 Aufsichtsratsmitgliedern sollten die Detaillisten und Konsum- 
vereine je zwei Stellen erhalten. Die Detaillisten verlangten nunmehr lediglich 
die Gewährung von 4—6 Aufsichtsratsstellen, während sie anfangs geradezu den 
entscheidenden Einfluß für sich verlangt hatten (Deutsche Rundschau, Nr. 18). 
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worden wäre, welche sich als geeignet erweisen würde 5°), um die 
hier beklagten Mißstände zu beseitigen. Auch vom Standpunkt des 
Käufers bedeutet zweifelsohne die Zugabenwirtschaft vielfach eine 
Schädigung — trifft doch für sie der Begriff der »Wertreklame« nur 
in sehr beschränktem Maße zu — insofern als Qualität oder Preis 
eine für die Käufer nachteilige Verschiebung erfahren. Für die nächste 
Zeit ist daher hier mit einem gesetzgeberischen Eingriff nicht zu 
rechnen. Ein solcher würde sich wohl in erster Linie gegen solche 
Wirtschaftspraktiken wenden, bei denen der Wert der Zugabe zu dem 
der gekauften Ware in einem auffälligen Mißverhältnis steht. Dann 
ist nämlich die ganze Zugabenpraxis als ein Glücksspiel, eine Lotterie 
zu qualifizieren und könnte vielleicht unter diesem Gesichtspunkt 
einer gesetzlichen Regelung unterzogen werden. Doch sind auf der 
andern Seite Industriezweige, welche direkt Zugaben erzeugen, an 
dieser Praxis so interessiert, daß sich einer gesetzlichen Regelung __ 
wesentliche Widerstände entgegenstellen würden. Auch andere Mittel 
des Großhandels, in den Kundenkreis der Detailhändler einzudringen, 
sucht man mit Hinblick auf das Gesetz über unlauteren Wettbewerb 
zu treffen. In der letzten Zeit besonders die Geschäftspraxis und 
Reklameformel von »Selbstkosten + 10%«, die von einigen Vertriebs- 
gesellschaften, wie in Berlin, aufgegriffen wurde und sich als zugkräftige 
Reklame und Mittel zur Steigerung des Absatzes erwiesen hat. Bis 
jetzt hat sich jedoch noch keine gesetzliche Handhabe gezeigt, um 
diese Geschäftspraxis als gegen die guten Sitten verstoßend zu ver- 
bieten. Allerdings ist die Offenlegung der Kalkulation, die in dieser 
Formel gegeben ist, gerade das Gegenteil von der Geschäftspraxis 
des Detailhandels und geeignet, die Kreise, in welchen er Absatz 
findet, für sich zu gewinnen. 

3. Die Pläne nach einer Reform der Besteuerung werden nach 
wie vor erörtert. Besonders radikal ist ein Vorschlag, welcher auf der 
Generalversammlung des Zentralverbandes für Handel und Gewerbe 
gemacht wurde, und der dahin geht, die Gewerbesteuer überhaupt, als 
eine Doppelbesteuerung, aufzuheben oder wenigstens in eine Umsatz- 
steuer umzuwandeln. Welche Sätze hierbei zur Anwendung gelangen 
sollten, wird nicht gesagt, so wenig wie der Schwierigkeit des ver- 
schiedenen Nutzens bei gleichem Umsatz Rechnung getragen werden 
sollte 513}. 

4. Erwähnt sei endlich noch, was die Organisation und die 
offizielle Vertretung des Detailhandels anlangt, daß er in den Handels- 


50) Deutsche Rundschau, Nr. 26. 

51) Deutsche Rundschau, Nr, 36. Es wird verlangt: seine Ausgestaltung der 
Gewerbesteuer in der Richtung, daß der Detailhandel von der Gewerbesteuer in 
dem Maße entbunden oder entlastet wird, als er den betreffenden Gemeinden 
keine besonderen Lasten aufbürdet oder seine Einrichtungen nicht in beson- 
derem Maße in Anspruch nimmt. Er betont, daß dies, soweit es der Fall ist, 
nur in geringem Maße nachgewiesen werden kann und verlangt dementsprechende 
Steuerfreiheit oder eine angemessene Steuerverminderung«... usw. Dann wird 


der Vorschlag einer Gewerbeumsatzsteuer für den Detailhandel gemacht. 
66° 
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kammern und deren Detailhandelsausschüssen eine wirksamere 
Vertretung anstrebt 5°). Diese Kleinhandelsausschüsse wurden infolge 
eines preußischen Erlasses von 1909 vielfach gebildet, haben sich 
aber nicht immer als stark genug erwiesen, um in der Handelskammer 
die Interessen der Detaillisten zu vertreten, ebenso wie auch vielfach 
nicht dem Detailhandelsstand angehörige Kaufleute hineingewählt 
wurden, die dann auch nicht den Standpunkt des Detailhandels ver- 
treten haben. Da aber für jeden Fall die Beschlüsse der Kleinhandels- 
ausschüsse der Genehmigung des Plenums der Kammer unterliegen, 
so ist kaum jemals eine die Detaillisten zufriedenstellende Interessen- 
vertretung ın den Handelskammern, welche vom Großhandel und 
der Industrie beherrscht werden, zu erwarten. 

Für die Entwicklung der Ideologien, welche die deutsche Mittel- 
standsbewegung beherrschen, sei es gestattet — neben den oben 
gemachten Andeutungen — auf die entsprechenden Ausführungen 
in der letzten Chronik zu verweisen 5). Die volksorganische Auf- 
fassung steht im Mittelpunkt aller mittelständischen Postulate und 
ist unschwer auch ın den Forderungen, welche hier mitgeteilt wurden, 
als gedankliche Unterlage zu finden. 


NE 


Oesterreich. 


Stets hat die Mittelstandspolitik in Oesterreich aus mannig- 
fachen Ursachen °*) eine weitaus größere Rolle gespielt, als in Deutsch- 
land. Der Mittelstand bildet da sozial eine breitere Schicht, ist poli- 
tisch selbst in den Zentren des städtischen Lebens, trotz großer indu- 
strieller Entwicklung, vielfach ausschlaggebend (was durch die Wahl- 
kreiseinteilung noch unterstrichen und gesteigert wird). Der dem 
österreichischen, kleineren Mittelstand eigentümliche Radikalismus 
besitzt politisch eine bedeutende Stoßkraft und hat der österreichi- 
schen Gesetzgebung, trotz ihrer Schwerfälligkeit, selbst in den letzten 
Jahren noch die Durchsetzung einiger Forderungen abgetrotzt. Der 
Mittelstandsbewegung kommt es auch zugute, daß immer noch Teile 
der österreichischen Bureaukratie und breite Schichten der Bevölke- 
rung der Industrialisierung widerstreben und daß sich so selbst be- 
deutende industrielle Betriebe zum »Mittelstand« rechnen, an den 
Organisationen des Mittelstandes, den freien Gewerbevereinen sowohl 
als auch den Zwangsgzenossenschaften, teilnehmen; so umfaßt die 
österreichische Mittelstandspolitik auch einen guten Teil der Industrie- 
politik unter der Flagge der Mittelstandspolitik und die Verstärkung 
aus dem Lager der Industrie kommt natürlich auch der Durchsetzung 
der extremen mittelständischen Forderungen zugute. 

In weit höherem Maße als in Deutschland bildet das Gewerbe, 
das Handwerk, nicht so sehr der Detailhandel, den Kern und die 
Hauptmasse des aktiven Mittelstands. Das geht auch daraus hervor, 

52) Deutsche Rundschau, Nr. 29. 

53) Archiv Bd. 35, S. 936/8. 

51) Vgl Sozialpolitische Chronik, Archiv Bd. 31, S. 1001 ff. 
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daß große Teile des Kleinhandels in den Gewerbevereinen, den freien 
Organisationen des Gewerbes, und ebenso auch ın den neueren freien 
gewerblichen Organisationen vereinigt sind. Diese gewerblichen Or- 
wanisationen vertreten dann auch die Postulate des Detailhandels 
(z. B. gegen die Konsumvereine, für den Befähigungsnachweis im 
Handelsgewerbe usw.). Ist doch auch die offizielle Organisa- 
tion des Handels dieselbe wie die des Gewerbes, und die Kaufleute 
sind ebensogut wie die Gewerbetreibenden in Zwangsgenossenschaften 
(den Gremien) zusammengefaßt, denen dieselben Befugnisse, wie den 
Gewerbegenossenschaften zukommen. Die ziemlich scharfe Scheidung 
zwischen Handwerker- und Detailhandelspolitik, die wir in Deutsch- 
land beobachten können, gibt es also in Oesterreich nicht, was zum 
Teil daran liegen mag, daß der Mittelstand noch mehr als in Deutsch- 
land politisch orientiert und gebunden ist, und daß spe- 
zielle Detailhandelspostulate (wie das Vorgehen gegen Warenhäuser 
und Konsumvereine) in Oesterreich noch lange nicht zu der Be- 
deutung, wie in Deutschland gelangt sind. 

Die freie Organisation des Gewerbes verkörpert sich in den zum 
Teil sehr alten Grewerbevereinen, die aber in den großen Städten einen 
ganz anderen Charakter haben als die deutschen Gewerbevereine, 
auch das Großgewerbe und die Industrie vertreten. Eine Entwicklung 
über das in einem früheren Chronikabschnitt Gesagte hinaus 55) laßt 
sich nicht konstatieren. Von einzelnen Aktionen wird noch die Rede 
sein. Im ganzen läßt sich ihre Politik dahin charakterisieren, daß sie 
im Gegensatz zur ursprünglichen liberalen Auffassung nunmehr den 
Standpunkt der „modernen Gewerbeförderung« vertreten, und daneben 
den Gesichtspunkt der allgemeinen Interessensolidarität der städtı- 
schen Bevölkerung gegenüber den Agrarıern zur Geltung zu bringen 
suchen. Auch die Beeinflussung der sozialpohtischen Gesetzgebung 
vom Gesichtspunkt der Unternehmer aus, nımmt einen breiten Raum 
in ihrer Tätirkeit ein. 

Weniger als sonst Zentrwlorganisationen repräsentiert der 
Reichsverband der deutschen Gewerbevereine 
tatsächlich die ihm angeschlossenen Verbände. Er bildet mehr eine 
Zentralstelle, welche von den großen Verbänden gehalten wird, 
um der Regierung und der Ocffentlichkeit gegenüber allgemeinere 
als bloß lekale Interessen repräsentieren zu können. Seine Tätigkeit 
ist daher auch meist nur der Ausfluß der Bestrebungen einiger großer 
Verbandsvereine; so nimmt auch in ihm die spezielle Gewerbepolhtik 
keinen breiten Spielraum ein; der Tätigkeitsbericht des letzten Jahres 
zeigt °®), daB er das Hauptgewicht auf die Einschränkung der sozial- 
politischen Gesetzgebung legte (so hat er gegen den sanitären Maximal- 
arbeitstag Stellung genommen und sich gegen die Beseitigung der 
Strafbarkeit des Kontraktbruches ausgesprochen, die Forderung nach 
besserem Schutz der Arbeitswilligen erhoben, zur Frage der Sozial- 


>) Vgl. Archiv Bd. 31, S. 1002'3. 
56, Wochenschrift des Niederösterreichischen Gewerbevereins, 2. X. 1913, 


1028 Sozialpolitische Chronik, 


versicherung Stellung genommen usw.) und daneben den Zusammen- 
schluß der städtischen Bevölkerung gegenüber den Agrariern und die 
Bekämpfung der Steuerpläne der Regierung (insbesondere die Buch- 
einsicht) betrieben. 

Die stärkere Betonung handelspolitischer Interessen des Ge- 
werbes erklärt sich daraus, daß die österreichischen mittelständischen 
Organisationen (besonders die einflußreichen Wiener Verbände) zu 
einem erheblichen Teil Produzenten von Luxusartikeln umfassen, 
welche am Export sehr wesentlich interessiert sind. Namentlich der 
Verlust des Absatzmarktes in den Balkanstaaten, der mit dem Ein- 
setzen der Hochschutzzollpolitik in Oesterreich besiegelt war, hat einen 
Antagonısmus zwischen Gewerbe und Agrariern geschaffen, der nicht 
leicht überbrückt werden kann und der auf absehbare Zeit eine In- 
teressengemeinschaft zwischen Gewerbe und Landwirtschaft (wie sie 
ın Deutschland aus politischen Gründen propagiert wird und zum Teil 
realisiert ist) ausschließen wird. Aus demselben Grunde erklärt sich 
das Interesse des Gewerbes an einer anderen auswärtigen Politik ge- 
genüber den Balkanstaaten, die in ihrer bisherigen Führung die Ab- 
satzchancen der österreichischen Industrie keineswegs zu verbessern 
geeignet ist. 

Größeren Einfluß auf die politischen Parteien, die Gesetzgebung 
und die Oeffentlichkeit als die Gewerbevereine haben die neueren 
freien gewerblichen Organisationen, die in recht enger 
Fühlung mit bestimmten politischen Parteien stehen. Auch zu den offi- 
ziellen Organisationen des Gewerbes, den Zwangsgenossenschaften, 
haben diese Organisationen bessere Beziehungen als die Gewerbevereine 
und vielfach stellen sie die Organisation des gleichen Personenkreises, 
der schon in der Genossenschaft vereinigt ist, dar für Zwecke, welche die 
Genossenschaft dem Gesetze nach nicht anstreben darf (z. B. Arbeit- 
geberfragen, Politik usw.). Von diesen Vereinigungen sei als eine der 
wichtigsten der »Deutschösterreichische Gewerbebund 
genannt. Er stellt sozusagen eine Expositur der christlich-sozialen Partei 
dar, welcher seine Mitglieder zum größten Teil angehören, wie auch die 
führenden Persönlichkeiten aus der christlich-sozialen Parteientnommen 
werden. Die »parteipolitische Neutralität«, aufdiesich der Gewerbebund 
vielzugute hält, istsehr eingeschränkt dadurch, daß eine Kooperation mit 
der Sozialdemokratie und den » Judenliberalen«, wie er sich ausdrückt, 
nicht in Betracht kommt, so daß diese Organisation (welche sich fast 
ausschließlich auf Wien und Niederösterreich erstreckt) allein auf die 
Zusammenarbeit mit der christlich-sozialen Partei angewiesen ist. 
Die Verbindung zu dieser ist auch so offensichtlich, daß von einer 
»parteipolitischen Neutralität« höchstens nur in dem Sinne gesprochen 
werden könnte, daß nicht die Mitgliedschaft bei der christlich-sozialen 
Partei Vorbedingung für die Zugehörigkeit zum Gewerbebund ist. 
Im übrigen laufen Programme und Aktionen des Gewerbebundes und 
der christlich-sozialen Partei absolut parallel 57). 
© 57) Die enge Verknüpfung, ja Identität von christlich-sozialer Partei und 
Gewerbebund hat ein Konflikt in der Leitung, welche sich auch mit anderen 
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Wie stark der Einfluß der Christlich-Sozialen auf den Gewerbe- 
bund ist, geht auch daraus hervor, daß diese Organisation, im Gegen- 
satz zu der das österreichische Gewerbe sonst beherrschenden Stim- 
mung, sich bereitgefunden hat, einen »Bauern- und Gewerbetag« zu 
veranstalten 58). Diese »großartige Kundgebung des Mittelstandes«, 
wie sie im Verbandsorgan bezeichnet wird, hat es jedoch vermieden, 
im einzelnen die Auseinandersetzung zwischen Gewerbestand und 
Landwirtschaft wirklich herbeizuführen, sondern hat sich in einer 
Resolution unter großer Begeisterung für »einen gesunden Zoll- und 
Handelsschutz landwirtschaftlicher Produkte« unbedingt ausgespro- 
chen und die Regierung aufgefordert, »in diesem Sinn die Handels- 
verträge vorzubereitene. »Denn der Schutz der Landwirte, Hand- 
werker und Kleingewerbetreibenden bedeutet die Erhaltung eines 
gesunden und kräftigen Mittelstandes, welcher gleichzeitig der beste 
Schutz der staatlichen Ordnung vor den Auswüchsen der Groß- 
industrie mit ihren Kartellen, vor den Auswüchsen des jüdischen 
Geldprotzentums, vor Streiks, passiver Restatenz und wie alle die 
Auswüchse der revolutionierenden, vaterlandslosen Sozialdemokratie 
sind.« Nach dieser ziemlich schneidigen Attake gegen alles, was dem 
Gewerbe unbequem ist (besonders charakteristisch für die österrei- 
chische Mittelstandsbewegung ist die Kombination von Großindustrie, 
Sozialdemokratie und internationalem Kapital), werden dann alle 
Handwerker und Landwirte Oesterreichs aufgefordert, »gemeinsam zu 
kämpfen für die Beibehaltung der Schutzzölle auf landwirtschaftliche 
Produkte, weil nur ein gesunder und kräftiger Bauernstand in der 
Lage ist, einen ehrlich arbeitenden Handwerkerstand zu erhalten«. 
Ob nun der Abschluß günstiger Handelsverträge, die Vorbedingung 
für einen größeren Export der Gewerbetreibenden und für die Vermeh- 
rung der industriellen Arbeitsgelegenheit, bei den gegenwärtigen Zöllen 
möglich ist, darauf ging natürlich die Tagung nicht ein. Dieselben 


Parteien in Verbindung setzen wollte, eklatant gezeigt (Der Gewerbefreund, 
15. VII. 1912). Dieser Konflikt hat zugleich gezeigt, daß zunächst in den großen 
ausschlaggebenden Kreisen der Wiener Gewerbetreibenden, soweit sie zur christ- 
lich-sozialen Partei gehören, eben durch ihre Verknüpfung mit dieser, eine partei- 
politisch neutrale Organisationsrichtung keine Aussicht auf Erfolg hat. Die 
Alleinherrschaft der Christlich-Sozialen, welche in Gemeinde und Land in Nie- 
derösterreich noch ungebrochen besteht, hat die politische Partei so mächtig ge- 
macht, daß eine auch nur teilweise Emanzipation des Gewerbes unmöglich er- 
scheint. Denn dieses hängt mit allen seinen Institutionen, vielfachen Subven- 
tionen, vor allem aber den Gemeinde- und Landeslieferungen (bei der weit- 
gehenden Autonomie von Land und Gemeinde) so sehr von dem guten Willen 
und der Gönnerschaft der christlich-sozialen Partei ab, daß eine Empörung da- 
gegen aussichtsilos erscheint. Erst eine Zertrümmerung der christlich-sozialen 
Herrschaft, die Herstellung eines gewissen Gleichgewichtes zwischen den ein- 
zelnen politischen Richtungen würde auch den Wiener und österreichischen Ge- 
werbestand überhaupt in seiner Interessenvertretung unabhängiger machen, 
ihn nicht dazu zwingen, ständig zur Gefolgschaft einer bestimmten Partei zu ge- 
hören. 
58) Der Gewerbefreund, 20. II. 1913. 
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Gewerbetreibenden, welche in Wien sich mit Industrie und Handel zur 
Abwehr gegen die »Ueberagrarier« zusammentun, unterstützen auf der 
anderen Seite die Agrarpolitik; nichts zeigt deutlicher die Abhängig- 
keit der österreichischen gewerblichen Mittelstandsbewegung von den 
politischen Parteien, speziell die Abhängigkeit des Gewerbebunde: 
von der christlich-sozialen Partei, als daß sie alle wirtschaftlichen In- 
konsequenzen der politischen Parteien mitmacht und von sich aus 
das Dogma der Interessensolidarität aller Erwerbsstände vertritt, das 
den politischen Parteien eigentümlich ist, aber gerade von den unab- 
hängigen Interessenorganisationen nur unter sehr einschränkenden 
Kautelen akzeptiert zu werden pflegt. 

So wie die Christlich-Sozialen im deutschösterreichischen Ge- 
werbebund eine ihnen willkommene und nützliche Organisation des 
Gewerbes besitzen, so die nationalen Parteien im Reichshand- 
werkerbund, dessen letzte Tagung wiederum die innige Verknüp- 
fung dieser gewerblichen Gruppe mit dem Deutschen Nationalverband 
gezeigt hat. An diesem außerordentlichen Reichshandwerkertag, wel- 
cher in Komotau abgehalten wurde, nahmen 53 Abgeordnete teil — 
schon daraus geht die enge parteimäßige Verbindung hervor — und 
744 Delegierte, die 178 000 Gewerbetreibende vertraten °®). Die Abge- 
ordneten gehörten, soweit zu sehen, ausschließlich dem deutschen Na- 
tionalverband an, so wie umgekehrt den Tagungen des Deutschöster- 
reichischen Gewerbebundes ausschließlich christlich-soziale Abgeord- 
nete beiwohnen (hingegen werden die analogen Tagungen im Deut- 
schen Reich oder die Tagungen anderer Berufsgruppen in Oesterreich 
meist von Abgeordneten aller Parteien besucht). Diese Zusammen- 
kunft unterschied sich von denen des Gewerbebundes weniger durch 
die hier behandelten Materien 80) (es wurde die Idee des Werkbundes 
ausführlich propagiert, gegen den Hausierhandel Stellung genommen, 
die Stellung des Staates als Auftraggeber erörtert, über das Schul- 
und Gewerbewesen gesprochen, gegen die Gründung eines Unifor- 
mierungsinstitutes für Offiziere in Wien Stellung genommen, dıe 
stärkere Heranziehung des Handwerks für Armeelieferungen verlangt, 
die Notwendigkeit des Befähigungsnachweises unterstrichen usw.; 
auch gegen einige sozialpolitische Gesetzentwürfe wandte sich der 
Reichshandwerkertag) ; ist doch das Mittelstandsprogramm hüben und 
drüben, mit geringen Nuancen identisch. Hier wird mehr die Staats- 
hilfe in der Form der Gewerbeförderung, dort mehr die Staatshilfe 
durch gesetzlichen Ausschluß der Konkurrenz verlangt. Der Unter- 
schied zum Gewerbebund liegt darin, daß sich der Reichshandwerker- 
tag auf Mittelstandsfragen, auf gewerbliche Fragen beschränkte, ohne 


59) Ebenda, I. X. 1913. Die übrigen Organisationen machen meist wenig 
Angaben über die Zahl der Verbandsvereine und deren Stärke. Auch beim 
Reichshandwerkertag handelt es sich nicht um eine fest gefügte, wirkliche Or- 
ganisation, sondern mehr um den beruflichen Zusammenschluß einer bestimm- 
ten Wählerschicht. Ueber die Tagung vgl. auch den Bericht in der Reichshand- 
werkerzeitung 20. IX. und 5. X. 1913. 

60) Mährisch-Schlesische Gewerbezeitung, 1. X. 1913. 
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die Verknüpfung mit einer speziellen politischen Partei zu unter- 
streichen, wie es von seiten des Gewerbeburrdes so häufig geschieht. Die 
enge Verknüpfung mit der Parteipolitik hindert die offiziellen 
Organisationen des Gewerbes, in welchen alle politischen Richtungen 
vereinigt sind, an einer erfolgreichen Wirksamkeit und so sind trotz 
einer außerordentlich günstigen Rechtslage die offiziellen Verbände 
bisher zu Keiner besonders erheblichen Wirksamkeit gelangt (hierüber 
weiter unten). 

Da der Katalog der Mittelstandsforderungen ziemlich eintönig 
ist, bei allen Organisationen wiederkehrt, kann sich ihre Besprechung 
hier zusammen für alle erwähnten Verbände anschließen: 

I. Aktionen gegenüber der Gesetzgebung; a) Ge- 
werbegesetzzebung: 

Hausierhandel. Die Beseitigung oder das gänzliche Ver- 
bot des Hausierhandels bildet den Gegenstand sämtlicher gewerb- 
licher Tagungen. Man kann sagen, daß ın der österreichischen Mittel- 
standspolitik dem Hausierhandel die Bedeutung zukommt, welche in 
der reichsdeutschen Mittelstandspolitik Warenhäuser und Konsum- 
vereine einnehmen; trotzdem natürlich der Gesamtumsatz der von 
den Hausierern in den Handel gebrachten Waren kaum gegenüber 
dem Jahresumsatz der österreichischen Volkswirtschaft in Betracht 
kommt, und trotzdem ferner selbst die Mittelstandsvertreter mit der 
weiteren Gestattung des Hausierhandels an bevorzugte Gegenden, die 
ihre eigenen Produkte an den Mann bringen wollen, einverstanden 
sind, könnte man nach den EntschlieBungen der gewerblichen Ta- 
gungen glauben, daß mit der Aufhebung des Hausierhandels eine neue 
Aera für das österreichische Gewerbe heraufkommen müßte. Im 
einzelnen wird verlangt ê), daB das Gesetz über den Hausierhandel 
(über dessen Einschränkung das Abgeordnetenhaus auf Grund einer 
Regierungsvorlage beriet) nach folgenden Grundsätzen beschlossen 
wird: 

1. Der Hausierhandel hat keine Existenzberechtigung und sol 
nur als Ausnahmebezünstigung bei wirtschaftlicher Notlage angesehen 
werden. Dementsprechend sei bei Verleihung von Hansierberechti- 
gungen vorzugehen. 

2. Die Hausierberechtigung sei nur zu erteilen an Produzenten 
oder ihre bevollmächtigten Verkäufer zum Verschleiß selbst erzeugter 
Waren oder ausnahmsweise bestimmter Produkte. 

3. Ueber die Hausierberechtigungen seien genaue statistische Auf- 
zeichnungen zu führen. 

4 Eventuelle weitere Hausierberechtigungen sollen nur 
erteilt werden an solide, hochverdiente und vertrauenswürdige Per- 
sonen und nur zum Vertriebe von selbsterzeugten Waren, Südfrüch- 
ten oder behördlich bestimmten Waren, welche im Handel weniger 
verbreitet sind. 








61) Der Gewerbefreund, 5. VII. 1913. Rede des Abgeordneten Wohlmeyer, 
im Abgeordnetenhause. 
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5. Diese in Punkt 4 bezeichneten Hausierer sollen nur berechtigt 
sein, in ihrem Heimatsbezirk zu hausieren ®). 

6. Energische Gewerbeförderung, um den Notstand der auf die 
Hausierbewilligung angewiesenen Gebiete zu beheben. 

7. Die Regierung soll verhalten werden, bei Abschluß eines neuen 
Ausgleichs die Durchführung derselben Bestimmungen in Ungarn 
durchzusetzen. | 

8. Endlich sollten nicht mehr ungarische Hausierer in Oesterreich 
hausieren dürfen als umgekehrt. 

Das Recht auf die Kundschaft des Rayons, in welchem der Ge- 
werbetreibende arbeitet, taucht in der einen oder anderen Formulie- 
rung bei Begründung des Hausiergesetzes stets auf 63). In der weiteren 
Konsequenz aller dıeser Forderungen liegt natürlich die Regulierung 
der gesamten Volkswirtschaft in der Art, daß jedem Gewerbetreiben- 
den oder Händler ein Rayon zugewiesen wird. Und die Begründung 
läßt erkennen, daß mehr als in den analogen Kreisen in Deutschland, 
noch an dem Prinzip der alten Zunftverfassung festgehalten wird ®). 

Der in Verhandlung stehende Regierungsentwurf eines Hausier- 
gesetzes geht wohl nicht so weit als die Forderungen der Mittelstands- 
organisationen, sieht aber doch auch sehr wesentliche Einschrän- 
kungen des Hausierhandels vor — insbesondere die Befugnis der Ge- 
meinden, ın ihren Gebieten das Hausieren ganz oder bezüglich be- 
stimmter Waren zu verbieten ®). 


Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 


Dieses wird von den österreichischen mittelständischen Organisationen 
schon seit vielen Jahren gefordert. Die Gewerbegesetznovelle vom 
Jahre 1907 hat den Genossenschaften weitreichende Befugnisse gegeben, 
um in ihrem Gebiete den unlauteren Wettbewerb hintan- 
zuhalten. Hierzu haben sie sich aber nicht als stark genug erwiesen. 
Auch erstrecken sich ja ihre Befugnisse über die Betriebe der Ge- 
nossenschaftsmitglieder nicht hinaus. Detaillierte Anträge werden ın 





62) Gerade das würde vielfach den wirtschaftlichen Wert dieser »Berechtigung* 
illusorisch machen. 

63) Der Gewerbefreund, 5. VII. 1913. 

6) So heißt es in der Rede des Abgeordneten Wohlmeyer: »Für was haben 
wir denn eine Gewerbeordnung, wenn jeder gewerbliche Großunternehmer und 
jeder weltfremde Hausierer pflichtenlos und freizügig mit so weitgehenden Rech- 
ten ausgestattet und berechtigt wird, den an seine Verkaufsstelle gebundenen 
seßhaften Handels- und Gewerbetreibenden in seinem Rayon solche Konkur- 
renz zu bieten und zu schädigen. Damit wird ja die Gewerbeverleihung 
und -berechtigung eine wertlose Komödie.+ Hier ist also 
die Auffassung ganz offenkundig, daß das Gewerbe und der Handel das Zentrum 
der Volkswirtschaft bilden — daß hingegen alle mit diesen Unternehmungs- 
formen konkurrierenden Erwerbsarten als abnormal, störend empfunden 
werden sollen. 

6) Das Einzelne des Entwurfes, der noch gegenwärtig im Gewerbeausschuß 
des Abgeordnetenhauses beraten wird, sei hier nicht erörtert. Vgl. darüber: 
Mährisch-Schlesische Gewerbezeitung, 1. XII. 1912. 
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dieser Hinsicht nicht gestellt. Man denkt wohl im großen ganzen an 
Vorschriften in der Art des deutschen Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb. 

Ferner wird die Schaffung eines Gesetzes betreffend die Er- 
richtung einer; Zentralgenossenschaftskasse 
verlangt, und die Abschaffung der Begünstigungen, welche die Kon- 
sumvereine ebenso wie die übrigen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften erlangt haben, gefordert 68). 

Es ist beinahe überflüssig, zu erwähnen, daß die mittelständischen 
Organisationen sich gegen alle Erhöhungen der direkten Steuern aus- 
sprechen; auch gegen alle Maßnahmen, welche dıe Durchführung der 
Steuergesetze garantieren sollen, also jetzt gegen die Bucheinsicht. 
Die mittelständischen Organisationen wünschen, daß sich die Buch- 
einsicht nur auf jene Kreise beschränken soll, welche ein hohes Ein- 
kommen genießen — »da die kleinen und mittleren Gewerbetreibenden 
stets die ehrlichsten Zensiten waren«. Ueberhaupt sei die Buchein- 
sicht ein »Attentat« auf die Ehre der Gewerbetreibenden. Außerdem 
sei zu erwägen, daß höhere Beamte in Konsumvereinen tätig sind und 
die Geschäftsgeheimnisse, welche sie bei der Bucheinsicht erfahren, 
für den Betrieb der Konsumvereine verwenden könnten (!) ®). Die- 
jenigen gewerblichen Organisationen jedoch, welche tatsächlich vor- 
wiegend kleinere Gewerbetreibende vertreten, sprechen sich nicht so 
entschieden gegen die Bucheinsicht aus, weil die kleineren Gewerbe- 
treibenden zur Führung von Büchern nicht verpflichtet seien und sie 
gerade von der stärkeren Erfassung der großen Zensiten eine mildere 
Behandlung der unteren Gruppen erwarten könnten ®). 


b) Sozialpolitische Gesetzgebung. 


Die Position der mittelständischen Kreise zur Entwicklung der 
sozialpolitischen Gesetzgebung ist eine ganz eindeutige: es werden 
alle dahin gehenden Gresetzvorschläge stets in ihrem ganzen Umfang 
abgelehnt. Aus der letzten Zeit sei nur erwähnt die Stellungnahme 
gegen: 

die Abschaffung des Arbeitsbuchs, »weil dasselbe ein Schutz- 
dokument nicht bloß für den Arbeitgeber, sondern auch für den Ar- 
beitnehmer ist«; 


68) Im übrigen vgl. auch über die Forderungen des gewerblichen Mittelstandes 
an die Gesetzgebung in Oesterreich: Archiv Bd. 31, S. 110.45. Trotzdem seither 
schon drei Jahre vergangen sind, sind die meisten der Forderungen noch aktuell. 
Die bei der gegenwärtigen politischen und wirtschaftlichen Konstellation mög- 
liche Gesetzgebung im Sinne des Mittelstandes hat all ıhre Mittel bereits erschöpft. 
Daher realisiert sich gegenwärtig in Oesterreich die Mittelstandspolitik in Oester- 
reich auf dem Wege der Verwaltung, während die zum Teil ganz aben- 
teuerlichen weiteren Wünsche der Gewerbetreibenden an die Gesetzgebung 
schwerer realisierbar sind. Die Gewerbeförderung wird so immer 
mehr zum Zentrum der österreichischen Mittelstandspolitik, nachdem die Ge- 
setzgebung sich nicht als wirkungsvoll genug gezeigt hat 

#9) Gewerbefreund, 15. V. rgr2 und Reichshandwerkerztg. 5. III. 1913. 

è) Reichshandwerkerztg. 5. Il. 1913. 
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die Aufhebung der Freiheitsstrafe bei Kontraktbruch (diese ist 
vom Abgeordnetenhaus beschlossen, vom Herrenhaus abgelehnt wor- 
den); 

jede Verkürzung der Arbeitszeit in den gewerblichen Betrieben 
(richtet sich gegen die sozialdemokratischen Anträge betreffend Ein- 
führung des Io Stundentages) und gegen jede Einschränkung der 
Verkaufszeit, weil diese »erwiesenermaßen zu einer Verminderung des 
Konsums geführt habe« ®). Bei Annahme der betreffenden sozial- 
demokratischen Anträge würden »geradezu Tausende von gewerb- 
lichen Existenzen vernichtet und dem Proletariate zugeführt werdens; 

gegen das Bäckerschutzgesetz 7°), »weil durch dasselbe nachweis- 
bar das selbständige Bäckereigewerbe schweren Schaden erleiden würde 
und wir der Ansicht sind, daß alle sozialpolitischen Maßnahmen, welche 
nur einseitig die Interessen eines arbeitenden Standes aul 


Unkosten eines anderen, ebenso ehrlich arbeitenden Standes im 


Auge haben, unbedingt zu vermeiden seien«. Auch wird allen Ernstes 
von den mittelständischen Organisationen behauptet, der Sinn 
des Gesetzes und seine Absicht sei, das Kleingewerbe zugunsten der 
fabrıkmäßigen Großbetriebe auszumerzen ?}). 

Man muß sagen, daß in den Forderungen an die Gesetzgebung die 
österreichische Mittelstandsbewegung (namentlich die von der christ- 
lichsozialen Partei favorisierte Richtung) außerordentlich radikal ist, 
weitaus radıkaler als die deutsche. Sie ignoriert in ihren Forderungen 
die ganze industriestaatliche Entwicklung, für sie ist der gewerbliche 
Mittelstand immer noch das Rückgrat des ganzen Staates. Alle Kon- 
zessionen an die moderne wirtschaftliche Entwicklung, welche die 
deutsche Mittelstandsbewegung charakterisieren, fehlen hier und es 
bricht immer wieder die Ansicht durch, daB es Aufgabe des Staates 
sei, die ökonomischen Verhältnisse im Interesse des Mittelstandes 
durch die Gesetzgebung zu regulieren. 

II. In der gleichen Linie, wie die Forderungen an die Gesetzgebung 
bewegen sich die Postulate an die Verwaltung. Soforderten 
die gewerblichen Korporationen den Handelsminister auf, das Recht 
der Meisterprüfung, das nach dem Gesetz auch an gewerbliche Lehran- 
stalten erteilt werden kann, den gewerblichen Genossenschaften zu 
reservieren. Die Gewerbetreibenden würden es, wird ausgeführt, alseine 
große Enttäuschung betrachten, wenn die gewerblichen Lehranstalten 
in die Einflußsphäre der Genossenschaften eingreifen würden ”). 
Diese Forderung wurde gestellt, trotzdem, wie sich nachher zeigte, 
bei den Genossenschaften selbst sich niemand zur Meisterprüfung 





6) Hierzu vgl. auch das größtenteils ablehnende Gutachten des Gremiums 
der Wiener Kaufmannschaft, Zur Frage der Neuregelung der Ladensperre in 
Wien, Z 5122 ex 1912. 

70) Gewerbefreund, passim, z. B. 15. VII. 1912, 20. Il., 30. IV. 1913. 

71) So ein Redner in einer Sitzung der deutschen Sektion des mährischen 
Landesgewerberates (Mährisch-Schlesische Gewerbezeitung, I. XII. 1912). Vgl. 
auch ebenda, 1. I. 1913. 

72) Der Gewerbefreund, 15. VIII. 1912. 
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meldete und nach Wochen eifriger Agitation die Anmeldung von 
I—2 Kandidaten als aufmunterndes Beispiel für die übrigen rühmend 
erwähnt wurde. Ja sogar die Genossenschaften selbst haben sich 
bisher anscheinend erst in recht geringem Umfang um das Recht, 
Meisterprüfungen abhalten zu dürfen, bemüht. Das wird damit moti- 
viert, daß die Genossenschaften den Erlaß der Verordnung abwarten, 
nach welcher von der Ablegung der Meisterprüfung die Berechtigung 
abhängt, Lehrlinge zu halten 73). 

Neben diesen Forderungen an Gesetzgebung und Verwaltung 
steht die autonome Politik der mittelständischen Organisationen in 
ihrem eigenen Wirkungskreis. Sie reicht bei den geringen Mitteln der 
Verbände, und bei der losen Form der zentralen Organisationen nicht 
sehr weit und das Entscheidende geschieht hier von den lokalen 
Vereinen. Während früher die Tätigkeit der gewerblichen Organisatio- 
nen, insbesondere der Gewerbevereine, sich darauf erstreckte, in 
eigenen Bildungsanstalten sich einen tüchtigen Nachwuchs heranzu- 
ziehen, geschulte Kräfte zu erhalten und auch den künftigen Meistern 
Gelegenheit zu fachlicher Ausbildung zu geben, ist diese Funktion 
. heute im großen ganzen auf den Staat übergegangen, und die Bedeu- 
tung der Gewerbevereine für ihre fachliche Ausbildung ist da- 
durch außerordentlich vermindert worden. Hingegen haben die Ge- 
werbevereine einer wichtigen Entwicklung im Problem des gewerb- 
lichen Nachwuchses auf ihre Art Rechnung getragen %4). In den 
großen Städten besonders erweist es sich immer schwieriger für die 
Meister, ihre Lehrlinge bei sich zu beherbergen und zu verköstigen und 
die Notwendigkeit ın diesem Falle für die Lehrlinge außerhalb der 
häuslichen Wirtschaft des Meisters zu sorgen, hat die Kosten der 
Lehrlingshaltung erheblich gesteigert und den Nutzen daraus für die 
Meister (auf welchem vielfach geradezu die Rentabilität des klein- 
gewerblichen Betriebs beruht) in Frage gestellt. Dieser Entwicklung 
parallel ging das Bemühen, ın eigenen Institutionen (den Lehrlings- 
horten) die Erziehung eines gewerblichen Nachwuchses sicherzu- 
stellen und namentlich die Lehrlinge dem Einfluß der sozialdemokrati- 
schen Partei und der Gewerkschaften zu entziehen. So konzentriert 
sich jetzt das Bemühen der freien gewerblichen Organisationen (be- 
sonders der Gewerbevereine) darauf, neben den Lehrlings- 
horten Lehrlingsheime zu errichten, wo die Lehrlinge, welche 
nicht bei den Meistern wohnen können, Unterkunft und Verpflegung 
finden und unter ständiger Aufsicht stehen. In den gemischtsprach- 
lichen Gebieten spielt auch die Erwägung mit, daB die Errichtung der 


"3) Der Gewerbefreund, 5. VI. 1913. Das Gewerbegesetz hat ($ 114) bestimmt, 
daß die Meisterprüfung das Recht auf den Titel eines geprüften Meisters gibt. 
5 Jahre nach Erlaß des Gesetzes (das wäre also im Sommer 1912 gewesen) hat 
das Ministerium die Möglichkeit, in einer Verordnung das Recht, Lehrlinge zu 
halten, auf die geprüften Meister einzuschränken. Eine solche Verordnung ist 
allerdings bisher noch nicht erlassen worden, 

74) Vgl. Archiv Bd. 31, S. 1015 ff, 
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Lehrlingshorte und -Heime die Heranbildung eines nationalen 
Nachwuchses erleichtern werde 75). 

Es haben also einige Gewerbevereine bereits vor geraumer Zeit 
(insbesondere in der Provinz) begonnen, Lehrlingshorte zu errichten. 
Diese basieren jedoch in ihrer Tätigkeit finanziell fast ausschließ- 
lich auf Subventionen. Denn von den Gewerbevereinen der Haupt- 
städte abgesehen (etwa Wien und Brünn) verfügen die meisten Orga- 
nisationen geradezu über gar, keine Mittel und sind daher auf dıe 
finanzielle Hilfe der offiziellen Stellen bei Durchführung ihrer Aktio- 
nen angewiesen. Charakteristisch ist z. B. der Geschäftsbericht über 
die Tätigkeit der deutschen Lehrlingshorte in Mähren, der 1912 für 
den Stand zu Ende ıgıı erstattet wurde 78). Darnach bestanden zu 
dieser Zeit in Mähren 23 organisierte deutsche Lehrlingshorte, Ende 
1912 bereits 30, davon 4 für weibliche Lehrlinge. Das Budget dieser 
Horte belief sich auf ca. 37 500 K, die in folgender Weise aufgebracht 
wurden 7°): 


Subventionen des Staates ca. 7.000 K 
» des Landes » 9500 K 
» der Gemeinden » 3600 K 
» der Kammern » 2800 K 
» von Genossenschaften und Industriellen 4700 K 
» der Sparkassen » 1600 K 
» der Gewerbevereine » 000 K 
» der Völkischen Vereine » 900K 
Sonstige Subventionen » 3000 K 


Von diesen Subventionen stammt also von den Organisationen 
der Gewerbetreibenden lediglich ein kleiner Teil, der unter dem Ge- 
samttitel Genossenschaften und Industrielle aufgeführt wird und die 
000 K, welche von den Gewerbevereinen gewidmet wurden. Alle 
übrigen Mittel werden von öffentlichen Stellen zur Verfügung gestellt. 
— Aehnlich stellt sich natürlich das Verhältnis, wenn man die Bud- 
gets der einzelnen Horte untersucht — bald ist es die Gemeinde, bald 
wieder die Handelskammer oder der Staat, welcher den Löwen- 
anteil der Kosten übernimmt %8). Die gewerblichen Organisationen 
haben sich jedenfalls, trotz der großen Wichtigkeit, welche sie diesen 
Institutionen beilegen, bisher nicht entschlossen, aus eigenen Kräl- 
ten größere Mittel hierfür aufzubringen. 

Auch der Uebergang zur Gründung von Lehrlingsher 

75) Mährisch-Schlesische Gewerbezeitung, 16. V. 1913 (11. Jahresbericht 
des deutschen Lehrlingshortes des Mährischen Gewerbevereins, Brünn, für 1911). 

76) Mährisch-Schlesische Gewerbezeitung, ı. VIII. 1913. 

77) Die Summe der Einnahmen stimmt nicht mit der der Ausgaben, weil 
die Ausgaben erheblich höher waren als die Einnahmen, 

78) Vgl. z. B. das Budget des Lehrlingshortes des Mährischen Gewerbevereins; 
es hatte Einnahmen und Ausgaben von ca. 2800 K., wovon mehr als 1600 K. 
durch Subventionen und Spenden des Ministeriums, der Gemeinde, des Landes, 
der Handelskammer usw, aufgebracht wurden. Mährisch-Schlesische Gewerbe- 
zeitung, 16. V. 1913. 
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men, welche an die Stelle der Horte treten und einen tauglichen 
Nachwuchs sichern sollen, vollzieht sich unter großen Schwicrigkeiten 
und nur doit, wo ausgiebige Spenden die Errichtung ermöglichen. 
So krankt das Wiener Lehrlingsheim, eines der ältesten Institute 
dieser Art, schon seit langem an finanziellen Schwierigkeiten, die 
einer Erweiterung desselben im Wege stehen und das Brünner 
Lehrlingsheim ist erst nach langen Vorarbeiten mit erheblichen Sub- 
ventionen und großen Spenden ins Leben getreten 7°). Die Lehrlings- 
heime bedeuten, trotzdem sie ja auch von den Gewerbetreibenden 
sehr unterstützt werden, doch bereits einen Schritt zur Loslösung der 
Lehrlinge aus der Meisterlehre, da hier ja der erziehliche Teil der Auf- 
gabe an das Lehrlingsheim abgegeben wird und die enge Verknüpfung 
mit der Hauswirtschaft des Lehrherrn überhaupt wegfällt. In welchem 
Umfang das bereits heute der Fall ist, geht daraus hervor, daß (nach 
einer Statistik des Wiener Fortbildungsschulrats) von den 350 600 
Wiener Lehrlingen 1⁄4 bei ihren Eltern, ııı in Lehrlingsheimen und 
ca. 3000 als Bettgeher bei Fremden wohnen 8°). Der Zweck, der mit 
der Meisterlehre angestrebt wird, ist bei diesen letzteren natürlich 
schwer zu erreichen. Von da bis zur Ueberführung der Lehrlinge in 
die Lehrwerkstätten ıst nicht mehr sehr weit. Doch wird sie gerade 
in Oesterreich auf erhebliche Schwierigkeiten stoßen. Denn die Re- 
gierung scheint den konzentrischen Angriffen, welche gegen die Lehr- 
werkstätten gerichtet wurden, nachgegeben zu haben und man hört 
schon seit einiger Zeit nichts mehr von Beschwerden der Handwerker 
gegen die »Einschränkungen der Meisterlehre«, als welche früher die 
Maßnalımen der offiziellen Lehrlingsfortbildung (namentlich die Er- 
richtung von Lehrwerkstätten) stets bekämpft wurden ®!). Die Re- 
gierung, welche politisch so außerordentlich auf die, den Gewerbe- 
treibenden nahestehenden Parteien angewiesen ist, scheint also hier 
dem Drängen der extremen zünftlerischen Richtung nachgegeben zu 
haben. 

Weit wichtiger als die Tätigkeit der Mittelstandsorganısationen 
(welche vor allem Bedeutung haben durch ihre Einwirkung auf die 
Gesetzgebung und die Regierung) ist die direkte Gewerbe- 
förderung, welche ın Oesterreich von den verschiedensten 
offiziellen Stellen ausgeübt wird. Zunächst vom Staat, und zwar von 
mehreren Ministerien (Handels- und Arbeitsministerinm), dann den 
Kronländern, zum Teil in ihrem Wirkungskreis von den autonomen 
Gemeinden und von den Handels- und Gewerbekammern. Die staat- 
liche Gewerbetörderung wurde ausführlich bereits früher besprochen ®°) 
und es kann im Wesen auch noch auf diese Ausführungen hingewiesen 
werden. Immer deutlicher tritt der Gedanke der Qualitätsarbeit als 


7) Es wurde im Sommer 1913 eröffnet (vgl. Mährisch-Schlesische Gewerbe- 
zeitung, 1. VI. 1913) unter Förmlichkeiten, welche die prinzipielle Bedeutung 
dieser Institution hervorheben sollten. 

80) Allgemeine Deutsche Gewerbezeitung, 135. VIII. 1913. 

8) Vgl Archiv Bd. 31r, S. 1013 ff. 

#2) Vgl. Archiv Bd. 31, S. 1017 ff. á 
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das führende Prinzip der staatlichen Gewerbeförderung hervor, und 
daneben läuft parallel das Bestreben, durch Genossenschaf- 
ten der Gewerbetreibenden die mangelnde wirtschaftliche Kraft des 
einzelnen zu unterstützen oder zu ersetzen ®). Allerdings hat diese 
staatliche Gewerbeförderung mit erheblichen finanziellen Schwierigkei- 
ten zu kämpfen ®«). Die finanzielle Krise, in welcher sich Oesterreich 
befindet, hat u. a. auch dazu genötigt, die für die Gewerbeförderung 
zur Verfügung stehenden Mittel einzuschränken und so beginnt sich 
allmählich vielleicht der Schwerpunkt der Gewerbeförderung auf die 
Landtage zu verlegen, die auch noch in viel erheblicherem Maße von 
den Mittelstandsparteien beherrscht werden, als das Abgeordneten- 
haus und daher auch relativ größere Summen mit Bereitwilligkeit für 
die#Gewerbeförderung zur Verfügung stellen. Das Organ der Landes- 
gewerbeförderung ist in manchen Kronländernein Landesgewer- 
berat, der im Radıkalismus seiner Forderungen den freien Organi- 
sıtionen und Genossenschaften in nichts nachsteht. 

Das Ziel der Landesgewerbeförderung und ihre Mittel sind ziem- 
lich analog denen der staatlichen Gewerbeförderung. Doch spielt eine 
größere Rolle die sehr ausgiebige Subventionierung von gewerblichen 
Organisationen, Genossenschaften und deren Aktionen. Zum guten 
Teil besteht daraus z. B. die Tätigkeit der niederösterreichischen Lan- 
desgewerbeförderung, wie die konstanten Verlautbarungen im »Ge- 
werbefreund«, dem offiziellen Organ der Gewerbeförderung des nieder- 
österreichischen Landesausschusses, beweisen 84). Auch der deutsch- 
österreichische Gewerbebund erhält sehr namhafte Subventionen von 
der Landesgewerbeförderung, was bei seinen intimen Beziehungen zur 
christlich-sozialen Partei erklärlich wird ®). Zur Unterstützung der 
Landesgewerbeförderung dient ein Landesgewerberat, in welchem die 
Interessenten selbst direkt vertreten sind, und der nach den Wünschen 
der Gewerbetreibenden »eine ausgiebige Subventionierung aller lebens- 
kräftigen, auf genossenschaftlicher Basis beruhenden Vereinigungen, 
kräftige Förderung des Ausstellungswesens, Schaffung einer Aus- 
kunftei in gewerberechtlichen Fragen, Einberufung von Wanderkur- 
sen in einzelnen Teilen Niederösterreichs, Durchführung von Instruk- 
tionsvorträgen für genossensc haftliche Funktionäre, Regelung des 
Submissionswesens« usw. in die Wege leiten soll. Es zeigt sich auch 
hier der Charakter der offiziellen österreichischen Gewerbeförderung 


—— 


8) Auch von offizieller Seite wird jetzt die technisch-ökonomı 
sche Gewerbeförderung und die didaktische Gewerbeförderung 
als das Zentrum der Mittelstandspolitik betrachtet, (Allgemeine deutsche 
Gewerbezeitung, 15. II. 1013). 

83a) Sogar die »Annalen der Gewerbeförderung«e die früher vom Handels- 
ministerium herausgegeben wurden, erscheinen seit einigen Jahren nicht mehr. 
Sie sollen, wie mir über Anfrage vom K. K. Arbeitsministerium freundlichst 
mitgeteilt wurde, im Jahre 1014 wieder herausgegeben werden. 

84) Der Gewerbefreund, passim, z. B. 15. V. und 15. VII. 1912. 

8) Gewerbefreund, 15. IX. 1912. Der österreichische Gewerbebund wurde 
1912 mit 2500 K. aus den Mitteln der Landesgewerbeförderung unterstützt. 
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darin, daß Zentralstellen für gewerbliche Fürsorge geschaffen werden 
sollen, welche zum guten Teil ins Leben gerufen werden müssen, um 
die Aufgaben zu erfüllen, welche die Organisationen des Gewerbes 
selbst (die Genossenschaften und die höheren Verbände der Genossen- 
schaften) ursprünglich erfüllen sollten. Aber auch wenn man das aus 
der Tätigkeit der gewerblichen Organisationen nicht entnehmen würde, 
auch wenn die gewerblichen Verbände selbst nicht über die Zersplitte- 
rung und geringe Leistungsfähigkeit ihrer Organisationen klagen 
würden 88), so wäre das Verlangen nach ständiger Erweiterung des 
Kompetenzkreises der offiziellen Gewerbeförderung, das von den 
gewerblichen Organisationen immer wieder erhoben wird, das deut- 
lichste Symptom dafür, daß das Gewerbe nicht imstande ist, selbst 
in den Zwangsorganisationen höherer Ordnung und selbst mit einer 
immerhin erheblichen Steuergewalt über seine Mitglieder eine weiter- 
tragende Wirksamkeit zu entfalten. 

Als Beispiel dafür, worauf sich die Tätigkeit der Landesgewerbe- 
förderung erstreckt, sei hingewiesen auf den eingehenden Bericht der 
deutschen Sektion des mährischen Landesamtes für Gewerbeförde- 
rung ®°), der hier herangezogen werden mag, weil über die Landes- 
gewerbeförderung in Niederösterreich im offiziellen Organ, dem Ge- 
werbefreund, soweit zu sehen, bisher keine zusammenfassenden, über- 
sichtlichen Berichte publiziert wurden. Die erwähnte Gewerbeför- 
derungsstelle hat Vorbereitungen getroffen für de Errichtung 
von Maschinenbezugsgenossenschaften; zunächst 
handelt es sich noch darum, das hierfür erforderliche Kapital sicher- 
zustellen (150—200 000 K), um dann die Genossenschaften zu akti- 
vieren. Hierbei sollen die Maschinenfabriken Mährens zur Unterstüt- 
zung (offenbar durch Gewährung von Rabatten bei Maschinenliefe- 
rungen) herangezogen werden. — Auf dem Gebiete der didakti- 
schen Gewerbeförderung wurde eine Reihe von Fach-, Buchhal- 
tungs- und Informationskursen veranstaltet. Diese gewinnen Bedeu- 
tung durch die bevorstehende Bucheinsicht und das Amt erhofft 
auch deshalb eine regere Beteiligung für die Zukunft, weil die in den 
Kursen vermittelten Kenntnisse Gegenstand der Meisterprüfung 
bilden werden. Eine erhebliche Versammlungstätigkeit des Gewerbe- 
förderungsamtes verfolgt den Zweck, diese Institutionen zu populari- 
sieren und auch in der Provinz dafür Interesse zu erwecken. Größere 
Geldmittel verwendet das Amt, wie schon oben angedeutet, für Lehr- 
lingshorte und -Heime. Ueber das Gebiet der Mittelstandspolitik im 
engeren Sinn greifen hinaus die Bemühungen des Amtes, die Haus- 
industrie, insbesondere soweit sie noch Volkskunst ist, zu organisieren. 
Hierbei ist das Hauptbestreben darauf gerichtet (und insofern sind 
auch diese Aktionen indirekt Gewerbeförderung im mittelständischen 
Sinne) die Erzeugnisse dieser Heimarbeit ausschließlich zu Export- 

886) Allgemeine deutsche Gewerbezeitung, I. VII. 1913 und von Zeit zu Zeit 
alle Mittelstan:lsorranisationen. 
87) Mährisch-Schlesische Gewerbezeitung, 16. IV. 1913. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sosialpolitik. 37. 3. 67 


1040 Sozialpolitische Chronik. 


zwecken (nach Wien und dem Ausland) zu verwenden, »so daß jede 
Konkurrenzierung der Modeartikelhändler im Gebiete der Landes- 
hauptstadt Brünn unbedingt vermieden wird. 

An Aktionen für die Zukunft sind geplant: Erhebungen über die 
Arbeitsverhältnisse in den handwerksmäßigen Gewerben, Erhebungen 
über die Möglichkeit einer gewerblichen Exportförderung durch Er- 
richtung eines Landesmusterlagers auf einem bedeutenden Seehandels- 
platz 88); Errichtung einer chemisch-technischen Versuchsstation, 
welche aus Mangel an Mitteln verschoben werden mußte 9. 

Aus dieser Uebersicht schon geht hervor, daß die Landesgeiwerbe- 
förderung im Wesen dieselben Zwecke verfolgt, wie die staatliche, 
zentrale Gewerbeförderung, die von den Ministerien ausgeht. Es er- 
weist sich eben notwendig, diese durch Landesstellen zu unterstützen, 
weil anscheinend die ganze Aktion nur durch eine bis ins einzelne 
gehende Fürsorge Aussicht auf Erfolg verspricht. Namentlich ist die 
Einrichtung von Kursen, die bezwecken, die Genossenschaften über- 
haupt erst in Gang zu bringen und die Gewerbetreibenden über den 
Gebrauch ihrer Rechte zu belehren, eine der Haupttätigkeiten dieser 
Landesgewerbeförderungsämter, die damit zugleich ein Beweis dafür 
sind, daß die Gewerbegesetzgebung als solche nicht ausreicht 
und durch eine bis ins einzelne gehende Fürsorgetätigkeit der Re- 
gierung unterstützt werden muß. Auch in gewerblichen Kreisen 
klagt man darüber, daß der Mittelstand die ihm bereits zustehenden 
Rechte nicht zu nutzen verstehe 9%). Ebenso spricht es nicht sehr für 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und die Initiative des öster- 
reichischen Mittelstandes, daß sich die anderen Berufsgruppen ohne 
die oder neben der Gesetzgebung in ihren eigenen Organisationen 
rasch entwickeln und zu Einfluß gelangen, während die Ausbreitung 
einer detaillierten Fürsorgegesetzgebung für den Mittelstand (welche 
seine Autonomie und Aktionsfähigkeit außerordentlich gesteigert hat) 
nur die gesteigerte Verwaltungsfürsorgetätigkeit zur Konsequenz hatte. 

Aber nicht nur die Länder haben neben den Ministerien, also den 


8) Auch die niederösterreichische Landesgewerbeförderung hat ein ana- 
loges Projekt erwc gen, nämlich für Albanien ein schwimmendes Muster- 
lager zu gründen (Der Gewerbefreund, 30. IV. 1913.) Hierbei spielen politische 
Beweggründe stark mit und es ist sehr fraglich, ob sich dieser Plan als realısier- 
bar erweisen wird. 

89) Diese chemisch-technische Versuchsstation wurde übrigens im Oktober 
1913 eröffnet (Mährisch-Schlesische Gewerbezeitung, 1. X. 1913). 

90%) Gewerbliche Rundschau, 1. VIII. 1913. Hier wird darüber geklagt, 
daß — offenkundig aus persönlichen Reibereien — die offiziellen Organisationen 
des Handwerks zu keiner gedeihlichen Wirksamkeit gelangen könnten. Den 
Verbänden höherer Ordnung, welche die Gewerbe-Ordnung geschaffen hat 
kommen höhere Rechte zu als den deutschen Handwerkskammern, ohne daß 
sie sie zu nutzen verstehen. So äußert sich das offizielle Organ der steiermär- 
kischen Gewerbeförderung, das in seinem Wirkungskreis häufig auf Wider- 
stände gestoßen sein mag, die nicht in Mängeln der Gesetzgebung, sondern 
in der Schwierigkeit lagen, die Gewerbetreibenden zu organisieren und in den 
Organisationen zur Aktivität zu bringen. 


— p 
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Zentralstellen, eine große Tätigkeit zur Förderung des Gewerbes ent- 
faltet, daneben betätigen sich fast alle Handels- und Gewerbekammern 
Oesterreichs (welche die Vertretung von Handel, Industrie und Ge- 
werbe sind, aber in erster Linie doch industrielle Interessen vertreten 
und auch von den Beiträgen der Industriellen und des Großhandels 
größtenteils erhalten werden) in derselben Richtung. Die Berichte 
der einzelnen Kammern zeigen eine große Monotonie; es handelt sich 
stets um dieselben Aktionen, weshalb es auch genügen möge, auf die 
Berichte der Wiener Handels- und Gewerbekammer hinzuweisen, 
deren Bemühungen die der anderen Kammern weitaus übertreffen, 
weil das Wiener Gewerbe außerordentlich zahlreich ıst und großen 
Einfluß, auch politisch, besitzt. Die Aufwendungen der Wiener 
Kammer für die Gewerbeförderung sind in den letzten Jahren konstant 
gestiegen; sie betrugen 9): 


Hiervon entfallen auf: 


didaktische Ge- wirtschaftliche Ge- technische Ge- 

werbeförderung: werbeförderung: werbeförderung: 
IQIO: 114 237 K 55 103 K 54 186 K 4947 K 
IQII: 112767 K 50 564 K 56 640 K 5502 K 
IgI2! 140283 K 67 975 K 63 580 K 8728 K 


Die Gewerbeförderungsaktionen der Wiener Kammer im einzel- 
nen sind 9): r. Gewährung von Investitions- und Betriebskrediten 
an gewerbliche Vereinigungen. Die Außenstände betrugen anfangs 
1912 mehr als 70 000 K. Diese Summen werden ziemlich regelmäßig 
wieder zurückgezahlt und sind in den obigen Aufstellungen nicht ent- 
halten; sie dienen dazu, Produktivgenossenschaften der einzelnen 
Gewerbe zu ermöglichen oder ins Leben zu rufen; 2. neben der Ge- 
währung von Krediten ist zu erwähnen die Subventionierung 
der gewerblichen Unternehmungen, besonders Wirtschaftsgenossen- 
schaften (wirtschaftliche Gewerbeförderung«) ®); am  raschesten 
wachsen die Ausgaben 3. für die didaktische Gewerbeförderung. 
Hier handelt es sich in erster Linie um die Subventionierung von Fach- 
schulen oder -Kursen, welche die Genossenschaften eingerichtet haben, 
aber nicht aus eigenen Mitteln erhalten können. Erhebliche Mittel 
werden auch ausgewendet, um Lehrlingsarbeiten-Ausstellungen zu 
veranstalten und Lehrkräfte für gewerbliche Fachschulen heranzu- 
bilden. 4. Die technische Gewerbeförderung tritt gegenüber den 
anderen Zwecken zurück; ferner wurden Mittel zur Hinausgabe von 
Maschinen an einzelne Gewerbetreibende aufgewendet. Da aber die 
Rückzahlungen hierauf nur sehr spärlich eingelaufen sind, so wird 
gegenwärtig von dieser Art der Gewerbeförderung abgesehen ®. 


9) Berichte des Kleingewerbeförderungsaunsschusses über die Gewerbe- 
förderung der Handels- und Gewerbekammer in Wien (fur 1910: Z. 277 ex I9I1; 
fnr 1911: Z. 100 CX 1912; fur 1912; Z. 202 CX 1913). 

9$ Ebenda. 

9) Unter diesem Titel sind auch die unverzinslichen Darlehen an gewerb- 
liche Betriebe inbegriffen, die aus cinem besonderen Fonds gewahrt werden. 

9) Die Gewerbeförderungsinstitute der übrigen Kammern sind zugleich 

67” 
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Eine besondere Spezialität der Wiener Kammer bildet eine sehr 
umfangreiche und in ihrer Art auch, wie es scheint, nicht erfolglose 
Aktion zur Hebung der niederösterreichischen Kleineisenindustrie. Zu 
diesem Zwecke wurde im Jahre 1888 eine eigene Stiftung ins Leben 
gerufen, der erhebliche Mittel zur Verfügung stehen und die im Wesen 
durch Errichtung von Fachschulen (die nunmehr vereinigt wurden) 
einen tüchtigen gewerblichen Nachwuchs heranziehen und außerdem 
in einer besonderen Werkstätte den angeschlossenen Gewerbetreiben- 
den Vorprodukte liefern sollen ®). Für die letzteren Zwecke ist ein 
ausgedehnter »Hilfswerkstättendienst« ins Leben gerufen worden, 
während dem einzelnen Gewerbetreibenden dann die letzten Stadien. 
insbesondere die Verfeinerung der Produkte, obliegen ®%). Diese bis- 
her in größerem Umfange durchgeführte Aktion ist jedoch in ihrer 
Art vereinzelt geblieben; dort, wo nicht erhebliche Mittel von dritter 
Seite zur Verfügung gestellt werden, ist es außerordentlich schwer, 
aus der Mitte des Gewerbes selbst die nötigen finanziellen Mittel und 
schwerer noch, die organisatorischen Kräfte zu finden, die eine solche 
Aktion erfolgreich in die Wege leiten könnten. 

Wenn man das Gebiet der österreichischen Mittelstandspolitik 
abschließend überschaut, so gewinnt man den Eindruck, daß sich die 


z. T. ausführende Organe für die Gewerbeförderungsbestrebungen der Kron- 
länder. So spielt in der Gewerbeförderung der Handes- und Gewerbekammer 
von Prag die Subvention des Landes und des Ministeriums eine große Rolle 
(76 000 K. bei Gesamteinnahmen von 138 000 K.). Die Tätigkeit des Pra- 
ger Gewerbeförderungsinstitutes erstreckt sich auf die Abhaltung von Kursen, 
Unterhaltung von Prüfungsstätten mancher Art, Erteilung von Ausküntten, 
Unterstützung von Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften usw, (XIV. 
Ber. des Gewerbeförderungsinstitutes der Handels- und Gewerbekammer in 
Prag über die Tätigkeit i. J. 1912, Prag 1913). Ganz ähnlich steht es mit 
dem analogen Institut zu Schlesien, welches von der Troppauer Handelskammer 
geführt wird. Auch hier spielen die Fachkurse die ausschlaggebende Rolle und 
es erweist sich die Fortbildung des Gewerbes zur Konkurrenzfähigkeit ohne eine 
besondere fortdauernde Weiterbildung als unzulänglich und damit zugleich die 
Meisterlehre als technisch rückständig (denn die Mehrzahl der Lehrlinge ist 
ohnedies bei Meistern in der Lehre, die nicht in der Lage sind, an solchen Fach- 
kursen teilzunehmen). Die Lehrlingshorte und -heime, welche auch von den 
Gewerbeförderungsinstituten subventioniert werden, sind dann im Grunde ein 
Mittel, die Meisterlehre zu konservieren und wirken so den Zwecken der Gewerbe- 
förderung entgegen. (Ueber den Troppauer Gewerbeförderungsdienst vgl. den 
Tätigkeitsbericht f. 1912). 

9%) Diese Stiftung stellt ein Musterbeispiel moderner Gewerbeförderung 
dar. Nähere Details über sie, insbesondere ihre Entstehungsgeschichte, wird die 
Festschrift der Wiener Handelskammer enthalten, die anläßlich des 25 jährigen 
Bestehens der Stiftung demnächst (unter der Leitung von Dr. Sauter) heraus- 
gegeben werden wird. Diese Festschrift wurde mir freundlichst bereits im 
Bürstenabzug zur Verfügung gestellt. 

%) Der Hilfswerkstättendienst scheint besonders. erfolgreich zu arbeiten, 
selbst das allgemein bemerkte Abflauen der Konjunktur machte sich wenig 
bemerkbar (Bericht über die Tätigkeit der Kaiser Franz Joseph-Stiftung für 
1912, S. 9). 
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überschwenglichen Hoffnungen, die sich an die moderne Gewerbe- 
gesetzgebung, namentlich die Novelle des Jahres 1907, geknüpft ha- 
ben, nicht in Erfüllung gegangen sind. Noch mehr als früher sind die 
Organisationen des Gewerbes, auch die mit neuen Kompetenzen 
ausgestatteten Zwangsorganisationen niederer und höherer Ordnung 
in die Einflußsphäre der jeweils herrschenden politischen Partei ge- 
raten. Die Unzufriedenheit unter den Gewerbetreibenden ist daher 
im Steigen 9°). Die autonomen Organisationen sowohl als die Zwangs- 
verbände der Gewerbetreibenden haben außer Forderungen an die 
Gesetzgebung und an die Stellen für Gewerbeförderung bisher wenig 
geleistet. Namentlich die wirtschaftliche Selbsthilfe erweist sich nur 
bei einer kräftigen Unterstützung von seiten einer Gewerbeförderungs- 
stelle aus als erfolgreich, und der Umstand, daß auch die fachliche Aus- 
bildung des Nachwuchses und die Einrichtung von Kursen für die 
Meisterprüfung fast ausschließlich auf die Mitwirkung der Gewerbe- 
förderungsstellen angewiesen ist, ist ein bündiger Beweis dafür, daß 
die Mittelstandspolitik, mehr als die Politik zugunsten irgend einer 
anderen Klasse der Gesellschaft, an die Tätigkeit, an eine von 
Schritt zu Schritt fortgesetzte, unermüdliche Mithilfe offizieller Stellen 
gebunden ist — daß der österreichische Mittelstand, soweit er einer 
Hilfe bedarf, auch unter den günstigsten gesetzlichen Bedingungen 
nicht durch Selbsthilfe alleın zu günstigen Ergebnissen gelangt. Und 
gar die neueste Form der offiziellen Mittelstandspolitik, die Förde- 
rung der Qualitätsarbeit®) und die Heraushebung mög- 


9°) Sie findet ungezwungen ihre Erklärung in der schweren Krise, unter 
welcher das österreichische Wirtschaftsleben seit langem und auch gegenwärtig 
noch leidet; diese hat sowohl den Export des Gewerbes zurückgedrängt, als auch 
die Kaufkraft des heimischen Marktes geschwächt. Trotz dieser ungünstigen 
Umstände und trotz der fortschreitenden Industrialisierung ist jedoch die Zahl 
der selbständigen Gewerbebetriebe in ständigem raschem Wachstum be- 
griffen. Hierfür haben wir allerdings keine Daten allgemeiner Betriebszählungen, 
sondern bloß lokale Erhebungen der Handels- und Gewerbekammern. Darnach 
sticg die Zahl der selbständigen Gewerbebetriebe 1902/1912 im Reichenberger 
Kammersprengel von 106 235 Betrieben auf 1280673 Betriebe (um 20,8409). 
Hiervon waren Industriegewerbe: 83 232 (+ 15,69.) und Handelsgewerbe: 
45,144 (+ 31,04°,). Von diesem Zuwachs von 22 000 Gewerben entfielen auf 
die letzten 3 Jahre (1909/12) die Hälfte, namlich mehr als 11 ooo Gewerbe. In 
der gleichen Zeit (1900/10) hatte sich die Bevölkerung des Kammerbezirks bloß 
um 6,50, vermehrt (von ca. 2 Millionen auf 2 127 000 Personen). In dem Zu- 
wachs sind zwar auch die industriellen Betriebe inbegriffen, doch dürften nu- 
merisch die kleingewerblichen Unternehmungen weitaus überwiegen, (Allge- 
meine deutsche Gewerbezeitung, 15. III. 1913.) Es wachsen also am raschesten 
die Handelsgewerbe. Achnliche Resultate ergibt die analoge Statıstik der Br ü n- 
ner Handels- und Gewerbekammer. Hier ist derrelative Zuwachs sogar 
noch größer, die Zahl der Gewerbe- und Handelsbetriebe vermehrte sich näm- 
lich von 1902 bis 1912 um 14 255 Gewerbe, oder um 30°,. Auch hier ist das 
Wachstum rascher als das der Bevölkerung; 1902 betrugen die Gewerbetreiben- 
den 4°, der Bevölkerung, 1910 jedoch durchschnittlich 5°,,. (Mährisch-Schle- 
sische (sewerbezeitung, 16. VIII. 1913). 

%) Das Prinzip der Qualitätsarbeit als leitender Gesichtspunkt der staat- 
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lichst großer Teile des Gewerbes über die Sphäre des Kleinhandwerks, 
die Einführung künstlerischer Gesichtspunkte in die Betriebe, wird 
auch dort, wo sie Aussicht auf Erfolg haben kann, nur unter fortge- 
setzter, unermüdlicher Beihilfe der Gewerbeförderung, nicht aber 
durch Selbsthilfe der mittelständischen Schichten realisiert werden 
können. Man kann daher nach den Ergebnissen der österreichischen 
Mittelstandspolitik sagen: Je größeren Spielraum die Mittelstands- 
politik unter der staatlichen Sozialpolitik überhaupt einnimmt, desto 
stärker wird auch die unmittelbare Beeinflussung des Wirt- 
schaftslebens bis in seine einzelnen Aeußerungen durch den Staat 
sein; beschränkte sich die Arbeitersozialpolitik auf Errichtung zen- 
traler Versicherungsinstitutionen oder die allgemeinen Arbeiterschutz- 
vorschriften, so bedeutet die Weiterführung der Mittelstandspolitik 
nach dem österreichischen System eine immer stärkere, immer um- 
fassendere Organisation großer Gebiete des Wirtschaftslebens durch 
die Zwangsvorschriften der staatlichen Gewalt und Verwaltungs- 
maßnahmen autoritärer staatlicher oder offizieller Stellen. Das Wirt- 
schaftssystem, das in der Konsequenz dieser Bestrebungen liegt, 
dürfte nicht unzutreffend mit dem Namen: Sozialismus für Klein- 
gewerbetreibende umschrieben sein 99). 

lichen Gewerbeförderung ist kein Novum. Es wird schon seit mehreren Jahren 
vertreten. Doch dienen die einzelnen Aktionen bisher fast ausschließlich 
rein wirtschaftlichen Zwecken, sie wollen das Gewerbe unmittelbar konkurrenz- 
fähiger machen, ohne daß die Anleitung zur Qualitätsarbeit dabei be- 
sonders in den Vordergrund tritt. Sollte aber dieser Gesichtspunkt wirklich zur 
Wirksamkeit gelangen, dann wäre das natürlich erst recht nur durch gesteigerte, 
konstante Tätigkeit der offiziellen Stellen möglich. Außerdem wäre diese Ge- 
werbeförderung zugleich ziemlich gleichbedeutend mit dem Verzicht darauf, 
das Gewerbe generell zu »sretten«. Sind es doch gerade meist nur die leistungs- 
fähigsten, auch jetzt in ihrer Existenz nicht gerade bedrohten Gruppen des Ge- 
werbes, in welchen der Gedanke der Qualitätsarbeit überhaupt Boden finden 
kann. 

9») In diesem Abschnitt der Chronik wurden die Bestrebungen der D e- 
tailhändler in Oesterreich (von dem Kampf gegen den Hausierhandel 
abgesehen) keiner näheren Untersuchung unterzogen, Soweit zu sehen, weichen 
sie kaum von den analogen Bemühungen in Deutschland ab. So scheinen jetzt 
allmählich die Detailhändler für die Einrichtung der Rabattsparvereine Inter- 
esse zu gewinnen (vgl. einen Bericht an das Gremium der Wiener Kaufmann- 
schaft über »\esen und Bedeutung des Rabattvereinse, Z. 1004 ex 1913), ebenso 
wie auch die kaufmännischen Korporationen sich gegen alle Steuererleichterun- 
gen aussprechen, die den Konsumvereinen, wie allen nicht auf Gewinn berechneten 
Erwerbs- und Wirtschaftgenossenschaften gewährt werden sollen. Im ganzen 
deckt sich die Politik der kaufmännischen Kreise ohne Rücksicht auf die Größe 
des Betriebs (vgl. Protokoll des 2. ordentl, Verbandstages des Zentralverbandes 
der Kaufleute, 23. VI. 12), wenn auch die Großkaufleute mehr die allgemeine 
wirtschafts- und sozialpolitische Gesetzgebung beeinflussen, während die Klein- 
kaufleute in ihrer Politik mit den Gewerbetreibenden parallel gehen. Diese 
mehr graduellen Differenzen kommen auch in den Organisationen der einzelnen 
Gruppen zum Ausdruck. 
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Preisaufgabe der Holtzendorff-Stiftung. 


Die Holtzendorff-Stiftung stellt als eine Preisaufgabe folgendes 
Thema: 


»Das Progressivsystem im Strafvollzug.« 


(Es wird eine Darstellung des progressiven Strafvollzugs in den Staa- 
ten, die dies System bereits bei sich eingeführt haben, verlangt. Daran 
hat sich eine Erörterung des Systems de lege ferenda anzuschließen.) 

Die Preisarbeiten, welche in deutscher, französischer, englischer 
oder italienischer Sprache abgefaßt werden können, aber mit lateini- 
schen Lettern geschrieben sein sollen, müssen bis spätestens am 
I. Oktober 1914 an den Schriftführer der Stiftung, Herrn Justiz- 
rat Dr. Adolf Halle zu Berlin W. 8, Kronenstraße 56, einge- 
schickt werden. 

Sie sind mit einem Erkennungswort zu versehen; ein versiegelter 
Briefumschlag mit gleichem Erkennungswort ist beizufügen, in dem 
der Name und die Wohnung des Verfassers angegeben sind. 

Ueber die eingegangenen Arbeiten entscheidet ein dreigliedriges 
Preiszericht. 

Die Arbeit, welche von dem Preiszericht als die beste und zugleich 
des Preises würdigste anerkannt wird, erhält den ausresetzten Preis 
von 1200 Mk.; doch steht es dem Preisgericht frei, den Preis unter 
zwei ihm gleichwertig scheinende Arbeiten zu verteilen. Die preis- 
gekrönten Arbeiten werden mit der Auszahlung des Preises aus- 
schließliches literarisches Eigentum der Holtzendorff-Stiftung, deren 
Vorstand auf Vorschlag des geschäftsführenden Ausschusses über 
die Veröffentlichung und Uebersetzung Bestimmungen tritft. Die 
nicht preisgekrönten Arbeiten werden den Verfassern zur freien 
Verfügung zurückgesandt. Die EntschlieBung des Preiszerichts wird 
in den Mitteilungen der Internationalen Kriminalistischen Vereinigung 
veröffentlicht. 

Anfragen und Mitteilungen, welche dieses Preisausschreiben be- 
treffen, sind an den Schrittiührer zu richten. 
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